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viii  Vorrede. 

habe  ich  mich  bemüht,  systematisch  nach. damaliger  Römischer 
Anschauung  darzustellen. 

Bei  der  Erforschung  des  älteren  Römischen  Criminalrechtes 
im  ersten  Bande  war  ein  Eingehen  auf  die  gesammte  Staats- 
verfassung nothwendig:  bei  den  Schwurgerichten  war  dies  nur 
in  Bezug  auf  die  Sullanischen  Einrichtungen  der  Fall.  Dennoch 
ist  die  Menge  des  unmittelbar  nothwendigen  Stoffes  gross  und 
die  Untersuchung  oft  weitverzweigt,  ich  bedauere,  dass  es  mir 
deshalb  unmöglich  geworden  ist,  innerhalb  des  zweiten  Bandes 
eine  Schilderung  auch  des  Römischen  Criminalprocesses  zu  geben 
und  die  an  verschiedenen  Stellen  zerstreuten  Ergebnisse  zu  einem 
allgemeinen  Bilde  zu  vereinen.  Die  Vorarbeiten  dazu  sind  voll- 
endet, ich  behalte  mir  vor,  sie  zu  einer  besonderen,  nach  an- 
derem Plane  angelegten  Arbeit  zu  verwenden. 

Berlin,  den  2.  Juni  1868. 
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Erstes  Capitel  1 

Gegenstand  der  Untersuchung  die  Schwurgerichte.  Ihre  Wichtig- 
keit für  die  Zeit  der  Republik.  Gewöhnliche  Meinung  aber  ihreq 
Ursprung  aus  den  Volksgerichten  und  deren  Widerlegung.  Ent-  ^ 
stehung  der  Schwurgerichte  aus  dem  Senate.  Das  erste  Schwur- 
gericht oder  der  erste  stehende  Gerichtshof  wird  über  Erpressung 
(repetundae)  eingesetzt,  aber  nicht  unmittelbar  durch  das  Calpur- 
nische  Gesetz  vom  Jahre  149  v.  Chr.  Er  wird  der  Bundesgenos- 
sen halber  gegründet.  Beispiele  von  Untersuchungen  über  Be- 
drückung der  Bundesgenossen  vor  dem  Calpumischen  Gesetze, 
namentlich  gegen  Statthalter  Spaniens.  Sie  werden  im  Namen  des 
Senates  gefuhrt    Recuperatores.    Verfahren. 

Zweites  Capitel  ^  19 

Befngniss  des  Senates,  selbständig  über  die  Klagen  der  Bundes- 
genossen zu  entscheiden.  Schilderung  des  Verfahrens  nach  dem 
Erlasse  des  Calpumischen  Gesetzes.  Klagen  der  Macedonier  gegen 
D.  Junios  Silanus  und  väterliches  Gericht  darüber,  obwohl  die 
Entscheidung  vor  den  Senat  gehört.  Andere  Processe  nach  dem 
Calpnrnischen  Gesetze  und  Folgerungen  aus  den  Berichten  über 
dieselben.  VerMren  bei  dem  stehenden  Gerichtshofe  über  Er- 
pressung. Vorsitzende,  Einleitung  des  Processes,  Richter,  ihre 
Zahl  und  Ernennung. 

Drittes  Capitel  32 

Die  Einsetzung  des  ersten  stehenden  Gerichtshofes  erfolgte  nicht 
durch  ein  Gesetz,  sondern  durch  Senatsbeschluss.  Früheres  Ver- 
hältniss  der  Römischen  Beamten  und  der  unterworfenen  Völker, 
nur  durch  die  Sitte,  nicht  durch  ein  Gesetz  geregelt  Vermeint- 
licbes  Porcisehes  Gesetz.  Porcisches  Gesetz  über  die  Thermesser. 
Leistungen  der  Bundesgenossen  an  die  Römischen  Beamten.  In- 
halt des  Calpumischen  Gesetzes.  Es  handelte  über  Gelder,  welche 
von  den  Beamten  zurückgefordert  werden  durften,  nicht  über  die 
Form  des  Verfiedirens.    Erwähnung  bei  den  Schriftstellern  und  in 
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deu  uns  erhaltenen  Bruchstücken  eines  Gesetzes.  Actio  sacramenio. 
angewendet  auf  Klagen  wegen  Erpressung  und  aus  alter  Zeit  stam- 
mend, beibehalten  fiir  Römische  Bürger  durch  das  Calpurnische 
Gesetz.  Die  erste  quitcsiio  perpetua  nur  für  Bundesgenossen  er- 
richtet. Junisches  Gesetz  und  dessen  vermuthlicher  Inhalt.  Zu- 
sammenfassen der  Ergebnisse  der  Untersuchung. 

Viertes  Capitel  54 

Bis  zu  den  Gracchen  gab  es  keinen  stehenden  Genchtshof  als  den 
über  Amtsverbrechen.  Vei-such  von  Ti.  Gracchus,  ein  Richterge- 
setz zu  geben.  C.  Gracchus'  Gesetz.  Nachrichten  der  Schriftstel- 
ler daiüber  und  Widerspruch  unter  denselben.  Ansichten  der  Neue- 
ren, welche  denselben  nicht  gelöst  haben.  Livius'  Zeugniss  erklärt, 
die  der  übrigen  Schriftsteller  vereint.  Die  Theilung  der  Gerichte 
nach  dem  Sempronischen  Gesetze,  welches  den  Rittern  allein  die 
neuen  Schwurgerichte  überträgt,  dagegen  die  Privat-  und  gewöhn- 
lichen Crim inaiger ichte  den  Senatoren  lässt. 

Fünftes  Capitel  68 

Tacitus'  Zeugniss,  in  welchem  das  Sempronischc  <jesetz  mit  den 
Anordnungen  der  Kaiser  verglichen  wird.  Nachricht  Appians  über 
die  Folgen  des  Sempronischen  Gesetzes.  Schlüsse  daraus  über  den 
ümfting  desselben.  Es  enthielt  eine  Bestimmung  über  ungerechte 
Urthei Isprüche,  welche  in  spätere  Gesetze  überging,  umfasste  auch 
Amtserschleichung.  Seine  Ausdrücke  waren  so  allgemein,  dass  es 
auf  alle  Amtsverbrechen  angewendet  werden  konnte. 

Sechstes  Capitel  81 

C.  Gracchus  machte  die  Geschworenen  zu  Stellvertretern  der  Volks- 
gemeinde und  gab  ihnen  die  Bcfugniss  zu  strafen:  sie  selbst  sind 
unverantwortlich.  Entstehung  des  Ritterstandes  aus  den  Richtern : 
welche  Bedingung  Gracchus  für  die  Wahl  dazu  aufstellte.  Die  von 
ihm  selbst  angefertigte  Richterliste  ist  eine  dauernde,  nicht  eine 
jährliche.  Die  Vorsitzenden  der  Schwurgerichte.  Zahl  der  Präto- 
ren und  der  Provinzen,  verlängerte  Amtsdauer  der  Prätoren.  C. 
Gracchus'  Gesetz  über  die  consularischen  und  prätorischen  Pro- 
vinzen. Schwanken  in  dem  Amte  der  Prätur:  ein,  später  zwei 
Prätoren  ausschliesslich  für  die  Schwurgerichte  bestimmt.  Anzahl 
und  Auswahl  der  Geschworenen  für  den  einzelnen  Process.  Be- 
amte und  Senatoren  werden  von  dem  Sempronischen  Gesetze  be- 
troffen, die  ersteren  nur  nach  Ablauf  ihres  Amtes.  Politische  und 
rechtliche  Folgen  des  Gesetzes. 

Siebentes  Capitel  99 

Nothwcndigkcit  eines  neuen  Richtergesetzes.  Verschiedene  Ansich- 
sichten  über  die  uns  erhaltenen  Bruchstücke  eines  Richtergesetzes. 
Nachrichten  über  den  Inhalt  des  von  den  Schriftstellern  erwÜin- 
ten  Acilischen  und  Servilischen  Gesetzes  und  Beweis ,  dass  beide 
über  alle  Amtsverbrechen,  nicht  über  Erpressungen  allein  handeln. 
Inhalt  des  uns  inschriftlich  überlieferten  Gesetzes :  es  bezog  sich 
ebenfalls  nicht  ausschliesslich  auf  das  Verbrechen  der  Erpressung, 
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sondern  auf  alle  AmtsYerbrechen  überhaupt  Der  Name  Repetun- 
dengesetz  und  der  Sprachgebrauch  in  Bezug  auf  die  Gesetze  und 
die  Verbrechen.  Name  des  Gesetzes,  welchem  die  inschriftlichen 
Bruchstücke  angehören.  Verhältniss  des  Acilischen  und  Servili- 
sehen  Gesetzes  zu  einander.  Zeit  des  Acilischen  Gesetzes.  Er- 
wähnung desselben  in  einer  Griechischen  Inschrift.  Beweis,  dass 
die  uns  erhaltenen  Bruchstücke  dem  Acilischen  Gesetze  angehören. 
Erwähnung  des  Rubrischen  Gesetzes. 

Achtes  Capitel  116 

Die  jährliche  Aufstellung  der  Richterliste  war  der  IlauptfoHsohritt 
des  Acilischen  Gesetzes  und  voi-theilhaft  far  den  Senat  Ein  be- 
sonderer Prätor  damit  beauftragt.  Richterliste  sowohl  für  das 
laufende  Jalir,  als  auch  für  die  folgenden.  Zalil  der  jährlichen 
Richter.  Bedingungen  für  die  Wahl  derselben  und  Pflicht  des 
Prätors  dabei.  Auswahl  der  Richter  für  den  einzelnen  Process. 
Lückenhaftigkeit  der  uns  erhaltenen  Bruchstücke,  welche  kein  siche- 
res Yerständniss  ermöglichen.  Bisherige  Ansichten  und  Wider- 
legung derselben.  Vermuthung  über  die  Auswahl  der  Richter,  be- 
gründet durch  das  in  den  früheren  recuperatorischen  Gerichten 
übliche  Verfahi*en.  Möglichkeit  einer  Ergänzung  der  Binichstücke 
und  Erklärung  derselben.  Zahl  der  Geschworenen  in  den  einzel- 
nen Processen. 

Neuntes  Capitel  131 

Die  von  dem  Acilischen  Gesetze  Betroffenen:  es  sind  nur  Beamte 
und  Senatoren.  Wie  dieselben  aufgezälilt  und  bezeichnet  waren. 
Die  Verbrechen  im  Acilischen  Gesetze:  es  sind  alle  Amtsverbre- 
chen. Aufzählung  derselben,  Betrachtung  der  uns  erhaltenen 
Bnichstücke,  Erpressung  und  Annalime  von  Geschenken.  Vermu- 
thung der  Gelehrten  ül>er  das  mit  dem  1.  Mäi-z  beginnende,  mit 
dem  1.  September  schliessende  sogenannte  Gerichtsjahr.  Bestim- 
mungen über  die  Anwälte.  Anklage  der  Beamten  während  ihres 
Amtsjahres. 

Zehntes  Capitel  146 

Weitere  Bestimmungen  des  Acilischen  Gesetzes,  nach  den  uns  er- 
haltenen Bnichstücken  dargestellt  Untersuchung  gegen  die  Erben 
des  Verurtheilten.  Herbeischafien  der  Beweismittel  namentlich  der 
Zeugen,  deren  Zahl  beschränkt  wird.  Vermeintlicher  Eid  der  Ge- 
schworenen. Aufschub  des  Termines.  Fällen  des  Urtheils,  Rich- 
tereid, Berathung  der  Richter,  Abstimmung.  Zwei  Drittel  der  An- 
wesenden müssen  das  Urtheil  fällen.  Folgerungen  aus  dieser  Be- 
stimmung. Art  der  Abstimmung.  Gegen  den  Angeklagten  ist  keine 
zweite  Anklage  vor  demselben  Gerichtshofe  zulässig,  ausser  in  be- 
stimmten Fällen.  Nach  der  Verurtheilung  Stellen  von  Bürgen, 
die  Strafeumme  vorläufig  vom  Prätor  festgesetzt  Schätzung  der 
Processe  (/t/tttm  aesUmatio).  Auszahlung  des  Geldes  an  die  Klä- 
ger. Ver&hren,  wenn  der  Verurtheilte  die  Strafsumme  nicht  ent- 
richten kann.     Sicherung  des  Processveifahi-ens  gegen    den  Ein- 
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Spruch  der  Beamtea  und  yolkstribuiien.  Erwähnung  des  Calpur- 
nischen  und  Junischen  Gesetzes.  Praevaricatio.  Belohnungen  der 
glücklichen  Ankläger,  Bürgerrecht,  Provocationsrecht ,  andere  Be- 
lohnungen :  Abstufung  dabei  nach  dem  Stande  des  Anklägers.  Ende 
des  Gesetzes,'  lückenhaft  und  unverständlich.  Inhalt  des  uns  feh- 
lenden Theiles. 

Eilftes  Gapitel  183 

Wichtigkeit  der  uns  erhaltenen  Bruchstücke  des  Acilischen  Ge- 
setzes. Charakter  und  Bedeutung  desselben.  Seine  Geltung  für 
den  einzigen,  damals  bestehenden  Gerichtshof  über  Amtsverbrechen. 
Stellung  des  Gesetzes  zu  den  politischen  Parteien.  Streben  nach 
Gerechtigkeit  in  der  Verwaltung,  worauf  das  Bestehen  des  Reiches 
beruhte.  Dauer  des  Acilischen  Gesetzes.  Die  beiden  Servilischen 
Gesetze  und  die  Zeit,  in  welcher  sie  gegeben  wurden.  Inhalt  des 
Gesetzes,  welches  der  Cousul  Q.  Ser\'iliu8  Caepio  erliess. 

Zwölftes  Gapitel  196 

Gesetz  des  Volkstribuncn  C.  Servilius  Glaucia.  Politischer  Anlass 
zu  demselben.  Es  betrifft  nicht  nur  das  Verbrechen  der  Erpres- 
sung, sondern  alle  Amtsverbrechen,  welche  allein  vor  das  Schwur- 
gericht gehören.  Es  änderte  weder  den  Begriflf  der  Verbrechen 
noch  die  Strafen  der  Verurtheilten,  noch  den  Kreis  der  vom 
Schwurgericht  bcti'oflfenen  Personen.  Dagegen  gab  es  neue  Be- 
stimmungen über  die  Belohnungen  der  Ankläger,  über  die  Ein- 
treibung der  Strafgelder,  welche  auch  von  Andern  als  den  unmit- 
telbar Schuldigen  beigetrieben  werden  dürfen.  Einführung  der 
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Erweiterung  durch  das  Gesetz  des  Volkstribunen  Sex.  Peduca^us 
vom  Jahre  113  v.  Chr.  Incest  der  Vestalischen  Jungfrauen  und 
Bestrafiing  desselben  durch  ein  weltliches  Gericht.  Memmisches 
Gesetz.  Allgemeine  Geltung  des  Pedueäischen  Gesetzes.  Gesetz 
des  Tribunen  C.  Manilius  Limet<vnu8  vom  Jahre  110  v.  Chr.  über 
die  vom  Könige  luguiiha  verübten  Bestechungen.  Es  ist  auf  einen 
einzelnen  Fall  beschränkt  und  ordnet  ein  ausserordentliches  Ge- 
richt an. 
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dene  Meinungen  über  dasselbe  und  Beweis,  dass  es  in  Appulejus' 
eratem  Tribunate  gegeben  wurde.  Begriffsbestimmung  der  Verrin- 
g^rang  der  Majestät,  einzelne  Fälle  derselben  und  Anwendung 
namentlich  auf  die  Unverletzlichkeit  der  tribunicischen  Gewalt 
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richten über  Drusus'  Gesetz  wird  die  Befugniss  der  Schwurgerichte 
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Gesetzes.  Es  selber  hatte  allgemeine  Bedeutung  und  übertrug  den 
Begriff  der  verringerten  Majestät  auf  die  auswärtigen  Verhältnisse 
zu  fremden  Völkern.  Beweise  dafür.  Das  Verfahren  wird  nicht 
geändert  Umgestaltung  der  politischen  Lage  durch  Erthei- 
Inng  des  vollen  Bürgerrechtes  an  die  Italiker.  Das  Gesetz  des 
Volkstribunen  M.  Plautios  Silvanus  vom  Jahre  89  v.  Chr.:  es 
überträgt  unter  Aufhebung  aller  Beschränkungen  die  Wahl  der 
Geschworenen  an  die  einzelnen  Tribus.  Zeitbestimmung.  Zahl 
der  Geschworenen  und  Beweis,  dass  alle  bisherigen  Schwurgerichte 
nm*  für  Amtsverbrechen  galten. 
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über  Gewaltthätigkeit  Nachrichten  darüber,  sein  Urheber  und 
seine  Entstehungszeit  Es  bezog  sich  nur  auf  die  Gewaltthätig- 
keit von  Beamten  und  Senatoren.  Lutatisches  Gesetz  über  Gewalt- 
thätigkeit Die  Zeit,  in  der  es  gegeben  wurde,  und  Widerlegung 
deijenigen,  welche  es  bezweifeln.  Inhalt  desselben.  Process  gegen 
M.  Caelius  Rufus  und  Ciceros  Vertheidigung.  Der  Process  wurde 
nach  dem  Lutatischen  Gesetze  geführt  und  Caelius  war  Römischer 
lUtter.  Unterschied  des  Plautischen  und  Lutatischen  Gesetzes. 
Besondere  Bestimmung  des  letzteren  über  das  Verfahren.  Begriff 
der  Gewaltthätigkeit  Es  ist  ein  politisches  Verbrechen  und  schon 
der  Versuch  dazu  strafbar.  Der  Begriff  ist  in  den  beiden  Gesetzen 
verschieden  aufgefasst    Strafe. 
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Rückblick  auf  den  vergangenen  Zeitraum,  der  kein  allgemeines 
Gesetz  üt)er  das  Criminalrecht  hervorbrachte,  sondern  nur  nach 
politischen  Rücksichten  das  Schwui^ericht  schuf.  Das  gewöhnliche 
Strafverfahren  befriedigte.  Uebersicht  über  die  Entstehung  dessel- 
ben und  Zustand  vor  Sulla.  Es  war  dreifach.  Erstlich  das  ordent- 
liche durch  die  beiden  Prätoren  oder  andere  Verwaltungsbeamten. 
Das  Recht  der  Provocation  und  die  richterliche  Thätigkeit  der 
Volkstribunen.  Veränderungen  durch  die  Verleihung  des  Bürger- 
rechtes an  Italien.  Zweitens  das  ausserordentliche  Verfahren  der 
Volkstribunen  vor  dem  Volke.  Seine  Beschränkung  durch  die 
Schwurgerichte.  Drittens  die  Schwurgerichte  über  Amtsverbrechen, 
durch  welche  eine  Controlle  der  Regierung  gefiihi*t  werden  sollte. 
Sie  entscheiden  nur  über  streitige  Fälle,  wo  der  Angeklagte  we- 
der gestand  noch  auf  der  That  ertappt  war.  Die  Veranlassung 
zur  Aenderung  w^ar  eine  äussere  und  politische. 
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Zeit  und  Veranlassung  der  Sullanischen  Gesetzgebung.  Sullas  Aen- 
demngen  der  Verfassung  im  Jahre  88  v.  Chr.,  bald  nachher  auf- 
gehoben. Unbegründete  Zweifel  der  Neueren  an  den  damaligen 
Gesetzen.  Absicht,  den  Senat  durch  eine  gleiche  Zahl  von  Römi- 
schen Rittern  zu  ergänzen.  Die  Proscriptionen,  zuerst  die  Sullas 
im  Jahre  88,  welche  auf  gesetzliche  Weise  durch  Volksbeschluss 
geschahen ,  dann  die  der  Volkspartei ,  endlich  die  Sullas  vor  und 
während  seiner  Dictatur,  welche  anfangs  nach  Kriegsrecht  gescha- 
hen, später  gesetzlich  bestätigt  wurden.  Wiederherstellung  der  Ver- 
fassung vom  Jahre  88  v.  Chr.  Sullas  Dictatur  und  das  Valerische 
Gesetz.  Wie  Sulla  dasselbe  benutzte.  Die  Wirksamkeit  der  Sul- 
lanischen Gerichtsverfassung  begann  am  1.  Januar  80  v.  Chr. 
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Sullas  Verfassung  beruht  auf  der  Einschränkung  der  tribunicischen 
Macht,  welche  in  dem  damaligen  Zustande  des  Staates  schädlich 
war.  Allgemeine  Schilderung  von  Sullas  Verfassung,  ihre  Schwäche. 
Worin  die  Einschränkung  der  Volkstribunen  durch  Sulla  bestand. 
Sie  verlieren  das  Recht,  Comitien  zu  hatten,  damit  also  das  Recht 
der  Gesetzgebung  und  die  ausserordentliche  Gerichtsbarkeit  vor 
dem  Volke.  Wahl  der  Volkstribunen  in  dem  Senate  und  nur  Be- 
stätigung durch  das  Volk.  Sie  behalten  das  Recht,  contiones  zu 
halten,  ferner  das  Recht  des  Hülfeleistens  gegen  Beamte,  auch  den 
Einspruch  gegen  Senatsbeschlüsse,  der  aber  nur  aufschiebende  Wir- 
kung hat  Strafe  der  Tribunen,  welche  ihre  Befugnisse  überschrei- 
ten. AUmälige  Aufhebung  der  Beschränkungen  des  Tribunates. 
Einfluss  der  Tribunen  auf  die  Gerichtsbarkeit  zur  Zeit  ihrer  Be- 
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scfaränkimg.  Wie  Sulla  die  durch  die  Beschränkung  der  Tribunen 
in  der  Verfassung  entstandene  Lücke  ausfiillte. 
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Anordnungen  Sullas  in  Bezug  auf  die  richterlichen  Beamten.  Die 
Befugnisse  der  Consuln  nicht  verändert.  Die  Prätoren.  Ihre 
Amtskreise  vor  Sulla,  Aenderung  durch  G.  Gracchus.  Anordnung 
Sullas,  dass  die  Prätoren  der  Provinzen  vorher  ihr  Amt  in  der 
Stadt  bekleiden.  Zahl  der  Prätoren  auf  acht  erhöht.  Pomponius' 
Nachrichten  darüber  und  ihre  Glaubwürdigkeit.  Seine  Nachricht 
über  Sullas  Anordnungen  in  Betreif  der  Schwurgerichte  bestätigt 
und  erklärt.  Pomponius  und  die  Geschichtschrciber  über  die  Zahl 
der  PrStoren  unter  den  Kaisem.  Ihr  Widerspruch  und  Lösung 
desselben.  Pomponius  spricht  von  der  Zahl  der  ordentlichen  Prä- 
torenstellen,  die  Geschichtschreiber  über  die  Zahl  der  inirklich  er- 
nannten Prätoren.  Bedeutung  dieses  Unterschiedes  und  Nachweis 
desselben  zur  Zeit  der  Kaiser.  Eigenthümlichkeiten  der  Prätur 
im  Gegensatze  zum  Gonsulate.  Pomponius'  Ausdruck  und  Nach- 
richten über  die' Vermehrung  der  Prätoren  zur  Zeit  der  Republik 
erklärt.  Seine  Nachricht  über  Sullas  Anordnung:  dieser  schuf 
vier  ordentliche  Prätorenstellen  für  die  Leitung  der  von  ihm  er- 
richteten Schwurgerichte  über  gemeine  Verbrechen. 
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Das  Recht  der  Provocation  im  Strafverfahren.  Nachricht,  dass 
•  Sulla  es  aufgehoben  habe.  Innere  Wahrscheinlichkeit  derselben. 
Wie  dieselbe  zu  verstehen  ist.  Die  Wirkungen  des  Provocations- 
rechtes  bleiben  nach  Sulla  bestehen,  die  Gewalt  der  Beamten  wurde 
von  ihm  nicht  erhöht.  Das  Prdvocationsrecht  bei  Amtsverbrechen 
und  bei  gemeinen  Verbrechen.  Eine  Folge  desselben  ist  eine  Be- 
schränkung der  Strafen  des  Schwurgerichtes.  Sulla  verminderte 
die  richterliche  Gewalt  der  Beamten  und  schuf  eine  mildere  Art 
des  Strafverfahrens.  Andere  Vertheilung  der  Criminalgerichtsbarkeit. 
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Classen  von  Amtsverbrechen  und  Annahme,  dass  Sulla  ein  Gesetz 
gegen  Erpressung  gegeben  habe.  Angebliche  Erwähnung  desselben 
in  Giceros  Rede  für  C.*^  Rabirius.  Strafe  der  Erpressung,  welche 
Sulla,  wie  man  glaubt,  erhöht  habe.  Sullas  Gesetz  über  die  Pro- 
vinz Asien.  Vermeintliche  Bestimmungen  des  Comelischen  Gesetzes 
über  Erpressung.  Die  Provinzen  sammeln  Gelder  zu  Statuen  für 
die  Statthalter  und  zu  Festen  für  ihr  Andenken.  Beisteuern  der- 
selben für  Feste  und  Denkmale  in  Rom.  Angebliches  Verbot  Sullas 
gegen  den  Wucher  und  die  Käufe  der  Statthalter  in  den  Provin- 
zen. Alle  diese  Bestimmungen  beweisen  nicht  den  Erlass  eines 
Gesetzes  über  Erpressung  durch  Sulla.  Gründe  gegen  den  Erlass 
eines  solchen  Gesetzes.  Erhaltung  des  allgemeinen  Schwurgerich- 
tes über  Amtsverbrechen  durch  Sulla.  Seine  Anordnungen  über 
die  Wahlen  der  Beamten:  ein  besonderes  Comelisches  Gesetz  ge- 
gen Wahlomtriebe  giebt  es  nicht 
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Das  Cornelische  Gesetz  über  Majestätsverbrechen.  Vemnlassung 
dazu,  Erwähnung  desselben.  Es  bezog  sich  nur  auf  Beamte  oder 
Senatoren.  Gründe  für  diese  Beschränkung  und  politisclier  Cha- 
rakter des  Gesetzes.  Der  Begriff  des  Verbrechens  besteht  im  Ver- 
ringern der  Majestät  Auslegungen  desselben.  Anwendung  auf 
die  Beamten,  welche  entweder  Unerlaubtes  thun,  sowohl  in  der 
Stadt  als  in  den  Provinzen,  oder  Gebotenes  unterlassen.  Dadurch 
wird  das  Gesetz  zu  einem  allgemeinen  Gesetze  über  die  Verant- 
wortlichkeit der  Beamten.  Anwendung  desselben  auf  die  Militair- 
verhältnisse.  Besondere  Bestimmungen  über  das  Verfahren  ent- 
hielt es  nicht. 


1 
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Erster  Abschnitt.  ^ 

Die  Schwurgerichte  bis  anf  L.  Sullas  Gesetzgebung. 


Erstes  Capitel. 

GegoBstand  der  üntersiichiuig  die  Schwurgerichte.  Ihre  Wichtigkeit  für 
die  Zeit  der  Republik.  Gewöhnliche  Meimuig  über  ihren  ürspmng  ans 
den  Yolksgerichten  nnd  deren  Widerlegung.  Entstehung  der  Schwurgerichte 
au  dem  Senate.  Das  erste  Schwurgericht  oder  der  erste  stehende 
Goriehtshof  wird  tther  Erpressung  (repetundae)  eingesetxt,  aber  nicht 
inndttelbar  durch  das  Calpumische  Gesetx  Tom  Jahre  149  t.  Chr.  Er  wird 
der  Bundesgenossen  halber  gegründet.  Beispiele  Ton  Untersuchungen  aber 
BedrickuBg  der  Bundesgenossen  Tor  dem  Calpurnischen  Gesetxe,  nament- 
lich  gegen  Statthalter  Spaniens.    Sie  werden  im  Hamen  des  Senates 

geltihrt.    Recuperatores.   Terfahren. 

Im  ersten  Bande  habe  ich  das  Romische  Strafrecht  und  dessen 
Entwickelung  von  den  Anfängen  der  Königszeit  an  verfolgt  und 
einen  Theil  desselben  bis  zum  Ende  der  Republik  geschildert. 
Es  erscheint  beim  Beginne  des  Staates  im  engsten  Vereine  mit 
dem  Privatrechte:  den  Unterschied  bildet  nur  das  Urtheil,  das 
bei  dem  einen  auf  eine  Entscheidung  über  Eigenthum ,  bei  dem 
andern  auf  Verhängnng  einer  Strafe  hinausläuft.  Die  Trennung, 
welche  Servius  TuUius  versuchte,  hatte  keinen  Bestand:  erst 
nach  Gründung  der  Republik  wurde,  im  Anschlüsse  an  die  Vor- 
gänge der  Königszeit,  derjenige  Grundsatz  aufgefunden,  an  dessen 
Entwickelung  sich  die  Ausbildung  des  Strafrechtes  knüpft,  die 
Provocation,  d»  h.  das  Recht,  duss,  wo  der  Verbrecher  nicht  auf 
m  1 
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der  That  ertappt  war  oder  selbst  sein  Vergehen  eingestand,  die 
Entscheidung  über  Schuld  oder  Unschuld  von  dem  Volke  gegeben 
werden  durfte.  Dieser  Grundsatz  wurde  später  erweitert  und  näher 
bestimmt.  Es  knüpfte  sich  an  ihn  eine  Milderung  der  Todesstrafe 
und  zuletzt  das  thatsächliche  Ergebniss,  dass  dieselbe  selten  an- 
gewendet und  durch  den  bürgerlichen  Tod  ersetzt  wurde.  Am 
Ende  der  Republik  ging  P.  Clodius'  Gesetz  so  weit,  jede  Hin- 
richtung Römischer  Bürger  ohne  Einwilligung  des  Volkes  zu 
untersagen.  *)  Damit  war  der  Grundsatz,  auf  welchem  das  Rö- 
riHlche  Stjafrecht  ruhte,  umgestossen  :  folgerichtig  hätte  die  Ge- 
richtsbarkeit des  Volkes  häufigere  Anwendung  finden  müssen. 
Indessen  die  Unmöglichkeit  davon  sahen  Alle  ein.  Selbst  die 
eifrigsten  Freunde  des  Volkes  erkannten,  dass  es  wegen  seiner 
Unbeständigkeit  und  Leidenschaftlichkeit  bei  einem  vorgerückteren 
Standpunkte  des  Rechtes  für  das  Richteramt  untauglich  sei. 
Dazu  kam  die  äussere  Schwierigkeit,  eine  Volksversammlung  zu 
berufen.  Sie  war  vom  Begiune  der  Republik  an  bedeutend  ge- 
wesen, und  ihrethalben  zuerst  und  hauptsächlich  hatte  man  ein 
eigenthümliches  System  von  Beamten  geschaffen,  welches  in  der 
Regierung  selbst  einen  Gegensatz  und  eine  Vertretung  des  Volkes 
hervorbrachte.  Mit  dem  Wachsen  des  Staates  und  der  Stadt 
wurde  die  Volksversammlung  zu  richterlichen  Zwecken  immer 
untauglicher.  Man  konnte  auch  die  Macht  der  Beamten  nicht 
erweitern :  es  galt  als  oberster  Staatsgrundsatz  und  auf  ihm  be- 
ruhte die  Freiheit  der  Bürger,  der  Beamte  habe  das  Urtheil  nur 
zu  veranlassen  und  durchzufuhren,  fällen  aber  dürfe  er  es  nicht 
Es  musste  also  eine  andere  Form  der  Gerichte  erfunden  werden. 
Sie  hatte  die  Rechte  des  Volkes  zu  wahren,  die  Stellung  der 
Beamten  in  ihrer  Würde,  aber  auch  in  ihrer  Beschränkung  zu 
erhalten,  endlich  ein  stetiges  und  gleichmässiges  Verfahren  her- 
beizuführen. Dies  waren  die  Schwurgerichte.  Ueber  sie  soll 
der  zweite  Band  meiner  Untersuchungen  handeln. 

In  der  Blüthezeit  der  Römischen  Republik  erscheinen  als 
die  Hauptträger  der  Strafgerichtsbarkeit  „stehende  Gerichtshöfe", 
guaestiones  perpetuas.    Sie  werden  in  der  Zeit,  als   das  Reich 
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die  gebildete  Welt  beherrschte  und  Rom  der  Mittelpunkt  aller 
NatiooeD  war,  fast  als  einzige  Stätte  des  Griminalverfahrens  be- 
zeichnet Da  die  Verbrechen  bei  dem  Wachsen  der  Herrschaft 
und  der  Stadt  zunahmen,  da  innere  Zwistigkeiten  und  Aufruhr 
den  Staat  zu  zerrütten  anfingen  und  die  Democratie  die  Leiden- 
schaften in  Hohen  und  Niedrigen,  in  Regierenden  und  Regierten 
entfesselte,  waren  sie  die  Bewahrer  und  Rächer  des  Gesetzes. 
Fast  alle  auf  Verbrechen  bezüglichen  Reden  Gieeros  sind  in 
ihnen  gehalten.  Die  classische  Zeit  der  Staatsverfassung  und 
der  Literatur  ist  mit  ihnen  auf  das  Genaueste  verknüpft.  Durch 
die  Schwurgerichte  wurden  allmälig  die  Beamten-  und  Volks- 
gerichte verdrängt ,  nicht  weil  in  jenen  die  Möglichkeit  lag,  den 
Willen  des  Volkes  auf  bequeme  Weise  zur  Geltung  zu  bringen, 
sondeni  weil  in  ihnen  eine  Trennung  der  richterlichen  von  der 
verwaltenden  Gewalt  hervortrat,  wie  sie  früher  nicht  bestanden 
hatte  und  doch  von  dem  fortschreitenden  Rechtsbevnisstsein  ge- 
fordert wurde.  Die  Entwickelung  des  Criminalrechtes  in  der 
Kaiserzeit  schloss  sich  durchaus  an  die  Schwurgerichte  an,  welche 
selbst  für  späte  Zeiten  gültige  Gesetze  und  Grundsätze  hervor- 
riefen. Die  Erkenntniss  der  Geschwornengerichte  ist  somit  für 
das  Verständniss  des  Römischen  Alterthums  überhaupt  noth- 
wendig.  Interessant  aber  ist  auch  eine  Vergleichung  mit  den 
Schwurgerichten  der  jetzigen  Völker,  die  von  anderm  Ursprünge 
ausgehend,  vielleicht  scheinbar  ähnliche  Einrichtungen  schufen, 
aber  dennoch  in  allen  Hauptsachen  verschieden  sein  mussten. 

Ueber  die  Entstehung  der  Römischen  Schwurgerichte  ist  man 
jetzt  übereinstimmender  Meinung.  Ihre  Entwickelung,  Verviel- 
fiUügung,  die  Abgrenzung  der  verschiedenen  Gerichtshöfe,  auch 
deren  innere  Einrichtung  —  alles  dies,  giebt  man  zu,  bedürfe 
der  Untersuchung;  aber  über  ihren  Urspining  und  über  die  Stel- 
lung, welche  sie  in  dem.  Systeme  der  Römischen  Gerichtsver- 
fassung einnahmen,  glaubt  man  im  Klaren  zu  sein.  Die  ganze 
peinliche  Gerichtsbarkeit,  nimmt  man  an,  habe  während  der 
früheren  Zeit  in  den  Händen  des  Volkes  unmittelbar  geruht^  d.  h. 
sie  sei  von  der  Volksversammlung  geübt  worden.  Indessen  diese 
Gerichtsbarkeit  war  langsam  und  unsicher.  Wie  daher  das  Volk 
früher  für  einzelne  Fälle  einen  Untersuchungsrichter  zu  ernennen 
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pflegte,  der  an  seiner  Stelle  das  Verbrechen  aufspürte  und  strafte, 
so,  meint  man,  habe  es  jetzt  stehende  Gerichtshöfe  mit  Ge- 
schworenen als  Vertretern  df^s  Volkes  eingesetzt,  um  für  alle 
Verbrechen  und  Verbrecher  die  Pflicht  des  Richters  zu  üben. 
Die  UnbehQlflichkeit  also  und  die  Unzuverlässigkeit  des  früheren 
Verfahrens  soll  die  Veranlassung  zur  Gründung  der  Schwur- 
gerichte gegeben  und  dieselben  stets  die  Stelle  des  Volkes  als 
obersten  Richters  vertreten  haben.*) 

Diese  allgemein  angenommene  Meinung  halte  ich  für  nicht 
richtig.  Die  Geschworengerichte  der  Romer  haben  einen  andern 
Ursprung  gehabt  und  sind  in  ihren  Befugnissen  und  Einrichtun- 
gen stets  von  den  Volksgerichten  verschieden  geblieben:  es  haben 
bis  zum  Untergänge  der  Republik  Schwurgerichte,  so  wie  Be- 
amten- und  Volksgerichte  neben  einander  bestanden,  es  können 
die  ersten  nicht  aus  den  letzten  hervorgegangen  sein.  Man  darf 
die  Geschworengerichte  der  Römer  nicht  denen  der  neueren  Völ- 
ker gleich  stellen.  Es  ist  eine  moderne  Idee,  das  Volk  durch 
eine  kleine  Anzahl  von  Bürgern  darstellen  zu  lassen :  die  Römer, 
so  sehr  sie  auch  die  Uebelstände  einer  zufällig,  aus  den  ver- 
scliiedensten  Bestandtheilen  zusammengesetzten  Volksversamm- 
lung erkannten,  haben  nur  spät  und  in  unvollkommenem  Grade 
in  wenigen  Punkten  die  Vertretung  der  Massen  durch  einzelne 
Abgeordnete  versucht.  Die  Geschworenen  können  nicht  die  Ver- 
treter des  Volkes  gewesen,  die  Gerichte,  in  welchen  sie  ent- 
schieden, nicht  an  die  Stelle  der  beim  Beginne  der  Republik 
geschaffenen  Volksgerichte  getreten  sein. 

Diese  in  dem  Wesen  der  beiden  Gerichte  liegende  Verschie- 
denheit zeigt  sich  selbst  zu  der  Zeit,  wo  die  Schwurgerichte  auf 
dem  Höhenpunkte  ihrer  Entwickelung  standen.  Bei  den  Volks- 
gerichten konnte  die  Anklage  nur  von  den  Beamten  erhoben 
werden*);  dagegen  vor  den  Geschworenen  konnte  Jedermann 
als  Ankläger  auftreten:  die  Beamten  waren,  wenn  auch  nicht 
durch  ausdrückliches  Gesetz,  so  doch  durch  die  Sitte  und  weil  ihnen 
andere  Processformen  zu  Gebote  standen,  ausgeschlossen.  Zwei- 
tens das  Strafmass  war  bei  den  Geschworengerichten  geringer 

a)  Man  sehe  unsei-e  Auseinandersetzung  1,  2,  217. 


Ihr  vermeintlicher  Ursprung  aus  Volksgerichten.  5 

als  bei   denen  des  Volkes.     Dieses  konnte  zu  jeder  beliebigen 
Strafe,  selbst  zum  Tode,  verurtheilen ;  dagegen  die  höchste  Strafe, 
welche  Geschworene  verhängen  durften,  bestand  im  bürgerlichen 
Tode.^     Noch  in   vielen  geringeren  Punkten  lässt  sich  diese 
Verschiedenheit  darthun:   es  lag  in  ihrem  Ursprünge,  in  ihrer 
Einrichtung  so  viel  von  einander  Abweichendes,  dass  sie  neben 
einander  bestehen  mnssten.    Auch   an  die  Stelle  der  quaestares 
parricidii^)  können  die  Schwurgerichte  nicht  getreten  sein.   Denn 
jene  wurden  von  dem  Volke  für  einzelne  Fälle  bevollmächtigt, 
konnten  mithin  auch,  wenn  ihr  Auftrag  so  lautete,  auf  eben  die- 
selben Strafen,  wie  die  Volksversammlung  selbst,  erkennen.   Aus 
ihnen  konnte  höchstens  bei  Aufgabe  der  Provocation  eine  neue 
Art  von  Beamten  entstehen,  deren  Geschäft  im  Richten  bestand. 
Die  Unbehfilflichkeit  also  des  Verfahrens  gab  nicht  die  Ver- 
anlassung zur  Einsetzung  der  Schwurgerichte.    Man  hatte  an- 
dere Vorkehrungen  dagegen  getroffen.   Von  Anfang  an  hatte  der 
Schwerpunkt  des  Criminal Verfahrens  in  dem  Systeme  der  Be- 
amten, das  sich  nach  Einsetzung  der  Volkstribunen  ausbildete, 
gelegen  und  damit  kam  man  thatsächlich  aus:  länger  als  ftmfzig 
Jahre  bestanden  Schwurgerichte,   ehe  man  daran  dachte,   aus 
ihnen  für  die  Verbesserung  der  gewöhnlichen  Rechtspflege  Nutzen 
zu  ziehen.    Es  bedurfte  der  gewaltsamen  Erschütterung  des  ge- 
sammten  Staates  und  der  Talente  eines  grossartigen  Staatsmannes, 
um  die  Schwurgerichte,  wie  sie  am  Ende  der  Republik  bestan- 
den, zu  schaffen.    Das  Volk  hat  keinen  Theil  daran.    Es  würde 
auch  eine  wunderbare  Entäusserung  seiner  eigenen  Macht  geübt 
haben,  wenn  es  bei  der  Gründung  derselben  an  einen  Ersatz  für 
diejenigen  Gerichte,    welche  den  Comitien  zustanden,    gedacht 
hätte.    Die  Geschworenen  bestanden  anfangs  nur  aus  Senatoren. 
Wie  kam  das  Volk  dazu,  seine  richterliche  Gewalt  an  sie  zu 
übertragen  ?  Es  war  weder  so  aristocratisch  gesinnt  noch  so  sehr 
^on  der  TrefTlichkeit  des  Senatorenstandes  überzeugt,  dass  es 
die  Absicht  haben  konnte,  diejenigen  Processe,  über  welche  es 
bisher  selbst  geurtheilt  hatte,  seiner  Entscheidung  zu  überlassen. 
Die  zunehmenden  Klagen  der  Bundesgenossen  in  der  Mitte  des 


a)  Wir  haben  über  sie  7,  2,  d2  gesprochen. 
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zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.  bezeugen  das  Verscliwinden  der 
alten  Sittenreinheit  bei  den  Vornehmen:  sie  veranlasst^sn  jene 
tribunicischen  Aufreizungen,  welche  nicht  lange  nachher  den 
Staat  in  eine  Democratie  verwandelten  und  die  Macht  des  Se- 
nates brachen.  Eine  so  starke  Vergrösserung  seines  Einflusses, 
wie  sie  in  der  Uebertragung  auch  nur  eines  Theiles  der  dem 
Volke  zustehenden  Richtergewalt  liegen  würde,  lässt  sich  mit 
den  sonstigen  Bestrebungen  der  Zeit  nicht  vereinigen. 

Da  sonach  die  Schwurgerichte  weder  durch  eine  Abzweigung 
aus  den  Volksgerichten,  natürlich  auch  nicht  aus  der  Gerichts- 
barkeit der  Beamten  hervorgegangen  sein  können,  bleibt  nur  die 
eine  Möglichkeit  übrig,  dass  ihr  Ursprung  aus  dem  Senate  her- 
zuleiten ist.  Entscheidend  hierfür  ist  eine  Betrachtung  der  Ver- 
brechen, welche  bei  den  ersten  Schwurgerichten  zur  Aburtheilung 
kamen.  Sie  gehörten  nicht  ausschliesslich  vor  das  Gericht  der 
Volksversammlung.  Das  Volk  konnte  über  alle  Vergehen  ohne 
Unterschied  urtheilen,  somit  auch  über  diejenigen,  welche  den 
ersten  Geschworenen  anheimfielen ;  aber  wenn  die  letzteren  Ver- 
gehen eigentlich  vor  den  Senat  gehörten  und  die  Art  und  Weise, 
wie  sie  geahndet  wurden,  in  dessen  Befugnissen  lag,  so  ist  da- 
mit der  Beweis  geliefert,  dass  die  stehenden  Gerichtshöfe  aus 
dem  Senate  hervorgingen.  Zugleich  findet  damit  die  Erscheinung, 
dass  die  Geschworenen  ursprünglich  Senatoren  waren,  ihre  voll- 
ständige Erklärung.  Später  können  Veränderungen  eingetreten 
sein,  welche  die  Schwurgerichte  mit  der  Gerichtsbarkeit  der 
Volksversammlung  in  eine  gewisse  Verbindung  brachten,  auch 
eine  theilweise  Ersetzimg  derselben  herbeiführten;  ihr  Ursprung 
indessen  ist  auf  den  Senat  und  die  demselben  gesetzlich  zu- 
stehende Gewalt  zurückzuführen. 

Der  erste  stehende  Gerichtshof  war  der  über  Erpressungen, 
quaestio  repetundarum^  nämlich  pecuniarum^  genannt.  Man 
nimmt  an,  er  sei  im  Jahre  149  v.  Chr.  von  dem  Volkstribunen 
L.  Calpurnius  Piso  durch  einen  Beschluss  der  Tributcomitien  ein- 
geführt worden.^)  Diese  Annahme  beruht  nicht  auf  Ueberliefe- 
rung,  sondern  auf  einem  Schlüsse,  den  man  aus  einer  uns  über- 
kommenen Nachricht  macht.  Cicero  spricht  von  dem  Redner 
C.  Carbo,  der,  wie  er  erwähnt,  für  den  besten  Vertheidiger  sei- 
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Der  Zeit  gegolten  habe.  Es  hätten  damals  begonnen  die  Processe 
zahlreicher  zu  werden.  „  Denn  es  wurden ,  als  er  ein  junger 
Mann  war,  die  stehenden  Gerichtshöfe  eingesetzt,  welche  es  vor- 
her nicht  gegeben  hatte.  Nämlich  der  Volkstribnn  L.  Piso  gab 
zuerst  ein  Gesetz  über  Erpressungen  unter  dem  Consulat  von 
Censorinus  und  Manilins",  d.  h.  149  v.  Chr.")  Diese  Stelle  be- 
weist, erstlich  dass  es  vor  dem  genannten  Jahre  keine  stehenden 
Gerichtshöfe  gegeben  hat,  zweitens,  dass  der  erste  derartige  Ge- 
richtshof, welcher  errichtet  wurde,  der  über  Erpressungen  ge- 
wesen ist  Sie  zeigt  drittens  auch,  dass  die  Errichtung  dieses 
Gerichtshofes  über  Erpressungen  in  einem  gewissen  Zusammen- 
hange mit  dem  Calpurnischen  Gesetze  über  Erpressungen  stand ; 
aber  dass  dieselbe  durch  dieses  tribunicische  Gesetz  und  zwar 
unmittelbar  dadurch  herbeigeführt  wurde,  beweist  sie  nicht.  Dies 
ist  nur  eine  Folgerung  und  zwar,  wie  wir  beweisen  werden, 
eine  nicht  gerechtfertigte.  Das  Gesetz  Pisos  betraf  die  Er- 
pressungen, wie  Cicero  sich  ausdrückt.  Daraus  darf  man  nur 
sebliessen,  es  habe  bestimmt,  was  Erpressungen  seien  und  dass 
dieselben  bestraft  oder  wieder  gut  gemacht  werden  sollten.  Dass 
es  aber  zugleich  über  die  Art  und  Weise  der  richterlichen  Ent- 
scheidung gehandelt  und  eine  so  wichtige  Veränderung  in  dem 
Process verfahren,  wie  es  die  Einsetzung  stehender  Gerichtshöfe 
war,  bestimmt  habe,  folgt  daraus  nicht  Man  darf  die  Unwahr- 
scheinlicbkeit  davon  an  sich  behaupten.  Denn  die  Gründung 
eines  neuen  Criminalverfahrens  war  so  viel  bedeutender  als  die 
B^ffisbestimmung  eines  Verbrechens,  dass,  wenn  das  erste  der 
bhalt  des  Gesetzes  gewesen  wäre,  Cicero  es  erwähnt  und  dessen 
Namen  nicht  ausschliesslich  von  den  Erpressungen  hergenommen 
haben  würde.  Eine  weitere  Nachricht  aber  über  die  Entstehung 
der  Criminalgerichtshöfe  haben  wir  nicht:  nur  von  L.  Piso  wird 
noch  öfter  erzählt,  er  habe  das  erste  Gesetz  über  Erpressungen 
gegeben,  und  dies  als  ein  Beweis  seiner  Rechtlichkeit  angeführt; 


a)  Cic.  Brot.  27,  106  Hie  (C.  Garbo)  optimus  Ulis  temporibus  est  pa- 
tronns  babitas  eoqae  forum  teneDte  plura  fieri  iudicia  coeperunt  Nam  — 
qoaestiones  perpetuae  boc  adolescente  constitutae  sunt,  quae  antea  nullae 
faeront.  L.  enim  Piso  tribonus  pl.  legem  primus  de  pecuniis  repetondis 
Ceosorino  et  Maoilio  coüsulibus  tulit 
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dass  er  dabei  unmittelbar  oder  auch  nur  mittelbar  der  Stifter 
der  stellenden  Gerichtshöfe  geworden  wäre,  wird  nicht  er- 
wähnt.*) 

Angenommen,  der  Gerichtshof  über  Erpressungen  verdankte 
sein  Entstehen  unmittelbar  dem  tribunicischen  Gesetze  Pisos  vom 
Jahre  149  v.  Chr.,  so  würde  man  deshalb  doch  nicht  glauben 
dürfen,  die  stehenden  Gerichtshöfe  seien  an  die  Stelle  der  Volks- 
gerichte getreten  und  hätten  die  denselben  zustehende  richter- 
liche Gewalt  ersetzen  sollen.  Denn  die  Volksversammlung  war 
nach  Römischem  Staatsrecht  Herrin  über  den  gesammten  Staat 
und  konnte  alle  in  demselben  gültigen  Gewalten,  also  auch  die 
des  Senates ,  von  dem  wir  die  stehenden  Gerichtshöfe  herleiten, 
ändern.  Die  Befugnisse  des  Consulates  waren  durch  das  Volk 
beschränkt,  die  Censur  und  Prätur  von  ihm  getrennt  worden 
und  unzweifelhaft  stand  ihm  dem  Senate  gegenüber  dasselbe 
Recht  zu.  Es  gehörte  z.  B.  zur  Machtvollkommenheit  desselben 
ganz  eigentlich  die  Vertheilung  der  Provinzen  und  die  Verwal- 
tung des  Staatsschatzes.  Aber  in  beide  Sachen  griff  das  Volk 
im  Ganzen  und  im  Besonderen  ein:  ohne  Zweifel  durfte  der 
Volkstribun  Piso  mittelst  der  Volksversammlung  dem  Senate 
ein  bis  dahin  besessenes  Recht  entziehen,  durfte  durch  Gründung 
stehender  Gerichtshöfe  seine  Befugnisse  verringern. 

Ein  solcher  Hergang  ist  aus  zwei  Gründen  unwahrscheinlich. 
Erstlich  wäre  es  eine  Veränderung  in  der  Staatsverfassung  über- 
haupt gewesen,  und  würde  in  den  uns  erhaltenen  Schriftstellern 
nicht  mit  Stillschweigen  übergangen  werden.  Selbst  diejenigen 
Fälle,  wo  das  Volk  im  Einzelnen  eingriff  und  gegen  das  Gut- 
achten des  Senates  Provinzen  oder  Geld  vertheilte,  pflegen  an- 
gemerkt oder  getadelt  zu  werden:  viel  mehr  müsste  dies  bei 
dem  Aufheben  eines  allgemeinen  Vorrechtes  des  Senats  ge- 
schehen. Von  irgend  einer  Beschränkung  aber,  die  demselben 
durch  das  Calpurnische  Gesetz  widerfahren  wäre,  findet  sich  keine 
Spur.  Zweitens  der  Urheber  desselben,  L.  Piso,  hatte  nicht  eine 
politische  Gesinnung,  um  gegen  die  Interessen  des  Senates  auf- 
zutreten und  die  Macht  des  Volkes  zu  erweitern.  Selbst  von 
seinen  Vorfahren  und  dem  Calpumischen  Geschlechte,  an  dessen 
Politik  er  nach  Römischer  Sitte  gebunden  war,  wird  dergleichen 
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nicht  gemeldet:  von  ihm  selbst  wissen  wir  sogar,  dass  er  später 
der  erbittertste  Feind  von  C.  Gracchus  war.*)  Er  gehörte  also 
zu  den  Anhängern  der  Senatspartei  und  eine  Massregel,  welche 
vermittelst  des  Volkes  dem  Senate  ein  Recht  nahm  und  dessen 
Macht  verringerte,  konnte  von  ihm  nicht  ausgeben.  Er  zeichnete 
sich  durch  Rechtlichkeit  und  Uneigennützigkeit  aus :  seine  Ab- 
sicht konnte  nur  sein,  eben  dieselben  Eigenschaften  seinen 
Standesgenossen  zu  erhalten.  Davon  musste  sein  Gesetz  aus- 
gehen: die  stehenden  Gerichtshöfe  sollten  das  Ansehen  imd  den 
schon  sinkenden  Einfluss  des  Senates  zu  heben  suchen. 

Also,  selbst  wenn  wir  Nachricht  von  der  Einsetzung  der 
quaestiimes  perpetucLe  durch  das  Galpumische  Gesetz  hätten, 
würde  daraus  weder  ihr  Ursprung  aus  der  Volksgerichtsbarkeit, 
noch  als  ihr  Zweck  eine  Schmälerung  der  Rechte  des  Senates 
zu  folgern  sein.  Indessen  wir  haben  keine  solche  Nachricht: 
nur  über  Erpressung  hat  L.  Piso,  wie  es  heisst,  ein  Gesetz  ge- 
geben. Es  ist  aber  möglich,  gesetzliche  ßestimmungen  über  ein 
Verbrechen  zu  erlassen,  ohne  zugleich  ein  neues  Gerichtsver- 
fahren zu  schaffen.  Viele  Gesetze  sind  z.  B.  über  perdmüio 
gegeben  worden,  mit  neuen  und  besonderen  Strafen,  aber  mit 
dem  alt  hergebrachten  Gerichtsverfahren.  Ueber  Amtserschlei- 
chung (ambitus)  wurden  frühzeitig  Bestimmungen  erlassen,  und 
zwar  von  den  Volkstribunen  in  Tributcomitien,  wie  Piso  es  mit 
dem  Verbrechen  der  Erpressung  gethan  haben  soll,  z.  B.  432 
v.  Chr.  und  358  v.  Chr.**);  aber  von  einem  Verfahren,  das  zu- 
gleich eingerichtet  worden  sei,  hören  wir  nicht.  Aehnlich  konnte 
Piso  durch  sein  Gesetz  den  neuen  Begriff  von  Erpressungen 
schaffen,  ohne  damit  einen  neuen  Gerichtshof  oder  gar  denjeni- 
gen, welcher  später  bestand,  einzusetzen.  Jedoch  ein  mittelbarer 
Zusammenhang  soll  nach  dem  von  uns  angeführten  Zeugnisse 
Ciceros  zwischen  dem  Galpumischen  Gesetze  und  der  Errichtung 
des  ersten  stehenden  Gerichtshofes  bestanden  haben.    Um  den- 


a)  Schol.  Bob.  in  orat.  p.  Flacc.  p.  233  primus  hoc  (cognomentum 
frogalitatis)  meruit  L  Piso,  qui  legem  de  pecuniis  repetundis  tulit  et  foit 
C.  Oraccho  capitalls  inimicus,  in  quem  ipsius  0.  Gracchi  extat  oratio 
maledictorom  magis  plena  quam  criminum. 

b)  Liv.  IV,  25;  VU,  lö. 
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selben  zu  erkennen,  wollen  wir  untersuchen,  welcher  Staatsge- 
walt nach  dem  früheren  Römischen  Staatsrechte  das  richterliche 
Urtheil  über  das  Verbrechen  der  Erpressung  zustand :  daraus 
wird  sich  nicht  blos  die  Entstehung  der  ersten  quaestio  perpetua^ 
sondern  aucli  deren  Befugniss  und  Charakter  ergeben. 

Der  Begriff  der  Erpressung  (repetimdae) ,  über  welche 
L.  Piso  sein  Gesetz  gab,  wird  durch  eine  doppelte  Einschrän- 
kung bestimmt.  Erstlich  eine  Erpressung  kann  nur  begangen 
werden  von  einem  Beamten  des  Römischen  Staates,  nicht  von 
einer  Privatperson.  Ueber  die  Klassen  der  Beamten,  welche  Er- 
pressungen begehen  konnten,  wurden  später  allerdings  erwei- 
ternde Bestimmungen  getrofl^en;  so  lange  indessen  es  im  Römi- 
schen Rechte  dieses  Verbrechen  gab,  hat  es  sich  nur  auf  Beamte 
bezogen.  Zweitens  Erpressungen  werden  begangen  hauptsächlich 
gegen  Bundesgenossen.  Die  Bürger  selbst  konnten  durch  den 
Einspruch  der  Volkstribunen  Schutz  finden,  hatten  auch  eine 
althergebrachte  Klageform,  um  einen  Beamten  zur  Rechenschaft 
zu  ziehen.  Wo  Cicero  von  dem  Processe,  welchen  er  gegen 
Verres  anstrengen  wollte,  spricht,  erwähnt  er  ausdrücklich,  das 
Gesetz  über  Erpressungen  sei  der  Bundesgenossen  halber  aufge- 
stellt worden  und  er  wiederholt  dies  öfters.*)  Die  Frage  ist 
also,  wer  vor  L.  Piso  Entscheidung  und  Abhülfe  gewährte,  wenn 
Römische  Beamte  in  Italien  oder  den  Provinzen  sich  Bedrückun- 
gen der  Bundesgenossen  zu  Schulden  kommen  Hessen.  Polybius 
berichtet  in  seiner  Darstellung  der  Römischen  Verfassung^): 
„wenn   ein   Privatmann  oder  eine  Stadt  in  Italien   einer  Aus- 


a)  Gic.  div.  5,  17  Quasi  vero  dabium  sit,  quin  tota  lex  de  pecuniis 
repetundis  socionim  causa  constituta  sit.  Nam  civibus  cum  sunt  ereptae 
pecuniae,  civili  fere  actione  et  private  iure  repetuntur;  haec  lex  socialis 
est,  hoc  iu8  nationnm  exterarum  est,  hanc  habent  arcem,  minus  aliquante 
nunc  quidem  munitam  quam  autea,  veruntamen  si  qua  reliqua  spes  est, 
quae  sociorum  animos  consolari  possit,  ea  tota  in  hac  lege  posita  est;  ibid. 
20,  65  cum  lex  ipsa  de  pecuniis  repetundis  sociorum  atque  amicorum  po- 
puli  Romani  patrona  sit;  in  Verr.  II,  6,  15  in  hac  quaestione  de  pecuniis 
repetundis,  quae  sociorum  causa  constituta  est  lege  iudicioque  sociali. 

b)  Polyb.  VI,  13  et  ti?  {«^iwttjc  r^  tAXk^  täv  xaT-i  'haXiav  oiaXuoecoc  i^ 
im'zi\ki^9tm^    ri  ßoT]Oeta;  tj  ;puXaxfj;  Tipoc^etTai,  to'jtuiv  nctvTtuv  iictfAeX^c  i^xi 
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söhnung  oder  Strafe  oder  Hülfe  oder  Schatz  uöthig  hat,  so  liegt 
die  Sorge  dafar  dem  Senate  ob/'  Er  spricht  nicht  von  den 
Provinzen,  weil  diese  erst  nach  seiner  Zeit  in  grösserer  Zahl 
and  geordneter  Gestaltung  entstanden;  aber  ihre  Stellung  zum 
Senkte  war  dieselbe  wie  früher  die  Italiens.  Zu.  diesem  Ver- 
hältnisse stimmt  die  Oberaufsicht,  welche  der  Senat  über  alles 
in  den  Provinzen  und  Italien  Vorkommende  und  namentlich  auch 
über  die  dort  geschehenen  Criminalverbrecben  führte.')  Poly- 
bias  behauptet  nicht,  dass  Beamte,  welche  sich  Erpressungen 
erlaubt  hatten,  vom  Senate  gestraft  werden  durften.  Das  war 
niemals  der  Fall ,  der  Senat  hatte  keine  richterliche  Befugnisse 
über  Römische  Bürger,  sondern,  wie  es  anderswo  bei  Polybius 
heisst^),  das  Volk  allein  ist  Herr  über  Strafen  und  Belohnungen 
der  Bürger.  Indessen  die  ersten  Gesetze  über  Erpressungen  be- 
stimmten auch  nicht  Strafen  gegen  die  Schuldigen.  Sie  gingen 
nar  auf  Wiedererstattung  des  widerrechtlich  Geraubten ,  verord- 
neten also  nicht«,  was  nicht  innerhalb  der  Befugnisse  des  Sena- 
tes, welcher  die  oberste  Aufsicht  über  die  Bundesgenossen  führte, 
gelegen  hätte. 

Die  uns  überlieferten  Beispiele  stimmen  mit  Polybius'  Zeug- 
nisse überein.  Im  Jahre  187  v.  Chr.  kamen  Gesandte  der  Stadt 
Ambracia  nach  Rom,  um  sich  über  Misshandlungen,  welche  sie 
vom  Proconsul  M.  Fulvius  Nobilior  erlitten  hätten,  zu  beklagen. 
Sie  erhielten  Gehör  beim  Senate  durch  die  Vermittelung  des 
einen  der  damaligen  Consuln  M.  Aemilius  Lepidus,  der  Fulvius' 
persönlicher  Feind  war.  Die  Verhandlungen  fanden  nur  im  Se- 
nate statt  und  nach  mehrtägigem  Streiten  zwischen  den  beiden 
Consuln  ward  beschlossen,  den  Ein  wohnern.  von  Ambracia  sollte 
ihr  Eigenthum  wiedergegeben,  die  Anordnungen  von  Fulvius 
aufgehoben  werden.  Eine  Erwähnung  des  Volkes  findet  sich  in 
der  ausführlichen  Erzählung,  welche  Livius^)  giebt,  nicht;  eben 
so  wenig  ist  die  Rede  von  einer  etwa  beabsichtigten  Bestrafung 
^on  Fulvius.     Es  handelt  sich  nur  um   Wiedergutmachen   des 


a)  Yergl.  Band  I,  2,  366. 

b)  Polyb.  VI,  14.    Vergl.  Band  I,  1,  100. 

c)  Liv.  XXXVUI,  43  und  44. 
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geschehenen  Unrechtes  und  dazu  ist  der  Senat  allein,  ohne  Zu- 
ziehung der  Volksversammlung  oder  der  sonstigen  richterlichen 
Behörden  befugt.  Kürzer  ist  Livius'*)  Erzählung  von  den  Be- 
schwerden, welche  die  Cenomanen  gegen  den  Prätor  M.  Furius, 
der  sie  ungerechter  Weise  bekriegt  und  dabei  ausgeplündert 
hatte,  vor  den  Senat  bringen.  Dieser  wünscht  die  Sache  an  Ort 
und  Stelle  untersucht  zu  sehen  und  überträgt  deshalb  die  Ent- 
scheidung dem  in  Ligurien  weilenden  Consul  M.  Aemilius  Lepi- 
dus.  Sein  Ausspruch  fällt  zu  Gunsten  der  Klagenden  aus:  sie 
erhalten  ihre  Waffen  zurück,  der  Prätor  dagegen  bekommt  den 
Befehl,  nach  Hause  zurückzukehren. 

Am  lehrreichsten  ist  der  Bericht,  der  uns  über  die  Vor- 
gänge des  Jahres  171  v.  Chr.  gegeben  wird.**)  In  diesem  Jahre 
kamen  Gesandte  der  beiden  Provinzen  Spaniens  nach  Rom :  vor 
den  Senat  gelassen  klagten  sie  über  die  Habsucht  und  den  Ueber- 
muth  der  Römischen  Beamten,  versichernd,  sie  würden  schlim- 
mer als'  Feinde  behandelt.^)  Die  Klagen  betreffen  also  ganz 
eigentlich  Sachen,  welche  unter  den  Begriff  der  Erpressungen 
fallen,  nicht  bloss,  wie  in  den  beiden  vorigen  Beispielen,  die 
Frage,  ob  die  Beamten  überhaupt  Unrecht  gethan,  die  Bundes- 
genossen als  Feinde  zu  behandeln  und  ihnen  als  solchen  die 
Kriegslasten  aufzulegen:  die  Beschwerde  geht  dahin,  es  sei  von 
ihnen  widerrechtlich  Geld  erpresst  worden.  Die  Sache  wird  im 
Senate  untersucht  und  es  ergiebt  sich  handgreiflich,  dass  die 
Beamten  schuldig  sind."^)  Es  kam  also  auf  zweierlei  an,  erstens 
ob  dieselben  bestraft  werden  sollten,  zweitens  wie  den  Bundes- 
genossen Ersatz  geschafft  werden  könnte.  Das  erste  war  auf 
gewöhnlichem  Wega  nicht  möglich,  aber  leicht  hätte  einer  der 
Volkstribunen  eine  Klage  unmittelbar  beim  Volke,  entweder  in 
Tribut-  oder  in  Centuriatcomitien ,  anstellen  können.  Es  lagen 
indess  nicht  eben  schlimme  Sachen  vor,  man  scheute  sich  auch, 


a)  Liv.  XXXIX,  3. 

b)  Bei  Liv.  XLIII,  2. 

c)  Liv.  1.  l.  li  de  magistratuum  Romanonim  avaritia  superbiaque 
conquesti,  nisi  genibus  ab  senatu  petierunt,  ne  se  socios  foedius  spoliari 
vexcurique  quam  bestes  patiantor. 

d)  Liv.  1.  1.     Com  —  manifestum  esset  peeonias  captas. 
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dorch  ßestrafang  der  höchsttfi  Beamten  alle  Provinzen  gegen 
ihre  Statthalter  aufzuregen.  Der  Senat  an  sich  konnte  über 
seine  Afitglieder  oder  andere  Römische  Bürger  keine  Strafe  ver- 
hängen. Kurz  mau  entschloss  sich,  von  der  Bestrafung  abzu- 
sehen und  den  Spaniern  nur  Wiedererstattung  des  Geraubten 
zu  gewähren. 

Der  Senat  konnte,  wenn  er  die  Klagen  der  Provinzialen 
gehört  und  sich  von  ihrer  Begründung  überzeugt  hatte,  auch 
die  Untersuchung  gegen  die  Einzelnen  in  seiner  Gesammtheit 
weiter  fuhren.  Aber  für  eine  grosse  Versammlung  passt  eine 
solche,  ins  Einzelne  gehende  Untersuchung  nicht  und  der  Senat 
hatte  mehr  zu  thun.  Er  beauftragte  einen  Ausschuss  und  setzte 
vor  demselben  eine  Art  von  richterlichem  Verfahren  ein.  Livius 
sagt,  der  Senat  habe  den  Beschluss  gefaast,  dem  Prätor  L.  Ca- 
nulejns,  der  Spanien  zur  Provinz  erhalten  hatte,  den  Auftrag 
zu  ertheilen ,  er  sollte  für  jeden  Beamten ,  welchen  die  Spanier 
wegen  Erpressungen  anklagen  wollten,  fünf  Recuperatoren  aus 
dem  Senatorenstaiide  geben,  auch  den  Klägern  erlauben,  sich, 
wen  sie  wollten,  zu  Sachwaltern  zu  wählen.")  Der  Senat  hatte 
damit  seinerseits  die  Klagen  der  Bundesgenossen  erledigt:  er 
hatte  dem  von  ihm  eingesetzten  Ausschusse  seine  Rechte  über- 
tragen. Derselbe  sollte  die  Summe  der  Entschädigung  für  die 
Bandesgenossen  festsetzen,  aber  auch,  wie  man  aus  dem  Erfolge 
sieht,  in  den  einzelnen  Fällen  entscheiden,  ob  eine  solche  über- 
haupt zu  zahlen  sei. 

Zum  Vorsitzenden  dieses  Gerichtshofes  (denn  Lateinisch 
wurde  ohne  Zweifel  der  Ausdruck  qtiaestio  gebraucht)  war  ein 
Prator  ernannt  und  zwar,  weil  es  sich  um  Spanien  handelte,  der- 
jenige, welcher  zum  Statthalter  dieser  Provinz  bestimmt  war. 
Seine  Amtsgewalt  war  also  gleich  deijenigen ,  welche  sonst  im 
ordentlichen  Gerichtsverfahren  über  Criminalsachen  zu  entscheiden 
hatte;  aber  seine  Stellung  eine  verschiedene.  Der  gewöhnliche 
Prätor  konnte  den  Angeklagten,  wenn  er  ihn  für  unschuldig 


a)  Liv.  1.  1.  L.  Gaouleio  praetori,  qui  üispaniam  sortitus  erat,  nego- 
tiom  datum  est,  ut  in  singiüos,  a  quibus  Hispani  pecunias  peterent,  quinos 
reeuperatores  ex  ordine  senatorio  daret  patronosque  quos  vellent,  sumendi 
^Bcaltatem  faceret. 
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hielt,  nicht  vor  Gericht  stellen,  «er  konnte  ihn  ferner,  wenn  er 
auf  der  That  ertappt  und  sein  Vergehen  offenbar  erschien,  ohne 
eigentliche,  gerichtliche  Untersuchung  verurtheilen.  Beides  durfte 
der  zum  Vorsitzenden  der  Recuperatoren  ernannte  Prätor  nicht 
thun.  Denn  über  die  Schuld  im  Allgemeinen  hatte  schon  der 
Senat  erkannt  und  es  kam  darauf  an,  die  von  den  Einzelnen  zu 
zahlende  Entschädigung  festzusetzen.  Auch  zu  den  Kecupera- 
toren  war  Canulejus'  Stellung  eine  andere,  als  diejenige,  welche 
der  gewöhnliche  Prätor  zu  den  in  seinem^  ßeirathe  sitzenden 
Richtern  hatte,  wenigstens  der  Idee  und  dem  strengen  Rechte 
nach.  Der  Letztere  sprach  das  Urtheil  allein,  auf  eigene  Ver- 
antwortung, ohne  an  die  Mehrheit  der  Beisitzer,  deren  Wahl 
überdem  in  seinem  Ermessen  lag,  gebunden  zu  sein;  dagegen 
Canulejus  verkündete  nur,  was  seine  fünf  Recuperatoren  ent- 
schieden, ohne  seinerseits  den  Spruch  zu  vertreten.  Im  Uebrigen 
war  sein  Einfluss  gleich  gross.  Er  leitete  das  Verfahren,  führte 
das  Urtheil  aus,  und  wie  viel  er  dabei  vermochte,  lehrte  der 
Erfolg,  der  durch  seine  Abneigung  auf  ein  geringes  Mass  be- 
schränkt wurde. 

Liviüs  nennt  die  Richter,  welche  in  jedem  Falle  entscheiden 
sollten,  recuperaJtorea,  Das  ist  ein  schwer  zu  erklärender  Name, 
der  viele  gelehrte  Untersuchungen  hervorgerufen  hat,  ohne  dass 
bis  jetzt  ein  sicheres  Ergebniss  gewonnen  ist.  Man  nimmt  an, 
die  recupercUores  seien  eine  internationale  Einrichtung,  erfunden, 
um  die  Rechtsverhältnisse  zwischen  Römischen  Bürgern  und  den 
Bewohnern  fremder  Staaten  zu  ordnen.  Der  Beweis  für  diese 
Annahme  ist  unzulänglich  und  jedenfalls  wurden  die  recuperor 
toree^  wenngleich  ursprünglich  für  die  Angehörigen  verschiedener 
Staaten  bestimmt,  später  für  viele  Verhältnisse  unter  Römischen 
Bürgern  angewendet  Mit  mehr  Grund  wird  man  sagen  können, 
die  recuperalares  aus  uralter  Einrichtung  zwischen  den  Bürgern 
selbst  entstanden,  seien,  als  die  Verhältnisse  der  Bürger  und 
der  Bewohner  fremder  Staaten  sich  regelten,  auf  diese  über- 
tragen worden.^)  Der  Unterschied  von  dem  judex  besteht  er- 
stens darin,  dass  dieser  in  der  Einzahl  ernannt  wird,  während 
der  recuperatores  mehrere,  in  der  Regel  drei  oder  fünf  sind. 
Zweitens  wurden,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte, 
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die  Riditer  ausschliesslich  aus  dem  Senatorenstande  genommen, 
während  jeder  Barger  recuperaior  sein  durfte.  Das  Richteramt 
galt  seinem  Ursprange  gemäss  als  ein  Theil  der  Regierangsge- 
walt and  wurde  deshalb  dem  regierenden  Stande  allein  zuge- 
wiesen. Damit  stimmt  Polybius'  Aeusserung*"),  die  Senatoren 
seien  Richter  in  allen  Privat-  und  öffentlichen  Processen.  Dass 
dagegen  die  recupercUarea  aas  allen  Ständen  genommen  ^werden 
können,  beweist  selbst  Livius'  Bericht  über  die  Klagen  der  Spa- 
nier: die  Bestimmung,  die  recuperatores  sollten  in  diesem  Falle 
aus  dem  Senatorenstande  genommen  werden,  wäre  unnütz,  wenn 
überhaupt  recwperatorea  nur  Senatoren  sein  durften.  Ausserdem 
scheint  es  jedoch  auch  einen  inneren  Unterschied  zwischen  dem 
judex  und  den  recuperaiores  gegeben  zu  haben.  Die  Regierungs- 
gewalt konnte  nicht  zugeben,  dass  die  Entscheidung  über  eigent- 
liche Rechtsfragen  von  anderen  als  Mitgliedern  des  regierenden 
Standes  gefällt  würde,  während  nach  Feststellung  des  Rechts- 
panktes  das  Mass  der  zu  leistenden  Entschädigung  Leuten  aus 
dem  nicht  regierenden  Stande  überlassen  werden  konnte.  Eine 
Andeutung  davon  findet  sich  in  den  beiden  Beispielen ,  wo  re~ 
cuperatores  im  Repetundenprocesse  erwähnt  werden.  Bei  den 
Klagen  der  Spanier  stand  es  durch  die  Ueberzeugung  des  Se- 
nates fest,  dass  Erpressungen  vorgefallen  seien :  es  handelte  sich 
am  das  Mass  der  Wiedererstattung.  Ein  ähnlicher  Process  kam 
unter  dem  Kaiser  Tiberius  im  Senate  vor.**)  Der  Prätor  Bithy- 
Diens  Granios  Marcellus  wurde  wegen  Majestätsverbrechens,  aber 
zugleich  auch  wegen  Erpressungen  angeklagt.  Wegen  des  ersten 
Verbrechens  wurde  er  freigesprochen,  dagegen  des  zweiten  er- 
schien er  dem  Senate  schuldig.  Es  wurden  also  recuper<xtores 
bestellt,  um  die  Summe  des  Geraubten  und  Wiederzuerstatten- 
den zu  bestimmen. 

Ueber  die  Wahl  der  recuperatores  ergiebt  sich  aus  'Livius' 
Bericht,  dass  beide  Parteien,  sowohl  die  Ankläger  als  auch  die 
Angeklagten  betheiligt  waren,  dass  aber  die  eigentliche  Ein- 
Setzung  und  Beauftragung  durch  den  versitzenden  Prätor  geschah. 


a)  Polyb.  VI,  17. 

b)  Tac.  Ann.  1,  74.    Vergl.  Suet  Tib.  58. 
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Von  diesem  beisst  es  zuerst,  er  solle  für  jeden  Anzuklagenden 
fünf  Recuperatoren  geben*),  nachher  aber  von  den  Anklägern, 
sie  hätten  mit  einem  der  Angeklagten  Recuperatoren  genommen 
oder  gewählt^),  mit  einem  für  diesen  Fall,  wie  es  scheint,  eigen- 
thümlichen  Ausdrucke.  Zwei  Recuperatoren  durfte  jede  Partei 
aus  ihren  Freunden  wählen,  über  den  fünften,  bei  dem  die  Ent- 
scheidung der  Mehrheit  lag,  hatten  sich  die  Kläger  und  der  An- 
geklagte zu  vereinen,  oder  der  Prätor  gab  ihn  aus  denen,  welche 
möglichst  unparteiisch  waren.  Alle  erhielten  erst  durch  den 
Vorsitzenden  Prätor  die  Befugniss  ein  Urtheil  zu  sprechen.  So 
geschah  es  in  einem  ähnlichen  Falle,  wo  der  Oberfeldherr 
P.  Scipio  zur  Entscheidung  darüber,  wer  von  seinen  Soldaten 
zuerst  bei  der  Eroberung  von  Neu-Carthago  die  Wälle  der  feind- 
lichen Stadt  erstiegen  hätte,  drei  Recuperatoren  einsetzte,  von 
denen  zwei  die  Beschützer  der  beiden  Anspruch  machenden 
Soldaten,  der  dritte  unparteiisch  war.®) 

Eine  freiere  Wahl  als  bei  den  recuperatores,  hatten  die  An- 
kläger bei  den  patronL  Der  Senat  gab  dem  Prätor  den  Auf- 
trag, er  solle  ihnen  erlauben,  wen  sie  wollten,  dazu  zu  ernen- 
nen und  sie  ernannten  deshalb  in  dem  einen  Falle  vier,  in  dem 
andern  zwei  patroni.^)  Diese  sollten  dazu  dienen,  die  Ankläger, 
welche  der  Lateinischen  Sprache  und  der  Römischen  Rechtsge- 
bräuche minder  kundig  waren,  mit  ihrem  Rathe  zu  unterstützen : 
sie  beweisen,  dass  das  Verfahren,  welches  stattfinden  sollte,  ein 
Römisches,  nicht  ursprünglich  für  die  Rechtsverhältnisse  mit 
Fremden  berechnet  war.     Man  nimmt  an,   das  Verfahren  vor 


a)  Liv.  XLIU,  2  L.  Canuleio  praetori  —  negotium  datom  est,  ut  in 
singulos,  a  quibus  Ilispani  pecunias  peterent,  quinos  recuperatores  ex  or- 
dine  senatorio  daret. 

b)  Liv.  1.  l.  Com  M.  Titinio  primum,  qui  praetor  A.  Manlio  M.  lunio 
coosulibus  in  citeriore  Hispania  Äierat,  recuperatores  sumpseront  lieber 
die  Bedeutung  von  sumere  in  diesem  Falle  vergl.  Gic  in  Verr.  III,  13,  32 
und  60,  140. 

c)  Liv.  XXVI,  48  Scipio  tres  recuperatores  cum  se  daturum  pronun- 
ciasset,  qui  cognita  causa  testibusque  auditis  iudicarent,  uter  prior  in  oppi- 
dum  transcendisset,  0.  Laelio  et  M.  Sempronio,  advocatis  partis  utriusque, 
P.  Gomelium  Caudinum  de  medio  adiecit 

d)  Liv.  XLllI,  2  patronosque  quos  vellent  sumendi  potestatem  faoeret  — 
iussi  nomiuare  patronos  quattuor  nominaverunt 
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reetgperatores  sei  ein  bescblennigtes  gewesen.  Ich  finde  zu  die- 
ser Annahme  in  den  Nachrichten  von  sonstigen  Recuperatoren- 
Processen  keinen  Gnind :  an  sich  lag  in  ihm  weder  Länge  noch 
Kürze;  es  setzte  nur  voraus,  dass  über  den  Rechtspunkt  selbst 
das  Urtheil  fest  stand. ^)  Einen  Beweis  davon  liefern  die  Pro- 
cesse gegen  die  Statthalter  von  Spanien.  Wären  dieselben  vor 
das  gewöhnliche  Gericht  gekommen,  so  hätte  zunächst  entschie- 
den werden  müssen,  ob  Erpressung  stattgefunden  hätte:  darüber 
hätten  viele  und  lange  Verhandlungen  eintreten  können.  Jetzt 
war  dieser  Punkt  von  dem  Senate,  als  Aufsichtsbehörde  über 
die  Provinzen,  entschieden:  unmittelbar  trat  das  Recuperatoren- 
gericht  zusammen ,  um  zu  bestimmen ,  wie  gross  die  Erpressun- 
gen gewesen  seien  und  wie  viel  Entschädigung  zu  gewähren  sei. 
Diese  Entscheidung  dauerte  lange  und  kostete  viel  Verhandlun- 
gen. Bei  dem  zweiten  Angeklagten  verfloss  viel  Zeit,  ehe  die 
Ankläger  sich  über  die  Wahl  der  patroni  einigten,  auch  bei  der 
Anklage,  welche  gegen  einen  andern  Statthalter  geschehen  sollte, 
deutet  Livins  vielfache  Verhandlungen  zwischen  den  Anklägern 
und  dem  Vorsitzenden  Prätor  an.  Ferner  nach  dem  Zusammen- 
treten des  Gerichtes  fanden  bei  dem  ersten  Angeklagten  drei 
Termine  statt,  ehe  das  Urtheil  gefällt  wurde.  Es  hätten  noch 
mehr  stattfinden  können,  wenn  es  im  Interesse  der  Richter  oder 
des  Prätors  gelegen  hätte.  Von  irgend  einer  Beschleunigung  des 
Verfahrens  ist  nicht  die  Rede. 

Der  Erfolg  der  Anklagen  entsprach  nicht  den  Wünschen 
der  Spanier  oder  dem  guten  Willen,  welchen  der  Senat  anfäng- 
lich gezeigt  hatte.  Zuerst  wurde  M.  Titinius,  der  im  Jahre 
178  V.  Chr.  im  diesseitigen  Spanien  befehligt  hatte,  angeklagt. 
1q  zwei  Terminen  kamen  die  Richter  zu  keiner  Entscheidung, 
im  dritten  wurde  der  Angeklagte  freigesprochen,  d.  h.  die  Re- 
cuperatoren  erklärten,  die  Annahme  von  Erpressungen,  welche 
der  Senat  im  Allgemeinen,  ohne  auf  die  einzelnen  Statthalter 
einzugehen ,  ausgesprochen  hatte ,  fände  auf  ihn  keine  Anwen- 
dung. Demnächst  wurden  P.  Purins  Phihis,  Statthalter  des  dies- 
seitigen Spaniens  im  Jahre  174,  und  M.  Matienus,  Statthalter 
des  jenseitigen  Spanien  im  Jahre  173  v.  Chr.  angeklagt.  Die 
Beschuldigungen  gegen  sie,  heisst  es,  waren  sehr  schwer.  Den- 
lu.  2 
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noch  verstrichen  zwei  Termine  ohne  Entscheidung,  weil  die  das 
Recuperatorenamt  verwaltenden  Senatoren  sich  nicht  entBchiiessen 
konnten,  ihre  CoUegen  zu  venirtheilen,  eine  Fi-eisprechung  aber 
nicht  wagten.  Am  dritten  Termine  erschienen  die  Angeklagten 
nicht:  sie  machten  es  so,  wie  es  die  Angeklagten  im  gewöhn- 
lichen Process verfahren,  wenn  sie  an  ihrer  Freisprechung  ver- 
zweifelten, machten.  Sie  Hessen  erklären,  sie  seien  in  die  Ver- 
bannung gegangen  und  Furius  zog  nach  Präneste,  Matienus  nach 
Tibur.  Damit  war  der  Process  gegen  sie  zu  Ende  und  zwar 
ohne  ein  Ergebniss  far  die  Ankläger,  nur  dass  sie  in  Zukunft 
gegen  die  Erpressungen  der  Statthalter  mehr  geschätzt  waren. 
Denn  nach  der  freiwilligen  Verbannung  der  Angeklagten  trat 
der  Unterschied  dieses  senatorischen  Verfahrens  von  dem  im 
ordentlichen  oder  ausserordentlichen  T!riminalprocesse  hervor. 
In  den  beiden  letzteren  Fällen  fand  gegen  den  seiner  Schuld 
geständigen  Angeklagten  die  Vollziehung  der  Strafe,  mochte  sie 
in  Geld  oder  dem  bürgerlichen  Tode  bestehen,  statt  Dagegen 
der  Ausschuss  von  Senatoren,  welcher  das  RecuperatorencoUegium 
gebildet  hatte,  war  zu  einer  Strafe  irgend  einer  Art  nicht  be- 
fugt :  er  konnte  keinen  Zwang  ausüben,  sondern  nur  vermittelst 
des  Ansehens  des  Senates,  auf  das  er  sich  stützte,  auch  durch 
Androhung  einer  Klage  vor  dem  Volke  die  Verurtheilten  zur 
Herausgabe  des  Erpressten  bewegen.  Nachdem  die  Ange- 
klagten freiwillig  ihre  Vertheidigung  aufgegeben,  wäre  es  mög- 
lich gewesen,  durch  die  Volkstribunen  Aechtung  gegen  sie  oder 
Einziehung  des  Vermögens  beim  Volke  zu  beantragen;  aber  wir 
hören  davon  nichts  und  man  hat  es  schwerlich  gethan.  Die 
Angeklagten  hatten,  indem  sie  den  Besitz  des  erpressten  Raubes 
vorzogen,  sich  selbst  gestraft,  sie  hatten  ihren  Rang  als  Sena- 
toren, auch  ihr  Bürgerrecht  aufgegeben:  das  erschien  als  ge- 
nügende Strafe. 

Es  sollten  noch  andere  Anklagen  gegen  Statthalter  von  Spa- 
nien folgen,  wenigstens  wünschten  dies  die  Ankläger.  Aber  die 
pairani  selber  riethen  ihnen  ab,  vornehme  und  mächtige  Männer 
anzugreifen:  der  Prätor  Ganulejus  wollte  sich  auch  nicht  weitere 
Feindschaften  zuziehen.  Er  schützte  seine  militärischen  Geschäfte 
vor  und  ging  plötzlich  in  die  Provinz  ab.    Der  Senat  erkannte 
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indessen  die  Nothwendigkeit ,  fKr  die  bessere  Verwaltang  von 
Spanien  zn  sorgen  und  erliess  einige  Vorschriften,  wodurch  den 
Erpressungen  der  Statthalter  vorgebeugt  wurde. 


Zweites  Capitel. 

IMIigiiits  des  Senates,  selbst&ndlg  Aber  die  Klagen  der  Bundesgenossen 
n  entscheiden.  Sehlldernng  des  Yerflihrens  nach  dem  Erlasse  des  Cal- 
pmlsehen  Gesetaes.  Klagen  der  Hacedonler  gegen  D.  Jnnlns  Sllanns 
und  fiterlldias  Gericht  dsrftber,  obwohl  die  Entscheidung  vor  den 
Senat  gehört  Andere  Procosse  nach  dem  Oalf  nmlschen  Gesetxe  nnd 
Folgenngen  ans  den  Berichten  Aber  dieselben.  Yerfiihren  bei  dem  ste- 
bonden  Gerichtshöfe  Aber  Erpressung,  Yorsltxende.  Einleitung  des  Processes, 

Richter,  Ihre  Zahl  nnd  Ernennung. 

Aus  den  angeführten  Beispielen  ist  einleuchtend,  dass  der 
Senat  befugt  war,  ohne  Einmischung  des  Volkes  und  der  Volks- 
tribunen über  die  Klagen  der  Provinzen  gegen  ihre  Statthalter 
zu  entscheiden  und  namentlich  Erpressungen  wieder  gut  zu 
machen:  ein  Ergebniss,  das  mit  der  Oberaufisicht  des  Senates 
über  die  Provinzen  übereinstimmt.*)  Ob  er  das  Urtheil  selbst 
sprechen  oder  einen  Ausschuss  aus  seiner  Mitte  zum  Fällen  des- 
selben ernennen  will,  hängt  von  seiner  Entscheidung  ab:  das 
Letztere  war,  wo  es  sich  um  verwickelte  Verhandlungen,  um 
Verhör  von  Zeugen,  um  Vorbringen  von  Beweisen  handelte,  das 
Natürlichste.  Es  war  dann  ein  doppeltes  Verfahren  möglich. 
Entweder  wurde  der  Ausschuss  nur  zur  Untersuchung  ernannt, 
mit  dem  Auftrage,  die  Ergebnisse  derselben  dem  Senate  zur 
Entscheidung  vorzulegen.  Dies  scheint  bei  der  Beschwerde  der 
Cenomanen,  welche  wir  angeführt  haben  ^),  stattgefunden  zu 
haben.  Oder  der  Ausschuss  wurde  zugleich  bevollmächtigt,  das 
entscheidende  Urtheil  zu  fällen  und,  wenn  eine  Verurtheilung 
geschab,  im  Namen  des  Senates  die  Wiedererstattung  des  Ge- 
raubten zu  veranlassen:  so  war  es  bei  den  Klagen  der  Spani- 
schen Provinzen  geschehen.    Von  einer  Bestrafung  der  schuldigen 


a)  Veigl.  Band  1,  2,  366. 

b)  S.  obeo  S.  12. 
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Beamten  ist  nicht  die  Rede:  sie  konnte  überhaupt  nur  von  den 
ordentlichen  Gerichten  oder  ausserordentlicher  Weise  von  dem 
Volke  durch  Vermittelung  der  Volkstribunen  ausgehen.  Das 
Erste  war  bei  einem  Verbrechen  gegen  die  Bundesgenossen  nicht 
möglich;  denn  das  alte  Römische  Recht,  io  dem  es  allerdings 
die  strengsten  Bestimmungen  gegen  Ungerechtigkeit  der  Richter 
gab*),  schützte  nur  die  Bürger,  war  auch,  da  das  System  der 
in  sich  einen  Gegensatz  bildenden  Beamten  jede  Unbill  verhütete, 
fast  ausser  Gebrauch  gekommen.  Somit  blieb  nur  die  ausser- 
ordentliche Gerichtsbarkeit  durch  die  Volkstribunen  übrig.  Diese 
waren  im  Senate  zugegen  und  luden,  wenn  eioe  schwerere  Klage 
der  Bundesgenossen  vorkam,  entweder  auf  den  Wunsch  des  Se- 
nates selbst  oder  nach  eigenem  Entschlüsse  den  Schuldigen  vor 
das  Volksgericht  So  geschah  es  im  Jahre  170  v.  Chr.  bei  der 
Beschwerde,  welche  die  Einwohner  von  Chalcis  gegen  C.  Lucre- 
tius,  der  früher  als  Prätor  den  Befehl  in  Griechenland  geführt 
hatte,  und  gegen  L.  Hortensius,  der  damals  dort  Prätor  war, 
vorbrachten.  An  den  Letzteren  wurden  vom  Senate  bestimmte 
Verhaltungsbefehle  geschickt,  damit  er  den  Klagen  abhelfe ;  gegen 
Lucretius,  der  in  Rom  anwesend  war,  wurde  im  Senate  verhan- 
delt. Hätten  sich  gegen  ihn  nur  Sachen  vorgefunden,  die  wie- 
der gut  gemacht  werden  konnten,  so  hätte  der  Senat  einen  Aus- 
schuss  von  Senatoren  als  Recuperatoren  ernannt  und  diese  hätten 
die  zu  erstattende  Geldsumme  bestimmt.  Es  fanden  sich  in- 
dessen schwerere  Vergehen  und  zwei  Volkstribunen,  M.  Juven- 
tius  Thalna  und  Cn.  Aufidius,  zogen  ihn  vor  das  Gericht  der 
Tribus,  welche  ihn  einstimmig  verurtheilten.^)  Etwas  verschie- 
den war  das  Verfahren  gegen  Q.  Pleminius,  P.  Scipios  Legaten, 
im  Jahre  204  v.  Chr.  gewesen,  der  sich  in  Locri  Bedrückungen 
und  Grausamkeiten  erlaubt  hatte.  Die  vom  Senat  an  Ort  und 
Stelle  geschickte  Commission  führte  die  Untersuchung  und  ver- 
gütete den  angerichteten  Schaden;  die  Bestrafung  der  Schuldigen 
erfolgte  in  Rom  durch  ein  Volksgericht  auf  Anklage  eines  Volks- 
tribunen. ^) 


a)  Vergl.  Band  1,  1,  386. 

b)  S.  Band  1,  2,  320. 

c)  S.  Band  1,  2,  342. 
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Wir  haben  geschildert,  wie  das  Verbrechen  der  Erpressung, 
wenn  es  in  den  Provinzen  begangen  wurde,  vor  dem  Calpurni- 
schen Gesetze  und  vor  Gründung  des  stehenden  Gerichtshofes 
über  Erpressungen  behandelt  wurde.  Es  wurde,  sobald  nicht 
andere  schwerere  Verbrechen  hinzukamen,  nicht  als  Verbrechen 
mit  Strafe  geahndet,  sondern  im  Wege  der  Verwaltung  von  der 
obersten  Verwaltungsbehörde,  dem  Senate,  wieder  gut  gemacht, 
wobei  die  Formen  des  Verfahrens  freilich  eben  dieselben  waren, 
wie  sonst  bei  jedem  Processe,  ein  Beweis,  dass  überhaupt  die 
Verwaltung  von  der  Rechtspflege  nicht  getrennt  war.  Nach  dem 
Calpomischen  Gesetze  und  nach  Gründung  der  stehenden  Ge- 
richtshöfe erscheint  dies  Verfahren  bei  einer  von  Bundesgenossen 
gegen  Beamte  gerichteten  Klage  wegen  Erpressung  kaum  geän- 
dert Ein  eigenthümliches  Gericht  soll  einige  Jahre  nach  dem 
Calpurnischen  Gesetze  stattgefunden  haben.  Um  das  Jahr  141 
V.  Chr.  war  D.  Junius  Silanus  Manlianus  Prätor  in  Macedonien 
gewesen^):  nach  seiner  Rückkehr  wurde  er  wegen  Erpressungen 
angeklagt.  Gesandte  aus  der  Provinz  trugen  im  Senate  ihre 
Beschwerden  vor.  Während  der  Verhandlungen  trat*)  der  natür- 
liche Vater  des  Angeklagten  T.  Manlius  Torquatus,  Consul  165 
V.  Chr.,  auf  und  bat  den  Senat,  ihm  die  Untersuchung  zu  über- 
tragen, wie  Livius  sich  ausdrückt,  oder,  wie  Valerius  Maximus 
sagt,  nicht  eher  etwas  über  diese  Klage  zu  bestimmen ,  als  bis 
er  selbst  die  Sache  der  Macedonier  und  seines  Sohnes  angesehen 
hätte. ^)  Der  Senat  willigte  ein,  ebenso  die  Gesandten:  der  Va- 
ter stellte  in  seinem  Hause  zwei  Tage  lang  eine  Untersuchung 
an  und  zwar  allein,  ohne  Beirath:  am  dritten  entschied  er,  „da 
mir  bewiesen  worden  ist,  dass  mein  Sohn  Silanus  von  den  Bun- 
desgenossen Geld  genommen  hat,  so  erkläre  ich  ihn  des  Staates 
und  meines  Hauses  für  unwürdig  und  befehle  ihm  sofort  aus 


a)  So  88^  Livius  per.  LIV  cum  Macedonum  legati  questum  de  D.  lunio 
Silano  praetore  venisseot,  quod  acceptis  pecuniis  provinciam  spoliasset,  et 
aenatos  de  querellis  eorum  vellet  cognoscere,  T.  Manlius  Torquatus,  pater 
Silani,  petiit  impetravitque,  ut  sibi  coguitio  mandaretur. 

b)  Val.  Max.  Y,  8,  3  Nam  cum  ad  senatum  Macedonia  de  filio  eius 
D.  Silano,  qui  eam  provinciam  obtinuerat,  querellas  per  legatos  detulisset, 
a  patribus  conscriptis  petit,  ne  quid  ante  de  ea  re  statuerent,  quam  ipse 
Macedonum  filiique  sui  causam  inspexlsset. 
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meinen  Augen  zu  gehen."*)  Der  Sohn  endigt  darauf,  aus  Scham 
über  sein  Vergehen,  freiwillig  sein  Leben  und  kein  Zweifel,  dass 
der  Vater  in  Uebereinstimmung  mit  seinem  Spruche  den  Mace- 
doniern  das  widerrechtlich  Genommene  ersetzte.  Dieses  Gericht, 
wenn  man  es  so  nennen  will,  ist  weder  ein  ausserordentliches 
öffentliches  Gericht,  noch  ein  sogenanntes  gemischtes,  wofär  man 
es  gehalten  hat.  Denn  in  beiden  Fällen  hätte  der  Urtheilssprucb 
nicht  lauten  können,  der  Vater  halte  seinen  Sohn  seines  Hauses 
und  seiner  Vorfahren  far  unwürdig:  ein  Gericht,  das  mit  dem 
Staate  in  Verbindung  steht,  kann  solchen  Spruch  nicht  thun.^) 
Es  war  vielmehr  ein  iudidum  domesticum^  das  Torquatus  ver- 
möge der  väterlichen  Gewalt,  welche  er  über  den  Angeklagten 
hatte  oder  gehabt  hatte,  hielt :  der  Adoptivvater  war  wahrschein- 
lich schon  gestorben,  sonst  hätte  er  wenigstens  hinzugezogen 
werden  müssen.  Torquatus  verhörte,  wie  es  beisst,  Zeugen  in 
seinem  Hause,  ohne  Zweifel  sprachen  vor  ihm  auch  die  Ge- 
sandten der  Macedonier.  Gezwungen  konnten  beide  nicht  wer- 
den, vor  ihm  zu  erscheinen;  sie  thaten  es  freiwillig  und  gern, 
weil  es  der  kürzeste  Weg  zur  Erledigung  der  Sache  war.  Ueber- 
dem  hatte  der  Senat  dem  Vater  eine  Ermächtigung  gegeben  und 
deshalb  war  das  Verfahren  nicht  ein  Familiengericht  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes :  der  Vater  verhängte  keine  Strafe  gegen 
den  Sohn,  wozu  er  sonst  befugt  gewesen  wäre,  führte  auch  die 
Untersuchung  allein  und  ohne  fieirath,  was  sonst  gegen  die  Sitte 
war.  ^)  Eine  Art  von  aussergerichtlicher  Voruntersuchung  hielt 
Torquatus,  wie  sie  bei  allen  öffentlichen  Processen,  ehe  der  Be- 
amte sich  zur  Anklage  und  zum  Berufen  der  Volksversammlung 
entscheidet,  stattzufinden  pflegt.  Das  Ergebniss  dieser  Vorunter- 
suchung berichtete  Torquatus  an  den  Senat,  der  in  Folge  davon 
die  Sache  ruhen  lassen  oder  weiter  verfolgen  konnte.    Im  vor- 


a)  Val.  Max.  1.  c.  Garn  Silanum  filium  meum  pecunias  a  sociis  acce- 
pisse  probatum  mihi  sit ,  et  republica  eum  et  domo  mea  indignum  iudico 
protinusque  e  conspectu  meo  abire  iubeo.  Etwas  anders  im  Ausdruck 
und  wahrscheinlich  weniger  genau  ist  der  Bericht  bei  Cic.  de  fin.  1.  7,  24 
ut  —  pronuntiaret,  eum  non  talem  videri  faisse  in  imperio,  quales  eius 
maiores  fiiissent,  et  in  conspectum  suum  venire  vetuit 

b)  Man  sehe  Band  I,  1,  a49  flgd. 
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liegenden  Falle,  wo  die  Gerecbtigkeitsliebe  des  Vaters  bekannt 
und  sein  Sprach  streng  war,  erfolgte  natürlich  nach  Torquatus' 
Entscheidung  kein  weiteres  Verfahren. 

Dieser  Process  von  D.  Silanus,  wenn  man  diesen  Ausdruck 
gebrauchen  will,  ist  mit  dem  Bestehen  einer  qiiaeHio  perpetua 
über  Erpressungen,  wie  sie  das  erste  Jahrhundert  v.  Chr.  kennt, 
unTereinbar.  Angenommen,  sie  hätte  bestanden  und  hätte  im 
Namen  des  Volkes  entschieden,  so  hätten  sich  die  Gesandten 
der  Macedonier  mit  ihren  Beschwerden  nicht  an  den  Senat  ge- 
wendet. Sie  wären  mit  dem  Patronus,  welchen  die  Provinz  in 
Rom  hatte,  in  Verbindung  getreten,  hätten  den  Beistand  anderer 
mächtiger  Männer  gesucht,  sich  einen  passenden  Anwalt  ver- 
scbafil;  aber  mit  dem  Senate  hätten  sie  nichts  zu  thun  gehabt, 
sondern  nur  mit  dem  Vorsitzenden  des  Gerichtshofes,  der  ihnen 
Hülfe  und  Anweisung  für  die  Führung  des  Processes  zu  leisten 
verpflichtet  war.  Vielleicht  hätten  sie  sich  auch,  da  neben  den 
Gerichtshöfen  immer  noch  die  Gerichtsbarkeit  des  Volkes  be- 
stand, vermittelst  eines  Volkstribnnen  unmittelbar  an  dieses 
wenden  können,  vielleicht  auch  hätte  Torquatus  von  diesem  die 
Erlaubniss  zur  aussergerichtlichen,  von  ihm  allein  anzustellenden 
Untersuchung  erlangt.  Aber  des  Volkes  geschiebt  keine  Er- 
wähnung und  das  Stillschweigen  darüber  auf  die  Kürze  unserer 
Quellen  zu  schieben,  ist  nicht  gerechtfertigt.  Eben  so  wenig  ist 
das  Verfahren  in  Silanus'  Processe  erklärlich,  wenn  damals  ein 
vom  Senate  abgelöster  Gerichtshof  bestand,  der,  mochte  er  auch 
nur  eine  vom  Senate  übertragene  und  deshalb  nicht  auf  Bestra- 
fung ausgedehnte  Befugniss  haben,  doch  innerhalb  dieser  Befug- 
niss  selbständig  da  stand:  auch  dann  hätten  sich  die  klagenden 
Gesandten  nicht  an  den  Senat  gewendet  Es  heisst  aber  aus- 
drücklich, derselbe  hätte  über  die  Klagen  der  Macedonier  erken- 
nen können,  und  Torquatus  hätte  gebeten,  ehe  er  dies  thäte, 
möchte  er  eine  väterliche  Untersuchung  abwarten.  Kurz,  schein- 
bar kann  man  in  Silanus'  Process  keine  Verschiedenheit  von 
dem  Verfahren  der  früheren  Zeit,  wie  wir  es  z.  B.  bei  den  Kla- 
gen der  Spanischen  Provinzen  gegen  ihre  Statthalter  kennen  ge- 
lernt haben,  entdecken.  Jetzt,  wie  damals,  wendeten  sich  die 
Provinzialen  an  den  Senat,  jetzt,  wie  damals,  kann  der  Senat 
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die  Klagen  der  Beschwerdeführer  abweisen,  jetzt,  wie  damals, 
handelt  es  sich  nur  um  die  Wiedererstattung  des  Geraubten^ 
nicht  um  Bestrafung  der  Angeklagten. 

Die  andern  Processe,  welche  nach  dem  Calpumischen  Ge- 
setze, aber  vor  den  späteren  Gesetzen,  durch  welche  das  gericht- 
liche Verfahren  geändert  wurde,  erwähnt  werden,  geben  nur 
geringe  Ausbeute  zur  Erkenntniss;  aber  sie  widersprechen  den 
gewonnenen  Ergebnissen  nicht  Von  Q.  Pompejus,  der  um  das 
Jahr  139  v.  Chr.*)  nach  der  Verwaltung  des  diesseitigen  Spa- 
niens^), von  M.'  Aquilius,  der  im  Jahre  126  v.  Chr.  nach  der 
Verwaltung  der  Provinz  Asien  ^),  von  Livius  Salinator,  der  nach 
der  Verwaltung  einer  uns  unbekannten  Provinz*")  angeklagt  wurde, 
erfahren  wir  eben  nichts  näheres,  als  dass  sie  freigesprochen 
wurden  und  bei  ihren  Processen  Zeugen  auftraten,  was  bei  jeder 
Art  von  gerichtlichem  Verfahren  und  nur  nach  väterlicher  Autori- 
tät geführten  aussergerichtlichen  Untersuchung  der  Fall  war. 
Wer  die  Richter  waren  und  in  welcher  Anzahl  sie  den  Gerichts- 
hof bildeten,  wird  nicht  angegeben.  Cicero <^)  nennt  diejenigen, 
welche  über  Pompejus  entschieden,  „sehr  weise  Richter'',  mit 
vieldeutigem  Ausdrucke,  und  Appian'')  deutet  an,  es  seien  Se- 
natoren gewesen  und  Gesandtschaften  der  Provinzen  seien,  um 
die  Processe  zu  betreiben,  nach  Rom  gekommen.  Von  den  An- 
klägern hören  wir  bei  Aquilius'  Processe  durch  Cicero'),  es  sei 
P.  Lentulns,  der  damalige  Erste  des  Senates,  gewesen,  sein  Ge- 
hülfe (siibscrvptor)  dabei  C.  Rutilius  Rnfüs.  Auch  dies  stimmt 
zu  dem  Verfahren,  wie  wir  es  bei  dem  Processe  der  Spanischen 
Provinzen  kennen  gelernt.  Jede  von  ihnen  wählte  sich  für  jeden 
Process  zwei  patroni:  einer  derselben  war  der  Hauptankläger, 
der  andere  unterstützte  ihn  und  sein  Name  war  nach  Römischer 
Sitte  subscriptor.    Von  L.  Aurelius  Cotta,  welchen  P.  Africanus, 


a)  Man  sehe  Cic  p.  Font.  7;  Yal.  Max.  VIII,  5,  1. 

b)  Cic.  div.  in  Caec  21,  69;  App.  bell.  civ.  1,  22. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  22. 

d)  Cic.  p.  Font.  7  persaepe  et  nostra  et  patnim  memoria  sapientissimi 
indices  de  clarissimis  nostrae  civitatis  viris  dubitandum  non  putavenint 

e)  App.  1.  1.  0?  te  npiaßcic  ol  xax'  auTüJv  Iti  itap^vTcc  etc. 

f)  Cic.  div.  1.  1. 
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der  Zerstörer  Carthagos,  um  131  v.  Chr.  wegen  Erpressongen, 
man  weiss  nicht  aus  welcher  Provinz,  anklagte,  wird  berichtet*), 
er  sei  nach  siebenmaliger  Vertagung  des  Gerichtes  beim  achten 
Termine  freigesprochen  worden.  Dies  passt  zu  dem  Verfahren, 
wie  es  vor  dem  Galpurnischen  Gesetze  bestand:  wenn  damals 
drei  Termine  stattfanden,  so  durften  es  auch  mehrere  und  über* 
haapt  so  viele  als  nöthig  waren.  Die  Anklage  soll  durch  Afri- 
canns  vor  einem  Prätor  geschehen  sein.  Aber  ebenfalls  ein 
Prätor  entschied  vor  dem  Galpurnischen  Gesetze  über  die  Be- 
schwerden Spaniens.  Die  Richter  werden  in  Gottas  Processe 
von  Cicero*')  genannt  „  sehr  weise  Männer,  welche  damals  in 
jener  Sache  das  Urtheil  sprachen '' ;  er  will  damit  aber  nur  an- 
deuten, dass  sie  im  Gegensatze  zur  späteren  Zeit  aus  dem  Se- 
natorenstande waren.  Er  hätte  sie  eben  so  gut  auch  Richter 
nennen  können.  Eine  werthvolle  Bemerkung  liefert  die  Nach- 
richt über  einen  Process  des  gewesenen  Gonsuls  L.  Lentnlus^), 
der  nach  dem  Galpurnischen  Gesetze  wegen  Erpressungen  ver- 
urtheilt  und  darauf  mit  L.  Gensorinus  zum  Gensor  erwählt  wor- 
den sein  soll.  Dieser  Lentulus  kann  nur  deijenige  sein,  welcher 
147  V.  Ghr.  Gensor  wurde,  Gonsul  war  er  156  v.  Ghr.  mit  G. 
Marcins  Figulus  U.  gewesen  und  hatte  in  diesem  Amte,  so  wie 
nachher  als  Proconsul  Gallien  und  Ligurieu  als  Provinz  gehabt 
Er  muss  also  zu  den  Ersten ,  welche  nach  dem  Galpurnischen 
Gesetze  angeklagt  wurden,  gehört  haben,  sowie  bald  nachher 
zun  Gensor  ernannt  worden  sein.  Also  eine  mit  Ehrlosigkeit 
verbundene  Bestrafung  des  Vernrtheilten ,  wie  sie  in  späterer 
Zeit  stattfand,  eine  Ausstossung  aus  dem  Senate  oder  Verban- 


a)  Val.  Max.  VIII,  1,  11  P.  Scipio  Aemilianus  Cottam  apud  praetorem 
accnsavit.  Cnias  causa  quamquam  gravissimis  criminibus  erat  confossa^ 
septies  ampliata  et  ad  nltimiun  octavo  iudicio  absoluta  est 

b)  Gic.  p.  Mur.  28,  58  Noluerunt  sapientissimi  homines,  qui  tum  rem 
iUam  iudicabant,  ita  qnemquam  cadere  in  iudicio,  ut  nimiis  advcrsarii 
opibus  abiectus  videretur.    Vergl.  div.  in  Q.  Caec.  21,  69. 

c)  Bei  Val.  Max.  VI,  9,  10  L.  Lentulus  consularis  lege  Gaecilia  repe- 
tondarom  crimine  oppressus  ccnsor  cum  L.  Gensorino  creatus  est.  Dass 
^  hier  statt  lege  Gaecilia  heissen  muss  lege  Galpumia,  haben  Sigon.  de 
iod.  2,  27  und  nach  ihm  Andere  bemerkt.  Vergl.  die  lückenhafte  Bemer- 
kung bei  Festus  v.  religionis  p.  285. 
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nung  trat  nach  dem  Calpurnischen  Gesetze  und  bei  der  in  Folge 
davon  eingesetzten  quaestio  perpetua  über  Erpressungen  nicht 
ein.  Nur  eine  Geldstrafe  wäre  möglich,  ist  aber  nicht  wahr- 
scheinlich. Denn  in  einem  jüngeren  Gesetze,  das  neben  anderen 
Amtsverbrechen  auch  Erpressungen  behandelte,  wird  nur  das 
Doppelte  des  Erpressten  als  Strafe  bestimmt  und  da,  wie  Ci- 
cero*) bemerkt,  von  den  Repetundengesetzen  jedes  spätere  immer 
strenger  und  schärfer  war  als  das  frühere,  sind  wir  zu  der  An- 
nahme berechtigt,  dass  bei  den  ersten  stehenden  Gerichtshöfen 
die  Verurtheiluug  nur  auf  einfachen  Schadenersatz  lautete  und 
keine  Strafe  irgend  einer  Art  mit  sich  brachte.  Dasselbe  war 
bei  denjenigen  Urtheilen  der  Fall  gewesen,  welche  vor  dem 
Calpurnischen  Gesetze  auf  Veranlassung  des  Senates  erlassen 
worden  waren. 

Einen  Unterschied  des  Verfahrens ,  wie  es  nach  der  Ein- 
richtung der  stehenden  Gerichtshöfe  stattfand,  mit  dem  der  frü- 
heren Zeiten  haben  wir  nicht  gefunden.  Dennoch  soll  es  einen 
gegeben  haben.  ^)  Cicero  sagt,  in  der  Jugendzeit  von  C.  Papirius 
Carbo  seien  die  stehenden  Gerichtshöfe  errichtet  worden.  Carbo 
aber  war  Volkstribun  im  Jahre  131  v.  Chr. ,  so  dass  seine  Ju- 
gend in  die  Zeit  unmittelbar  nach  der  Durchbringung  des  Cal- 
purnischen Gesetzes,  des  ersten  über  Erpressungen,  fällt.  Der 
Unterschied  gegen  früher  kann  eben  nur  darin  bestanden  haben, 
dass  die  Gerichtshöfe,  welche  bis  dabin  einzeln  für  jeden  Fall 
ernannt  worden  waren,  dauernd  für  alle  Fälle  wurden.  Darin 
bestand  die  ganze  Veränderung :  das  Verfahren  in  den  Gerichts- 
höfen und  ihre  Befugniss  blieben  dieselben,  wie  sie  früher  ge- 
wesen waren.  Dies  war  ein  bedeutender  Fortschritt  und  hatte 
vollkommen  die  Wichtigkeit,  welche  Cicero  ihm  beilegt  Die 
Provinzialen  wandten  sich,  da  sie  von  dem  stehenden,  eigends 
für  diese  Zwecke  errichteten  Gerichtshofe  hörten,  oft  mit  ihren 
Klagen  nach  Rom,  die  Processe  wurden  häufiger,  die  Anregung, 


a)  Gic.  de  off.  II,  21,  75  Nondnm  ceDtum  et  decem  anni  sunt,  cum 
de  pecuniis  repetondis  a  L.  Pisone  lata  lex  est,  nulla  antea  com  faisset 
At  postea  tot  leges  et  proximae  quaeque  duriores,  tot  rei,  tot  damnati 
u.  s.  w. 

b)  Siehe  oben  S.  7. 
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welche  dadurch  der  Beredsamkeit  und  der  Kuost  des  Vertheidi- 
gers  gegeben  wurde,  war  bedeutend,  der  Nutzen  endlich  auch 
für  die  bessere  Verwaltung  der  Provinzen  nicht  hoch  genug  an- 
zuschlagen. 

Die  Einrichtung  der  neuen  Gerichtshöfe,   wie  sie  seit  149 
T.  Chr.  über  zwanzig  Jahre  lang  zum  Besten  der  Bundesgenossen 
bestanden,  war  mithin  folgende.   Jährlich  ernannte  der  Senat  einen 
Vorsitzenden  für  den  Gerichtshof,  an  den  alle  Klagen  der  Pro- 
vinzen über  Erpressung  gebracht  wurden.    Das  Amt  des  Vor- 
sitzenden ist  also  ein  vom  Senat  gegebener  Auftrag,  wie  der- 
gleichen zur   raschen  Erledigung   der  Geschäfte   viele  ertheilt 
worden.    Es  ist  verschieden  von  demjenigen,  welches  öfters  an 
Aasschüsse  von  Senatoren  auf  Antrag  des  Senates  durch  Volks- 
beschlttss  übertragen  wurde.    Dergleichen  Ausschüsse  von  drei, 
fanf  und  mehr  Senatoren,  oft  mit  einem  gewesenen  Consul  als 
Vorsitzenden,   wurden  zur  Besorgung   verschiedener   Geschäfte 
eingesetzt,  aber  ihr  Amtskreis  ging  über  den  Senat  hinaus  und 
deswegen  war,  so  lange  die  Republik  bestand,  die  Betheiligung 
des  Volkes   noth wendig.  ^^)    Dagegen  der  Auftrag,  welchen  der 
Vorsitzende  des  neuen  Gerichtshofes  erhielt,  lag  innerhalb  der 
Befiigniss  des  Senates  und  die  Ernennung  ging  nur  von  diesem 
aus,  ähnlich  wie  der  Senat,  um  nicht  mit  den  Einzelnheiten  be- 
helligt zu  werden ,  andere  Untersuchungen  und  die  Vorbereitung 
seiner  Entschlüsse  an  einen  oder  mehrere  Senatoren  zu  über- 
tragen pflegte.    Wen  der  Senat  jährlich  zum  Vorsitzenden  des 
Gerichtshofes   ernannte,  weiss  man   nicht.     Bei  der  Klage  der 
Spanischen   Provinzen  vor  dem   Calpurnischen  Gesetze  war  es 
der  Prätor  von  Spanien  gewesen  und  nach  jenem  Gesetze  wird 
ebenfalls  ein  Prätor  genannt.  *)    Da  jetzt  für  alle  Provinzen  ein 
einziger  Gerichtshof  eingerichtet   werden   sollte,   war  es  nicht 
HB^ich,   den  Prätor   derjenigen  Provinz,  aus  welcher  Klagen 
einliefen,  mit  der  Leitung  der  betreffenden  Processe  zu  beauf- 
tragen.   Eben  so  wenig  wurde  einem  der  Prätoren  dieses  neue 
Amt  als  sein  ausschliesslicher  Geschäftskreis  zugewiesen.    Denn 
dasselbe  war  nicht  angenehm^),  gewährte  auch  zu  wenig  Be- 

a)  S.  oben  S.  18  und  24. 

b)  VergL  oben  S.  18  a.  E. 
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schäftigUDg :  es  wäre  kaum  als  gleichstehend  mit  den  Statthalter- 
schaften in  den  Provinzen  oder  der  sonstigen  Rechtspflege  in 
Kom  betrachtet  worden.  Zweitens  entstanden  bald  nach  Ein- 
führung der  stehenden  Gerichtshöfe  zwei  neue  Provinzen,  Africa 
und  Macedonien,  ohne  dass  die  Zahl  der  jährlichen  Prätoren  ver- 
mehrt wurde.  Es  bedurfte  oft  der  Verlängening  der  Statthalter- 
schaften, auch  zuweilen  der  Zusammenziehung  der  beiden  stadti- 
schen Präturen,  um  mit  den  jährlich  erwählten  Prätoren  alle 
nothwendigen  Aemter  zu  besetzen:  um  so  weniger  wird  man 
daran  gedacht  haben,  einen  eigenen  Prätor  für  die  Leitung  der 
Repetundenprocesse  zu  verwenden.  Denn  an  die  spätere  Ein- 
richtung, dass  alle  Prätoren  während  ihres  Amtsjahres  in  der 
Stadt  blieben  und  erst  nachher  in  die  Provinz  abgingen,  ist  in 
damaliger  Zeit  noch  nicht  zu  denken.^^)  Wenn^man  also  einen 
andern  Prätor  nebenbei  mit  dieser  Gerichtsbarkeit  beauftragte, 
so  war  es  am  natürlichsten,  den  Fremdenprätor  dazu  zu  neh- 
men, der  seinem  Amte  nach  auf  den  Verkehr  mit  den  Fremden 
angewiesen  und  weniger  beschäftigt  war.  Im  Acilischen  Gesetze 
findet  sich  sogar  ein  bestimmtes  Zeugniss  dafür.  Im  Jahre  143 
I  V.  Chr.  war  wahrscheinlich  das  Amt  des  städtischen  und  des 

Fremdenprätors  in  einer  Person  verbunden*^):  dann  wählte  man 
entweder  einen  andern  Prätor,  wie  z.  B.  den  von  Sardinien,  der 
wegen  seiner  unbedeutenden  und  nahe  gelegenen  Provinz  öfters 
zu  ausserordentlichen  Geschäften  verwendet  wurde ^),  oder  nahm 
einen  der  Prätur  nahe  stehenden  Senator,  welchen  der  Senat  mit 
der  für  die  Leitung  der  Processe  nöthigen  Vollmacht  versah. 

Die  Einleitung  des  Processes  geschah  vor  dem  gesammten 
Senate.  An  ihn  wendeten  sich  die  Gesandschaften  der  fremden 
Provinzen  zuerst  und  er  nahm  etwa  diejenige  Stelle  ein,  welche 
im  gewöhnlichen  Civilprocesse  der  Prätor  hatte:  er  entschied 
nach  allgemeiner  Kenntnissnahme  der  Beschwerden,  ob  über- 
haupt eine  gerichtliche  Untersuchung  stattfinden  sollte  oder  nicht. 
Es  konnten  politische  Grunde  eintreten,  welche  die  strenge, 
selbst  die  ungerechte  Behandlung  eines  Volkes  rechtfertigten. 
Zugleich  gab  der  Senat  wohl  die  Gesichtspunkte  an,  nach  denen 


a)  Man  sehe  Band  I,  2,  96. 
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das  richterliche  Yerfahren  stattfinden  sollte.  Durch  dieses  sollte 
dann  festgestellt  werden,  ob  und  in  welchem  Grade  eine  Er- 
pressung vorgekommen  und  welche  Entschädigung  dafür  zu 
leisten  sei.  Auch  nach  diesem  Urtheile  konnte  noch  ein  weiteres 
Einschreiten  des  Senates  nöthig  sein.  Entweder  konnte  der  ße- 
amt«  der  Bestrafung  werth  erscheinen  und  dann  veranlasste  der 
Senat  die  Einleitung  eines  Volksgerichtes.  Oder  es  musste  das 
von  den  Beamten  geschehene  Unrecht  auf  andere  Weise  als 
durch  Geld  gut  gemacht  werden,  wenn  z.  B.  einer  Völkerschaft 
ibr  Gebiet  genommen  oder  Leute  als  Sclaven  verkauft  waren: 
auch  dann  hatte  der  Senat  durch  Aufträge  an  die  betreifenden 
Statthalter  Abhülfe  zu  veranlassen.  Für  die  Beitreibung  der 
Entschädigungssumme,  zu  welcher  der  Beamte  verurtheilt  wurde, 
genügte  die  Gewalt  des  Vorsitzenden  und  die  Aussicht,  dass  im 
Falle  der  Weigerung  eine  Anklage  vor  dem  Volke  erfolgen 
könne,  bewirkte,  dass  der  Verurtheilte  sich  fügte. 

Der  stehende  Gerichtshof,  der  in  Folge  des  Galpurnischen 
Gesetzes,  nicht  durch  dasselbe  eingerichtet  wurde,  bestand  also 
ans  dem  Prätor,    welcher  die  Leitung  des  ganzen  Verfahrens 
hatt« :  er  erhielt  für  dasselbe  Unterbeamten ,  namentlich  Schrei- 
ber,  einen   Herold  und  andere.     Dies  sind  die  dauernden  Be- 
amten des  Gerichtshofes,  welche  das  ganze  Jahr  hindurch,  wel- 
cher Prozess  auch   verhandelt  werden  mag,  ein  und  dieselben 
bleiben.    Dagegen  die  Personen  der  Richter  wechseln  in  jedem 
Processe.    Sie  sind  eigentlich  recuperatores  und  wenn  bei  dem 
Recaperatorenprocesse  besondere  Eigenthümlichkeiten  stattiEanden, 
Bo  muss  man  eben  dieselben  auch  für  diese  ersten  stehenden 
Gerichtshöfe  über  Erpressungen  annehmen.    Wenn  die  Richter 
ia  den  Processen,  welche  die  Spanischen  Provinzen  gegen  einige 
ibrer  Statthalter  unter  Vorsitz  eines  Prätors  anstrengten,  Recu- 
peratoren  hiessen,  so  können  die  Richter  in  den  ersten  stehen- 
den Gerichtshöfen,  welche  über  ähnliche  Beschwerden  der  Pro- 
tzen unter   gleichen    Vorsitzenden   entschieden,    nicht   einen 
andern  Namen ,  einen  andern  Character  gehabt  haben :   ihre  Be- 
fogniss  war  dieselbe,  die  Gewalt  deijenigen,  an  deren  Stelle  sie 
ricbteten,  die  gleiche.    Indessen  heissen  sie  auch  Richter  (judicea)^ 
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Cicero*)  nennt  sie  wirklieb  so:  das  ist  ein  allgemeiner  Aus- 
druck, bei  dem  kleine  Besonderheiten  der  richterlichen  Eigen- 
schaft unberücksichtigt  bleiben.*^)  Ueber  die  Zahl  der  Richter 
in  jedem  Processe  haben  wir  keine  Nachricht.  Wahrscheinlich 
waren  ihrer  fünf,  wie  in  dem  Processe  der  Spanischen  Provin- 
zen, vielleicht  aber  auch  sieben,  wahrscheinlich  eine  ungerade 
Zahl:  der  Vorsitzende  Prätor  selbst  hatte  keine  Stimme.  Denn 
wäre  die  Sache  im  Senate  selbst  verhandelt  worden,  so  würde 
er  ebenfalls  keine  Stimme  gehabt  haben,  da  ßeamte  bekanntlich 
im  Senate  nicht  mitstimmten:  diese  seine  Stellung  musste  in 
dem  Ausschusse  des  Senates  dieselbe  bleiben.  Sein  Amt  bestand 
darin,  die  von  den  Richtern  gegebene  Entscheidung  zu  verkünden 
und  auszuführen.^^)  Ueber  das  Verfahren  bei  der  Wahl  der 
Richter  hören  wir  nichts :  es  ist  kein  Grund,  weshalb  es  gegen 
früher  verändert  gewesen  sein  sollte.^)  Die  Einsetzung  also 
ging  von  dem  Prätor,  welcher  den  Vorsitz  führte,  aus :  die  Hälfte 
wurde  von  den  Anklägern ,  die  andere  Hälfte  von  dem  Ange- 
klagten vorgeschlagen:  über  einen  musste  Vereinigung  der  Par- 
teien stattfinden.  Von  Verwerftmg  (rejectio)  durch  die  Parteien 
kann  noch  nicht  die  Rede  sein :  sie  setzt  ein  vorher  stattfinden- 
des Einsetzen,  wie  es  später  durch  das  Loos  geschah,  voraus. 
Jetzt  geschah  die  Einsetzung  durch  den  Prätor  erst  nach  An- 
hörung der  Parteien.  Dass  nur  Senatoren  als  Richter  genommen 
werden  durften,  ergiebt  sich  aus  den  früheren  Beispielen ,  sowie 
aus  den  Veränderungen,  welche  G.  Gracchus  in  den  Gerichten 
vornahm.  Dass  die  Richter,  ein  jeder  vor  dem  Abgeben  seiner 
Meinung,  einen  Eid  leisteten,  ist  wahrscheinlich.  Der  gesammte 
Senat  pflegte"^),  sobald  er  eine  Art  von  richterlichem  Urtheil  zu 
fällen  hatte,  dies  mit  einem  Schwüre  zu  thnn,  welchen  der  Ein- 
zelne, ehe  er  seine  Stimme  abgab,  leistete.  Die  Form  der 
Eidesleistung  war  selbst  in  späterer  Zeit,  als  die  Gewalt  und 
das  Ansehen  der  Gerichtshöfe  geändert  worden  war,  dieselbe 
wie  früher  bei  dem  gesammten  Senate. 

Die  pcUrani  wählte  jede  Partei  frei  nach  ihrem  Ermessen 


a)  S.  ohen  S.  25. 

b)  S.  oben  S.  15. 

c)  S.  Band  I,  1,  259. 
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und  in  unbestimmter  Anzahl.    In  den  Processen  vor  dem  Cal- 
pumischen  Gesetze  hatten  zwei  genügt:  gesetzlich  war  die  Zahl 
schwerlich  bestimmt.    Man  kann  fragen,    weshalb  sie  für  den 
Ankläger  überhaupt  nOthig  waren.     Im  Senate  selbst  konnten 
die  Gesandten  der  Provinzen  persönlich  ihre  Antrage  vorbringen : 
folgerichtig  mussten  sie  auch  vor  einem  Ausschüsse  des  Senates 
sprechen  und  ihre  Sache  fuhren    können.    Ohne  Zweifel  waren 
sie  daran  gesetzlich  nicht  gehindert.    Hätte  es  eiq^n  Provinzialen 
gegeben,  vollkommen  kundig  der  Lateinischen  Sprache  und  der 
Römischen  Sitten,   welche   bei  diesen  Processen  ebenso  gut  wie 
im  ganzen  Römischen  Staate  galten,  so  hätte  er  die  Sache  seiner 
Aoftraggeber  selbst  fahren  können.    Aber  dies  war  kaum  der 
Fall    Ueberdem  fehlten  selbst  einem  solchen  die  Familienver- 
biodangen,  welche  in  einem  aristocratisch  regierten  Staate  von 
dem  höchsten   Einflüsse  sind.    Aus   diesen  Gründen,  aus  Für- 
sorge für  die  Provinzen  beauftragte  der  Senat  den  Vorsitzenden 
des  Gerichtshofes,  den  Klägern  die  Wahl   von  patrani  zu  ge- 
statten und  diese  zu  dem  Processe  zuzulassen.    So  allein  stan- 
den sie  dem  Angeklagten  gleich,  der,  nach  der  damals  schon 
aasgebildeten  Sitte,  seinerseits  ebenfalls  Vertheidiger  und  ad- 
vacati.  hinzuzog.    Ueber  das  sonstige  Verfahren  fehlen  uns  Nach- 
richten, ausser  dass  die  Zahl  der  in  jedem  Processe  zulässigen 
Termine  unbeschränkt  war:  acht  Termine  sollen  in  einem  Falle 
gehalten  worden  sein.^)    Es  konnten  also  weniger  oder  mehr 
aein,  je  nach  dem  Ermessen  der  Richter.    Im  Uebrigen  wird 
die  allgemeine  Gerichtssitte  über  das  Verhör  und  die  Aussagen 
von  Zeugen,  über  Zeugnisse,  andere  Empfehlungen  entscheidend 
gewesen  sein.    Wir  lernen  aus  Cicero^),  me  sehr  die  Einsetzung 
der  stehenden  Gerichtshöfe  mit  dem  Aufblühen  der  Beredsam- 
l^eit  zusammenhing.    Der  Ehrgeiz  bemächtigte  sich  dieser  Pro- 
zesse, welche  einen  politischen  Character  trugen  und  die  günstigste 
Gelegenheit  darboten,  durch  Verfolgung  oder  Vertheidigung  be- 
rohmter  Männer  die  Volksgnnst  und  damit  Ehre  und  Ruhm  zu 
gewinnen. 


a)  S.  oben  S.  25  a.  A. 

b)  S.  obeo  S.  7  die  aus  Gic  Brut  27,  106  aogefuhrte  SteUe. 
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Drittes  Capitel. 

Die  Binsetzang;  des  ersten  stehenden  Gerichtshofes  erfolgte  nicht  dnrch 
ein  Geseti,  sondern  dnrch  Senatsheschloss.  Früheres  Yerhlitnlss  der  ROml- 
sehen  Beamten  nnd  der  nnterworfenen  Völker,  nnr  dnrch  die  Sitte,  nieht 
dordi  ein  (leseti  geregelt.  Yermeintliches  Porciscbes  Gesetz.  Porciscbes 
Gesetz  üher  die  Thermesser.  Leistungen  der  Bundesgenossen  an  die 
Römischen  Beamten.  Inhalt  des  Galpnmischen  Gesetzes.  Es  handelte 
über  Gelder,  welche  Yon  den  Beamten  zurückgefordert  werden  durften, 
nicht  über  die  Form  des  Verfahrens.  Erw&hnnng  bei  den  Schriftstellern 
nnd  In  den  nns  erhaltenen  Bruchstücken  eines  Gesetzes.  Actio  sacra- 
mento,  angewendet  auf  Klagen  wegen  Erpressung  und  aus  alter  Zeit 
stammend,  beibehalten  für  Römische  Bürger  durch  das  Caipurnlsche 
Gesetz.  Die  erste  quaestio  perpetua  nur  für  Bundesgenossen  errichtet. 
Junisches  Gesetz  und  dessen  Yormuthlicher  Inhalt.   Zusammenfassen  der 

Ergebnisse  der  Untersuchung. 

Der  erste  stehende  Gerichtshof  wurde  um  das  Jahr  149  v.  Chr. 
eingesetzt.  An  die  Errichtung  desselben  durch  das  Calpurnische 
Gesetz  oder  durch  ein  Gesetz  überhaupt  ist  nicht  zu  denken. 
Wir  finden  bei  dem  Gerichtshofe  nicht  eine  einzige  Sache,  bei 
der  es  eines  Volksbeschlusses  bedurfte.  Die  früher  bei  einzelneu 
Klagen  von  Provinzen  durch  Senatsbeschluss  eingesetzten  beson- 
deren Gerichtshöfe  hatten  eben  dieselben  Einrichtungen  und  Be- 
fugnisse: selbst  die  Bestrafung  der  Schuldigen  konnte  bei  ihnen 
so  weit  gehen,  dass  dieselben,  um  ihr  zu  entgehen,  die  freiwillige 
Verbannung  vorzogen.^)  Eine  Mitwirkung  des  Volkes  wird  in 
dem  ausführlichen  Berichte,  welchen  wir  über  sie  besitzen,  nicht  er- 
wähnt :  folglich  wird  sie,  da  von  ihr  auch  bei  Errichtung  der  stehen- 
den Gerichtshöfe  nicht  die  Rede  ist,  hier  nicht  in  unnützer  Ver- 
muthung  anzunehmen  sein.  Ja  diese  Vermuthung  widerspricht 
der  sonst  bekannten  politischen  Stellung,  welche  der  Urheber 
des  Galpumischen  Gesetzes  einnahm.  Es  lag  in  der  Gründung 
der  stehenden  Gerichtshöfe  nur  eine  Veränderung  in  der  Ge- 
schäftsordnung des  Senates,  welche  durch  diesen  Staatskörper 
selbst  vorgenommen  wurde.  Eine  mittelbare  Verbindung  zwischen 


a)  S.  oben  S.  18. 
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dem  ersten  stehenden  Gerichtshöfe  und  einem  Gesetze,  insbe- 
sondere dem  CalpnrnischeD ,  kann  bestanden  haben :  eine  solche 
^rd  ans  angedeutet.  In  Folge  eines  vom  Volke  angenommenen 
Gesetzes  konnte  sich  der  Senat  bewogen  fahlen,  eine  in  seiner 
eigenen  Befugniss  liegende  Massregel  zu  ergreifen.  Wir  werden 
also  zunächst  über  das  Galpumische  Gesetz  zu  sprechen  haben, 
am  den  Zusammenhang,  in  dem  dasselbe  mit  früheren  ähnlichen 
Verordnungen  und  mit  den  Gerichtshöfen  steht,  zu  ermitteln. 

Von  allgemeinen  Verordnungen  über  das,  was  die  Römi- 
schen Beamten  von  den  Bundesgenossen  zu  fordern  oder  nicht 
za  fordern  hätten,  kann  nicht  die  Rede  sein.  Theilen  wir  die 
Beamten  ein  in  solche,  die  in  ausserordentlichen  Aufträgen  ent- 
sendet wurden,  und  in  solche,  die  ordentliche  Statthalterschaften 
bekleideten,  so  haben  wir  in  Bezug  auf  jene  ein  bemerkens- 
werthes  Zengniss  vom  Jahre  173  v.  Chr.  Der  damalige  Cou- 
snl  L.  Postumius  Albinus,  dessen  Provinz  Ligurien  war,  erhielt 
ausserdem  den  Auftrag,  in  Campanien  öffentliche  Staatsländereien, 
welche  von  Privatleuten  in  Besitz  genommen  waren,  wieder  für 
den  Staat  in  Anspruch  zu  nehmen.  Er  zürnte  auf  die  Einwoh- 
ner von  Präneste,  welche  ihm  früher,  als  er  noch  nicht  Consul 
war  und  zu  einem  Opfer  im  Tempel  der  Fortuna  in  ihre  Stadt 
kam,  keine  Ehre  erwiesen  hatten.  In  diesem  Zorne  schrieb  er 
an  die  Pränestiner,  durch  deren  Stadt  sein  Weg  nach  Campanien 
fährte,  die  städtischen  Beamten  sollten  ihm  entgegen  kommen, 
ihm  auf  Kosten  der  Stadt  eine  Wohnung  zum  Einkehren  an- 
weisen und  Pferde  zur  Weiterreise  stellen.  „Vor  ihm,  bemerkt 
Liyios  zu  dieser  Erzählung^),  verursachte  Niemand  jemals  den 


a)  Liv.  XLll,  1  Ante  hunc  consulcm  nemo  unquam  sojüs  in  ulia  re 
oneri  aut  sumptui  fuit.  Ideo  magistratus  mulis  tabemaculisque  et  omni 
alü)  iDstramento  militari  ornabantur,  ne  quid  tale  imperarent  hocüs.  Pri- 
vata  bospitia  habebant,  ea  benigne  comiterque  colebant  domusque  eorom 
Romae  hospitibus  patebant,  apud  quos  ipsis  deverti  mos  esset.  Legati, 
qui  repente  aliquo  mitterentur ,  singula  iumeuta  per  oppida,  iter  qua  fa- 
ciimdmn  erat,  imperabant:  aliam  impensam  socii  in  magistratus  Romanos 
ooQ  &ciebaat  Inioria  consulis,  etiamsi  iusta,  non  tarnen  in  magistratu 
exerc^a,  et  silentium  nimis  aut  modestum  aut  timidum  Praenestinorom 
iiu  velut  probato  exemplo  magistratibus  fecit  graviorum  in  dies  talis  generis 
imperiorum. 

m  3 


34  Frühere  Verordnungen  über  Beamte. 

Bandesgenossen  in  irgend  einer  Beziehung  Beschwerde  oder 
Kosten.  Deshalb  wurden  die  Beamten  mit  Maulthieren,  Zelten 
und  allen  möglichen  anderen  militärischen  Gegenständen  ausge- 
rüstet, um  nicht  dergleichen  den  Bundesgenossen  auferlegen  zu 
dürfen.  Ihre  Wohnung  hatten  sie  bei  Privatleuten.  Diese  be- 
handelten sie  mit  Güte  und  Freundlichkeit,  und  ihrerseits  stan- 
den in  Rom  ihre  Häuser  den  Gastfreunden,  bei  denen  sie  selbst 
einzukehren  pflegten,  offen.  Gesandt«,  die  plötzlich  irgend  wo- 
hin geschickt  wurden,  verlangten  von  den  Städten,  durch  welche 
ihr  Weg  sie  führte,  immer  ein  Pferd:  anderen  Aufwand  hatten 
die  Bundesgenossen  für  die  Römischen  Beamten  nicht  zu  machen. 
Der  Zorn  des  Consuls  über  die  ihm  widerfahrene  Beleidigung, 
der,  wenngleich  er  gerecht  war,  doch  nicht  im  Amte  hätte  ge- 
übt werden  müssen,  und  das  allzu  bescheidene  oder  furchtsame 
Schweigen  der  Pränestiner  gab  den  Beamten,  gleichsam  nach 
einem  mit  Beifall  aufgenommenen  Vorgange,  das  Recht,  von 
Tage  zu  Tage  schwereres  der  Art  den  Bundesgenossen  aufzu- 
legen.'^ Das  Verfahren  des  Consuls  Postumius  muss  einen  be- 
deutenden Abschnitt  in  der  Regierung  der  abhängigen  Völker 
gebildet  haben,  da  es,  an  sich  unbedeutend,  von  Livius  einer 
Erwähnung  für  werth  gehalten  wurde.  So  viel  ist  aus  seiner 
Bemerkung  ersichtlich,  dass  es  bis  zum  Jahre  173  v.  Chr.  keine 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Leistungen  der  Bundes- 
genossen an  die  Römischen  Beamten  gab.  Denn,  hätte  es  sie 
gegeben,  so  durfte  sie  L.  Postumius  nicht  verletzen  und  die 
Pränestiner  hätten  geklagt:  Livius  selbst  würde  nicht  den  Zorn 
des  Consuls  als  den  alleinigen  Grund  seiner  Forderungen  hin- 
stellen und  sein  Verfahren,  abgesehen  von  den  Folgen  desselben, 
für  ungerechtfertigt  erklären:  es  hatte  sich  eine  Sitte  gebildet, 
wie  sie  der  Rechtlichkeit  der  Beamten  jener  Zeit  und  dem  Stre- 
ben, durch  billige  Regierung  die  Neigung  der  unterworfenen  Völ- 
ker zu  gewinnen,  entsprach. 

Man  nimmt  jetzt  allgemein  an^^),  ein  Porcisches  Gesetz 
habe  über  die  Leistungen  der  Bundesgenossen  an  die  Römischen 
Beamten  gehandelt  und  schreibt  es  dem  berühmten  älteren  Cato 
zu.  Von  ihm  heisst  es  nämlich  im  Jahre  198  v.  Chr.,  wo  er 
die  Provinz  Sardinien  verwaltete,  er  sei  rechtlich  und  unbe- 
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schölten  gewesen,  hätte  indessen  für  zu  rauh  gegolten  in  fie- 
schränknng  des  Wuchers:  es  seien  von  ihm  die  Wucherer  aus 
der  Insel  verjagt  und  der  Aufwand,  den  die  Bundesgenossen  für 
das  Leben  des  Prätors  aufzubringen  pflegten,  theils  verringert 
tbeils  ganz  aufgehoben  worden.*)  Wie  diese  Verringerung  des 
Aufwandes  der  Prätoren  zu  verstehen  sei,  zeigt  Plutarchs^)  Be- 
richt über  eben  dieselbe  Sache,  während  die  früheren  Statthalter 
Zelte  und  Ruhebetten  und  Teppiche  auf  Kosten  der  Provinz  ge- 
habt, und  derselben  durch  die  Zahl  ihrer  Diener,  sowie  durch 
Aufwand  bei  den  Mahlzeiten  beschwerlich  gefallen  wären,  hätte 
Cato  unglaublich  einfach  gelebt,  und  keines  Aufwandes  von  Sei- 
ten der  Provinz  bedurft:  er  sei  in  den  Städten  allein,  ohne 
Wagen  umhergegangen,  begleitet  nur  von  einem  einzigen  Scla- 
Ten,  der  ihm  ein  Kleid  und  Opfergefäss  nachtrug.  Von  einem 
Gesetze  Catos  ist  hier  nicht  die  Rede,  sondern  nur  davon,  dass 
er  durch  einfache  Lebensweise  den  Bundesgenossen  den  grössten 
Theil  der  Kosten,  welchen  die  früheren  Statthalter  verursachten, 
erspart  habe.  Dass  die  späteren  Prätoren  seinem  Beispiele  ge- 
folgt sind,  ist  nicht  wahrscheinlich:  sein  Leben  konnte  selbst 
von  denen,  welche  sonst  rechtlich  waren,  nicht  gebilligt  werden. 
Zu  einem  Gesetze  hatte  Cato  weder  Zeit  noch  Gelegenheit,  da 
er  während  seiner  ganzen  Prätur  in  Sardinien  blieb.  So  wird 
jeder  Widerspruch  mit  der  von  uns  angeführten  Bemerkung  von 
Livius  zum  Jahre  173  v.  Chr.  gehoben. 

Indessen  ein  Porcisches  Gesetz  wird  erwähnt  in  dem  uns 
erhaltenen  Antonischen  Gesetze  über  die  Thermesser:  es  soll 
eben  dasjenige  sein,  welches  von  dem  älteren  Cato  über  die  Lei- 


a)  Liv.  XXXII,  27  Sardiuiam  M.  Porcius  Gate  obtinebat,  sanctus  et 
ioDocens,  asperior  tarnen  in  fenore  coercendo  habitus,  fugatlque  ex  insula 
feneratoies  et  sumptus ,  quos  in  cultum  practorum  socii  facere  soliti  erant, 
circomcisi  aut  Bublati. 

b)  Plat.  Gat  mai.  6  inapyila'^  Se  Xaßuiv  lap5<iva,  tü>v  icpo  auxou 
OTpatTjfiöv  e2u>I^ÖT(0V  ypf^a^ai  axT]vu)p.aat  hr^itoaloii  xat  xX{vatc  xal  lp.at(o(C> 
-oU^  Te  ^cpaireif  xal  ^{Xüav  rXi^^^ei  xal  Trepl  8eTitva  Sandvau  xai  irapa- 
flwalc   Papuv(JvT(DV ,   ixeivo«    aitiatov   iitoiriot   t^jv   Siacpopdv    t^«  t^TcXefac* 

Xiciv.  aMz  fifiv  dvftu  C«'jyo\jc  T:opeu<5fi.tvo«,  ti;  5*  V^xoXoudci  ^(^({atoc«  iaöfJTa 
x«i  orov^elov  auTtjj  rpoc  Upoupyfav  xo{x(Co>v. 
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stungen  der  Bundesgenossen  an  die  Römischen  Beamten  erlassen 
wurde.  Jenes  Antonische  Gesetz  ist  gegeben  etwa  71  v.  Chr. 
während  des  dritten  Mithridatischen  Krieges  und  hat  den  Zweck, 
der  Stadt  Thermessus  in  Pisidien  alle  diejenigen  Rechte  wieder- 
zuverleihen,  welche  dieselbe  vor  dem  ersten  Mithridatischen 
Kriege  gehabt  hatte.  Für  die  Beziehungen  zwischen  Römern 
und  Thermessern  wird  das  Jahr  91  v.  Chr.  als  Normaljahr  an- 
gegeben. Dort  heisst  es  also,  kein  Römischer  Beamter  solle 
etwas  thun  oder  befehlen,  dass  die  Thermesser  etwas  geben  oder 
leisten  sollten  oder  dass  ihnen  etwas  fortgenommen  würde, 
ausser  dem,  was  sie  üach  dem  Porcischen  Gesetze  zu  geben  oder 
zu  leisten  verpflichtet  wären.")  Dieses  Porcische  Gesetz  kann 
unmöglich  198  v.  Chr.  gegeben  worden  sein  und  vom  älteren 
Cato  herrühren,  selbst  wenn  es  im  Allgemeinen  über  die  Leistun- 
gen der  Bundesgenossen  gehandelt  hätte.  Denn  seit  jener  Zeit 
hatte  sich  das  Verhältuiss  derselben  gänzlich  geändert :  es  waren 
seitdem  das  Calpurnische  und  andere  Gesetze  über  eben  den- 
selben Gegenstand  erlassen,  so  dass  Niemand  auf  Catos  ver- 
altete Anordnungen  zurückkommen  konnte.  Zudem  konnte  der- 
selbe nur  Italien  und  Sicilien,  Sardinien,  allenfalls  Spanien  be- 
rücksichtigen. Wie  verschieden  waren  davon  die  Verhältnisse 
Kleinasieus,  von  denen  die  Römer  zu  seiner  Zeit  noch  keine 
Kenntniss  hatten!  Es  kann  aber  auch  in  den  Worten  des  An- 
tonischen Gesetzes  nicht  der  Sinn  liegen,  dass  das  Porcische 
Gesetz  ein  allgemeines  über  die  Leistungen  aller  Bundesgenossen 
an  Rom  gewesen  wäre.  Denn  Thermessus  ist  eine  bevorzugte 
Stadt:  sie  ist  frei  und  hat  ihre  eigenen  Gesetze,  sie  erhält  ihr 
ganzes  Gebiet  zurück,  sie  ist  von  Einquartierung  befreit,  sie  hat 
ihre  besonderen  Zölle,  kurz  ihr  Bundesverhältniss  zu  Rom  ge- 
währt ihr  so  viele  Vortheile,  wie  wenige  andere  Gemeinden  sie 
besitzen.  Sonach  kann  ein  allgemeines  Gesetz  über  die  Leistun- 
gen  der  Bundesgenossen  auf  sie  keine  Anwendung  finden  und 


a)  Corp.  Inscr.  Lat.  I,  204  lex  Antonia  de  Termessibus  II,  13  Neive 
quis  niagistratus  prove  magistratu  legatua  neive  quis  alius  fiacito  neive  in- 
pcrato,  quo  quid  magis  iei  deut  praebeant  ab  ieisve  auferatur,  nisei  quod 
eos  ex  lege  Porcia  dare  praebere  oportet  oportebit. 
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jenes  Poreiscbe  Gesetz  ist  far  die  besonderen  Beziehungen  zwischen 
Tbermessus  und  Rom  berechnet.  Es  gab  jenem  diejenige  Frei- 
heit, welche  das  Antonische  Gesetz  bestätigt.  Dass  wir  von 
dem  ersteren  keine  weitere  Kunde  haben,  ist  natürlich:  hätten 
wir  nicht  zufällig  jenes  Bruchstück,  so  würden  wir  auch  von 
dem  Antonischen  Gesetze  nichts  wissen.  Der  Antragsteller  des 
Porcischen  Gesetzes  war  entweder  M.  Porcius  Cato,  der  Vater 
Catos  von  Utika,  oder  dessen  Bruder  L.  Porcius  Cato:  Beide 
waren  Volkstribunen  und  lebten  um  die  Zeit,  wo  Rom  bei  dem 
drohenden  Kriege  mit  Mithridates  die  Verhältnisse  von  Klein- 
aäen  zu  ordnen  und  seine  dortigen  Freunde  durch  feste  Bünd- 
uisse  zu  fesseln  suchte.^) 

Also  bis  zum  Jahre  173  v.  Chr.  gab  es  keine  gesetzlichen 
Bestimmungen  über  die  Leistungen,  welche  Römische  Beamte, 
die  ausserordentlicher  Weise  bei  den  Bundesgenossen  verweilten, 
za  fordern  hatten.  Aber  Livius  spricht  so ,  als  ob  auch  in  der 
Folge  kein  solches  Gesetz  erlassen  worden  ist.  Er  sagt,  durch 
den  Vorgang  des  Gonsuls  L.  Postumius  hätten  die  Beamten  das 
Recht  erhallen,  immer  Schwereres  den  Bundesgenossen  aufzuer- 
legen. Wenigstens  zunächst  kann  keine  gesetzliche  Beschrän- 
kung eingetreten  sein.  Es  mag  auch  unmöglich  gewesen  sein, 
genaue  Verordnungen  zu  erlassen,  selbst  wenn  dies  im  Interesse 
des  regierenden  Standes  gelegen  hätte.  So  gross  war  die  Ver- 
schiedenheit der  unterworfenen  Völker  und  Provinzen ,  so  gross 
die  &Iannigfaltigkeit  der  Bedürfhisse,  welche  befriedigt  werden 
mussten.  Wir  finden  auch  später  die  grösste  Verschiedenheit 
in  dem  Verhalten  der  Beamten.  C.  Gracchus  rühmte  sich^)  in 
einer  Rede,  die  er  nach  der  Verwaltung  Sardiniens  hielt,  er  habe 
sich  in  der  Provinz  so  benommen,  dass  er  auch  nicht  für  einen 
As  Geschenke  erhalten  oder  irgend  Jemanden  Kosten  verursacht 
hätte,  gesteht  aber,  dass  Andere  angefallt  mit  Geld  nach  Hause 
Zurückkehrten.  In  einer  anderen  Rede°)  erzählt  eben  derselbe 
von  einem   Römischen  Consul,  der  in   Teanum   Sidicinum   die 


a)  Man  vergl.  besonders  Gell.  XIII,  19. 

b)  Bei  GeU.  XV,  12. 

c)  EbenfaUs  bei  Gell.  X,  3. 
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städtischen  Beamten,  als  sie  seiner  übermüthigen  Forderung  nicht 
sogleich  nachkamen,  auf  das  Grausamste  bestraft  hatte,  und  von 
einem  andern  Römischen  Beamten,  einem  jungen  Manne,  der 
aus  Asien  als  Frolegat  zurückkehrend  bei  Venusia  Jemanden, 
der  ihn  zufällig  beleidigte,  bis  zum  Tode  misshandelte.  Die 
Anforderungen  an  die  Bundesgenossen  stiegen,  je  fester  die  Herr- 
schaft Roms  wurde.  Zu  Ciceros  Zeit  war  es  allgemein  entweder 
gesetzlich  oder  gebiäuchlich,  dass  die  Römischen  Beamten  von 
den  Bundesgenossen  Wohnung,  Unterhalt  und  die  Mittel  zur 
Beförderung  erhielten:  so  wird  uns  von  C.  Verres'  Reisen  in 
Asien*),  so  von  Cicero  selbst,  der  auf  Rhodischen  Schiffen  in 
seine  Provinz  fuhr**),  erzählt.  Das  war  eine  grosse,  kaum  er- 
trägliche Last  für  die  Bundesgenossen:  sie  wurde  vergrössert 
durch  den  Missbrauch,  an  solche,  die  in  Privatangelegenheiten 
reisten,  den  Charakter  öffentlicher  Beamten  zu  übertragen.*) 
Dennoch  fand  auch  hierbei  vielfaches  Schwanken  statt,  da  es  an 
gesetzlichen  Bestimmungen  fehlte.  Als  Cicero,  damals  zum 
Aedilen  erwählt,  auf  seiner  Untersuchungsreise  gegen  Verres  in 
Sicilien  nach  Messana  kam,  wurde  er  von  dieser  Stadt,  welcher 
die  Anklage  gegen  Verres  unangenehm  war,  nicht  eingeladen :  er 
wohnte  bei  einem  Privatgastfreunde.  Darüber  ist  Cicero  sehr 
ungehalten.  Er  droht  der  Stadt  und  erklärt,  es  gäbe  keine  Stadt 
im  ganzen  Reiche,  welche  nicht  jeden  Senator  begrüsste  und 
einlüde."^)  Man  erkennt,  wie  die  Sitte  mächtiger  war  als  das 
Gesetz  und  eigener  Vortheil  die  Bundesgenossen  bewog,  auch 
unbillige  und  ungesetzliche  Forderungen  der  Beamten  bereitwillig 
zu  befriedigen. 

Verschieden  indessen  hiervon  musste  die  Stellung  der  or- 
dentlichen Beamten  einer  Provinz  sein,  welche  an  die  Stelle  der 
früheren  einheimischen  Obrigkeiten  getreten  waren.  Es  konnte 
unentschieden  sein,  wie  viel  die  Beamten  von  einem  Lande  zu 


a)  Cic.  in  Verr.  I,  24,  63. 

b)  Cic,  ad  Att.  V,  13 ;  VI,  8. 

c)  Cic.  de  leg.  agr.  II,  17,  45  Legatos  vestros,  homines  aactoritate 
tenui,  qui  reram  privatarum  causa  iegationes  liberas  obeont,  tarnen  ezterae 
nationes  ferre  vix  possnnt. 

d)  Cic.  in  Yen.  IV,  11,  25. 
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fordern  berechtigt  wären,  so  lange  dessen  Eroberung  dauerte: 
so  lange  herrschte  das  Bedürfhiss ,  die  Willkür  des  Siegers,  der 
Krieg.  Dennoch  stand  auch  in  diesem  Falle  den  Besiegten  die 
Bitte  an  den  Senat  frei.  So  beklagten  sich  Gesandte  der  Bür- 
gerschaft von  Syrakus  über  die  Härte  ihres  Eroberers  M.  Clau- 
dius Mareellus*),  so  die  Einwohner  Capuas  über  die  Grausam- 
keit, welche  Q.  Fnlvius  bei  der  Bestrafung  der  eroberten  Stadt 
gezeigt  habe**),  und  unter  den  früher  angeführten*')  Beispielen 
befinden  sich  einige ,  wo  Völkerschaften  klagten,  als  Feinde  be- 
handelt worden  zu  seiti,  obgleich  sie  nichts  Feindseliges  gethan 
hätteo*  Aber  wenn  der  Friede  hergestellt  und  die  Verwaltung 
der  Provinz  geordnet  war,  mussten  die  Leistungen  für  die  Rö- 
misehen  BeaoQten  bestimmt  werden,  und  wir  haben  über  die- 
selben Nachrichten  genug,  namentlich  in  Bezug  auf  Sicilien. 
Naturgemäss  mussten  diese  Leistungen  verschieden  sein  nach 
der  Grösse,  dem  Reichthum  und  den  Verhältnissen  der  Provinz: 
sie  wurden  durch  dasselbe  Gesetz,  welches  die  Verwaltung  über- 
haupt regelte,  festgestellt.  Dabei  blieb  sowohl  der  übertriebenen 
Eiofachbeit  eines  Gate  wie  der  Habsucht  entgegengesetzter  Cha- 
raktere ein  weiter  Spielraum. 

Das  Calpurnische  Gesetz  fand  nur  Sitte  und  Herkommen, 
nicht  gesetzliche  Bestimmungen,  an  welche  es  sich  anschliessen 
konnte,  vor.  Es  war  das  erste,  welches  über  Gelder,  die  von 
Römischen  Beamten  zurückgefordert  werden  dürften,  handelte. 
Ueber  die  Art  und  Weise  der  Zurückforderung  gab  es  unmittelbar 
keine  Verordnung,  sondern  überliess  dieselbe  dem  Senate.  Es  war 
eine  Vorschrift,  wie  derselbe  in  Zukunft  die  Aufsicht  über  die  Ver- 
waltung der  unterworfenen  Völker  führen  sollte.  Diese  Absicht  des 
Gesetzes  entspricht  der  politischen  Stellung,  welche  sein  Urheber,  L. 
Calpurnius  Piso  Frugi,  einnahm.**)  AlsCousul  im  J.  133  v.  Chr. 
fthrte  derselbe  einen  Sclavenkrieg  in  Sicilien'')  und  zeigte  sich 


a)  Liv.  XXVI,  26;  29  flgd.;  Plut.  Marc.  23;   Val.  Max.  IV,  1,  7;  Dio 
Oa&&.  fragn.  16. 

b)  Liv.  XXVI,  80;  33  flgd- 
e)  S.  oben  S.  11. 

^  VergL  oben  8.  8. 

e)  Man  sehe  besonders  Val.  Max.  IV,  3,  10  und  II,  7,  9. 
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dann  als  Gegner  der  leidenschaftlichen  Massregeln,  durch  welche 
TL  Gracchus  blutigen  Aufruhr  im  Staate  erregte.*)  Zu  dem 
Gesetze,  das  er  vorher  in  seinem  Tribunate,  149  v.  Chr.,  über 
Erpressungen  gab,  konnte  er  nicht  durch  politische  Gründe,  weil 
er  den  damals  noch  mächtigen  Senat  unterdrücken  wollte,  son- 
dern nur  durch  den  Wunsch,  die  Rechtlichkeit  der  Beamten  zu 
fördern,  bewogen  werden.  •*)  Er  selbst  zeichnete  sich  durch  Sit- 
tenstrenge und  Ehrlichkeit  aus,  die  auf  seinen  Sohn  überging 
und  als  ein  Erbtheil  der  Familie  erschien.'') 

üeber  den  näheren  Inhalt  des  Gesetzes  haben  wir  bei  den 
Schriftstellern  keine  sichere  Nachricht.  Mit  Wahrscheinlichkeit 
lassen  sich  indessen  zwei  Bemerkungen  auf  dasselbe  beziehen. 
Wo  Cicero  über  die  Ankäufe  von  Kunstwerken,  welche  Verres 
iti  Sicilien  gemacht  hatte,  spricht,  sagt  er,  es  sei  den  Beamten 
nicht  erlaubt,  in  den  Provinzen  dergleichen  zu  kaufen.  Er  lobt 
die  Sorgsamkeit  der  Vorfahren,  die  zwar  die  grösseren  Erpres- 
sungen, wie  sie  später  stattfanden,  noch  nicht  für  möglich  hiel- 
ten, aber  doch  gegen  kleinere  Vergehungen  Vorkehrung  trafen. 
Sie  bestimmten  deshalb,  Niemand  sollte  in  der  Provinz  einen 
Sclaven  kaufen,  ausser  an  Stelle  eines  dort  gestorbenen.  Damit 
stellten  sie  überhaupt  den  allgemeinen  Grundsatz  auf,  ein  Be- 
amter solle  in  der  Provinz  nichts   kaufen."^)    Diese  Bestimmung 


a)  Cic.  Tusc.  III,  20,  48. 

b)  Dies  Gesetz  wird  erwähnt  Cic.  Brut.  27,  106  L.  enim  Piso  tr.  pl. 
legem  primus  de  pecuniis  repetundis  CensoriDO  et  Manilio  consulibus  tulit; 
de  off.  II,  21,75  Nondum  centum  et  decem  aool  sunt  (im  Jahre  44  v.  Cbr), 
cum  de  pecuniis  repetundis  a  L.  Pisone  lata  lex  est,  nulla  antea  cum 
fiiisset;  in  Verr.  111,  84,  195  L.  Piso  ille  Frugi,  qui  legem  de  pecuniis  re- 
petundis primus  tulit ;  ibid.  IV,  25,  56  filius  enim  L.  Pisonis  erat  eius,  qui 
primus  de  pecuniis  repetuudis  legem  tulit ;  Tac.  Ann.  XV,  20  magistratuum 
avaritia  Calpurnia  scita  (peperit) ;  schol/  Bob.  in  Cic.  p  Flacco  p.  233  (s. 
oben  S.  9);  Val.  Max.  VI,  9,  10;  Festus  s  v.  religionis  p.  285  (vergl.  oben 
S.  25). 

c)  Man  sehe  die  Erzählung  von  Cic.  in  Verr.  IV,  25,  56. 

d)  Cic.  in  Verr.  FV,  5,  9  Videte  maiorum  diligentiam,  qui  nihil  dum 
etiam  istius  modi  suspicabantur ,  verum  tarnen  ea ,  quae  parvis  in  rebus 
accidere  potcrant,  providebant.  Neminem,  qui  cum  potcstate  aut  legatione 
in  provinciam  esset  profectus,  tam  amentem  fore  putaverunt,  ut  emeret 
argentuiQ;  dabatur  enim  de  publico:  ut  vestem;  praebebatur  enim  legibus: 
mancipium    putamnt,  quo  et  omnes  utimur  et  non  praebetur  a  populo* 
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fand  sich  wahrscheinlich  in  dem  Calpurnischen  Gesetze.  Denn 
Cicero  schreibt  sie  den  Vorfahren  zu,  nicht  den  Vätern:  er  deu- 
tet damit  auf  die  Zeit,  wo  die  Repetundengesetze  entstanden. 
Damit  stimmt  das  Verfahren  von  C.  Piso,  dem  Sohne  dessen, 
der  dieses  Gesetz  gegeben.  Als  er  in  der  Provinz  Spanien,  die  er 
regierte,  seinen  goldenen  Fingerring  zerbrochen,  wog  er  öffentlich 
auf  dem  Markte  in  Corduba  dem  Goldschmiede  das  Gold  zu 
and  biess  ihn  dort  seine  Arbeit  verrichten*):  er  wollte  jeden 
Schein,  als  ob  er  in  der  Provinz  einen  Ankauf  gemacht  hätte, 
vermeiden.  Zweitens  wird  in  dem  Titel  der  Digesten  über  die 
Pihcht  des  Statthalters  folgendes  Bruchstück  angefahrt:  „Durch 
ein  Plebiscit  wird  bestimmt,  kein  Statthalter  solle  eine  Lei- 
stimg oder  ein  Geschenk  annehmen,  ausser  Esswaaren  oder  Ge- 
tränk, das  innerhalb  der  nächsten  Tage  verbraucht  wird.^^^)  Diese 
Bestimmung  rührt  vom  Calpurnischen  Gesetze  her.  Denn  sie 
wird  emem  Plebiscite  zugeschrieben:  so  aber  kann  das  Juli  sehe 
Gesetz  nicht  heissen  und  ausser  ihm  und  dem  Calpurnischen  gab 
es  kein  Gesetz  über  Erpressungen.  Zu  dem  Character  des  letz- 
teren passt  auch  die  Allgemeinheit  der  gesetzlichen  Bestimmung. 

Aussef  diesen  beiden  Erwähnungen  finde  ich  bei  den  Schrift- 
stellern nichts  ^^),  was  sich  auf  das  Calpurnische  Gesetz  be- 
ziehen Hesse.  Nach  ihnen  enthielt  dasselbe  einige  allgemeine 
Bestimmungen  für  die  Statthalter  und  Beamten  in  den  Provinzen, 
ein  Verbot  des  Kaufens  und  Verkaufens,  mit  einigen  bestimmt  an- 
gegebenen Ausnahmen,  ein  Verbot  Geschenke  anzunehmen.  Das 
Geld,  was  der  Beamte  auf  diese  Weise  gewonnen,  sollte  von  ihm 
vermittelst  des  Senates  zurückgefordert  werden  können,  und  der 
Senat,  um  die  Absicht  des  Gesetzes  zu  unterstützen,  bestimmte 
einen  Prätor,  der  mit  den  jedesmal  gewählten  Senatoren  die  Ent- 
scheidung über  die  ihm  zugewiesenen  Fälle  hatte. 

Wir  haben  eine  weitere  Erwähnung  des  Calpurnischen  Ge- 


^xenmt,  ne  quis  emeret  nisi  in  demortui  locuin.       Quae  fuit  causa,  cur 
^  diiigenter  nos  in  provinciis  ab  emptionibus  removerent? 

a)  S.  die  kurz  zuvor  angeführte  Stelle  bei  Cic.  in  Verr.  IV,  25,  Ö6. 

b)  1.  IS  Dig.  de  officio  praesidis  (I,  18):  Plebiscito  continetur,  ne  quis 
pniesidum  monus,  docum  caperet  nisi  esculentum  potulentumve,  quod  intra 
diftj  proximos  prodigatur. 
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setzes  in  den  Bruchstücken  des  Acilischen  Gesetzes,  welche,  so 
lückenhaft  sie  auch  sind,  doch  einige  Schlüsse  gestatten.  Zuerst 
wird  dasselbe  erwähnt  in  einem  Capitel,  das  die  Ueberschrift 
führt:  Ueber  die  Anklage  und  die  Wahl  der  Richter  (de  nomine 
defei^undo  iudicibusque  legundeis).  In  dessen  zweitem  Theile 
werden  die  verschiedenen  Classen  von  Bürgern  aufgezählt,  welche 
nicht  Richter  sein  dürfen :  es  heisst :  „weil  nach  dem  Calpurni- 
nischen  oder  Junischen  Gesetze  sacramento  verhandelt  worden 
wäre  oder  weil  nach  dem  vorliegenden  Gesetze  die  Anklage 
geschehen  wäre."*)  Die  Ergänzung  der  zunächst  vorhergehen- 
den Worte  ist  auf  verschiedene  W^eise  versucht  worden.*^)  Mit 
Sicherheit  ergiebt  sich  nur,  dass  auch  nach  der  Veränderung  fler 
Gerichte,  wie  sie  die  Gesetzgebung  der  Gracchischen  und  nächst- 
folgenden Zeit  mit  sich  brachte,  eine  Verhandlung  sacramento 
nach  dem  Galpurnischen  Gesetze  stattfinden  konnte. 

Wir  haben  oben*»)  nach  einem  uns  überlieferten  Beispiele 
geschildert,  welches  Verfahren  nach  dem  Erlasse  des  Galpurni- 
schen Gesetzes  auf  die  Klage  von  Bundesgenossen  über  Erpres- 
sungen stattgefunden  hat.  Dass  dasselbe  nicht  mit  sacramentum 
verbunden  war,  ist  ersichtlich.  W^enn  die  Bundesgenossen  sich 
an  den  Senat  wenden,  dieser  über  die  Thatsache  der  Erpressun- 
gen entscheidet  und  dann  einen  Ausschuss  ernennt,  um  die  Höhe 
der  Entschädigung  zu  bestimmen,  so  kann  Niemand  hierin  die 
actio  sacramenü  erkennen.^®)  Die  Repetundengesetze  aber,  und 
somit  auch  das  Calpurnische,  sollen,  wie  ausdrücklich  gesagt 
wird*'),  hauptsächlich  der  Bundesgenossen  halber  gegeben  wor- 
den sein.  Es  bleibt  deshalb  nur  die  Möglichkeit,  dass  das  Calpur- 
nische Gesetz  nicht  eine  einzige  Art  von  Process  gestattete,  son- 
dern wenigstens  zwei  Arten,  diejenige,  wo  ein  Senatsausschuss 
entschied  und  die  legis  ax^tio  sacramento,  Ueber  die  Bedeutung 
der  letzteren  herrscht  Meinungsverschiedenheit,  und  der  Nach- 
weis des  Zusammenhanges  zwischen  ihr  und  einer  Klage  wegen 


a)  Zeile  XXIII  des  Acilischen  Gesetzes  (p.  59  im  Corp.  Inscr.  Lat.  I): 
lege  Galpu)rdia  aut  lege  lunia  sacramento  actnm  siet  ant  qnod  h(ac) 
1  (ege)  nomen  (delatam  si)et 

b)  S.  oben  S.  23  flgd. 

c)  Man  sehe  die  S.  10  angefahrte  Stelle  aus  Cicero. 
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Erpressungen  ist  noch  nicht  versucht  worden.  Wir  kennen  nur 
eine  legis  actio  sacrivnento^  deren  Wesen  darin  besteht^  dass  die 
streitenden  Parteien  unter  Einsetzung  einer  Geldsumme  eine  ge- 
richtliche Wette  eingehen ,  so  dass  der  vor  dem  Richter  unter- 
liegende mit  dem  streitigen  Gegenstande  auch  die  eingesetzte 
Geldsumme  verliert 

Am  gewöhnlichsten  ist  diese  aus  den  ältesten  Zeiten  her- 
stammende Klageform  bei  dem  Streite  um  Eigentham,  mag  das- 
selbe in  Grundstücken  oder  Geld  oder  anderem  bestehen.  Indes- 
sen wird  von  den  Rechtsgelehrten  bemerkt,  dass  eben  dieselbe 
form  auch  auf  viele  andere  Gegenstände  angewendet  wird.  Eine 
Anwendung  beim  Criminalproeesse  haben  wir  früher  angeführt. 
Wo  es  sich  nm  Thatsachen  handelte,  sowohl  beim  ordentlichen 
Criminalproeesse  als  auch  beim  ausserordentlichen,  der  in  der 
Volksversammlung  gefuhrt  wurde,  kam  es  vor,  dass  Kläger  und 
Verbrecher  eine  gerichtliche  Wette  eingingen  und  die  Entschei- 
dung derselben  bei  einem  frei  gewählten  Richter  suchten.  ■)  Nach 
dieser  Feststellung  der  Thatsache  wurde  dann  die  Erörterung 
des  Rechtspunktes  und  die  etwaige  Bestrafung  des  Schuldigen 
der  criminalgerichtlichen  Verhandlung  überlassen.  Zu  einer  sol- 
chen gerichtlichen  Wette  schritten  also  nicht  nur  einander  gleich- 
stehende Privatpersonen,  sondern  auch  Beamte  boten  sie  Privat- 
personen, welche  sie  anklagen  wollten,  und  umgekehrt  Privat- 
personen den  Beamten,  gegen  deren  Anklage  sie  sich  vertheidi- 
gen  wollten,  an.  Es  war  eine  ächte  actio  aacramento^  da  das 
fär  einen  religiösen  Zweck  verwendete  Succumbenzgeld  den 
scheinbaren  Gegenstand  des  Streites  bildete  und  die  Verurthei- 
loDg  zu  demselben  mittelbar  die  Entscheidung  über  eine  Thatr 
Sache  und  weiter  noch  über  Schuld  oder  Unschuld  herbeiführte. 

Es  wäre  wunderbar  gewesen,  wenn  man  dies  im  Römischen 
Rechte  herkömmliche  Verfahren  nicht  auf  die  Fälle  von  Erpres- 
s^g  angewendet  hätte,  und  da  iadenselben  dies  Acilische  Gesetz 
eine  Verhandlung  vermittelst  eines  Succumbenzgeldes  erwähnt, 
^n  kein  Zweifel  sein,   dass  man  hieran  zu  denken   hat.    Es 


a^  S.  unsere  Auseinandersetzung  und  die  angeführten  Beispiele  Band 
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bot  noch  den  besonderen  Vortheil  dar,  dass  es  die  Möglichkeit 
gewährte,  einen  Beamten  während  seiner  Amtszeit  anzuklagen. 
Die  uns  überlieferten  Beispiele  und  die  Natur  der  Verhältnisse 
zeigen,  dass  z.  B.  ein  im  Amte  befindlicher  Tribun  mit  einem 
Privatmanne,  welchen  er  vor  dem  Volke  anklagen  wollte,  eine 
solche  Wette  über  eine  fragliche  Thatsache  einging.  Weshalb 
sollte  nicht  auch  ein  anderer  Beamte  während  seines  Amtes  eine 
gleiche  Wette  eingehen  ?  Er  konnte  es,  ohne  seiner  Würde  zu  ver- 
geben, thun  und  moralisch  oder  durch  die  öifentliche  Meinung 
dazu  gezwungen  werden.  Nehmen  wir  also  den  Fall  an,  Jemand 
hätte  geglaubt,  ihm  sei  von  einem  Beamten  ungesetzlich  Geld 
genommen,  so  konnte  er  diesen  zu  einer  gerichtlichen  W^ette  über 
die  Thatsache  auifordern,  dass  er  ihm  gegen  die  Gesetze  eine 
bestimmte  Summe  genommen  habe:  der  Beamte  konnte  sich 
gezwungen  sehen,  diese  Wette  einzugehen,  es  wurde  ein  Richter 
vereinbart  und,  wenn  er  dem  Kläger  Recht  gab,  so  folgte  die 
Erstattung  des  genommenen  Geldes  von  selbst.  Hatte  der  Beamte 
sein  Amt  niedergelegt,  so  konnte  er  sowohl  zur  Wette  als  zur 
Wiedererstattung  selbst  gesetzlich  angehalten  werden.  Als  durch 
das  Calpurnische  Gesetz  dem  Beamten  bestimmte  Vorschriften  ge- 
geben waren  über  Geld,  das  er  nicht  fordern  durfte,  konnte  e^ 
mithin  geschehen,  dass  Jemand  denselben  zu  einer  gerichtlichen 
Wette  über  die  Thatsache  auiforderte,  er  habe  ihm  gegen  das 
Calpurnische  Gesetz  Geld  entrissen:  der  dann  gewählte  Rich- 
ter entschied  lege  Calpurnia  und  der  Beamte  war  im  Falle  der 
Verurtheilung  genöthigt,  das  streitige  Geld  zu  erstatten.  Dies 
ist  die  actio  eacrmnento  nach  dem  Calpurnischen  Gesetze,  welche 
in  den  oben  angeführten  Bruchstücken  des  Acilischen  Gesetzes 
erwähnt  wird. 

Zu  der  Annahme,  da.s  Calpurnische  Gesetz  habe  jene  actio 
Bocrameiito  eingeführt,  ist  kein  Grund.  Ohne  Zweifel  könnte 
dieser  Sinn  in  den  W^orten  liegen;  auch  wenn  das  Calpurnische 
Gesetz  jene  a/stio  erst  geschaffen,  würde  es  heissen:  es  würde 
nach  demselben  saxsramento  verhandelt.  Aber  eine  Nothwendig- 
keit,  die  uns  überlieferten  Worte  so  zu  erklären,  ist  nicht  vor- 
handen. Die  a/jtio  sacramento  ist  uralt,  und  wenn  zur  Zeit  der 
Zehnmänner  der  Volkstribun  Verginius  dem  gestürzten  Decemvir 
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Ap.    Claudius  eine  Wette  darüber  anbot,  ob  er  wirklich  eine  un* 
gesetzliche  That  begangen  hätte  oder  nicht,  so  kann  man  nicht 
zweifeln,  dass  schon  in  alter  Zeit  Streitigkeiten  zwischen  Beam- 
ten und  Privatpersonen  über  die  Rechtmässigkeit  von  Staatslei- 
stoDgen  auf  gleiche  Weise  entschieden  worden  sind.  Auf  der  an- 
dern Seite  darf  man  auch  nicht  einwenden,  die  leffie  actianes 
seien  um  die  Zeit  des  Calpumischen  Gesetzes  abgekommen  und 
ilarch  den  Formularprocess  ersetzt  worden,  folglich  hätte  auch 
bei  einen  Processe  über  Erpressungen    keine  actio  sacramento 
sta^nden  können.    Die  Fälle  von  gerichtlichen  Wetten,  welche 
UDs  überliefert  werden,  reichen  bis  in  die  Zeit  des  Galpurni- 
sehen  Gesetzes  und  mochten  auch,  was  auf  keine  Weise  begründet 
werden  kann,  für  den  gewöhnlichen  Civilprocess  die  legis  acHones 
als  zu  schwerfällig  ausser  Gebrauch   kommen,  so  folgt  daraus 
oieht,  dass  eine  die  Freiheit  so  fördernde  Form  auch  für  andere 
Verhütnisse  aufgegeben  wurde.    Cicero  *)  sagt  von  seiner  Zeit, 
Bürger,  denen  von  Beamten  ungesetzlicher  Weise  Geld  genommen 
wäre,  klagten  dies  in  der  Regel  im  Civilprocesse  und  nach  dem 
Privatrechte  ein.    Er  kann  damit  nicht  meinen,  Bürger  hätten 
vor  den  damals  bestehenden  Gerichtshöfen  über  Erpressungen 
einen  Civilprocess  anstrengen  können :  dies  war  unmöglich.   Denn 
jene  hatten  schon  längst  den  Charakter  als  Criminalgerichtshöfe 
imd  verhängten  Strafen  der  härtesten  Art:  es  ist  undenkbar,  dass 
vor  ihnen   zu  gleicher  Zeit  ein   Civilverfahren    hätte  anhängig 
gemacht  werden  können.    Da  man  aus   den    Bruchstücken  des 
Adliscben  Gesetzes  weiss,  dass  über  Erpressung  sacramento  ver- 
handelt werden  konnte,  liegt  der  Schluss  nahe,  dass  eben  das- 
selbe auch  noch  zu  Ciceros  Zeit  geschah,  dass  folglich  die  actio 
sacramento,  mochte  sie  auch  für  andere  Verhältnisse  abgeschafit 
sein,  in  diesem  Falle  in  Gebrauch  blieb.^^)    Dass  die  actio  sacra- 
m«nto  auch  für  die  Bundesgenossen  erlaubt  gewesen  ist,  glauben 
nicht  nur  Einige,  welche  dieselbe  mit  dem  ihrer  Annahme  nach 
durch  das  Calpurnische  Gesetz  gegründeten  stehenden  Gerichts- 


a)  Cic.  div.  5, 17  Qaasi  vero  dnbium  sit,  quin  tota  lex  de  peconiis  re- 
petundis  sociorum  causa  constituta  sit  Nam  civibu»  cum  suut  ereptae 
pecuniae,  civili  fere  actione  et  private  iure  repetuntur:  haec  lex  socialis 
«t  u.  8.  w. 
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hofe  über  Erpressungen  verbinden^),  sondern  auch  Andere,  die, 
ohne  eine  solche  Verbindung  anzuerkennen,  doch  eine  Uebertra- 
gung  der  eigentlich  Römischen  Klageform  sacramento  auf  die 
Bundesgenossen  durch  eine  Art  juristischer  Fiction  aanehmen.^*) 
Ihnen  entgegen  behauptet  man,  die  legis  actiones  und  somit  auch 
die  a>ctio  sacramento  wegen  Erpressungen  hätten  von  den  Bun- 
desgenossen niemals  in  Anwendung  gebracht  werden  können.^) 
Ich  halte  es  für  unwahrscheinlich,  dass  die  actio  sacramento  den 
Bundesgenossen  gegen  Römische  Beamte  verstattet  worden  ist. 
Abgesehen  von  politischen  Gründen,  aus  denen  man  die  unterwor- 
fenen Völker  nicht  durch  Gestattung  einer  sie  dem  Beamten  gleich- 
stellenden Klageform  zum  Ungehorsam  anregen  mochte,  beweist 
dies  die  Geschichte  des  Repetundenprocesses  selbst.  Wenn  die 
Klageform  vermittelst  einer  gerichtlichen  Wette  den  Bundesge- 
nossen schon  vor  dem  Calpurnischen  Gesetze  frei  stand,  wozu 
nutzte  es,  durch  dieses  oder  vielmehr  nach  diesem  noch  eine 
neue  Klageform  für  eben  dieselben  zu  schaiFen?  Es  wurde  da- 
durch nichts  gewonnen.  Bei  dem  Verfahren  durch  den  Senat 
und  dessen  Ausschuss  erhielt  der  Kläger  Wiedererstattung  des 
Geraubten,  der  schuldige  Verklagte  keine  Strafe,  sondern  nur 
die  Verpflichtung,  das  Geraubte  herauszugeben :  bei  einer  gericht- 
lichen Wette  war  das  Ergebniss  auf  beiden  Seiten  ein  gleiches. 
Nimmt  man  dagegen  an,  erst  nach  dem  Calpurnischen  Gesetze 
sei  die  actio  sacratnento  auch  den  Bundesgenossen  verstattet 
worden,  so  begreift  man  nicht,  weshalb  man  ein  doppeltes  Verfahren 
geschaffen  haben  soll,  von  denen  keines  einen  Vorzug  vor  dem 
andern  gewährte,  sondern  nur  das  eine  kürzer  war  als  das  an- 
dere. Es  ist  undenkbar,  dass  die  gerichtliche  Wette,  die  a4!tio 
sa€ram.ento^  den  Bundesgenossen  gestattet  gewesen  ist,  und  an 
sich  begründeter  wäre  die  Ansicht  derjenigen,  welche  bei  dem 
Verfahren  vermittelst  des  Senatsausschusses  eine  a^üo  sacramen- 
to annehmen,  wenngleich  sie  eine  Art  und  Weise  dieser  Ver- 
bindung weder  angeben  noch  wahrscheinlich  machen  können. 
Dazu  kommt,  dass  Ciceros  oben»)  angeführte  Worte  beweisen, 
dass  zu  seiner  Zeit  ein  für  Bürger  allein  mögliches  Verfahren 


i)  S.  oben  S.  46. 
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bei  Klagen  wegen  Erpressungen  bestanden  hat.  Er  sagt  aus- 
drücklich,  wenn  Burgern  Geld  von  Beamten  genommen  wäre, 
so  pflegten  sie  nach  Civilrecht  auf  Wiedererstattung  desselben  zu 
klagen.  Diesen  Vorzug  vor  den  Bundesgenossen  haben  sie  im- 
mer gehabt,  indem  den  letzteren  vor  dem  Calpurnischen  Gesetze 
keine  Möglichkeit  war,  auf  Schadenersatz  zu  klagen,  nach  dem- 
selben nnr  ein  mühsamer  und  doch  keine  Vortheile  gewährender 
Weg  offen  stand. 

Indessen  man  muss  noch  weiter  gehen.  Nach  dem  Calpur- 
nischen Gesetze  blieb  den  Römischen  Burgern  die  Klage  an  den 
Senat  und  die  Entscheidung  des  Senatsausschusses  eben  so,  wie 
früher,  verschlossen :  dieser  Weg  wurde  ausschliesslich  den  Bun- 
desgenossen eröffnet.  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Wege  selbst. 
Bei  keinem  andern,  weder  Civil-  noch  Criminalprocesse  findet 
eine  Einmischung  des  Senates  statt,  der  keine  richterliche  Pflicht 
über  Bürger,  die  nicht  Beamte  gewesen  sind,  übt.*)  Dagegen 
bei  den  Bandesgenossen,  deren  Schicksal  überhaupt  und  in  der 
Regel  ausschliesslich  von  dem  Senate  abhängt,  ist  derselbe  die 
natürliche  Behörde,  der  auch  eine  richterliche  Thätigkeit  zu  ihren 
Gunsten  anheimfällt.  Dies  Verhältniss  änderte  sich,  als  die  Se- 
oatsgerichte  aufhörten  und  statt  ihrer  vom  Senate  unabhängige 
Gerichte  eingeführt  wurden,  die  zugleich  den  Character  von  Cri- 
nünalgerichten  annahmen.  Als  einmal  Erpressungen  von  Beam- 
ten strafwürdig  erschienen,  musste  nothwendiger  W'eise  den  Bür- 
gern die  Möglichkeit  gegeben  werden,  die  Bestrafung  von  schul- 
digen Beamten  zu  erlangen :  sie  hatten  in  Folge  davon  eine  dop- 
pelte Art  von  Klage  in  ihrer  Hand ,  entweder  die  kürzere  alt 
bergebracbte,  vermittelst  einer  gerichtlichen  Wette,  die  ihnen 
nur  Scliadenersatz  brachte,  oder  die  neu  eingesetzte,  welche,  wenn- 
gleich müh  voller  und  langwieriger,  doch  zugleich  Bestrafung 
des  Beamten  herbeiführte.  Sie  wählten,  wie  Cicero  bemerkt, 
in  der  Regel  die  erste  Klageform  sacramerUol  o^^e  Zweifel,  weil 
sie  bei  gleichen  V  ortheilen  für  sie  selbst  kürzer  und  leichter 
durchzusetzen  war,  während  die  zweite  nicht  bloss  langwieriger. 


a)  Yergl.  Band  I,  1,  100. 
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sondern  auch  von  den  vielen  Zufälligkeiten  eines  Schwurgerich- 
tes abhängig  war. 

Durch  dieses  Verbältniss  wird  unsere  frühere*)  Behauptung, 
das  Calpurnische  Gesetz  habe  nichts  über  die  Klageform  be- 
stimmt, bestätigt.  Nehmen  wir  an,  es  hätte  dies  beabsichtigt, 
so  wäre  es  natürlich  gewesen,  eine  Klageform  für  alle  Betheilig- 
ten einzusetzen:  entweder  hätte  es  die  actio  acuramento  S-xich  auf 
die  Bundesgenossen  übertragen  oder  den  Bürgern  den  neuen  Ge- 
richtsgang eröffnet.  Daraus  dass  später  beide  Processarten,  aber 
mit  getrennten  Befugnissen  nach  der  Verschiedenheit  der  Kläger 
bestanden,  kann  man  mit  grosser  VVahrscheiulichkeit  folgern,  dass 
der  Gesetzgeber,  als  erden  neuen  Begriff  der  Erpressungen  feststellte, 
sich  damit  begnügte,  die  richterliche  Entscheidung  über  die  Ver- 
gehen, von  denen  er  handelte,  an  die  Behörden,  welche  seit  alter 
Zeit  über  die  Kläger  verfügten,  zu  verweisen,  bei  den  Römi- 
schen Bürgern  an  die  ordentlichen  Gerichte,  bei  den  Bundesge- 
nossen an  den  Senat,  der  in  Folge  davon,  um  den  Absichten  des 
Gesetzes  nachzukommen,  einen  stehenden  Ausschuss  nieder- 
setzte. 

Man  nimmt  allgemein  an,  das  Calpurnische  Gesetz  habe  nur 
den  Bundesgenossen  das  Recht  der  Klage  gegen  Römische  Be- 
amte gegeben ,  die  Römischen  Bürger  hätten  nach  ihm  keinen 
Process  anstrengen  können:  daraus  entsprang  die  Ansicht  so- 
wohl derer,  welche  in  dem  Verfahren  vor  dem  Senatsausschusse 
eine  actio  aa/yramento  zu  ei4cennen  glaubten,  als'  auch  der  an- 
dern, welche  eine  Uebertragung  der  acht  Römischen  ax^tio  auf  die 
Bundesgenossen  annahmen.  Beide  mussten  wegen  der  von  uns 
angeführten**)  Worte  aus  den  Bruchstücken  des  Acilischen  Ge- 
setzes diese  Ansichten  aufrecht  erhalten.^)  Als  Beweis  für  die 
Ausschliessung  der  Bürger  von  dem  ersten  Repetundengesetze 
führt  man  ein  paar  Stellen  aus  Ciceros  Verrinischen  Reden  an. 
An  der  hauptsächlichsten  derselben  wird  von  Verres'  Behauptung, 
die  Römischen  Bürger  Siciliens  seien  mit  seiner  Verwaltung  zu- 
frieden gewesen,  gehandelt.    Dagegen  führt  der  Redner  an  „die 


a)  S.  oben  S.  32. 

b)  S.  oben  S.  42. 
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Richter  mfissten  bei  dieser  Untersuchung  über  Erpressungen, 
welche  der  Bundesgenossen  halber  nach  einem  zum  Besten  der 
Bondesgenossen  bestehenden  Gesetze  und  Gerichte  eingesetzt  sei, 
die  Klagen  der  Bundesgenossen  hören^^*).  Hierin  liegt  nicht, 
bei  dem  Erlasse  des  ersten  Repetundengesetzes  seien  die  Bun- 
desgenossen ausschliesslich  berücksichtigt  worden.  Der  Gerichts- 
hof über  Erpressung,  wie  er  bei  Verres'  Processe  bestand ,  war 
aus  dem  Senatsausschusse,  der  nach  dem  Galpumischen  Gesetze 
eingeführt  wurde,  hervorgegangen,  dieser  Senatsausschuss  aber 
hatte  nur  über  die  Klagen  von  Bundesgenossen  entschieden.  Mit- 
hin konnte  Cicero  mit  Recht  behaupten,  der  Gerichtshof  über 
Erpressungen  sei  der  Bundesgenossen  halber  gegründet  worden. 
Indessen  es  bedarf  nicht  so  strenger  Worterklärung.  Der  Ge- 
danke Ciceros  ist  vielmehr,  die  Bundesgenossen  hätten  die  Ver- 
anlassung zu  der  ganzen  Gesetzgebung  über  Erpressungen  gege- 
ben, worin  nicht  liegt,  dass  die  Bürger  von  den  Wohlthaten  der- 
selben ausgeschlossen  waren.  Dies  erkennt  man  aus  einer  an- 
dern Stelle,  wo  er  von  dem  Gewichte,  welches  die  Bitten  der 
Bandesgenossen  bei  den  Richtern  haben  müssten,  redet.  Es  sei 
nicht  zweifelhaft,  sagt  er,  dass  das  ganze  Gesetz  über  Erpres- 
sungen der  Bundesgenossen  halber  gegeben  sei^),  d.  h.  nicht  für 
sie  ausschliesslich,  sondern  hauptsächlich ,  weil  die  Bürger  auf 
andere  Weise  geschützt  waren.  Denn  Cicero  fugt  selbst  hinzu. 
Römische  Bürger  richteten  in  der  Regel  gegen  Beamte,  von  denen 
sie  sich  bedrückt  glaubten,  eine  Civilklage.  Sie  können  zwar 
auch  eine  Griroinal  klage  anstrengen,  thun  dies  aber  meist  nicht. 
Die  Bundesgenossen  haben  keine  weitere  Hülfe  als  die  in  Folge 


a)  Cic.  in  Verr.  IJ,  6,  15  At  enim  istum  Siculi  soli  persequuiitur,  cives 
Bomani,  qni  in  Sicilia  negotiantur,  defendunt,  diligunt,  salvum  esse  cnpiunt 
Primam  si  ita  esset,  tarnen  vos  in  hac  quaestione  de  pecuniis  repetandis, 
<piae  fiocionun  caosa  constituta  est  lege  iudicioque  sociali,  sociorum  queri- 
mooias  andire  oporteret 

b)  Cic.  div.  5,  17  quasi  vero  dubium  sit,  quin  tota  lex  de  pecuniis 
i'cpetoDdis  soeioram  causa  constituta  sit.  Nam  civibus  cum  sunt  ereptae 
pccnniae,  civili  fere  actione  et  private  iure  repetuntur:  haec  lex  sdbialis 
^  nod  spgler  §  19 :  Quis  ergo  est  qui  neget  oportere  eorum  arbitratu  lege 
^)  qoerum  causa  lex  sit  constituta?  Yergl.  oben  S.  45. 
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der  Gesetze  über  Erpressungen  gegründeten  Gerichtshöfe,  und 
deshalb  heissen  diese  Gesetze  ihr  Schutz  und  Hort.*) 

Wenn  das  Calpumische  Gesetz  in  seinen  Bestimnauugen 
über  den  Begriff  der  Erpressungen  auch  das  Römischen  Bürgern 
widerfahrene  Unrecht  umfasste,  so  folgt  daraus  die  Nothwen- 
digkeit, 'dass  es  als  anklagbar  nicht  nur,  wie  man  bisher  an- 
nahm, die  Kömischen  Beamten  in  den  Provinzen,  sondern  auch 
die  in  der  Stadt  aufstellte.  Es  wäre  auch  unmöglich  gewesen,  die 
letzteren  auszunehmen.  Denn  die  Gonsuln  z.  B.  hatten  oft  beide, 
regelmässig  wenigstens  einer  Italien  zur  Provinz,  in  welchem  die 
meisten  Völkerschaften  zur  Zeit  des  Calpurnischen  Gesetzes  das 
Verhältniss  von  Bundesgenossen  hatten.  Ebenso  standen  die 
Prätoren,  die  oftmals  sowohl  in  der  Stadt  als  auch  ausserhalb 
thätig  waren.  Sie  mussten  also  in  dem  Gesetze  genannt  werden 
und  geschah  dies,  so  wäre  es  kaum  möglich  gewesen,  ihr  Ver- 
fahren gegen  Bürger  von  dem  gegen  Bundesgenossen  zu  tren- 
nen. Es  wurde  mithin  in  dem  Calpurnischen  Gesetze  über  Er- 
pressungen, gerade  so  wie  in  den  späteren,  von  denen  uns  eines 
in  Bruchstücken  erhalten  ist,  als  gebunden  genannt  alle  Beamte, 
welche  es  überhaupt  im  Römischen  Staate  gab  oder  geben  konnte, 
sowie  alle  Senatoren,  die  als  stehende  Beamte  betrachtet  wur- 
den, dagegen  als  geschützt  Bürger,  Latiner,  Bundesgenossen, 
auswärtige  Nationen,  die  sich  in  der  Botmässigkeit  oder  Freund- 
schaft des  Römischen  Volkes  befinden.^) 

Noch  zweimal  wird  das  Calpurnische  Gesetz  in  den  Bruch- 
stücken des  sogenannten  Repetundengesetzes,  welche  uns  erhalten 
sind,  erwähnt:  wir  werden  später  über  den  Zusammenhang,  in 
dem  es  geschieht,  und  die  Folgerungen,  welche  daraus  für  andere 
Gesetze  zu  ziehen  sind,  sprechen. '')    Für  das  Calpurnische  er- 


a)  Cic.  div.  20,  65  Etenun  cum  lex  ipsa  de  peconiis  repetondis  socio- 
ram  atque  amicorum  populi  Romani  patrona  Bit 

b)  \Vie  es  in  dem  sogenannten  Acilischen  Gesetze,  Z.  1,  heisst  civis 
Romanus  sociumve  nominisve  Latini  exteraromve  nationum  quive  in  arbi- 
tratu,  dicione,  potestate  amicitiave  populi  Romani  sunt. 

c)  Die  Erwähnungen  sind  Z.  74  (im  Corp.  Inscr.  Lat.  I,  62)  iudicium 
foit  lueritve  ex  lege  quam  L.  Calpurnius  L.  f.  tr.  pl.  rogavit  exve  lege 
quam  M.  Junius  D.  f.  tr.  pl.  rogavit,  qoi  eorum  eo  iudicio  and  dieselben 
Worte  Z.  76. 
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giebt  sich  daraus  nichts,  ausser  dass  der  Urheber  desselben, 
Consul  im  Jahre  137  v.  Chr.,  der^ohn  eines  Lucius  war,  was 
man  sonst  nicht  weiss.^)  An  allen  drei  Stellen  aber  wird  mit 
dem  Calpnruischen  Gesetze  das  Junische  verbunden  und  dessen 
Urheber  M.  Junius,  des  Decimus  Sohn,  ein  Volkstribun  genannt. 
Dies  Gesetz  muss  gegeben  worden  sein  nach  dem  Calpurnischen, 
also  nach  149  v.  Chr.,  und  vor  demjenigen,  von  dem  uns  Bruch- 
stücke erbalten  sind,  wahrscheinlich  auch  vor  dem  Tribunate 
YOD  C.  Gracchus,  der  nicht  nur  in  den  Gerichtshöfen,  sondern 
auch  in  den  Gesetzen  gegen  Beamte  eine  bedeutende  Verände- 
rong  vornahm.  Es  fällt  in  diese  Zeit  ein  Juniscbes  Gesetz, 
welches  den  Nichtbürgern  den  Aufenthalt  in  Rom  erschwerte 
oder  versagte.  *)  Sein  Urheber  war  M.  Junius  Pennus,  Volkstri- 
bao  im  Jahre  126  v.  Chr.,  indessen  eines  Marcus  Sohn^),  folglich 
verschieden.  Dieser,  nimmt  man  an,  sei  M.  Junius  Silanus,  der 
als  der  erste  aus  seiner  Familie  im  Jahre  109  das  Consulat  er- 
langte und  später  von  dem  Volkstribunen  Gn.  Domitius  Ahenobar* 
bos  ?or  deni  Volke  angeklagt  wurde.  ^)  Da  er  Emporkömmling 
war  und  sich  den  Weg  zur  höchsten  Ehrenstelle  mühsam  bah- 
nen musste,  ist  es  möglich,  dass  er  das  Volkstribunat  schon 
vor  C.  Gracchus  bekleidete.^)  Die  weiteren  Vermuthungen, 
welche  man  über  den  Inhalt  des  Gesetzes  aufgestellt  hat,  sind 
tbeils  offenbar  unbegründet  theils  unsicher.  Die  älteren  Gelehr- 
ten glaubten,  M.  Junius  haben  als  Strafe  die  Verbannung  hinzu- 
gefügt^, was  unmöglich  war,  so  lange  nicht  die  Zusammen- 
setzung und  Befugniss  der  Gerichtshöfe  verändert  war,  andere, 
den  in  der  Provinz  lebenden  Römischen  Bürgern  habe  er  das 
Recht  der  Klage  gegeben^),  noch  andere,  überhaupt  allen  Rö- 
mischen Bürgern.  ^)  Die  neuesten  Gelehrten  begnügen  sich,  das 
Janische  Gesetz  ein  Repetundengesetz,  den  sonstigen  Inhalt  aber 
anbekannt  zu  nennen.  Freilich  auch  dies  ist  noch  zu  viel.  Dass 
es  über  Erpressungen  bandelte,  schliesst  man  nur  daraus,   weil 


a)  Cic.  de  off.  111,  11,  47. 

b)  Cic.  Brut  28,  109  Fuit  —  M.  Lepido  et  L.  Oreste  consulibus  (d.  h. 
126  V.  Chr.)  quaestoT  Gracchus,  tribuDus  Pennus,  illius  Mai'ci  filius,  qui 
com  Q.  Aelio  (d.  h.  167  v.  Chr.)  consul  fiiit. 

c)  Man  sehe  über  ihn  und  seinen  Process  Band  1,  2,  351. 
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es  mit  dem  CalpurniscbeD  Gesetze  zusammen  genannt  wird  und 
weil  man  glaubt,  dasjenige  Gesetz,  in  dessen  Bruchstücken  es 
vorkommt,  habe  sich  ausschliesslich  auf  Erpressungen  bezogen. 
Dies  Letztere  werden  wir  als  irrig  nachweisen,  in  dem  Ersteren 
aber  liegt  kein  genügender  Beweis,  dass  auch  das  Junische  Ge- 
setz als  Repetundengesetz  aufzufassen  ist.  Aus  den  Erwähnun- 
gen in  den  angeführten  Gesetzesbruchstücken  ergiebt  sich  ilur, 
dass  nach  dem  Junischen  Gesetze  die  actio  sacramento  eingelei- 
tet werden  konnte,  zweitens,  dass  die  in  diesem  Processe  Ver- 
urtheilten  oder  damit  Bedrohten  unfähig  zum  Richteramte  waren, 
drittens,  dass  die  nach  dem  Junischen  Gesetze  Verklagten  auch 
noch  nach  dem  Gesetze,  dessen  Bruchstücke  uns  erbalten  sind, 
als  Criminalverbrecher  belangt  werden  durften.  Eine  gewisse 
Gleichartigkeit  musste  also  zwischen  dem  Calpumischen  und  dem 
Junischen  Gesetze  vorhanden  sein,  aber  Gleichheit  des  Gegen- 
standes, über  den  beide  handelten,  ist  nicht  nothwendig.  Sie  ist 
nicht  einmal  wahrscheinlich.  Denn  bei  den  häufigen  Erwähnun- 
gen des  Calpumischen  Gesetzes  wird  das  Junische  von  den 
Schriftstellern  nicht  genannt.  Auf  das  Verfahren  konnte  es  sich 
nicht  beziehen :  wenn  es  heisst,  nach  ihm  und  nach  dem  Calpur- 
nischen  Gesetze  hätte  die  acüo  sacrammto  stattgefunden,  so  be- 
stand die  letztere  schon  vor  ihm  und  davon,  dass  es  eine  Ver- 
änderung in  den  Gerichten  der  Senatsausschüsse  eingeführt, 
haben  wir  keine  Nachriebt :  die  allgemeine  Erzählung  der  Schrift- 
steller, dass  erst  die  Gracchen  eine  Veränderung  mit  ihnen  vor- 
genommen, spricht  dagegen.  Folglich  bezog  sich  Junios'  Gesetz 
auf  die  Verbrechen.  C.  Gracchus  wies  alle  möglichen  Ver- 
brechen, selbst  solche,  die  mit  Verbannung  geahndet  wurden, 
vor  die  neuen  Gerichte  und  doch  heisst  es  von  ihm  nur,  er  habe 
eine  Bestimmung  über  die  capitale  Bestrafung  der  ungerechten 
Richter  gegeben.  Calpumius'  Gesetz  handelte  nur  über  Erpres- 
sung. Es  fehlt  also  in  der  Mitte  zwischen  beiden  ein  Gesetz, 
welches  die  andern  Amtsverbrechen,  ausser  dem  der  Erpressung 
behandelte:  es  konnte  selbst  über  ungerechte  Richter  handeln, 
wenn  es  nur  nicht  deren  capitale  Bestrafung,  welche  erst  von 
Gracchus  ausging,  verordnete.    Dies  Gesetz,  vermuthe  ich,   ist 
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das  JuBische  gewesen :  es  bereitete  die  auf  alle  Amtsverbrechen 
bezfigliche  Sempronische  Gesetzgebung  vor. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  zusammen,  und 
knüpfen  wir  daran  das  über  die  ältesten  Zeiten  des  Staates  Be- 
kannte*). Kein  geordnetes  Gemeindewesen  kann  eines  Gesetzes 
entbehren,  das  Bestechlichkeit,  Erpressung  und  andere  Ver- 
brechen der  Beamten  straft:  auch  der  Römische  Staat  musste  es 
von  Anbeginn  an  haben,  zumal  die  Könige  deshalb  vertrieben 
worden  waren,  um  der  Gewaltthätigkeit  der  Regierung  zu  be- 
gegnen und  eine  Verantwortlichkeit  derselben  herbeizuführen. 
In  den  zwölf  Tafeln  war  ein  Gesetz,  das  bei  Todesstrafe  den 
Beamten  Annahme  von  Geschenken  verbot,  ein  Begriff,  der  nach 
Römischer,  in  den  späteren  Gesetzen  nachweisbarer,  Ausdehnung 
sich  auf  Erpressung  aller  Art  bezog.  Die  Ausfuhrung  des  Ge- 
setzes mochte  schwer,  mochte  selten  sein;  aber  es  bestand  und 
hatte  die  Rechtlichkeit,  welche  an  den  alten  Römischen  Beamten 
bewundert  wird,  zur  Folge.  Mit  der  Milderung  der  Sitten  und 
Gesetze  wurde  dieses  Gesetz  unausführbar  und  konnte  nament- 
lich in  leichteren  Fällen  keine  Anwendung  finden.  Wie  der 
Diebstahl  aus  einem  Criminalverbrechen  ein  Privatverbrechen 
wurde,  so  geschah  es  bei  den  Amtsverbrechen.  Dazu  kam,  dass 
die  Entscheidung  darüber,  was  Erpressung  und  was  gesetzmäs- 
sige  Forderung  sei,  oft  schwer  war.  Man  wandte  also  ein  im 
Criminalprocesse  häufiges  Verfahren  an,  durch  einen  von  beiden 
Parteien  gewählten  Richter  diese  Entscheidung  treffen  zu  lassen : 
verurtheilt,  leistete  der  Beamte  Wiedererstattung  des  Erpressten, 
ohne  Strafe  zu  leiden.  Dies  war  die  <ictio  sacramento^  die  Rö- 
mischen Bürgern  freistand.  Die  Bundesgenossen  hatten  gegen 
die  Römischen  Beamten  keinen  Schutz:  es  war  ihnen  nur  Be- 
schwerde beim  Senate  erlaubt,  der  Unrecht  wieder  gut  machen, 
auch  Anklage  des  Schuldigen  vor  dem  Volke  veranlassen  konnte. 
Sie  waren  unterjocht,  mussten  durch* Krieg  im  Zaum  gehalten 
werden  und  im  Kriege  schien  gegen  die  Besiegten  Alles  erlaubt. 
Erst  in  der  Mitte  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.,  als  Roms 
Weltherrschaft  entschieden  war  und  es  auf  friedliche  Verwaltung 


a)  Man  vergl.  Band  I,  1,  387. 
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der  eroberten  Länder  ankam,  dachte  man  daran,  der  unter  den 
Bundesgenossen  hervortretenden  Habsucht  der  Römischen  Beam- 
ten zu  steuern  und  L.  Calpurnius  Piso  gab  ein  Gesetz,  worin  er 
den  Begriff  der  unrechtmässig  erhobenen  Gelder,  die  von  den 
Betroffenen  zurückverlangt  werden  durften,  bei  Bundesgenossen 
und  Bürgern  feststellte.  Auf  die  Art  und  Weise  der  Zurückfor- 
derung  ging  sein  Gesetz  nicht  ein:  sie  blieb  die  hergebrachte, 
bei  den  Bürgern  die  durch  einen  Privatprocess,  bei  den  Bundes- 
genossen durch  den  Senat.  Dieser  indessen ,  um  das  Verfahren 
zu  erleichtern,  setzte  jährlich  einen  Prätor  ein,  an  den  alle  ein- 
laufenden Beschwerden  zur  Entscheidung  in  bestimmten  Formen 
und  mit  Hinzuziehung  anderer  von  den  Parteien  vereinbarter 
Senatoren  überwiesen  wurden.  Das  Junische  Gesetz  behandelte 
in  gleicher  Weise  die  übrigen  Amtsverbrechen. 


Viertes  Capitel. 

Bis  zu  den  Gracchen  gab  es  keinen  stehenden  Gerichtsliof  als  den  ttber 
Amtsverbrechen.  Yersnch  von  Ti.  Gracchus  ein  Richtergesetz  zu  geben. 
C.  Gracchns*  Gesetz.  Hachrichten  der  Schriftsteller  dartber  and  Wider- 
spruch unter  denselben.  Ansichten  der  Heueren,  welche  denselben  nicht 
gelöst  haben.  Livius*  Zeugniss  erkl&rt,  die  der  ttbrigen  Schriftsteller  ver- 
eint. Die  Theilung  der  Gerichte  nach  dem  Sempronischen  Gesetze,  welches 
den  Rittern  allein  die  neuen  Schwurgerichte  überträgt,  dagegen  die  Pri- 
vat- und  gewöhnlichen  Criminalgerichte  den  Senatoren  lässt. 

Der  Anfang  zu  einer  Aenderung  des  Criminalprocesses  war 
gemacht;  aber  wie  wenig  ahnte  L.  Calpurnius,  was  sich  aus 
der  in  Folge  seines  Gesetzes  gegründeten  ersten  quctestio  per- 
petua  entwickeln  würde  1  Wie  verschieden  waren  die  späteren 
stehenden  Gerichtshöfe  von  jenem  ersten  aus  einem  Senatsaas- 
schusse gebildeten  in  Bezug  auf  Einsetzung,  auf  Befugniss,  auf 
Wirkungskreis!  Es  bedurfte  vieler  Stufen,  ehe  das  nach  neuen 
Grundsätzen  geschaffene  Strafverfahren  sich  ausbildete  und  ver- 
hältnissmässig  am  längsten  dauerte  es,  bis  die  erste  Grundlage 
für  das  Schwurgericht,  unabhängige  Geschworene,  gefunden 
wurde.  Bis  zum  Jahre  122  v.  Chr.  fand  kein  weiterer  Fort- 
schritt statt.    £s  bestand  der  Senatsausschuss  mit  dem  jährlich 
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daza  emannten  Prfttor  als  Vorsitzenden:  er  entschied  fiber  die 
VergehuDgen  der  Beamten,  wie  sie  durch  das  Calpurnische  und 
Jonische  Gesetz   aufgestellt   waren.     Ich  finde    in   dieser  Zeit 
keine  Spur  einer  neu   errichteten   quoMtio  perpetua.    Man  hat 
freflicb  darauf  bezogen  einen  Bericht,  den  wir  aus  dem  Jahre 
142  y.   Chr.   haben.    In  ihm  war  L.  Hostilius  Tubulns  Prätor 
Dod  es  heisst,  er  habe  eine  Untersuchung  über  Mordthaten  ge- 
fohrt*)    Man  erkl&rte  dies,  es  habe  damals  schon  einen  stehen- 
den Gerichtshof  über  Mord  gegeben  und  Tubulus  habe  dessen 
Vorsitz   geführt.^)    In  den  Worten  der  Nachricht  ist  diese  Er- 
tiäning  nicht  begründet;   denn  von  jedem  Beamten,  mag  er  im 
ordeatlichen  oder  im  ausserordentlichen  Verfahren  vor  dem  Volke 
tiiatig  sein,   heisst  es,  er  fahre  eine  Untersuchung.     Tubulus' 
späteres  Schicksal  spricht  gegen  diese  Erklärung.    Er  hatte  sich 
bestechen  lassen   und  so  allgemeinen  Unwillen  erregt,  dass  im 
folgenden  Jahre  ein  Volkstribun  den  Antrag  beim  Volke  machte, 
einen  ausserordentlichen  Untersuchungsrichter  gegen   ihn  zu  er- 
ntnaen.    Hätte  es  einen  stehenden  Gerichtshof  über  Mord ,  wie 
er  nach  Sullas  Zeit  bestand,  gegeben,  so  würde  ein  Antrag  beim 
Volke,  der  immer  mit  vieler  Schwierigkeit  verbunden  war,  un- 
nöthig  gewesen  sein.    Denn  sich  als  Richter   bestechen  lassen, 
am  Unschuldige  zu  verurtheilen ,  galt  immer  als  todeswürdiges 
Verbrechen  und  wurde  auch   von  Sulla  in  seinem  Gesetze  über 
Mord  verboten.    Entweder  war  Tubulus  städtischer  Prätor  oder 
der  Senat  hatte,    weil  der  Angeklagten  viele  waren,  einem  an- 
dern Prätor  ausserordentlicher  Weise   die  Untersuchung   über- 
tragen :  dann  war  Tubulus  vielleicht  Fremdenprätor.   Ein  Schwur- 
gericht über  Verbrechen    ist  damals  nicht  denkbar.    Denn  die 
Geschworenen  bildeten  einen,  vom  Senate  bevollmächtigten,  Se- 
natsaosschuss :  ihre  Befugniss  ging  nicht  dahin,   Strafe  zu  ver- 


a)  Die  Berichte  über  ihn  sind  folgend^.  Oic.  de  fin.  II,  16,  54  An  tu 
ine  de  L.  Tubulo  putas  dicere?  Qui  cum  praetor  quaestionem  intersicarios 
cxercmsset,  ita  aperte  cepit  pecuoias  ob  rem  iadicandam,  ut  anno  proximo 
P-  Scaerola  tribunas  p].  ferret  ad  plebem  vellentne  de  ea  re  quaeri.  Quo 
plebiscito  decreta  a  senatu  est  consoli  quaestio  Cn.  Oaepioni:  profectus  in 
exäinm  Tubulus  statim  nee  respondere  ausus  est;  erat  enim  res  aperta. 
lieber  die  Zeit  des  Vorfalles  spricht  Cic.  ad  Att  XII,  5,  3.  Vergl.  Band  I, 
%  157  und  206  und  215. 
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liängen,  sondern  nur  Wiedererstattung  des  gesetzwidrig  Geraubten 
zu  veranlassen:  auf  diese  Weise  kann  selbst  bei  ausserordent- 
licher Milde  der  Gesetze  kein  Verbrechen  geahndet  werden.  Das 
erste  Erforderniss  war,  den  Richterstand  zu  ändern  und  dem 
Gerichtshofe  Befugniss  zum  Strafen  einzuräumen. 

Eine  solche  Aenderung  versuchte  Ti.  Gracchus.  Als  sein 
Tribunat  im  J.  133  v.  Chr.  zu  Ende  ging  und  er  sich  von  sei- 
nen Feinden  bedroht  sah,  suchte  er  durch  neue  Gesetzvorschläge 
die  Gunst  der  Plebs,  auf  welcher  seine  Macht  beruhte,  zu  ge- 
winnen, auch  die  Macht  des  Senates,  die  er  fürchtete,  zu  brechen. 
Zu  diesen  Gesetzvorschlägen  gehörte  der  über  die  Umgestaltung 
der  Gerichte.  Wir  haben  über  ihn  einen  doppelten,  scheinbar 
widersprechenden  Bericht.  Plutarch  sagt*),  er  habe  beabsichtigt, 
zu  den  damals  die  Gerichte  verwaltenden  Personen,  die  zum 
Senatorenstande  gehörten,  die  gleiche  Anzahl  aus  dem  Ritter- 
stande hinzuzufügen.  Dagegen  Dio  Cassius  berichtet,  er  habe  die 
Gerichte  vom  Senate  auf  die  Ritter  übertragen  wollen**).  Der 
eine  schreibt  den  Rittern  fortan  eine  Theilnahme  an  den  Ge- 
richten zu,  der  andere  sagt,  sie  hätten  dieselben  allein  und  aus- 
schliesslich erhalten.  Wie  dieser  Widerspruch,  in  dem  die  beiden 
einzigen,  zwar  erst  später  lebenden,  aber  doch  wohl  unterrichteten 
und  glaubwürdigen  Berichterstatter  mit  einander  stehen ,  auszu- 
gleichen ist,  kann  erst  später  bei  dem  Gesetze,  welches  Cajus 
Gracchus  gab,  auseinander  gesetzt  werden.  Denn  Tiberius'  Vor- 
schlag wurde  nicht  ausgeführt  Es  scheint,  dass  er  eine  vor- 
bereitende Versammlung,  bei  der  er  keine  Beistimmung  fand, 
entliess.  Ehe  die  eigentliche  Abstimmung  geschehen  konnte, 
brach  der  Aufstand  aus,  in  welchem  er  sein  Leben  verlor.  Da- 
mit scheiterte  auch  sein  Richtergesetz  und  bis  zu  dem  Tribunate 
seines  Bruders  wurde  nichts  geändert. 


a)  Plut  Ti.  Gracch.  16  auOtc  ölfXXoic  v^iioic  dvcXafißdvc  t6  tiXt^^oc  — 
xal  TOlc  xp{vouot  TÖTC,  ouyxXi^TixoTc  ouot,  xaTSfAipuc  ^x  TÖ)v  iiTTC^tuv  t6v  Foov 
dpiOfiov,  xal  TTc^vT«  Tp^zov  iffir^  tt^c  ßouXfjC  t^v  io^^vjv  xoXo6u>v,  7tp6c  ÖpYTjV 
xal  ;piXoveix(av  p.aXXov.  9^  tov  tou  Stxatou  xal  aup.(p£povTOc  Xojtafi^v. 

b)  Dio  Cass.  fr.  83  Sturz  xal  t«  ^^cxoon^pta  iizi  tt/c  ßouXrjc  in\  touc 
\r.7ziai  fxcTT^Ye.  Auch  Flor.  II,  5  deutet  diesen  Gesetzes  verschlag  an :  ludici- 
aria  lege  Gracchi  diviserant  populum  Roinanuni  et  bicipitem  ex  una  fe- 
cerant  civitatem. 
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Ancb  C.  Gracchus  begann  seine  Staatsumwälzoiig  nicht  mit 
dem  Richtergesetze.  Erst  nachdem  er  durch  das  Acker-  und  Ge- 
treidegesetz der  Plebs  unmittelbare  Vortheile  verschaiR  und  sich 
dadurch  seine  Wiederwahl  zum  zweiten  Tribunate  gesichert 
hatte*),  trat  er  mit  jenem  Vorschlage  auf,  welcher  die  Macht 
des  Senates  brechen  und  in  der  Staatsverfassung  eine  wichtige 
Veränderung  hervorbringen  sollte.  Es  wäre  zu  wünschen,  dass 
wir  darüber  ausführliche  Nachrichten  hätten,  welche  uns  eine 
zweifellose  Einsicht  in  eine  Einrichtung,  die  beinahe  fünfzig  Jahre 
lang  bestand,  gestattete.  Indessen  wir  besitzen  nur  kurze  Be- 
inerbuigen  naeist  spät  nach  Gracchus'  Zeit  lebender  Schrifb- 
steller;  sie  geben  den  Erfolg  seiner  Massregel  an,  berichten  aber 
ober  die  Einzelheiten  nichts.  Daher  das  Schwanken  der  Ge- 
lehrten, die,  weil  sie  die  Wichtigkeit  dieses  Sempronischen  Ge- 
setzes erkannten,  vielfach  darüber  geschrieben,  aber  dennoch  keine 
befriedigende  Lösung  gefunden  haben. 

Wir  besitzen  eine  kurze  Nachricht  von  Cicero,  der  dem 
Senatorengerichte,  vor  welchem  er  den  Process  gegen  Verres 
fUrte,  droht,  er  wolle  eine  Vergleichung  zwischen  ihm  und  den 
früheren  Richtern  anstellen.^)  „Erfahren  soll  von  mir  das  Rö- 
mische Volk,  weshalb,  so  lange  der  Ritterstand  Richter  war,  bei- 
nahe fünfzig  Jahre  hinter  einander,  bei  keinem  Ritter,  als  er 
Richter  war,  der  Verdacht  begründet  wurde,  er  hätte,  um  ein 
Crtheil  zu  f&llen,  Geld  genommen.''  Der  falsche  Asconius  macht 
dazu  die  von  selbst  einleuchtende  Bemerkung,  so  lange,  nämlich 
fonizig  Jahre,  wäre  der  Ritterstand  nach  dem  Sempronischen  Ge- 
^tze  Richter  gewesen.*)  C.  Gracchus'  Anordnung  der  Gerichte 
daaerte  also  trotz  mancher  Veränderungen  im  Wesentlichen  bis 
aof  Stdla.  Zweitens  heisst  es,  der  Ritterstand  hätte  gerichtet: 
in  diesem  Ausdrucke  liegt  nicht  die  Ausschliessung  der  anderen 


a)  Dies  ei^ebt  sich  aus  App.  bell.  civ.  I,  21,  während  Plutarch,  wie 
^  es  öfters  that,  die  Zeiten  nicht  genau  scheidet. 

b)  Cic.  in  Veir.  Act  I,  13,  38  Cognoscet  ex  lue  populus  Romanos, 
^^d  Sit,  quamobrero,  cum  equester  ordo  iudicarot  annos  propc  quinqua- 
Siota  continuos,  in  nulle  iudice  equite  Romano  iudicante  ne  tenuissima 
qoidem  snspicio  acceptae  peconiae  ob  rem  iudicandam  constituta  sit 

c)  Pseudo-Ascon.  in  Verr.  p.  146  Tante  enim  fere  tempore  equester 
ordo  iadicavit  lege  Sempronia.    Man  vergl.  eben  denselben  in  div.  p.  103. 


58  Nai?hrichtPn  über  das  Sempronisohe  Gesetz. 

Stände:  aach  Senatoren  können  znm  Theil  unter  den  Richtern 
gewesen  j*ein.  Etwas  Terschieden  spricht  der  Redner  unmittel- 
bar 'laraaf  von  Sullas  Riehtergesetze,  das  ^die  Gerichte  auf  den 
Senatoren>tand  übertragen'*  habe.»)  Hierin  liegt  nach  natürlicher 
Erklärung  der  Sinn,  der  Senat  allein  habe  seit  Sulla  den  Ge- 
richten vorgestanden.  Man  wird  also  eben  denselben  auch  in 
den  früheren,  an  sich  zweifelhaften,  Worten  finden  und  annehmen 
müssen,  Ciceros  Zeugniss  ginge  dahin,  C.  Gracchus  habe  die 
Gerichte  den  Rittern  allein  übergel>en.  Es  stimmt  also  mit  der 
Nachricht  bei  Vellejus  überein,  der,  wo  er  von  dem  späteren 
Aurelischen  Gesetze  spricht,  die  Bemerkung  hinzufugt,  C.  Gracehns 
habe  das  Richteramt  auf  die  Ritter,  Sulla  von  jenen  auf  den 
Senat  übertragen**):  er  setzt  nur  hinzu,  vor  Gracchus  hätte  der 
Senat  dasselbe  besessen.  Dieselbe  Ansicht  sprechen  andere  Ge- 
schichtschreiber in  kurzen  Bemerkungen  aus,  Florus,  der  von 
der  Uebertragung  der  Gerichte  an  den  Senat  erzählt  and  damit 
die  spätere  Rückübertragung  derselben  an  den  Senat  zusammen- 
stellt^), femer  Tacitus,  durch  die  Sempronischen  Gesetz- 
vorschläge sei  der  Ritterstand  in  den  Besitz  der  Gerichte  ge- 
setzt worden,  und  die  Servilischen  Gesetze  hätten  dem  Senate 
die  Gerichte  wieder  gegeben.^)  Die  Auszüge  aus  Livius  be- 
richten mittelbar  eben  dasselbe.  In  ihnen  heisst  es  bei  einem 
nach  den  Sempronischen  Gesetzen  Verurtheilten,  der  Ritterstand, 
in  dessen  Gewalt  damals  die  Gerichte  waren,  hätte  ihn  zur  Ver- 
bannung   verurtheilt.')     Am   ausfuhriichsten    endlich   berichtet 


a;  Cic.  1.  1.  quid  sit,  quod  iudiciis  ad  senatorium  ordmem  translatis 
«ublataque  populi  Roraani  in  unumquemqae  vestnim  potestate  u.  s.  w. 

b)  Vellei.  II,  32  Per  idem  tempos  Cotta  iadicandi  miuus,  quod  C. 
Gracchus  ereptum  senatui  ad  equites,  Sulla  ab  illis  ad  senatum  traustulerat, 
aequalitcr  inter  utromque  ordinem  partitas  est 

c)  Flor.  II,  1  Quid  ad  ius  libertatis  aequandae  magis  efficax  quam  ut 
«cnatu  r.^cnt«'  provincias  ordinis  equestris  auctoritas  saltem  iudidorum 
regno  niteretur?  und  nachher :  nam  et  a  senatu  in  equitem  translata  iudi- 

ciomm  potesta». 

d)  Tac.  Ann.  XII,  60  cum  Sempronus  ro^iombus  equester  ordo  in 
poMessione  indiciomm  locaretor  aut  rursum  Serviliae  leges  senatui  iudicia 

e)  Liv  per.  LXX  P.  Rotüius  —  invisus  equestri  ordini ,  penes  quem 
iudida  erant,  repetundarum  damnatus  in  exiüum  missus  est 
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Appian  über  das  Sempronische  Gesetz;  auch  er  sagt,  Gracchus 
habe  die  Gerichte  von  den  Senatoren  auf  die  Ritter  übertragen*), 
was  nach  den  eben  angeführten  Zeugnissen  nur  den  Sinn  haben 
kann,  er  habe  sie  ihnen  ganz  und  ausschliesslich  übergeben. 
Zu  diesen  Zeugnissen  kann  man  noch  die  wahrscheinliche 
Erwähnung  des  Sempronischen  Richtergesetzes  in  einem  uns  er- 
haltenen Brachstücke  Varros  fügen.  Darin  heisst  es,  ohne  Nen- 
DUDg  von  C.  Gracchus:  „er  übergab  die  Gerichte  dem  Ritter- 
stande  und  niachte  die  Bürgerschaft  zweiköpfig,  was  eine  Quelle 
börgerlicher  Zwistigkeit  war.''  Es  scheint,  dass  dieser  über- 
tragene Ausdruck  von  den  zwei  Köpfen  der  Bürgerschaft,  die 
ans  Gracchus''  Gesetze  hervorgingen,  ein  bei  den  Römischen  Ge- 
scJiichtschreibem  häufiger  war:  er  findet  sich  wenigstens  auch 
bei  Florns.  *») 

Die  glaubwürdigsten  Gewährsmänner  sind  also  darin  einig, 
dass  C.  Gracchus  durch  sein  Gesetz  den  Senatoren  die  Gerichte 
nahm  und  sie  an  die  Ritter  übertrug.  Indessen  Plutarch  erzählt 
anders:  sein  Bericht  ist  folgender.  „Zu  den  Gesetzen,  welche 
Gracchus  einbrachte,  um  dem  Volke  zu  willfahren  und  die  Macht 
des  Senates  zu  vernichten,  gehörte  das  Richtergesetz,  wodurch 
er  den  zum  Senate  Gehörigen  den  grössten  Theil  ihrer  Macht 
oahm.  Denn  bis  dahin  richteten  sie  allein  in  Processen  und 
vareo  deshalb  dem  Volke  und  den  Rittern  furchtbar;  er  aber 
erwählte  zu  ihnen,  die  dreihundert  betrugen,  dreihundert  von 
den  Rittern,  und  machte  die  Gerichte  den  sechshundert  gemein- 
schaftlich."«)  Also  nicht  den  Rittern  allein  übertrug  C.  Gracchus 


a)  App.  bell.  civ.  J,  22  t«  SixactTr^pta  —  ii  touc  itztAiq  i-h  täv  ßouXcu- 
ttov  (iST^cpzpe;  and  nachher  xal  p-eTT^vf/ÖT^  (xev  woe  ^;  to'jc  tii;t^ac  ino  xfjC 

b)  Nonius  p.  454  s.  v.  bicipitem.  quod  incorporatum  est,  posse  die! 
Varro  de  vita  p.  R.  Hb.  IUI  aperait:  in  spem  addacebat,  non  plus  solu- 
^ros  qaam  velleDt;  iniqoius  equestri  ordini  iudicia  tradidit  ac  bicipitem 
civitatem  fecit,  diBcordiarum  civiliam  fontem.  Die  Stelle  ist  sonst  zasam- 
nwnhangslos  und  vielfach  dunkel.  Flor.  II,  6  iudiciaria  lege  Gracchi  divi- 
s^raat  populum  Romanum  et  bicipitem  ex  una  fecerant  civitatem. 

c)  Plut.  C.  Gracch.  5  6  hi  StxaoTix^^,  to  to  ttXcIcttov  4irixo«]/E  tt^c  twv 
''^TäXt|Tixäv  5*jvd(i.c<oc  •  p.^voi  yap  Ixpivov  xd?  8ixac  xai  8id  toüto  ^oßcpol 
''?  Si^fMp  %a\  Tolc  liritEüoiv  7|0av.  h  hl  xptaxoaiou^  xuiv  iitTrdtüv  rpocxar^- 
^<;tv  a^Tou,  ouoi  xpiaxoaiotc,  xai  xdc  xpfoctc  xoivdc  xtüv  &Saxoo{u>v  Iito^tjoc. 
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hieruach  die  Gerichte,  sondern  er  setzte  einen  neuen  Richter- 
stand ein,  gleichmässig  gemischt  aus  Rittern  und  Senatoren. 
Das  ist  ein  gerader  Widerspruch  mit  den  friiheren  Zeugnissen 
und  man  wird  fast  versucht,  nach  einem  sonst  in  der  Critik 
vielfach  beliebten  Verfahren  die  Glaubwürdigkeit  der  Gewährs- 
männer nach  dem  Zeitverhältniss  abzumessen  und  demgemäss 
Plutarch  als  spät  lebend  der  Beachtung  für  unwürdig  zu  er- 
klären. Indessen  er  giebt  genaue  Zahlen,  die  sonst  von  Nie- 
manden erwähnt  werden:  dazu  musste  er  einen  Grund  in  der 
üeberlieferung  finden.  Ferner  berichtet  er  eben  denselben  In- 
halt des  Richtergesetzes  schon  imter  den  von  Ti.  Gracchus  ein- 
gebrachten Entwürfen»),  und  ebenso  in  der  Vergleichung  zwischen 
Cleomenes  und  G.  Gracchus.^)  Es  kann  bei  ihm  nicht  ein  aus 
Flüchtigkeit  entstandenes  Versehen  sein:  er  muss  zu  seinem  Be- 
richte Anlass  in  den  Quellen  gefunden  haben. 

Mit  diesem  Widerspruche  in  der  üeberlieferung  ist  es  noch 
nicht  genug.  Wir  haben  ausserdem  einen  merkwürdigen  Bericht 
in  den  Auszügen  aus  Livius^  Geschichte.  „C.  Gracchus,  heisst 
es  dort,  gab  etliche  verderbliche  Gesetze,  darunter  ein  Getreide- 
gesetz — ,  zweitens  ein  Ackergesetz  — ,  drittens  eines ,  wodurch 
er  den  damals  mit  dem  Senate  übereinstimmenden  Ritterstand 
bestechen  wollte,  dass  sechshundert  aus  den  Rittern  in  die  Curie 
nachgewählt  werden,  und  weil  in  jenen  Zeiten  nur  dreihundert 
Senatoren  waren,  sechshundert  Ritter  zu  den  dreihundert  Sena- 
toren hinzugefügt  werden,  d.  h.  dass  der  Ritterstand  zweimal  so 
viel  Kraft  im  Senate  haben  sollte.'''')  Auch  hier  ist  von  einem 
Vermischen  des  Senates  und  des  Ritterstandes  die  Rede;  aber 
es  sollen  doppelt  so  viel  Ritter  zu  den  Senatoren  gekommen 
sein.    Mithin  sind  die  beiden  Berichterstatter,  welche  von  der 


a)  S.  oben  S.  56. 

b)  Plut.  Comp.  Agid.  et  Cleom.  cum  Gracch.  Fattu  U  filgai  td  ötxa- 
ati^pia,  irpocep.ßaX^vTt  täv  lic«:txu)v  xpiaxoafouc. 

c)  Liv.  per.  LX  C-  Gracchus,  Tiberi  frater,  trib.  plebis,  —  perniciosas 
aliquot  leges  tulit,  inter  qaas  frumentariam  — ,  alteram  legem  agrariam  — , 
tertiam,  qua  equestrem  ordinem  tunc  cum  senatu  consentientem  comimpe- 
ret,  ut  sescenti  ex  equite  in  curiam  sublegereutur  et,  quia  illis  temporibus 
CCC  tantam  senatores  erant,  DG  equites  GGG  senatoribus  admiscerentor, 
id  est  ut  equester  ordo  bis  tantum  virium  in  senatu  baberet. 
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gewöhnlichen  Ueberlieferong,  dass  Gracchus  den  Rittern  allein 
die  Gerichte  übertragen  habe,  abweichen,  unter  sich  selbst  un- 
einig, und  zwar  in  einem  wesentlichen  Punkte. 

Bei  diesem  doppelten  Z wiespalte  der  Quellen  hat  man  ver- 
schiedene Wege  der  Erklärung  eingeschlagen,  von  denen  keiner 
allgemeinen  Beifall  gefunden  hat.  In  älteren  Zeiten  waren  be- 
sonders zwei  Ansichten  beliebt.  Entweder  man  gab  den  Wider- 
spruch der  Berichterstatter  zu,  erkannte  ihn  aber  als  berechtigt 
an.  C.  Gracchus,  sagte  man,  habe  in  dem  Streite  mit  dem  Se- 
nate um  die  Gerichte  wirklich  so  viele  Gesetze  erlassen,  als  es 
leberlieferangen  gäbe,  nämlich  drei.  Zuerst  habe  er  sechshun- 
deit  Ritter  in  den  Senat  aufnehmen  wollen ,  als  er  damit  nicht 
darehdrang,  wenigstens  dreihundert;  als  er  endlich  auch  dieses 
Gesetz  nicht  durchbringen  konnte,  habe  er  sich  damit  begnügt, 
dem  Senate  die  Richtergewalt  zu  nehmen  und  sie  ausschliesslich 
an  die  Ritter  zu  übertragen.^)  Diese  Erklärung  beruht  auf 
einer  Vermuthung,  welche  durch  die  Ueberlieferung  nicht  bestätigt 
wird.  Denn  nirgends  heisst  es  in  derselben,  Gracchus  habe  ver- 
schiedene Gesetz  vorschlage  versucht,  eben  so  wenig  wird  der- 
artiges bei  irgend  einem  der  Sempronischen  Gesetze  berichtet 
und  sie  waren  grossen  Theils  eben  so  neu,  eben  so  verhasst 
beim  Senate  wie  dies  Richtergesetz.  Ausserdem  besteht  der 
gleiche  Widerspruch  bei  der  Ueberlieferung  über  das  von  Ti. 
Gracchus  vergeblich  eingebrachte  Richtergesetz :  man  müsste  also, 
was  ganz  unwahrscheinlich  ist,  auch  bei  diesem  Versuche  zu 
verscMedenen  Anträgen  annehmen.  Endlich  folgten  die  Gracchen 
einem  bestimmten,  naturgemässen  Grundsatze,  der  nur  bei  einer 
einzigen  Erklärung  des  Gesetzes  hervortritt.  Andere  ältere  Ge- 
lehrte nehmen  einen  Irrthum  von  Plutarch  an :  er  habe  C.  Gracchus^ 
Gesetz  mit  dem  späteren  Livischen  Gesetzesvorschlage  ver- 
wechselt: Livius'  Nachricht  lassen  sie  unerklärt.  Sie  sind  also 
der  Ansicht,  die  Erzählung  der  meisten  Berichterstatter,  die  Ge- 
richte seien  den  Rittern  allein  übertragen  worden,  sei  richtig.^) 
Eine  missliche  Erklärung,  die  einen  Irrthum  der  Quellen  voraus- 
setzt: Plutarchs  Nachricht  erweist  sich  schon  dadurch  als  be- 
gründet, dass  sie  mehrere  Male  und  an  verschiedenen  Stellen 
wiederholt  wird.     Bei  den  neuesten  Gelehrten  ist,  wenn  man 
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von  einigen  ganz  unhaltbaren  Vermutbungen  absieht,  Livius'  Be- 
richt wieder  zu  Ehren  gekommen  und  auch  Plutarch  wird  nicht 
mehr  verschmäht.  Gracchus,  sagt  man,  stellte  eine  alljährliche, 
nach  den  Rittercenturien  geordnete  Gesehworeuenliste  von  sechs- 
hundert oder  neunhundert  aus  den  ritterfahigen  Familien  auf  und 
schloss  die  Senatoren  geradezu,  die  jüngeren  Mitglieder  der  re- 
gierenden Familien  durch  Festsetzung  einer  Altersgrenze  aus. 
Dies  soll  angeblicli  eine  Vereinigung  der  widerspreclienden  Be- 
richte sein,  in  der  That  ist  es  keine.  Es  wird  nur  aus  dem 
einen  Bericht  die  Angabe  über  den  Ausschluss  der  Senatoren, 
aus  dem  zweiten  und  dritten  die  Zahl  genommen  und  Beides 
willkürlich  zusammengestellt  Plutarch  aber  sagt,  Senatoren  und 
und  Ritter  hätten  gemeinschaftlich  die  Gerichte  gehabt  und  auch 
bei  Livius  wird  von  einer  Verschmelzung  des  Senates  mit  dem 
Ritterstande  gesprochen.*^) 

Ich  will  versuchen,  die  Schwierigkeit  auf  eine  andere  Weise 
zu  lösen  und  darzuthuu,  dass  Plutarchs  Nachricht  von  dem  ge- 
meinschaftlichen Richteramte  der  Senatoren  und  der  Ritter  voll- 
kommen richtig  ist,  dass  dabei  aber  auch  das  Zeugniss  der  an- 
dern Berichterstatter  von  dem  alleinigen  Richteramte  der  Ritter 
besteht  Freilich  mit  Livius  ist  nichts  anzufangen:  sein  Zeug- 
niss fst  mit  den  übrigen  auf  keine  Weise  vereinbar.  Indessen 
es  bezieht  sich  nicht  auf  Gracchus'  Richtergesetz :  nur  eine  vor- 
urtheilsvolle  Critik,  die  überall  nach  Bestätigung  von  Plutarchs 
Nachricht  suchte,  konnte  es  damit  in  Verbindung  bringen.  Livius 
sagt,  die  Absicht  des  Gesetzes  sei  gewesen,  den  Ritterstand  zu 
bestechen :  diese  Bestechung  konnte  auch  auf  andere  Weise  als 
durch  Verleihung  des  Richteramtes  geschehen.  Als  Inhalt  giebt 
er  an:  sechshundert  Ritter  sollten  mit  den  dreihundert  vorhande- 
nen Richtern  gemischt  werden  und  die  ersteren  demnach  im  Se- 
nate noch  einmal  so  viel  vermögen  als  die  letzteren.  Also  im 
Senate  sollte  dasjenige  verhandelt  und  entschieden  werden,  wo- 
bei sich  das  doppelte  Uebergewicht  der  Ritter  zeigen  sollte.  Dies 
können  nicht  die  Gerichte  gewesen  sein,  deren  Verhandlung  nicht 
im  Senate  geschieht  Mithin  spricht  Livius  von  einer  Vermeh- 
rung des  Senats  durch  Aufnahme  von  sechshundert  Rittern,  nicht 
von  den  Gerichten,  die  er  weder  meint  noch  andeutet,  ja  die  er 
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durch  seinen  Ausdruck  ausschliesst.    Er  sagt,  Gracchus  habe 
etliche  verderbliche  Gesetze  gegeben :  dazu  zählt  er  dies  über  die 
Au&ahme  der  Ritter  in  den  Senat.    Das  Sempronische  Richter- 
gesetz konnte  er  dazu  nicht  zählen.    Es  bestand  nach  Gracchus, 
es  führte  anerkannter  Massen  Gerechtigkeit  in  die  Gerichte  ein, 
es  bildete  die  Grundlage  des  späteren  Stra^rocesses  und  es  giebt 
keinen  Schriftsteller,  der  es  als  verderblich  bezeichnete.    Anders 
verhält  es  sich  bei  dem  Getreidegesetze,  das  für  den  Staatsschatz 
unerträglich  war  und  bald  abgeschafft  wurde,  anders  mit  dem 
Äckergesetze,  das  grosse  Unruhen  hervorrief.    Livius  muss  also 
m  anderes  Sempronisches  Gesetz  meinen,  das  eine  Aenderung 
des  Senates   und   seiner  Zusammensetzung   herbeiführen  sollte, 
lodessen  von  einem  solchen,   das  auch  nur  beantragt  worden 
wäre,  wissen   wir  nichts.    Dagegen  über  das  Bürgerrecht  der 
Bandesgenossen ,   sowohl   der  Latiner  als  der  übrigen  Italiker, 
soll  Gracchus  einen  Antrag  gemacht  haben.    Wie  dieser  beschaf- 
feB  war,   hören  wir  nicht,  aber  da  es  sich  bei  den  Latinem, 
von  denen    ein  grosser   Theil   schon   das  Bürgerrecht  besass, 
hauptsächlich  darum  handelte,  dass  sie  auch  zu  den  Ehrenstellen 
und  zum  Senate  zugelassen  wurden*),  musste  Gracchus^  Vorschlag 
auch  eine  Vermehrung  des  Senates  bezwecken.     Von  dieser  ist 
iu  dem  Auszuge  aus  Livius  die  Rede,  nicht  von  dem  Richtergesetze. 
Jene  Vermehrung  des  Senates  kam  nicht  zu  Stande,  wurde  auch 
überhaupt  in  dem  Sinne,  wie  es  Gracchus  gewollt,  niemals  aus- 
geführt :  sie  konnte  mit  Recht  als  verderblich,  als  zerstörend  für 
den  Römischen  Staat  bezeichnet  werden.     Wären  die  Auszüge 
aus  Livius'  Gescbichtswerk  geschickt  angelegt,  so  würde  sich  in 
ibuen  abgesondert  eine  andere  Erwähnung  des  Semproniscben 
Richtergesetzes  finden,  das,  weil  es  einen  wichtigen  Fortschritt 
iu  der  Rechtsentwickeiung  bezeichnet,  bemerkenswerther  war  als 
eiu  allerdings  kühner,  aber  niemals  ins  Leben  getretener  Ge- 
danke des  begabten  Volkstribunen. 

Durch  die  Abweisung  von  Livius'  Zeuguiss  ist  die  Schwie- 
rigkeit sehr  erleichtert.  Es  bleiben  übrig  Plutarch,  der  die 
Riehtergewalt  den   Senatoren   und  Römischen   Rittern   gemein- 


a)  Man  sehe  unsere  Studia  Romana  p.  369. 


64  Lösung  des  Widerspruches  iü  den  Nachrichten. 

scbaftlich  übertragen  lässt,  und  die  übrigen  Gewährsmänner, 
welche  sie  den  Rittern  ausschliesslich  zuweisen.  Ein  scheinbar 
unlösbarer  Widerspruch.  Die  Lösung  kann  nicht  darin  liegen, 
dass  Plutarch  sich  unter  Bittern  und  Senatoren  etwas  anderes 
dachte  als  Cicero,  Vellejus  und  die  übrigen.  Denn  jene  Begriffe 
lassen  nur  die  eine  herkömmliche  Erklärung  zu.  Dagegen  bei 
dem  Begriffe  der  Gerichte  ist  dies  nicht  Fall :  Plutarch  kann  da- 
mit etwas  anderes  gemeint  haben  als  die  ihm  scheinbar  wider- 
sprechenden Schriftsteller.  Hierin  muss  die  gesuchte  Lösung 
liegen.  Plutarch  gebraucht  an  zwei  Stellen,  wo  er  vom  Gracxjhi- 
schen  Gesetze  spricht,  die  allgemeinsten  Ausdrücke:  er  sagt: 
„die  richtenden"  „diejenigen,  welche  die  Processe  richteten"*»), 
an  der  dritten  Stelle  den  Ausdruck  „Gerichte",  der  ebenfalls 
allgemein  von  allen  richterlichen  Versammlungen  aufgefasst  wer- 
den kann.  Auf  der  andern  Seite  gebrauchen  auch  Cicero  und 
die  übrigen  Vertreter  seines  Zeugnisses  den  an  sich  allgemeinen 
Ausdruck;  „Gerichte",  aber  der  Zusammenhang  giebt  ihm  eine 
besondere  Bedeutung.  Cicero  handelt  von  dem  Processe  gegen 
Verres  und  ähnlichen  Anklagen  wegen  Staatsverbrechen:  solche 
Gerichte,  sagt  er,  würden  jetzt  von  Senatoren  entschieden,  ehe- 
mals seien  sie  von  den  Rittern  ohne  Verdacht  der  Bestechung 
entschieden  worden.  Er  kann  zwar,  wenn  es  in  der  Leitung  der 
Gerichte  keinen  Unterschied  gab,  den  Ausdruck  Gerichte  im  all- 
gemeinen Sinne  nehmen,  wahrscheinlich  indessen  ist,  zumal 
wenn  es  einen  solchen  Unterschied  gab,  die  Bedeutung  „Gerichte 
über  Verbrechen".  Ebenso  verhält  es  sich  ^it  den  Stellen  von 
Fiorus,  Vellejus  und  Tacitus.  Noch  deutlicher  tritt  dies  bei 
Appian  hervor.  Er  erzählt,  Gracchus  habe  die  Gerichte, 
weil  sie  wegen  Bestechlichkeit  in  üblem  Rufe  standen,  an  die 
Ritter  übertragen  und  führt  dann  vier  Beispiele  an,  wo  Frei- 
sprechung durch  Bestechung  erfolgt  war,  alle  diese  Beispiele  aber 
betreffen,  wie  die  Erwähnung  der  Gesandten  aus  den  Provinzen 
beweist,  Processe  wegen  Erpressung.  Mithin  spricht  alle  Wahr- 
scheinlichkeit dafür,  dass  er  mit  den  an  die  Ritter  übertrage- 


a)  Tol;  xpfvouai,   Ixpivov   T-ic  8{xa; ,   xa«   xp^asic,  an  der  dritten  Stelle 
Ta  SixaoT/jpiGt.    Siehe  den  Wortlaut  der  Stellen  oben  S.  59. 
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neu  Gerichten  die  über  Erpressung  oder  ähnliche  Verbrechen 
mmi  Kurz,  Plutarch  erzähl^  von  den  Richtern  im  Allgemeinen, 
wie  m  sowohl  in  Privat-  als  allen  Criminalprocessen  entschie- 
den, die  übrigen  Schriftsteller  von  denjenigen  Richtern,  welchen 
die  damals  wichtigen  politischen  Criminalprocesse  anheimfielen. 
Jener  sagt  femer,  C.  Gracchus  habe  zu  den  dreihundert  Sena- 
toren dreihundert  Ritter  hinzuerwählt  und  dann  diesen  sechs- 
haodert  die  Gerichte  gemeinschaftlich  übergeben.  Diese  Gemein- 
sebaft  lässt  sich  auf  doppelte  Weise  verstehen.  Entweder,  Rich- 
tereollegien  ans  Senatoren  und  Rittern  gemeinschaftlich  zusam- 
mengesetzt entschieden  über  alle  Processe,  oder  von  den  sechs- 
bimdert  entschieden  die  Senatoren  über  eine,  die  Ritter  über  eine 
andere  Art  von  Processen.  In  letzterem  Falle  liegt  die  Gemein- 
scbaft  in  der  Unterordnung  unter  den  allgemeinen  BegriiF  der 
Gerichte,  und  ähnlich  ist  das  Verhältniss  z.  B.  bei  den  curuli- 
sciiea  Aedilen,  die  gemeinschaftlich  aus  den  Patriciem  und 
Plebejern  erwählt  wurden,  d.  h.  abwechselnd  in  dem  einen  Jahre 
Patricier,  in  dem  andern  Plebejer.»)  Dass  die  zweite  Art  der 
Anffiissung  von  Plutarchs  Worten  die  richtige  ist,  beweisen  die 
Zeugnisse  der  anderen  Gewährsmänner. 

Auf  diese  Weise  werden  alle  Widersprüche  in  den  Berichten 
ober  das  Sempronische  Richtergesetz  gelöst  Alle  Schriftsteller 
erzählen,  dreihundert  auserwählte  Ritter  hätten  fortan  die  öffent- 
liclien  Processe  entschieden,  Plutarch  setzt  hinzu,  die  Senatoren 
hätten,  wie  früher,  so  auch  fernerhin  die  Privat-  und  gewöhn- 
lichen Criminalprocesse  behalten.  Seine  Nachricht  dient  dazu, 
^  Gesetz  genauer  zu  beschreiben  und  uns  einen  Fingerzeig  für 
dessen  richtige  AuiFassung  zu  geben.  Die  Richtigkeit  dieser  Lö- 
^g  wird  dadurch  verbürgt,  dass  sie  keinem  der  an  sich  völlig 
glaubwürdigen  Zeugen  zu  nahe  tritt.  Weitere  Beweise  ergeben 
Bicb  aus  der  Betrachtung  des  natürlichen  Laufes,  welchen  die 
^tvickelung  des  Römischen  Strafprocesses  nehmen  musste. 

Plutarchs  Nachricht  bedarf  indessen  der  Erläuterung.  Er 
^  ein  Theil  der  Gerichte  sei  von  Gracchus  den  Senatoren, 
^  anderer  Theil  den  Rittern  übergeben  worden.    Den  letztem 

a)  Veigl.  Band  I,  2,  118. 
in.  5 
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Theil  bildeten,  wie  die  übrigen  Berichterstatter  beweisen,  dieje- 
nigen Gerichte,  welche  über  Erpressung  und  ähnliche  Verbrechen 
entschieden,  d.  h.,  wie  wir  es  kurz  bezeichnen  wollen,  die  Schwur- 
gerichte. Der  erste  Theil  bestand  aus  allen  übrigen  Gerichten, 
sowohl  denen,  die  über  Privatprocesse  als  denen,  welche  über 
Verbrechen  entschieden.  Damit,  dass  er  alle  Gerichte  ausser 
den  Schwurgerichten  dem  Senate  überliess,  führte  Gracchus  keine 
Neuerung  ein :  es  war  dies  die  alte,  seit  dem  Beginne  des  Staates 
bestehende  Ordnung.  Romulus  soll,  wie  Dionysius  erzählt*),  die 
Einrichtung  getroffen  haben,  dass  die  Patricier,  d.  h.  nach  dama- 
liger Anschauung  der  Senat,  nicht  nur  regierte,  sondern  auch 
richtete,  und  Polybius*')  sagt  ausdrücklich,  die  Macht  des  Se- 
nates gründe  sich  hauptsächlich  darauf,  dass  aus  ihm  die  Richter 
sowohl  für  die  Privat-  als  für  die  Criminalprocesse  genommeu 
würden.  Bei  den  letztern  nimmt  er  allerdings  die  unbedeuten- 
den, bei  denen  die  Beschuldigung  nicht  schwer  sei,  aus:  er 
meint  damit  die  Polizeivergehen,  welche  den  Aedilen,  zum  Theil 
auch  den  Dreimännern  anheimfielen.^)  Alle  übrigen  Processe 
wurden  von  den  Senatoren  entschieden.  Dies  leuchtet  bei  den 
Criminalprocessen  ein :  sie  fielen  in  Rom  den  beiden  in  der  Stadt 
befindlichen  Prätoren  zu,  welche  entweder  selbständig  oder  nach 
Befragung  des  Volkes  urtheilten.  Sie  waren  Senatoren,  ebenso 
alle  anderen  Beamten,  welche  eine  Gerichtsbarkeit  zu  üben  hatten, 
selbst  die  Volkstribunen,  welche  vor  dem  Volke  ausserordentr 
liche  Processe  anstellen  konnten.  Die  Privatprocesse  wurden 
ebenfalls  von  den  Beamten  senatorischen  Standes  geleitet,  ent- 
schieden wurden  sie  von  den  unter  Aufsicht  des  Beamten  durch 
die  Parteien  gewählten  Privatrichtern.  Dass  auch  diese  vor  C. 
Gracchus  und  auch  nach  seinem  Gesetze  aus  den  Senatoren  ge- 


a)  Dionys.  U,  9. 

b)  Polyb.  VI,  17  To  hk  fi^Yiorov,  ix  xauTT)«  (ttj;  auyxXi^xou)  d7coS{SovTai 
xptTal  Tüiv  7rXe{oTtt>v  xal  Ttuv  Si}p.oo{(Dv  xal  tö)v  {{^tcuTtxwv  ouvaXXaYfA^Ttov, 
doa  (lije^oc  l^ct  Twv  ^YxXTjfAcExwv.  Auf  die  gewöhnlich  bei  dieser  Frage 
angeführte  Stelle  aus  Plaut  Rud.  III,  4,  7  lege  ich  geringes  Gewicht  Es 
heisst  dort,  es  solle  ein  arUter  aus  dem  Senat  von  Cyrene  gegeben  wer- 
den: es  findet  also  eine  Vermischung  der  Griechischen  und  Römischen  Sitte 
statt,  die  keinen  sichern  Schluss  gestattet 

c)  Vergl.  Band  I,  2,  119. 
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väUt  wurden  ^,  beweisen  Polybius'  Worte,  der  vom  Geben  von 
Pmatrichtem  spricht,  und  es  findet  sich  kein  Grand  dagegen. 
Ueber  die  Rechtspflege  aasserhalb  Roms  und  unter  Nichtbürgem 
spricht  Polybius  nicht  Dort  konnten  die  Privatrichter  allerdings  nicht 
ao8  fidmischen  Senatoren  genommen  werden ,  aber  die  oberste 
Leitoog  aller  Processe  lag  dennoch  in  der  Hand  der  Statthalter, 
die  senatorischen  Ranges  waren.  Auf  die  Beisitzer,  welche  die 
Beamten  oder  auch  die  Privatrichter  zu  wählen  pflegten,  bezieht 
sich  die  Sitte  nicht:  sie  hatten  nur  Rath  zu  ertheilen,  für  wel- 
chen der  Richtende  die  Verantwortung  trug,  sie  wurden  deshalb 
tm  aas  allen  Ständen  gewählt  und  waren  namentlich  in  den 
Provinzen  vielfach  einfache  Römische  Bürger.  Durch  diese  Ein- 
riclitiing  hatte  man  die  Möglichkeit,  trotz  der  gesetzlichen  Be- 
scluMong  die  Einsichtigen  aus  allen  Ständen  f&r  die  Fällung 
des  Grtheils  benutzen  zu  können.  Eine  weitere  Erleichterung 
schafile  man  sich  dadurch,  dass  man  das  Gesetz  auf  die  eigent- 
lich 80  genannten  Richter  beschränkte:  die  recuperatorea  durften 
fallen  Ständen  genommen  werden.*) 

Vor  C.  Gracchus  also  war  alle  Richtergewalt  bei  den  Sena- 
^  gewesen.  Eine  Scheidung  zwischen  ihr  und  der  Regierungs- 
gewalt war  nicht  bekannt,  und  wer  die  Kriege  fShrt«,  Gesetze 
vorschlug,  die  Verwaltung  leitete,  der  hatte  auch  die  Entschei- 
dung in  allen  Privat-  und  Criminalprocessen.  In  der  ältesten 
Zeit  waren  dies  die  Patricier,  nach  Ausgleichung  der  Stände  die 
Senatoren.»»)  In  diesem  Verhältnisse  änderte  C.  Gracchus  nichts: 
Verwaltung  und  Rechtspflege  blieben  auch  nach  ihm  in  eben 
ienselben  Personen,  in  demselben  Stande  vereint  und  selbst  die 
formen,  in  welchen  die  beiden  *Thätigkeiten  geübt'  wurden,  war 
^Q  die  gleichen.  Er  trennte  nur  vom  Senate  diejenigen  Ge- 
^te,  welche  zuerst  in  Folge  des  Calpumischen  Gesetzes  ein- 
teriditet  worden  waren  oder,  um  es  richtiger  auszudrücken,  er 
^^te  die  damals  eingesetzten  Senatsausschüsse  zu  Gerichten, 
^^^He  er  mit  Römischen  Rittern  als  Geschworenen  besetzte. 


a)  8.  oben  S.  15. 

b)  Man  vergleiche  hiermit  unsere  Auseinandersetzung  über  die  Ver- 
MoQg  ^r  Ricbtergewalt  und  der  Regierung  Band  I,  2,  ld2. 
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Fünftes  Capitel. 

Tadtiis'  Zengniss ,  in  welchem  das  Sempronische  Gesetz  mit  den  Anord- 
niing;en  der  Kaiser  verg;Uchen  wird.  Rächricht  Appians  Aber  die  Folgen 
des  Sempronischen  Gesetzes.  Schlflsse  daraus  Aber  den  Omfang  desselben. 
Es  enthielt  eine  Bestimmung  Aber  nngerechte  Urtheilsprüche ,  welche  in 
sp&tere  Gesetze  überging,  nmflisste  anch  Amtserschleichnng.  Seine  Ans- 
drücke  waren  so  allgemein,  dass  es  auf  alle  Amtsverbrechen  angewendet 

werden  konnte. 

Um  die  Bedeutang  dieser  Massregel  zu  verstehen,  gehen 
wir  von  einer  Stelle  aus,  die  sich  über  das  Sempronische  Rich- 
tergesetz bei  Tacitus  findet.*)  Er  erzählt  zum  Jahre  54  n.  Chr. 
vom  Kaiser  Claudius,  derselbe  habe  öfters  geäussert,  seine  Pro- 
curatoren  müssten  bei  ihren  Entscheidungen  eben  dieselbe  Amts- 
gev^alt  haben,  wie  wenn  er  selbst  entschieden  hätte  und  darauf 
hätte  er  einen  Senatsbeschluss  veranlasst,  in  welchem  diese  Be- 
stimmung ausführlicher  und  genauer  als  früher  getroffen  worden 
wäre.  Dieselbe  Nachricht  giebt  Sueton^),  der  Kaiser  hätte  bitt- 
weise durchgesetzt,  dass  die  Entscheidungen  seiner  Procuratoren 
beim  Urtheilen  Geltung  hätten.  Tacitus  fugt  eine  längere  ge- 
schichtliche Benierlcung  hinzu.  Der  Kaiser  Augustus,  sagt  er, 
hätte  schon  die  Bestimmung  getreuen,  dass  die  Präfecten  Ae- 
gyptens,  wenngleich  ritterlichen  Standes,  dieselbe  MachtvoUlcom- 
menheit  haben  sollten,  wie  Römische  Beamte,  und  später  sei  in 
den  Provinzen  und  in  der  Stadt  den  Procuratoren  sehr  Vieles 
eingeräumt  worden,  worüber  sonst  die  Prätoren  erlcannt  hätten. 
Claudius  hätte  ihnen  alles  Recht  eingeräumt,  worüber  man  so 
oft  im  Aufstände  oder  mit  den  Waffen  gestritten  hätte,  zur  Zeit 
als  durch  die  Sempronische  Gesetzesvorschläge  der  Ritterstand 
in  den  Besitz  der  Gerichte  gesetzt  wurde  oder  wiederum  die 
Servilischen  Gesetze  dem  Senate  die  Gerichte  zurückgaben  und 
Marius  und  Sulla  einst  darüber  hauptsächlich  kämpften.    Also 


a)  Tac.  Ann.  XII,  60.    Vergl.  oben  S.  58. 

b)  Suet  Glaud.  12  ut  rata  essent,  quae  procuratores  soi  in  indioando 
statuerent,  |>re<{ario  exegit 
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gleich  bei  der  EinrichtoDg  der  Provinz  Aegypten  hatte  Augustas 
bestimmt,  die  von  ihm  daselbst  eingesetzten  Prftfecteu  aus  dem 
Ritterstande  sollten  die  vollständige  Gerichtsbarkeit  gleich  den 
seitttorischeD  Statthaltern  der  andern  Provinzen  haben.  Dadurch 
war  die  Stellung  des  Ritterstandes  im  Staate  eine  andere  ge- 
worden, noch  mehr  wurde  sie  gehoben,  als  die  Procuratoren, 
welche  nur  die  kaiserlichen  Einkünfte  verwalteten ,  einige  Vor- 
rechte erhielten.  Claudius  endlich  gab  allen  Procuratoren  die 
Macht  Recht  zu  sprechen,  natürlich  nicht  in  allen  Angelegen- 
heiten, sondern  in  denen,  welche  sich  auf  ihren  Geschäftskreis 
bezogen.  Früher  konnte  derjenige,  von  welchem  der  Procnrator 
Geld  verlangte ,  wenn  er  die  Forderung  für  unbillig  hielt ,  die 
fiitecbeidung  des  Provinzialstatthalters  und  des  Kaisers  oder  in 
Rom  die  des  ordentlichen  Gerichtes  anrufen:  jetzt  erhielt  der 
Procnrator  die  Befugniss  selbst  zu  entscheiden. 

Tadtus  vergleicht  jene  kaiserlichen  Verordnungen  mit  den 
Sempronischen  Gesetzen,  d.  h.  mit  dem  von  Ti.  Gracchus  ver- 
suchten, von  G.  Gracchus  durchgesetzten  Richtergesetze,  in  dop- 
pelter Beziehang.     Erstlich  wurde  durch  beide  Massregeln  der 
Kitterstaud  gehoben,  es  wurde  ihm,   während  er  früher  zu  den 
Regierten  gehört  hatte,  ein  Theil  der  Regierungsgewfit  übertragen. 
Zweitens  vor  Claudius  war  die  kaiserliche  Finanzverwaltung  abhän- 
gig gewesen  von  den  Statthaltern.  In  den  kaiserlichen  Provinzen 
bildeten  die  kaiserlichen  Legaten,  die  senatorischen  Standes  waren, 
und  aber  ihnen  der  Kaiser  selbst  als  oberster  Statthalter  die  Instanz. 
In  den  senatorischen  Provinzen  standen  zunächst  die  Proconsub, 
dann  der  Senat  über  den  Procuratoren  und  wenngleich  auch  hier  der 
Kaiser  vermöge  seiner  allgemeinen  proconsularischen  Gewalt  die 
höchste  Entscheidung  hatte,  so  blieb  doch  die  Unterordnung  der 
Proeoratoren  unter    die  Gerichte    der    senatorischen   Beamten. 
Fortan  standen  dagegen  die  Procuratoren  in  Finanzsachen  unab- 
'^g.    Umgekehrt  waren  vor  den  Gracchen  die  senatorischen 
hinten  der  Provinzen  unabhängig  gewesen  und  nur  verantwort- 
u<^h  dem  Senate  selbst,  im  Falle  der  Bestechung  oder  anderer 
^^^ehen  dem  vom  Senate  eingesetzten  Senatsausschusse:  nach 
dem  Sempronischen  Gesetze  kamen  sie  vor  das  Gericht  der  Rit- 
^f*   Diese  wichtige  Aenderung  ihres  Verhältnisses  hatte  in  der 
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republicanischen  Zeit  nur  durch  Aufstand  und  Waffengewalt  voll- 
zogen werden  können  und  viele  Kämpfe  hatten  deshalb  stattge- 
funden: Kaiser  Claudius  setzte  seine  Massregel  durch  einen  Se- 
natsbeschiuss,  den  er  auf  blosse  Vorstellungen  hin  erlangte,  durch. 
Taeitus  hätte  diesen  seinen  Vergleich  schwerlich  angestellt, 
wenn  das  Sempronische  Gesetz  nur  bestimmt  hätte,  dass  künftig 
Römische  Ritter  aber  die  Erpressung  von  Beamten  entscheiden 
sollten.  Er  hätte  dann  vielleicht  bemerkt,  von  jenem  Gesetze 
an  hätte  ein  Umschwung  zu  Gunsten  der  Ritter  begonnen;  aber 
eine  Art  von  Herrschaft  der  Ritter  hätte  er  nicht  annehmen 
können.  Das  Sempronische  Gesetz  musste  viel  mehr  als  Er- 
pressungen umfassen.  Dies  deuten  selbst  die  andern  Schrift- 
steller an,  wenn  sie  die  auf  die  Ritter  übertragenen  Gerichte  mit 
den  späteren  Geschworengerichten  zusammenstellen;  denn  diese 
entschieden  über  viel  mehr  Verbrechen.  Am  unverkennbarsten 
erklärt  dies  Appian,  der  nach  dem  Berichte  über  das  Sempro- 
nische Gesetz  sich  über  seine  Folgen  ausspricht.^)  „Man  er- 
zählt, heisst  es  bei  ihm,  Gracchus  habe,  als  das  Gesetz  durch- 
gegangen, gesagt,  er  hätte  mit  einem  Male  die  Macht  des  Se- 
nates vernichtet''  Dies  kann  unmöglich  nur  auf  die  Processe 
wegen  Erpresffung  gehen.  Man  zerstört  nicht  die  Macht  Jeman- 
des ,  wenn  man  ihn  zwingt  rechtlich  zu  sein.  Weiter  sagt  Ap- 
pian: „Als  die  Sache  zur  Probe  kam,  offenbarte  sich  die  W^ahr- 
heit  von  Gracchus'  Worte  in  noch  höherem  Grade.  Denn  dies, 
dass  sie  Richter  waren  über  die  Römer  und  alle  Einwohner  Ita- 
liens und  die  Senatoren  selbst,  bis  zu  jedem  Masse,  sowohl  um 
Geld  als  Ehrlosigkeit  und  Verbannung,  erhob  die  Ritter  über  sie, 
als  ob  sie  eine  Art  von  Beamten  wären  und  machte  die  Sena- 
toren gleichsam  zu  Unterthanen."  Diese  Strafen,  Geld,  Ehrlosig- 
keit und  Verbannung,  passen  auf  keine  Weise  zu  Processen  über 
Erpressung.     Denn  vor  den  Gracchen   hatte  die  Verurtheilten 


a)  Appian.  bell.  civ.  I,  22  Oaol  hi  x'jpwd^vTOc  (Sfpxt  toü  v^|jlou  töv 
rpdx^ov  eiiretv,  Äti  i%p6w^  tr^v  ßouX^v  xa^pi^xoi,  xoO  Ä'  Ipyou  Trpoi^vrbc 
2c  icsTpav  fis(C^va)c  iti  ^xcpavfjvat  xo  £noc  xoü  Fpaxyou*  x({  xc  jdp  SixgI- 
Ceiv  a6xov>c  'PtopAitotc  xal  'IxaXifiixatc  ^aot  xal  aOxotc  ßouXeuraU,  ivi  Tiavxl 
(i^xpcp,  ypr^[i.dxio\  xe  Tt^pi  xal  ixififa«  xal  ^«f^C,  xouc  jiiv  Xitnia^  oW  xivag 
dfp^^ovxac  a6xu>v  (nccpcir^pc,  xouc  $i  ßouXcuxdc  loa  xal  iim^xtfouc  diroCct. 
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keine  Strafe  getroffen,   nur   Wiedererstattung  des   Erpressten: 
nach  den  Gracchen  trat  allerdings  Strafe   ein,  aber  nicht  Ver- 
bannung.   Es  müssen  mithin  nach  dem  Sempronischen  Gesetze 
Doeb  andere  Verbrechen  als  das  verhältnissmässig  leichte   der 
Erpressung  vor  die  Gerichte  der  llitter  gekommen  sein.  Appian 
erzählt  dann,  wie  die  Ritter  mit  den  Volkstribunen  gemeinschaft- 
liclie  Sache  machend,  den  Senatoren  furchtbar  wurden  und  ein 
ToUständiger  Umschwung  in  der  politischen  Gewalt  eintrat,  so 
dass  der  Senat  nur  die  äussere  Würde  behielt,  die  wirkliche 
Maeht  auf  die  Ritter  überging.   Sie  waren  nicht  nur  die  Herren, 
sondern  fügten  Uebermuth  gegen  die  Senatoren  hinzu  in  den 
Gerichten:   sie  Hessen  sich  ihrerseits   Bestechung  zu   Schulden 
kommen  und  als  sie  den  Gewinn  daraus  gekostet  hatten,  suchten 
sie  ihn  noch  schimpflicher  und  massloser :  sie  stellten  bestochene 
Ankläger  gegen  die  Reichen  auf  und  „die  Processe  über  Be- 
stechong  hoben  sie  ganz. und  gar  auf,  sich  mit  einander  verbin- 
dend  und  Gewalt  brauchend,  so  dass  sogar  die  Sitte  einer  solchen 
Rechenschaftslegung  gänzlich  aufhörte.''*)    Auf  diese  Weise  er- 
küurt  Appian  die  späteren  Unruhen,  welche  wegen  des  Richter- 
gesetzes entstanden.    In  seinen  Worten  bedarf  noch   die  letzte 
Bemerkung  über  das  Aufhören  der  Processe  wegefa  Bestechung 
einer  Erläuterung.     Er  kann  damit  nicht  die  Processe  gegen 
Beamte,  wie  sie  früher  vor  den  Senatsausschüssen,  dann  vor 
den  Rittern  geführt  wurden,  meinen:  denn  sie  bestanden  immer; 
sondern  nur  Processe  gegen  die  Ritter,  welche  wegen  Bestech- 
lichkeit zur  Rechenschaft  gezogen  werden  konnten,  nach  den  ur- 
alten über  die  Richter  bestehenden  Gesetzen  und  vor  den  ge- 
wöhnlichen   Gerichten.     Diese  letzteren  hoben  die  Ritter  auf, 
indem  sie  sich  theils  mit  einander  verbündeten,  Beamte,  welche 
gegen  sie  auftreten  wollten,  ihrerseits  anzuklagen  und  zu  ver- 
uriheilen,  theils  geradezu  Gewalt  brauchten.    Die  Folge  davon 
war,   dass,  während  die  Senatoren  auf  alle  Weise  unterdrückt 
worden,    die  Ritter  unverantwortlich   waren   und  selber    nicht 
wegen  Bestechlichkeit  vor  Gericht  gestellt  werden  konnten. 

a)  App.  1.  1.  xttl  idc  T(uv  SuipoSoxiojv  Sfxac ,  ouvioT«{fACvoi  o(pfoiv  ai^ToTc 
xal  ^a(i6^t\oi  n^Efjinav  dvi|Jpouv,  (uc  xal  t6  Cdoc  Sktui  ttjc  TotäoSe  e6duv7]c 
iziXizetv. 
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Appian  berichtet  also,  dass  über  die  Senatoren,  welche  die 
Staatsverwaltung  führten,  vielfache  Gerichte  mit  verschiedenen 
Strafen  vor  den  Rittern  gehalten  werden  konnten,  und  die  übri- 
gen Schriftsteller  deuten  dies  ebenfalls  an.  Vor  Gracchus  aber 
kennt  man,  abgesehen  von  der  Vermuthung  über  das  Junische  Ge- 
setz*), vor  den  stehenden  Senatsausschüssen  nur  eine  einzige  Klage 
gegen  die  Senatoren,  nämlich  die  über  Erpressung.  Daraus  folgt, 
dass  das  Sempronische  Gesetz  nicht  nur  den  Stand  der  Richter  än- 
derte, sondern  auch  andere  Verbrechen  umfasste.  Es  kann  nicht 
zweifelhaft  sein,  was  dies  für  Verbrechen  waren.  Unmöglich 
konnte  es  Gracchus'  Absicht  sein,  die  Senatoren  für  gewöhnliche 
Criminalverbrechen  vor  einen  andern  Gerichtshof  zu  stellen  als 
die  übrigen  Römischen  Bürger.  Das  wäre  gegen  den  Grundsatz 
der  Gleichheit,  den  er  in  seinen  sonstigen  Anordnungen  befolgte, 
gewesen,  hätte  auch  dem  ganzen  Römischen  Sinne  nicht  ent- 
sprochen. Bis  zum  Kaiserreiche  hat  es  für  alle  Römische  Bür- 
ger ohne  Standesunterschied  nur  ein  Gesetz,  nur  gleiche  Gerichts- 
höfe gegeben  und  ein  darin  bevorzugter  Stand  war  mit  Ausnahme 
der  kurzen  Zeit,  wo  Patricier  den  plebejischen  Gerichten  nicht 
unterworfen  waren,  unbekannt.  Auch  war  der  Gracchen  Stre- 
ben nicht  auf  Verbesserung  der  Rechtspflege,  sondern  auf  eine 
Aenderung  in  der  politischen  Macht  gerichtet.  Den  Einfluss  des 
Senates  wollte  Ti.  Gracchus  brechen  und  brach  sein  Bruder 
Cajus:  diese  Absicht  gelang  vollständig.  Wenn  sich  Verbesse- 
rungen der  Rechtspflege  daran  knüpften,  so  geschah  dies  in  an- 
derem Sinne  als  die  Gracchen  beabsichtigt  hatten.  Nur  Amts- 
verbrechen können  von  dem  Sempronischen  Gesetze  betroffen 
worden  sein,  aber  diese  alle,  von  denen  an,  welche  durch  Geld- 
strafe gesühnt  wurden,  bis  zu  denjenigen ,  auf  welchen  die  här- 
testen Strafen  standen.  Es  war  eine  ControUe  der  Staatsver- 
waltung, welche  Gracchus  schaffen  wollte.  Die  Senatoren  blieben 
in  dem  Besitze  der  Regierung,  so  wie  sie  dieselbe  gehabt  hatten, 
aber  für  die  Art  und  Weise,  wie  sie  dieselbe  geführt,  wurden 
sie  den  Römischen  Rittern  verantwortlich,  während  sie  früher 
für  die  Verwaltung  der  Provinzen  nur  dem  Senate  oder  dessen 


a)  Man  sehe  oben  S.  51. 
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AnsschlBseD,  im  Uebrigen  den  ordentlichen  Gerichtshöfen  Rechen- 
schaft seholdig  gewesen  waren.    Die  Folgen  einer  solchen  Mass- 
regei  mossten  diejenigen  sein ,   welche  Appian  schildert     Der 
Senat  behielt  den  alten  Schein,  die  wirkliche  Macht  ging  auf 
(iie  Eitter  über,  welche  ihre  neue  Stellung  rücksichtslos  aus- 
öeateten.   Es  war  eine  gewaltige  Veränderung,  welche  Gracchus 
mit  der  Staatsmaschine   vornahm.    Sie  wäre  nicht  io  Frieden 
darchzusetzen  gewesen,  wenn  nicht  der  Senat  selbst  die  Uebel- 
stände  der  Unverantwortlichkeit  in  eigenem  Schamgefühl  aner- 
^t  und  zugleich  die  öffentliche  Meinung,  aufgeregt  durch  ein- 
zelne aoMende  Beispiele,  einen  unwiderstehlichen  Druck  ausgeübt 
hätte.  Schwerlich  auch  ahnte  der  Senat  die  Folgen  des  Gesetzes 
nod  ab  er  sie  erkannte,  begann  er  trotz  seiner  Unterdrückung 
den  Widerstand ,  der  am  Ende  zu  dem  Bürgerkriege  zwischen 
Mm  imd  Sulla  führte. 

Es  fehlt  nicht  an  andern  Berichten ,  welche  die  weite  Aus- 
dehnung des  Sempronischen  Richtergesetzes  beweisen.  C.  Gracchus 
^11  ein  Gesetz  gegen  ungerechte  Richter  und  deren  Genossen 
gegeben  haben.  Ausführlich  spricht  darüber  Cicero  in  seiner 
Vertbädigungsrede  für  Cluentius^):  er  erklärt  den  Ursprung 
iii^d  die  Bedeutung  des  Gesetzes,  um  darzuthun,  dass  Gluentius 
^(bt  von  demselben  betroffen  würde.  Dasselbe  lautete,  wenn 
^an  die  verschiedenen,  von  Cicero  angeführten  Ausdrücke  zu- 
^^Dunenstellt,  so:  „Welcher  tribunus  militum  in  den  vier 
^ten  Legionen,  oder  welcher  Quästor,  Volkstribun  oder  sonst 
welcher  Beamter  oder  wer  im  Senate  seine  Stimme  abgegeben 
kat  oder  abgegeben  haben  wird,  wer  von  diesen  zusammenge- 
hen ist,  zusammengetreten  sein  wird,  zusammengekommen 
^9  zusammengekommen  sein  wird,  eine  Verabredung  getroffen 
K  getroffen  haben  wird,  damit  Jemand  in  öffentlichem  Gerichte 
^emrtheilt  werde,  oder  ein  falsches  Zeugniss  ausgesagt  haben 
^9  über  dessen  Caput  soll  eine  Untersuchung  angestellt  wer- 
den/'»»)     Die  Ansichten   über  dieses   Gesetz   sind   zwiefach.^) 

a)  Mau  sehe  Gic  p.  Gluent.  c.  52  -  58. 

h)  Gie.  p.  Gluent  54,  148  Recita.  Deque  eius  capite  quaerito. 
^«»tts?  qui  coierit,  convenerit?  Non  IIa  est  Quid  ergo  est?  Die.  Qui  tri- 
^^nug  Qiiitam  legionibus  quattuor  primis  quive  qaaestor, 


i 
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Einige  nehmen  an,  es  sei  ein  selbständiges,  besonders  gegebenes 
Gesetz  gewesen.  Sie  können  sich  dafür  auf  Ciceros  Ausdruck 
berufen,  der  von  einem  Gesetze  spricht  *)  Indessen  Gesetz  heisst 
bei  den  Lateinern  nicht  nur  ein  mehrere  gesetzliche  Bestimmun- 
gen umfassendes  Ganze ,  sondern  auch  jede  einzelne  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen,  wie  dies  deutlich  bei  der  Bezeichnung  des 
ältesten  Gesetzbuches  der  Römer,  der  zwölf  Tafeln,  und  den  ein- 
zelnen in  demselben  enthaltenen  Bestimmungen  hervortritt. 
Gegen  die  erste  Auffassung  aber  spritht  das  Schweigen  der 
Schriftsteller,  während  sie  das  Acker-  und  Richter-  und  Getreide- 
und  Wegegesetz  von  G.  Gracchus  erwähnen.  Noch  mehr  sprechen 
dagegen  die  Bemerkungen,  welche  Cicero  macht  Er  sagt,  Sulla 
habe  eben  diese  Sempronische  Verordnung  in  sein  Gesetz  über 
Mord  aufgenommen^),  und  als  ein  Bestandtheil  des  Corneliscben 
Gesetzes  wird  sie  in  den  Digesten  angeführt®).  Ein  besonderes 
Sempronisches  Gesetz,  hätte  Sulla  nicht  wörtlich  aufgenommen, 
sondern  bestehen  lassen.  Cicero  nennt  es  sogar  ein  Capitel  des 
Comelischen  Gesetzes^)  und  zwar  das  nächste  nach  demjenigen, 
welches  über  Giftmischerei  handelte.")  Folgt  man  den  Andeu- 
tungen des  Digestentitels ,  so  dürfte  es  etwa  das  vierte  oder 
fünfte  gewesen  sein. 

Deshalb  haben  Andere  eine  Verbindung  dieses  Capitels  mit 


tribunus  plebis.  Deinceps  omnes  magistratus  nominavit  Quive  in 
senatu  sententiam  dixit  dixerit.  Quid  tum?  Qui  eorum  colt 
coierit,  couvenit,  convenerit,  quo  qnis  iudicio  publice  cod. 
demnaretur.  Dass  hiermit  das  Gesetz  nicht  vollständig  angeführt  ist, 
sondern  zu  ergänzen  ist  coit,  coierit,  convenit,  convenerit,  consensit,  con- 
senserit  und  am  £nde  hinzuzufügen  ist  falsumve  testimonium  dixerit,  er- 
giebt  sich  aus  57,  157.  Eine  Anspielung  auf  das  Gesetz  quo  quis  iudicio 
circvtnvenireiur,  aber  ohne  Namen  des  Urhebers,  findet  «ich  bei  Gic.  Brut. 
12,  48. 

a)  So  55,  151  haue  ipsam  legem  ne  quis  iudicio  circumveniretur  C. 
Gracchus  tulit:  eam  legem  pro  plebe,  non  in  plebem  tulit  56,  154  Uli 
non  hoc  recusabant,  ne  ea  lege  accusarentur,  qua  nunc  Habitus  accusatur, 
quae  tunc  erat  Sempronia  u.  s.  w. 

b)  Cic.  1.  1.  55,  151  und  56, 154,  welche  Stellen  eben  angeführt  wurden. 

c)  Marcian.  I,  1  Dig.  ad  leg.  Comel.  (XLVÜI,  8). 

d)  Cic.  1.  1.  52,  144  dixi  Habito  statim  eo  capite  qui  coisset,  quo 
quis  con demnaretur,  illum  esse  liberum. 

e)  Man  sehe  Cic.  1.  1.  54,  148. 
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einem  anderen  Semproniscben  Gesetze  angenommen  und  dazu 
dasjenige  vorgeschlagen,  das  G.  Gracchus  über  die  Provocation 
erUess.    Sie  bnden  wohl  in  so  fern  eine  Aehnlicbkeit  des  In- 
halts, als  auch  das  Provocationsgesetz  eine  ungerechte  Verur- 
tbeilong    durch  einen   Beamten   verbot.     Wir   haben   über   C. 
Gracchos'  Erneuerung  des  Provocationsgesetzes  früher  gesprochen  *). 
Sie  hatte  nur  den  Zweck,  ihm  Rache  für  seinen  ungerecht  ge- 
rateten Bruder  zu  verschaffen:  sie  verbot  in  denjenigen  Fällen, 
wo  Provocation  zulässig  war,  d.  h.  wo  weder  Geständniss  noch 
Ergreifong  auf  frischer  That  stattfand,  die  Vernichtung  des  capvij 
sie  bezog  sich  nur  auf  Römische  Bürger,  sie  band  nur  die  cum- 
ÜscbeD  Beamten  und  Senatoren,  sie  bestimmte  für  den  Schuldigen 
ein  Volksgericht     Alles   dies   passt  nicht  für  das  vorliegende 
Sempronische  Gesetz.    Es  bezog  sich  auf  alle  Gerichte,  umfasste 
alle  Unterthanen  Roms,  band  auch  die  Volkstribunen  und  be- 
stimmte endlich  als  Richter  den  Ritterstand.    Bei  solcher  Ver- 
schiedenartigkeit  darf  man  die  Zusammengehörigkeit  der  beiden 
genannten  Gesetze  nicht  annehmen.    Dagegen  mit  dem  Gesetze 
über  den  Richterstand  hat  die  Bestimmung  über  das  Verbot  un- 
geieehter  Gerichte  die  grösste  Verwandtschaft.    Jenes  traf  den 
gesammten  regierenden  Stand,  bestinmite  verschiedene  Strafen, 
Ü^  namenüich  auch  die  Strafe  der  Aechtung  zu:  beide  Ab- 
sichten konnten  nicht  anders  erreicht  werden  als  durch  die  Bestim- 
inung  über  die  capitale  Bestrafung  ungerechter  Richter.    Erscheint 
hiemach  die  Verbindung  der  beiden  Anordnungen  zu  ein  und 
demselben  Gesetze  als  wahrscheinlich,  so  wird  sie  zur  Gewiss- 
heit erhoben  durch  Vergleichung   mit  einem  Gesetzesvorschls^e, 
der  Volkstribun  M.  Livius  Drusus  in  der  Folge  machte.    In 
wurde  die  Anordnung  eines  neuen  Richterstandes  mit  Be- 
^mungen  über  die  Verantwortlichkeit  desselben  verbunden  und 
^uese  Bestimmungen  werden   von  Cicero  mit  dem  Gapitel  des 
^pronischen  Gesetzes  über  die  Bestrafung  ungerechter  Richter 
208ammengestellt    Das  Livische  Gesetz  enthielt  ebenfalls  An- 
ordnimgen  über  Veränderung  des  Richterstandes  zusammen  mit 
jenem  Capitel  des  Sempronischen  Gesetzes. 


a)  Man  sehe  Band  I,  2,  70. 
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Der  Inhalt  des  Sempronischen  Ricbtergesetzes  lässt  sich  noch 
weiter  verfolgen.  Plutarch  erzählt*),  C.  Marius,  der  später  be- 
rühmte Feldherr,  sei,  nachdem  er  mit  Mühe  und  an  letzter  Stelle 
zum  Prätor  ernannt  worden,  wegen  Amtserschleichung  (ambitus) 
angeklagt  worden.  Den  Hauptgrund  zur  Anklage  gab  der  Um- 
stand, dass  ein  Sclave  des  Cassius  Sabaco,  eines  Freundes  von 
Marius,  in  der  Mitte  der  Abstimmenden  gefunden  worden  war. 
Deshalb  fand  ein  Process  gegen  Marius  statt.  In  ihm  wurde  zu- 
erst Sabaco  als  Zeuge  vorgefordert  und  gab  vor  den  Richtern 
an,  sein  Sclav^  habe  ihm  einen  Trunk  frischen  Wassers  gebracht, 
sodann  G.  Herennius,  der  aber  von  den  Richtern  als  Patron  des 
Marius  und  seiner  Familie  von  der  Zeugenaussage  entbunden 
wurde.  Der  Process  dauerte  einige  Tage:  anfangs  ging  es  Ma- 
rius schlecht,  am  Ende  aber  kam  er,  da  die  Stimmen  gleich 
waren,  wider  Erwarten  davon.  Dies  geschah  im  Jahre  117  v.  Chr., 
also  etwa  fünf  Jahre  nach  dem  Sempronischen  Richtergesetze- 
Nach  der  Schilderung  Plutarchs  kann  man  unter  den  Richtern 
nicht  das  Volk  verstehen.  Denn  dann  hätte  der  Process  nicht 
mehrere  Tage  hinter  einander  gedauert,  auch  wäre  der  Ausdruck 
Stimmengleichheit  unpassend.  Man  hat  also  an  den  Richter- 
stand zu  denken,  so  wie  er  durch  Gracchus'  Gesetz  eingeführt  war. 
Folglich  muss  das  Gesetz,  nach  welchem  der  Process  geführt 
wurde,  entweder  durch  Gracchus,  als  er  den  Rittern  die  Gerichte 
übertrug,  aufgenommen  oder  gegeben  oder  nach  ihm  neu  bean- 
tragt worden  sein.  Nun  findet  sich  bei  den  Schriftstellern  keine 
Erwähnung  eines  vor  Marius'  Prätur  und  nach  Gracchus'  Tri- 
bunate  eingebrachten  Gesetzes  über  Amtserschleichung.  Man 
hat  zwar  gemeint*),  Marius  selbst  während  seines  Tribunates 
119  V.  Chr.  habe  ein  solches  gegeben.  Denn  es  heisst  von  ihm, 
er  habe  die  sogenannten  Brücken,  über  welche  die  Bürger  zum 
Abstimmen  gingen,  verengert.^)  Dies  Gesetz  konnte  auf  die 
Gerichte  nur  in  so  fern  Bezug  haben,  als  es  die  Art  der  Ab- 
stimmung änderte.    Mit  den  Verbrechen,   welche  zur  Anklage 


a)  Flut.  Mar.  c   5    Sorepov  o'  o'i   TioXXtjj   axpaTTjyfav   (ACTeXdtuv   6\lfoy 
£$^7)oev  ixireoetv,  lajato^  hk  h^vtiuv  dvaYOpeudctc  S^xr^v  loye  ScxaofAOu. 

b)  Oic.  de  leg.  III,  17,  38  Pontes  etiam  lex  Maria  fedt  aogastos. 
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kamen,  hatte  es  nichts  zu  thon:  Marias  hatte  nur  die  Absicht, 
die  Macht  der  Vornehmen,  welche  durch  ihr  Erscheinen  und  Zu- 
reden Einfluss  auf  die  Stimmenden  zu  üben  suctiten,  zu  brechen. 
Das  sagt  Flutarch  ausdrücklich*):  einen  auf  die  Gerichte  selbst 
bezüglichen  lohalt  desselben,  der  bei  weitem  wichtiger  gewesen 
wäre,  würde  er  nicht  haben  verschweigen  können.  An  sich  ist 
es  nicht  wahrscheinlich,  dass  unmittelbar  nach  C.  Gracchus  ein 
Gesetz,  welches  die  Macht  der  Senatspartei  noch  mehr  ver- 
ringerte, gegeben  worden  ist.  Dieselbe  hatte  durch  Gracchus^ 
überstürzende  Massregeln  die  Oberhand  gewonnen :  selbst  C.  üpi- 
mius,  der  offenbar  gegen  die  Gracchischen  Gesetze  gefehlt  und 
C.  Gracchus  getödtet  hatte,  wurde  im  Jahre  120  v.  Chr.  frei- 
gesprochen. Die  Macht  des  Senates  wuchs  trotz  der  ihm  durch 
die  Sempronischen  Massregeln  auferlegten  Unterordnung  unter 
den  Ritterstand  fort,  bis  ihr  durch  den  Manilischen  Vorschlag, 
welcher  neue  Untersuchungen  wegen  Bestechungen  anordnete,  ein 
weiterer  Schlag  bereitet  wurde. 

Man  kommt  zu  der  Folgerung,  dass  das  Sempronische  Richter- 
gesetz selber  eine  Bestimmung  über  Amtserschleichung  enthalten 
hat  Das  Gedächtniss  an  sie  ist  verloren  gegangen ,  weil  erst 
das  spätere  Calpumische  Gesetz  eben  diesen  Gegenstand  aus- 
führlich behandelte  und  an  dieses  schlössen  sich  die  weiteren 
Anordnungen  an.  Die  Schriftsteller  aber  erwähnen  die  Bestim- 
mungen über  Amtserschleichung  nicht  besonders,  weil  sie  nach 
Rdmiscfaer  Auffassung  mit  denen  über  Bestechungen  und  Er- 
pressungen zusammenhängen,  auch  in  dem  Gesetze  mit  ihnen 
verbanden  waren.  Diese  Auffassung  ist  von  der  unsrigen  ver- 
schieden, herrschte  auch  nicht  mehr  allgemein  zu  der  Zeit,  als 
sich  durch  das  Calpumische  Gesetz  der  besondere  Begriff  der 
Amtserschleichung  gebildet  hatte.  Indess ,  dass  sie  dem  älteren 
Römischen  Rechte  geläufig  war,  ergiebt  sich^)  aus  den  zwölf 
Tafeln  und  noch  Cicero  in  seinem  kurzen  Entwürfe  einer  der 
älteren  Römischen  nachgebildeten  Staatsverfassung  bedient  sich 


a)  Plat.  Mar.  4  2v  8i  t^  ^^H-^PX^?  vdfAOv  Tivd  icepl  <)/rj<po(pop{ac  ypacpovToc 
a^iToO,  SoxouvTa  Ttuv  (uvaTcuv  d^atpcloi^ai  ttjv  iccpl  xdc  xp{oc(c  {o'j^6v  u.  B.  w. 

b)  Mao  sehe  Band  1,  1,  386. 
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ihrer.  Wahrscheinlich  enthielt  selbst  das  149  v.  Chr.  gegebene 
Galpumische  Gesetz  über  Erpressungen  eine  auf  Amtserschleichung 
bezügliche  Bestimmung,  welche  von  dort  in  das  Sempronische 
überging.  Jedenfalls  musste  dieses  sie  enthalten,  wenn  es  alle 
Amtsverbrecben  umfassen  und  den  Rittern  zur  Entscheidung 
überweisen  wollte. 

Das  Sempronische  Gesetz,  welchem  man  bisher  nur  Anord- 
nungen über  den  Richterstand,  wohl  auch  über  das  gerichtliche 
Verfahren  zuschrieb,  enthielt  demnach  viel  mehr.  Es  gab  min- 
destens drei  auf  Verbrechen  selbst  bezügliche  Bestimmungen. 
Erstens  enthielt  es  das  Verbot  von  Erpressung,  zweitens  haben 
wir  ihm  zugewiesen  die  Bestrafung  ungerechten  Urtheils,  drittens 
die  der  Amtserschleichung.  Von  diesen  drei  Bestimmungen  ist 
die  wichtigste  und  mit  den  härtesten  Strafen  bedrohte  die  mitt- 
lere, sie  ist  dem  Wortlaute  nach  überliefert.  Es  heisst,  wenn 
ein  Senator  dazu  beiträgt,  dass  Jemand  in  einem  öiFentlichen 
Gerichte  fälschlich  verurtheilt  werde,  so  soll  derselbe  wegen  eines 
Capitalverbrechens  vor  Gericht  gestellt  werden.  Unter  einem 
Öffentlichen  Gerichte  wird  ein  Griminalgericht  verstanden.  Wo 
es  sieh  um  Ungerechtigkeit  in  einem  Civilprocesse  handelte,  hätte 
gegen  den  Beamten  nur  eine  Untersuchung  über  Betrug,  über 
Erpressung  stattgefunden;  dagegen  wo  ein  Unschuldiger  verur- 
theilt worden  war ,  musste  billiger  Weise  eine  Gapitalstrafe  ein- 
treten: in  den  alten  Römischen  Gesetzen  war  sie  sogar  für  jeden 
ungerechten  Richterspruch  bestimmt  gewesen.*)  Dabei  macht 
es  keinen  Unterschied,  ob  der  ungerecht  Verurtheilte  Römischer 
Bürger  ist  oder  nicht :  es  heisst  allgemein,  sobald  irgend  Jemand 
ungerecht  verurtheilt  wäre,  solle  den  Beamten  Gapitalstrafe 
treffen,  und  diese  Allgemeinheit  des  Ausdrucks  und  der  Auf- 
fassung ging  von  dem  Sempronischen  Gesetze  in  das  Gornelische, 
sowie  in  die  spätere  Gesetzgebung  über.  Diese  Bestimmung  war 
also  eben  so  wohl  gegen  die  Beamten  in  der  Stadt,  wie  gegen 
die  in  den  Provinzen  gerichtet,  und  war  dies  hierbei  der  Fall, 
80  kann  kaum  ein  Zweifel  sein,  dass  auch  das  Verbot  von  Er- 
pressung auf  gleiche  Weise  zu  Gunsten  der  Römischen  Bürger, 


a)  Man  sehe  Band  I,  1,  385. 
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wie  der  BcmdesgeDOSsen  abgefasst  war.  Es  bestätigt  sich  for 
das  Sempronische  Gesetz,  was  wir*")  för  das  Galpurniscbe  nach- 
gewiesen haben.  Ebenso  bestätigt  sich,  was  wir  als  Ergebniss 
der  ans  überlieferten  Berichte  über  das  Sempronische  Gesetz 
gefdnden  haben  ^)9  dass  nämlich  nach  demselben  die  Gerichts- 
barkeit zwischen  dem  Senate  und  dem  Ritterstande  getheilt 
wurde,  dass  der  erstere  alle  ihm  vor  dem  Galpumischen  Er- 
pressungsgesetze zustehende  Rechtspflege  über  die  Staatsange- 
hörigen beibehielt.  Allen  Beamten,  die  senatorischen  Standes 
waren,  drohte  Gracchus  mit  den  schwersten  Strafen  für  jede 
Ungerechtigkeit  bei  einem  Griminalurtheile.  Folglich  behielten 
sie  die  Griminalgerichtsbarkeit  Man  glaubte  <^),  es  hätten  sich 
alimälig  mehrere  stehende  Gerichtshöfe  über  die  gewöhnlichen 
Criminalverbrechen  gebildet  und  nahm  z.  B.  eine  solche  quaeetio 
perpetua  über  Mord  an.  Diese  Annahme  erweist  sich  durch  die 
Worte  des  Sempronischen  Gesetzes  selber  als  unrichtig.  Die 
CrimiDalgerichtsbarkeit  muss  dem  Senatorenstande  verblieben 
sein,  wenn  Gracchus  es  für  nöthig  erachtete,  zur  Ueberwachung 
derselben  ein  so  strenges  und  umfangreiches  Gesetz  zu  erlassen. 
Denn  der  Wortlaut  desselben  war  so,  dass  alle  Unregel- 
mässigkeiten in  der  Rechtsprechung  umfasst  wurden.  Cicero 
selbst  spricht  sich  darüber  aus :  „Li  dem  Gesetze  heisst  es :  Wer 
Zusammen  getreten  ist:  Ihr  seht,  welch  weiten  Umfang  dies 
bat  Uebereingekommen  ist:  ist  eben  so  schwankend  und  un- 
bestimmt Uebereingestimmt  hat.  Dies  ist  ebenso  unbestimmt, 
iu  höherem  Grade  noch  unklar  und  dunkel.''"*)  Gracchus  hat 
diese  vieldeutigen  Ausdrücke  mit  Absicht  gewählt,  um  alle  mög- 
lichen Ungerechtigkeiten,  mochten  dieselben  mit  Bestechung  vei^ 
bnnden  sein  oder  nicht,  zu  umfassen.  Er  hat  seine  Absicht  er- 
reidit   Die  spätere  Gesetzgebung  fand  in  dieser  Beziehung  nichts 


a)  S.  oben  S.  49. 

b)  S.  oben  S.  67. 

c)  S.  oben  S.  55. 

d)  Gic.  p.  Ciuent.  57,  157  Qua  in  lege  est  qui  coierit,  quod  quam 
to  pateat,  videtis:  convenerit,  aeque  incertum  et  infinitum  est:  con- 
^enserit;  hoc  vero  cum  infinitom,  tumobscurom  etoccultum:  falsumve 
testimonium  dixerit. 
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hinzuznffigen  und  gab  die  Erklärung,  jeder  Beamte,  der  um  den 
Tod  eines  Menschen  herbeizuführen,  etwas  Ungesetzliches  ge- 
gethan  hätte,  falle  selbst  in  die  Strafe  des  Mordes.»)  Auffallend 
für  uns  ist,  dass  bei  einem  Beamten  auch  die  Ablegung  von 
falschem  Zeugniss,  sobald  es  zur  Verurtheilung  Jemandes  fuhrt, 
so  hart  geahndet  wird,  während  eben  dasselbe  Verbrechen  bei 
Privatpersonen  mit  keiner  gerichtlichen  Strafe  belegt  wird.  Es 
scheint  indessen,  dass  der  Ausdruck  des  Sempronischen  Gesetzes 
von  Cicero  gekürzt  oder  vielmehr  unvollständig  angegeben  wird. 
Allerdings  kam  in  demselben  auch  das  Ablegen  von  falschem 
Zeugniss  selbst  vor.  Denn  Cicero  stellt  ihm  die  Zeugenaussagen 
der  Römischen  Plebs,  welche  durch  das  Gesetz  nicht  gebunden 
wurde,  gegenüber^);  indessen  die  Hauptsache  bestand  in  dem 
Verbote,  Andere  zum  falschen  Zeugniss  zu  verleiten,  wie  sich 
aus  der  Erklärung  dieser  Worte  in  den  Digesten  ergiebt*') 

Wie  die  Bestimmung  über  das  Verbot  von  Bestechung  und 
Erpressung  abgefasst  war,  wissen  wir  nicht:  wahrscheinlich 
schloss  sich  Gracchus  an  das  frühere  Calpurnische  Gesetz,  wel- 
ches diesen  Punkt  zum  besonderen  Gegenstand  genommen  hatte, 
an.  %Wahrscheinlich  war  auch  die  Strafe  dieselbe,  d.  h.  ein- 
facher Schadenersatz:  erst  in  einem  späteren  Gesetze  scheint 
weitere  Strafe  an  Geld  und  Ehre  eingeführt  worden  zu  sein. 
Aber  freilich  musste  sich  dann  herausstellen,  dass  die  Erpressung 
nicht  mit  andern  Verbrechen  verbunden  war:  sonst  konnte  eine 
höhere  Strafe  eintreten.  Am  wenigsten  entwickelt  war  in  dem 
Gesetze  der  Begriff  der  unrechtmässigen  Bewerbung:  er  wurde 
erst  durch  das  spätere  Calpurnische  Gesetz  festgestellt.  Es 
konnte  nichts  Ungesetzliches  von  einem  senatorischen  Beamten 
geschehen,  das  nicht  fortan  vor  den  Rittern  zur  Anklage  und 
Entscheidung  kommen  konnte  und  wahrscheinlich  enthielt  das 


a)  ülpian.  1.  4  Dig.  ad  legem  Corncl.  (XLVlll,  8):  Lege  Cornelia  de 
sicariis  tenetur,  qui  cum  in  magistrata  esset,  eorom  quid  fecerit  contra 
hominb  necem,  quod  legibus  permissum  non  sii 

b)  Gic.  p.  Giuent  57,  157. 

c)  Marcian.  1.  1  Dig.  ad  leg.  Gern.  (XL VIII,  8)  quive  cum  magistra- 
tos  esset  publicove  iudicio  praeesset,  operam  dedisset,  quo  quis  fiedsum  in- 
dicium  profiteretur,  ut  quis  innocens  conveniretnr,  condemnaretur. 
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Sempronische  Gesetz  deshalb  noch  andere  Bestimmungen,  nament- 
lich solche,  welche  Geldstrafen  verhängten.  Darin  bestand  der 
politische  Fortschritt  von  C.  Gracchus'  Gesetz.  In  den  früheren 
Zeiten  hatte  es  zwar  schon  Amtsverbrechen  gegeben;  aber  ihre 
Entscheidung  fiel  dem  gewöhnlichen  Gerichte  anheim:  die  in 
Folge  des  Calpurnischen  Gesetzes  gegründeten  Senatsansschüsse 
sind  kaum  als  Gerichtshöfe  im  eigentlichen  Sinne  aufeufassen. 
Gracchus  schuf  einen  besonderen,  nur  für  Amtsverbrechen  be- 
stimmten Gerichtshof,  welcher  durch  stetige  ControUe  der  Ver- 
waltung anfangs  ohne  Zweifel  viel  Gutes  wirkte ,  aber  allmälig, 
darch  politische  Leidenschaft  und  Habsucht  verfahrt,  ausartete. 
Der  weitere  Fortschritt  in  der  Entwickelung  besteht  darin,  dass 
der  Begriff  der  Amtsverbrechen  zwar  beibehalten ,  aber  mit  dem 
der  übrigen  Verbrechen  in  Verbindung  gesetzt  wird. 


Sechstes  Capitel. 

C.  Gncclittfl  machte  die  Geschworenen  zu  Stellvertretern  der  Yolksge- 
Milde  ud  gab  ihnen  die  Beftegniss  zn  strafen:  sie  selbst  sind  nnver- 
tttwortlich.  Entstehung  des  Ritterstandes  ans  den  Richtern :  welAe  Be- 
^iiging  Gracehns  ftr  die  Wahl  dazu  anfistellte.  Die  von  ihm  selbst 
ugefertlgte  lichterliste  ist  eine  danemde,  nicht  eine  Jährliche.  Die 
Tersitzenden  der  Schwurgerichte.  Zahl  der  Pr&toren  and  der  Provinzen, 
nrllngerte  Amtsdaner  der  Pr&toren.  C.  Gracchns'  Gesetz  über  die  con- 
silarischen  und  pr&terlschen  Provinzen.  Schwanken  in  dem  Amte  der 
Mtir:  ein,  später  zwei  Pr&toren  ansscbliesslich  fl&r  die  Schwurgerichte 
tetunmt  Anzahl  und  Auswahl  der  Geschworenen  Ar  den  einzelnen 
Fncess.  Beamte  und  Senatoren  werden  von  dem  Sempronischen  Gesetze 
betroffen,   die  ersteren  nur  nach  AbUof  ihres  Amtes.    Politische  und 

rechtliche  Folgen  des  Gesetzes. 

in  dem  Sempronischen  Richtergesetze  lag  eine  grosse  Umän- 
derung der  Verfassung,  auch  der  Keim  zu  einem  peinlichen  Ver- 
fahren, der,  als  die  politische  Leidenschaft  unterdrücict  war,  eine 
neue  Art  der  Rechtspflege  liervorbrachte.  Als  G.  Gracchus  die 
ControUe  der  Staatsverwaltung  dem  Senate  entzog,  hätte  er  sie 
ohne  Zweifel  am  liebsten  der  Volksgemeinde  übertragen.  Denn 
d^luu  ging  sein  sonstiges  Streben.  Die  Ackergesetze  hatte  er 
in  Tributcomitien  gegeben,  ebenso  ein  Getreidegesetz,  ein  Gesetz 
m  6 
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über  die  Anlage  von  Strassen:  kurz  die  gesetzgebende  Gewalt 
hatte  die  Plebs  durch  seine  Vermittelung  in  einem  so  hohen 
Grade,  wie  nie  zuvor,  geübt.  Auch  die  höchste  richterliche  Ent- 
scheidung über  das  Leben  Römischer  Bürger  hatte  Gracchus  durch 
ein  von  Neuem  verschärftes  Gesetz  der  Volksversammlung  vor- 
behalten.») Während  er  die  Durchfuhrung  seines  Richtergesetzes 
betrieb,  heisst  es,  zeigte  er  in  vielfacher  Hinsicht,  dass  es  seine 
Absicht  sei,  den  Schwerpunkt  der  Verfassung  in  das  Volk  zu 
legen.  Früher  pflegten  die  Tribunen  bei  ihren  Reden  auf  dem 
Markte  sich  nach  der  Seite  des  Senates  zu  wenden,  von  jetzt 
an  wendete  er  und  die  Späteren  nach  ihm  sich  nach  ausserhalb 
zum  Markte:  darin  sollte  die  Andeutung  liegen,  dass  die  Lei- 
tung des  Staates  dem  Volke  und  nicht  dem  Senate  gehöre.**) 
Indessen  dass  die  Volksversammlung  über  die  Verwaltung  keine 
stehende  Controlle  ausüben,  dass  sie  nicht  Leichtigkeit  der  Be- 
schwerde und  Gleichmässigkeit  der  Entscheidung  darbieten 
konnte,  erkannte  Gracchus  wohl.  Nur  auf  die  Berufung  von 
Beamten  durfte  sie  handeln,  auch  die  Volkstribunen  waren  Se- 
natoren und  meist  im  senatorischen  Interesse:  schon  dies  musste 
gegen  sie  sprechen.  Er  kam  also  natürlicher  Weise  auf  die 
Idee,  wie  bis  dahin  ein  Ausschuss  des  Senates  die  Beschwerden 
gegen  die  Beamten  entschieden  hatte,  so  fortan  einem  Ausschusse 
des  Volkes  als  Richtern  das,  was  das  Volk  selbst  nicht  thun 
konnte,  zu  übertragen.  Er  konnte  dabei,  weil  ein  Gegensatz 
gegen  den  ganzen  Senatorenstand  geschaffen  war,  zugleich  den 
Kreis  derjenigen,  über  welche  Beschwerde  gefuhrt  werden  durfte, 
erweitern. 

Gracchus  schuf  also  zuerst  die  Geschwornengerichte  als 
Vertreter  der  Volksgemeinde:  deren  Befugniss  konnte  mithin 
eine  viel  grössere  sein  als  es  die  der  früheren  Richter  gewesen 
war.  Jene,  die  den  Senat  vertraten  und  von  ihm  gewählt  waren, 
durften  nicht  weiter  gehen  als  die  Befugniss  des  Senats  selbst 
reichte,  d.  h.  sie  konnten  nur  auf  Wiedererstattung  des  unge- 
setzlich Geraubten,  auf  Gutmachen  des  verübten  Unrechtes  er- 


a)  Man  sehe  Band  I,  2,  70. 

b)  Mau  sehe  Plut  C.  Gracch.  5. 
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kennen.  Fortan  konnten  die  Richter  nicht  allein  das  Geraubte 
wiedei^eben,  sondern  auch  die  Uebelthäter  strafen:  dass  dies 
geschehen,  dafar  haben  wir  die  Beweise  angefahrt,  dafar  besitzen 
wir  auch  das  ausdrückliche  Zeugniss  Appians.  Er  sagt*):  „die 
Befdgniss  der  Ritter,  dass  sie  Richter  waren  für  die  Römer,  für 
alle  Italiker,  auch  für  die  Senatoren  selbst,  und  zwar  bis  zu 
jedem  Grade,  sowohl  zu  Geldstrafe,  als  auch  zu  Ehrlosigkeit 
und  Verbannung,  erhob  die  Ritter  und  erniedrigte  die  Senatoren.'' 
Es  ist  auffallend,  dass  Appian  bei  der  Aufzählung  derjenigen, 
für  welche  die  Ritter  ihr  Richteramt  erhielten,  gerade  diejenigen 
auslfisst,  zu  deren  Gunsten  zuerst  das  Calpurnische,  dann  das 
Sempronische  Gesetz  hauptsächlich  erlassen  war,  nämlich  die 
Bewohner  der  Provinzen.  Dass  sie  in  demselben  inbegriffen  wa- 
ren, ist  kein  Zweifel:  auch  kann  man  nichts  anfuhren,  worin 
der  grössere  Theil  Italiens,  das  bis  in  späte  Zeiten  der  Republik 
als  Provinz  behandelt  wurde,  besser  oder  schlechter  gestellt  ge- 
wesen wäre  als  die  Provinzen.  Wahrscheinlich  will  Appian  nur 
diejenigen  nennen,  welche  die  grösste  Macht  im  Staate  hatten, 
und  diese  besassen  die  Italiker,  weil  sie  dem  Mittelpunkte  des 
Reiches  näher  waren,  in  höherem  Grade  als  die  Provinzen. 
Auch  die  Senatoren  selbst  hatten  ihre  Gerichtsbarkeit  vor  den 
Rittern :  auch  wenn  sie  sich  von  den  Beamten  beschwert  fühlten, 
mossten  sie  ihre  Klagen  bei  dem  neuen  Gerichtshofe  anbringen. 
Etwas  ungenau  ist  Appians  Ausdruck,  bis  zu  jedem  Masse 
hätten  die  Ritter  erkennen  dürfen.  Er  nennt  selbst  als  höchste 
Strafe  die  Verbannung  und  weiter  ging  die  B^fugniss  Römischer 
Geschworenen  niemals:  die  wirkliche  Hinrichtung  haben  sie  nie 
als  Strafe  aussprechen  dürfen. 

Erst  von  jetzt  an  kann  man  von  eigentlichen  Geschworenen 
im  Römischen  Gerichtswesen  reden:  ü.  Gracchus  in  seinem 
Streben,  die  Macht  des  Senates  zu  brechen,  ist  ihr  Schöpfer, 
und  politische  Rücksichten,  nicht  das  Streben  nach  Verbesseining 
der  Gerichte,  haben  sie  geschaffen.  Die  neuen  Richter,  welche 
die  ControUe  der  Staatsverwaltung  fahren  sollten,  wurden  selber 
keifier  Verantwortlichkeit  unterworfen.     Wer  die  Controlle  im 


a)  S.  die  oben  S.  70  angeführte  Stelle. 
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Staate  fahren  soll,  muss  selber  von  der  Verantwortlichkeit  frei 
sein:  sonst  entsteht  eine  Kette  von  ControUireuden ,  die  kein 
Ende  hat.  Als  in  dem  Streite  der  Patricier  und  Plebejer  die 
Volkstribunen  geschaffen  wurden,  die  von  Anfang  an  eine  Auf- 
sicht über  den  Senat  führten  und  später  in  jeder  Beziehung  die 
im  Namen  des  Volkes  controllirende  Behörde  darstellten,  wurden 
sie  in  dieser  ihrer  Oberaufsicht  unverantwortlich.»)  Zur  Zeit 
von  Gracchus  war  der  Gegensatz  zwischen  Tribunen  und  Sena- 
toren dadurch,  dass  beide  ein  und  demselben  Stande  angehörten 
und  im  Ganzen  aus  eben  denselben  Familien  gewählt  wurden, 
verwischt:  Gracchus  selbst  musste  den  Ueberlieferungen  seiner 
Familie  und  seinen  verwandtschaftlichen  Verbindungen  entsagen, 
um  in  seinem  Widerspruche  gegen  den  Senat  verharren  zu  kön- 
nen. Es  war  an  der  Zeit,  dass  eine  neue  controllirende  Be- 
hörde geschaffen  wurde,  und  diese  musste  ihrer  Natur  nach  in 
ihrer  Aufsichtsfuhrung  unverantwortlich  sein.  Diesen  Erwägun- 
gen konnte  sich  G.  Gracchus  nicht  entziehen:  sie  waren  der 
Grund,  weshalb  er,  während  er  die  schärfsten  Gesetze  gegen 
alle  Ungerechtigkeit  der  senatorischen  Beamten  aufstellte,  keine 
ähnliche  Bestimmung  gegen  den  neuen  Richterstand,  die  Ritter, 
erliess:  sie  sollten  nur  durch  die  gewöhnlichen,  für  jeden  Rö- 
mischen Bürger  gültigen  Gesetze  gebunden  sein.  Die  Ritter 
gingen,  wie  Appian  bemerkt^),  weiter:  sie  machten  sich  that- 
sächlich  auch  von  den  gewöhnlichen  Gerichten  frei,  indem  sie 
theils  mit  Gewalt,  theils  durch  gegenseitig  sich  gewährte  Unter- 
stützung jedes  Urtheil  über  ihre  Entscheidungen  hinderten.  Da- 
mit riefen  sie  die  späteren  Kämpfe  um  das  Richtergesetz  hervor. 
Eioen  Ritterstand,  heisst  es""),  habe  es  vor  Gracchus  nicht 
gegeben :  er  zuerst  habe  ihn  zur  Schmach  des  Senates  geschaffen, 
und  zwar  dadurch,  dass  er  aus  ihm  die  Geschworenen  entnahm. 
Vorher  bildeten  die  Ritter  eine  veränderliche  Dienstclasse,  in 


a)  Man  sehe  Band  I,  1,  196. 

b)  Siehe  die  oben  S.  71  angefahrte  Stelle. 

c)  Plin.  nat  hist  XXXIII,  34  ladicum  aatem  appellatione  separare 
eum  (eqaestrem)  ordinem  primi  omniam  institaere  Gracchi  discordi  popu- 
laritate  in  contumeliam  senatus.  Er  nennt  beide  Gracchen,  weil  schon  Ti- 
berius  das  Richtergesetz  hatte  einbringen  wollen. 
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welche  man  eintrat  und  aus  der  man  nach  einiger  Zeit  wieder 
austrat^)    Daraus  folgt,  dass  G.  Gracchas  den  Ausdruck  Ritter 
in  seinem  Gesetze  nicht  anwandte.    Er  führte  nur  diejenigen 
Merkmale  an,  die  zum  späteren  Ritterstande  gehörten.    Indem 
er  die  Missbräuche  der  Regierung  abschaffen  und  für  die  Zu* 
konft  verhüten  wollte,  musste  er  einen  unabhängigen  Richter- 
stand zu  schaffen  suchen.    Dazu  gehörte  erstens,  dass  derselbe 
nicht  mit  dem  regierenden  Stande,  den  Senatoren,  verknüpft  sein 
durfte,  zweitens   dass  er  durch  genügendes  Vermögen  vor  den 
Einflüssen  der  Mächtigen  gesichert  war.    Denn  wie  viel  diese 
im  Staate    bei  der  Masse  der  besitzlosen  Bürger  vermochten, 
zeigte  sich    schon  zu  der  Gracchen  Zeit  augenfällig,  und  der 
Grundsatz,  den  Gicero*)  einmal  in  Betreff  der  Richter  ausspricht, 
man  müsse  bei  ihnen  einerseits  auf  Vermögen,  andererseits  auf 
Würdigkeit   sehen,    galt  schon  damals.    Das  Erstere  erreichte 
er  dadurch,    dass   er   alle  diejenigen,    welche  im   Senate  wa- 
ren oder  gewesen  waren,  auch  ihre  Söhne,  Brüder,  Väter,  fer- 
ner alle  diejenigen,  welche  die  kleineren  Staatsämter,  zu  denen 
nicht  senatorischer  Rang  gehörte,  bekleideten,  von  dem  Richter- 
stande ausschloss,  das  zweite  wahrscheinlich  durch  den  Ansatz 
des   auch    sonst  zum   Ritterdienste    befähigenden    Gensus    von 
^UXXXK)  Sesterzen.    Dazu  fagte  er  einige  andere  Bestimmungen, 
welche  die  Würdigkeit,  das  Alter  und  den  Wohnsitz  der  neuen 
Richter  betrafen.    Es  müssen  im  Wesentlichen,  wahrscheinlich 
ganz  und  gar,  eben  dieselben  gewesen  sein ,  welche  uns  in  den 
Bruchstücken   eines  nicht  lange  nach  dem  Sempronischen  gege- 
benen Gesetzes    über    die  Geschwornengerichte  entgegentreten. 
Denn  der  Ritterstand  soll,  einem  ausdrücklichen  Zeugnisse  zu- 
folge^),  etwa  fünfzig  Jahre,  d.  h.  bis  auf  Sulla  im  Besitze  der 
Gerichte  geblieben  sein. 

Plutarchs  Nachricht  über  das  Sempronische  Richtergesetz 
geht  dahin  ^},  es  seien  dreihundert  Ritter  zu  den  dreihundert  da- 
nuüs  vorhandenen  Senatoren   hinzu  erwählt  und  diesen  sechs- 


a)  Gic  Phil.  1 ,  8 ,  20  in  iudice  enim  spectari  et  fortana  debet  et 
digDitas. 

b)  S.  oben  S.  57. 

c)  S.  die  Stellen  oben  S.  59. 
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hundert  die  Gerichte  gemeinschaftlich  übertragen  worden.  Dies 
bedeutet,  die  dreihundert  Senatoren  sollten  die  bisher  üblichen 
Gerichte  weiterführen,  die  dreihundert  Ritter  die  neu  begründeten 
Gerichte  erhalten  und  in  ihnen  die  Controlle  über  die  Sena- 
toren und  die  gesammte  Staatsverwaltung  üben.  Plutarchs  Aus- 
druck und  Anschauungsweise  hat  etwas  Eigenthümliches.  Es 
sollen  die  Ritter  zu  den  Senatoren  hinzugewählt,  oder,  wie  es 
an  einer  anderen  Stelle  heisst,  mit  ihnen  vermischt  worden 
sein:  es  muss  also  eine  gewisse  Aehnlichkeit  zwischen  den  Se- 
natoren und  den  Rittern  bestanden,  ein  besonderes  Verhältnis» 
Veranlassung  zu  jenem  Ausdrucke  gegeben  haben.  Denn  er  steht 
nicht  allein  bei  Plutarch,  sondern  wird  auch  bei  späteren 
Gesetzentwürfen  angewendet.  Dazu  kommt,  dass  sich  in  Folge 
von  Gracchus^  Gesetz  ein  Stand  der  Ritter  gebildet  haben  soll: 
auch  dies  muss  seinen  Grund  in  einer  eigenthümlichen  Einrich- 
tung der  Gerichte  gehabt  haben. 

Wir  knüpfen  an  das  frühere  Galpurnische  Gesetz  an:  Gracchus 
nahm  an  ihm  nur  die  für  seinen  Zweck  nothwendigen  Aende- 
rungen  vor.  Nach  jenem  wurden  aus  dem  Senatorenstande  für 
jeden  einzelnen  Fall  die  Richter  gewählt.  Gracchus  führte  an 
ihrer  Stelle  die  Ritter  ein  und  wenn  man  dem  Verfahren  spä- 
terer Gesetze  folgt,  müsste  man  sagen,  er  habe  bestimmt,  dass 
jährlich  eine  Richterliste  aus  den  fortan  dazu  befähigten  Per- 
sonen aufgestellt  und  dann  aus  dieser  die  Richter  des  einzelnen 
Falles  entnommen  wurden.  Indessen  er  konnte  auch  ein  und 
für  alle  Mal  eine  Richterliste  aufstellen  und  bestimmen,  es  soll- 
ten aus  ihr  nicht  für  ein  Jahr,  sondern  für  alle  Jahre  die  nöthi- 
gen  Richter  erwählt  werden.  Bestimmte  Nachrichten  über  diesen 
Punkt  haben  wir  nicht,  aber  die  mittelbar  gegebenen  Andeutun- 
gen sind  dafür  entscheidend,  dass  er  das  letztere  Verfahren  ein- 
schlug und  ein  für  alle  Mal,  nicht  für  ein  Jahr  die  Richterliste 
festsetzen  Hess.  Erstens  schloss  er  sich  auf  diese  Weise  genau 
an  das  zuletzt  vorhergehende  Gesetz  von  Calpurnins  Piso  an 
und  dies  ist  bei  dem  stufenweisen  Fortschritte,  den  die  Ent- 
wickelimg  des  Römischen  Criminalprocesses  nahm,  von  nicht 
unbedeutendem  Gewichte.  Sodann  erklärt  sich  so  Plutarchs  Aus- 
druck  und  die  Anschauungsweise  von  einer   Vermischung  des 
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Senates  und  der  Ritter  vollständig.    Bis  dabin  hatte  es  nur  eine 
einzige,  für  alle  Fälle  gültige,  Richterliste  gegeben  und  zwar 
ans  dem  Senatorenstande.    Gracchus  stellte  eine  neue  Richter- 
liste  auf,  die  aus  zwei  Tbeilen  bestand.    Der  eine  Theil  enthielt 
die  Senatoren,  der  zweite  die  Ritter:  jener  sollte  die  bisherigen 
Proeesse  behalten,  der  zweite  die  neuen  Processe  über  Amts- 
verbrecben  entscheiden.    Piutarchs  Redeweise  ist  gerechtfertigt 
and  doch  bestehen  dabei  die  übrigen  Nachrichten,  Gracchus  habe 
die  Schwurgerichte  an  die  Ritter  übertragen,  als  richtig.   Ferner, 
Gracchus  soll  zuerst  den  Ritterstand  begründet  haben,  nach  ihm 
Cicero  während   seines  Consulates.*)     Möglich  war  dies  auch, 
wenn  jährlich  eine  andere  Richterliste  aus  nicht- senatorischen 
Personen  eines  bestimmten  Vermögens  aufgestellt  wurde,  aber 
langsamer  und  schwerer;  dagegen  unmittelbar  bildete  sich  ein 
neaer  Stand ,  wenn  eine  für  alle  Jahre  gültige  Liste  geschaffen 
ODd  ein  und  denselben  Personen  für  immer  das  Richteramt  über- 
tragen wurde.     Endlich,    wenn   eine  jährliche  Aufstellung  der 
Ricbterliste  stattfand,  musste  das  Aufstellen  durch  das  Sempro- 
nische  Gesetz  einem  bestimmten  Beamten  aufgetragen  werden, 
gaoz  so  wie  es  in  den  Bruchstücken  des  Acilischen  Richterge- 
setzes geschieht    Dies  war  indessen  nicht  der  Fall.    Plutarch^) 
erzählt,  als  das  Volk  an  C.  Gracchus  in  Folge  seines  Gesetzes 
die  Macht  übertragen  hätte,  die  Richtenden  auszuwählen,  hätte 
er  dadurch  die  Macht  eines  Alleinherrschers  erhalten  und  selbst 
der  Senat  hätte  sich  bewogen  gefühlt,  auf  seine  Rathschläge  zu 
achten.     Dies    kann  nur  von  einer  dauernden  Ernennung  der 
Richter  verstanden  werden;  denn  eine  solche  auf  ein  Jahr  hätte 
ihm  vielleicht  einige  aus  dem  Senate,  aber  nicht  den  ganzen 
Senat  willföhrig  gemacht:  Alleinherrschaft  entstand  daraus  eben 
90  wenig,  wie  sie  später  der  Römische  Prätor  besass,  der  die 
jährliche  Richterliste  aufstellte.     Wählte  dagegen  Gracchus  die- 
jenigen aus,  welche  fortan  dauernd  das  Richteramt  fuhren  und 


a)  Plin.  nat.  hist  XXXIII,  34  an  der  oben  S.  84  angeführten  Stelle. 

b)  Plut  C.  Graccb.  6  'Ei«l  8*  oi   fxtJvov   W^Saxo  t6v   v^fxov   toütov  6 
'iT|{ioc,  iXXd    xaxe{vcf>   tou«  xp(vovTac  ix  tAv  litititov  ihm^t  xaTaX^^ai,    fxo- 
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die  ControUe  der  Staatsverwaltung  üben  sollten,  so  begreift  sich 
leicht  die  überwiegende  Macht,  welche  Gracchus  damit  erhielt, 
sowie  die  Willfährigkeit  des  Senates.  Mithin  wurden  ein  für 
alle  Mal  die  Richter  ernannt,  aus  denen  für  die  einzelnen  Fälle 
die  Richter  zu  nehmen  waren;  das  Gesetz  hatt«  bestimmt,  das 
Volk,  solle  denjenigen  erwählen,  der  die  Richterliste  festzustellen 
hätte,  und  nach  dem  Durchgehen  des  Gesetzes  erwählte  es  dazu 
C.  Gracchus. 

Die  Untersuchung  über  die  Vorsitzenden,  welche  die  neuen 
Schwurgerichtshöfe  über  Amtsverbrechen  zu  leiten  hatten,  bietet 
wegen  der  Mangelhaftigkeit  der  Ueberlieferung  grosse  Schwierig- 
keiten dar.  Nach  dem  Calpurnischen  Gesetze  war  es  ein  Prätor 
und  zwar,  wie  wir  vermutheten,  der  Fremdenprätor,  der  ausser- 
ordentlicher Weise  neben  seinen  übrigen  Beschäftigungen  die 
Leitung  der  über  Erpressung  einlaufenden  Klagen  hatte.  Nach 
dem  Sempronischen  Gesetze  waren  die  Geschäfte  des  Schwur- 
gerichtes nach  zwei  Seiten  hin  erweitert.  Erstens  umfassten 
sie  die  Vorverhandlungen  bis  zum  Fällen  des  Urtheils,  zweitens 
bezogen  sie  sich  auf  alle  Amtsverbrechen  und  die  Processe  wur- 
den so  häufig,  dass  sie  eine  ControUe  der  gesammten  Staats- 
verwaltung herbeiführten.  Sonach  waren  die  Geschäfte  des  neuen 
Richters  in  den  Schwurgerichten  bedeutend  vermehrt.  Dass  der- 
selbe aus  den  Prätoren  oder  den  mit  prätorischer  Macht  beklei- 
deten Beamten  genommen  wurde,  ist  nicht  zweifelhaft.  Denn  die 
Geschäfte  der  Consuln  waren  noch  mehr  gestiegen  und  ausser 
den  Prätoren  besass  kein  anderer  Beamte  die  zum  Herbeiführen 
und  Durchführen  eines  Urtheils  nöthige  fiefugniss.  Die  Geschäfte 
der  Prätoren  aber  waren  seit  dem  Calpurnischen  Gesetze  durch 
Vermehrung  der  Provinzen  sehr  gewachsen.  Es  gab  zu  C.  Gracchus' 
Zeit  sieben  ordentliche  auswärtige  Provinzen,  Sicilien,  Sardinien, 
die  zwei  Spanien,  Africa,  Macedonien,  Asien,  von  denen  zwar 
gelegentlich  eine  oder  die  andere  einem  Consul  übertragen  wurde, 
doch  traten  ausserordentliche,  durch  die  Kriege  veranlasste, 
Aemter  ein.  Der  Prätoren  gab  es  bis  auf  Sulla  sechs,  von  de- 
nen zwei  die  Gerichtsbarkeit  in  der  Stadt  verwalteten,  die  übri- 
gen Provinzen  erhielten.  Um  diese  Menge  von  Amtskreisen 
unter  die  geringe  Zahl  der  Prätoren  zu  vertbeilen,  half  man. sich 
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seit  alter  Zeit  durch  Verlängerung  der  Amtsgewalt  für  die  ausser- 
halb beschäftigten  Prätoren,   durch  sogenannte  Prorogation  des 
Imperiums.    Man  mochte  damit  ausreichen,  als  seit  dem  Calpur* 
nischen  Gesetze  die  Leitung  der  nicht  zahlreichen  Gerichte  über 
Erpressung  hinzukam :  seit  der  vermehrten  Thätigkeit  der  Schwur- 
gerichte war  dies  nicht  mehr  möglich.    Da  die  Zahl  der  Prä- 
toren bis  auf  Sulla  dieselbe  war,  bleibt  nur  übrig,  dass  man 
die  Amtszeit  derselben  verlängerte  und,  wie  es  in  der  Zeit  nach 
Sulla  gebräuchlich  war,  jeden  zuerst  in  der  Stadt,  dann  ausser- 
dem in  einer  auswärtigen  Provinz  dienen  liess,  so  dass  die  regel- 
mässige Amtszeit  fortan  zwei,  oft  mehr  Jahre  dauerte.^)    Die 
stufenweise  Entwickelung  musste  sein,  dass  zuerst  die  beiden  in 
der  Stadt  beschäftigten  Prätoren  nach  Ablauf  ihres  eigentlichen 
Amtsjahres  die  Verwaltung  einer  auswärtigen  Provinz  erhielten: 
seit  die  letzteren  regelmässig  zwei  Jahre  unter  demselben  Statt- 
halter zu  bleiben  pflegten,  bestand  anfangs  eine  unbillige  Un- 
gleicjibeit  zwischen  den  städtischen  Prätoren,  die  nur  ein  Jahr 
dienten,  und  denen  der  Provinzen,  die  zwei  Jahre  im  Amte  blie- 
ben.   Die  nächste  Stufe  war,  dass  man  nach  Bedürfniss  einen 
oder  mehrere  von  den  für  die  Provinzen   bestimmten  Prätoren 
zuerst  in  der  Stadt  behielt.    So  bereitete  sich  allmälig  das  Ver- 
hältniss  vor,  wie  es  zur  Sullanischen  Zeit  als  das  regelmässige 
erscheint 

Bald  nach  G.  Gracchus  findet  sich  das  erste  sichere  Bei- 
spiel, dass  ein  Prätor  zuerst  in  der  Stadt  sein  Amt  verwaltet 
und  nach  Ablauf  desselben  noch  die  Verwaltung  einer  Provinz 
erfaßt,  eine  Verbindung,  wie  sie  nach  dem  älteren  Römischen 
Staatsrechte  unmöglich  war.  C.  Marius,  der  Sieger  über  die 
Cimbem,  ärntete,  wie  Plutarch*)  erzählt,  während  seiner  Prätur 
im  Jahre  117  v.  Chr.  nur  geringes  Lob,  nach  der  Prätur  erlooste 
^  das  jenseitige  Spanien  und  machte  sich  verdient  durch  die 
Säuberung  seiner  Provinz  von  Räuberbanden.  Hier  ist  ein  bestimm- 
tes Zeugniss,  dass  das  Amt  in  der  Stadt  beendet  war,  als  eine 


a)  Plat  C.  Mar.  6  '£v  (i.iv  ouv  tig  orpaTr^Y^^  (leipftuc  iiraivo6f&evov  iau- 
T«i  xidipsi  X^aTT|p{o»v  t))v  iicap)^{av. 
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Verlängerung  desselben  in  der  Provinz  eintrat.  Es  liegt  nahe, 
diese  Veränderung  in  dem  prätorischen  Amte  mit  C.  Gracchus 
und  mit  seinem  Richtergesetze  zusammenzubringen.  Man  darf 
sogar  noch  weiter  gehen.  C.  Gracchus  soll  ein  Gesetz  gegeben 
haben,  welches  man  das  über  die  consularischen  Provinzen  nennt. 
Dieser  Name  wird  ihm  von  den  alten  Schriftstellern  nirgends 
beigelegt,  er  gründet  sich  nur  darauf,  dass  ein  Theil  desselben 
über  die  Consularprovinzen  handelte.  Wir  kennen  zwei  Be- 
stimmungen desselben.  Die  erste  war ,  der  Senat  solle  jährlich 
vor  der  Consulwahl  die  Provinzen  der  zu  erwählenden  Gonsoln 
festsetzen  und  die  Volkstribunen  sollten  gegen  diesen  Senatsbe- 
schluss  keinen  Einspruch  erheben  dürfen.*)  Die  Absicht  dieser 
Bestimmung  war,  die  Parteiungen  im  Senate  zu  verringern,  die, 
wenn  die  Vertheilung  nach  der  Consulwahl  geschah,  diese  nicht 
nach  der  Zweckmässigkeit,  sondern  nach  Gunst  vorzunehmen 
pflegten.^)  Deshalb  war  auch  hinzugefugt,  die  Volkstribunen 
sollten  diesen  Senatsbeschluss  nicht  durch  ihre  Einsprache  hin- 
dern. *»)  Sowohl  für  die  Beamten,  welche  den  Vorsitz  im  Senate 
zu  führen  pflegten,  als  auch  für  die  Tribunen  waren  Strafen 
ausgesprochen,  wenn  sie  gegen  das  Gesetz  handelten.  Die  zweite 
Bestimmung  bezog  sich  auf  die  Amtsdauer  der  Provinzialstatt- 
halter.  Als  56  v.  Chr.  in  Folge  derselben  über  die  Provinzen 
der  Consuln  im  Senate  berathen  wurde,  setzten  die  Freunde  Cä- 
sars  durch,  dass  demselben  Geld  zu  Sold  und  zehn  Legionen 
zuerkannt,  auch  angeordnet  wurde,  er  solle  nicht  nach  dem  Sem- 


a)  Cic.  de  dorn.  9,  24  Tu  provincias  consulares,  quas  C.  Gi-acchus, 
qui  uDus  raaxime  popularis  fiiit,  noD  modo  non  abstulit  a  senatu,  sed  etiam 
ut  necesse  esset  quotaDiiis  constitui  per  senatum,  lege  sanxit,  eas  lege  Sem- 
pronia  per  senatum  dccretas  rescidisti;  de  prov.  cons.  2,  3  Decernendae 
Dobis  sunt  lege  Sempronia  duae  (provinciae);  Sali.  lug.  27  Lege  Sempro- 
nia  provinciae  futuris  consulibus  Numidia  atque  Italia  decretae.  Bei 
Suet.  Caes.  19,  wo  es  sich  um  eben  dieselbe  Sache  handelt,  wird  nur  der 
Name  des  Gesetzes  nicht  hinzugefugt. 

b)  Cic.  de  prov.  cons.  7,  17  Faciam,  ijiquit,  illas  (provincias)  praeto- 
rias,  ut  Pisoni  et  Gabinio  succedatur  statim.  Si  hie  sinat:  tum  enim  tri- 
bunuB  intercedere  potent,  nunc  non  potest,  und  nachher  Nunquam  succe- 
detur  illis,  nisi  cum  ea  lege  referetur,  qua  intercedi  de  provinciis  non 
licebit. 
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pronischen  Gesetze  einen  Nachfolger  erhalten.^)  Die  ersten  ffinf 
Jalire  von  Cäsars  Oberbefehl  in  Gallien  liefen  am  1.  März  54 
ab^)  und  es  musste  damals  vom  Senate  festgesetzt  werden,  ob 
demselben  ein  Nachfolger  geschickt  werden  sollte  oder  nicht 
Mithin  bestimmte  Gracchas'  Gesetz,  es  sollte  kein  Statthalter 
länger  als  ihm  der  Oberbefehl  ertheilt  wäre,  in  seiner  Provinz 
bleiben,  aacb  wohl,  der  Senat  solle  zur  gehörigen  Zeit  fiber  die 
Sendung  eines  Nachfolgers  beschliessen. 

Dieses  Sempronische  Gesetz  kann  sich  nicht  auf  die  consu- 
larischen  Provinzen  allein  bezogen  haben.  £s  giebt  keine  Pro- 
vinzen, die  nothwendiger  Weise  prfttorisch  oder  consularisch  sind : 
jede  kann  es  unter  Umständen  sein,  indem  der  Senat  bestimmt, 
welches  für  ein  Jahr  consularische  Provinzen  sein  sollen,  erklärt 
er  von  selbst  die  übrigen  Provinzen  für  prätorische.  Wenn 
aber  bei  denen,  die  zufällig  consularisch  waren,  die  Amtsdauer 
genau  inne  gehalten  werden  musste,  giebt  es  keinen  denkbaren 
Grand  zu  der  Annahme,  man  sei  bei  denen,  welche  ebenso  zu* 
&Uig  prätorisch  waren,  weniger  streng  gewesen.  Mithin  bezog 
sich  das  Gesetz  auf  die  jährliche  Yertheilung  der  Provinzen  über- 
haupt und  bestimmte  einerseits  die  Pflichten  des  Senates  dabei, 
andererseits  schränkte  es  die  Gewalt  der  Statthalter  in  Zeit- 
gränzen  ein.  Dass  dieses  Gesetz,  oder,  nach  Lateinischem  Sprach- 
gebrauche,  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  ein  besonderes  Ge- 
setz bildeten,  und  als  solches  vom  Volke  angenommen  wurden, 
ist  nicht  wahrscheinlich,  schon  deshalb  nicht,  weil  wir  keine 
Kunde  von  einem  solchen  Gesetze  über  die  Provinzen  überliefert 
haben.  Auch  dass  es  ein  und  dasselbe  mit  dem  über  die  Pro- 
^  Asien,  von  dem  uns  erzählt  wird,  sei,  ißt  nicht  möglich. 
Das  Gesetz  über  Asien  bestimmte,  wie  aus  der  einzigen  Erwäh- 
nung desselben  erhellt^),  dass  die  Zölle  Asiens  in  Rom  von  den 


a)  Cic.  p  Balb.  27,  71  Idem  (senatus)  in  angastiis  aerarii  victorem 
exercitum  stipendio  affecit,  imperatori  (C.  Caesari)  decem  legatos  decrevit, 
1^^  Sempronia  succedendum  non  censuit;  id.  epist  I,  7,  10  et  Stipendium 
Caesari  decretom  est  et  decem  legati  et  ne  lege  Senll)ronia  succederetur, 
<acüe  perfectom  est 

b)  Bei  Cic.  in  Verr.  111,  6,  12  Inter  Siciliam  ceterasque  provincias  in 
^^S>^(^nim  vectigaliom  ratione  hoc  interest,  quod  ceteris  aut  impositum  ve- 
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Ceiisoreo  verpachtet  werden  sollten:  es  wurde  nach  aller  Wahr- 
scheinlichkeit zur  Zeit,  wo  Asien  Provinz  wurde,  erlassen,  d.  h. 
von  Tiberius  Gracchus,  von  dem  wir  überdem  wissen*),  dass  er 
über  Asien  und  die  Erbschaft  des  Königs  Attalus  gesetzliche 
Bestimmungen  erliess.  Mit  G.  Gracchus  hat  dieses  Semprouische 
Gesetz  nichts  zu  thnn. 

Dagegen  ergiebt  sich  jetzt  die  Wahrscheinlichkeit,  dass 
Gracchus'  Bestimmungen  über  die  Amtsdauer  der  auswärtigen 
Statthalterschaften  und  über  die  Anweisung  derselben  an  die 
Gonsuln  zu  verbinden  sind  mit  denjenigen  Anordnungen,  welche 
zu  gleicher  Zeit  über  die  Amtsdauer  der  Prätoren  erlassen  sein 
müssen.  Beide  Gegenstände  haben  die  genaueste  Verwandtschaft 
mit  einander:  beide  werden  nach  Lateinischem  Sprachgebrauche 
gleicher  Weise  als  Vertheilung  der  Provinzen  bezeichnet.  Und 
wiederum  stehen  diese  Bestimmungen  über  die  Provinzen  in 
enger  Beziehung  zu  C.  Gracchus'  Richtergesetz,  das  nicht  nar 
die  Einsetzung  eines  neuen  Richterstandes  bezweckte,  sondern 
den  gesammten  Kreis  der  Amtsverbrechen  nmfasste  und  eine 
durchgehende  Controlle  der  Staatsverwaltung  durch  den  Ritter- 
stand herbeiführte.  Dabei  war  es  noth wendig,  gesetzliche  Be- 
stimmungen darüber  zu  erlassen,  wie  lange  das  Amt  der  Beam- 
ten dauern  sollte,  wie  die  einzelnen  Amtskreise  zu  vertheilen 
wären,  für  den  Senat  sowohl  wie  für  die  Beamten  die  Grenzen, 
innerhalb  deren  sie  sich  zu  bewegen  hatten,  festzustellen.  Dass 
dergleichen  in  den  Gesetzen  über  Amtsverbrechen  vorgeschrieben 
zu  werden  pflegte,  beweisen  die  späteren  Comelischen  und  Ju- 
lischen  Gesetze:  sie  scheinen  dem  Vorgange  von  C.  Gracchus, 
der  zuerst  den  Begriff  der  Amtsverbrechen  bestimmte,  gefolgt  zu 
sein.  Sein  Gesetz  ist  demnach  ausserordentlich  umfangreich  ge- 
wesen, war  durch  die  politischen  Bestrebungen  seines  Bruders 
vorbereitet  und  hatte  für  jeden  Zweig  der  Staatsverwaltung  die 
Wichtigkeit,  welche  ihm  von  den  Schriftstellern  beigelegt  zu 
werden  pflegt. 


ctigal  est  oertom,  quod  stipendiariom  dicitur  — ,  aut  ceDSoria  locatio  cod- 
stitata  est,  ut  Asiae  lege  Sempronia. 
a)  Plut  Ti.  Gracch.  14. 
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In  Bezug  auf  die  Prätoreu  bestand  die  natürliche  Entwicke- 
long  darin,  denjenigen,  welche  wahrend  ihres  Amtsjahres  in 
Rom  blieben,  noch  eine  auswärtige  Provinz  zuzuweisen :  der  nächste 
Schritt  war,  mehr  als  zwei  Prätoren,  nach  dem  Bedürfnisse,  zu- 
erst in  der  Stadt,  dann  in  der  Provinz  zu  beschäftigen.  Bis  auf 
Sullas  Zeit  kam  nur  eine  Provinz,  das  transalpinische  Gallien, 
als  achte  hinzu,  im  Jahre  100  v.  Chr.  durch  G.  Marius  ge- 
schaffen :  man  rechne  dazu  die  zwei  alt  hergebrachten  städtischen 
Prätaren,  und  ein  oder  zwei  neue  für  die  Processe  über  Amts- 
verbrechen,  und  man  begreift,  wie  man,  bei  hier  und  dort  ein- 
tretender Verlängerung  der  Amtszeit  mit  den  sechs  jährlich  er- 
wählten Prätoren  auskam.  Demnach  wird  man  bis  auf  Sulla 
theils  PrätoreD,  theils  Proprätoren  als  Statthalter  auswärtiger 
ProT'mzen  finden,  die  letzteren  in  grösserer  Anzahl,  je  mehr  beim 
Wachsen  des  Staates  und  dem  Fortgange  der  Zeit  die  Geschäfte 
sich  mehrten.  Sulla  selbst  war  Prätor  im  Jahre  93  v.  Chr., 
wabrscheinlicb  „städtischer  Prätor";  denn  die  Pracht  der  Spiele, 
die  er  gab,  wird  gerühmt.*)  Als  solcher  blieb  er  in  Rom;  aber 
nach  der  Prätur  erhielt  er  die  Provinz  Cilicien^)  und  dazu 
ansserordentlicher  Weise  den  Auftrag,  den  König  Ariobarzanes 
von  Cappatdocien  wieder  einzusetzen.®)  Ebenso  scheint  es  sich 
mit  dem  Redner  M.  Antonius  verhalten  zu  haben.  Er  war  Prä- 
tor 104  V.  Chr.  und  bekämpfte  dann  die  Seeräuber  in  Cilicien. 
&  sagt  selbst  von  sich  bei  Cicero*^),  er  sei  auf  seiner  Reise  nach 
Cilicien  als  Proconsul  nach  Athen  gekommen  und  dieser  Aus- 
dniek  scheint  genauer  zu  sein  als  wenn  es  in  dem  Auszuge  aus 
Livios*)  heisst,  M.  Antonius  habe  als  Prätor  die  Seeräuber  in 
Cilicien  verfolgt.  Dagegen  Q.  Mucius  Scaevola  Augur  war  etwa 
120  V.  Chr.,  bald  nach  C.  Gracchus'  Tode,  Prätor  0 :  er  verwal- 


a)  Plin.  nat  bist  YUI,  53. 

b)  App.  Mithrid.  57;  bell.  civ.  I,  77. 

c)  Plut  SulL  5. 

d)  Oic.  de  orat  I,  18,  82  com  pro  consule  in  Ciliciam  proficiscens  ve- 
nissem  Atheoas. 

e)  Liv.  per.  LXVllI  M.  Antonius  praetor  in  Ciliciam  piratas  persecu- 
tasesi. 

0  Cic.  de  orat.  II,  67,  269. 
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tete  Asien  während  der  Prätur  selbst;  er  sagt  bei  Cicero*),  er 
sei  als  Prätor  nach  Rhodas  gekommen.  Sein  Vetter  Q.  Mucius 
Scaevola  Pontifex,  der  etwa  100  v.  Chr.  Prätor  in  Rom  gewesen 
war,  verwaltete  erst  nach  Ablauf  der  einjährigen  Amtszeit  neun 
Monate  lang^)  Asien  als  Proconsul.^)  Von  den  Halesinern, 
einer  Gemeinde  Siciliens,  die  im  Jahre  95  v.  Chr.  den  Senat 
gebeten  hatten,  ihnen  Gesetze  über  die  Bildung  ihres  Gemeinde- 
vorstandes zu  geben,  erzählt  Cicero**),  der  Senat  hätte  den  Prä- 
tor C.  Claudius  Pulcher  beauftragt,  diese  Gesetze  abzufassen. 
Es  ist  gewöhnlich,  dass  solche  Provinzialgesetze  nach  dem  Auf- 
trage des  Senates  durch  die  Statthalter  der  Provinzen  gegeben 
werden.  Wir  haben  also  aus  einer  nahe  an  Sulla  grenzenden 
Zeit  das  Beispiel  eines  Prätors,  der  während  seines  Amtsjahres 
selbst  die  Verwaltung  einer  Provinz  führte. 

Hiernach  konnte  zum  Vorsitzenden  der  Gerichte  über  Amts- 
verbrechen in  Folge  des  Sempronischen  Gesetzes  sehr  wohl  ein 
besonderer  Prätor  bestellt  werden.  Anfangs  mochte  der  Fremden- 
prätor,  wie  früher  nach  dem  Calpurnischen  Gesetze«),  den  Vor- 
sitz führen:  als  die  Processe  sich  mehrten,  war  die  Möglichkeit 
zu  einem  besonderen  Prätor,  später  auch  zu  mehreren,  gegeben. 
Wir  haben  selbst  Nachricht  von  einem  Prätor,  der  gegen  Ende 
dieses  Zeitraums,  als  die  Beschäftigung  mehrerer  Prätoren  in 
der  Stadt  erlaubt,  aber  noch  nicht  durch  das  Corneliscbe  Gesetz 
befohlen  war,  erwähnt  wird.  Auf  einem  Denksteine  für  C.  Clau- 
dius Pulcher,  den  Consul  des  Jahres  92  v.  Chr.,  heisst  es'), 
derselbe  sei  gewesen  nach  der  curulischen  Aedilität  Untersuchungs- 
richter über  Giftmischerei,  Prätor  für  Erpressung.  Darnach  gab 
es  also  etwa  94  v.  Chr.  einen  besonderen  Prätor,  der  die  Pro- 
cesse über  Erpressung  leitete.  Die  Geschäfte  des  Vorsitzenden 
hatten  sich  gemehrt  und  einen  selbständigeren  Charakter  ange- 
nommen.   Derselbe  hatte  früher  nur  das  Verfahren  in  iudicio 


a)  Gic.  de  orat  I,  17,  75  Cum  ego  praetor  Rhodum  venissem. 

b)  Cic.  ad  Att  V,  17,  5. 

c)  Liv.  per.  LXX. 

d)  Cic.  in  Verr.  I,  49,  122. 

e)  S.  oben  S.  28. 

f)  Corp.  Inscr.  I  p.  279  aed.  cur.  iudex  q.  veneficiis  pr.  repetandis. 
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geleitet,  das  Yerfabren  in  iure  war  zam  Theil  beim  Senate 
gewesen,  nach  dessen  Entscheidung  erst  das  Gericht  zusammen- 
trat Jetzt  konnte  es  Niemandem  mehr  einfallen,  ausser  wenn 
er  nur  eine  Beschwerde  führen,  nicht  ein  Gericht  herbeiführen 
wollte,  sich  an  den  Senat  zu  wenden.  Unmittelbar  ging  jeder 
Entscheidung  *d\e  förmliche  Anklage  mit  ihren  einzelnen  Theilen, 
die  Einsetzung  der  patroni  für  beide  Parteien,  die  BevoUmäch- 
tiguDg  derselben  zur  Herbeischaffung  der  Beweismittel  vorher. 
Bei  dem  Verfahren  in  iudicio  selber  standen  die  Vorsitzenden 
jetzt  nicht  anders  als  früher:  sie  hatten  ebenfalls  nur  dasUrtheil 
m  verkünden,  ohne  einen  andern  als  mittelbaren  £influs8  dar- 
auf auszuüben  und  ohne  für  dasselbe  verantwortlich  zu  sein. 
Dagegen  nach  dem  Urtheile  war  die  Befugniss  des  Vorsitzenden 
wieder  grösser  als  früher.  Zwar  eine  liHe  aestimatio  hatte  es 
auch  nach  dem  Galpurnischen  Gesetze  gegeben :  sie  musste  auch 
oach  dem  Sempronischen  stattfinden  und  zwar  selbst  dann,  wenn 
wegen  grösserer  Verbrechen  als  blosser  Erpressung  Ehrlosigkeit 
oder  Verbannung  als  Strafe  ausgesprochen  wurde.  Zur  Ausfüh- 
rang  eines  solchen  Urtheils  bedurfte  der  Prätor  einer  höheren 
Gewalt  als  sie  früher,  wo  auf  blosse  Entschädigung  erkannt 
wurde,  nöthig  gewesen  war. 

Eioe  Veränderung  des  eigentlichen  Verfahrens  scheint  durch 
das  Semproniscbe  Gesetz  nicht  eingeführt  worden  zu  sein.  Wenn- 
gleich wir  dies  nicht  aus  Nachrichten  über  einzelne  Processe 
schliessen  können,  so  darf  man  es  doch  daraus  folgern,  dass  es 
aach  femer  erlaubt  war  beliebig  viele  Termine  anzusetzen:  erst 
ein  späteres  Gesetz  beschränkte  deren  Zahl  auf  zwei.  Gleich- 
wohl musste  sich  bei  den  häufiger  werdenden  Anklagen ,  dem 
Bestreben  der  Richter,  eine  wirksame  Controlle  über  die  Staats- 
verwaltung zu  führen,  der  Erheblichkeit  der  zuerkannten  Strafen 
eine  Gerichtssitte  ausbilden  und  diese  wiederum  allmälig  zu  ge- 
setzlichen Anordnungen  führen.  Erst  von  jetzt  an  konnte  von 
einem  Schwurgerichte  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  die 
Kede  sein.  Die  früher^)  angeführte  Stelle  Appians,  wo  er  von 
der  wachsenden  Macht  der  Ritter  spricht ,  beweist,  dass  ein  und 


a)  Appiao.  bell.  civ.  I,  22  an  der  S.  70  angeführten  Stelle. 
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dieselben  Richter  in  ein  und  demselben  Processe  je  nach  Befin- 
den der  Umstände  auf  Geldersatz  oder  auf  Strafe  erkennen 
konnten.  Es  mochte  also  der  Process  (quaestio)  einer  über 
Erpressungen  (repetundarum)  oder  über  Amtserschleichung 
(ambitiLa)  genannt  werden,  je  nach  der  angestellten  Anklage, 
der  Vorsitzende  war  ein  und  derselbe,  die  Strafe  richtete  sich 
nach  dem  Ergebnisse  der  gerichtlichen  Untersuchung.  Früher 
war,  wenn  sich  bei  dieser  Anzeichen  eines  stärkeren  Verbrechens 
als  blosser  Erpressungen  zeigten,  die  einzige  Möglichkeit  geblie- 
ben, dass  einer  der  Volkstribunen  die  Sache  aufnahm  und  in 
ausserordentlichem  Verfahren  vor  dem  Volke  zur  Entscheidung 
brachte.  Jetzt  durften  die  Richter  unmittelbar  entscheiden,  die 
Rechtspflege  über  Amtsverbrechen  wurde  leichter  und  regelmässi- 
ger, die  Geschworenen  hatten  die  Vertretung  des  Volkes  über- 
nommen. 

Leider  haben  wir  keine  Nachricht  über  die  Zahl  der  Richter 
im  einzelnen  Processe  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Einsetzung^ 
Wir  erfahren  nur  aus  C.  Marius'  Processe^),  dass  sie  nach  Stim- 
menmehrheit entschieden,  was  alte  Römische  Sitte  in  dem  Bei- 
rathe,  welchen  Beamte  zu  haben  pflegten,  war.  Ich  glaube,  C. 
Gracchus  hat  in  beiden  Beziehungen  wenig  gegen  früher  geän- 
dert. Die  Zahl  der  Senatoren  betrug  damals,  wie  Plutarch  be- 
merkt, etwa  dreihundert:  davon  gingen  vielleicht  die  Beamten, 
denen  man  keine  neuen  Geschäfte  auflegen  konnte,  ab.  Die 
gleiche  Zahl  hatten  die  Sempronischen  Ritter,  denen  man  aller- 
dings, da  sie  sonst  nicht«  für  den  Staat  leisteten,  grössere  Thä- 
tigkeit  zumuthen  konnte.  Aber  dafür  waren  die  Processe,  welche 
sich  auf  alle  Amtsverbrechen  erstreckten,  zahlreicher.  Es  gab 
keine  Veranlassung,  die  Zahl  der  Richter  bedeutend  zu  ver- 
mehren. Auch  die  Wahl  derselben  konnte  dieselbe  bleiben  wie 
bei  dem  Calpnrnischen  Gesetze.  Von  einer  Erloosung  und  dar- 
auf folgenden  Verwerfimg  durch  die  Parteien  findet  sich  noch 
keine  Nachricht  Vielleicht  ernannte  einen  Theil  der  Ankläger, 
einen  gleichen  Theil  der  Angeklagte  und  der  Vorsitzende  gab 
einen  Obmann.    Dabei  einte  sich  Billigkeit  mit  dem  Grundsatze, 


a)  S.  oben  S.  76. 
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die  möglichst  geringen  Veränderungen  in  dem  Bestehenden  vor- 
zunehmen. 

G.  Gracchus  hat  die  Zahl  detjenigen,  welche  vor  das  Schwur- 
gericht gestellt  werden  durften,  nicht  vermehrt.  Appian*)  deu- 
tet an,  das  Gesetz  sei  gegen  die  Senatoren  gerichtet  gewesen: 
oDgerecht«  Richter  wollte  es  nur,  wenn  sie  Senatoren  waren, 
vor  das  Schwurgericht  stellen.  Demnach  waren  als  solche,  ge- 
gen welche  eine  Klage  auf  Amtsverbrechen  gerichtet  werden 
konnte,  genannt  alle  senatorischen  Beamten  und  überhaupt  alle 
Senatoren.  £s  wäre  indessen  unbillig  gewesen,  wenn  man  an- 
dere Beamte,  welche  nicht  nothwendiger  Weise  senatorischen 
Standes  zu  sein  brauchten  und  doch  eine  selbständige  Stellung 
hatten,  nicht  inbegriffen  hätte:  in  dem  späteren,  ebenfalls  von 
Amtsverbrechen  handelnden  Gesetze  werden  sie  ausdrücklich  ge- 
nannt, der  Volkstribun,  Quästor,  Triumvir  für  Gapitalsachen, 
Triamvir  für  Ackervertheilung ,  Militairtribun  einer  der  vier 
städtischen  Legionen.  Ohne  Bedenken  darf  man  annehmen, 
dass  C.  Gracchus  auch  sie  unter  den  Beamten ,  welche  der  Ge- 
richtsbarkeit der  Ritter  unterworfen  sein  sollten,  nannte.  Be- 
sonders unter  ihnen  zu  bemerken  sind  die  Volkstribunen.  Sie 
waren  nach  altem  Rechte  unverantwortlich^):  Processe  gegen 
sie  wegen  ihrer  Amtsführung  waren  sehr  selten  gewesen  und 
wurden  selbst  von  den  grössten  Volksfreunden  gemissbiUigt. 
Von  jetzt  an  sollten  sie,  gleich  allen  andern  Beamten,  verant- 
wortlich sein  und  dass  dabei  nicht  bloss  etwaige  Schuld,  son- 
dern ihr  ganzes  politisches  Verhalten  überhaupt  zur  Erwägung 
kam,  war  natürlich.  Es  ist  glaublich,  dass  Gracchus  bei  der 
grossen  Demüthigung,  welche  er  dem  Senate  zumuthete,  seiner- 
seits dieses  mehr  scheinbare  als  wirkliche  Opfer  brachte,  da 
meistentheils  auch  die  Volkstribunen  aus  senatorischen  Familien 
entnommen  wurden.  Von  den  Begleitern,  der  sogenannten  Co- 
horte  der  Provinzialstatthalter ,  waren  demnach  alle ,  welche  se- 
natorischen  Standes  waren,  dem  neuen  Gesetze  unterworfen,  die 
Komischen  Ritter,  welche  wichtige  Stellung  sie  auch  in  dem 
Käthe  des  Feldherm  einnehmen  mochten,  nicht 

a)  An  der  froher  S.  70  angefahrten  Stelle. 

b)  Mao  sehe  Band  1,  1,  200  and  oben  S.  84. 

lu  7 
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Indessen  die  genannten  Beamten  konnten  vor  dem  Schwur- 
gerichte nur  angeklagt  werden  nach  dem  Ablaufe  ihres  Amtes. 
Es  liegt  dies  in  der  Natur  der  Sache.  Der  Gerichtshof  konnte 
nicht  die  Befugniss  erhalten,  durch  Verurtheilung  zu  einer  Ehren- 
strafe oder  gar  zur  Aechtung  Jemanden,  welcher  von  dem  Rö- 
mischen Volke  eine  Ehrenstelle  erhalten  hatte,  abzusetzen :  sonst 
hätte  er  über  dem  Volke  gestanden.  Ausdrücklich  bezeugt  wird 
dies  bei  dem  folgenden  Gesetze  über  Amtsverbrechen.  Wollte 
Jemand  einen  Beamten  während  seines  Amtes  anklagen,  so  blieb 
bei  den  vom  Volke  gewählten  nur  die  Vermittelung  des  Volkes 
selbst  übrig,  oder  bei  den  mit  verlängerter  Amtszeit  in  die  Pro- 
vinzen entsendeten  die  des  Senates.  Denn  diese  aus  dem  alten 
Rechte  stammenden  Rechts-  und  Beschwerdewege  durch  die 
neuen  Schwurgerichte  aufzuheben  fiel  Gracchus  nicht  ein.  Es 
bestand  also  auch  fernerhin  das  alte  civilrechtliche  Verfahren 
gegen  Beamte,  welche  von  Römischen  Bürgern  durch  eine  actio 
sacramento  zum  Ersätze  des  ungesetzlich  Geraubten  angehalten  ' 
werden  durften ,  es  bestand  die  Gerichtsbarkeit  des  Volkes,  das 
in  Centuriat-  oder  Tributcomitien  auf  Anregung  der  betreffenden 
Beamten  ein  ausserordentliches  Gerichtsverfahren*)  halten  durfte; 
das  erste  steht  durch  ein  ausdrückliches  Zeugniss  Ciceros*"), 
das  zweite  durch  Beispiele  fest  Es  musste  aber  auch  natür- 
licher Weise  dem  Senate  das  Recht  bleiben,  einen  Beamten,  wel- 
chem er  seine  Macht  verliehen  hatte,  sobald  er  dessen  Mass- 
regeln missbilligte,  zurückzurufen.  Nur  wurden  alle  diese  Fälle 
seltener.  Das  neue  Verfahren  war  Jederman  leicht  zugänglich 
und  bot  bei  dem  politischen  Gegensatze,  welchen  die  neuen 
Richter  gegen  die  Beamten  und  Senatoren  bildeten,  sichere  Ge- 
währ für  Gerechtigkeit,  für  rücksichtslose  Strenge  dar. 

G.  Gracchus  hatte  bei  seinem  Gesetze  keine  juristischen 
Zwecke  verfolgt.  Er  missbilligte  nicht  das  alte  Griminalver- 
fahren,  sondern  liess  es  ungeändert  bestehen.  Es  war  nicht  ein 
Mangel  an  gesetzlichen  Bestimmungen,  dem  er  durch  Aufstellung 
neuer  Begriffe  abhelfen  wollte.    Denn  davon  finden  sich  nur  ge- 


a)  Man  sehe  Band  I,  2,  239  flgd. 

b)  S.  Cic.  div.  5,  17.    Vergl.  oben  S.  49. 
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riDge  Spuren  und  das  vorhergehende  Gesetz  von  L.  Piso  war 
in  dieser  Beziehung  wichtiger  gewesen.  Er  erfand  auch  nicht 
neoe  Formen  für  die  Bestrafung  von  Amtsverbrecben ;  denn  er 
scheint  nur  die  hergebrachten  auf  das  von  ihm  gegründete  Ver- 
fahren übertragen  zu  haben.  Seine  Absicht  war  eine  durchaus 
politische  und  ist  ihm  vollständig  gelungen.  Die  Folgen  seiner 
Massregel  und  die  Kämpfe,  welche  sich  an  dieselbe  knüpften, 
konnten  zunächst  nur  politische  sein :  die  Parteien ,  welche  schon 
früher  um  den  Besitz  der  Macht  gestritten,  machten  von  jetzt 
an  die  Schwurgerichte  zum  Mittelpunkte  ihrer  Kämpfe.  ludessen 
mittelbar  ergaben  sich  dabei  auch  Folgen  von  der  grössten  Be- 
deatang  für  die  Römische  Rechtspflege.  Zuerst  wurden  bei  den 
Gerichten  über  Amtsverbrechen  neue  Formen  .des  Verfahrens 
aasgebildet,  und  vermittelst  ihrer  gelang  es  später  einem  Staats- 
manne,  der  über  der  Parteileidenschaft  stehend  Dauerndes  zu  er- 
reichen suchte,  für  das  gesammte  Criminalrecht  ein  frisches  und 
lebensvolles  Verfahren  zu  schaffen. 


Siebentes  Capitel. 

lathwendis^eit  eines  neuen  Richtergesetzes.  Verschiedene  insichten  Aber 
die  US  erhaltenen  Bmchstftcke  eines  Richtergesetzes.  Hachrichten  Aber 
ta  iBhiit  des  von  den  Schriftstellern  erw&hnten  AcUischen  und  Servi- 
ttsehen  Gesetzes  und  Beweis,  dass  beide  ftber  alle  imtsverbrechen,  nicht 
iber  Erpressnngen  allein  handeln.  Inhalt  des  ans  inschriftlich  tberliefor- 
tti  Gesetzes:  es  bezog  sich  ebenfalls  nicht  ausschliesslich  anf  das  Ver- 
brechen der  Erpressung,  sondern  auf  alle  Ämtsverbrechen  überhaupt. 
Ber  lame  Repetundengesetz  und  der  Sprachgebrauch  in  Bezug  auf  die 
Cesetze  und  die  Verbrechen.  Harne  des  Gesetzes,  welchem  die  inschrift- 
heben  Bruchstücke  angehören.  VerhUtniss  des  icilischen  und  ServUischen 
iSeseties  zu  einander.  Zeit  des  icilischen  Gesetzes.  Erwähnung  desselben 
li  einer  Griechischen  Inschrift :  aus  derselben  Iftsst  sich  nur  wenig  über 
die  Zeit,  in  der  es  gegeben  wurde,  fblgem.  Beweis,  dass  die  uns  erhal- 
teuen  Bruchstücke  dem  icilischen  Gesetze  angehören.    Erwähnung  des 

Rubrischen  Gesetzes. 

C.  Gracchus  hatte  eine  bestimmte  Classe  von  Bürgern  zur 
Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung  berufen,  und  diese  nach 
Ermächtigung  durch  das  Volk  aus  den  wohlhabendsten  Bürgern 
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nichtsenatorischen  Standes  genommen.  Seine  Gesetzgebung 
mochte  ihren  beabsichtigten  Zweck,  die  Macht  des  Senates  zu 
brechen,  erreichen;  aber  sie  war  unvollständig  und  musste  bald 
neue  Gesetze  hervorrufen.  Der  Senat,  welcher  die  Verwaltung 
fährte,  ergänzte  sich  fortwährend  durch  die  von  dem  Volke  ge- 
wählten Beamten  und  erhielt  seine  förmliche  Erneuerung  durch 
die  in  bestimmten  Zeiträumen  ernannten  Censoren.  Dagegen 
die  neuen  Richter  bildeten  einen  bleibenden  Stand:  sie  mussten 
sich  durch  Tod  und  Austritt  an  Zahl  verringern.  Es  war  mög- 
lich, sogleich  im  Gesetze  Anordnimgen  über  ihre  Ergänzung  zu 
treffen;  doch  haben  wir  darüber  keine  Nachricht  und  dürfen  es 
kaum  annehmen:  Gracchus'  Richtergesetz  bedurfte  also  nach 
kurzer  Zeit  der  Erweiterung.  Selbst  wenn  er  über  die  Ergän- 
zung der  Richterliste  eine  Bestimmung  getroffen  hätte,  führte 
das  Streben  der  von  Gracchus  aufgeregten  Democratie,  der  in 
diesem  Falle  auch  die  Optimaten  beistimmten,  dazu,  andere  und 
weitere  Elemente  aus  dem  Volke  heranzuziehen.  Die  nächste 
Gesetzgebung  über  die  Gerichte  musste  demnach  die  Absicht 
haben,  eine  andere  und  zwar  wo  möglich  eine  in  kürzeren  Zeit- 
räumen wechselnde  Feststellung  der  Richterliste  herbeizuführen. 
Wir  besitzen  ansehnliche  Bruchstücke  eines  Gesetzes,  welche 
die  Einrichtung  von  Schwurgerichten  zum  Gegenstande  haben.  Sie 
haben  in  neueren  Zeiten  überaus  gelehrte  imd  scharfsinnige  Be- 
arbeiter gefunden  und  liegen  uns  in  genauester  Abschrift  vor, 
wie  es  sich  für  ein  so  wichtiges  Denkmal  des  Alterthums  ge- 
ziemt.^) Sie  gewähren  uns  eine  Kenntniss  von  den  Einzelheiten 
des  Schwurgerichtsverfahrens,  wie  wir  sie  sonst  weder  aus  den 
sparsamen  Berichten  der  Schriftsteller  durch  mühselige  Folge- 
rungen, noch  aus  den  zweifelhaften  Andeutungen  in  den  auf  uns 
gekommenen  gerichtlichen  Reden  gewinnen  können.  Ueber  den 
Namen  des  Gesetzes,  zu  dem  jene  Bruchstücke  gehören,  ist  man 
verschiedener  Ansicht.  Während  man  früher  in  ihnen  Ueberbleibsel 
des  Servilischen  Gesetzes  zu  erkennen  glaubte  und  sie  demge- 
mäss  ergänzte,  schrieb  man  sie  später  dem  Acilischen  oder  irgend 
einem  andern  Gesetze,  dessen  Urheber  uns  nicht  genannt  würde, 
zu.  ^^)  Nur  über  einen  Punkt  ist  man  immer  einstimmiger  Mei- 
nung gewesen,  sie   als  Ueberbleibsel  eines  Gesetzes  über  Er- 
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pressiiDgen  anzusehen.  In  gleicher  Weise  hat  man  das  Acilische 
und  Servilische  Gesetz,  wie  man  auch  sonst  über  ihren  Inhalt 
und  die  Zeit  ihrer  Abfassung  artheilen  mochte,  immer  für  ein 
solches  gehalten,  das  nur  für  das  Verbrechen  der  Erpressung 
gegolten  habe.  Diese  Meinung  ist  weder  für  die  uns  erhaltenen 
Bruchstücke  in  deren  Inhalte  noch  für  die  beiden  andern  Ge- 
setze in  den  von  den  Schriftstellern  überlieferten  Nachrichten 
begründet:  sie  steht  überdem  mit  der  Entwickelung  des  Römi- 
schen Gerichtsverfahrens  und  der  inneren  Wahrscheinlichkeit  in 
Widerspruch. 

Von  dem  Acilischen  Gesetze  haben  wir  nur  sehr  geringe 
Nachrichten  in  den  Reden  Ciceros  gegen  Verres.  Er  sagt  ein- 
mal, nach  dem  Acilischen  Gesetze  hätte  das  Römische  Volk  die 
besten  Gerichte  und  die  strengsten  Richter  über  Erpressungen 
gehabt'),  das  andere  Mal  in  Bezug  auf  den  Process  des  wegen 
Erpressungen  angeklagten  Verres^),  es  seien  nach  dem  Acilischen 
Gesetze  Viele  bei  einmaliger  Verhandlung  der  Sache  verurtheilt 
worden.  Dazu  macht  der  unter  dem  Namen  des  falschen  Asco- 
nius  bekannte  Scholiast  die  aus  den  Worten  Ciceros  sich  erge- 
bende Bemerkung,  Acilius  hätte  ein  sehr  strenges  Gesetz  über 
Erpressungen  gegeben,  und  femer  eine  ebenfalls  aus  dem  Zu- 
sammenhange bei  Cicero  hervorgehende,  aber  falsch  aufgefasste 
und  verkehrt  ausgedrückte  Bemerkung  in  Bezug  auf  die  durch 
das  Acilische  Gesetz  noch  gestattete  sogenannte  ampliatio.^) 
Aas  diesen  Nachrichten  darf  man  den  Schluss  ziehen ,  dass  das 
Acilische  Gesetz  über  Erpressungen  gehandelt  habe  und  nach  ihm 


a)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  17,  51  Fac  tibi  paternae  legis  Aciliae  vcniat 
in  mentem,  qua  lege  popnlns  RomaDus  de  pecusiis  repetundis  optimis  iu- 
diciis  severissimisque  iadieibos  usus  est 

b)  Cic.  in  Verr.  1,  9,  26  Ego  tibi  illam  Aciliam  legem  restituo,  qua 
lege  mnlti  semel  aceusati,  semel  dicta  causa,  semel  auditis  testibus  con- 
demnati  sunt,  neqnaquam  tarn  manifestis  neque  tantis  eriminibus,  quantis 
tu  coovinceris. 

c)  Pseudo-Ascon.  p.  149  Orell.  M.' Acilius  Glabrio  legem  Aciliam  tulit 
de  pecoDÜs  repetundis  severissimam ,  in  qua  ne  comperendinari  quidem 
licet  reum,  und  p.  165  Aciliam  legem)  Acilii  Glabrionis,  patris  huiusce 
praetons,  de  quo  etiam  supra  dixit,  quae  lex  neque  comperendinationem 
neque  ampliationem  habet 
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Processe  wegen  Erpressungen  angestellt  werden  durften;  aber 
dass  es  ein  Repetundengesetz  war,  d.  h.  dass  es  nur  über  Er- 
pressungen handelte  und  nicht  auch  viele  andere  Verbrechen 
nach  ihm  vor  Gericht  gezogen  werden  durften,  folgt  daraus 
nicht.  Es  ist  dies  eine  unbegründete  Folgerung  der  Gelehrten, 
welche  zu  vielen  falschen  Ansichten  über  die  Schwurgerichte 
und  deren  Entwickelung  Veranlassung  gegeben  hat. 

üeber  das  Servilische  Gesetz  besitzen  wir  etwas  ausführ- 
lichere Nachrichten.  Zuerst  erzählt  Cicero*)  von  M.  Scaurus, 
derselbe  sei  von  Q.  Servilius  Caepio  nach  dem  Servilischen  Ge- 
setze angeklagt  worden,  als  die  Gerichte  im  Besitze  des  Ritter- 
standes waren  und  nach  Verurtheilung  von  P.  Rutilius  Niemand 
so  unschuldig  erschien ,  dass  er  sie  nicht  gefürchtet  hätte ,  und 
dazu  macht  der  ächte  Asconius  die  Bemerkung,  Scaurus  sei, 
weil  er  sich  Hass  zugezogen  und  gegen  die  Gesetze  Geld  ge- 
nommen hätte,  von  Q.  Servilius  Caepio  wegen  Erpressungen  an- 
geklagt worden  nach  dem  von  Servilius  Glaucia  gegebenen  Ge- 
setze. Sodann  haben  wir  Nachricht  von  zwei  einzelnen  Bestim- 
mungen des  Servilischen  Gesetzes,  zuerst,  dass  es  nur  zwei 
Termine  gestattete,  also  die  camperendincUio  einführte,  femer 
dass  es  in  bestimmten  Fällen  als  Belohnung  das  Bürgerrecht 
ertheilte,  endlich  dass  es  ein  Capitel  enthielt  über  die  gericht- 
liche Beitreibung  des  erpressten  Geldes  von  denen,  in  deren  Be- 
sitz es  gekommen  wäre.  ^)  Auch  hieraus  darf  man  nur  schliessen, 
dass  das  Servilische  Gesetz  über  Erpressungen  handelte:  ein 
Beweis,  dass  die  andern  Verbrechen  ihm  fern  blieben,  liegt  darin 
nicht.  Wenn  man  also  behauptet,  das  Acilisehe  und  Servilische 
Gesetz   seien  Repetundengesetze  und  darunter  solche  versteht, 


a)  Cic.  p.  Scaur.  p.  21  Reus  est  factus  a  Q.  Servilio  Gaepiono  lege 
Servilia,  cum  iudicia  penes  equestrem  ordinem  cssent  et  P.  Rutilio  da- 
moato  nemo  tarn  innoceiis  videretur,  ut  iion  timeret  illa.  Dazu  Asconius: 
Q.  Servilius  Gaepio  Scaurum  ob  legatiouis  Asiaticae  iuvidiam  et  adversus 
leges  pecuniarum  captarum  reum  fecit  repetundarum  lege,  quam  tulit  Ser- 
vilius Glaucia. 

b)  Gic.  p.  Rab.  Post  4,  9  lubet  lex  Julia  persequi  ab  iis,  ad  quos  ea 
pecnnia,  quam  is  ceperit  qtd  damnatus  sit,  pervenerit.  —  sin  hoc  totidem 
verbis  translatum  caput  est,  quot  fuit  non  modo  in  Gomelia,  sed  etiam 
ante  in  lege  Servilia  cet. 


Einheit  der  Gesetzgebong  über  Schwurgerichte.  103 

die  ausscbliesslich  über  Erpressung  bandelten,  so  geht  man  aber 
die  überlieferten  Zeugnisse  hinaus  und  spricht  eine  Vermuthung 
aus,  die  allerdings  wahr  sein  kann,  aber  der  Bestätigung  durch 
andere  Nachrichten  oder  die  innere  Wahrscheinlichkeit  bedarf. 

Eine   solche  Bestätigung  findet  sich  nicht:  im  Gegentheil 
spricht  die  Natur  der  Sache  auf  das  Bestimmteste  dagegen.    Man 
mag  sich  die  einzelnen  Schwurgerichtsböfe  (^uaestiones),  welche 
irriger  Weise  schon  für  diese  Zeit  angenommen  werden,  noch 
so  sehr  getrennt  denken,  so  ist  dennoch  die  Annahme  gewisser 
Verschiedenheiten  bei  ihnen  unmöglich.    Z.  B.  das  Sempronische 
Gesetz  hatte  die  Aufstellung  der  Richterliste  ans  den  Römischen 
Rittern   mit  Ausschluss  dtr  Senatoren  anbefohlen:   es   ist  un- 
möglich zu  glauben ,  einige  Schwurgerichte ,  wie  etwa  die  über 
Erpressungen,  hätten  ihre  Richter  aus  der  Sempronischen  Richter- 
liste, andere  dagegen  aus  den  Senatoren  entnommen,  selbst  wenn 
man,  was  wir  als  falsch   erwiesen   haben,   dennoch  annehmen 
wollte,  es    habe  vor  C.  Gracchus  andere  Schwurgerichtshöfe  als 
aber  Erpressung  gegeben  und  diese  seien  eigentliche  Gerichts- 
höfe, nicht  bloss  Senatsausschüsse  gewesen.    Das  Sempronische 
Gesetz  muss  alle  Gerichtshöfe,   die  damals  eingesetzt  wurden, 
aber  alle  Verbrechen,  welche  überhaupt  dem  neuen   Verfahren 
zugewiesen   wurden,  umfasst  haben  und  wir   haben   dafür  das 
aasdrückliche  Zeugniss  Appians*"),   der  als  Folge   des  Sempro- 
nischen  Gesetzes  die  Verhängung  aller  möglichen  Strafen,  d.  h. 
die  Verfolgung  aller  Verbrechen  von  Senatoren  angiebt.    Wer 
das  Ergebniss  unserer  Untersuchung,  dass  Gracchus  die  Ahn- 
dimg  der  Amtsverbrechen  des  regierenden  Standes  beabsichtigte, 
festhält,  wird  an  dieser  Ausdehnung  des  Sempronischen  Gesetzes 
auf  alle  Scbwurgericbtsprocesse  noch  weniger  zweifeln.    Es  ist 
eine  unmögliche  Annahme,  wenn  ein  neuerer  Gelehrter,  welcher 
das  Acilische  Gesetz  für  ein  Repetundengesetz  erklärt,  glaubt, 
dasselbe  sei  gegeben  worden,  um  das  Sempronische    Richter- 
gesetz auf  das  Verbrechen  der  Erpressung  anzuwenden.^)   Die- 
^  Verbrechen  war  erweislich  das  erste,  wegen  dessen  das  neue 
Verfahren  geschaffen  wurde,  es  hatte  den  Vorwand  für  die  Ver- 


a)  Vergl.  oben  S.  70. 
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änderung  gegeben,  und  C.  Gracchus  sollte  es  fibergangen  haben ! 
Man  müsste  glauben,  er  hätte  ein  ideales,  in  der  Luft  schwe- 
bendes Gesetz  über  die  zukünftige  Auswahl  der  Richter  gegeben, 
und  es  andern  Gesetzgebern  überlassen,  seine  Anordnung  durch 
Anwendung  auf  die  Verbrechen  in  das  wirkliche  Leben  einzu- 
führen. Unmittelbar  bei  allen  Schwurgerichten  mussten  die  Rit- 
ter als  Geschworene  eintreten. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  andern  Veränderungen  des  Pro- 
zessverfahrens. Das  Servilische  Gesetz  soll  die  sogenannte  cotnr- 
perendinatio  eingeführt  haben.  Früher  hatte  es  den  Schwurge- 
richten freigestanden,  so  viele  Termine  als  ihnen  beliebte,  zu 
halten:  sie  missbrauchten  dies,  indem  sie  Processe  so  lange 
hinzogen,  bis  die  Auftnerksamkeit  sich  auf  etwas  anderes  wen- 
dete, und  dann  Freisprechung  eintreten  liessen.  Man  verschärfte 
deshalb  das  Verfahren,  indem  man  nur  zwei  Termine  gestattete, 
an  deren  Ende  das  Urtheil  gesprochen  werden  musste.  Es  ist 
unglaublich,  dass  man  bei  einigen  Schwurgerichtsprocessen  diese 
Verschärfung  eintreten  liess,  während  man  bei  andern  die  frü- 
here Milde  beibehielt,  und  die  Schriftsteller  berichten  allgemein, 
das  Servilische  Gesetz  habe  zwei  Termine  eingeführt,  nicht,  es 
habe  sie  nur  bei  Processen  über  Erpressung  eingeführt.  Aller- 
dings hat  es  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Verbrechen  auch 
eine  Verschiedenheit  im  Verfahren  gegeben.  Indessen  diese  Ver- 
schiedenheit hängt  dann  mit  der  Eigenthümlichkeit  des  Verbrechens 
zusammen  und  betrifft  nicht  so  wesentliche  Punkte,  als  es  die 
Aufstellung  einer  andern  Richterliste  und  die  Beschränkung  auf 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Terminen  sein  würde.  Wenn  es  also 
heisst,  das  Servilische  Gesetz  habe  die  Gomperendination  ein- 
geführt, so  liegt  darin  ein  Beweis,  dass  es  über  die  Schwurge- 
richte überhaupt  gehandelt  hat  und  diejenigen  Nachrichten  der 
Schriftsteller,  nach  denen  es  sich  auf  Erpressungen  bezogen 
haben  soll,  nicht  eine  Bezugnahme  auf  diese  ausschliesslich  an- 
deuten.^) Man  wird  daraus  einen  viel  engeren  Zusammenhang 
der  einzelnen  Schwurgerichte,  als  man  bisher  anzunehmen  ge- 
neigt war,  folgern  dürfen.  Wenn  aber  das  Servilische  Gesetz  ein 
allgemeines  über  alle  Schwurgerichte  war,  so  wird  man  dem 
Aciliscben,  mit    welchem   es  zusammengestellt  und   verglichen 
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wird,  eben  denselben  Charakter  zuzuschreiben  haben.  Dazu 
kommt,  dass  Cicero  von  ihm  sagt*),  die  Richter  nach  iboQ  seien 
sehr  streng  gewesen.  Es  enthielt  also  BestimoQungen  über  das 
Verfahren  und  diese  konnten  nicht  den  Processen  über  Erpres- 
sung eigenthümlich,  sondern  nur  allen,  welche  vor  Schwurge- 
richteo  zur  Verhandlung  kamen,  gemeinsam  sein.  Hieraus  folgt, 
dass  die  Erwähnungen  des  Servilischen  und  Äcilischen  Gesetzes, 
weiche  wir  bei  den  Schriftstellern  finden,  eine  allgemeine  Be- 
deutang  derselben  beweisen  und  gegen  ihre  Beschränkung  auf 
das  eine  Verbrechen  der  Erpressung  sprechen. 

Ein  gleiches  Ergebniss  gewinnt  man  aus  der  Betrachtung 
der  Bruchstücke  des  inschriftlich  überlieferten  Richtergesetzes, 
welches  man  jetzt  fälschlich  ein  Repetundengesetz  nennt  Man 
wählte  diesen  Namen,  weil  im  ersten  Capitel  der  Bruchstücke 
?on  Geldern,  die  ein  Römischer  Beamter  sich  von  Bundesge- 
nossen und  auswärtigen  Nationen  unrechtmässiger  Weise  yer- 
sehaffl;  und  die  deshalb  zurückverlangt  werden  dürfen,  die  Rede 
ist.  Darin  liegt  kein  Beweis,  dass  das  ganze  Capitel  und  das 
ganze  Gesetz  sich  nur  auf  dieses  eine  Verbrechen  der  Erpressung 
bezog,  dass  es  nicht  auch  alle  andern  Verbrechen,  welche  damals 
vor  das  Schwurgericht  gehörten,  umfasste.  Es  lässt  sich  viel- 
mehr aus  seinem  Inhalte  die  allgemeine  Bedeutung  desselben 
nachweisen.  Vom  zweiten  Capitel  an  enthält  es  eine  vollstän- 
dige Processordnung,  dass  die  Beamten  während  ihrer  Amtszeit 
nicht  angeklagt  werden  durften,  über  die  Annahme  und 
Zorückweisung  der  Vertheidiger ,  über  die  Aufstellung  der 
jährlichen  Richterliste,  über  die  Wahl  der  Richter  für  den 
einzelnen  Process,  über  das  weitere  Verfahren  bei  der  Frei- 
sprechung oder  Verurtheilung.  Angenommen,  alle  diese  Bestim- 
ninngen  galten  nur  für  das  Verbrechen  der  Erpressung,  so  musste 
e^  for  die  andern  vor  das  Schwurgericht  gehörigen  Verbrechen 
ähnliche  Processordnungen  geben.  Die  Bestimmungen  derselben 
'^aren  entweder  denen  bei  der  Erpressung  gleich:  dann  traut 
®^  den  Römern  eine  wunderbare  Lust  am  Gesetzgeben, 
eine  unerträgliche  Weitläuftigkeit  in   ihren  Gesetzen  zu.     Sie 

a)  Cic.  in  Verr.  Act.  1,  17,  51  an  der  S.  101  angeführten  SteUe. 
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sollten,  wenn  es  für  verschiedene  Verbrechen  ein  und  die- 
selbe Processordnung  gab,  diese  für  die  einzelnen  Verbrechen 
in  denselben  Ausdrücken  aufgestellt  und  durch  besondere  Gesetze 
haben  einführen  lassen!  Oder  die  Processordnung  war  verschie- 
den je  nach  der  Verschiedenheit  der  Verbrochen;  dann  geräth 
man  in  eine  andere  Verlegenheit.  Die  Römer  hatten  Schwur- 
gerichte eingeführt  und  diese  sollen  sie  anders  bei  diesen,  anders 
bei  jenen  Verbrechen  eingerichtet  haben!  So  haben  sie  es  in 
ihrer  sonstigen  Rechtspflege  nicht  gemacht.  Das  ordentliche 
Verfahren  vor  den  Beamten  war  bei  allen  Verbrechen  ein  und 
dasselbe  und  beruhte  auf  gleichen  Rechtsgrundsätzen,  durch  ein 
und  dieselben  Gesetze  geschaffen  und  erweitert.  Als  man  der 
Volksversammlung  eine  ausserordentliche  Gerichtsbarkeit  zuwies, 
war  man  so  weit  davon  entfernt,  ein  besonderes  Verfahren  für 
die  einzelnen  Verbrechen  aufzustellen,  dass  man  sogar  für  diese 
Gerichte  eben  dieselben  Formen  beibehielt,  welche  far  die  sonsti- 
gen Verhandlungen  vor  dem  Volke  herkömmlich  waren.  Auch 
diese  Möglichkeit  ist  undenkbar. 

Man  erwäge  femer  die  Bestimmungen  über  das  Verfahren, 
wie  sie  sich  in  diesem  sogenannten  Repetundengesetze  finden, 
z.  B.  die  ersten  über  die  Befreiung  der  Beamten  von  der  An- 
klage, über  die  Wahl  der  Vertheidiger,  über  die  Aufstellung  der 
jährlichen  Richterliste:  sie  konnten  bei  dem  Verbrechen  der  Er- 
pressung nicht  anders  sein  als  bei  den  andern  Verbrechen.  Es 
war  unmöglich,  die  Beamten  wegen  eines  Verbrechens,  das  mit 
Geldstrafe  gesühnt  wurde,  von  einer  Anklage  während  des  Amtes 
zu  befreien,  dagegen  wegen  eines  andern,  auf  dem  Aechtung 
stand,  in  die  Hand  der  Richter  zu  geben.  Die  Gesetze  über  die 
Wahl  der  Vertheidiger  beruhten  auf  älterem,  für  alle  Klagen 
gleichem  Herkommen.  Die  Richterliste  konnte  nicht  bei  Erpres- 
sung aus  Römischen  Rittern,  bei  einem  andern  Schwurgerichte 
etwa  aus  Senatoren  besteben.  Alle  diese  Bestimmungen  mussten 
bei  den  gesammten  Schwurgerichten  die  gleichen  sein  und  es 
war  widersinnig,  sie  in  besondere  Gesetze  aufzunehmen.  Wenn 
eine  in  der  Eigenthümlichkeit  des  Verbrechens  begründete  Ver- 
schiedenheit des  Verfahrens,  von  der  wir  übrigens  in  dieser  Zeit 
noch  fiicbts  wissen,  bestand,  so  war  es  natürlich,  ihr,  wenn  man 
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ihr  Dicht  ein  besonderes  Gesetz  widmen  wollte,  ein  Capitel  des 
allgemeinen  Gesetzes  anzuweisen. 

Die  jährliche  Richt^rliste,   heisst  es  in  dem  vermeintlichen 
Repetondengesefze ,   soll  vierhundert  und  fanfzig   Namen   um- 
bsgen.    Dies  soll  sich  nur  auf  den  Gerichtshof  über  Erpressung 
beziehen!    Man  hat  neuerlichst  sogar  versucht,  diese  Meinung 
darcb  eine  Erklärung  zu  begründen.     Die  Gesammtzahl  aller 
Richter,  sagte  man**),  betrug  nach  C.  Gracchus'  Gesetz  jährlich 
neanhundert,    von    dieser  wurde   die  eine  Hälfte  für  die  Repe- 
tundenprocesse  bestimmt,   weil  man  wegen  der  früheren  allzu- 
grossen    Ungerechtigkeit   der    senatorischen   Richter    auf  diese 
Processe  besondere  Rücksicht  nehmen  musste ;  die  andere  Hälfte 
der  Richter  blieb  für  die  Privat-  und  übrigen   Schwurgerichte. 
Was  hier  von  Privatgerichten  gesagt  vnrd,   ist  nicht  richtig*): 
diese  blieben  in  den  Händen  der  Senatoren.      Man  nehme  nur 
noch  ein  paar  andere  Schwurgerichtshöfe  an,   etwa  über  Mord, 
Diebstahl    an   öffentlichem   Gut  oder  ähnliche    Verbrechen,    so 
kommt  man  auf  unglaubliche  Verhältnisse.    Denn  undenkbar  ist 
es,  die  Fälle  von  Erpressungen  seien  so  viel  zahlreicher  gewesen 
als  die  übrigen  Verbrechen ,   dass  man  jenen    die  Hälfte   der 
Richterliste  hätte   zuweisen   müssen.     Man   könnte   einwenden, 
den  Repetundenprocessen  hätte  man  eine  verhältnissmässig  grös- 
sere Anzahl  von  Richtern  zugewendet,  um  bei  ihnen,  wo  früher 
die  senatorischen  Richter  viel  Unheil  gestiftet,  eine  stärkere  Ver- 
tretung des   Volkes  herbeizuführen.    Auch   dieser  Einwand  ist 
anzolässig.    Denn  das  Unheil  der  senatorischen  Richter  entstand 
dadurch,  dass  sie  nicht  ihre  GoUegen,  Freunde  und  Verwandten 
hatten  verurtheilen  wollen :  folgerichtig  hätte  man  also  eine  gleich 
grosse  Zahl  von  Richtern  bei  allen  Processen,  in  denen  Beamte 
verklagt  wurden,  anwenden  müssen.    Und  dann  in  der  Zahl  der 
Richter  liegt  keine  Gewähr  für  ihre  Strenge  und  Unparteilichkeit. 
Femer  vierhundert  und  funfeig  Personen  soll  die  jährliche  Richter- 
liste stark  sein.     Diese  Personen  sollen  zwischen  dem  30.  und 
W.  Jahre  stehen,  richterlichen  Census  haben,   keines  auch  der 
niederen  Aemter  bekleidet  haben,  nicht  selbst  im  Senate   oder 


a)  Man  sehe  oben  S.  65. 
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Vater,  Bruder,  Sohn  eines  Senators  sein,  in  Rom  wohnen.  End- 
lich sollen  sie  gewählt  werden:  es  müssen  also  mehr  vorhanden 
sein,  als  wirklich  genommen  werden,  sagen  wir  dreimal  so  viel, 
ein  gewiss  billiges  Verhältnisse^),  wenn  man  ausserdem  die  Be- 
schwerde des  Richteramtes  in  Betracht  zieht  Es  gehören  also 
etwa  fünfzehnhundert  Personen  dazu,  welche  die  gefordert-en 
Eigenschaften  besitzen  müssen.  Mehr  konnte  es  in  der  Bürger- 
schaft Roms  nicht  geben.  Die  Censuslisten  betrugen  damals, 
alle  Bürger  in  Italien  und  den  Provinzen  inbegriffen,  noch  nicht 
400,000  Köpfe.  Auf  keinen  Fall  konnte  es  die  zwei-  oder  drei- 
fache Anzahl  geben,  uro  auch  noch  die  andern  Schwurgerichts- 
höfe mit  den  nöthigen  Richterlisten  zu  versehen. 

In  ähnlicher  Weise  lässt  sich  auch  bei  den  übrigen  Bestim- 
mungen des  Processverfahrens  die  allgemeine  Bedeutung,  welche 
dieses  vermeintliche  Repetundengesetz  hatte,  erweisen.  Platz 
genug  für  die  Aufzählung  der  Verbrechen,  über  welche  es  Schwur- 
gerichte gab,  findet  sich  im  Anfange  der  uns  erhaltenen  Bruch- 
stücke; man  muss  sich  nur  von  den  Ergänzungen,  welche 
die  neueren  Gelehrten  bei  ihrer  unrichtigen  Meinung  über  den 
Charakter  des  Gesetzes  nach  Vermuthung  hinzugefügt  haben,  frei 
machen.  Das  Gesetz  also,  dessen  Bruchstücke  uns  erhalten  sind, 
bezieht  sich  zwar  unzweifelhaft  auf  das  Verbrechen  der  Erpres- 
sung: man  kann  sagen,  nach  ihm  sei  Jemand  wegen  Erpressung 
angeklagt  worden,  eben  so  wie  die  Schriftsteller  von  dem  Acili- 
schen  und  Servilischen  Gesetze  sprechen.  Aber  es  umfasste  zu- 
gleich die  Ordnung  für  die  andern  vor  dem  Schwurgerichte  be- 
handelten Klagen.  Alle  diejenigen  Fälle,  welche  das  Sempronische 
Gesetz  demselben  zugewiesen  hatte"),  gehörten  auch  in  die  drei 
Gesetze,  von  welchen  wir  jetzt  sprechen.  Dies  waren  die  Amts- 
verbrechen. Calpurnius  Piso  rief  durch  sein  Gesetz  über  die 
Begriffsbestimmung  der  Erpressung  zuerst  die  Bildung  eines 
Senatsausschusses  oder  vielmehr  den  bestimmten  Amtskreis  eines 
Prätors  hervor,  der  über  Erpressung  von  Beamten  entscheiden 
sollte.  So  lange  es  nur  dieses  Gesetz  gab,  wurde  nur  über 
Erpressung  ein  Schwurgericht  gehalten ;  andere  Verbrechen  konn- 


a)  Vergl.  oben  S.  72  flgd. 
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ten  auf  diese  Weise  nicht  abgeurtheilt  werden.  M.  Janius^  Ge- 
setz erweiterte  die  Befugniss  der  Schwurgerichte  and  G.  Gracchus 
überwies  dieselben  in  einem  auf  alle  Amtsverbrechen  erweiterten 
Imfange  vor  die  aus  dem  Ritterstande  erwählten  Geschworenen. 
Die  übrigen  Verbrechen  liess  er  den  senatorischen  Gerichten, 
welche  sie  bisher  gehabt  hatten.  Wenn  das  Acilische  und  Servi- 
lische Gesetz  ebenfalls  eine  allgemeine  Bedeutung  hatten,  kann  nur 
die  Frage  bleiben,  ob  sie  alle  Verbrechen  überhaupt  oder  nur 
die  von  Beamten  oder  Senatoren  begangenen  Amtsverbrechen 
umfassten.  Für  das  letztere  spricht  die  Aehnlichkeit  mit  dem 
Sempronischen  Gesetze,  ferner  das  Stillschweigen  der  Schrift- 
steller, die,  wenn  Acilius  oder  Servilius  eine  so  wesentliche  Ver- 
änderung in  dem  Criminalverfahren  getroffen  hätten,  unmöglich 
mit  Uebergehong  derselben  nur  einige  unwesentliche  Punkte 
hätten  erwähnen  können,  endlich  ein  ausdrückliches  Zeugniss, 
welches  die  Uebertragung  der  gewöhnlichen  Verbrechen  an  die 
Schwurgerichte  einer  viel  jüngeren  Zeit  zuschreibt.  In  dem  uns 
inschriftlich  erhaltenen  Gesetze  handelt  das  erste  Capitel  von  den 
Personen,  welche  angeklagt  werden  können :  es  sind  nur  Beamte 
and  Senatoren.  Folglich  beschränkte  sich  auch  dieses  auf  Amts- 
verbreehen. 

Der  Name  Repetundengesetz,  welchen  man  den  erwähnten 
drei  Gesetzen  giebt,  ist  mithin  nicht  richtig.  Von  den  alten 
SchriHstellem  wird  er  nicht  gebraucht  und  er  ist  unzweckmässig, 
weil  er  die  Bedeutung  hat,  als  ob  die  Erpressungen  allein  in 
denselben  bebandelt  worden  sind.  Am  meisten  Römisch  würde 
der  Name  Ricbtergesetz  sein  (lex  iudiciaria)^  in  so  fern  man 
darunter  ein  Gesetz  über  die  Befugnisse  und  die  Einrichtung  der 
Gerichte  (iudida)  versteht.  Denn  Gerichte  im  eigentlichen  Siime, 
d.  h.  Vereinigungen  von  Personen,  welche  ein  gerichtliches  Ur- 
theil  fallen,  können  damals  ausser  den  Volksgerichten  nur  die 
Schwurgerichte  genannt  werden.  Das  nächste  Repetundengesetz 
wurde  erst  von  C.  Caesar  während  seines  ersten  Consulates  er- 
lassen; er  nahm  die  Sondergesetzgebung  über  Erpressung  da,  wo 
sie  L.  Calpurnius  Piso  gelassen  hatte,  wieder  auf,  und  seine 
Verordnungen  gingen  in  die  Kaiserzeit  über.  Es  hat  mithin, 
wenngleich  ab  und  zu  auf  den  Process  wegen  Erpressung  bezüg- 
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liehe  Anordnungen  in  andern  Gesetzen  gegeben  worden  sind,  doch 
nur  zwei  eigentliche  Repetundengesetze  gegeben,  das  Calpurnische 
und  das  Julische.  Das  Calpurnische  begann  die  Gesetzgebung 
und  das  Junische  behandelte  andere  Amtsverbrechen  ausschliess- 
lich. Das  Sempronische  umfasste  die  beiden  vorhergehenden 
Gesetze  und  war  das  erste  allgemeine  über  Aratsverbrechen. 
£inen  gleichen  Charakter  hatte  dasjenige,  dessen  Bruchstücke 
uns  erhalten  sind:  es  nahm  die  auf  Verbrechen  bezüglichen  Be- 
stimmungen nicht  nur  der  beiden  ersten*^),  sondern  auch  des 
Sempronischen,  entweder  mittelbar  oder  unmittelbar,  auf.  Den 
gleichen  Charakter  hatte  das  Servilische  Gesetz,  das,  wie  wir 
durch  Ueberlieferung  wissen,  eine  Bestimmung  des  Sempronischen 
über  ungerechte  Richter  wörtlich  enthielt.  Der  Sprachgebrauch 
ist  danach  folgender.  Wer  nach  dem  Calpurnischen  Gesetze  an- 
geklagt heisst,  hat  das  Verbrechen  der  Erpressung  begangen  und 
sein  Process  fällt  vor  das  Sempronische  Gesetz.  Ebenso  wäre 
die  Erwähnung  des  Junischen  Gesetzes,  wenn  wir  eine  solche 
hätten,  zu  erklären.  Dagegen  wer  nach  dem  Sempronischen  und 
den  übrigen  Gesetzen  angeklagt  heisst,  dessen  Process  kann 
nicht  bloss  wegen  Erpressung,  sondern  auch  wegen  eines  andern 
Amtsverbrechens,  z.  B.  wegen  Amtserschleichung  stattgefunden 
haben,  und  der  Name  dieses  besonderen  Verbrechens  kann  hin- 
zugesetzt werden.  Dm  die  Ueberlieferung  richtig  zu  verstehen, 
ist  es  wichtig,  sich  diesen  aus  der  Natur  der  Sache  und  der 
Bedeutung  der  Gesetze  hervorgegangenen  Sprachgebrauch  gegen- 
wärtig zu  halten. 

Die  Eingangsworte  des  Gesetzes,  von  dem  wir  Bruchstücke 
übrig  haben,  und  damit  der  Name  dessen,  der  dasselbe  vorge- 
schlagen hat,  sind  verloren  gegangen :  daher  das  Schwanken  der 
Gelehrten.  ^)  Ehemals  hielt  man  das  Aciliscbe  Gesetz  für  jünger 
als  das  Servilische,  wegen  der  Bemerkung  des  Scholiasten  zu 
Cicero,  der  berichtet,  es  sei  nach  demselben  nicht  einmal  die 
Comperendinatio  erlaubt  gewesen.*^)     Man  gerieth  dadurch  in 


a)  Vergl.  oben  S.  51. 

b)  Vergl.  oben  S.  101. 

c)  Pseudo-Ascon.  p.  149  Orell.  S.  oben  S.  102. 
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Widersprach  mit  Cicero  selbst*),  der  das  Acilische  Gesetz  im 
Verhältnisse  zum  Servilischen  alt  nennt,  und  erzählt,  es  sei  in 
demselben  die  Ampliatio,  welche  durch  das  Servilische  aufge- 
hoben wurde,  noch  gestattet  gewesen.  Der  Widerspruch  löste 
sich,  seit  man  erkannte,  dass  der  Scholiast  fälschlich  den  Namen 
Asconius  trägt,  dass  seine  Glaubwürdigkeit  gering  und  insbe- 
sondere, dass  seine  betreifende  Bemerkung  in  sich  unklar  und 
ans  falscher  Auffassung  der  Worte  Ciceros  entsprungen  ist.^) 
Das  Acilische  Gesetz  war  also  älter  als  das  Servilische,  das  von 
denjenigen,  welche  es  am  frühesten  hinaufrückeu,  in  das  Jahr 
111  V.  Chr.  gesetzt  wird.  Der  Urheber  des  Acilischen  Gesetzes 
war  M.'  Acilius  Glabrio,  der  Vater  des  Prätors,  vor  dem  Cicero 
im  Jahre  70  v.  Chr.  seine  Anklage  gegen  C.  Verres  führte.^) 
Dieser  jüngere  Glabrio  war  ein  geistreicher  Mann,  auch  als 
Redner  nicht  ungeschickt,  erzogen  von  seinem  mütterlichen 
Grossvater  P.  Mucius  Scaevola,  dem  berühmten  Juristen,  Consul 
133  v.  Chr.');  indessen  er  war  etwas  lässig  und  unbekümmert^), 
deshalb  scheint  er  später  als  im  gesetzlichen  Alter  die  Prätur, 
in  der  Cicero  vor  ihm  sprach,  bekleidet  zu  haben.  Nehmen  wir 
an,  er  sei  damals  50  Jahr  alt  gewesen,  so  wäre  er  etwa  um 
120  V.  Chr.  geboren.  Um  diese  Zeit  konnte  sein  Vater  das 
Volkstribunat  bekleiden.  Denn  dass  derselbe  in  diesem  Amte 
sein  Richtergesetz  gegeben  hat,  ergiebt  sich  aus  der  Aehnlichkeit 
mit  den  andern  derartigen  Gesetzen,  welche  alle  von  Tribunen 
herrühren.  Cicero  schreibt  ihm  überdem  ausdrücklich  Heftigkeit 
and  Schärfe  zu,  Eigenschaften,  welche  Volkstribunen  zukommen. 


a)  Gic.  in  Verr.  üb.  1,  9,  26  Verum,  ut  opinor,  Glaucia  primus  tolit, 
^  comperendinaretur  reus:  antea  vel  iudicari  primo  poterat  vel  amplius 
proDuntiari.  ütram  igitor  putas  legem  molliorem?  Opinor,  illam  veterem, 
qua  Tel  cito  absolvi  vel  tarde  condemnari  licebat.  £go  tibi  illam  Aciliam 
legem  restituo.    Vergl.  oben  S.  102. 

b)  Cicero  in  Verr.  Act  1,  17,  51  redet  den  Prätor,  vor  welchem  er 
spncht,  so  an:  Fac  tibi  paternac  legis  Aciliae  veoiat  iu  mentem,  qua  lege 
populos  Romanns  de  pecuniis  repetundis  optimis  iudiciis  severissimisque 
iodicibos  nsus  est 

c)  Man  sehe  Pseudo-Ascon.  p.  149  Orell.,  dem  man  bei  dieser  Angabe 
zu  misstrauen  keine  Ursache  hat. 

d)  Cic.  Brut  68,  239  Nam  eins  aequalem  M.'  Glabrionem  bene  institu- 
tiun  avi  Scaevolae  diligentia  socors  ipsius  natura  negligensque  tardavit. 
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Wir  haben  noch  eine  weitere  Erwähnung  eines  Acilischen  Ge- 
setzes. In  den  Bruchstücken  einer  schlecht  abgeschriebenen  In- 
schrift der  in  einem  besonderen  Freundschaftsverhältnisse  mit 
den  Römern  stehenden  Insel  Astypalaea  wird  um  das  Jahr  105 
V.  Chr.,  man  weiss  nicht  recht  in  welchem  Zusammenhange,  das 
Gesetz  von  Rubrius  und  Acilius  erwähnt').  Man  erklärt  dies 
für  ein  von  zwei  Volkstribunen  zusammen  beantragtes  Gesetz, 
von  Rubrius  und  von  Acilius:  von  ersterem  aber  weiss  man*»), 
dass  er  College  von  C.  Gracchus  in  dessen  zweiten  Tribunate, 
122  V.  Chr.,  war.  Folglich  soll  auch  M.'  Acilius  Volkstribun  im 
Jahr  122  v.  Chr.  gewesen  sein,  und  in  diesem  Jahre  sein  Gesetz 
gegeben  haben,  d.  h.  in  eben  demselben  Jahre,  wo  Gracchus  sein 
Richtergesetz  durchbrachte.  Indessen  man  darf  nicht  annehmen, 
dass  in  demselben  Jahre,  wo  Gracchus  sein  Richtergesetz  gab, 
ein  anderer  Volkstribun  ein  anderes  Gesetz,  sei  es  auch  nur  über 
Erpressung  allein,  durchgebracht  habe.  Man  müsste  sonst  glau- 
ben, Gracchus  habe  ein  Gesetz  nur  über  die  mögliche  Aufstellung 
einer  Richterliste,  welche  erforderlichen  Falles  eintreten  sollte, 
gegeben,  und  erst  andere  Tribunen  hätten  den  von  Gracchus 
ideell  erftmdenen  Richterstand  ins  Leben  eingeführt.  Dies  ist 
nicht  nur  an  sich  undenkbar^),  sondern  wird  auch  durch  die 
Zeugnisse  widerlegt.  Unmittelbar  nach  Annahme  des  Gesetzes 
rühmte  sich  Gracchus  die  Macht  des  Senates  vernichtet  zu  haben  ^), 
unmittelbar  seinem  Gesetze,  nicht  erst  dem  Einflüsse  anderer  auf 
das  seinige  gegründeten  Gesetze  wird  die  Macht  des  Ritterstandes 
zugeschrieben.  Ausdrücklich  werden  von  Gracchus  Bestimmungen 
von  Verbrechen,  welche  von  den  neuen  Richtern  entschieden 
werden  sollten,  angeführt,  und  dabei  sollte  er  das  Verbrechen 
der  Erpressung,  um  das  der  ganze  Streit  über  die  Gerichte  aus- 
gebrochen war^),  übergangen  und  dessen  Regelung  an  CoUegen 


a)  Corp.  Inscr.  Graec.  n.  2485  xaxä  tov  vöjjlov  (t<Jv  ts)  TeJßpiov  xol 
t6v  'AxfXiov.  ^ 

b)  Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Zusammenhange  der  Erzählung  bei  Flui 
G.  Gracch.  10,  der  allein  diesen  Collegen  von  Gracchus  nennt 

c)  Vergl.  oben  S.  104. 

d)  App.  bell.  civ.  I.,  22.  S.  oben  S.  70. 

e)  App.  1.  1. 
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überlassen  haben!  Alles  dies  ist  undenkbar,  selbst  wenn  man 
die  Ansieht,  das  Aciliscbe  Gesetz  habe  nur  über  Erpressungen 
gehandelt,  festhält:  noch  viel  undenkbarer  wird  es,  wenn  das 
Sempronische,  das  Acilische,  das  Servilische  Gesetz  alle  Amts- 
?erbrechen  sammt  der  dazu  erforderlichen  Processordnung  um- 
fassten.^)  Indessen  jene  Erklärung  der  Inschrift  von  Astypalaea 
ist  nicht  nothwendig;  es  ist  sogar  sprachricbtiger,  an  zwei  ver- 
schiedene Gesetze  zu  denken,  von  denen  das  eine  durch  Gracchus' 
Collegen  Rubrius,  das  andere  durch  M/  Acilius  gegeben  wurde. 
Man  gewinnt  so  aus  dieser  Erwähnung  des  Acilischen  Gesetzes 
nichts,  als  dass  dasselbe  vor  105  v.  Chr.  und  nach  Rubrius  und 
Gracchus  gegeben  wurde.  Das  natürlichst«  war,  dass  das  Sem- 
pronische Gesetz  eine  Zeit  lang  in  Geltung  blieb,  sicherlich  wäh- 
rend des  Lebens  von  G.  Gracchus;  als  er  get^dtet  war,  konnte 
durch  den  Umschwung  der  politischen  Macht  auch  in  den  Schwur- 
gerichten eine  entsprechende  Aenderung  herbeigeführt  werden. 
Wir  werden  das  Acilische  Gesetz  mit  Wahrscheinlichkeit  einige 
Jahre  nach  Gracchus'  Tode  ansetzen  dürfen. 

Ueber  den  Inhalt  desselben  wissen  wir  aus  den  Schrift- 
steilem  nichts.  Wenn  Cicero^)  die  Schärfe  des  Antragstellers 
und  also  des  Gesetzes  lobt  und  doch  es  wieder  milder  als  das 
folgende  Servilische  Gesetz  nennt,  so  folgt  aus  diesen  von  einem 
Redner  gebrauchten  allgemeinen  Ausdrücken  nichts.  Aus  der 
politischen  Lage,  wie  sie  sich  nach  C.  Gracchus'  Tode  gestaltete, 
darf  man  schliessen,  dass  es  nicht  gegen  die  Optimaten  gerichtet 
war,  sondern  eher  die  gegen  den  Senat  durch  die  Gerichte  beab- 
sichtigte ControUe  milderte.  Ergänzt  werden  in  Betreff  seiner 
Erkenntniss  die  mangelhaften  Berichte  der  Schriftsteller  durch 
die  uns  in  einer  Inschrift  erhaltenen  Bruchstücke  eines  Gesetzes. 
Ich  halte  es  nicht  für  fr^lich,  dass  sie  dem  Acilischen  Richter- 
gesetze zugeschrieben  werden  müssen. 

Angaben,  welche  eine  genauere  Zeitbestimmung  gestatten, 
finden  sich  in  denselben  nur  zwei.  Erstlich  heisst  es,  die 
Richterliste  solle  mit  Ausschluss  der  Senatoren  gebildet  werden. 
Diese  Bestimmung  war  nicht  möglich  vor  0.  Gracchus,  der  zuerst 


a;  Cic.  in  Verr.  Act  1,  17,  52  und  I,  7. 
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die  Gerichte  an  die  Ritter  übertrug.  Folglich  müssen  die  Bruch- 
stücke entweder  dem  Sempronischen  oder  einem  späteren  Ge- 
setze angehören.  Das  erstere  ist  nicht  möglich,  weil  C.  Gracchus*) 
nach  seinem  Gesetze  durch  das  Volk  mit  der  Aufstellung  der 
Richterliste  beauftragt  wurde,  in  den  Bruchstücken  aber  zuerst 
der  Fremdenprätor,  dann  ein  anderer  Prätor  die  Richter  aus- 
wählen soll.  Deshalb  müssen  die  Bruchstücke  einem  späteren 
Gesetze  angehören.  Zweitens,  das  Servilische  Gesetz  führte  die 
Comperendination  in  das  Gerichtsverfahren  ein,  während  es  früher 
die  Ampliation  gab:  die  Bruchstücke  aber  erlauben  die  ampliatio, 
folglich  müssen  sie  einem  vor  dem  Servilischen  gegebenen  Gesetze 
angehören.  In  diesem  Zeiträume  aber  zwischen  dem  Sempronischen 
und  Servilischen  Gesetze  kennen  wir  nur  das  Acilische  und  es  ist 
nicht  wahrscheinlich,  dass  während  desselben  noch  ein  anderes  uns 
unbekannt  gebliebenes  gegeben  worden  sei.^)  Dies  kann  man  aus 
Cicero^)  folgern,  der,  von  der  Comperendination  sprechend,  statt 
deren  die  früheren  Gesetze  die  Ampliation  gestatteten,  nur  das 
Acilische  Gesetz  als  das  ältere  nennt.  Zwischen  dem  Acilischen 
Gesetze  und  dem  Sempronischen  ist  kein  anderes  Gesetz  anzu- 
nehmen, erstens,  weil  das  Sempronische  sicherlich  bis  zum  Tode 
von  C.  Gracchus  bestanden  hat,  zweitens,  weil  eine  Absetzung 
der  Ritter  vom  Richteranite  nicht  stattgefunden  hat,  auch  keine 
sonstige  Veränderung  berichtet  wird.  Es  spricht  somit  alle 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  das  Acilische  Gesetz  eben  das- 
jenige ist,  von  dem  uns  Bruchstücke  erhalten  sind,  und  diese 
Wahrscheinlichkeit  wird  erhöht,  wenn  man  nachweisen  kann, 
dass  diese  Bruchstücke  Anordnungen  enthalten,  welche  natur- 
gemäss  auf  die  des  Sempronischen  Gesetzes  folgen  mussten  und 
der  politischen  Lage  nach  Gracchus^  Untergange  entsprechen. 

Noch  eine  dritte  und  zwar  die  wichtigste  Andeutung  über 
die  Zeitverhältnisse  glaubt  man  in  den  uns  erhaltenen  Bruch- 
stücken zu  finden.  Es  wird  nämlich  darin  das  Rubrische  Ge- 
setz er^'ähnt.  Dies,  sagt  man,  ist  das  von  C.  Gracchus'  CoUe- 
gen  in  seinem  zweiten  Tribunate  über  die  Gründung  der  Golonie 


a)  S.  oben  S.  86. 

b)  Cic.  in  Verr.  IIb.  I,  9. 
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Cartbago  gegebene  Gesetz:  es  wurde  gleich  nachher  wieder  ab- 
geschafft, in  den  Bruchstücken  wird  es  als  bestehend  genannt, 
folglich  gehören  die  Bruchstücke  einem  Gesetze  an,  das  während 
Gracchus'  zweiten  Volkstribunates  gegeben  wurde.  Auf  diese 
Weise  gewann  man  eine  vermeintliche  Bestätigung  für  die  An- 
sieht, dass  Gracchus  ein,  so  zu  sagen,  ideales  Richtergesetz  ge- 
geben habe,  das  erst  durch  besondere  Gesetze  auf  die  einzelnen 
Gattungen  von  Processen  angewandt  worden  wäre.  Man  be- 
dachte nicht,  dass  man  dadurch  in  den  stärksten  Widerspruch 
geräth.  Denn  von  Gracchus  erzählt  Plutarch^),  er  habe  die 
Richterliste  vermöge  besonderen  Auftrags  vom  Volke  selbst  auf- 
gestellt: in  den  Bruchstücken  aber  bekommt  für  das  laufende 
Jahr  der  Fremdenprätor  den  Auftrag,  binnen  zehn  Tagen  die 
Richterliste  anzufertigen.  Durch  welche  Vermuthungen  und  An- 
nahmen man  diese  Nachrichten  vereinen  will,  wird  nicht  gesagt 
Die  beiden  Behauptungen,  dass  das  Rubrische  Gesetz  als  be- 
stehend erwähnt  werde,  und  dass  dasselbe  sogleich  nachher  auf- 
gehoben worden  sei,  sind  unbegründet.  In  dem  Bruchstücke 
über  die  Wahl  der  Richter  für  den  einzelnen  Process  heisst  es, 
Richter  dürfe  nicht  sein  „wer  nach  dem  Rubrischen  Gesetze."**) 
Wir  wollen  zugeben,  was  vielleicht  wahrscheinlich  ist,  dies  Ru- 
brische Gesetz  sei  dasjenige,  nach  welchem  die  Colonie  Carthago 
gegründet  wurde:  als  bestehend  wird  es  nur  in  den  Ergänzun- 
gen, welche  die  neueren  Gelehrten  in  sehr  unsicherer  Vermuthung 
hinzugefügt  haben,  genannt.  Es  ist  eben  so  möglich,  dass  in 
dem  Gesetze  stand,  wer  Triumvir  nach  dem  Rubrischen  Gesetze 
gewesen  wäre,  solle  nicht  als  Richter  gewählt  werden  dürfen, 
mit  Beziehung  auf  die  Vergangenheit,  nicht  auf  die  Zukunft, 
oder  dass  mit  dem  Rubrischen  Gesetze  etwa  noch  das  Livische 
gleichzeitige  Ackergesetz  verbunden  war,  in  welchem  Falle  es 
heissen  konnte  „wer  nach  diesen  beiden  Gesetzen  Triumvir  sei 


a)  Plut.  C.  Gracch.  6;  vergl.  oben  S,  87. 

b)  Zeile  XXU  nach  Mommsen  queive  lege  Rubr(ia  III  vir  coloniae  de- 
docendae  creatas  sit  fiieritve),  nach  Rudorff  p.  451  queive  lege  Rubri(a 
III  vir  colonis  queive  in  coloni  nomero  scripti  fuerint  in  Africa  in  coloniam 
eoloniasqae  dedncendis  ÜBtctos  siet  fderitve). 
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oder  gewesen  sei,  dürfe  nicht  Richter  sein.^^  Das  Bestehen  des 
Rubrischen  Gesetzes  zur  Zeit,  in  welche  die  vorliegenden  Bruch- 
stücke fallen,  ist  nur  eine  Annahme,  ersonnen,  um  darauf  eine 
andere  in  sich  unmögliche  Vermutbung  über  die  Gleichzeitigkeit 
des  Rubrischen  und  Äcilischen  Gesetzes  zu  gründen.  Aber  auch 
die  Behauptung,  das  Rubrische  Gesetz  sei  alsbald  wieder  aufge- 
hoben worden ,  ist  unbegründet.  Es  war  ein  umfangreiches  Ge- 
setz über  ausgedehnte  Landanweisungen  in  Africa,  und  unter 
andern  kam  darin  die  Anlegung  der  Colonie  Carthago  vor.  Diese 
letztere  und  namentlich  die  Gründung  einer  Stadt  auf  der  Stätte 
des  alten  Carthago  wurde  noch  bei  Lebzeiten  von  Gracchus  ge- 
hindert, aber  dabei  blieben  viele  andere  Anordnungen  des  Ru- 
brischen Gesetzes,  so  wie  etwaige  durch  dasselbe  ernannte  Drei- 
männer bestehen  und  führten  ihr  Amt  bis  zum  Erlöschen  ihrer 
Amtszeit  oder  der  Erledigung  ihres  Auftrages.*®)  Somit  liegt 
in  der  Erwähnung  des  Rubrischen  Gesetzes  für  die  Zeit  des 
Äcilischen  Gesetzes  nur  die  Andeutung,  dass  c^as  letztere  in 
nicht  zu  grosse  Entfernung  von  dem  ersteren  anzusetzen  ist 

Achtes  CapiteL 

Die  Jfthrllche  Anfstellmig  der  Richterliste  war  der  Hauptfbrtadiritt  des 
Äcilischen  Gesetzes  iini  vortheilhaft  fOr  den  Senat.  Ein  besonderer  Pri- 
tor  damit  beauftragt.  Richteriiste  sowohl  fttr  das  laufende  Jahr,  als  auch 
fttr  die  folgenden.  Zahl  der  Jährlichen  Richter.  Bedingungen  für  die 
Wahl  derselben  und  Pflicht  des  Pr&tors  dabei.  Auswahl  der  Richter  für 
den  einzelnen  Process.  Lflckenhaftigkeit  der  uns  erhaltenen  Bnchstücke, 
welche  kein  sicheres  Yerst&ndniss  ermOg^chen.  Bisherige  Ansichten  and 
Widerlegung  derselben.  Yeminthang  Aber  die  Aaswahl  der  Richter,  be- 
gründet durch  das  in  den  Mheren  recaperatorischen  Gerichten  flbliche 
Yerüüiren.  Möglichkeit  einer  Ergänzung  der  Bruchstücke  und  Erkl&rang 
derselben.    Zahl  der  Geschworenen  in  den  einzelnen  Processen. 

G.  Gracchus  verfolgte  bei  seinem  Ricbtergesetze  den  poli- 
tischen Zweck,  die  Macht  des  Senates  zu  schmälern  und  eine 
durchgängige  Beaufsichtigung  der  Verwaltung,  wie  sie  bis  dahin 
nur  in  einzelnen,  ausserordentlichen  Fällen  durch  das  Volk  statt- 
gefunden hatte,  einzuführen.  Deshalb  wählte  er  die  Ritter  zu 
Richtern,   deshalb  bestimmte   er  eine  dem  damaligen  Bestände 
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des  Senates  gleiche  Anzahl  von  Rittern  ein  für  alle  Mal  zu  Ge- 
schworenen. Er  erreichte  dadurch  ohne  Zweifel  seine  Absicht, 
den  Schwerpunkt  der  Macht  auf  das  Volk,  zu  dem  die  Ritter 
gehörten,  zu  übertragen ;  aber  er  schuf  einen  andern  Stand,  der 
seinen  neuen  Einfluss  sogleich  auf  nicht  minder  eigennützige 
Weise  auszubeuten  begann.  Es  war  ein  Unrecht  gegen  den 
Senat  und  die  Rechtspflege  gewann  dabei  nicht  Man  bedurfte 
grösserer  Abwechselung  in  der  Richterliste  und  diese  wurde 
darch  jährliche  Aufstellung  derselben  erreicht  Dies  war  der 
Vortheil,  welchen  die  Senatspartei  nach  Gracchus'  Sturze  davon- 
trug, es  war  auch  ein  Nutzen  für  die  Rechtspflege  selbst,  da 
offenbar  unwürdige  Richter  durch  NichtWiederaufnahme  in  die 
Liste  beseitigt  werden  konnten.  Dies  halte  ich  für  den  Hauptr 
inhalt  des  Acilischen  Gesetzes,  wie  er  sich  aus  den  uns  erhal- 
tenen Bruchstücken  ergiebt:  hätten  wir  genauere  Kunde  davon, 
so  würde  dies  als  der  Fortschritt,  welcher  durch  dasselbe  ge- 
schah, auch  angegeben  werden. 

Zwei  Capitel  des  Acilischen  Gesetzes  handeln  über  die  Auf- 
stellung der  Richterliste,  das  erste  über  die  des  laufenden  Jah- 
res, das  zweite  über  die  der  folgenden  Jahre:  jene  wird  dem 
Fremdenprätor,  diese  dem  für  die  Leitung  der  Amtsprocesse  er- 
nannten Prätor  aufgetragen.  Im  Sempronischen  Gesetze  hiess 
es,  nach  Annahme  desselben  sollte  durch  das  Volk  Jemand  zur 
Aufstellung  der  Richterliste  ernannt  werden,  woraus  eine  grössere 
Bedeutung  und  längere  Dauer  der  Richterliste  folgte.^)  Daraus, 
dass  für  das  laufende  Jahr  der  Fremdenprätor,  für  die  späteren 
ein  besonderer  Prätor  die  Richter  auswählt,  darf  man  schliessen, 
dass  der  erstere  schon  früher  die  Processe  wegen  Amtsverbrechen 
geleitet  hatte:  der  Grund  davon  schreibt  sich  aus  dem  Calpur- 
nischen  Gesetze,  das  zunächst  der  Bundesgenossen  halber  gege- 
ben worden  war,  her.**)  Ein  besonderer  Prätor  kann  regelmässig 
erst  seit  diesem  Gesetze  für  die  Amtsverbrechen  ernannt  wor- 
den sem:  er  wurde  dadurch  gewonnen,  dass  man  ausser  dem 
st&dtischen  und  Fremdenprätor  noch  einen  dritten  während  sei- 


a)  8.  oben  S.  86. 

b)  Yeigl.  unsere  Darstellung  oben  S.  10. 
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nes  Amtsjahres  in  Rom  behielt  und  allmälig  mit  dem  städti- 
schen Amte  noch  eine  Verwaltung  einer  Provinz  zu  verbinden 
begann.»)  Man  könnte  versucht  sein,  diese  Vertheilung  der  Prä- 
torenstellen, die  uns  in  Beispielen  erst  nach  dem  Acilischen 
Gesetze  entgegen  tritt,  von  demselben  herzuleiten.  Indessen  es 
findet  sich  in  den  Bruchstücken  keine  Stelle,  wo  eine  Bestim- 
mung darüber  gestanden  haben  könnte:  sie  wird  schon  in  den 
ersten  Capiteln  vorausgesetzt^)  Wir  haben  sie  deshalb  dem  Sem- 
pronischen Gesetze  zuzuschreiben,  um  so  mehr,  da  es  sehr  mög- 
lich ist,  dass  der  regelmässigen  Wahl  eines  besonderen  Prätors 
eine  ausserordentliche  Ernennung  desselben  zur  Unterstützung 
des  Fremdenprätors  vorausging. 

Die  Richter,  aus  denen  die  Liste  gebildet  wird,  heissen 
die  450  Männer  und  wahrscheinlich  ist  dies  bis  auf  Sulla  der 
amtliche  Name  derselben  geblieben.  £rst,  wo  aus  der  allge- 
meinen Liste  die  Richter  für  den  einzelnen  Fall  gewählt  wer- 
den, ist  von  Richtern  die  Rede.^)  Die  Zahl  derer,  welche  die 
Liste  umfasst,  ist  gegen  das  Sempronische  Gesetz  um  die  Hälfte 
erhöht  und  diese  Erhöhung  war  um  so  grösser,  als  die  Sempro- 
nischen  dreihundert  Richter  ein  für  allemal  ernannt  waren :  es 
mussten  von  ihnen  verhältnissmässig  mehr  zeitweise  unfähig 
zum  Richteramte  sein  als  von  den  450  jährlichen.  Zwei  Gründe 
konnte  es  für  eine  solche  Erhöhung  geben,  die  grössere  Menge 
der  Processe,  welche  zu  entscheiden  waren,  oder  die  grössere 
Zahl  der  fortan  für  die  einzelnen  Processe  erforderlichen  Richter: 
vielleicht  kommen  beide  Gründe  zusammen.  Jedenfalls  aber  ist 
ersichtlich,  dass  die  Semproniscben  dreihundert  Ritter  nichts 
mit  den  Privatprocessen  zu  thun  hatten,  und  ferner,  dass  die 
vierhundert  und  funfisig  des  Acilischen  Gesetzes  für  alle  Processe 
über  Amtsverbrechen  bestimmt  waren. 

In  Bezug  auf  die  Bedingungen  für  die  Wahl  unter  die  Rich- 
ter herrscht,  wenngleich  in  diesem  Capitel  verhältnissmässig 
viel   erhalten  ist,    dennoch   bei   einigen  Punkten  Ungewissheit 


a)  Vergl.  oben  S.  89. 

b)  Die  Ueberscbrift  des  Capitels  ist  Zeile  XIX  de  nomine  deferendo 
iudicibosque  legendis. 
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Sicher  ist,  dass  alle  diejenigen  ausgeschlossen  werden,   welche 
im  Senate   sind  oder  gewesen  sind:  za  ihnen  gehören  natürlich 
diejenigen,    welche   curalische  Aemter  bekleiden  und   bekleidet 
haben. *^)    Aber  auch   die  niederen  Aemter,   welche  nicht  noth- 
wendiger  Weise  von  Senatoren  bekleidet  werden,  schliessen  für 
immer  von  der  Richterliste  aus,  das  Volkstribunat,  die  Quästur, 
das  Amt  der  Dreimänner  für  Capitalverbrechen ,  das  Militair- 
tribnnat  in  einer  der  vier  städtischen  Legionen,  das  Amt  der 
Dreimänner   für   Ackervertheilung.     Auch    die   Väter,   Bruder, 
Söhne  von  jetzigen  oder  gewesenen  Senatoren  dürfen  nicht  unter 
den  Geschworenen  sein.     Somit  ist   der  ganze   Senatorenstand 
mit  allen  denjenigen,  welche  ihm  gleich  und  nahe  stehen,  von 
der  Richterliste   ausgeschlossen.     Von  den  übrigen   Römischen 
Bürgern  werden  nicht  zugelassen  diejenigen,  welche  unter  30 
und  über  60  Jahre  sind,  eine  Altersgrenze,  welche  in  späteren 
Gesetzen  anders  bestimmt  worden  ist,  ferner  diejenigen,  welche 
in  einem  öffentlichen  Gerichte  verurtheilt  ihre  bürgerliche  Ehre 
verloren  haben,  diejenigen,  welche  ausserhalb  einer  bestimmten 
Entfernung  von  Rom  wohnen*^),  endlich  diejenigen,   welche  in 
eigenen  Geschäften  jenseits  des  Meeres  abwesend  sind.   Fraglich 
dagegen  ist,  ob  für  die  Geschworenen  ein  Census  vorgeschrieben 
wurde.     Wenn  das  Sempronische  Gesetz  einen  solchen  festsetzte, 
so  ist  kaum   möglich,  dass  ein  wenige  Jahre  späteres  Gesetz 
nicht  eben  dasselbe  gethan  habe.    Erst  durch  das  längere  Be- 
stehen desselben  konnte  sich  der  auf  Vermögen  gegründete  Ritter- 
stand, welchen  es  später  gab,  bilden.    Darnach  ist  es  wahr- 
scheinlich ,   dass  der  spätere  Rittercensus  von  400000  Sesterzen 
auch  in  diesem  Gesetze  genannt  war.  ^)    Aber  wenn  das  Gesetz 
wirklich  die  Absicht  hatte,  nur  die  reichsten  und  ehren werthesten 
Hitglieder  der  Bürgerschaft  nächst  den  Senatoren  zur  Richter- 
würde zuzulassen,  so  war  es  nothwendig  zu  erwähnen,  dass  nur 
freie  Geburt  (ingenuitas)  zu  demselben  berechtige.    Zwar  war 
damals  die  Zahl  der  reichgewordenen  Freigelassenen  nicht  so 
gross,  als  später;  dennoch  musste  es  einige  aus  dieser  Classe 
geben  und  eine  Bestimmung,  welche  sie  ausschloss,  war  nöthig.^) 
Es  bleibt  noch  eine  von  den  Richtern  zu  erfüllende  Bedingung 
^bhg,  die  in  den  uns  erhaltenen  Bruchstücken  durch  das  Wort 
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„Lohn"  bezeichnet  wird:  es  scheint,  dass  damit  die  Classe  der 
niederen  vom  Staate  besoldeten  Beamten,  wie  der  Schreiber  und 
sonstigen  Amtsdiener,  auch  wohl  einiger  militairischen  Beamten 
angedeutet  wird.  Sie  konnten  alle  übrigen  Bedingungen  des 
Gesetzes  erfüllen  und  waren  dennoch  zu  Richtern  über  die  Be- 
amten senatorischen  Standes,  mit  denen  sie  theils  durch  unmit- 
telbare Abhängigkeit  theils  durch  andere  Verhältnisse  zusammen- 
hingen, unpassend.^) 

Die  weiteren  Pflichten  des  Prätors,  wenn  er  die  Auswahl 
der  Richter  vorgenommen  hat,  für  die  gültige  Aufstellung  der 
Richterliste  sind  aus  den  uns  erhaltenen  Bruchstücken  genügend 
erkennbar.^)  Er  soll  die  Richter  Tribusweise  ordnen  und  dann 
die  einzelnen  mit  Hinzufügung  ihres  Vaters,  ihrer  Tribus  und 
ihres  Beinamens  verzeichnen,  mit  schwarzer  Farbe  auf  weisser 
Tafel.  Er  soll  dann  diese  Liste  öffentlich  in  einer  Volksver- 
sammlung verlesen  lassen,  zum  Besten  derer,  welche  das  Ge- 
schriebene nicht  lesen  können,  und  demnächst  einen  Eid  leisten, 
dass  er  die  Auswahl  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  und 
nach  bestem  Wissen  vorgenommen  habe.  Die  Liste  bleibt  für 
die  Dauer  desjenigen  Jahres,  in  welchem  sie  Gültigkeit  hat, 
öffentlich  ausgestellt-,  später  wird  sie  zusammen  mit  den  übrigen 
Urkunden  über  die  Amtsführung  aufbewahrt.  Wahrscheinlich 
sind  diese  Bestimmungen  ganz  dem  Sempronischen  Gesetze 
nachgebildet,  das  ebenfalls  eine  öffentliche  Aufstellung  der  Rich- 
terliste, sowie  einen  Schwur  von  C.  Gracchus,  der  dieselbe  an- 
gefertigt, verlangen  musste. 

Dagegen  die  Anordnungen  des  Aciiischen  Gesetzes  über  die 
Auswahl  der  Richter  für  den  einzelnen  Process  sind  dunkel  und 
räthselhaft:  der  Scharfsinn  der  Gelehrten  hat  trotz  der  ausser- 
ordentlichen Mühe,  mit  der  man  die  vorhandenen  Ueberbleibsel 
zusammengefugt  hat,  bis  jetzt  zu  keinem  annehmbaren  Ergeb- 
nisse geführt.  Früher  nahm  man  an,  aus  der  Liste  von  450 
Personen  habe  jede  Partei  100  vorgeschlagen,  von  ihnen  die 
Gegenpartei  50  verworfen  und  der  Rest,  also  100,  hätte  dasSchwm^ 
gericht  gebildet.  Die  neuere  Ansicht  ist,  zuerst  hätte  der  Ange- 
klagte dem  Ankläger  in  der  Richterliste  der  450  Personen  alle 
diejenigen  angeben  müssen,  mit  denen  er  in  einem  durch  das 
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Gesetz  nieht  gestatteten  Grade  verwandt  oder  sonst  verbunden 
war,  dann  hätte  der  Ankläger  aus  der  Richterliste  100  Personen, 
welche  mit  ihm  selbst  nicht  in  verbotenem  Grade  verwandt  oder 
sonst  verbunden  waren,  vorgeschlagen,  und  endlich  der  Angeklagte 
aus  diesen  vorgeschlagenen  100  Personen  diejenigen  50,  welche  für 
den  vorliegenden  Fall  das  Schwurgericht  bilden  sollten,  ausgewählt. 
Es  herrscht  also  Unsicherheit  nicht  nur  über  die  Art  der  Aus- 
wahl, sondern  auch  über  die  Anzahl  der  Richter,  welche  erlesen 
wurden.*^)  Gegen  beide  Ansichten  spricht  ein  bisher  von  den 
Erklären!  noch  nicht  gebührend  gewürdigter  Umstand.  Die  all- 
gemeine jährliche  Richterliste  wird  mit  Ausschluss  der  Sena- 
toren  und  Beamten  nach  den  von  uns  oben  angegebenen  Grund- 
sätzen aufgestellt,  aus  dieser  Richterliste  werden  von  den  Parteien 
die  Richter  für  den  besonderen  Fall  gewählt.  Dennoch  heisst  es 
nach  der  Ergänzung  der  Gelehrten  in  den  Worten,  welche  von 
der  Auswahl  der  Richter  durch  den  Ankläger  handeln,  er  dürfe 
Niemanden  wählen,  der  Volkstribun,  Quästor,  einer  der  Drei- 
männer für  die  Capitalverbrechen  und  Ackervertheilung,  Militair- 
tribuD  in  einer  der  städtischen  Legionen  sei  oder  gewesen  sei, 
oder  der  im  Senate  sei  oder  gewesen  sei ,  oder  der  jenseits  des 
Meeres  abwesend  sei*):  kurz  es  werden  hier  alle  oder  fast  alle 
Beschränkungen  für  die  Wahl  von  Richtern,  wie  wir  sie  bei  der 
Au&teUung  der  allgemeinen  Richterliste  kennen  gelernt  haben, 
^on  Neuem  fast  in  denselben  Ausdrücken  wiederholt.  Dies  ist 
nnmöglich.  Wenn  die  allgemeine  Richterliste  keine  Senatoren 
and  Beamten  enthalten  durfte,  so  war  es  nicht  denkbar,  dass 
eine  von  den  Parteien  aus  dieser  Liste  gewählte  Anzahl  von 
Personen  dennoch  Senatoren  oder  Beamte  enthielt,  ein  Verbot 
deshalb  unnütz  und  eine  Ergänzung,  nach  welcher  dasselbe  aus- 
gesprochen wird,  ist  unrichtig.  Es  hilft  nichts,  dass  man  sagt, 
das  erneute  Verbot  sei  zwar  unnütz,  aber  der  Gesetzgeber  habe 
^  wiederholt,  damit  nicht  ein  bei  der  Aufstellung  der  Richter- 


a)  Z.  XXII,  wo  uns  erhalten  ist  queive  tr.  pl.  q.  Illvircap.  Illvir  a.  d. 

a.  tiibunus  miL  1.  IUI  prim(is  aliqua  e)arum  siet  fueritve  (qaeive)  in  senata 

siet  fueritve  qaeive  1.  Rabria aberit  queive  trans  mare 

erit 
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liste  grsehehener  Fehler  sich  bei  dem  einzelnen  Processe  wieder* 
hole.  Denn  die  Prüfung  der  Wahlfahigkeit  als  Richter  kann 
nicht  den  Parteien,  sondern  nar  dem  Prätor  zufallen  und  dass 
dieser  seine  Schuldigkeit  thue,  dafür  hatte  das  Gesetz  durch 
öifentliche  Verlesung  und  Aufstellung  der  Kichterliste,  sowie 
durch  den  Eid  gesorgt.*)  Eben  so  wenig  kann  man  sagen,  ee 
hätte  zwischen  der  Aufstellung  der  Richterliste  und  der  Wahl 
der  Richter  für  den  einzelnen  Fall  das  gesetzliche  Hinderniss, 
welches  von  dem  Richteramte  ausschloss,  erst  eintreten  kdnnen 
und  deshalb  sei  die  Wiederholung  nothwendig  gewesen.^)  Ein- 
mal konnte,  da  die  Richterliste  jährlich  erneuert  wurde,  Nie- 
mand, der  in  derselben  stand,  eines  der  regelmässigen  Aemter 
antreten:  diese  also  wenigstens  mussten  nicht  wiederholt  wer- 
den. Geschah  es  ausserordentlicher  Weise,  etwa  durch  eine 
Censur  oder  durch  Verurtheilung  in  einem  öffentlichen  Gerichte, 
dass  ein  in  der  Richterliste  Aufgeführter  seine  Befähigung  zum 
Richter  innerhalb  eines  Jahres  verlor,  so  musste  der  Prätor  die 
Befügniss  haben  seinen  Namen  zu  löschen.  Denn  vollständig 
brauchte  die  Liste  der  450  wählbaren  Personen  nicht  immer  zu 
sein :  die  während  eines  Jahres  verstorbenen  blieben  in  derselben 
stehen.  *)  Mag  man  die  Sache  ansehen ,  wie  man  will,  die  na- 
türliche Erklärung  führt  darauf,  dass  diejenige  Stelle  des  Aci- 
lischen  Gesetzes,  wo  von  dem  erneuten  Verbote,  einen  Beamten 
oder  einen  Senator  zu  wählen,  die  Rede  ist,  nicht  von  einer 
Wahl  aus  der  allgemeinen,  jährlichen  Richterliste,  sondern  wie* 
derum  von  einer  Wahl  aus  der  gesammten  Römischen  Bürger- 
schaft handelt.  Eine  blosse  Nachlässigkeit  der  Darstellung  kann 
man  nicht  annehmen :  sie  wäre  so  gi'oss,  dass  man  sie  Nieman- 
dem, geschweige  einem  Gesetzgeber  zutrauen  darf:  nur  eine 
solche  Erklärung  kann  auf  Wahrscheinlichkeit  Anspruch  machen, 
bei  der  Alles  natürlich  und  verständig  ausgesprochen  wird. 

Eine  weitere,  wenngleich  weniger  starke  Verkehrtheit  schreibt 
man  eben  dieser  Stelle  zu.  Man  ergänzt  so,  dass  man  dem 
Ankläger  verbietet,  bei  seinem  Vorschlage  zu  Richtern  aus  der 


a)  Man  erkeDot  dies  daraus,   dass  es  Z.  XXI  heisst,  es  solle  von  den 
Parteien  einer,  der  lebe  (qui  vivat),  gewählt  werden. 
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allgemeinen  Ricbterliste  nicht  nur  die  eben  besprochenen  Beam- 
ten und  Senatoren  zu  wählen,  sondern  auch  „diejenigen,  welche 
venirtheilt  sind,  weil  nait  ihnen  nach  dem  Galpurnischen  und 
Janischen  Gesetze  ein  Civilprocess  angestellt  wurde  oder  weil 
sie  nach  dem  gegenwärtigen  Acilischen  Gesetze  als  Griminal- 
verbrecher  belangt  wurden."  •)  Auch  hierin  liegt,  abgesehen  von 
den  an  sich  nicht  passenden  Worten^),  ein  Widerspruch  mit 
den  früheren  Bestimmungen  des  Acilischen  Gesetzes,  oder  eine 
so  auffallende  Ungeschicklichkeit  des  Ausdrucks,  wie  man  sie 
in  einem  Gesetze  nicht  annehmen  darf.  Es  mag  möglich  ge- 
wesen sein,  dass  nach  dem  Galpurnischen  und  Junischen  Ge- 
setze auch  gegen  Personen,  die  weder  Senatoren  noch  Beamte 
waren,  eine  Untersuchung  angestellt  wurde,  zumal  eine  Givil- 
antersuchung,  welche  keine  Bestrafung  zur  Folge  hatte:  von  dem 
gegenwärtigen  Acilischen  Gesetze  aber  glauben  alle ,  sowohl  die 
früheren ,  welche  es  nur  für  ein  Repetundengesetz  ansahen ,  als 
auch  wir,  die  wir  es  als  ein  allgemeines  Gesetz  gegen  alle 
Ämtsverbrechen  betrachten,  dass  es  nur  auf  Senatoren  oder  Be- 
amte anwendbar  war.  Wie,  ist  es  also  denkbar,  dass  in  ein  und 
demselben  Satze  von  der  Wahl  zu  Richtern  zuerst  die  Senatoren 
und  Beamte,  und  dann  noch  besonders  die  nach  dem  Acilischen 
Gesetze  Verurtheilten  ausgeschlossen  wurden  ?  Nothwendiger 
Weise  ist  also  die  Bemerkung  über  das  Acilische  Gesetz  von 
dem  Vorhergehenden  zu  trennen  und  auf  eine  besondere  Anord- 
nung zu  beziehen. 

Wir  haben  auch  Bedenken  gegen  die  Zulässigkeit  des  von 
den  neuesten  Gelehrten  angenommenen  Verfahrens^),  dass  zuerst 
der  Angeklagte  dem  Ankläger  diejenigen  aus  den  450  Personen 
der  Richterliste  angeben  soll,  mit  denen  er  in  unzulässigem 
Grade  verwandt  oder  befreundet  sei,  und  dass  sein  demnächst 
zu  leistender  Schwur  dahin  gehen  solle,  er  habe  von  der  Richter- 
liste Niemanden,  mit  dem  er  in  unzulässigem  Grade  verwandt 


a)  Z.  XXUI  neive  eum  (legat  edatve,  quei  peconiae  captae  condemna- 
tos  est  erit  aut  quod  com  eo  lege  Galpu)rDia  aut  lege  lunia  sacramento 
*«^  «et  aut  quod  h.  1.  nomen  (delatum  Bie)t. 

b)  S.  oben  S.  121. 
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oder  befreundet  sei,  übrig  gelassen.  Mehr  als  die  Hälfte  der 
Richterliste  kommt  bei  der  Auswahl  der  Richter  für  den  einzel- 
nen Process  nicht  in  Betracht:  es  ist  also  ein  unnütz  weit- 
läuftiges  Verfahren,  wenn  der  Angeklagte  von  der  ganzen  Liste 
seine  Verwandten  angeben  soll.  Das  Gesetz  kann  ihn,  wenn 
es  ihm  das  Recht  des  Vorschlages  giebt,  verpflichten,  nicht  seine 
Verwandten  vorzuschlagen;  aber  es  kann  von  ihm  nicht  eine 
Ausmerzung  aus  der  ganzen  Richterliste  verlangen.  Das  wäre 
eben  so,  als  wenn,  wo  bei  der  Wahl  der  Geschworenen  das 
Loos  und  Verwerfung  durch  die  Parteien  angewendet  wird,  die 
letztere  vor  dem  ersteren,  also  aus  der  Gesammtzahl  aller  zum 
Verloosen  Bestimmten  eintreten  sollte.  Der  Schwur  des  Prä- 
tors bei  der  Aufstellung  der  jährlichen  Richterliste  und  der 
des  Anklägers  bei  dem  Vorschlage  der  Geschworenen  für  den 
betreifenden  Process  geht. dahin,  dass  sie  die  Bedingungen  des 
Gesetzes  nach  bestem  Wissen  berücksichtigt  haben:  der  des 
Angeklagten  sollte  dahin  gehen,  dass  er  die  gesammte  Richter- 
liste durchgegangen  und  keinen  Verwandten  von  sich  darin  übrig 
gelassen  habe! 

Um  ein  wahrscheinliches  Verständniss  der  räthselhaften 
Bruchstücke  zu  gewinnen,  muss  man  den  geschichtlichen  Weg 
der  Entwickelung  aufsuclien:  alle  Einrichtungen  der  Römer  und 
auch  die  des  Gerichtswesens  bildeten  sich  in  natürlicher  und 
stetiger  Folge,  nirgends  ist  ein  Sprung  bemerkbar.  Von  der 
Anwendung  des  Looses,  das  später  bei  der  Auswahl  der  Ge- 
schworenen für  den  einzelnen  Fall  gebraucht  wurde,  findet  sich 
in  dem  Acilischen  Gesetze  keine  Spur:  kein  Ausdruck  deutet 
darauf,  die  Worte  angeben  (edere)  und  wählen  (legere)^  welche 
gebraucht  werden,  schliessen  dasselbe  sogar  aus.  Das  vorge- 
schriebene Verfahren  wird  sich  demjenigen  anschliessen,  das  wir 
früher  bei  den  recuperatorischen  Gerichten,  welche  durch  einen 
Senatsausschuss  gebildet  wurden,  jcennen  gelernt*)  und  nach 
andern,  aus  noch  älterer  Zeit  überlieferten  Recuperatorengerichten 
dargestellt  haben.  Danach  ging  die  Wahl  oder  vielmehr  die 
Einsetzung  der  Richter  von  dem  Vorsitzenden  Prätor  aus:  nur 


a)  S.  oben  S.  16. 
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dadurch,  dass  derselbe  sie  bestellte,  erhielten  sie  den  Auftrag  zu 
richten.  Dieser  Grundsatz  wurde  den  veränderten  Umständen 
angepasst  Die  Aufstellung  der  jährlichen  Richterliste  durch 
den  Prätor  hat  die  Bedeutung,  dass  derselbe  im  Voraus  erklärt, 
jeden  aus  der  Richterliste,  der  von  den  Parteien  auf  gesetz- 
mässige  Weise  gewählt  sei,  als  Richter  anerkennen  zu  wollen. 
Daraus  folgt,  dass  die  Parteien  nur  aus  der  Richterliste,  die 
ihretwegen  aufgestellt  ist,  wählen  dürfen.  Deshalb  finden  wir 
in  dem  Aciliscben  Gesetze,  dass,  wo  von  den  durch  die  Parteien 
gewählten  Richtern  die  Rede  ist,  ausdrücklich  hinzugesetzt  wird, 
dieselben  müssteu  aus  den  450  Personen  der  Richterliste  ent- 
Dommen  sein.  Indessen  bei  dem  Recuperatoreugerichte  giebt 
der  Prätor,  wenn  die  Parteien  über  die  Richter  übereingekommen 
sind,  nach  eigenem  Belieben  einen  Obmann.  Er  wählt  ihn  zwar 
auch  aus  dem  einmal  für  die  betreifenden  Processe  bestimmten 
Stande,  wie  z.  B.  vor  dem  Sempronischen  Gesetze  aus  den  Se- 
natoren; allein  er  ist  frei  in  seiner  Wahl,  nicht  gebunden  durch 
die  Aufeicht  eines  Andern.  Wenden  wir  dies  Verhältniss  auf 
das  Acilische  Gesetz  an,  so  ergiebt  sich,  erstens  dass  der  ver- 
sitzende Prätor  ausser  den  von  den  Parteien  erwählten  Richtern 
seinerseits  besondere,  von  ihm  selbst  erlesene  Richter  stellt, 
zweitens  dass  diese  nicht  aus  der  Richterliste,  welche  nur  die 
Vorschläge  des  Prätors  für  die  Parteien  enthält,  entnommen  zu 
werden  brauchen,  drittens  dass  sie  dennoch  in  ihren  Eigen- 
schaften denjenigen,  welche  die  Richterliste  enthält,  entsprechen 
müssen. 

Hierin  liegt  die  Auflösung  des  Räthsels,  welches  die  Bruch- 
stücke des  Acilischen  Gesetzes  über  die  Wahl  der  Richter  für 
den  einzelnen  Process  darbieten.  Ein  Gesetzgeber  kann  nicht 
so  ungeschickt  sprechen,  dass  er  nach  Anzahlung  der  Bedin- 
gimgen,  welche  für  die  Aufstellung  der  Richterliste  zu  erfüllen 
sind,  nachher  bei  der  Erwähnung  der  Auswahl  aus  der  Richter- 
liste eben  jene  ersten  Bedingungen  wiederholt :  wo  er  dies  thut, 
l^ann  nur  von  Richtern,  welche  ausserhalb  der  Richterliste 
genommen  werden  sollen,  die  Rede  sein  und  dies  ist  nach  der 
Aehnlichkeit  früherer  Recuperatoreugerichte  der  Fall,  wenn  der 
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Prätor  zu  den  von  den  Parteien  bestimmten  Geschworenen  seiner- 
seits eigene,  gleichsam  unparteiische,  Richter  hinzufugt.  Allerdings 
wissen  wir  nicht,  dass  dies  geschehen;  aber  eben  so  wenig 
haben  wir  davon  Kunde,  dass  es  nicht  geschehen  ist  und  wenn 
es  bei  dem  späteren  Gerichtsverfahren,  als  der  Charakter  des 
Geschwornengerichtes  geändert  war,  nicht  geschah,  darf  man 
daraus  nicht  den  Schluss  ziehen,  dass  das  Acilische  Gesetz  es 
nicht  gestattete.  Zu  dessen  Zeit  war  das  Geschwomengericht 
erst  in  den  Anfängen  seiner  Entwickelung.  Gracchus  hatte  statt 
des  Senatsausschusses  einen  andern  geschlossenen  Stand  dauernd 
mit  der  Richterwurde  bekleidet,  der  Fortschritt  des  Acilischen 
Gesetzes  bestand  darin,  dass  es  den  geschlossenen  Stand  auflöste, 
in  anderer  Beziehung  aber  knüpfte  es  an  die  früheren  For- 
men an.  Erst  seit  das  Loos  bei  der  Auswahl  der  Richter  an- 
gewendet wurde,  hörte  die  eigenmächtige  Ernennung  von  Rich- 
tern durch  den  Vorsitzenden  Prätor  auf.  Es  ist  so  vieles  von  den 
Einzelheiten  des  Verfahrens  trotz  der  uns  erhaltenen  Bruchstücke 
des  Acilischen  Gesetzes  unbekannt  oder  unsicher,  dass  man  sich 
nicht  wundern  darf,  wenn  auch  über  die  Stellung  einer  Anzahl 
Richter  durch  den  Prätor  keine  Kunde  auf  uns  gekommen  ist, 
und  der  Hauptbeweis  für  die  Wahrscheinlichkeit  unserer  Vermu- 
thung  liegt  darin,  dass  durch  sie  die  uns  erhaltenen  Ueberbleibsel 
natürlich  erklärt  werden  können. 

Wie  viel  Richter  der  Prätor  eigenmächtig  ernannte,  weiss 
man  nicht.  Die  Zahl  der  Richter,  welche  schliesslich  die  Entr 
Scheidung  fällen  sollten,  wird  in  den  Bruchstücken  nirgends  an- 
gegeben. Ja  es  scheint  sogar,  dass  keine  bestimmt  abgeschlos- 
sene Zahl  als  Richter  erforderlich  war.  Denn  am  Schlüsse  des 
ganzen  über  die  Auswahl  der  Richter  handelnden  Capitels  heisst 
es:  „diejenigen,  welche  so  erwählt ^ind,  sollen  für  die  betreffende 
Sache  Richter  sein.''*)  Wenn  unter  allen  Umständen  die  Zahl 
der  Richter  vollständig  sein  musste,  so  wäre  es  zweckmässig 
gewesen,  dieselbe  hier  noch  einmal  anzuführen.  Ueberdem  gab 
es  bei  den  Römern  keine  durch  Gebrauch  oder  Gesetz  geheiligte 


a)  Z.  XXVI  Quei  ita  lectei  erant,  eis  in  eam  rem  ioudices  sunto  eorom- 
<|ae  eiu(s  rei  ex  h.  1.  ioadicatio  leitisque  aestumatio  esto). 
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Zahl  voD  Geschworenen.  Sonach  war  zwar  die  Zahl  der 
Richter,  welche  durch  die  Parteien,  ebenso  die,  welche  eigen- 
mächtig von  dem  Prätor  ernannt  werden  sollte,  bestimmt;  aber 
wenn  von  denselben,  sei  es  aus  Krankheit  oder  andern  Gründen, 
beim  Fahren  und  Entscheiden  des  Processes  Geschworene  fehl- 
ten, so  that  dies  der  Gültigkeit  desselben  keinen  Eintrag.  Bei 
fünf  Recuperatoren  wurde  einer  von  dem  Vorsitzenden  ernannt*), 
eben  so  viel  bei  sieben:  wahrscheinlich  also  bei  hundert  etwa 
zehn,  jedenfalls  eine  Mehrzahl,  aber  im  Verhältnisse  zur  Gesammt- 
zahl  der  Richter  eine  geringe. 

Eine  Ergänzung  der  zerrissenen  Bruchstücke,  welche  uns 
erhalten  sind,  wage  ich  nicht:  das  ist  ein  Versuch,  der  kaum 
ZQ  einem  befriedigenden  Ergebnisse  fuhren  kann.    Dennoch  ist 
es  Döthig  zu  zeigen,  dass  in  den  Lücken  eine  Ergänzung  in  dem 
von  uns  angegebenen  Sinne  müglich  ist.    Am  Ende  der  21.  Zeile 
ist  eine  grosse  Lücke.    Ihr  geht  vorher  die  Anweisung  an  eine 
der  beiden  Parteien,  aus  der  Richterliste  hundert  Richter  für  den 
betreffenden  Fall  zu  wählen.     Dass  diese  Anweisung  eben  so 
aosführlich  gefasst  ist,  wie  die  früher  in  Z.  20  und  21  vorkom- 
mende über  eine  andere  Auswahl  aus  der  Richterliste,  ist  nicht 
Qöthig:  sie  kann  auch  kurz,  unter  Hinweisung  auf  die  früheren 
Bestimmungen,  ausgesprochen  werden.    An  sie  muss  sich  un- 
mittelbar die  Anweisung  an  den  Prätor  knüpfen,  seinerseits  die 
lur  den  Process  vorgeschriebenen  Richter  zu  ernennen,  und  zwar 
ohne  den  Zusatz,  dass  sie  aus  der  allgemeinen  Richterliste  ge- 
oommen  werden  müssen,  aber  mit  der  Bedingung,  dass  er  diese 
nach  bestimmten  gesetzlichen  Vorschriften  vorzunehmende  Wahl 
init  einem  Eide  zu  bekräftigen  habe.    Die  Erwähnung  des  Eides 
l^nn  durch  ein  einziges  Wort  geschehen.    Die  Anweisung  über 
die  vom  Prätor  selbständig  zu  ernennenden  Richter*')   enthält 
die  Bedingungen,  welche  derselbe  zu  beobachten  hat,  zuvörderst 
die,  dass  Niemand  unter  den  Richtern  sein  darf,  der  mit  dem 
Angeidagten  oder  dem  Ankläger  in  unerlaubtem  Grade  verwandt 
ist   Die  Erwähnung  des  Angeklagten  ist  zu  ergänzen,  die  des 


a)  S.  oben  S.  16. 

b)  Han  sehe  Z.  XXI. 
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Anklägers  ist  erhalten.  Dann  folgen  die  Bedingungen,  welche 
bei  der  nicht  aus  der  Richterliste  erfolgenden  Wahl  durch  den 
Prätor  beobachtet  werden  müssen  in  Bezug  auf  den  Stand  und 
die  Lebensstellung  der  Richter.^*) 

Diese  Bedingungen  müssen  im  Ganzen  dieselben  sein  wie 
die  bei  der  Aufstellung  der  Richterliste.  Dies  ist  bei  den  bis- 
herigen Ergänzungen,  welche  man  vorgenommen  hat,  nicht  der 
Fall,  wird  sich  aber  theils  in  diesem  Capitel,  theils  in  den  frü- 
heren beiden,  welche  über  die  Aufstellung  der  Richterliste  han- 
deln, ohne  Schwierigkeit  bewerkstelligen  lassen.  Die  Haupt- 
sachen stimmen  schon  jetzt  überein,  dass  Niemand  Richter  sein 
darf,  der  Senator  ist  oder  gewesen  ist,  der  ein  anderes  Staats- 
amt bekleidet  hat,  der  sich  jenseits  des  Meeres  aufhält.  Freilich 
wird  auch  eine  gewisse  Verschiedenheit  stattfinden  können.  Z.  B. 
halte  ich  es  für  fraglich,  ob  das  Gesetz  für  die  Wahl  dieser 
Richter  dem  Prätor  die  Beobachtung  eines  Census  und  einer 
Altersgrenze  vorschrieb:  es  war  natürlich,  dass  derselbe  zu  die- 
sen, so  zu  sagen,  unparteiischen  Richtern  von  selbst  solche  wählte, 
welche  durch  Einsicht  und  Stellung  einen  Einfluss  auf  ihre  Ge- 
nossen ausüben  konnten.®^)  Sicherlich  war  die  Bestimmung, 
dass  aus  einer  Familie  nur  einer  gewählt  werden  dürfe'),  die- 
sem Capitel  eigenthümlich:  sie  passt  nicht  für  die  Richterliste, 
in  der  immerhin  zwei  Brüder  oder  zwei  Vettern  sein  durften, 
auch  nicht  für  die  von  den  Parteien  vorzuschlagenden  Richter, 
deren  Anzahl  grösser  war  und  bei  der  eine  Verwerfung  durch 
die  Gegenpartei  stattfand.®) 

In  den  letzten,  auf  die  unmittelbare  Wahl  der  Richter  durch 
den  Prätor  bezüglichen  Worten  wird  das  Calpurnische  und  Ju- 
nische  Gesetz,  sowie  eine  nach  dem  Acüischen  Gesetze  mögliche 
Anklage  erwähnt.^)  Es  muss  eine  Classe  von  Personen  ritter- 
lichen Standes  bezeichnet  werden ;  denn  alle  Senatoren  sind  schon 
vorher  ausgenommen  worden.  Mithin  darf  man  nicht  an  Ver- 
urtheilte  denken,  da  nur  Senatoren  nach  dem  Acilischen  Gesetze 


a)  Z.  XXIII  neive  amplius  de  una  familia  unum. 

b)  Z.  XXlll  lege  Galpu)mia  aut  lege  lunia  Bacramento  actum  siet  aut 
quod  h.  1.  Domeo  (delatam  sie)t.    Vergl.  oben  S.  42  und  S.  123. 
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Temrtheilt  werden  durften.  Eben  so  wenig  kann  man  diese 
Worte  auf  die  Ankläger,  Zeugen  und  Anwälte,  welche  in  einem 
solchen  Processe  aufgetreten  waren,  beziehen.  Denn  dass  z.  B. 
in  einem  Processe  nicht  ein  und  dieselbe  Person  Ankläger  und 
Richter  sein  kann,  ergiebt  sich  von  selbst:  wenn  die  Processe 
aber  verschieden  waren,  so  kann,  wer  in  dem  einen  Ankläger 
gewesen  war,  in  dem  andern  Richter  sein.  Ich  finde  keine  an- 
dere Möglichkeit  der  Erklärung,  als  dass  Personen  ritterlichen 
Standes  zu  verstehen  sind ,  welche  z.  B.  als  Begleiter  der  Stattr 
halter  in  den  Provinzen  oder  als  Gehülfen  von  Beamten  an  Er- 
pressungen Theil  genommen  und  als  solche,  auf  die  das  erpresste 
Gut  übergegangen  wäre,  zur  Rückerstattung  desselben  gezwungen 
worden  waren.  Spätere  Gesetze  bestimmten,  dass  sie  auch  vor 
das  Schwurgericht  gestellt  werden  durften :  wenngleich  dies  jetzt 
noch  nicht  möglich  war,  so  konnten  sie  doch  durch  eine  Givil- 
klage  zur  Rückgabe  des  ihnen  unrechtmässiger  Weise  zugekom- 
menen Gutes  angebalten  werden.  Dass  sie  von  dem  Richter- 
amte bei  Processen  über  Amtsverbrechen  ausgeschlossen  werden, 
ist  natürlich  und  wahrscheinlich  sind  eben  dieselben  Personen 
aach  schon  früher  bei  den  Bedingungen,  welche  für  die  Auf- 
nahme in  die  jährliche  Richterliste  aufgestellt  werden,  bezeichnet 
worden.') 

In  Bezug  auf  die  Wahl  der  Richter  durch  die  Parteien, 
welche  an  die  jährliche  Richterliste  gebunden  sind,  schliesse  ich 
mich  der  Meinung  der  früheren  Gelehrten  an:  jede  der  Parteien 
schlug  100  Richter  vor,  jede  verwarf  von  denen  des  Gegners 
50,  es  blieben  mithin  100  übrig,  welche  zusammen  mit  den  un- 
mittelbar vom  Prätor  ernannten  das  GoUegium  der  Geschworenen 
bis  zur  Beendigung  des  Processes  bildeten.  Abgesehen  von  den 
schon  früher^)  angeführten  Erwägungen  sind  es  zwei  Gründe, 
welche  mich  bestimmen.  Erstens,  wenn  die  eine  Partei  die  Rich- 
ter vorschlägt,  so  ist  das,  im  Falle  dem  Ankläger  dieser  Vorzug 
bewilligt  wird,  eine  zu  grosse  Strenge,  im  Falle  es  dem  Ange- 


a)  Man  sehe  Z.  XllI,   wo  ans  nor  die  Worte  erhalten  sind  mnaiut 
SMl>  qwfd  circa  cum  in  senatum  /e^i  non  liceai, 

b)  S.  oben  S.  124. 

m  9 
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klagten  zusteht,  zu  grosse  Milde.  Absichtlich,  um  grössere 
Strenge  zu  erzielen,  führte  man  später  bei  einer  besonderen  Art 
politischer  Verbrechen  ein  solches  Verfahren  ein.  Zweitens,  zur  Zeit 
des  Acilischen  Gesetzes  richtete  man  sich  nach  dem  Verfahren 
der  früheren  recuperatorischen  Gerichte,  bei  denen  der  Vorschlag 
zu  den  Richtern  von  beiden  Parteien  gleichmässig  ausgegangen 
war.  Ob  in  den  Bruchstücken  des  Gesetzes  zuerst  von  dem 
Vorschlage  des  Angeklagten  und  dann  von  dem  des  Anklägers, 
oder  umgekehrt  die  Rede  ist,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit 
entsclieiden.  Wahrscheinlich  ist,  dass  zuerst  der  Ankläger  seine 
hundert  Richter  vorschlägt,  dann  der  Angeklagte.  Denn  es 
heisst  von  derjenigen  Partei,  welche  als  zweite  ihre  Vorschläge 
zu  machen  hat.,  sie  solle  das  am  zwanzigsten  Tage  thun  *) ;  folg- 
lich musste  diejenige  Partei,  welche  zuerst  ihre  hundert  Richter 
vorzuschlagen  hatte,  dies  früher  thun,  wahrscheinlich  am  zehnten 
Tage  nach  Anbringung  der  Klage.  An  diesem  Tage  aber  er- 
schien nach  der  Gerichtssitte  der  Ankläger  vor  dem  Prätor,  um 
nachdem  die  Klage  angenommen  war,  weitere  Schritte  zur  Ver- 
folgung derselben  zu  thun.'')  Also  wo  in  den  Bruchstücken  von 
den  Vorschlägen  der  ersten  Partei  die  Rede  ist,  wird  der  zehnte 
Tag  nach  der  Anklage  als  Termin  angegeben  und  die  des  An- 
klägers gemeint.^)  An  die  Vorschrift  über  die  Vorschläge  des 
Anklägers  schliesst  sich  die  kürzer  gefasste  Vorschrift  über  die 
Auswahl  von  hundert  Richtern  durch  den  Angeklagten,  welche 
am  zwanzigsten  Tage  nach  geschehener  Anklage  vorgenommen 
werden  soll,  und  zu  gleicher  Zeit,  wie  es  scheint,  soll  der  Prä- 
tor die  von  ihm  selbständig  zu  wählenden  Geschworenen  er- 
nennen. Am  sechzigsten  Tage,  wie  es  scheint^),  findet  die  Ver- 
werfung der  Richter  durch  die  Parteien  statt:  es  beginnt  der 
Angeklagte ,  welcher  die  Hälfte  von  den  Geschworenen  des  An- 
klägers verwerfen  darf,  es  folgt  auf  gleiche  Weise  der  Ankläger. 


a)  Z.  XXI  facito,  utei  is  die  viceDSumo  ex  eo  die,  quo  qaoiusque  quis* 
que  Domen  detolerit,  G  vires  ex  eis,  quei  ex  h.  1.  GDL  virei  in  eum  an- 
Dum  lectei  enmt,  quei  vivat,  legat  cet. 

b)  Ascoü.  in  Cornel.  p.  59  Detulit  i)omen  Publius,  subscripsit  Caias, 
et  cum  F.  Cassius  praetor  decimo  die,  ut  mos  est,  adesse  iussisset  cet 
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Mithin  bleiben  als  Geschworene  übrig  ausser  den  von  dem  Prä- 
tor ernannten,  bei  denen  keine  Verwerfung  erlaubt  ist,  hundert 
Das  Ende  dieses  Capitels  enthält  Bestimmungen,  wie  es  gehalten 
werden  soll,  wenn  die  Parteien  bei  dem  Vorschlage  und  dem 
Verwerfen  der  Geschworenen  den  gesetzlichen  Vorschriften  nicht 
nachkommen.  Die  Folge  davon  ist  natürlicher  Weise  für  den 
Ankläger  die  Aufhebung  der  Anklage,  für  den  Angeklagten,  dass 
der  Ankläger  die  Richter  ernennt;  aber  das  Genauere  hierüber 
lässt  sich  bei  den  grossen  Lücken  der  Bruchstücke  nicht  fest- 
stellen.*) 

Die  beiden  nächsten  Capitel  schliessen  sich  genau  an  das 
so  eben  Besprochene  über  die  Wahl  der  Geschworenen  an.  Die 
uns  erhaltenen  Worte»)  beweisen,  dass  sie  verordneten,  es  soll- 
ten die  Namen  der  endgültig  festgestellten  Geschworenen,  sowie 
die  der  Vertbeidiger,  welche  der  Prätor  dem  Ankläger  auf  sein 
Verlangen  gegeben  hat,  von  dem  Prätor  in  den  öffentlichen  Acten 
verzeichnet  und  für  immer  aufgehoben  werden,  jedoch  so,  dass 
die  Parteien  davon  Abschrift  nehmen  dürfen,  femer,  dass  ein 
und  dieselben  Geschworenen  den  Process  zu  Ende  fuhren,  selbst 
wenn  derselbe  bis  in  das  folgende  Jahr  sich  hinausschöbe.  Die 
Ergänzung  des  Einzelnen  übergehen  wir. 


Neuntes  Capitel. 

Die  foft  dem  Acilischon  Closotzo  Botroffeneii :  es  sind  nur  Beamte  und 
toatoreft.  Wie  dieselben  aufgezählt  und  bezeichnet  waren.  Die  7er- 
liredieii  im  Aeilischen  Gesetze :  es  sind  alle  Amtsverbreehen.  Anfk&hlang 
toselben,  Betrachtung  der  uns  erhaltenen  Bmchstftcke,  Erpressung  nnd 
Aimbne  von  Geschenken.  Yermnthnng  der  Gelehrten  über  das  mit  dem 
l  Un  beginnende,  mit  dem  1.  September  schliessende  sogenannte  Ge- 
richmabr.  Bestimmnngen  Aber  die  Anwälte.  Anklage  der  Beamten  wäh- 
rend ihres  Amti^ahres. 

Das  Acilische  Gesetz  war  nicht  ein  Repetundengesetz.  ^)   Es 
unfasste  nicht  bloss  die  Fälle,  wo  ein  Beamter  Erpressung  ver- 


a)  Uan  sehe  Z.  XXVI  und  XXYIL 

b)  S.  oben  S.  106. 

9* 
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Übt  hatte,  sondern  überhaupt  alle  Amtsverbrechen,  soweit  sie 
damals  gestraft  wurden.  Denn  einige  BegriflFe  von  Amtsver- 
brechen, z.  ß.  die  Majestätsverbrechen,  wurden  erst  später  durch 
besondere  Gesetze  eingeführt.  Es  kommt  darauf  an ,  die  Mög- 
lichkeit zu  erweisen,  dass  alle  diese  Amtsverbrechen  in  den 
Bruchstücken  des  Acilischen  Gesetzes,  wie  sie  uns  vorliegen, 
umfasst  sein  konnten.  Auf  eine  Ergänzung  der  ausgedehnten 
Lücken,  welche  auch  hier  das  Verständniss  erschweren  und  im 
Einzelnen  unmöglich  macheu,  wollen  wir  uns  eben  so  wenig, 
wie  bei  den  andern  Theilen  des  Gesetzes  einlassen.®^) 

Das  erste,  fast  acht  Zeilen  umfassende  Capitel  des  Gesetzes 
handelte  über  zweierlei,  erstens  über  diejenigen,  welche  nach 
dem  Gesetze  angeklagt  werden  konnten,  zweitens  über  die  Ver- 
brechen, wegen  der  sie  angeklagt  werden  durften.  Dass  die 
ersteren  nur  die  Beamten  sind,  ist  sicher.  Selbst  diejenigen, 
welche  das  Acilische  Gesetz  als  ein  Gesetz  nur  über  Erpressun- 
gen ansehen,  müssen  als  anklagbar  nur  die  Beamten  hinstellen, 
weil  nach  Römischer  Auffassung  Erpressungen  nur  von  Beamten 
begangen  werden.  Auch  wenn  man  dem  Gesetze  eine  weitere 
Ausdehnung  giebt,  kann  es  doch  nur  die  Beamten  treffen.  Das 
Sempronische,  das  zuerst  die  Schwurgerichte  schuf,  hatte*)  sich 
nur  auf  die  Beamten  bezogen :  daher  der  Gegensatz,  den  es  durch 
Uebertragung  der  Gerichte  an  den  Ritterstand  zwischen  den 
Richtenden  und  den  durch  die  Gerichte  Betroffenen  bildete:  dar- 
auf beruhte  die  innere  Gerechtigkeit  der  neuen  Einrichtung.  Eben 
diesen  Gegensatz  finden  wir  in  dem  Acilischen  Gesetze.  Von 
dem  Richteramte  werden  sorgfältig  alle,  welche  Beamte  oder  Se- 
natoren sind  oder  mit  denselben  in  Verbindung  stehen,  ausge- 
geschlossen:  betroffen  also  werden  diejenigen,  welche  nicht  zum 
Richteramte  zugelassen  werden.  Die  Richtigkeit  dieser  Folge- 
rung wird  erwiesen  durch  die,  wenn  auch  sehr  dürftigen,  Ueber- 
bleibsel  des  Gesetzes.  Im  Anfange  desselben,  wo  die  nach  dem- 
selben vor  Gericht  zu  ziehenden  Personen  aufgefohrt  werden, 
finden  sich  eben  diejenigen  genannt,  welche  in  den  späteren  Ga- 
piteln  von  dem  Richteramte  ausgeschlossen  werden. 


a)  S.  oben  S.  72  figd. 
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Ueber  die  Ergänzung  dieses  Brachstückes  kann  ein  Zweifel 
entstehen.    Es  sollen  bezeichnet  werden  alle  Beamte  und  Sena- 
toren ,  sowie  die  nächsten  Verwandten  derselben.    Erhalten  ist 
ans   die  Bezeichnung   des  Militairtribunates  in  einer  der  vier 
städtischen  Legionen,  des  untersten  Amtes,  welches,  wenngleich 
Dicht  senatorischen  Ranges  und  nicht  von  Senatoren  bekleidet, 
dennoch   den  hohen  Staatsämtern  in  Bezug  auf  die  Verantwortr 
lichkeit  vor  den  Schwurgerichten  gleichgestellt  wird.*)   Darnach 
sind  vorher  zu  ergänzen  die  Volkstribunen,  die  Quästoren,  die 
Dreimänner  für  Capitalsachen ,  vielleicht  auch  die  für  Ackerver- 
theilong,  die  zu  Anfange  des  Gesetzes  eben  so  gut  vor  den  Idi- 
litairtribunen  genannt  werden  konnten,  wie  sie  später  nach  ihnen 
angefahrt   werden.    Vor  diesen  niederen  Aemtern   ergänzt  man 
jetzt  die  höheren,    das  des  Dictators,  Gonsuls,  Prätors  u.  s.  w. 
Zq  dieser  Ergänzung  kann   man  einen  doppelten  Grund  haben. 
Erstens  im  zweiten  Capitel  des  Aeilischen  Gesetzes  werden  die- 
jenigen Beamten  angegeben,  welche  während  ihres  Amtes  nicht 
vor  Gericht  gezogen   werden  dürfen^) ,  und  dabei  der  Dictator, 
Consol,  Prätor  u.  s.  w.  genannt    Das  Verhältniss  in  jenem  Ca- 
pitel ist  indessen  verschieden :  es  kommt  nur  auf  die  Beamten  an 
and  sie  müssen  namhaft  gemacht  werden.  Die  Aufzählung  im  zwei- 
ten Capitel  kann  sogar  nur  dann  als  zweckmässig  erscheinen, 
wenn  entweder  nicht  alle  von  den  im  ersten  Capitel  genannten 
Beamten   von  einer  Anklage  während  ihres  Amtes  frei  waren 
oder  im  ersten  Capitel  keine  Aufzählung  der  Beamten  stattfand. 
Wenn  die  Beamten  im  ersten  und  im  zweiten  Capitel  vollständig 
dieselben  wären,  so  konnte  es  zweckmässiger  Weise  nur  lauten : 
7)die  Beamten  sollten,  so  lange  sie  im  Amte  wären,  nicht  vor 
Gencht  gestellt    werden,"   ohne  erneute  Aufzählung  derselben. 
Keinesfalls  darf  man  im  zweiten   Capitel  einen  Grund  finden, 
in  dem  ersten  alle  Beamten  der  Reihe  nach  herzuzählen.    Zwei- 
tens kann  man  für  eine  solche  Ergänzung,  in  der  alle  Beamte 

&)  Z.  II  tribonns  mi)].  L  IUI  primis  aliqua  earom  fderit.  Man  vergl. 
<^it  Z.  XIII  nod  besonders  Z.  XVI  quei  tr.  pl.  q.  III  vir  cap.  tr.  mil.  1. 
Uli  primis  aliqua  earum  triumvir  a.  d.  a.  siet  fueritve. 

l>)  Z.  Vlil  De  heisce  dmu  mag.  aut  inperium  habebunt,  ioudiciom  non 
^  Die  coB.  pr.  mag.  eq. 
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aufgezählt  werden,  anfuhren  die  Sitte  anderer  Gesetze.  Cicero 
erzählt*),  der  Volkstribun  Glaueia  habe  öfters  in  seinen  Reden 
an  das  Volk  geäussert,  dasselbe  müsse  auf  die  erste  Zeile  jedes 
Gesetzes  anlassen.  Wenn  es  anfinge  Dictator^  Considy 
Prätor,  Magister  der  Reiterei,  brauche  es  sich  nicht 
darum  zu  kümmern;  dagegen,  wenn  es  heisse  Jeder  der  nach 
diesem  Gesetze  müsse  es  aufpassen  und  sich  in  Acht  nehmen, 
um  nicht  in  einen  neuen  Process  verstrickt  zu  werden.  Cicero 
oder  vielmehr  Glaueia  wollten  nicht  den  Anfang  der  Gesetze 
wörtlich  anführen,  sondern  nur  den  ungeflihren  Anfang  derselben 
angeben  und  darnach  zwei  Classen  derselben  unterscheiden.  Das 
erhellt  am  besten  aus  dem  Acilischen  Gesetze,  das  in  keinem 
Falle  weder  mit  der  Aufzählung  der  Beamten,  noch  mit  der  Be- 
zeichnung aller  Römischen  Bürger  begann,  sondern  mit  einer 
Aufzählung  der  Ankläger,  zu  deren  Besten  es  erlassen  wurde: 
es  kann  also  in  seinem  Wortlaute  sich  nicht  nach  dem  volks- 
thfimlichen  Witze  eines  Volkstribunen  richten.  Wichtiger  ist 
die  Nachricht  Ciceros,  C.  Gracchus'  Gesetz  über  die  Anklage 
von  Beamten  wegen  falschen  Gerichtes  und  Zeugnisses  habe 
so  begonnen,  es  soll  eine  Capitalunterstichunff  gegen  den  einge-^ 
leitet  werden^  der  als  Müitairtrihun  in  einer  der  vier  ersten  Le- 
gionen, oder  der  als  Quästor,  ais  Volkstribun,  dann  habe  es  alle 
Beamten  aufgezählt  und  hinzugefügt  und  der  im  Senate  seine  Meir- 
nung  abgegeben  hat,  abgegeben  haben  loird.^)  Denn  dies  Gesetz 
ging  dem  Acilischen  vorher,  behielt  auch  später  seine  Geltung 
und  wurde  in  dies  gewissermassen  aufgenommen.  Indessen  fuhrt 
Cicero  jene  Worte  nicht  unmittelbar  als  die  des  Sempronischen 


a)  Gic.  p.  Rab.  Post  6,  14  Glaueia  solebat,  faomo  impurus,  sed  tarnen 
acutus,  populum  monere,  ut,  cum  lex  aliqua  recitaretur,  primum  versum 
attenderet:  si  esset  dictator  consul  praetor  magisier  equiium  ne  laboraret; 
sciret  nihil  ad  se  pertinere:  sin  esset  quicumque  post  kanc  legem,  videret 
ne  qua  nova  quaestione  alligaretur. 

b)  Gic.  p.  Gluent  54,  148  Deque  eius  capite  quaeriio,  Guius?  qui 
coierit?  convenerit?  Non  ita  est  Quid  ergo  est?  die  Qui  tribunus  mUi- 
tum  legionibus  qwiUuor  primis  quite  quaettor,  tribunus  plebis,  Deinceps 
omnes  magistratus  uominavit  Quive  in  »enatu  senteniiam  dixit  dixerit. 
Yergl.  oben  S.  73. 
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Gesetzes  an,  soDdern  aus  dem  späteren  CornelischeD,  das  sich 
aaf  jenes  gründete,  und  Sulla  konnte,  wenngleich  er  den  Inhalt 
beibehielt,  die  Worte  ändern.  Auch  das  Cornelische  Gesetz  führt 
Cicero  nicht  wörtlich  an :  es  fehlen  zwischen  dem  Militairtribunat 
and  der  Quästur  die  anderen  niederen  Aemter,  welche  im  Acili- 
schen  Gesetze  angeführt  werden  und  sie  fehlen  nicht,  weil  sie 
oicbt  von  Sullas  Gesetze  betroffen  worden  wären,  sondern  weil 
68  Cicero  nur  darauf  ankam ,  den  Charakter  desselben  als  eines 
gegen  Beamte  gegebenen  zu  bestimmen.*)  £ndlich  ist  Ciceros 
Ausdruck  im  Uebrigen  von  dem  des  Acilischen  Gesetzes  ver- 
schieden. In  diesem  ist  von  jetzigen  oder  gewesenen  Sena- 
toren die  Rede,  er  selbst  spricht  von  denen.  Welche  im  Senate 
ihre  Stimme  abgeben  oder  abgegeben  haben.  Diese  Verschieden- 
heit bedingt  auch  die  Verschiedenheit  in  der  Auizählung  der 
Beamten. 

Mithin  konnten  nur  die  niederen  Beamten  angeführt,  die 
übrigen  durch  die  Bezeichnung  als  Senatoren  angedeutet  werden, 
und  dies  ist  wahrscheinlich,  weil  es  in  den  beiden  Gapiteln  über 
die  Aufstellung  der  jährlichen  Richterliste  geschieht.  Dagegen 
ist  eines  zur  Ergänzung  nothwendig,  die  Anführung,  dass  Jeder, 
der  im  Senate  ist  oder  gewesen  ist ,  von  dem  Gesetze  betroffen 
wird.  Die  Herausgeber  der  Bruchstücke  haben  versucht,  dies 
durch  Verbesserung  der  uns  erhaltenen  Worte  in  dieselben  hin- 
einzubringen®), indessen  an  unpassender  Stelle,  wie  sich  aus 
der  Vergleichung  des  Capitels,  welches  über  die  jährliche  Richter- 
liste handelt,  ergiebt.  Wahrscheinlich  war  die  Aufzählung  der 
voQ  dem  Gesetze  Betroffenen  so,  dass  zuerst  die  gegenwärtigen 
oder  gewesenen  Senatoren,  dann  die  Beamten^  welche  nicht  noth- 
wendiger  Weise  aus  dem  Senatorenstande  genommen  wurden, 
von  den  Volkstribunen  an  bis  zu  den  von  dem  Volke  erwählten 
MUitairtribunen,  endlich  diejenigen,  welche  Söhne  von  einem  die- 
ser Beamten  und  diejenigen,  deren  Vater  senatorischen  Ranges 
war,  genannt  wurden. 


a)  Daher  fasst  Cicero   nachher  den  Sinn  des  Gesetzes  so  zusammen: 
ät^w  anu  copite  quaeriio,    qui  magitiraium  habueril  inve  ienaiu  ienieniiam 
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Bedeutender  ist  die  Frage,  wie  die  Verbrechen,  über  welche 
das  Gesetz  handelte,  ausgedrückt  worden  sind.  Angenommen, 
das  Acilische  Gesetz  handelte  nur  über  Erpressung,  so  ging  ihm 
vorher  das  Calpumische  Gesetz,  welches  auch  noch  später  Gel- 
tung hatte*)  und  in  dem  Acilischen  Gesetze  selbst  als  fortbe- 
stehend erwähnt  wird.  Es  stellte  nicht  nur  den  Begriff  der  Er- 
pressung auf,  sondern  gab  auch  in  das  Einzelne  gehende  Be- 
stimmungen, was  als  solche  gelten  sollte.  Dass  diese  oder 
ähnliche  einzelne  Bestimmungen  in  dem  Acilischen  Gesetze  ent- 
halten gewesen  seien,  davon  findet  sich  keine  Spur.  Es  mass 
also  in  demselben  die  Bemerkung  gestanden  haben,  dass  die 
früheren  Gesetze  nicht  aufgehoben  seien,  sondern  die  aus  dem- 
selben hervorgehenden  Verbrechen  auch  nach  dem  neuen  Gesetze 
verfolgt  werden  könnten.  Wie  diese  Bemerkung  ausgedruckt 
wurde,  darüber  wage  ich  keine  Vermuthung;  aber  es  konnte 
kurz  geschehen  und  wahrscheinlich  geschah  es  schon  am  An- 
fange des  Gesetzes  bei  der  Angabe  der  Verbrechen,  wegen  deren 
eine  Anklage  stattfinden  sollte. 

Wurde  so  das  Galpurnische  und  auch  das  Junische  Gesetz 
in  das  neue  Acilische  mit  eingeschlossen,  so  darf  man  dasselbe 
auch  von  dem  Sempronischen,  in  so  fern  es  neue  Amtsverbrechen 
aufstellte,  annehmen.  Es  enthielt  Bestimmungen,  wonach  Sena- 
toren durch  die  Schwurgerichte  zu  Geld-  und  Capitalstrafen  ver- 
urtheilt  werden  konnten,  namentlich  enthielt  es  die  Verordnung, 
dass  Personen  senatorischen  Standes  Capitalstrafe  leiden  sollten^ 
wenn  sie  zur  ungerechten  Verurtheilung  Jemandes  mitgewirkt 
oder  falsches  Zeugniss  abgelegt  hätten,  eine  Verordnung,  welche 
auch  nach  dem  Acilischen  Gesetze  fortbestand  und  in  das  Cor- 
nelische  Gesetz  wieder  aufgenommen  wurde.  Mithin  musste  auch 
die  zwischen  dem  Sempronischen  und  Acilischen  Gesetze  bestehende 
bestimmte  Beziehung  ihren  Ausdruck  finden.  Welches  aber  der- 
selbe war,  lässt  sich  hier  ebenfalls  nicht  angeben :  seine  Stelle 
konnte  er  schon  im  Anfange  des  Gesetzes,  von  dem  wir  nur 
wenige  Bruchstücke  besitzen,  haben.    Dasselbe  beginnt  in  seinen 


a)  Man  vergl.  oben  S.  40. 
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Ueberbleibseln  mit  einer  Aofeählung  der  Unterthanen  Roms*) 
„voD  den  Bundesgenossen  oder  den  Latinem  oder  den  auswär- 
tigen Nationen  oder  denen,  die  sich  in  Abhängigkeit,  Botmässig- 
keit,  Gewalt  oder  Freundschaft  des  Römischen  Volkes  befinden." 
Ich  glaube  nicht,  dass  man  vorher  die  Bezeichnung  der  Römi- 
schen Bürger  zu  ergänzen  hat;  denn  dann  wäre  der  Ausdruck 
auf  ungewöhnliche  Weise  weitläuftig.^)  Wenn  alle  Bewohner 
des  Römischen  Reiches  umfasst  werden,  ist  es  natürlich  dies 
aoszosprechen ,  eine  AuMhlung  der  einzelnen  Glassen  unnütz. 
Dennoch  ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  auch  Römische  Bürger 
durch  das  Acilische  Gesetz  geschützt  werden  und  nach  demselben 
ihre  eigenen  Beschwerden  vor  Gericht  bringen  können.  Wir 
haben  dies  bei  dem  Galpurnischen  und  Sempronischen  Gesetze 
erwiesen:  es  wäre  wunderbar,  wenn  jetzt  in  einem,  wie  die  An- 
ordoong  über  die  Richter  beweist,  allgemeinen  Gesetze  die  Bür- 
ger ausgeschlossen  werden  sollten.*^  Mithin  muss  die  Bezeich- 
nung der  Römischen  Bürger  irgend  wo  anders  gesucht  werden 
ond  es  ist  für  sie  Platz  genug  in  der  grossen  Lücke,  welche  sich 
nach  jenen  Worten  findet. 

Nach  dieser  Lücke  folgt  zunächst  eine  Aufzählung  der  von 
dem  Gesetze  betroffenen  Personen ,  über  welche  wir  gesprochen, 
dann  die  Erwähnung  einer  bestimmten  jährlichen  Geldsumme^), 
obwohl  die  Höhe  der  Geldsumttie  selbst  nicht  erhalten  ist.  Man 
hat  dies  von  jeher  zusammengestellt  mit  einem  Capitel  des  Ju- 
liseben Repetundengesetzes,  das  den  städtischen  Beamten  ver- 
bot, Geschenke  jährlich  zu  einem  höheren  Betrage  als  von  100 
Goldstücken  anzunehmen. '')  Bei  der  weiteren  Ergänzung  weichen 
die  neuesten  Gelehrten  von  einander  ab.  Früher  fasste  man  dies 
als  eine  besondere  Bestimmung,  die  Beamten  hätten  Geschenke 


a)  Z.  I  socium  Do)miDisve  Latini  exterammve  oationom  qaoive  in  ar- 
bitrato dicione  potestate  amicitiav(e  populi  Romani  sunt. 

b)  Es  folgen  nämlich  nach  der  Bezeichnung  der  Personen  senatorischen 
Standes  oder  derer,  welche  ein  höheres  Amt  bekleiden,  nur  die  Worte 
in  anoos  smgnlos  pequniae  quod  siet  am(plius  HS. 

c)  Venuleius  in  1.  6  §  2  D.  de  l.  lul.  rep.  (XLVIII,  11)  utque  urbani 
^^^flgistratos  ab  omni  sorde  se  abstineant  neve  plus  doni  muneris  in  anno 
tccipiant  quam  quod  sit  aoreorum  centum. 
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nicht  über  den  Betrag  einer  bestimmten  jährlichen  Summe  an- 
nehmen dürfen :  jetzt  verbindet  man  es  mit  den  folgenden,  nacli 
einer  grossen  Lücke  erhaltenen  Worten,  in  denen  von  Erpressun- 
gen die  Rede  ist.»)  Man  erhält  also  jetzt  den  Sinn,  die  Er- 
pressungen sollten  jährlich  nicht  eine  bestimmte  Summe  über- 
schreiten. Das  Julische  Gesetz  verbot  jede  Erpressung  überhaupt, 
bei  Geschenken  setzte  e&  hundert  Goldstücke  jährlich  als  Grenze 
fest:  darin  findet  mau  den  Fortschritt  der  Gesetzgebung,  die 
grössere  Strenge,  welche  die  späteren  Gesetzgeber  für  nöthig 
gehalten  hätten.*^')  Dies  ist  eme  unmögliche  Annahme,  eine  un- 
glaubliche Ergänzung.  Niemals  kann  es  einem  Gesetzgeber  ein- 
fallen, eine  Erpressung  auch  nur  in  dem  geringsten  Grade  zu 
erlauben,  noch  dazu,  wenn  Gesetze  vorhergegangen  sind,  wie 
das  Calpurniscbe,  das  in  das  Einzelne  eingehend  z.  B.  den  Kauf 
von  Sclaven  in  der  Provinz  verbot.  Ganz  anders  verhält  es  sich 
mit  freiwilligen  Geschenken,  welche  den  Gewalthabern  darge- 
bracht  werden,  auch  ohne  dafür  das  Begehen  eines  Unrechtes  zu 
verlangen.  Wer  eine  Erpressung,  sei  sie  auch  noch  so  gering, 
sich  erlaubt,  muss  dem  Gesetze  als  strafbar  erscheinen,  mnss 
wenigstens  zum  Ersätze  des  widerrechtlich  Genommenen  ange- 
balten werden.  Freiwillig  und  nicht  zur  Bestechung  gegebene 
Geschenke  können  anders  angesehen  werden;  doch  auch  bei 
ihnen  ist,  damit  die  Gerechtigkeit  gewahrt  werde,  eine  bestimmte 
jährliche  Summe  als  Grenze  festgesetzt:  ein  Beamter,  der  sie 
überschreitet,  wird  als  der  Erpressung  überführt  angesehen. 
Welches  diese  Grenze  war,  wissen  wir  nicht.  Das  Julische  Ge- 
setz setzte  hundert  Goldstücke  an,  bemerkt  aber  ausdrücklieb, 
dies  gelte  für  die  Beamten  in  der  Stadt.  Für  die  Provinz  kam 
eine  Bestimmung  des  Calpurnischen  Gesetzes '')  zur  Anwendung, 
dass  der  Beamte  kein  Geschenk  annehmen  darf,  als  Ess-  und 
Trinkbares,  was  in  den  nächsten  Tagen  verzehrt  wurde.  Dies 
wird  von  einem  späteren  Rechtsgelehrten  *")  als  Bestimmung  eines 


a)  Sie  lauten  Z.  III  quo]ive  ipse  paren(s)ve  buos  filiosve  saos  heres 
siet  ablatam  captum  coactum  conciliatum  aversumve  siet,  de  ea  re  eius 
petitio  nominisqae  delatio  esto. 

b)  S.  oben  S.  41. 

c)  Von  Modestinus  in  I.  18  Dig.  de  oflP.  praes.  (I,  18)  Plebiscito  conti- 
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alten  Gesetzes  angefahrt,  blieb  also  auch  in  der  Kaiserzeit  in 
Geltung.  Mithin  hat  in  den  Worten  des  Aciliscben  Gesetzes  eine 
ÜDterscheiduDg  nicht  bloss  zwischen  Annahme  von  Geschenken 
und  Erpressung,  sondern  auch  zwischen  den  Beamten  der  Stadt 
und  denen  der  Provinz  in  Beziehung  auf  Geschenke  gestanden. 
Ob  dabei  ein  Fortschritt  gegen  die  frühere  Gesetzgebung  statt- 
gefaoden  bat,  ist  zweifelhaft.  Nothwendig  ist  es  gewiss  nicht: 
selbst  in  dem  Julischen  Gesetze,  welches  Verschärfung  und  Ver- 
besserung der  Bestimmungen  über  Erpressung  zum  Zwecke  hatte, 
seheint  er  in  diesem  Punkte  nicht  stattgefunden  zu  haben. 

Indessen  mag  diese  Vermuthung  richtig  oder  unrichtig  sein, 
jedenfiüls  ist  der  Paragraph,  in  welchem  über  die  Geschenke  an 
Beamte  gebandelt  wird,  von  dem  über  Erpressungen  zu  trennen, 
hl  dem  ersteren  konnte  mit  wenigen  Worten  auch  das  Verbrechen 
der  Amtserschleichung  umfasst  werden ,  wenn  es  hiess,  die  Be- 
amten sollten  bei  der  Bewerbung  um  Ehrenstellen  keine  Ge- 
schenke geben.*)  In  dem  letzteren  waren  durch  die  Verschieden- 
heit der  gewählten  Ausdrücke  alle  Arten  bezeichnet,  wie  ein 
Beamter  durch  Gewalt,  List  oder  Betrug  sich  unrechtmässiger 
Weise  Geld  verschaffen  konnte.^)  Ob  dies  die  Erfindung  des 
Aciliscben  Gesetzes  war,  wissen  wir  nicht.  Die  späteren  Gesetze 
haben  sie  zur  Bezeichnung  der  Erpressung  beibehalten.  ^) 

Der  folgende  Paragraph  ist  seinem  Ende  nach  bestimmt: 
wo  er  anfängt,  ist  unsicher,  eben  so  sein  Inhalt,  über  den  die 
paar  Buchstaben ,  welche  uns  erhalten  sind,  keinen  Schluss  ge- 
statten.*) Was  die  Gelehrten  zur  Ergänzung  ersonnen  haben, 
wird  nur  als  unsichere  Vermuthung  ausgegeben  und  widerlegt 
sich  gegenseitig.^)  Da  im  Vorhergehenden  der  Begriff  der  Er- 
pressungen genügend   bestimmt  war  und  sie  das  Acilische  Ge- 


netur,  ut  ne  quis  praesidum  munus  donuin  caperet  nisi  esculeotum  pota- 
leotomve,  quod  intra  dies  proximos  prodigatur. 

a)  Vergl.  oben  S.  76. 

b)  Es  heisst  Z.  III  ablatum  captam  coactum  conciliatam  aversomve 
siet    VergL  kurz  zuvor  S.  138. 

c)  Man  sehe  Cic.  in  Yerr.  11,  2,  4  u.  58;  II,  3,  30  u.  40  u.  84  u.  94. 

d)  Eb  ist  nur  erbalten  Z.  IV  m  esse  utei  peteret,  de  ea  re  eins  petitio 
nominisque  delatio  esto,  pr.  qoaestio  esto,  ioudicium  ioudicatio  leitisque 
^^s^unatio  qaei  quomque  ioudic(iuin  ex  h.  1.  erunt,  eonuu  h.  .1.  esto. 
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setz  nur  als  ein  RepetondeDgesetz  ansaben,  befanden  sie  sich  in 
Verlegenbeit,  einen  passenden  Inhalt  zu  finden.  Wenn  aber  das 
Gesetz  alle  Amts  verbrechen  unifasste,  so  ist  hier  die  Stelle,  an 
welcher  die  übrigen  Verbrechen  behandelt  werden  müssen.  Es 
würde  dann  sogar  ein  angemessenes  Fortschreiten  stattfinden, 
indem  zuerst  über  Annahme  von  Geschenken,  dann  über  Er- 
pressungen, endlich  über  schwerere  Verbrechen,  auf  denen  ausser 
Ersatz  und  Entschädigung  Ehrenstrafen  und  Verbannung  stan- 
den, gehandelt  wurde.  Die  Lücken  sind  gross  genug,  um  alles 
dieses  zu  enthalten.  Denn  auch  in  den  folgenden  Zeilen  bis  zu 
Ende  des  ganzen  Capitels  ist  uns  so  wenig  erhalten,  dass  virir 
keine  Möglichkeit  erkennen,  auch  nur  mit  einem  geringen  Masse 
von  Wahrscheinlichkeit  den  Sinn  derselben  zu  errathen.  Ausser 
einer  Bemerkung,  welche  sich  auf  den  mit  dem  Angeklagten  im 
Bunde  stehenden  Ankläger,  den  pra£varic€Uor^  bezieht,  welche 
aber  keinen  sicheren  Anhalt  zur  Ergänzung  gewährt*),  und 
sicherlich  nicht  zu  der  Vervollständigung  des  Gesetzes,  wie  sie 
der  neueste  Herausgeber^)  vorgenommen  hat,  berechtigt,  sind 
nur  einzelne  Buchstaben  erhalten. 

Nur  ein  Punkt  ist  in  neuester  Zeit  wunderbarer  Weise  An- 
lass  geworden ,  eine  kühne,  tief  in  das  gesammte  Römische  Le- 
ben eingreifende  Vermuthung  aufzustellen.  Es  sind  einige  Worte 
erbalten,  welche  von  einem  vom  1.  September  an  beginnenden 
Termine  sprechen^):  von  ihm  an  soll  eine  Verurtheilung  nach 
dem  vorliegenden  Gesetze  eine  bestimmte  Wirkung  haben  und 
dabei  wird  die  Schätzung  des  Processes  erwähnt  Aber  für 
wen  oder  für  welche  Fälle  dieser  Termin  gilt,  und  welches  die 
Wirkung  bei  der  Schätzung  des  Processes  ist,  wird  nicht  gesagt 
Man  muss  mit  dieser  unklaren  Bestimmung  eine  andere  im  fol- 
genden, über  die  Anwälte  handelnden,  Gapitel  zusammenstellen, 
wo  es  heisst,  wenn  jemand  von  denjenigen,  welche  nach  dem 
gegenwärtigen  Gesetze  eine  Anklage  auf  Geld  begonnen  hätten, 


a)  Z.  V  . .  cata  erit  aut  quoius  nomen  praevaricatioois  causa  delatam  erit 
aut  quoium  nomen  ex  h.  I.  ex  reis  exemptum  erit  seiquis  eins  nomen  a(d). 

b)  Z.  VII  Qu)oiu8  eorum  ita  nomen  ex  h.  1.  post  K.  (S)ept  qnae  eo 
anno  fuerint,  delatum  erit,  qui  eorum  eo  ioudicio  condemnatus  erit,  quanti 
eins  slis  ae(8tumata  erit. 
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vor  dem  1.  September  zur  Anklage  käme  oder  daza  berechtigt 
wäre,  so  solle  ihm  der  Prätor,  im  Falle  er  einen  Anwalt  zn  haben 
wünschte,  etwas  bestimmtes  tbun,  wahrscheinlich  den  gewünsch- 
ten Anwalt  geben.*)  Hieraufbaute  man  folgende  Vermuthungen. 
Das  älteste  Jahr  der  Römer  begann  mit  dem  1.  März;  der 
Amtsantritt  der  höchsten  Beamten  war  ein  verschiedener,  nur 
selten  geschah  er  am  1.  März,  sonst  in  allen  Jahreszeiten  und 
an  allen  Tagen;  erst  vom  Jahre  153  v.  Chr.  an  regelmässig  am 
1.  Januar.  Man  nimmt  an,  es  habe  in  der  ganzen  Zeit  der  Re- 
publik, ja  noch  tief  in  die  Kaiserzeit  hinein  neben  dem  Amts-  ' 
jähre ,  nach  welchem  sich  die  Consuln  und  die  meisten  andern 
Beamten  richteten,  noch  ein  sogenanntes  Militairjahr  gegeben: 
sein  Anfang  fiel  mit  dem  des  alt-römischen  Jahres  zusammen, 
es  begann  am  1.  März  und  äusserte  seinen  Einfluss  hauptsäch- 
lich in  dem  Beginne  der  vollen  Amtsgewalt  der  höchsten  Be- 
fehlshaber, aber  auch  gewissermassen  in  der  Dienstzeit  der  übri- 
gen Soldaten.  Krieg  und  Process,  schliesst  man  weiter,  seien 
bei  den  Römern  nicht  nur  verwandt,  sondern  gleichbedeutend 
gewesen :  es  habe  also  auch  ein  Processjahr  gegeben  und  sein 
Anfang  falle  ebenfalls  auf  den  1.  März.  In  Rom  und  ausserhalb 
Roms  hätten  die  Processe  also  erst  mit  dem  1.  März  begonnen. 
Aber  das  Processjahr  hätte  auch  vor  dem  Jahre  geschlossen: 
der  Römische  Gerichts  vorstand  habe  nach  dem  1.  September 
keine  Processe  mehr  angenommen,  theils,  um  die  von  einem 
Vorstande  angenommenen  Processe  wo  möglich  durch  ihn  selber 
erledigen  zu  lassen,  theils  weil  ein  grosser  Theil  der  Römischen 
Geschworenen  mit  dem  Rücktritte  des  sie  ernennenden  Beamten 
die  ihnen  übertragene  Richterbefugniss  von  Rechtswegen  verloren 
hätte.  Es  hätte  demnach  ein  Processjahr  vom  1.  März  bis 
1.  September  bestanden. 

Dies  wunderbare  Gebilde  von  Vermuthungen  betrachten  wir 
hier  nur  in  Bezug  auf  das  sogenannte  Processjahr.  Die  Römer 
sollten  eine  Einrichtung  getroffen  oder  geduldet  haben,  bei  der 


a)  Z.  IX  ex)  L  1.  pequniam  petet  nomenque  detuler(it)  quoius  eorum 
ex  h.  L  ante  K.  Sepi  petitio  erit ,  sei  eis  volet  sibei  patronos  in  eam  rem 
darei,  pr.  ad  quem 
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in  der  Hälfte  jedes  Jahres  kein  Process  gefahrt  werden  konnte! 
Das  ist  an  sich  undenkbar,  der  vermeintliche  Beweis  aber  för 
diese  erstaunliche  Behauptung  wird  nur  aus  den  beiden  unvoll- 
ständigen Stellen  des  Acilischen  Gesetzes,  welche  wir  angeführt 
haben,  hergenommen.  In  der  zweiten  derselben,  behauptet  man, 
liege  der  Sinn,  dass  nur  bei  einer  Anklage  vor  dem  1.  Septem- 
ber von  dem  Prätor  ein  Anwalt  gegeben  werden  solle,  folglich 
könne  eine  Anklage  nur  vor  dem  1.  September  erhoben  werden, 
und  dies  sei  nicht  eine  £igenthümlichkeit  des  Repetundenpro- 
cesses,  sondern  beziehe  sich  auf  alle  Processe.  Dennoch  aber 
wird  an  der  ersten  der  beiden  Stellen  eine  nach  dem  1.  Septem- 
ber mögliche  Anklage  erwähnt.  Mithin,  schloss  man  weiter, 
vor  dem  I.September  fand  eine  Criminalklage  statt,  bei  welcher 
die  Bestimmungen  des  Acilischen  Gesetzes  und  die  Geschwore- 
nen in  Anwendung  kamen:  wer  nach  dem  1.  September  seine 
Anklage  wegen  Erpressung  anbrachte,  der  konnte  nur  den  civil- 
rechtlichen  Weg  einschlagen,  und,  was  ihm  nach  den  ft-üheren 
Repetundengesetzen  freistand,  durch  eine  actio  «a<?ramen<o  Scha- 
denersatz erlangen:  es  wurde  dann  ein  Recuperatorengericht, 
dem  man  eine  besondere  Schnelligkeit  beilegt*),  gehalten.  Wie 
es  hierbei  mit  dem  1.  März  wurde,  ob  er  als  Anfangstermin  für 
die  Geschwomengerichte  bestand,  wird  nicht  gesagt;  wahrschein- 
lich indess  nimmt  man  es  an. 

Es  verlohnt  sich  nicht  der  Mühe,  diese  Vermuthung  im  Ein- 
zelnen zu  widerlegen^*):  es  giebt  Processe  genug,  welche  in  dem 
vermeintlich  für  Schwurgerichte  geschlossenen  Zeiträume  statt- 
fanden. Der  Grund,  auf  welcher  die  Vermuthung  ruht,  ist  falsch. 
Die  Stelle,  welche  die  von  dem  Prätor  an  die  Ankläger  zu  ge- 
benden Anwälte  behandelt,  muss  nicht  den  Sinn  haben,  es  solle 
nur,  wenn  die  Anklage  vor  dem  1.  September  erfolge,  ein  An- 
walt gegeben  werden:  wer  nachher  anklage,  müsse  ein  anderes 
Verfahren  einschlagen.  Sie  kann  eben  so  gut  den  Sinn  haben, 
wer  vor  dem  1.  September  klage,  solle  auf  eine  verschiedene 
Art  seinen  Anwalt  erhalten  als  wer  nachher  klage.  Ueberdem 
fragt  es  sich,  welcher  1.  September  gemeint  ist.    Man  versteht 


a)  Vergl.  oben  S.  17. 
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den  1.  September  eiDes  jeden  Jahres;  aber  man  kann  mit  gleichem 
Rechte  den  1.  September  eines  bestimmten  Jahres  verstehen,  ja 
mit  grösserem  Rechte.  Denn  sonst  wurde  ein  Zusatz  gemacht 
werden,  am  den  1.  September  eines  jeden  Jahres  zu  bezeichnen*). 
Ei>  kann  nicht  gemeint  sein  der  erste  September  desjenigen 
Jahres,  in  welchem  das  Gesetz  gegeben  wurde;  dann  würde 
es  heissen:  „der  in  diesem  Jahre  eintreten  wird,'^  wohl  aber 
der  des  unmittelbar  folgenden  Jahres.  Das  Abfassen  dieses  Ge- 
setzes erfolgte  gleich  am  Anfange  des  tribunicischen  Jahres  vor 
dem  Amtsantritte  der  neuen  Consuln,  aber  als  schon  die  Amts- 
kreise der  Beamten  und  namentlich  der  Prätoren  bestimmt  wa- 
ren. Man  erkennt  dies  aus  zwei  Umstanden.  £rstlich  wird  die 
Aufstellung  der  Ricbterliste  für  das  nächste  oder  laufende  Jahr 
dem  Fremdenprätor  aufgetragen,  während  fQr  die  späteren  Jahre 
eiD  besonderer  Prätor  ernannt  wird.  Es  musste  also  einerseits 
das  nächste  oder  laufende  Jahr  noch  so  viel  Zeit  gewähren,  dass 
es  sich  lohnte,  einen  neuen  Gerichtshof  einzusetzen,  andererseits 
aber  die  Geschäfte  der  Prätoren  schon  vertheilt  sein ;  sonst  würde 
die  Einsetzung  eines  besonderen  Prätors  verfügt  werden.  Beides 
würde  auch  auf  den  Anfang  des  curulischen  Amtsjahres  passen; 
aber  darauf  passt  nicht  die  Bezeichnung  des  Fremdenprätors 
als  eines,  „der  unter  den  Fremden  Recht  sprechen  wird^'^),  was 
nur  verständlich  ist,  wenn  derselbe  sein  Amt  noch  nicht  ange- 
treten hatte.  Deshalb  muss  man  annehmen,  das  Gesetz  sei  ab- 
geiasst  zwischen  dem  10.  December,  wo  die  Volkstribunen,  und 
dem  1.  Januar,  wo  die  curulischen  Beamten  ihr  Amt  antraten. 
Mithin  kann  unter  dem  1.  September  sehr  wohl  der  des  nächsten 
corolischen  Amtsjahres,  das  auch  ebenso  in  dem  bürgerlichen 
Leben  galt,  verstanden  werden. 

Welchen  Unterschied  das  Gesetz  zwischen  den  Anklagen  vor 
ond  nach  dem  1.  September  machte,  darüber  lässt  sich  nur  eine 
Vermuthung  aufstellen,  z.  B.  folgende.  Das  Gesetz  gab  einige 
neue  Bestimmungen  über  die  Strafbarkeit  der  Beamten,  z.  B."") 


a)  Etwa  post  K.  Sept.  quae  quoque  aimo  fiierint  oder  äholich. 

b)  Z.  XII  pr.  qoi  inter  peregrinos  ious  dicet 

c)  S.  oben  S.  138. 
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über  die  Summe  Geld ,  über  welche  hinaus  nicht  Geschenke  ge- 
nommen werden  dürften.  £s  war  billig,  die  gegenwärtigen  Be- 
amten, welche  ihr  Amt  unter  andern  gesetzlichen  Bestimmungea 
geführt  hatten,  vor  den  Nachtheilen  des  neuen  Gesetzes  za 
schützen.  Deshalb  wurde  ein  Termin  festgesetzt,  von  welchem 
an  die  in  demselben  bestimmten  Strafen  in  volle  Wirksamkeit 
treten  sollten,  während  das  Strafverfahren  selbst  unmittelbar 
geändert  werden  durfte.  Der  1.  September  des  folgenden  Jah- 
res ist  ein  zweckmässiger  Termin  der  Art:  an  ihm  konnten  die 
gegenwärtigen  Beamten  zur  Rechenschaft  gezogen  worden  sein, 
selbst  wenn  sie  in  den  Provinzen  ihr  Amt  verwaltet  hatten. 
Auch  die  Erwähnung  des  1 .  Septembers  in  dem  Gapitel  über  die 
Anwälte  kann  man  so  erklären.  Es  brauchte  z.  B.  nur  in  der 
Zahl  derselben  eine  Verschiedenheit  zu  bestehen,  etwa  so,  dass 
vor  dem  1.  September  nur  vier,  später  jede  gewünschte  Zahl 
von  dem  Prätor  gegeben  wurde. '^)  Es  ist  nicht  richtig,  was  man 
nach  der  Ergänzung  der  neuesten  Gelehrten  annehmen  muss, 
nur,  wenn  es  sich  um  einen  Griminalprocess  handelte,  hätte  der 
Prätor  Anwälte  gestellt,  dagegen,  sobald  ein  privatrechtlicbes 
Recuperatorenverfabren  stattfand,  nicht.  Dies  stimmt  nicht  mit 
der  Geschichte.  Denn  als  alle  Klagen  wegen  Erpressungen  in 
recuperatorischen  Gerichten  verhandelt  wurden,  gab  der  Prator 
den  Klägern  nach  Senatsbeschluss,  sobald  sie  es  verlangten,  An- 
wälte^), und  es  ist  kein  Grund  vorhanden,  weshalb  man  später, 
wo  man  die  Erpressungen  immer  mehr  zu  hindern  suchte,  in 
dieser  Fürsorge  für  die  Bundesgenossen  nachgelassen  haben 
sollte.  Indessen  ich  gebe  diese  Erklärung  der  uns  erhaltenen 
Bruchstücke  nur  als  Vermuthung :  es  kam  auf  den  Nachweis  der 
Möglichkeit  an,  dass  man  ohne  die  Annahme  einer  unmöglichen 


a)  Es  ist  uns  von  diesem  Capitel  nur  erbalten  Quei  ex  b.)  1.  pequniam 
petet  nomenqne  detuler(it),  quoius  eorum  ex  h.  1.  ante  K.  Sept  petitio  erit, 
sei  eis  volet  sibei  patronos  in  eam  remdarei,  pr.  ad  quem ;  nach- 
her folgen  einige  Bestimmungen  über  diejenigen  Personen,  welche  der  Prä- 
tor nicht  als  Anwälte  geben  darf.  Wir  werden  über  diesen  Punkt  später 
sprechen. 

b)  S.  oben  S.  16. 
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Gerichtsverfassung,   wie  sie  in  neuester  Zeit  ersonnen  worden 
ist,  auskommen  kann. 

Unmittelbar  auf  dieses  Capitel  über  die  Amtsverbrechen, 
und  einige  unsichere  Bestimmungen  in  Betreif  der  allmäligen 
Einfuhrung  des  Gesetzes  ^^)  folgt  ein  Capitel  über  die  Beamten, 
welche  während  der  Dauer  ihrer  Amtszeit  nicht  angeklagt  wer- 
den dürfen.  Glücklicherweise  ist  uns  die  Ueberschrift  desselben 
erhalten,  welche  über  den  allgemeinen  Inhalt  desselben  Kunde 
giebt*),  sowie  der  Anfang,  welcher  beweist,  dass  die  curulischen 
und  einige  andere  Beamten  nicht  angeklagt  werden  durften,  end- 
lich das  Ende,  welches  von  der  Gestattung  der  Anklage  nach 
dem  Ablaufe  der  Amtszeit  handelt,  üeber  einen  Punkt  bleibt 
UDsicherbeit,  nämlich  darüber,  ob  alle  Beamte  während  ihrer 
Amtszeit  vor  einer  Anklage  sicher  waren,  namentlich  jene  nie- 
deren, die  nicht  nothwendiger  Weise  senatorischen  Ranges  waren, 
die  verschiedenen  Arten  der  Dreimänner  und  dieMilitairtribunen.''®) 
Leber  die  folgenden  beiden  Capitel,  in  denen  von  den  Anwälten 
der  Ankläger  die  Rede  ist,  haben  wir  der  Hauptsache  nach  ge- 
sprochen. Das  dabei  vorgeschriebene  Verfahren  stimmt  mit  dem- 
jenigen, welches  wir  vor  den  Schwurgerichten  kennen  gelernt 
haben,  überein:  der  Prätor  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  des 
Anklägers  demselben  Anwälte  in  bestimmter  Anzahl  vorzu- 
schlagen, aus  denen  der  Ankläger  diejenigen,  welche  ihm  nicht 
gefallen,  zurückweisen  darf.^)  Mit  Ausnahme  vielleicht  der  Zahl 
der  Anwälte  wurde  hierin  durch  das  Acilische  Gesetz  keine 
Nenerung  eingeführt. 


a)  Z.  YUI  De  heisce  dam  mag.  aut  inperium  habebunt,  ioudicium  non 

fiet    Die.  COS.   pr.  mag.  eq ,   nachher   e)x  eo  mag.  inpenove 

abierit  quominCus 

b)  Es  ist  ausser  dem  früher  Angefahrten  hierüber  Z.  XI  erhalten:  De 
patrono  repudiando.    Qaei  ex  h.  1.  patronus  datus  erit,  sei  is  mori(ba8 

sospectas  erit und  am  Ende  .  .  .  um  pr.  quei  ex  h.  1.  quaeret 

aliiua  patronom  eiei  quem 
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Zehntes  Capitel. 

Weitere  BestimmaDgen  des  Acilischen  Gesetzes,  nach  den  ans  erhaltenen 
Brnchstflcken  dargestellt.  Untersnchnng  gegen  die  Erben  des  Yernrtheilten. 
Herbeischaffen  der  Beweismittel,  namentlich  der  Zengen,  deren  Zahl  be- 
schränkt wird.  Vermeintlicher  Eid  der  Geschworenen.  Aufschub  des  Ter- 
mines.  Fällen  des  Urtheils.  Richtereid,  Berathung  der  Richter,  Abstim- 
mung. Zwei  Drittel  der  Anwesenden  müssen  das  Urtheil  fällen.  Folge- 
rungen aus  dieser  Bestimmung.  Art  der  Abstimmung.  Gegen  den 
Angeklagten  ist  keine  zweite  Anklage  vor  demselben  Gerichtshofe  zu- 
lässig, ausser  in  bestimmten  Fällen.  Hach  der  Yerurtheilung  Stellen  von 
Bürgen,  die  Strafsumme  vorläufig  vom  Prätor  festgesetzt.  Schätzung  der 
Frocesse  (litium  aestimatio).  Auszahlung  des  Geldes  an  die  Kläger.  Ver- 
fahren, wenn  der  Yerurtheilte  die  Strafsumme  nicht  entrichten  kann. 
Sicherung  des  Processverfiüirens  gegen  den  Einspruch  der  Beamten  und 
Yolkstribunen.  Erwähnung  des  Calpurnischen  und  Junischen  Gesetzes. 
Praevaricatio.  Belohnungen  der  glücklichen  Ankläger,  Bürgerrecht,  Fro- 
vocationsrecht,  andere  Belohnungen:  Abstufung  dabei  nach  dem  Stande 
des  Anklägers.  Ende  des  Gesetzes,  lückenhaft  und  unverständlich.  Inhalt 

des  uns  fehlenden  Theiles. 

Es  ist  zweckmässig,  aucli  die  übrigen  uns  erliaitenen  Bruch- 
stücke des  Acilischen  Gesetzes  durchzugehen  und  festzustellen, 
was  in  ihnen  über  das  Verfahren  in  dem  Schwurgerichte  be- 
stimmt wird.  Die  Vermuthungen  zur  Ergänzung  der  Lücken 
lasse  ich  bei  Seite  und  stelle  nur  die  sicheren  Ergebnisse  zu- 
sammen. Die  Bruchstücke  sind  hier  noch  geringer  und  lücken- 
hafter als  im  Anfange  des  Gesetzes. 

Die  drei  nächsten  Capitel  oder  Paragraphen")  nach  jenen, 
welche  über  die  Auswahl  der  Richter  für  den  einzelnen  Fall 
handeln,  scheinen  Vorschriften  über  das  allgemeine  Verfahren 
zu  enthalten;  aber  was  sie  befehlen,  lässt  sich  mit  Sicherheit 
nicht  angeben.  In  früherer  Zeit  glaubte  man,  es  müsse  zunächst 
eine  Vorschrift  über  die  fiürgenstellung  folgen,  damit  der  Ange- 
klagte zur  rechten  Zeit  zum  Termine  erscheine.  Die  neueren 
Erklärer  haben  diese  Ergänzung  verworfen :  von  solchen  Bürgen 


a)  Z.  XXYÜI  bis  XXX. 
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ist  bei  dem  Schwurgerichtsverfahren,  dessen  höchste  Strafe  in 
Verbängung  der  Verbannung  besteht,  niemals  die  Rede.^)  Die 
ans  erhaltenen  Worte  handeln  von  dem  Schutze  derer,  welche 
in  Folge  des  Acilischen  Gesetzes  Geld  bekommen  würden.*) 
Dies  sind  zunächst  die  Ankläger  selbst,  welche  von  den  Beam- 
ten das  Geld,  was  sie  für  widerrechtlich  entrissen  halten,  zurück- 
fordern, nicht  nur  Städte  und  Provinzen,  sondern  auch  Einzelne 
und  Römische  Bürger.  Es  war  denkbar,  dass  die  Censoren, 
welche  mit  dem  Senate  zusammenhängen  und  gleiche  Interessen 
mit  den  Beamten  haben ,  ihr  Amt  dazu  gebrauchten,  um  mittel- 
bar diejenigen,  welche  gegen  die  Beamten  gerichtliche  Klagen 
anstellten ,  zu  bestrafen :  dagegen  traf  das  Acilische  Gesetz  Vor- 
kehrungen. In  der  zweiten,  auf  das  Verfahren  im  Allgemeinen 
bezüglichen  Vorschrift  scheinen  die  neueren  Gelehrten  das  Rich- 
tige getroffen  zu  haben.  Die  uns  erhaltenen  Worte  beweisen, 
dass  davon  die  Rede  war,  wenn  der  Verklagte  vor  der  Entschei- 
dung in  die  Verbannung  gegangen  wäre,  solle  das  Verfahren 
eben  so  fortgehen,  als  wenn  der  Angeklagte  zugegen  wäre.  ^)  Sie 
zeigen,  dass  mit  der  freiwilligen  Verbannung  noch  ein  anderer 
Fall,  der  bei  dem  Angeklagten  eintreten  konnte,  verbunden 
war:  man  vermuthet,  es  sei  dies  der  Tod  des  Angeklagten.*^ 
Wir  haben  keine  besondere  Nachricht  darüber,  dass  schon  nach 
dem  Acilischen  Gesetze  eine  Untersuchung  wegen  erpresster 
Gelder  auch  gegen  die  Erben  von  Angeklagten  stattfand;  in- 
dessen die  späteren  Gesetze  forderten  sie,  sie  lag  in  der  Billig- 
keit und  ein  Beispiel  scheint  schon  in  der  frühesten  Zeit,  seit 
überhaupt  Klagen  über-  Erpressungen  erhoben  werden ,  vorzu- 
kommen.^) Das  gegenwärtige  Gesetz  bestimmt  nicht,  es  sollten 
alle  Formen  beim  Tode  oder  der  freiwiUigen  Verbannung  eines 


a)  Sie  lauten  so:  Quei  pequniam  ex  h.  1.  capiet,  eum  ob  eam  rem 

quod  pecmiiam  ex  h.  1.  ceper(it) und  nachher  neive  tribu  mo)- 

veto  neive  equom  adimito  neive  quid  ei  (ob)  eam  rem  fraudei  csto. 

b)  Es  ist  nämiicb  erhalten  Z.  XXIX aut  in  exilium  aberit 

Qnoiiun  nomen  ex  h.  1.  delatum  eri(t) (in  exili)um  abierit 

quam  ea  res  (iu)dicata  erit,  pr.  ad  quem  eins  nomen  de(latum  erit,  eam) 
i^^  ab  eis  item  quaerito 

c)  Man  sehe  das  oben  angeführte  Beispiel  von  D.  Silanus  S.  21. 
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Angeklagten  beobachtet  werden,  sondern  nur,  die  Summe  Gel- 
des, um  welche  es  sich  handelte,  sollte  in  diesem  Falle  ermittelt 
und  von  den  Erben  der  Angeklagten  beigetrieben  werden. 

Die  folgenden  Paragraphen*)  handeln  über  das  Herbei- 
schaffen der  Beweismittel,  sowie  über  die  Benutzung  derselben 
vor  Gericht,  namentlich  über  die  Zeugen.  Die  Bruchstücke  sind 
sehr  lückenhaft,  die  Erklärung  und  Ergänzung  unsicher.  Am 
Anfange  wird  über  das  Herbeischaffen  der  Beweismittel  ge- 
sprochen :  das  zeigt  die  Erwähnung  der  Städte  und  Gemeinden 
Italiens,  denen  die  Städte  ausserhalb  Italiens  in  den  Provinzen  hin- 
zugefügt werden  müssen.**)  Aber  alles  Uebrige  ist  ungewiss 
und  man  vermisst  die  Bemerkung  über  die  Vollmachten,  welche 
zur  Herbeischafiung  der  Beweismittel  den  Parteien  vom  Prätor 
gegeben  wurden,  über  die  Zeit,  welche  ihnen  dazu  freistand. 
Wenngleich  die  gesetzlichen  Anordnungen  hierüber  sich  später 
zum  Theil  ändern  mochten,  so  waren  die  Hauptsachen  in  dem 
allgemeinen  Römischen  Gerichtswesen  begründet  und  mussten 
sich  schon  im  Acilischeu  Gesetze  finden.  Hieran  schliessen  sich 
Vorschriften  über  die  Zeugen  <^),  namentlich  darüber,  in  welchem 
Verwandtschaftsgrade  Jemand  nicht  zur  Aussage  gezwungen 
werden  durfte''®),  wobei  auch  das  althergebrachte  Patronatsver- 
hältniss  berücksichtigt  wurde. '^)  Alle  übrigen  Personen  konnten 
durch  Auflegung  einer  Geldstrafe,  über  deren  Höhe  wir  nichts 
wissen,  zur  Zeugenaussage  angehalten  werden.*")  Im  Folgenden 
ist  zu  bemerken  die  Nachricht,  dass  die  Zahl  der  Zeugen  nur 
48  betragen  dürfe,  nämlich  die  der  Belastungszeugen,  welche 
der  Ankläger  stellt,  während  die  der  Entlastungszeugen  unbe- 


a)  Von  Z.  XXX  bis  XXXIX  med. 

b)  Z.  XXXI  conquaeri  in  teiTa  Italia  in  oppedeis  foreis  conciliab(uleis 
ubi  ioure  dicondo  praeesse  solent,  aot  extra  ItaÜam  in  oppedeis  foreis 
con)ciIiaboIeis  ubi  ioure  deicundo  praesse  solent.    In  quibus  di(ebus  .... 

c)  Z.  XXXII  .  .  re  iubeto  et  quem  e(a)  res  agetur  quam  in  rem  qnis- 
que  testis  er(it,  in  eam  rem  facito  eis)  omnes  adsient  te8timo(niumqne 
deicant  .... 

d)  Z.  XXXIII  in  maio)rum  eius  fide  (f)u(e)r(in)t  queive  in  fide  eins 
siet  maioresv(e 

e)  Z.  XXXIII  scheint  der  Titel  eines  Paragraphen  De  in(roganda  multa 
oder  ähnlich  gewesen  zu  sein. 
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schränkt  gewesen  zu  sein  scheint.*)  Aber  in  welchem  Zusam- 
menhange diese  Zeugen,  sowie  die  ^Tafeln,  fiücher  und  öffent- 
liche Schriften"'*)  erwähnt  werden  und  was  der  fernere  Para- 
graph mit  derUeberschrift:  „der Prätor  soll  fragen"  zu  bedeuten 
bat,  ist  unsicher.  Die  spätere  Gesetzgebung  war  an  diesem 
Punkte  sehr  ausführlich:  sie  bestimmte,  wie  die  Beweismittel 
sowohl  vor  dem  Gebrauche  vor  Gerichte  behandelt  als  auch  nach- 
her aufgehoben  werden  sollten.  Etwas  Aehnliches,  obwohl  noch 
Dicht  in  gleicher  Ausführlichkeit,  muss  schon  das  Acilische  Ge- 
setz enthalten  haben. ^)  Die  folgenden  Zeilen'')  beziehen  die 
Gelehrten  jetzt  auf  die  Richter:  sie  sollen  vor  dem  Beginne  des 
Processes  oder  ehe  sie  ihre  Sitzung  begannen,  einen  Eid  zu 
leisten  gehabt  haben,  dass  sie  dem  Processe  gehörig  beiwohnen 
und  die  Zeugen,  sowie  die  Anwälte  aufmerksam  anhören  wollten. 
Ich  kann  an  einen  solchen  Eid  nicht  glauben:  ich  finde  von  ihm 
sonst  nirgends  eine  Spur.  Er  ist  unnütz.  Denn  der  Prätor 
hat  Gewalt  über  die  Richter  und  kann  diejenigen ,  welche  nicht 
gesetzlich  entschuldigt  sind,  zwingen  zugegen  zu  sein.  In  den 
erhaltenen  Worten  findet  sich  keines,  das  nothweudiger  Weise 
auf  einen  Schwur  zu  beziehen  ist.  Es  wird  von  den  Richtern 
gesprochen,  davon,  dass  sie  auf  der  Rednerbühne  nach  dem 
Markte  zu  sich  wenden  sollen,  davon,  dass  sie  im  Stande  sind, 
die  Worte  der  Zeugen  zu  hören.  *^)  Ich  glaube,  es  ist  von  weiter 
nichts  die  Rede,  als  von  der  äusseren  Einrichtung  der  Gerichts- 
sitzung, dass  die  Richter  auf  ihren  Bänken,  mit  dem  Gesichte 
nach  dem  Markte  zu  sitzen,  dass  die  Zeugen  ihre  Aussagen  so 
machen,  dass  sie  von  Allen  gehört  werden  können.®*)  Daran 
schliesst  sich  eine  Bestimmung,  welche  die  Möglichkeit,    den 


a)  Z.  XXXIV  evocari)t  secumve  duxerit  dumtazat  homines  IIL  earum 
re(rum. 

b)  ibid.  e)a  quai  ita  conquaesiverit  et  seiqua  tabulas  libros  leiterasve 

pop(licas Der  folgende  Paragraph  fuhrt  die  üeberschrift  Praetor 

Qtei  interroget.    Pr.  quei  ex  h.  1.  q(uaeret 

c)  Z.  XXXVI  und  XXXVII. 

d)  Z.  XXXYI  quei   in  ea)m  rem  ioudices  erunt,  ante  quam  primum 

caussa  d(eicatur ,  dann  iudices,  quei  in  eam  rem  erunt,  omnes 

pro  rostreis  in    forum ,  endlich   let  utei  testium  quei  (in)  eam  rem  erunt, 
verba  audiat 
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Richter  von  seiner  Richterpflicht  zu  entbinden,  ausspricht''),  so- 
wie wahrscheinlich  die  Anordnung,  dass  die  Liste  der  jedesmal 
Dienst  thuenden  Richter  verlesen  und  öffentlich  am  Markte  aus- 
gestellt werden  soll.*')  Endlich  folgt  noch  die  uns  sonst  nicht 
bekannte  und  nur  in  der  Ueberschrift  des  Paragraphen  erhaltene 
Vorschrift,  kein  Richter  solle  darein  reden,  solle  während  der 
Anklage-  und  Vertheidigungsrede,  sowie  des  Zeugenverhörs  eine 
Meinung  äussern  und  dadurch  eine  Discussion  unter  den  Rich- 
tern herbeifuhren.*') 

Der  nächste  Abschnitt**),  mehrere  Paragraphen  enthaltend, 
spricht  noch  über  die  Verhandlungen,  welche  vor  Beginn  des 
eigentlichen  Gerichtes  eintreten,  ist  aber  so  lückenhaft,  dass  man 
nur  Einzelnes  mit  Sicherheit  erkennt.  Es  können  Fälle  ein- 
treten, wo  die  Parteien  den  Termin  für  das  Gericht  nicht  ein- 
halten können:  über  diese  wird  gesprochefi.  Es  kann  der  Ter- 
min aufgeschoben  werden,  es  kann  eine  neue  Behandlung  der 
Sache  eintreten.*)  üeber  die  näheren  Bedingungen  dabei  hat 
man  allerdings  Vermuthungen  aufgestellt,  ohne  jedoch  zu  irgend 
einer  Wahrscheinlichkeit  zu  gelangen.®)  Wünschen  die  Parteien 
einen  Aufschub  des  Termins,  so  fragt  es  sich,  ob  sie  einen  nach 
den  Gesetzen  genügenden  Grund  dafür  anführen.  Darüber  ent- 
scheidet nicht  der  Prätor,  sondern  ein  besonderer  Richter  Q,  der 
aber,  wie  ich  glaube,  von  dem  Prätor  frei  ernannt  wird.  Er- 
kennt dieser  Richter  den  vom  Angeklagten  angeführten  Grund 


a)  quo)  eam  rem  miuus  ioudicet,  nisei  sei  quae  causa  erit,  quae 
eiei 

b)  recitentur  proscripta  propositaque  palam  apud  fo(rum ) 

eis  G  ioudicis  L  lectei  erunt. 

c)  Z.  XXXYIII  loudex  ne  quis  disputet. 

d)  Von  Z.  XXXIX  bis  XLllI. 

e)  Im  Allgemeinen  geht  hierauf  Z.  XXXIX  ad)  iudicium  adesse  possit, 
de  ea  re  praetori  quei  ex  bac  (lege  quaeret,  auf  das  Aufschieben  des  Ter- 
mins ebendaselbst  Quam  rem  pr.  ex  b.  1.  egerit  sei  eam  rem  proferet; 
auf  die  neue  Behandlung  der  Sachö  .  .  re  poterit  facito  quoius  deicet  qo- 
men  referre. 

f)  Dies  beweist  Z.  XLIH  ioudex  quei  eam  r)em  quaeret,  ex  h.  1.  cau- 
sam non  noverit,  pr.  quei  ex  h.  1.  q(uaeret,  wo  jener  iudex  dem  Prätor 

i;egenge8tellt  wird. 
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nicht  als  gültig  an,  so  erfolgt  die  VerurtheiluDg  des  Angeklagten, 
indem  der  Prätor  öffentlich  vor  dem  Volke  auf  der  Rednerbühne 
den  Spruch  thut:  „er  scheine  es  gethan  zu  haben/"'')  Erscheint 
dagegen  der  Ankläger  nicht  und  werden  seine  Entschuldigungs- 
grüode  von  dem  dazu  eingesetzten  Richter  nicht  anerkannt,  so 
muss  die  Aufhebung  der  Anklage  erfolgen.  Dies  ist  uns  zwar 
den  Worten  nach  nicht  erhalten,  folgt  aber  aus  der  Natur  der 
Sache.®) 

Von    grosser    Wichtigkeit  ist  derjenige  Abschnitt,  welcher 
in  mehreren  Paragraphen  ^)  über  das  Fällen  des  ürtheils  handelt, 
d.  h.  alle  Vorgänge  von  der  Berathung  der  Richter  an  bis  zur 
Entscheidung  des  Processes   vorschreibt.     Wenngleich  er  eben- 
falls sehr  lückenhaft  ist,  so  giebt  er  doch  einige  interessante 
Aufklärungen.    Der  erste  Paragraph  handelt  von  dem  Eide,  wel- 
chen die  Richter,  ehe  sie  zur  Berathung  schreiten,  zu  schwören 
haben ^):  es  ist  der  einzige,  welchen  sie  zu  leisten  haben.   Denn 
der  ihnen  vor  dem  Beginne  des  Processes  zugeschriebene  findet 
nicht  statf )    lieber  den  Inhalt  des  Eides  sind  wir,  wenngleich 
einige  darauf  bezügliche   Worte  erhalten  sind,  im  Unklaren.®*) 
Der  folgende  Paragraph,  dessen  Ueberschrift  erhalten  ist«),  ver- 
hängte gegen  die  Richter  die  höchste  zulässige  Geldstrafe:   in 
welchem  Falle,  wissen  wir  nicht  durch  die  Ueberlieferung ;  aber 
mit  Wahrscheinlichkeit  darf  man  vermuthen,  dann,  wenn  sie  den 
Eid  nicht  leisteten  und  dennoch  das  Richteramt  übten,  aber  auch 
weiter,  wenn  sie  den  Eid  und  das  Richteramt  verweigerten.   Die 
Entscheidung  in  dem  letzteren  Falle  scheint  wiederum,  wie  bei 
den  Entschuldigungen  der  Parteien,  einem  Einzelrichter  zuge- 
follen  zu  sein ') :  die  Eintreibung  der  zuerkannten  Geldstrafe  ge- 
schah durch  den  Quästor.^) 


a)  Darauf  beziehen  sich  die  Worte  Z.  XLIl  c)oram  (iudici}bus  in  con- 
tione  pro  rostris  sententia  ita  pronontiato  fec(isse  videri  .... 

b)  Z.  XLIV  bis  LVl. 

c)  Z   XLIV  iondices  in  consilium  an)te  quam  ibunt,  facito  ioreni 

d)  S.  oben  S.  149. 

e)  Z.  XLV  ladice(s)  mnltam  8uprema(m)  de(b)ea[nt 

f)  Darauf  gehen   die  Worte  Z.  XLV  quei  rem   qu)aeret,  causam  non 
noverit,  quei  eorum  ioudex,  womit  zu  vergleichen  Z.  XLII  und  XLIIL 

g)  Z.  XLVI  excu)satione  primo   quoque  die  deferatur  isque  quaestor. 
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Der  nächste  Paragraph  handelt  über  die  unmittelbaren  Vor- 
bereitungen zur  Abstimmung:  seine  Ueberschrift  lautet:  „wie 
die  Richter  zur  ßerathung  gehen."»)  Er  ist  leider  lückenhaft^ 
ausserdem,  weil  die  Erztafel  für  diesen  Theil  des  Gesetzes  ver- 
loren gegangen  ist,  nicht  einmal  in  den  Lesarten  sicher.  Es 
ergiebt  sich  aus  dem  uns  Erhaltenen  nur,  dass  nach  dem  Aci- 
lischen  Gesetze  ein  Aufschub  des  Gerichtes,  so  oft  es  beliebte, 
(ampliatio)  stattfand,  während  das  darauf  folgende  Servilische 
Gesetz  nur  einen  einmaligen  Aufschub  (comperendinatio)  ge- 
stattete. Denn  der  folgende  Paragraph  führt  die  Ueberschrift: 
„Wie  über  die  Angeklagten  geurtheilt  werden  soll",  und  beginnt 
mit  der  Bestimmung:  „Wenn  zwei  Drittel  der  anwesenden  Rich- 
ter"**), man  muss  ergänzen:  ihre  Bereitwilligkeit  zum  Abgeben 
eines  Urtheils  anzeigen,  d.  h.  erklären,  sie  hätten  jetzt  genug 
von  den  Beweisen  und  Zeugen  gehört,  um  das  Urtheil  fällen  zu 
können.  Lateinisch  wird  hierfür  der  Ausdruck  %aerö  gebraucht. 
Sobald  also  mehr  als  ein  Drittel  der  anwesenden  Richter  erklären, 
sie  seien  noch  nicht  im  Stande  ein  Urtheil  abzugeben,  muss  ein 
neuer  Termin  angesetzt  werden:  der  Prätor  erklärt  amplius 
„weiter",  nämlich  müsse  die  Untersuchung  geführt  werden.  Das 
Wesen  dieses  Aufschubes  aber  besteht  darin,  dass  er  so  oft  ge- 
schehen kann,  wie  es  den  Richtern  beliebt,  die  Zahl  der  Ter- 
mine ist  unbeschränkt.^)  W^ie  die  Bereitwilligkeit  der  Richter 
zum  Sprechen  des  Urtheils  ermittelt  wird,  darüber  lässt  sich 
aus  den  Bruchstücken  nichts  ersehen:  von  einem  durch  die  Ge- 
schworenen selbst  gewählten  Obmann,  der  den  Verkehr  zwischen 
dem  Prätor  und  den  Richtern  vermittelte,  findet  sich  keine  Spur, 
auch  nicht  in  späteren  Gesetzen.  Der  Prätor  fragte  also  die 
Geschworenen  selbst,  ob  sie  zum  Fällen  des  Urtheils  bereit 
wären:  es  muss  dabei  von  ihm  ein  Versehen  möglich  gewesen 
sein:  darauf  beziehe  ich  die  Androhung  einer  Geldstrafe  von 
10000  Hs.,  von  der  uns  eine  Andeutung  erhalten  ist.  ^)    Dies  ist 


a)  Z.  XLVI  ludices  in  co}nsiIium  quomodo  eant 

b)  Z.  XLIX  De)  reis   quomodo  iudicetur.    Ubi  duae   partes  iudicum, 
quei  ader(unt 

c)  Z.  XLVIII  dicare  is  (unsichere  Lesart)  Hs.  n.  CCIOD  quotiens  quom- 
que  amplius  bis  in  ono  ia(dicio  .... 
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nach  dem  Acilischen  Gesetze  die  Berathung  (consüium)  der 
Richter :  sie  bezieht  sich  nicht  auf  die  Frage  der  Verurtheilang 
oder  Freisprecbang,  sondern  darauf,  ob  die  Sachlage  durch  die 
bisherige  Verhandlung  so  yfeit  aufgeklärt  ist,  dass  die  Geschwo- 
renen ein  Urtheil  gewonnen  haben.  Daraus  folgt,  dass  später, 
als  nicht  eine  unbeschränkte  Anzahl  von  Terminen  stattfand, 
sondern  nach  dem  zweiten  Termine  das  Urtheil  gefällt  werden 
masste,  eine  Berathung  der  Geschworenen  nicht  stattfand:  un- 
mittelbar nach  der  Beendigung  der  Verhandlung  und  ohne  vor- 
hergehende Besprechung  fand  das  Abgeben  der  Stimme  statt. 
Das  Acilische  Gesetz  verlangte  eine  Berathung  der  Richter,  um 
die  Beendigung  der  Verhandlungen  festzustellen,  gestattet«  aber 
eine  Wiederholung  derselben,  bis  zwei  Drittel  der  Geschworenen 
zum  UrtJieilen  entschlossen  waren.  Wie  es  sich  in  dieser  Be- 
ziehang  zu  den  früheren  Gesetzen  verhielt,  wissen  wir  nicht 
Auch  diese  erlaubten  eine  unbegränzte  Zahl  von  Terminen,  mög- 
lich indessen  dass  sie  Fortsetzung  derselben  verlangten,  bis  alle 
gegenwärtigen  Richter  eine  Ueberzeugung  gewonnen  hätten :  dann 
würde  der  Fortschritt  des  Acilischen  Gesetzes  zur  strengeren 
Kechtspfle^e  in  der  verringerten  verhältnissmässigen  Zahl  der 
zum  Urtheilen  entschlossenen  Richter  bestehen.  Es  ergiebt  sich 
wenigstens  die  Möglichkeit  eines  Fortschrittes  der  Gesetzgebung 
in  diesem  Punkte. 

Wenn  zwei  Drittel  der  anwesenden  Richter,  heisst  es  im 
folgenden  Paragraphen,  erklären,  die  Verhandlungen  seien  genü- 
gend, am  ihnen  ein  Urtheil  zu  verschaffen,  dann  findet,  das  Ab- 
geben der  Stimmen  statt  Man  muss  hiermit  vergleichen  die 
^Igemeine  Bestimmung  über  die  Römischen  Municipalsenate, 
denen,  wenn  zwei  Drittel  der  dazu  gehörigen  Personen  anwesend 
sind,  Beschlussfähigkeit  zugesprochen  wird.")  Es  hat  diese  Aehn- 
liehkeit  sogar  früher  einzelne  Gelehrte  veranlasst  zu  glauben, 
auch  das  Acilische  Gesetz  schriebe  vor,  zwei  Drittel  der  gewählten 
Geschworenen  müssten  anwesend  sein,  um  ein   gültiges  Urtheil 


a)  Man  sehe  z.  B.  die  sogenannte  Lex  Julia  municipalis  Z.  75 ;  das 
^trecht  far  Salpensa  29 ;  für  Malaca  61  u.  s.  w.,  ausser  den  bekannten 
Stellen  der  Römischen  Juristen. 
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fällen  zu  können :  eine  Ansicht,  welche  mit  den  uns  überlieferten 
Worten  in  Widerspruch  steht^)  Indessen  die  Aehnlichkeit  bei- 
der Bestimmungen  ist  unleugbar:  die  Decurionen  sind  beschluss- 
fähip:,  wenn  zwei  Drittel  anwesend  sind,  die  für  einen  Process 
erwählten  Geschworenen  dürfen  ein  ürtheil  fällen,  wenn  zwei 
Drittel  erklären  dazu  bereit  zu  sein.  In  beiden  Fällen  liegt  die 
Ansicht  zu  Grunde,  dass  zwei  Drittel  die  Gesammtheit  einer 
Versammlung  darstellen.  Freilich  ergiebt  sich  auch,  wie  wenig 
damals  bei  den  Römern  die  Idee  eines  Geschworenengerichtes 
ausgebildet  war.  Den  Unterschied,  der  zwischen  einer  berathen- 
den  und  einer  richterlichen  Behörde  besteht,  hatte  man  noch  nicht 
erfasst:  beide  entscheiden  nach  gleichen  Formen  und  es  wieder- 
holt sich,  was  wir  früher  über  das  Zusammenfallen  der  verwal- 
tenden und  richterlichen  Thätigkeit  der  Beamten  bemerkt  haben ^). 
Wenn  zwei  Drittel  der  anwesenden  Geschworenen  ihre  Be- 
reitwilligkeit, ein  Ürtheil  zu  fällen,  erklären,  so  ist  das  Nächste, 
dass  dasjenige  Drittel,  welches  kein  Ürtheil  gewonnen  hat, 
aus  dem  Gerichtshofe  entfernt  wird.'')  Von  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Geschworenen,  welche  nach  dem  Acilischen  Gesetze 
gerichtet  hätten,  kann  also  nicht  die  Rede  sein:  der  Zufall  war 
es,  der  hier  waltete.  Etwa  hundert  und  zehn  Geschworene*) 
vmrden  für  jeden  Process  erwählt.  Aber  nicht  alle  waren  bei 
den  Verhandlungen  zugegen:  das  zeigt  der  Ausdruck  des  Ge- 
setzes :  „wenn  zwei  Drittel  der  anwesenden  Richter  zum  ürtheil 
entschlossen  sind."  Da  zwischen  der  Wahl  der  Geschworenen 
und  den  Verhandlungen  ein  ziemlicher  Zeitraum  von  etwa  zwei 
Monaten  verfloss,  so  war  es  natürlich,  dass  einige  durch  Krank- 
heit, andere  durch  öffentliche  oder  Familienangelegenheiten  ge- 
setzlich entschuldigt  waren:  der  Prätor  konnte,  da  das  Gesetz 
keine  bestimmte  Zahl  vorschrieb,  bei  jenen  unmöglich  streng 
sein.  Endlich  brauchen  nur  zwei  Drittel  das  ürtheil  zu  fällen, 
die  Zahl  also  derjenigen,  welche  freisprachen  oder  verurtheilten, 
war  zwar  immer  noch  ansehnlich  genug,  aber  zufällig.^) 


a)  Man  vergl.  Bd.  I,  2,  132. 

b)  Z.  XLIX  ...  8,  qui  iudicare  negarint,  semovan(tar). 

c)  Man  sehe  oben  S.  129. 
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Ueber  die  Abstimmung  selbst  erfahren  wir  aus  den  uns  er- 
haltenen Bruchstücken  Folgendes.  Es  wird  zuerst  der  Prätor 
mit  seinen  Aratsdienem  erwähnt"),  die  wahrscheinlich  hindern 
sollen,  dass  ein  Unberufener  sich  unter  die  zum  Richten  übrig 
gebliebenen  Geschworenen  mische.  Dann  wird  ein  Gefäss  (siteUa) 
zur  Aufnahme  der  Loose,  das  eine  bestimmte  Grösse  hat,  her- 
beigebracht*»), ferner  die  zum  Abstimmen  nöthigen  Loose  oder 
Täfelchen  (sors  oder  sorticula),  Sie  sind  von  Buchsbaumhölz, 
vier  Römische  Zoll  lang,  von  bestimmter  Breite^),  auf  der  einen 
der  mit  Wachs  überzogenen  Seiten  steht  A,  d.  h.  absolvo^  auf 
der  anderen  C,  d.  h.  condemno%  und  der  Prätor  giebt  jedem 
Geschworenen  öffentlich  ein  solches  Täfelchen  in  die  Hand.  Der 
Geschworene  löscht,  je  nachdem  er  sein  ürtheil  abgeben  will, 
den  einen  auf  demselben  geschriebenen  Buchstaben  aus  und  trägt 
dann  das  Täfelchen  offen  und  mit  entblösstem  Arme,  aber  den 
geschriebenen  Buchstaben  mit  den  Fingern  bedeckend*)  an  den 
Platz,  wo  das  Gefäss  steht,  zeigt  das  Täfelchen  so  dem  Volke 
and  den  übrigen  Geschworenen^)  und  wirft  es  in  das  Gef&ss. 
£^  folgt  dann  das  laute  Ausrufen  der  abgegebenen  Stimmen  (pro- 
nuntiatio).  Zu  diesem  Behufe,  scheint  es,  wird  von  den  Prätoren 
ein  Geschworener  durch  das  Loos  bestimmt:  er  tritt  an  das  Ge- 
&SS  und  hält  es  abschüssig  nach  dem  Volke  zu.»)  Dann  nimmt 
er  die  Täfelchen  einzeln  heraus  und  ruft  die  auf  ihnen  geschrie- 
bene Abstimmung  laut  aus.  Findet  er  A,  so  sagt  er,  „ich  spreche 
frei''  (ahsolvo}^  findet  er  C,  so  sagt  er,  „ich  verurtheile"  (con" 
dmno)^  sind  aber   beide  Buchstaben  ausgelöscht,   so   sagt  er 


a)  Z.  L  .  .  .  rem  agito  tarn  praetor  quem  soueis  viatoribus  apparito- 
ribasqae  nei  de  i 

b)  Z.  L  digitos)  XX,  quo  ioudices  sorticulas  conieciant. 

c)  Z.  LI  que  iudicis  is  praetor  sorticolam  nnam   boxeam  longam  di- 
gitos IUI  la(tain  digitos  .... 

d)  Dies  darf  man  schliessen  aus  den  Ueberresteu  in  Z.  LI  ab  alte)ra 
Psrti  C  in  maou  palam  dato. 

e)  Z.  LH  eamqiie  sortem  ex  hace  lege  apertam  bracioque  aperto  litteram 
%tei8  opertam  pala(m 

f)  ibid.  i)temqae    in  eos  ceteros  8in(g)ilatim  ia(dices  versus  ostendito. 
S)  Z.  LI II  pronnntiationis  faci)undai  causa  ad  sitellam  sorti  veniet,  is 

"*  «am  sitellam  manum  demitito  (e)t  eam  devexam  popul(o) 
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„ohne  Stimme"  (seine  aufragio).  Jedes  Täfelchen,  dessen  Buch- 
staben er  ausgerufen  hat,  giebt  er  dem  zunächst  stehenden  Ge- 
schworenen, der  es  weiter  herumreicht.*) 

üeber   das   weitere   Verfahren   findet   sich    keine  deutliche 
Nachricht.^;    Man  nimmt  an,  dass  zunächst  ein  Paragraph  folgte 
„über  die  Zählung  der  Stimmen"*');  dann  folgte  wahrscheinlich 
ein  anderer  „über  die  Freisprechung  des  Angeklagten",  von  dem 
uns  nur   der    Schluss  erhalten  ist,   dass  der  Angeklagte  freige- 
sprochen sein  soll,  wenn  nicht  eine  falsche  Anklage  stattgefunden 
hat.^)    Der  nächste  Paragraph  lautete,   „über  die  Verurtheilung 
des  Angeklagten",  und  der  Inhalt  war,  wenn  die  meisten  Stimmen 
für   Verurtheilung  wären,   so  sollte  derselbe  verurtheilt  sein.**) 
Diese  Nachrichten  lassen  einen  Zweifel  übrig.    Zwar  kann  nach 
der  durchgängigen  Römischen  Sitte  keine  Frage  sein,  dass,   im 
Falle  die  freisprechenden  und  verurtheilenden  Stimmen  an  Zahl 
gleich  waren,  die  Freisprechung  erfolgte;  aber  die  Geschworenen 
konnten  auch  keine  Stimme  abgeben  und  es  ist  zweifelhaft,  ob 
diese  stimmlosen  Täfelchen  bei  der  Berechnung  abgezogen  wur- 
den.   Man  könnte  annehmen,  es  sei  geschehen,  weil  das  Gesetz 
diejenigen   Geschworenen,    welche    kein  bestimmtes   Urtheil   zu 
haben  erklärten,  von  der  Nothwendigkeit  des  Stimmens  entband : 
demgemäss  würde  es  folgerecht  sein,  auch  diejenigen  Täfelcbeu, 
welche   keine  Stimme  enthielten,   nicht  zu  rechnen.     Doch  da- 
gegen kann  man  einwenden,   wenn  das  Gesetz  Jedem,  der  nicht 
stimmen  wollte,  dies  gestattete,  so  hätte  es  die  Uebrigen  zum 
Abgeben  einer  bestimmten   Entscheidung    anhalten  und   da  es 
Niemanden  hindern  konnte,  beide  Buchstaben  auf  seinem  Stimöi- 
täfelchen  auszulöschen,  wenigstens  festsetzen  müssen,  dass  die 


a)  Auf  diesen  Vorgang  darf  man  scbliessen  aus  den  Brachstücken  von 
Z.  LIV  demno,  ubei  nihil  scriptum  erit,  „seine  sufragio".  Ex  qua  sorti 
pronontiai'it,  eam  sortem  proxsurao  iud(ici) transdito. 

b)  Diese  Annahme  beruht  indessen  nur  auf  den  Buchstaben  von  Z.  LIV 
.De  n(amerandis  sententiis. 

c)  Z.  LV  qu)od  praevarioationis  causa  factum  non  erit,  is  ex  hace  lege 
eius  rei  apsolutus  esto. 

d)  ibid.  De  reo  condemnand(o )  e  ibei 

pluiiimae  erunt  condemno,  pr.  qu(ei  ex  h.  1.  quaeret 
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stimmlosen  Täfelchen  entweder  den  verurtheilenden  oder  den  los- 
sprechenden Stimmen  zugezählt  würden.  Einen  Anhalt  für  die 
Eoteoheidung  dieser  Frage  finde  ich  in  dem  Ausdrucke  des  Ge- 
setzes, dass,  wenn  die  „meisten"  Stimmen  für  Verurtheilung 
lauteten,  diese  erfolgen  sollte.  Dies  passt  nach  Lateinischem 
Sprachgebrauche  nur  auf  eine  Vergleichung  unter  mehr  als 
zwei:  folglich  kann  es  nicht  heissen,  die  Verurtheilung  solle  er- 
folgen, wenn  mehr  verurtheilende  Stimmen  sich  fönden  als 
freisprechende  und  stimmlose  zusammengenommen.  Denn  dann 
würde  eine  Vergleichung  unter  zwei  Abtheilungen  geschehen, 
von  denen  nur  die  eine  aus  mehreren  Theilen  bestände.  Mithin 
ist  die  sogenannte  absolute  Mehrheit  unter  den  Geschworenen 
zu  einer  Verurtheilung  nicht  erforderlich.  Es  genügt  zu  dersel- 
ben, dass  die  Zahl  der  Verurtheilenden  grösser  ist  als  abgesondert 
die  der  Freisprechenden  an  sich  und  die  der  keine  Stimme  Ab- 
gebenden an  sich.  Nehmen  wir  z.  B.  als  Zahl  der  abstimmenden 
Geschworenen  70  an,  so  erfolgte  die  Verurtheilung,  wenn  24 
verurtheilten,  dagegen  23  freisprachen  und  ebenfalls  23  keine 
Stimme  abgaben,  während,  wenn  23  verurtheilten,  23  frei- 
sprachen, dagegen  24  keine  Stimme  abgaben,  die  Freisprechung 
erfolgte.  Denn  in  diesem  Falle  war  die  Zahl  der  Verurtheilen- 
den nicht  grösser  als  die  der  Freisprechenden  oder  Nichtstimmen- 
den einzeln  genommen.*)  Diese  Art,  die  Stimmen  zu  rechnen, 
beweist,  eine  wie  geringe  Zahl  der  Richter  zur  Verurtheilung 
hioreichte,  trotzdem  dass  die  allgemeine  Richterliste  gross  und 
die  Zahl  der  für  den  Process  auserwählten  Richter  bedeutend 
^ar.  Was  in  diesen  Bestimmungen  dem  Acilischen  Gesetze 
«igenthümlicb,  also  gegen  früher  geändert  war,  lässt  sich  nicht 
genau  erkennen:  es  muss  aber  bedeutend  gewesen  sein,  da  frü- 
her nach  dem  Sempronischen  Gesetze  der  geschlossene  Stand 
der  Ritter  die  Geschworenen  gegeben  hatte.  Unser  Gesetz  selbst 
deutet  solche  Veränderungen  gegen  das  ftaihere  Verfahren  an 
zwei  Stellen  an,  erstens,  wo  es  sagt,  der  Geschworene  solle 
^oach  diesem  Gesetze^  sein  Stimmtäfelchen  oifen  und  mit  un- 
verhülltem Arme  in  die  Urne  werfen,  zweitens,  wo  es  heisst, 
.wer  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stimmen  erhalten  hätte,  solle 
»nach  diesem  Gesetze*^  freigesprochen  sein.     Ueber  das  Verhält- 
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niss  der  freisprechenden  und  verurtheilenden  Stimmen  wird  sich 
bei  Gelegenheit  des  Aurelischen  Richtergesetzes*)  ein  gleiches 
Ergebniss  herausstellen. 

Dieser  Abschnitt  des  Acilischen  Gesetzes  schliesst  mit  dem 
Aussprechen  eines  Grundsatzes,  der  aus  dem  allgemeinen  Römi- 
schen Rechte  entspringt:  wer  nach  diesem  Gesetze  verurtheilt 
oder  freigesprochen  ist,  der  darf  nicht  wieder  vor  Gericht  gezo- 
gen werden.**)  Denn  es  ist  allgemeine  Rechtsregel,  dass  Jemand 
wegen  derselben  Sache  nur  einmal  vor  denselben  Gerichtshof 
gestellt  werden  darf.  Wir  bemerken  hierbei  dreierlei.  Erstens, 
„nach  diesem  Gesetze"  darf  mit  einem  Solchen  keine  neue  Ver- 
handlung beginnen,  d.  h.  er  darf  nicht  wieder  vor  das  Schwur- 
gericht gestellt  werden.  Dies  hindert  nicht,  dass  er  vor  ein  an- 
deres Gericht  gestellt  wird,  und  zwar  wegen  eben  derselben 
Anschuldigungen,  über  welche  die  Geschworenen  entschieden  ha- 
ben. Er  kann  also  vor  dem  Volke  von  einem  Tribunen  ange- 
klagt werden,  entweder  auf  Geld-  oder  auf  Capitalstrafe;  es 
können  auch  die  Beleidigten,  wenn  sie  Römische  Bürger  sind, 
einen  Privatprocess  anstrengen,  der  sacramento  verhandelt  w-ird 
und  die  Herausgabe  einer  bestimmten  Geldsumme  zum  Erfolge 
haben  kann.  Zweitens  das  Acilische  Gesetz  selbst  giebt  vier 
Ausnahmen  an,  erstens,  wenn  Jemand  neue  Verbrechen,  welche 
vor  das  Schwurgericht  gehören,  begeht,  zweitens,  wenn  eine  nur 
scheinbare  Anklage  (praevaricatio)  stattgefunden  hat,  indem  der 
Ankläger  im  Bunde  mit  dem  Angeklagten  war  und  diesen  ab- 
sichtlich durch  Nachlässigkeit  oder  Verkehrtheit  im  Anklagen 
zu  retten  suchte,  drittens,  in  so  fern  die  Schätzung  des  Processes, 
welche  nicht  für  einen  neuen  Process,  sondern  für  eine  noth- 
wendige  Folge  der  Verurtheilung  gilt,  stattfindet,  viertens  end- 
lich, wenn  Jemand  bei  dem  gerichtlichen  Verfahren  selbst  gegen 
die  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gefehlt  bat   Dies 


a)  Man  sehe  unten  Abschnitt  3  Gapitel  2. 

b)  Z.  LVI  condemnatus)  aut  absolutus  erit,  quom  eo  ex  h.  I.,  nisei 
quod  postea  fecerit  aut  nisei  qnod  praevaricationis  caussa  factum  erit  au(t 
nisei  de  litibus)  aestumandeis  aut  nisei  de  sanctioni  huiusce  U)gis  actio 
nei  e8(to. 
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Letzte  wird  ansgedrfickt:  ^iu  Bezug  auf  die  Strafbestimmungen 
des  gegenwärtigen  Gesetzes.^  Damit  wird  nicht  gemeint  eine 
am  Schlüsse  des  Gesetzes  hinzugefugte  besondere  Strafbestim- 
muDg.^  Eine  solche  findet  sich  allerdings  bei  anderen  Gesetzen, 
welche  einzelne  Gebote  enthalten  und  am  Ende  hinzusetzen,  wer 
diese  Gebote  nicht  beobachte,  der  solle  in  Strafe  verfallen.  Aber 
welche  Strafbestimmung  dieser  Art  bei  dem  Acilischen  Gesetze 
stattfinden  kann,  sehe  ich  nicht  ein,  und  erhalten  ist  uns  keine. 
Dagegen  finden  sich  vielfache  Androhungen  von  Strafen  bei  den 
einzelnen  Bestimmungen  des  Acilischen  Gesetzes,  gegen  den 
Prator,  gegen  die  Geschworenen ;  es  muss  solche  auch  gegen  den 
Angeklagten  geben,  und  sie  bleiben  gegen  ihn  in  Kraft,  auch 
wenn  er  losgesprochen  oder  verurtheilt  worden  ist,  er  kann  also 
nach  dem  vorliegendem  Gesetze  in  diesem  Falle  gewisser- 
massen  zweimal  vor  Gericht  gestellt  werden.  Drittens  wird  die 
Beziehung  auf  spätere  Vergehungen  gegen  dieses  Gesetz  so  aus- 
gedruckt „ausser  wegen  dessen,  was  er  später  gethan  hat**. 
Handelte  das  ganze  Gesetz,  wie  man  jetzt  annimmt,  nur  über 
Erpressungen,  so  müsste  ein  eigenthümlicherer  Ausdruck  ge- 
wählt sein,  um  die  Erpressungen  zu  bezeichnen.  Dagegen  wenn 
e«  über  Amts  verbrechen  überhaupt  handelte,  war  jener  allgemeine 
Aogdruck  zweckmässig  und  in  so  fern  finde  ich  in  demselben 
eine  Andeutung  von  dem  Mebreres  umfassenden  Gharacter  des 
Gesetzes. 

Ein  ausfuhrlicher  Abschnitt^)  des  Acilischen  Gesetzes  ist 
der  unmittelbaren  Folge  einer  Verurtheilung  gewidmet,  nämlich 
der  Abschätzung  und  Wiedererstattung  des  von  den  Beamten 
widerrechtlich  erworbenen  Geldes.  Zu  diesem  Behufe  verordnet 
der  nächste  Paragraph,  der  Prätor  solle  dafür  Sorge  tragen,  dass 
der  VerurtheUte  sogleich  nach  seiner  Verurtheilung  den  unge- 
^ren  Betrag  der  von  ihm  zu  leistenden  Entschädigung  an  den 
Staatsschatz  einzahle.  Diese  Einzahlung  geschieht  nach  Römi- 
scher Sitte  durch  Stellung  von  Burgen  und  Verpfändung  von 
Gütern.    Natürlich  wäre  es  auch  erlaubt  gewesen,  die  Summe 


a)  Von  Z.  LVI  bis  LXIX. 


160  Stellung  von  Bürgen  von  Seiten  des  Angeklagten. 

baar  einzuzahlen.  Aber  ich  glaube  weder,  dass  dies  bei  Pro- 
cessen über  Erpressung,  welche  alle  gegen  wohlhabende  Männer 
gerichtet  wurden,  geschah,  noch  dass  es  im  Acilischen  Gesetze 
erwähnt  wurde.^*)  Dazu  kommt,  dass  die  Stellung  von  Bür- 
gen an  den  Staat  die  Sichening  der  Ankläger  für  diejenigen 
Summen  bezweckte,  welche  ihnen  nach  Abschätzung  der  einzelnen 
Erpressungen  würden  zugesprochen  werden ;  es  würde  also  nicht 
zweckmässig  gewesen  sein,  eine  grössere  Summe  baar  im  Staats- 
schatze niederzulegen,  als  vielleicht  schliesslich  erfordert  werden 
würde.  Im  Falle  der  Verurtheilte  sich  weigert,  die  nöthigen 
Bürgen  zu  stellen,  so  werden  seine  Güter  in  Beschlag  genommen; 
verkauft  werden  sie  noch  nicht,  das  kann  erst  geschehen  nach 
Abschätzung  der  Erpressungen  und,  was  von  ihnen  etwa  übrig 
bleibt,  fällt  an  den  Angeklagten  zurück.  Denn  ich  kann  nicht 
glauben,  dass,  wenn  der  Verurtheilte  keine  Bürgen  stellt,  als 
Strafe  gegen  ihn  die  Einziehung  seiner  Güter  verhängt  wird. 
Dann  wäre  die  Nichtsteilung  von  Bürgen  als  Ungehorsam  be- 
trachtet worden,  wie  es  allerdings  bei  den  vor  dem  Volke  ge- 
führten Geldprocessen  durch  besonderen  Volksbeschluss  geschehen 
konnte.  Als  L.  Scipio  wegen  Unterschleifes  vom  Volke  zu  einer 
Geldstrafe  verurtheilt  war,  und  mit  der  Behauptung,  er  habe 
nichts  verbrochen,  sich  weigerte  Bürgen  zu  stellen,  wollte  ihn 
der  Vorsitzende  Richter  als  einen  Ungehorsamen  in  das  Gefäng- 
niss  bringen  lassen,  durch  den  Einspruch  eines  Tribunen  wurde 
dies  gehindert  und  bestimmt,  seine  Güter  sollten  eingezogen 
werden,  aber  nur  bis  zur  Höhe  des  verübten  Unterschleifes.'') 
Aehnlich  wie  in  diesem  Falle  das  durch  die  Tribunen  herbei- 
geführte Verfahren  war,  wurde  es  im  Acilischen  Gesetze  vorge- 
schrieben :  stellte  der  Verurtheilte  nicht  Bürgen,  so  wurden  seine 
Güter  im  Namen  des  Staates  in  Beschlag  genommen  und  dem 
Quästor  übervriesen:  nur  dieses  findet  sich  in  den  uns  erhaltenen 


a)  Dies  beweist  die  Rede  des  Tribunen  bei  Liv.  XXXVIII,  60  Quo 
minus  ex  bonis  L.  Scipionis  quod  iudicatum  sit  redigatur,  sc  non  ioter- 
cedere  praetori,  und  nachher  lauten  die  Worte  In  bona  deinde  L.  Scipionis 
possessum  publice  quaestores  praetor  misit  Man  vei^l.  Bd.  I,  2,  318  flgd. 
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Worten  erwähnt.*)   Daher  billige  ich  Ergänzungen,  welche  schon 
hier  den  Verkauf  der  Güter  erwähnen^),  nicht 

Diese  vorläufige  Abschätzung  der  Strafsumme  trifft  der  Prä- 
tor^ ;  er  allein  kann  die  Anweisung  an  den  Quästor  geben,  die 
Güter  des  Verurtheilten  in  Beschlag  zu  nehmen.     Von  ihm  aber 
beisst  es,   er  solle   sie  treffen  nach  der  Meinung  der  Mehrheit 
seines  Beirathes.     Dieser  Ausdruck  ist  verschieden  von  denen, 
in  welchen   von  der  Verurtheilung  des  Angeklagten  gesprochen 
warde,    es  muss   also  auch   die  Sache  verschieden  sein.     Dort 
werden    die  Richter,  nicht  der  Beirath  (consüium)  des  Prätors 
genannt,  hier    heissen  sie  so;   dort  geht  es  nach  der  relativen 
Stimmenmehrheit,   hier  nach  der  absoluten.     Daraus  darf  man 
scbliessen,  dass  das  Gericht,  wie  es  bei  dem  Phallen  des  Urtheil- 
Spruches  bestanden  hatte,   nach   der  Verurtheilung  oder  Frei- 
sprechung aufgelöst  wurde :  es  hatte  eben  nur  über  schuldig  oder 
unschuldig  zu  entscheiden.    Indessen  der  Prätor  bildete  sich  nicht 
einen  neuen  Beirath  aus  anderen  Personen,  als  denen,  welche  Rich- 
ter gewesen  waren.     Das  wäre  unzweckmässig  gewesen,  da  das 
Zeugenverhör  bei  der  Verhandlung  des  Processes  die  Grundlage 
bilden  musste,  um  die  Abschätzung  der  Strafsumme  vorzunehmen, 
üeberdem  heisst  es  in  einem  früheren  Abschnitte  des  Acilischen 
Gesetzes  ausdrücklich^),   diejenigen,   welche  das  Richterpersonal 
bildeten,  sollen  die  Entscheidung,  das  Aussprechen  des  Urtheil- 
»pruches  und  die  Abschätzung  der  Strafsumme  haben.   Der  Bei- 
rath, nach  dessen  Stimmenmehrheit  der  Prätor  die  Strafsumme 
vorläufig  ansetzte,  bestand  also  aus  denselben  Personen,  wie  das 
Schwurgericht  selbst;  aber  die  Zusammensetzung  konnte  eine 
andere  sein.    Der  Prätor  musste   eine   gewisse  Freiheit  in  der 
Auswahl  unter  denselben  haben ;  denn  ein  Theil  selbst  derjenigen 
Geschworenen,  welche  zuletzt  bei  Fällung  des  Spruches  mitge- 


a)  Z.  LYII  t)uin  quei  ex  h.  l.  condemnatas  erit  quaestori  praedes  feicito 
det  de  consili  maioris  partis  sententia,  quanti  eis  ceDsaer(int.  Sei  ita) 
pra^es  datei  non  erunt,  bona  eins  £acito  puplice  possideantur,  conq(aeraotiur 

,  and  Z.  LVllI  .  .  .   scriptom  transdito,  qnaestor  accipito  et  in 

taboleis  popliceis  scriptum  babeto. 

b)  Z.  IV  and  VI  ioadiciam  ioudicatio  leitisque  aestomatio  qaei  qaom- 
qoe  ioudicium  ex  hac  lege  eront,  eorum  hac  lege  esto. 
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wirkt  hatten,  konnten  ihre  Stimmtäfelchen  ohne  Stimme  ab- 
geben. Es  wäre  unzweckmässig  gewesen  sie  wieder  herbeizu- 
ziehen ;  aber,  da  sie  geheim  abgestimmt  hatten,  wurde  dem  Prätor 
aus  den  Richtern,  welche  den  Spruch  gefällt,  die  freie  Auswahl 
für  einen  Beirath  verstattet.  Danach  hat  der  Prätor  bei  der 
Abschätzung  der  Strafsumme  allerdings  grössere  Gewalt  als  bei 
dem  Fällen  des  Urtheils,  ist  aber  doch  im  Wesentlichen  gebun- 
den. Es  ist  wahrscheinlich,  dass  dieses  Verhältniss  zwischen 
den  Richtern,  welche  das  Urtheil  sprachen  und  denen,  welche 
die  Strafsumme  festsetzten,  vor  dem  Acilischen  Gesetze  bestand, 
wie  es  denn  auch  später,  als  der  Richterstand  sich  mannigfach 
änderte,  beibehalten  wurde.  Immer  galt  die  Abschätzung  als 
ein  besonderes  Verfahren,  bei  welchem  dem  Prätor  grössere 
Freiheit  gebührte :  immer  aber  wurden  seine  Genossen  dabei  aus 
den  jedesmaligen  Richtern  entnommen. 

Etwas  anders  musste  sich  das  weitere  Verfahren  gestalten. 
Vorläufig  hatte  der  Prätor,  oft  wohl  nach  den  Forderungen  des 
Anklägers,  die  Strafsumme  festgestellt  und  dafür  dem  Staate 
Sicherheit  verschafft.  Es  kam  jetzt  auf  die  wirkliche  Abschätzung 
im  Einzelnen  an.  Hierbei  sind  zwei  Fälle  denkbar.  Entweder 
war  die  Anklage  nur  um  einer  einzigen  Ungerechtigkeit  des 
Beamten  willen  erhoben:  dann  war  es  natürlich,  dass  der  Prä* 
tor  alsbald  mit  eben  demselben  Beirathe,  welcher  ihn  bei  der 
ungefähren  Abschätzung  unterstützt  hatte,  die  genauere  Bestim- 
mung der  Strafsumme  vornahm.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  diese  beiden  Tbeile  des  Verfahrens  thatsächlich  zusammen 
fallen  konnten,  wogegen  das  Gesetz  nichts  gehabt  haben  wird. 
Indessen  dieser  Fall  war  wohl  selten.  Man  denke  an  einen 
Process  wegen  Erpressungen,  wie  in  späterer  Zeit  etwa  der 
Ciceros  gegen  Verres  war,  wo  ein  Statthalter  während  seiner 
Regierung  in  der  Provinz  an  vielen  Personen  und  Gemeinden 
vielfache  Erpressungen  verübt  hatte.  Dann  wäre  es  sehr  weit- 
läuftig  gewesen,  wenn  der  Prätor  selbst  mit  seinem  Beirathe  die 
einzelnen  Fälle  besonders  untersucht  und  festgestellt  hätte.  In 
diesem  Falle,  scheint  es,  hatte  er  die  Befugniss,  mehrere  Richter 
zu  ernennen,  welche  ihrerseits  einen  Beirath  wählten  und  mit 
ihm  entschieden,  dergestalt,  dass  die  Richter,  welche  GeschworeDe 
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gewesen  waren,  in  mehrere  kleinere  Gerichtshöfe  aufgelöst  wur- 
den. Dass  das  vorliegende  Gesetz  an  diesen  Fall,  wo  die  Ver- 
urtheilung  wegen  vielfacher  Ungerechtigkeit  erfolgt,  denkt,  ergiebt 
sieb  aus  der  uns  erhalteneu  Ueberschrift  des  nächsten  Paragra- 
phen: sie  lautet  „über  die  Schätzung  der  einzelnen  Processe.^*) 
£iDe  einzelne  Ungerechtigkeit,  an  einer  einzigen  Persönlichkeit 
begangen,  welche  also  auch  durch  ein  einziges  Verfahren  ge- 
schätzt wird,  begründet  nur  einen  einzigen  Process  (lisjj  und 
das  Acilische  Gesetz  selbst  gebraucht,  wo  es  von  dem  einzelnen 
Processe  spricht,  die  Einheit.*»)  Aber  bei  einer  Anklage  wegen 
Erpressungen  kamen  in  der  Regel  eine  Menge  solcher  Fälle  zur 
Sprache,  daher  die  Erwähnung  der  Processe  in  der  Ueberschrift 
des  allgemeinen  Paragraphen. 

Auch  über  die  Person  des  Richters,  der  solche  Processe 
eotschied,  findet  sich  eine  Andeutung.  Es  heisst""):  „der  Richter, 
der  diese  Sache  untersucht  hat  oder  derjenige  Richter,  der  nach 
diesem  Gesetze  bestellt  isL^  Zwei  Möglichkeiten  werden  hier 
angenommen.  Entweder  ist  bei  der  Schätzung  thätig  deijenige 
Richter,  welcher  diese  Sache  untersucht  hat,  d.  h.  der  Prätor 
selbst,  nämlich  in  demjenigen  Falle,  wenn  die  Zahl  der  einzelnen 
Schätzimgsprocesse  nicht  zu  gross  ist,  oder  der  nach  diesem  Ge- 
setze bestellte  Richter,  d.  h.  die  Vorsitzenden  der  einzelnen  Unter- 
abtheilnngen  der  Geschworenen,  welche  als  besondere  Beiräthe 
nach  Stimmenmehrheit  entscheiden.  Sie  sind  in  der  That  selbst- 
ständig,  der  Form  nach  aber  stehen  sie  unter  dem  Prätor  und 
handehi  in  dessen  Namen:  er  allein  hat  die  Verantwortung 
und  vertritt  die  gesamrote  Schätzung  der  einzelnen  Processe. 
Das  ergiebt  sich  aus  einer  anderen  Stelle"*),  nach  welcher  das  aus 
den  Schätzungen  gewonnene  Geld  mit  dem  Namen  des  Prätors 
bezeichnet  werden  soll.**) 


a)  Z.  LVIll  De  leitibus  aestumandeis. 

b)  Z.  LX  regia  popaleive  ceivisve  suei  nomiDe  litem  aestamatam  esse 
»bei;  Z.  LXI  quod  eo  Domine  lis  aestamata  erit;  Z.  LXIII  Utes)  aestamatae 
erast,  quoins  regis  populeive  nomine  lis  aestamata  erit 

c)  Z.  LXII  iudex  quei  eam  rem  qnaesierit  qaeive  iudex  ex  hace  lege 
^tos  erit  ...  . 

d)  Z.  LXVIÜ  quis  praetor  litis  aestomaverit  et  unde  ea  pequnia  re- 
dacUsiet 
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Der  Paragraph  „über  die  Scliätzang  der  Processe"  enthält 
die  Grandsätze,  nach  welchen  dieselbe  vorgenommen  werden 
soll.  Man  ergänzt  ihn  in  dem  Sinne,  dass  alle  vor  dem  Acili- 
schen  Gesetze  geschehenen  Erpressungen,  auch  wenn  sie  später 
zur  Anklage  kommen,  einfach,  die  nach  ihm  begangenen  doppelt 
gesühnt  werden  sollen.")  Indessen  diese  Ergänzung  ist  schwer- 
lich richtig.  Von  dem  zweiten  Satzgliede,  das  über  die  Ab- 
schätzung auf  den  doppelten  Betrag  handelt,  sind  die  Worte 
übrig:  „alle  übrigen  Sachen,  was  davon  nach  Erlass  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  genommen,  zusammengebracht,  entwandet  ist, 
auf  das  Doppelte.'^  Hierin  liegt  die  Andeutung,  dass  im  ersten 
Satzgliede,  welches  die  Abschätzung  auf  den  einfachen  Betrag 
behandelt,  besondere  Sachen  angegeben  waren,  welche  allen 
übrigen  Sachen  entgegengesetzt  werden.  Als  Sinn  würde  sich 
dann  ergeben,  dass  bestimmte  Sachen  einfach,  dagegen  alle 
übrigen  Sachen  fortan  doppelt  abgeschätzt  werden  sollten.  Die- 
ser Sinn  stimmt  zu  den  Bestimmungen  der  späteren  Gesetze, 
namentlich  des  Julischen  über  Erpressungen,  nach  welchen  die 
Abschätzung  grossen  Theils  auf  einfachen  Ersatz  ging.  Die  früheren 
Gesetze  und  auch  das  Sempronische  hatten  für  alle  Erpressungen 
nur  einfachen  Schadenersatz  bestimmt.  Hierin  lag  also  far  ge- 
wisse Fälle  eine  grössere  Strenge  des  Acilischen  Gesetzes.  Man 
darf  nicht  folgern,  erst  seit  dem  Acilischen  Gesetze  sei  das  Ver- 
brechen der  Erpressung  ein  öffentliches,  ein  Criminalverbrechen 
geworden.  Es  ist  denkbar,  dass,  wenn  gleich  die  Strafisumme 
eine  einfache  war,  dennoch  Ehrlosigkeit  sich  an  die  Verurtheilong 
knüpfte,  und  ebenso,  dass  wenn  die  Schätzung  auf  doppelten 
Ersatz  ging,  keine  Ehrlosigkeit  folgte.  In  der  Schätzung  liegt 
kein  Grund  für  oder  wider  den  Charakter  der  Erpressungsanklage 
als  Criminalklage.  Wir  wissen  aus  dem  Beispiele  von  C.  Porcius 
Cato,  der  nach  dem  Acilischen  Gesetze  wegen  seiner  Verwaltung 
Macedoniens  verurtheilt  wurde  und  trotzdem  im  Senate  blieb"*), 


a;  Z.  LIX  captum  coactum  ab)latam  avorsum  conciliatamve  esse,  ea(8) 
res  omnis  simpli,  ceteras  res  omnis,  quo(d)   post  hance  legem   rogatam 

CO ur  captum   coaotom   avorsum   conciliatamve  esse,   dupli 

idque  ad  qua(estorem 

b)  Cic.  iD  Verr.  III,  80  und  IV,  10;  Vell.  II,  8. 
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dass  nicht  jede  Verortheilung  nach  demselben  Ehrlosigkeit  brachte. 
Da  wir  ebenfalls  wissen,  dass  seit  dem  Sempronischen  Gesetze 
die  Verurtheilten  auch  mit  Ehrlosigkeit  bestraft  worden  sind*), 
80  folgt  daraus,  dass  diese  Strafe,  wo  sie  eintreten  sollte,  von 
den  Richtern  besonders  ausgesprochen  werden  musste.  Auch 
die  Schätzung  der  Strafsumme,  welche  der  Angeklagte  zu  ent- 
richten hatte,  war  nicht  für  alle  Fälle  ein  und  dieselbe.  Wir 
haben  gezeigt**),  dass  die  Ansicht  der  Gelehrten,  bei  dem  Ver- 
bote von  Erpressungen  sei  im  Acilischen  Gesetze  eine  bestimmte 
Geldsumme  angegeben  gewesen,  über  welche  die  Erpressungen 
Dicht  hinausgehen  durften,  nicht  begründet  ist:  vielmehr  wird  zuerst 
ein  Verbot  gegen  Annahme  von  Geschenken  über  eine  bestimmte 
Summe,  dann  das  Verbot  von  Erpressungen  ausgesprochen.  Nun 
heisst  es  im  vorliegenden  Paragraphen,  der  Ersatz  für  Erpres- 
SQDgen  solle  ein  doppelter  sein ;  daraus  folgt  nicht,  dass  er  auch 
für  die  Annahme  von  Geschenken  ein  doppelter  war.  Er  konnte 
aach  ein  einfacher  sein.  Bei  der  Schätzung  wurden  die  Fälle 
im  Einzelnen  untersucht:  was  unter  den  Begriff  der  Erpressung 
fiel,  wurde  doppelt  geschätzt,  Geschenke,  welche  Jemand  ange- 
oommen,  einfach.  Später  änderte  sich  dies  Verhältniss,  das 
Julische  Gesetz  scheint  für  Erpressung  den  vierfachen  Ersatz 
verordnet  zu  haben,  dann  konnte  auch  für  Geschenke  etwa  ein 
doppelter  bestimmt  werden. 

Der  folgende  Paragraph  handelt  über  Auszahlung  des  Geldes, 
auf  welches  die  Schätzung  gelautet  hat.  Die  Kläger  melden  sich 
mit  den  Entscheidungen  der  Richterausschüsse  beim  Prätor,  dieser 
trägt  die  Sache  seinem  Beirathe  vor  und  hat^  wenn  der  Beschluss 
desselben  zustimmend  ist,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  einem  Jeden 
zuerkannte   Summe  innerhalb    dreier  Tage  ausgezahlt    wird.^) 


a)  S.  oben  S.  70. 

b)  S.  oben  S.  138. 

c)  Z.  LX  satis  fecent  nomine  sq)o  parentisve  suei  quoivc  ipse  pa- 
reosve  saos  heres  siet  leitem  aestumatam  esse  queive  eiei  indicei  consilioqae 
eins,  maiorei  pa(rti  eonim  sa)tis  fecerit  regis  populeive  ceivisve  suei  nomine 

litem  aestamatam  esse  sibei  q und  Z.  LXI  ex)  hace  lege  in  aerario 

posita  erit  ob  eam  rem,  quod  eo  nomine  lis  aestumata  erit,  in  tridao  prox- 
snmo  quo  ita  satis  (de  ea  re  factum  erit)  ex  hace  lege  solvatur.  Neive 
qois  iudex  neive  quaestor  facito  sciens  doio  m(alo 
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Unter  den  Klägern  werden  zwei  Classen  gemacht:  erstlich  die- 
jenigen, welche  in  eigenem  Namen  oder  in  dem  ihres  Vaters 
einen  Process  angestrengt  haben,  oder  die,  selbst  oder  für  ihren 
Vater,  Erben  Jemandes  der  einen  Process  angestrengt  hat  sind, 
mit  einem  Worte  diejenigen,  welche  in  eigenem  Namen  eine  An- 
klage gegen  einen  Beamten  gerichtet  haben,  folglich  auch  in 
eigenem  Namen  Schadenersatz  verlangen.  Die  zweite  Classe 
bilden  die  Anwälte,  welche  für  einen  König  oder  ein  Volk  oder 
einen  Mitbürger  Klage  begonnen  haben  und  Schadenersatz  for- 
dern. Daraus  ist  ersichtlich,  was  wir  sowohl  für  das  Acilische 
als  für  die  vorhergehenden  Gesetze  nachgewiesen,  dass  auch 
Römische  Bürger  wegen  Erpressungen  klagen  können,  und  weiter, 
dass  auch  Einzelne,  sowohl  Auswärtige  als  Römische  Bürger  auf 
ihren  Wunsch  von  dem  Prätor  einen  Anwalt  erhielten.  Es  ist 
natürlich,  dass  diese  Anwälte  besonders  bei  der  Abschätzung 
der  Strafsumme  Bedeutung  gewannen.  Nehmen  wir  z.  B.  an, 
dass  eine  Provinz  Klage  gegen  ihren  Statthalter  erhob,  so  hatten 
alle  Gemeinden  derselben,  welchen  Unrecht  geschehen  war,  bis 
zur  Verurtheilung  ein  gleiches  Interesse;  dagegen  nachher  bei 
der  Abschätzung  der  Erpressungen  trennten  sich  die  Interessen 
der  einzelnen.  Jede  Gemeinde  suchte  eine  so  hohe  Entschädi- 
gung wie  möglich  zu  erhalten  und  es  begreift  sich,  dass  die 
Vertreter  der  Einzelnen  mehr  als  früher  hervortraten,  daher  dann 
bald  nachher  Gesandte  ausdrücklich  erwähnt  werden.*) 

Indessen  es  ist  der  Fall  möglich,  dass  das  Vermögen  des 
Verurtheilten,  mögen  dafür  Bürgen  gestellt  oder  die  Güter  selbst 
in  Beschlag  genommen  worden  sein,  nicht  zur  Bezahlung  der 
Strafsumme  hinreicht.  Schon  während  der  Anklage  konnte  der- 
jenige, welcher  sich  schuldig  fühlte,  sein  bewegliches  Vermögen 
bei  Seite  bringen;  manchmal  mochte  er  auch  wirklich  nicht  im 
Stande  sein,  die  doppelte  Strafe  zu  zahlen.  Auf  diesen  Fall  be- 
ziehen sich  die  zunächst  folgenden  Paragraphen.^)  Es  tritt  eine 
verhältnissmässige  Vertheilung  des  Vorhandenen  ein:    dazu  ge- 


a)  S.  unten  die  Worte  von  Z.  LXIII. 

b)  Von  Zeile  LXU  bis  LXVI. 
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hört  die  Anwesenheit  aller  Bethefligten  und  das  Verfahren  dabei 
wird  in  nnserem  Gesetze  mit  alterthümlichem  Ausdrucke  tributua 
genannt^)  Innerhalb  zehn  Tage,  nachdem  das  Vermögen  des 
Verurtbeilten  zusammengebracht  worden  ist,  hat  der  Prätor  einen 
Termin,  nicht  entfernter  als  hundert  Tage  anzuberaumen:  an 
ihm  sollen  die  betheiligten  Kläger  entweder  selbst  oder,  im  Falle 
es  Auswärtige  sind,  deren  Gesandte  erscheinen.*)  An  diesem 
Termine  erhält  jeder  Betheiligte  sein  verhältnissmässiges  Theil 
zugesprochen  und  dem  Quästor  des  Schatzes  wird  befohlen,  nach 
der  Anweisung  des  Prätors  einem  jeden  das  Seinige  so  bald  als 
möglich  auszuzahlen.^)  Wenn  Jemand  an  diesem  Termine  fehlt, 
so  wird  sein  Antheil  im  Staatsschatze  'aufgehoben.®)  Der  Prä- 
tor  hat  sowohl  über  den  Termin,  an  welchem  die  Vertheilung 
geschehen  ist,  als  auch,  wenn  derselbe  verflossen  ist,  über  die- 
jenigen, welche  an  demselben  nicht  erschienen  sind,  eine  Bekannt- 
machung zu  erlassen,  welche  am  Markte  öffentlich,  so  dass  jeder- 
man  sie  bequem  lesen  kann,  anzuheften  ist.^)  Darauf  beziehen 
sich  die  aus  dem  folgenden  Capitel  erhaltenen  Worte."*)  Das 
Geld  endlich,  das  innerhalb  fünf  Jahren  von  denjenigen,  welchen 
es  zugesprocben  ist,  nicht  erhoben  wird,   verfällt  dem   Staat  s- 


a)  Z.  LXII  .  .  iud)ex  ex  hace  lege  pequniam  omnem  ad  qoaestorem 
redigere  dod  potuerit,  tarn  in  diebas  x  proxsumeis,  quibus  (quae  pequoia 
r^igi  pota)erit,  redacta  erit,   iudex  qui  eam  rem   quaesierit  queive  iudex 

ex  hace  lege  fac(tu8  erit und  Z.  LXIII lites)  aestumatae 

<^niot  qQoius(ve)  regis  populeive  nomine  lis  aestumata  erit,   legati  adessint, 
deam  oei  longios  c(entuin)  dies  edat. 

b)  Z.  LXIII  Ubei   ea  dies  venerit,  quo  die  iusei  erunt  ade»se,  iudex, 

tiaei  e(am und  Z.  LXfV  satis)  fecerit,   ei  primo  quoque  die  quae- 

storem  solvere   iubeto   quaestorque   eam    pequniam   eis    sed  fr(a)ude  sua 
solvitö. 

c)  Dies  ergiebt  sich  aas  der  Ueberschrift  des  folgenden  Paragi-aphen 
und  den  ersten  Worten  desselben  Z.  LXIV  Quei  aberit  eins  portio)  in  aera- 
no  siet  Qood  eorum  nomine  quei  non  aderit  tributus  factus  (erit 

d)  Z.  LXV  Quei)  praetor  ex  hace  lege  tribuendei  causa  prodeixerit,  is, 

tt^ei  quod  recte  factum  esse  volet,  facito  quomodo  prode{ixerit 

(n))aiore  parte  diei  ad  eam  diem  donec  solutum  erit,  apud  forum  palam, 
'ibi  de  plaoo  r(ecte  legi  possitur  ....  und  nachher  Z.  LXVI  fecerit,  cQe(8  . 
prou)ainos  ex  ea  die,  qua  tributus  feictus  erit,  apud  forum  palam,  ubei  de 
plaao  recte  legi  possitur,  proscri 
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schätz.*)  Nachdem  noch  im  folgenden  Paragraphen  bestimmt 
worden  ist,  dass,  wenn  der  Verurtheilte  weder  die  Strafsumme 
baar  erlegt  noch  sein  Vermögen  dem  Staate  abtritt,  die  von  ihm 
gestellten  Bürgen  verkauft  werden  sollen*'),  sprechen  die  drei 
nächsten  Paragraphen  von  der  Behandlung,  welche  das  aus  den 
Processen  herrührende  Geld  bei  der  Verwaltung  des  Staats- 
schatzes erfahren  soll.  £s  soll  in  Säcken  versiegelt  und  darauf- 
geschrieben  werden,  dass  es  aus  der  Abschätzung  eines  Processes 
herrührt,  und  welcher  Prätor  die  Abschätzung  vorgenommen  hat 
und  woher  das  Geld  eingetrieben  ist,  und  wie  viel  sich  in  jedem 
Sacke  befindet.  °)  Die  Nachfolger  in  der  Verwaltung  des  Staats- 
schatzes haben  innerhalb  fünf  Tage  nach  ihrem  Amtsantritte  dies 
Geld  zu  übernehmen  und  auf  gleiche  Weise  aufzubewahren.  Der 
jedesmalige  Quästor  hat  die  Verpflichtung  auf  Anweisung  des 
Prätors,  der  in  jedem  Jahre  über  Amtsverbrechen  zu  Gericht 
sitzt,  das  betreffende  Geld  an  denjenigen,  für  welchen  er  die 
Anweisung  erhält,  ausserordentlicher  Weise  auszuzahlen,  d.  h. 
ohne  Befehl  des  Consuls  oder  des  Senats.^)  Eine  Klage  wegen 
unrechtlicher  Verwendung  von  Staatsgeldern  kann  in  diesem 
Falle  nur  den  Prätor,  nicht  den  Quästor  treffen.  Dem  Quästor 
wird  ausdrücklich  anbefohlen,  keine  Verzögerung  zu  veranlassen.^) 
Die  Vorschriften  des  Aciiischen  Gesetzes  über  das  Verfahren 
bei  der  Abschätzung  des  Processes  und  der  Vertheilung  der  zu- 


a)  Dies  beweist  Z.  LXVI  die  Ueberschrift  des  Paragraphen  Reliqua 
pecunia)  post  quinquenium  populei  iiat  und  die  dann  folgenden  Worte  Quae 
pequnia  ex  hace  lege  in  aerarium  posita  erit,  quod  in  anneis  qu(inque 

b)  Z.  LXVII  eandem  provin(ci)am  habebit,  eis  faciuuto,  utei,  qaod  reete 
factum  esse  volet,  quod  eins  is  reus  non  solvent  ab  eis  pr(aedibus  .  .  . 
quo)que  die  exigatur. 

c)  Z.  LXVII  Pequnia  in  fiscis  opsignetur.     Quaequomque  pecunia   ex 

hace  lege  ad  q(aestorem )  quis   praetor  litis  aestumaverit   et 

unde  ea  pequnia  redacta  siet  quantumque  in  eo  fisco  siet  Quaestor  quei- 
quom(que  .  .  .  utei  quod)  recte  factum  esse  volet,  facito  in  diebus  V  pro- 
xumeis  quibus  quomque  eiei  aerarium  provincia  obveuerit 

d)  Z.  LXIX  quoi)  pecuniam  ex  hace  lege,  quod  sine  malo  pequlat(u) 
fiat,  pr.  quei  ex  hace  lege  quaeret  darei  solvi  iuserit,  id  quaestor  (qaei 
quomque  aerarium  pro)vinciam  optinebit,  sed  fraude  sua  extra  ordinem 
dato  solvitoque. 

e)  Darauf  bezieht  sich  die  Ueberschrüt  des  folgenden  Paragraphen 
Quaestor  moram  nei  facito.  Von  den  Woi-ten  desselben  ist  nichts  erhdten. 
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erkaDDten  Strafsamme  sind  genau  and  ausführlich;  aber  Neues 
entbielten  sie  wahrscheinlich  nicht.  Die  rechtlichen  Verhältnisse 
der  Staat«8chuldner  (jus  praedkUorium)  waren  in  Rom  so  sorg- 
sam ausgebildet,  dass  es  höchstens  darauf  ankam,  das  übliche 
Verfahren  auf  den  Fall,  wenn  Jemand  wegen  Amtsverbrechen 
verurtheilt  war,  anzuwenden:  mochte  das  Acilische  Gesetz  dies 
zuerst  thun,  oder  nur  die  schon  von  C.  Gracchus  gegebenen  Vor- 
schriften wiederholen,  immer  war  das  Verfahren  mit  der  in  ähn- 
lichen Fällen  geübten  Rechtssitte  übereinstimmend.  Die  Vor- 
schrift des  folgenden  Paragraphen  war  sicherlich  nicht  neu.  Er 
handelte  davon,  dass  der  nach  dem  Acilischen  Gesetze  angestellte 
Process  nicht  gestört  werden  dürfte  weder  durch  die  curulischen 
Beamten,  die  Consuln  und  Prätoren,  noch  durch  die  Volkstribu- 
nen.  Diese  Störung  konnte  von  doppelter  Art  sein.  Entweder 
konnte  ein  anderer  Beamte  Einspruch  thun  gegen  dasjenige,  was 
vor  Gericht,  namentlich  durch  den  Vorsitzenden  Prätor  geschah, 
und  bei  der  genauen  Verbindung,  welche  damals  zwischen  den 
Volkstribunen  und  den  senatorischen  Beamten  stattfand,  war  die 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  besonders  die  Vertreter  der  Plebs  ihr 
sonstiges  Recht,  gegen  alle  Handlungen  eines  Beamten  Einsprache 
zu  thun,  auch  bei  den  Processen  über  Amtsverbrechen,  von  de- 
nen sie  selbst  betroffen  werden  konnten,  in  Anwendung  bringen 
w^arden:  deshalb  verbietet  das  Acilische  Gesetz  ganz  allgemein, 
kein  Beamter  sowohl  in  Rom  als  ausserhalb  Roms  (denn  die 
letztem  sind  unter  denen,  welche  pro  magistratu  genannt  werden, 
zu  verstehen)  dürfe  etwas  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  Ge- 
botenes hindern.*)  Es  konnte  mithin  noch  ein  Streit  zwischen 
dem  Vorsitzenden  Prätor  und  andern  Beamten  darüber  entstehen, 
ob  etwas  in  dem  Acilischen  Gesetze  geboten  sei  oder  nicht,  und 
wie  dasselbe  aufzufassen  sei;  aber  was  in  demselben  ausdrück- 
lich stand,  durfte  nicht  gehindert  werden. 

Die  zweite  Art  des  Hindernisses,  welches  andere  Beamten 
schaflfen  konnten,  bestand  darin,  dass  sie  den  Vorsitzenden  und 


a)  Z.  LXX  Quod)   ex  bace  lege  ( iu)dic(i)uin   fieri  oportebit  quem  ex 
hace  lege  fieri  oportebit^  neiquis  magistratus  prove  magistratu  prove  .  . . 
minus  setiusve  fiat  iudiceturque. 
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die  Geschworenen  des  Gerichtshofes  einzeln  abriefen  oder  alle 
zusammen  ihre  Sitzung  aufheben  Hessen.  Dies  konnte  geschehen, 
theils  weil  sie  Einzelner  zu  andern  Zwecken  bedurften,  z.  B.  zu 
einem  Privatgerichte,  theils  weil  öffentliche  Versammlungen  des 
Senates  oder  Volkes  stattfinden  sollten.  Das  Acilische  Gesetz 
macht  einen  Unterschied :  im  ersteren  Falle  verbietet  es  das  Ab- 
berufen der  bei  einem  öflFentlichen  Gerichte  beschäftigten  Personen, 
im  zweiten  lässt  es  sie  zu.  Es  verbietet  das  Abrufen  des  Prä- 
tors und  der  Geschworenen,  ausser  wenn  eine  Senatssitzung 
stattfinden  soll  oder  wenn  in  Centuriat-  oder  Tributversamm- 
lungen die  Abstimmung  eintritt.®^)  Die  gewöhnlichen  Volksver- 
sammlungen, die  eigentlichen  contiones^  welche  nur  zu  Berathan- 
gen, nicht  zu  Entscheidungen  dienen,  unterbrechen  ein  öffent- 
liches Gericht  nicht.  Wahrscheinlich  fugte  das  Gesetz  noch 
andere  Tage,  an  denen  die  öffentlichen  Processe  unterbrochen 
werden  sollten,  hinzu,  z.  B.  wenn  öffentliche  Spiele  gegeben  oder 
sonst  Feierlichkeiten  im  Namen  des  Staates  veranstaltet  wurden, 
indessen  die  Worte,  in  welchen  von  ihnen  die  Rede  war,  fehlen.») 
Eine  solche  Bestimmung  über  die  ün verletzlich keit  der  Schwur- 
gerichte kann  nicht  vom  Acilischen  Gesetze  erfunden  worden 
sein;  schon  C.  Gracchus,  als  er  sein  Richtergesetz  gab,  muss 
eben  dieselben  Anordnungen  getrofien  haben:  sonst  konnte  er 
voraussehen,  dass  kein  Gericht  gegen  einen  Beamten  zu  Stande 
kommen  würde. 

Das  Ende  des  Acilischen  Gesetzes,  wie  es  uns  vorliegt, 
bietet  der  Erklärung  ganz  besondere  Schwierigkeiten  dar.*^)  Es 
ist  sehr  lückenhaft,  so  dass  mau  oft  aus  wenigen  erhaltenen 
Worten  nur  den  ungefähren  Inhalt  errathen  kann.  Zudem  be- 
zieht sich  derselbe  auf  Gegenstände,  welche  nicht  unmittelbar 
zum  gerichtlichen  Verfahren  gehören;  einige  von  ihnen  lassen 
sich  nicht  nach   einer   stehenden  Sitte  des  Römischen  Rechtes, 


b)  Z.  LXXI  avocarier  iubeto  ueive  abducito  neive  abducier  iubeto 
neive  facito  quo  qais  eoruin  ad  id  iudicium  adesse  poss(it  quove  quoi  mi- 
Dus   testium  quei  erunt   in    eo  iudici)o  verba  audeire,   in    consilium  eire, 

iudicai*e  liceat;  Deive  iadicium  dimitere  iubeto  nisei  quem  senatus 

tribuB  intro  vocabontur  extra  quam  sei  quid  in  saturam  feretur. 
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sondern  nur  nach  oft  wechselnden  politischen  Verhältnissen  beur- 
tbeilen.  Der  nächste  Paragraph  scheint  genau  mit  dem  vorher- 
gehenden, welcher  über  die  möglichen  Hindernisse  des  Verfahrens 
bandelt,  zusammenzuhängen:  er  verordnet''),  dass,  wenn  der 
darch  dieses  Gesetz  bestellte  Prätor  entweder,  weil  er  eine  an- 
dere Bestimmung  erhält  oder  weil  er  abgeht  oder  stirbt,  seine 
Pflichten  nicht  erfüllen  kann,  dann  ein  anderer  Prätor  an  seine 
Stelle  tritt  mit  denselben  Pflichten  und  Rechten.^  Eine  Ueber- 
schrift  scheint  der  Paragraph  nicht  zu  haben :  es  ist  fraglich,  ob 
sie  sich  nicht  durch  die  Nachlässigkeit  des  Abschreibers  verloren 
bat  Zwar  ist  zwischen  dem  Ende  des  vorigen  Paragraphen  und 
dem  Anfange  dieses,  wenn  man  der  hier  nicht  ganz  zuverlässigen 
Abschrift  trauen  darf^  ein  kleiner  Raum  gelassen ;  aber  der  In- 
halt der  beiden  Paragraphen  war  ähnlich  und  wurde  vielleicht 
Qoter  einer  einzigen  Ueberschrift  zusammengefasst.  Aehnlich 
ist  es  später*")  einmal  geschehen. 

Es  folgt  ein  Paragraph,  in -welchem  das  Calpumische  und 
Junische  Gesetz  erwähnt  wird :  wir  haben  über  ihn  schon  ge- 
sprochen/) Jene  beiden  Gesetze  hatten  nur  über  den  ßegriff 
der  Amts  verbrechen  gehandelt,  auf  den  Process,  der  in  Senats- 
ansscbüssen  geführt  wurde,  hatten  sie  keinen  Einfluss  gehabt. 
Es  ist  also  begreiflich,  dass  die  Anordnungen,  welche  sie  im 
Einzelnen  gegeben  hatten,  auch  fernerhin  zur  Anwendung  kamen, 
aber  unmöglich  ist  es,  dass  das  Schwurgerichtsverfahren,  wie  es 
damals  durch  die  Senatoren  geübt  worden  war,  auch  noch  nach 
dem  Sempronischen  Gesetze,  welches  dem  Senate  die  Gerichte 
nahm,  fortbestand :  folglich  musste,  wenn  jene  beiden  Gesetze 
noch  femer  galten,  der  Process  nach  ihnen  entweder  in  den 
neuen,  zuerst  durch  Gracchus  eingeführten,  danu  durch  Acilius 
verbesserten  Formen  oder  in  andern  Formen,   auf  welche  alle 


a)  Z.  LXXll  Sei  is  praetor  qaei  ex  hace  lege  quaeret,  seive 

• . . .  (proviDc)ia  obvenerit  .  .  ioadiciove  inperiove  abierit  abdicaverit  mor- 

tttowe  erit  anteqoam  ea  omnia  ioudica(ta ,  und  LXXIII  esse  volet, 

^to,  ntei  ea  omnia  qaod  ex  hace  lege  factum  non  erit,  faciant  fiantque 
qnae  ex  hace  lege  fieri  oportere  sei 

b)  Z.  LXXXVII. 

c)  S.  oben  S.  42. 
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jene  Gesetze  keinen  Einfluss  hatten,  gefuhrt  werden.  Die  Vor- 
schrift des  Acilisehen  Gesetzes  ist:  es  gebiete  nicht,  dass  der- 
jenige, mit  welchem  nach  dem  Calpurnischen  oder  Jimischen 
Gesetze  verhandelt  worden  sei,  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
angeklagt  würde  oder  angeklagt  werden  müsse.")  Damach  ist 
also  eine  Verhandlung  vor  dem  Schwurgerichte,  welche  auch  fer- 
nerhin nach  dem  Calpurnischen  und  Junischen  Gesetze  stattfin- 
den könnte,  ausgeschlossen  und  es  bleibt  nur  eine  andere,  nicht 
mit  dem  Schwurgerichte  in  Verbindung  stehende,  übrig.  Wir  ha- 
ben**) in  dem  Acilisehen  Gesetze  erwähnt  gefunden  eine  Ver- 
handlung sacrainerdo^  welche  nach  dem  Calpurnischen  und  Juni- 
schen Gesetze  auch  fernerhin  stattfinden  konnte:  sie  muss  nach 
der  dortigen  Erwähnung  in  so  fern  mit  den  Schwurgerichten  des 
Acilisehen  Gesetzes  in  Verbindung  stehen,  als  die  in  ihr  Verur- 
theilten  zum  Amte  der  Geschworenen  unfähig  werden.  Nur  sie 
kann  in  demjenigen  Paragraphen,  welchen  wir  jetzt  behandeln, 
gemeint  sein  und  wir  wissen,  dass  sie  auch  noch  in  späterer 
Zeit^  trotz  aller  Veränderungen  in  dem  Schwurgerichte,  für  die 
Klagen  Römischer  Bürger  gegen  Beamte  bestand.  Es  war  nöthig, 
dass  das  Acilische  Gesetz  diese  privatrechtlichen,  vor  den  ge- 
wöhnlichen Gerichten  stattfindenden  Klagen,  welche  sich  auf  die 
Bestimmungen  der  ältesten  Gesetze  über  Erpressungen  gründeten, 
erwähnte;  es  musste  bestimmen,  dass,  wer  in  ihnen  verurtheilt 
worden  wäre,  zwar  von.  Neuem  ausserdem  vor  dem  Schwurge- 
richtshofe mit  einer  Criminalklage  belangt  werden  könne,  aber 
dass  eine  solche  nicht  nothwendig  wäre  und  etwa  von  selbst 
folge.  Wer  scuramento  freigesprochen  war,  brauchte  nicht  er- 
wähnt zu  werden.  Denn  er  war  unschuldig  und  eine  Crimioal- 
klage  hätte  keinen  Erfolg  gehabt   Aber  ebenfalls  war  es  billig, 


a)  Z.  LXKIV  fuit  faeritve  ex  lege  quam  L.  Calpurnius  L.  f.  tr.  pL  ro- 

gavit  exve  lege  quam  M.  lunius  D.  f.  tr.  pl.  rogavit  quei  eorum  eo 

(quo)  magis  de  ea  re  eius  nomen  bace  lege  deferatur  quove  ma- 

giB  de  ea  re  quem Ich  nehme  diese  Verbesserung  der  Herausgeber 

an;  denn  auf  der  Erztafel  steht  ohne  Sinn  lege  deiuraturum  quove  ma- 

gistratus  de  ea  re.    Am  Schlüsse  des  Paragraphen  heisst  es  noch 

erit  quem  eis  hace  lege  actio  nei  esto. 

b)  Z.  XXIII.   Vergl.  oben  S.  45. 


Praevaricatio  beim  Processo.  173 

dass,  weDD  diejeDigen,  weleheD  Unrecht  geschehen  war,  mit  einer 
Privatklage  zufrieden  waren,  nicht  irgend  ein  Anderer,  nur  um 
dem  Schuldigen  noch  einen  weiteren  Schaden  an  Ehre  zuzufügen, 
ausserdem  eine  Criminalklage  vor  dem  Schwurgerichte  anstellen 
durfte.  Auf  dieses  letzte  Verbot,  dem  sich  noch  einige  andere 
aus  Billigkeitsgründen  anschliessen  konnten,  beziehe  ich  die  letz- 
ten aus  diesem  Paragraphen  erhaltenen  Worte,  in  denen  eine 
Klage  nach  diesen!  Gesetze  verboten  wird.**^) 

Von  dem  folgenden  Paragraphen  ist  uns  glücklicher  Weise 
die  Ueberschrift  erhalten :  sie  lautet  „über  falsche  Anklage^  (de 
praevc^ricationej^  auch  sonst  genügend  viel  Worte,  um  den  all- 
gemeinen Sinn  zu  verstehen.*)    Früher  schon  war  im  gegenwär- 
tigen Gesetze^)   von  der  falschen  Anklage   die  Rede  gewesen: 
jetzt  wird  bestimmt,  auf  welche  Weise  die  Entscheidung,  ob  eine 
folsche  Anklage   stattgefunden    hat  oder  nicht,   geschehen  soll. 
Diese  Entscheidung  kann  nothwendig  sein  entweder  während  des 
Gerichtes  selbst,    sobald   der  Verdacht  einer  falschen  Anklage 
entsteht,  auch   unmittelbar    nach   Beendigung  desselben.     Das 
Verfahren   dabei  ist   nicht  zweifelhaft:  der    versitzende  Prätor 
lässt  die  Geschworenen,  welche  den  Verhandlungen  des  Processes 
beigewohnt,   von  Neuem  zusammentreten,  hört  Gründe  und  Ge- 
gengründe  und  die  Mehrheit  der  Geschworenen  entscheidet.  Aber 
auch  längere  Zeit  nachher  kann  die  Frage  erhoben  werden,  wenn 
ein  Beamter    w^egen   desselben   Verbrechens   zum   zweiten  Male 
TOD  einem  andern  Kläger  vor  das  Schwurgericht  gezogen  werden 
soll:  dies  ist  nur  erlaubt,   wenn  der  erste  Ankläger  im  Bunde 
mit  dem  Angeklagten  absichtlich  die  Anklage  schlecht  geleitet 
hat,  also   ein  praevaricatar  gewesen  ist.     Auf  diesen  Fall  be- 
ziehen sich  die  uns  erhaltenen  Worte,  es  sollte  die  Mehrheit  der 
bei  dem  ersten  Processe  beschäftigten  Geschworenen  „so  weit  sie 
lebten**,  zugezogen  werden.    Vorsitzender  der  Verhandlungen  ist 
der  jedesmalige  Prätor,  der  über  Amtsverbrechen  zu  richten  hat; 


a)  Z.  LXXY  De  praevaricatione.    Praetor  quei  ex  hace  lege   quaeret, 

qna  de  re  ei  prae(tori  eieisque  ioadicibus ad  eam   rem  iu)di- 

^^D^asa.  adfiierint,  quei  vivent,  eorum  maiorei  parti,  satis  factum  erit,  nomen 
qnod  ex  (hace  lege 

b)  Z.  Y  Ver^.  oben  S.  158. 
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aber  Geschworene  sind  eben  dieselben,  welche  in  dem  ersten 
Processe  thätig  waren  und  die  besten  Zeugen  über  die  Thätigkeit 
des  Anklägers  sein  könuen.*^*) 

Der  nächste  Paragraph  zeigt  ebenfalls  durch  die  Ueberschrift 
seinen  allgemeinen  Inhalt  an.  Sie  lautet:  ^über  die  Ertheilung 
des  Bürgerrechtes."*)  Auf  diesen  Inhalt  deuten  auch  die  An- 
fangsworte, wo  von  dem  Ankläger,  der  nicht  Römischer  Bürger 
ist,  gesprochen  wird,  ferner  die  weiteren  Worte,  in  denen  es 
heisst,  der  Ankläger  solle  Römischer  Bürger  werden  und  mit 
ihm  seine  Söhne  und  von  Söhnen  geborene  Enkel,  durch  welche 
Bestimmung  der  Zerreissung  der  Familien  und  den  Vermögens- 
nachtheilen,  die  aus  der  einseitigen  Ertheilung  des  Bürgerrechtes 
an  den  Ankläger  allein  eustehen  würden,  vorgebeugt  wurde. 
Eben  darauf  bezieht  sich  die  Erwähnung  der  Tribus,  in  welcher 
der  neue  Bürger  fortan  stimmen  und  geschätzt  werden  soll. 
Trotz  dieser  mannigfachen  Anhaltspunkte  bleiben  viele  hierher 
gehörige  Fragen  zweifelhaft.  Zuerst  ist  es  nicht  denkbar,  dass, 
wenn  ein  Nichtbürger  einen  Beamten  wegen  Erpressung  zur 
Verurtheilung  gebracht  hatte,  derselbe  deshalb  das  Römische 
Bürgerrecht  erhielt.  Die  Strafe  des  Vergehens  war  doppelter, 
zunächst  sogar  einfacher  Schadenersatz^),  von  einer  andern 
grösseren  Strafe  lesen  wir  in  den  uns  erhaltenen  Bruchstücken 
nichts.  Wenn  eine  solche  Verurtheilung  stattfand,  konnte  die 
Belohnung  des  Anklägers  nicht  im  Bürgerrechte  bestehen,  nicht 
darin,  dass  derselbe  diejenige  Tribus  erhielt,  in  welcher  der 
Angeklagte  gewesen  war.  Denn  nur  diesen  Sinn  können  die 
Worte  haben,  der  Angeklagte  „soll  in  derjetiigen  Tribus  seine 
Stimme  abgeben  und  in  derjenigen  seine  Schätzung  habend 
nämlich  in  derjenigen,  in  welcher  früher  der  Angeklagte   war. 


a)  Z.  LXXVI  De  ceivitate  danda.  Sei  quis  eor(a)iii,  qoei  ceivis  Roma' 

DU8  non  erit,   ex  haoe   lege  alterei  nomen (praeto)reiDf 

qaoios  ex  hace  lege  quaestio  erit,  detolerit  et  is  eo  iudicio  hace  lege  cod- 

demnatuB   erit,  ta(m and  Z.  LXXVn  cievis  Roma- 

nus   ex  hace  lege  fiet  nepotesque  (t)am  eiei  filio  gnateis  ceiveis  Romanei 

iuBtei  Santo (8uffiragia)m  feruoto  iiiqae  eam  tribam  oensento  mili- 

tiaeque  eis  vocatio  esto  aera  stipendiaqae  o(iDnia) 

b)  S.  oben  S.  164. 
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Wir  wissen  durch  Beispiele,  dass  dieser  Grundsatz,  den  Anklä- 
ger in  die  Tribus  des  Verurtbeilten  eintreten  zu  lassen,  im 
Römischen  Rechte  galt:  ihm  lag  die  Bedeutung  zu  Grunde,  dass 
ao  die  Stelle  des  unwürdigen  Bürgers  ein  anderer,  der  durch 
die  Anklage  seine  Würdigkeit  bewiesen  hätte,  treten  sollte. 
Hieraus  folgt,  dass  das  gegenwärtige  Gesetz,  wie  wir  früher  er- 
wiesen, nicht  nur  Vergehungen,  welche  mit  Geldstrafe  zu  sühnen 
waren,  umfasste,  sondern  auch  Verhängung  solcher  Strafen,  di^ 
einen  Verlust  der  Tribus  zur  Folge  hatten,  gestattete.  In  den 
ans  erhaltenen  Bestimmungen  des  Acilischen  Gesetzes  liegt  der 
Beweis,  dass  dasselbe  auch  das  caput  der  Angeklagten  betraf. 
Wüsste  man  nicht  durch  ein  Beispiel,  dass  nach  ihm  Bestrafte 
auch  mit  Geldstrafe,  ohne  Verlust  an  Ehre  und  Würde  davon 
kommen  konnten,  so  würde  man  annehmen  können,  dass  selbst 
anf  jedes  Annehmen  von  Geschenken,  auf  jede  Erpressung  Ca- 
pitalstrafe  gestanden  hätte.  Jetzt  werden  wenigstens  die  Be- 
trachtungen, welche  wir  früher*)  über  den  Charakter  und  Inhalt 
des  Gesetzes  angestellt  haben,  bestätigt.  Auch  im  vorliegenden 
Paragraphen  kann  es  nicht  bloss  heissen,  wer  nach  diesem  Ge- 
setze einen  Beamten  angeklagt  hätte,  solle  Römischer  Bürger 
werden,  sondern  es  muss  hinzugefugt  werden,  wer  ihn  wegen 
Capitalverbrechens  (capitis)  angeklagt  hätte,  und  Platz  zu  dieser 
Ergänzung  ist  vorhanden. 

Zweit-ens  die  Belohnungen  des  Anklägers  richten  sich  nach 
dem  Stande  desselben :  dies  ist  durchgängiger  Grundsatz  des  Rö- 
mischen Rechtes.  Der  Römische  Bürger  muss  anders  belohnt 
werden  als  der  Latine,  der  Latine  anders  als  einer  der  gewöhn- 
lichen Römischen  Unterthanen.  Wie  diese  Stufen  in  dem  vor- 
liegenden Gesetze  beobachtet  wurden,  ist  nicht  sicher;  aber 
dass  sie  beobachtet  wurden,  ergiebt  sich  daraus,  dass  ausdrück- 
lich die  Ankläger,  welche  nicht  Römische  Bürger  sind,  er- 
wähnt, dass  ferner  ausser  dem  Bürgerrecht  auch  andere  Be- 
lohnungen angeführt  werden.  Es  handelten  noch  etliche  spätere 
Paragraphen  über  eben  dieselben  Belohnungen  ^) ;  aber  von  ihnen 


a)  Vergl.  oben  S.  105  flgd. 

b)  Man  sehe  Z.  LXXXill   Sei  qCuis ad  pr.  quoius  e)z  bace 
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ist  so  Weniges  erbalten,  dass  wir  nicht  im  Stande  sind  ihren 
Inhalt  annähernd  anzugeben  und  zu  verfolgen,  wie  die  Verschie- 
denheit der  Stände  sich  in  den  Belobnungen  aussprach.  In  dem 
nächsten  Paragraphen  wird  eine  sonst  nicht  erwähnte  Belohnung 
für  Nichtbürger,  auch  unter  diesen  selbst  ein  sonst  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  hervortretender  Unterschied  angeführt.*)  Wir 
setzen  voraus,  was  sich  aus  dem  Zusammenhange  des  Gesetzes, 
sowie  aus  den  späteren  uns  erhaltenen  Worten  des  Paragraphen 
ergiebt,  dass  hier  von  dem  Ankläger,  der  belohnt  werden  soll, 
die  Rede  ist:  dann  also  wird  genannt  ein  Ankläger,  der  nicht 
Dictator,  Prätor  oder  Aedil  gewesen  ist.  Dies  können  in  dieser 
Znsammenstellung  nur  Municipalämter  sein ;  dass  sie  aber  einen 
Unterschied  in  der  Stellung  machten,  wissen  wir  nur  von  den 
Latinischen  Städten,  in  denen  bekanntlich  die  jährlichen  Beamten 
durch  den  Antritt  ihres  Amtes  das  Römische  Bürgerrecht  er- 
hielten. Von  ihnen  muss  in  jenem  Paragraphen  die  Rede  sein ; 
auf  sie  allein  passen  die  Namen  der  Ehrenämter,  welche  erwähnt 
werden.  Die  Belohnung,  welche  den  Klägern  aus  Latinischen 
Städten,  die  kein  obrigkeitliches  Amt  bekleidet  haben  und  mit- 
hin das  Römische  Bürgerrecht  nicht  besitzen,  verheissen  wird, 
soll  nach  der  Ueberschrift  des  Paragraphen  bestehen  in  der  £r- 
theilung  des  Rechtes  der  Provocation  und  in  der  Steuerfreiheit 
Das  Letztere  wird  zwar  nicht  ausdrücklich  überliefert,  aber  ist 
wahrscheinlich.  Denn  es  ist  in  dem,  was  uns  erhalten  ist,  von 
dem  Kriegsdienste,   natürlich  dem  für  die  Latinische  Stadt  m 


lege  quaestio  erit,  detuleri(t  et  is)  eo  ioudicio  hace  lege  eondemnatns  erit, 

tum  eis  qu(ei ,   dann  Z.  LXXXIY  ei)s   vocatio  esto  aera  stipen- 

dia(que  eis)  omnia  merita  esto.     Neiqui   magistratus  pr(ove  magistratu  .  . 

Z.  LXXXV  h.  1.  condem)natus  erit,   tum  quei  e(iu8  nomen) 

detolerit  quoius  eorum  opera  ma(xima Auch  die  aus  den  späteren 

Zeilen   erhaltenen  Worte  Z.  LXXXVI  que)i  petetur,   de   ea  re  eius  (optio 

e8t)o  utrum    velit   vel    in   sua  ceivitat(e ,  Z.  LXXXVII  Sei  quis 

ceiv)i8   Romanus  ex  h.  1.  alte(rei ,   Z.  LXXXYIII  va)catio   erit 

esseve  oportebit,  deuten  alle  auf  eben  dasselbe  Thema. 

a)  Die  uns  erhaltenen  Worte  dieses  Paragraphen  lauten   Z.  LXXVIII 

De  provocation(e  immunita)teqtte  dauda.    Sei  quis  eorum  quei 

.  .  .  (dicta)tor  praetor  aedilisve  non  fnerint,  ad  praetorem,  quoius  ex  hace 

lege  quaestio  erit eius  militiae  munerisque  poplici  in  su(a  quoius- 

que  ceiv)itate. 
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leistenden,  und  von  öffentlichen  Leistungen  die  Rede.  Die 
Steuerfreiheit  (immunücts)  würde  also  in  der  Freiheit  von  der 
Aushebung  in  der  Heimath,  so  wie  in  der  von  andern  Öffent- 
lichen Lasten  ebendaselbst  bestehen.  Wir  sind  nicht  so  genau 
über  die  Verwaltung  der  Latinischen  Städte  unterrichtet,  um 
die  Steuerfreiheit  im  Einzelnen  näher  angeben  zu  kOnnen. 

Bestrittener  war  die  zweite  Belohnung,  welche  den  gewöhn- 
lichen Einwohnern  der  Latinischeh  Städte  zugesprochen  wird. 
Jetzt  ist  man  darüber  einverstanden,  dass  sie  wirklich  in  dem 
Rechte  der  Provocation  bestehen  soll,  d.  h.  in  dem  Rechte,  ausser 
im  Falle  des  Eingeständnisses  oder  der  Ergreifung  auf  frischer 
That  keine  Strafe  erleiden  zu  dürfen  ohne  die  Einwilligung  des 
Römischen  Volkes.*®)  Nur  das  volle  Römische  Bürgerrecht  gab 
Anspruch  auf  Provocation  und  Befreiung  von  gewissen  bei  an- 
dern Verurtheilten  erlaubten  Strafen.»)  Gerade  zur  Zeit  der 
Gracchen  wurden  Versuche  gemacht,  dieses  Vorrecht  auf  die  La- 
tioer  und  andere  Italiker  auszudehnen.  Es  ist  also  gewisser- 
massen  eine  niedere  Art  von  Bürgerrecht,  welche  das  Acilische 
Gesetz  den  Anklägern  aus  Latinischen  Städten,  welche  in  ihrer 
tieimath  .kei|^  Aemter  bekleidet  haben,  verleiht.  Sehr  möglich 
ist  es,  dass  diese  Belohnung  nicht  eine  Erfindung  von  M.^  Acilius 
ist  Denn  die  Gracchen  waren  erweislich  mit  der  Idee  umgegan- 
gen, das  Bargerrecht  allmälig  auf  die  Bundesgenossen  auszu- 
dehnen und  namentlich  den  Provocationsgesetzen  auf  sie  Anwen- 
dang  zu  verschaffen;  Belohnungen  aber  für  die  glückliche  An- 
klage in  Schwurgerichten  aufzustellen  mussten  sie  ebenfalls  die 
Nothwendigkeit  fühlen.  Dagegen  mit  mehr  Sicherheit  kann  man  be- 
haupten, dass  diese  Art  von  Belohnung,  die  Verleihung  des  Pro- 
vocationsrechtes,  nach  Acilius^  Gesetz  ausser  Uebung  kam.  Die 
Bemühungen  der  Gracchen  und  ihrer  Parteigenossen  hatten  keinen 
Erfolg  und  wir  haben  noch  aus  Marius'  Zeit  Beweise''),  dass 
das  Provocationsrecht  auf  die  Latiner  nicht  ausgedehnt  war: 
der  Marsische  Krieg  mit  seinen  Folgen  veränderte  plötzlich  die 
Stellung  aller  ^Italischen  Bundesgenossen.    Es  scheint,  dass  das 


a)  Bd.  I,  2,  63  flgd. 

b)  Mao  sehe  Bd.  I,  2,  65. 
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nächstfolgende  Gesetz  über  Amtsverbrechen,  das  Servilische, 
nicht  mehr  das  Provocationsrecht,  sondern  das  Tollstandige  Bür- 
gerrecht als  Belohnung  aufstellte.  Es  deutet  darauf  Ciceros 
Ausdruck*),  der,  wo  er  von  der  Verleihung  des  Burgerrechtes 
spricht,  das  Servilische  und  die  übrigen,  d.  h.  die  nachfolgenden, 
Gesetze,  aber  nicht  das  Acilische  nennt 

Indessen,  wie  es  sich  auch  mit  den  späteren  gesetzlichen 
Bestimmungen  hierüber  verbalten  mag,  das  Acilische  Gesetz  ver- 
hiess  den  Latinem,  welche  kein  Amt  in  ihrer  Heimath  bekleidet 
hatten,  einen  geringen,  obwohl  für  die  persönliche  Sicherheit 
wichtigen  Theil  des  Römischen  Bürgerrechtes.  Daraus  folgt, 
nach  dem  früher  erwähnten  allgemeinen  Grundsatze  des  Römi- 
schen Staatsrechtes,  dass  die  übrigen  Bundesgenossen  eine  ge- 
ringere Belohnung  erhalten  haben  müssen  und  da  sich  nicht  wohl 
ein  geringerer  Grad  des  Bürgerrechtes  denken  lässt  als  derjenige, 
welcher,  ohne  den  Namen  eines  Bürgers  zu  verleiben,  nur  die 
Freiheit  von  schimpflicher  Strafe  und  eine  gewisse  Sicherheit  bei 
gerichtlicher  Verurtheilung  gewährte,  können  sie  überhaupt  nicht 
zur  Belohnung  Römische  Bürger  geworden  sein.  Femer  aber 
folgt  daraus,  dass  diejenigen  Bewohner  Latinischer  Städte,  welche 
Ehrenämter  in  ihrer  Heimath  bekleidet  hatten,  einen  höhereu 
Grad  des  Bürgerrechtes  zugesichert  erhalten  haben.  Sie  wareo 
schon  durch  die  Bekleidung  eines  solchen  Amtes  Bürger  gewor- 
den :  sollen  sie  also  eine  auf  das  Bürgerrecht  bezügliche  Beloh- 
nung erhalten  haben,  so  kann  diese  nur  in  einer  besseren  Art 
des  Bürgerrechtes  bestanden  haben.  Sie  entbehrten  trotzdem, 
dass  sie  Römische  Bürger  hiessen  und  unter  gewissen  Bedin- 
gungen «auch  in  Rom  abstimmen  durften,  dennoch  des  höchsten 
Rechtes  eines  Bürgers,  in  den  Senat  zu  kommen  und  die  Staats- 
ämter zu  bekleiden:  es  war  „das  Anrecht  auf  Ehrenstellen^ 
(ins  honarum),  das  passive  Wahlrecht,  wie  man  es  jetzt  nennt, 
welches  ihnen  fehlte.^^)  Die  uns  erhaltenen  Worte  in  diesem 
mit  der  Ueberschrift   „von  der  Ertheilung  des  Bürgerrechtes^ 


a)  Gic.  p.  Balb.  24  Num  firndos  igitur  factos  populos  LatiuoB  ai'bitra* 
mar  aat  Serviliae  legi  aut  ceteris,  quibus  Latinis  hominibos  erat  propodtom 
aliqua  ex  re  praemium  civitatis? 
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versebenen  Paragraphen,  so  lückenhaft  sie  auch  sind,  deuten 
nicht  auf  eine  besondere  Art  des  als  Belohnung  versprochenen 
Bürgerrechtes.  Es  heisst  in  ihnen,  der  Ankläger,  seine  Söhne 
und  Enkel  sollten  „rechtmässige  Römische  Bürger^  sein  (ceiveis 
Bomanei  tuatei  sunto)^  ein  Ausdruck,  der  sonst  nicht  bekannt 
ist,  der  aber  zweckmässig  ist,  um  einen  Bürger,  welcher  auf 
gesetzmässige  Weise  das  Bürgerrecht  besitzt,  zu  bezeichnen. 
Auch  daraus,  dass  dem  neuen  Bürger  sogleich  eine  Tribus  und 
zwar  diejenige,  zu  welcher  der  verurtheilte  Römische  Beamte 
gehört  hatte,  angewiesen  wird,  folgt  nicht,  dass  von  dem  das 
Recht  auf  Ehrenstellen  enthaltenden  Bürgerrechte  die  Rede  ist. 
Dieser  Annahme  widersprechen  vielmehr  die  übrigen  Worte: 
es  heisst,  wer  nicht  Römischer  Bürger  ist,  soll  es  werden,  und 
zwar  mit  den  Söhnen,  welche  er  hat,  wenn  er  Bürger  wird. 
Der  Unterschied  zwischen  dem  Bürgerrechte  der  Latinischen 
Beamten  und  dem  der  übrigen  Bürger  würde  so  sehr  unklar 
bezeichnet  werden.  Ich  glaube  also,  dass  von  den  Latinem, 
welche  in  ihren  Städten  die  höchsten  Aemter  bekleidet  haben 
and  dadurch  schon  einen  niederen  Grad  des  Bürgerrechtes  be- 
sitzen, in  einem  späteren,  entweder  unverständlichen  oder  gänz- 
lich verloren  gegangenen  Theile  dieses  Gesetzes  die  Rede  ist.  Eben- 
sowenig aber  kann  in  diesem  Paragraphen  allen  Bundesgenossen, 
welche  einen  Römischen  Beamten  zur  Verurtheilung  gebracht 
haben,  das  Römische  Bürgerrecht  verliehen  werden:  das  stände 
im  Widerspruch  mit  der  geringeren  Belohnung  an  die  Latiner, 
welche  nicht  Aemter  bekleidet  haben.  Es  bleibt  nur  übrig,  dass 
das  AciUsche  Gesetz  bei  den  übrigen  Bundesgenossen  eben  den- 
selben Unterschied  machte,  den  das  Römische  Staatsrecht  bei 
den  Latinischen  Gemeinden  durchgängig  kannte:  wer  von  den 
Bundesgenossen  nicht  Römischer  Bürger  war  und  in  seiner  Hei- 
math  das  höchste  Ehrenamt  bekleidet  hatte,  der  erhielt,  im  Falle 
er  die  Anklage  gegen  einen  Römischen  Beamten  glücklich  zu 
Eade  geführt  hatte,  das  Römische  Bürgerrecht.  In  diesem  Sinne 
sind  die  lückenhaften  Gesetzesworte  zu  ergänzen.*^) 

Grosse  Schwierigkeit   bietet   derjenige   Paragraph,  welcher 
auf  die  Bestimmungen   über  die  Ertheilung  des  Bürger-  und 
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Provocationsrechtes  folgt*):  es  ist  nicht  zu  verwunderD,  wenn 
das  Streben,  ihn  zu  ergänzen,  selbst  zu  grundlosen  Ver- 
muthungen  geführt  hat.  Nur  wird  aus  der  Unmöglichkeit,  ihn 
zu  erklären,  kein  Beweis  für  an  sich  unhaltbare  Vermuthungen 
hergeleitet  werden  dürfen:  es  ist  richtiger,  in  diesem  Falle  die 
Unmöglichkeit  der  Erklärung  einzugestehen.  Selbst  die  Lesart 
ist  nicht  sicher  und  namentlich  nicht,  ob  bei  den  ersten  Worten, 
welche  diesem  Paragraphen  zugeschrieben  werden,  wirklich  ein 
neuer  Paragraph  beginnt. ^^)  Der  Inhalt  desselben  hat  eine  gewisse 
Aehnlichkeit  mit  demjenigen,  in  welchem  Fürsorge  getroifeu  war, 
dass,  wenn  der  den  Gerichtshof  leitende  Prätor  sein  Amt  ab- 
gäbe, dennoch  das  Gerichtsverfahren  seinen  Verlauf  nähme. 
Ebenso  heisst  es  in  diesem  Paragraphen,  wenn  ein  bestimmter 
Beamter  auf  irgend  eine  Weise  von  seinem  Amte  abginge,  solle 
ein  anderer  seine  Pflicht  erfüllen.  Aber  die  Beziehung  mass 
jetzt  eine  andere  sein,  die  Vorschrift  muss  mit  der  Ertheilung 
des  Bürgerrechtes  zusammenhängen:  darin  würde  zugleich  ein 
Beweis  liegen,  dass  in  den  folgenden  Paragraphen  nicht  mehr 
von  der  Ertheilung  des  Bürgerrechtes,  sondern  von  andern  Be- 
lohnungen die  Rede  war.  Mau  kann  sich  das  Verhältniss  so 
denken.  Der  den  Gerichtshof  leitende  Prätor  oder  der  unter 
seiner  Aufsicht  entscheidende  Richter  spricht  einem  Ankläger 
das  Bürgerrecht  zu;  aber  zur  Ausfuhrung  dieses  Spruches  muss 
ein  anderer  Prätor,  der  Fremden-  oder  der  eigentliche  städtische 
Prätor  mitwirken;  im  Falle  es  diese  nicht  giebt,  irgend  ein  an- 
derer Prätor,  der  das  gleiche  Amt  bekleidet.  Dabei  kann  auch 
die  Erwähnung  eines  Quästors  möglich  sein.  Es  würde  zu  weit 
führen,  wollten  wir  denjenigen  Theil  des  Römischen  Staats- 
rechtes, welcher  bei  diesen  Verhältnissen  in  Betracht  kommt, 
erläutern.  Es  genügt,  die  Wahrscheinlichkeit  anzugeben,  dass 
bei  der  Ertheilung  des  Bürgerrechtes  und  der  Steuerfreiheit  der 


a)  Es  ist  uns  Z.  LXXiX  FolgeDdes  erhalten:  Iudex  deinceps   faciat 

pr vel  urbana  provincia  obvenerit,  eo  magistratu  iudi- 

ciove  inperiove  abierit,  abdicaveritv(e provinciam  habebit, 

is  utei  qu(od let,  fkcito  utei  ea  omnia apud  cum 

ea  res  acta  esset  deque  ea  re  eiei  praetor  quaestor  omoiam  remm,  quod 
ex  (hace  lege 
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städtische  Prätor  und  der  Quästor  mitzuwirken  haben.  Um  diese 
Mitwirkung  zu  sichern  und  die  vom  Gesetze  verheissenen  Beloh- 
nungen vor  den  Ränken  senatorischer  Beamten  zu  schützen,  dazu 
sollte  dieser  Paragraph  dienen. 

Bei  der  Erklärung  des  folgenden  Paragraphen  wurde  man 
von  der  Idee  geleitet,  das  Acilische  Gesetz  sei  ein  Repetunden- 
gesetz;  folglich  könnten  in  ihm  nur  Repetundengesetze  erwähnt 
werden,  das  Calpumische  oder  das  Junische.  Dazu  kam,  dass 
eben  dieselben  schon  früher  genannt  waren.^^)  Indessen  diese 
Vermuthung  ist  unsicher.  Der  Name  des  Volkstribunen,  welcher 
das  hier  genannte  Gesetz  gegeben,  ist  verloren  gegangen*) :  ob 
ein  oder  mehrere  Gesetze  angeführt  werden,  unbestimmt.  Es 
heisst,  wer  nach  ihm  oder  nach  ihnen  verurtheilt  ist,  der  brauche 
nicht  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  angeklagt  zu  werden. 
Es  ist  möglich,  dass  dann  folgte,  es  brauche  nicht  derjenige, 
welcher  dann  die  Anklage  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze  ge- 
leitet habe,  das  Bürgerrecht  zu  erlangen.  Aber  es  lassen  sich 
auch  andere  Gesetze,  die  genannt  werden  können,  und  andere 
Möglichkeiten  der  Erklärung  denken,  zu  deren  Begründung  um 
so  weniger  etwas  angeführt  werden  kadn,  als  man  weder  den 
Anfang  noch  das  Ende  des  Paragraphen  bestimmen  kann. 

Die  zunächst  erhaltenen  Worte  sprechen  von  einer  Entschei- 
dung, welche  durch  die  Mehrheit  der  bei  der  Verhandlung  des 
Processes  beschäftigten  Richter,  in  so  weit  sie  noch  leben,  ge- 
troifen  werden  soll.^)  Diese  Entscheidung  kann  sich  beziehen 
auf  die  Bezeichnung  dessen,  der  die  Belohnungen  des  Gesetzes 
als  Ankläger  erhalten  sollte.  Bei  einer  Anklage  waren  Viele 
thätig;  aber  nicht  alle  erhielten  die  Belohnungen,  sondern  ent- 
weder nur  einer,  der  vor  Allen  sich  hervorgethan,  oder  wenige. 
Es  ist  begreiflieb,  dass  sich  darüber  Streitigkeiten  erhoben:  sie 


a)  Es  ist  Dar  Folgendes  Z.  LXXXI   erhalten :    iud)icium'  fuit  faeritve 

ex  leg(e tribmms  plebei  roga(vit condem)nata8 

est  eritve  quo  magis  de  ea  re  eins  nomen  bace  lege  deferatur  quove  magis 
de  e(a  re 

b)  Z.  LXXXII  ad  ea)m  rem  ioudicandam  adfuerit,    quei  vivent,  eoram 
maiori  parti  satis  fecerit  e(x  hace  lege  ...... 
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gehörten  natürlicher  Weise  vor  diejenigen  Richter,  vor  welchen 
der  Process  geführt  worden  war,  sie  konnten  auch  erst  längere 
Zeit  nach  Beendigung  der  Anklage  zur  Entscheidung  kommen.^^) 
Daher  in  den  uns  erhaltenen  Worten  der  Zusatz:  „soweit  sie  am 
Leben  sind."  Aber  eine  Ergänzung  lässt  sich  auf  die  geringen 
üeberbleibsel,  welche  wir  haben,  nicht  gründen.  Auch  in  den 
weiteren  Bruchstücken,  welche  wir  besitzen*) ,  mögen  wir  eine 
Beziehung  auf  die  dem  glücklichen  Ankläger  versprochenen  Be- 
lohnungen, darauf  dass  nur  derjenige,  welcher  hauptsächlich  zur 
Yerurtheilung  beigetragen,  sie  erhielt,  darauf,  dass  unter  Um- 
ständen dem  Ankläger  die  Wahl  gelassen  wurde,  ob  er  das  Rö- 
mische Bürgerrecht  oder  das  Verbleiben  in  seiner  Heimath  vor- 
zöge, endlich  auf  die  Römischen  Bürger  als  Ankläger  entdecken; 
allein  einen  verständlichen  Inhalt  aus  diesen  zerrissenen  Worten 
zu  gewinnen  ist  nicht  möglich. 

Das  Ende  des  Gesetzes  besitzen  wir  nicht;  das  Mass  des 
Fehlenden  lässt  sich,  da  wir  kein  vollständiges  Gesetz  dieser 
Art  übrig  haben,  nicht  beurtheilen.  Die  Bestimmungen  über 
die  Belohnungen  der  Ankläger  konnten  noch  zahlreich  sein 
und  namentlich  vermisst  man  eine  Anordnung  über  die  Beloh- 
nungen in  Geld,  welche  den  Römischen  Bürgern  zu  Theil  wur- 
den. Der  Verurtheilte  hatte  für  Erpressungen,  welche  er  nach 
dem  Erlasse  dieses  Gesetzes  begangen,  doppelte  Geldbusse  zu 
leisten :  vne  diese  vertheilt  wurde,  ob  namentlich  der  Beschädigte 
mehr  erhielt  als  er  Schaden  erlitten,  darüber  steht  in  dem  Ge- 
setze nichts  und  doch  mussten  diese  Verhältnisse  geregelt  werden. 
Von  der  Bestrafung  der  falschen  Ankläger  haben  wir  in  einem 
besondern  Paragraphen  Nachricht;  aber  es  gab  auch  böswillige 
Ankläger,  welche,  nur  um  Schaden  zu  thun  oder  des  Gevdnnes 
halber  Anklagen  erhoben  (ccUumniatarea):  sie  wurden  zwar 
durch  einen  vor  der  Einleitung  des  Processes  zu  leistenden  Eid 
abgeschreckt;  dennoch  kamen  sie  vor  und  mussten  bestraft 
werden.  Ferner  waren  mannigfache  Bestimmungen  nöthig  über 
die  Ehren-  und  Capitalstrafen  der  Verurtheilten:  dass  sie  statt- 


a)  Wir  haben  sie  oben  S.  176  angeführt. 
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fenden,  davon  haben  wir  nicht  nur  in  den  allgemeinen  Nachrichten 
über  die  Schwurgerichte,  sondern  auch  in  den  uns  erhaltenen 
Ueberresten  die  Beweise.*)  Endlich  waren  noch  Anordnungen 
nöthig,  wie  das  von  den  Beamten  begangene  Unrecht  wieder  gut 
gemacht  werden  sollte:  wenn  sie  Geld  genommen,  um  ein  fal- 
sches Urtheil  zu  fällen,  wenn  sie  ungerechter  Weise  Krieg  be- 
gonnen, Städte  bedrückt,  geplündert,  in  ihren  Rechten  gekränkt 
hatten,  so  genügte  nicht  die  Bestrafung  der  Schuldigen  und  die 
Wiedererstattung  des  geraubten  Geldes,  sondern  es  waren  zahl- 
reiche Massregeln  nothwendig,  um  Alles  möglichst  in  den  Zu- 
stand, der  vor  begangenem  Unrecht  bestanden,  zurückzuführen. 
Dazu  bedurfte  es  bestimmter  Formen  und  Vorschriften.  Kurz, 
nimmt  man  auch  an,  dass  uns  derjenige  Theil  des  Acilischen 
Gesetzes,  welcher  über  das  eigentliche  Gerichtsverfahren  handelte, 
zwar  lückenhaft;,  aber  doch  ungeföhr  in  seiner  Ausdehnung  er- 
halten ist,  so  fehlt  dennoch  ein  sehr  bedeutender  Theil,  der  na- 
mentlich über  den  Zusammenhang  des  Gerichtsverfahrens  mit 
der  Verwaltung  die  werthvollsten  Aufschlüsse  geben  würde. 


Eilftes  Capitel. 

Wichtigkeit  der  us  orhalteneii  Bmcbsttclie  des  Acilischen  Cfeseties. 
Charakter  ud  Bedeutimg  desselben,  leine  Geltung  für  den  einzigen 
daiiils  bestehenden  Gerichtshof  Aber  Amtsverbrechen.  Stellung  des  Ge- 
setzes zu  den  politischen  Parteien.  Streben  nach  Gerechtigkeit  in  der 
Yerwiltung,  worauf  das  Bestehen  des  Reiches  beruhte.  Dauer  des  Acili- 
schen Gesetzes.  Die  beiden  Servilischen  Gesetze  und  die  Zeit,  in  welcher 
sie  gegeben  wurden.  Inhalt  des  Gesetzes,  welches  der  Consul  A  Servilius 

Caepio  erliess. 

Es  ist  ein  überaus  wichtiges,  ja  einziges  Denkmal,  das  uns 
in  den  Bruchstücken  des  Acilischen  Gesetzes  vorliegt,  die  ein- 
zige, ächte,  zusammenhängende  Urkunde  aus  dem  Römischen 
Gerichtsverfahren,  weder  durch  den  Eifer  der  Anwälte  noch 
durch  die  Leidenschaft  der  Parteien  geftrbt,  noch  endlich  durch 
Gelehrte  nach  besonderen  Gesichtspunkten  verkürzt.    Es  ist  ein 


a)  S.  oben  S.  70  und  174. 
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wunderbarer  Zufall,  der  uns  gerade  diese  Urkunde  erhalten  hat 
Wir  würden  grössere  Einsicht  erhalten  in  das  Römische  Schwur- 
gericht, wäre  uns  eines  der  Epoche  machenden  Gesetze,  etwa 
das  Sempronische  oder  noch  besser  das  Cornelische  erhalten, 
oder  auch  eines  der  späteren  Gesetze,  das,  wenn  gleich  nur 
eine  Seite  umfassend,  dennoch  durch  die  in  ihm  herrschende 
grössere  Ausbildung  gewissere  Folgerungen  über  die  vorher- 
gehende Gesetzgebung  gestatten  wurde.  Indessen  auch  so  und 
trotz  der  Lücken,  welche  sie  verstümmeln,  gewähren  die  Bruch- 
stücke des  Acilischen  Gesetzes  reiche  Belehrung. 

C.  Gracchus  hatte  bei  seiner  Aenderung  der  früheren  Schwur- 
gerichte den  Zweck  gehabt,  eine  wirksame  Controlle  des  regie- 
renden Standes  herzustellen:  daraus. ergab  sich,  dass  sein  Ge- 
setz sich  nur  auf  Amtsverbrechen  bezog,  für  welche  er  Geld- 
und  Ehrenstrafen,  auch  die  Verbannung  verhängte.*)  Ueber 
die  Einrichtung  der  von  ihm  geschaffenen  Schwurgerichte  geben 
die  Schriftsteller  keine  Auskunft:  es  konnten  Zweifel  bleiben 
über  die  Zahl  der  Gerichtshöfe,  welche  er  einsetzte,  über  die 
Prätoren,  welche  deren  Leitung  hatten.  Diese  Zweifel  werden 
durch  die  Nachrichten,  welche  wir  über  die  späteren  Richter- 
gesetze haben**),  am  sichersten  durch  die  Bruchstücke  des  Aci- 
lischen Gesetzes  gelöst.  Sie  kennen  nur  einen  Prätor  als  Vor- 
sitzenden, nur  eine  Art  von  Geschworenen  für  jedes  Jahr,  nur 
ein  Verfahren:  folglich  gab  es  nur  einen  einzigen  Gerichtshof 
für  Aratsverbrechen,  vor  dem  alle  möglichen  Anklagen  von  Bür- 
gern und  Bundesgenossen  angebracht  wurden.  Daraus  lässt  sich 
auf  das  Sempronische  Gesetz  zurückschliessen.  Es  mussten  aber 
alle  Schwurgerichte,  selbst  solche,  die  über  andere  als  Amts- 
verbrechen entschieden,  im  Wesentlichen  eine  gleiche  Einrichtung 
haben  und  Bestimmungen  über  diese  Einrichtungen  in  getrennten 
Gesetzen  waren  unzulässig.*^)  Im  Acilischen  Gesetze  werden  zu 
Anfange  nur  Senatoren  oder  senatorische  Beamte  als 'anklagbar 
genannt,  später  alle  diese  von  der  Richterliste  ausgeschlossen: 


a)  Vergl.  oben  S.  70. 

b)  S.  S.  102. 

c)  Man  vergleiche  die  Darstellung  S.  103  flgd. 


Charakter  des  Acilischen  Gesetzes.  185 

darin  liegt  der  Beweis,  dass  68  damals  nur  über  Amtsverbrechen 
Schwurgerichte  gab.    Die  Schlüsse,  welche  man  aus  den  Nach- 

richteo  über  das  Sempronische   Gesetz  machen   kann,  werden 

bestätigt^«) 

lieber  die  Stellang  des  Acilischen  Gesetzes  zu  den  poli- 
tischen Parteien  seiner  Zeit  haben  wir  schon  früher*)  Andeu- 
toDgen  gemacht  Es  ging  aus  von  einem  Anhänger  der  Partei 
der  Populären,  welche  die  ausschliessliche  Macht  des  Senates 
brechen  und  einem  grösseren  Kreise  aus  dem  Volke  Theilnahme 
an  der  Staatsverwaltung  zuwenden  wollte.  Den  Weg  dazu  hatte 
in  der  Gerichtsverfassung  C.  Gracchus  gewiesen.  Aber  Acilius 
erkannte,  dass  derselbe  nicht  zum  Ziele  führte.  Hätte  Gracchus' 
Eioricbtung,  dass  ein  beständiger,  vielleicht  ab  und  zu  ergänzter 
ÄQsschoss  aus  dem  Ritterstande  die  Geschworenen  lieferte  und 
damit  die  ControUe  über  die  Staatsverwaltung  führte,  Bestand 
gehabt,  so  wäre  der  Erfolg  gewesen,  dass  die  auserlesenen  Ritter 
in  das  Interesse  des  Senates  gezogen  wurden  und  einen  gewissen 
Theil  an  den  Vortheilen  der  Staatsverwaltung  genossen,  im  Uebri- 
gen  aber  die  Aufsicht  über  die  Beamten  eine  scheinbare  wurde. 
Dieser  Entwickelung  beugte  Acilius  vor,  indem  er  einen  wechseln- 
den Richterstand  schuf,  wobei  er  doch  nicht  so  weit  in  der  Be- 
günstigung der  niederen  Volksklassen  ging,  dass  er  auch  diese 
zur  Theilnahme  an  den  Gerichten  hinzugezogen  hätte.  Diese 
politischen  Erwägungen  waren  es,  welche  ihn  leiteten:  damit 
s^huf  er  die  Grundbedingungen  zu  einem  Geschwornengericht, 
welche  die  Folgezeit  festhielt  und  ausbildete.  Die  übrigen  Be- 
stimmungen über  das  Gerichtsverfahren,  wie  sie  in  seinem  Ge- 
setze vorliegen,  sind  verständig  und  entspringen  aus  der  noth- 
vendigen  Entwickelung  der  einmal  gültigen  Grundsätze  des 
Römischen  Rechtes :  besondere  Strenge  kann  man  in  ihnen  nicht 
finden. 

Dennoch  war  das  Acilische  Gesetz  streng  und  sollte  es 
sein.  Es  beweist,  mit  welcher  Sorgsamkeit  man  über  die  Recht- 
lichkeit der  Beamten  wachte.  Mit  grösster  Genauigkeit  werden 
die  Beamten,  welche  unter  der  ControUe  des  Gesetzes  stehen 

a)  S.  oben  S.  99. 
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sollen,  aufgezählt  und  die  Verbrechen  bestimmt  Jede  Annahme 
auch  von  freiwilligen  Geschenken ,  über  eine  bestimmte  Samme^ 
wird  verboten,  durch  Häufung  von  Worten  jede  Art  von  Er- 
pressung gehindert,  auf  ungerechtem  Urtheile,  sobald  es  erkauft 
ist,  steht  die  höchste  Strafe,  welche  ohne  die  Weitläuftigkeit 
des  Volksgerichtes  verhängt  werden  darf.  Der  Beschädigte  ge- 
niesst  freie  Wahl  in  seinen  Anwälten,  sorgfältig  werden  aus 
den  Geschworenen  alle  diejenigen  ausgeschieden,  welche  Gemein- 
samkeit der  Interessen  mit  dem  Angeklagten  haben  können.  Die 
Belohnungen  für.  denjenigen,  welcher  die  Verurtheiiong  eines 
Beamten  durchsetzt,  sind  ausserordentlich.  In  diesen  Punkten 
begünstigt  das  Gesetz  die  Anklage  und  wird  fast  ungerecht  gegen 
den  Beamten.  Aber  auf  dieser  Strenge  beruht  der  Römische 
Staat,  beruht  die  Herrschaft  über  die  einer  einzelnen  Stadt  unter- 
worfenen Völker.  Trotz  aller  WaiFenüberlegenheit  wäre  es  den 
Römern  für  die  Dauer  unmöglich  gewesen,  ihre  Herrschaft  zu 
behaupten,  wenn  dieselbe  nicht  im  Ganzen  gerecht  und  auf  das 
Wohl  der  Unterworfenen  bedacht  gewesen  wäre:  ihre  Regierung 
war  jedenfalls  besser  als  diejenige,  welcher  die  fremden  Völker 
zuvor  gehorcht  hatten.  Schon  vor  der  Errichtung  der  Schwur- 
gerichte war  das  Calpurnische  Gesetz  musterhaft  gewesen  in  der 
Bestimmung  des  Begriffs  der  Erpressungen  und  in  der  Unter- 
drückung der  Habsucht ;  selbst  die  Bestrafung  von  Beamten  aus 
früherer  Zeit  beweist  das  auf  politischen  Gründen  beruhende 
Streben  des  Senates  und  Volkes,  die  Rechtlichkeit  der  Beamten 
zu  wahren,  und  die  Geschworenen  wurden  durch  das  nicht  zu 
billigende  Mittel  der  Parteileidenschaft  zu  strengster  Ahndung 
jeder  Ausschreitung  getrieben.  Die  Gesetze  gegen  Amtsver- 
brechen waren  trefflich  und  wurden  iipmer  strenger,  selbst  die- 
jenigen, welche  von  den  Anhängern  der  Senatspartei  ausgingen. 
Wenn  man  ihre  Bestimmungen  liest,  die  Leichtigkeit  des  An- 
klagens,  die  Belohnungen  der  Ankläger,  die  Höhe  der  Strafen 
bedenkt,  so  begreift  man  nicht,  wie  trotzdem  die  Unredlichkeit 
und  Habsucht  der  Beamten  wachsen  konnte.  An  den  Gesetzen 
lag  es  nicht,  sondern  an  dem  fehlerhaften  Systeme  der  Verwal- 
tung, das  für  die  engen  Verhältnisse  einer  Stadt  geschaffen  sich 
für  den   Umfang  eines  Weltreiches  als   unzweckmässig  erwies. 
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Die  herrschende  Aristocratie  fimd  trotz  aller  Gesetze,  Richter  aod 
Strafen  dennoch  die  Möglichkeit,  die  Beherrschten  in  immer 
höherem  Grade  zu  selbstsüchtigen  Zwecken  auszubeuten.  Freilich 
mag  dies  nicht  in  demjenigen  Grade  geschehen  sein,  wie  man 
jetzt  vielfach  nach  den  Aeusserungen  der  alten  Schriftsteller 
glaabt  Dies  sind  einseitige  Schilderungen  von  Anwälten,  oft 
darch  den  Hass  politischer  Parteien  eingegeben,  oft  auch  her- 
vo^emfen  durch  den  Vergleich  mit  den  alten,  einfachen  Zeiten, 
wo  bei  leicht  übersichtlichen  Verhältnissen  der  Missbrauch  der 
Gewalt  schwer  war  oder  leicht  durch  die  überall  eingreifende 
Macht  des  Volkes  geahndet  wurde.  Jetzt  aber  sehen  wir  Gesetze 
auf  Gesetze  entstehen,  die,  wenngleich  zum  Theil  durch  politische 
Parteiungen  hervorgerufen,  dennoch  alle  den  einen  Zweck  ver- 
folgten, die  Gewalt  der  Beamten  einer  stetigen  und  strengen 
Aufsicht  zu  unterwerfen,  und  Redlichkeit  in  der  Verwaltung,  auf 
welcher  das  Bestehen  des  Reiches  beruhte,  herbeizuführen. 

Das  AcUische  Gesetz  enthielt  alle  Elemente  zu  einem  lange 
dauernden  Bestände:  es  bewahrte  den  von  C.  Gracchus  aufge- 
stellten Grundsatz,  dass  die  Richter,  welche  über  die  Beamten 
zu  entscheiden  hatten,  aus  einem  andern  Stande  als  diese  zu 
erwählen  seien  und  verhütete  durch  den  jährlichen  Wechsel  in 
der  Richterliste,  dass  kein  neuer  abgeschlossener  Stand  sich 
bildete.  Dadurch  bewirkte  es  zugleich,  dass  statt  des  politischen 
Parteikampfes,  aus  welchem  Gracchus'  Neuerung  hervorgegangen 
war,  allmälig  eine  wirkliche  Strafirechtspflege  sich  bildete.  Wie 
lange  das  Acilische  Gesetz  gegolten  hat,  darüber  fehlt  es  an 
ausdrücklichen  Zeugnissen:  man  nahm  an,  es  sei  durch  den  er- 
neuten Kampf  der  Senats-  und  Gracchischen  Partei  verändert 
worden,  und  dies  ist  wahrscheinlich.  Das  Acilische  Gesetz  ist  er- 
halten auf  der  einen  Seite  einer  Erztafel,  deren  andere  Seite  das  im 
Jahre  111  v.  Chr.  gegebene  Thorische  Ackergesetz  enthält.^^)  Dar- 
^  schliesst  man,  das  Acilische  müsse  in  diesem  Jahre  aufgehoben 
gewesen  sein;  denn  sonst  würde  man  nicht  die  Rückseite  be- 
schrieben und  die  Vorderseite  nach  der  Wand  gekehrt  haben. 
Dieser  Schluss  ist  unhaltbar.  Die  andere  Seite  des  Acilischen 
Gesetzes  wurde  mit  dem  Thorischen  beschrieben  und  zwar  so, 
daBs   das  letztere    enger   und   weniger   sorgfältig   eingegraben 


188  Dauer  des  AcilischeD  Gesetzes, 

wurde.  Daraus  kann  man  folgern,  dass  das  letztere  auf  der 
Rückseite  steht,  auch  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit,  dass  es 
später  eingegraben,  folglich  später  gegeben  wurde;  aber  weiter 
nichts.  Denn  wenn  auch  die  Rückseite  beschrieben  wurde, 
konnte  dennoch  die  Vorderseite  weiter  benutzt  und  bald  die 
eine,  bald  die  andere  Seite  herausgekehrt  werden.  Selbst  wenn 
man  annähme,  das  uns  erhaltene  Exemplar  habe  dazu  gedient, 
um  bei  öffentlichen  Gerichtsverhandlungen  zu  Rathe  gezogen  za 
werden,  so  konnte  man  auch  nach  dem  Beschreiben  der  Rück- 
seite die  Vorderseite  nach  Aussen  kehren.  In  dem  Acilischen 
Gesetze  selbst  heisst  es*),  der  Prätor  solle  gewisse  Bekanntr 
machungen  erlassen,  indem  er  sie  den  grösseren  Theil  des  Tages 
öffentlich  am  Forum  aushinge.  Anders  verhält  es  sich  mit  einer 
andern  Art  von  Gesetzen,  welche  z.  B.  Vergünstigungen  an  ein- 
zelne Personen  oder  Gemeinden  enthalten,  wie  in  der  Kaiserzeit 
die  Bewilligung  des  Bürgerrechts  an  entlassene  Soldaten:  sie 
wurden  zum  dauernden  Gedächtnisse  und  um  stets  eine  ControUe 
ausüben  zu  können ,  öffentlich  so ,  dass  sie  immer  gelesen  wer- 
den konnten,  angeschlagen.**®) 

Es  giebt  nichts ,  woraus  man  auf  die  Dauer  des  Acilischen 
Gesetzes  schliessen  könnte  als  eine  schon  von  uns  benutzte  Stelle  von 
Tacitus,  der  von  der  gerichtlichen  ControUe  der  Beamten  sprechend 
zuerst  die  Sempronischen  Gesetzes  vorschläge,  welche  sie  dem  Ritter- 
stande übertrugen,  dann  die  Servilischen  Gesetze,  welche  sie  dem 
Senate  wiedergaben,  endlich  den  aus  dem  Kampfe  um  diese 
ControUe  hervorgegangenen  Krieg  zwischen  Marius  und  SuUa 
erwähnt.*»)  Zwar  giebt  Tacitus  nicht  die  einzelnen  Gesetze, 
welche  eine  Veränderung  in  den  Gerichten  bewirkten,  an;  denn 
er  erwähnt  weder  das  Acilische  Gesetz  noch  dasjenige,  wodurch 
die  dem  Senate  zurückgegebenen  Gerichte  wieder  an  die  Ritter 
kamen:  aber  er  führt  doch  die  Hauptgesetze  an,  welche  einen 


a)  S.  Z.  LXV.   Vergl.  oben  S.  167. 

b)  Tac.  Ann.  XII,  60  Claudius  omne  ins  tradidit,  de  quo  totiens  se- 
ditione  aut  armis  certatam,  cum  Semproniis  rogationibus  equester  ordo 
in  possessione  iudiciorum  locaretor  aut  rorsum  Serviliae  leges  senatai  iadi- 
cia  redderent  Mariusque  et  Sulla  olim  de  eo  vel  praecipue  bellarent  Vergl. 
oben  S.  68. 
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neaen  Grandsatz  in  der  Wahl  der  Geschworenen  erfanden.  Mit- 
bin beweisen  Tacitus'  Worte  nicht,  dass  zwischen  dem  Sempro- 
niscbeo  oder  Acilischen  Gesetze  und  dem  Servilischen  nicht  noch 
andere  auf  die  Geschworeneuliste  bezüglich§  erlassen  worden 
siod,  aber  doch  soviel,  dass  es  in  jenem  Zeitraum  kein  Gesetz, 
welches  eine  Theilnahme  des  Senates  an  den  Gerichten  ge- 
stattete, gegeben  haben  kann.  Das  Servilische  Gesetz,  welches 
nach  Tacitus'  Ausdruck  die  Gerichte  dem  Senate  übergab,  wurde 
erlassen  im  Jahre  106  v.  Chr.  Mithin  kann  es  zwischen  etwa 
118  v.  Chr.,  wo  wir  das  Acilische  Gesetz  ansetzen,  bis  106  v.  Chr. 
zwar  mancherlei  Gesetze  gegeben  haben,  welche  das  gerichtliche 
Verfahren  änderten;  aber  alle  mussten  den  Grundsatz,  dass  die 
Senatoren  von  den  Geschworenen  ausgeschlossen  waren,  fest- 
halten. Indessen  dass  es  solche  Gesetze  gegeben  habe,  davon 
haben  wir  keine  Nachricht,  nicht  die  leiseste  Andeutung:  die 
Annahme  derselben  ist  also  unwahrscheinlich. 

In  Bezug  auf  die  Frage,  wie  lange  das  Servilische  Gesetz 
bestanden  hat,  wie  lange  die  Geschworenengerichte  in  der  Ge- 
walt des  Senates  geblieben  sind,  deutet  Tacitus,  indem  er  dem- 
nächst den  Krieg  zwischen  Marius  und  Sulla  nennt,  die  baldige 
Abschaifung  des  Servilischen  Gesetzes  an.  Denn  Marius,  der 
Freund  der  Ritter  und  ritterlichen  Gerichte,  war  lange  Zeit  der 
in  Macht  befindliche,  Sulla,  der  Freund  des  Senates,  der  an- 
greifende Theil  gewesen.  Andere  Nachrichten  beweisen  un- 
zweifelhaft, dass  das  Servilische  Gesetz  nur  kurze  Zeit  bestand 
und  eigentlich  gar  nicht  recht  zui'  Geltung  kam.  Cicero  lobt 
die  Verwaltung  der  Gerichte  durch  die  Ritter,  wie  sie  seit 
C.Gracchus  bestand:  er  sagt,  sie  hätte  beinahe  fünfzig  Jahre 
hinter  einander  bestanden.*)  Er  rechnet  bis  zu  dem  im  Jahre 
80.  V.  Chr.  von  Sulla  erlassenen  Richtergesetze,  sollte  also  eigent- 
lich 42  oder  43  Jahre  sagen;  aber  es  lag  in  seinem  Interesse, 
den  Zeitraum  so  lang  als  möglich  darzustellen  und  er  wählt 
eine  runde  Zahl.  Deshalb  darf  man  auch  keinen  Widerspruch 
zwischen  ihm  und  der  sicheren  Nachricht  von  dem  Servilischen 
Gesetze  annehmen;  aber  unmöglich  ist  es,  dass  dasselbe  lange 

a)  Gic.  in  Verr.  Act.  I,  13,  38  cum  equester  ordo  iadicaret   annos 
prope  quioquaginta  contiouos.    Vergl.  oben  S.  57. 
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bestaDden  hat:  sonst  könnte  er  es  nicht  mit  Stillschweigen  über-        ^ 
gehen,  während  er  ein  oder  zwei  Jahre,  wo  wieder  Senatoren 
richteten,  bei  absichtlich  ungenauem  Ausdrucke  unbeachtet  lassen 
durfte.    Es  sind  auch  Beispiele  von  Processen  aus  den  letzten 
Jahren  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.  bekannt,  wo  Römische 
Bitter  als  Geschworene  erscheinen.    Also  105  oder  104  v.  Chr. 
wurde  das  Servilische  Gesetz  wieder  abgeschafft.    Wer  es  ab- 
geschafft,  wird  nirgends  ausdrücklich  berichtet;  aber  aus  den 
Verhältnissen   ergiebt  sich  zweierlei,   erstens  dass  es  ein  aaf 
Seiten  der  Volkspartei  stehender  Mann  und  zweitens,  dass  es 
ein  Volkstribun  gewesen  sein  muss.   Nun  wissen  wir  von  einem 
auf  die  Gerichte   bezüglichen  Gesetze,  das  C.  Servilius  Glaucia 
gegeben:  nach  ihm  bestanden  die  Geschworenen  aus  Römischen 
Rittern.*)    Ueber  die  Zeit,  wann  es  erlassen  wurde,  haben  wir 
allerdings  kein  unmittelbares  Zeugniss,  aber  doch  eine  genügend 
verständliche  Andeutung  in  den  uns  berichteten  Lebensverhält- 
nissen Glaucias.    Er  war  ein  scharfsinniger,  schlauer,  witziger 
Mann,   ein  entschlossener  Anhänger  der  Volkspartei,  als  deren 
Vorkämpfer  er  im  Jahre  100  v.  Chr.  mit  seinem  Genossen,  4ßm 
Volkstribunen  Appuleius  Saturninus,  von  dem  damaligen  Consul 
C.  Marius  getödtet  wurde.*»)     Er  war,  als  er  getödtet  wurde, 
Prätor  und  Cicero  sagt  von  ihm:  „er  wäre  während  seiner  Prä- 
tur  zum  Consul  erwählt  worden,  wenn  man  entschieden  hätte, 
dass  man  auf  ihn  bei  der  Wahl  Rücksicht  nehmen  dürfe.   Denn 
er  hatte  sowohl  die  Plebs  in  seiner  Gewalt  als  auch  hatte  er 
sich  den  Ritterstand  durch  die  Wohlthat  seines  Gesetzes  ver- 
bunden.'^'')   Das  Gesetz,  welches  Cicero  erwähnt,  kann  nur  das 


a)  AscoD.  ad  Gic.  p.  Seaur.  p.  21  Reus  est  factus  a  Q.  Servilio  Cae- 
pione  lege  Servilia,  cum  iudicia  peaes  equestrem  ordinem  essen t 

b)  Cic.  Brut.  62,  224  Longe  autem  post  natos  homines  improbissimus 
C.  Servilius  Glaucia,  sed  peracutus  et  callidus  cum  primisque  ridicolus.  — 
Is  praetor  eodem  die  quo  Saturninus  tr.  pl.  Mario  et  Flacco  consulibus 
publice  est  interfectus.  Ueber  seinen  Charakter  vergl.  Gic.  p.  Rab.  Post 
6,  14;  de  erat.  III,  41,  164.  Ueber  seinen  Tod  spricht  ausserdem  Cic.  in 
Cat.  I,  2,  4  und  lU,  6,  15;  p.  C.  Rab.  7,  20;  Phü.  VIII,  5, 15;  de  harnsp. 
reap.  24,  51 ;  schol.  in  Cic.  p.  Mil.  p.  277. 

c)  Cic.  Brut  62,  224  Is  ex  summis  et  fortonae  et  vitae  sordibns  in 
praetora  consul  ÜEictos  esset,  si  rationem  eius  haberi  licere  iudicatum  esset. 
Nam  et  plebem  tenebat  et  equestrem  ordinem  beneficio  legis  devinxerat. 
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Richtergesetz  sein,  welches  die  Ritter  wieder  zu  GeschworeDcn 
machte:  darin  stimmen  alle  Gelehrte  überein.  Es  sind  Dan  zwei 
F&lle  möglich.  Entweder  gab  er  sein  Gesetz  vor  dem  Servili- 
schen  des  Consals  Caepio  vom  Jahre  106  v.  Chr.,  oder  nachher. 
Das  erste  ist  nicht  annehmbar.  Denn  Cicero  sagt,  er  wäre  bei- 
nahe ausserordentlicher  Weise  während  seiner  Prätar  zum  Gon- 
sqI  erwählt  worden,  weil  er  den  Ritterstand  durch  sein  Richter- 
gesetz gewonnen  hatte.  Dies  konnt-e  er  nicht  sagen,  wenn  sein 
Gesetz  nicht  mehr  bestanden  hätte.  Wäre  auf  Glaucias  Gesetz 
schon  das  des  Consuls  Caepio  gefolgt,  dann  ein  anderes,  um 
wiederum  dies  abzuschaffen,  so  wäre  Glaucias  Wohlwollen  bei 
den  Rittern  durch  das  gegen  den  Urheber  des  zweiten  ihnen 
günstigen  Gesetzes  verdrängt  gewesen.  Mithin  wurde  Glaucias 
Gesetz  nach  dem  cousularischen  Caepios  gegeben:  es  war  das- 
jenige, welches  die  Theilnahme  der  Senatoren  an  den  Schwur- 
gerichten wieder  aufhob  und  das  Verfahren  gegen  Beamte  sogar 
verschärfte.  Ciceros  Ausdruck,  Glaucia  hätte  das  Volk  in  seiner 
Gewalt  gehabt ,  geht  auf  das  Volkstribunat ,  welches  die  gesetz- 
mässige  Führung  der  Plebs  hat.^^^) 

Das  consularische  Gesetz  Caepios  wurde  also  durch  das  tri- 
bonicische  Glaucias  abgeschafft.  Ich  glaube  nicht,  dass  Glaucia 
dieAedilität  bekleidet  hat:  dieses  Amt  wurde  in  der  Stufen- 
leiter der  Ehrenstellen  oft  ausgelassen  und  Glaucia  scheint  sich 
während  des  Tribunates  so  .viel  Gunst  erworben ,  so  viel  politi- 
sches Geschick  gezeigt  zu  haben,  dass  er  sogleich  Prätor  wurde. 
Quästor  kann  er  vor  dem  Tribunate  gewesen  sein.  Sein  Tribu- 
nat  kann  man  also  103  oder  104  v.  Chr.  ansetzen.  Ich  ziehe 
das  letztere  Jahr  vor,  und  zwar  aus  folgendem  Grunde.  Im 
Jahre  106  v.  Chr.  übertrug  Caepio  durch  sein  Gesetz  die  Ge- 
richte dem  Senate:  es  mag  Mühe  gekostet  haben,  dies  durchzu- 
setzen. Jedenfalls  liess  er  die  bisherigen  Gerichte  für  das  lau- 
fende Jahr  unangetastet;  denn  der  Process  von  Q.  MetellusNu- 
midicus,  der  vor  den  Rittern  stattfand*),  scheint  erst  in  diesem 
entschieden  worden  zu  sein.  Die  Senatoren  wurden  also  erst 
Ar  105  V.  Chr.  in  die  Richterliste   aufgenommen.     Am  Ende 


a)  Val.  Max.  U,  10,  1 ;  Cic  p.  Balb.  5,  IL 
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dieses  Jahres  trat  C.  Servilius  Glaucia,  der  für  104  v.  Chr.  Tri- 
bun war,  mit  seinem  Gesetze  hervor  und  bestimmte  in  demsel- 
ben, ähnlich  wie  es  M.'  Acilius  gethan»),  es  sollten  schon  für 
das  laufende  Jahr  die  Richter  aus  den  Rittern  genommen  wer- 
den. So  war  der  Senat  nur  ein  einziges  Jahr  im  Besitze  der 
Gerichte  gewesen  und  dies  konnte  von  Cicero  leicht  übergangen 
werden. 

Indessen  die  genaue  Bestimmung  des  Jahres,  in  welchem 
Caepios  Gesetz  wieder  aufhörte,  ist  von  geringerer  Bedeutung. 
Wichtiger  wäre  es,  seine  Bestimmungen  zu  erfahren.  Tacittts"*) 
sagt,  die  Servilischen  Gesetze  hätten  die  Gerichte  dem  Senate 
wiedergegeben. "2)  Dagegen  Jul.  Obsequens  berichtet,  im  Jahre 
106  V.  Chr.  seien  durch  den  Consul  Caepio  „die  Gerichte  der  Se- 
natoren und  Ritter  getbeilt  worden'^  und  ebenso  fast  mit  densel- 
ben Woi-ten  Cassiodor.^)  Cicero  deutet  an,  Caepios  Gesetz  sei 
den  Römischen  Rittern  unangenehm  gewesen,  und  an  anderen 
Stellen,  der  Redner  L.  Crassus  habe  in  der  vielbewanderten 
Rede,  welche  er  für  dasselbe  gehalten,  dem  Senate  das  höchste 
Lob  gezollt,  dagegen  die  Römischen  Ritter  getadelt.  **)  Hiemach 
kann  über  den  Zweck  des  Gesetzes  kein  Zweifel  sein:  es  sollte 
die  Beaufsichtigung  der  Staatsverwaltung,  welche  die  Römischen 
Ritter  bisher  durch  ihre  Entscheidungen  in  den  Gerichten  über 
Amts  verbrechen  geübt  hatten,  aufheben  und  dem  Senate  seine 
uneingeschränkte   Macht  wiedergeben.     Aber  über  die    Mittel, 


a)  S.  oben  S.  HS  flgd. 

b)  Tac.  Ann.  XII,  60;  die  Stelle  ist  S.  188  angeführt. 

c)  lul.  Obsequens  prodigionun  libro  c.  101:  per  Gaepionem  consulem 
senatorum  et  equitum  iudicia  commuuicata;  Gassiodor.  Chronic,  s.  a:  Bis 
coss.  per  Servilium  Gaepionem  consulem  iudicia  equitibos  et  senatoribus 
communicata. 

d)  Gic  de  iovent  I,  49,  92  Offensum  est ,  quod  eorum ,  qui  addiant, 
voluntatem  laedit,  ut  si  qui  apud  equites  Romanos  cupidos  iudicandi  Cae- 
pionis  legem  iudiciariam  laudet;  p.  Gluent.  51,  140  (L.  Grassus)  in  dissua- 
sione  rogationis  eius,  quae  contra  coloniam  Narbonensem  ferebatur,  quan- 
tum  potest,  de  aoctoritate  senatus  detrahit,  in  snasione  legis  Serviliae 
snmmis  ornat  senatum  laudibus;  Brut  43,  161  Eoque  (Q.  Mucio  Scaevola) 
in  rostris  sedente  suasit  Serviliam  legem  Grassus;  Brut.  44,  164  Mihi  qui- 
dem  a  pueritia  quasi  magistra  fuit-illa  (Grassi)  in  legem  Gaepionis  oratio; 
ibid.  86,  296;  de  orat.  11,  55,  223. 
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welche  Caepio  dazu  wählte,  bleibt  man  ungewiss.  Der  Zustand, 
der  vor  C.  Gracchus  geherrscht  hatte,  dass  die  Senatoren  allein 
die  mit  der  Verwaltung  verbundene  Gerichtsbarkeit  übten  und 
ausserdem  die  Entscheidung  über  die  Amtsverbrechen  ihrer  Ge- 
nossen besassen,  Hess  sich  nicht  wieder  zurückführen,  die  Ritter 
konnten  nicht  wieder  ganz  vom  Staate  ausgeschlossen  werden: 
zudem  leuchtet  die  Richtigkeit  des  Grundsatzes,  dass  zwischen 
den  Regierenden  und  den  die  Regierung  GontroUirenden  ein 
Gegensatz  stattfinden  mü&e,  ein.  Ein  äusserer  Grund,  eine  sol- 
che Wiedereinsetzung  des  Senates  anzunehmen,  ist  nicht  vor- 
handen. Denn  Tacitus'  Worte  erklären  sich  genügend,  wenn 
die  Senatoren  auch  nur  Theil  an  den  Gerichten  erhielten,  und 
die  anderen ,  doch  auch  auf  Nachrichten  beruhenden  Zeugnisse 
sprechen  gegen  die  Wiederherstellung  des  alten  Zustandes.  Man 
hat  deshalb  angenommen,  Caepio  habe,  wie  es  später  M.  Livius 
yersuchte,  Ritter  in  den  Senat  aufgenommen  und  dann  beiden 
gemeinschaftlich  Regierung  und  ControUe  der  Regierung  über- 
tragen.^^^)  Diese  Annahme  ist  unmöglich.  Denn  Gaepios  Ge- 
setz wurde  durchgesetzt  und  galt  ein,  vielleicht  zwei  Jahre,  folg- 
lich hätten  Ritter  in  den  Senat  aufgenommen  werden  müssen 
and  zwar,  wenn  sie  in  demselben  eine  Bedeutung  haben  sollten, 
etwa  dreihundert.  Wo  sollten  diese  dreihundert  in  den  Senat 
aufgenommenen  Ritter  nach  Aufhebung  von  Gaepios  Gesetz  blei- 
ben? Zurücktreten  in  den  Ritterstand  war  unmöglich:  das  ist 
bei  keiner  Aufnahme  von  Senatoren  geschehen  und  Augustus 
hatte  grosse  Mühe,  die  von  Cäsar  in  den  Senat  aufgenommenen 
unwürdigen  Mitglieder  nach  und  nach  zu  beseitigen.  Wenigstens 
gehörte  dazu  eine  ausserordentlich  strenge  Censur  und  die  von 
102  V.  Chr.  war  es  nicht:  sie  konnte  selbst  solche  Senatoren, 
welche  wirklich  schimpflich  gelebt  hatten,  nicht  entfernen.*) 
Folglich  hätten  die  neuen  Senatoren  bleiben  müssen.  Aber  dann 
konnte  der  Senat  nicht  so  wenige  Mitglieder  haben,  wie  Livius 
Drosus,  als  er  sein  Gesetz  gab,  vorfand. 

Sonach  gewinnt  die  Nachricht  der  Schriftsteller,  es  habe 
durch  Caepio  eine  Theilung  der  Gerichte  stattgefunden,  an  Wahr- 

a)  Man  sehe  App.  bell   civ.  I,  28. 
m  13 
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scbeinlichkeit:    Tacitus^   Zengniss  darf  man  nicht  so  aoffasseD, 
als  sei  eine  blosse  Uebertragung  der  Gerichte  an  die  Senatoren 
geschehen.     Bei  C.  Gracchus»)  bestand  die   Theilung  zwischen 
Rittern  und  Senatoren  darin,  dass  die  Gerichte  getheilt  wurden 
und  jeder  der  beiden  Stände  einen  Theil  für  sich  erhielt,  die  . 
Senatoren  die  mit  der  Verwaltung  zusammenhängenden  Privat- 
gerichte, die  Ritter  diejenigen  über  Amtsverbrechen.    Jetzt  soll 
eine  andere  Theilung  stattgefunden  haben  nnd  zwar  eine  solche, 
bei  welcher  die  Senatoren  gewannen.'     Sie  kann  nur  darin  be- 
standen haben,  dass  die  Gerichte  über  Ar^sverbrechen  den  bei- 
den Ständen  gemeinschaftlich  wurden,  und  zwar  dergestalt,  dass 
die  Senatoren  fortan  bei  der  Entscheidung  über  ihre  Amtsthätig- 
keit  nicht  mehr  in  der  Gewalt  der  Ritter  waren.     Dazu  mussten 
sie  die  Hälfte  der  Geschworenen  liefern:  dann  war,  da  es  auf 
Stimmenmehrheit  ankam,  keine  Verurtheilung    eines   Senators 
möglich  ohne  die  Einwilligung  seiner  Standesgenossen.    Selbst, 
wenn  nur  wenig  mehr  als  ein  Drittel  der  Geschworenen  aus 
dem  Senate  genommen  wurde,  konnte  nach  den  Grundsätzen  des 
Acilischeu  Gesetzes  diese  Anzahl  jede  Verurtheilung  eines  An- 
geklagten hindern.    Denn  es  heisst  in  ihm''),  zwei  Drittel  der 
anwesenden   Geschworenen   müssten  übereinstimmen,  uoa   den 
Abschluss  der  Untersuchung  und  die  Abstimmung  herbeizuführen : 
sonst  erfolgte  ein  neuer  Termin  und  ueueBeweisaufoabme;  ver- 
möge dieser  Erneuerung  des  Termines  konnte  die  Verurtheilung 
verzögert,  am  Ende  verhindert  werden.    Ich  vermuthe  fast,  dass 
Caepio  diesen  Weg  wählte,  um  dem  Senate  seine  Macht  wieder- 
zugeben, und  zwar  deshalb,  weil  sein  Gegner  Glaucia  gerade  auf 
die  Verhinderung  der   öfteren  Erneuerung  des  Termines   sein 
Augenmerk  richtete.    Immer  würde  damit  Tacitus'  Zeugniss  be- 
stehen können,  das  Ciceros   aber,  worin  er  von  dem  beinahe 
fun&igjährigen  Richteramte  der  Ritter  spricht  <"),   würde  sogar 
buchstäblich    richtig   sein.     Die  Ritter  hätten  dann   zwar   die 
Alleinherrschaft,   aber    nicht  alle  richterliche  Gewalt  verloren. 


a)  S.  oben  S.  65. 

b)  S.  oben  S.  153  flgd. 

c)  Gic.  in  Verr.  Act  I,  13     Vergl.  oben  S.  189. 
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Dies  letztere  Zeugniss  ist  für  die  Richtigkeit  der  uns  durch  Ob- 
seqaeos  and  Cassiodor  überlieferten  Nachricht  entscheidend. 
Freilieh  die  Art  und  Weise,  wie  die  beiden  Stände  zusammen 
richteten,  beruht  nur  auf  Vermuthung.  Es  ist  auch  möglich, 
dass,  wie  in  späterer  Zeit,  die  beiden  Stände  abgesondert  stimm- 
ten and  gleich  viel  Geltung  hatten.  Die  Gesammtzahl  der  jähr- 
lichen Geschworenen  von  Seiten  des  Senates  konnte,  da  derselbe 
damals  überhaupt  etwa  300  Mitglieder  betrug,  in  keinem  Falle 
über  200  sein. 

In  früherer  ZeR  bezweifelte  man  "**) ,  ob  Caepios  Gesetz 
durchgegangen  sei,  jetzt  nimmt  man  an,  es  sei  durchgesetzt, 
aber  bald  wieder  abgeschafft  worden.  Denn  nirgends  findet  sich 
eine  Andeutung  von  der  vergeblichen  Beantragung  desselben, 
wohl  aber  heisst  es*),  Caepio  sei  „der  Anwalt  des  Senates^^  ge- 
nannt worden,  ein  Beiname,  welchen  er  nur  nach  Durchführung 
seines  Gesetzes  erhalten  konnte.  Dasselbe  wird  ein  „Richter- 
gesetz*'  genannt^),  und  diese  Benennung  ist  zweckmässig,  weil 
seine  Hauptabsicht  die  Aenderung  der  Gerichte  war.  Mochte  es 
auch  die  Einzelnheiten,  welche  das  Acilische  Gesetz  behandelt, 
nicht  in  gleicher  Ausführlichkeit  darstellen,  sondern,  wo  es  nichts 
Nenes  einzuführen  beabsichtigte,  nur  auf  die  frühereu  Gesetze 
verweisen,  sein  Charakter  war  doch  dem  des  Acilischen  gleich. 
Wenn  es  den  Stand  der  Geschworenen  änderte,  musste  es  auch 
die  Art  der  Abstimmung  ändern,  konnte  leicht  Verbesserungen  in 
der  Vorbringung  der  Beweismittel,  in  der  Abschätzung  der  Pro- 
zesse, in  dem  sonstigen  Verfahren  einführen  und  wenn  man 
von  solchen  Verbesserungen  nicht  hört,  so  ist  dies  kein  Beweis, 
dass  sie  nicht  vorgenommen  worden  sind.  Vor  allen  Dingen 
aber  musste  es  auf  alle  Schwurgerichte  angewendet  werden  und 
diese  Anwendung  entweder  durch  Aufzählung  der  Verbrechen 
and  Verbrecher  oder  durch  Verweisung  auf  die  früheren  Gesetze 
aassprechen.  Caepios  Gesetz  hatte  denselben  Charakter  wie 
das  Acilische.  Und  doch  nennt  man  jetzt  jenes  ein  Richter- 
gesetz, dieses  ein  Erpressungsgesetz  und  scheint  mit  diesen  ver- 


a)  Bei  Val.  Max.  VI,  9,  13. 

b)  Von  Cicero  de   inveot  I,  42,  92  an  der  S.  192  angeführten  Stelle. 
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schiedenen  NameD  ii^end  eioen,  nirgends  klar  aasgesprochenen 
Unterschied  im  Charakter  und  Zwecke  andeuten  zu  wollen. 


Zwölftes  Capitel. 

GeietK  des  Tolkstribuei  C.  Serriliu  GUicia.  PoUtisAer  AiUu  xi 
douelbei.  Es  betrifft  licht  inr  das  Terbre^ei  der  Erpressug,  soadert 
alle  AmtsTerbrechei,  welche  illefi  Tor  das  Schwurgericht  gehören.  Es 
iaderte  weder  dei  Begriff  der  ferbrechei  aoch  die  Strafet  der  Tenr- 
theiltei,  loch  dei  Kreis  der  Tom  Schwirgerichte  betroffeiei  Persoiei. 
Dagegei  gab  es  leie  Bestimmugei  tber  die  Belohiiigei  der  Aikliger, 
tber  die  Eiatreibug  der  Strafgelder,  welche  aach  toi  Aiden  als  dea 
imittelbar  Schiidigei  beigetriebei  werdei  dftrfei.  Eiif Ihnig  der  com- 
pereidiiatio  statt  der  bisherigei  anpliatio.  Terschiedeiheit  beider  Artea 
des  Terfkhreis,  toi  deaei  die  ampliatio  aach  fener  im  tbrigea  Gericfats- 
TorfUirei  gilt,  die  compereidinatio  aar  bei  dea  Schwargerichtea  aar  Ab- 
weidaag  kommt.   Teriaderaagei  ia  der  Aaordaaig  des  Processes  darch 

die  compereadiaatio. 

Dieses  Servilische  Gesetz  des  Consuls  Caepio  fiel  mit  sei- 
nem Urheber.*)  Caepio,  übermüthig  durch  die  Gunst  des  Sena- 
tes, begann  noch  während  seines  Consulatsjahres  in  dem  jensei- 
tigen Gallien,  das  ihm  als  Provinz  zugefallen  war,  die  Bundes- 
genossen zu  plündern,  im  folgenden  Jahre  als  Proconsul  fährte 
er  seinen  Oberbefehl  in  Streit  mit  dem  damaligen  Consul  Cn. 
Mallius  und  verursachte  dadurch  eine  der  schmählichsten  Nie- 
derlagen, welche  die  Römer  je  erlitten  haben.  Darüber  brach 
der  Zorn  der  Volkspartei  aus:  alle  politische  Macht  ging  auf 
sie  über.  Zum  Consul  für  das  Jahr  104  v.  Chr.  wurde  zum 
zweiten  Male  C.  Marius  erwählt,  der  aus  dem  nicht  regierenden 
Stande  hervorgegangen  eben  das  grosse  Werk  der  Besiegnng 
Jugurthas,  das  seinem  adligen  Vorgänger  nicht  gelungen  war, 
vollendet  hatte:  er  musste  sich  den  Interessen  der  Volkspartei 
willfährig  zeigen.  Ein  Volkstribun  Cassius  Longinus  gab  das 
Gesetz,  dass  wen  das  Volk  verurtheilt  oder  wem  es  sein  Amt 
genommen  hätte,  zugleich  seine  Würde  als  Senator  verlieren 
sollte;  ein  anderer  Tribun  Cn.  Domitius  machte  die  Wahl  zu 


a)  Vergl.  Baod  I,  2,  34». 
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den  seoatoriscben  Priesterämtern  von  dem  Volke  abhängig:  es 
masste  auch  das  eben  erst  erlassene  Richtergesetz  fallen,  es 
mnsste  sogar  eine  Gegenwirkung  von  Seiten  der  Volkspartei  her- 
vorgerufen werden.  So  entstand  das  Gesetz  des  Volkstribunen 
C.  Servilius  Glaucia,  das  lange  Zeit  in  Geltung  blieb  und  für 
zahlreiche  Processe  massgebend  war. 

Trotzdem  dass  wir  über  dasselbe  mehr  Nachrichten  als 
über  das  vorhergehende  haben,  herrscht  über  die  Bedeutung  des- 
selben Meinungsverschiedenheit.  Es  nahm  die  Gerichte  wieder 
den  Senatoren  und  übertrug  sie  den  Römischen  Rittern.  Dies 
ergiebt  sich  aus  dem  schon  benutzten  Zeugnisse  Giceros*),  die 
Ritter  wären  beinahe  fünfzig  Jahre  lang  Richter  gewesen,  noch 
mehr  aus  der  Nachricht,  Glaucia  habe  sich  durch  die  Wohlthat 
seines  Gesetzes  den  Ritterstand  verpflichtet^):  beide  beweisen 
wenigstens,  dass  die  Ritter  durch  dasselbe  das  Uebergewicht  in 
den  Gerichten  erhielten.  An  einer  andern  Stelle  aber  sagt  Ci- 
cero^) ausdrücklich,  nach  Glaucias  Gesetze  seien  die  Gerichte 
in  dem  Besitze  des  Ritterstandes  gewesen.  Da  schon  nach  dem 
Sempronischen  und  Acilischen  Gesetze  die  Ritter  allein  Geschwo- 
rene waren,  ist  es  sicher,  dass  Glaucia  eben  dieselbe  Einrichtung 
traf,  wahrscheinlich  in  gleicher  Weise  wie  Acilius,  so  dass  er 
alle  Senatoren  und  Verwandten  von  Senatoren  von  der  jährlich 
aofzustellenden  Richterliste  ausschloss.  Denn  dass  er  diesen 
jährlichen  Wechsel  der  Geschworenen  beibehielt  und  nicht  etwa 
zu  Gracchus'  ständiger  Richterliste  zurückkehrte,  ist  ebenfalls 
zweifellos.  Dieser  Fortschritt  in  der  Entwickelung  des  Schwur- 
gerichtes musste  von  allen  folgenden  Gesetzgebern  festgehalten 
werden.  Trotzdem  erklärt  man  dies  Servilische  Gesetz  für  ein 
Erpressungsgesetz  und  geräth  dadurch  in  die  Annahme  unmög- 
licher Verhältnisse."*)  Denn  wenn  einmal  der  Sieg  der  Volks- 
partei gesetzlich  und  die  Entscheidung  in  den  Gerichten  den 
Kömischen  Rittern  übertragen  war,   so  mussten  diese  in  allen 


a)  Cic.  in  Verr.  Act  I,  13.    S.  oben  S.  189  und  194. 

b)  Cic.  Brot  62,  224.    S.  oben  S.  190. 

c)  Cic  p.  Scaor.  I,  2  Rens  est  factas  (M.  Scaoms)  a  Q.  Servilio  Gae- 
pione  lege  Servilia,  cnm  iadicia  penes  eqnestrem  ordinem  essent. 
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Gerichten,  zu  denen  es  der  Geschworenen  bedurfte,  eintreten. 
Es  ist  undenkbar,  dass  auch  nur  eine  kurze  Zeit  lang  in  den 
Processen  über  Erpressung  die  Rönaischen  Ritter,  in  den  über 
andere  Verbrechen  etwa  Senatoren  allein  oder  rait  Rittern  zu- 
sammen entschieden  haben.  Die  neue  Gewalt  der  Ritter  mnsste 
überall,  wo  sie  eintreten  konnte,  zu  gleicher  Zeit  eingeführt  wer- 
den. Wenn  also  Glaucia  nur  ein  einziges  Gesetz  gab,  so  han- 
delte dies,  indem  es  für  alle  Schwurgerichte  die  Ritter  als  Ge- 
schworene einführte,  nicht  über  Erpressung  allein,  war  kein 
eigentlich  so  zu  nennendes  Erpressungsgeset-z.  Nimmt  man  mit 
Einigen  an,  Glaucia  habe  zwei  Gesetze  gegeben,  eines  über  die 
Veränderung  im  Stande  der  Geschworenen,  ein  zweites  über  Er- 
pressung, so  müssten  diese  zu  derselben  Zeit,  womöglich  an 
demselben  Tage  gegeben  sein.  Man  begriffe  die  Trennung  nicht 
und  würde  nach  den  uns  über  Glaucias  Anordnungen  überliefer- 
ten Nachrichten  vergeblich  nach  einem  Inhalte  für  das  zweite 
suchen. 

Nach  unserer  Darstellung  des  Ursprunges  der  Schwurgerichte 
und  namentlich  des  Sempronischen  Gesetzes*)  kann  über  das 
Gesetz  Glaucias  kein  Zweifel  bleiben  und  die  Richtigkeit  unserer 
Ansicht  tritt  nirgends  schlagender  hervor.  Es  gab  auch  jetzt 
nur  ein  einziges  Schwurgericht  und  zwar  über  Amts  verbrechen. 
Auf  dieses  eine  Schwurgericht  bezogen  sich  alle  Gesetze:  sie 
umfassten  alle  Verbrechen,  welche  ein  Beamter  sich  als  solcher 
zu  Schulden  kommen  lassen  konnte,  und  alle  Strafen,  welche 
ihn  dafür  treffen  konnten.  Man  kann  von  einem  Richtergesetze 
sprechen,  wenn  man  darunter  ein  solches  versteht,  welches  Be- 
stimmungen über  das  einzige  bestehende  Schwurgericht  gab; 
wenn  man  sich  aber  darunter  ein  Gesetz  denkt,  welches  allge- 
meine Vorschriften  für  mehrere  neben  einander  bestehende  Schwor- 
gerichtshöfe  enthalten  habe,  so  kann  man  es  nicht  Die  Einzel- 
heiten, welche  uns  von  Glaucias  Gesetze  überliefert  werden,  sind 
alle  allgemeiner  Natur  und  beziehen  sich  auf  die  gesammten 
Schwurgerichte.  Der  Name  Erpressungsgesetz  für  das  von 
Glaucia  gegebene  hat  nicht  einmal  darin  einen  Anhalt,  dass  es 


a)  Man  sehe  oben  S.  72. 
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gelegentlich  von  den  alten  Schriftstellern  so  genannt  würde. 
Geschähe  dies,  so  würde  man  dennoch  glauben  müssen,  es  würde 
nur  eine  einzelne,  aaf  das  Verbrechen  der  Erpressung  bezügliche 
Bestimmung  desselben  gemeint;  indessen  es  geschieht  nicht: 
an  der  einzigen  Stelle,  wo  es  so  scheinen  könnte*),  lehrt  ge- 
nauere Betrachtung,  dass  es  nicht  der  Fall  ist 

Ueber  diejenigen,  welche  nach  Glaucias  Gesetze  angeklagt 
werden  konnten,  findet  sich  eine  Andeutung  bei  Cicero.^)  Der* 
selbe  spricht  über  die  Belohnung  des  Bürgerrechtes,  welche  dem 
glücklichen  Ankläger  zu  Theil  wurde.  Er  sagt,  dieselbe  hätte 
man  nur  erreichen  können  aus  dem  Unglücke  eines  Senators, 
and  ferner,  die  Art  der  Anklage  und  jene  Belohnung  hätten 
weder  einem  Senator  noch  irgend  einem  Wohlgesinnten ,  d.  b. 
einem  Anhänger  der  Senatspartei,  angenehm  sein  können.  Dar- 
aus ergiebt  sich,  dass  nur  Senatoren  angeklagt  werden  konnten. 
Die  Anklage  eines  gewöhnlichiBn  Bürgers  hätte  den  Senatoren 
und  Wohlgesinnten  angenehm  sein  müssen,  während  die  eines 
Senators,  d.  h.  eines  zur  Regierung  Gehörigen,  immer  ein  poli- 
tisches Unglück  war.  Zwar  könnte  man  einwenden,  das  Seryi- 
lische  Gesetz  habe  die  Anklagen  gegen  alle  Bürger  überhaupt 
gestattet,  aber  dann  bestimmt,  der  glückliche  Ankläger  eines 
Senators  solle  Kömischer  Bürger  werden.  Indessen  dann  würde 
Cicero  eine  Andeutung  davon  gemacht  haben,  dass  unter  andern 
Belohnungen  auch  das  Bürgerrecht  in  gewissen  Fällen  verheissen 
würde.  Dazu  kommt  die  Aehnlichkeit  mit  dem  Acilischen  Ge- 
äetze"^),  das  eben  dieselbe  Belohnung  enthielt  und  sich  nur  auf 
Senatoren  bezog. 


a)  Ascon.  ad  Cic.  p.  Scauro  p.  21  Q.  Servil  ins  Gaepio  Scaorum  ob 
legationis  Asiaticae  invidiam  et  adversus  leges  pecaniarum  captarum  reom 
fecit  repetandarum  lege  quam  talit  Servilios  Olaucia. 

b)  Cic.  p.  Balbo  24  Quodsi  acerbissima  lege  Serviiia  prineipes  viri 
et  gravissimi  cives  banc  Latinis,  id  est  foederatis,  viam  ad  civitatem  po- 
pull  iossa  patere  passi  sunt  neqae  ius  est  hoc  reprehensum  Licinia  et 
Mucia  lege,  cum  praesertim  genas  ipsum  accusationis  et  nomen  et  eins- 
iDodi  praemium,  quod  nemo  asseqni  posset  nisi  ez  senatoris  calamitate, 
üeqae  senatori  neque  bono  cuiquam  nimis  iueondum  esse  posset,  dubitan- 
dorn  foit,  quin,  quo  io  genere  iudicam  pniemia  rata  essent,  in  eodem  iudicia 
imperatoram  valerent? 

c)  Vergl.  oben  S.  174. 
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Auch  über  die  Verbrechen  und  Strafen  giebt  uns  die  eben 
angeführte  Nachricht  eine  Andeutung.*)  Das  Bürgerrecht  konnte 
dem  Ankläger  nicht  verliehen  werden,  wenn  die  Anklage  nar 
auf  Erpressung,  die  Strafe  nur  auf  doppelten  Ersatz  lautete :  das 
ist  kein  „Unglück"'  eines  Senators,  wie  Cicero  es  nennt  Die 
Strafe  musste  den  Verlust  des  senatorischen  Ranges  herbeifuhren. 
Folglich  waren,  wie  in  dem  Acilischen  Gesetze,  auch  in  diesem 
alle  Amtsverbrechen  umfasst  und  die  Strafe  konnte  von  blosser 
Geldstrafe  an  bis  zu  den  schwersten  capitalen  Strafen  lauten. 
Als  Ankläger  werden  an  der  angeführten  Stelle  Latiner  erwähnt, 
die  uns  überlieferten  Beispiele  von  Processen  beweisen,  dass  alle 
Provinzialen  es  sein  konnten  und  man  darf  nicht  zweifeln,  dass 
Römische  Bürger  eben  so  gut  eine  Anklage  erheben  konnten. 
In  diesen  Punkten,  in  Betreff  des  Angeklagten,  des  Anklägers, 
des  Verbrechens,  der  Strafe  fand  keine  Verschiedenheit  des  Ser- 
vilischen Gesetzes  von  den  früheren  statt:  Glaucia  wiederholte 
die  Bestimmungen,  so  wie  er  sie  in  jenen  gefunden  hatte. 

Dagegen  hat  derselbe  vielleicht  Neues  in  Bezug  auf  die 
dem  glücklichen  Ankläger  versprochenen  Belohnungen  verordnet 
Zur  Zeit  des  Acilischen  Gesetzes  hatte  man  die  Idee,  die  Itali- 
schen Bundesgenossen  allmälig  zum  Römischen  Bürgerrechte  zu 
führen  und  deshalb  eine  besondere  Stufe  desselben,  welche 
grösseren  Schutz  vor  Strafen  gewährte,  gebildet^)  Diese  Idee 
verfolgte  man  am  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.  nicht 
weiter :  es  handelte  sich  nur  noch  darum,  den  Italikern  das  voll- 
ständige Bürgerrecht  zu  verschaffen.  Man  liess  deshalb  diejenigeBe- 
lohnung,  welche  in  Ertheilung  des  Provocationsrechtes  bestand, 
fallen.  Eine  Andeutung  davon  glaube  ich  in  der  Art  und  Weise 
zu  finden,  wie  Cicero'')  von  diesen  Belohnungen  spricht  £r 
nennt  als  Gesetz,  wodurch  Nichtbürgem  for  die  glückliche  An- 
klage eines  Römischen  Senators  das  Bürgerrecht  versprochen 
wurde,  nur  das  Servilische,  trotzdem  dass  bis  zu  seiner  Zeit 
andere  Gesetze  über  die  Schwurgerichte  eben  dieselbe  Belohnung 


a)  Man  vergl.  oben  beim  Acilischen  Gesetze  S.  174. 

b)  Man  sehe  oben  S.  177. 

c)  Cic.  p.  Balbo  23,  53  flgd. 
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aufgestellt  hatten.  Daraus  folgt  nicht,  dass  es  früher  keine  der- 
artigen Belohnungen  gab.  Wenn  das  Acilische,  vielleicht  auch 
schon  das  Sempronische  Gesetz  die  Mittelstufe  des  Provocations- 
recbtes  hatten,  die  Gesetze  aber  von  Glaucia  an  diese  ausliessen, 
so  war  dies  für  Cicero  Grund  genug,  das  Servilische  Gesetz  allein 
als  Anfangspunkt  zu  nennen.^^®)  Ferner  sagt  Cicero  im  Allge- 
meinen, Latiner  erhielten  durch  die  glückliche  Anklage  eines 
Senators  das  Römische  Burgerrecht:  man  muss  darunter  alle 
Latiner  verstehen,  welchen  Rang  Sie  auch  in  ihrer  Heimath 
haben  mochten.  Dies  stimmt  nicht  mit  den  Vorschriften  des 
Acilischen  Gesetzes*).  Demnach  scheint  Glaucia  in  Bezug  auf 
die  Belohnungen  der  Ankläger  neue  Grundsätze  eingeführt  zu 
haben,  und  zwar  diejenigen,  welche  sich  in  den  späteren  Ge- 
setzen erhielten. 

Mit  Sicherheit  können  wir  zwei  Punkte  in  dem  Servilischen 
Gesetze  als  neu  angeben.  In  seiner  Vertheidigungsrede  für 
C.  Rabirius  Postumus,  einen  Römischen  Ritter,  der  in  den  Pro- 
oess  des  wegen  Erpressungen  verurtheilten  A.  Gabinius  ver- 
wickelt wurde,  erzählt  Cicero,  die  Anklage  beruhe  auf  einem 
Capitel  des  Jolischen  Repetundengesetzes ,  welches  die  Ueber- 
scbrift  führe  „Wohin  das  betreffende  Geld  gelangt  sei.''^)  Das 
Julische  Gesetz  habe  befohlen,  von  Beamten  erpresstes  Geld  auch 
TOD  denen  einzutreiben,  an  die  es  gelangt  wäre:  dies  sei  keine 
neue  Bestimmung  des  Julischen  Gesetzes,  sondern  finde  sich 
mit  denselben  Ausdrücken  in  dem  Comelischen,  ja  sogar  schon 
vorher  in  dem  Servilischen  Gesetze.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass 
das  letztere  den  betreffenden  Paragraphen  zuerst  aufgestellt  hat 
Ich  verstehe  darunter  Glaucias  Gesetz;  denif  das  des  Consuls 
Caepio,  welches  auch  das  Servilische  heissen  könnte,  hatte  nur 


a)  Yergl.  die  oben  S.  176  angefahrte  Stelle. 

b)  Gic.  p.  C.  Rabirio  Postumo  4,  8  Est  enim  haec  causa  quo  ea  pe^ 
cwna  pervenerit  qoasi  quaedam  appendicula  causae  iadicatae  atque  damna- 
tae.  —  labet  lex  lalia  persequi  ab  iis,  ad  quos  ea  pecunia  qaam  is  ceperit 
qni  damnatus  sit,  pervenerit  Si  est  hoc  novom  in  lege  lolia,  sicuti  multa 
sont  severios  scripta  quam  in  antiqois  legibus  et  sanctias ,  inducatur  sane 
^^iam  consaetado  boius  generis  iudicioram  nova:  sin  hoc  totidem  verbis 
^f&ittlatam  capat  est,  qaot  fnit  non  modo  in  Cornelia,  sed  etiam  ante  in 
^^  ServUiap  per  deos  immortales,  quid  agimus,  iadices? 
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vorübergehende  Geltung  und  verfolgte  nicht  den  Zweck,  schär- 
fere Bestimmungen  über  das  Verbrechen  der  Erpressung  zu  ge- 
ben. Die  Bedeutung  des  neuen  Paragraphen  war,  diejenigen, 
welilie  Senatoren  und  senatorischen  Beamten  als  Werkzeuge  der 
Erpressung  dienten,  persönlich  verantwortlich  zu  machen:  unter 
denjenigen,  an  welche  das  erpresste  Geld  gelaugt  ist,  werden 
nicht  die  Erben  des  schuldigen  Beamten  verstanden,  sondern 
seine  Gehülfen.  Die  Erben  des  Verurtheilten  waren  von  jeher 
in  sofern  verhaftet  gewesen,  als  von  ihnen  die  durch  das  Gericht 
bestimmte  Ersatzsumme  eingetrieben  werden  konnte.  Im  Acili- 
sehen  Gesetze  fand  sich  ein  besonderer  Paragraph  darüber,  was 
geschehen  sollte,  wenn  der  Angeklagte  während  der  Verhandlang 
stürbe*),  und  bei  der  Schätzung  werden  die  Erben  des  Verur- 
theilten erwähnt:  diese  werden  also  unter  denen,  ai)  welche 
das  Geld  gelangt  ist,  nicht  verstanden.  Die  Genossen  eines 
Beamten  wurden,  wenn  sie  senatorischen  Standes  waren,  un- 
mittelbar durch  das  Gesetz  über  Amtsverbrechen  getroffen :  für 
eine  Erpressung,  welche  sie  in  Gemeinschaft  mit  demselben  be- 
gingen, hafteten  sie  persönlich  durch  Ersatz  und  Strafe.  Da- 
gegen diejenigen  Genossen  des  Beamten,  welche  ritterlichen  oder 
noch  niedrigeren  Standes  waren ,  konnten  bis  zum  Serviliscben 
Gesetze  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden :  man  nahm 
an,  dass  der  Beamte,  welcher  Gewalt  über  sie  hatte,  auch  für 
sie  hafte.  Nur  im  Civilprocesse  war  es  möglich  gewesen,  von 
ihnen  die  Herausgabe  geraubten  Gutes  zu  erlangen  und  in  dieser 
Beziehung  werden  sie  im  Acilischen  Gesetze  erwähnt,**)  Wir 
können  unter  ihnen  zwei  Glassen  unterscheiden.  Die  ersten 
bildeten  die  sogen^t^nten  Begleiter  (camites)  des  Beamten,  welche 
ihm,  besonders  für  die  Provinz,  von  Amtswegen  folgten.  Die 
späteren  Gesetze  machten  sie  unmittelbar  für  jede  Erpressung 
verantwortlich;  denn,  obgleich  sie  unter  der  Aufsicht  der  sena- 
torischen Beamten  standen,  hatten  sie  doch  eine  gewisse  Selbst- 
ständigkeit und  konnten  auch  ohne  Wissen  ihrer  Vorgesetzten 
Bedrückungen  ausüben.    Das  Servilische  Gesetz  scheint  sie  noch 


a)  Z.  XXIX  und  LX.    Vergl.  obeo  S.  147  and  165. 

b)  S.  oben  S.  129. 
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nicht  getroffen  zu  haben.  Die  zweite  Glasse  bestand  aus  andern 
Gehülfen  des  Beamten,  die  sich  ihm  fBr  besondere  Zwecke  und 
Gelegenheiten  beigesellten:  er  konnte  ihnen  Aufträge  verschie- 
dener Art  geben,  namentlich  aber  sie  benutzen,  um  durch  sie 
ohne  Wissen  seiner  amtlichen  Gehülfen  Gelder  zu  erpressen  oder 
erpresste  über  Seite  zu  bringen.  Auf  diese  Genossen  des  Be- 
amten bezog  sich  zuerst  dies  Serviliscbe  Gesetz:  im  Acilischen 
werden  sie  noch  nicht  erwähnt  und  das  Caepios  hatte  nicht  die 
Absicht,  die  Lage  der  Beamten  zu  verschlechtern.  Indessen  auch 
Glancias  Gesetz  traf  sie  nicht  unmittelbar.  Sie  konnten  nicht 
zur  Strafe,  weder  an  ihrer  Ehre  noch  an  ihrem  Vermögen,  gezogen 
werden:  der  Beamte,  welcher  sich  ihrer  bedient  hatte,  mochte 
etwaiges  Geld,  welches  er  ihnen  anvertraut  hatte,  wieder  von 
ihnen  eintreiben.  Dagegen  mittelbar  traf  sie  fortan  das  Gesetz, 
wenn  der  Schadenersatz,  welchen  der  verurtheilte  Beamte  zu 
leisten  hatte,  aus  seinem  Vermögen  nicht  herbeigeschafft  werden 
konnte.  Es  war  mithin  die  Klage  gegen  Leute  dieser  Art  ein 
Theil  der  Schätzung  des  Processes  (litis  assümatio)  und  ge- 
hörte zu  den  vielfachen  Verhandlungen,  welche  sich  dabei  er- 
beben konnten:  Cicero  sagt  ausdrücklich*),  nach  dem  Para- 
graphen J9 wohin  das  betreffende  Geld  gekommen  wäre",  dürfe 
Niemand  zum  Schadenersatze  herangezogen  werden,  der  nicht  bei 
der  Schätzung  des  Processes  genannt  worden  sei.  Hieraus  ergiebt 
sich  die  Form  des  Verfahrens,  welches  in  diesem  Falle  zur  An- 
wendung kam.  Eben  dieselben  Geschworenen,  welche  über  den 
angeklagten  Beamten  gerichtet  hatten,  entschieden  auch  über 
diejenigen,  welche  erpresstes  Geld  von  jenen  erhalten  oder  im 
Besitz  haben  sollten ,  es  wurde  kein  besonderer  Gerichtshof  für 
diesen  Fall  niedergesetzt.  Dies  lässt  sich,  wie  gesagt,  daraus, 
dass  ein  solcher  Process  ein  Anhängsel^)  des  gegen  den  Beam- 
ten gerichteten  war,  schliessen.    Es  wird  aber  auch  ausdrücklich 


a)  Gic  p.  C.  Rab.  Post  4,  9  ita  contendo,  neminem  unquam  quo  ea 
^cwna  ptrtenerii  causam  dizisse,  qui  in  aestimandis  litibos  appellaiua  non 
esset 

b)  Gic  p.  Rab.  Post  4,  8  Est  enim  haec  causa  quo  ea  peeunia  per- 
ftnerU  quasi  quaedam  appendicula  causae  iudicatae  atque  damnatae. 
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berichtet  von  Cicero*),  der  erzählt,  eben  dieselben  Geschworenen, 
welche  jetzt  über  Postumus  entscheiden  sollten,  hätten  kurz  zu- 
vor über  Gabinius  zu  Gericht  gesessen. 

Diese  Neuerung  Glaucias  war  eine  strenge  Massregel  gegen 
die  Senatoren,  sie  zeugte  von  der  Erbitterung**),  mit  welcher 
derselbe  gegen  das  Vermögen  der  Schuldigen  verfahren  wissen 
wollte.     Seine  zweite  Aenderung  betraf  das  Gerichtsverfahren: 
sie  ist  als  ein  nothwendiger  Fortschritt  in  der  Entwickelung  des- 
selben anzusehen.    Glaucia  hob  die  früher  in  den  Schwurgerich- 
ten bestehende  ampliaüo  auf  und  führte  statt  deren  die  soge- 
nannte camperendinatio  ein®),  eine  wichtige  Veränderung,  welche 
später  beibehalten  wurde.    Nach  Römischer  Sitte  wird  von  eben 
denselben  Beamten  Recht  gesprochen,  welche  die  übrige  Verwal- 
tung führen  und   die  Formen  des  Processes  sind  ursprünglich 
die  gleichen  gewesen  vrie  bei  allen  Entscheidungen.^)    Wie  also 
der  Beamte  bei  einer  Verwaltungsmassregel  so  lange  allein  und 
mit  Andern  berathen  kann,  bis  er  eine  bestimmte  Meinung  ge- 
wonnen hat,  ebenso  kann  er,  wenn  es  sich  um  das  Fällen  eines 
gerichtlichen  Urtheils  handelt,   die  Untersuchung  fortsetzen,  bis 
er  sich  eine  bestimmte  Meinung  gebildet  hat,  er  darf  neue  Ter- 
mine ansetzen,  so  viel  er  will.    Deshalb  haben  bei  dem  ordent- 
lichen Verfahren  über  Criminalverbrechen  vor  den  Beamten  die 
letzteren  stets  die  Befugniss  gehabt,  nach  Belieben  neue  Ter- 
mine anzusetzen  und  die  Untersuchung  fortzuführen,  bis  ihnen 
der  Thatbestand  genügend  klar  erschien.  Ein  Beweis  dafar  liegt 
in  dem  420  v.  Chr.  geführten  Processe  einer  Vestalischen  Jung- 
frau, welche  vor  dem  Oberpriester  der  Unkeuschheit  angeklagt 
wurde. "")  Es  wurde,  da  ihre  Schuld  oder  Unschuld  bei  dem  ersten 


a)  Gic.  p.  G.  Rab.  Post  5,  10  Modo  vos  iidem  in  A.  Gabinium  iudices 
sedistis:  num  quis  testis  Postomum  appellavit? 

b)  Gic.  p.  Balb.  24,  54  Quodsi  acerbissima  lege  Servilia.  Vergleiche 
S.  199. 

c)  Gic.  in  Verr.  I,  9,  26  Veram,  ut  opiDor,  Glaucia  primas  tulit,  ut 
comperendinaretar  rens:  antea  vel  iudicari  primo  poterat  vel  amplios  pro- 
Duntiari. 

d)  Man  vergl.  M  I,  2,  134. 

e)  Liv.  IV,  44  Eodem  anno  Postomia,  virgo  Vestalis,  de  incesta  cau* 
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Termine  nicht  offenbar  war,  ein  zweiter  Termin  mit  ihr  anbe- 
raumt and  sie  in  diesem  freigesprochen.  Ein  noch  grösserer 
Beweis  liegt  in  dem  Processe  des  Lampsaceners  Philodamos,  der 
Tor  dem  Statthalter  Asiens  C.  Nero  geführt  wurde  und  von  Ci- 
cero in  seiner  Anklagerede  gegen  Verres  mit  so  ergreifenden 
Farben  geschildert  wird.*)  Trotzdem  dass  in  dem  ßeirathe  des 
Statthalters  Verres  und  seine  Freunde  sassen,  war  Philodamus^ 
Schuld  doch  so  zweifelhaft,  dass  das  Urtheil  im  ersten  Termine 
auf  „Weiter"  lautete :  erst  im  zweiten  Termine  wurde  der  An- 
geklagte verurtheilt  Die  Formen  dieses  Processes  sind  durch- 
aus die  Römischen:  es  war  also  auch  in  den  Criminalgerichten 
Tor  dem  Prätor  in  Rom  die  Ansetzung  eines  weiteren  Termines 
zur  Fortfahrung  der  Untersuchung  erlaubt.  Wir  würden  Bei- 
spiele, in  denen  diese  Wiederholung  des  gerichtlichen  Verfahrens 
eingetreten  ist,  durch  die  Ueberlieferung  kennen,  wenn  nicht 
durch  das  für  Römische  Bürger  bestehende  Provocationsverfahren 
solche  zweifelhafte  Fälle  meist  vor  die  Volkstribunen  oder  das 
Gericht  des  Volkes  gekommen  wären. 

Sei  den  Privatrichtem  herrschte  eben  derselbe  Brauch.  Dies 
ergiebt  sich  aus  Ciceros  Rede  für  Caecina.  Zweimal  hatten  die 
Recuperatoren  Anstand  genommen  ein  Urtheil  zu  fällen  und  beim 
dritten  Termine  wünschte  Cicero  ihnen  durch  seine  Rede  allen 
Zweifel  zu  benehmen.^)  Die  Beweisaufnahme  war  schon  bei 
dem  ersten  Termine  so  vollständig  gewesen,  dass,  wenn  nicht 
Zweifel  über  die  Rechtsgrundsätze  geherrsetit  hätten,  das  Urtheil 
möglich  gewesen  wäre:  es  fand  ebendieselbe  ampliatio  statt, 
welche  wir  in  dem  anfänglichen  Schwurgerichtsprocesse  finden, 
in  eben  derselben  Rede  erwähnt  Cicero  einen  Process  vor  den 
Centomvim  über  eine  Erbschaft,  in  welchem  gleichfalls  wenig- 


sam  diiit  —  Ampliatam,   deinde  absolutam  pro  collegii  sententia  pontifex 
mazimns  abstinere  iocis-iusait    Vergl.  Bd.  I,  1,  112. 

a)  Gic.  in  Verr.  Mb.  I,  29  flgd. 

b)  Gic  p.  Caec  2,  6  Quamquam  ego  mihi  sie  persoadeo,  recuperatores, 
OOQ  T08  tarn  propter  iuris  obscoram  dubiamque  rationem  bis  iam  de  eadem 
caasa  dubitasse,  quam  quod  videtur  ad  summam  iilius  exieümationem 
boc  indiciom  pertinere,  moram  ad  condemnandum  anquisisse;  ibid.  4,  9 
Verum  sive  vos  ezistimationis  illios  periculum  sive  iuris  dubitatio  tardiores 
fedt  adhoc  ad  iadicandom. 
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stens  zwei  Termine  stattfanden.*)  Auch  Gellius*»)  berichtet  von 
einem  Falle,  wo  er  selbst  zum  Privatrichter  über  eine  Geldsumme 
erwählt  in  Zwiespalt  mit  seinem  selbstgewählten  Beirathe  gerieth: 
dieser  verlangte  Freisprechung,  er  selbst  verschob  das  ürtheil, 
um  sich  inzwischen  noch  andere  Belehrung  zu  holen.  Verschie- 
den hiervon,  wenigstens  ihrer  Veranlassung  nach,  ist  diejenige 
ampliaiioj  welche  eintrat,  wenn  die  Verhandlungen  über  Anklage, 
Vertheidigung  und  Beweisaufnahme  nicht  an  einem  Tage,  wie  es 
der  älteste  Gerichtsgebrauch  forderte,  hatten  vollendet  werden 
können,  und  der  Richter  einen  neuen  Termin  anberaumen  musste, 
um  die  Sachlj^e  zu  erkennen.^*'')  Die  Erweiterung  aller  Ver- 
hältnisse und  die  Entwickelung  des  Rechtsbewusstseins  liesseu 
auch  hier  die  Ansetzung  einer  neuen  Verhandlung  als  billig  er- 
scheinen. Noch  weiter  verschieden  ist  es,  wenn  der  Privatrichter 
am  Ende  der  Verhandlungen  schwört,  ihm  sei  die  Sache  nicht 
klar°):  worauf  ein  neuer  Richter  bestellt  wird.  Dies  ist  damit 
zusammen  zu  stellen,  wenn  bei  Criminalprocessen  die  Geschwo- 
renen dieselbe  Erklärung  machen  und  in  Folge  davon  von  dem 
Abgeben  des  Urtheils  entbunden  werden.^)  Von  diesem  Gerichts- 
brauche veranlassten  die  Verhältnisse  nur  eine  Ausnahme,  die 
Volksgerichte.  Sie  nahmen  diejenigen  Formen  an,  welche  bei 
sonstigen  politischen  Verhandlungen  mit  dem  Volke  gebräuchlich 
waren:  in  ihnen  die  ampliatio  einzufuhren  hätte  grosse  Belästi- 
gung des  Volkes  erzeugt  Der  vor  dem  Volke  angesetzte  Ter- 
min musste  durchaus  inne  gehalten  werden:  verstrich  er  ohne 
Urtheil,  so  war  der  ganze  Process  nichtig.^)  Dagegen  bei  den 
Processen,  welche  vor  Untersuchungsrichtern  mit  oder  ohne  be- 
sondere Vollmacht  durch  das  Volk  geführt  wurden,  waren  meh- 
rere Termine,  wie  bei  dem  ordentlichen  Criminal verfahren,  er- 
laubt 0 


a)  Gic.  p.  Gaec.  33,  97  prima  actione  non  iudicavenint ,   postea   re 
quaesita  et  deliberata  sacramentum  nostram  iustom  iudicaveront. 

b)  Gell.  XIV,  2,  11  Iu88i  igitor  diem  diffindi  atqne  iode  a  subsellüs 
pergo  ire  ad  Favorinam  phiiosophiim. 

c)  Gell.  XIV,  2,  26. 

d)  S.  oben  S.  153. 

e)  S.  Bd.  I,  2,  201. 

f)  Cic.  Brut  22.    Vergl.  Bd.  I,  2,  216. 
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lieber  den  Zwischenraum,  der  zwischen  den  einzelnen  Ter- 
minen liegen  konnte  oder  musste,  sind  wir  nicht  unterrichtet; 
aber  es  scheint,  dass  derselbe  dem  Ermessen  des  Richters  über- 
lassen war.  Wenn  der  Termin,  weil  die  Beweisaufnahme  an 
einem  Tage  nicht  zu  Ende  gekoiämen  war,  nur  abgebrochen 
wurde,  war  es  natürlich,  dass  er  am  nächsten  Tage  oder  so 
bald  als  möglich  seine  Fortsetzung  hatte,  und  in  dem  einen  uns 
überlieferten  Falle  von  einem  Privatrichter  scheint  wirklich  die 
Fortsetzung  schon  am  folgenden  Tage  stattgefunden  zu  haben.*) 
Längere  Zwischenzeit  war  nöthig,  wenn  neue  Beweise  für  die 
Schuld  oder  Unschuld  des  Angeklagten  beigebracht  werden  soll- 
ten. In  dem  schon  angeführten  Processe  vor  einem  ausserordent- 
lichen Untersuchungsrichter  hatte  zwei  Mal  eine  Verschiebung 
des  Termines  stattgefunden:  zwischen  dem  ersten  und  zweiten 
Termine  hatten  mehrere  Tage,  zwischen  dem  zweiten  und  dritten 
nur  ein  Tag  gelegen.^)  Wenn  es  keine  Bestimmung  über  die 
Anzahl  der  Vertagungen  gab,  war  es  unnütz  die  Zwischenzeit 
zwischen  den  einzelnen  Terminen  gesetzlich  zu  beschränken. 
Die  Frage,  ob  Vertagung  eintreten  solle  oder  nicht,  konnte  ge- 
setzmässig  nur  von  dem  Beamten  oder  dem  Vorsitzenden  Rich- 
ter aufgeworfen  werden.  Denn  in  dem  ganzen  alten  Römischen 
Civil-  und  Criminalprocesse  lag  die  Entscheidung  in  der  Hand 
des  Beamten  oder  des  für  den  einzelnen  Fall  eingesetzten  oder 
erwählten  Richters.  Derselbe  hatte  zwar  seinen  Beirath,  aber 
dieser  war  selbstgewählt  und  befreite  den  Richter  nicht  von  der 
Verantwortung.  Wie  in  dem  angeführten  Falle  bei  Gellius  der 
Privatrichter  eine  Vertagung  eintreten  Hess  trotz  der  Bereitwillig- 
keit seines  Beirathes,  die  Entscheidung  zu  f&llen,  so  musste  es 
dem  Richter  auch  freistehen,  gegen  die  Meinung  des  Beirathes 
den  Spruch  zu  thun. 

Niemand  aus  dem  Beirathe  konnte  gezwungen  werden,  ein 
Urtheil  zu  fällen.    Dies  folgt  aus  dem  Charakter  des  Beirathes ''), 


a)  Gell.  XIV,  2,  25. 

b)  Gic.  Brut  22  pands  interpositis  diebus,  nachher  Unum  quasi  com- 
P^fendinatoB  medium  diem  fuiase. 

c)  Vergl.  Bd.  I,  2,  138, 
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aber  auch  daraus,  dass  der  Privatrichter  selbst  durch  den  Schwur, 
ihm  sei  die  Sache  nicht  klar,  die  Entscheidung  ablehnen  durfte. 
Die  einfache  Stimmenmehrheit  unter  den  Mitgliedern  des  Bei- 
rathes  konnte  also  nicht  genügen,  um  den  Richter  zu  bewegen, 
keine  Vertagung  eintreten  zu  lassen.  Die  Folge  würde  gewesen 
sein,  dass  bei  der  Abstimmung  selbst  beinahe  die  Hälfte  des 
Beirathes  zurücktrat  und  das  Urtheil  von  einer  verhältnissmässig 
geringen  Anzahl  gefällt  wurde,  ein  Nachtheil,  dem  sich  die  Rich- 
ter schwerlich  aussetzen  wollten.  Mithin  scheint  es,  dass  eine 
andere  Mehrheit  bei  der  Abstimmung  für  einen  etwaigen  Auf- 
schub entscheidend  gewesen  ist.  Gesetzliche  Vorschriften  gab 
es  hierüber  bei  der  freien  Stellung,  welche  der  Beirath  einnahm, 
schwerlich;  aber  auch  über  die  Gerichtssitte  wissen  wir  in  die- 
ser Beziehung  nichts.*)  Die  Form  der  Entscheidung,  ob  Ver- 
tagung eintreten  solle  oder  nicht,  war  die,  dass  die  Richter  von 
dem  Vorsitzenden,  ehe  es  sich  um  das  Fällen  des  Urtheils  han- 
delte, aufgefordert  wurden,  sich  zu  erklären:  diejenigen,  welche* 
für  Vertagung  waren,  sagten:  „es  ist  nicht  klar''  (non  liquet)^ 
und  wurde  ihrer  Abstimmung  nachgegeben,  so  verkündete  der 
Vorsitzende:  „Weiter";  wurde  ihr  nicht  nachgegeben,  so  folgte 
das  Fällen  des  Urtheils. 

Bei  diesem,  aus  dem  Ursprünge  des  Gerichtsverfahrens  er- 
klärbaren Brauche  war  es  natürlich,  dass  derselbe  auch  in  dem 
anfänglichen  Schwurgerichte  galt.  Sowohl  vor  dem  Calpurnischeo 
Gesetze,  als  ausserordentliche  Ausschüsse  von  Senatoren  im  be- 
sonderen Auftrage  über  Erpressungen  richteten,  kommen  Ver- 
tagungen vor^),  als  auch  später,  wo  eben  diese  Ausschüsse  einen 
stehenden  Gerichtshof  bildeten.  Sieben  Male ,  heisst  es ,  wurde 
in  dem  Processe  von  L.  Aurelius  Cotta,  den  P.  Scipio  Aemilia- 
nns  anklagte,  die  Verhandlung  vertagt  und  erst  im  achten  Ter- 
mine der  Angeklagte  freigesprochen. '')  Gesetzliche  Vorschriften 
darüber  wurden  wohl  erst  von  C.  Gracchus ,  welcher  die  Ritter 


a)  Man  vergleiche  unsere  AaseinandersetzuDg  bei  dem  Aciliscben  Ge> 
setze,  oben  S.  153. 

b)  Liv.  XLUI,  2. 

c)  Val.  Max.  Vill,  1,  11.    Einem   solchen  Processe  gehört  auch    der 
beim  Auct  ad  Her.  IV,  36,  48  erdichtete  Fall  an. 
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als  Geschworene  bestellte,  erlassen:  sie  waren  noth wendig,  um 
die  Mehrheit,  welche  eine  Vertagung  herbeifahren  konnte,  fest- 
zustellen. Nach  dem  Acilischen  Gesetze  sollten  zwei  Drittel  der 
anwesenden  Geschworenen  mit  ihrer  Erklärung,  zum  Urtheil 
bereit  zu  sein,  hinreichen:  diese  Zahl  hat  ihre  Begründung  in 
asdem  Einrichtungen  des  Römischen  Senates  and  hat  vielleicht 
immer  gegolten.*)  Die  Abstimmung  darüber  scheint  mündlich 
und  öffentlich  gewesen  zu  sein,  trotzdem  dass  das  darauf  fol- 
gende Urtheil  in  geheimer  Abstimmung  gefällt  wurde. 

Statt  dieses  von  uns  geschilderten  Verfahrens  (ampliatio) 
fahrte  Glaucia  ein  kürzeres  Verfahren  (camperendinatio)  ein. 
Die  Absicht  bei  dieser  Einrichtung  war,  erstlich,  den  Aufschub, 
welchen  ein  Process  durch  vielfache  Vertagung  erleiden  konnte, 
zu  verhindern.  Wenn  es  erlaubt  war,  den  Process,  so  oft  es 
beliebte,  zu  vertagen,  so  war  es  ohne  dass  darüber  gesetzliche 
Vorschriften  gegeben  wurden,  natürlich,  dass  der  Ankläger  bei 
jedem  Termine  diejenigen  Anschuldigungen  vorbrachte,  mit  denen 
er  den  meisten  Eindruck  zu  machen  hoffte :  er  begann  mit  den 
stärksten  Anklagen  und  fügte  allmälig  bei  den  neuen  Terminen 
andere  hinzu.  Dadurch  schleppte  sich  der  Process  hin,  das 
öffentliche  Interesse ,  das  bei  jedem  Processe  eines  Beamten  er- 
regt wurde,  erkaltete,  und  im  Allgemeinen  galt  eine  Vertagung 
als  Vorbotin  der  Freisprechung.  Mithin  war  Glaucias  Absicht 
bei  der  Aufhebung  dieser  beliebigen  Vertagung  eine  Verschärfung 
des  Verfahrens.  Auf  der  andern  Seite  aber  war  es,  da  das 
Zeagenverhör  und  die  Beweisaufnahme  nach  der  Anklage  und 
Vertheidigung  geschah,  oft  wünschenswerth,  dass  eine  neue  Ver- 
handlung eintrat:  die  Sache  konnte  ohnedem  wirklich  unklar 
bleiben.  Es  war  nicht  gerathen,  die  Vertagung  ganz  zu  ver- 
bieten. Deshalb  ordnete  Glaucia  in  seinem  Gesetze  eine  Beschrän- 
kung derselben  an.  Er  wählte  eine  Form  des  ältesten  Römi- 
schen Civilprocesses,  nach  der  die  Parteien  vor  dem  ihnen  ge- 
gebenen Richter  am  dritten  Tage  (in  'diem  perendinum  oder 
comperendinum)  zum  Empfange  des  Urtheils  zu  erscheinen  hat- 
ten*^, und  bestimmte,  dass  nach  Beendigung  des  ersten  Ter- 


a)  Vergl.  oben  S.  153. 
ui  14 


^ 
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mines  am  dritten  Tage  ein  zweiter  Termin  beginnen  und  mit 
dem  Fällen  des  Urtbeils  beschlossen  werden  sollte.  So  entstand 
die  erste  Verhandlung  (actio  prima),  welche  mit  der  Ladung 
zum  folgenden  Termine  endete,  und  die  zweite  VerhandliiDg 
(altera  actio)  ^  bei  welcher  das  Urtheil  gefällt  wurde.  Indessen 
trotz  des  Namens  ist  es  nicht  glaublich,  dass  die  zweite  Ver- 
handlung auf  die  erste  immer  mit  der  Zwischenzeit  nur  eines 
Tages  folgte;  als  sicher  kann  nur  gelten,  dass  die  grösste  Dauer 
derselben  in  dem  Gesetze  angegeben  war:  innerhalb  dieser  Grenze 
musste  dem  Prätor  die  Möglichkeit  bleiben,  je  nachdem  die  Be- 
weise erschöpft  und  die  Rechtsansichten  aufgeklärt  waren ,  eine 
längere  oder  kürzere  Frist  zu  gestatten. 

Wie  in  Folge  dieser  neuen  Einrichtung  das  Processverfahren 
zu  gestalten  sei,  darüber  gab  das  Gesetz  keine  Vorschrift.  Man 
erkennt  dies  aus  der  Hauptstelle,  welche  über  die  comperendi" 
natio  handelt:  sie  findet  sich  in  der  Rede  Cicerös  gegen  Verres.*) 
Cicero  war  aus  besonderen  Gründen  von  dem  herkömmlichen 
Verfahren  abgewichen:  er  hatte  sich,  um  Zeit  zu  sparen,  nicht 
auf  eine  ausführliche  Anklage  eingelassen,  sondern  durch  Vor- 
führung von  Zeugen  und  Vorlegung  schriftlicher  Beweise  Verres' 
Schuld  auf  das  Klarste  dargethan.  Darüber  lässt  Cicero  seinen 
Gegner  bei  der  zweiten  Verhandlung  klagen,  mit  der  Rede,  Ci- 
cero habe  dadurch,  dass  er  alle  Beweise  bei  dem  ersten  Ter- 
mine zusammenbäufte,  die  Möglichkeit  einer  Comperendination 
aufgehoben:  die  Schuld  des  Angeklagten  sei  nach  dem  ersten 
Termine  so  offenbar  gewesen,  dass  eine  zweite  Verhandlung  un- 
nöthig  und  der  Zweck  derselben  verfehlt  gewesen  wäre.  Mithin 
war  Cicero  von  der  gewöhnlichen  Gerichtssitte  abgewichen,  ohne 
doch  damit  eine  gesetzliche  Vorschrift  zu  verletzen.  Das  Inter- 
esse des  Anklägers  erforderte  es,  seine  Anklage  bei  der  compe^ 
rendinaäo  so  einzurichten,  dass  die  stärksten  Beweise  gegen  das 
Ende  der  Untersuchung  vorkamen  und  im  Gedächtnisse  der  Rich- 
ter, wenn  dieselben  zur  Abstimmung  zu  schreiten  hatten,  frisch 
waren.  Dies  hatte  auch  Verres  erwartet  und  daher  kamen  die 
Kl^^en  seiner  Vertheidiger,   dass  Cicero  den  Process  so  einge- 

a)  Cic.  iu  Verr.  üb.  I,  9. 
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richtet  habe,  als  ob  derselbe  mit  der  ersten  Verhandlang  been- 
det werden  sollte.  Trotzdem  waren  einige  äusserlicbe  Bestim- 
mungen über  die  Dauer  der  einzelnen  Verhandlungen  nöthig. 
Die  Processe  gegen  Beamte  waren  im  Allgemeinen  weitläuftig: 
es  war  nicht  möglich,  jede  Verhandlung  in  einem  einzigen  Tage 
abzumachen.  Früher  bei  der  ampliatio  konnten  die  Termine 
kürzer  sein ,  jetzt  mussten  sie  eine  längere  Dauer  haben ;  aber 
dieselbe  musste  wieder  in  so  weit  bestimmt  sein,  als  eine  gewisse 
Grenze  nicht  überschritten  werden  durfte:  sonst  wäre  das  Ver- 
fahren dem  bei  der  ampliatio  thatsächlich  gleich  geworden.  Auch 
erzählt  Cicero  in  den  Verrinischen  Reden  sowohl  bei  der  ersten, 
als  bei  der  zweiten  Verhandlung  von  gesetzmässiger  Zeit,  welche 
ihm  zur  Anklage  verstattet  sei''),  die  er  aber,  wenigstens  für 
die  erste  Verhandlung,  nicht  vollständig  benutzt  habe.  Ich 
^aube,  dass  diese  gesetzmässige  Zeit  für  die  erste  Verhandlung 
ausgedehnter  war  als  für  die  zweite;  denn  die  letztere  sollte 
nur  Lücken  der  Beweisführung  ausfüllen,  Einwürfe  entkräften, 
früher  Uebersehenes  nachholen.  Indessen  Nachrichten  haben  wir 
darüber  nicht,  und  im  Uebrigen  war  der  Gang  des  Verfahrens 
bei  der  ersten  Verhandlung  eben  derselbe  wie  bei  der  zweiten. 
Cicero  sagt  ausdrücklich,  bei  der  comperendinatio  würde  die 
Sache  zweimal  verhandelt^),  ohne  Andeutung  einer  Verschieden- 
heit bei  den  beiden  Verhandlungen,  femer  nachher  mit  Bezug 
auf  die  früher  übliche  amplicUio  spricht  er  von  einmaliger  An- 
klage, einmaliger  Vertheidigung ,  einmaliger  Beweisaufnahme.^) 
Es  hat  in  der  ersten  und  zweiten  Verhandlung  weder  in  Bezug 
aaf  das  Vorkommen  noch  in  Bezug  auf  die  Anordnung  bei  den 
einzelnen  Tfieilen  des  Verfahrens  einen  gesetzlich  bestimmten  Un- 
terschied gegeben,  und  die  Meinung,  welche  einige  ältere  Gelehrte 
über  die  Verschiedenheit  der  zweiten  Verhandlung  aufstellten, 
beruht  auf  einem  Irrthume.^^^) 

a)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  11,  32  Si  utar  meo  legitime  tempore;  lib.  I, 
9,  25  Hie  tu  fortasse  eris  diligens,  ne  quam  ego  horam  de  meis  legitimis 
boris  remittam. 

b)  Cic.  in  Verr.  lib.  I,  9,  26  quod  habet  lex  in  se  molestissimum,  bis 
ut  caasa  dicatur. 

c)  Cic.  ibid.  Ego  tibi  illam  Aciliam  legem  restituo,  qua  lege  multi 
semel  accusaä,  semel  dicta  causa,  semel  auditis  testibus  condemnati  sunt. 
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£ine  Abstimmung  der  Richter  fand  fortan  nur  am  Ende  des 
zweiten  Termines  statt,  aber  über  die  Ar^  und  Weise  derselben 
ist  uns  nichts  überliefert.  So  lange  die  ampliatio  galt,  war  es, 
auch  wenn  es  zur  entscheidenden  Abstimmung  kam ,  den  Ge- 
schworenen gestattet,  dadurch  dass  sie  erklärten,  ihnen  sei  die 
Sachlage  nicht  klar,  sich  der  Abstimmung  zu  entziehen.»)  Ob 
eben  dieselbe  Vergünstigung  auch  nach  der  Einführung  der  com- 
perendinatio  stattfand,  wird  nicht  ausdrücklich  gesagt;  indessen 
da  fortwährend  in  dem  Römischen  Rechte  der  Grundsatz  galt^ 
dass  selbst  der  Privatrichter  nicht  gezwungen  wurde  eine  Ent- 
scheidung abzugeben^),  kann  man  schwer  glauben,  dass  dies  bei 
den  Schwurgerichten  der  Fall  gewesen  sei.  Wie  Glaucia  diese 
Freiheit  der  Abstimmung  mit  der  Nothwendigkeit,  ein  Urtheil 
zu  fällen,  vereinte,  wissen  wir  nicht. 

Fassen  wir  noch  einmal  die  hauptsächlichsten  Unterschiede 
zwischen  der  amplidtio  und  der  comperendinado  zusammen. 
Erstlich,  bei  der  letzteren  bildete  der  Process  bis  zum  Fällen 
des  Urtheils  ein  nothwendiges  Ganze,  bei  der  ampliaüo  war  der 
Zusammenhang  der  einzelnen  Termine  nicht  nothwendig,  son- 
dern hing  von  der  Beschaffenheit  der  Sache  oder  den  Richtern 
ab.  Zur  ampliatio  bedurfte  es  eines  auf  das  Gutachten  der  Rich- 
ter begründeten  Spruches  des  Prätors,  die  comperendinatio  folgte 
von  selbst.  Zweitens,  die  comperendinatio  geschieht  nur  ein  ein- 
ziges Mal,  die  ampliatio  dagegen  so  oft  als  es  dem  Gerichtshofe 
beliebt.  Drittens,  jene  findet  in  einer  bestimmten  Zwischenzeit, 
diese  nach  beliebig  langem  Aufschübe  statt;  bei  jener  war  in 
der  Regel  der  erste  Termin  länger  und  umfangreicher,  bei  dieser 
waren  die  Verhandlungen  an  den  einzelnen  Terminen  gleich- 
massiger  und  wohl  je  öfter  die  Vertagung  geschah,  desto  erregter. 
Einen  grossen  Zweifel  erregte  die  Frage,  ob  die  comperendinatio 
seit  Glaucias  Gesetze  bei  allen  Processen  gegolten  habe,  und, 
im  Falle  sie  nicht  überall  galt,  bei  welchen  sie  gegolten 
habe,  bei  welchen  nicht.  Man  nimmt  an^^),  Glaucia  habe  die- 
selbe nur  für  die  Processe  über  Erpressung  eintreten  lassen,  giebt 


a)  S.  oben  S.  156. 

b)  S.  oben  S.  206. 
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aber  zu,  sie  habe  später  auch  bei  andern,  ja  den  meisten  Pro- 
cessen stattgefunden,  die  ampliatio  sei  allmälig  abgekommen. 
Diese  Ansicht  erscheint  nach  «lern,  was  wir  über  den  Charakter 
des  Servilischen  Gesetzes  auseinandergesetzt  haben,  als  nicht 
richtig.  Wenn  Glaucias  Gesetz  nicht  ein  Gesetz  über  Erpressun- 
gen, sondern  über  Amtsverbrechen  überhaupt  war,  so  trat  die 
comperendinatio  bei  allen  Processen  ein.  Man  begreift  auch 
nicht,  welcher  Unterschied  in  den  Amtsverbrechen  dieses  ver- 
schiedene Verfahren  veranlasst  haben  sollte:  war  Glaucia  auf 
den  Adel  und  die  Senatoren  erbittert  und  schärfte  er  deshalb 
das  Verfahren  gegen  sie ,  so  musste  er  es  in  allen  Processen, 
welche  gegen  sie  erhoben  wurden,  thun.  Aus  der  Nachricht, 
Glaucia  habe  die  comperendincUio  eingeführt,  könnte  man,  wenn 
es  sonst  an  Beweisen  fehlte,  einen  an  sich  nicht  unerheblichen 
Beweis  hernehmen  daf&r,  dass  sein  Gesetz  nicht  das  Verbrechen 
der  Erpressung  allein  betraf.  Anders  indessen  gestaltete  sich 
das  Verhältniss,  als  die  Schwurgerichte  auch  auf  andere  Ver- 
brechen ausgedehnt  wurden:  dann  konnte  bei  den  einen  die 
comperendinatio  gelten,  bei  den  andern  nicht.  Wir  werden  auf 
diesen  Punkt  später  zurückkommen,  auch  angeben,  wann  und 
iD  welcher  Weise  Beides,  ampliatio  und  comperendinatio^  aus 
dem  Römischen  Criminalprocesse  verschwand. 


Dreizehntes  Capitel. 

Die  Amtsverbrechen  hatten  ihren  Grund  meistens  in  der  Habsncht :  deren 
TerbrdtiiBg.  Die  Gesetze  fiber  das  Schwurgericht  umfassen  nicht  alle 
Verbrechen,  welche  von  Beamten  begangen  werden  können:  daher  das 
Streben,  dieselben  auszudehnen.  Erste  derartige  Erweiterung  durch  das 
Gesetz  des  Yoikstribunen  Sex.  Peducaeus  im  Jahre  113  v.  Chr.  Incest 
int  Testalisehen  Jungfrauen  und  BestraAuig  desselben  durch  ein  welt- 
Ucbes  Gericht.  Hemmisches  Gesetz.  Allgemeine  Geltung  des  PeducUschen 
Gesetzes.  Gesetz  des  Tribunen  C.  Hanilius  Limetanus  im  Jahre  HO  ▼.  Chr. 
Iber  die  vom  Könige  lugurtha  verftbten  Bestechungen.  Es  ist  auf  einen 
eluelnen  Fall  beschr&nkt  und  ordnet  ein  ausserordentliches  Gericht  an. 

Die  Schwurgerichte,  wie  wir  sie  kennen  gelernt  haben,  um- 
fagsten  nur  Amtsverbrechen   und  trafen  alle  Senatoren,  ausser- 
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dem  Leute  ritterlichen  Standes,  sobald   sie  bestimmte  Aemter 
bekleidet  hatten.   Die  Verbrechen,  über  welche  sie  richteten,  stan- 
den fast  alle  mit  dem  Geben  oder  Empfangen  von  Geld  in  Ver- 
bindung :  mit  dem   ersteren ,  in  so  fern  Bestechungen  bei  den 
Wahlen  vorgekommen  waren,  mit  dem  Empfangen  von  Geld,  in 
so  fern  das  Annehmen  von  Geschenken  und  jeder  sonstige  un- 
gesetzmässige  Erwerb  von  Geld  verboten  wurde.    Selbst  C.  Grac- 
chus" Gesetz,    welches  jedes  Bemühen  eines  Beamten,  die  unge- 
rechte Bestrafimg  Jemandes  herbeizuführen ,  mit  höchster  Strafe 
ahndete,  stand  mittelbar  mit  der  Annahme  von  Geld  in  Verbin- 
dung.   Hauptsächlich  also   war  es  die  Habsucht  der  Beamten, 
welcher  die  Schwurgerfchte  steuern  sollten :   es  war  das  Grund- 
übel,  woran  das  Römische  Staatswesen  damals  zu  leiden  begann 
und  an  dessen  Beseitigung  dennoch,  wie  alle  Verständigen  er- 
kannten, der  Bestand  und  die  Ausdehnung  der  Herrschaft  hing.*) 
An  ihm  war  nicht  der  Verfall  der  Sitten  allein  schuld:  die  Ur- 
sache lag  tiefer.     Die  Regierung  des  Staates   war   darauf  ge- 
gründet, dass   ein  durch  Grundbesitz  wohlhabender  und  unab- 
hängiger  Stand   derselben  unentgeltlich  seine  Kräfte  widmete: 
den  Handel  zur  Quelle  seiner  Wohlhabenheit  zu  machen  und  die- 
selbe dadurch  zu  erneuem  war  demselben  ausdrücklich  verboten. 
Es  galt  für  denselben  als  schön  und  war  zur  Behauptung  der 
bevorzugten  Stellung  nothwendig,   vorzugsweise  die  Lasten  des 
Staates  zu  tragen  und  die  eigenen  Mittel  zum  allgemeinen  Besten 
zu  verwenden.    Dieser  Zustand  war  möglich,  so  lange  das  Leben 
einfach  und  die  Quellen  des  allgemeinen  Wohlstandes   nur  auf 
Grundbesitz   beruhten;  als   aber  das  Leben  kostspieliger,    der 
Staatsdienst  verwickelter  und  die  Anforderungen  an  den  regie- 
renden Stand  mannigfacher  wurden,  lag  es   für  diesen  nahe, 
die  Regierung  selbst  zur  Quelle  des  Reichthums  zu  machen  und 
sich  den  Ersatz  für  seine  Mühe,  den  er  gesetzlich  nidit  erhielt, 
auf  ungesetzliche  Weise  zu  verschaffen.    Es  entstand  ein  Kampf 
zwischen  dem  Gesetze  und  der  alten  Sitte  auf  der  einen ,  der 
Nothwendigkeit  auf  der  anderen  Seite :  er  entschied  sich  erst,  als 
unter  der  Kaiserregierung  allmälig  ein  anderes  System  der  Staats- 


a)  Yergl.  oben  S.  186. 
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verwaltuDg  eingeführt  wurde.  Die  alten  Schriftsteller  selbst, 
befangen  in  den  Ideen  ihrer  Zeit  oder  in  den  Erinnerungen  der 
Vergangenheit,  sind  voll  von  Klagen  über  die  einbrechende  Sit- 
ten?erderbnis8  und  die  wachsende  Habsucht,  ohne  den  Grund 
des  Uebels  zu  erkennen:  far  uns  ziemt  es  sich,  vorurtheilsfrei 
den  £ntwickelungsgang  des  Staates  zu  verfolgen  und  die  ge- 
schichtliche Nothwendigkeit  zu  erklären. 

Hätte  das  für  die  Schwurgerichte  gültige   Gesetz  eine  all- 
gemeine Bestimmung  der  Art  enthalten,  dass  alle  Handlungen 
der  Beamten,  welche  gegen  Recht  und  Pflicht  verstiessen,  vor 
dieselben    gebracht  werden  könnten,  so  wäre  eine  vollständige 
CoutroUe  der  Regierung  durch  den  im  Besitze  der  Gerichte  be- 
findlichen Ritterstand  eingetreten.     Indessen  dies  war  nicht  der 
Fall.     Dies  beweisen  spätere  Gesetze,  in   denen  unzweifelhafte 
Verbrechen  der  Beamten  erst  besonders  den  Geschworenen  zu- 
gewiesen wurden.    Auch  aus  andern  Gründen  ist  eine   solche 
allgemeine  Bestimmung  der  Gesetze  über  Schwurgerichte  nicht 
wahrscheinlich.    Sie  wäre  gegen  den  Geist  der  Römischen  Ge- 
setzgebung gewesen,  welche  sich  bemühte,  durch  Häufung  und 
Genauigkeit  der  Ausdrücke  alle  Seiten  der  vor  Gericht  kommen- 
den Verhältnisse  zu  bestimmen :  in  der  Erklärung  dieser  Aus- 
drucke fand  der  Scharfsinn  der  Rechtskundigen  ein  weites  Feld 
der  Thätigkeit     Nur  einen  Gerichtshof  gab  es  in  Rom,  vor  den 
jede  Handlung  jedes  Bürgers,  ohne  Unterschied  ob  sie  in  den 
Gesetzen  verboten  war  oder  nicht,  gebracht  werden  konnte,  näm- 
lich das  Volk  selbst;   denn  es  hatte  zugleich  die  gesetzgebende 
Gewalt    Seine  Gerichtsbarkeit  hätte,  wenn  jede  Handlung  eines 
Beamten  vor    die  Geschworenen  zu  bringen  möglich   gewesen 
wäre,  aufgehört  Gegen  andere  Bürger  als  Beamte  einzuschreiten 
lohnte   sich   für  die    Volksversammlung  nur   in   sehr  seltenen 
Fällen.    Wir  finden  aber  auch  nach  der  Einführung  der  Schwur- 
gerichte zahlreiche  Processe  vor  dem  Volke  gegen  Beamte,  ein 
Beweis,  dass  jene  nicht  Alles  umfassten,  und  die  weitläuftigere, 
aach  unsichere  Gerichtsbarkeit  des  Volkes  nicht  überflüssig  ge- 
worden war.    Zuweilen  half  man  sich  anders.    In  der  Handlung 
eines  Beamten  konnten  mehrere  Verbrechen  zusammenkommen: 
man  konnte  sie  von  verschiedenen  Seiten  betrachten  und  fand 
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man,  dass  sie  auch  nur  in  gewissem  Sinne  zu  den  vor  die 
Schwurgerichte  gehörigen  Verbrechen  zu  rechnen  seien,  so  konnte 
bei  der  Freiheit,  welche  Römische  Geschworene  in  ihrer  Ent- 
scheidung besassen,  ihre  beliebige  Bestrafung  erfolgen.  Dennoch 
ergaben  sich  dabei  manche  Schwierigkeiten  und  es  litt  das  Ge- 
fühl für  strenges  Recht. 

Deshalb  ging  das  Streben  der  Volkspartei  dahin,  den  Kreis 
der  vor  das  Schwurgericht  gehörigen  Verbrechen  von  Beamten 
zu  erweitem.  Zu  dem  Schwurgerichte  selbst,  das  aus  dem  nicht 
regierenden  Stande  gebildet  wurde,  hatte  man  Vertrauen :  es  war 
überdem  kürzer  als  das  Volksgericht,  dessen  Ausgang  von  Zu- 
fälligkeiten abhing.  Die  Gesetze,  welche  diese  Erweiterung  her- 
beiführten, konnten  doppelter  Art  sein.  Entweder  waren  sie 
allgemeine  und  fugten  ein  neues  Verbrechen  zu  denjenigen,  welche 
bei  den  Schwurgerichten  verfolgt  werden  durften,  dauernd  und 
für  immer  hinzu,  oder  sie  bezogen  sich  auf  einen  besondem 
Fall,  indem  sie  erloschen,  wenn  derselbe  beendet  war.  Wie 
man  in  alter  Zeit  bei  solchen  Gelegenheiten  einen  ausserordent^ 
liehen  Untersuchungsrichter  ernannt  hatte,  der  entweder  selbst- 
ständig oder  mit  den  hergebrachten  Beschränkungen  entschied, 
so  wählte  man  jetzt  einen  Vorsitzenden  des  Gerichtshofes,  dem 
man  Geschworene  als  nothwendigen  Beirath  zuwies.  Die  erste 
solche  Erweiterung  der  Schwurgerichte  scheint  zu  einer  Zeit 
eingetreten  zu  sein,  wo  noch  das  Acilische  Gesetz  Geltung  hatte, 
das  consularisehe  Caepios  und  das  tribunicische  Glaucias  noch 
nicht  erlassen  waren :  sie  bezieht  sieh  auf  ein  Verbrechen,  ganz 
verschieden  von  den  bisher  vor  den  Geschworenen  behandelten, 
aber  doch  ohne  Zweifel  ein  Amtsverbrechen. 

Im  Jahre  114  v.  Chr.  ereignete  sich  ein  grosses  Unglück 
für  den  Römischen  Staat,  das  Trauer  in  die  vornehmsten  Fami- 
lien brachte.  Es  wurde  vorher  angedeutet  durch  ein  Wunder- 
zeichen, indem  der  Blitz  die  Tochter  eines  Römischen  Ritters 
P.  Elvius  auf  der  Reise  erschlug.  •)  Zur  Abwendung  des  Un- 
glücks wurden  die  Sibyllinischen  Bücher  befragt  und  ein  Tempel 


a)  Jul.  Obaeq.  97;  Flut  quaest  Rom.  83;  Oros.  V,  15. 


Incest  Yestalischer  Jungfrauen.  217 

der  Venus  Verticordia  errichtet,  in  welchem  Sulpicia,  die  Toch- 
ter des  Servius  Sulpicius,  Gemahlin  des  Q.  Fulvius  Flaccns,  als 
die  keuscheste  Frau,  das  Götterbild  weihte.'')  Dennoch  blieb  das 
Unglück  nicht  aus.  Durch  die  Anzeige  eines  Sclaven,  der  als 
Unterhändler  mit  seinem  Herrn  gedient  und  nicht  die  erwarteten 
Belohnungen  emp&ngen  hatte,  kam  es  an  Tag,  dass  drei  Vesta- 
lische  Jungfrauen  sich  der  Unkeuschheit  ergeben  hatten.  Die 
Hauptschuldige  war  eine  Aemilia,  aber  auch  eine  Licinia  und 
Marcia  wurden  angeklagt,  mit  ihnen  etliche  Buhlen.  Der  geist- 
liche Gerichtshof  unter  dem  Oberpriester  L.  Caecilius  Metellus 
trat  zusammen  und  im  Monate  December  wurde  über  die  Jung- 
fraaen,  über  jede  an  einem  Tage  Gericht  gehalten^);  ebenso 
ohne  Zweifel  später  über  ihre  Buhlen.  Von  den  Jungfrauen 
worde  Aemilia  verurtheilt,  dagegen  Licinia,  für  welche  ihr  Ver- 
wandter, der  berühmte  Redner,  L.  Crassus  die  Vertheidigung 
fährte^),  freigesprochen,  ebenso  Marcia.  Von  den  Buhlen  hören 
wir  nichts;  aber  etliche  Römische  Ritter  sollen  verurtheilt  wor- 
den sein."*)  Indessen  die  öffentliche  Meinung  war  mit  diesem 
Urtheilsspruche  unzufrieden:  man  beschuldigte  die  Priester  zu 
grosser  Milde.  Besonders  ein  Volkstribun  Sex.  Peducaeus  er- 
ging sich  in  Schmähungen  gegen  den  Oberpriester  und  die 
übrigen  Priester^),    brachte  auch   über  den  begangenen  Incest 


a)  Val.  Max.  VIII,  15,  12;  Plin.  nat.  bist.  VIT,  120;  Solin.  I,  126. 

b)  Macrob.  Sat  I,  10  Feoestella  confirmat  dicens  Aemiliam  virginem 
qninto  decimo  Kalendanim  lanuariarum  esse  damnatam.  -  Postero  autem 
die  (nacb  den  Saturnalien)  qui  fuit  tertius  decimus  Kalendai-um  lanuaria- 
nnn,  Liciniam  virginem  nt  causam  diceret  iussam. 

c)  Gic.  Brat  43. 

d)  lal.  Obseq.  97  Tres  uno  tempore  virgines  Vestalcs  nobilissimae  cum 
aliquot  equitibus  Romanis  incesti  poenas  sabienint. 

e)  AscoD.  in  Cic.  p.  Mii.  p.  46  Ob  quam  severitatem,  quo  tempore  Sex. 
Peducaeus  tribunus  plebis  (ann.  113  v.  Chr.)  criminatus  est  L.  Metellum 
pontificem  maximum  totumque  coUeginm  pontificum  male  iudicasse  de  in- 
cesto  virginum  Vestaliom,  quod  nnam  modo  Aemiliam  damnaverat,  ab- 
sokerat  aatem  duas,  Marciam  et  Liciniam,  populus  hunc  (L.)  Cassium 
crearit,  qni  de  iisdem  virginibus  quaereret  isque  et  utrasque  eas  et  praeterea 
complnres  alias  nimia  eüam,  ut  existimaüo  est,  asperitate  usus  damnavit 
Han  vergleiche  über  diesen  Process  ausser  den  schon  angefahrten  Stellen 
noch  Liv.  per.  LXIII,  Dio  Gass.  fragm.  91  und  92,  ausserdem  unsere 
DareteUung  Bd.  I,  1,  115. 


218  Das  Gesetz  des  Volkstribunen   Sex.  Peducaeus.    - 

ein  Gesetz  an  das  Volk*),  in  Folge  dessen  eine  erneute  Unter- 
suchung angeordnet  wurde.  Es  war  nicht  das  erste  Mal,  dass 
das  Volk  vernaöge  seiner  allgemeinen  gesetzgebenden  und  rieh- 
terli(  hen  Macht  in  die  sonst  mit  grosser  Scheu  behandelten 
geistlichen  Angelegenheiten  eingriff;  dennoch  war  eine  so  starke 
Einmischung  desselben  noch  nicht  vorgekommen,  sie  war  ein 
Vorspiel  davon,  dass  bald  nachher  die  Besetzung  der  Priester- 
ämter an  die  Volksversammlunc;  übertragen  wurde. 

Diese  neue  Untersnchungscommission  war  ein  weltliches 
Gericht  und  verhängte  weltliche  Strafen  **):  die  geistlichen,  auf 
altem  Herkommen  beruhenden  wären,  da  die  Mitwirkung  der 
Priester  ausgeschlossen  war,  selbst  nicht  ausführbar  gewesen. 
Aber  welcher  Art  dies  weltliche  Gericht  gewesen  ist,  wer  das 
RichtercoUegium  gebildet  hat,  wird  nicht  gesagt  Es  heisst,  ein 
Untersuchungsrichter  sei  vom  Volke  ernannt  worden,  und  zwar 
der  durch  seine  Strenge  berühmte  L.  Cassius  Longinus  „die 
Klippe  der  Angeklagten" ;  auch  wird  von  einem  bestimmten  Pro- 
cesse  erzählt.  °)  Der  Redner  M.  Antonius  war  Quästor  und  be- 
fand sich  auf  der  Reise  nach  seiner  Provinz  Asien  in  Brun- 
disium,  als  er  erfiihr,  er  sei  wegen  Incestes  bei  dem  Unter- 
suchungsrichter L.  Cassius  angeklagt  worden ;  es  stand  ihm  nach 
dem  Memmischen  Gesetze  frei,  dieser  Anklage  zu  entgehen,  aber 
er  kehrte  zurück  und  wurde  freigesprochen.  Er  verdankte  diese 
Freisprechung  hauptsächlich  einem  seiner  Sclaven,  der  ihm  bei 
seinen  nächtlichen  Besuchen  geleuchtet  haben  sollte:  ihn  forder- 
ten deshalb  die  Ankläger  zur  Folter.  Der  Sclave  wurde  auf  sein 
eigenes  Verlangen  den  Richtern  zur  Folterung  ausgeliefert,  sagte 


a)  Cic.  de  deor.  nat.  111,  30,  74  Cogoosce  alias  quaestiones  ~  de  in- 
cestu  rogatione  Peducaea. 

b)  S.  oben  Bd.  I,  1,  115. 

c)  Yal.  Max.  Hl,  7,  9  M.  Antonios,  ille  disertus  qoaestor  proficiscens 
in  Asiam  BruDdisium  iam  pervenerat:  ibi  litteris  certior  (factus)  incesti  se 
postulatum  apad  L.  Cassium  praetorem,  cuius  tribunal  propter  nimiam 
severitatem  Bcopulus  reorum  dicebatur,  com  id  vitare  bendicio  legis  Mem- 
miae  lioeret,  qui  eorom,  qui  rei  publicae  causa  abessent,  recipi  nomen 
vetabat,  in  urbem  tarnen  recarrit  Quo  tarn  pleno  fiduciae  bonae  consilio 
com  ab'solationem  celerem  tum  profectionem  honestiorem  consecutus  est 
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aber  nichts  gegen  seinen  Herrn  aus.*)  L.  Cassius  war  im  J.  127 
CoDsul,  zwei  Jahre  später  Censor  gewesen,  also  bejahrt  und  vom 
höchsten  Range^^^) :  man  hatte  mit  Absieht  einen  Mann  vom 
höchsten  Ansehen  zum  Untersuchungsrichter  erwählt,  weil  man 
der  höchsten  geistlichen  Körperschaft  entgegen  treten  wollte. 
Ueber  seine  Stellung  lassen  sich  nur  zwei  Möglichkeiten  denken. 
Entweder  war  ihm  vom  Volke  die  freie  Entscheidung  über  die 
Angeklagten  fibertragen  worden,  so  dass  er,  wenngleich  er  sich 
einen  Beirath  wählte,  doch  persönlich  för  das  Urtbeil  verant- 
wortlich blieb,  ähnlich  wie  in  früheren  Zeiten  zuweilen  ausser- 
ordentliche Richter  in  Criminalsacben  vom  Volke  ernannt  worden 
waren.*»)  Für  diese  Annahme  spricht  scheinbar  Valerius'  Be- 
merkung, es  sei  für  Antonius  gefährlich  gewesen,  einen  so  stren- 
gen Richter  wie  Cassius  zu  haben;  dagegen  aber  spricht  der 
Ausdruck  eben  desselben  Valerius,  die  Richter  hätten  Antonius' 
Sclaven  zur  Folter  verlangt,  ferner  die  Aehnlichkeit  mit  späteren 
Processen,  in  welchen  Geschworene  auftraten.  Cassius  war  also 
Vorsitzender  eines  Schwurgerichtes,  das  über  Incest  entscheiden 
sollte:  als  solcher  hatte  er,  wenngleich  an  das  Urtheil  der  Ge- 
schworenen gebunden,  doch  den  grössten  Einfluss  auf  die  Füh- 
rung des  Processes.  Undenkbar  ist  es,  dass,  während  die  übri- 
gen Processe  über  Amtsverbrechen  von  Römischen  Rittern  als 
Geschworenen  entschieden  wurden,  diese  über  Incest  etwa  den 
Senatoren  anheim  gefallen  wären.  *")  Mithin  wurden  die  Processe 
über  den  Incest  der  Vestalischen  Jungfrauen  und  ihrer  Verführer 
einem  Gerichtshofe  übertragen,  dessen  Vorsitzender  L.  Cassius 
und  dessen  Geschworene  Römische  Ritter  waren. 

Ueber  die  weiteren  Verhältnisse  der  damaligen  Gerichtsver- 
handlungen lassen  sich  nur  Vermuthungen  aufstellen.  Nament- 
lich macht  das  von  Valerius  Maximus  bei  Antonius'  Processe  er- 


a)  Val.  Max.  VI,  8,  1  Cnius  in  iudicio  accusatores  servum  in  quae- 
stioDcm  perseverantissime  postulabant,  quod  ab  eo,  com  ad  stupnun  iret, 
laBternam  praelatam  contenderent.  llle  —  nitro  est  bortatus,  ut  se  iudi- 
cibns  torquendom  traderet 

b)  S.  oben  Bd.  I,  2,  213. 

c)  Vergl.  oben  S.  103  flgd. 
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wähnte  Memmische  Gesetz*)  Schwierigkeit:  selbst  der  Name 
desselben  ist  nicht  ganz  sicher  überiiefert^^)  Nimmt  man  an, 
es  sei  ein  früheres,  allgemeines  Gesetz  gewesen,  um  zu  bestim- 
men, wer  nicht  wegen  Crimi naiverbrechen  angeklagt  werden 
dürfe,  so  versteht  man  seinen  Inhalt  nicht.  Es  soll  angeordnet 
haben,  dass  im  Staatsdienste  Abwesende  nicht  angeklagt  werden 
durften.  Zu  ihnen  mussten  nothwendiger  Weise  diejenigen  ge- 
rechnet werden,  welche  eines  der  hohen  Aemter  bekleideten ;  sie 
konnten  nach  dem  ältesten  Staatsrechte  nicht  vor  Gericht  ge- 
zogen werden,  ausser  vor  das  des  Volkes.**)  Antonius  aber  war 
Quästor :  dies  schützte  ihn  nach  Valerius*  Erzählung  nicht,  son- 
dern nur,  dass  er  im  Staatsauftrage  von  Rom  entfernt  war. 
Mithin  passt  der  uns  überlieferte  Inhalt  des  Memmischen  Ge- 
setzes nicht  zum  Character  eines  allgemeinen  Gesetzes:  jenes 
muss  für  den  besonderen  Fall  des  Incestes  gegeben  worden  sein. 
In  dem  Acilischen  Gesetze  werden  von  der  Anklage  ausge- 
schlossen die  Beamten  selbst,  so  lange  sie  Beamte  sind.'')  Dies 
genügte  für  das  Verbrechen  des  Incestes  nicht:  ein  in  Rom 
weilender  Beamter  musste  auch  während  seines  Amtes  wegen 
eines  gegen  die  Götter  begangenen  Frevels  zur  Untersuchung 
gezogen  werden  können.  Dagegen,  dass  ein  Abwesender  ange- 
klagt würde,  war  gegen  die  Billigkeit.  Also  das  Memmiscbe 
Gesetz  scheint  zur  Zeit  des  Incestes  mit  besonderer  Beziehung 
darauf  gegeben  worden  zu  sein ;  aber  wie  sein  Verhältniss  zum 
Peducäischen  Gesetz  war,  ist  zweifelhaft.  Es  ist  möglich,  dass 
zwei  Volkstribunen,  ein  Memmius  und  Sex.  Peducaeus,  das  Ge- 
setz einbrachten  und  dass,  während  der  eigentliche  Name  das 
Memmisch-Peducäische  Gesetz  sein  sollte,  Cicero  es  nach  dem 
einen,  Valerius  Maximus  nach  dem  andern  seiner  Urheber  nannte: 
aber  eben  so  möglich  ist  es  auch,  dass  Peducaeus  nur  ein  all- 
gemeines Gesetz  erliess,  um  dem  Volke  die  Entscheidung  über 
das  Verbrechen  der  Vestalischen  Jungfrauen  zuzuwenden,  ein 
Memmius  in  ergänzendem  Gesetze  die  Art  des  Verfahrens  ord- 


a)  Val.  Max.  III,  7,  9  an  der  S.  218  angefahrten  Stelle. 

b)  Vergl.  Bd  I,  2,  221. 

c)  S.  oben  S.  145 
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oete.  Wir  kennen  in  dieser  Zeit  einen  L.  Memmius,  Bruder 
des  Volkstribanen  im  J.  111  v.  Chr.  C.  Memmius:  beide  waren 
als  Redner  massig,  aber  als  Ankläger  heftig  unc]^  bitter.*)  Von 
Cajus  wissen  wir,  dass  er  zur  Yolkspartei  gehörte:  von  Lucius 
muss  dasselbe  gelten:  er  kann  113  v.  Chr.  Volkstribun  gewesen 
sein  und  sich  an  Bestrebungen  gegen  die  Priester  und  die  Se- 
Datspartei  betbeiligt  haben. 

bteressant  wäre  es,  hätten  wir  weitere  Kunde  über  das 
Gerichtsverfahren;  wahrscheinlich  wurden  die  Geschworenen  aus 
der  einmal  für  das  Jahr  aufgestellten  Richterliste  entnommen. 
Die  Strafe  war  sicherlich  eine  capitale,  die  höchste,  auf  welche 
überhaupt  ein  Gerichtshof  erkennen  konnte.  Die  Schriftsteller 
erzählen  nur,  die  Schuldigen  seien  bestraft  worden.  Von  dem 
Grundsätze,  die  Schwurgerichte  nur  für  Amtsverbrechen,  nicht 
ftr  die  Verbrechen  gewöhnlicher  Bürger,  eintreten  zu  lassen, 
^urde  durch  das  Peducäische  oder  Memmische  Gesetz  nicht  ab- 
gegangen. Denn  die  Vestalinnen  gehörten  den  vornehmsten, 
seoatorischen  Familien  an  und  wie  durch  das  Acilische  Gesetz 
z.  B.  die  Söhne  der  Senatoren  betroffen  wurden,  so  war  es 
billig,  dass  auch  gegen  die  Töchter  solcher  Familien,  wenn  sie 
ein  öffentliches  Priesteramt  bekleideten,  auf  gleiche  Weise  ver- 
fahren wurde.  M.  Antonius  war,  als  er  vor  das  Schvmrgericht 
kam,  Quästor.  Waren  auch  Römische  Ritter  oder  andere  Per- 
sooen  schuldig,  so  konnten  sie  als  Theilnehmer  der  Schuld  von 
Senatoren  in  gleicher  Weise  den  Geschworenen  überwiesen  wer- 
den, wie  später  die  Begleiter  und  Gehülfen  der  Provinzialbeamten 
wegen  Erpressung  belangt  wurden,  trotzdem  dass  dieser  Ge- 
richtshof eigentlich  für  Senatoren  und  senatorische  Beamte  be- 
stimmt war. 

Ein  einzelner  Fall  hatte  diese  Erweiterung  des  Schwurge- 
richtes veranlasst  und  L.  Gassius  war  nur  für  diesen  zum  Un- 
t^rsnehungsrichter  ernannt  worden;  die  Gesetze  aber,  welche  bei 
dieser  Gelegenheit  gegeben  wurden,  hatten  allgemeinere  Bedeu- 


a)  Gic.  Brat  36,  136  Tom  etiam  C.  et  L.  Memmii  fneront  oratores 
i&^iocres,  accasatores  acres  atque  acerbi.  Itaque  in  iudicium  capitis  mal- 
te« vocaverunt)  pro  reis  noo  saepe  dixerunt. 
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tuDg.  Sie  galten  auch  später:  wir  finden  während  der  Republik 
noch  einige  weltliche  Processe  über  Vestalische  Jungfrauen  und 
ihre  Verführer  erwähnt,  ohne  dass  dabei  ein  neues,  besonders 
erlassenes  Gesetz  genannt  würde.  Nur  in  einem  Falle,  wo 
eine  verschiedene  Art  von  Incest  vorkam  und  besondere  Ver- 
hältnisse obwalteten,  bei  dem  Verbrechen  des  bekannten  P.  Clo- 
dius,  wurde  ein  tribunicisches  Gesetz  ähnlich  dem  Peducäischen 
oder  Memmischen  erlassen,  das  einen  besondern  Prätor  als  Vor- 
sitzenden des  Gerichtshofes  ernannte,  die  Geschworenen  aber  aus 
der  damals  gültigen  Richterliste  nahm.'') 

Eine  fernere  Erweiterung  des  Schwurgerichtes,  aber  eine 
vorübergehende,  wurde  hervorgerufen  durch  die  Parteikämpfe, 
welche  im  Laufe  des  Jugurthinischen  Krieges  sich  erhoben.  Als 
im  Jahre  110  v.  Chr.  A.  Postumius  Albinus,  der  Legat  und 
Stellvertreter  des  nach  Rom  gereisten  Consuls,  seines  Bruders 
Spurius,  sich  von  Jugurtha  hatte  schlagen  lassen  und  nur  durch 
schimpflichen  Vertrag  dem  Untergange  entronnen  war,  entbrannte 
der  Zorn  der  Volkspartei  gegen  die  herrschende  Glasse.  Schon 
früher  waren  bei  dem  schlechten  Fortgange  des  Krieges  und 
den  offenbaren  Bestechungen,  welche  Jugurtha  anwandte,  viel- 
fache Anklagen  gegen  die  angesehensten  Männer  versucht  wor- 
den :  jetzt  aber  brachte  der  Volkstribun  C.  Mamilius  Limetanus 
einen  Gesetzesvorschlag  an  das  Volk,  es  sollte  eine  Untersuchung 
gegen  diejenigen  eröiinet  werden,  auf  deren  Rath  Jugurtha  die 
Senatsbeschlüsse  vernachlässigt  hätte  und  die  von  ihm  als  lu- 
terfeldherrn  oder  Oberfeldherm  Geld  angenommen,  die  ihm  Ele- 
phanten  und  Ueberläufer  ausgeliefert^  ebenso  die  mit  den  Feinden 
über  Frieden  oder  Krieg  Verträge  gemacht  hätten.^)  Zwar  suchte 
die  Senatspartei  die  Annahme  dieses  Gesetzesvorschlages  zu  bin- 
dern, aber  das  Volk  war  entschlossen,  die  Urheber  der  Schande 
zu  strafen  und  das  Gesetz  ging  durch:  es  wurden  die  Unter- 


a)  Man  vergl.  Bd.  1,  1,  115  flgd. 

b)  Sali.  lug.  40  loterim  Romae  G.  Mamilius  Limetanus  tribuiius  piebis 
rogationem  ad  populum  promulgat,  uti  quaereretur  in  eos,  quorum  cousilio 
lugurtha  senati  decreta  neglexisset  quique  ab  eo  in  legationibus  aut  im- 
periis  pecunias  accepissent,  qui  elephaotos  quique  perfugas  tradidisäeot 
item  qui  de  pace  aut  belle  cum  hostibus  pactiones  fecissent 
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suchnngsrichter  durch  das  Volk  erwählt,  unter  ihnen  Scaurus, 
CoDsul  im  Jahre  115  v.  Chr.,  der  dann  Legat  des  Consuls  L. 
Calparnios  Bestia  in  Africa  gewesen  war  und  an  allen  Bestechun- 
gen Antheil  genommen  hatte. 

Es  waren  offenbare  Amtsverbrechen,  welche  zur  Anklage  ge- 
bracht werden  sollten  und  Beamte  waren  die  Schuldigen:  dies 
leocbtet  von  den  Gesandten  und  Befehlshabern,  welche  Elephan- 
teD  ausgeliefert  und  Verträge  geschlossen  hatten,  ein;  auch  die- 
jeoigen,  auf  deren  Rath  Jugurtha  die  Senatsbeschlusse  nicht  be- 
folgt hatte,  mnssten  hochangesehene  Senatoren  sein.  Alle  seine 
Erfolge  hatte  der  König  durch  Bestechung  gewonnen:  um  des 
Geldes  halber  hatten  die  Römischen  Feldherm  die  Ehre  und  den 
RohiD  ihres  Vaterlandes  verrathen.  Mithin  waren  alle  Bedin- 
gaogeo  da,  um  sie  vor  das  seit  langer  Zeit  bestehende  Schwur- 
gericht zu  stellen.  Aber  es  gab  mehrere  Gründe,  welche  der 
Vulkspartei  ein  neues  Gesetz  wünschenswerth  machten.  Erstlich 
die  Schuldigen  hatten  für  die  Geschenke,  welche  sie  von  Jugurtha 
erhalten,  demselben  ihr  Vaterland  verrathen.  Nach  dem  damals 
gültigen  Acilischen  Gesetze  wurde  Annahme  von  Geschenken 
darch  einfachen  Ersatz  des  Empfangenen  gebüsst.  Zu  diesem 
aUo  hätten  die  Angeschuldigten  verurtheilt  werden  können ;  aber 
diese  Strafe  erschien  nicht  als  hinreichend  für  Leute,  welche 
für  die  Geschenke  Verratb  geübt  hatten :  von  Verrath  und  der 
dafür  gebührenden  Strafe  stand  im  bisherigen  Gesetze  nichts, 
und  dieses  Missverhältniss  sprachen  die  Wortführer  der  Volks- 
partei offen  aus.*)  Ferner  alle  Welt  redete  von  Bestechungen, 
welche  vorgefallen  seien,  man  merkte  es  an  dem  schlechten  Er- 
folge des  Krieges;  aber  der  juristische  Beweis  war  schwer. 
Deshalb  hatte  im  Jahre  111  v.  Chr.  der  Volkstribun  C.  Mem- 
mius  den  Gesetzesvorschlag  eingebracht,  der  Prätor  L.  Cassius 


a)  Darauf  gehen  die  Worte  bei  Sali.  lug.  31  in  der  Hl  v.  Chr.  ge- 
balteDen  Rede  des  Volkstribunen  G.  Memmius:  Quare  moneo  hortorque 
V08,  oß  tantom  scelus  impunitum  omittatis.  Non  peculatus  aerari  factus 
^t  neqae  per  vim  sociis  ereptae  pecuniae,  quae  quamquam  gravia  sunt, 
^en  oonsuetudine  iam  pro  nihilo  habentur;  hosti  acerrimo  prodita  senatus 
^ctoritas,  proditum  imperium  vestrum,  domi  miiitiaeque  res  publica  vena 
ÜB  foit 
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sollte  unter  dem  Versprechen  sicheren  Geleites  Jagurtha  nach 
Rom  fahren,  damit  durch  dessen  Angaben  die  Verbrechen  ?oo 
Scaurus  und  den  Uebrigen,  welche  man  wegen  empfangenen 
Geldes  vor  Gericht  stellen  wollte,  desto  leichter  offenbar  würden.') 
Jugurtha  war  nach  Rom  gekommen ;  dennoch  wurde  der  Zweck 
des  Gesetzes  durch  den  von  der  Gegenpartei  gewonnenen  Tri- 
bunen C.  Baebius  vereitelt,  der,  als  der  König  in  der  Volksver- 
sammlung seine  Angaben  machen  sollte,  demselben  das  Reden 
verbot.^)  So  waren  die  Anklagen,  welche  die  Volkspartei  vor 
dem  gewöhnlichen  Schwurgerichte  anstellen  wollte,  von  vorn- 
herein erfolglos.  Sie  rächte  sich  durch  das  Mamilische  Gesetz, 
in  welches  sie  für  diesen  besondern  Fall  eine  Bestimmung  auf- 
genommen zu  haben  scheint,  welche  die  Verurtheilung  auch  bei 
nicht  vollständigem  Beweise  ermöglichte.  Wenigstens  war  dies 
der  Erfolg.  „Die  Untersuchung,  sagt  Sallust""),  wurde  mit  Härte 
und  gewaltthätig  geübt  nach  dem  Gerüchte  und  der  Leidenschaft 
der  Plebs.''  Er  tadelt  das  Uebeimass  und  dass  die  Reden  der 
gemeinen  Leute  beachtet  wurden ;  der  Anlass  dazu  scheint  im 
Gesetze  gelegen  zu  haben.  Endlich,  es  wurden  damals  ziemlich 
viel  Anklagen  vor  das  Schwurgericht  gebracht^  wären  also  die 
über  die  Bestechungen  Jugurthas  dazu  gekommen,  so  wären 
dieselben,  da  es  nur  einen  Vorsitzenden  desselben  gab,  langsam 
beendet  worden,  hätten  sich  hinausgeschoben  bis  ins  Ungewisse, 
besonders  da  damals  noch  die  ampliatio  galt.  Man  wollte  aber 
rasche  Erledigung.  Deshalb  erwählte  man  drei  Vorsitzende,  er- 
richtete also  drei  Gerichtshöfe,  welche  neben  einander,  jeder  für 
sich,  bestanden.  Denn  so  muss  man  diese  Mehrzahl  der  quae- 
sitores  auffassen,  von  einer  Collegialität,  dass  mehrere  zusammen 
einem  einzigen  Gerichtshofe  vorgestanden  hätten,  findet  man  in) 


a)  Sali  lug.  32  Memmius  populo  persuadet,  uti  L.  Cassios,  qui  tum 
praetor  erat,  ad  lugurtham  mitteretur  eomque  ioterposita  fide  publica  Ro- 
main duceret,  quo  facilius  indicio  regis  Scauri  et  reliquorum,  quos  pecuniae 
captae  arcessebant,  delicta  patefierent. 

b)  Sali.  log.  34. 

c)  Sali.  log.  40  Sed  quaestio  exercita  aspere  violenterque  ex  rumore 
et  libidine  plebis.  Auch  Cic.  Brut  34,  128  sagt  lovidiosa  lege  Mamilia 
quaestioue. 
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Römischen  Rechte  keine  Spur.  Scaurus  war,  wie  bemerkt,  con- 
sularischen  und  censoriscben  Ranges:  die  andern  beiden,  deren 
Namen  man  nicht  kennt,  standen  ihm  wahrscheinlich  nach, 
wenngleich  auch  sie  Prätoren  gewesen  sein  mussten:  fBr  den 
vorliegenden  Fall  war  ihre  Gewalt  gleich. 

£s  ist  ein  Beweis,  wie  ^  sehr  sich  die  Schwurgerichte  das 
allgemeine  Vertrauen  gewonnen  hatten,  dass  in  dieser  Zeit  der 
böchsten  politischen  Aufregung  die  Yolkspartei,  welche  sonst 
ihre  Zwecke  durch  die  Volksversammlung  zu  erreichen  suchte, 
dennoch  die  durch  das  Gerücht  als  schuldig  bezeichneten  Sena- 
toren nicht  vor  das  Volksgericht  stellte,  sondern  das  Urtheil  über 
sie  den  Römischen  Rittern  übertrug.  Denn  dass  die  letzteren 
die  Geschworenen  waren,  wissen  wir  durch  bestimmte  Kunde. 
„Die  Gracchanischen  Richter,  heisst  es,  haben  nach  dem  Mami- 
lischen Gesetze  einen  Priester  und  vier  gewesene  Consuln  ver- 
artheilt^' *),  d.  h.  Richter,  nach  denjenigen  Grundsätzen  erwählt, 
welche  C.  Gracchus  aufgestellt  und  auch  M.'  Acilius  in  seinem 
Gesetze  beobachtet  hatte.  Ich  glaube,  wie  man  besondere  Vor- 
sitzende des  Schwurgerichtes  erwählt  hatte,  so  liess  man  auch 
darch  einen  derselben  eine  besondere  Richterliste  aufstellen, 
nach  den  Grundsätzen  des  Acilischen  Gesetzes;  es  müsste  denn 
sein,  dass  man,. weil  so  viele  Geschworene  nöthig  waren,  etwas 
tiefer  in  die  Plebs  hineinzugreifen  gezwungen  worden  wäre :  der 
Senatorenstand  war  sicherlich  ausgeschlossen.  Aber  diese  Rich- 
terliste war  nicht  eine  jährliche,  sondern  eine  einmalige.  Die 
Strafe  nach  dem  Mamilischen  Gesetze  war  capital:  dies  brachte 
die  auf  Verrath  lautende  Anklage  mit  sich  und  liegt  auch  in  dem 
Ansdrucke  Ciceros,  die  Verurtheilten  seien  aus  dem  Staate  fort- 


a)  Cic.  Brut.  34,  128  Invidiosa  lege  Mamilia  quaestione  C.  Galbam  sa- 
cerdotem  et  quattaor  consulares,  L.  Bestiam,  C.  Catonem,  Sp.  Albinum 
civeinque  praestantissimum  L.  üpimium,  Gracchi  interfectorem,  —  Graccbani 
ittdices  sustulenint.  Dasselbe  Gesetz  wird  noch  erwähnt  bei  Sali.  lug.  65. 
£a  tempestate  olebes  nobilitate  fusa  per  legem  Mamiliam  novos  extollebat; 
Cic.  Brut  93,  127  Rogatione  Mamilia,  lugurthinae  coniurationis  invidia,  cum 
pro  sese  ipse  dixisset,  (G.  Galba)  oppressus  est ;  schol.  Bob.  p.  311  Sal- 
Instius  auctor  est  in  hello  lugurthino  L.  Opimium  Mamilia  lege  damnatum, 
quod  videretor  in  ea  iegatione,  qua  cum  ceteris  functus  est  apud  lugnrtham, 
pecania  esse  conruptus. 
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geschafft  worden.»)  Das  Verfahren  war  dasselbe,  wie  nachdem 
Aciliscben  Gesetze.  Man  hat  sich  demnach  das  Mamilische  Ge- 
setz so  zu  denken.  Es  begann  damit,  dass  innerhalb  einer  be- 
stimmten Zeit  nach  seiner  Annahme  der  Beantrager  desselben 
C.  Mamilius  durch  das  Volk  drei  Untersuchungsrichter  erwählen 
lassen  sollte:  diese  sollten,  ein  jeder  einzeln,  eine  Untersuchung 
über  das  caput  desjenigen  anstellen,  der  als  Feldherr  oder  Unter- 
feldherr oder  überhaupt  als  Senator,  eine  der  von  Sallust*»)  ge- 
nannten Handlungen  begangen  hätte.  Es  folgte  die  Bestimmung 
über  die  Aufstellung  der  Richterliste,  über  die  Ernennung  der 
Geschworenen  für  den  einzelnen  Fall,  über  den  Beweis,  die  Be- 
rathung  der  Richter,  das  Fällen  des  Urtheils,  endlich  über  die 
Strafen  der  falschen  und  die  Belohnungen  der  glücklichen  An> 
kläger.  Es  war  nicht  schwer,  ein  solches  Gesetz  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  bei  den  Schwurgerichten  bestehenden  Sitte 
abzufassen. 


Vierzehntes  Capitel. 

Weitere  BemtUiaDgeii,  den  regierendeii  Stand  tu  beanfsicbtigen.  L  App«- 
Icjus  Satnminns*  Yolkstribnnat  sein  Getreidegesetz  und  die  Yeranlassnng, 
welche  es  znm  Majest&tsgesetze  gab.  Yerschiedene  Meinungen  aber  das- 
selbe nnd  Beweis,  dass  es  in  AppalciJus*  erstem  Tribunate  gegeben  wurde. 
Begriffsbestimmung  der  Yenrlngening  der  M^estlt,  einzelne  Fälle  derselben 
nnd  Anwendung  namentlicb  auf  die  Unverletilicbkeit  der  tribunidachen 
Gewalt.  Fortschritt  des  Rechtes  im  AppnlciJiscben  Gesetze,  üi^estas  und 
perduellio.  Weiterer  Inhalt  des  Gesetzes.  Li?iscbes  Gesetz  des  Yolks- 
tribnnen  M.  Livins  Dmsus.  Yerschiedene  Hachrichten  ttber  dasselbe,  Wider- 
spruch unter  ihnen  nnd  ihre  richtige  Erkl&mng.  Die  Yertheilnng  der 
Schwurgerichte  unter  Senatoren  und  Ritter  zu  gleichen  Theilen,  bei 
dauernder  Richterliste.  Auch  die  Ritter  sollen  als  Geschworene  verant- 
wortlich sein.  Allgemeiner  Character  des  LiYischen  Gesetzes.  Abscbafliing 
desselben.  Durch  die  Hachrichten  Aber  Dmsus'  Gesetz  wird  die  Behgniss 

der  Schwnrgericbte  bestimmt. 

Die  bedeutenden  Verluste,   welche   die  regierende  Senats- 
partei durch  das  Mamilische  Gesetz  erlitten  hatte,  brachten  der- 


a)  Cic.  Brut  34.  128  sostuleront    S.  oben  S.  225. 

b)  SaU.  lug.  c.  40.  S.  oben  S.  222. 
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selben  anfe  Neue  Erkenntoiss  von  der  ausserordentlichen  Wich- 
tigkeit der  Schwurgerichte.  Es  genügte  nicht  mehr,  dass  ein 
Beamter  sich  vor  den  in  den  Ricbtergesetzen  namhaft  gemachten 
Verbrechen  hütete ;  sobald  er  irgend  etwas  sonst  Strafbares  that, 
konnte  ein  Volkstribnn  durch  ein  besonderes  Gesetz  ein  neues, 
von  den  Geschworenen  abzuurtheilendes,  Amtsverbrechen  aut- 
stellen und  dadurch  eine  in  die  Vergangenheit  zurückgreifende 
Con trolle  der  Regierung  schaffen.  Daher  der  Beifall,  mit  wel- 
chem der  Senat  Gäpios  Gesetz  begrnsste,  wodurch  die  Senatoren 
entweder  ausschliesslich  oder  doch  überwiegend  in  den  Besitz 
der  Gerichte  gelangten :  sie  nannten  ihn  den  „Anwalt  des  Se- 
nates."*) Indessen  Gäpios  Gesetz  hatte  keine  Dauer,  ohne 
Zweifel  durch  die  Schuld  des  regierenden  Standes,  welcher  sich 
als  unfähig  für  seine  Aufgabe  erwies,  und  giit  der  Wiederher- 
stellung der  alten  Schwurgerichte  durch  Glaucias  Gesetz  trat 
zugleich  das  Bestreben  ein,  die  Wirksamkeit  derselben  zu  er- 
weitern. 

L.  Appulejus  Saturninus,  einer  der  beredtesten  Männer 
seiner  Zeit^),  begann  seine  politische  Laufbahn  unentschieden, 
ob  «r  sich  der  Senatspartei  oder  der  damals  allmälig  an  Macht 
gewinnenden  Volkspartei  anschliessen  sollte.  Indessen  während 
seiner  Quästur  übertrug  der  Senat  die  Besorgung  von  Getreide 
nicht  an  ihn,  wie  es  ihm  nach  seinem  Amte  zukam,  sondern 
ausserordentlicher  Weise  an  M.  Scaurus^):  dadurch  erbittert 
entschied  sich  Appulejus  für  die  Volkspartei  und  erhielt  im  J. 
103  V.  Chr.  das  Tribunat  Er  suchte  sich  zunächst  den  damals 
durch  Kriegsruhm  und  Volksgunst  mächtigen  C.  Marius  zu  be- 
freunden und  gewann  ihn  dadurch,  dass  er  ihm  das  vierte  Con- 
sulat  verschafite*^),  dann  nahm  er  die  Gesetzesvorschläge  der 
Gracchen  wieder  auf.    Zuerst  trat  er  mit  einem  Getreidegesetze 


a)  Mao  vergleiche  oben  S.  195. 

b)  Cic.  Brat  62,  224  Seditiosorum  omnium  post  Gracchos  L.  Appa- 
ieios  SatarniDus  eloquentissimus  visus  est,  magis  specie  tarnen  et  motu  atque 
ipso  amictu  capiebat  homineB  quam  aut  dicendi  copia  aut  mediocritate 
prodentiae. 

e)  Cic.  p.  Sest.  17,  39 ;  de  barosp.  resp.  20,  43. 
d)  Plut  Mar.  14. 
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hervor  und  suchte  es  trotz  des  Widerstandes  im  Senate  and 
selbst  seiner  Collegen  durchzufahren.  Der  Senat  hatte  auf  den 
Vortrag  des  städtischen  Quästors  Q.  Servilius  Caepio  erklärt, 
der  Staatsschatz  sei  den  Ausgaben,  welche  das  neue  Gesetz  ver- 
langte, nicht  gewachsen  und  demgemäss  beschlossen,  wer  es 
beim  Volk  beantrage,  handele  gegen  das  Staatswohl.  Dennoch 
beantragte  es  Appulejus  und  wollte  das  Volk  abstimmen  lassen : 
da  erschien  im  Vertrauen  auf  den  Senatsbeschluss  Caepio  mit 
Anhängern  seiner  Partei,  trieb  das  Volk,  welches  abstimmen 
wollte,  auseinander,  warf  die  Urnen,  in  denen  die  Stimmen  ge- 
sammelt werden  sollten,  um  und  verhinderte  so  die  Annahme 
des  Gesetzes.  Das  war  offene  Gewaltthat  gewesen,  verübt  noch 
dazu  gegen  den  heiligen  und  unantastbaren  Vertreter  der  Plebs. 
Appulejus  konnte  den  Quästor  vor  das  Volksgericht  ziehen,  er 
konnte  ihn  sogar,  wenn  er  des  Beistandes  seiner  Amtsgenossen 
sicher  war,  unmittelbar  mit  der  härtesten  Strafe  belegen.»)  Er 
that  keines  von  beiden,  wahrscheinlich  weil  er  an  der  Möglich- 
keit der  Ausfuhrung  zweifelte.  Dagegen  beantragte  er  ein  Ge- 
setz, welches  das  erste  demajestate  war  und  nach  wechselvoUen 
Schicksalen  eine  wichtige  und  verheerende  Wirkung  üben  sollte, 
am  Ende  gegen  eben  diejenigen,  von  welchen  es  ausgegan- 
gen war. 

Ich  habe  die  Zeit  und  die  Veranlassung  dieses  Appulejischen 
Gesetzes  anders  angegeben  als  gewöhnlich  geschieht.  Früher 
glaubten  zwar  auch  Einige,  Appulejus  habe  es  in  seinem  ersten 
Tribunate  gegeben,  aber  die  Veranlassung  dazu  fand  man  in  der 
Flucht  des  Römischen  Heeres  unter  dem  Gonsul  Q.  Catulus  vor 
den  Gimbern.  Dies  ist  unmöglich,  schon  der  Zeitverhältnisse 
halber,  weil  Appulejus'  erstes  Tribunat  in  das  Jahr  103  v.  Chr., 
die  Flucht  des  Römischen  Heeres  erst  102  v.  Chr.,  etwa  gleich- 
zeitig mit  Marius'  Siege  über  die  Teutonen,  fällt.*»)  Zudem  lässt 
sich  nicht  nachweisen,  dass  ein  Majestätsgesetz  irgend  etwas  mit 
den  Soldaten  zu  thun  hat:  ein  militärisches  Vergehen  kann  bei 
den  Soldaten  nur  durch  den  Feldherrn,   bei  diesem  selber  nur 


a)  Man  sehe  ähnliche  Beispiele  Bd.  I,  1,  229  flgd. 

b)  Man  sehe  Flui  Mar.  c.  23. 
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darch  das  Volk,  wie  es  eben  bei  Q.  Caepio  der  Fall  gewesen 
war,  geahndet  werden.  Mit  der  Veranlassung  verwarfen  die  spä- 
teren Gelehrten  auch  die  £ntstehang3zeit  des  Gesetzes :  sie  setzen 
dasselbe  in  das  zweite  Tribnnat  von  Appulejas  und  zählen  es 
z»  jenen  aufrührerischen  Handlungen,  durch  welche  er  den  Staat 
za  zerstören  suchte  und  sich  selbst  den  Untergang  brachte.^^) 
Ich  halte  dies  ebenfalls  für  unmöglich.  Das  Ackergesetz,  welches 
Appulejas,  wie  bestimmt  erzählt  wird,  erst  während  seines  zwei- 
ten Tribonates  gab,  kam  nicht  zur  Ausführung.  Es  ging  zwar 
durch,  wurde  aber,  als  Appulejus  nebst  seinen  Genossen  am 
Ende  von  100  v.  Chr.  getödtet  war,  aufgehoben.  Wäre  das 
Majestätsgesetz  erst  in  eben  demselben  Jahre  beantragt  worden, 
80  hätte  es  ein  gleiches  Schicksal  gehabt ;  auch  Livius  Drusus^ 
auf  die  Gerichte  bezügliches  Gesetz  wurde  auf  diese  Weise  un- 
gültig gemacht  ,  Das  Appulejische  Gesetz  aber  bestand  auch 
nach  seines  Urhebers  Tode.  Femer,  sein  zweites  Tribunat  über- 
nahm Appulejus,  um  sich  an  dem  Censor  Q.  Metellus,  von  wel- 
chem er  im  J.  102  v.  Chr.  bei  der  Senatsmusterung  übergangen 
worden  war,  zu  rächen"):  es  wird  uns  ausführlich  erzählt,  aber 
dabei  geschiebt  eines  Majestäts-  oder  ähnlicher  Gesetze  keine 
Erwähnung.  Dagegen  von  seinem  ersten  Tribunate  haben  wir 
nur  eine  kurze  Nachricht,  bei  welcher  der  Mangel  einer  solchen 
Erwähnung  nicht  auffallen  darf.  Endlich  trägt  das  Majestäts- 
gesetz nicht  den  gewaltthätigen  Charakter,  welchen  Appulejus, 
erbittert  durch  die  Feindschaft  des  Senats,  während  seines  zwei- 
ten Tribunates  zeigte:  es  fällte  eine  entschiedene  Lücke  der 
Gesetzgebung  aus.  Deshalb  also  ist  es,  wenngleich  nicht  durch 
ausdrückliche  Zeugnisse  sicher,  doch  wahrscheinlich,  dass  dies 
Majestätsgesetz  in  das  Jahr  103  v.  Chr.  fällt.  Für  seine  Ver- 
bindung mit  dem  Getreidegesetze  spricht  die  Erzählung  in  der 
rhetorischen  Schrift  an  Herennius^),  welche  auf  dem  geschicht- 


a)  App.  bell.  civ.  I,  28. 

b)  Anct  ad  Her.  I,  12,  21  Cum  L.  SatnrDinus  legem  frumentariam  de 
semissibus  et  trientibnB  laturus  esset,  Q.  Caepio,  qui  id  temporis  quaestor 
^aoQs  erat,  docuit  senatum  aerarium  pati  non  posse  iargitionem  tantam. 
SenatuB  decrevit,  si  eam  legem  ad  populum  ferat,  adversus  rem  publicam 
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liehen  Hergange  beruhen  muss.  Wenn  die  Gewaltthat,  welche 
von  Seiten  des  Quästors  beim  Abstimmen  über  das  Getreide- 
gesetz geschah,  später  zu  einer  Anklage  nach  dem  Majestäts- 
gesetze  führte,  hat  sie  wahrscheinlich  auch  den  Anlass  zur  Entr 
stehung  desselben  gegeben. 

Also  im  Jahre  103  wurde  das  Appulejische  Gesetz  über 
Majestätsverbrechen  gegeben:  es  war  das  erste  seiner  Art*^) 
Dies  ergiebt  sich  schon  aus  der  Unsicherheit,  mit  welcher  der 
BegriflF  des  neuen  Verbrechens  bestimmt  wurde,  von  der  wir 
durch  die  ausführliche  Erzählung  des  Redners  M.  Antonius  bei 
Cicero'')  Kunde  haben.  Antonius  vertheidigte  den  ehemaligen 
Volkstribunen  C.  Norbanus,  der  von  P.  Sulpicius  Rufiis  nach 
dem  Appulejischen  Gesetze  wegen  Majestätsverbrechen  angeklagt 
war.  Er  sagt,  trotzdem  er  die  meisten  der  dem  Angeklagten 
Schuld  gegebenen  Handlungen  eingestanden,  habe  er  doch  be- 
hauptet,  derselbe  habe  „die  Majestät  nicht  verringert"  Denn 
von  diesem  Ausdrucke  habe  nach  dem  Appulejischen  Gesetze 
jener  ganze  Process  abgehangen.**)  An  einer  andern  Stelle,  wo 
Antonius  den  Inhalt  der  in  jenem  Processe  gehalteneu  Anklage- 
rede und  seiner  darauf  folgenden  Vertheidigung  angiebt,  deutet 
er  ebenfalls  an,  dass  es  auf  den  Ausdruck  „die  Majestät  verrin- 
gern'' ankam.  <^)  Das  Gesetz  enthielt  nur  den  einen  Ausdruck 
und  gab  keine  besonderen  Fälle  an,  in  denen  eine  Verringerung 


videri  eum  facere.  Satumlous  ferre  coepit,  coUegae  intercedere.  Ille 
nihilominas  cistellam  detulit.  Caepio,  ut  illnm  coutra  S.  C,  intercedeDtibos 
collegis,  adversus  rem  publicam  vidit  ferre,  cum  viris  bonis  impetum  facit, 
pontes  distorbat,  cistas  deiicit,  impedimento  est  quomiaus  feratar:  arcessitur 
Caepio  maiestatis.  Gonstitatio  est  legitima  ex  defioitioDe.  Yocabulum  enim 
dcfioitar  ipsum,  cum  quaeritur  quid  sit  minuere  maiestatem.  ' 

a)  Cic.  de  erat.  If,  25,  107  und  47,  197  flgd. 

b)  Cic.  de  erat.  II,  25,  107  lam  quid  vocetur,  quaeritur,  cum  quo  verbo 
appellandum  sit,  cootenditur:  ut  mihi  ipsi  cum  hoc  Sulpicio  fiiit  in  Norbani 
causa  summa  contentio.  Pleraque  enim  de  iis,  quae  ab  isto  obiiciebantur 
cum  confiterer,  tarnen  ab  illo  maiestatem  minutam  negabam,  ex  quo  verbo 
lege  Appuleia  tota  ilia  causa  pendebat 

c)  Cic.  de  erat.  IT,  49,  201  Sic  in  illa  omni  defensione  atque  causa, 
quod  esse  in  arte  positnm  videbatur,  ut  de  lege  Appuleia  dicerem,  ut  quid 
esset  minuere  maiestatem  ezplicarem,  perquam  breviter  perstrinxi  aUiue 
attigi. 
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der  MajeetSt  stattgefunden  hätte;  sonst  wfirde  der  Redner  anf 
diese  eingegangen  sein  und  durch  Vergleichung  der  zur  Anklage 
gebrachten  Tbatsache  mit  ihnen  die  Anklage  oder  Vertheidigung 
gefuhrt  haben.  Es  war  dem  Scharfsinne  der  Rechtsgelehrten  und 
Redner,  so  wie  dem  freien  Gutachten  der  Richter  überlassen,  in 
jedem  Falle  die  Entscheidung  zu  treffen.  Die  Auslegungen  des 
Ausdruckes  sind  verschieden,  der  eine  Anwalt  fasste  das  „Ver- 
ringern"' so,  der  andere  anders  auf;  immer  aber  steht  in  re- 
publicanischer  Zeit  die  Majestät  in  Verbindung  mit  dem  Volke. 
Cicero  sagt*),  „die  Majestät  sei  eine  gewisse  Grösse  des  Römi- 
schen Volkes'"  und  femer  „die  Majestät  liege  in  der  Würde  der 
Herrschaft  und  des  Namens  des  Römischen  Volkes.''  Dargestellt 
wird  dieselbe  vor  allem  in  den  Tribunen,  welche  von  ihrer 
fiinsetzoDg  an  eine  besondere  Heiligkeit  genossen,  aber  auch  in 
andern  Beamten,  welche  vom  Volke  zur  Ausübung  bestimmter 
Pflichten  erwählt  sind^);  von  den  Ersteren  haben  wir  mehrere 
Beispiele,  von  den  Letzteren  kann  man  es  vermuthen. 

Die  „Verringerung"  wird  ebenfalls  verschieden  erklärt  „Es 
verringert  die  Majestät  des  Volkes,  wer  es  durch  die  Gewalt- 
tbätigkeit  der  grossen  Menge  zum  Aufstande  bringt."^)  „Die 
Majestät  verringert  derjenige,  welcher  das  aufhebt,  worin  das 
Ansehen  der  Bürgerschaft  besteht.''  „Die  Majestät  verringert 
deijenige,  welcher  dem  Ansehen  der  Bürgerschaft  Schaden  zu- 
fagt'*"*)  „Die  Majestät  verringern  heisst,  der  Würde  oder  dem 
Ansehen  oder  der  Macht  des  Römischen  Volkes  oder  derjenigen, 


a)  Gic  erat  part  30,  105  Non  minoit  maiestatem,  quod  egit  de  Gae- 
pione  turbalentius ;  populi  enim  Rom£U3i  dolor  iustus  vim  illam  excitavit, 
oon  tribuni  actio.  Maiestas  aotem,  quoDiam  est  magnitado  quaedam  po- 
pnli  Romani,  in  eios  potestate  ac  iure  retinendo  aucta  est  potius  quam 
deminuta.  £t  abi  ita  refertiir:  Maiestas  est  in  imperii  atque  in  nominis 
populi  Romani  dignitate,  quam  minuit  is,  qui  per  vim  multitudinis  rem  ad 
seditionem  vocavit,  existit  illa  disceptatio:  Minueritne  maiestatem,  qui  vo- 
Imitate  populi  Romaniu'em  gratam  et  aequam  per  vim  egerit. 

b)  Cic.  de  invent  II,  17,  52;  auct  ad  Her.  II,  12,  17. 

c)  Man  sehe  die  oben  angefahrte  Stelle  aus  Gic.  erat,  part  30,  105. 

d)  Auct.  ad  Her.  II,  12,  17  Maiestatem  is  minuit,  qui  ea  tollit,  ex  qui- 
bus  rebus  civitatis  amplitndo  constat.  —  Maiestatem  is  minuit,  qui  ampli- 
tudinem  civitatis  detrimento  afficit 
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denen  das  Volk  Macht  gegeben  bat,  Eintrag  thun/'  *)  „Die  Ma- 
jestät verringern  beisst  etwas  im  Staate  ausfuhren,  wenn  man 
keine  gesetzliche  Macht  dazu  hat.''**)  Der  Begriff  ist,  wie  man 
siebt,  schwankend,  die  Erklärungen  allgemein.  Als  einzelne 
Handlungen,  in  denen  nach  der  Meinung  der  Ankläger  eine 
Majestätsverletzung  liegen  soll,  werden  angeführt.  „Du  hast  die 
Majestät  verringert,  weil  du  einen  Volkstribunen  von  dem  Tem- 
pel, von  dem  aus  er  eine  Rede  an  das  Volk  hielt,  herabgezogen 
hasf  °)  Ferner  gehört  dazu  „die  Abstimmung  des  Volkes  and 
den  Beirath  eines  Beamten  stören"**),  die  gewaltthätige  Vertrei- 
bung der  Volkstribunen,  welche  Einspruch  thun  wollen.*)  bi 
späteren  Processen  werden  noch  viele  andere  Einzelheiten,  welche 
unter  den  Begriff  des  Majestätsverbrechens  fallen,  angeführt :  sie 
sind  wahrscheinlich  erst  in  den  folgenden  Gesetzen  besonders 
verboten  worden.  Die  Vertheidiger  der  Angeklagten  konnten 
die  Thatsachen  zugeben,  aber  dennoch  das  Majestätsverbrechen 
läugnen,  weil  die  Gewaltthätigkeit  zum  Besten  des  Staates  noth- 
wendig  gewesen  wäre.  So  that  es  M.  Antonius  in  seiner  Ver- 
tbeidigungsrede  für  C.  Norbanus,  der  wirklich  freigesprochen 
vnirde. 

Es  ist  ersichtlich,  wie  allgemein  und  unentwickelt  der  Be- 
griff des  Majestätsverbrechens  von  Appulejus  aufgestellt  vmrde: 
man  begreift,  wie  leicht  es  wurde,  eine  ausserordentliche  Menge 
von  Verbrechen  unter  denselben  einzureihen.  In  späterer  Zeit 
konnte  Jedweder,  Burger  oder  Fremder,  wegen  Majestätsver- 
brechen vor  Gericht  gestellt  werden;  aber  das  Appulejische  Ge- 
setz scheint  sich  nur  auf  Senatoren  bezogen  zu  haben.  Die  uns 
überlieferten  Processe  dieser  Zeit  sprechen  nur  von  solchen :  dies 


a)  Cic.  de  inveot.  11,  17,  53  Maiestatem  minuere  est  de  dignitate  aut 
amplitudine  ant  potestate  populi  aut  eorom,  qnibus  populas  potestatem  dedit, 
aUqoid  derogare. 

b)  Cic.  de  iovent.  II,  18,  55  Maiestatem  miiraere  est  aliqnid  de  re 
publica,  cum  potestatem  non  habeas,  admlnistrare. 

c)  Cic.  de  inveot  II,  17,  52  Maiestatem  minuisti,  qnod  tribuoam  plebis 
de  templo  deduxisti. 

d)  Auct.  ad  Her.  II,  12,  17. 

e)  Cic.  de  erat.  D,  47,  197. 
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köDDte  man  unserer  mangelhaften  Ueberlieferung  zuschreiben. 
Die  Erklärungen  von  der  „Verringerung  der  Majestät"  stammen 
aus  einer  Zeit,  wo  die  Schwurgerichte  verändert  waren.  Aber 
die  Betrachtung  der  damaligen  Gerichtsverfassung  überhaupt 
spricht  entschieden  daför,  dass  Appulejus'  Majestätsgesetz  sich 
unr  auf  Beamte  bezogen  hat.  Es  bestand  damals  noch  die  alte 
Gerichtsverfassung,  wie  sie  sich  bald  nach  der  Gründung  des 
Freistaates  gebildet  hatte:  die  beiden  in  der  Stadt  weilenden 
Prätoren  hatten  die  Gerichtsbarkeit  auch  über  Verbrechen.  Ap- 
pnlejas  kann  nicht  die  Absicht -gehabt  haben,  sie  zu  ändern: 
sonst  würde  sein  Gesetz  eine  grössere  Bedeutung  haben,  als  ihm 
zugeschrieben  wird.  Wenn  Gewaltthätigkeiten  in  der  Volks- 
versammlung z.  B.  gegen  einen  Tribunen  vorkamen,  so  hatte 
derselbe  das  Recht,  unmittelbar  einzuschreiten"):  dieses  Recht, 
auf  welchem  seine  gesetzliche  Macht  beruhte,  konnte  ihm  Appu- 
leJQS  nicht  verkümmern  wollen.  Endlich,  wir  haben  keine  Spur 
gefunden,  dass  gewöhnliche  Bürger  vor  ein  Schwurgeridit  ge- 
stellt wurden.  Dies  konnte  nicht  zuerst  bei  einem  Verbrechen 
geschehen,  das  den  Charakter  eines  Staatsverbrechens  trug;  viel 
eher  hätte  man  den  Geschworenen  die  Urtheile  über  die  Ver- 
brechen gegen  die  bürgerliche  Ordnung  übertragen  müssen,  wo- 
durch man  freilich  den  bisher  im  Staatsrechte  gültigen  Grund- 
satz, dass  die  Gerichtsbarkeit  ein  Theil  der  Regierungsgewalt 
sei,  umgestossen  hätte.  Mithin  werden  wir  auch  für  das  Appu- 
lejische  Gesetz  festhalten  müssen,  dass  es  sich  nur  auf  Beamte 
und  Senatoren  bezog. 

In  dieser  Beziehung  beweist  es  einen  bemerkenswerthen 
Fortschritt :  es  sollte  den  Gewaltthätigkeiten  der  Beamten  unter- 
einander steuern.  Die  Römische  Verfassung,  innerhalb  der 
Beamtencollegien  nicht  auf  die  Entscheidung  der  Mehrheit,  son- 
dern auf  die  Uebereinstimmung  aller  gegründet,  setzte  Nach- 
giebigkeit gegen  den  Willen  des  Gleichb^echtigten  voraus.  In 
den  damaligen  Partoikämpfen  aber  stellte  sich  Erbitterung  ein 
und  es  entstanden  Verfassungsconflicte,   welche  durch  üngesetz- 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  237. 
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lichkeiten    gelöst  wurden.     Z.  B.  als  Appulejus   sein  Getreide- 
gesetz  gab,  wollten   einige  seiner  Collegen   Einspruch    dagegen 
than,  er  aber  blieb  dabei  und  stützte  sich  auf  die  Zuneigung  der 
Plebs,    welche  in  Erwartung   der   verheissenen  Vortheile   alles 
hint^nansetzte.    Das  war  nicht  gegen  die  Verfassung,  auch  nicht 
gegen  den  Geist  derselben.   Denn  die  Tribunen  waren  eingesetzt, 
um  den  Willen  der  Plebs   zu  erkunden  und  ihn,  wenngleich  in 
gemässigter  Form  zur  Ausfuhrung  zu  bringen.    Aber  auch  seine 
Collegen  waren  berechtigt,  da  der  Senat  nach  angestellter  Unter- 
suchung erklärt  hatte,   der  Staatsschatz  könne   die   neue  Last 
nicht  tragen.    Dieser  Fall*)  gab  die  Veranlassung  zu  Appulejus' 
Gesetz:  er  wollte  Gewaltthätigkeit  bei  der  Entscheidung  solcher 
Streitigkeiten   hindern.     Die  Entscheidung  der  Richter  rousste 
einen  durchaus  politischen,  nicht  juristischen  Charakter  tragen: 
sie  mussten    beurtheilen,    welche   der  streitenden    Parteien   das 
wirkliche  Staatswohl   im   Auge   gehabt  habe,   und  da8S  dieser 
Gesichtspunkt  bei  den  Processen  festgehalten  wurde,  lernen  wir 
besonders  aus  der  Vertheidigungsrede  des  Redners  M.  Antonins 
für   C.  Norbanus,    der   unzweifelhaft  Gewaltthätigkeiten  verübt 
hatte,  aber  dennoch  freigesprochen  wurde. ^)     Trotzdem  lag  in 
Appulejus'  Gesetze    nicht   bloss    ein   an   sich  löblicher  2weck, 
sondern   auch  ein  Fortschritt  zur  juristischen  Ausbildung  der 
Gerichtsverfassung.     Nach   den   alten  Grundsätzen  beruhte  die 
Entscheidung  des  höchsten  Richters  über  Leben  und  Tod,  der 
Volksversammlung,  auf  der  äusserlich  selbst  in  Gewaltthätigkeit 
hervortretenden   Theilnahme  der  Zuhörer    bei  der    öffentlichen 
Process Verhandlung.^)   Dieser  Grundsatz  war  erträglich  gewesen, 
so   lange  die  Bürgerschaft   klein  und  unverdorben   war:  jetzt 
musste  er,  selbst  wenn  man  ihn  äusserlich  aufrecht  erhielt,  all- 
mälig  aufgegeben  werden. 

Man  hat  gefragt,  wie  das  Verhältniss  des  durch  Appulejas 
geschaffenen  Majestäts Verbrechens  zu  dem  uralten  Verbrechen  der 
perduellio  gewesen  sei.'^)   In  unseren  früheren  Untersuchungen**) 


a)  S.  oben  S.  228. 

b)  Cic.  de  erat  II,  48.  Vergl.  oben  S.  280. 

c)  S.  Bd.  I,  1,  184. 

d)  S.  Bd.  I,  2,  381. 
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liegt  die  Antwort  auf  diese  Frage.  Jeder  vor  der  Volksver- 
sammluDg  geführte  Capitalprocess  war  ein  Perdnellionsprocess : 
anfangs  wird  perduellio  wohl  ein  bestimmterer,  obwohl  immer 
noch  weitumfassender  Begriff  gewesen  sein,  aber  schon  seit  lange 
nannte  man  jedes  Verbrechen,  welches  vom  Volk  entschieden 
wurde,  perduellio.  Mithin  bezieht  sich  dieser  Ausdruck  auf  das 
Verfahren,  nicht  auf  das  Verbrechen.  Dagegen  Verletzung  der 
Majestät  ist  immer  ein  besonderes  Verbrechen  geblieben,  das, 
wenngleich  es  einige  Eigenthümlichkeiten  des  Verfahrens  annahm, 
dennoch  nie  einem  besondern,  fär  die  übrigen  Verbrechen  ge- 
schlossenen Gerichtshofe  angehörte.  Es  gab  den  Begriff  des 
Majestätsverbrechens  schon  in  älterer  Zeit  Der  Beweis  davon 
liegt  in  einem  Beispiele,  welches  Cicero*)  anführt,  um  zu  er- 
läatem,  in  welchen  Processen  es  auf  die  Erklärung  eines  Wortes 
ankomme.  Im  J.  232  v.  Chr.  ^)  machte  C.  Flaminius,  der  später 
am  Trasimenischen  See  fiel,  als  Volkstribun  den  Gesetzesvor- 
^hlag,  erobertes  Gallisches  Land  an  die  Römische  Plebs  zu  ver- 
tbeilen.  Trotzdem  dass  der  Senat  und  alle  Verständigen  ihm 
entgegentraten,  blieb  er  bei  seinem  Vorschlage,  bis  ihn  sein 
eigener  Vater  von  der  Rednerbühne,  auf  der  er  zum  Volke  sprach, 
mit  Gewalt  herabfuhrte  und  dadurch  das  Scheitern  des  Gesetzes 
bewirkte.^)  Cicero  setzt  nun  den  Fall,  der  Vater  sei  deshalb 
wegen  Hajestätsverbrechens  angeklagt  worden.  Der  Ausdruck 
Verletzung  der  Majestät  konnte  also  schon  zur  Zeit  der  Punischen 
Kriege  angewendet  werden;  aber  der  Process  wäre  ein  Perdnel- 
lionsprocess gewesen  und  hätte  vor  dem  Volke  stattgefunden. 
AppuleJQs'  Gesetz  enthielt  mithin  eine  Beschränkung  der  Volks- 
gerichtsbarkeit, nicht  dass  es  bestimmt  hätte,  dieselbe  solle  bei 
Majestätsverbrechen  nicht  mehr  stattfinden^^),  sondern  es  führte 
for  besondere,  aber  etwas  unbestimmt  gelassene  Fälle  das  be- 
quemere und  sicherere  Schwurgericht  ein,  wodurch  das  frühere 
Verfahren  von  selbst  veraltete. 


a)  Cic.  de  invent.  ü,  17,  52. 

b)  So  sagt  ausdrücklich  Poiyb.  II,  21,   dem  ich   mehr  Glauben  bei- 
messe als  der  gelegentlichen  Bemerkung  von  Cic.  Cat.  mal.  4. 

c)  VaL  Max.  V,  4,  5. 
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Das  Appulejische  Gesetz  war  kurz  in  Bezug  auf  das  von 
ihm  aufgestellte  Verbrechen.   Es  nannte  in  ähnlicher  Weise,  wie 
das  Acilische,  die  Beamten  und  Senatoren,  mit  der  Bestimmung, 
dass,    wer  von  ihnen   die   Majestät  verringert   hätte,   vor  dem 
Schwurgerichte  angeklagt  werden  könne  und  zwar  in  capitalem 
Processe.   Denn  eine  andere  Strafe  konnte  auf  diesem  Verbrechen 
nicht  stehen  und   Cicero  nennt  sie   ausdrücklich. •)     Kurz  war 
das  Gesetz  auch  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Richter:  ich  glaube, 
es  hat  den  neuen  Process  an  das  allgemeine  Schwurgericht  für 
Amtsverbrechen,  wie  es  seit  Glaucias  Gesetze  bestand,  gewiesen. 
Der  Anlass  zu  solchem  Processe  konnte  sich  nur  in  Rom  finden, 
wo  mehrere  Beamte,  und  zwar  solche,  zwischen  denen  ein  na- 
türlicher Gegensatz  bestand,  zusammen  waren.     Mochten  aneb 
die  politischen  Parteien  damals  erbittert  kämpfen,  oiFene  Gewalt- 
thätigkeit  war  dennoch  selten,  also  auch  der  Anlass  zu  solchen 
Majestätsanklagen.    Es  lohnte  sich  nicht,  einen  besonderen  Vor- 
sitzenden und  einen  besonderen  Gerichtshof  deshalb  einzusetzen. 
Denn  dazu  kam,  dass  die  Processe  verhältnissmässig  kurz  sein 
mussten:  meistens  lagen  die  Thatsachen  offen  vor  und  es  kam 
nur  auf  die  Erörterung  des  Rechtspunktes  an.    Das  gab  Gelegen- 
heit zu  glänzenden  Reden,  aber  nicht  zu  weitläuftigen  Verhand- 
lungen mit  Zeugen  und  Beweisen.    Endlich  wissen  wir,  dass  in 
C.  Norbanus'  Processe  die  Richter  aus  Römischen  Rittern  bestan- 
den.    „Die  Herzen  der  Römischen  Ritter,  spricht  Antonius  bei 
Cicero,  vor  denen,  weil  sie  damals  Richter  waren,  der  Process 
verhandelt  wurde,  brachte  ich  wieder  zum  Hasse  gegen  Q.  Cae- 
pio"  **),  worin  zugleich  liegt,   dass  die  Ritter  in  den  Majestäts- 
processen  mit  den  jedesmaligen  allgemeinen  Gesetzen  über  den 
Richterstand  wechselten.     Hiermit  war  das  Gesetz  beendet:  in 
dem  Verfahren,  bei  der  Abstimmung,  Bestrafung,  den  Belohnun- 
gen der  Ankläger  kann  kaum  etwas  besonderes  obgewaltet  haben, 


a)  Gic.  de  erat  II,  48,  199  non  continuo,  si  qui  motus  populi  (actus 
esset,  id  G.  Norhano  in  nefario  erimine  atque  in  fraude  capitali  esse  po- 

nendum. 

b)  Gic.  de  erat  II,  48,  199  animos  eqnitom  Romanoram,  apod  quos 
tarn  iudioes  causa  agebatur,  ad  Q.  Gaepionis  odiam,  a  quo  erant  ipsi 
propter  iudicia  abalienati,  renovabam  atque  revocabam. 
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wenngleich  die  letzteren  sicherlich  immer  Römische  Bürger  waren 
and  deshalb  manche  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  Amtsver- 
brechen bei  den  Processen  über  Verletzung  der  Majestät  nicht 
zur  Anwendung  kamen. 

Es  folgte  nach  den  heftigen  Kämpfen  um  die  Gerichte, 
welche  trota  aller  Anstrengung  der  Sonatspartei  zu  keinem  an- 
dern Ergebnisse  geführt  hatten  als  den  Rittei*stand  in  dem  Besitze 
seiner  Macht  zu  befestigen  und  die  Senatoren  durch  neue  Ver- 
antwortlichkeit zu  fesseln,  einige  von  Richtergesetzen  freie  Zeit: 
der  Zwist  wendete  sich  auf  andere  Gebiete.  Es  kam  im  Jahre 
100  V.  Chr.  der  Aufstand  von  L.  Saturninus:  er  begann  mit 
roher  Gewaltthat  und  endete  durch  die  Waffen.  Seitdem  herrschte 
wenigstens  äusserlich  Ruhe,  aber  der  Widerstand  gegen  die  Re- 
gierang verpflanzte  sich  in  die  Gerichte:  es  fanden  sich  leicht 
Ankläger  gegen  alle  Beamte,  welche  sich  irgend  wie  missliebig 
gemacht  hatten,  und  die  Ritter  machten  von  ihrer  politischen 
Gewalt  den  rücksichtslosesten  Gebrauch.  Appian')  macht  beim 
Jahre  91  v.  Chr.  die  gelegentliche  Bemerkung,  der  Senat  sei 
damals  wegen  der  innem  Unruhen  kaum  gegen  dreihundert  Mit- 
glieder stark  gewesen.  Er  kann  damit  nicht  meinen,  es  seien 
viele  Senatoren  gewaltthätiger  Weise  umgekommen ;  denn  es 
war  nur  der  Aufstand  des  Saturninus  gewesen  und  er  hatte  in 
seinem  Entstehen  dem  C.  Memmius,  bei  seiner  Unterdrückung 
dem  Saturninus,  dem  Prätor  Servilius  Glaucia,  dem  Quästor 
C.  Saufejns,  vielleicht  noch  einigen  anderen  Senatoren*^)  das  Leben 
gekostet  Dies  war  nicht  der  Grund,  weshalb  es  damals  wenig 
Senatoren  gab,  sondern  die  zahlreichen  gerichtlichen  Verurthei- 
langen,  welche  nicht  bloss  das  Vermögen  des  regierenden  Stan- 
des getroifen,  sondern  viele  in  die  Verbannung  getrieben  hatten. 
Sie  drohten  noch  grösseres  Unheil,  seit  P.  Rutilius  Rufus  durch 
offenbare  Parteilichheit  der  Richter  verurtheilt  war  und  Niemand 
sich  mehr  sicher  fühlte.®)     Der  Grund  davon  lag  in  der  Ver- 


ft)  App.  belL  civ.  I,  35  rwv  ßouXtuTwv  (cd  Toic  orctactc  'c^tc  ^vtcdv  pi^Xic 
dji^l  Touc  Tpiaxocfoüc. 

b)  Man  vergl.  Cic.  p.  G.  Rab.  7  flgd. 

c)  Cic.  p.  Scaoro  1,  2  com  iudicia  penes  equestrem  ordinem  esseut  et 
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derbtheit  des  regierenden  Standes,  des  Senates  selber:  dies  hatte 
sich  besonders  in  der  Zeit  des  Jugurthinischen  Krieges  gezeigt 
Aber  den  Ritterstand,  welcher  die  Geschworenen  lieferte,  hatte 
gleiche  Verderbniss  ergriflfen:  das  beweisen  die  SchilderuDgen 
Appians.*)  Es  war  nicht  das  Streben  nach  gerechter  Staats- 
verwaltung, welches  die  Verurtheilungen  herbeifahrte,  sondern 
der  Kampf  um  die  politische  Macht  und  die  damit  verbundeDen 
äusseren  Vortheile. 

£s  enstand  bei  den  wohlgesinnten  Staatsmännern  die  Ueber- 
zeugung,  dass,  wenn  überhaupt  die  Regierung  fortgehen  sollte, 
eine  Umgestaltung  der  Gerichte  eintreten  müsse.  Der  Volks- 
tribun M.  Livius  Drusus  im  Jahre  91  v.  Chr.  versprach  dies 
durchzusetzen,  die  Optimaten  ermunterten  ihn  dazu  und  besonders 
wird  M.  Scaurus  unter  ihnen  genannt,  der,  als  er  selber  eine 
Anklage  glücklich  abgeschlagen,  ihn  aufforderte  die  Gerichte  zn 
ändern.^)  Eine  Wiederherstellung  indessen  des  alten  Znstandes, 
dass  der  Senat  die  ControUe  über  die  Regierung  führte,  sah  der 
Tribun,  war  nicht  möglich:  er  musste  ein  künstliches  System 
aufstellen,  um  die  Allgewalt  der  Ritter  in  den  Gerichten  za 
brechen.^)  Darüber  berichtet  kurz  Livius  in  den  uns  erhaltenen 
Auszügen,  es  hätten  die  Gerichte  zu  gleichen  Theilen  bei  dem 
Senate  und  dem  Ritterstande  sein  sollen.^)  Schon  beim  Sem- 
pronischen Richtergesetze  ist  von  einer  Theilung  der  Gerichte 
zwischen  dem  Senate  und  den  Rittern  die  Rede.")    Darunter  ist 


P.  Rutilio  damnato  nemo  tarn  innocens  vidcretur,  ut  non  timeret  illa.  Vergl. 
Vell.  II,  13,  2;  Liv.  per.  LXX. 

a)  App.  bell.  civ.  I,  22  und  36. 

b)  Ascon.  ad  Gic.  p.  Scaur.  p.  21  (M.  Scaurus)  M.  quoque  Drusam, 
tribunum  plebis,  cohortatus  sit,  ut  iudicia  commutaret. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  35  ti^v  t*  ßouX^v  xol  tou;  lirir^ac«  ol  fiaXiora  Jij 
T^xt  dXXi^Xocc  hiä,  td  hixaavfi^iOL  Sttcp^povTO,  inX  xoivip  v({(a<)>  ouva^aYtTv  £tict- 
pSTO,  oacpdic  pt'iv  ou  5uvd(itvoc  ic  x^v  ßouX^v  inavtvepctlv  Td  Stxaori^pta, 
TC^vetCcDV  h*  Iq  ixaxipo'Ji  ipSc*  tojv  ßouXcuT(uv  8(d  xdc  oxdoetc  t^c  ^vtoiv 
{xÄtc  di(i<pl  Touc  Tpiaxoofouc,  ^t^pouc  Toao'JcSe  aOxoTc  ino  xtüv  Itnr^ojv  ejotj- 
ytTxo  dpioxfv^ijv  irpocxaxaXrpjvat,  xai  Ix  xÄvße  irdvxojv  i^  x6  fjilXXov  clvot 
xd  SixaoxVjpia. 

d)  Liv.  per.  LXXI  iudiciariam  quoque  (l^m)  pertulit,  nt  aequa  parte 
iudicia  penes  senatom  et  equestrem  ordinem  essent 

c)  S.  obeu  S.  65,  auch  bei  Caepios  Gesetz  S.  194. 
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eine  Tbeilang  zwischen  Beamten-  und  Schwurgerichten  zu  ver- 
stehen. Wenn  Livius  also  von  einer  Theilnng  der  Gerichte  zwi- 
schen dem  Senate  und  den  Rittern  durch  Drusus  spricht,  kann 
er  eine  solche  oder  ähnliche  Theilung  nicht  meinen ;  Drusus^ 
neues  Gesetz  sollte  eben  die  Gracchische  Theilung  beseitigen. 
FoIgKch  kann  Livius  unter  den  Gerichten,  welche  getheilt  wur- 
den, nur  die  Schwurgerichte  verstehen.  Dies  ergiebt  sich  auch 
aus  dem  Zusammenhange  seiner,  wenn  auch  noch  so  abgekürz- 
ten, Erzählung.  „Da  der  Senat  den  Uebermuth  des  Ritterstandes 
in  der  Ausübung  der  Gerichte  nicht  ertragen  wollte,  fing  er 
an  sich  mit  aller  Kraft  zu  bemühen,  auf  sich  die  Gerichte  zu 
übertragen,  und  seine  Sache  übernahm  der  Volkstribun  M.  Livius 
Drusus.".*)  Nur  von  denjenigen  Gerichten  ist  die  Rede,  welche 
der  Ritterstaud  bisher  gehabt  hatte  und  der  Senat  wiederzuge- 
winnen wünschte,  d.  h.  den  Schwurgerichten:  die  andern  Ge- 
richte Hess  Drusus  den  Beamten.  Ueberdem  wird  bei  Livius 
Fon  gleicher  Theilung  der  Gerichte  gesprochen :  dies  würde  nicht 
passen,  wenn  auf  der  einen  Seite  die  Privat-,  auf  der  andern 
die  Schwurgerichte  gedacht  würden.  Mithin  geht  die  Nachricht 
in  Livius'  Auszug  dahin,  die  Geschworenen  hätten  nach  Drusus^ 
Gesetz  zur  Hälfte  aus  Senatoren,  zur  Hälfte  aus  Römischen  Rit- 
tern bestehen  sollen. 

Diese  Nachricht  steht  in  scheinbarem  Widerspruche  mit  der 
des  sogenannten  Victor,  der  erzählt,  Drusus  habe  den  Rittern 
die  Curie,  dem  Senate  die  Gerichte  überlassen :  in  Folge  davon 
freuten  sich  die  in  den  Senat  Gewählten,  die  Uebergangenen  be- 
klagten sich ;  der  Senat  frohlockte  über  die  ihm  überlassenen 
Gerichte,  aber  ärgerte  sich  über  die  Gemeinschaft  mit  den  Rit- 
tern.*^) Die  Nachricht  tritt  so  bestimmt  auf,  dass  kaum  eine 
Vereinigung  mit  der  bei  Livius  möglich  scheint.     Sie  wird  auch 


a)  Li?,  per.  LXX  senatus  cum  impotentiam  equestris  ordinis  in  iudiciis 
exercendis  ferre  noUet,  omni  vi  eniti  coepit,  ut  ad  se  iudicia  transferret 
SQstinente  causam  eins  M.  Livio  Dmso  trib.  pleb. 

b)  Aurel.  Vict  de  viris  illostr.  66  M.  Livias  Drusus  tribunus  plebis 
Latinis  civitatem,  plebi  agros,  equitibus  curiam,  senatui  iudicia  permisit  — 
equites  in  senatum  lecti  laetabantur,  sed  praeteriti  querebantnr;  senatus 
pennissia  iudiciis  ezultabat,  sed  societatem  cum  equitibus  aegre  ferebat. 
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scheinbar   durch  Vellejus'   kurze  Bemerkung,  Drusus  habe  die 
Gerichte  von  den  Rittern  an  den  Senat  zu  übertragen  beabsich- 
tigt, bestätigt.')    Noch  schwieriger  ist  es,  den  ausfuhrlichen  Be- 
richt, welchen  wir  über  Drusus'  Gesetz  bei  Appian  haben,  ebenso 
zu  erklären.  Er  erzählt,  das  künstliche  System,  welches  derselbe 
vorschlug,    sei  folgendes   gewesen*"):   Es  gab  damals  unge&hr 
dreihundert  Senatoren,  zu  ihnen  sollten  eben  so  viele  aus  dem 
Ritterstande  hinzugenommen  und  dann  aus  allen  diesen  für  die 
Zukunft  die  Schwurgerichte  besetzt  werden.    Wenn  Drusus'  Ge- 
setz darin  bestand,  den  Senat  zu  verdoppeln  und  dann  ihm  die 
Gerichte  zu  übertragen,  so  war  es  natürlich,   dass  Appian  dies 
unmittelbar  aussprach  :  statt  dessen  sagt  er,  aus  den  dreihundert 
Senatoren  und  eben  so  vielen  Rittern  sollten  die  Geschworenen 
genommen  werden,  er  trennt  das  Amt  der  Senatoren  von  dem 
der  Geschworenen,  und  dies  deutet  auf  ein  anderes  Verhältniss. 
Dazu  kommt,    dass  Appian   gleich    darauf  bei  der  Schilderung 
der  Schwierigkeiten,   welche   Drusus  zu  überwinden  hatte,  be- 
merkt, die  Ritter  hätten  geargwöhnt,  es  sollten  durch  sein  künst- 
liches System  für  die  Zukunft  die  Gerichte  von  den  Rittern  an 
den  Senat  allein  gebracht  werden.*')     Wie  konnten  die  Ritter 
diesen  Argwohn  hegen  für  die  Zukunft,  wenn  schon  das  Gesetz 
selbst   den   Grundsatz    aufstellte,   nur  Senatoren   sollten  fortan 
Richter  sein?  Diese  Worte  lassen  sich  unmöglich  mit  der  Ansicht, 
Appian   schreibe   Drusus'  Gesetze  die  Vermehrung  des  Senates 
um  dreihundert  Ritter  zu,  vereinen  und  zusammengestellt  mit 
den  früheren  schwankenden    Ausdrücken  desselben  müssen  sie 
zu    einer  verschiedenen  Auffassung  von  Drusus'  Plänen  führen. 


a)  Vell.  II,  13  M.  Livius  Drasus  cum  senatui  priscum  restituere  cupe- 
TBt  decus  et  iudicia  ab  equitibus  ad  eum  transferre  ordinem,  seq. 

b)  App.  bell.  civ.  I,  35  Twv  ßouXsuTdiv  8id  xd«  oTdaeic  töte  ävt<öv  |ao- 
Xtc  dfjL^l  to'jc  Tpiaxoo(ouc,  ex^pouc  Toao6c5e  a^Tolc  dii&  tüv  litTticuv  eCoi^fEtTo 
dp(0TtvS7]v  TCpocxaTaXe^Tjvai ,  xal  ^x  tüivSe  irdvTCüv  Ic  t6  fji^XXov  elvai  xd 
6txa9T]^pia.  E686vac  te  iiz  «utäv  i^yvEadai  S(t>poSox(ac  irpoc^ypa^Ev,  iy*^^' 
f&aToc  loa   5^2  *^^  d^vGOUfA^vou  (id  t6  I^oc  t^c  S(i)po6ox{ac  dvi^v   IttcKoXa* 

c)  App.  1.  1.  oX  TE  lirjTEic  {«ic(i>irTBUov,  5ti  Tj8e  Tf^  dspairEJa  icpöc  to  piW.ON 
ii  t)]v  ßouXi)v  {AÖvr^v  Td  Stxaan^pta  diro  twv  Itcit^oiv  irBpi^^potTo,  jtuaätiJLCvot 
TB  xfipStuv  fjLEidXuiv  xal  iio'jQla^  o6x  dXunoic  ttjv  uTtdvoiav  IcpEpov. 
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Dagegen  den  Widerstand  des  Senates  gegen  das  neue  Gesetz 
schildert  Appian  so*):  der  Senat  wäre  erzürnt  gewesen,  dass 
mit  einem  Male  so  viele  zu  ihm  hinzu  erwählt  und  von  dem 
Ritterstande  zur  höchsten  Würde  erhoben  würden.  Die  Hinzu- 
wahl, meinte  man,  bedeute  die  Aufoahme  in  den  Senat,  die 
höchste  Würde  sei  die  Senatorenwürde  und  deshalb  ging  die  all- 
gemeine Ansicht  dahin,  Drusus  habe  durch  sein  Gesetz  den  Se- 
nat um  dreihundert  Ritter  vermehrt  und  ihm  die  Schwurgerichte 
übertragen.  Dafür  glaubte  man  das  Zeugniss  von  Vellejus,  von 
Victor,  auch  das  von  Appian  zu  haben,  und  fand  sich  auch  mit 
dem  in  dem  Auszuge  aus  Livius  ab.^^) 

Dennoch  kann  dies  nicht  der  Inhalt  von  Drusus^  Gesetz  ge- 
wesen sein.  Dasselbe  wurde  etwa  Mitte  91  v.  Chr.  angenom- 
men, bestand  einige  Monate,  wurde  aber  dann  aufgehoben.  Ge- 
setzt, es  habe  die  Verdoppelung  des  Senates  bestimmt,  so  musste 
diese  alsbald  vorgenommen  werden :  die  Aufstellung  einer  neuen 
Richterliste  konnte  man  auf  das  nächste  Jahr  verschieben,  aber 
die  Erweiterung  des  Senates  nicht.  Es  musste  in  dem  Gesetze 
selbst  heissen,  dass  innerhalb  einer  gegebenen  Frist  eine  nam- 
haft gemachte  Persönlichkeit  die  Wahl  der  neuen  Senatoren  vor- 
nehmen solle.  Wenn  die  im  Jahre  92  v.  Chr.  gewählten  Cen- 
soren,  Cn.  Domitius  Ahenobarbus  und  L.  Licinius  Crassus,  was 
jetzt  die  gewöhnliche  Vermuthung  ist,  ihr  Amt  schon  früher  nie- 
dergelegt hatten,  so  musste  entweder  Drusus  selbst  oder  irgend 
ein  Anderer  mit  der  Ergänzung  des  Senates  betraut  werden.  Eine 
solche  hat  aber  nicht  stattgefunden,  der  Senat  war  auch  später 
eben  so  wenig  zahlreich  wie  früher.  Folglich  kann  Drusus'  Ge- 
setz eine  Vermehrung  der  Senatoren  nicht  bezweckt  haben.  Denn 
die  Annahme,  dass  die  von  Drusus  ernannten  Senatoren  später 
nach  Aufhebung  seines  Gesetzes  wieder  entfernt  worden  wären, 
ist  unmöglich :  dies  ist  in  der  Römischen  Geschichte  nicht  vor- 
gekommen.^)   Indessen  es  giebt  noch  einen  unmittelbareren  Be- 


a)  App.  LI.    ^  Te   Ydp    ßouXij  x^Xcncuc  I^tpcv ,  i%p6ioi  a6rQ  ToaoucKt 

^T|tov  f^youfA^vi)   xal  ßouXtuxdc  yevofA^vouc   xaid   o^pac    C'n  SuvaTtutepov  xolc 
^OT^poic  ßouXtuxal«  oraotdottv. 

b)  VergL  oben  S.  193. 

m  16 


242  I^ie  Senatoren  in  die  Richteiiiste  aufgenommen. 

weis   als   diesen.    Appian  erzählt,  cid  Paragraph  des  Gesetzes 
sei  gewesen,  dass  von  ihnen,  d.  h.  den  vereinigten  sechshundert 
Senatoren  und  Rittern,  Rechenschaft  wegen  Bestechlichkeit  sollte 
gefordert    werden   können.      Diese   Bestimmung    erwähnt  auch 
Cicero  zweimal:  er  sagt,  Drusus  hätte  eine  neue  Untersuchung 
gegen   den  Ritterstaud  eingesetzt,    wenn  Jemand    wegen  eines 
Urtheils  sich  hätte  bestechen  lassen'),  und  an  der  anderen  Stelle, 
er  hätte  Untersuchung  und  Gericht  gegen  diejenigen,  welche  die 
Processe  entschieden,    beantragt,    aber  diesem  Antrage  hätten 
die  Römischen  Ritter  den  heftigsten  Widerstand  entgegengesetzt: 
er  deutet*")  unverkennbar  an,  dass  die  Ritter  vorzugsweise  von 
der  neuen  Untersuchung  betroffen  wurden.    Diese  Nachricht  ist 
mit  einer  Aufnahme  der  Ritter  in  den  Senat  unvereinbar.    Ci- 
cero erklärt,  die  Ritter  wären  von  jenem  Paragraphen  betroffen 
worden,  folglich  mussten  die  Ritter  als  solche  Geschworene  sein. 
Wenn   sie  in  den  Senat  aufgenommen  wurden,    hörten  sie  auf 
Ritter  zu  sein,  der  Ritterstand  konnte  darüber  nicht  weiter  zür- 
nen.   Der  ganze  Paragraph  würde  unnütz  gewesen  sein.    Denn 
gegen  Senatoren  bestand,    seit  es  Schwurgerichte  gab,  die  An- 
klage wegen  Bestechlichkeit,   dagegen  die  Ritter  waren  bisher 
von  derselben  frei  gewesen  und  wollten  auch  femer  frei  davon 
bleiben.*®) 

Cicero  bestätigt  die'  natürliche  Erklärung  von  Appians  Be- 
richt, dass  die  dreihundert  aus  dem  Ritterstande  Erlesenen  nicht 
ihre  Eigenschaft  als  Ritter  verlieren  sollten.  Wenn  AppianO 
sagt,  der  Senat  hätte  gezürnt,  dass  von  den  Rittern  so  viele 
zur  höchsten  Würde  gelangen  sollten,  so  ist  es  nicht  nothwen- 
dig,  an  die  Senatorwürde  zu  denken:  man  kann  mit  .gleichem 
Rechte  diejenige  Würde,  welche  das  neue  Richteramt  verlieh, 
verstehen  und  man  muss  sie  verstehen;  denn   er  fugt  hinzu, 

a)  Cic.  p.  G.  Rab.  7,  16  Potentissimo  et  nobilissimo  tribuno  pl.  M. 
Druso  novam  in  equestrem  ordinem  quaestionem  ferenti,  si  quis  ob  rem 
iudicandam  pecuniam  cepisset,  aperte  equites  Romani  restiterunt. 

b)  Cic.  p.  Ciuent  56,  153  0  viros  fortes  equites  Romanos,  qui  homini 
clarissimo  ac  potentissimo,  M.  Druso  tribuno  plebis,  restitenmt,  cum  ille 
nihil  aliud  ageret  —  nisi  nt  ii  qui  rem  iudicassent  huiusoemodi  quaestio- 
nibus  in  iudicium  vocarentur. 

c)  Man  sehe  die  S.  241  angeführten  Worte. 
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der  Senat  hätte  es  nicht  für  unwahrscheinlich  gehalten,  dass 
die  neuen  Richter,  selbst  wenn  sie  Senatoren  geworden  wären, 
dennoch  vereint  gegen  die  alten  Senatoren  ankämpfen  würden, 
setzt  also  die  Richterwürde  der  Senatorenwürde  entgegen.^^) 
Aach  Vellejus'  Bemerkung  steht  hiermit  nicht  in  Widersprach : 
sie  ist  ungenaa,  in  so  fern  sie  Drusus'  Wunsch  und  eigentlichen 
Zweck  angiebt,  aber  die  weiteren  Pläne  desselben  übergeht 
Noch  mehr  beruht  die  Nachricht  bei  dem  sogenannten  Victor, 
Drusns  habe  eine  Vermehrung  des  Senates  vorgenommen,  auf 
einer  Verwechselung  des  unmittelbaren  Inhaltes  des  Gesetzes  mit 
den  späteren  Absichten  des  Tribunen.  Denn  dass  Drusus  am 
liebsten  den  Senat  sogleich  in  den  Besitz  der  Gerichte  gesetzt 
hätte  und  sein  Gesetz  nur  als  Vorbereitung  benutzte,  um  dieses 
Ziel  auf  einem  Umwege  zu  erreichen,  spricht  auch  Appian  deut- 
lich aus.*)  * 

Drusus'  Gesetz  ging  dahin,  es  solle  ein  aus  Senatoren  und 
Römischen  Rittern  zu  gleichen  Theilen  bestehender  Richterstand 
gebildet  werden.  Die  Senatoren  waren  gegeben,  die  Ritter  soll- 
ten erwählt  werden  und  zwar  nach  dem  Vermögen.^)  £ine 
jährliche  Richterliste  verträgt  sich  mit  diesem  Plane  nicht:  bei 
den  Senatoren  war  sie  unnütz ;  dass  sie  bei  den  Rittern  nicht 
stattfand,  beweist  Appian,  der  von  dem  Neide  der  nicht  erwähl- 
ten ärmeren  Ritter  gegen  die  erwählten  reicheren  spricht.  Dru- 
sus kam  mithin  auf  G.  Gracchus'  Gesetz  zurück.^)  Nur  ergab 
sich  bei  jenem,  weil  er  im  Gegensatze  zu  dem  regierenden  Stande 
stehende  Richter  schaften  wollte,  von  selbst  die  Noth wendigkeit 
eines  Wechsels  der  Richterliste,  welcher  von  M.'  Acilius  unter- 
nommen wurde:  dagegen  Drusus  schloss  den  Wechsel  aus,  um 
die  Regierenden  mit  den  Richtern  zu  verschmelzen.  Wer  nach 
ihm  die  Wahl  der  Richter  aus  dem  Ritterstande  vornehmen 
sollte,   wissen  wir  nicht:  Drusus  scheint  es  nicht  gewiesen  zu 


a)  App.  bell.  civ.  1,  35    o7  le  iicnclc  uTcuinreuov ,  ^ti  tfi^e  tj;  ^epairs^qc 

b)  Dean  Appian  sagt  a.  a.  0.  (S.  240),  sie  soUteo  dpcotiv^T^v  erwählt 
weiden  und  neimt  sie  xouc  xpcirrovac 

c)  S.  oben  S.  86. 
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sein.  Denn  das  Gesetz  Hess  für  das  laufende  Jahr  die  Richter- 
liste unangetastet,  erst  „für  die  Zukunft '\  sagt  Appian,  d.  h. 
für  das  Jahr  90  v.  Chr.  sollte  die  neue  Ordnung  beginnen.  Dass 
sie  für  alle  Schwurgerichte  gelten  sollte,  ist  selbstverständlich. 
Die  Zahl  von  sechshundert  Richtern  ergab  sich  mit  Nothwendig- 
keit  aus  dem  Grundsatze,  eben  so  viel  Ritter  als  es  Senatoreo 
gab,  zu  wählen.  Die  Zahl  der  für  den  einzelnen  Process  zu 
ernennenden  Richter  wird  ungefähr  dieselbe  gewesen  sein,  wie 
die  im  Acilischen  Gesetze.  Denn  von  dreihundert  Senatoren 
mussten  diejenigen  zurückgestellt  werden,  welche  ein  Amt  be- 
kleideten oder  sonst  einen  Auftrag  hatten.  Nehmen  vnr  an,  es 
seien  dies  jährlich  fünfzig  gewesen,  so  kamen  von  den  dreihun- 
dert Rittern  nur  die  Anzahl  von  zweihundert  und  funfeig  zum 
Richteramte.  Als  oberster  Grundsatz  musste  gelten,  dass  für 
den  einzelnen  Fall  eine  gleiche  Anzahl  von  Senatoren  und  Ritr 
tem  die  Geschworenen  bildeten.  Daraus  ergaben  sich  mannig- 
fache Verschiedenheiten  von  dem  Verfahren  bei  der  Ernennung 
der  Richter ;  aber  wir  haben  darüber  keine  Nachricht,  namentlidi 
auch  nicht,  ob  Drusus  dabei  das  Loos  angewendet  wissen  wollte. 
Der  Verlauf  des  Processes  brauchte  durch  diese  Verhältnisse 
keine  Aenderung  zu  erleiden:  wir  haben  keine  Kunde,  dass  Dru- 
sus darin  Neuerungen  beabsichtigte. 

Aber  wohl  wissen  wir,  dass  er  in  den  Personen  derjenigen, 
welche  fortan  vor  dem  Schwurgerichte  verklagt  werden  durften, 
eine  bedeutende  Aenderung  vornahm.  Bisher  konnten  nur  Be- 
amte vor  dasselbe  gestellt  werden:  Drusus  bestimmte,  auch  die 
Richter  sollten  fortan  für  Vergehen,  welche  sie  sich  im  Richter- 
amte zu  Schulden  kommen  Hessen,  angeklagt  werden  dürfen. 
Dies  traf  die  in  die  Richterliste  aufgenommenen  Römischen  lüt- 
ter allein:  die  Senatoren  waren,  als  die  überhaupt  Regierenden^ 
von  jeher  vor  den  Geschworenen  verantwortlich  gewesen.  Wir 
haben  hierüber  die  Stellen  Appians  und  Giceros  angeführt:  sie 
bezeugen ,  welche  Wichtigkeit  diese  Bestimmung  hatte  und  wel- 
chen Widerstand  gegen  das  ganze  Gesetz  sie  von  Seiten  der 
vornehmsten  Ritter,  welche  Aussichten  zur  Wahl  in  dön  Richter- 
stand hatten,  hervorrief.  Sie  war  nothwendig  für  Drusus'  Zweck 
einer  allmäligen  Ueberführung  der  Gerichte  auf  den  regiereaden 
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Staod ;  aach  hatte  die  Vergangenheit  gelehrt,  mit  welcher  Leiden- 
schaftlichkeit und  Gewinnsucht  die  Richter  ihr  jährliches  Amt 
gemissbraucbt  hatten.*)  Indessen  die  Ritter  sträubten  sich.  Ci- 
cero^) lässt  sie  nur  einen  einzigen  Grund  für  die  Unbilligkeit 
des  neuen  Gesetzes  erörtern,  den  nämlich,  die  Senatoren  hätten 
for  die  Gefahren  der  Schwurgerichte  einen  Ersatz  in  der  Ehre 
und  den  Vortheilen  ihres  Standes,  auch 'hätten  sie  denselben 
freiwillig  erwählt ;  die  Ritter  dagegen  hätten  keinen  solchen  Er- 
satz, würden  auch  zur  Uebernabme  des  Richteramtes  gezwungen. 
Diese  Betrachtungen  liessen  sich  rednerisch  sehr  schön  aus- 
fahren; aber  sie  waren  schwerlich  diejenigen,  auf  welchen  die 
Ritter  ihren  Widerstand  hauptsächlich  gründeten.  Sie  stützten 
sich  auf  die  Unabhängigkeit  des  Richterstandes.  Derselbe  war 
eingesetzt,  um  die  Controlle  der  Regierung  zu  führen:  es  war, 
wenn  er  seine  Pflicht  erfüllen  sollte,  naturgemäss,  dass  er  nicht 
wieder  selbst  unter  Controlle  stand.  Wenn  man  ihm  Bestech- 
lichkeit vorwarf,  so  konnten  die  Ritter  antworten,  dass  sie,  wie 
jeder  andere  Bürger,  unter  den  uralten  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen über  Bestechlichkeit  der  Richter  ständen  und  dass  es  für 
sie  die  gewöhnlichen  Gerichte  vor  dem  Prätor  gab,  welche  die 
härtesten  Strafen  verhängen  durften.  Wenn  diese  Gerichte  un- 
wirksam waren,  so  lag  es  an  der  schlechten  Einrichtung  der- 
selben; wurden  sie  nicht  geübt,  so  lag  es  an  der  Furcht  der 
Beamten,  bei  Gelegenheit  von  den  Schwurgerichten  verurtheilt 
zu  werden.  Drusus^  Absicht  war  nicht,  Rechtlichkeit  bei  den 
Geschworenen  einzufuhren,  sondern  die  Controlle  des  regieren- 
den Standes  zu  schwächen,  wo  möglich  aufzuheben,  dadurch 
dass  er  für  die  ControUirenden  wieder  eine  Controlle  einrichtete. 
Diese  Gründe  werden  die  Ritter  gegen  Drusus  angeführt  haben 
und  ihr  Gewicht  lässt  sich  nicht  verkennen.  Die  Verständigen 
miter  den  Römischen  Staatsmännern  wussten  nicht,  wie  dem 
Uebel,  dessen  Umfang  sie  erkannten,  abzuhelfen  sei.    Der  Grund 


a)  Appiao  1.  1.  sagt  von  ihnen  ausdrücklich  fvjod^t.t'^oi  xe  xsp5<i>v  [Atyd- 

b)  Cic.  p.  Cluent  56,  153  und  p.  Rab.  Post  7,  16.    S.  oben  S.  242. 
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desselben  lag  in  der  Verbindung  der  politischen  Macht  mit  der 
Rechtspflege. 

Wenn  man  Drusus'  Gesetz  als  ein  Richtergesetz  bezeichnet, 
in  dem  Sinne,  dass  es  nur  Veränderungen  im  Stande  der  be- 
schworenen  vornahm,   so  ist  dies  ein  Irrthum:  es  enthielt  eine 
wichtige  Bestimmung  über  die  Personen,  welche  fortan  vor  das 
Schwurgericht  gestellt  werden  sollten;  es  hat  deren   vielleicht 
noch  manche  andere  uns  unbekannte  enthalten.    Es  unterscheidet 
sich    in   seinem  Charakter   nicht  von  dem  Acilischen  Gesetze. 
Es  begann  mit  den  Personen  und  Verbrechen,   welche  vor  Ge- 
richt kommen  sollten.    Zuerst  wurde  die  Annahme  von  Geschen- 
ken erwähnt,   dann  Erpressungen,  dann   die  Bestimmung  des 
alten  Sempronischen  Gesetzes,   wonach  ungerechtes  ürtheil  bei 
den  höchsten  Strafen  verboten  wurde.*)     In  allen  drei  Fällen 
wahrscheinlich  wurden  neben  den  Beamten  und  Senatoren,  welche 
die   früheren  Gesetze  nannten,   diejenigen  welche   richten   (qui 
iudicant)^  hinzugefügt.    Auch  die  Bestimmung  des  Appulejischen 
Majestätsgesetzes  konnte  wiederholt  oder  wenigstens  auf  sie  ver- 
wiesen werden.     Von  den  Paragraphen  über  die  Auswahl  der 
Richter    und    die    Bildung   des  einzelnen  Geschwomengerichtes 
haben   wir  schon  gesprochen:  sie  enthielten  vieles  Neue.    Eini- 
ges derartige  wird  auch  in  den  weiteren  Bestimmungen   über 
die  Art  der  Abstimmung ,   das  Zählen  der  Stimmen ,  die  Belob- 
nungen der  Ankläger  gewesen  sei.    Es  ist  kein  Grund  anzu- 
nehmen,  dass  Drusus^  Gesetz  von  den  gemeinhin  so  genannten 
Repetundengesetzen ,  die   in  Wahrheit  über  alle  Amtsverbrechen 
handelten,  verschieden  gewesen  sei. 

Drusus'  Gesetz  gelangte  nicht  zur  Ausführung.  Dass  es 
durchgegangen  sei,  ist  nicht  zu  bezweifelnd^:  ausdrücklich  sagt 
es  der  Auszug  aus  Livius.**)  Aber  Drusus  verlor  im  Verlaufe 
seines  Tribunates  immer  mehr  an  Macht  und  Einfiuss,  sowohl 
beim  Senate,  als  auch  bei  den  Rittern  und  der  Plebs,  welche  er 
durch  seine  Bemühungen  für  die  Italischen  Bundesgenossen  zu 


a)  Cic.  p.  Cluent.  56,  154  Uli  non  hoc  recasabant,  ne  ea  lege  accn- 
sarentur  — ,  quae  tunc  erat  Sempronia,  nunc  est  Cornelia.  Vergl.  oben 
S.  73. 

b)  Liv.  per.  LXXI.    S.  oben  S.  238. 
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beuachtheiligen  schien.  Besonders  aber  war  der  eine  der  Gon- 
soln  L.  Marcius  Philippus  sein  Gegner.  In  der  Mitte  des  Mo- 
nats September  lebte  Livius  noch  in  leidlichem  Einverständnisse 
mit  dem  Senate ,  wenngleich  schon  in  bitterer  Feindschaft  mit 
dem  Consul*)  und  dieser  setzte  es  bald  darauf  durch,  dass  der 
Senat  aUe  Livischen  Gesetze,  weil  sie  auf  ungesetzliche  Weise 
gegen  die  Anspielen  gegeben  seien,  für  ungültig  erklärte.  ^)  Dru- 
sas  war  bei  dieser  Verhandlung  im  Senate  zugegen,  und  machte 
die  Senatoren  darauf  aufmerksam,  dass  mit  dieser  Erklärung 
gegen  seine  Gesetze  im  Allgemeinen  auch  sein  Richtergesetz 
imgültig  sein  würde.  Wäre  es  ausgeführt  worden,  so  würde, 
wer  sich  während  seines  Lebens  nicht  hätte  bestechen  lassen, 
keine  Anklage  zu  furchten  gehabt  haben;  dagegen  diejenigen, 
welche  die  Provinzen  geplündert  hätten,  würden  die  Rechenschaft 
wegen  ihrer  Bestechlichkeit  zu  scheuen  haben.  Diejenigen  also, 
welche  aus  Neid  seinen  Ruhm  vernichteten,  geriethen  wie  Selbst- 
mörder durch  ihre  eigenen  Beschlüsse  in  Gefahr. '')  Drusus  hätte 
sich  bei  seinem  sonstigen  gewaltthätigen  Charakter  schwerlich 
dem  Beschlüsse  des  Senates  gefugt,  wenn  er  nicht  den  Verfall 
seiner  Macht  erkannt  hätte.  Er  wurde  kurz  darauf  noch  wäh- 
rend seines  Tribunates  ermordet:  Niemand  dachte  weiter  an  die 
Ausführung  seines  Richtergesetzes. 

Die  Berichte  der  Schriftsteller  über  dasselbe  sind  lehrreich 
fär  die  Richtigkeit  der  Ansicht,  welche  wir  über  die  Bedeutung 
der  Schwurgerichte  aufgestellt  haben.  Sie  beziehen  sich  nur 
auf  Amts  verbrechen  und  G.  Gracchus  liess,  als  er  sie  den  Rö- 
mischen Rittern  übertrug,  die  gewöhnlichen  Privat-  und  Grimi- 
nalgerichte  den  Senatoren.    Beides  zeigt  sich  in  den  Nachrichten 


a)  Cic.  de  orat  Hl,  1,  2. 

b)  Cic.  de  leg.  II,  6,  14  und  12,  31;  de  domo  16,  41  UDd  19,  50; 
AäcoD.  in  C!orD.  p.  68. 

c)  Diod.  Exe.  Vat  p.  116  dlxupoup,ivu)v  hi  twv  itcp*  auTou  Ypa<p^vroiv 
v^fiiv  axupov  loeaOai  xal  t6v  nepl  twv  xptT7)p((i)v  v^{aov,  ov>  ODVTcXeaO^vTOc 
Tov  piv  <iS<i>po%oxVjTa>c  ßeßioix^a  fjLT)5epk(cEc  Teu^to^ai  xaTtj^opfac,  touc  hk 
Tic  isap^Cac  otTjXrix&zoii  d^^aco^ai  irpöc  Tac  ti^c  Swpoftoxfac  e606vac,  &vzi 
to\>;  liä  ^dvov  xa^aipoüvxac  t)]v  ^auToO  5ö£av  xolc  ihioiQ  Stf^piciot  xa^diccp 
aurdj^cipa^  xtvSuvcuciv. 
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Über  dies  Livische  Gesetz.  Appian  erzählt*),  die  Ritter  hätten 
grossen  Gewinn  und  grosse  Macht  gekostet  gehabt  und  seien 
deshalb  wegen  Verdachtes,  Drusus  wolle  die  Gerichte  an  den 
Senat  bringen,  auf  ihn  erzürnt  gewesen.  Dieser  Zorn  der  Ritter 
lässt  sich  nicht  verstehen,  wenn  unter  den  Gerichten  die  ge- 
wöhnlichen Privat-  oder  Criminalprocesse  verstanden  werden. 
£inige  Macht  konnten  die  Ritter  auch  wohl  durch  diese  erlangen, 
aber  Gewinn  sicherlich  nicht,  wenn  sie  nicht  auf  die  unver- 
schämteste Weise  alle  Gerechtigkeit  hätten  feil  bieten  wollen 
und  das  hätte  weder  das  Römische  Volk  so  lange  ertragen,  noch 
dabei  der  Staat  selbst  bestehen  können.  Bei  den  gewöhnlichen 
Processen  ist  die  Zahl  derjenigen  Fälle  weit  überwiegend,  wo 
es  sich  weder  um  politische  Fragen,  noch  um  Macht,  noch  um 
Gewinn  handelt  Man  kann  also  unter  den  Gerichten  nur  die 
über  Amtsverbrechen  verstehen,  d.  b.  diejenigen  über  Senatoren 
wegen  Missbrauches  ihrer  Gewalt  Wenn  die  Ritter  in  diesen 
entschieden,  so  hatten  sie  damit  die  Beamten  selbst  in  ihrer 
Gewalt  und  konnten,  von  diesen  begünstigt,  ohne  auf  grobe 
Weise  gegen  die  Strafgesetze  zu  Verstössen,  mittelbar  von  Bür- 
gern und  Unterthanen  Geld  gewinnen,  selbst  wenn  sie  sich  vor 
Bestechlichkeit  in  ihrem  Richteramte  in  Acht  nahmen.  Femer 
ein  Theil  der  Gerichte  im  weiteren  Sinne  steht,  trotzdem  dass 
die  Ritter  allein  Geschworene  sind,  den  Senatoren  zu.  Dies  lehrt 
das  Gespräch,  welches  Cicero  bei  Gelegenheit  des  Li  vischen  Ge- 
setzes zwischen  einem  Senator  und  einem  Ritter  stattfinden  lässt  **) 
Jener  sagt:  „Du  bist  eben  so  gut  Richter  wie  ich.^'  Also  der 
Senator  ist  Richter,  nämlich  im  gewöhnlichen  Processe,  die  Rit- 
ter sind  es  im  Schvnu-gerichte ,  welches  über  die  Beamten  ent- 
scheidet: deswegen  verlangt  der  Senator  für  beide  Stände  die 
gleiche  Verantwortlichkeit  „So  ist  es,  antwortet  der  Ritter; 
aber  Du  hast  Dich  darum  beworben,  ich  werde  dazu  gezwungen : 
deshalb  muss  es  mir  entweder  frei  stehen,  nicht  Richter  zu  sein 
oder  ich  muss  nicht  durch  das  Gesetz,  welches  die  Senatoren 


a)  App.  bell.  civ.  I,  35,  welche  Stelle  S.  240  angefahrt  ist 

b)  Gic.  p.  C.  Rab.  7,  17  «Tarn  es  ta  iudex  quam  ego?"  ^Ita  est,  sed 
tu  istad  petisti,  ego  hoc  cogor:  quare  aut  indici  mihi  non  esse  Hceat  aut 
lege  senatoria  hod  teneri.'* 
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trifil,  getroffen  werden/'  Diese  so  anschauliche  Schilderung  kann 
man  nur  bei  dem  von  uns  auseinandei^esetzten  Verhältnisse  der 
Scbwargerichte  erklären,  den  früheren  Gelehrten  blieb  sie  uner- 
klärlich. 


Fünfzehntes  Capitel. 

Das  (iMets  des  Yolkstrlbunen  CL  Tarlus  ?om  Jahre  90  ?.  Ghr.  über  lije- 
8ttts?erbreclieii.  Die  Zeit  desselben,  Raobrlchten  ftber  seloen  Inhalt.  Sie 
Mengen  nur  die  besondere  Veranlassung  des  Gesetzes.  Es  selber  hatte 
«llgemeine  Bedentnng  nnd  Übertrag  den  Begriff  der  ?erringerten  Majestät 
itf  die  auswärtigen  Verhältnisse  zn  fremden  Völkern.  Beweise  dafär. 
Du  YerCüiren  wird  nicht  geändert.  Umgestaltung  der  politischen  Lage 
imh  Erthettnng  des  vollen  Bürgerrechtes  an  die  Italiker.  Das  Gesetz 
des  Yolkstrlbnnen  H.  Plantins  8U?anas  ?oni  Jahre  89  ?.  Chr.:  es  ftber- 
trlgt  uter  Anfhebnng  aller  Beschränkungen  die  Wahl  der  Geschworenen 
u  die  einzelnen  Tribns.  Zeitbestimmung.  Zahl  der  Geschworenen  und 
Beveis,  dass  alle  bisherigen  Schwurgerichte  nur  Ar  Amts?erbrechen 

galten. 

H.  Livius  Drusns^  Gesetz  war  gefallen,  er  selber  nach  ihm ; 
aber  die  Parteien  waren  durch  die  offen  hervorgetretene  Erfolg- 
losigkeit des  Bemühens,  bessere  Zustände  zu  schaffen,  nicht  ver- 
söhnt, ja  die  Ritter,  im  befestigten  Besitze  der  Gerichte,  benutz- 
ten denselben,  um  trotz  des  über  das  Vaterland  hereingebroche- 
nen Unglücks  einen  neuen  Schlag  gegen  die  Senatspartei  zu 
fahren.  Drusus  hatte  als  das  Hauptübel  des  Staates  das  Abhän- 
gigkeitsverhältniss  der  Italischen  Bundesgenossen  erkannt  und 
versucht  die  Neugestaltung  auf  gesetzlichem  Wege  durchzusetzen ; 
nach  seinem  Falle  brach  der  Marsische  Krieg  aus.  Er  löschte 
die  Leidenschaften  nicht,  und,  wie  die  Senatoren  nicht  die  Selbst- 
verläugnung  gehabt  hatten,  sich  durch  freiwillige  Aufnahme  von 
Senatoren  aus  dem  unterworfenen  Italien  zu  verjüngen,  so  er- 
^esen  sich  jetzt  die  Römischen  Ritter  eben  so  wenig  geneigt, 
ibre  Leidenschaften  dem  Staatswohle  aufzuopfern.  Sie  wollten, 
^  die  angesehensten  Senatoren  aus  dem  Wege  zu  räumen  und 
dann  desto  unumschränkter  herrschen  zu  können,  verschärfte 
Gesetze  gegen  den  Senat  und  veranlassten  den  Volkstribunen  des 
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Jahres  90  v.  Chr.   Q.  Varius,   ein  neues  Gesetz  über  Majest&ts- 
verbrechen  einzubringen.*) 

Die   gewöbnliche  Annahme  ist*^*),    dies  Gesetz  sei  schon 
91  V.  Chr.  gegeben  worden:  sie  stützt  sich  auf  Appians  Erzäh- 
lung,  der  unmittelbar  nach   Drusus'  Tode   von  dem  Varischen 
Gesetze  und  dann  erst  von  dem  Ausbruche  des  Krieges  handelt. 
Dass  indessen  dieselbe  nur  die  Aehnlichkeit  der  Thatsachen  be- 
rücksichtigt und  die  Zeitfolge  dabei  nicht  angeben  will,  ei^ebt 
sich    aus   ihr  selber,    noch  mehr  aus  den  Zeugnissen  anderer 
Schriftsteller.  *  Drusus  wurde  während  seines  Tribunates  ermor- 
det,  aber  am  Ende  desselben,  etwa  im  November.**)    Das  Va- 
rische  Gesetz  setzt  den  Ausbruch  des  Krieges  voraus :  es  blieb 
bis  zum  Amtsantritte   der  neuen  Volkstribunen  im  Anfange  des 
December  nicht  Zeit  genug,  um  ein  Gesetz  durchzubringen.  Noch 
bestimmtere  Angaben  für  die  Zeitfolge  der  einzelnen  Begeben- 
heiten giebt  Cicero  in  seiner  Schilderung  der  damaligen  Redner. 
Er  bezeichnet  das  Jahr  88  v.  Chr.   durch  die  Namen  der  Con- 
suln  L.  Sulla  und  Q.  Pompejus*'),  dann  nennt  er  das  nächst  vor- 
hergehende, in  welchem  Q.  Varius,  der  Urheber  dieses  Maje^stäts- 
gesetzes,   selbst  verurtheilt  worden  sei.     Schon  hieraus  ergiebt 
sich,  dass  Varius  für  das  Jahr  90   Volkstribun  war;  denn  er 
konnte    weder   während   seines  Amtes  angeklagt   werden  noch 
wird  man  mit  der  Anklage  länger  als  nöthig  war,  gewartet  haben. 
Indessen  Cicero  spricht  noch  deutlicher.    Er  erwähnt**)  den  Tod 
des  Redners  L.  Crassus,  der,   wie  wir  wissen •),   in  der  Mitte 
des  Monats  September  91  v.  Chr.  erfolgte,  dann  den  Ausbrach 
des  Marsischen  Krieges  und  endlich   das   Varische  Gesetz.    £r 
sagt,  diejenigen  bedeutenden  Staatsmänner  und  Redner  jener 


a)  App.  bell.  civ.  I,  37  ol  ItziziU  iizl^aaiw  ii  ouxo^pavtfav  täv  iyj^p^^ 
TO  TToX^TCUfxa  aii'zo'j  (Apo^aou)  Tid^fxevoi  KtftvTov  Oudpiov  ^p.ap)^ov  |]rci9av 
tliriyi]9aa^aif   xp{9Ei(    Eivat   xaTd  tü)v  toIc  '  iTaXicutaic  inX  xä  xoivd  favspdk; 

ETiicp&ovov   iiTzd^ta^ai    xal  Stxaoetv  pi^v  aOTOi,    yevoixivuiv  ('  ^xcivoiv  ^xico%«uv, 
S\ivaT(i>Tepov  Iti  tTiC  iz6\tmz  ^iT^pSeiv. 

b)  Vergl.  oben  S.  247. 

c)  Cic  Brut.  89,  306. 

d)  Cic.  Brut  88,  303. 

e)  Cic.  de  erat.  IIl,  1,  2  und  2,  6. 
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Zeit,  welche  Dicht  im  Kriege  selbst  beschäftigt  waren,  hätten 
damals  Aemter  bekleidet  and  sich  fast  täglich  in  Volksversamm- 
longen hörep  lassen.  Er  nennt  den  Volkstribunen  G.  Curio,  dann 
Q.  Metellus  Celer,  Q.  Varius,  C.  Carbo,  Co.  Pomponius,  welche 
^anf  der  Rednerbübne  gewohnt  hätten/^  Mithin  war  Q.  Varius 
damals,  im  Jahre  90  v.  Chr.,  Volkstribun  und  sein  Gesetz  kann 
nicht  vor  dem  December  91  v.  Ghr.  vorgeschlagen  worden  sein. 
Wahrscheinlich  brach  der  Krieg  >am  Ende  von  91  v.  Ghr.  aus 
and  das  Majestätsgesetz  wurde  bald  nachher  gegeben.*)  Denn 
die  Verurtbeilung  von  C.  Aurelius  Gotta,  welche  nach  demselben 
stattfand,  geschah,  wie  Gicero  ausdrücklich  berichtet^),  „nicht 
viele  Monate''  nach  dem  Tode  von  L.  Grassus,  d.  h.  nach  dem 
September  des  Jahres  91  v.  Ghr. 

Ueber  den  Inhalt  des  Varischen  Gesetzes  berichten  die 
Schriftsteller  gleichmässig.  Appian  sagt""),  es  hätten  nach  ihm 
Processe  stattfinden  sollen  gegen  diejenigen,  welche  den  Italikern 
offen  oder  heimlich  gegen  den  Römischen  Staat  hülfen;  ganz 
ähnlich  ein  Scholiast  Giceros,  es  sollte  eine  Untersuchung  ange- 
stellt werden  über  diejenigen,  durch  deren  Hülfe  oder  auf  deren 
Rath  die  Bundesgenossen  gegen  das  Römische  Volk  zu  den 
Waffen  gegriffen  hätten."^)  Diese  Ausdrücke  „offen  oder  heim- 
lich"^, „Hülfe  oder  Rath '^  kamen  wahrscheinlich  in  dem  Gesetze 
vor.  Bei  ähnlicher  Gelegenheit  früher®)  ging  das  Mamilische 
Gesetz  darauf  aus,  die  geheimen  Helfershelfer  lugurthas  unter 
den  Römischen  Vornehmen  vor  Gericht  zu  bringen  und  veran- 
lasste durch  absichtlich  gewählte  Ausdrücke  die  Richter,  selbst 
wo  joristiscbe  Beweise  fehlten,  nach  blosser  Ueberzeugung  eine 
Verortheilung  auszusprechen.  Einen  ähnlichen  Zweck  scheint 
das  Varische  Gesetz  verfolgt  zu  haben  und  wir  werden  später 


a)  Bestimmt  sagt,  was  sich  aus  der  Natur  des  Gesetzes  selbst  ergiebt, 
AacoD.  in  Cic.  Scaor.  p.  22  Italico  hello  exorto  cum  ob  sociis  negatam  d- 
vitatem  nobilitas  in  invidia  esset,  Q.  Varius  tribuuus  plebis  legem  tulit 

b)  Cic.  de  erat  lU,  3,  11. 

c)  App.  I,  37  an  der  S.  250  angefahrten  Stelle. 

d)  Ascon.  in  Cic.  Scaur.  p.  22  legem  tulit,  ut  quaereretur  de  iis,  quo- 
^^^  ope  consiliove  socii  contra  populum  Romanum  arma  sumpsissent. 

e)  S.  oben  223. 
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ein  auflFallendes  Beispiel  davon  in  dem  Processe  gegen  M.  Scau- 
rus  finden.    Etwas  scliief  ist  der  Ausdruck  bei  Valerius»),  das 
Gesetz   habe   eine  Untersuchung   gegen   diejenigen    angeordnet, 
„durch  deren  böse  List  die  Bundesgenossen  gezwungen  worden 
wären  zu  den  Waflen  zu  greifen."    Dies  ist  gesprochen  aus  dem 
Sinne  eines,  der  das  Recht  der  Bundesgenossen  auf  den  Besitz 
des    vollen  Bürgerrechtes   anerkennt  und   kann  nur  diejenigen 
bezeichnen,  welche  durch  entschiedene  Verweigerung  des  Burger- 
rechtes  denselben  nur  die  Wahl  Hessen,  entweder  auf  dasselbe 
zu  verzichten  oder  die  Waffen  zu  ergreifen.    Das  sind  ganz  an- 
dere  als  diejenigen,  welche  den  Italikern  Hoffnung  auf  die  Er- 
langung des  Bürgerrechtes  gemacht  hatten,  als  die  Gracchen, 
der  Consul  M.  Fulvius  und  zuletzt  M.  Drusus.    Anzunehmen, 
das  Gesetz  hätte  Beide,  sowohl  die  Widersacher  als  die  Begün- 
stiger der  Italiker  getroffen,   wäre  widersinnig.    Es  hätte  dann 
Niemanden   gegeben,   der   nicht  schuldig  gewesen   wäre.    Man 
konnte  auch  nicht  diejenigen  gerichtlich  verfolgen,   welche  ihr 
bestehendes  Recht  auf  gesetzliche    Weise  gewahrt  hatten:  man 
konnte  sie  schelten,  ihrer  Macht  berauben^),  aber  nicht  als  Ruhe- 
störer gerichtlich  verurtheilen.   Nur  diejenigen,  welche  den  Bun- 
desgenossen Hoffnungen  gemacht  und  deren  Leidenschaften  er- 
regt hatten,  konnten  als  Verräther  an  ^ier  Hoheit  des  Römischen 
Volkes   vom  Gesetze  betroffen  werden,  und  nur  sie  werden  von 
Asconius  an  einer  andern  Stelle  bezeichnet,  wenn  er  sagt,  nach 
dem  Varischen  Gesetze  seien  Viele  ungerechter  Weise  verurtheilt 
worden,  durch  deren  Urheberschaft  angeblich  der  Italische  Krieg 
erregt  worden  sei.*') 

Indessen  auch  nach  den  sorgfältig  abgefassten  Zeugnissen 
der  Schriftsteller  erscheint  das  Varische  Gesetz,  ähnlich  wie  es 


a)  Val.  Max.  VIII,  6,  4  Q.  autem  Varius,  propter  obscurum  ius  civitatis 
Hybrida  cognominatas,  tribanos  plebis  legem  adversus  intercessionem  colle- 
garom  perrogavit,  quae  iubebat  quaeri ,  quorum  dolo  male  socii  ad  arma 
ire  coacti  essent. 

b)  Dies  meint  Ascod.  in  Cic.  Scaur.  p.  22  cum  ob  sociis  negatam  civi- 
tatem  nobilitas  in  invidia  esset 

c)  Ascon.  in  Cic.  Comel.  p.  73  Belle  Italico  —  cum  mnlti  lege  Varia 
inique  damnarentor,  quasi  id  bellum  illis  auctoribus  conflatum  esset. 
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das  Mamiliscbe  war*),  als  ein  besonderes,  für  einen  einzelnen 
Fall  berechnetes ,  nicht  als  ein  allgemeines.  Dies  ist  aber  nicht 
wahrscheinlich.  Erstlich  wissen  wir*»),  dass  der  Urheber  des 
Gesetzes  selbst  Q.  Varius  im  Jahre  89  v.  Chr.,  als  er  sein  Tri- 
banat  niedergelegt  hatte,  nach  seinem  eigenen  Gesetze  angeklagt 
und  verurtheilt  wurde.  Dies  war  unmöglich,  wenn  dasselbe  nur 
den  besonderen  Fall  des  Marsischen  Krieges  betraf.  Denn  Va- 
rius hatte  nur  gegen  diejenigen,  welche  die  Bundesgenossen  auf- 
geregt hatten,  gewirkt  Selbst  wenn  das  Gesetz  auch  gegen 
diejenigen  gerichtet  war,  welche  auf  dem  alten  Rechte  beharrend 
gegen  die  Ertheilung  des  Bürgerrechtes  an  die  Italiker  gewirkt 
hatten,  dennoch  ist  Varius'  Verurtheilung  so  nicht  denkbar. 
Denn  am  Ende  des  Jahres  90  v.  Chr.,  nachdem  die  Begünstiger 
der  Bandesgenossen  verurtheilt  waren,  geschah  ein  Umschwung 
in  der  Politik  Roms :  man  überzeugte  sich,  dass  mit  Gewalt  der 
Waffen  das  Reich  nicht  gerettet  werden  könne  und  gab  nach, 
der  Consul  L.  Julius  Caesar  erliess  das  Gesetz  ^^),  durch  welches 
die  treuen  Bundesgenossen  das  volle  Bürgerrecht  nebst  dem 
Rechte  zum  Eintritte  in  den  Senat  erhielten.  Zu  solcher  Zeit  die 
Begünstiger  oder  Widersacher  der  bereits  vollzogenen  Massregel 
gerichtlich  zu  verurtheilen  war  nicht  möglich.  Zweitens,  wäh- 
rend des  Jahres  89  beruhigte  sich  der  Staat  noch  mehr,  Italien 
gelangte  nach  und  nach  zum  Bürgerrechte,  und  im  Jahre  88  v.  Chr. 
brachte  der  Volkstribun  Sulpicius  das  Gesetz  ein,  die  nach  dem 
Varißchen  Gesetze  ungerechter  Weise  Verurtheilten  sollten  zu- 
rückgerufen werden,  damit  so  das  Andenken  an  den  blutigen 
Kampf  ausgelöscht  werde.  ^)  Es  handelte  sich  um  ganz  andere 
politische  Fragen,  die  neu  aufgenommenen  Italiker  hatten  das 
Uebergewicht  im  Staate  und  erlangten  bald  Vertheilung  in  alle 
Tribus.  Dennoch  heisst  es,  in  eben  diesem  Jahre  sei  Cn.  Pom- 
pejos  nach  dem  Varischen  Gesetze  angeklagt  worden. 


a)  S.  oben  S.  222. 

b)  Val.  Max.  VIII,  6,  4  und  Cic.  Brut  89,  305. 

c)  Liv.  per.  LXXVII  nt  exules  revocarentur;  auct.  ad  Her.  II,  28.  46 
Sulpicius,  qui  intercesserat  ne  exules,  quibus  causam  dicere  non  licuisset, 
redacerentor,  idem,  posterius  immutata  volantate  cum  eaudem  legem  ferret, 
3liam  sese  ferre  dicebat  propter  Dominum  commutationem.   Nam  non  exu-^ 
les,  aed  vi  eiectos  se  reducere  aiebat. 
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Das  Varische  Gesetz  hatte  also  eine  allgemelDe  BedeutaDg: 
die  Schriftsteller  haben  bei  ihrer  Inhaltsangabe  nur  dasjenige, 
was  in  ihm  neu  war,  .hervorgehoben  und  seine  erste  Anwendung 
angegeben.  Sie  irren  nicht;  denn  keiner  von  ihnen  erklärt,  die 
volle  Bedeutung  desselben  berichten  zu  wollen.  Sie  lassen  nor, 
was  für  ihren  besonderen  Zweck  zu  erwähnen  unnöthig  war, 
aus  und  müssen  aus  andern  Nachrichten  ergänzt  werden.  Das 
Varische  Gesetz  wird  ein  Majestätsgesetz  genannt^),  es  handelte 
also  über  ein  Verbrechen,  über  welches  der  Tribun  L.  Appulejus 
zuerst  ein  Gesetz  erlassen  hatte.  ^)  Derselbe  hatte  den  Begriff 
der  verletzten  Majestät  erfunden  und  ihn  gegen  diejenigen  Be- 
amten zur  Anwendung  gebracht,  welche  ihre  gesetzliche  Macht 
überschreitend  Gewaltthätigkeiten  im  Staate  verübt  hatten.  Va- 
rius  hat  diesen  Begriff  der  verletzten  Majestät  in  sein  Gesetz 
aufgenommen :  er  nannte  es  darnach  und  derselbe  wird  von  deo 
Schriftstellern  zwar  als  von  Appulejus  erfunden,  aber  nicht  als 
ihm  eigen thümlich,  sondern  als  auch  in  späterer  Zeit  gültig  an- 
geführt. Varius  konnte  auf  doppelte  Weise  verfahren.  Entweder 
er  betrachtete  sein  Gesetz  als  Ergänzung  des  Appulejiscben, 
liess  dasselbe  bestehen  und  fügte  nur  Neues  hinzu,  oder  er  nahm 
dasselbe  in  sein  Gesetz  auf  und  gab  allgemeine  Bestimmungen 
über  das  ganze  Verbrechen.  Das  letztere  ist  schon  deshalb 
wahrscheinlich,  weil  sein  Gesetz  allgemeine  Bedeutung  hatte: 
es  wird  bestätigt  durch  den  Process  von  Q.  Varius  selbst  Er 
geschah  nach  dem  Varischen  Gesetze,  aber  nicht  wegen  Erre- 
gung des  Marsiscben  Krieges.  Den  Anklagegruud  deutet  an 
Valerius""),  das  Varische  Gesetz  sei  gegen  die  Einsprache  der 
übrigen  Volkstribunen  gegeben  worden,  noch  bestimmter  Appian"^), 
die  Ritter  hätten,  als  die  Einsprache  stattfand,  sich  mit  Dolchen 
bewaffnet  und  auf  diese  Weise  das  Gesetz  gewaltthätig  dorcb- 
gebracht.    Damit  hatte  Varius  das  Appulejische  Gesetz  gröblich 


a)  Gic.  apud  Ascon.  in  Gorael.  p.  79  Orell.:  Memoria  teneo  —  bomi- 
nem  dis  ac  nobilitati  perinvisum  Ca.  Pompeiom  causam  lege  Varia  de 
maiestate  dixisse. 

b)  S.  oben  S.  227  flgd. 

c)  Val.  Max.  VIII,  6,  4    S.  oben  S.  252. 

d)  App.  beU.  civ.  I,  37.    S.  S.  250. 
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Terletzt  ood  es  war  natürlich ,  dass  er ,  nachdem  die  über  das 
fiargerrecht  streitenden  Parteien  sich  geeinigt,  deshalb  vor  Ge- 
richt gezogen  warde.  Hätte-  das  Appulejische  Gesetz  noch  be- 
standen, so  wäre  seine  Anklage  nach  diesem  geschehen;  da  sie 
Dach  dem  Varischen  Gesetze  geschah ,  folgt  daraus,  dass  dieses 
die  Bestimmungen  jenes  umfasste.  Es  ist  möglich,  dass  dabei 
der  Begriff  der  Verringerung  der  Volksmajestät  näher  erläutert, 
die  Anwendung  desselben  auf  innere  Gewaltthätigkeit  schärfer 
ausgedruckt  wurde;  aber  darüber  haben  wir  keine  Nachricht 

Indessen  der  Hauptzweck  des  Varischen  Gesetzes  bestand 
darin,  die  Freunde  der  Italischen  Bundesgenossen  vor  Gericht 
za  bringen.  Mithin  wandte  Varius  den  ßegriif  der  verringerten 
Majestät  auf  die  äusseren  Staatsverhältnisse  an.  Die  Majestät 
des  Volkes  wird  im  Innern  gewahrt,  wenn  die  Beamten  inner- 
halb der  ihnen  gesetzlich  angewiesenen  Schranken  bleiben ;  aber 
noch  mehr  ist  sie  nach  aussen  zu  wahren,  indem  keinem  Feinde 
oder  Unterworfenen  gegen  die  Rechte  des  Volkes  oder  der  Be- 
amten Vorschub  geleistet  wird.  Diese  Anwendung  des  Begriffes 
ist  natürlich,  aber  Appulejus  hatte  sie  nicht  gemacht.  Denn  es 
war  bis  dabin  keinem  Beamten  eingefallen,  die  Unterworfenen 
aogerechter  Weise  zu  beschützen:  erst  der  Parteikampf  seit  M. 
Drosus  hatte  dieses  Staatsverbrechen  hervorgerufen  und  damit 
erfolgte  auch  die  gesetzliche  Bestrafung  desselben.  Dass  Varius 
hierbei  nur  die  Beamten  als  vor  dem  Schwurgerichte  straffällig 
bezeichnete,  nur  sie  allein  bei  dem  neuen  Paragraphen,  welcher 
die  Majestät  gegen  äussere  Feinde  wahrte,  genannt  hat,  ist  zwei- 
fellos. Gewöhnliche  Bürger,  welche  nicht  im  Senate  sassen  oder 
kein  Amt  bekleideten,  hatten  nach  Römischem  Staatsrechte  nicht 
einmal  Gelegenheit,  ihre  Meinung  über  die  Verhältnisse  mit  den 
Feinden  oder  Unterworfenen  zur  Geltung  zu  bringen:  sie  konn- 
ten dies  nur  durch  Vermittelung  eines  Beamten,  welcher  dann 
die  Verantwortung  auf  sich  nahm.  Die  Schriftsteller  begehen 
biun  eine  Ungenauigkeit  im  Ausdrucke,  wenn  sie  nicht  erwäh- 
nen, das  Gesetz  sei  nur  gegen  Beamte,  welche  die  Italiker  unter- 
stützt hätten,  gerichtet  gewesen. 

Auch  diese  Anwendung  des  Majestätsbegriffes  auf  die  äusse- 
ren Verhältnisse  war  eine  allgemeine:  nicht  nur,  wer  die  Itali- 
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ker,  sondern  überhaupt  vfer  Feinde  oder  Bundesgenossen  gegen 
den   Römischen  Staat  begünstigt  hätte,  wurde  von  demselben 
getroflFen.    Dies  ergiebt  sich  aus  dem  von  uns  erwähnten  •)  Pro- 
cesse  gegen  Cn.  Pompejus.    Er  fand  statt  im  Jahre  88  v.  Chr., 
als  der  politische  Kampf  mit  den  Bundesgenossen  schon  entschie- ' 
den    war.     Pompejus    hatte,    ohne   Zeit   zu  Verhandlungen  in 
der  Stadt  zu  haben,  sich  während  seines  Consulates  nur  mit  der 
Führung  des  Krieges  beschäftigt:  sein  Process  also  muss  wegen 
dieser  Verhältnisse,    nicht  wegen   Verleitung  der  Itaiiker  zum 
Aufstande  erhoben  worden  sein.    Auch  scheint  die  VeranlaHsaog 
zum  Varischen   Gesetze,    wenngleich  hauptsächlich,  doch  nicht 
ausschliesslich  in  dem  Aufstande  der  Italischen  Bundesgenossen 
gelegen   zu  haben.    Es    begannen  damals  die  Verwickelungen 
mit  dem  Könige  Mithridates  von  Pontus,  der,  wenigstens  dem 
Gerüchte  zu  Folge,  in  Rom  mit  mächtigen  Männern  Verbindun- 
gen haben  sollte.    Ehe  Varius  sein  Gesetz  gab,  eröffiiete  er  eine 
Anklage  vor  dem  Volke  gegen  M.  Aemilius  Scaurus,  den  ersten 
Senator  damaliger  Zeit:  er  gab  ihm  Schuld,  den  Staat  an  die 
Bundesgenossen  in  Italien  und  an  den  König  Mithridates  zu  ver- 
rathen.     Die  Anklage  unterblieb,  weil  das  Volk  durch  Scaurus' 
stolze  Rede    gewonnen  wurde  und   den  Tribunen  nicht  unter- 
stützte ;  aber  es  erfolgte  das  neue  Majestätsgesetz,  nach  welchem 
Scaurus  vor  das  Schwurgericht  geladen   wurde,  zunächst  wohl 
wegen  Aufreizung  der  Italischen  Bundesgenossen;  aber,  da  ein- 
mal   ähnliche  Verhältnisse  mit  andern    fremden    Völkern  zur 
Sprache  gekommen  waren ,  musste  Varius  auch  diese  in  seinem 
Gesetze  umfassen.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  in  demselben  der 
Ausdruck  „verrathen"  vorkam;  denn,  wie  Cicero  sagt*»),  wurde 
Scaurus   „wegen  Verrathes"  nach  dem  Varischen  Gesetze  ange- 
klagti33) 

Auf  das  Verfahren  vor  dem  Schwurgerichte  scheint  das  neue 
Gesetz  eben  so  wenig  Einfluss  gehabt  zu  haben ,  wie  einst  das 


a)  Gic.  apud  Ascon.  in  Gornel.  p.  79  Orell.    S.  oben  S.  254. 

b)  Gic.  p.  Scaur.  I,  3  Ab  eodem  etiam  lege  Varia  custos  ille  reipubli- 
cae  proditionis  est  in  crimeD  vocatus.  Auch  Qaiiit  V,  12, 9  sagt  Aemiliam 
Scaaram  rempublicam  popoli  Romaoi  prodidisse. 


Das  Verfiäbreo  nach  dem  VariscbeD  Gesetze.  257 

Äppolejische.  Eine  Andeatang  davon  haben  wir  bei  dem  Pro- 
cesse  gegen  Gn.  Pompejus :  er  wurde  in  Bezag  auf  die  Anklage 
nach  dem  Variscben  Gesetse  unternommen,  die  Geschworenen 
aber  nach  dem  Plautischen  Gesetze  bestellt.*)  Nur  eines  ist 
wahrscheinlich.  Man  wollte  die  Majestätsprocesse,  durch  welche 
man  den  Aufstand  der  Italiker  zu  unterdrücken  hoffte,  rasch  ge- 
fördert wissen ;  deshalb  hat  Varius  wohl  einen  besonderen  Prätor 
mit  dem  Vorsitze  in  den  Processen  beauftragt,  während  die  Geschwo- 
renen aus  der  allgemeinen  Richterliste,  wie  sie  jährlich  aufge- 
stellt war,  entnommen  wurden.  So  ist  erklärlich,  dass  nach  dem 
Aasbruche  des  Marsischen  Krieges  alle  übrigen  Processe  auf- 
hörten und  nur  die  neuen  über  das  Majestätsverbrechen  geführt 
wurden.^)  Bei  der  drohenden  Gefahr  wurden  Alle,  welche  jemals 
Kriege  geführt,  wieder  zu  Befehlshabern  ernannt  und  alle  Beam- 
ten waren  an  der  Spitze  der  Heere®):  deshalb  beschloss  der  Se- 
nat, es  sollte  nach  alter  Sitte,  so  lange  der  Krieg  in  Italien 
dauere,  ein  Gerichtsstillstand  eintreten.^)  Der  Senat  wünschte 
wahrscheinlich  ein  allgemeines  Aufhören  aller  Processe,  womit 
er  auch  die  Verurtheilungen  nach  dem  Varischen  Gesetze  abzu- 
wenden hofite;  aber  Varius  und  die  Ritter  waren  damit  nicht 
zufrieden  und  die  Majestätsgerichte  wenigstens  wurden  fortge- 
führt Daraus  darf  man  schliessen,  dass  mehrere  Prätoren  da- 
mals die  Leitung  der  Schwurgerichte  hatten. 

Das  Varische  Gesetz  hatte  die  Leidenschaftlichkeit  der  Rö- 
mischen Ritter  als  Geschworener  o£fen  enthüllt:  sie  hatten  in 
der  llo&ung,  dadurch  politische  Gewalt  zu  gewinnen,  seine  An- 


a)  Cic.  apud  Ascon.  in  Gomel.  p.  79:  Memoria  teneo,  com  primum 
KDätores  com  equitibus  Romanis  lege  Plotia  iadicarent,  hominem  dis  ac 
Dobilitati  perinvisnm  Gn.  Pompeiom  causam  lege  Varia  de  maiestate 
duusw. 

b)  Gia  Brut  89,  d05  exercebatur  ona  lege  iudicium  Varia  ceteris 
propter  bellum  intermissis. 

c)  Man  sehe  Gic.  Brut  a.  a.  0. 

d)  Ascon.  in  GomeL  p^  73  Belle  Italico  —  cum  multi  Varia  lege  ini- 
que  damnarentur  —  crebraeque  defectiones  Italicorum  nuntiarentur,  tunc 
ob  eins  tristitiae  occasionem  senatus  decrevit,  ne  iudicia,  dum  tumultus 
Italicus  esset,  exercerentur:  quod  deeretum  in  concionibus  populi  saepe 
agitatom  erat 

m  17 
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nähme  mit  Gewaltthaten  durchgesetzt  und  es  im  ersten  Jahre 
seines  Bestehens  zur  Verurth  eilung  der  angesehensten  Senatoren 
gemissbraucht.  Die  Beamtenpartei  musste  die  erste  Gelegenheit 
benutzen,  um  ein  so  drückendes  Joch,  welches  die  Regieraog 
unmöglich  zu  machen  drohte,  abzuschütteln.  Eine  solche  Ge- 
legenheit bot  sich  schon  im  folgenden  Jahre,  88  v.  Chr.,  dar, 
noch  während  des  Bundesgenossenkrieges,  um  dieselbe  Zeit  als 
der  Urheber  des  neuen  Majestätsgesetzes  dafür,  dass  er  dasselbe 
mit  Gewalt  durchgesetzt  hatte,  zur  Verantwortung  gezogen  und 
bestraft  wurde.  Durch  die  Bewilligung  der  Hauptforderung, 
welche  die  Italiker  stellten,  durch  den  Eintritt  in  den  Senat  und 
Bekleidung  von  Ehrenstellen  an  der  Regierung  des  Staates  Theil 
nehmen  zu  dürfen,  war  die  ganze  Römische  Politik  plötzlich 
geändert  worden.  Der  Senat  konnte  neue  Kräfte  erwarten  durch 
den  Eintritt  begüterter  Geschlechter  aus  den  bisher  unterworfe- 
nen Italischen  Städten:  er  gewann  dadurch  auch  Unterstützung 
f&r  die  Erhaltung  seines  Ansehens.  Zugleich  aber  erhob  sich 
durch  das  Zuströmen  der  Masse  von  neuen  Bürgern,  welche  an 
der  Volksversammlung  und  namentlich  an  den  Wahlen  Theil 
nehmen  wollte,  ein  democratisches  Element,  welches  die  durch 
langgeübte  Künste  gezähmte  ursprüngliche  Bürgerschaft  zu  neuer 
Thätigkeit  aufregte  und  bald  genug  in  die  wilde  Herrschaft  der 
Marianer  ausartete.  Die  in  der  Mitte  stehende  Partei  der  Rö- 
mischen Ritter,  welche  bis  dahin  die  richterliche  Gewalt  für  sich 
ausgebeutet,  verlor  an  Macht:  die  Hoffnungen,  welche  sie  an 
das  Varische  Gesetz  geknüpft  hatte,  sollten  nur  tbeilweise  in 
Erfüllung  gehen. 

Es  wurde  das  Plautische  Gesetz .  gegeben ,  welches  für  die 
Wahl  der  Geschworenen  einen  neuen  Grundsatz  aufstellte:  die 
Forderungen  des  regierenden  Standes  wurden  zwar  nicht  befrie- 
digt, aber  doph  die  Allgewalt  der  Ritter  gebrochen.  Wir  haben 
darüber  folgende  Nachricht  Unter  den  Bruchstücken  von  Cice- 
ros  Rede  für  C.  Cornelius  findet  sich  folgendes:  „Ich  erinnere 
mich,  dass,  als  zuerst  Senatoren  in  Gemeinschaft  mit  Römischen 
Rittern  nach  dem  Plotischen  Gesetze  Richter  waren,  ein  den 
Göttern  und  dem  Adel  sehr  verhasster  Mann,  Cn.  Pompejus  sich 
nach  dem  Varischen  Gesetze  wegen  Majestätsverbrechen  zu  ver* 
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theidigen  hatte."*)  Dazu  macht  der  Scholiast  Asconias  die  Be- 
fflerkang^):  der  Volkstriban  M.  Plautias  Silvanus  hätte  unter 
dem  CoDsulate  von  Cd.  Pompejus  Strabo  und  L.  Porcius  Gato 
(89  V.  Chr.),  im  zweiten  Jahre  des  Italischen  Krieges,  als  der 
Ritterstand  in  den  Gerichten  tyrannisch  herrschte,  mit  Unter- 
stfitzuDg  der  Adligen  ein  Gesetz  gegeben  and  dieses  Gesetz 
hätte  den  von  Cicero  angedeuteten  Inhalt  gehabt.  Denn  nach 
diesem  Gesetze  hätte  eine  jede  Tribus  aus  ihrer  Zahl  fünfzehn 
Personen  durch  Stimmenmehrheit  erwählt,  die  in  dem  betreifen- 
den  Jahre  das  Richteramt  bekleiden  sollten.  Dadurch  sei  es 
gekommen,  dass  auch  Senatoren  unter  dieser  Zahl  gewesen  seien 
und  einige  sogar  aus  der  Plebs  selbst.  Dies  ist  die  einzige 
Nachricht  über  das  Plautische  Richtergesetz.  Sie  reicht  hin,  um 
von  demselben  eine  ungefähre  Anschauung  zu  gewinnen. 

Sie  bestätigt  das  von  uns  über  die  Zeitverhältnisse,  unter 
denen  das  Gesetz  zu  Stande  kam.  Gesagte.  £s  ging  aus  von 
der  äassersten  democratischon  Partei,  fand  aber  bei  der  Senats- 
partei, welche  sich  der  ControUe  durch  die  Römischen  Ritter 
entledigen  wollte,  Unterstützung.  Man  muss  sich  wundern,  dass 
die  Römischen  Tribunen  nicht  früher  darauf  gekommen  sind, 
die  Richter  durch  das  Volk  erwählen  zu  lassen.  Denn  dieses 
verlieh  sonst  alle  Würden  unmittelbar:  durch  ein  künstliches 
System  hatte  man  seit  längerer  Zeit  auch  die  Priesterwürden 
von  ihm  abhängig  gemacht.  Man  mochte  sich  wohl  scheuen, 
die  Geschworenen,  deren  Streben  dem  Grundsatze  nach  auf 
Aosäbang  immer  gleicher  Gerechtigkeit,  nicht  auf  den  Ausdruck 
der  veränderlichen  politischen  Meinung  gehen  sollte,  den  Launen 


a)  Gic.  apud  Ascon.  in  Gomel.  p.  79  Memoria  teneo,  cmn  primmn  se- 
oatores  cam  equitibas  Romanis  lege  Plotia  indicarent,  hominem  dis  ac 
Qobilitati  perinvisum,  Gn.  Pompeium,  causam  lege  Varia  de  maiestate 
dixisse. 

b)  Ascon.  1.  L  M.  Plautias  Silvanus,  tribunüs  plebis,  Gn.  Pompeio  Stm- 
^oe  L.  Porcio  Gatone  consulibus,  secundo  anno  belli  Italici,  cum  equester 
^  in  iudiciis  dominaretur,  legem  tollt  adiuvantibus  nobilibus,  quae  lex 
\im  eam  babuit,  quam  Gicero  significat  Nam  ex  ea  lege  tribus  singulae 
ex  SQo  nomero  quinos  denos  suffragio  creabant,  qui  eo  anno  iudicarent. 
Ex  eo  factum  est,  ut  senatores  quoque  in  eo  nomero  essent  et  qoidam 
etiam  ex  ipsa  plebe. 

17* 
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des  Volkes  Preis  zu  geben,  und  ein  Beweis  für  diese  bei  den 
Römischen  Staatsmännern  herrschende  Ansicht  liegt  darin,  dass 
dieses  Plautische  Gesetz  in  dieser  Hinsicht  einzig  dasteht  Kein 
späteres  Gesetz  hat,  so  mannigfache  Veränderungen  auch  vor- 
gingen, die  Wahl  der  Geschworenen  den  durch  das  Gesetz  ge- 
bundenen und  für  die  Ausfuhrung  desselben  verantwortlichen 
Beamten  genommen.  Plautius  mag  keinen  anderen  Ausweg  ge- 
funden haben,  als  mit  dem  Vorwande,  auch  die  Schwurgerichte 
vom  Volke  ausgehen  zu  lassen,  sein  Streben  nach  Veränderung 
in  der  Richtergewalt  zu  verdecken.  Sein  Gesetz  passte  in  die 
damals  herrschende  democratische  Strömung.  £r  hob  alle  Be- 
schränkungen und  Bevorzugungen  auf.  £s  hatte  eine  stehende 
Richterliste  gegeben,  von  jetzt  an  sollte  jährlicher  Wechsel  statt- 
finden: früher  war  der  regierende  Stand  vom  Richteramte  aus- 
geschlossen, von  jetzt  an  wurde  jeder  Stand  zugelassen:  früher 
war  ein  Census  vorgeschrieben,  von  jetzt  an  konnte  kein  Gen- 
sus  gelten,  wenn,  wie  Asconius  ^agt,  auch  Plebejer  gewählt 
wurden:  früher  war,  wenn  es  sich  um  die  Verbindung  von  meh- 
reren Ständen  handelte,  ein  bestimmtes  Verhältniss  unter  den- 
selben angeordnet  worden,  jetzt  war  das  Verhältniss  zwischen 
Senatoren,  Rittern  und  Plebejern  unbestimmt.  Es  blieben  somit 
an  Beschränkungen  bei  der  Wahl  der  Richter  nur  das  Alter, 
zweitens  £hrenhaftigkeit,  drittens  Freiheit  von  Staatsämtern  und 
Staatsaufträgen.  Denn  die  jedesmaligen  Beamten  und  diejenigen, 
welche  im  Dienste  des  Staates  abwesend  waren,  mussten  auch 
jetzt  von  der  Richterpflicht  entbunden  sein.  Dagegen  die  frühere 
Beschränkung,  dass  die  Richter  in  Rom  oder  innerhalb  eines 
bestimmten  Umkreises  ihren  Wohnsitz  haben  sollten*),  kann 
nicht  beibehalten  worden  sein :  die  in  das  Bürgerrecht  aufgenom- 
menen Italischen  Bundesgenossen  müssen  auch  bei  der  Auf- 
stellung der  Richterliste  berücksichtigt  worden  sein.  Ich  glaube 
demnach,  dass  fortan  alle  Bürger  innerhalb  Italiens  als  Richter 
wählbar  waren.  Eben  derselbe  Volkstribun  ML  Plautius,  welcher 
dies  Richtergesetz  gab,  war  bekanntlich^)  auch  an  dem  Plautisch- 


£l)  Vergl.  oben  beim  Acilischen  Gesetze  S.  119. 
b)  Cic  p   Arch.  4;  Schol.  Bob.  p.  863  Orell. 
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Papirischeo  Gesetze  betheiligt,  das  die  AusdehnuDg  des  Bürger* 
rechtes  auf  alle  Ciassen  der  Italischen  Bevölkerung  beför- 
derte: er  konnte  nicht  in  seinem  Richtergesetze  Beschränkungen 
aufrecht  erhalten,  welche  er  in  andern  Massregeln  aufhob. 

Es  wäre  höchst  lehrreich ,  hätten  wir  irgend  Andeutungen 
ober  die  Art  und  Weise,  wie  die  Richter  jährlich  erwählt  wer- 
den sollten.  Schon  nach  den  früheren  Gesetzen  wurden  die  Na- 
men der  jährliehen  Richterliste  tribusweise  geordnet;  aber  dies 
geschah  nach  alter  Römischer  Sitte  und  um  die  Personen  genau 
zu  bezeichnen :  dass  gleich  viele  Richter  aus  jeder  Tribus  ent- 
nommen wurden,  war  nicht  nöthig  gewesen.  Jetzt  theilte  sich 
das  Volk  in  seine  fünf  und  dreissig  Theile  und  jeder  Theil  er- 
wählte aus  sich  fünfzehn  Richter.  Die  Wahl  konnte  erst  statt- 
finden am  Anfange  jedes  Jahres,  wenn  die  Beamten  erwählt  und 
deren  Geschäftskreise  bestimmt,  auch  sonst  ausserordentliche 
Aufträge  an  die  Senatoren  vertheilt  waren ;  denn  sonst  hätte  man 
nicht  gewnsst,  wer  von  den  Senatoren  wählbar  war.  Die  Lei- 
tung der  Wahl  musste  der  für  den  Vorsitz  in  den  Schwurgerich- 
ten bestimmte  Prätor  haben,  dem  es  dann  auch  oblag,  aus  den 
von  den  einzelnen  Tribus  Erwählten  die  allgemeine  Richterliste 
zasammenzustellea.  Hierbei  giebt  uns  Cicero  eine  Andeutung 
über  die  Zeit,  wo  das  im  Jahre  89  v.  Chr.  gegebene  Plautische 
Gesetz  wirklich  ausgeführt  wurde.  Er  sagt^) :  „als  zuerst  die 
Senatoren  in  Gemeinschaft  mit  den  Römischen  Rittern  rich- 
teten, wurde  Cn.  Pompejus  angeklagt.''  Zuerst  bedeutet,  da  die 
Richter  jährlich  gewählt  wurden,  im  ersten  Jahre,^^)  Aber 
welches  das  erste  Jahr  war,  89  v.  Chr. ,  wo  es»  gegeben  wurde, 
oder  88  v.  Chr.,  kann  fraglich  sein.  Denn  Plautius  konnte  be- 
stimmen, dass  schon  für  das  laufende  Jahr  die  Richterliste  ge- 
ändert werden  sollte,  wie  wir  es  beim  Acilischen  Gesetze  gesehen 
baben^),  oder  auch  dass  erst  im  folgenden  Jahre  die  Ausführung 
beginnen  sollte,  wie  es  bei  andern  Richtergesetzen  geschehen 
ist")     Die  allgemeine    Lage   des  Staates  macht  das  Letztere 


a)  Man  sehe  die  Stelle  oben  S.  259. 

b)  S.  oben  S.  117  flgd. 

c)  Man  sehe  von  dem  Servilischen  Gesetze  Gaepios,  oben  S.  192. 
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wahrscheinlich.  Wir  wissen  nicht,  ob  Plautius  sogleich  beim 
Beginne  seines  Amtes  rait  seinem  Gesetze  hervortrat:  dann 
konnte  er  es  vielleicht  am  Anfange  des  Jahres  89  v.  Chr.  dareb- 
bringen  und  bei  rücksichtsloser  Veränderung  der  für  jenes  Jahr 
getroffenen  Einrichtungen  sogleich  eine  neue  Richterliste  durch- 
setzen. Aber  es  traten  damals  Censoren  ihr  Amt  an,  erwählt 
zu  dem  Zwecke,  um  die  neuen  Bürger  in  die  alten  Tribus  auf- 
zunehmen und  ihnen  den  ihnen  fortan  zustehenden  Theil  an  der 
Staatsregierung  zu  ermöglichen.  Die  Richterliste  sollte  aus  Volks- 
wahl hervorgehen:  es  wäre  eine  Beeinträchtigung  der  neuen 
Bürger  gewesen,  wenn  man  ohne  ihre  Mitwirkung  verfahren 
wäre;  viel  wahrscheinlicher,  dass  man  die  Ausfühmng  des 
Richtergesetzes  bis  dahin  aufschob,  wo  sie,  wie  an  den  Beamteo- 
wahlen  überhaupt,  Theil  nehmen  konnten.  Der  vollständige  Be- 
weis dafür  liegt  in  Gn.  Pompejus'  Processe.  Derselbe  war  Gon- 
sul  im  Jahre  89:  schon  als  solcher  durfte  er*)  nicht  vor  das 
Schwurgericht  gestellt  werden.  Aber  ausserdem  war  er  bis  in 
die  letzten  Tage  seines  Amtes  von  Rom  abwesend  und  im  Kriege 
beschäftigt :  sein  Triumph  über  Asculum  wird  in  den  Triumphal- 
fasten am  27.  December  angemerkt.  Seine  Anklage  kann  folg- 
lich nur  im  folgenden  Jahre  geschehen  sein,  und  zwar  sogleich 
im  Anfange  desselben.  Denn  alsbald  erhielt  er  wieder  den  Ober- 
befehl über  ein  Heer  in  Italien,  das  er  dann  nicht  an  seinen 
Nachfolger,  den  Gonsul  Q.  Pompejus,  abtreten  wollte :  nur  schein- 
bar fügte  er  sich,  erregte  aber  einen  Soldatenaufstand,  in  wel- 
chem Quinttts  umkam,  übernahm  wieder  den  Oberbefehl^)  und 
behielt  ihn  bis  zu  seinem  Tode.  Die  Anklage  gegen  ihn  kann 
also  nur,  als  er  das  Consulat  niedergelegt  und  das  Prooonsulat 
noch  nicht  angetreten  hatte,  geschehen  sein.^^)  Daraus  ergiebt 
sich  unzweifelhaft,  dass  Plautius  für  das  laufende  Jahr  89  v.  Chr. 
die  alte,  aus  Rittern  bestehende  Richterliste  beibehielt,  und  erst 
für  das  folgende  Jahr  deren  Aufstellung  durch  Volkswahl  nach 
neuen  Grundsätzen  verordnete. 


a)  S.  oben  S.  145. 

b)  App.  bell.  civ.  1,  63;  Val.  Max.  IX,  7,  2;  Liv.  per.  LXXVH;  VeU. 
II,  20. 
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Trotz  der  durch  ^das  Julische  Gesetz  im  Jahre  90  v.  Chr. 
veifogten  and  im  folgenden  Jahre  durch  die  Censoren  vollzoge- 
nen Aufoahme  der  Italischen  Bundesgenossen  in  das  Römische 
Bürgerrecht  gab  es  damals  nur  die  althergebrachte  Zahl  von  fünf 
and  dreissig  Tribut:  es  ist  eine  irrige  Ansicht  einiger  Gelehr- 
ten, welche  aus  einer  falsch  verstandenen  Stelle  Appians  schlössen, 
man  habe  Anfangs  für  die  neuen  Burger  auch  neue  Tribus  er- 
richtet**) Mithin  enthielt  die  jährliche  Richterliste  nach  dem 
Plautischen  Gesetze  525  Namen.  Sie  musste  für  alle  Schwur- 
gerichte ausreichen,  sowohl  far  diejenigen,  welche  nach  dem 
Varischeu,  das  Appulejische  mit  umfassenden,  Majestätsgesetze 
gehalten  wurden,  als  auch  für  die  andern,  welche  seit  dem  ersten 
Calpumischen  Gesetze  über  Amtsverbrechen  errichtet  waren. 
Denn  es  ist  undenkbar,  dass  es  ausser  diesen  vom  Volke  er- 
nannten Geschworenen  noch  andere  aus  einzelnen  Ständen  nach 
früheren  Gesetzen  erlesene  gab.  Die  Zahl  ist  um  etwas  grösser 
als  die  des  Aciüschen  Gesetzes,  um  eben  so  viel  kleiner,  als 
diejenige,  welche  M.  Drusus  nach  seinem  nicht  zur  Ausführung 
gekommenen  Gesetze  ernannt  haben  wollte.  Es  ist  wahrschein- 
lich, dass  dieser  Unterschied  nur  von  der  Art  der  Ernennung 
herrührt:  Plautius  hätte  wohl  auch  450  oder  500  oder  600  als 
Zahl  der  Geschworenen  bestimmt,  wenn  dabei  eine  gleichmässige 
Vertheilung  unter  die  Tribus  möglich  gewesen  wäre.  Keinen- 
falls  ist  der  Unterschied  von  Belang  und  konnte  nur  zur  Folge 
haben,  dass  der  einzelne  Geschworene  seltener  belästigt  wurde. 
Die  Zahl  der  für  den  einzelnen  Fall  ernannten  Geschworenen 
wird  ungefähr  der  des  Acilischen  Gesetzes  gleich  sein.  Aber 
rückwärts  wird  man  auch  weiter  schliessen  dürfen,  dass  die 
vom  Acilischen  Gesetze  verordnete  jährliche  Richterliste  von 
450  Geschworenen  für  alle  damals  bestehenden  Schwurgerichte 
galt,  und  noch  weiter,  dass,  da  in  jenem  Gesetze  als  strafbar 
nur  Beamte  und  Senatoren  genannt  werden,  die  Schwurgerichte 
überhaupt  nur  für  Amtsverbrechen  bestanden.  Wir  haben  dies 
Ergebniss  früher  aus  andern  Betrachtungen  gewonnen;  aber  es 
ist  förderlich,  auf  diesen  Punkt,  welcher  für  das  Verständniss 
und  den  Entwickelungsgang  des  Criminalprocesses  entscheidend 
ist,  von  Neuem  zurückzukommen.     Alle  Nachrichten  und  Er- 
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scheinungen ,  denen  wir  bis  auf  Sullas  Zeit  begegnen ,  weisen 
gleichmässig  auf  diese  Beschränkung  der  Schwurgerichte  hin: 
weil  sie  bisher  nicht  erkannt  wurde,  war  es  unmöglich,  das  Rö- 
mische Schwurgericht  überhaupt  zu  verstehen. 

Sechzehntes  Capitel. 

Geltung  des  Piautischen  Richtergesetzes  bis  auf  Snlla.  Sein  Inhalt 
scheint  noch  umfassender  gewesen  su  sein.  Plautins*  Gesetz  Ober  6e- 
waltthätigkeit.  Hachrichten  darttber,  sein  Urheber  und  seine  Entstehungs- 
zeit. Es  bezog  sich  nur  auf  die  Gewaltth&tigkeit  von  Beamten  und  Se- 
natoren. Lutatisches  Gesetz  Ober  Gewaltth&tigkeit.  Die  Zeit,  in  der  es 
gegeben  wurde,  und  Widerlegung  derjenigen,  weiche  es  bezweifeln.  Inhalt 
desselben.  Process  gegen  1.  Gaelius  Rufte  und  Giceros  YertheidigiBg. 
Der  Process  wurde  nach  dem  Lutatischen  Gesetze  geführt  und  Gaelius 
war  Römischer  Ritter.  Unterschied  des  Plautischen  und  Lutatischen  Ge- 
setzes. Besondere  Bestimmung  des  letzteren  Ober  das  Verfahren.  Begriff 
der  Gewaltth&tigkeit.  Es  ist  ein  politisches  Verbrechen  und  schon  der 
Versuch  dazu  strafbar.  Der  Begriff  ist  in  den  beiden  Gesetzen  verschie- 
den aufgefasst.    Strafe. 

Dies  also  ist  das  Plautische  Gesetz,  das,  wie  Asconius' 
Nachricht  und  Cn.  Pompejus'  Process  beweisen,  nicht  bloss  zur 
Ausfuhrung  kam,  sondern  auch  bestand,  bis  Sulla  mit  dem  gan- 
zen Staate  die  eingreifendsten  Veränderungen  vornahm.  Es 
passt  für  jene  Zeit,  in  der  alle  democratischen  Regungen  mit 
einer  Entschiedenheit,  wie  sonst  nie  in  der  Römischen  Geschichte, 
hervortraten.  So  sehr  auch  damals  die  Gewalthaber  der  Volks- 
partei, unterstützt  durch  die  Zuneigung  der  neu  in  das  Reich 
aufgenommenen  Elemente,  mit  Rücksichtslosigkeit  und  oft  mit 
Verachtung  der  zum  Schutze  der  Freiheit  erfundenen  Formen 
und  Regeln  herrschten,  so  geht  doch  überall  ein  Zug  von  demo- 
cratischer  Gleichheit  hindurch ,  der  eine  Wahl  auch  der  Richter 
durch  das  Volk  verlangte  und  für  dieselbe  keine  Standesbe- 
schränkung gestattete.  Wir  haben  zwar  keine  ausdrückliche 
Nachricht,  dass  das  Plautische  Gesetz  so  lange  bestand,  aber 
auch  keine  Andeutung,  dass  irgend  ein  anderes  Gesetz  gegeben 
wurde.   Veliejus*)  macht  bei  Gelegenheit  des  späteren  Aureliscben 

a)  Yellei.  II ,  d2  Per  idem  tempus  Cotta  iudicandi  munus ,  quod  C. 
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Gesetzes  die  ßemerkung,  G.  Gracchus  habe  das  Richteramt  von 
dem  Senate  aaf  die  Ritter,  Salla  wieder  von  jenen  auf  den  Se- 
nat übertragen.  Er  will  damit  die  Hauptmomente  in  der  Ge- 
schichte des  Ricbteramtes  angeben  und  eben  so  wenig  wie  man 
daraus  folgern  darf,  es  habe  das  Acilische  Gesetz  und  das  Gae- 
piosond  Glaucias  keinen  Bestand  gehabt,  darf  man  deshalb  auf 
eine  kurze  Dauer  des  Plautischen  Gesetzes  schliessen.  Der 
Ritterstand  wird  durch  seine  Nachricht  nicht  ausgeschlossen,  es 
ist  sogar  natürlich,  dass  die  Mehrheit  der  Richter  aus  Rittern 
bestand,  nur  dass  sie  den  ausschliesslichen  Besitz  und  damit 
den  Uebermuth  verloren  hatten.  Cicero*^)  sagt,  beinahe  funfeig 
Jaiire  lang  habe  der  Ritterstand  das  Richteramt  gehabt:  dies  ist 
richtig,  auch  wenn  das  Plautische  Gesetz  von  88  v.  Chr.  bis 
auf  Sulla  in  Geltung  blieb.^»^) 

So  weit  wir  das  Plautische  Gesetz  kennen  gelernt  haben, 
bandelte  es  über  die  Aufstellung  der  jährlichen  Richterliste  und 
liess  alle  übrigen  Gesetze  über  die  Verbrechen ,  welche  vor  den 
Schwurgerichten  zur  Anklage  kamen,  bestehen.  Solcher  Gesetze 
hatte  es  bisher  nur  wenige  gegeben,  vielleicht  nur  das  von  Cae- 
pio  und  Drusus:  die  übrigen  hatten  ausser  der  Form  des  Ver- 
fahrens irgend  eine  Verbesserung  in  dem  Criminalrechte  selbst 
vorgenommen:  so  das  Sempronische,  das  Acilische,  das  Servili- 
sche Glaucias.  Selbst  bei  denen,  wo  uns  nichts  überliefert  wird, 
ist  es  möglich,  dass  die  Veränderung  des  Richterstandes  mit 
irgend  einer  neuen  Anordnung  über  das  Verfahren  verbunden 
war:  so^  sehr  galt  das  Schwurgericht,  galten  die  auf  dasselbe 
bezüglichen  Gesetze  als  ein  und  derselben  Gattung  angehörig, 
so  sehr  lag  es  nahe,  wenn  man  einmal  die  Mühe,  einen  Volks- 
beschluss  herbeizufuhren,  übernahm,  zugleich  die  Gelegenheit  zu 
benutzen,  um  irgend  einen  Uebelstand  zu  beseitigen.  Selbst 
das  Appulejische  und  Varische  Gesetz,  welche  sich  der  üeber- 
lieferong  nach  nur  auf  die  Ausbildung  des  Criminalrechtes  be- 


Oiacchng  ereptam  senatai  ad  equites,  Sulla  ab  illis  ad  senatnui  transtule- 
^^  aequaliter  inter  utmmque  ordioem  partitus  est. 

a)  Cid  in  Verr.  Act  I,  13, 38  Cognoscet  ex  me  populus  Romanus,  quid 
at  quam  ob  rem,  cum  equester  ordo  iudicaret  annos  prope  quinquaginta 
contiouog,  in  nulle  iudice  eqoite  Romano  u.  s.  w.    VergL  oben  S.  57, 
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zogen,  mögen  kleinere  Aenderungen  auch  im  Processe  herbeige- 
führt haben.  £twas  ähnliches,  scheint  es,  fand  bei  dem  Plas- 
tischen Gesetze  statt. 

£s  wird  nämlich  vielfach  ein  Plautisches  oder  Plotisches 
Gesetz  über  Gewaltthat  (lex  Plautia  sive  Plotia  de  vi)  erwähnt, 
welches  den  Anfangspunkt  für  die  Gesetzgebung  über  ein  beson- 
deres Verbrechen  bildete,  aber  trotz  seiner  häufigen  Erwähnung 
und  der  zahlreichen  Arbeiten  von  Gelehrten  so  wenig  erkannt 
ist,  dass  man  weder  über  den  Urheber  noch  die  Zeit  seiner  Ent- 
stehung noch  über  seinen  Inhalt  zu  einem  sicheren  Ergebnisse 
gelangt  ist 

Zuerst  wird  das  Plautische  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit 
erwähnt  während  Ciceros  Consulat  im  Jahre  63  v.  Chr.:  der  be- 
rüchtigte Catilina  wurde,  ehe  Cicero  seine  ausserordentlichen 
Massregeln  gegen  ihn  begann,  von  L.  Paulus  nach  dem  Plaati- 
schen  Gesetze  angeklagt.*)  Dass  dies  Gesetz  eben  dasjenige 
über  Gewaltthätigkeit  ist,  welches  bei  späteren  Processen  genannt 
wird,  kann  kein  Zweifel  sein.  Aus  dieser  Zeitbestimmung  ergiebt 
sich,  dass  von  allen  Mitgliedern  des  Plautischen  Geschlechtes, 
welche  die  Römische  Geschichte  kennt,  nur  zwei  hier  in  Betracht 
kommen  können,  erstens  der  Volkstribun  M.  Plautius  Silvanus 
vom  Jahre  89  v.  Chr.,  über  dessen  Richtergesetz  wir  eben  ge- 
sprochen haben,  zweitens  ein  anderer  Volkstribun,  der  ein  Ge- 
setz über  die  Zurückberufung  der  verbannten  Anbänger  von  M. 
Aemilius  Lepidus  gab^),  und  von  dem  wahrscheinlich  auch  der 
Versuch  eines  Ackergesetzes  herrührt.*^)  Zwar  liegt  es  nicht 
ausserhalb  der  Möglichkeit,  dass  auch  andere .  Plautier  vor  Cice- 
ros Consulat  Ehrenstellen  und  namentlich  das  Tribunat  bekleidet 
und  Gesetze  gegeben  haben ;  aber  dann  lässt  sich  über  sie  nichts 
sagen  und  man  muss  auf  jeden  Versuch  verzichten,  die  Wahr- 
scheinlichkeit aufeufinden.  Von  jenen  beiden  Plautiern  war  der 
letztere,  wie  wir  aus  seiner  Gesetzesvorlage  erkennen,  Gegner 
der  Optimaten  und  der  S'ullanischen  Verfassung,  der  erstere  An- 
hänger des  Senates,  mit  dessen  Unterstützung  er  die  Alleinherr- 


a)  SuU.  Cat.  31  et  ipse  lege  Plautia  interrogatus  erat  ab  L.  Paolo. 

b)  Suet.  Caes.  5;  Gell.  XIII,  3.    Vergl.  unten  Abschnitt  2  Oap.  a 
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.Schaft  der  Ritter  in  den  Gerichten  gebrochen  hatte.  Das  Gesetz 
über  Gewaltthätigkeiten  selbst  erscheint  als  günstig  für  die  Opti- 
mateD.  Die  späteren  Gesetze  über  Gewaltthätigkeit,  das  Luta- 
tische  und  Pompejische,  waren  gegen  die  Volkspartei  und  deren 
StrebeD,  die  im  Besitze  der  Macht  Befindlichen  auf  ungesetzliche 
Weise  zu  stürzen,  gerichtet  und  wurden  meist  gegen  Anhänger 
dieser  Partei,  wie  Catilina,  Clodius,  in  Anwendung  gebracht: 
erst  als  bei  der  Machtlosigkeit  der  Gesetze  von  beiden  Seiten 
Gewalt  angewendet  wurde,  finden  sich  auch  Mitglieder  der  Se- 
oatspartei  in  gleiche  Anklagen  verwickelt.  Das  ganze  Streben 
der  Volkspartei  kennzeichnet  sich  durch  die  Neigung,  die  Fesseln 
der  alten  Kömischen  Gesetze  zu  lösen:  dass  sie  neue  Fesseln 
selbst  erfunden  habe,  ist  nicht  wahrscheinlich.  Alles  dieses 
spricht  gegen  den  Tribunen  von  77  v.  Chr. ,  jedoch  mehr  noch 
der  Umstand,  dass  er  ein  Gesetz  über  die  Zurückberufung  der 
AohäDger  von  Lepidus  gegeben  haben  soll.  Diese  waren  verur- 
theilt  wegen  Gewaltthätigkeit  und  um  ihre  Bestrafung  durchzu- 
setzen, ein  besonderes  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit  gegeben  wor- 
den. Es  ist  unmöglich,  dass  ein  und  derselbe  Tribun  die  wegen 
Gewaltthätigkeiten  Verurtheilten  zurückberufen  und  selber  ein 
Gesetz  über  Gewaltthätigkeiten  gegeben  habe.  Deshalb  haben 
Alle,  welche  überhaupt  die  Zeit  des  Plautischen  Gesetzes  zu  be- 
stimmen suchten,  den  Tribunen  von  89  v.  Chr.  als  Urheber  des- 
selben anerkannt^*) 

Für  denselben  sprechen  noch  andere  Gründe.  £rstlich  die 
Zeitverhältnisse  jenes  Jahres.  Es  geschah  damals  in  Rom  eine 
Gewaltthat,  wie  sie  ausser  in  Kriegszeiten  sonst  nicht  vorgekom- 
men ist,  ein  Aufstand  der  Gläubiger.»)  A.  Sempronius  Asellio 
war  städtischer  Prätor:  die  Geld  Verhältnisse  waren  wegen  des 
noch  andauernden  Marsischen  Krieges  sehr  gedrückt  und  es  ka- 
men vor  ihn  viele  Klagen  von  Gläubigern.  Er  brachte  die  alten 
Gesetze  gegen  Geldwucher  zur  Anwendung  und  erregte  dadurch 


a)  LW.  per.  LXXIV  Cum  aere  alieno  oppressa  esset  civitas ,  A.  Sem- 
pronius Asellio  praetor,  qaoniam  secundum  debitores  ias  dicebat,  ab  eis, 
<)Qi  fiienerabantur,  in  foro  occisus  est;  Val.  Max.  IX,  7,  4,  am  ausführlich- 
sten App.  beU.  civ.  I,  54. 


268  Veranlassung  zum  Plautischen  Gesetze. 

den  Hass  der  Geldmänner,  welche  bei  dem  Volkstribunen  L.  Cas- 
sius  Unterstützung  fanden.  Der  Prätor  wurde  auf  dem  Markte 
gewaltthätig  angegriffen  und  auf  der  Flucht  schmählich  getödtet. 
Dies  war  ein  Verbrechen,  welches  die  strengste  Ähndung  ver- 
diente und  doch,  wie  es  scheint,  grösstentheils  ohne  Strafe  blieb. 
Der  Senat,  heisst  es,  setzte  öffentlich  eine  Belohnung  aus  für 
denjenigen,  welcher  den  Thäter  angeben  würde,  für  den  Freien 
eine  Geldsumme,  für  den  Sclaven  die  Freiheit;  dennoch  wurde 
der  Thäter  nicht  entdeckt.  Mithin  konnte  über  den  Mord  selbst, 
wozu  die  bestehenden  Gesetze  ausreichten,  keine  Untersuchung 
stattfinden.  Aber  der  eigentliche  Schuldige  war  jener  Volkstri- 
bun L.  Cassius,  der,  wenngleich  wohl  nicht  zum  Morde,  doch 
zur  offenen  Gewalt  ermuntert  hatte.  Zu  seiner  Bestrafung  reich- 
ten die  bisherigen  Gesetze  nicht  hin :  er  hätte  nur  vor  ein  Volks- 
gericht gebracht  werden  können.  Es  ist  sehr  begreiflich,  wie 
dieser  Vorgang,  dessen  Äbscheulichkeit  das  Rechtsgefühl  aller 
Bürger  aufregen  musste,  die  Veranlassung  zur  Ergänzung  der 
bestehenden  Gesetze  über  Amtsverbrechen  durch  ein  neues  Ge- 
setz über  Gewaltthätigkeiten  gab.  Es  erklärt  sich  dann,  dass 
dieses  neue  Gesetz  zum  Nachtheile  der  Römischen  Ritter  ausfiel. 
Denn  sie,  die  Geldmänner,  waren  die  Gegner  des  Prätors,  wel- 
eher  das  verschuldete  Volk  schützen  wollte,  gewesen:  sie  hatten 
den  Volkstribunen  unterstützt  und  die  Entdeckung  der  Thäter 
gehindert  Wenn  jener  M.  Plautius  Silvanus,  Volkstribun  von 
89  V.  Chr.,  ein  Gesetz  über  die  Veränderung  des  Richterstandes 
gab,  so  knüpften  sich  daran  leicht  andere  Bestimmungen  für  die 
Fortbildung  des  Rechtes  selbst  *) 

Demnach  ist  das  Jahr  89  v.  Chr.  als  Entstehungszeit,  der 
Volkstribun  M.  Plautius  Silvanus  als  Urheber  des  Plautischen 
Gesetzes  über  Gewaltthätigkeit  so  gesichert,  wie  es  bei  einer 
nicht  überlieferten  Thatsache  möglich  ist  Daraus  folgt,  das8 
dasselbe  nur  für  die  Schwurgerichte,  wie  sie  um  das  genannte 
Jahr  bestanden,  und  nur  für  die  Gewaltthätigkeiten  von  Beam- 
ten und  ihnen  gleichstehenden  Senatoren  galt  Für  diese  Auf- 
fassung des  Gesetzes  hat  man  zwar  kein  Zeugniss;  aber  sie  er- 


a)  Vergl.  oben  S.  265. 
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giebt  sich  mit  Notbwendigkeit  aus  der  Zeit  und  der  Art  und 
Weise  seines  Entstehens.  Es  wäre  eine  ausserordentliche  Ver- 
änderang  in  dem  ganzen  Criminalverfahren  gewesen,  wenn  Plan- 
tius  Ton  dem  Grandsatze  der  Sebwurgerichte  abgewichen  wäre 
und  Niehtbeamte  als  strafbar  hingestellt  hätte,  eine  Verände- 
rung, wie  sie  von  den  Schriftstellern  nicht  hätte  mit  Stillschwei- 
gen übergangen  werden  können.  Die  unmittelbare  Veranlassung 
zum  Gesetze  lag  auch  in  dem  Wunsche,  einen  Beamten  zur  Be- 
strafung zu  bringen:  der  Volkstribun  L.  Gassius  hatte  offenbare 
Gewaltthätigkeit  geübt  und  konnte  doch  nach  den  bisherigen 
Gesetzen  nicht  vor  das  Schwurgericht  gebracht  werden.  Alle, 
TOD  denen  es  heisst,  sie  seien  nach  dem  Plautischen  Gesetze 
angeklagt  worden,  sind  Beamte  oder  Senatoren,  so  P.  Glodius^), 
Catiüna*»),  M.  Saufejus*')  undM.  Tuccius.**)  Man  darf  hiergegen 
nicht  diejenigen  Stellen  anführen,  wo  von  Gewaltthätigkeit  im 
Allgemeinen  die  Rede  ist,  ohne  Nennung  des  Plautischen  Ge- 
setees.  Es  sind  ihrer  drei  bei  Cicero,  die  erste  in  der  Rede  für 
den  wegen  Gewaltthätigkeit  angeklagten  GaeUus :  der  Redner 
spricht  dort  von  einem  Gesetze'),  das  an  aUen  Tagen,  an  ge- 
vöbnliehen  wie  an  Festtagen,  eine  Untersuchung  vorschriebe  über 
aufrührerische  und  verruchte  Bürger,  welche  bewaffnet  den  Se- 
nat umlagert,  den  Beamten  Gewalt  angethan,  den  Staat  bekämpft 
hätten.  Diese  Worte  beziehen  sich  auf  Gewaltthätigkeiten,  nicht 
von  Beamten,  sondern  von  Bürgern  überhaupt,  aber  sie  sprechen 
nicht  von  dem  Plautischen  Gesetze.  Sie  beweisen,  dass  es  zur 
Zeit,  wo  Cicero  seine  Rede  hielt,  ein  auf  alle  Bürger  anwend- 
bares Gesetz  über  Gewaltthätigkeiten  gab;  aber  dies  war  ent- 
weder ein  von  dem  Piautischen  verschiedenes  oder  das  Plautische 
war  bei  der  grossen  inzwischen  eingetretenen  Veränderung  im 
Criminalrechte   auf  alle  Bürger  ausgedehnt  worden.     An  einer 

a)  Gic  p.  MU.  13,  36. 

b)  SalL  Cat  31. 

c)  Ascon.  in  Gic.  p.  Mil.  p.  54. 

d)  Cic.  epiat  VUI,  8,  1. 

e)  Gic.  p.  Gael.  1,  1  idem  cum  andiat  esse  legem,  quae  de  seditiosia 
<^QBcelerati8qae  civibos,  qoi  armati  senatum  obsederint,  magistratibos  vim 
fttolerint,  rem  publicam  oppugnarint,  cotidie  quaeri  iubeat,  legem  non 
^probet  u.  ».  w. 
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anderen  Stelle  spricht  Cicero  von  dem  Senatsbeschlosse,  der  ihm 
den  Wiederaufbau  seines  Hauses  gestattet  und  alle  Störungen 
dabei  für  Vergehen  gegen  den  Staat  erklärt  hätte:  er  sagt*),  der 
Senat  hätte  beschlossen,  wer  den  Aufbau  seines  Hauses  gestört 
hätte,  solle  nach  dem  Gesetze  über  Gewaltthätigkeit  strafbar 
sein,  welches  gegen  diejenigen  bestände,  die  den  gesaromteo 
Staat  bekämpft  hätten.  Auch  hier  ist  von  einem  gegen  alle  Bur- 
ger bestehenden  Gesetze  über  Gewaltthätigkeit  die  Rede;  aber 
es  heisst  nicht  das  Plautische  und  in  der  Zeit  von  89  v.  Chr. 
bis  57,  wo  Cicero  jenes  sprach,  konnte  sehr  wohl  ein  neues 
derartiges  Gesetz  erlassen  werden.  Endlich  erzählt  Cicero  in 
einem  Briefe  *")  von  dem  öfters  erwähnten  Angeber  C.  Vettius, 
der  weder  Beamter  noch  Senator  war,  derselbe  hätte  das  Ge- 
ständniss  abgelegt,  bewafinet  gewesen  zu  sein  und  deshalb  sei 
er  bei  dem  Prätor  Crassus  wegen  Gewaltthätigkeit  angeklagt 
worden.  Dies  geschah  im  Jahre  59  v.  Chr.,  und  von  dem 
Plautischen  Gesetze  ist  dabei  ebenfalls  nicht  die  Rede. 

Sonach  steht  der  Annahme,  das  Plautische  Gesetz  habe  sich 
nur  auf  die  Gewaltthätigkeiten  der  Beamten  und  Senatoren  be- 
zogen, nichts  im  Wege;  dieselbe  wird  vielmehr  durch  Betrach- 
tung der  Entwickelung,  welche  das  Schwurgericht  nahm,  be- 
stätigt. Aber  eben  so  ergiebt  sich,  dass  es  zu  Ciceros  Zeit  ein 
alle  Bürger  umfassendes  Gesetz  über  Gewaltthätigkeiten  gab. 
Wäre  das  Plautische  Gesetz  von  89  v.  Chr.  in  späterer  Zeit 
entweder  durch  Sulla  oder  einen  andern  Gesetzgeber  von  dem 
beschränkten  Kreise  der  Beamten  auf  alle  Bürger  übertragen 
worden,  so  wäre  es  damit  untergegangen:  zu  Ciceros  Zeit 
würden  wir  dann  nur  von  jenem  allgemeinen  Gesetze  hören, 
das  Plautische  könnte  höchstens  noch  gescbichüich  erwähnt  wer- 
den. Indessen  es  war  noch  damals  in  Geltung  und  es  werden 
nach  demselben  angestellte  Processe  angeführt.  Daraus  folgt, 
dass  der  Urheber  des  späteren  Gesetzes  das  ältere  Plautische  un- 

a)  Cic.  de  bar.  resp.  8,  15  deinde  cum  ille  saxis  et  ignibus  et  ferro 
vastitatem  meis  aedibus  intulisset,  decrevit  senatas  eos  qui  id  fecisseot 
lege  de  vi,  quae  est  in  eos,  qui  univeraam  rempublicam  oppognasseot 
teoeri. 

b)  Cic.  ad  Att  II,  24. 
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verändert  bestehen  Hess  and  daneben  ein  neues,  fBr  alle  Bür- 
ger, welche  nicht  Beamte  and  Senatoren  waren,  gültiges  gab. 

Es  wird  uns  ein  solches  zweites  Gesetz  über  Gewaltthätig- 
keit genannt.  Cicero  in  seiner  Rede  für  M.  Gaelius  sagt^), 
Q.  Catulus  habe  zu  einer  Zeit,  wo  die  Zwietracht  der  Bürger 
mit  Waffen  in  der  Hand  auftrat  und  der  Staat  sich  in  der  &usser- 
sten  Gefahr  befand,  ein  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit  gegeben. 
Dies  ist  also  ein  Lutatisches  Gesetz  (leo)  lAitatia).  Indessen 
man  hat  vielfach  geleugnet  und  leugnet  noch  '^),  dass  es  ein  be- 
sonderes Lutatisches  Gesetz  gegeben  habe.  Man  macht  drei 
Gründe  geltend.  Erstlich,  dasselbe  werde  nur  an  einer  einzigen 
Stelle  Ciceros  erwähnt:  ein  wunderlicher  Grund.  Denn  wie  Vie- 
les aus  der  alten  Geschichte  müsste  geleugnet  werden,  wollte 
man  ihn  auf  Alles  nur  von  einem  einzigen  Gewährsmanne  er- 
zählte anwenden!  Und  noch  dazu  soll  Cicero  und  zwar  in  einer 
Vertheidigungsrede,  welche  er  öffentlich  in  einem  Processe  wegen 
Gewaltthätigkeit  gehalten  hat,  verleugnet  werden!  Femer  heisst 
es,  nach  der  Zeit,  wo  das  Lutatische  Gesetz  gegeben  sein 
mnsste,  sei  immer  nur  nach  dem  Plautischen  Gesetze  angeklagt 
worden.  Diese  Behauptung  ist  nicht  richtig.  Denn  eben  die 
Stelle  Ciceros  beweist,  dass  der  Process  gegen  Caelius  nach  dem 
Latatischen  Gesetze  geführt  worden  ist.  Cicero  sagt,  die  gegen- 
wärtige Untersuchung  finde  über  Gewaltthätigkeit  statt,  und  das 
Gesetz  dafür  sei  das  Lutatische.  Dies  lässt  keinen  Zweifel  übrig. 
Cicero  sagt  noch  weiter,  nach  eben  demselben  Gesetze  sei  bei 
der  Vertilgung  der  Ueberbleibsel  <ler  Catilinarischen  Verschwö- 
nmg  verfahren  worden.  Er  giebt  also,  wenn  man  dem  Sinne 
seiner  Worte  nachgeht,  mehrere  Processe  nach  dem  Lutatischen 
Gesetze  an.  Indessen,  gesetzt  auch  jene  Behauptung  wäre  rich- 
tig, es  wäre  uns  kein  Process  nach  dem  Lutatischen,  wohl  aber 
mehrere  nach  dem  Plautischen  Gesetze  bekannt,  so  würde  dar- 


a)  Cic  p.  Gael.  29,  70  De  vi  quaeritis:  quae  lex  ad  Imperium,  ad 
maiestatem,  ad  statum  patriae,  ad  salutem  omniom  pertinet,  qoam  legem 
Q.  Catolas  armata  dissensione  ctvium ,  reipublicae  paeoe  extremis  tempo- 
nbns  tulit,  quaeqne  lex  sedata  illa  flamma  consulatua  mei  fumantes  reli- 
qüas  ooniuratiooiB  extiiudt  Hae  enim  lege  Caelii  adolescentia  non  ad  rei- 
publicae poenas»  sed  ad  molieris  libidinosae  deliciaa  d^Mscitur. 
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ans  nur  folgen ,  dass  die  Ueberlieferung  über  jenes  Gesetz  man- 
gelhafter sei  als  über  dieses.  Dies  könnte  zufällig,  aber  auch  in 
dem  Inhalte  der  beiden  Gesetze  begründet  sein.  Endlich,  sagt 
man,  was  Cicero  dem  Lutatischen  Gesetze  zuschriebe,  dass  es 
die  Ueberbleibsel  der  Gatilinarischen  Verschwörung  vertilgt  habe, 
das  würde  in  der  Declamation  gegen  Cicero  dem  Plautischen  Ge- 
setze zugeschrieben*):  Cicero  hätte  nach  seinem  Consulate  in 
Gemeinschaft  mit  seiner  Frau  Terentia  in  seinem  Hause  Ge- 
richte nach  dem  Plautischen  Gesetze  gehalten.  Ich  übergehe  die 
Frage  über  den  Urheber  jenes  Schriftstückes  und  dessen  Glaub- 
würdigkeit, die  doch  Niemanden  grösser  erscheinen  kann  als  die 
Ciceros  selber:  ich  gehe  auch  nicht  auf  den  Sinn  der  Stelle  ein. 
Vielmehr  glaube  ich,  dass  von  den  Theilnehmern  der  Gatilina- 
rischen Verschwörung  einige  nach  dem  Plautischen  Gesetze  be- 
straft wurden.  Aber  es  konnten  beide  Gesetze  zur  Anwendung 
kommen:  sie  brauchten  sich  nur,  das  eine  auf  diese,  das  andere 
auf  jene  Classe  von  Angeklagten  zu  beziehen,  und  Alles  ist  er- 
klärt. 

Es  ist  eine  Vermessenheit,  wenn  Cicero  sagt,  Q.  Catulos 
habe  ein  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit  gegeben,  zu  erklären,  es 
habe  kein  Lutatisches  Gesetz  existirt,  noch  dazu  zu  Gunsten  des 
Plautischen  Gesetzes,  dessen  Urheber,  Veranlassung  und  Inhalt 
man  eben  so  wenig  kennt,  wie  den  des  Lutatischen,  das  man 
leugnet  Man  half  sich  durch  eine  Vermuthung  und  nahm  an, 
im  Jahre  89  v.  Chr.  sei  mit  M.  Plautius  auch  Q.  Lutatius  Ca- 
tulus  Volkstribun  gewesen  und  von  Beiden  gemeinschaftlich  sei 
ein  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit  erlassen  worden,  das  bald  ein 
Plautisches,  bald  ein  Lutatisches  genannt  werden  dürfe.^^^)  Diese 
Vermuthung  wird  durch  die  angefahrten  Worte  Ciceros  wider- 
legt Wenn  derselbe  Q.  Catulus  ohne  weiteren  Zusatz  als  Ur- 
heber des  Gesetzes  nennt,  so  kann  er  nur  einen  von  den  damals 
berühmten  Männern  dieses  Namens  meinen,  entweder  den  Gon- 
sul  von   102  V.  Chr.  oder  den  von  78  v.  Chr.    Jener  war  zu 


a)  Declam.  in  M.  Oic.  11, 8  Sed,  ut  opinor,  illa  te  magis  extollant,  qoae 
post  consulatum  cum  Terentia  uxore  de  rep.  consuloisti,  com  legis  Plan- 
tiae  iadicia  domi  faeiebatis. 
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alt,  um  89  mit  M.  Plautius  Tribun  zu  sein :  dieser  hätte  es  der 
Zeit  nach  sein  können,  aber  wir  hören  von  keinen  £hrenstellen, 
welche  er  vor  dem  Consulate  bekleidet  hätte,  und  wäre  er  Tri- 
buQ  gewesen,  so  würde  bei  der  Entschiedenheit  seines  Charak- 
ters nod  bei  seinem  Talente  als  Redner  weitere  Kunde  auf  uns 
gekommen  sein.  Es  sagt  aber  auch  Cicero ,  Catulus  habe  sein 
Gesetz  gegeben,  „als  die  Bürger  zwieträcbtig  gegen  einander 
UDter  Waffen  standen."'  Dies  passt  nicht  auf  das  Jahr  89  v.  Chr., 
wo  die  Bürger  einig  waren  und  der  blutige  Krieg  mit  den  Itali- 
sehen  Bundesgenossen,  den  damaligen  Feinden,  währte;  aber 
sehr  gut  auf  78  v.  Chr.,  wo  der  bewaffnete  Au&tand  der  Volks- 
partei unter  M.  Lepidus  ausbrach.  Die  Volkstribunen  durften 
damals  beim  Bestehen  der  Sullanischen  Verfassung  kein  Ge- 
setz geben :  es  erklärt  sich  dadurch,  weshalb  der  Consul  dieses  zur 
£rgäQzang  des  Criminalrechtes  mit  Zustimmung  des  Senates  in 
CeDturiatcomitien  einbrachte.  Hiernach  muss  sich  eine  besonnene 
Critik  dafür  entscheiden,  dass  es  ein  besonderes  Lutatisches 
Gesetz  über  Gewaltthätigkeiten  gab,  aus  dem  Jahre  78  v.  Chr., 
verschieden  von  dem  eilf  Jahre  früher  erlassenen  Plautischen. 
Auch  den  Inhalt  des  Lutatischen  Gesetzes  und  seine  Stel- 
lung zu  dem  Plautischen  kann  man  mit  Sicherheit  angeben:  es 
ist  nicht  nöthig,  zu  der  unbestimmten  und  unbeweisbaren  Ver- 
mathung,  es  habe  einen  processualischen  Nachtrag  zu  den  vor- 
hergebenden Gesetzen  enthalten,  seine  Zuflucht  zu  nehmen.  Ci- 
cero vertheidigte  in  einer  Rede,  welche  wir  besitzen,  M.  Caelius 
Rafüs.  Derselbe  war  angeklagt  wegen  Gewaltthätigkeit  nach 
dem  Lutatischen  Gesetze.*)  Die  Rede  wird  von  Einigen **2)  in 
das  Jahr  54  v.  Chr.  gesetzt,  weil  Cicero  an  einer  anderen 
Stelle^)  eine  Anklage  gegen  Caelius  vor  dem  Untersuchungs- 
richter Domitius  in  diesem  Jahre  erwähnt,  und  wir  aus  der 
Rede«)  wissen,  dass  dieselbe  vor  Cn.  Domitius  als  Untersuchungs- 
richter gehalten  wurde.  Diese  Annahme  ist  unmöglich,  weil 
M.  Crassus,  welcher   nebst  Cicero   den   Angeklagten   verthei- 


a)  Cic.  p.  Cael.  29,  70.    Vergl.  S.  271. 

b)  Cic  ad  Q.  fr.  U,  13,  2. 

c)  Cic.  p.  Caei.  18,  32. 
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digte*),  am  Ende  seines  Consulatsjahres,  d.  h.  55  v.  Chr.,  Rom 
verliess,  um  in  seine  Provinz  Syrien  abzugehen.**)  Richtiger 
also  ^drd  das  Jahr  56  v.  Chr.  als  das  der  Rede  angenommen: 
jene  Bemerkung  Ciceros  über  das  Jahr  54  bezieht  sich  auf  einen 
anderen  Process  gegen  Caelius  und  auf  den  Untersuchungsrichter 
Cn.  Domitius  Ahenobarbus,  während  56  v.  Chr.  Cn.  Domitias 
Calvinus  Prätor  und  Untersuchungsrichter  war.*')  Man  hat  Cae- 
lius als  Quästor  im  Jahre  57  v.  Chr.  angesetzt ^^),  aber  ohne 
Beweis,  nur  nach  den  angeblichen  Regeln  des  bis  jetzt  noch 
nicht  verstandenen  Altersgesetzes.  Es  wird  von  ihm  sein  Volks- 
tribunat  im  Jahre  52  v.  Chr.  erwähnt^),  dann  die  curulische 
Aedilität  im  Jahre  50^),  endlich  seine  Prätur  im  Jahre  48,  wäh- 
rend welcher  er  sein  Leben  verlor.  Von  seiner  Quästor  ist  nir- 
gends die  Rede ;  denn  verschieden  von  ihm  ist  jener  M.  Rafas, 
der  als  Quästor  bei  Curios  unglücklichem  Feldzuge  in  Africa 
erwähnt  wird.')  Caelius  muss  die  Quästur  etwa  im  Jahre  55 
V.  Chr.  bekleidet  haben:  als  Cicero  ihn  vertheidigte,  hatte  er 
diese  Ehrenstelle,  welche  ihm  den  Senat  öffnete,  noch  nicht  er- 
halten. Man  führt  freilich  dafür  zwei  Stellen  aus  Ciceros  Rede 
an,  wo  er  gegen  Beschuldigungen  wegen  Wahlbestechungen  ver- 
theidigt  wird.«)  Aber  diese  Beschuldigungen  werden  so  allge- 
mein angegeben,  dass  man  nicht  entscheiden  kann,  ob  er  sie 
sich  bei  seiner  eigenen  Wahl  oder  bei  der  eines  Freundes  zuzog, 
bei  welcher  er  nur  die  Rolle  eines  Unterhändlers  und  Vermitt- 
lers spielte.    Das  Letztere  ist  sogar  an  sich  wahrscheinlich,  da 


a)  Cic.  p.  Cael.  8,  18;  10,  23. 

b)  Cic.  ad  Att  IV,  13. 

c)  Cic.  ad  Q.  fr.  11,  3,  6. 

d)  Cic  p.  Mil.  33,  91. 

e)  Cic.  ep.  II,  9  und  11  und  15;  ad  Att  VI,  1. 

f )  Bei  Caes.  bell.  civ.  II,  43. 

g)  Cic.  p.  Cael.  7,  16  Quod  haud  scio  an  de  ambita  et  de  criminibiis 
istis  Bodalium  ac  sequestrium,  quoniam  liuc  incidi,  similiter  respoDdeodum 
putem.  Nunquam  enim  tarn  Caelius  amens  fuisset,  ut,  si  se  isto  infinito 
ambitu  commacalasset,  ambitus  alterum  accusaret  neque  eius  facü  in  altero 
suspicionem  quaereret,  cuius  ipse  sibi  perpetuam  licentiam  optaret,  nee  si 
sibi  semel  periculum  ambitus  subeundum  putaret,  ipse  alterum  iterum  am- 
bitus crimine  arcessei-et,  und  32,  78  Non  potest  qui  ambitu  ne  absolutum 
quidem  patiatur  esse  absolutum,  ipse  impune  unqnam  esse  largitor. 
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Ton  einer  ^unendlichen  Wahlbestechung ''  die  Rede  ist,  wie  sie 
bei  der  Wahl  zam  Qaästor  kaum  möglich  ist.  Dass  Gaelius  zur 
Zeit,  wo  er  von  Cicero  vertheidigt  wurde,  noch  nicht  Quästor 
gewesen  war ,  ergiebt  sich  aus  dessen  Rede  unzweideutig.  Er 
spricht  überall  von  Gaelius'  Jugend,  von  den  Anklagen,  welche 
er  als  junger  Mann  unternommen  hätte:  er  sagt^),  Gaelius  hätte 
Dicht  bloss  mit  Erlaubniss,  sondern  auf  den  Rath  seines  Vaters, 
als  er  in  dem  Alter  gewesen ,  um  sich  um  Aemter  bewerben  zu 
können,  eine  besondere  Wohnung  genommen.  Er  deutet  damit 
an,  dass  er  es  zwar  hätte  thun  können,  aber  noch  nicht  gethan 
habe.  Am  Ende  seiner  Rede '^),  wo  er  noch  einmal  Gaelius' gan- 
zes Leben  kurz  durchnimmt,  erzählt  Gicero  von  seinen  Studien, 
?on  dem  Feldzuge,  den  er  in  Africa  mit  dem  Proconsul  Q.  Pom- 
pejos  gemacht,  von  den  Anklagen ,  die  er  unternommen  habe, 
er  verspricht  in  dessen  Namen ,  Gaelius  werde  sich  immer  zur 
Partei  der  Gutgesinnten  halten.  Von  seiner  Quästur  sagt  er 
nicht  ein  Wort  und  doch  würde  er  von  ihr  haben  sprechen 
mössen,  sei  es  zur  Empfehlung,  wenn  er  sich  darin  gut  genom- 
men, sei  es  zur  Entschuldigung,  wenn  er  darin  etwas  verbrochen 
batte.  Den  Vater  des  Angeklagten  nennt  Gicero  einen  Römi- 
schen Ritter ,  dem  er  alle  guten  Eigenschaften ,  welche  ein  sol- 
cher haben  kann,  zuschreibt.^)  Hieraus  folgt,  dass  Gaelius  zur 
Zeit,  wo  er  nach  dem  Lutatischen  Gesetze  wegen  Gewaltthätig- 
keiten  angeklagt  wurde,  zwar  ein  vielversprechender  Staatsmann, 
aber  Römischer  Ritter,  noch  nicht  Senator  war. 

Hiermit  ist  der  Schlüssel  zum  Verständnisse  des  Lutatischen 
Gesetzes  und  seiner  Verschiedenheit  von  dem  Plautischen  ge- 
geben. Das  letztere  bezog  sich  nur  auf  Beamte  und  Senatoren, 
das  Lutatische  traf  in  dem  einzigen  nach  demselben  geführten 
Processe,  welcher  uns  bekannt  ist,  einen  Römischen  Ritter.  Folg- 
lich bezog  sich  das  Lutatische  Gesetz  auf  die  Gewaltthätigkeiten 
aller  Einwohner  des  Römischen  Reiches  mit  Ausschluss  der  Se- 


a)  Gic.  p.  Cael  7,  18  Qui  —  cum  per  aetatem   ma^stratus  petere 
posMt»  DOD  modo  pennitteate  patre,  sed  etiam  suadeote  ab  eo  semigravit. 

b)  Cic  p.  CaeL  30,  72. 

c)  Cic.  p.  Cael.  2,  3. 
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natoren.  Allerdings  können  wir  bei  dem  Lutatiscben  Gesetze 
nur  einen  einzigen  Process  mit  Sicberbeit  beurtbeilen,  aucb  beim 
Plautischen  ist  die  Zahl  der  uns  bekannten  Processe  beschränkt 
Es  fuhrt  also  unser  Beweis  für  die  Verschiedenheit  beider  Ge- 
setze nur  auf  die  Wahrscheinlichkeit  und  er  wird  umgestossen, 
sobald  sich  auch  nur  ein  Process  beim  Plautischen  gegen  eincD 
Nichtbeamten,  beim  Lutatiscben  gegen  einen  Beamten  nachweisen 
lässt.  Bei  dem  ersteren,  dessen  Charakter  übeitlem  durch  die 
Aehnlichkeit  aller  übrigen  damaligen  Schwurgerichtsprocesse 
bestimmt  wird ,  ist  dies  nicht  zu  besorgen :  bei  dem  letzteren 
kommen  andere  Erwägungen,  welche  eine  weitere  Wahrschein- 
lichkeit begründen,  hinzu.  Zuerst  die  Veranlassung  desselben. 
Das  Plautische  Gesetz  galt  für  Senatoren  und  Sulla  hatte  bei 
den  Veränderungen,  welche  er  mit  dem  Criminalproeesse  vor- 
nahm, dasselbe  bestehen  lassen:  folglich  gab  es  im  Jahre  78 
V.  Chr.  kein  Gesetz  über  Gewaltthätigkeiten  gegen  diejenigen, 
welche  nicht  Senatoren  waren:  sie  konnten  nur  nach  den  älte- 
ren Gesetzen  von  den- Beamten  bestraft  werden.  Nun  entstand 
in  dem  gedachten  Jahre  ein  bewaffneter  Aufstand  der  von  Sulla 
unterdrückten  Marianischen  Partei  unter  dem  einen  der  damali- 
gen Consuln  M.  Aemilius  Lepidus.  Er  wurde  unterstützt  durch 
die  Söhne  der  von  Sulla  Geächteten:  gegen  sie  hatte  Sulla  die 
Strafe  verhängt,  dass  sie  vom  Senate  und  den  curulischen  Wür- 
den ausgeschlossen  waren,  folglich  wurden  sie  von  dem  Plauti- 
schen Gesetze  über  Gewaltthätigkeit  nicht  getroffen.  Natürlich 
also,  dass  Catulus,  als  er  die  Führer  des  Aufstandes  strafen 
wollte,  zum  Schutze  der  regierenden  Senatspartei  ein  Gesetz  er- 
liess,  das  auch  die  Nichtsenatoren  den  von  dem  Schwurgerichte 
wegen  Gewaltthätigkeiten  zu  verhängenden  Strafen  unterwarf. 
Zweitens,  M.  Caelius  war  nach  dem  Lutatiscben  Gesetze  ange- 
klagt: Cicero  schildert  im  Anfange  seiner  Rede^)  dies  Gesetz 
und  sagt,  es  handele  über  aufrührerische  und  verruchte  Bürger, 
welche  mit  den  Waffen  in  der  Hand  den  Senat  belagert,  den 
Beamten  Gewalt  angethan,  den  Staat  bekämpft  hätten.  Nach 
diesen  Worten  ist  kein  Zweifel,  dass  das  Gesetz  die  gewöho- 


a)  Cic.  p.  Gael.  1,  1.    S.  oben  S.  269. 
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Jiehen  Bfirger,  welche  nicht  Beamte  waren,  omfasste.  Dass  es 
sie  allein  um&sste,  wird  durch  das  Fortbestehen  des  Plauti- 
schen  Gesetzes,  welches  nnr  Beamte  traf,  wahrscheinlich.  Drit- 
tens endlich  erklärt  sich  auf  diese  Weise  die  gleichzeitige  Gel- 
tung beider  Gesetze  und  ihre  Anwendung  in  scheinbar  gleichen 
Fällen.  Von  den  Theilnehmem  der  Gatilinarischen  Verschwörung 
worden  einige  nach  dem  Plautischen ,  andere  nach  dem  Lutati* 
sehen  Gesetze  verurtheilt*)  Nimmt  man  an,  die  Verschieden- 
heit der  Begriffsbestimmung  der  Gewaltthätigkeit  habe  diese  An- 
wendung beider  Gesetze  nothwendig  gemacht,  so  begreift  man 
diese  Art  der  Gesetzgebung  nicht  Das  spätere  Gesetz  musste, 
wenn  es  eben  dasselbe  Verbrechen  behandelte,  das  Mhere  in 
sich  auftiehmen,  so  wie  es  bei  dem  Varischen  Gesetze  der  Fall 
war,  welches  aus  dem  Appulejischen  entstand.  Nimmt  man 
an,  eine  Verschiedenheit  im  Processe  habe  das  Lutatische  Gesetz 
herYorgerufen  und  das  Plautische  habe  ein  weniger  rasches  und 
strenges  Verfahren  vorgeschrieben,  so  war  das  Verbrechen  aller 
Genossen  Catilinas  ein  gleiches,  die  Lage  des  Staates  und 
etwaige  Gefahr  bei  Verzögerung  der  Processe  ein  und  dieselbe. 
Dagegen  leicht  erklärt  sich  die  Anwendung  beider  Gesetze,  wenn 
das  eine  nnr  die  Beamten  und  Senatoren,  das  andere  die  übrigen 
Verbrecher  traf. 

Dies  war  der  Hauptinhalt  des  Lutatischen  Gesetzes;  dass 
es  auch  eine  Besonderheit  im  Processe  gehabt  haben  könne, 
leugne  ich  nicht  Ja  wir  hören  von  einer  solchen.  Cicero 
sagt  im  AnfEuige  seiner  Rede  für  M.  Gaelius^),  der  Process  werde 
an  Festtagen  und  während  der  öffentlichen  Spiele,  wo  alle  übri- 
gen Geschäfte  auf  dem  Markte  unterbrochen  wären,  allein  von 
allen  Processen  geführt,  und  nachher,  das  Gesetz  über  Gewalt- 
thätigkeit befehle,  dass  die  Untersuchung  täglich  geführt  werde, 
d.  h.   ununterbrochen,  trotz   eintretender  Fest-   und  Feiertage. 


a)  Man  sehe  oben  S.  272. 

b)  Cia  p.  Gael.  1,  1  Si  qnis  forte  nonc  adsit  ignarus  legum,  iudicio- 
nmi,  coDsuetodinis  nostrae,  miretur  profecto,  quae  sit  tanta  atrocitas  huiusce 
caosae,  qnod  diebns  festis  Indisque  pnblicis,  onmibus  forensibns  negotiis 
intennissis,  nnnm  hoc  iadicinm  exerceatnr,  und  nachher:  cum  audiatesse 
legem,  quae  —  cotidie  quaeri  iubeat 
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Dies  war  eine  besondere  Bestimmung  des  Lutatischen  Gesetzes. 
Sie  wird  erklärt  durch  die  Zeitverhältnisse,  unter  denen  es  ge- 
geben wurde.  Der  Aufstand  von  M.  Lepidus  fiel  gegen  Ende 
des  Jahres  78  v.  Chr.  und  am  diese  Zeit  mochte  es  schwer 
sein,  einen  Process  zu  Ende  zu  bringen.  Aber  die  Bestimmung 
war  auch  dem  Lutatischen  Gesetze  eigenthümlich :  Cicero  sagt, 
alle  übrigen  Processe  seien  unterbrochen  gewesen,  als  der  gegen 
Caelius  geführt  wurde.  Das  Plautische  Gesetz  enthielt  sie  nicht: 
die  Beamten  konnten  nur  nach  Ablauf  ihres  Amtsjahres  zur 
Rechenschaft  gezogen  werden :  bei  ihnen  verhängte  also  das  Ge- 
setz nur  Busse  für  das  Unrecht,  während  es  beim  Lutatischen 
auch  auf  Verhinderung  der  Ausbreitung  eines  etwa  erregten  Auf- 
standes  ankam.^^) 

Man  könnte  sich  wundem,  weshalb  überhaupt  ein  Gesetz 
über  Gewalttbätigkeit  far  nothwendig  erachtet  wurde.  Denn  der 
Begriff  dieses  Verbrechens  ist  dem  des  Majestätsverbrechens, 
von  welchem  wir  früher  gehandelt  haben*),  nahe  verwandt 
Selbst  Cicero^)  deutet  dies  an:  das  Gesetz  beziehe  sich  auf  die 
Herrschaft,  auf  die  Majestät  Dennoch  ist  ein  Unterschied.  Bei 
dem  Majestätsverbrechen  liegt  der  Nachdruck  auf  dem  Vermin- 
dern der  Majestät  Der  Tribun  C.  Norbanus"")  wurde  von  dem 
Redner  Antonius  vertheidigt,  obwohl  er  Gewaltthätigkeiten  geübt 
hatte  und  der  Vertheidiger  dies  zugab :  er  leugnete  die  Verringerung 
der  Majestät  Nach  dem  Plautischen  Gesetze  hätte  Norbanns 
verurtheilt  werden  müssen.  Umgekehrt  konnte  die  Verringerung 
der  Majestät  ohne  Gewalttbätigkeit  vor  sich  gehen,  wie  z.  B. 
nach  dem  Varischen  Gesetze  die  Anstifter  des  Marsischen  Krie- 
ges verurtheilt  wurden,  ohne  irgend  eine  Gewaltthat  begangen 
zu  haben.  Mithin  sind  die  Begriffe  der  verringerten  Majestät 
und  der  Gewalttbätigkeit  von  einander  verschieden:  sie  finden 
sich  oft  in  einer  Handlung  vereint,   aber  sie  decken  sich  nicht 

Nicht  jede  Gewaltthat,  welche  im  Staate  verübt  wird,  fällt 
unter  den  Begriff  des  Verbrechens,  mit  welchem  es  die  Gesetze 


a)  S.  oben  S.  230. 

b)  Cic  p.  GaeL  29,  7a    S.  oben  S.  271. 

c)  S.  oben  S. 
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über  Gewaltth&tigkeit  (vis)  zu  thun  haben.    Wer  bewaffiiet  ein- 
hergeht,  um  Jemanden  zu  tödten,  ist  ein  Mörder;  aber  er  kann 
weder  nach  dem  Plantischen  noch  nach  dem  Latatischen  Gesetze 
bestraft  werden,  eben  so  wenig  wie  derjenige,  welcher  das  Eigen- 
tham  Jemandes  gewaltsam  zerstört    Es  mnss  zu  diesen  Hand- 
lungen etwas  hinzukommen,  was  sie  erst  unter  den  Begriff  der 
Gewaltthfitigkeit  &llen  lässt,   nämlich  die  Beziehung  auf  den 
Staat    Allerdings  sagt  Cicero  in  seiner  Vertheidigungsrede  für 
Milo  richtig,  in  einem  freien  Staate  sei  jede  unter  Bürgern  vor- 
gefallene Gewaltthätigkeit  gegen  den  Staat*);   aber  er  will  dort 
künstlich    die   Bedeutung   eines   Senatsbeschlusses,   der  gegen 
Clodius^  Ermordung   gefasst  worden  war,  herabsetzen.     Jeder 
Mord,  jede  Gewaltthat  ist  gewissermassen  gegen  den  Staat  ge- 
richtet: auf  dieser  Anschauung  beruht  das  Criminalrecht ;  den- 
ooch  ist  ein  Mord  oder  eine  Gewaltthat,  welche  eine  unmittel- 
bare Beziehung  auf  den   Staat  hat,   verschieden  von  ähnlichen 
Verbrechen,  welche  mit  demselben  nur  in  entfernter  und  mittel- 
barer Beziehung  stehen.    Die  Gewaltthätigkeit,  wie  sie  das  Plau- 
tische und  Lutatische  Gesetz  kennen,  steht  in  unmittelbarer  Be- 
ziehung zum  Staate.    Als  Cicero  sein  bei  seiner  Verurtheilung 
zerstörtes   Haus  wieder  aufbaute,  suchte  P.  Clodius  mit  einer 
gedungenen  Volksmenge  den  Bau  zu  stören:  da  beschloss  der 
Senat,  dass,  wer  dies  gethan  hätte,  von  dem  Gesetze  wegen  Ge- 
waltthätigkeit, welches  gegen  diejenigen  gälte,  welche  den  ge- 
sammten  Staat  bekämpft  hätten,  betroifen  werden  sollte.'*)   An 
und  für  sich  war  ein  Angriff  gegen  Ciceros  Haus  die  That  eines 
Räubers  oder  Mörders;  aber  das  Haus  wurde  auf  Staatskosten 
hergestellt  und  die  Gründe  der  Zerstörung  waren  politische  ge- 
wesen.   Dies  erklärte  der  Senat  und  ermächtigte  den  Prätor, 
welcher  den  Gerichtshof  aber  Gewaltthätigkeit  leitete,  eine  der- 
artige Klage  anzunehmen.    Der  berüchtigte  L.  Vettius  hatte  im 


a)  Cic  p.  Mil.  5,  13  Qoia  nulla  vis  unquam  est  in  libera  civitate  sus- 
cepta  inter  cives  dod  contra  rem  publicam. 

b)  Gic  de  harusp.  respons.  8,  15  Deinde  cum  ille  saxis  et  ignibus  et 
ferro  yastitatem  meis  aedibus  intulisset,  decrevit  senalus  eos,  qui  id  fecis- 
KQt,  lege  de  vi,  quae  est  in  eos,  qui  universam  rem  publicam  oppugnasseut, 
teneri. 
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Senate  gestandeD,  er  hätte  einen  Dolch  bei  sich  gehabt,  um 
Cn.  Pompejus  zu  tödten.  Dies  war  an  sich  das  Verbrechen 
eines  gemeinen  Mörders  (sicarius);  aber  der  Grund  zur  beab- 
sichtigten Ermordung  war  ein  politischer,  das  Gericht  über 
Meuchelmord  hätte  ihn  wahrscheinlich  freigesprochen.  Er  wnrde 
also  wegen  Gewaltthätigkeit  nach  dem  Lutatischen  Gesetze  an- 
geklagt. *)  Eine  ähnliche  Bedeutung  hatte  ein  nach  Clodius'  Er- 
mordung erlassener  Senatsbeschluss^),  eine  ähnliche  andere  Be- 
schlüsse, durch  welche  erklärt  wurde,  eine  gegen  Einzelne  verübte 
Gewaltthat  sei  gegen  den  Staat  geschehen.^)  Bei  dem  Processe 
gegen  M.  Caelius,  welchen  Cicero  vertheidigte ,  tritt  der  Unter- 
schied der  Verbrechen,  welche  nach  dem  Lutatischen  Gesetze 
strafbar  waren,  und  derjenigen,  welche  dem  Angeklagten  sonst 
Schuld  gegeben  wurden,  deutlich  hervor. 

Sonach  war  die  Gewaltthätigkeit,  welche  M.  Plautius  und 
Q.  Catulus  strafen  wollten ,  e\n  politisches  Verbrechen :  nur  bei 
dieser  Einschränkung  begreift  man  die  Veranlassung  zu  jenen 
Gesetzen.  Denn  gegen  nicht  politische  Gewaltthätigkeit  hat  es 
immer  Gesetze  gegeben,  sowohl  vor  Sulla,  als  noch  genauere 
nach  Sulla,  welcher  einen  eigenen  Gerichtshof  dafür  einsetzte. 
Aber,  seit  Parteikämpfe  in  Rom  häufig  wurden,  lag  die  Gefahr 
nahe,  dass  politische  Verbrecher  von  den  Gerichten  über  gemeine 
Verbrechen  freigesprochen  werden  möchten;  daher  die  Noth- 
wendigkeit  der  neuen  Gesetzgebung.  Sie  war  streng.  Denn 
der  Versuch  wurde  der  That  gleich  gestellt.  Dies  ergiebt  sich 
aus  dem  eben  angeführten  Beispiele  von  L.  Vettius.  Er  hatte 
keine  Gewaltthat  wirklich  verübt,  sondern  nur  die  Mittel  ange- 
schafft, um  sie  zu  verüben.  Eben  so  war  es  bei  den  Theilneh- 
mem  der  Catilinarischen  Verschwörung ,  deren  einige  nach  dem 
Lutatischen  Gesetze  verurtheilt  wurden.  Sie  hatten  noch  nicht 
wirklich  Gewalt  verübt,  sondern  nur  Alles  dazu  vorbereitet :  Ca- 
tilina  selbst,  als  er  von  L.  Paulus  angeklagt  wurde,  hatte  noch 
nichts  von   seinen   Plauen   ausgeführt^)     Von  dem   Genossen 


a)  Cic.  ad  Att  U,  24. 

b)  Cic.  p.  Ifü.  5,  18. 

c)  Cic.  ad  Q.  fr.  U,  8,  8. 

d)  SaU.  Gat  81. 
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Milos  M.  Saufejus  wird  als  Anklagegrond  angegeben,  er  habe 
Waffen  getragen*) ;  er  hatte  also  nur  Vorbereitungen  zu  Gewalt- 
thätigkeiten  getroffen. 

Die  zwei  angegebenen  Punkte  waren  beiden  Gesetzen  über 
Gewalttbätigkeit,  sowohl  demjenigen,  welches  nur  die  Beamten 
traf,  als  dem  späteren,  welches  gegen  alle  Bürger  gerichtet  war, 
gemeinsam.  Im  Uebrigen  mussten  die  Begriffsbestimmungen 
verschieden  sein.  Indessen  wir  wissen  nur,  von  dem  Plautischen 
Gesetze,  dass  es  das  Besetzen  von  Plätzen  und  das  Bewaffnet- 
sein  verbot^),  und  zwar  waren  mit  den  Plätzen  nicht  nur  solche 
in  der  Stadt  Rom,  sondern  auch  ausserhalb,  wenigstens  in  Ita- 
lien, gemeint  Dies  beweist  die  Anklage  gegen  Catilina,  der 
auf  die  Kunde,  dass  er  in  Etrurien  in  der  Stadt  Faesulae  eine 
Art  Hauptquartier  aufgeschlagen  hätte,  vor  Gericht  wegen  Ge- 
walttbätigkeit gestellt  wurde.  0  Aus  ähnlichen  Vorgängen  in 
Rom,  welche  bei  dem  Aufstande  der  Wucherer  gegen  den  Recht- 
sprechenden Prätor  geschehen  waren,  ging  die  Veranlassung 
zum  Gesetze  hervor.**)  Das  Lutatische  Gesetz  war,  vne  Cicero*) 
sagt,  gegen  diejenigen  gerichtet,  welche  bewaffnet  den  Senat 
belagert,  den  Beamten  Gewalt  angethan,  den  Staat  bekämpft 
hatten,  und  der  letztere  Ausdruck,  der  sich  an  einer  anderen 
Stelle  wieder  findet^,  stand  wahrscheinlich  im  Gesetze  selbst 
(rempubücam  oppuffnare).  Näheres  lässt  sich  über  die  Gesetzes- 
worte nicht  sagen,  noch  weniger  darf  man  eine  Wiederherstellung 
derselben  versuchen  wollen.***) 


a)  Ascon.  in  Cic.  p.  MiL  p.  bb  Repetitus  (M.  Saufei us)  apud  Gonsidiiim 
qaaestorem  est  lege  Plaatia  de  vi  subscriptione  ea,  quod  loca  occupasset  et 
com  telo  fdiftset. 

b)  Ascon.  1.  1. 

c)  Dio  Cass.  XXXVII,  31. 

d)  YergL  oben  S.  267. 

e)  Cic  p.  CaeL  1,  1.    S.  oben  S.  269. 

f)  Cic  de  bar.  resp.  8,  15.    S.  S.  279. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Sullanische  Gesetzgebung. 


Erstes  Capitel. 

Rflckblick  auf  den  vergangenen  Zeltranm,  der  kein  allgemeines  toetx 
ftber  das  Criminalrecht  hervorbrachte,  sondern  nnr  nach  politischen  Rftck- 
sichten  das  Schwnrgericht  schnf.  Das  gewöhnliche  Strafrerfthren  he- 
IHedlgte.  üebersieht  ftber  die  Entstehung  desselben  nnd  Eitstand  ver 
Solla.  Es  war  dreiflich.  Erstlich  das  ordentliche  dnrch  die  beiden  PrI- 
toren  oder  andere  Yerwaltnngsbeamten.  Das  Recht  der  ProTocation  and 
die  richterliche  Thätigkeit  der  Yolkstribnnen.  Yerandemngen  dnrch  die 
Terleihnng  des  Bftrgerrechtes  an  Italien.  Zweitens  das  ansserordentliche 
Yerfahren  der  Yolkstribnnen  ?or  dem  Yolke.  Seine  Beschränkung  darch 
die  Schwurgerichte.  Drittens  die  Schwurgerichte  ftber  AmtsTerbrechei, 
durch  welche  eine  Controlle  der  Regierung  geffthrt  werden  selite.  Sie 
entscheiden  nur  ftber  streitige  FUle,  wo  der  Angeklagte  weder  gestand 
noch  auf  der  That  ertappt  war.    Die  Yeranlassung  xur  Aenderung  war 

eine  äussere  und  politische. 

Wir  haben  die  Criminalgesetze  von  der  Mitte  des  zweiten 
Jahrhunderts  v.  Chr.  bis  auf  L.  Sullas  Zeit  durchgenommen. 
Es  ist  ein  Raum  von  etwa  siebenzig  Jahren,  reich  an  inneren 
Kämpfen  und  an  den  angestrengtesten  Arbeiten  zur  Umformung 
der  Verfassung.  Auch  äussere  Kriege  der  gewaltigsten  Art  fehl- 
ten nicht  Sie  wurden  indessen  mehr  zur  Sicherung,  als  zur 
Ausbreitung  der  Herrschaft  unternommen.  Es  kam  nur  eine 
neue  Provinz,  das  jenseitige  Gallien,  hinzu,  welches  G.  Marias 
nach  der  Vernichtung  der  Gimbern  und  Teutonen  einrichtete.^^) 
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Die  übrigen  Provinzen  wurden  erweitert,  befestigt  nnd  dem  Rö- 
mischen Wesen  unterthänig  gemacht.  Die  fremden  Staaten  ver- 
fielen immer  mehr,  sie  konnten  sich  nicht  ermannen,  um  dem 
Weltreiche  nachhaltigen  Widerstand  entgegen  zu  setzen:  bald 
nach  Sulla  fielen  sie  dem  Römischen  Volke  massenhaft  zu  und 
in  kurzer  Zeit  verwandelte  sich  ihre  Abhängigkeit  in  gesetzlich 
geregelte  Unterordnung.  Die  hauptsächlichste  Veränderung  er- 
fahr Roms  Verhältniss  zu  Italien :  es  verwandelte  sich  aus  einem, 
wenngleich  bevorzugten  nnd  stammverwandten,  doch  regierten 
Theile  des  Reiches  in  einen  mitregierenden,  dem  fortan  die 
Hauptrolle  in  der  Fortbildung  des  Römischen  Wesens  zufiel.  £& 
gehört  dieser  ganze  Zeitraum  nicht  sowohl  der  äusseren  Ver- 
grösserung  als  der  inneren  £ntwickelung  an. 

Wir  haben  in  ihm  nicht  ein  einziges  allgemeines,  auf  das 
Criminalrecht  oder  den  Criminalprocess  bezügliches  Gesetz  ge- 
funden. Denn  C.  Gracchus'  Provocationsgesetz*)  führte  nur  einen 
seit  der  ältesten  Zeit  bestehenden  Ginindsatz  weiter  aus.  Alle 
Gesetze,  welche  wir  kennen  gelernt,  bezogen  sich  auf  die  Beam- 
ten und  den  regierenden  Stand  der  Senatoren,  handelten  über 
Ämtsverbrechen.  Was  in  den  Handlungen  der  Beamten  rechts- 
widrig sei,  wurde  genau  bestimmt,  nach  den  verschiedenen  Sei- 
ten, welche  jede  Handlung  darbietet,  gesetzlichen  Vorschriften 
*  untergeordnet  und  dabei  grosser  Scharfsinn  entwickelt,  wie  er 
sich  z.  B.  bei  der  Unterscheidung  der  Majestätsverbrechen  und 
der  Gewaltthätigkeit  zeigt.  Dazu  kam  ein  lebhafter  Streit 
darüber,  wem  die  Entscheidung  in  diesen  Processen  zufallen 
sollte:  der  Streit  blieb  nicht  ein  friedlicher,  sondern  führte  zu 
blutigen  Aufständen  und  am  Ende  zu  dem  vernichtenden  Bür- 
gerkriege, welcher  die  Grenze  dieses  Zeitraums  bildet^)  Die 
Form  des  Verfahrens  wurde  im  Ganzen  der  alt  hergebrachten 
Gerichtssitte  entlehnt,  musste  aber  dennoch  mannigfache  Ver- 
änderungen durch  die  Hinzuziehung  der  Geschworenen  erfahren 
und  selbst  nach  den   verschiedenen   Arten   der  Geschworenen 


a)  S.  Bd.  I,  2,  70  flgd. 

b)  Tac  Ann.  XII,  60  Mariosque  et  Sulla  olim  de  eo  vel  praecipue  bel- 
^araat  VeigL  oben  S.  68. 
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wechseln.  Ohne  Zweifel  wurde  bei  diesen  Kämpfen,  an  denen 
sich  alle  hervorragenden  Geister  betheiligten,  eine .  grosse  Meoge 
juristischer  Ergebnisse  gewonnen,  wie  sie  selber  von  dem  Stre- 
ben nach  Recht  und  Gesetzlichkeit  ausgingen;  aber  der  Haupt- 
gewinn blieb  ein  politischer.  Es  handelte  sich  darum,  wie  die 
Regierung,  welche  nach  alter  Sitte  bei  dem  Senat«  war,  beauf- 
sichtigt werden  sollte  und  von  wem :  dies  ist  der  einzige  Ge- 
sichtspunkt, von  dem  aus  die  alten  Schriftsteller  alle  diese 
Streitigkeiten  betrachten:*)  Die  Führer  bei  ihnen  wurden  durch 
Parteileidenschaften  geleitet,  von  dem  Streben  nach  Einfluss  and 
Macht,  wie  die  Schrift;steller  einstimmig  melden,  auch  von  dem 
nach  andern  äusseren  Vortheilen.  Indessen  gab  es  doch  sicher- 
lich auch  einzelne,  bei  dem  Parteiwesen  nicht  betheiligte,  Män- 
ner, welche  nur  diejenige  Gerichtsverfassung  far  Amtsyerbreehen 
erstrebten,  welche  die  beste  Gewähr  für  *die  Rechtlichkeit  und 
Uneigennützigkeit  der  Regierung  darbot,  ein  Streben,  welches 
bei  den  vielen  fremden,  ungern  *  gehorchenden  und  zum  Theil 
verwilderten  oder  ungebildeten  Elementen,  welche  der  Staat  um- 
fasste,  gerechtfertigt  war.*») 

Es  ist  zu  verwundern,  dass  man  bei  dieser  ausserordent- 
lichen Thätigkeit  auf  einem,  nocli  dazu  eingeschränkten  Gebiete 
des  Criminalrechtes  nicht  früher  auf  den  Gedanken  kam,  das 
Verfahren  mit  Geschworenen  auch  auf  das  weitere  und  die  Masse  * 
der  Bevölkerung  umfassende  Gebiet  der  gewöhnlichen  Criminal- 
gerichtsbarkeit  zu  übertragen.  Zum  Theil  mag  der  Grund  darin 
liegen,  dass  in  der  aristocratisch  angelegten  und  trotz  aller 
Veränderung  immer  so  gebliebenen  Verfassung  Roms  überhaupt 
weniger  Rücksicht  auf  die  Menge  des  Volkes  genommen  wurde, 
als  es  nach  modernen  Grundsätzen  billig  erscheint  Indessen 
kann  man  doch  auch  nicht  verkennen,  dass  man  mit  dem  alt 
hergebrachten  Verfahren  zufrieden  war:  es  gewährte,  in  Rom 
wenigstens,  bei  dem  inneren  Widerstreit  der  nach  verschiedenen 
Grundsätzen  erwählten  Beamten,  die  nöthige  Sicherheit  gegen 
Ungerechtigkeit  und  hatte  ausserdem  solche  Elasticität,  dass  es 


a)  S.  oben  S.  68  flgd. 

b)  S.  oben  S.  186. 
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deh  deo  mit  der  fortschreitenden  Bildung  veränderten  Ideen  an«- 
passen  konnte.  Bis  auf  Sulla  bestand  also  nicht  bloss  der  alte 
Criminalprocess,  sondern  auch  die  Gerichtsverfassung  und  das 
Crifflinalrecht  selbst  ohne  Veränderung:  die  letzte  Einschärfung 
und  Erweiterung  des  Provocationsrechtes  rührte  von  G.  Gracchus 
her,  der  darin  auch  nichts  Neues  erfand.  Die  Schwurgerichte 
bezogen  sich  auf  neue  Verbrechen,  welche  früher  bei  einfacheren 
Sitten  und  Verbältnissen  entweder  nicht  vorgekommen  waren, 
oder  wo  dies  der  Fall  war,  durch  die  ausserordentliche  Gerichts- 
barkeit der  Volksversammlung  ihre  Erledigung  gefunden  hatten. 
Der  Anstoss  zu  ihnen  ging  unverkennbar  von  den  unterworfenen 
Völkern  aus.  Die  Statthalter  derselben,  weit  von  dem  Mittel- 
punkte der  Regierung  entfernt,  und  durch  den  fortwährenden 
Kriegszustand  zu  selbstständigem  und  rücksichtslosem  Handeln 
gezwangen,  überdem  von  der  Aufsicht  durch  die  plebejischen 
Tribunen  befreit,  missbrauchten  ihre  Gewalt  und  brachten  bei 
dem  raschen  Wechsel  der  Personen  das  Reich  selbst  in  Gefahr. 
Aber  man  trennte  nicht  die  ausserhalb  beschäftigten  Beamten 
von  den  städtischen:  von  Anfang  an  entstand  dadurch  eine 
Beaufsichtigung  aller  Beamten,  welche  zugleich  dem  beaufsichti- 
genden  Stande  einen  grossen  politischen  Einfluss  verschaffte. 
Der  Kampf  um  diesen  Einfluss  führte  zu  den  gewaltsamen 
Erschütterungen,  in  Folge  deren  eine  Veränderung  der  ganzen 
Gerichtsverfassung  und  des  Criminalprocesses  eintrat. 

L.  Cornelius  Sulla  hat  das  Verdienst,  diese  Veränderungen 
herbeigeführt  und  dadurch  einen  Fortschritt  in  der  Ausbildung 
des  Romischen  Criminalrechtes  gethan  zu  haben,  wie  er  bis 
dahin  seit  den  Gesetzen  der  zwölf  Tafeln  nicht  stattgefunden 
hatte.  Der  König  Servius  Tullius  that  den  ersten  Schritt  zur 
Trennung  des  Criminalprocesses  von  dem  Civilprocesse,  indem 
er  für  den  letzteren  die  Entscheidung  in  die  Hände  der  von  den 
Parteien  vereinbarten  Richter  legte*),  in  dem  ersten,  wie  es  seine 
VorgäDger  gethan,  selber  das  Urtheil  sprach.  Diese  Trennung 
wurde  bei  der  Einführung  der  Republik  dauernd  gemacht  und 


a)  Man  sehe  die  Darstellung  Bd.  I,  1,  46. 
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schuf  die  Möglichkeit  einer  von  einander  unabhängigen  Ent- 
wickelung  der  beiden  Zweige  der  Rechtspflege.  An  die  Stelle 
der  Könige  traten  die  Beamten,  zuerst  die  Consuln,  dann  die 
andern  an  die  Spitze  des  Staates  berufenen  Beamten,  endlich 
die  Prätoren.  Die  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  ordnete  das 
Verfahren  vor  den  Beamten,  und  stellte  die  Vorschriften  über 
Verbrechen  und  Strafen  zusammen.  Die  wichtigste  VeränderuDg 
wurde  durch  das  Provocationsgesetz  im  ersten  Jahre  der  Freiheit 
geschaffen:  öfters  erweiteil  blieb  es  fortan  die  Grundlage  far 
das  gesammte  Criminalrecht.  Die  Entstehung  der  Schwur- 
gerichte geschah  allmälig,  die  Umformung  derselben  durch  C. 
Gracchus  hatte  einen  politischen,  nicht  einen  juristischen  Grand. 
Diesen  grossen  Veränderungen  im  RömischeH  Criminalrechte 
Bchliesst  sich  die  Gesetzgebung  Sullas  an:  sie  übertrifft  die 
meisten  an  Wichtigkeit  und  lässt  sich  nur  mit  der  der  zwölf 
Tafeln  zusammenstellen.  Sie  hatte  eine  dauernde  Geltung  und 
überlebte  in  vieler  Beziehung  die  Republik  selbst 

Als  Sulla  den  Staat  neu  zu  ordnen  begann,  bestand  ein 
dreifaches  Verfahren  gegen  Verbrechen.  Das  erste  war  dasjenige, 
welches  wir  das  ordentliche  Verfahren  nennen,  das  uralt  war 
und  seinen  Ursprung  von  dem  Beginne  des  Staates  selbst  her- 
leitete. Die  Verwalter  desselben  waren  zwei  regelmässig  in  Rom 
weilende  Prätoren,  der  eigentliche  sogenannte  städtische  und  der 
Fremdenprätor.  ^)  Die  Criminalrechtspflege  musste  sie  ver- 
hältnissmässig  am  meisten  beschäftigen.  Das  prätorische  Edict 
bezog  sich  in  gleicher  Weise  auf  Griminal-  wie  auf  Givilsachen. 
Ein  Beispiel  von  der  Thätigkeit  des  städtischen  Prätors  in  einem 
Criminalprocesse  während  der  Zeit  von  dem  Entstehen  der 
Schwurgerichte  bis  auf  Sulla  hat  uns  die  Ueberlieferung  zwar 
nicht  aufbewahrt,  wenn  man  nicht  die  Processe  über  Mord  vor 
dem  Prätor  L.  Hostilius  Tubulus  142  v.  Ghr.  hierher  rechnen 
will,  der  sich  Bestechungen  zu  Schulden  kommen  liess  und  des- 
wegen im  folgenden  Jahre  in  ausserordentlicher  Weise  bestraft 
wurde.  ^)    Auch  das  Edict  des  Prätors  M.  Marius  Gratidianas, 


a)  Man  veigl.  Bd.  I,  2, 101  flgd. 

b)  S.  Bd.  I,  2,  96. 
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der  kurz  vor  Sulla  znr  Beschränkung  der  Münzverftlschung 
eine  Bekanntroacbung  erliess,  kann  man  hierher  ziehen:  er  be- 
stimmte darin  eine  Strafe  und  ein  Verfahren,  wie  über  jedes 
andere  Criminalverbrechen.*)  Indessen  die  Ueberlieferung  ist 
io  diesem  Punkte,  der  nicht  politische  Verhältnisse,  nicht  durch 
Stand  und  Einfluss  hervorragende  Männer  betrifft,  mangelhaft. 
Dennoch  ist  die  Thatsache  nicht  zweifelhaft.  Bis  auf  Sulla  ist 
keine  Veränderung  im  Staate  eingetreten,  welche  den  Geschäfts- 
kreis  der  städtischen  Prätoren  einschränkte. 

Aber  diese  beiden  Prätoren  hatten  nur  die  regelmässige 
Criminalrechtspflege :  die  Befugniss  zum  Richten  wohnte  ebenso 
gut  den  Consuln  und  den  übrigen  Prätoren  bei,  die  nur,  weil  sie 
andere  Geschäfte  hatten,  ihr  Augenmerk  nicht  auf  die  Rechts- 
pflege wenden  konnten.  Eine  Scheidung  der  richterlichen  und 
verwaltenden  Beamten  hat  während  der  Republik,  ja  noch  bis 
spät  in  die  Kaiserzeit  nicht  stattgefunden.  Daher  schreibt  sich 
das  Einspruchsrecht,  welches  die  Consuln  und  die  übrigen  Prä- 
toren gegen  die  Entscheidungen  der  regelmässig  mit  der  Rechts- 
pflege betrauten  Prätoren  geübt  haben.  Es  bestand  noch  nach 
Sallas  Zeit,  muss  also  auch  früher  gegolten  haben.  Als  C.  Ver- 
res  im  J.  74  v.  Chr.  städtischer  Prätor  war,  that  L.  Piso,  sein 
College,  vielfach  Einspruch  gegen  dessen  Entscheidungen,  wie 
Cicero,  wahrscheinlich  stark  übertreibend  erzählt*');  das  Recht 
des  Einspruches  des  einen  Prätors  gegen  den  andern  ergiebt 
sich  indessen  daraus  unzweifelhaft.  Im  Jahre  77  v.  Chr. 
vernichtete  der  Consul  Mam.  Aemilius  Lepidus  eine  Entscheidung 
des  städtischen  Prätors  Gn.  Aufidius  Orestes. *")  Solche  Fälle 
waren  natürlich  selten :  häufig  vorkommend  hätten  sie  die  Sicher- 
heit der  Rechtspflege  zerstört.  Noch  seltener  war  es,  dass  die 
Consuln  und  andere  nicht  mit  dem  Rechtsprechen  beauftragte 
Prätoren  aus  dem  ihnen  angewiesenen  Geschäftskreise  heraus- 
tretend selbständig  Criminalprocesse  entschieden.  Dazu  gehörte 
ein  fieschluss  des  Senates,  dem  überhaupt  die  Pflicht  oblag,  die 


a)  S.  Bd.  I,  2,  116. 

b)  Cic  in  Yerr.  I,  46,  119. 

c)  Val.  Max.  VII,  7,  6.  Vergi.  Bd.  I,  2,  117. 
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Geschäftskreise  zu  vertheilen  *) :  er  schritt  ein,  wenn  entweder 
die  Menge  der  vorkommenden  Verbrechen  die  Thätigkeit  meh- 
rerer Prätoren  in  Anspruch  nahm  oder  die  Schwere  derselben, 
zumal  wenn  sie  von  hochstehenden  Bürgern  ausgegangen  waren, 
eine  höhere  Gewalt  als  die  prätorische  zur  Unterdrückung  und 
Bestrafung  zu  erfordern  schien.  Das  berühmteste  Beispiel  der 
letztem  Art  ist  das  bei  der  Verschwörung  Catilinas,  wo  nach 
Senatsbeschluss  der  Consul  Cicero  die  Bestrafung  der  geständigen 
und  auf  der  That  ertappten  Verschworenen  übernahm.*»)  Dies 
Beispiel  beweist,  dass  ebendasselbe  Recht  auch  in  der  Zeit  bis 
auf  Sulla  galt.  £inen  ähnlichen  Fall  haben  wir  aus  dem  J.  132 
V.  Chr.,  wo  die  Consuln  P.  Popilius  Laenas  und  P.  Rupilios 
nach  Berathung  mit  dem  Senate  Untersuchungen  gegen  die  An- 
hänger des  getödteten  Ti.  Gracchus  hielten.^)  Man  tadelte  und  ver- 
folgte später  die  Consuln,  nicht  weil  sie  nicht  ein  Recht  zur  Unter- 
suchung gehabt,  sondern  weil  sie  dasselbe  gemissbraucht  hätten. 
Auf  eben  diesem  Grunde  eines  Senatsbeschlusses  beruhten  auch 
die  ausserordentlichen  Untersuchungsrichter  (quaeHores)^  welche 
durch  Hinzutritt  des  Volkes  noch  besondere  Vollmachten  erhalten 
konnten.  Auch  sie  wurden  zuweilen  ernannt  bis  auf  Sullas  Zeit: 
in  der  Regel  wurden  sie  aus  den  schon  erwählten  Beamten  ge- 
nommen, wie  der  Consul  L.  Cassius,  welcher  über  L.  Tubulns 
richtete.^)  Aber  dass  auch  Privatleute  nur  zum  Zwecke  einer 
Untersuchung  gewählt  werden  konnten,  beweist  daa  Mamilische 
Gesetz,  das  zu  einem  besonderen  Zwecke  gegeben  auch  besondere 
Vorsitzende  des  errichteten  Gerichtshofes  ernennen  liess.^)  Die 
Thätigkeit  endlich  der  für  Capitalsachen  ernannten  Dreimänner 
bestand  in  demselben  gesetzlichen  Umfange,  wie  früher:  sie 
musste  sich  vergrössem,  da  die  Geschäfte  der  beiden  mit  der 
Rechtspflege  beauftragten  Prätoren,  wie  es  bei  dem  Wachsthum 
der  Stadt  und  der  Bürgerschaft  natürlich  war,  sich  ausserordentlich 
mehrten. 


a)  Vergleiche  die  Darstellung  Bd.  I,  2,  209  flgd. 

b)  S.  Bd.  I,  2,  397  flgd. 

c)  S.  Bd.  I,  2,  213. 

d)  YergL  kurz  zuvor  S.  286. 

e)  S.  oben  S.  224. 
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Das  Recht  der  Provocation  bestand  bis  auf  Sulla  unge- 
schmälert, ja  es  herrschte  das  Streben,  es  in  Ansehung  derjeni- 
gen, welchen  es  zukäme,  auszudehnen.  Man  machte  nicht  nur 
Versuche,  es  ganzen  Glassen  der  unterworfeneu  Völker  Italiens 
zu  ertheilen*),  sondern  verhiess  es  auch  Einzelnen,  welche  sich 
um  den  Staat  wohl  verdient  gemacht  hätten,  als  Belohnung. 
Gegen  £nde  dieses  Zeitraums  geschah  die  ausserordentliche  Aus- 
dehnung desselben  auf  ganz  Italien.  Es  musste  also  dem  obersten 
Grandsatze  nach  fortbesteheik  Thatsächlich  musste  die  Ausübung 
desselben  und  in  Folge  davon  die  Entscheidung  der  Volksver- 
sammlung über  nicht  geständige  oder  nicht  auf  der  That  ertappte 
Verbrecher  immer  seltener  werden.  Dies  hing  mit  dem  Wachs- 
tbum  der  Bürgerschaft,  sowie  mit  der  Schwierigkeit,  eine  Volks- 
versammlung zu  berufen,  zusammen.  Die  Provocation  wurde  in 
äusserst  seltenen  Fällen  zugelassen.  Sie  beruhte  ihrer  Entstehung 
nach  auf  einer  thätigen  Mitwirkung  des  Volkes,  welches  selbst 
zu  gewaltthätigem  Auftreten  ermuntert  wurde;  diese  Gewalt- 
thätigkeit  aber  hattcxam  Ende  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr. 
zu  den  traurigsten  Auftritten  geführt  und  war  in  der  Person  der 
Beamten,  welche  die  Führer  des  Volkes  sein  mussten,  durch 
strenge  Gesetze  eingeschränkt  worden.*")  Es  genügte  den  Prä- 
toren,  welche  die  Entscheidung  zu  fällen  hatten,  das  Einver- 
ständuiss  mit  den  Tribunen,  welche  neben  ihnen  eine  Art  von  Ge- 
richtshof bildeten.  Der  Einwirkung  dieser  muss  man  überhaupt 
die  M^lichkeit  zuschreiben,  dass  die  alten  Römischen  Gesetze, 
welche  auf  ein  anderes  Gemeindewesen  und  eine  andere  Bil- 
dungsstufe berechnet  waren,  sich  bis  in  so  späte  Zeit  erhielten.^) 
Im  Einzelnen  lässt  sich  wegen  der  geringen  Ueberlieferung  nicht 
nachweisen,  in  wie  fem  die  Dazwischenkuuft  der  Tribunen  auf 
die  Milderung  der  Gerichtssitte  bei  der  Untersuchungshaft,  bei  dem 
Beweisverfahren,  bei  der  Bestrafung  eingewirkt  hat:  eine  An- 
deutung davon  giebt  die  schon**)  erwähnte  Thatsache,   dass  das 


a)  S.  oben  S.  176.    Vergl.  Bd.  I,  2,  77. 

b)  Man  vergL  oben  S.  269. 

c)  S.  Bd  I,  1,  218. 

d)  S.  oben  S.  286. 
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Collegium  der  Prätoren  während  des  Bürgerkrieges,  als  es  durch 
Auslegung  der  bestehenden  Gesetze  eine  Strafe  gegen  die  Münz- 
verfälschung festsetzen  und  ein  besonderes  Verfahren  deshalb 
einrichten  wollte,  sich  in  Einvernehmen  mit  dem  Collegium  der 
Volkstribunen  setzte  und  beides  nach  gemeinschaftlicher  Bera- 
thung  verordnete.  Auf  diese  Weise  wurde  der  Mangel  an  neuen 
Gesetzen  aufgehoben  und  trotz  der  Erhaltung  des  Althergebrachten 
eine  Methode  geschaffen,  um  fortwährend  im  Allgemeinen  den 
Zeitgeist,  im  Einzelnen  die  Forderungen  des  besonderen  Falles 
zu  befriedigen.  Nur  in  Bezug  auf  die  Strafen  hatte  die  Gesetz- 
gebung eingegriffen:  sie  hatte  die  grausame  und  blutige  Hin- 
richtung, sowie  eine  bestimmte  Art  körperlicher  Züchtigung  bei 
Bürgern  verboten. 

Wir  haben  keine  Nachrichten,  wie  man  die  Rechtspflege  ge- 
staltete, als  in  Folge  des  Marsischen  Krieges  ganz  Italien  das 
Bürgerrecht  erlangte.  Ich  glaube,  man  hatte  die  Absicht,  alle 
zweifelhaften  Processe  der  Italiker  in  Rom,  wo  es  die  höchsten 
Staatsbeamten  gab,  entscheiden  zu  lassen,  die  übrigen  unbedenk- 
lichen Fälle  denjenigen  Beamten,  welche  Italien  zur  Provinz  er- 
hielten, zuzuweisen;  dies  war  die  nach  dem  alten  Römischen 
Wesen  gebotene  Einrichtung,  welche  sich  auch  später  behauptete. 
Indessen  wäre  man  doch  bei  dem  Einflüsse  der  Italiker,  wie  er 
sich  bald  nach  dem  Kriege  zeigte,  und  dem  Streben,  das  Ueber- 
gewicht  Roms  zu  mindern,  wohl  zu  einer  andern  Einrichtung 
gekommen,  wenn  bis  auf  Sullas  Dictatur  Friede  geherrscht  hätte. 
Aber  anfangs  handelte  es  sich  um  die  Unterwerfung  der  in 
Waffen  stehenden  Bundesgenossen,  bald  darauf  um  die  Vorbe- 
reitungen zum  Kampfe  gegen  Sulla  und  fortwährend  hielten  meh- 
rere Feldherrn  Italien  besetzt:  es  galt  das  Kriegsgesetz  und  fiir 
die  Aenderung  der  Rechtspflege  war  kein  Raum.  Als  Sulla  das 
Land  unterworfen,  mussten  wieder  andere  Grundsätze  zur  Gel- 
tung kommen,  welche  auf  die  Unterdrückung  der  fremden  und 
die  Erhebung  der  Römischen  Elemente  abzielten. 

Das  ausserordentliche  Gerichtsverfahren,  wie  wir  es  nennen, 
durch  die  Volkstribunen  vor  den  Centuriat-  oder  TributcomitieD 
erfuhr  bis  auf  Sulla  keine  Veränderung.  Es  beruhte  auf  den 
geheiligten  Gesetzen,  an  denen  Niemand  zu  rühren  wagte.  Aber 
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66  rnusste   seltener  werden   durch  die   Schwurgerichte.     Denn 
natuTgemäss  wurde  jenes  hauptsächlich  gegen  Beamte  angewen- 
det: je  weiter  der  Geschäftskreis  dieser  sich  gestaltete,    um  so 
mehr  genügten  sie,  um  alle  Vergehen  der  Beamten  zur  Bestrafung 
ZQ  bringen.  Daher  kommt  es,  dass,  seit  die  Schwurgerichte  ein- 
gerichtet waren,  die  vor  den  Tributcomitien  auf  Geldstrafe  ein- 
geleiteten Processe  ein   plötzliches  Ende  erreichten.    Wir  hören 
nur  noch  von  einem  Processe  gegen  P.  Scipio  Aemilianus  im  J. 
142  y.  Chr.  und  gegen  den  gewesenen  Consul  M.  Aemilius  Por- 
cina 136   V.  Chr.:    wahrscheinlich   wurden  sie  vor  dem  Volke 
eingeleitet,  weil  man  bei  dem  Senatsausschusse,  welcher  damals 
die  Stelle  der  Geschworenen  vertrat,  eine  Freisprechung  sicher 
voraussah.*)    Denn  der  Process  gegen  M.  Aemilius  Scaurus  104 
V.  Chr.  fand  wegen  eines  religiösen  Vergehens  statt,  das  noch 
nicht  vor  das  Schwurgericht  gebracht  werden  konnte.    Die  Pro- 
cesse vor   den  Centuriatcomitien   dauerten   fort:    aber  auch  sie 
worden  viel  seltener,  ein  Umstand,  der  zur  Bestätigung  der  That- 
sache  dient,  dass  seit  C.  Gracchus  die  Schwurgerichte  nicht  nur 
Geld-,  sondern  auch  Ehren-  und  Capitalstrafen  verhängen  durften. 
Ueber  die  Schwurgerichte  endlich,  die  dritte  Art  von  Cri- 
minalver£ahren,  welche  bis  auf  Sulla  bestand,  haben  wir  gespro- 
chen.   Sie   bezogen  sich   nur  auf  die  Beamten  oder  Senatoren 
and  die  voh   ihnen    in   ihrer  amtlichen  Thätigkeit  begangenen 
Verbrechen.   Bei  dem  ordentlichen  Criminalverfahren  bestand  der 
Unterschied  der  geständigen  und  nicht  geständigen  Verbrecher: 
jene  wurden  dem  Gesetze  nach  härter  bestraft,  diesen  stand  die 
Provocation  an  die  Volksversammlung  frei.    Wurde  dieselbe  auch 
nicht  bewilligt,   so  kamen  die  Angeklagten  doch  mit  geringerer 
Strafe  davon.     Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  den  auf  der  That 
ertappten  Verbrechern,   welche  den  geständigen  gleich  standen, 
and  denjenigen,  welchen  das  Verbrechen  erst  nachgewiesen  wer- 
den musste.  Es  kann  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  dieser 
Ijnterschied  auch  bei  den  Amtsverbrechen  galt     Ein  derartiger 
Fall  ist  uns  nicht  erhalten.     Von  L.  Hostilius  Tubulus*")  sagt 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  321. 

b)  Veigl.  oben  S.  286. 
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allerdings  Cicero '^),   er  hätte  sich  als  Criminalrichter  offenbar 
bestechen  lassen;  indessen  folgt  daraus  nicht,  dass  er  sein  Ver- 
brechen eingestand  oder  auf  der  That  ertappt  wurde.     Dennoch 
ist  die  Entscheidung  jener   Frage   nicht  zweifelhaft    Es  würde 
ein  wunderbarer   Missbrauch    der  Geschworenen   gewesen  sein, 
hätte  das  Gesetz  gegolten,   sie  sollten  auch  in  demjenigen  Falle 
entscheiden,  wo  nichts  zu  entscheiden  war.     Angenommen,  ein 
Beamter  hätte   sein  Verbrechen   gestanden,   z.  B.   dass   er  sich 
habe  bestechen  lassen,  um  ein  falsches  Urtheil  zu  fällen,  so  kam 
er  nicht  vor  den  Prätor,  welcher  das  Schwurgericht  leitete,  son- 
dern  vor  den  städtischen  Prätor,  welcher  die  ordentliche  Cri- 
minalrechtspflege  unter  Bürgern  verwaltete.  Es  galten  gegen  ihn 
die  alten,  in  den  zwölf  Tafeln  ausgesprochenen,  Strafen,  in  dem 
angenommenen  Falle  die  Todesstrafe:  sie  wurde  ohne  Weiteres, 
d.  h.  ohne  eigentliches  jvdimum^  an  ihm  vollzogen.   Die  Sehwar- 
gerichte waren   nur  für  die  zweifelhaften  Fälle  eingesetzt,  wo 
der  Beamte  entweder  die  Thatsache  leugnete  oder  mit  dem,  was 
er  gethan,  recht  gethan  zu  haben  behauptete.     Der  Beweis  für 
dieses  Verhältniss  der   Schwur-   und  der  ordentlichen  Gerichte 
liegt  in  dem  ganzen  Entwickelungsgange  des  Strafprocesses.^) 
Weder  die  alten  Gesetze  noch  die  alten  Befugnisse  der  Beamten 
wurden    bei    der   Einsetzung    der    Schwurgerichte    aufgehoben. 
Selbst  der  Ausdruck,   dessen  die  Gesetze  sich  zur  Bezeichnung 
der  Thätigkeit  des  die  Schwurgerichte  leitenden  Beamten  bedie- 
nen, deutet  darauf.     Es   heisst,  er  solle  untersuchen  über  die- 
jenigen,  welche  das  eine  oder  das  andere  Verbrechen  begangen 
hätten^),  eine  Untersuchung  aber  ist  bei  dem  geständigen  oder 
auf  der  That  ertappten  Verbrecher  nicht  nöthig.     Für  den  tbat- 
sächlichen  Hergang  in  den  Schwurgerichten  ist  dies  von  keinem 
Belange.     Denn   es   gab   keinen  Angeklagten,   der   nicht  seine 
Schuld  leugnete,  auch  wenn  die  Thatsache  offen  vorlag,  und  bei 


a)  Gic.  de  fin.  II,  16,  54  qoi  cum  praetor  qaaestionem  inter  sicaiios 
exercuisset,  ita  aperte  cepit  pecunias  ob  rem  iadicandam  u.  s.  w. 

b)  Man  vergl.  Bd.  I,  1,  385. 

c)  So  heisst  es  in  dem  Acilischen  Gesetze  Z.  IV  praetoris  qoaestio 
esto;  ähnlich  bei  dem  Varischen  Gesetze  oben  S.  251,  auch  bei  einzeln 
angeführten  Bestimmungen  aus  andern  Gesetzen  S.  269. 
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Beamten,  welche  selbst  angesehen  waren  oder  zu  angesehenen 
Familien  gehörten,  verfahr  man  nicht  mit  gleicher  Rücksichts- 
losigkeit, wie  bei  der  grossen  Menge. 

Betrachtet  man  die  gesammte,  unmittelbar  vor  Sulla  be- 
stehende Verfassung  der  Criminalgerichtsbarkeit,  so  findet  man 
nicht,  dass  dieselbe  besondere  Mängel  darbot.  Sie  beruhte  immer 
noch  auf  dem  einmal  aufgestellten  Grundsatze,  dass  das  Volk 
allein  in  zweifelhaften  Fällen  über  die  Strafe  eines  Römischen 
Bürgers  zu  entscheiden  hätte.  Dieser  Grundsatz  war,  weil  es 
anmöglich  war  ihn  streng  durchzuführen,  in  so  fern  geändert 
worden,  als  statt  des  Volkes  meist  die  von  ihm  als  seine  be- 
sonderen Vertreter  gewählten  Tribunen  hinzugezogen  wurden. 
Was  dennoch  fehlte,  konnte  duich  die  oberste  Gerichtsbarkeit 
des  Volkes,  welche  für  alle  Einwohner  und  alle  Fälle  galt,  er- 
gänzt werden.  Die  Gewähr  der  gerechten  Handhabung  der  be- 
stehenden Einrichtungen  lag  in  den  Schwurgerichten,  welche,  so 
viel  auch  dabei  Parteileidenschaft  hervortrat,  dennoch  ihren  Zweck 
der  Beaufsichtigung  des  regierenden  Standes  erfüllten,  zumal  da 
sie  seit  dem  Plautischen  Gesetze  durch  die  aus  Volkswahl  hervor- 
g^angenen  Geschworenen  verwaltet  wurden.  Somit  lag  in  der 
Gerichtsverfassung  selbst  kein  Grund  zu  einer  Aendening :  er 
kam  von  aussen  und  zwar  von  den  politischen  Zwecken,  welche 
SoUa  bei  der  gesammten  Staatsverfassung  verfolgte. 

Zweites  Capitel. 

Zeit  wU  Yeranlassiiiig  der  Sullaalschen  (reseUgebimg.  Sullas  Aenderaagen 
der  TerDuNmng  im  Jahre  88  v.  Chr.,  bald  nachher  aufgehoben,  ünbe- 
grlidete  Zweifel  der  leneren  an  den  damaligen  (lesetxen.  Absieht,  den 
Seut  dnrch  eine  gleiche  Zahl  von  Römischen  Rittom  sn  erginxen.  Die 
Proscriptionen,  »erst  die  Sullas  im  Jahre  88,  welche  auf  gesetxliche 
Weise  dnrch  Tolksbeschlnss  geschahen,  dann  die  der  Tolkspartei,  endlich 
die  Sullas  vor  nnd  während  seiner  Dictatnr,  welche  anflings  nach  Kriegs- 
te<At  geschahen,  sp&ter  gesetzlich  bestätigt  wnrden.  Wioderhorstellnng 
der  Terfkssnng  vom  Jahre  88  v.  Chr.  Snllaa  Dictatnr  nnd  das  Talerische 
CesetL  Wie  Snlla  dasselbe  benntxte.  Die  Wirksamkeit  der  Snilanischen 
Gerichtsverflusnng  begann  am  I.  Jannar  80  v.  Chr. 

In  zwei  verschiedenen  Zeiten  unternahm  L.  Cornelius  Sulla 
eine  Veränderung  der  Römischen  Verfassung :  sein  erster  Versuch 
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hatte  keinen  Bestand ;  erst  der  zi^eite  kam  zur  Ausfahrung  und 
gab  Veranlassung  zur  Umgestaltung  des  Criminalrechtes.  Es 
war  etwa  in  der  Mitte  des  Jahres  88  v.  Chr.,  als  der  Streit 
zwischen  C.  Marius  und  L.  Sulla  über  die  Führerschaft  im  Mi- 
thridatischen  Kriege  zu  oifenem  Kampfe  ausbrach.  Der  letztere 
hatte,  weil  er  ein  wohlgerüstetes  Heer  besass,  während  der  er- 
stere  und  die  Volkspartei  nur  über  die  unzweifelhaft  auf  ihrer 
Seite  stehenden  Bürger  gebot,  das  Uebergewicht.  Sulla  rückte 
mit  sechs  Legionen  in  Rom  ein  und  vertrieb  seine  Gegner  nach 
blutiger  Schlacht  aus  Rom.  Am  Morgen  nach  der  Schlacht  be- 
riefen die  Sieger,  die  Consuln  L.  Sulla  und  sein  Gesinnungs- 
genosse Q.  Pompejus,  eine  Volksversammlung^  in  welcher  sie 
zuerst  das  Vorgefallene  bedauerten  und  mit  der  NothweD- 
digkeit  entschuldigten,  dann  aber  auch  die  Grundzüge  zu 
einer  Abänderung  der  Verfassung  darlegten.  Die  übrigen  Schrift- 
steller schweigen  hierüber,  nur  Appian  erzählt  von  ihnen. ^) 
Sie  bestanden  in  Aufhebung  derjenigen  Sulpicischen  Gesetze, 
welche  der  Volkstribun  P.  Sulpicius  mit  Gewalt  durchgesetzt 
hatte,  nachdem  er  den  einen  Consul  Sulla  unter  Androhung  des 
Todes  zur  Aufhebung  der  angesetzten  Ferien  gezwungen,  des 
andern  Q.  Pompejus  veijagt  hatte :  diese  Gesetze  betrafen  die 
Vertheilung  der  neuen  Bürger  in  alle  Tribus  und  den  Oberbefehl 
im  Mithridatischen  Kriege.^)  Zweitens  sollte  in  Zukunft  der 
Volksversammlung  nur  das  vorher  im  Senate  Berathene  und  Be- 
schlossene zur  Bestätigung  vorgelegt,  die  Volksversammlung 
selbst  nur  nach  Centurien  berufen,  also  nur  von  Consuln  oder 
Prätoren  geleitet  werden.  Dies,  sagte  Sulla,  sei  die  ursprüngliche, 
vom  Könige  Servius  Tullius  angeordnete  Verfessung,  welche  all- 
mälig  durch  die  Volkstribunen  geändert  worden  sei.  Natürlich 
ergab  sich  daraus  eine  grosse  Verminderung  der  tribunicischen 
Macht,  welche  Sulla  auch  durch  andere  Bestimmungen  beschränkte.  ^) 


a)  App.  bell.  civ.  I,  ö9. 

b)  App.  bell.  civ.  I,  66  und  69  extr. 

c)  App.  1. 1.  sagt  ausdrücklich  iroXXd  tt  dXXa  tt^c  twv  iv]}jidp^fuv  dpx^« 
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Dennoch  blieb  dieselbe  grösser  als  sie  später  nach  Sallas  zwei- 
ter, wirklich  durchgeführter  Staats  Verfassung  war.  Namentlich 
blieb  den  Tribünen  die  Befagniss,  gegen  die  Beschlüsse  der  Cen- 
turiatcomitien  Einspruch  zu  thun*^)  und  in  Tributcomitieu  über 
den  Schutz  Einzelner  Beschlüsse  zu  fassen.  Als  im  J.  87  nach 
der  Abreise  Sullas  die  von  ihm  Geächteten  zurückkehren  wollten, 
Hessen  die  TribuneD  den  Volksbeschluss  fassen,  die  Aechtung 
von  C.  Marius  und  den  übrigen  Geächteten  sollte  ungültig  sein^)  ^ 
sie  mussten  also  die  Macht  habem»  selbst  die  Beschlüsse  der 
Centuriatcomitien,  sobald  es  sich  um  einzelne  Personen  handelte, 
aufheben  zu  dürfen.  Aber  die  gesetzgebende  Gewalt  hatten  die 
Tribunen  und  die  Tributcomitieu  verloren  und  auch  über  andere 
Sachen,  welche  noch  in  ihrer  Befugniss  lagen,  durften  sie  nur 
mit  Bewilligung  des  Senates  beschliessen,  welche  in  dem  eben 
angeführten  Falle  zwar  von  Appian  nicht  erwähnt  wird,  aber 
sicherlich  ertheilt  worden  war.  Ausser  diesen  allgemeinen  Be- 
stimmungen über  die  Staatsgewalten  beschloss  Sulla  im  J.  88 
drittens  eine  Vermehrung  des  Senates  vorzunehmen.  Schon  seit 
lange  hatte  man  dies  Bedürfniss  gefühlt:  der  Senat  zählte  zu 
wenig  Mitglieder  und  besass  deshalb  nicht  Familienverbindungen 
genug  unter  der  Bürgerschaft,  um  sein  Ansehen  aufrecht  zu  er- 
halten.'') Sulla  bestimmte,  dass  dreihundert  der  wohlhabendsten 
Bürger  mit  einem  Male  in  den  Senat  aufgenommen  werden 
sollten. 

Diese  letzte  Bestimmung,  welche  in  derselben  Stelle  und  in 
gleicher  Weise  wie  die  übrigen  Staatsveränderungen  Sullas  von 
Appian  erwähnt  wird,  hat  einen  Theil  der  neueren  Gelehrten 
bewogen,  seine  ganze  Nachricht  in  Zweifel  zu  ziehen.  Denn  der 
Senat  ist  im  J.  88  v.  Chr.  nicht  vermehrt  worden :   er  blieb  so 


a)  Dies  beweist  App.  bell.  civ.  I,  64,  wo  im  Anfange  des  Jahres  87 
V.  Chr.  der  grossere  Theil  der  Volkstribunen  gegen  das  Gesetz,  wodurch 
die  Denen  Bürger  in  die  Tribns  vertheilt  werden  sollten,  Einsprache  that 

b)  App.  de  bell.  civ.  I,  70  xal  e6^c  ol  lii\i.apyioi  ttjv  «pu^^v  auxijl  xt 
wi  oaoi  äXXot  xotTd  luXXav  uiraxov  iSeX-^XavTC,  i^ri^loa>fxo  XeXuo^ai. 

c)  App.  I.  L  xaT^Xe^av  U  t6  ßouXeun^piov ,  ^Xi^avÄp^TTÖxaTov  6)j  xdxe 
H8A(9Ta  Sv  xctl  7:apd  xoOx'  euxaxaf  p^vTjxov,  ddpöouc  ^x  xu>v  dp(ox(uv  dv$pd>v 
Tpwxoatou«. 
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schwach  wie  er  gewesen  war  und  wurde  erst  81  v.  Chr.  während 
Sullas  Dictatur  durch  eben  jene  Zahl  von  dreihundert  Rittern 
ergänzt.  Man  schloss  also,  wie  diese  Nachricht  auf  einer  Ver- 
wechselung mit  Sullas  späteren  Einrichtungen  beruhe,  so  seien 
auch  die  übrigen  auf  eine  Aenderung  der  Verfassung  bezüg- 
lichen Anordnungen  erst  während  seiner  Dictatur  erfunden 
und  durchgeführt  worden.*^^)  Indessen  Appians  Nachricht  ist 
bestimmt,  sowohl  über  die  Vermehrung  des  Senates  wie  über 
die  Beschränkung  der  Tribflnen  und  der  Volksyersammlangen : 
er  erzählt  sogar  später  zum  Jahre  87,  als  die  Volkspartei  unter 
dem  Consul  L.  Cinna  und  unter  G.  Marius  Rom  erobert  hatte, 
es  seien  die  unter  Sullas  Gonsulate  gegebenen  Gesetze  abgeschafft 
worden.*)  Darunter  kann  man  nur  die  Verfassungsgesetze  ver- 
stehen ;  die  von  Sulla  bewirkte  Aufhebung  der  Sulpicischen  Ge- 
setze kann  nicht  selbst  ein  Gesetz  genannt  werden.  Appian 
giebt  den  Zeitpunkt,  wo  Sullas  damalige  Einrichtungen  nach 
dem  Bestehen  weniger  Monate  wieder  aufgehoben  wurden,  genau 
an :  er  kann  sich  nicht  geirrt  haben,  wird  überdem  durch  eine 
kurze  Bemerkung,  welche  uns  aus  Livius'  Geschichtswerke  er- 
halten ist^),  sowie  durch  die  Nachrichten  über  Sullas  spätere 
Massregeln ")  bestätigt.  Dass  die  andern,  wenig  ausfuhrlichen 
Schriftsteller,  welche  wir  über  diesen  Zeitraum  haben,  von  so 
vorübergehenden  Gesetzen  schweigen,  ist  nicht  zu  verwundem. 
Aufiallend  ist  nur,  dass  vrir  von  den  dreihundert  damals 
durch  Sulla  in  den  Senat  aufgenommenen  Römischen  Rittern 
nichts  hören:  dies  müsste  der  Fall  sein,  wenn  sie  vnrklich  in. 
den  Senat  eingetreten  und  dann  von  den  Marianem  wieder  aus- 
gestossen  worden  wären.  Man  muss  daraus  schliessen,  dass 
dieses  Gesetz,  weimgleich  eingebracht  und  vom  Volke  bestätigt, 
doch  nicht  zur  Ausführung  kam.  Dies  konnte  verschiedene 
Gründe  haben:  am  wahrscheinlichsten  ist  es,  dass  Sulla  auch 
die  Schwurgerichte  in  den  Kreis  seiner  Umgestaltungen  zog.  Sie 
waren  bisher  immer  ein  Gegenstand  des  Streites  zwischen  dem 


a)  App.  bell.  civ.  I,  73  dvoxpoTral  täv  iitX  SuXX^  te^^vtcov  v^fioiv. 

b)  Liv.  per.  LXXVll  L.  Sulla  civitatis  statom  ordinavit 

c)  S.  onten  S.  dOB. 
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Senate  und  der  Volkspartei  gewesen,  wir  haben  sogar  Tacitns' 
Zeugniss,  dass  sie  es  beim  Kampfe  zwischen  Marias  und  Sulla 
gewesen  seien.*)  Dennoch  geschiebt  ihrer  von  Appian  keine  Er- 
wähnung: ich  glaube,  sie  liegt  in  seiner  Nachricht  von  der 
Vermehrung  des  Senates.  Denn  alle  Grundzüge  der  später  von 
Sulla  ausgeführten  Aenderungen  finden  sich  schon  in  diesem 
ersten  Versuche  einer  Wiederherstellung  der  alten  Römischen 
Verfassung,  die  Beschränkung  der  Tribus  und  der  Tribunen,  die 
Erhebung  des  Senates.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  Sulla  schon 
88  V.  Chr.  beabsichtigte,  die  Schwurgerichte  so  zu  gestalten, 
wie  es  später  ausgeführt  wurde,  d.  h.  sie  dem  aus  dem  Ritter- 
stande vermehrten  Senate  zurückzugeben,  und  in  diesem  Sinne 
sein  Gesetz  über  die  Ergänzung  des  letztern  gab.  Dann  erklärt 
sieh,  wie  dasselbe  nicht  zur  Ausführung  kam.  Im  Jahre  88 
herrschte  von  Anfang  an  grosse  Unruhe.  Es  ist  zweifelhaft,  ob 
die  nach  dem  'Plautischen  Gesetze  von  den  Tribus  zu  erwählen- 
den Geschworenen  wirklich  erwählt  wurden :  der  Kampf  um  die 
Einreihung  der  neuen  Bürger  in  die  Tribus  nahm  alles  Interesse 
in  Anspruch,  die  dazu  nöthige  Volksversammlung  konnte,  weil 
die  Consuln  stets  Feiertage  ansagten*"),  nur  mit  Gewalt  durch- 
gesetzt werden.  Von  dieser  Abänderung  der  Tribus  hing  die 
Geschworenenliste  ab  und  die  Volkspartei  selbst  mochte  deren 
Wahl  bis  nach  der  Beendigung  des  weit  wichtigeren  Gesetzes 
über  die  Tribus  verschieben.  In  diesem  Falle  kamen  für  das 
Jähr  88  keine  Schwurgerichte  zu  Stande.  Aber  angenommen, 
sie  seien  zu  Stande  gekommen  und  die  Geschworenenliste  von 
der  Volkspartei  nach  dem  Durchgehen  des  Sulpicischen  Tribus- 
gesetzes  beibehalten  worden,  so  herrschte  während  des  übrigen 
Theiles  des  Jahres  88  v.  Chr.  das  Kriegsrecht.  Sulla,  der  die 
Abneigung  des  Volkes  und  der  Ritter  in  so  vielen  Dingen  merkte, 
kann  ein  Gericht  über  Beamte  zunächst  nicht  zugelassen  haben. 
Es  ist  glaublich ,  dass  er  es  machte ,  wie  es  öfker  Urheber  von 
Riehtergesetzen  vor  ihm  gemacht  haben.  ^)  Er  bestimmte,  dass  vom 


a)  Tac.  Ann.  XII,  60  an  den  oben  S.  68  und  128  angeführten  Stellen. 

b)  App.  beU.  civ.  1,  55. 

c)  S.  oben  S.  191. 
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oächsten  Jahre  an  die  Gerichte  ao  den  durch  Ritter  ergänzten  Senat 
übergehen,  die  Wahl  dazu  also  auch  erst  87  v.  Chr.  stattfinden 
sollte.  Dann  gelangte  sein  Gesetz  nicht  zur  Ausführung.  Denn 
er  ging  noch  während  seines  Consulates  nach  Capua»)  und  von 
dort  alsbald  im  Anfange  des  nächsten  Jahres  nach  seiner  Pro- 
vinz. Unter  den  neuen  Consuln  aber  fing  sogleich  der  alte  Streit 
wieder  an,  da  L.  Cinna  unmittelbar  nach  seinem  Amtsantritte^) 
trotz  seines  Eides  die  Anordnungen  Sullas  zu  ändern  begann. 
Dass  unter  diesen  Umständen  dieselben  nicht  zur  vollen  Ausfüh- 
rung gelangten  und  namentlich  die  Ergänzung  des  Senates  nicht 
geschah,  ist  natürlich. 

Während  Sullas  kurzer  Herrschaft  in  Rom  wurde  zuerst 
der  Anfang  gemacht  mit  blutiger  Verfolgung  politischer  Gegner. 
Verschieden  davon  war  das  Verfahren  bei  den  Aufstanden  der 
beiden  Gracchen  und  des  Appulejus  Saturninus  gewesen.  Diese 
selbst  und  ihre  unmittelbaren  Genossen  waren,  als  sie  mit  den 
Waffen  in  der  Hand  kämpften,  erschlagen  worden^):  wer  dem 
Tode  bei  der  Unterdrückung  des  Aufstandes  entgangen  war, 
wurde  später  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte  gestellt,  die,  wenn- 
gleich streng  und  rücksichtslos,  sich  doch  in  gesetzlichen  Formen 
bewegten.  Auch  Sulla  beobachtete  dieselben  im  Jahre  88.  Als 
er  nach  dem  nächtlichen  Kampfe  Sieger  geblieben  war,  hatten 
sich  die  Häupter  der  Gegenpartei  geflüchtet  Vor  das  Schwur- 
gericht, das  über  zweifelhafte  Fälle  entscheiden  sollte,  gehörten 
sie  nicht;  denn  ihre  Schuld  war  offenbar.  Sulla  hätte  sie,  da 
die  Umstände  eine  ausserordentliche  richterliche  Gewalt  verlang- 
ten und  der  Senat  ihm  dieselbe  sicherlich  gern  übertragen  hätte, 
vor  sein  Gericht  laden  und  als  auf  der  That  ertappt  verurtheilen, 
sogar  tödten  lassen  können.  Dies  war  streng,  aber  gesetzlich, 
wie  die  Hinrichtung  der  Gatilinarischen  Verschworenen  durch 
Cicero  beweist"*)  Indessen  der  Hauptschuldige  unter  ihnen  war 
F.  Sulpicius  und  er  war  noch  Volkstribun.   Ueber  ihn  hatte  nur 


a)  App.  bell.  civ.  I,  64  init. 

b)  Plut  Süll.  10    irapaAaßüiv    ttjv  dpxV   iWjq   £it»x»<P«  "cd  xa^corÄTa 
xivctv. 

c)  Man  vergl.  Bd.  I,  2,  388. 

d)  S.  Bd.  I,  2,  397  flgd. 
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das  Volk  gesetzliche  Gewalt.*^)  An  dieses  also  musste  Sulla 
sich  wendeo.  Er  trug  zuerst  die  Sache  im  Senate  vor:  dieser 
erklärte  die  Augeklagteu,  den  Tribunen  P.  Sulpicius  und  eilf 
seiner  Genossen  für  Feinde  (hostes)^  weil  sie  gegen  die  Gonsuln 
die  VTaiFen  ei^ffen  und  die  Sclaven  zur  Freiheit  aufgerufen 
hätten.^)  Mehr  konnte  der  Senat  nicht  thun,  eine  eigentliche 
Bestrafung  nicht  vornehmen,  und  keiner  der  alten  Schriftsteller, 
so  kurz  sie  sich  auch  fassen,  legt  ihm  dieselbe  bei.'')  Indessen 
sie  folgte  unmittelbar.  Denn  Sulla,  gestützt  auf  den  Senats- 
beschluss,  dessen  er  eigentlich  nicht  bedurfte,  den  er  vielmehr 
oor  eingeholt  zu  haben  scheint,  weil  er  ihn  fortan  als  nothwen- 
dig  für  eine  Volksversammlung  erklären  wollte,  berief  darauf 
C^Dturiatcomitien :  in  ihnen  wurden  alle  zwölf  Angeklagte  ge- 
ächtet. Das  Gesetz,  welches  die  Aechtung  aussprach,  war  nicht 
strenger  als  gewöhnlich.  Es  wurde  Jedem  erlaubt,  die  Geächteten 
zu  tödten  oder  sie  vor  die  Gonsuln  zur  Bestrafung  zu  bringen : 
ihre  Güter  wurden  eingezogen.  Dass  Sulla  Soldaten  aussandte, 
um  sie  zu  tödten,  damit  that  er  etwas,  das  Jedem  freistand: 
eine  besondere  Belohnung  wurde  für  die  Mörder  nicht  ausgesetzt. 
Nur  auf  Marius'  Kopf  wurde  ein  Preis  gesetzt**),  wahrscheinlich 
durch  das  Aechtungsgesetz.  Die  allgemeine  Einfuhrung  einer 
Belohnung  war  eine  Neuerung  bei  den  späteren  Proscriptionen.®) 
Sulla  Hess  über  die  zwölf  Angeklagten  das  Volk  abstimmen. 
Dies  ergiebt  sich  aus  den  Ausdrücken,  in  welchen  die  Schrift- 
steller davon  erzählen;  es  sind  die  für  die  Volksabstimmungen 
gebräuchlichen.  Q  Man  erkennt  es  auch  aus  ihrer  schon  im  fol- 
genden Jahre  eingetretenen  Begnadigung.  Die  Geächteten  ent- 
gingen bekanntlich  bis  auf  P.  Sulpicius   dem  Tode,  es  gelang 


a)  Vergl.  Bd.  I,  1,  207. 

b)  Diese  Grande  fuhrt  App.  bell.  civ.  I,  60  an. 

c)  Bei  Liv.  per.  LXXVII  heisst  es  nur  ex  qua  (factione  Sulpicii)  duo- 
decim  a  senata  bestes,  inter  quos  C.  Marius  pater  et  filius,  iudicati  sunt. 
Plut  Süll.  10  2«jXXac  ^l  t)]v  ßouX7)v  xaTa^aYouv  xaTa^r^^JCexat  Ädvaxov 
ttuToü  T£  Mapiou  xol  ^XCycov  dXXttiv. 

d)  Plut  SulI.  10. 

e)  So  sagt  App.  bell.  civ.  I,  95. 

f)  App.  bell.  civ.  I,  60  ito>.Efi{ouc  TwfxaJwv  ^^j/f^^iaro  ctvai;  Plut  Sulla 
10  an  der  eben  angefahrten  Stelle. 
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ihnen  sogar  mit  Hülfe  des  Consuls  Cinna  wieder  zu  Macht  zu 
gelangen  und  sie  belagerten  Rom.  Der  Senat  wünschte  eine 
Vereinigung  der  Parteien  und  forderte  namentlich  C.  Marius  auf 
zurückzukehren.  Als  dieser  das  Aechtungsgesetz  erwähnte,  be- 
eilten sich  die  Volkstribunen,  die  Aechtung  gegen  ihn  und  seine 
Genossen  aufzuheben.  Der  Consul  Cinna  rückte  in  die,  Stadt») 
und  veranlasste  einen  Senatsbeschluss  darüber,  die  VolkstriboDen 
Hessen  dann  die  Tributcomitien  abstimmen^),  während  deren 
Abstimmung  Marius  einzog. '')  Beschlossen  war  also  die  Aech- 
tung durch  Centuriatversammlung,  aufgehoben  wurde  sie  durch 
die  Tribus.  Wir  haben  öfters  bei  Processen  diesen  Wechsel 
zwischen  Centuriat-  und  Tributcomitien  bemerkt**) :  beide  stellten 
das  Volk  dar  und  abgesehen  von  dem  einen  Falle,  wo  bei  zwei- 
felhafter Schuld  die  Genturiatcomitien  zur  capitalen  Yerurthei- 
lung  eines  Bürgers  nothwendig  waren,  standen  beide  einander 
gleich.  Jeder  der  höheren  Beamten  kann  Jeden  vor  dem  Volke 
belangen :  dies  ist  bei  den  Tribunen  und  Aedilen,  welche  sonst 
keine  Gerichtsbarkeit  besitzen,  das  von  \ms  sogenannte  ausser- 
ordentliche Verfahren,  bei  den  curulischen  Beamten  das  aaoh 
nach  dem  ordentlichen  Processe  vorgeschriebene  Provocations- 
verfahren.  Unter  Sullas  Consulate  bestand  noch  die  Eigenthüm- 
lichkeit,  dass  nach  dessen  neu  gegebenem  Gesetze  zu  jeder  vor 
dem  Volke  erhobenen  Anklage  ein  Senatsbeschluss  nöthig  war, 
den  man  sich  ähnlich  zu  denken  hat,  wie  denjenigen,  welcher 
einst  vor  der  Gesetzgebung  der  zwölf  Tafeln  zur  Einleitung  der 
Anklage  eines  Volkstribunen  gegen  einen  Patricier  erförderlich 
gewesen  war.*)  Eben  dieser  Senatsbeschluss  sollte  auch  wohl 
eingeholt  werden  im  J.  87,  als  auf  Antrieb  des  Consuls  Cünna 
ein  Volkstribun  M.  Vergilius  den  bei  seinem  Heere  befindlichen 


a)  Vell.  II,  21   sed  prior  ingressus  Cinna  de  recipiendo  Mario  legem 
talit 

b)  App.  bell.  civ.  I,  70  xal  eudli«  ol  ^^fiap^oi  ttjv  cpu-pjv  auitj»  tt  t«» 
^aoi  aXXoi  xaxd  ZuXXav  Qnarov  ^^cXi^XavTO  l<);7)cpioavTO  XeXuo^ai. 

c)  Flui  Mar.  43. 

d)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  233. 

e)  S.  Bd.  I,  1,  271. 
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ProcoDSul  L.  Sulla  anklagen  wollte*),  und  dies  ist  der  Grund, 
weshalb  wir  diesen  Versuch  eines  Processes  nicht  in  unser  Ver- 
zeieboiss  der  vor  dem  Volke  geführten  Gapitalprocesse  aufge- 
Dommeu  haben.  ^)  Es  blieb  ein  Versuch.  Denn  Sulla,  ohne 
sich  um  die  Anklage  zu  kümmern,  zog  mit  seinem  Heere  nach 
AsieD. 

Die  Volkspartei  unter  C.  Marius  und  L.  Ginna  verfuhr  im 
J.  87,  als  sie  sich  Roms  bemächtigt  hatte,  grausamer  und  form- 
loser. Die  Stadt  war  genommen,  der  Widerstand  erloschen. 
Dennoch  wurden  nach  Kriegsrecht  der  eine  Gonsul,  L.  Octavius, 
sowie  zahlreiche  Führer  seiner  Partei,  getödtet.  Nur  gegen  Sulla 
allein  scheint  eine  Art  von  gerichtlichem  Verfahren  stattgefunden 
zu  haben.  £r  soll  für  einen  Staatsfeind  (hostis)  erklärt  worden 
sein""),  wahrscheinlich  durch  einen  Senatsbeschluss  und  darauf 
folgende  Volksabstimmung.  Das  .Gesetz  war  strenger  als  das 
frühere  Aechtungsgesetz :  es  wurden  nicht  nur  Sullas  Güter  ein- 
gezogen, sondern  auch  sein  Haus  zerstört,  seine  Frau  und  un- 
mündigen Kinder  verfolgt  £rst  nachdem  der  Rachedurst  der 
einst  besiegten,  jetzt  siegreichen  Partei  gestillt  war,  begannen 
wirklich  gerichtliche  Anklagen  nach  alter  Sitte  durch  die  Volks- 
tribunen vor  dem  Volke.**)  Aber,  als  Sulla  im  J.  83  gegen 
Rom  rückte  und  viele  Senatoren  sich  ihm  anschlössen,  erneute 
Carbo  gegen  sie  das  gerichtliche  Verfahren,  wie  gegen  offenbare 
Verbrecher :  er  liess  durch  das  Volk  Metellus  und  alle  Anhänger 
Sullas  als  Staatsfeinde  ächten.  *")  Indessen  es  gehört  nicht  zum 
Criminalrechte,  die  Gewaltthätigkeiten ,  zu  welchen  politische 
Leidenschaft  in  immer  gesteigertem  Maasse  verführte,  näher  zu 
verfolgen :  es  kam  nur  darauf  an,  den  Zusammenhang,  in  welchem 
sie  mit  dem  Rechte  stehen,  anzugeben. 

Als  Sulla  nach  glücklicher  Beendigung  des  Mithridatischen 
Krieges  den  Kampf  gegen  seine  Gegner  begann,  übte  er,   wie 

a)  Gic  Brut  48,  179  M.  Yergilius  qui  tribunus  plebis  L.  Sollae  impe- 
ratori  diem  dixit;  Plut.  Sulla  10  extr. 

b)  S.  Bd  I,  2,  854. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  73.  Vergl.  c.  77. 

d)  S.  Bd.  I,  2,  354. 

e)  App.  bell.  civ.  I,  86  Krfpßwv  hk   —  M^T«XXdv  t«  xal  tou«  dfXXooc, 
^001  Ävcts  Mi  T^5  ßooX^c  -wj)  26XXa  ouv^oav,  i^ji^i^vzo  »Tvai  icoXc{jl(o\>{. 
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diese,  ebenfalls  Kriegsrecht:  als  ob  ihm  die  unumschrfiiikte  Ge- 
walt über   Alle   uud    über  Alles  übertragen  sei,    verbängte  er 
Todes-  und  Vermögens-  und  Ehrenstrafen.     Die  Proscriptionen 
wurden  von  ihm  begonnen,  ehe  er  irgend    eine  gesetzliche  Ge- 
walt dazu  erhalten :  er  hatte  damit  das  Kriegsrecht  in  eine  Art 
System   gebracht.     Mit  dem  Rechte  stehen  dieselben  in  keiner 
Verbindung,  sie  widersprechen  sogar  der  alten  Römischen  Sitte 
auf  das  stärkste:  erst  später,  als  sie  der  Hauptsache  nach  been- 
det waren,  erfolgte  ihre  Bestätigung  durch  ein  Gesetz.     Es  war 
eine  neue  Einrichtung,    dass  die  Namen  der  Geächteten  öffent- 
lich   ausgestellt   wurden,    dass   dem  Mörder  eines    Geächteten 
eine  Belohnung  aus  dem  Staatsschatze  gezahlt  wurde*),  ebenso 
wie  denen,    welche   ihn  anzeigten.    Die  dritte  Abweicbong  von 
der  alten  Rechtssitte  ^)^  dass  auch  die  Kinder  der  Geächteten  be- 
straft wurden,  kam  erst  später  durch  ein  Gesetz  zur  Ausfubrong. 
Freilich  bemühte  sich  auch  Sulla,  seinen  Anordnungen  die  Form 
der  Gesetzlichkeit  zu  verschaffen.    Appian  berichtet,  uacbdem 
er  von  den  Kämpfen  in  Italien  und  den  Proscriptionen  erzählt, 
Sulla  hätte  in   der  Stadt  Rom  alles  nach  Belieben  eingerichtet 
und  dabei  so  wenig  Widerstand  gefunden,   dass  man  vielmehr 
durch  Volksbeschluss  alles,  was  er  als  Consul  und  als  Proconsul 
gethan  hatte,  für  gültig   erklärte  und   ihn   der  Verantwortung 
überhob.'')     Dies  ist  eine  wichtige  Nachricht:  sie  wird  durch 
eine  andere,  uns  zufällig  erhaltene  Andeutung  bestätigt   In  einer 
Rede  gegen  M.  Antonius  erzählt  Cicero  von  der  Unterredung, 
welche  im  J.  82  zwischen  Sulla  und  dem  ihm  gegenüberstehen- 
den Consul  L.  Scipio  zwischen  den  Städten  Cales  und  Teanum 
stattfand.    Er  sagt,  sie  hätten  über  das  Ansehen  des  Senates, 
über  die  Abstimmungen  des  Volkes,   über  die  Verhältnisse  der 
neuen  Bürger  Gesetze  und  Bedingungen  unter  einander  aufge- 
stellt)   Man  erkennt  daraus,   dass  Sulla  von  seiner  Laudung 


a)  Flut.  Süll.  31;  Gat  min.  17;  Vellei.  II,  28;  App.  bell.  eiv.  I,  9&. 

b)  Vergl.  Bd.  I,  1,  292  bei  der  Erzählung  von  Sp.  Cassios'  Prooesse. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  97  xi  8'  iv  tq  n6kti  xct^^araxo  ^htavra  i^*  ia*jToü 
xad'  6v  ißouXero  Tpönov.  —  oi  xal  TCcSvTa  Baa  Sttpxijatv  6  Z6XXkc  (ratorrjoiv 
xt  %a\  dvdunaxrjtuv,  ßißotia  xat  dveu&uva  l^rifiiioyxo  »vau 

d)  Cic.  Phil.  Xll,  11,  27  Sulla  cum  Scipione  iuter  Cales  et  Teanum, 
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in  Italien  an  die  Forderaug  stellte,  es  sollten  die  von  ihm  im 
J.  88  gegebenen  Gesetze  über  die  Verfassung  angenommen  wer^ 
deo.  Der  Consnl  Scipio  willigte  wahrscheinlich  darein,  während 
Sulla  seinerseits  die  Gleichberechtigung  der  neuen  Bürger  an- 
erkannte. Indessen  Scipios  Partei  hielt  den  Vertrag  nicht  und 
es  bedurfte  langer  Kämpfe,  ehe  Sulla  als  Sieger  seine  anfängt 
licheD  Fordemngen  durchsetzen  konnte.  Es  sind  damals,  wenn 
man  den  Ausdruck  Appians  genau  fasst,  mehrere  Senats-  und 
Volksbeschlüsse  gefasst  worden:  die  Bedeutung  derselben  war 
eine  doppelte.  Erstlich  wurden  die  Proscriptionen,  welche  Sulla 
aaf  eigne  Hand  nach  Kriegsrecht  begonnen  hatte,  für  gesetzlich 
erklärt*),  zweitens  wurden  diejenigen  Gesetze,  durch  welche  er 
während  seines  Consulates  die  Verfassung  geändert  hatte,  wie- 
der hergestellt.  Alles  in  der  Zwischenzeit  von  der  Volkspartei 
Angeordnete  wurde  aufgehoben  und  durch  Anknüpfung  an  die 
sechs  Jahre  vorher  erlassenen  Gesetze  der  Zusammenhang  des 
Staatsrechtes  geschaffen.  Schon  am  Ende  des  Jahres  82  v.  Chr. 
warde  durch  Senats-  und  Volksbeschluss  die  neue  Verfassung, 
welche  fortan  gelten  sollte,  eingeführt,  die  Macht  der  Volks- 
bibonen  beschränkt,  die  des  Senates  und  der  cnrulischen  Beamten 
erhöht,  die  Schwurgerichte,  wie  sie  vielleicht  noch  im  Anfange 
des  Jahres  bestanden  hatten,  aufgelSst. 

Man  erwartete  allgemein,  Sulla  würde  «ich  mit  dieser  ge- 
setzUchen  Einführung  begnügen  und  die  weitere  Entwickelung 
der  Verfassung  der  Zeit  überlassen:  als  er  beim  Senate  den 
Antrag  stellte,  einen  Zwischenkönig  zu  ernennen,  dachte  man, 
dies  geschehe  Behufs  der  Gonsulwahlen  für  das  J.  81  v.  Ghr.^) 
Indessen  Sulla  erkannte,  dass  das  Aufstellen  der  neuen  Ver- 
fassung allein  nicht  genüge :  sie  musste  durch  eine  unumschränkte 
Gewalt  in  Gang  gebracht  werden.    Deshalb  hiess  er  den  Zwi- 


CQiD  alter  nobilitatis  florem,  alter  belli  socios  adbibuisset,  de  auctoritate 

^atos,  de  soflbagiis  populi,  de  iure  civitatis  leges  inter  se  et  condiciones 
contölenmt 

a)  Plnt  Soll.  38  drückt  dies  so   aus   if^ri^ia%r^  5'  abxi$  it^IvTcuv  dfSua 

b)  So  sagt  App.  I,  98  1^^  (i^v   d^  (ßouX^)    06aXipiov   0X«Exxov   etXsTO, 
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schenkönig  L.  Valerius  Flaccas  ein  Gesetz  bei  den  Centuriat^ 
comitien  beantragen  über  die  Wahl  eines  Dictators.  Dieser  konnte 
nach  alter,  wenngleich  seit  120  Jahren  unterlassener,  Sitte  durch 
den  Senat  allein  ernannt  werden ;  allein  bei  Sulla  handelte  es 
sich  um  die  Wahl  eines  Dictators  mit  den  ausgedehntesten  Voll- 
machten, wie  sie  die  Mheren  nicht  gehabt  hatten*),  auch  am 
die  Wahl  auf  unbestimmte  Zeit  bis  zur  Vollendung  der  Ver- 
fassung: um  einen  solchen  Dictator  zu  ernennen,  dazu  bedurfte 
der  Senat  eines  besonderen  Gesetzes.  Es  ist  dies  das  Valerische 
Gesetz.**®)  Cicero  schilt  auf  dasselbe  öfters,  er  nennt  es  ungerecht 
und  unähnlich  einem  Gesetze,  aber  er  gesteht,  dass  es  iu  der 
Noth  der  Umstände  eine  Entschuldigung  findet*^),  und  dass  SuUa 
die  Formen  des  Rechtes  gewahrt  hat  Der  Inhalt  dieses  Ge- 
setzes war  ein  allgemeiner:  es  schrieb  nicht  vor,  was  Sulla  im 
Einzelnen  thun  sollte ;  darauf  kam  es  weder  au  noch  wollte  der- 
selbe eine  solche  Beschränkung.  Es  bezog  sich  erstens  auf  die 
unbestimmte  Dauer  der  Dictatur,  sodann  darauf,  dass  Sulla 
Macht  über  den  ganzen  Staat  haben  sollte,  und  dies  letztere  war 
nach  Römischer  Sitte  durch  Aufzählung  aller  Fälle,  in  welchen 
er  eine  Entecheidung  treffen  konnte,  ausgedrückt  Es  biess,  er 
solle  das  Recht  haben  am  Leben  zu  strafen,  Vermögen  einzu- 
ziehen, Colonien  auszuführen,  Städte  zu  gründen  und  zu  ver- 
wüsten, Könige  ein-  und  abzusetzen^);  zuletzt  wurde  noch  zu- 
sammenfassend hinzugefugt.  Alles,  was  er  thäte,  sollte  gältig 
sein.**) 

Es  ist  die  Frage,  wie  Sulla  diese  Alles  umfassende  Voll- 
macht benutzte.  Alles,  was  er  that,  war  gesetzlich;  dennoch 
brauchte  nicht  alles,  was  er  anordnete,  Gesetz  zu  heissen,  wenn- 


a)  Vergl.  Bd.  1,  2,  14. 

b)  Gic.  de  leg.  agr.  III,  2,  5  Omnium  legum  iniquissimam  dissimilli- 
mamque  legis  esse  arbitror  eam,  quam  L.  Flaccus  interrex  de  Sulla  tulit, 
ut  omnia,  quaecunque  ille  fecisset,  essent  rata.  —  Est  invidiosa  lex,  sicuti 
dixi,  verum  tarnen  habet  excusationem ;  non  enim  videtur  hominis  lex  esse, 
sed  temporis.    Vergl.  Cic  de  leg.  I,  15,  42. 

C)  Flui  Süll.  33  icp6c  hi  t6  fx£XXov  (i^iq^io^)  iSouoia  l^avdTOv,  ir^- 
|jie6at(uc,  xXTjpou^icüv,  xtCoewc»  nopdi^oetuc,  d^eX^adat  ßaotXcCav  xal  iji  ßou- 
XotTO  ^ap{aao^ai. 

d)  Cic.  de  leg.  agr.  III,  2,  5  an  der  eben  angeführten  Stelle. 
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gleich  es  die  Kraft  eines  Gesetees  hatte.  Wie  in  der  Kaiserzeit 
die  Verordnungen  der  Kaiser  Gesetzeskraft  haben,  aber  nicht 
Gesetze  genannt  werden,  ebenso  war  es  bei  Sulla.  Wo  wir  da- 
her ausdrücklich  Comelische  Gesetze  genannt  finden,  da  müssen 
wir  annehmen,  hat  Sulla  trotz  seiner  Allgewalt  einen  Volks- 
beschluss  herbeigeführt  So  geschah  es  alsbald  nach  dem  Beginne 
seiner  Dictatur  mit  der  Proscription.  Er  gab  darüber  ein  Gesetz. 
Cicero  thut  zwar,  als  ob  er  nicht  recht  wisse,  ob  es  Valerisches 
oder  Comelisches  Gesetz  zu  nennen  sei ;  aber  dass  es  von  Sulla 
selbst  herrührte  und  nur  auf  dem  Grundsatze  des  Valeriscben 
Gesetzes  beruhte,  ergiebt  sich  daraus,  dass  es  den  ersten  Juni 
des  Jahres  81  v.  Chr.  als  letzten  Termin  der  Proscription  fest- 
setzte,  eine  Beschränkung,  welche  Valerius  Flaccus  nicht  auf- 
steilen konnte.  *)  Ebenso  gab  es  ein  besonderes,  von  dem  Volke 
auf  Sullas  Vorschlag  angenommenes,  Gesetz  über  die  damals 
gegründeten  Colonien.  Denn  es  ist  dabei  ausdrücklich  von  einem 
Gesetze  die  Rede  und  es  werden  einzelne  Bestimmungen  daraus 
angefahrt,  wie  sie  der  Zwischenkönig  nicht  treffen  konnte.^) 
Auf  gleidie  Weise  also  gab  Sulla  auch  über  die  Griminalgerichte 
besondere  Gesetze:  wir  begegnen  diesem  Namen  vielfach.  Anderes 
ordnete  er  selbständig,  ohne  das  Volk  zu  Rathe  zu  ziehen^  an. 
Indessen  die  neue  Staatsverfassung  bedurfte  der  Zeit  zu 
ihrer  Ausführung:  noch  mehr  Zeit  gehörte  dazu,  um  die  von  der- 
selben abhängige  Criminalgerichtsbarkeit  in  Gang  zu  bringen. 
Zudem  galt  das  Proscriptionsgesetz  bis  zum  ersten  Juni  des  J. 
81  V.  Chr.  und  während  dieses  Ausnahmezustandes  konnte  es 
nicht  ordentliche  Griminalgerichte  geben.  Femer  waren  die 
richterlichen  Beamten  vielfach  in  Italien,  das  zum  Theil  noch  im 
Aufstände  war,  nöthig.  leb  glaube  deshalb  nicht,  dass  die  neue 
Gerichtsverfassung  schon  am  ersten  Juni  81  v.  Chr.  in  Wirk- 


a)  Cic  p.  Rose.  Amer.  43,  1^  Verum  hoc  quaero :  qui  potaenmt  ista 
ipsa  lege,  quae  de  proscriptione  est,  sive  Valeria  est  sive  Cornelia  (neu 
^im  Dori  nee  scio)  vertun  ista  ipsa  lege  bona  Sex.  Roscii  venire  qui  po- 
taernnt?  §  128  Opinor  enim  esse  in  lege,  quam  ad  diem  proscriptiones 
venditionesque  fiant,  Kalendas  lunias. 

b)  Cic  de  leg.  agr.  III,  2,  6  und  8.  Man  vergl.  den  schol.  Qronov. 
Cic.  p.  4S5  Orell. 
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samkeit  getreten  ist:  vielmehr  fand  noch  ein  weiterer,  zwar 
milderer,  aber  doch  ausnahmsweiser  Zustand  statt  bis  zum  ersten 
Januar  80  v.  Chr.  Die  Schwurgerichte  mussten  sich,  weil  sie 
unter  der  Leitung  der  jährlich  wechs^nden  Beamten  standen, 
überhaupt  nach  dem  Jahresanfänge  regeln :  wir  haben  dies  schon 
bei  mehreren  Richtergesetzen  bemerkt.»)  Zudem  fielen  auch 
nach  dem  ersten  Juni  81  trotz  des  gesetzlichen  Verbotes  noch 
mannigfache,  den  Proscriptionen  ähnliche  Gewaltthätigkeiten  vor.^) 
Cicero  redet  in  seiner  Rede  far  Sex.  Roscius,  welche  im  J.  80 
V.  Chr.  gehalten  wurde,  die  Geschworenen  so  an:  „Ihr,  die  ihr 
aus  der  Bürgerschaft  in  den  Senat  wegen  eurer  Würdigkeit, 
aus  dem  Senate  in  diesen  Gerichtshof  wegen  eurer  Strenge  aus- 
gewählt  seid.''"")  Dies  konnte  Cicero  sehr  zweckmässig  sagen, 
wenn  er  zum  ersten  Gerichtshöfe  sprach,  den  es  nach  der  neuen 
Verfassung  gab;  zu  einem  späteren  nicht  Ueberdem  wurden 
die  Geschworenen  auf  die  einzelnen  Gerichtshöfe  nicht  erwählt, 
sondern  erlost.  Aus  diesen  Gründen  glaube  ich,  dass  die  Sol- 
lanische  Gerichtsverüassung  erst  mit  dem  Anfange  des  J.  80 
V.  Chr.  in  Wirksamkeit  trat,  wenngleich  die  Gesetze,  auf  welchen 
sie  beruhte,  schon  früher  gegeben  waren,  die  Grundsätze,  nach 
denen  sie  geregelt  wurde,  sogar  sdion  aus  dem  J.  88  v.  Chr. 
herrührten. 


a)  S.  oben  S.  117  flgd.  und  191. 

b)  Man  sehe  Cic  p.  Sext  Rose.  43,  125  an   der  S.  305  angeführten 
Stelle. 

c)  Cic.  p.  Sex.  Rose.  3,  8  Qui  ex  civitate  in  senatum  propter  dignita* 
tem,  ex  senatu  in  hoc  consiliom  delecti  estis  propter  severitatem. 
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Drittes  Capitel. 

Sillu  Yerfkssiuig  beruht  auf  der  EinsehTlakuiig  der  tribnnicischeii  lacht, 
vdehe  in  dem  damaligen  Zustande  des  Staates  schldllch  war.  Allgemeine 
Scyidenng  Ton  Snllas  Terftssnng,  ttre  Sehwiche.  Worin  die  Einschrftn- 
ksiig  der  Tolkstribnnen  durch  SoUa  bestand.  Sie  Terlieren  das  Recht, 
ComitieB  sn  halten,  damit  also  das  Recht  der  GesetzgeMng  nnd  die  ansser. 
ordentliche  Gerichtsbarkeit  ?or  dem  Tolke.  Wahl  der  Tolkstribnnen  in 
den  Senate  nnd  nur  Best&tignng  dnrch  das  Tolk.  Sie  behalten  das  Recht, 
MAtioBes  zn  halten,  ferner  das  Recht  des  HlUfeleistens  gegen  Beamte, 
lieh  den  Einspncfa  gegen  SenatsbeschlRsse,  der  aber  nnr  anfschiebende 
lirkug  hat  Strafe  der  Tribnnen,  wekhe  ihre  Beftignisse  flberschreiten« 
AUmilige  Anfhebnng  der  Beschr&nknngen  des  Tribnnates.  Einflnss  der 
Tribuen  anf  die  Gerichtsbarkeit  znr  Zeit  ihrer  Beschrinknng.  Wie  Sulla 
üe  der^  die  Beschränkung  der  Tribunen  in  der  Yerfkssung  entstandene 

Lficko  ausflUlte. 

Die  Verfassung,  welche  L.  Sulla  dem  Staate  gab,  beruhte 
auf  der  Erkenntniss,  dass  die  damals  bestehende  tribnnicische 
Macht  mit  dem  Wohle  desselben  nicht  vereinbar  sei.  Diese  Er- 
kenntniss war  leicht  zu  gewinnen.  Sulla  selbst  war  zu  seinen 
Gewaltmassregeln  durch  die  Gesetze  eines  Volkstribunen  ge- 
nöthigt  worden,  des  P.  Sulpiciua,  der  nicht  zufrieden  mit  allge- 
meineo  Gesetzen  gegen  das  Herkommen  und  gegen  die  Billig- 
keit aus  leidenschaftlichem  Hasse  ihm  den  Oberbefehl  gegen 
Mithridates  genommen  und  seine  persönliche  Sicherheit  bedroht 
hatte.  Ein  früherer  Aufstand  war  durch  Appulejus  Satuminus 
erregt  worden,  der  durch  offenbare  Gewaltthätigkeiten  den  Staat 
und  seine  rechtmässigen  Behörden  bedrohte;  noch  früher  hatten 
die  durch  unerlaubte  Mittel  durchgebrachten  Gesetzesvorschläge 
der  Gracchen  Zwietracht  und  Blutvergiessen  veranlasst.  Selbst 
der  für  den  Senat  und  den  regierenden  Stand  kämpfende  M. 
Drosus  hatte  seine  Gewalt  zur  Erregung  der  Leidenschaften  g^ 
nüssbraucht  und  sein  Fall  den  Ausbruch  des  blutigsten  Bürger- 
krieges herbeigeführt.  Also  auf  beiden  Seiten  stehend,  sowohl 
^i  d»  Seite  der  Senats-,  wie  auf  der  der  Volkspartei  hatten 
die  Tribunen  Unheil  herbeigeführt  Daraus  musste  ein  Staats«- 
Quinn  der  Sullanischen  Zeit  den  Schluss  ziehen,  dass  der  Grund 
des  Debels  in  d«r  tribunidschen  Gewalt  selbst  liege  und  Sulla 
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konnte  sich  dieser  Erkenntniss  um  so  weniger  entziehen,  als  er 
selbst  durch  die  Unbill  eines  Volkstribunen  auf  das  Schimpflichste 
betroffen  worden  war. 

In  der  That  lag  in  den  Volkstribunen  von  ihrer  Einsetzung 
an  ein  den  Aufruhr  fördenides  Element.»)  Sie  waren  eingesetzt, 
um  denselben  in  gesetzliche  Wege  zu  fahren  und  weniger  zer- 
störend für  die  Regierung  und  den  Staat  zu  machen;  aber  sie 
waren  darauf  angewiesen,  dem  Willen  des  Volkes  zu  folgen, 
d.  h.  nicht  wie  er  sich  in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  and 
nach  bestimmten  Formen  versammelten  Volksversammlung,  son- 
dern in  formlosen  Zusammenkünften,  in  den  Reden  der  zufälligen 
Menge  äusserte  und  zu  einer  öffentlichen  Meinung  gestaltete. 
Dies  war  eine  gefährliche  Stellung,  bei  der  es  auch  für  leiden- 
schaftslose und  das  Beste  erstrebende  Männer  schwer  war,  die 
volle  Gesetzlichkeit  zu  wahren.  Dazu  kam,  dass  jeder  Volks- 
tribun  einzeln  für  sich  dastand,  nicht  gebunden  durch  die  Mei- 
nung seiner  Collegen :  das  Schiedsrichteramt  hatte  bei  Meinungs- 
verschiedenheit der  Tribunen  das  Volk,  die  öffentliche  Meinung. 
Auch  die  curulischen  Beamten  standen  einzeln  und  von  einander 
unabhängig,  aber  die  übrigen  wurden  durch  die  höhere  Gewalt 
der  Gonsuln  gezügelt,  die  Gonsuln  selbst  durch  den  Senat  ver- 
mittelt, eine  Versammlung  ungleich  besonnener  und  erfahrener, 
als  es  das  Volk  ist  oder  sein  kann.  Der  Gang  der  Staats- 
maschine beruhte  also  auf  der  Vermittelung  und  diese  war  mög- 
lich, so  lange  die  Leidenschaften  durch  die  Furcht  vor  auswär- 
tiger Gefahr  oder  die  Erinnerung  an  dieselbe  zurückgehalten 
wurden.  Als  aber  Rom  unbeschränkt  herrschte  und  die  Thäüg- 
keit  seiner  Bürger  sich  auf  die  inneren  Zustände  richtete,  trat 
mit  den  in  mannigfache  Fehler  ausartenden  Leidenschaften  die 
Unmöglichkeit  ein,  die  bisherige  Ver£assung  in  ruhigem  Gange 
zu  erhalten  und  die  Tribunen  mussten,  ihrem  Ursprünge  gemäss, 
den  Anlass  zu  gewaltigen  Kämpfen  geben. 

Man  bat  gesagt,  Sulla  habe  eine  aristocratische  Herrschaft 
schaffen  wollen  und  nach  diesem  Grundsatze  die  Umänderung  der 
Verfassung  vorgenommen.    Ich  finde  in  seinen  Gesetzen  zwar 


a)  Man  vergleiche  unsere  DarsteUang  Bd.  I,  1,  206. 


! 

Sullas  VerändeniDg  der  Verfassung.  309 

als  Dotbweodiges  Ergebniss  eine  gesichertere  Sfcellaug  der  schon 
Torhandenen  Aristocratie ;  aber  ein  Streben,  dieselbe  an  sich  zu 
ffirderi),  kann  Sulla  nicht  gehabt  haben.  Es  ist  ein  nnrömischer 
Gedanke,  den  Staat  nach  gewissen,  von  dem  Boden  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse  abgelösten  Ideen  gestalten  zu  wollen. 
Der  Staat  war  auch  in  den  Zeiten  vor  Sulla  stets  aristocratisch 
geblieben,  die  Mitglieder  der  Aristocratie  selbst  hatten  unter 
einander  mit  den  Gewalten,  welche  sie  geschaifen  und  in  Besitz 
genommen  hatten,  gekämpft:  die  hauptsächliche  democratische 
Massregel,  wodurch  den  unterworfeneu  Völkern  Italiens  das  volle 
Bürgerrecht  gewährt  wurde,  war,  so  lange  es  möglich  war,  von 
dem  gesammten  Römischen  Volke  bekämpft  und  von  Sulla 
schliesslich  angenommen  worden.  Sulla  hat  keine  neue  Staats- 
gewalt geschaffen,  die  Befugnisse  keiner  verändert,  ausser  denen 
des  Tribunates.  Wenn  er  die  Zahl  der  Beamten  vergrösserte 
and  ihre  Geschäftskreise  veränderte,  so  geschah  dies  aus  Rück- 
sichten der  Zweckmässigkeit  und  jeder  Staatsmann  seiner  Zeit, 
wenn  er  die  gleiche  Macht  wie  er  besessen  hätte,  würde  die 
Gelegenheit  benutzt  haben,  um  Massregeln,  welche  bei  den  da- 
maligen Staatsverhältnissen  nöthig,  aber  im  regelmässigen  Gange 
nur  schwer  und  langsam  ausfahrbar  waren,  auf  einmal  als 
Dictator  anzuordnen. 

In  diesem  Streben  Sullas,  nichts  an  dem  Herkommen  zu 
ändern,  sondern  nur  eine  zum  Missbrauche  verleitete  Staatsgewalt 
auf  das  gehörige  Mass  zurückzuführen,  liegt  zugleich  auch  die 
Schwäche  seines  Systems.  Er  wollte  den  Staat  zurückbringen 
aof  einen  verlassenen  Standpunkt :  solche  Versuche  gelingen  nie. 
Rom  bedurfte  einer  neuen  Idee,  welche  das  Gute  aller  bestehen- 
den Einrichtungen  vereinte.  Nur  in  einem  einzigen  Punkte  ist 
Sulla  wirklich  schöpferisch  gewesen,  im  Criminalrechte.  Deshalb 
haben  seine  Gesetze  darüber  Bestand  gehabt,  während  alle  übrigen 
nicht  viele  Jahre  überdauerten.  Freilich  mag  man  ihn  entschul- 
<ligen.  Rom  befand  sich  in  einem  Zustande  des  Ueberganges, 
wo  es  weder  die  alten  Gesetze  mehr  bewahren,  noch  einer  neuen 
Idee  sich  fügen  wollte.  Zudem  musste  es  auch  einem  grossen 
^nd  klaren  Geiste  des  Versuches  werth  erscheinen,   eine  Ver- 
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fassung,    bei  welcher  der  Staat  die  Welt  erobert  hatte,   durch 
Zurückfuhrung  auf  ein  richtiges  Mass  zu  erhalten. 

Die  Beschränkung  der  tribunicischen  Gewalt  war  also  das 
Hauptziel  der  Sullanischen  Gesetzgebung,  wie  sie  schon  im  J. 
88  durchgebracht  worden  war,  aber  erst  81  v.  Chr.  zur  Aus- 
fuhrung gelangte.  Ob  sich  Sulla  als  Dictator  genau  an  das  Ge- 
setz hielt,  welches  er  als  Consul  gegeben,  oder  es  erweiterte, 
lässt  sich  nicht  entscheiden.  Denn  wir  kennen  weder  von  jenem 
Gesetze  mehr  als  seinen  allgemeinen  Inhalt,  noch  auch  die  An- 
ordnungen, welche  schliesslich  über  die  Volkstribanen  getroffen 
wurden.  Auf  eine  frühere  Zeit  des  Römischen  Staates  konnte 
Sulla  nicht  zurückgehen,  deshalb  weil  die  Gewalt  der  Tribunen 
bis  auf  die  Zehnraänner  eine  verschiedene  gegen  die  Plebejer  wie 
gegen  die  Patricier  gewesen  war :  diesen  Unterschied  der  Stfiade 
zu  erneuem  war  unmöglich.  Es  blieb  daher  nichts  übrig,  als  in 
Verboten  diejenigen  von  den  Tribünen  bisher  geübten  Rechte  zu 
bezeichnen,  welche  denselben  fortan  nicht  mehr  erlaubt  werden 
sollten.  Meist  sprechen  die  Schriftsteller  in  allgemeinen  Aus- 
drücken :  so  Cicero,  Sulla  habe  den  Tribunen  die  Macht  genom- 
men, Unrecht  zu  thun,  aber  die.  Hülfe  zu  bringen,  gelassen'); 
Vellejus,  er  habe  einen  Schatten  statt  der  Wirklichkeit  übrig 
gelassen*');  Appian,  er  habe  der  tribunicischen  Gewalt,  die  sehr 
tyrannisch  geworden,  viele  Befugnisse  genommen,  femer,  er  habe 
die  tribunicische  Gewalt  so  gut  wie  aufgehoben  und  sie  sehr 
schwach  gemacht'')  Hieraus  Iftsst  sich  nicht  auf  Sullas  Gesetz 
schliessen.  Aber  wenn  Appian"^)  sagt,  er  habe  im  J.  88  v.  Chr. 
durch  sein  consularisehes  Gesetz  bestimmt,  es  solle  fortan  nichts 
mehr  vor  das  Volk  gebracht  werden,  was  nicht  vorher  von  dem 
Senate  beschlossen  worden  wäre,  so  enthielt  diese  Bestimmung 


a)  Gic.  de  leg.  III,  9,  22  Quam  ob  rem  in  ista  quidem  re  vehementer 
Sullam  probe,  qui  tribunis  plebis  sua  lege  iniuriae  faciendae  potestatem 
ademerit,  auxilii  ferendi  reliquerit. 

b)  Vell.  II,  30  (tribuDiciam  potestatem),  cuius  Sulla  imagiiiem  sine  re 
reliquerat. 

c)  App.  bell.  civ.  1, 59  icoXXd  tc  ^Xa  x^c  toiv  Si2p,ti{p)^Qiv  dp^^c*  Tupav- 
vixf^c  fidXtara  fc^evi^fi^vr^c,  ««pteXeJvxec  xatiXe^av  cet.  und  c.  100  'rijv  hi  täv 
ST]p.dp^a)v  dpx^v  Tao  xa\  dveiXev  da^veorotTTjv  dnocpi^vac. 

d)  App.  bell.  civ.  I,  59.  S.  oben  S.  294. 
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eine  aasserordentliche  Beschränkung  der  tribunicischen  Gewalt : 
sie  brachte  sie  gewissennassen  auf  die  Stellung,  welche  sie  bis 
zu  den  Zehnmännem  gehabt  hatte.  Die  Tribunen  hatten  bis  zu 
jener  Zeit  freie  Verfügung  über  die  Plebs  gehabt,  über  die  Pa* 
tricier  nur,  in  so  fem  ihre  Beschlüsse  von  dem  Senate  und  den 
Patriciem  angenommen  wurden.  Das  Sullanische  Gesetz,  welches 
den  Unterschied  zwischen  Patriciern  und  Plebejern  nicht  er- 
neuerte, nahm  ihnen  das  Kecht  von  Anträgen  bei  dem  Volke 
überhaupt  Dies  bezog  sich  nicht  nur  auf  Gesetze,  welche  fortan 
nur  vom  Senate  und  den  curulischen  Beamten  ausgehen  sollten. ') 
Wir  kennen  in  der  That  kein  Gesetz,  das  in  der  Zeit  von  Sulla 
his  zur  Wiederherstellung  der  tribunicischen  Gewalt  von  Tribunen 
gegeben  worden  ist  Das  Plautische  Gesetz  über  die  Bewilligung 
der  Rückkehr  an  die  Anbänger  von  M.  Lepidus  und  Q.  Serto- 
rius  wird  von  einigen  Gelehrten  in  jenen  Zeitraum  verlegt;  indessen 
die  einzige  Zeitbestimmung,  welche  wir  über  dasselbe  haben, 
weist  auf  die  Zeit,  wo  die  Bemühungen,  die  Beschränkung  des 
Tribnnats  aufzuheben,  gelungen  waren  *^) :  man  wird  es  in  das 
J.  70  V.  Chr.  oder  bald  nachher  verlegen  müssen.^^^)  Man  nimmt 
auch  an,  dass  die  Volkstribunen,  welche  sich  bemühten,  die  von 
Sulla  geschmälerte  tribunicische  Gewalt  wiederherzustellen,  Cn. 
Sidnius  im  J.  76  v.  Chr.''),  U  Quinctius  im  J.  74  v.  Chr.''), 
endlich  iL  Lollius  Palicanus  im  J.  71  v.  Chr.""),  Gesetzesvor- 
schläge eingebracht  haben.     Wir  hören  jedoch  nur  von  Reden, 


a)  Liv.  per.  LXXXIX  (Sulla)  tribunorum  plebis  potestatem  miuuit  et 
omne  ins  legmn  ferendaram  ademii 

b)  Soet  Gaes.  5  ersäblt  suerst  von  den  Bemühungen  Gaesan,  die  Be- 
scbrfiukuDgen  des  Tribunates  aufzubeben  und  fährt  dann  fort:  L.  etiam  Cinuae 
uxoris  fratri  et  qui  cum  eo  civil!  discordia  Lepidum  secuti  post  necem  con- 
sulis  ad  Sertorium  confugerant,  redttnm  in  civitatem  rogattone  Plotia  con- 
fecit   llaa  vergL  Gell  ZIU,  3  und  oben  S.  267. 

c)  Man  sehe  über  ihn  Cic.  Brut.  60,  216;  Pseudo-Ascon.  in  Cic.  div. 
p.  103;  SaU.  fr.  11,  45  und  46;  III,  82,  8  und  83  ed.  Kritz. 

d)  Ueber  ihn  sprecben  Plut  Lucull.  c.  5;  Cic.  Brut  62,  223;  Cic.  p. 
Cluent  c.  27  flgd.;  Pseudo-Ascon.  in  Cic.  in  Verr.  I  p.  141;  Sali,  fragm. 
111,  82,  11  ed.  Kritz. 

e)  Mao  sehe  über  ihn  besonders  Cic.  in  Yenr.  I,  47,  122  mit  den  Er- 
Uärern;  Sali,  fragm.  IV,  57  Kritz;  Cic  Brut  62,  223 ;  Cic.  in  Verr.  II,  41, 
100;  Psendo-Ascon.  p.  148  und  193;  schol.  Gronov.  p.  366. 
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welche  sie  für  die  WiederherstelloDg  der  tribaniciscben  Maebt 
hielten,  von  UnterhandlungeD,  welche  sie  führten,  von  Gefahren, 
welche  sie  dabei  zu  bestehen  hatten  und  in  denen  der  erste  ?on 
ihnen  auch  verurtheilt  wurde*) :  die  Wiederherstellung  der  Tri- 
bunen erfolgte  am  Ende  durch  ein  consularisches  Gesetz.^^ 
Man  kann  also  keinen  Gesetzesvorschlag  anfuhren,  welchen  die 
Volkstribuuen  in  der  Zeit  ihrer  Erniedrigung  eingebracht  hätten, 
und  wird  deshalb  behaupten  dürfen,  sie  hätten  nicht  das  Recht 
dazu  gehabt.  Dies  erklärt  sich  durch  die  weitere  Bemerkung 
Appians^),  die  Abstimmung  hätte  fortan  nach  Genturien,  nicht  nach 
Tribus,  stattfinden,  mithin  nur  Centuriatcomitien  gehalten  werden 
sollen:  in  ihnen  aber  konnten  die  Tribunen  nicht  den  Vorsitz 
führen,  folglich  überhaupt  keine  Anträge  an  das  Volk  brin- 
gen, sei  es  mit  oder  ohne  Senatsbeschluss.  Die  Nothwendigkeit 
des  letztern  wurde  nur  für  die  curulischen  Beamten,  die  Consohi 
und  Prätoren,  aufgestellt. 

Mit  diesem  Rechte  der  Gesetzgebung  verloren  die  Volks- 
tribunen aber  auch  das  Recht  einer  Beaufsichtigung  der  Staats- 
verwaltung, welche  sie  bisher  durch  Anklagen  der  Beamten  vor 
den  Tribut-  und  Centuriatcomitien  geübt  hatten.  Die  Anklagen 
vor  den  Tribus  hatten  durch  die  Schwurgerichte  einen  Ersatz 
gefunden,  ohne  deshalb  gesetzlich  aufgehoben  zu  werden.  Jetzt 
wurden  sie,  ebenso  wie  die  vor  den  Genturien,  förmlich  abge- 
schafft Es  kann  nicht  zufällig  sein,  dass  wir  in  der  Zeit,  wo 
Sullas  Gesetze  galten,  von  keiner  Anklage  durch  einen  Tribunen 
hören '^) :  es  war  bei  dem  geheimen  und  offenen  Widerstände, 
welchen  die  besiegte  Volkspartei  den  Siegern  entgegenstellte, 
Anlass  genug  dazu  vorhanden.  Den  Vorsitz  in  diesen  Gerichten 
vor  den  Centuriatcomitien  hatten  zwar  curulische  Beamte  ge- 
führt; dennoch  war  die  Gewalt  der  Tribunen  dadurch  wenig 
eingeschränkt  gewesen:  die  Vorsitzenden  mussten  die  Genturien 
berufen,  mussten  das  von  dem  Volke  gesprochene  Urtheii  aus- 
führen, die  Tribunen  hatten  die  dem  eigentlichen  Termine  vor- 


a)  SalL  fragm.  III,  82,  8  ed.  Kritz. 

b)  App.  bell.  civ.  I,  59.  S.  oben  S.  294. 

c)  S.  Bd.  I,  2,  365. 
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hergebenden  Verhandlungen  ganz  in  ihrer  Hand  gehabt.«)  Dies 
wurde  jetzt  geändert  Zuerst  musste  der  Senat  eine  Anklage 
bescbliessen,  ganz  so  wie  in  der  Zeit  vor  den  Zehntnännern  der 
Senat  seine  Einwilligung  zur  Anklage  eines  Patriciers  geben  und 
den  Anklagegrund  feststellen  musste,  dann  hielt  ein  curulischer 
Beamter  die  Vorverhandlungen  und  am  Ende  den  eigentlichen 
Tennin  ab.  Die  Thätigkeit  der  Tribunen  als  Hauptpersonen 
war  dadurch  ausgeschlossen  und  das  ganze  Verfahren  gewann 
den  Charakter  eines  Provocationsverfahrens,  wie  es  nach  dem 
ältesten  Römischen  Rechte  in  zweifelhaften  Fällen  eingeleitet 
werden  durfte.  Der  Grundsatz  des  Criminalrechtes,  dass  die 
höchste  Entscheidung  über  Belohnung  und  Strafe  eines  Römischen 
Bürgers  dem  Volke  anheimfiele,  wurde  gewahrt,  aber  den  Tri- 
buDen  die  Ausf&hrung  genommen.  Gleich  nach  der  Aufhebung 
der  Sullanischen  Verfassung  im  J.  70  v.  Chr.  trat  das  alte  Recht 
der  Tribunen  und  Aedilen,  jeden  Bürger  vor  den  Centuriat- 
comitien  zu  belangen,  wieder  hervor.  In  seiner  Anklagerede 
gegen  C.  Verres  droht  Cicero,  er  wolle,  wenn  er  mit  allen  übri- 
gen Processen  durchfiele,  einen  Perduellionsprocess  vor  dem 
Volke  anstellen^);  damals  war  die  tribunicische  Gewalt  eben 
erst  in  alle  früheren  Rechte  wieder  eingesetzt.'')  Einen  mittel- 
baren Beweis  giebt  der  berüchtigte  Process  gegen  C.  Junius  im 
J.  74  V.  Chr.  Derselbe  hatte  als  Vorstand  eines  Gerichtshofes 
bei  einem  Processe  gegen  Oppianicus  sich  bestechen  lassen: 
wenigstens  war  dies  der  Glaube  des  Volkes,  den  L.  Quinctius, 
einer  der  damaligen  Volkstribunen,  eifrig  vertrat  Er  wünschte 
den  schuldigen  Vorsitzenden  zur  Bestrafung  zu  bringen,  fand  aber 
dazu  keine  andere  Möglichkeit,  als  ihn  bei  dem  Prätor  wegen 
eines  Formfehlers  bei  der  Leitung  des  Processes  zu  einer  Geldstrafe 
vemrtheilen  zu  lassen.^)  Hätte  er  das  Recht  der  Anklage  beim 
Volke  gehabt,  so  würde  dies  der  leichteste  Weg  und  dabei  die 
härteste  Strafe  möglich  gewesen  sein.   Aber  Cicero  erklärt  sogar 


a)  Man  sebe  die  Scbilderong  Bd.  I,  2,  826. 

b)  Man  sebe  besonders  Cic  in  Yerr.  I,  ö,  «IB. 

c)  Cic  ibid.  Act  I,  16. 

d)  Man  sehe  Cic.  p.  ClaeDt.  33. 
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ausdrücklich,  C.  Junius  hätte  während  seines  Amtes  vor  kein 
Criminalgericht  geladen,  erst  nach  Ablauf  des  Amtes  vor  dem 
Gerichtshofe  wegen  Mord  angeklagt  werden  dürfen.  Er  deutet 
damit  an,  dass  Sullas  Verfassung  die  Anklagen  der  TriboDen 
vor  Ceuturiat-  und  Tributcomitien  aufhob.**^) 

Also  alle  gesetzgebende  Gewalt  der  Volkstribunen,  alle 
ricbterliehe  Gewalt,  welche  sie  sonst  in  ausgedehntem  Masse  ge- 
übt hatten,  hob  Sulla  auf,  er  verbot  sogar  die  Tributconntien, 
in  denen  sie  allein  den  Vorsitz  führen  konnten.  £r  brachte  ihre 
Gewalt  auf  diejenigen  Grenzen  zurück,  welche  sie  bei  ihrer 
Einsetzung  gehabt  hatte.  Also  alle  Wahlen  unter  der  Herrschaft 
der  Sullanischen  Verfassung  wurden  durch  die  Ceutnrieo  voll- 
zogen. Wenn,  wie  es  nach  Sullas  Absicht  der  Fall  sein  sollte, 
der  Senat  unbedingt  herrachte,  lag  bei  den  Wahlen  auch  der 
niederen  Beamten  der  Schwerpunkt  der  Entscheidung  in  den 
Händen  derjenigen,  welche  den  grössten  Einfluss  im  Senate 
hatten,  und  die  Form  auch  der  Centuriatcomitien  konnte  man 
leicht  abkürzen.  Nur  ein  Bedenken  kann  man  äussern.  Die 
Volkstribunen  selbst  und  die  plebejischen  Aedilen  durften  nach 
Römischer  Sitte  nicht  in  Centuriatcomitien  gewählt  werden:  für 
sie  mussten  die  Tributcomitien  und  die  Volkstribunen  als  Leiter 
derselben  bestehen  bleiben.  Eine  Aenderung  indessen  fand  auch 
hier  Statt  Ich  beziehe  hierauf  eine  etwas  unklare  Andeutung, 
welche  Appian  macht.  Er  hat  von  der  ausserordentlichen  Be- 
schränkung der  Tribunen  durch  Sulla  gesprochen  ^  sodann  von 
dessen  Bestimmung,  daas  ein  Volkstribun  später  kein  anderes 
Amt  bekleiden  durfte,  wodurch  er  bewirkte,  dass  alle  durch 
Ehrgeiz  oder  Adel  hervorragenden  Männer  das  Tribunat  ver- 
schmähten :  er  fügt  hinzu,  er  könne  nicht  genau  sagen,  ob  Sulla, 
wie  es  zu  seiner  Zeit  der  Fall  wäre,  das  Tribunat  auf  den  Se- 
nat von  dem  Volke  übertragen  habe.'')  Man  versteht  diese 
Nachricht  dahin,  Sulla  habe  die  Bestimmung  getroifen,  die  Tri- 
bunen sollten  fortan  aus  den  Senatoren,  nicht  mehr  aus  dem 
Volke  genommen  werden.    Durch  diese  Annahme  kommt  man 


a)  App.  bell.  civ.  I,  100  %a\  oix  Ix***  ««?*"^   iwitlv,   c(  SuXXa«  aiiTijv, 
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in  grosse  Verlegenheit^^)  Man  versteht  den  Grund  eines  sol- 
chen Sollanisehen  Gesetzes  nicht.  Wären  die  Tribunen  mächtig 
geblieben,  so  hatte  es  einen  Sinn,  sie  nur  aus  den  Senatoren 
zu  wählen ;  da  sie  aber  unbedeutende  Macht  hatten  und  von  den 
£brenstellen  ausgeschlossen  wurden,  war  es  ungerecht,  sie  aus 
dem  Senate  zu  wählen.  Ferner,  unter  den  Kaisern  wurden,  so 
weit  unsere  Nachrichten  gehen,  die  Tribunen  keinesweges  immer 
aas  den  Senatoren  genommen,  Appian  müsste  sich  also  über 
die  Sitte  seiner  Zeit  getäuscht  haben.  Schon  Augustus  erlaubte, 
weil  es  an  senatorischen  Candidaten  fehlte,  auch  Römischen  Rit- 
tern, das  Tribunat  zu  bekleiden,  indem  er  ihnen  gestattete,  nach 
Ffibrong  desselben  entweder  aus  dem  Senate  auszutreten  oder 
darin  zu  bleiben.  0  £ben  dasselbe  thaten  spätere  Kaiser*^),  und 
wenngleich  es  an  weiteren  Nachrichten  fehlt,  ist  es  auf  das 
höchste  wahrscheinlich,  dass,  je  mehr  das  Amt  sank,  um  so 
weniger  Senatoren  es  begehrten.  Endlich  würde  eine  solche  Be- 
stimmung Sullas  voraussetzen,  als  ob  vor  ihm  die  Sitte  gegolten 
habe,  dass  die  Tribunen  nicht  aus  dem  Senate  genommen  wur- 
den. Dies  war  aber  keinesweges  der  Fall.  Das  Volk  wählte  zu 
Tribunen,  wen  es  wollte,  ohne  Rücksicht  auf  den  senatorischen 
Stand:  nur  Plebejer  mussten  es  sein.  Aus  diesen  Gründen 
glaube  ich,  dass  Appian  von  der  Wahl  der  Volkstribunen  spricht. 
Diese  hatte  früher  nur  durch  das  in  Tributcomitien  versammelte 
Volk  stattgefunden,  unter  den  Kaisern  fand  sie,  ebenso  wie  die 
der  curulischen  Beamten,  im  Senate  statt.  Sulla,  vermuthet 
Appian,  habe  auch  schon  eine  solche  Einrichtung  getroffen,  dass, 
wie  unter  den  Kaisem,  die  Vorwahl  im  Senate,  die  Bestätigung 
durch  das  Volk  erfolgte.  £ine  solche  Bemerkung  musste  sich 
ihm  aufdrängen,  wenn  er  einerseits  die  Aufhebung  der  Tribut- 
comitien durch  Sulla,  andererseits  die  Unmöglichkeit,  Tribunen 
in  Centuriatcomitien  zu  erwählen,  bedachte.  Sein  Ausdruck  ist 
etwas  undeutlich,  aber  nicht  undeutlicher,  als  wenn  man  an- 
nimmt, er  spreche  von  dem  Stande  der  Tribunen.  Die  Nach- 
richt Appians   ist  wahrscheinlich,    lässt  sich   indessen  nur  be- 


a)  Dio  Gass.  LIY,  30. 
b)DioCas».  LVI,  27;  LX,  11. 
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gründen,  wenn  man  auf  das  Verhältniss  der  Römischen  Volks- 
versammlung eingeht. 

Von  ihrer  Einsetzung  an,  noch  ehe  die  Tributcomitien  sich 
gebildet  und  staatliche  Anerkennung  gefunden  hatten,  besassen 
die  Tribunen  das  Recht,  Versammlungen  der  Plebs  zu  halten, 
um  dieselbe  von  ihren  Absichten  in  Kenntniss  zu  setzen  und 
wiederum  von  ihr  die  Wünsche,  welche  sie  durchsetzen  sollten, 
zu  vernehmen:  jeder  selbständig  dastehende  Römische  Beamte 
stand  mit  dem  Volke  in  Verbindung.»)  Wenn  Sulla  die  Tri- 
bunen überhaupt  bestehen  liess,  konnte  er  ihnen  diesen  Verkehr 
mit  dem  Volke  nicht  untersagen :  es  war  das  Recht,  eine  conHo 
zu  halten,  welches  zu  ihrem  Charakter  als  Beamte  nothwendig 
gehörte.  Indessen  bei  dem  plötzlichen  Schlage,  welcher  das  Tri- 
bunat  getroffen,  musste  eine  um  so  grössere  Erschlaffung  des- 
selben eintreten,  je  grösser  früher  seine  Thätigkeit  gewesen  war. 
Dazu  kam,  dass  alle  grossen  Redner  umgekommen  waren  ^),  und 
diejenigen,  welche  sich  neu  bilden  konnten,  strebten  nicht  nach 
dem  Tribunate,  das  sie  von  weiteren  Ehren  ausschloss.  Es  blieb 
also  der  Markt  einige  Jahre  leer  von  tribunicischen  Volksver- 
sammlungen und  das  Volk  entwöhnte  sich  davon,  seinen  Leiden- 
schaften freien  Lauf  zu  lassen,  wie  Cicero  bemerkt.^)  Erst  seit 
75  V.  Chr.  der  Consul  G.  Aurelius  Cotta,  um  die  Parteien  zu 
vermitteln^),  den  Volkstribunen  das  Recht,  später  andere  Aem- 
ter   zu  bekleiden,    wiedergab^),    begann  grössere  Regsamkeit, 


a)  Man  vergl.  die  Darstellung  Bd.  I,  1,  211  flgd. 

b)  Gic.  in  Brut.  63,  227  Hie  temporibus  floruit  iis,  quibus  inter  pro- 
fectionem  reditomqne  L.  Sullae  sine  iure  fiiit  et  sine  ulla  dignitate  res 
publica:  hoc  etiam  magis  probabatur,  quod  erat  ab  oratoriboB  quaedam  in 
foro  Bolitndo. 

c)  Gic.  p.  Gluent  40,  110  (L.  Quinctius)  quod  rostra  iam  diu  vacaa 
locumque  illum  post  adventum  L.  Sullae  a  tribunicia  voce  desertum  op- 
presserat  multitudinemque  desuefeu^tam  iam  a  contionibus^  ad  veteris  con- 
suetudinis  similitudinem  revocarat,  ideirco  cuidam  hominum  generi  paulisper 
iucundior  fuit.  Atque  idem  quanto  in  odio  postea  suis  illis  ipsis  fiiit,  per 
quoB  in  altiorem  locum  ascenderat! 

d)  G.  Licinius  in  seiner  Rede  bei  Sali,  fragm.  III,  82,  8  sagt:  G.  Cotta 
ex  ^actione  media  consul. 

e)  Gic.  p.  Gomel.  p.  78  Orell.  (nobiles)  inimicissimi  G.  Gottae  füerunt, 
quod  is  consul  paulum  tribunis  plebis  non  potestatis,  sed  dignitatis  addi- 
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besonders  durch  L.  Qoinctias,  der  noch  dazu  in  den  Bestechun- 
geo,  welche  id  einem  Processe  gegen  Oppianicus  vorge&llen  sein 
soIltcD,  einen  willkommenen  Vorwand  fand.  Es  folgten  bald 
andere  Tribanen,  welche  die  alte  politische  Thätigkeit,  soweit 
es  bei  Sullas  Gesetze  möglich  war,  erneuerten.  Indessen  dass 
auch  schon  früher,  als  die  Beschränkung  der  Tribunen  vollstän- 
dig galt,  ihr  Recht  Contionen  zu  halten  bestand,  beweist  das 
Beispiel  des  Tribunen  Cn.  Sicinius  vom  J.  76  v.  Chr.,  welcher 
die  beiden  Consuln  Cn.  Octavius  und  C.  Scribonius  in  einer 
solchen  contio  zum  Halten  einer  Rede  aufgefordert,  oder,  wie 
e^  Lateinisch  beisst,  vorgeführt  haben  soll.*)  Nur  der  gesetz- 
mässige  Vorsitzende^)  hat  das  Recht,  in  deijenigen  Versammlung, 
welche  er  leitet,  das  Wort  zu  ertheilen.*^) 

Die  ursprüngliche  Thätigkeit  der  Tribunen  hatte  in  dem 
Einsprache  gegen  alle  Handlungen  der  curulischen  Beamten  be* 
standen,  in  der  Hülfeleistung  an  Bedrängte.  Sulla  konnte  die- 
ses Recht  weder  aufheben,  da  er  damit  das  ganze  Wesen  des 
Tribunates  zerstört  haben  würde,  noch  ungeschmälert  bestehen 
lassen,  da  er  sonst  die  Handhabe  zur  baldigen  Wiedererwerbung 
aller  Macht  geboten  haben  würde.  Dass  Sulla  so  handelte,  ist 
bezeugt  Cicero  erzählt®) ,  im  J.  74  sei  ein  Tribun  des  vorher- 
gehenden Jahres  Q.  Opimius  um  Geld  gestraft  worden,  weil  er 
gegen  das  Comelische  Gesetz  Einspruch  gethan  hatte.  Mithin 
gab  es  Fälle,  in  denen  Sulla  den  Einspruch  verboten  hatte. 
Man  nimmt  an,  er  habe  die  Hülfeleistung  an  Einzelne  gestattet, 
dagegen  sonstigen  Einspruch  verboten.,  und  beruft  sich  für  diese 
Meinung  auf  Giceros  Worte,  er  habe  den  Tribunen  die  Macht, 
Unrecht  zu  thun,  genommen,  dagegen  die  Macht  Hülfe  zu  bringen, 


dit,  wozQ  Asconius  die  Bemerkung  macht:  Hie  Gotta,  ut  pato,  legem  tulit, 
nt  tribonis  plebis  liceret  postea  aUos  magistratus  capere,  quod  lege  Sullae 
ÜB  erat  ademptum.  Yergl.  Ascon.  m  Com.  p.  66  (Sali,  fragm.  II,  51  Kritz). 
^11  fragm.  111,  82,  8  G.  Gotta-iura  quaedam  tribonis  plebei  restituit 

a)  Gic  Brat  60,  217  (Gn.  Sicinios)  cum  tribunus  plebis  Gorionem  et 
Octaviom  consnles  produxisset  Gurioque  u.  s.  w. 

b)  Man  sehe  Bd.  I,  1,  232  flgd. 

c)  Gic  in  Yerr.  I,  60,  156  Petita  muita  est  apud  istnm  praetorem  a 
Q.  Opimio,  qni  adductus  est  in  iudicinm,  verbo  quod,  cum  esset  tribunus 
plebis,  intercessisset  contra  legem  Gomeliam. 
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gelassen.'')     Dieser  Unterschied  ist  schwer  durchzufahreD :  ein 
Gesetz  äussert  sich  immer  an  Einzelnen  und  die  Tribunen  haben 
daher,    da   sie  anfangs  unzweifelhaft  nur  das  Recht,  einzelne 
Plebejer  gegen  die  Gewalt  der  Patricier  zu  schützen,   erhalten 
hatten,   sehr   bald    ein   allgemeines  Einspruchsrecht    erworben. 
Dies  Recht  war  viel  zu  ausgedehnt,  als  dass  Sulla  es  anerkennen 
konnte.    Nehmen  wir  z.  B.  an,  der  Senat  hätte,  wie  oft  geschab, 
eine  Massregel   gegen  einen    Einzelnen  beschlossen,    so  konnte 
Sulla  den  Tribuueu  nicht  das  Recht  einräumen,  diesen  Beschlass 
zu  hindern.   Wir  unterscheiden  also  die  nicht  auf  einem  Seuats- 
beschlusse    beruhenden  Handlungen   eines  Beamten :  gegen  sie 
steht  auch  nach  Sullas  Gesetzen  den  Yolkstribunen  unbedingter 
Einspruch  frei.     Anders  verhält  es  sich  mit  den  Verhandlungen 
vor  dem  Volke  und  im  Senate.     Jene  finden  nur  nach  Senats- 
beschluss  statt;  es  fragt  sich  also  nur,  wie  die  Tribunen  zun 
Senate  stehen.      Wir  haben  bei  Gellius**)  ein  Bruchstück  ans 
Sallusts  Geschichte,  in  welchem  es  heisst,  Sulla  habe  als  Consol 
ein  Gesetz  über  die  Rückkehr  von  Cn.  Pompejus  geben  wollen, 
sei  aber  verabredeter  Massen   daran   durch  den  Einspruch  des 
Tribunen  C.  Herennius  gehindert  worden.     Dies  muss  sieh  auf 
das  Jahr  80  v.  Chr.   beziehen,   in  welchem  Sulla  sein  zweites 
Oonsulat  mit  Q.  Metellus  bekleidete :  er  woUte^^)  Gn.  Pompejus, 
gegen  welchen  er  Verdlicht  geschöpft,   aus  Africa  durch  einen 
Volksbeschluss  zurückrufen  lassen,  besann  sich  aber  dann  eines 
andern  und   bewog   selbst  einen  Volkstribunen,   Einspruch   la 
thun.     Dies  Gesetz  musste  nach   der  Sullanischen   Verfassung 
zuerst  im  Senate  beschlossen,  dann  von  den  Centurien  ange- 
nommen werden.    Es  fragt  sich,  zu  welcher  Zeit  C.  Herennius 
seinen  Einspruch  gethan  hat.   Ich  glaube,  bei  der  Berathung  im 
Senate;  denn  schon  ein  Senatsbeschluss  wäre  für  Poppejus  ver- 
letzend gewesen.    Wenigstens  braucht  man  dieses  Falles  halber 
nicht  anzunehmen,  es  sei  den  Volkstribunen  Einspruch  vor  dem 
Volke  oder  auch  nur  im  Senate  nach  dem  Abfassen  eines  fönn- 


a)  Gic.  de  leg.  III,  9,  22.  a  oben  S.  810. 

b)  Gell.  X,  20.  llan  vergl.  Ball,  fragm.  11,  62  und  die  firklfiroeg  dftvoa 
bei  Kritz. 
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liehen  Beschlusses  gestattet  gewesen.  Sulla  liess  tber  das  ge- 
gen Pompejos  za  erlassende  Gesetz  im  Senate  berathen  und  be* 
nutzte,  als  er  seinen  Entschluss  geändert,  einen  Volkstribunen, 
um  auch  keinen  Senatsbeschluss  zu  Stande  zu  bring^. 

Es  ergiebt  sich  aus  diesem  Beispiele,  dass  nach  Sullas  Vei^ 
fassuDg  die  Tribunen  im  Senate  Einspruch  thun  durften.  Aber 
ich  glaube  nicht,  dass  dieser  Einspruch  eine  den  Beschluss  auf- 
bebende Kraft  hatte :  er  war  nur  aufschiebend,  hinderte  nur  die 
augenblickliche  Abfassung  eines  Beschlusses.  Der  Senat  sollte 
nach  Sulla  die  höchste  Gewalt  im  Staate  besitzen :  er  sollte  das 
Volk  in  seiner  Hand  haben,  er  sollte  die  Criminalgerichte  leiten, 
die  Verwaltung  fähren,  sich  selbst  ergänzen,  kurz  die  oberste 
Staatsgewalt  bilden.  Er  durfte  also  nicht  dem  fäv  immer  hin* 
dernden  Einsprüche  eines  jeden  der  zehn  Tribunen  unterworfen 
werden:  das  Höchste,  was  Sulla  gewähren  konnte,  war  dass 
Anfsdiub  stattfand  und,  wenn  der  Senat  trotzdem  bei  seiner 
Meinung  blieb,  diese  durchdrang.  Hiermit  steht  eine  andere 
Erwähnung  des  Einspruchsrechtes,  welches  Sulla  den  Tribunen 
gelassen  habe,  in  £inklang.  Im  Anfange  des  J.  48  v.  Chr.  fan- 
den im  Senate  die  Verhandlungen  über  die  Zurückberufung  Cae- 
sars aus  Gallien  statt  Man  schlug  einen  darauf  abzielenden 
Senatsbeschluss  vor,  gegen  welchen  zwei  Volkstribunen  Ein- 
sprache erhoben ;  es  kam  also  derselbe  zunächst  nicht  zu  Stande. 
Die  Feinde  Cäsars  suchten  Beschleunigung,  seine  Freunde  Auf- 
schub: die  ersten  siegten,  es  geschah  Alles  eilig  und  in  Un- 
ordnung. Da,  beklagt  sich  Caesar  in  seiner  Geschichte  der  Bür- 
gerkriege^), ^^  weder  den  Verwandten  Caesars  Zeit  gelassen, 
ihn  in  Kenntniss  zu  setzen,  noch  auch  den  Volkstribunen  die 
Möglichkeit  gegeben,  ihr  letztes  Recht  durch  Einspruch  geltend 
EQ  machen,  was  L.  Solla  ihnen  gelassen  hatte.  Es  handelt  sich 
am  den  Einspruch  der  Tribunen  gegen  einen  Senatsbeschluss 
und,  wenn  Caesar  sagt,  Sulla  habe  diesen  erlaubt,  so  ist  diese 
bestinunte  Nachricht  nicht  durch  die  künstliche  Deutung,   dass 


a)  Gaes.  belL  civ.  I,  5  Nee  docendi  Oaeearis  propinqnis  ems  spathrm 
dator  nee  tribmiis  plebis  sui  pericali  deprecandi  necfae  etiam  extremi  iuris 
iotercessione  retinendi,  quod  L   SuUa  reli^oerat,  facultas  tribuitur. 
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er  die  Gerechtigkeit  seiner  Sache  nachzuweisen  suche,  zu  nichte 
zu  machen:  er  wiederholt  sogar  diese  Nachricht  später  in  der 
Rede  an  seine  Soldaten,  Sulla  habe  die  tribunicische  Gewalt  aller 
möglichen  Sachen  entkleidet,  aber  ihr  den  Einspruch  freige- 
lassen.*) Mit  diesen  bestimmten  Nachrichten  steht  die  Vermu- 
thung,  Sulla  habe  dem  tribunicischen  Einsprüche  nur  eine  auf- 
schiebende Kraft  beigelegt,  nicht  im  Widerspruche.  Wenn  Sulla 
dies  that,  so  erlitt  die  Macht  des  Senates  keine  besondere  Ein- 
busse  und  es  war  selbst  möglich,  den  gegen  die  sonstigen  Amts- 
handlungen von  Beamten  auftretenden  Einspruch  der  Tribaneo 
durch  eine  Berathung  im  Senate  zu  nichte  zu  machen.  Das 
Ergebniss  also  ist,  dass  Sulla  den  Volkstribunen  gegen  die  nicht 
auf  einem  Senatsbeschlusse  beruhenden  Handlungen  eines  Be- 
amten unbedingten  Einspruch  gestattete,  dagegen  keinen  g^en 
Senatsbeschlüsse:  beim  Fassen  derselben  hatte  ihr  Einsprucli 
nur  aufschiebende  Kraft.  Gegen  die  seinem  Gesetze  zuwider 
Einspruch  erhebenden  Tribunen,  d.  h.  gegen  diejenigen,  welche 
entweder  nach  Abfassung  eines  Senatsbeschlusses  oder  vor  dem 
Volke  Einspruch  erhoben  hätten,  bestimmte  Sulla  eine  hohe 
Geldstrafe,  auf  die  jeder  Bürger  vor  dem  städtischen  Prätor  an- 
tragen durfte:  der  Prätor  entschied  selbständig,  ohne  Gechwo- 
rene,  und  die  Geldstrafe  war  so  hoch,  dass  sie  dem  Verluste  der 
Güter  bei  einem  Senator  gleichkam.  Dies  ergiebt  sich  aus  dem 
Processe  gegen  Q.  Opimius,  den  Volkstribunen  des  J.  75  v.  Chr., 
von  welchem  Cicero  erzählt**) 

Die  Beschränkung  der  Volkstribunen  bestand  in  ihrem  voUen 
Umfange  bis  zum  J.  75  v.  Chr.,  wo  der  Cousul  C.  Goita,  die 
Wünsche  der  Parteien  vermittelnd,  Sullas  Verbot,  dass  sie  spä- 
ter keine  andern  Aemter  bekleiden  durften,  aufhob. "")  Es  ist 
möglich,  dass  er  noch  etwas  weiter  gegangen  ist  Er  soll,  wie 
Sallust  sich  einmal  äussert,  den  Tribunen  „einige  Rechte''  wiede^ 
gegeben  haben,  und  doch  wird  man  kein  von  ihnen  seit  Gottas  Ge- 


a)  Caes.  bell.  civ.  1,  7  Sullam  nudata  omDibus  rebus  tribunida  potestate 
tarnen  intercessionem  liberam  reliquisse. 

b)  Cic.  in  Verr.  I,  60.  VergL  oben  S.  817. 

c)  Man  sehe  die  S.  316  angeführten  Stellen. 
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setz  geübtes  Recht  nachweisen  können,  das  sie  nicht  schon  vor 
demselben  gehabt  hätten.  Ich  vermuthe,  Cotta  hat  ihnen  auch 
das  Recht,  die  Tributcomitien  zur  Wahl  der  Tribonen  za  halten, 
wiedergegeben  und  damit  die  besondere,  von  Sulla  eingeführte 
Wablart  abgeschafft.*)  Auf  jeden  Fall  trug  er  wesentlich  dazu 
bei,  das  Volkstribnnat  zu  heben  und  ihm  Männer  zuzuführen, 
durch  deren  Bemühungen  im  J.  70  Sullas  Gesetz  aufgehoben 
warde.  Wir  haben  Cu.  Sicinius  erwähnt,  der  im  J.  76  nicht 
ohne  Geschick  die  Rechte  seines  Amtes,  so  viel  er  durfte,  gel- 
tend machte^):  seit  Cottas  Gesetz  verging  kein  Jahr  ohne  einen 
aasgezeichneten  Tribunen.  Im  J.  75  war  es  der  eben  erwähnte 
Q.  Opimius,  im  J.  74  L.  Quinctius""),  der  nur  durch  .das  An- 
sehen des  Consuls  L.  LucuUus  in  Schranken  gehalten  wurde"*), 
im  J.  73  C.  Licinius  Macer,  von  dem  uns  eine  Rede  unter  den 
Bruchstücken  aus  Sallust  erhalten  ist''),  im  J.  72  M.  Lollius 
Palicanus.')  Indem  sie  das  Volk  in  Contionen  aufregten,  gelang 
es  ihnen,  unterstützt  durch  die  Ueberbleibsel  der  Volkspartei, 
solche  Unruhe  im  Staate  zu  erzeugen,  dass  Gn.  Pompejua  im 
J.  70  sogleich  nach  dem  Antritte  seines  Consulates  über  die 
vollständige  Wiederherstellung  des  Tribunates  einen  Senatsbe- 
schluss  und  demnächst  ein  Volksgesetz  zu  Stande  brachte. >) 

Für  unsern  Zweck  ist  von  besonderem  Interesse,  zu  betrach- 
ten, welchen  Einfluss  das  Volkstribunat  in  der  Zeit  seiner  Er- 
niedrigung auf  die  Gerichte  gehabt  hat.  Er  war  immer  noch 
bedeutend  genug.  Im  J.  74  v.  Chr.  war  der  Schwurgerichts- 
process  g^en  Oppianicus  vor  dem  Untersuchungsrichter  C.  Ju- 
üius,  bei  welchem  der  Volkstribun  L.  Quinctius  sich  bemühte, 
der  Bestechung  der  Richter  entgegenzuwirken.  Aber  die  Schwur- 
gerichtshöfe waren  von  ihrer  Einsetzung  an  der  Einwirkung  der 


a)  &  oben  S.  314. 

b)  S.  oben  S.  311. 

c)  Gic  p.  Claent  28  and  40. 

d)  Plut  LaculL  5;  Sali,  fragm.  lU,  82,  11  Kritz. 

e)  SaiL  fragm.  Ul,  82  Kritz. 

f)  S.  oben  S.  311. 

g)  Liv.  per.  LXXXXVU;  Vell  H,  80;   App.  bell.  civ.  II,   29;  Oic.  in 
VeiT.  Act  I,  15 ;  de  leg.  ffl,  9  aq. ;  Plut.  Pomp.  22. 
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Tribunen  entzogen"):  er  musste  sich  also  darauf  bescbränkeD, 
dass  die  Zahl  der  Geschworenen  vollzählig  war.  Er  ging  selbst 
zu  einem  Privatprocesse  und  holte  von  dort  einen  GescbworeneD 
herbei,  indem  er  Befehl  gab,  mit  dem  Privatprocesse  au&uhören.*') 
Dergleichen  Einfluss  hätte  jeder  andere  Beamte  üben  können: 
der  Tribun  durfte  selbst  den  Prätor  bei  der  Führung  eines  Pri- 
vatprocesses  hindern.  C.  Antonius,  der  spätere  College  Cicero» 
im  Consulate,  hatte,  als  Sulla  in  Griechenland  den  Oberbefehl 
führte,  sich  dort  Erpressungen  zu  Schulden  kommen  lassen: 
deshalb  verklagte  ihn  der  spätere  Dictator  Caesar  im  J.  76  v. 
Chr.  bei  dem  Fremdenprätor  M.  Lucullus  im  Namen  der  Grie- 
chischen Staaten.  Es  war  ein  Privatprocess  zur  Wiedererstattung 
des  Geraubten,  wurde  aber  leidenschaftlich  geführt:  Antonius 
rief  die  Hülfe  der  Volkstribunen  an  und  entging  so  der  Verur- 
theilung.^^)  Da  die  Volkstribunen  dieses  Recht  beibehielten, 
mussten  sie  den  weiteren  dauernden  Einfluss  auf  die  Gestaltung 
des  Criminalrechtes  ausüben,  der  aus  dieser  Hülfeleistung  in  ein- 
zelnen Fällen  hervorgeht.*')  Davon  haben  wir  ein  bemerkens- 
werthes  Beispiel.  Die  Tribunen  erliessen  im  J.  72  ein  Edict, 
wodurch  allen  wegen  Capitalverbrechen  Verurtheilten  der  Auf- 
enthalt in  Rom  verboten  wurde,  und  als  bekannt  wurde,  dass 
Verres  in  Sicilien  den  Thermitaner  Sthenius  ungerechter  Weise 
wegen  eines  Capital  Verbrechens  verurtheilt  habe,  hielten  sie 
darüber  ein  förmliches  Gericht,  bei  welchem  Cicero  als  Sthenius' 
Vertheidiger  auftrat.  Ihr  Beschluss  ging  dahin,  dass  ihr  Edict 
auf  Sthenius  nicht  Bezug  habe.^)  Wenn  die  Tribunen  in  dieser 
Weise  selbst  über  die  Gerichtsbarkeit  in  der  Provinz  eine  Art 
Oberaufsicht  führten,  müssen  sie  in  Rom  selbst,  wo  Jedermann 
sich  leicht  an  sie  wenden  konnte,  auch  unter  der  Herrschaft  der 
Sullanischen  Gesetze  in  alter  Weise  ihren  Einfluss  auf  die  Ge- 
richte geübt  haben. 


a)  S.  oben  die  Erklärung  des  Acilischen  Gesetzes  S.  169. 

b)  Gic.  p.  Claent.  27,  74  ipse  e  publice  iudicio  ad  privatum  StaieDi 
iudicium  profectus  est  et  illud  pro  potestate  dimitti  iussit. 

c)  Man  sehe  Bd.  I,  1,  216. 

d)  Cic.  in  Verr.  II,  41. 
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Trotz  dieses  grossen  Einflusses,  den  aach  Sullas  Gesetze 
der  tribunicischen  Gewalt  auf  die  Rechtspflege  und  ihre  Fortbil- 
dung gestatteten,  machte  doch  die  Aufhebung  der  staatsrecht- 
lichen Gewalt,  welche  die  Tribunen  besessen  hatten,  eine  Lücke 
in  der  Römischen  Gerichtsverfassung,  die  ohne  eine  Aenderung 
des  bisherigen  Systemes  nicht  ausgefüllt  werden  konnte.  Die 
ganze  ausserordentliche  Gerichtsbarkeit,  welche  die  Tribunen 
über  alle  Römischen  Bürger  und  hauptsächlich  über  die  Beamten 
vermittelst  des  Volkes  geübt  hatten,  fiel  fort:  es  verschwand  da- 
mit die  am  meisten  gefürchtete  Controlle.  Sulla  hätte  dies  er- 
setzen können,  wenn  er  die  bereits  erprobten  Schwurgerichte 
wieder  dem  Kitterstande  übertragen  und  deren  Befugnisse  er- 
weitert hätte.  Indessen  auch  dies  passte  nicht  zu  seinen  poli- 
tischen Ansichten.  Die  Schwurgerichte  hatten  sich  gebildet  im 
Aufruhr  und  mit  dem  ausgesprochenen  Zwecke,  die  Macht  des 
Senates  zu  brechen:  sie  hatten  dazu  gedient,  verdienstvolle 
Männer  aus  Parteihass  zu  stürzen:  die  Ritter  hatten  ihre  Macht 
benutzt,  nicht  um  die  Regierung  zur  Rechtlichkeit  und  Gesetz- 
lichkeit anzuhalten,  sondern  um  sie  ihrem  Eigennutze  dienstbar  zu 
machen.  Dennoch  hatte  sich  der  Grundsatz,  auf  welchem  die 
Schwurgerichte  beruhten,  nämlich  der,  die  Entscheidung  des 
richterlichen  Beamten  von  dem  Ausspruche  eines  ihm  durch  das 
Gesetz  zugewiesenen  Beirathes  abhängig  zu  machen,  bewährt. 
Sullas  Unternehmen  also  ging,  nachdem  er  die  ausserordentliche 
Volksgerichtsbarkeit  uiiter  Vorsitz  der  Tribunen  aufgehoben 
hatte,  dahin,  die  ordentlirJien  Beamtengerichte,  wie  sie  seit  dem 
Beginne  des  Römischen  Staates  bestanden,  mit  den  Schwur- 
gerichten zu  verschmelzen.  Dadurch  wurde  die  Kraft  der  Re- 
gierung unverändert  erhalten,  die  Oberaufsicht  über  dieselbe  in 
sie  selbst  verlegt  und  zugleich  der  Volksversammlung  eine  Last 
abgenommen.  Sullas  Unternehmen  gelang  und  während  seine 
übrigen  politischen  Ordnungen  in  nicht  langer  Zeit  durch  die 
Ereignisse  überholt  vnirden,  bildeten  seine  Criminalgesetze  den 
Grand,  auf  welchem  noch  späte  Jahrhunderte  weiter  bauten. 
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Viertes  Capitel. 

Anordnangen  Sullas  in  Bezug  aaf  die  richterlichen  Beamten.  Die  BeNg* 
nisse  der  Consoln  nicht  f erftndert.  Die  Prätoren.  Ihre  Amtskreise  fer 
Snlla,  Aendernng  durch  C.  Gracchus.  Anordnung  Sullas,  dass  die  Prltoroi 
der  ProTinzen  ? orher  ihr  Amt  in  der  Stadt  bekleiden.  Zahl  der  Prltoroi 
auf  acht  erhOht.  Pomponius*  Nachrichten  darüber  und  ihre  GlaubwMig- 
kelt.  Seine  Nachricht  Aber  Sullas  Anordnungen  in  Betreff  der  Schwur- 
gerichte bestätigt  und  erklärt.  Pomponius  imd  die  Creschichtsehreibor 
Aber  die  Zahl  der  Prätoren  unter  den  Kaisem.  Ihr  Widerspruch  und  Lö- 
sung desselben.  Pomponius  spricht  f  on  der  Zahl  der  ordentlichen  Prä- 
torenstellen, die  Geschichtschreiber  Aber  die  Zahl  der  wirklich  ernannten 
Prätoren.  Bedeutung  dieses  Unterschiedes  und  Nachweis  desselben  nr 
Zeit  der  Kaiser.  EigenthOmlichkeiten  der  Prätur  im  Gegensätze  zum  Coi- 
sulate.  Pomponius*  Ausdruck  und  Nachrichten  über  die  Termehrung  der 
Prätoren  zur  Zeit  der  Republik  erklärt.  Seine  Nachricht  über  Sullas  Ai- 
Ordnung:  dieser  schuf  ?ier  ordentliche  Prätorenstellen  Htr  die  Leitung 
der  von  ihm  errichteten  Schwurgerichte  über  gemeine  Terbrechen. 

Die  Befugnisse  der  rictiterlicben  Beamten  warden  von  Sulla 
nicht  verändert.  Der  alte  Römische  Grundsatz  war,  dass  der 
Oberbefehl  im  Kriege,  die  Verwaltung  im  Frieden  und  das  Rich- 
teramt in  ein  und  denselben  Personen  vereinigt  waren:  je  nach- 
dem es  das  Bedüriiiiss  erheischte,  trat  die  eine  oder  die  andere 
Befugniss  hervor,  ohne  dass  damit  die  übrigen  erloschen.  An 
diesem  Staatsgruudsatze  zu  ändern  fiel  Sulla  um  so  weniger 
ein,  je  mehr  sein  Streben  dahin  ging,  nach  Ausscheidung  der  in 
der  jüngsten  Zeit  hervorgetreteiien  Uebelstände  die  Ver&ssang 
zu  ihrer  früheren  Einfachheit  zurückzufuhren.  Nur  die  Formen, 
in  welchen  die  Beamten  ihre  verschiedenartigen  Befugnisse  übten, 
waren  nicht  gleich.  Im  Kriege  waren  sie  unabhängig  and 
selbständig :  darin  konnte  Sulla  natürlich  nichts  ändern.  In  der 
Verwaltung  waren  sie  an  den  fieirath  des  Senates  gebunden: 
Sulla  verstärkte  dieses  Band,  indem  er  den  Senat  höher  steUte 
und  ihm  eine,  wenn  auch  nicht  gesetzliche,  so  doch  thatsächliche 
Entscheidung  über  die  wichtigsten  Fragen  zuvries.  Als  Richter 
waren  die  Beamten  früher,  sobald  Zweifel  entstehen  konnten, 
an  die  Mitwirkung  des  Volkes  oder  zum  Ersätze  derselben  an 
die  Einwilligung  der  Vertreter  desselben,  der  Volkstribunen  ge- 
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buoden  gewesen :  hier  schuf  ihnen  Sulla,  mit  Umänderung  einer 
schon  längst  bestehenden,  aber  andere  Zwecke  verfolgenden  Ein- 
richtang,  einen  Beirath,  an  dessen  UrtheU  sie  gesetzlich  gebun- 
den waren. 

Die  höchsten  richterlichen  Beamten  waren  die  Gonsuln. 
Ihre  Befügniss  hat  Sulla  nicht  geändert  Wenngleich  sie  meist 
mit  EDdern  Pflichten  beschäftigt  der  Rechtspflege  keine  Zeit  wid- 
men konnten,  griffen  sie  doch  in  einzelnen  Fällen  ein.  Aus  der 
Zeit  nach  Sulla  wird  uns  ein  bemerkenswerthes  Beispiel  über- 
liefert, wo  ein  Consul  in  einem  Privatprocesse  einschritt»)  Ein 
Freigelassener  hatte  einen  entmannten  Priester  der  Gybele  im 
Testamente  zum  Erben  eingesetzt  und  dieser  die  Erbschaft  von 
dem  Prätor  Cn.  Aufidius  Orestes  zugesprochen  erhalten.  Indessen 
der  Patron  des  Freigelassenen  klagte  gegen  den  Erben  und  wandte 
i^ieh,  abgewiesen,  mit  seiner  Appellation  an  Mam.  Aemilius  Le- 
pidus,  Consul  77  v.  Chr.,  der  ihm  Recht  gab  und  ein  Testa- 
ment zu  Gunsten  eines  Entmannten  für  ungültig  erklärte.  In 
Criminalprocessen  trat  die  Gerichtsbarkeit  der  Consuln  eiii,  wenn 
die  Verbrechen  ungewöhnlich  schwer  oder  zahlreich  waren:  ein 
Senatsbeschluss,  welcher  die  Hülfe  der  Consuln  in  Anspruch 
nahm,  kam  hinzu.  Das  bekannteste  Beispiel  dieser  Art  ist  der 
Process  der  Catilinarischen  Verschworenen,  welchen  der  Consul 
Cicero  leitete.  Wie  man  auch  seine  Handlungsweise  später  aur 
griff,  Niemand  auch  von  seinen  Gegnern  hat  bezweifelt,  dass  er 
das  gesetzmässige  Recht  hatte,  über  die  Verschworenen  ein  Ur- 
theil  zu  fällen.  •») 

Die  ordentlichen  richterlichen  Beamten  waren  die  Prätoren. 
Bei  ihnen  nahm  Sulla  wichtige  Veränderungen  vor :  er  vermehrte 
ibre  Zahl  und  ordnete  ihre  Geschäftskreise  in  anderer  Weise- 
Der  Prätoren  gab  es  zu  der  Zeit,  wo  die  Schwurgerichtshöfe 
eingeführt  wurden,  sechs :  von  ihnen  besorgten  zwei  die  Gerichts- 
barkeit in  der  Stadt,  die  übrigen  wurden  zur  Verwaltung  der 
damals  bestehenden  vier  Provinzen  verwendet  Als  Sulla  seine 
Verfassung  schuf,  gab  es  acht  auswärtige  Provinzen.    Um  diese 


a)  Bei  VaL  Max.  YII,  7,  6.    Vergl.  Bd.  I,  2,  101  und  oben  S.  287. 

b)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  401  flgd. 
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aiif  die  Zahl  der  sechs  Prätoren  bequem  zu  vertheilen  und  zu- 
gleich Beamte  für  die  Leitung  der  Schwurgerichte,  welche  man 
die  gesammte  Criminalgerichtsbarkeit  umfassen  Hess,  zu  gewin- 
nen, hat  mau  angenommen,  dass  um  die  Zeit,  wo  die  ersten 
Schwurgerichtshöfe  gegründet  wurden,  zugleich  eine  Veränderung 
in  der  Amtsdauer  und  den  Geschäftskreisen  der  Prätoren  ein- 
getreten sei.  Bis  dahin,  sagt  man,  waren  von  den  sechs  Prä- 
toren zwei  in  Rom  geblieben,  die  übrigen  vier  unmittelbar  nach 
ihrem  Amtsantritte  in  die  Provinzen  gegangen  und  ihr  Amt  hatte 
sich  auf  die  Verwaltung  derselben  beschränkt:  von  jetzt  an  blie- 
ben alle  Prätoren  während  ihres  Amtsjahres  in  Rom ,  um  die 
beiden  althergebrachten  Gerichtsbarkeiten  und  ausserdem  die 
Schwurgerichte  zu  leiten,  nach  Ablauf  des  Amtsjahres  gingen 
alle  zur  Verwaltung  von  Provinzen  nach  auswärts.  Diese  An- 
nahme wird  weder  durch  unmittelbare  noch  durch  mittelbare 
Beweise  glaublich  gemacht.*^)  Sie  gründet  sich  auf  zwei  an- 
dere Annahmen,  erstens,  dass  es  weit  mehr  auswärtige  Provin- 
zen gegeben  habe  als  es  wirklich  gab,  zweitens  dass  Scbwur- 
gerichtshöfe  für  alle  möglichen  Criminalverbrechen  vorhanden 
gewesen  seien.  Aber  beide  Annahmen  sind  unrichtig.  Dadurch 
vermindert  sich  das  Bedürfniss  für  so  viele  Prätoren,  als  man 
bei  zweijähriger  Amtszeit  derselben  gewinnt.  Wir  haben  früher*) 
die  Vermuthung  begründet,  dass  C.  Gracchus  die  Verhältnisse 
der  Prätoren  umgestaltet  hat:  er  erlaubte  eine  städtische  Prätor 
mit  einer  Provinzialprätur  zu  verbinden.  Von  seiner  Zeit  an 
kommen  Fälle  vor,  wo  ein  Prätor  zuerst  in  der  Stadt,  dann  in 
der  Provinz  sein  Amt  führt,  wogegen  andere  Prätoren  unmittel- 
bar nach  ihrem  Antritte  in  die  Provinz  gehen.  Es  fand  ein 
Schwanken  statt,  das  nur  von  dem  Bedürfnisse  eines  jeden  Jah- 
res abbing:  in  der  zunächst  vor  Sulla  vorhergehenden  Zeit,  wo 
ununterbrochene  Kriege  in  Italien  die  Kräfte  aller  Beamten  in 
Anspruch  nahmen,  überdem  viele  auswärtige  Provinzen  in  Fein- 
deshand waren,  werden  wahrscheinlich  die  meisten  Prätoren  ihr 
Amtsjahr  in  Rom  oder  in  Italien  zugebracht  haben.  Sulla  fand 
diese  Verhältnisse  ohne  feste  Ordnung,  aber  doch  schon  die  ge- 


a)  S.  oben  S.  89  flgd. 
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setzlicbe  Sitte,  dass  Pratoren  zuerst  in  der  Stadt  und  dann  in 
einer  auswärtigen  Provinz  ihr  Amt  führten.  Er  machte  dies, 
als  er  den  Staat  ordnete,  zur  Regel:  nach  ihm  betrug  die  ord- 
DODgsmdssige  Amtszeit  jedes  Prätors  zwei  Jahre,  von  denen  das 
erste  in  der  Stadt,  das  zweite  in  der  Provinz  zugebracht  wurde. 
Dies  wird  uns  nicht  als  Gesetz  Sullas  berichtet,  aber  es  ist  das 
nach  seiner  Zeit  anerkannte  Verhältniss  und  auf  ihn  als  Urhe- 
ber zurückzuführen. 

Dies  war  eine  bedeutende  Vermehrung  der  richterlichen  Be- 
amte in  der  Stadt  Rom :  eine  noch  weitere  ergab  sich  aus  der 
Vergrössernng  der  Zahl  der  jährlich  erwählten  Prätoren.  Die 
letzte  Vermehrung  der  Prätoren  auf  sechs  jährlich  war  im  Jahre 
197  V.  Chr.  geschehen*)  und  dass  diese  Zahl  bis  auf  Sulla  die 
gewöhnliche  blieb,  darf  man  aus  dem  Stillschweigen  der  Schrift- 
steller folgern.  Nach  der  Snllanischen  Gesetzgebung  finden  sich 
jährlich  acht  Prätoren.  Ein  bestimmtes  Zeugniss  dafür  haben 
wir  bei  Vellejus^),  der  vom  Kaiser  August  erzählt,  er  habe  die 
alte  republicanische  Staatsverfassung  beibehalten  und  nur  zu  den 
acht  bestehenden  Prätoren  zwei  hinzugewählt:  auch  DioCassius"^) 
sagt  vom  Dictator  Cäsar,  er  habe,  um  seine  Parteigenossen  desto 
besser  zu  befriedigen,  für  das  folgende  Jahr  zehn  Prätoren  er- 
wählen lassen,  eine  Zahl,  welche  er  später  noch  überschritt.  Da- 
mit stimmt  ein  anderer  Beweis  überein.  Wir  kennen  das  CoUe- 
giam  der  Prätoren  seit  Sulla  vollständig  in  dem  Jahre  57  v»Chr., 
demjenigen,  in  welchem  Cicero  aus  der  Verbannung  zurückge- 
rufen wurde.  Cicero**)  sagt,  nur  ein  Prätor  habe  sich  dem  Ge- 
setze, das  seine  Rückkehr  beantragte,  nicht  angeschlossen  :  es 
war  Appius  Pulcher,  P.  Clodius' Bruder«) ;  er  berichtet  femer'), 
sieben  Prätoren  hätten  seine  Zurückberufiing  beantragt.    Daher 


a)  Mao  sehe  Bd.  I,  2, 106. 

b)  Yell.  II,  89  imperium  magistratuum  ad  pristiDum  redactam  modum, 
taotamiiiodo  octo  praetoribus  allecti  duo,  prisca  illa  et  aotiqua  reipublicae 
forma  revocata. 

c)  Dio  CasB.  XLII,  51  orpaTT^YO^c  ts  hixa  i^  t6  iia6s  {xoc  ditiltiit. 

d)  Cic.  in  Pis.  15,  36 ;  p.  Sesi  40,  87.     . 

e)  Dio  Cass.  XXXIX,  6;  schol.  Bob.  in  Cic.  p.  288. 

f)  Cic  p.  Mil.  15,  39   septem  praetores,  octo  tribuni  plebei  illius  ad- 
venarii,  defensores  mei. 
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bat  es  in  jenem  Jahre  acht  Prätoren  gegeben:  sie  werden  yon 
Cicero  an  einer  anderen  Stelle  angeführt.*)  Ausserdem  kennen 
wir  viele  Prätoren  im  Jahre  66,  wo  Cicero  selbst  die  Prätur 
bekleidete,  ausser  Cicero  C.  Antonius,  welcher  die  eigentliche 
„städtische"'  Gerichtsbarkeit  hatte,  P.  Cassius.^)  Dazu  kommen 
jene  fünf  Q.  Voconius  Naso,  C.  Aquilius  Gallus,  M.  Plaetorius, 
C.  Flaminius,  C.  Orchivius,  welche  Cicero  zusammen  erwähnt*) 
Wenn  diese  auch,  was  nicht  wahrscheinlich  ist,  alle  Präto- 
ren waren,  gab  es  ihrer  doch  nicht  mehr  als  acht  Sieben 
Prätoren  kennen  wir  im  Jahre  49  v.  Chr.,  als  der  Bürger- 
krieg mit  Caesar  ausbrach,  nämlich  L.  Roscius^),  M.  Aemilios 
Lepidus*),  L.  Manlius  Torquatus'),  P.  Rutilius  Lupus*),  C. 
Sosius*"),  C.  Coponius^),  endlich  Allienus*");  sodann  im  Jahre 
63,  wo  Cicero  die  Catilinarische  Verschwörung  unterdrückte, 
nämlich  Q.  Metellus  Celer,  den  städtischen  Prätor  *),  L.  Valerias 
Flaccus,  den  Fremdenprätor"),  C.  Pomptinius"),  C.  Sulpicius 
Gallus**),  Q.  Pompejus  RufusP),  C.  Cosconius^J),  endlich  P.  Len- 
tulus  Sura,  der  selbst  zu  den  Verschworenen  gehörte.  Dass  in 
diesen  beiden  Jahren,  von  denen  wir  ausführliche  Nachrichten 
besitzen,  uns  mehrere  Prätoren  unbekannt  geblieben  sein  sollten, 
*  ist  wenig  wahrscheinlich:  auch  diese  unvollständigen  CoUegien 
von  Prätoren  können  als  Beweise  dienen.  Kein  Jahr  ist  uns 
bekannt ,  in  welchem  mehr  Prätoren  genannt  oder  die  Nachricht 


a)  Cic.  com  senatoi  gratias  egit  9,  22. 

b)  AscoD.  in  Cic.  Cotd,  p.  59. 

c)  Cic.  p.  Gluent  53,  147. 

d)  Caes.  bell.  civ.  I,  2  und  8;  Dio  Gass.  XLI,  5. 

e)  Dio  Cas8.  XLI,  36. 

f)  GaeB.  bell.  civ.  I,  24. 

g)  Gaes.  bell.  civ.  I,  24;  Gic.  ad  Att  VUI,  12  A. 
h)  Gic  ad  Att  VIII,  6. 

i)  Gic.  ad  Att  VID,  12  A. 
k)  Gic.  ad  Att  X,  15. 

l)  Val.  Max.  VII,  7,  7 ;  Dio  Gass.  XXXVII,  27. 
m)  Sali.  Gat.  45;  Gic.  in  Gat  ID,  2,  5. 
D)  Sali.  Gat  45. 
0)  Gic.  in  Gat  UI,  8,  7. 
p)  Sali  Gat  ao. 
q)  Gic  p.  Soll.  14,  42. 


•PompoDius'  Nachrichttill  über  die  Prätoren.  329 

gegeben  wfirde,  'es  seien  ihrer  mehr  als  acht  gewesen.  Deshalb 
hat  man  allgemein  angenommen,  dass  von  Sulla  bis  auf  Cäsar 
jahrlieh  acht  Prätoren,  nie  mehr,  erwählt  worden  seien. 

lo  dem  Titel  der  Digesten  „über  den  Ursprung  des  Rechtes*' 
haben  wir  eine  Zusammenstellung  von  Auszügen  aus  Pomponius 
über  die  Entstehung  und  £ntwickelung  der  Römischen  Beamten, 
welche  wir  schon  früher  einige  Male  benutzt  und  voll  von  den 
werthvollsten  Nachrichten  gefunden  haben.  Auch  über  die  Prä- 
toren  and  ihre  allmälig  wachsende  Zahl  berichtet  Pomponius. 
Aber  seine  Nachrichten  weichen  von  den  Ergebnissen,  welche 
aas  den  Erzählungen  der  anderen  Schriftsteller  gefunden  werden, 
ab  und  alle  Gelehrte  schreiben  ihm  einen  Irrthum  zu:  sie  nen- 
nen ihn  einen  ungenauen  und  unzuverlässigen  Gewährsmann, 
höchstens  erwähnen  sie  zu  seiner  Entschuldigung,  er  selbst  habe 
vielleicht  richtige  Angaben  gemacht,  aber  diejenigen,  welche  zu 
Jostinians  Zeit  Auszüge  aus  ihm  zusammenstellten,  hätten  ihn 
falsch  verstanden.^^^)  Niemand  hat  es  gewagt,  die  Richtigkeit 
seiner  Angaben  über  die  Prätoren  zu  vertheidigen.  Dennoch 
mnss  es  besonnener  Forschung  als  Vermessenheit  erscheinen, 
Pomponius'  Nachrichten  als  irrthümlich  zu  verwerfen,  ohne  auch 
nur  die  Veranlassung  zu  einem  Irrthume  nachzuweisen.  Man 
nehme  an ,  Pomponius  selbst  habe  die  Angaben ,  so  wie  sie  uns 
vorliegen,  gemacht,  so  muss  ein  Rechtsgelehrter  aus  Hadrians 
Zeit  sicherlich  mehr  Glaubwürdigkeit  haben  als  irgend  ein  neue- 
rer Gelehrter.  Pomponius  macht  nicht  etwa  eine  beiläufige  Be- 
merkung, bei  der  ein  Versehen  eher  möglich  war,  sondern  er 
schrieb  ein  Buch  über  die  Entstehung  der  Römischen  Aemter: 
er  mnsste  seinen  Gegenstand  ergründet  haben  und  es  konnte 
ihm  nicht  an  Quellen  fehlen.  Denn  nicht  nur  über  die  ältere, 
die  republicanische  Zeit  spricht  er,  sondern  er  verfolgt  die  Ge- 
schichte der  Prätur  bis  in  die  Kaiserzeit:  hierüber  stehen  seine 
Angaben  eben  so  sehr  in  Widerspruch  mit  den  uns  sonst  über- 
lieferten Nachrichten.  Selbst  wenn  er,  was  unglaublich  ist,  über 
die  ältere  Zeit  falsch  berichtete ,  die  Verhältnisse  seiner  eigenen 
Zeit  musste  er  genau  kennen:  wenn  sein  Zeugniss  hierüber, 
trotz  des  Widerspruches  mit  sonstigen  Quellen,  glaubv^rdig  ist, 
mm  es  auch,  bei  gleichem  Widerspruche,  für  die  älteren  Zeiten 
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Glaubwürdigkeit  verdienen.  Oder  man  nehme  an,  Pomponios 
selber  habe  über  die  Zahl  der  Prätoren  richtige  Angaben  ge- 
macht, aber  die  Gelehrten  Justinians  hätten  beim  Anfertigen 
des  Auszuges  aus  seiner  Schrift  einen  Irrthum  begangen:  die 
Aimabme  ist  ebenso  unglaublich.  Hätten  sie  eine  Forscbaog 
anstellen  müssen,  um  die  Zahl  der  Prätoren  in  republicanischer 
Zeit  zu  finden,  so  würden  sie  immer  noch  mehr  Zutrauen  ver- 
dienen, als  heutige. Gelehrt«;  aber  ein  Irrthum  wäre  denkbar. 
Auch  wenn  es  sich  um  die  Auffassung  einer  Ansicht  handelte, 
wäre  derselbe  möglich;  aber  es  kommt  nur  auf  Zahlen  an:  sie 
aus  Pomponius'  Werke  richtig  zu  entnehmen,  erforderte  weder 
Einsicht  noch  Kenntniss. 

Indessen  nicht  bloss  in  der  Zahl  der  Prätoren  sollte  sieb 
Pompouius  geirrt  haben,  sondern  auch  in  seiner  Bemerkung  über 
die  Entstehung  der  Schwurgerichtshöfe.  Er  sagt  nämlich:  „Dar- 
auf setzte  Cornelius  Sulla  die  Schwurgerichtshöfe  fest,  z.  B. 
über  Fälschung,  über  Vatermord,  über  Meuchelmord,  und  fügte 
vier  Prätoren  hinzu.''»)  Auch  diese  Nachricht  wurde  für  falsch 
erklärt.^^)  Denn  die  Criminalgerichtshöf^ ,  sagte  man,  seien 
schon  lange  vor  Sulla  eingerichtet  worden,  namentlich  der  über 
Meuchelmord:  höchstens  eine  Vermehrung  derselben  durch  Sulla 
konnte  man  zugeben.  Jetzt,  nachdem  wir  die  Entwickelung  der 
Schwurgerichte  genauer  untersucht,  ergiebt  sich,  wie  Recht  Pom- 
ponius  hatte ,  in  der  Geschichte  der  Schwurgerichte  mit  Sulla 
einen  Abschnitt  zu  machen.  Vorher  hatten  dieselben  über  Amts- 
verbrechen entschieden,  von  jetzt  an  werden  sie  auf  Criminal- 
verbrechen  überhaupt  ausgedehnt:  Pomponius'  Nachricht  ist  nicht 
nur  gerechtfertigt,  sie  gewinnt  eine  ganz  andere  Bedeutung  als 
man  ahnte.  Aehnlich  werden  auch  seine  Angaben  über  die  Zahl 
der  Prätoren  richtig  sein :  es  kommt  nur  darauf  an ,  den  Stand- 
punkt zu  gewinnen,  von  dem  aus  Pomponius  die  Prätur  and 
die  Prätoren  betrachtete. 

Fassen  wir  denselben  so  auf,  als  habe  er  die  Zahl  der  Prä- 


a)  Pomp.  1.  1  §  32  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2)  Deiode  Cornelias  Sdla 
quaestiones  pablicas  constitait,  veluti  de  falso,  de  parricidio,  de  sicariis, 
et  praetores  quattuor  adiecit. 
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toren,  welche  es  zn  den  verschiedenen  Zeiten  des  Römischen 
Reicheii  gab,  berichten  und  von  der  allmäligen  Vermehrung 
derselben  erzählen  wollen,  so  kommen  wir  in  unauflösliche 
Schwierigkeiten,  welche  mit  dem  Verwerfen  entweder  von  Pom- 
[)üuiu8*  oder  von  anderer  Schriftsteller  Zeugnisse  enden.  Wir  be- 
si'hränken  uns  zunächst  auf  seine  Angaben  über  das  Kaiserreich, 
bei  welchen  er  auf  keine  Weise  einen  Irrthum  begehen  konnte. 
Er  sagt  von  dem  Dictator  Caesar:  „Dann  setzte  C.  Julius  Cae- 
sar zwei  Prätoren  und  zwei  Aedilen  ein,  welche  dem  Getreide 
vorstehen  sollten  und  von  der  Ceres  Cereales  hiessen:  so  wur- 
den zwölf  Prätoren,  sechs  Aedilen  erwählt."»)  Also  zwei  neue 
Prätoren  soll  Caesar  geschaffen  und  damit  die  Zahl  derselben 
aof  zwölf  gebracht  haben,  und  auch  aus  anderem  Zeugnisse  wissen 
wir,  dass  er  ihre  Zahl  vermehrt  hat.*»)  Aber  die  Zahl  zwölf 
als  die  der  jährlich  zu  erwählenden  Prätoren  findet  sich,  wo  von 
den  wirklich  ernannten  Prätoren  die  Rede  ist,  unter  Caesars 
Herrschaft  nie.  Für  das  Jahr  46  v.  Chr.  wurden  zehn  Prätoren 
ernannt  und  zwar,  wie  es  heisst,  weil  Caesar  seine  Anhänger 
befördern  wollte^),  für  das  Jahr  45  vierzehn  Prätoren**),  für  44 
sechzehn  Prätoren«),  und  ebenso  viele  wurden  für  die  drei  fol- 
genden Jahre  im  Voraus  bestimmt  *)  Die  Zahl  von  zwölf  Prfir 
toren  erscheint  nie  und  dennoch  soll  Caesar  sie  nach  Pomponius 
eing^etzt  haben.  Femer  heisst  es  bei  demselben,  Augustus 
habe  sechzehn  Prätoren  eingesetzt.«)  Indessen  nur  einmal  hat 
derselbe  so  viele  Prätoren  erwählen  lassen,  nämlich  im  Jahre 
12  V.  Chr.,  und  zwar,  wie  hinzugesetzt  wird,  wegen  der  Menge 
der  Candidaten,  welche  sich  gemeldet  hatten,  von  denen  er  kei- 


a)  Pomp.  1.  1.  Deinde  G.  Julius  Caesar  duos  praetores  et  duos  aediles, 
qui  frumento  praeessent,  a  Cerere  Cereales  coostituit:  ita  duodecim  prae- 
tores, sex  aediles  suiit  creati. 

b)  Säet  Caes.  41  praetomm,  aediliom,  quaestorum,  mioomm  etiam 
magistratuuiii  numerum  ampliavit. 

c)  Dio  Cass.  XLII,  51  ?va  Y«p  «Xe<ouc  a6xü)v  dp.e(<|;T)Tat,    9TpaTY)Yo6c  te 

d)  Dio  Cass.  XLin,  47. 

e)  Dio  Cass.  XLUI,  49. 

f)  Dio  Cass.  XLIÜ,  51. 

g)  Pompon.  1.  1.   Divus  deinde  Augustus   sedecim  praetores  constituit 
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nen  habe  zurücksetzen  wollen."^)  Im  Anfange  seiner  Regierung 
Hess  er  jährlich  zehn  erwählen**),  gegen  Ende  derselben  jähr- 
lich zwölf*'),  eine  Zahl,  welche  Tiberius  anfänglich  beibehielt**) 
Später  Hess  Tiberius ,  vom  Jahre  33  n.  Chr.  an,  funizebn  Präto- 
ren erwählen,  viele  Jahre  lang,  manchmal  sechzehn  oder  auch 
einen  oder  zwei  weniger,  je  nachdem  Candidaten  vorhanden  wa- 
ren.*") Caligula  liess  39  n.  Chr.  fünfzehn  Prätoren  ernennen, 
später  bald  einen  mehr,  bald  einen  weniger.')  Von  Claudius 
berichtet  Pomponius,  er  hätte  zwei  Prätoren,  um  über  Fidei- 
commisse  zu  entscheiden,  hinzugefügt:  von  diesen  hätte  Titus 
einen  wieder  aufgehoben,  aber  dafür  Nerva  einen  neuen  einge- 
setzt, um  zwischen  dem  Fiscus  und  Privatleuten  Recht  za 
sprechen:  es  seien  achtzehn  Prätoren  im  Staate  mit  Recht- 
sprechen beschäftigt.«)  Dagegen  erzählt  Dio  Cassius  von  Clau- 
dius, es  seien  unter  ihm  Prätoren  in  ungleicher  Zahl  ernannt 
worden:  bald  seien  es  vierzehn,  bald  achtzehn,  bald  in  einer 
in  der  Mitte  liegenden  Zahl  gewesen^):  der  Zufall,  sagt  er,  habe 
darüber  entschieden.  Von  Nero  haben  wir  keine  bestimmte 
Nachricht  Nur  zum  Jahre  62  n.  Chr.  bemerkt  Tacitus^),  der 
Kaiser  habe,  weil  sich  damals  so  viele  Candidaten  eifrig  bewar- 
ben, drei,  welche  über  die  Zahl  waren,  zu  Befehlshabern  von 


a)  Dio  Gase.  LVI,  25  vz^arq^oX  ixxaihtxa  ^pEav,  inci^  toooOTorTc  tf^c 
dp^^C  dvTe7ro{T]9av  xal  o6S^va  a^xtöv  Xuirrjoai  6  AISyouotoc«  ola  is  TOiouTOtc 
u)v,  "fi^ikr^aty  •  06  jit^v  xal  xolc  dfXXoic  xolc  ^^«EtjC  Ixeai  Tauxa  ^y^vcto,  iXX' 
ol  5(u5cxa  inX  ttoXu  xaT^aTT]9av. 

b)  Dio  Cass.  LIII,  32;  Vell.  II,  89. 

c)  Dio  Cass.  LVI,  25. 

d)  Tac  Ann.  I,  14  candidatos  praeturae  duodecim  nominaTit,  du- 
merum  ab  Augusto  traditum  et  hortante  senata  ut  augeret,  iureiurftodo 
obstrinxit  se  non  excessurum. 

e)  Man  sehe  die  längere  Stelle  bei  Dio  Cass.  LVIIl,  20. 

f)  Dio  Cass.  LIX,  20. 

g)  Pomponius  1.  1.  Post  deinde  divus  Claudius  duos  praetores  adiecit 
qui  de  fideicommisso  ins  dicerent,  ex  quibus  unum  divus  Titus  detrazit 
Et  adiecit  divus  Nen'a,  qui  inter  fiscum  et  privatos  ius  diceret  Ita  deoem 
et  octo  praetores  in  civitate  ius  dicunt 

h)  Dio  Cass.  LX,  10  dvfofidXwc  8i  8^  ol  OTpaxTjYol  dictScixvSovxo  *  xat 
ydp  xsa9apccxa(ftexa  xal  6xxcoxa{Sexa ,  $id  (i^oou  xc  (&c  nou  xal  ouvlmao) 
£7^7^07x0. 

i)  Tac.  Ann.  XIV,  28. 
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Legionen  ernannt  Welches  jene  Zahl  war,  fugt  er  nicht  hinzu: 
ich  glaube,  es  war  die  Zahl  achtzehn.  Weitere  Nachrichten 
haben  wir  nicht :  es  blieb  bei  der  Einrichtung  von  Nerva,  bis 
Marc  Aurel  für  die  Vormundschaften  einen  neuen  Prätor  er- 
oannte»),  der  dann  öfters  erwähnt  wird.^^) 

Der  Widerspruch  zwischen  Pomponius  und  den  Geschichts- 
schreibern über  die  Zahl  der  Prätoren  in  der  Kaisei-zeit  liegt 
zu  Tage  und  er  lässt  sicli  nicht  dadurch  lösen,  dass  man  die 
Glaubwürdigiceit  des  einen  oder  des  anderen  Theiles  verwirft. 
Die  nothwendige  Folgerung  ist,  dass  jener  von  einer  anderen 
Sache  berichtet  als  diese:  beiden  Ueberlieferungen  muss  ihr 
Recht  zu  Theil  werden.  Dass  die  Geschichtschreiber  von  den 
jährlich  eiiiannten  Prätoren  sprechen,  deuten  sie  selbst  an:  sie 
erwähnen  die  Wahlversammlungen,  in  welchen  die  Wahl  der 
Prätoren  vorgenommen  wurde,  die  Candidaten,  welche  sich  be- 
warben, die  Kaiser,  welche  ihre  Anhänger  belohnen  wollten. 
Dagegen  Pomponius  spricht  davon  nicht,  ja  er  konnte  kein  In- 
teresse haben  es  zu  thun.  Denn  der  Zufall,  nicht  ein  Gesetz 
oder  eine  sonstige  politische  Einrichtung  entschied  unter  den 
Kaisem  über  die  in  jedem  Jahre  wirklich  erwählten  Prätoren, 
die  Menge  der  Bewerber,  welche  sich  fanden,  die  Verpflichtun- 
gen, welche  der  Kaiser  hatte,  oft  gewiss  sogar  seine  Laune. 
Vielleicht  wurden  nicht  zwei  oder  drei  Jahre  hintereinander 
gleich  viel  Prätoren  ernannt.  Es  gab  unter  den  Kaisern  keine 
bestimmte  Anzahl  von  Prätoren,  und  hätte  sich  Pomponius  den- 
noch fiber  dieselbe  äussern  wollen ,  so  musste  er  sie  dem  Zu- 
falle zuschreiben,  oder  sich  ausdrücken,  etwa  so  wie  Cicero  es 
thut,  der  in  seinem  dem  Römischen  nachgebildeten  Musterstaate 
80  viele  CoUegen  des  Rechtsprechenden  Prätors  haben  will ,  wie 
der  Senat  beschliesst  oder  das  Volk  befiehlt.»»)  Pomponius  giebt 
aber  eine  bestimmte  Anzahl  von  Prätoren  in  verschiedenen  Zeit- 
räumen auch  unter  den  Kaisern  an.    Er  kann  also  nur  die  ge- 


a)  Capitol.  M.  Aurel.  c.  10. 

b)  Cic  de  leg.  III,  4,  7  Iuris  dlsceptator  —  praetor  esto  —  huic  po- 
^^  pari  quotcmique  senatus  creverit  populusve  iuBserit  tot  sunto.  Vercl. 
Band  I,  2,  117. 
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setzlich  bestimmte  Anzahl  meinen,  die  mit  der  thatsäcblichen 
nicht  übereinzustimmen  brauchte,  und  wenn  dieses  Verhältoisä 
unter  den  Kaisem  bestand,  so  wird  man  eben  dasselbe  auch 
schon  während  der  Republik  annehmen  dürfen. 

Pomponius'  Absicht  also  war  es,  die  Zahl  der  ordentlichen 
Präturen  oder  Prätorenstellen,  w^elche   es  in  jeder  Periode  gab, 
zu  verzeichnen,  und   betrachten  wir  seine  Angaben  von  diesem 
Gesichtspunkte,    so  werden  wir  sie  in  Uebereinstimmung  mit 
den  Berichten  der  Schriftsteller  und  voll  von  lehrreicher  Kunde 
finden.     Dieser  Unterschied  zwischen  den  Personen  der  Prätoreii 
und  dem  Amte  der  Prätur  ist  bisher  nicht  beachtet  worden,  er 
wird  nur  in  leisen  Spuren  angedeutet:  gleichwohl  ist  an  seinem 
Bestehen  nicht  zu  zweifeln.  Pomponius'  Nachrichten  lassen  sich 
auf  keine  andere  Weise  erklären.    Dass  die  Schriftsteller  den- 
selben  nicht  erwähnen ,   ist  leicht  erklärlich :  er  bezog  sich  auf 
die  inneren  Verhältnisse  der  Regierung,  auf  den  Staatshaushalt, 
über  den   wir  überhaupt  nur  sehr  geringe  Nachrichten  haben. 
Wenn   eine  Prätorenstelle    eingesetzt  wurde,    musste   das  neue 
Amt  ausgestattet  werden,  mit  Liotoren,  Schreibern,  Dienern,  mit 
allem  für  einen  Beamten  nöthigen  Gefolge.    Obwohl  der  Beamte 
selbst  für  seine  Arbeit  kein  Gehalt  erhielt,   gehörte  doch  viel 
Geld  dazu,  um  sein  Gefolge  zu  besolden  und  seine  Bedürfnisse 
theils   innerhalb,  theils  ausserhalb  der  Stadt  zu  bestreiten. ^^) 
Dieser  Posten  befand  sich  fortan  in  dem  jährlichen  Haushalt- 
gesetze  des  Staates:  über  ihn  fand  keine  weitere  Verhandlung 
statt.     Daneben  aber  wurden  für  jedes  Jahr  ausserordenüiche 
Prätorenstellen  nach  dem  Bedürfnisse  errichtet,  und  zwar  theils 
in  der  Stadt,  theils  ausserhalb  derselben.    Im  Anfange  eines 
jeden  Jahres  wurde,  wie  Livius'  Jahrbüciier  lehren,  im  Senate 
eine  Berathung  über  die  Provinzen  angestellt,  die  Zahl  derselben 
festgesetzt  und  die  Vertheilung  vorgenommen.    £rgab  sich,  dass 
es  einer  ausserordentlichen  Prätorenstelle  bedurfte,  so  wurde  der 
Aufwand  dafür,  aber  nur  für  das  laufende  Jahr,  bewilligt   That- 
sächlich  also  standen   beide  Arten  von  Prätorenstellen  einander 
gleich:   ein  Unterschied  zwischen  ihnen  bestand  nur  in   Bezug 
auf  den  Staatshaushalt.    Es  konnte  lange  Zeit  vei^ehen,   ehe 
eine  Prätorenstelle,  wenngleich  sie  jährlich  bewilligt  wurde,   auf 
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den  ordeDtlichen  Staatshattsbalt  übertragen  wurde.  Hfitte  der 
Römische  Staat  einmal  für  eine  Zeit  lang  abgenommen,  so  wür- 
den wir  auch  von  einer  Verminderung  der  ordentlichen  Präturen 
hören:  bei  dem  stetigen  Wachsen  desselben  hören  wir  nur  von 
der  Vermehrung  derselben. 

Verschieden  von  diesen  Beziehungen  auf  den  Staatshaus- 
halt war  die  Zahl  der  jährlich  ernannten  Prätoren.  Wir  haben 
gesehen,  dass  sie  in  der  Kaiserzeit  von  zufälligen  Umständen, 
von  der  Zahl  der  Bewerber,  von  dem  Willen  des  Kaisers  abhing. 
Ebenso  war  es  während  der  Republik.  £in  deutlicher  Beweis 
dafür  liegt  in  den  schon  angeführten  Worten  Ciceros*),  der  nur 
den  eigentlich  sogenannten  städtischen  Prätor  für  nothwendig 
hält,  die  Zahl  der  übrigen  von  dem  Beschlüsse  des  Senates  oder 
des  Volkes  abhängig  macht  Dass  trotzdem  in  der  Zahl  der 
jährlich  gewählten  Prätoren  Beständigkeit  herrscht,  zuerst  einer, 
dann  zwei,  vier,  sechs  und  acht  gewählt  werden,  kommt  von 
der  Sitte  her,  welche  bei  den  Römern  so  viel  vermochte:  nach 
ihr  richtete  sich  die  Zahl  der  Bewerber  und  sie  bestimmte  die 
Entscheidung  des  Senates.  Während  der  Republik  war  jede 
Aenderong  schwierig  wegen  der  Unbehülflichkeit  -der  Gesetzge- 
bung and  des  Ehrgeizes  der  regierenden  Familien,  unter  den 
Kaisem,  wo ^  die  Entscheidung  von  einem  Einzelnen  abhing, 
leicht:  daher  findet  sich  zu  jener  Zeit  kein  Schwanken,  zu  die- 
ser ein  fast  jährlicher  Wechsel.  Daraus  erklärt  sich  eine  unter . 
den  Kaisern  hervortretende,  der  Republik  unbekannte  Erschei- 
fiüDg.  Vielleicht  schon  der  Dictator  Caesar  hatte  angefangen, 
io  grösserer  Anzahl  als  es  nach  seinen  eigenen  Anordnungen 
geschehen  sollte,  Prätoren  zu  ernennen,  nur  um  seine  Anhänger 
m  befordern.  Seine  Nachfolger  in  der  obersten  Macht,  die 
Triamvim,  machten  es  mit  den  Prätoren,  wie  es  später  bei  den 
Consuln  Sitte  wurde,  nur  auf  einen  Theil  des  Jahres  Prätoren 
za  ernennen  und  also  im  Laufe  einea  Jahres  ein  und  dieselbe 
Prätorenstelle  durch  verschiedene  Personen  bekleiden  zu  lassen. 
Es  wird  als  etwas  ausserordentliches  angemerkt,  es  habe  im 


a)  Cic.  de  leg.  lU,  4,  7.    S.  oben  S.  333. 
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Jahre  38  v.  Chr.  67  Prätoren  gegeben*),  und  auch  fBr  das  fol- 
gende Jahr  von  einer  grossen  Zahl  von  Prätoren  gesprochen.**) 
Dies  schaffte  August,  als  er  allein  den  Staat  regierte,  ab:  dafar 
kam  die  Sitte  auf,  Senatoren ,  welche  belohnt  werden  soUten, 
Sitz  und  Stimme  unter  den  gewesenen  Prätoren  anzuweisen, 
und  denjenigen,  welche  nicht  senatorischen  Standes  waren,  die 
den  gewesenen  Prätoren  zukommenden  Auszeichnungen  zu  er- 
theilen.  Aber  ausserdem  kommen  zuweilen  ausserordentliebe 
Prätoren  vor,  z.  B.  nach  der  Verurtheilung  von  Scribonius  Libo 
unter  Tiberius  im  Jahre  16  n.  Chr.  wurden,  wie  Tacitus  er- 
zählt^'),  den  Anklägern,  welche  senatorischen  Standes  waren, 
Präturen  „ausser  der  Ordnung"  gegeben.  Die  Erklärer  schwan- 
ken, wie  sie  dies  verstehen  sollen:  einer  sagt,  sogleich  wären 
die  drei  Ankläger  Libos,  welche  seuatorischen  Standes  waren, 
zu  Prätoren  ernannt  worden,  ein  anderer,  sie  hätten  ausser  der 
Reihe  für  das  folgende  Jahr  die  Prätur  erhalten,  ein  dritter  end- 
lich, es  wäre  ihnen  allen  eine  gleiche  Anzahl  Jahre  erlassen 
worden  von  der  für  die  Bewerbung  um  die  Prätur  gesetzlichen 
Anzahl,  und  sie  hätten  demnach  zu  verschiedenen  Zeiten  die 
Prätur  bekleidet.*®*)  Von  diesen  Ansichten  ist  nur  die  erste  be- 
gründet: sie  allein  wird  durch  die  genaue  Erklärung  von  Taci- 
tus' Worten  geboten.  Der  Angeklagte  war  Prätor' gewesen  und 
seine  Ankläger  erhalten,  soweit  es  möglich  ist,  eben  dieselbe 
Ehre.  Eine  ausserordentliche  Ernennung  wäre  nicht  nöthig  ge- 
wesen, wenn  nur  ein  einziger  Ankläger  zu  belohnen  gewesen 
wäre:  er  würde  unmittelbar  an  Libos  Stelle  eingetreten  sein. 
Aber  auch  mehrere  können  sogleich  mit  der  Prätur  belohnt  wer- 
den, da  die  Zahl  der  Prätoren  gesetzlich  nicht  feststand.  Aehn- 
lich  erhält  Seneca,  der  schon  Quästor  gewesen  war,  bei  seiner 
Zurückberufung  aus  der  Verbannung  unmittelbar  die  Prätur^), 
ebenfalls  „ausser  der  Ordnung."  Es  war  dies  eine  grössere  Be- 
lohnung, als  wenn  ein  Senator,  ohne  die  Ehrenstelle  selbst  be- 


a)  Die  Gass.  XLVIII,  43. 

b)  Dio  CasB.  XLVIU,  53. 

c)  Tac.  Ann.  11,  32   bona  inter  accusatores  dividuntur  et  praetune 
extra  ordinem  datae  iis  qui  senatorii  ordinis  erant. 

d)  Tac.  Ann.  XII,  8. 
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kleidet  zu  haben,  das  Recht  anter  den  Prätoren  zu  sitzen  und 
zu  stimmen,  erhielt 

Hiemach  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den 
Pratoren  und  den  Consuln.  Von  den  letzteren  hat  es  nie  mehr 
als  zwei  zu  gleicher  Zeit  gegeben,  eben  so  wie  von  den  Volks- 
triboneo  nie  mehr  als  zehn:  dagegen  die  Zahl  der  Prätoren  ist 
Dobeschränkt.  Ihr  Amt  steht  nicht  in  nothwendiger  Verbindung 
mit  der  Stadt,  sondern  kann  sich  ausschliesslich  auf  die  Provinz 
bezieben  und  es  giebt  ebenso  gut  Prätoren  für  die  Provinz  wie 
far  die  Stadt,  ja  die  Mehrzahl  derselben  gehört  der  ersteren 
Gattung  an.  Die  Consuln  erhielten  vor  dem  Vatinischen  Gesetze 
von  59  V.  Chr.*®)  oft  schon  während  ihres  Amtsjahres  eine  aus- 
wärtige Provinz;  aber  wenn  sie  in  derselben  länger,  als  ihr 
Amtsjahr  dauerte,  blieben,  waren  sie  Proconsuln,  und  nach  jenem 
Gesetze  führten  alle  Consuln,  während  sie  eine  Provinz  regier- 
ten, weil  sie  dazu  eben  nur  nach  dem  Ablaufe  ihres  Amtsjahres 
kamen,  diesen  Titel.  Dagegen  für  die  Prätoren  giebt  es  ordent- 
liche Stellen  in  den  Provinzen  und  ihr  eigentlicher  Titel  ist  auch 
bei  der  Regierung  einer  Provinz  Prätor.  Cicero  unterscheidet 
bei  C.  Verres  ganz  richtig  zwischen  seiner  städtischen  und  Sici- 
lischen  Prätur,  er  nennt  ihn  selbst  Prätor,  seinen  Vorgänger 
C.  Sacerdos  ebenfalls»),  er  spricht  von  so  vielen  Prätoren,  wel- 
che in  der  Provinz  gewesen  wären*»):  dies  ist  der  eigentliche 
und  gesetzmässige  Name,  nicht  der  missbräuchliche  statt  Pro- 
prätor. Wenn  man  eine  Untersuchung  über  den  Gebrauch  des 
letzteren  Titels  anstellte,  so  würde  man  finden,  dass  derselbe 
oor  in  besonderen  Fällen  angewendet  wurde.  Wenn  nach  Sulla 
die  Prätoren  zuerst  in  der  Stadt,  dann  in  der  Provinz  ihr  Amt 
fahrten,  so  war  dies  nicht  eine  Verlängerung  ihres  Amtes,  son- 
dern eine  Vereinigung  verschiedener  Präturen,  welche  geboten 
war,  weil  jährlich  weniger  Prätoren  erwählt  wurden  als  ordent- 
liche und  ausserordentliche  Prätorenstellen  zu  besetzen  waren. 
In  der  Kaiserzeit  hörte  diese  Vereinigung  auf:  alle  Präturen 
gab  es  nur  in  der  Stadt  und  die  Prätoren  erhielten,  wenn  sie 


a)  Cic  in  Verr.  11,  7,  21. 

b)  Cic.  in  Verr.  II,  8,  25.    Vergl.  Act.  I,  4,  12  sq. 

III.  22     . 
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in  die  Provinz   gingen,  den  Titel   von  Proconsuln.    Noch  auf 
zwei  Punkte  mache  ich  aufmerksam.    Erstlich,  bis  auf  das  Vati- 
nische Gesetz  erhalten  die  Consuln  schon  während  ihres  Amts- 
jahres eine  Provinz  zur  Verwaltung,  die  Prätoren,  wenn  sie  eine 
städtische  mit  einer  auswärtigen  Provinz  vereinen,  immer  erst 
nach  Ablauf  ihres  Amtsjahres  in  Rom.    Auch  dies  kommt  daher, 
dass   eine  Vetbiudung  von   zwei   Präturen  stattfindet.     Femer, 
aus   dem  Unterschiede  der  ordentlichen   und  ausserordentlichen 
Prätorenstellen  erklärt  sich  das  Sempronische  Gesetz  über  die 
Vertheilung  der  Provinzen.     Die  Consuln   erhalten   nach  dem- 
selben ihre  Provinzen  schon  vor  ihrer  Wahl  angewiesen  und  ein 
Einspruch  der  Volkstribnnen   ist  dabei  nicht  erlaubt.     Dagegen 
die  Vertheilung  der  prätorischen  Provinzen  findet  erst  nach  der 
Wahl  der  Prätoren  statt  und  die  Tribunen  sprechen  dabei  mit: 
sie  sind  die  Vertreter  des   Volkes,   dem  bei  der  Bestimmong 
der  ausserordentlichen  Präturen  und  der  dadurch  herbeigeführten 
Ausgaben  eine  Mitwirkung  gebührt. 

Ich  habe  diese  Untersuchung  hier  nicht  weiter  zu  verfol- 
gen. Bei  den  Prätoren  ist  dreierlei  zu  berücksichtigen,  erstlich 
die  Zahl  der  jährlich  erwählten  Prätoren,  zweitens  die  Zahl  der 
ordentlichen,  jährlich  nach  dem  Gesetze  wiederkehrenden  Prä- 
torenstellen ,  drittens  die  Zahl  der  ausserordentlichen  Präturen, 
welche  jährlich  nach  dem  Bedürfnisse  durch  den  Senat  mit  Zu- 
ziehung der  Volkstribunen  festgestellt  wurde.  In  der  Kaiserzeit 
hatten  die  ausserordentlichen  Präturen  aufgehört  und  die  Zahl 
der  Prätoren  schwankte  nach  Zufälligkeiten,  war  sogar  meist 
geringer  als  die  der  ordentlichen  Präturen.  Mithin  konnte  ein 
Schriftsteller  dieser  Zeit,  wenn  er  über  die  Zahl  der  Prätoren 
sprechen  wollte,  nur  die  ordentlichen  Präturen  berücksichtigen: 
seine  Angaben  dürfen  wohl  mit  den  Nachrichten,  welche  wir 
über  die  Zahl  der  Prätoren  haben,  zusammengestellt,  aber  nicht 
nach  ihnen  beurtheilt  werden. 

Selbst  Pomponius'  Ausdruck  zeigt,  dass  er  nicht  von  der 
Wahl  der  jährlichen  Prätoren,  sondern  von  der  Errichtung  von 
Prätorenstellen  spricht,  trotzdem  dass  er  sich  des  Verbums  cretn^ 
bedient,  welches  neben  der  Bedeutung  einer  für  immer  gültigen 
Errichtung  auch  die    der  jährlichen  Erwählung  bat     Indessen 
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er  denkt  nur  an  die  erstere  Bedeutung:  er  gebraucht  jenes  Ver- 
bttm  abwechselnd  mit  dem  Yerbum  „einsetzen'  (constituere)^ 
welches  das  eigentliche  fär  das  Errichten  einer  neuen  Stelle  ist, 
and  spricht  im  Perfectum,  was  von  einer  Sitte  oder  Gewohnheit 
Dicht  an  seinem  Platze  gewesen  wäre.*")  Man  würde  Pompo- 
Dius'  Widerspruch  mit  den  übrigen  Gescbicbtsquellen  durch  die 
Annahme,  er  spräche  von  der  jährlichen  Wahl,  noch  vermehren, 
ja  ihn  mit  sich  selbst  in  unauflöslichen  Widerstreit  bringen.  In 
der  Zeit  vor  Sulla  nimmt  er  sechs  ordentliche  Prätorenstellen 
ao,  und  so  viel  Prätoren  pflegten,  wie  die  Berichte  der  Schrift- 
steller bezeugen,  damals  jährlich  erwählt  zu  werden.  Pompo^ 
nius  aber  nennt  vier  Provinzen  und  sagt,  es  seien  so  viel  Prä- 
toren  „creirt"  worden,  als  damals  Provinzen  erobert  worden  wä- 
ren.*») Sollte  dies  „Creiren"  auf  die  jährliche  Wahl  gehen,  so 
wurde  Pomponius  vier  Prätoren  vor  Sulla  annehmen,  was  mit 
unseren  soDstigen  Quellen  und  seiner  eigenen  Angabe  unver- 
einbar ist.  Somit  deutet  der  Ausdruck,  dessen  er  sich  bedient 
hat,  selber  darauf,  dass  er  von  der  Errichtung  ordentlicher  Prä- 
taren spricht. 

Pomponius  hat  im  Vorhergehenden  von  der  Vermehrung  der 
Zahl  der  Prätoren  auf  zwei  gesprochen  *"):  der  erste  war  der 
„städtische''  Prätor,  weil  er  immer  in  der  Stadt  verweilte,  um 
die  Rechtspflege  zu  leiten  und  die  Gonsuln  in  ihrer  Abwesenheit 
zu  vertreten ;  er  blieb  der  vornehmste  Prätor  und  war  der  ein- 
zige, dessen  Amtskreis  gesetzlich  festgestellt  war.  ^)  Denn  selbst 
der  zweite,  der  Fremdenprätor,  hatte,  wie  Pomponius  bemerkt, 
nur  „meistens"'  als  Amtskreis  die  Rechtspflege  zwischen  Bürgern 
und  Fremden:  oft  erhielt  er,  wie  die  Berichte  bei  Livius  bewei- 
sen, eine  auswärtige  Provinz,  oft  ein  anderes  Amt,  als  die  Rechts- 
pflege, üeber  die  fernere  Geschichte  der  Prätur  sagt  Pomponius : 
„Als  darauf  Sardinien,  später  Sicilien,  ebenso  Spanien,  dann  die 


a)  Vergl.  Bd  I,  1  S.  415  Anmerk.  41. 

b)  Man  vergleiche  Pomponius'  Worte,  die  wir  alsbald  anfuhren  werden. 

c)  Pompon    §  28  Dig.  de  orig.  iur.  (I,  2) ,  welche  Stelle  Bd.  1,  2,  108 
angefahrt  worden  ist. 

d)  Man  vergl.  die  aus  Gic.  de  leg.  III,  4,  7   oben  S.  833  angeführte 
SteUe. 

22* 
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Narbonensische  Provinz  genommen  war,  wurden  eben  so  viel 
Prätoren,  als  Provinzen  in  die  Gewalt  gekommen  waren,  geschaf- 
fen, welche  theils  den  Geschäften  in  der  Stadt,  theils  denen  in 
den  Provinzen  vorstehen  sollten."*)  Er  meint  nicht,  es  seien 
so  viele  Prätorenstellen  geschaffen  worden,  als  es  jedesmal  Pro- 
vinzen gab;  denn  zur  Zeit,  wo  das  Narbonensische  Gallien  zur 
stehenden  Proviuz  wurde,  gab  es  acht  auswärtige  Provinzen. 
Pomponius  aber  lässt  Sulla  zu  den  früheren  Präturen  vier,  dann 
den  Dictator  Cäsar  zwei  hinzufügen  und  die  Summe  der  unter 
diesem  bestehenden  Präturen  zwölf  sein,  schreibt  also  den  Zeiten 
vor  Sulla  im  Ganzen  nur  sechs  Präturen  zu.  Seine  Nachricht 
muss  also  dahin  gehen,  nach  der  Hinzufügung  der  vier  von  ihm 
genannten  Provinzen  seien  eben  so  viele  ordentliche  Prätoren- 
stellen errichtet  worden,  und  zwar  immer  eine  nach  der  Hin- 
zufügung einer  Provinz.  Dies  ist  ein  bemerkenswertbes  Zeng- 
niss.  In  den  Auszügen  aus  Livius  haben  wir  zum  Jahre  227 
V.  Chr.  die  Nachricht,  es  sei  die  Zahl  der  Prätoren  vergrössert 
worden,  so  dass  es  vier  gewesen  seien.**)  Es  heisst  nicht,  es 
seien  mit  einmal  zwei  neue  Prätoren  erwählt  worden,  und  man 
kann  sehr  wohl  annehmen,  es  sei  227  v.  Chr.  der  vierte,  vorher 
schon  der  dritte  Prätor  ernannt  worden.  Sicilien  wurde  zwar 
unmittelbar  durch  den  Friedensschluss  mit  den  Garthagern  Rö- 
mische Provinz;  nach  Sardinien  gingen  die  Römer  erst  drei 
Jahre  später,  238  v.  Chr. '')  Dennoch  ist  es  möglich,  dass  jenes 
zuerst  durch  andere  Beamte,  selbst  durch  den  Fremdenprätor 
verwaltet  und  seinetwegen  erst  nach  der  Eroberung  Sardiniens 
eine  ordentliche  Prätur  errichtet  wurde.  Nach  Sardinien  wurde 
schon  234  v.  Chr.  der  Prätor  P.  Cornelius  geschickt,  der  sammt 
einem  grossen  Theile  seines  Heeres  durch  Krankheiten  aufgerie- 
ben wurde. ^)  Da  nun  im  Jahre  vorher,  235  v.  Chr.,  der  Con- 
sul  T.  Manlius  Torquatus  in  Sardinien  Krieg  fahrte,   wie  wir 


a)  PompoD.  §  32  Dig.  de  orig.  iar.  (I,  2}  Gapta  deinde  Sardinia,  mox 
Sicilia,  item  Hispania,  deinde  Narbooensi  provincia  totidem  praetores,  qoot 
provinciae  in  dicionem  venerant,  creati  sunt,  partim  qui  lu'banis  rebus, 
partim  qui  provincialibus  praeesseut. 

b)  Liv.  per.  XX  Praetonim  numerus  ampliatus  est,  ut  esseut  qaattuor. 

c)  Polyb.  I,  88. 

d)  ZoD.  Vni,  18. 
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ans  den  Triurophalfasten  erfahren,  und  auch  236  v.  Chr.  der  Con- 
sul  C.  Licinias  Varus  wenigstens  in  Corsica  war*),  werden  wir 
annehmen  dürfen,  dass  im  Jahre  234  Sardiniens  halber  die  dritte 
Prätorenstelle  errichtet  und  der  dritte  Prätor  jährlich  erwählt, 
dann  im  Jahre  227  v.  Chr.  Siciliens  halber  die  vierte  Stelle 
gegründet  und  der  vierte  Prätor  ernannt  wurde. 

Die  weitere  Nachricht,  nach  der  Einnahme  Spaniens  sei 
eine  neue  Prätorenstelle  errichtet  w^orden,  wird  in  gewisser  Be- 
ziebang  durch  Livins  bestätigt:  er  sagt,  für  das  Jahr  197  seien 
zuerst  sechs  Prätoren,  also  zwei  mehr  als  früher,  erwählt  wor- 
den, weU  die  Provinzen  schon  wuchsen  und  die  Herrschaft  sich 
weiter  ausdehnte.  ^)  Dadurch  steht  es  fest,  dass  bald  nach  der 
Eroberung  Spaniens  eine  Veränderung  mit  den  Prätoren  vorge- 
gangen ist.  Aber  nicht  sicher  ist  es,  dass  die  Errichtung  einer 
neuen  ordentlichen  Prätorenstelle,  von  welcher  Pomponius  spricht, 
in  demselben  Jahre  stattgefunden  hat,  wie  die  von  Livius  er- 
wähnte Wahl  von  sechs  Prätoren.  Schon  vor  197  v.  Chr.  hatte 
man  in  Italien  ausserordentlicher  Befehlshaber  bedurft  und  der 
im  Jahre  200  mit  König  Philipp  ausgebrochene  Krieg  stellte 
neue  Erwerbungen  und  die  Nothwendigkeit  neuer  Aemter  in 
Aassicht  Möglich  also,  dass  man  schon  früher  eine  neue  ordent- 
liche Prätorenstelle  errichtete  und  die  Ausgaben  dafür  regel- 
mässig auf  den  Staatshaushalt  zu  übernehmen  beschloss.  In- 
dessen selbst  wenn  man  dies  erst  197  v.  Chr.  that,  besteht  kein 
Widerspruch  zwischen  Pomponius'  und  Livius'  Nachrichten:  man 
konnte  den  sechsten  Prätor,  welchen  man  über  die  Zahl  der 
Prätorenstellen  wählte,  für  eine  der  ausserordentlichen  Prätoren- 
stellen, deren  Nothwendigkeit  man  voraussah,  bestimmen.  Li- 
vius sagt  nicht,  der  neuen  in  Spanien  eroberten  Provinzen  hal- 
ber hätte  man  zwei  Prätoren  hinzugefügt,  sondern  nur  wegen 
der  wachsenden  Zahl  der  Provinzen  und  der  sich  weiter  ausdeh- 
nenden Herrschaft.  In  der  nächsten  Zeit  wurden  allerdings  Prä- 
toren zur  Regierung  von  Spanien  verwendet;  aber  bald  nachher 
erhielten   sie  andere  Amtskreise,  und  Spanien  namentlich  war 

a)  Zon.  1.  1. 

b)  Liv.  XXXII,  27  Sex  praetores  illo  anno  primum  creati  crescentibas 
iam  provinciis  et  latius  patescente  imperio. 
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lange  Zeit  der  Schauplatz  für  die  kriegerische  Thätigkeit  der 
Consuln.  Es  war  im  Jahre  197,  als  man  zuerst  sechs  Prätoren 
wählte,  nicht  die  Absicht,  für  immer  eine  so  grosse  Zahl  jähr- 
lich zu  ernennen.  Livius  erzählt  zum  Jahre  179,  damals  hätte 
man  nach  Verlauf  vieler  Jahre  vier  Prätoren  erwählt  und  zwar 
nach  dem  Bäbischen  Gesetze,  welches  die  Bestimmung  enthalten 
hätte,  es  sollten  abwechselnd,  d.  h.  abwechselnd  mit  sechs  Prä- 
toren, vier  ernannt  werden.*)  Wenn  man  überhaupt  einmal 
wieder  vier  Prätoren  wählte,  kann  kein  Gesetz  über  die  dauernde 
Wahl  von  sechs  bestanden  haben.  Das  Bäbische  Gesetz  wird 
sonst  nirgends  erwähnt;  aber  aus  Livius'  Worten  ergiebt  sieb, 
dass  es  nicht  im  Jahre  179  gegeben  wurdet®)  Stammt  es  aus 
früherer  Zeit,  so  liegt  die  Vermuthung  nahe,  dass  es  aus  dem 
Jahre  197  v.  Chr.  und  von  M.  Baebius  Tamphilus  herrührt,  der 
192  V.  Chr.  Prätor  war*»)  und  fünf  Jahre  vorher  als  Tribun  ein 
solches  Gesetz  geben  konnte.  Man  wird  dann  sowohl  die  Er- 
richtung einer  ordentlichen  Prätorenstelle,  wie  die  Wahl  von 
sechs  Prätoren  von  diesem  Gesetze  herzuleiten  haben:  es  nahm 
aber  nicht  die  dauernde  Nothwendigkeit  eines  sechsten  Prätors, 
der  für  eine  ausserordentliche  Prätorenstelle  zu  Gebote  stehen 
könnte,  an,  begünstigte  vielleicht  die  durch  Verlängerung  des 
prätorischen  Oberbefehles  herbeizuführende  grössere  Stetigkeit  in 
der  Regierung  der  Provinzen.  Deshalb  gebot  es  abwechselnd 
die  Wahl  von  vier  Prätoren.  Die  Verhältnisse  waren  mächtiger 
als  das  Gesetz.  Nur  in  eben  jenem  Jahre  179  sind  vier  Präto- 
ren gewählt  worden :  in  allen  andern  Jahren  gab  es  Stellen  und 
Bewerber  genug  für  sechs  Prätoren. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr. 
wuchs  die  Zahl  der  Provinzen  um  Africa,  Macedonien,  Asien: 
mit  den  Prätoren  fand  keine  Veränderung  statt  Man  half  sich 
durch  Verlängerung  der  auswärtigen  prätorischen  Provinzen, 
später  seit  G.  Gracchus"^)   auch  durch  Vereinigung  städtischer 


a)  Liv.  XL,  44  Praetores  quattuor  post  multos   annos  lege   Baebia 
creati,  quae  altemis  quaternos  iubebat  creari. 

b)  Liv.  XXXV,  10. 

c)  Vergl.  oben  S.  326. 
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und  aoswärtiger  ProvinzeD.  Pomponius  sagt,  nach  der  Einrich- 
tung der  I^^arbonensiscben  Provinz,  d.  h.  seit  99  v.  Chr.,  habe 
man  eine  sechste  ordentliche  Prätur  gegründet.  Durch  andere 
Zeugnisse  lässt  sich  diese  Nachricht  nicht  bestätigen;  aber  es 
findet  sich  nichts,  das  ihr  entgegenstände.  Festhalten  muss  man 
nur,  was  Poroponias  bemerkt:  die  ordentlichen  Prätorenstellen 
hätten  theils  far  die  prätorischen  Geschäfte  in  der  Stadt,  theils 
für  die  in  den  Provinzen  dienen  sollen.  Keinesweges  waren  die- 
selben mit  der  Regierung  der  einzelnen  Provinzen  verbunden: 
in  jedem  Jahre  stand  es  dem  Senate  frei ,  dieselben  nach  Be- 
durfhiss  zu  vertbeilen  und  ausserordentliche  hinzuzufügen. 

Von  Sulla  berichtet  Pomponius,  er  habe  die  Criminalgerichts- 
hofe,  wie  z.  B.  den  über  Fälschung,  über  Vatermord,  über  Mord 
eingesetzt,  und  vier  Prätoren  hinzugefügt*)  Dies  stimmt  mit 
der  Geschichte  überein;  denn  Sulla  errichtete  unmittelbar  keine 
neue  auswärtige  Provinz,  konnte  also  zur  Vermehrung  der  ordent- 
lichen Prätorenstellen  nur  durch  die  Aenderungen,  welche  er 
mit  dem  Criminalprocesse  vornahm,  bewogen  werden.  Indessen 
er  konnte  voraussehen,  dass  sehr  bald  auch  die  Zahl  der  Pro- 
vinzen wachsen  würde,  wie  sie  denn  gleich,  nachdem  er  seine 
Verfassung  gegeben  hatte,  wuchs.  Dies  scheint  der  Grund  zu 
sein,  weshalb  er  die  alte  Einrichtung,  dass  jährlich  eine  dem 
jedesmaligen  Bedürfnisse  entsprechende  Anzahl  von  ausserordent- 
lichen Prätorenstellen  beschlossen  wurde,  vorläufig  bestehen  liess. 
Auch  der  Dictator  Cäsar  kam  nicht  dazu,  die  Verhältnisse  der 
Prätoren  endgültig  zu  ordnen,  wenngleich  er  zwei  neue  Präturen 
auf  den  regelmässigen  Staatshaushalt  brachte. '')  Erst  Augustus 
ordnete  Alles,  indem  er  die  Regierung  der  Provinzen  änderte 
and  die  Vereinigung  verschiedener  Präturen .  durch  aufeinander- 
folgendes Bekleiden  derselben  verbot.  Gemeinsam  der  Zeit  nach 
Sulla  war  es,  dass   die  Zahl   der  ordentlichen  Prätorenstellen 


a)  PomponiuB  1.  1.  Deinde  Cornelias  Sulla  quaestiones  publicas  con- 
stitait,  veluti  de  falso,  de  parricidio,  de  sicariis,  et  praetores  quattuor  ad- 
ieclt    Vergl.  oben  S.  330. 

b)  Pompon.  1.  1.  Deinde  C.  lulius  Caesar  duos  praetores  et  duos  aedi- 
les,  qui  framento  praeessent,  a  Cerere  Cereales  constituit:  ita  daodecim 
praetores,  sex  aediles  sunt  creati.    Vergl.  oben  S.  881. 
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grösser  als  die  der  wirklich  gewählten  Prätoren  war:  der  Unter- 
schied aber  wurde  in  der  Kaiserzeit  anders  ausgeglichen  wie  in 
der  Sullanischen.    In  jener   zog  man  wahrscheinlich  die  über- 
flüssigen Prätorenstellen,  für  welche  es  Bewerber  entweder  nicht 
gab  oder  nicht  angenommen   wurden,  zum  Besten   des  Staats- 
schatzes  ein :  in  dieser,   wo  Prätorenstellen  für  die   Provinzen 
nOthig  waren,  musste  man  jährlich  noch  ausserordentliche  Stel- 
len dazu   errichten   und  besetzte  dann  die    über  die  Zahl  der 
Prätoren    vorhandenen  Stellen   durch    Vereinigung  mehrerer  in 
einer  Person.    Pomponius  setzt   die  Gründung  der  vier  Stellen 
mit  der  Errichtung  der  Schwurgerichtshöfe  in  Verbindung;  aber 
er  nennt  als  solche  nicht  die  über  Amtsverbrechen,  sondern  nor 
die  über  gemeine  Verbrechen,   die  erst  seit  Sulla  den  Schwur- 
gerichten zugewiesen  wurden.     Man  ist  berechtigt  anzunehmen, 
dass  Sulla  nur  für  diese,  welche  er  neu  einrichtete,  seine  vier 
Prätorenstellen  gründete:   er  hielt  so  viele  für  die  Leitung  der- 
selben für  genügend.    Es  bestanden  von  Prätorenstellen,  welche 
in  der  Stadt  zu  verwalten  waren,   die   beiden  althergebrachten 
des  „städtischen"'  und  des  Fremdenprätors,  daneben  war  für  die 
vor  Sulla  bestehenden  Schwurgerichte  über  Amtsverbrechen  nach- 
weislich anfangs  eine  Prätorenstelle  nöthig^) :  aber  da  diese  Processe 
zahlreicher  wurden  und  die  Verhandlungen  dabei  langwierig  waren, 
ist  es  wahrscheinlich,  dass  dazu  später  zwei  Prätoren  verwen- 
det wurden.  **)    Nimmt  man  dazu  die  für  die  Aburtheilung  der 
gemeinen  Verbrechen  von  Sulla    eingesetzten  vier  Prätoren,  so 
hat  man  die  acht  Prätoren,  welche  seit  Sulla   gewählt  wurden. 
Er  hatte  diese  Zahl  festgesetzt,  um  einerseits  dem  von  ihm  ver- 
mehrten Senate  die  nöthige  Zahl  von  Ehrenstellen  zu  gewähren, 
andererseits  die  Würde  der  Prätur  zu  wahren.    Seit  Sulla  beklei- 
deten alle  Prätoren  zuerst  eine  Prätorenstelle  in  der  Stadt:  dies 
ist  der   Unterschied  gegen    die  frühere  Zeit,   wo  die  Mehrzahl 
oder  einige  der  Prätoren   gleich  nach  ihrem  Amtsantritte  eine 
Stelle  in  der  Provinz  führten.  Keinesweges  aber  bekleideten  alle 


a)  Man  sehe  oben  bei   unserer  Erörterung  des  Acilischen  Geseties 
S.  117. 

b)  Man  vcrgl.  oben  S.  257. 


Pomponios'  Nachrichten  über  Salla.  345 

Piitoreo,  wenn  sie  ibr  Amt  in  der  Stadt  verwaltet,  dann  noch 
ausserdem  eine  Provinzialprätur.  Cicero  ging  nach  seiner  Prä- 
tor  nicht  in  die  Provinz  und  trat  bei  seinem  Consulate  die  ihm 
üothwendiger  Weise  zuertheilte  Provinz  Italien  freiwillig  ab.^^) 
Von  Ser.  Snlpicias  Rafiis  sagt  Cicero,  er  habe  nach  der  Prätur 
nicht  in  eine  Provinz  gehen  wollen*),  und  mehrere  ähnliche  Bei- 
spiele lassen  sich  anführen.  Dies  berücksichtigte  Sulla  und 
deshalb  ordnete  er  nicht  die  Nothwendigkeit  der  Verbindung 
einer  städtischen  und  einer  Provinzialprätur  an :  er  wollte  lieber, 
dass  ein  paar  ausserordentliche  Prätorenstellen  für  die  Provinz 
bestimmt  wtirden,  als  dass  eine  ordentliche  leer  bliebe.  In  jedem 
Jahre  wurde,  wenn  die  erwählten  Prätoren  ihre  städtischen  Ämts- 
kreise erlost  und  ihr  betreffendes  Amt  angetreten  hatten,  mit 
Hülfe  der  Volkstribanen  im  Senate  eine  Berathung  über  die 
Provinzialstellen  gehalten:  zwei  in  der  Provinz  waren  nöthig, 
über  die  übrigen  entschied  der  Wunsch  der  Prätoren  und  die 
Zweckmässigkeit. 

Der  Gewinn  der  Untersuchung,  welche  wir  über  Pomponius' 
bisher  verschmähtes  Zeugniss  angestellt,  besteht  in  Bezug  auf 
Sullas  Einrichtungen  im  Criminalrechte  darin,  dass  derselbe  zur 
Leitung  der  Schwurgerichte  über  gemeine  Verbrechen,  welche 
^r  gründete,  vier  Prätoren  bestimmte,  die  Gerichtshöfe  über 
Amtsverbrechen  zwei  anderen  Prätoren  überwies.  Daraus  folgt 
nicht,  dass  dieses  Verhältniss  auch  für  immer  bestand :  es  konnte 
<^nn  selbst,  ehe  Cäsar  die  ordentlichen  Prätorenstellen  und  die 
Zahl  der  in  der  Stadt  zuerst  ihr  Amt  führenden  Prätoren  ver- 
inehtte,  eine  Aenderung  eintreten.  Denn  die  Prätorenstellen 
waren  ^)  nicht  an  die  Stadt  oder  die  Provinz  gebunden  und  konn- 
ten beliebig  vertheilt  werden.  Wie  man  in  alter  Zeit  die  „städ- 
tische' und  die  Fremdenprätur  verband,  so  konnten  in  späterer 
Zeit  die  Amtskreise  nach  der  Entscheidung  des  Senates  bestimmt 
werden.    Dennoch  ist  es  wichtig,   die  Absichten,   welche  Sulla 


a)  Cic  p.  L.  Mur.  20,  42  Postremo  tu  in  provinciam  ire  noluisti.  Non 
P^tam  id  in  te  reprebeodere,  quod  in  me  ipso  et  praetore  et  consule  pro- 


b)  S.  oben  S.  337. 
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bei  der  Gründung  der  neuen  Schwurgerichte  hatte,  kennen  zu 
lernen.  Ein  weiterer  Gewinn  ist  die  Erkenntniss,  dass  Pompo- 
nius'  Nachricht,  so  sehr  sie  zuverlässigen  anderen  Zeugnissen 
zu  widersprechen  scheint,  von  dem  richtigen  Standpunkte  aus 
betrachtet,  mit  der  Wahrheit  übereinstimmt.  Wollte  man  sie 
weiter  verfolgen,  so  würde  es  gelingen,  noch  fernere  Andeutun- 
gen über  den  Staatshaushalt  des  Römischen  Reiches  zu  gewin- 
nen und  damit  eine  bisher  wenig  erforschte  Seite  der  Alterthü- 
mer  aufzuhellen. 

Fünfles  Capitel. 

Das  Recht  der  Provocation  im  StrafVerfohren.  Hachricht,  dass  Sulla  es 
aafgeboben  habe.  Innere  Wahrscheinlichkeit  derselben.  Wie  dieselbe  sa 
verstehen  ist.  Die  Wirkungen  des  Provocationsrechtes  bleiben  nach  Sulla 
bestehen,  die  Gewalt  der  Beamten  wurde  von  ihm  nicht  erhöht.  Das 
Provocationsrecht  bei  Amtsverbrechen  and  bei  gemeinen  Verbrechen,  fine 
Folge  desselben  ist  eine  Beschränkung  der  Strafen  des  Schwurgerichtes. 
Sulla  verminderte  die  richterliche  Gewalt  der  Beamten  und  schuf  eine 
mildere  Art  des  Strafrerflüirens.  Andere  Vertheilung  der  Criminalgerichts- 

barkeit. 

Wir  haben  über  die  äusseren  Verhältnisse  der  höchsten  Be- 
amten, ihre  Zahl  und  Amtskreise  gesprochen :  die  AendenmgeD, 
welche  Sulla  hierin  traf,  stehen  in  loserer  Verbindung  mit  sei- 
ner Umgestaltung  des  Criminalverfahrens.  Zu  dieser  unmittelbar 
wird  uns  eine  Betrachtung  über  den  Umfang,  welche  die  richter- 
lichen Gewalten  damals  im  Römischen  Staate  hatten,  führen. 

Beim  Beginne  der  Republik  wurde  durch  das  Valerische  Ge- 
setz den  Römischen  Bürgern  die  Provocation  gegeben,  d.  h.  das 
Recht,  wenn  sie  bestraft  werden  sollten  und  ihre  Schuld  leug- 
neten, auch  nicht  auf  frischer  That  ertappt  waren,  an  die  Volks- 
versammlung Berufung  einlegen  zu  dürfen.  Dadurch  wurde  die 
Gewalt  der  richterlichen  Beamten  wesentlich  eingeschränkt  and 
ein  Grundsatz  eingeführt,  der  bis  auf  Sullas  Zeit  in  Geltung 
blieb.  Die  Schwurgerichte  über  Amtsverbrechen  gründeten  sich 
darauf,  dass  der  Angeklagte  seine  Schuld  leugnete.  Daraus 
entsprangen  zwei  andere  Erscheinungen,  ersüicb,  dass  die  Ver- 
brecher in  die  beiden  Classen,  die  der  geständigen  oder  auf  der 
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That  ertappten  und  die  der  ihre  Schuld  lengnenden  getrennt, 
zweitens,  dass  die  letzteren,  weil  bei  ihrer  Verurtheilung  mensch- 
licher Irrtbnm  vorfallen  konnte,  mit  geringerer  Strafe  belegt 
wurden,  als  die  ersteren.  Es  ist  die  Frage,  wie  sich  Sulla  zu 
diesen  Grundsätzen  des  Römischen  Strafverfahrens,  zu  diesen 
leitenden  Gedanken  des  Criminalrecbtes  verhielt 

In  der  Anklagerede,  welche  Cicero  im  Jahre  70,  als  der 
grösste  Theil  der  Snllanischen  Gesetze  noch  galt,  gegen  C.  Ver- 
res  hielt,  spricht  er  über  die  Bestechlichkeit  der  aus  dem  Se- 
natorenstande  genommenen  Geschworenen:  er  vergleicht  damit 
die  früheren  Schwurgerichte,  welche  mit  Römischen  Rittern  be- 
setzt gewesen  waren.  An  jenen,  sagt  er,  habe  nicht  der  ge- 
ringste Verdacht  gehaftet:  seit  die  Gerichte  auf  den  Senatoren- 
Stand  übertragen  und  die  Gewalt  des  Römischen  Volkes  gegen 
jeden  einzelnen  Senator  aufgehoben  worden  sei,  wären  viele 
Fälle  von  Bestechung  vorgekommen.*)  Zu  den  Worten,  welche 
von  der  Gewalt  des  Römischen  Volkes  handeln,  macht  der  fälsch- 
lich Asconius  genannte  Scholiast  die  Bemerkung,  damit  sei  die 
Aafhebung  der  Provocation  an  das  Volk,  d.  h.  an  die  Volkstri- 
bonen  gemeint^)  Diese  Bemerkung  ist  sehr  verkehrt  und  be- 
weist die  Unwissenheit  des  Scholiasten.  Cicero  spricht  nicht 
von  der  Provocation,  sondern  davon,  dass  durch  Sullas  Gesetze 
den  Volkstribunen  die  Befuguiss,  mit  dem  Volke  über  Gesetze 
zu  verhandeln,  folglich  auch  die  Erlaubniss,  Anklagen  vor  dem- 
selben zu  erheben,  genommen  war."")  Ferner  die  Erklärung, 
die  Provocation  an  das  Volk  bestehe  in  der  Berufung  an  die 
Volkstribunen,  ist  nicht  richtig:  sie  stammt  wahrscheinlich  aus 
dem  Missverstehen  der  Bemerkung  eines  andern  Erklärers,  der 
in  Ciceros  Worten  eine  Beziehung  auf  die  Verringerung  der  tri- 
bunicischen  Macht  erkannt  hatte.  Dennoch,  so  falsch  jene  Nach- 
richt ist,  immerhin  liegt  in  ihr  ein  Zeugniss,  dass  Sulla  die  Pro- 


a)  Gic.  io  Verr.  Act  I,  13,  38  quid  sit,  quod  iudiciis  ad  senatorium 
ordinem  translatis  suhlataqae  populi  Romani  io  onamqnemque  nostrum 
potestate  Q.  Galidins  danmatas  dixerit  u.  s.  w. 

b)  AscoD.  p.  145  Scilicet  sublata  provocatione  ad  populum,  hoc  est  ad 
tribüDoe  plebiB. 

c)  Vergl.  oben  S.  312. 
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vocatioh  aufgehoben  habe:  die  verkehrte  Anwendung  desselben 
beweist  nicht  die  Unrichtigkeit  dieser  besondem  Thatsaehe. 

An  sich  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  dieselbe  richtig 
ist.  Die  Provocation  entsprach  ihrem  Wesen  nach  den  Verhält- 
nissen einer  kleinen  Stadt  und  gab  bei  der  wachsenden  Menge 
der  Bürger  weder  für  den  Staat  die  nöthige  Gewähr,  dass  Ge- 
rechtigkeit gehandhabt  würde,  noch  dem  Angeklagten  selbst 
Sicherheit  für  einen  gerechten  Spruch:  sie  war  bei  der  Schwer- 
fälligkeit der  Volksversammlung  kaum  ausführbar.*)  An  ihre 
Stelle  war  die  Thätigkeit  der  Volkstribunen  getreten,  welche 
dem  Angeklagten  schnellere  Hülfe  darbot  als  das  Volk  in  seiner 
Gesammtheit  Sulla  konnte  weder  verkennen,  dass  die  Volks- 
versammlung nicht  mehr  im  Stande  sei,  richterliche  Pflichten 
zu  erfüllen,  noch  es  für  angemessen  finden,  durch  eine  andere 
Anordnung  derselben,  wie  sie.  vielleicht  möglich  gewesen  wäre, 
sie  zur  künftigen  Erfüllung  derselben  geschickt  zu  machen.  Er 
beschränkte  die  Rechte  des  Volkes,  hob  die  Tributversammlnn- 
gen  auf  und  vernichtete  diejenige  richterliche  Thätigkeit,  welche 
es  unter  Leitung  der  Volkstribunen  geübt  hatte.  Es  wäre  ihm 
also  nur  übrig  geblieben,  die  tribunicische  Gewalt  zu  erhöhen 
und  diejenige  Befugniss,  welche  sie  stellvertretend  geübt  hatten, 
zu  einer  regelmässigen  zu  erheben.  Indessen  das  hauptsächlichste 
Ziel  seiner  Verfassung  war,  die  tribunicische  Gewalt  zu  schwä- 
chen :  aufzuheben  wagte  er  sie  nicht  und  namentlich  Hess  er  ihr 
auch  Eintluss  bei  den  Processen ;  aber  unmöglich  konnte  er  ihr 
die  Provocation  fibergeben. 

Aus  dieser  inneren  Wahrscheinlichkeit,  dass  Sulla  die  nn- 
nütz  gewordene  und  mit  den  Grundsätzen  seiner  Verfassung  nicht 
übereinstimmende  Provocation  auf  irgend  eine  Weise  ersetzte, 
darf  man  nicht  folgern,  dass  er  dieselbe  aufhob.  Dies  konnte 
er  eben  so  wenig,  wie  das  Amt  der  Volkstribunen,  an  welches 
sich  alle  Erinnerungen  der  Bürger  über  Freiheit  und  Gleich- 
berechtigung knüpften,  vernichten.  In  späterer  Zeit  wird  fort- 
während das  Recht  der  Bürger  auf  Provocation  erwähnt*):   Ci- 


a)  Vergl.  Bd.  I,  1,  154. 

b)  Man  vergl.  die  Aoseinandersetzung  Bd.  I,  1,  151  flgd. 
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cero  in  seiner  Musterverfassung  fahrt  ohne  weitere  Bemerkung 
das  Recht  dazu  als  einen  Hauptgrundsatz  an*) ,  nirgends  wird 
YOD  der  AbschaiFung  desselben  durch  Sulla  berichtet.  Mochte 
derselbe  thatsächlich  die  Provocation  ersetzen,  dem  Staatsrechte 
naeb  blieb  die  durch  das  Valerische  Gesetz  eingeführte  Freiheit 
der  Römischen  Bürger  und  die  richterliche  Oberhoheit  der  Volks- 
versammlung unangetastet:  sie  konnte  in  jedem  Augenblicke 
ohne  Veränderung  der  Verfassung  wieder  ins  Leben  treten.  Für 
dieses  Verfahren  Sullas  bietet  sich  eine  passende  Analogie  in 
den  Einrichtungen  dar,  welche  er  über  die  Censoren  traf.  Von 
ihnen  erzählt  ein  anderer,  nicht  eben  viel  mehr  zuverlässiger 
Scholiast  Ciceros,  Sulla  habe  sie  aufgehoben^),  und  seine  Erzäh- 
lung wird  noch  unsicherer  gemacht  durch  die  hinzugefügte  Be- 
merkung,  derselbe  habe  auch  die  Volkstribunen  aufgehoben. 
Dennoch  beruht  des  Scholiasten  Bericht  auf  sicherem  Grunde. 
Bekanntlich  übertrug  Sulla  die  Befugnisse  der  Censoren  zum 
Theil  an  andere  Beamte,  zum  Theil  ersetzte  er  sie  durch  beson- 
dere Einrieb  tungen:  die  Censoren  selbst  Hess  er  zur  gesetzmäs- 
»igen  Zeit  nicht  wählen.  Aber  ein  Gesetz  über  ihre  AbschaflFiing 
gab  er  nicht,  und  als  im  Jahre  70  v.  Chr.  die  Oifentliche  Mei- 
nung sich  fSr  ihre  Wiedererwählung  aussprach,  erfolgte  dieselbe, 
ohne  dass  es  eines  besonderen  Antrages  an  das  Volk,  einer 
Verfassungsänderung  bedurfte.  Aehnlich  konnte  es  sich  mit  der 
Provocation  verhalten.  Ohne  sie  thatsächlich  aufeuheben,  konnte 
Sulla  sie,  weil  ihr  Bestehen  nicht  räthlich  war,  ersetzen.  In  den 
letzten  Zeiten  der  Republik,  unter  den  Zuckungen  der  dahin- 
sterbenden Freiheit,  wurde  noch  einmal  der  Versuch  gemacht, 
sie  in  alter  Sitte  wiederherzustellen,  ein  Versuch,  der,  wenn- 
gleich er  nur  zur  Erregung  von  Unruhen,  nicht  zur  Beförderung 
der  Freiheit  unternommen,  auch  nicht  durchgeführt  vnirde,  be- 
weist, dass  der  grossartige,  beim  Entstehen  der  Republik  auf- 
gestellte Grundsatz  niemals  widerrufen  worden  ist. 

a)  Cic.  de  leg.  III,  3,  6. 

b)  Schol.  Gronov.  p.  384  Orell.  Decem  tribuni  eligebantar  antea,  qui 
qiuisi  taerentur  popoli  Romani  maiestatem,  et  censores,  qui  mores  senato- 
nim  censebant  et  quosdam  a  senata  propter  morum  vitia  pellebant  non  in 
perpetnnm,  sed  ad  certom  tempus.  Hos  omnes  pro  nobilitate  faciens  su- 
i»talit  Sulla. 
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Die  aus  dem  Provocationsrechte  henrorgeheDden  Einrichtun- 
gen des  Criminalrechtes  und  Processes  waren  zweierlei,  erstens 
die  Unterscheidung  zwischen  geständigen  oder  auf  der  That  er- 
tappten Verbrechern  und  denen,  die  ihre  Schuld  leugneten  oder 
durch  künstliche  Beweise  überführt  werden  mussten,  zweitens 
die  härtere  Bestrafung  der  ersten  Classe  von  Verbrechern.  Bei- 
des bestand  unzweifelhaft  nach  Sullas  Gesetzgebung.  Zwar  wäh- 
rend der  Zeit,  wo  dieselbe  in  voller  Geltung  war,  d.  h.  bis  zam 
Jahre  70  v.  Chr.,  haben  wir  keinen  Fall,  um  das  Bestehen  jener 
beiden  Einrichtungen  zu  erweisen;  aber  die  von  Sulla  begrün- 
dete Criminalgerichtsverfassung  blieb,  wenngleich  seine  übrigen 
politischen  Gesetze  aufgehoben  wurden,  mit  für  das  Ganze 
unwesentlichen  Aenderungen,  in  Kraft,  mithin  sind  in  die- 
ser Beziehung  die  Verhältnisse  nach  dem  Jahre  70  v.  Chr.  für 
die  Erkenntniss  seiner  Einrichtungen  massgebend.  Die  haupt- 
sächlichen Beispiele  aber,  in  denen  der  Unterschied  zwischen 
künstlich  überführten  und  geständigen  oder  auf  der  That  er- 
tappten Verbrechern  hervortritt,  stammen  aus  der  Zeit  von  Ci- 
ceros  Consulat,  und  noch  unter  Kaiser  Augusts  Regierung  wird 
uns  erzählt,  die  Strafe  für  auf  der  l'hat  ertappte  Verbrecher  sei 
die  uralte,  mit  grausamer  Hinrichtung  verbundene  gewesen.*) 
Mithin  behielt  Sulla  die  in  den  alten  Gesetzen  begründete  Unter- 
scheidung der  Verbrecher,  welche  auf  der  Provocation  be- 
ruhte, bei. 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  die  richterliche  Befugniss  der 
Beamten  durch  Sulla  nicht  vergrössert  worden  ist:  wie  sie  sich 
früher  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt  hatte,  in  denen  es  kebes 
Urtheiles,  sondern  nur  der  Anwendung  der  durch  das  Gesetz 
vorgeschriebenen  Strafen  bedurfte,  so  hatten  die  Beamten  audi 
nach  Sulla  nur  die  Befugniss  zum  Verfahren  in  iure :  das  Ver« 
fahren  in  ivdicio  stand  nur  unter  ihrer  Aufsicht,  während  die 
Entscheidung  selbst  nicht  von  ihnen  abhing.  Aber  Sulla  ver- 
ringerte auch  nicht  die  von  ihm  vorgefundene  Befugniss  der  Be- 
amten. Dies  ergiebt  sich  aus  dem  Verfahren  Ciceros  gegen  die 
Catilinarischen  Verschworenen  ^) ,  welches,    wenngleich  es  inso- 

a)  Vergl.  Bd.  I,  2,  172. 

b)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  411. 
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fem  eine  Ausnahme  bildet,  als  durch  Senatsbeschluss  den  Con- 
soJn  die  Entscheidung  übertragen  war,  in  jeder  anderen  Bezie- 
hung das  gewöhnliche  und  nicht  durch  einen  besondere  Voll- 
machten  übertragenden  Volksbeschluss  erweitert  war.  Die  Ver- 
schworenen galten  als  geständig  und  auf  der  That  ertappt.  Dass 
Cicero  sie  strafen,  ihrer  Güter  berauben,  ihr  caput  als  Römischer 
Bürger  vernichten  dürfe,  leugnete  Niemand.  Wenn  man  in  die- 
sem berühmten  geschichtlichen  Beispiele  die  gesetzliche  Gewalt 
der  richterlichen  Beamten  erkannt  hat,  wird  man  dieselbe  viel- 
fach in  anderen  Fällen,  wo  die  Ueberlieferung  nicht  so  deutlich 
spricht,  wiederfinden.  Als  nach  der  Ermordung  des  Dictators 
Caesar  Unruhen  in  Rom  ausbrachen,  Hess  der  Consul  M.  Anto- 
nius einen  Urheber  derselben,  Amatins,  der  sich  für  den  Enkel 
des  berühmten  C.  Marius  ausgab,  also  Römischer  Bürger  war, 
ergreifen  und  ohne  Process  tödten.')  Er  betrachtete  ihn  als  auf 
der  That  ertappt  und  ein  Gericht  als  unnütz.  Damit  verstiess 
er  allerdings  gegen  das  von  P.  Clodius  bei  Gelegenheit  von  Ci- 
ceros  Process  gegebene  Gesetz*»),  welches  einen  Bürger  ohne 
Volksbeschluss  zu  tödten  verbot;  aber  die  Befugniss,  über  einen 
auf  der  That  ergriffenen  Bürger  ein  Urtheil  zu  sprechen,  konnte 
ihm  Niemand  bestreiten,  und  vor  jenem  Gesetze  besass  der  Be- 
amte sogar  das  Recht,  in  solchem  Falle  die  Todesstrafe  zu  ver- 
hängen. Während  derselben  Unruhen  wurden  auch  viele  andere 
offenbare  Ruhestörer,  die  Sclaven  gekreuzigt,  die  Freien  vom 
Tarpejischen  Felsen  gestürzt.*")  Sulla  hat  demnach  die  Befug- 
niss der  Prätoren  oder  der  üonsuln,  wo  dieselbe  ausnahmsweise 
Richterpflichten  übernahmen,  nicht  geändert:  er  liess  das  Pro- 
vocationsrecht  der  Römischen  Bürger  dem  Grundsatze  nach  un- 
angetastet, behielt  auch  den  mit  demselben  zusammenhängenden 
Unterschied  zwischen  den  Verbrechern  und  ihrer  Bestrafung  bei. 
Sulla  fand  in  dem  Criminalrechte  einen  der  alten  Zeit  un- 
bekannten Unterschied  vor,  nämlich  den  zwischen  Amtsverbre- 
chen und   „gemeinen  Verbrechen",   wie  wir  sie  fortan   nennen 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  417  flgd. 

b)  App.  bell.  civ.  UI,  3. 

c)  Die  Ca»s.  XLIV,  50 ;  App.  1.  1. 
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wollen.  Er  hatte  sich  allmälig  gebildet  und  erweitert,  haupt- 
sächlich seit  C.  Gracchus.  Die  Amtsverbrechen  konnten  nur  von 
Senatoren  oder  ihnen  gleichstehenden  Beamten  begangen  werden, 
die  gemeinen  Verbrechen  von  allen  Bewohnern  des  Reiches. 
Jene  wurden  durch  Geschworene  entschieden,  diese  nach  dem 
alten  ordentlichen  Verfahren,  im  Falle  sie  offenbar  waren,  durch 
die  Beamten,  im  Falle  ein  gerichtliches  ürtheil  nöthig  war,  dem 
Grundsatze  nach  durch  die  Provocation,  in  der  That  durch  eine 
ausgedehnte  Mitwirkung  der  das  Volk  vertretenden  Volkstribu- 
nen. Sulla  behielt  für  die  Amtsverbrechen  die  Schwurgerichte 
bei:  die  spätere  Römische  Geschichte  ist  voll  von  Beispielen, 
wo  Senatoren  für  Amtsverbrechen  ihr  Urtheil  durch  Geschwo- 
rene erhielten,  und  es  giebt  von  Sulla  selbst  und  nach  ihm  viele 
Gesetze,  welche  Amtsverbrechen  behandeln  und  Schwurgerichte 
betreifen.  Sulla  musste  dies  Verfahren  um  so  mehr  beibehalten, 
als  er  die  tribunicischen  Anklagen  vor  dem  Volke,  durch  welche 
sonst  Ausschreitungen  von  Beamten  hatten  geahndet  werden 
können,  aufhob.  Die  „gemeinen  Verbrechen"  wurden  von  der 
Aenderung,  welche  er  in  dem  Strafverfahren  einführte,  besonders 
getroffen :  sie  bestand  darin,  dass  er  sie  ebenfalls  den  Geschwore- 
nen zur  Entscheidung  zuwies,  und  zwar  in  den  gleichen  Fällen, 
wo  die  Amtsverbrechen  vor  dieselben  gehörten,  also  wenn  der 
Verbrecher  weder  geständig  noch  auf  der  That  ertappt  war- 
Statt  der  Volksversammlung,  welche  nach  dem  Grundsatze  des 
alten  Römischen  Rechtes  zum  Urtheile  berufen  war,  trat  fortan 
der  Schwurgerichtshof  ein.  Diese  •  Ausdehnung  der  Geschwore- 
nen auf  die  „gemeinen"  Verbrechen  ist  die  Hauptsache  von 
Sullas  Criminalgesetzen.  Sie  bezeugt  einerseits,  dass  trotz  der 
vielfachen  Kämpfe,  welche  die  politischen  Parteien  in  ihrem 
Streite  um  das  Amt  der  Geschworenen  hervorgerufen  hatten, 
dennoch  das  Wesen  des  Schwurgerichtes  im  Allgemeinen  das 
Vertrauen  der  Verständigen  gewonnen  hatte.  Andererseits  aber 
zeigt  sich,  dass  Sulla  bei  seiner  neuen  Verfassung  aufrichtig  be- 
müht war,  mit  Beseitigung  veralteter  Formen  und  zugleich  mit 
möglichster  Schonung  hergebrachter  Vorurtheile  Recht  und  Ge- 
rechtigkeit zu  fördern.  Diese  seine  Aenderung  im  Criminal- 
processe  hat  sich  trotz  der  erbitterten  Feindschaft,  welche  Sullas 
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übrige  politischen  EiDrichtungen  fandeo,  erhalten,  und  als  man 
seine  sonstigen  Gesetze  abschaffte,  fiel  es  Niemanden  ein,  eine 
Aufhebung  der  Schwurgerichte  für  gemeine  Verbrechen  auch  nur 
zu  wünschen.  £s  war  der  natürliche  Entwickelungsgang,  dass 
die  Schwurgerichte  mit  den  der  Politik  und  ihren  Streitigkeiten 
augebörigen  Amtsverbrechen  begannen  und  dann  auf  die  gemeinen 
Verbrechen,  bei  denen  es  neben  möglichster  Wahrung  persön- 
licher Freiheit  auf  die  Gerechtigkeit  ankommt,  übertragen 
worden. 

Indessen  Sulla  schaffte  das  uralte  Recht  der  Römischen  Bür- 
ger auf  ßerufiing^  an  das  Volk  nicht  ab.    Er  liess  die  Geschwo- 
reaen  nicht  vollständig  an  die  Stelle  der  Volksversammlung  tre- 
ten: eine  Vertretung  des  Volkes  im  modernen  Sinne  durch  Ab- 
geordnete oder  Erwählte  ist   dem   Alterthume  unbekannt.    Der 
Beweis  für  die  Anerkennung  des  Provocationsrechtes    liegt  in 
den  Strafen,  welche  die  Geschworenen  nach  Sullas  und  den  spä- 
teren Gesetzen  zu   verhängen  befugt  waren.    Wir   kennen   die 
Strafen,    welche  auf  die    schwersten   politischen    wie    gemeinen 
Verbrechen,   z.  B.   auf  Majestätsverbrechen  und  Mord,    gesetzt 
waren:  sie  bestanden   in  Aechtung  der  Person  des  Verbrechers 
und  Einziehung  seiner  Güter.     Niemals  haben  die  Geschworenen 
auf  wirklich  körperlichen  Tod,  auf  Hinrichtung  erkannt.    Cae- 
sar in  der  Rede,  welche  er  gegen  die  Hinrichtung  der  Catilina- 
rischen  Verschworenen  hielt,    sagt,  die  Gesetze  geböten,  verur- 
theilten  Bürgern   nicht  das  Leben   zu   nehmen,   sondern  ihnen 
die  Verbannung  zu  gestatten.*)    Meinte  er  hiermit  die  Römischen 
Gesetze  überhaupt,  so  würde  er  eine  unrichtige  Behauptung  auf- 
stellen.   Denn  viele  während  der  ganzen   Republik  gültige  Ge- 
setze verhängten  die  Todesstrafe,  und  diese  ist  immer  in  An- 
wendung gebracht  worden.    Aber  er  nennt  ausdrücklich  „ver- 
urtheilte  Bürger",   d.  h.    solche,    welche,  weil   sie  ihre  Schuld 
leugneten  und  nicht  auf  der  That  ertappt  waren,  durch  förm- 
liches richterliches  Erkeuutniss  für  schuldig  erklärt  waren,  und 
dies  geschah    zu  seiner  Zeit  durch  Geschworene:   er   bestätigt, 

a)  Sali.  Cat.  öl  At  aliae  leges  item  condemnatis  civibus  non  aoimam 
«npi,  sed  ezilipm  permitti  iubent.    Vergl.  Bd.  I,  2,  418. 
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was  wir  aus  der  üeberlieferung  über  die  Strafen  der  einzelnen 
Verbrechen  wissen.  Die  Fälle,  in  welchen  die  Todesstrafe  ge- 
richtlich verhängt  wurde,  beruhen  auf  besonderer  Bevollmäch- 
tigung durch  das  Volk.  Während  der  Bürgerkriege  fanden  un- 
zählige Hinrichtungen  von  Bürgern  statt;  aber  sie  geschahen, 
sobald  sie  nicht  nach  Kriegsrecht  erfolgten»),  auf  Befehl  der- 
jenigen, welchen  das  Volk  ausdrücklich  das  Recht  über  Leben 
und  Tod  der  Bürger  verliehen  hatte.  So  war  es  bei  Sulla*), 
so  bei  den  Triumvirn,  welche  in  Folge  eines  für  sie  besonders 
gegebenen  Gesetzes  eine  Menge  Römischer  Bürger  mit  dem  Tode 
und  Vermögens  Verluste  bestraften. 

Freilich  kann  in  dieser  Beschränkung  der  Befugnisse  des 
Schwurgerichtes  mehr  eine  scheinbare  als  wirkliche  Beachtung 
des  Provocationsrechtes  zu  liegen  scheinen.  Dasselbe  bestand 
ursprünglich  darin,  dass  keine  Bestrafung  irgend  einer  Art  gegen 
einen  Römischen  Bürger,  der  leugnete  und  nicht  auf  der  That 
ertappt  war,  ohne  die  Entscheidung  der  Volksversammlung  ver- 
hängt werden  durfte,  dass  also  das  Verfahren  in  ivdicioj  sobald 
es  überhaupt  eines  solchen  bedurfte,  vor  dem  Volke  stattfand, 
die  Geschworenen  aber,  wie  beschränkt  auch  ihre  Befugniss  sein 
mochte,  hatten  ein  richterliches  ürtheil  zu  fällen.  Wäre  dies 
unmittelbar  nach  "dem  ersten  Valerischen  Provocationsgesetze 
geschehen,  so  hätte  man  darin  eine  Verletzung  desselben  aner- 
kennen müssen.  Es  lag  aber  eine  lange,  wechselvolle  Zeit  da- 
zwischen, in  der  man  sich  mannigfach  hatte  helfen  müssen;  eine 
strenge  Beobachtung  des  Provocationsgesetzes  war  unmöglich 
geworden.  Bald  hatte  man  den  Begriff  des  Ertappens  auf  fri- 
scher That  ausgedehnt,  bald  ausserordentliche  Bestrafung  ohne 
richterliches  Urtheil  eintreten  lassen,  bald  endlich,  vertrauend 
auf  die  Uebereinstimmung  mit  den  Volkstribunen,  das  an  sieh 
etwas  unbestimmte  Gesetz  verletzt.  Denn  dasselbe  setzte  eine 
thätige  und  unmittelbar  sich  äussernde  Theilnahme  des  Volkes 
voraus,  wie  sie  in  späterer  Zeit  sich  kaum  finden  konnte.  Im 
Vergleiche  mit   diesem  schwankenden  Zustande  war  Sullas  neue 


a)  Vergl.  oben  S.  2d8  flgd. 

b)  S.  oben  S.  304. 
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Einricbtang  ein  unzweifelhafter  Fortschritt.  Sie  schränkte  die 
Gewalt  der  Beamten  noch  mehr  ein  und  hob  besonders  die  Aus- 
(lehoang  der  Ergreifung  auf  frischer  That  auf.  Dazu  kam,  dass 
nach  alter  Sitte  dem  Angeklagten  bis  zum  Augenblicke  der  Ver- 
artheilung  die  freiwillige  Verbannung  gestattet  war;  wenn  er 
aber  diese  wählte ,  legte  er  damit  ein  mittelbares  Bekenntniss 
seiner  Schuld  ab,  und  eine  darauf  folgende  gerichtliche  Verur- 
tbeilung  verstiess  nicht  gegen  das  Provocationsgesetz. 

Sullas  Criipiualgerichtsverfassung  verletzte  also  nicht  die 
Grandsätze  der  Römischen  Freiheit,  sie  beförderte  sogar  die 
Entwickelung  des  Strafrechtes  und  zwar  im  Sinne  der  milderen 
Denkungsart  seiner  Zeit.  Die  thatsäc^hliche  Folge  war,  dass  der 
Angeklagte,  wie  auch  ipimer  die  Beweise  sein  mochten,  dennoch 
seine  Schuld  leugnete  und  der  Beamte,  dem  ein  leicht  ausführ- 
bares Verfahren  zu  Gebote  stand,  dieses  Leugnen  annahm.  So 
kamen  die  milderen  Strafen  der  Gesetze  über  die  Schwurgerichte 
zur  Anwendung,  während  in  früherer  Zeit  dem  Beamten  erlaubt 
gewesen  war,  indem  er  Ergreifung  auf  frischer  That  annahm, 
die  volle,  durch  die  alten  Gesetze  eingeführte  Strafe  zu  verhän- 
gen. Damit  trat  für  die  meisten  Fälle  eine  thatsächliche  Ab- 
scbaffiing  der  Todesstrafe  ein,  ohne  dass  dieselbe  gesetzlich  auf- 
gehoben oder  gegen  besonders  schwere  Verbrecher  verboten  wor- 
den wäre.  *^^)  Selbst  die  anderen  Bewohner  Roms  und  Italiens 
ausser  den  Römischen  Bürgern  hatten  von  dem  milderen,  bei 
den  Schwurgerichten  vorgeschriebenen  Verfahren  Vortheil.  Denn 
die  Gesetze  über  geraeine  Verbrechen,  welche  Sulla  und  die  Spä- 
teren gaben,  handelten  nicht  ausschliesslich  von  den  Römischen 
Bürgern:  sie  umfassten  alle  Verbrecher,  selbst  die^Sclaven,  und 
wenn  bei  der  einen  Classe  der  Angeklagten  eine  mildere  Strafe 
eintrat,  musste  dies  auch  für  die  andern  Classen  von  entschei- 
dendem Einflüsse  sein. 

Hierbei  ergab  sich  in  der  Gerichtsverfassung  seit  Sulla  eine 
wichtige  Veränderung.  Bis  zu  seiner  Zeit  hatten  der  städtische 
und  der  Fremdenprätor  die  Criminalgerichtsbarkeit  gehabt,  die 
andern  in  der  Stadt  zurückbehaltenen  Prätoren  waren  nur  mit 
der  Leitung  der  Schwurgerichte  beauftragt  worden.  Folglich 
hatten  angeklagte  Beamte,  bei  denen  es  wegen  Eingeständnisses 
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oder  der  Ergreifung  auf  frischer  That  keines  richterlichen  Er- 
kenntnisses bedurfte,  vor  den  städtischen  Prätor  gehört*)  Sulla 
entband  die  beiden  alten  Prätoren  von  aller  Criminalgerichtsbar- 
keit und  vertheilte  dieselbe  unter  die  sechs  Prätoren,  welche 
fortan  regelmässig  in  Rom  bleiben  sollten.  Mithin  kamen  fortan 
alle  Processe,  sowohl  diejenigen,  welche  von  dem  Beamten  selbst- 
ständig entschieden  wurden,  als  diejenigen,  bei  welchen  das 
Schwurgericht  eintrat,  vor  diese  sechs  Prätoren,  und  jeder  der- 
selben hatte  jährlich  seinen  bestimmten  Kreis  der  Criminalge- 
richtsbarkeit, der  theils  selbständig,  theils  mit  Hülfe  der  Ge- 
schworenen geübt  wurde.  Im  Jahre  63  v.  Chr.  beschreibt  Ci- 
cero^) die  Thätigkeit  zweier  Prätoren:  der  eine  war  L.  Murena,  der 
städtische  Prätor.  Er  lobt  an  ihm  Billigkeit,  Unbescholtenbeit, 
Freundlichkeit:  mit  Verbrechen  hatte  er  nichts  zu  thun.  Der 
andere,  Ser.  Sulpicius,  hatte  über  das  Verbrechen  des  Staatsdieb- 
stahls zu  entscheiden.  Seine  Thätigkeit  war  traurig,  er  hatte 
es  mit  Thränen  und  Jammer  zu  thun,  mit  Ketten  und  Angebern. 
Dies  passt  nicht  auf  die  Processe  *  vor  dem  Schwurgerichte,  bei 
dem  Ketten  nicht  vorkommen :  Sulpicius  hatte  auch  die  Bestra- 
fung derjenigen  Verbrecher  auszuführen  gehabt,  welche  oflFen- 
baren  Diebstahls  an  Staatseigenthum  schuldig  nicht  vor  die  Ge- 
schworenen gestellt  wurden,  und  das  mochte  die  Mehrzahl  sein. 


a)  Vergl.  oben  S.  292. 

b)  Gic.  p.  Mar.  20,  41. 
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Sechstes  Capitel. 

ClAssen  Ton  AmtsTerbrechen  und  Annahme,  dass  Snlla  ein  Creseta  gegen 
Erpressung  gegeben  habe.  Angebliche  Erw&hnnng  desselben  in  Ciceros 
Rede  für  C.  Rabirins.  Strafe  der  Erpressung,  welche  Sulla,  wie  man 
glMbt,  erhöht  habe.  Sullas  fiesetx  Aber  die  Provinx  Asien.  Termeint- 
liehe  Bestimmungen  des  Gemelischen  Gesetzes  Aber  Erpressung.  Die  Pro- 
Tinea  sammeln  Gelder  lu  Statuen  für  die  Statthalter  und  lu  Festen  fUr 
ihr  Andenken.  Beisteuern  derselben  Ar  Feste  und  Denkmale  in  Rom« 
Aigebliches  Verbot  Sullas  gegen  den  Wucher  und  die  K&ufe  der  Statthal- 
ter in  den  Provinzen.  Alle  diese  Bestimmungen  beweisen  nicht  den  Er- 
latt  eines  Gesetzes  über  Erpressung  durch  Sulla.  Gründe  gegen  den  Er- 
lau  eines  soleben  Gesetzes.  Erhaltung  des  allgemeinen  Schwurgerichtes 
Iber  AmtsTerbrechen  durch  Sulla.  Seine  Anordnungen  tber  die  Wahlen 
der  Beamten:  ein  besonderes  Comelisches  Gesetz  gegen  Wahlumtriebe 

giebt  es  nicht. 

Nach  Sullas  Gerichtsverfassung  bestauden  zwei  Gruppen 
von  Verbrechen  und  Verbrechern.  Sie  hatten  einen  verschiede- 
nen Ursprung.  Die  erste  Gruppe  umfasste  die  Amtsverbrechen: 
sie  hatte  schon  lange  Zeit  vor  die  Schwurgerichte  gehört  und 
gab  Sulla  das  Muster  für  seine  Einrichtung  der  gesammten  Cri- 
minalgerichtsbarkeit  Die  zweite  Gruppe  enthält  die  „gemeinen'' 
Verbrechen,  wie  wir  sie  nennen:  sie  wurde  erst  von  Sulla  vor 
die  Schwurgerichte  gewiesen  und  es  bedurfte  far  sie  neuer  Ge^ 
setze,  um  sie,  ähnlich  wie  es  bei  den  Amtsverbrechen  der  Fall 
war,  den  Geschworenen  zu  übertragen  und  das  Verfahren  vor 
denselben  zu  regeln.  Wir  beginnen  unsere  Untersuchung  über 
die  von  Sulla  vorgenommenen  Veränderungen  mit  der  ersten 
Gruppe. 

Ueber  die  Amtsverbrechen  fand  Sulla  eine  ausführliche  Ge- 
setzgebung vor,  die  zwar,  wie  die  Folge  zeigte,  vielfach  verbes- 
sert und  namentlich  besser  geordnet  werden  konnte ,  die  aber 
doch,  wenn  sie  streng  gehandhabt  wurde,  ausreichte,  um  die 
Beamten  zu  überwachen;  denn  sie  war  gerade  von  ihren  grund- 
satzlichen Gegnern  geschaffen  und  gepflegt  worden.  Sulla  hat 
Ker  wenig  geändert  Er  fand  drei  Arten  von  Gesetzen  vor.. 
Die  erste  und  älteste  Art  bildeten   diejenigen,  welche  von  den 
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Erpressungen  ausgegangen  und  nachher  auf  andere  Verbrechen 
ausgedehnt  worden  waren :  Calpurnius  Piso  hatte  sie  zuerst  auf- 
gestellt, das  Sempronische,  dann  das  Acilische,  zuletzt  das  Ser- 
vilische Gesetz  sie  erweitert  und  genauer  im  Einzelnen  bestimmt. 
Die  zweite  Art  umfasste  die  Majestätsverbrechen,  welche  durch 
das  Mamilische  Gesetz  für  einen  bestimmten  Fall  erfanden, 
dann  im  Interesse  der  damals  herrschenden  Volkspartei 
durch  Appulejus  Saturninus  und  Q,  Varius  verallgemeinert 
worden  waren.  Die  dritte  Art  endlich  handelte  über  Gewalt- 
thätigkeit,  welche  durch  das  Plautische  Gesetz  als  besonderer 
Begriff  aufgestellt  und  den  übrigen  Amtsverbrechen  hinzuge- 
fugt worden  war.  Für  die  Leitung  der  über  diese  Verbrechen 
aburtheilenden  Schwurgerichte  wurde")  anfangs,  so  oft  ein  Fall 
vorkam,  der  Freradenprätor  bestimmt:  als  die  Anklagen  sich 
mehrten  theils  durch  die  Zahl  der  Schuldigen,  theils  durch  die 
Menge  der  gesetzlich  aufgestellten  Uebertretungen,  seit  dem  Aci- 
lischen  Gesetze,  wurde  ein  besonderer  Prätor  zur  Führung  der- 
selben eingesetzt,  und  seit  Anklagen  wegen  Majestätsverbrechen 
und  Gewaltthätigkeit^n  dazu  kamen,  scheinen  zwei  Prätoren  jähr- 
lich die  Leitung  der  Schwurgerichte  übernommen  zu  haben. 

Aus  der  ersten,  vor  Sulla  vorhandenen  Art  von  Gesetzen 
über  Amtsverbrechen  trennt  man  die  sogenannten  Repetunden- 
verbrechen  ab  und  nimmt  an,  Sulla  habe  ein  Gesetz  über  Er- 
pressung gegeben.  Man  findet  eine  bestimmte  Erwähnung  des- 
selben bei  Cicero,  der  in  seiner  Rede  für  C.  Rabirius  Postumus 
sagt,  der  Process  seines  Client^n  sei  ein  Anhang  zu  dem  Pro- 
cesse  wegen  Erpressungen,  in  welchem  A.  Gabinius  im  Jahre 
54  V.  Chr.  nach  dem  Julischen  Gesetze  verurtheilt  worden  war: 
Rabirius  werde  belangt,  weil  an  ihn  ein  Theil  des  von  Gabinius 
erpressten  Geldes  gekommen  sei,  es  sei  also  die  Anklage  gegen 
ihn  eine  Fortsetzung  der  „Abschätzung^^  des  gegen  Gabinius  ge- 
führten Processes.  Ferner  bemerkt  Cicero,  dasjenige  Capitel  des 
Julischen  Gesetzes,  welches  über  die  Anklage  derer  handele,  an 
welche  erpresstes   Geld   gekommen   sei,    stamme   wörtlich  aus 


a)  Vergl.  oben  S.  117  und  257. 
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dem  Comelischen  und  schon  aus  dem  Serviliscben  Gesetze.») 
Hiemach  schloss  man,  m  eil  jenes  Capitel  des  Julischen  Gesetzes 
wörtlich  mit  einem  des  Cornelischen  übereinstimme,  müsse  das 
letztere  ebenso  wie  das  erstere  über  Erpressungen  handeln.  Zur 
Richtigkeit  dieses  Schlusses  würde  zuerst  gehören,  dass  die 
Schätzung  des  Processes  und  insbesondere  das  Capitel  über  die 
Theilnehmer  an  Erpressungen  nur  bei  Repetundenprocessen  vor- 
käme. Auch  andere  Verbrechen  konnten  um  Geld  begangen 
werden,  theils  indem  man  es  gewann,  z.  B.  Majestätsverbrechen, 
theils  indem  man  es  austheilte,  z.  fi.  Amtserschleichung.  Erst 
die  spätere  Gesetzgebung  theilte  die  Amtsverbrechen  so  streng, 
dass  bei  einer  Anklage  über  Erpressung  nur  in  Betracht  kam, 
ob  Jemand  ungesetzlicher  Weise  Geld  gewonnen  habe  oder  nicht. 
Es  wäre  also  möglich,  dass  das  Cornelische  Gesetz  z.  B.  Ma- 
jestätsverbrechen,  das  Servilische  Amtserschleichung  behandelte: 
beide  konnten  dann  das  fragliche  Capitel  enthalten  und  Cicero 
aus  seiner  Anwendung  die  für  Rabirius^  Process  zuträglichen 
Folgerungen  ziehen.  Dass  dies  wirklich  der  Fall  war,  ergiebt 
sieb  aus  dem  Charakter  des  Serviliscben  Gesetzes,  welches  kei- 
neswegs nur  über  Erpressungen,  sondern  über  alle  Art«n  von 
Amtsverbrechen  handelte.  Zweitens  kam  es  bei  der  Abschätzung 
des  Processes  nicht  nur  auf  Bestimmungen  über  die  Möglichkeit 
einer  Zurückforderung,  sondern  wesentlich  auf  die  Form  des 
Verfahrens  dabei  an.  Dieses  Verfahren  war  verschieden,  als  die 
Ritter  allein  Geschworene  waren,  verschieden  da  der  Senat  die  Ge- 
richte besetzte.  Sulla  ernannte  zuerst  wieder  die  Senatoren  zu 
Geschworenen ;  wie  er  also  anordnete,  wie  viele  Richter  fortan 
in  jedem  Processe  thätig  sein  und  wie  sie  erwählt  werden  soll- 
ten, ebenso  musste  er  das  Verfahren  bei   der  Abschätzung  des 


a)  Gic.  p.  G.  Rab.  Post.  4,  8.*  Est  autem  haec  causa  quo  ea  pecunia 
pertenerit  quasi  quaedam  appendicula  causae  iudicatae  atque  damnatae. 
Sunt  Utes  aestimatae  A.  Gabinio.  —  lubet  lex  lulia  persequi  ab  iis,  ad 
qoos  ea  pecania,  quam  is  ceperit,  qui  damnatus  sit,  pervenerit  Si  est  hoc 
DovuiD  in  lege  lulia,  sicnti  multa  sunt  severius  scripta  quam  in  antiquis 
legibus  et  saactios,  inducatur  sane  etiam  consuetudo  baius  generis  iudicio- 
nun  Dova;  sin  hoc  totidem  verbis  translatum  caput  est,  quot  fuit  non  modo 
io  Gomelia»  sed  etiam  ante  in  lege  Servilia,  per  deos  immortales,  quid 
agimas,  iadices?  Man  vergleiche  über  das  Servilische  Gesetz  oben  S.  201. 
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Processes  regeln;  aber  daraus  lässt  sich  nicht  ersehen,  ober 
das  Verbrechen  der  Erpressung  noch  weiter  in  seinen  Gesetzen 
behandelte.  Man  könnte  sonst  eben  dasselbe  auch  aus  der  Ver- 
änderung der  Geschworenen,  welche  Sulla  vornahm,  schliessen.**) 
Eine  weitere  Bestimmung  des  vermeintlichen  Cornelischen 
Gesetzes  über  Erpressungen  glaubte  man  in  der  von  demselben 
festgesetzten  Strafe  zu  entdecken,  welche,  wie  man  meinte,  auf 
den  vierfachen  Betrag  des  erpressten  Geldes  bestimmt  worden 
sei.  Cicero  erwähnt  in  seiner  Rede  gegen  Q.  Caecilius  Niger 
beiläufig  die  gewerbsmässigen  Ankläger,  welche  man  quadrupkr 
tores  nannte.  Dazu  macht  der  falsche  Asconius  die  Bemerkung, 
Einige  erklärten  quadruplaiores  für  Ankläger  von  solchen  Per- 
sonen, die  verurtheilt  vierfache  Strafe  zu  zahlen  pflegten,  z.  B. 
wegen  Würfelspiels  oder  schwereren  Wuchers.*)  Mag  also  die- 
ser Name  auch  von  dem  vierfachen  Strafgelde  der  Verurtheilten 
herkommen  und  bei  den  Processen  wegen  Erpressung  angewen- 
det werden,  es  liegt  darin  nicht  ein  Beweis,  dass  die  Repetun- 
dengesetze  einen  vierfachen  Schadenersatz  verhängten.  Denn 
der  Scholiast  berichtet  nur  von  dem  Ursprünge  des  Namens,  nicht 
von  einer  daher  stammenden,  noch  gültigen  gesetzlichen  Bestim- 
mung. Noch  viel  weniger  folgt  daraus,  dass  das  Cornelische 
Gesetz  diese  Strafe  neu  eingeführt  und  dass  überhaupt  ein  sol- 
ches über  Erpressungen  von  Sulla  erlassen  worden  sei.  *^)  An- 
dere Gelehrte  haben  deshalb  nicht  einen  vierfachen  Schadener- 
satz nach  dem  Cornelischen  Gesetze  angenommen,  sondern  einen 
zwei-  und  einhalbfachen,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil 
Cicero  in  seiner  Anklagerede  gegen  Verres  zweimal  erklärt**), 
Verres  habe  in  Sicilien  40  Millionen  Sesterzen  erpresst,  und 
an  anderer  Stelle  sagt,  Sicilien  verlange  von  Verres  100  Millio- 
nen Sesterzen  zurück.  Angenommen,  dass  in  Ciceros  Ausdrücken 
der  Sinn  liegt,  Verres  habe  40  Millionen  erpresst   und  solle  da- 


a)  Pseudo-Ascon.  p.  110  Alii  dicunt  quadruplatores  esse  eoram  reo- 
rum  aceusatores,  qui  convicti  quadrnpli  damnari  soleant,  aut  (man  lese  ot) 
aleae  aut  pecuniae  gravioribus  usuris  feneratae.    Nachher  folgt  eine  Lücke. 

•b)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  18,  56  Dicimus  C.  Verrem  —  praeterea  qua* 
dringenties  sestertium  ex  Sicilia  contra  leges  abstolisse.  Veiigl.  Act.  11,  h 
10,  27. 
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far  100  Millioneu  Strafe  zahlen,  und  nicht  etwa  an  der  einen 
Stelle,  in  der  Rede  gegen  Q.  Caecilins*),  nur  eine  runde  unge- 
fSiite  Summe  angegeben  und  diese  bei  der  Anklage  selbst  auf 
40  Millionen  ermässigt  wird;  angenommen  also,  dass  jenes  Ci- 
ceros  Meinung  ist,  so  ist  doch  schwer,  an  eine  Strafsumme  von 
ij  des  Erpressten  zu  glauben.  Denn  nach  dem  Acilischen  Ge- 
setze betrug  die  Strafe  zum  Theil  das  Einfache,  zum  Theil  das 
Doppelte^),  und  aus  welchem  Grunde  die  Erhöhung  um  \  statt- 
gefunden haben  könnte,  begreift  man  nicht.  Ferner  konnte  nicht 
alles  voD  dem  Beamten  unrechtmässig  gewonnene  Geld  mit  glei- 
cher Strafe  geahndet  werden.*')  Wenn  er  Geschenke  angenom- 
men, ohne  dabei  Unrecht  zu  thun,  durfte  dies  nicht  gleich  hart 
gestraft  werden,  als  wenn  er  öffentliches  Geld  entwendet  oder 
um  Geld  sein  Amt  gemissbraucht  hatte:  es  lassen  sich  eine 
Menge  Abstufungen  denken,  welche  bei  der  Abschätzung  der 
Geldstrafe  eine  verwickelte  Rechnung  herbeiführten:  wir  werden 
später"^)  einen  bestimmten  Fall  anfuhren,  wo  nach  dem  Corne- 
lischen  Gesetze  nur  einfacher  Schadenersatz  bei  einer  Verurthei- 
lang  wegen  Erpressung  stattfand.  Selbst  das  Julische  Gesetz 
über  Erpressungen  liess  noch  einfachen  Schadenersatz  als  Geld- 
strafe zu.  Wir  haben  vom  falschen  Asconius  eine  Bemerkung, 
in  der  er  „die  Schätzung  des  Processes"  erklärt:  zwei  Sachen, 
^  er,  folgten  auf  die  Verurtheilung,  erstens  die  Schätzung, 
wobei  man  entweder  einfach  oder  doppelt  oder  vierfach  rechnete, 
zweitens  die  Verbannung.^)  Die  natürliche  Erklärung  der  Be- 
merkung ist,  dass  in  ein  und  demselben  Processe  die  ein-  und 
zwei-  und  vierfache  Strafsumme  ausgesprochen  wurde,  nicht  dass 


a)  Cic.  div.  in  Q.  Caec.  5,  19  Siciiia  tota,  si  una  voce  loqueretor,  hoc 
diceret:  qnod  auri,  quod  argenti,  quod  orDameDtorum  —  habui,  id  mihi 
^  C.  Verres,  eripuisti  atque  abstulisti,  quo  nomine  abs  te  sestertium  mi- 
lies  ex  lege  repeto. 

b)  S.  oben  S.  164. 

c)  Man  vergleiche  unsere  Auseinandersetzung  über  die  Bestimmungen 
des  Acilischen  Gesetzes  oben  S.  164. 

d)  S.  unten  S.  364. 

e)  Pseudo-Ascon.  p.  146  Ihiae  res  enim  consequebantur :  qua  vei 

Simplex  vel  duplex  vel  quadmpli  ratio  ducebatur,   altera  exilii.    Die  Aus- 
gang der  Lücke  ist  unsicher,  hat  aber  auf  den  Sinn  wenig  Einfluss. 
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zu  verschiedenen  Zeiten  und  nach  verschiedenen  Gesetzen  die 
Schätzung  eine  verschiedene  war.  Diese  Angabe  des  Scholiasten 
ist  schwerlich  zu  verwerfen.  Wenn  die  Verurtbeilung  eines  Be- 
amten ausgesprochen  war,  kamen  bei  der  Schätzung  die  ver- 
schiedenartigsten Erpressungen  zur  Sprache,  wie  wir  namenüicb 
aus  Ciceros  Anklage  gegen  Verres  ersehen:  die  kleineren  My- 
theilungen,  in  welche  die  Richter  sich  bei  der  Schätzung  tren- 
nen, gewähren  die  beste  Gelegenheit,  um  nach  der  Verschieden- 
heit der  Schuld  in  den  einzelnen  Fällen  eine  verschiedene  Strafe 
festzusetzen.  Dass  hierbei  das  Cornelische  Gesetz  eine  Beson- 
derheit ausser  der,  welche  aus  der  Veränderung  des  Richter- 
standes entsprang,  gehabt  habe,  wird  nicht  gesagt.  Damit  geht 
die  Möglichkeit  verloren,  die  100  Millionen  Strafe,  welche  Ver- 
res zu  zahlen  hatte,  zu  erklären:  ein  Theil  derselben  war  ein- 
facher Ersatz,  ein  anderer  zwei-  oder  vierfacher.  Von  einer  be- 
sonderen Bestimmung,  welche  Sulla  in  dieser  Beziehung,  sei  es 
für  alle  Aratsverbrechen  überhaupt ,  sei  es  für  die  Erpressungen 
erlassen  habe,  und  von  einem  Beweise,  dass  von  ihm  ein  Repe- 
tundengesetz  herrühre,  kann  nicht  die  Rede  sein. 

Cicero,  als  Statthalter  von  Cilicien,  schreibt  im  Jahre  50 
v.  Chr.  an  Appius  Claudius  Pulcher,  der  vor  ihm  diese  Provinz 
verwaltet  hatte,  es  hätten  sich  Leute  beklagt,  dass  einige  unver- 
mögende Staaten  den  Gesandten,  welche  sie  zum  Lobe  von  Ap- 
pius nach  Rom  abgefertigt,  zu  hohe  Reisekosten  bewilligt  hätten; 
er  selbst,  setzt  er  hinzu,  habe  nicht  sowohl  den  Befehl  gegeben 
als  seine  Meinung  dahin  ausgesprochen ,  man  müsse  den  Ge- 
sandten die  Reisekosten  so  viel  wie  möglich  nach  dem  Comeli- 
schen  Gesetze  bewilligen.*)  Dies  Cornelische  Gesetz,  sagt  man, 
sei  das  über  Erpressung.  Indessen  es  konnte  weder  dies  noch 
überhaupt  ein  Criminalgesetz  Sullas  sein.  Es  war  eine  innere 
Angelegenheit  der  Staaten,  ihren  Gesandten  Reisekosten  zu  be- 
willigen;   der  Statthalter,    wenngleich   er   auf  geschehene  Be- 


a)  Cic.  epist  111,  10,  6  Ad  me  adire  quosdam  meinini,  nimirum  es 
Epicteto,  qni  dicereot  nimis  luagnos  samptus  legatis  decerni :  qaibas  ego 
non  tarn  imperavi  quam  censui  sumptas  legatis  quam  maxime  ad  l<*g^ 
Cvomeliam  decernendos.  Man  vergleiche  über  denselben  Gegenstand  such 
den  8.  Brief. 
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schwerde  eingreifen  durfte,  konnte  unmöglich  dafür  verantwort- 
lich gemacht  werden,   wenn   die  Städte   in  ihren  Ausgaben  das 
Mass  fiberschritten.    Ein  Erpressungsgesetz  konnte  vielleicht  be- 
stimineD,  solche  Gesandtschaften  sollten  gar  nicht  oder  nur  in 
beschränktem  Masse  stattfinden;   aber,  wenn    sie  überhaupt  er- 
laubt waren,  trug  der  Statthalter,  wenn  er  dabei  ehrlich  verfah- 
ren war,  keine  Verantwortung   für  die  Kosten  derselben.    Es 
muss  dies  Comelische  Gesetz  besonderer  Art  gewesen  sein.    Ci- 
cero erklärt,  man  solle  sich  so  viel  als  möglich  nach  ihm  rich- 
ten: nach  einem  Gesetze  muss  man  sich  durchaus  richten.  Mit- 
hin war  dies   Comelische   Gesetz    auf  den   vorliegenden   Fall 
eigeotlich  nicht  anwendbar  und  bot  nur  eine  gewisse  Analogie 
dar.    Dazu  kommt,  dass  zur  Zeit,  wo  Cicero  schrieb,  schon  das 
Jolische  Gesetz  über  Erpressungen  erlassen  war :  es  hatte  durch 
ausführliche  und  genaue  Behandlung  der  Erpressungen  alle  frü- 
heren Gesetze  zusammengefasst     Deshalb   vermuthe   ich,   das 
Ton  Cicero  hier  erwähnte  Comelische  Gesetz  handelte  über  die 
Provinz  Asien,  der  Sulla  im  Mithridatischen  Kriege  eine  durch- 
greifende Organisation   gegeben  hatte:    namentlich    beschäftigte 
es  sich   mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben    der  Städte,   denen 
er  zum  Besten  des  Römischen  Staates  ungeheure  Lasten  aufge- 
legt hatte.    Aus   diesem  Grunde   hatte  es  Cicero,    der  Cilicien 
regierte,  nicht  genau  zu  beobachten,    konnte  sich  aber  ungef&hr 
nach  ihm  richten.  *®) 

In  den  Verrinischen  Reden  Ciceros  werden  einige  andere 
Beschränkungen  der  Statthalter  von  Provinzen  oder  Arten,  wie 
Erpressungen  verübt  wurden,  erwähnt:  man  hat  sie  mit  dem 
Gesetze  Sullas  über  Erpressungen,  das  man  annahm,  in  Verbin- 
dung gesetzt  Es  war  eine  von  Griechischer  Sitte  ausgegangene 
Schmeichelei  in  den  Provinzen,  besonders  denen  Griechischer 
Bildung,  den  Statthaltern  Statuen  zu  setzen,  theils  in  der  Pro- 
vinz selbst  an  verschiedenen  Orten,  theils  in  Rom,  und  zwar 
nicht  nur  den  Statthaltern  selber,  sondern  auch  ihren  Angehö- 
rigen. IMese  Sitte  artete  bei  dem  ausserordentlichen  Dracke,  wel- 
cher auf  den  Provinzen  lastete,  bald  aus  und  wurde  von  der  Hab- 
sucht der  Statthalter  arg  gemissbraucht :  Verres  hatte  far  diesen 
Zweck  allein  in   Sicilien   3  Millionen    Sesterzen   sammeln  las- 
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sen.*)    Dm  diesem  Missbraucbe  einigermassen  eDtgegenzatreten, 
bestand  im  Jahre  70  v.  Chr.  die  Verordnung,  das  so  zasammen- 
gebracbte  Geld  sollte  innerhalb  fünf  Jahren  für  den  Zwßck,  zu 
dem  es  gesammelt  war,    ven^endet  werden:   widrigenfalls  sollte 
es  erlaubt  sein,   es  zurückzufordern.'')    Es   war  eine  den  Statt- 
halter wenig  beschränkende  Verordnung.    Denn,  wie  Cicero  weit- 
läuftig  ausführt,  gab  es  keine  Bestimmung,  wie  viel  Geld  es  deu 
Statthaltern  erlaubt  wäre,  für  diesen  Zweck  zu  sammeln,  eben- 
sowenig waren  Drohungen   und    Zwangsmittel  von    Seiten  des 
Statthalters  dabei  verboten:  auch  hiess  es  nicht,  dass  die  sam- 
melnden Städte  selbst  die  Verwendung  des  Geldes  zu  leiten  hät- 
ten.   Der  Statthalter  konnte  also  selbst  oder  durch  seine  Leute 
das  Geld  in  Empfang  nehmen,  verwenden  und  auf  mannigfache 
Weise  daraus  Nutzen  ziehen.     Von  wem  jene  trotzdem  beschrän- 
kende Verordnung  herrührt,  sagt  Cicero  nicht:  man   vermuthet, 
von  Sulla  und  führt  dies  als  eine  Bestimmung  seines  Gesetze« 
über  Erpressungen  an.*^)    Ich   mache  hierbei  zuerst  eine  Be- 
merkung über  das  bei  einer  Verurtheilung  wegen  Erpressungen 
eintretende  Strafmass.  °)    Angenommen,  der  Statthalter  verwen- 
dete das  gesammelte  Geld  nicht  seinem  Zwecke  gemäss  inner- 
halb  fünf  Jahren:   dann    konnte    es    von  ihm  wieder  eingefor- 
dert werden  und  zwar,    wie  Cicero    bemerkt**),  durch  eine  An- 
klage wegen  Erpressung  vor  dem  Schwurgerichte.    Im  Falle  der 
Verurtheilung  folgte   eine  Schätzung;  aber  dass  diese  auf  das 
Doppelte,  2j  oder  4fache   stattfand,   ist,   wenngleich   wir  keine 
Nachricht  darüber  haben,  an  sich  undenkbar.    Sonst  wäre  nicht 
Unredlichkeit  des  Beamten  gestraft,  sondern  Verschwendung  der 
gesammelten  Gelder  von  seiner  Seite  hervorgerufen  worden,  wie 
sie  das  Gesetz   nicht  billigen   konnte.     Wir  haben   hier  einen 


a)  Man  sehe  die  ausführliche  Schilderung  bei  Cic.  in  Verr.  II»  57  sq. 

b)  Cic  in  Verr.  II,  58,  142  Scilicet  expectemus  legitimum  illud  quin- 
queoninm:  si  hoc  intervallo  dod  consumpserit ,  tum  deuique  nomen  eios 
de  pecuniis  repetundis  statuarum  nomine  deferemus. 

c)  Vergl.  kurz  zuvor  S.  861. 

d)  Denn  anders  lassen  sich  Giceros  Worte  in  Verr.  II,  58,  142  nicht 
erklären :  sin  absolutus  eris,  quis  erit  tarn  amens ,  qui  te  ex  tot  tantisqn« 
criminibus  elapsum  post  quinquennium  statuarum  nomine  aroessat? 
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bestimmten  Fall,   wo   zur  Zeit  des  Corneliscben  Gesetzes  bei 
VerurtheiluDgen  wegen  Erpressungen  nnr  einfacher  Ersatz  statt- 
fand.   Indessen   däss    die  Bestimmung,   das  gesammelte  Geld 
dürfe,  soweit  es  nicht  zu  Statuen  verwendet  worden,  nach  fünf 
Jahren  zurückgefordert   werden,   von  Sulla  herrührt,  ist  wenig 
wahrscheinlich.    Cicero  sagt  es  trotz  der   Ausführlichkeit,   mit 
welcher  er   diesen  Punkt   behandelt,   nirgends.     Man    begreift 
nicht,  weshalb  sie  nicht'  vom  Servilischen,  ja  selbst  von  dem 
Calpurnischen  Gesetze,  dem  ersten  über  Erpressungen,  herrühren 
soll:  dies  hatte^)   sehr   genaue  Erklärungen  darüber  gegeben., 
was  anter  Geld,  welches  der  Beamte  „genommen  und  sich  ver- 
schafft^'   habe^),   zu  verstehen   sei.     Man  darf  sogar  glauben, 
dass,   wenn  Sulla  jenen   Punkt   in  seinem  Gesetze  behandelt 
hätte,  er  viel  mehr  ins  Einzelne  gegangen  sein  und  alle  jene 
Wege  des   unrechtmässigen    Gelderwerbes,    die,   dem  Beamten 
hierbei  offen  standen,  verboten  haben  würde.    Die  Bestimmung, 
wie  sie  zu  Sullas  Zeit  bestand,  passt  für  eine  Zeit,  wo  man  un- 
gefähr die  Mittel  zum  unrechtmässigen  Gelderwerbe  in  den  Pro- 
vinzen kannte,  aber  mit  den  Einzelheiten  derselben  noch  wenig 
bekannt  war. 

Jedoch  man  braucht  nicht  anzunehmen,  die  Zurückforderung 
der  gesammelten  Gelder  nach  fünf  Jahren  sei  durch  ein  Erpres- 
songsgesetz  erlaubt  worden.  Cicero  nennt  jene  fünf  Jahre  „ge- 
setzmässig^^*^);  dennoch  brauchen  sie  nicht  von  einem  eigent- 
lichen Gesetze  herzurühren.  Der  Senat  hatte,  wenngleich  er  jeder 
richterlichen  Gewalt  entbehrte,  die  Befugniss,  Anordnungen  für 
die  Provinzen  zu  erlassen  und  dadurch  den  Gerichten  Anleitung 
far  die  Anwendung  der  Gesetze  über  Erpressung  zu  geben.  Dies 
beweist  Ciceros  Bericht  über  Verres'  Verfahren  mit  den  gesam- 
melten Geldern.  Die  Gesandten  der  Sicilischen  Städte  hatten 
in  Veranlassung  von  Verres'  Processe  im  Senate  die  Forderung 
gestellt,  es  sollte  ihnen  verboten  werden,  Geld  zu  Statuen  zu 


a)  S.  oben  S.  40. 

b)  Diese  Ansdracke  (captam ,  conciliatom)  gebraucht  Cicero  a.  a.  0. 
i  141  XL  8.  w.  von  dieser  Art  der  Erpressung. 

c)  Gic  1.  L  §  142  legitimum  ilind  quinqueunium. 
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versprechen,  ausser  nachdem  der  Statthalter  die  Provinz  ver- 
lassen hätte.*)  Wurde  diese  Forderung  Siciliens  erfüllt,  erfolgte 
also  das  Verbot,  einem  regierenden  Statthalter  Statuen  zu  ver- 
sprechen oder  dafür  zu  sammeln,  so  war  damit  eine  Quelle  der 
Erpressung  verstopft.  Aehnlich  konnte  früher  eine  Provinz 
sich  beim  Senate  beklagt  haben,  dass  das  von  ihr  zu  Statuen 
gesammelte  Geld  keine  Verwendung  gefunden  hätte:  war  darauf 
die  Entscheidung  erfolgt,  erst  nach  fünf  Jahreii  dürfe  sich  eine 
Provinz  über  die  Nicht  Verwendung  dieser  Gelder  beklagen,  so 
war  damit  den  Geschworenen  bei  Erpressungsklageu  der  Auhalt 
gegeben,  um  auf  die  Zurückerstattung  solcher  Gelder  zu  erken- 
nen. Die  Möglichkeit,  dass  zu  Sullas  Zeit  eine  beschränkende 
Anordnung  über  die  für  Statuen  der  Statthalter  bestimmten 
Sammlungen  vorhanden  war,  auch  ohne  dass  sie  sich  in  einem 
Repetundengesetze  fand,  ist  nicht  zu  leugnen:  dass  Sulla  eine 
solche  erlassen  und  ein  Gesetz  über  Erpressungen  gegeben  habe, 
ist  unwahrscheinlich. 

Eine  ähnliche  Sitte,  wie  bei  dem  Errichten  von  Statuen^ 
herrschte  in  den  Provinzen  Griechischer  Cultur  bei  der  Grün- 
dung von  Festen  zu  Ehren  der  Statthalter.  Zu  diesem  Zwecke 
wurde  Geld  gesammelt:  davon  wurde  z.  B.  in  Sicilien  zu  Syra- 
cus  zu  Ehren  des  Eroberers  der  Stadt  M.  Marcellus  ein  Mar- 
cellusfest  gefeiert  bis  zu  Verres'  Zeiten,  von  da  an  ein  Verres- 
fest,  in  der  Provinz  Asien  gab  es  ein  Muciusfest.  ^)  Diese  Geld- 
samrolungen  konnten  zu  Erpressungen  gemissbraucht  werden 
und  in  so  fern  dieser  Punkt  bei  Anklagen  wegen  Erpressung 
zur  Spmche  kommen:  die  Geschworenen  hatten  dann  zu  ent- 
scheiden, ob  der  Statthalter  dabei,  wie  es  im  Gesetze  biess,  Geld 
„genommen,  sich  verschafil,  unterschlagen  und  zusammengebracht'' 
habe ;  es  kam  auf  die  Sitte  und  die  jedesmalige  Ansicht  der 
Richter  an.    Denn  besondere  Bestimmungen,  welche  Einzelnes 


a)  Gic.  in  Verr.  II,  59  146  Legationes  ouinium  civitatum  in  postulatis 
commanibas,  quae  fere  omoia  ex  tuis  iniuriis  nata  sant,  etiam  boc  edide- 
runt,  ut  stataas  ne  cui  nisi  cum  is  de  provincia  decessisset,  pollicerentur. 
Tot  praetores  in  Sicilia  fuerunt,  toties  apud  maiores  nostros  Sicali  sena- 
tum adierunt,  toties  hac  memoria  u.  s.  w. 

b)  Cic.  in  Verr.  II,  21,  51. 
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verboten,  gab  es  darüber  nicbt,  auch  nicht  nach  Sulla.  In  sei- 
ner 59  V.  Chr.  gehaltenen  Vertheidigung  für  L.  Flaccus  erzählt 
Cicero,  derselbe  habe  als  Statthalter  Asiens  Geld,  das  dort  ge- 
sammelt war,  um  zu  Ehren  von  Flaccus'  Vater,  einem  früheren 
Statthalter  der  Provinz,  ein  Fest  und  Spiele  zu  feiern,  fortge- 
Dommen.  Das  gesammelte  Geld  war  in  Tralles  niedergelegt 
und  von  dieser  Stadt  missbräuclilich  zu  ihrem  eigenen  Besten 
auf  Zinsen  ansgethan  worden:  der  Sohn  nahm  es  von  dort  fort 
und  Cicero  behauptet,  es  habe  ihm  freigestanden  dies  zuthun.*) 
Za  welchem  Zwecke  der  Sohn  das  Geld  fortnahm  oder  ver- 
wandte, fugt  Cicero  nicht  hinzu;  aber  er  erwähnt  nirgends  in 
seiner  ausführlichen  Darstellung  eine  gesetzliche  Bestimmung, 
welche  dem  Statthalter  hierbei  Beschränkungen  auferlegt  habe, 
and  daraus  werden  wir  schliessen  können,  dass  es  keine  gege- 
ben habe,  wenigstens  bis  auf  das  Julische  Gesetz. 

Andere  Lasten  der  Provinzen,  welche  den  Statthaltern  zu 
Bedrückungen  und  Erpressungen  Anlass  geben  konnten,  waren 
von  dem  Gesetze  entweder  erlaubt  oder  doch  nicht  verboten, 
ond  man  hat  dies  dabei  erwähnte  Gesetz  auf  das  Gornelische 
bezogen.  Es  sind  Lasten,  welche  sich  auf  den  Schmuck  der 
Stadt  Rom  und  das  Vergnügen  des  Römischen  Volkes  beziehen. 
In  dem  bekannten  Briefe  Ciceros  an  seinen  Bruder  über  die 
Provinzialverwaltung  erwähnt  derselbe,  es  sei  schon  die  Sitte 
eingerissen ,  dass  die  Provinzen  den  Aedilen  für  die  in  Rom  zu 
veranstaltenden  Spiele  Geld  bewilligten:  Ciceros  Bruder  verbot 
dies  in  Asien  und  ein  vornehmer  Mann  in  Rom  beklagte  sich, 
darch  dieses  Verbot  seien  ihm  20  Millionen  Sesterzen  entzogen.^) 
Daraas  erhellt,  wie  gross  diese  Last  war,  aber  ebenfalls,  dass 
^  dagegen    keine   gesetzliche  Bestimmung   gab.     Denn   sonst 


a)  Man  sehe  Cic.  p.  Flacc.  23  sq.  und  besonders  c.  25.  Wir  werden 
hierüber  später,  wo  wir  Ciceros  Rede  für  Flaccus  erklären,  mehr  sagen. 

b)  Cic  ad  Q.  fr.  I,  1,  9,  26  Quantum  vero  illud  est  beneficium  tuum, 
<Juod  ioiquo  et  gravi  vectigali  aedilicio  cum  magnis  nostris  simultatibus 
^i^  iiberasti?  Etenim  si  unus  faomo  nobilis  queritur  palam  te,  quod 
^eris,  ne  ad  ludos  pecuniae  decemerentur,  HS.  CG  sibi  eripuisse :  quanta 
^dem  peeunia  penderetur,  si  omnium  nomine,  quicunque  Romae  ludos 
^»fxrtoi,  quod  erat  iam  institutum.  erogaretur? 
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hätte  es  keines  besonderen  Verbotes  des  Statthalters  von  Asien 
bedurft.    Es  hatte  die  Sitte  eben  erst  angefangen. 

Eine  andere  Last  war  im  Gesetze  berücksichtigt.  Wo  das- 
selbe die  Annahme  von  Geschenken  verbot,  machte  es  die  aus- 
drückliche Ausnahme,  es  sollte  erlaubt  sein  sie  anzunehmen  zum 
Behuf  eines  in  Rom  zu  errichtenden  Denkmals  oder  Tempels.') 
Dass  dies  Gesetz  das  CorneliscTie  sei,  wird  weder  gesagt,  noch 
ist  es  wahrscheinlich.  Wenn  das  Calpurnische  Gesetz*»)  genaue 
Bestimmungen  über  die  Annahme  von  Geschenken  enthielt,  konnte 
es  auch  diese  Ausnahme  hinzufugen.  Denn  schon  zu  seiner 
Zeit  war  die  Sitte  eingerissen,  die  Kräfte  der  Provinz  zum 
Besten  Roms  zu  missbrauchen.  Im  Jahre  179  bat  der  Consul 
Q.  Fulvius  um  die  Erlaubniss,  wegen  eines  in  Spanien  erfochte- 
nen  Sieges  Spiele  feiern  zu  dürfen,  zu  denen  ihm  ein  Beitrag 
von  Spanien  gegeben  worden  sei.  Der  Senat  bewilligte  diesel- 
ben, auch  Geld  dafür,  fügte  aber  hinzu,  er  dürfe  für  sie  nichts 
„herbeiholen,  zusammenbringen,  annehmen,  thun''  gegen  den  im 
Jahre  182  gefassten  Senatsbeschluss.  Damals  nämlich  hatte 
der  Aedil  Ti.  Sempronius  Spiele  gegeben  und  für  sie  Italien, 
die  Latiner,  ja  sogar  die  Provinzen  bedrückt.^)  So  alt  war 
also  die  Sitte  der  Beamten,  durch  Bedrückung  der  Unterthanen 
die  Römischen  Spiele  zu  verherrlichen,  so  früh  war  der  Senat, 
der  damals  allein  die  Befugniss  dazu  hatte,  dagegen  einge- 
schritten :  schon  das  Calpurnische  Gesetz  konnte  die  früheren 
hierauf  bezüglichen  Verordnungen  zusammenfassen,  dessen 
Bestimmungen  bei  den  späteren  Gesetzen  in  Geltung  blieben. 
Sulla  hat  hierin  nichts  verändert.  Hätte  er  es  gethan,  so  müss- 
ten  weiter  in  das  Einzelne  eingehende  derartige  Bestimmungen 
erwähnt  werden.    Denn  die  Sitte,  dass  die  Aedilen  sich  for  ihre 


a)  Gic.  ad  Q.  fr.  I,  1,  9,  26  nominatim  lex  excipit,  ut  ad  templnm 
monumentom  capere  liceat,  cumque  id,  quod  dabatur,  non  esset  ioterita- 
rum»  sed  in  omamentis  templi  fatanim,  ut  non  mihi  potius  quam  populo 
Romano  ac  diis  immortalibus  datum  videretur,  tarnen  id,  in  quo  eral 
dignitas,  erat  lex,  erat  eorum,  qui  £Bu:iebant)  voluntas,  accipiendam  noo 
putavi. 

b)  S.  oben  S.  40. 

c)  Liv.  XL,  44. 
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Spiele  ans  den  Proviozen  Kunstwerke  borgten*)  und  wilde  Thiere 
far  die  Thierbetzen  kommen  Hessen  ^) ,  dauerte  fort ,  und  nicht 
immer  waren  die  Aedilen  so  gewissenhaft  wie  Cicero,  der  in 
seiner  Aedilität  nur  die  freiwillig  ihm  aus  Sicilien  geliehenen 
KüDstschätze  benutzte^),  auch  als  Statthalter  von  Cilicien  die 
Ansuchen  seiner  Freunde  scherzend,  aber  entschieden  zurück- 
wies.'')  Von  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  bei  diesen  zur 
Gewohnheit  gewordenen  Leistungen  der  Provinzen  zu  beobachten 
gewesen  wären,  hören  wir  nicht 

In  anderen  Bestimmungen,  nimmt  man  an,  sei  das  Corne- 
lische  Gesetz  über  Erpressung  nachsichtiger  gewesen  als  die 
früheren  Gesetze.  Wucher,  sagt  man,  sei  den  Statthaltern  in 
ihren  Provinzen  zwar  verboten  gewesen ,  aber  zu  kaufen  habe 
Sulla  den  Beamten  verstattet,  während  die  früheren  Gesetze  es 
nicht  erlaubten.*'^  Ich  finde  nii^ends  gesetzliche  Verbote  der 
Art  erwähnt  und  glaube,  dass  diese  Ansichten  der  Gelehrten 
aus-  nicht  richtiger  Erklärung  von  Ciceros  Worten  entstanden 
sind.  Dieser  klagt,  Verres  habe  in  Sicilien  mit  Staatsgeldern 
Wucher  getrieben  und  bemerkt  „wenn  ich  bewiese,  du,  der  Prä- 
tor, habest  in  der  Provinz  mit  deinem  eigenen  Gelde  Wucher 
getrieben,  könntest  du  dennoch  nicht  entgehen."*)  Daraus  er- 
giebt  sich,  dass  Verres  auch  bei  dem  Wuchern  mit  eigenem 
Gelde  die  Gesetze  überschritten  haben  würde;  aber,  ich  denke, 
nicht  deshalb,  weil  ein  Erpressungsgesetz  dies  den  Beamten  in 
der  Provinz  verboten  hatte,  sondern  weil  Wucher  überhaupt  ver- 
boten war:  doppelt  abscheulich  war  es,  wenn  der  oberste  Wäch- 
ter der  Gesetze  in  der  Provinz,  der  Statthalter  selbst  Wucher 
trieb.  Dass  es  immer,  auch  in  der  Kaiserzeit,  wo  alle  Arten 
von  Erpressungen  streng  verboten  waren,  für  Römische  Senatoren 


a)  Man  sehe  z.  B.  Cic.  in   Verr.  IV,  3,  6;  59,  133;  Plin.  nat  bist. 
XXXV,  173;  Plaut.  Pocn.  V,  2,  52;  Pseado-Ascon.  p.  171  und  174. 

b)  Man  sehe  z.  B.  Cic.  ad  Att.   V,  21,  5;  VI,  1,  13;  ad  Q.  fr.  I,  1, 
9;  epist  II,  11 ;  VUI,  2,  2  und  4,  4  und  6,  5  und  8,  10  und  9,  3. 

c)  Plut  Cic  8. 

d)  Plut  Cic.  36. 

e)  Cic.  in  Verr.  III,  72,  169  Si  mehercule  te  tuam  pecuniam  praetorem 
in  proTincia  feneratnm  docerem,  tarnen  effugere  non  posses. 

lu.  24 
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und  Beamten  erlaubt  war,  ihr  Geld  in  den  Provinzen  anzulegen, 
steht  durch  viele  Beispiele  fest:  dass  es  zu  Sullas  Zeit  erlaubt 
war,  lehrt  das  Beispiel  des  Quästors  C.  Malleolus,  der,  wie  Ci- 
cero erzählt,  sein  ganzes  Vermögen  in  die  Provinz  mitgenommeo 
und  dort  angelegt  hatte.')  Einkäufe  in  der  Provinz  zu  machen, 
sagt  man,  gestattete  Sullas  Gesetz  über  Erpressungen.  Denn 
von  Verres  erzählt  Cicero,  er  habe  in  allen  Provinzen,  in  wel- 
chen er  Beamter  war,  zahlreiche  Ankäufe  von  Kunstsachen  ge- 
macht'O  und  dies  wird,  sobald  der  Kauf  ein  wirklicher,  ehrlicher 
Kauf  und  nicht  ein  erzwungener  Scheinkauf  war,  nicht  als  un- 
gesetzlich betrachtet:  Verres  selbst  hatte  sich  durch  Abschliessen 
von  Kaufverträgen  bei  seinen  Kunsträubereien  gegen  das  Gesetz 
zu  decken  gesucht  In  früheren  Gesetzen  dagegen  soll  jeder 
Kauf  des  Statthalters  in  der  Provinz  verboten  gewesen  sein:  all- 
mälig  wären  diese  in  Vergessenheit  gerathen  und  von  Sulla  nicht 
erneuert  worden.  Die  Annahme  eines  solchen  Verhältnisses  ist 
nicht  begründet  Ein  altes  Gesetz  verbot  allerdings  den  Kauf 
eines  Sclaven  in  der  Provinz,  ausser  an  Stelle  eines  dort  gestor- 
benen Sclaven^):  es  hatte  zu  dieser  so  ins  Einzelne  gebenden 
Bestimmung  einen  besondern,  nicht  bekannten,  Grund.  Einkau- 
fen von  anderen  Gegenständen  in  der  Provinz  verbot  es  nicht: 
das  sagt  Cicero  selbst;  der  von  ihm  hinzugefügte  Grund,  man 
hätte  gedacht,  die  Statthalter  würden  in  der  Provinz  nichts  an- 
deres zu  kaufen  wünschen,  braucht  nicht  der  wirkliche  zu  sein, 
sondern  wird  von  Cicero  angeführt,  um  im  Gegensatze  zu  Ver- 
res die  RechtschafFenheit  der  Vorfahfen  zu  erheben.  Es  ist  auch 
undenkbar,  dass  ein  solches  allgemeines  Verbot  jemals  erlassen 
worden  ist:  ^s  hätte  den  Verkehr  der  Provinzen  mit  Rom  und 
damit  deren  Gewöhnung  an  Römische  Herrschaft  verhindert 
Alle  Bestimmungen,  welche  als  einem  Cornelischen  Erpres- 


a)  Gic.  in  Verr.  J,  36>  91  Nam  Malleolas  in  provinciam  sie  coptose 
profectus  erat,  ut  domi  prorsus  nihil  relinqueret;  praeterea  peconias  occa- 
parat  apud  populos. 

b)  Cic.  in  Verr.  I,  22  und  mehrfach  im  4.  Buche. 

c)  Cic.  in  Verr.  IV,  5,  9.  Vergl.  oben  S.  40,  und  die  Erzählung  von 
dem  wunderlichen,  aber  echt  Römischen  Benehmen  des  L.  Piso,  des  Sohnes 
von  dem  Urheber  des  Calpuruischen  Gesetzes,  bei  Cic  in  Verr.  IV,  25, 5ß. 
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sangsgesetze  eigentbümlicb  angefahrt  werden,  sind  entweder 
niemals  gegeben  worden  oder  gehörten  nicht  diesem  Gesetze  an. 
Es  giebt  weder  in  Bezug  auf  die  Verbrechen  oder  Verbrecher, 
noch  auf  die  Strafen  irgend  eine  Einzelheit,  welche  als  von 
Sulla  herrührend  nachgewiesen  werden  kann.  Die  Hauptbestim- 
muDg  über  den  ßegriif  der  Erpressung,  giebt  man  ohnehin  zu, 
sei  in  dem  yermeintlichen  Cornelischen  Gesetze  eben  dieselbe 
gewesen  wie  in  den  früheren.  Strail&llig,  heisst  es  in  den  Ver- 
rioischen  Reden  Ciceros,  sei  derjenige,  welcher  gegen  die  Ge- 
setze Geld  „genommen"'  habe*);  an  anderen  Stellen  wird  ange- 
deutet, dass  in  dem  Gesetze,  wonach  Verres'  Anklage  stattfand, 
Geld  „nehmen,  sich  yerschaffen,  zusammenbringen"  (capere,  con- 
ciliare,  cogere)  als  Merkmale  der  Erpressung  angegeben  waren^), 
alles  Ausdrücke ,  welche  sich  schon  in  dem  ersten  Capitel  des 
Äcilischen  Gesetzes  finden. 

Wüssten  wir  von  einem  anderen  Gesetze  keine  Einzelheiten, 
so  würde  die  Frage,  ob  es  erlassen  worden  sei  oder  nicht,  von 
dem  unmittelbaren  Zeugnisse  der  Schriftsteller  abhängen.  Bei 
dem  vermeintlichen  Cornelischen  Erpressungsgesetze  ist  das  Ver- 
hältniss  ein  anderes.  Ein  Zeugniss,  dass  es  gegeben  worden 
sei,  haben  wir  nicht  Aber  da  Sulla  sonst  das  Criminalrecht  in 
vielfacher  Hinsicht  umgestaltet  und  namentlich  die  Gesqhworenen 
aus  einem  anderen  Stande  als  bisher  genommen  hat,  erschien 
es  als  wahrscheinlich,  dass  er  seine  Gesetze  auch  auf  Erpres- 
soDgen,  das  Hauptverbrechen  der  Beamten,  ausgedehnt  habe  und 
deshalb  fand  man  in  den  Bestimmungen,  welche  wir  als  nicht 
iüerher  gehörig  erwiesen  haben,  Spuren  desselben.  Das  Fehleu 
derselben  ist  ein  Beweis  dafür,  dass  Sulla  überhaupt  kein  Ge- 
setz über  Erpressung  gegeben  hat.  Denn  wir  besitzen  einige 
Kedeu  Ciceros  zur  Vertheidigung  von  Beamten,  welche  nach 
Sulla  und  vor  dem  Erlasse  eines  anderen  Gesetzes  wegen  Er- 
pressung angeklagt  waren.     In   ihnen  und  namentlich  in  den 


a)  Gic.   in  Verr.  I,  4,  10  His  ego  iudicibus  non  probabo  C.  Verrem 
contra  leges  pecuniam  cepisse? 

b)  S.  obeu  S.  365,  ausserdem  in  Verr.  III,  30,  71;  40,  91:  84,  172; 
94,  218  ood  vergleiche  oben  S.  138. 
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Verriniscben  Reden  müsste  sich  eine  Erwähnong  des  Corneli- 
schen  Gesetzes  finden,  wenn  es  ein  solches  gegeben  hätte.  In 
ausserordentlich  vielen  Fällen  wirft  Cicero  dem  Angeklagten 
Habsucht  und  Erpressung  war,  weist  auch  ausfahrlich  nach,  in 
wie  fern  er  dabei  strafbar  sei:  er  erwähnt  „das  Gesetz",  aber 
nirgends  Sulla  als  Urheber  desselben.  Hätte  derselbe  in  ähn- 
licher Weise,  wie  wir  es  beim  Acilischen  Gesetze  sehen,  ein  über 
Erpressung  in  Verbindung  mit  anderen  Amtsverbrechen  handelndes 
Gesetz  erlassen,  so  wäre  dies  Stillschweigen  Ciceros  unerklärlieb. 

In  dem  Anfange  seiner  geschriebenen  Anklage  gegen  Verres 
spricht  derselbe  über  die  Nothwendigkeit  einer  zweimaligen  Ver- 
handlung des  Processes,  die  compe7*endinatio  ^  und  stellt  dem 
Angeklagten  die  Wahl,  die  Vertheidigang  nach  dieser  oder  der 
früher  bestehenden  ampliatio  zu  fuhren.*)  „Glaucia,  sagt  er, 
hat  zuerst  die  Comperendination  eingeführt".  Andere  also 
nach  ihm  sie  beibehalten.  Dass  Sulla  unter  diesen  gewe- 
sen, setzt  er  nicht  hinzu,  aber  wohl,  dass  Glaucias  Einrichtung 
auch  in  der  Zeit  nach  Sulla  galt,  mithin  von  diesem  ein  wesent- 
licher und  wichtiger  Theil  des  früheren  Verfahrens  beibehalten 
wurde.  Dies  konnte  Sulla,  wenn  er  überhaupt  ein  Gesetz  über 
Amts  verbrechen  im  Allgemeinen  gab,  nicht  thun.  Denn  die  Com- 
perendination war  für  den  Angeklagten  lästig  und  gefährlicb. 
Sulla  musste,  da  er  die' Interessen  des  Senates  überall  schützte, 
diese  Einrichtung  abschaffen.  Zweitens  hat  er  dies,  wie  wir 
später  zeigen  werden,  wirklich  bei  den  neuen  von  ihm  einge- 
setzten Schwurgerichten  gethan.  Diese  Verschiedenheit  des  Ver- 
fahrens lässt  sich  nur  erklären,  wenn  Sulla  über  Erpressungen 
kein  Gesetz  gab;  er  hat  nur  die  Geschworenen  auch  in  diesen 
Processen  geändert,  in  allen  übrigen  Beziehungen,  dem  Begriffe 
des  Verbrechens,  den  Einzelheiten  des  Verbotes,  selbst  den  For- 
men des  Verfahrens  die  früher  geltenden  Gesetze  aufrecht  er- 
halten. 

Namentlich  gilt  dies  von  dem  allgemeinen  Schwurgerichte 
über  Amtsverbrechen,  welches  er  vorfand.  Seit  C.  Gracchus' 
Gesetze  gab  es  dasselbe,  und  die  bisherigen  Gesetze,  mit  Aus- 


a)  Vergl.  oben  S.  201 
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nähme  der  über  Majestätsverbrechen,  bezogen  sich  darauf:  moch- 
teo  sie  auch  einzelne  Bestimniungen  über  besondere  Verbrechen, 
z.  B.  über  das  der  Erpressung,  enthalten ,  so  fügten  sie  diese 
in  das  allgemeiae  Gesetz  ein,  ohne  damit  besondere  Schwurge- 
richte für  die  einzelnen  Gattungen  der  Amtsverbrechen  zu  er- 
richten. Die  Folgen  dieser  Zusammenfassung  der  Amtsverbrechen 
treten  in  dem  Processe  vielfach  hervor,  namentlich  in  den  ver- 
hängten Strafen.  Erpressung  an  sich  wird,  wie  das  spätere 
Jolische  Gesetz  beweist,  mit  Geld-  und  Ehrenstrafe  geahndet. 
So  lange  dieselbe  aber  bei  dem  allgemeinen  Gerichte  über  Amts- 
verbrechen anhängig  gemacht  wurde,  stand  es  dem  Gerichte  frei, 
sobald  sich  im  Laufe  der  Untersuchung  schwerere  Verbrechen 
ergaben,  höhere  Strafe  zu  verhängen:  daher  viele  wegen  Er- 
pressung Angeklagte  zur  Verbannung  vemrtheilt  wurden.  Hierin 
machte  Sulla  nur  eine  einzige  Veränderung,  in  so  fern  er  in 
sein  Gesetz  über  Mord  einen  Paragraphen  gegen  ungerechte  Rich- 
ter aufnahm:  im  Uebrigen  liess  er  den  alle  Amtsverbrechen  um- 
fassenden Gerichtshof  unverändert  Man  erkennt  dies  aus  den 
nach  dem  Erlasse  des  Cornelischen  Gesetzes  geführten  Processen, 
z.  B.  dem  gegen  C.  Verres.  Es  handelt  sich  in  ihm  nicht  nur 
um  einen.  Ersatz  des  Geraubten,  sondern  den  Umständen  nach 
auch  um  die  härteste  Strafe,  welche  Geschworene  überhaupt 
aussprechen  dürfen.  Sulla  hat  mithin  kein  Gesetz  über  Erpres- 
sung gegeben,  er  konnte  es  nicht  thun,  ohne  den  Charakter  der 
ganzen,  damals  gegen  Beamte  bestehenden  Gesetzgebung  zu  än- 
dern. Er  hat  die  Wirksamkeit  der  bis  auf  seine  Zeit  gültigen 
Gesetze  gegen  Amtsverbrechen  im  Allgemeinen  nicht  geschmälert. 
Dies  Ergebniss  ist  für  Sullas  Criminalverfassung  wichtig 
und  wir  müssen  noch  einen  Einwand  dagegen  beseitigen.  Amts- 
erschleichung wurde  nach  Römischer  Anschauung  von  eben  dem- 
selben Gesetze  umfasst  wie  Erpressung :  es  verbot  den  Beamten, 
während  ihres  Amtes  oder  vor  demselben  Geld  und  Geschenke 
zu  geben  oder  anzunehmen");  ein  besonderes  Gesetz  über  Amts- 
erschleichung gab  es  noch  nicht.  Sulla,  nimmt  man  jetzt  an, 
habe  es  gegeben.    Ein  Scholiast  zu  Cicero  bemerkt,  in  Bezug 


a)  S.  UDsere  Auseinandersetzung  oben  S.  76. 


374  Sullanisches  Gesetz  über  Amtserschleichung. 

auf  die  Verurtheilung  wegen  dieses  Verbrechens,  „die  nach  dem 
Cornelischen  Gesetze  Verurtheilten  hätten  die  Strafe  erhalten, 
dass  sie  sich  der  Bewerbung  um  Aemter  während  zehn  Jahre 
enthalten  musst^n."*)  Dies  Cornelische  Gesetz,  rührt  von  Sulla 
her.  Denn  erstens  kennen  wir  kein  anderes  Gornelisches  Ge- 
setz über  Amtserschleichung.  Ob  das  im  Jahre  159  v.  Chr. 
gegebene  Gesetz  von  den  beiden  Consuln  herrührt  und  deshalb 
mit  Recht  nach  ihnen  Cornelisch-Fulvisches  genannt  wird,  ist, 
da  wir  keine  Nachricht  darüber  haben,  mehr  als  zweifelhaft.^) 
Das  zunächst  vorher  bekannte  vom  Jahre  181  v.  Chr.  wurde 
allerdings  von  den  beiden  Consuln  gegeben  und  heisst  das  Cor- 
nelisch-Bäbische. *")  Ein  Gornelisches  kennt  man  nicht:  es  ist 
mit  Wahrscheinlichkeit  auf  Sulla  zu  beziehen,  von  welchem  so 
viele  Gesetze  herrühren.*^*)  Zweitens  heisst  es  bei  dem  Scho- 
liasten,  „ein  bedeutendes  später '^  sei  das  Calpurnische  Gesetz 
gegeben  worden.  Dies  passt  auf  den  an  Gesetzen  überreicheo 
Zeitraum  von  fünfzehn  Jahren  zwischen  Sulla  und  dem  Galpor- 
nischen  Gesetze,  aber  nicht  auf  eine  Reihe  von  90  oder  gar  112 
Jahren.  Ein  dritter  Grund,  welchen  man  anführt,  dass  eine 
zehnjährige  Zurückstellung  des  Verurtheilten  zu  dem  Charakter 
der  Sullanischen  Gesetze,  nach  denen  Niemand  innerhalb  zehn 
Jahre  dasselbe  Amt  zweimal  bekleiden  sollte,  passe,  ist  sehr 
unsicher.  Denn  jene  Bestimmung  Sullas  beruhte  auf  einem  uralten 
Römischen  Volksbeschlusse  und  konnte  sehr  wohl  auch  anderen 
Gesetzen  zu  Grunde  liegen.^)  Aber  dennoch  scheint  es  sicher, 
dass  der  Scholiast  ein  Gesetz  des  Dictators  Sulla  gemeint  hat^^ 
Jedoch  daraus  folgt  nicht,  Sulla  habe  ein  Gesetz  über  Amtser- 
schleichung gegeben.    Der  Ausdruck  des  Scholiasten  selbst  ist 


a)  Schol.  Bob.  in  Cic.  p.  Süll.  p.  361  Orcll.  sagt  mit  Bezugnahme  aaf 
den  wegen  Amtserschleichung  verurtheilten  F.  Sulla  und  in  Vergleicbong 
mit  dem  späteren  Calpurnischen  Gesetze:  Nam  superioribns  temporibus 
damnati  lege  Cornelia  hoc  genus  poenae  ferebant,  ut  magistratuum  peti- 
tione  per  decem  anuos  abstinerent.  Aliquanto  postea  severior  lex  Calpar- 
nia  et  pecunia  multavit  et  in  perpetuum  honoribus  iussit  carere  damnatos. 

b)  Liv.  per.  XLVll  heisst  es  nur:  lex  de  ambitu  lata. 

c)  Liv.  XL,  19  Legem  de  ambitu  consules  ex  auctoritate  senatos  ad 
populum  tulerunt. 

d)  Man  sehe  Liv.  Vll,  12  und  X,  13. 
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ungeschickt;  eine  gerichtlich  aasgesprochene  Strafe  kann  nicht 
darin  bestehen,  dass  Jemand  sich  enthält,  sondern  nur  darin, 
dass  er  gehindert  wird,  ein  sonst  den  Bargern  zustehendes  Recht 
zn  gebrauchen.  Aber  aach  wenn  man  die  uns  fiberlieferten 
Worte  so  ändert*),  braucht  man  nicht  ein  besonderes  Gesetz 
Sullas  anzunehmen.  Derselbe  gab  bekanntlich  ein  strenges  Ge- 
setz über  die  Reihenfolge  der  Aemter,  mit  der  Bestimmung, 
dass  Niemand  innerhalb  zehn  Jahre  sich  um  eben  dasselbe  Amt 
wieder  bewerben  dürfe.  ^)  Dieses  Gesetz  enthielt  nicht  nur  eine 
Anweisung  für  die  Leiter  der  Volksversammlung,  Niemanden, 
der  nicht  die  gesetzlichen  Bedingungen  erfüllte,  als  Candidaten 
zazolassen,  sondern  auch  Strafen  für  den  Candidaten  selbst,  der 
sich  trotz  der  fehlenden  Befähigung  um  Stimmen  für  ein  Amt 
bewerben  würde.  Dass  derartige  Fälle  vorkommen  konnten, 
beweist  das  Beispiel  von  Q.  Lucretius  Ofella,  der  sich,  ohne 
Quästor  und  Prätor  gewesen  zu  sein,  um  das  Consulat  bewarb 
und  deshalb  auf  Befehl  Sullas  getödtet  wurde. '')  Diese  harte 
Strafe  traf  ihn ,  weil  er  dem  wiederholten  Befehle  des  Dictators 
nicht  gehorchte :  nach  dem  Aufhören  der  Dictatur  wäre  sie  nicht 
mehr  eingetreten.  Aber  denkbar  ist  eine  andere  Art  von  Strafe. 
Ein  Volkstribun,  der  gegen  Sullas  Gesetze  Einspruch  that,  ver- 
fiel in  eine  hohe  Geldstrafe^):  ein  Bewerber,  welcher  die  von 
dem  Gesetze  vorgeschriebenen  Bedingungen  nicht  erfüllte,  konnte 
ebenfalls  um  Geld,  aber  ausserdem  durch  Zurückstellung  um 
zehn  Jahre  gestraft  werden.  Nimmt  man  dieses  an,  so  erklären 
sich  sowohl  die  Worte  des  Scholiasteu  als  auch  die  erst  in  der 
Folgezeit  gegebenen  ausführlichen  Gesetze  über  Amtserschleichung, 
deren  es  nicht  bedurft  hätte,  wenn  Sulla  diesen  Punkt  in  seiner 
Gesetzgebung  besonders  behandelt  hätte.  Er  liess  vielmehr, 
wie  es  die  alten  Gesetze  begonnen,  die  Bestechung  bei  Wahlen 
vereint  mit  der  Bestechlichkeit  im  Amte,  und  fügte  nur  für  die 
Uebertreter  seiner  sonstigen  Anordnungen  über  die  Bewerbung 
am  Aemter  neue  Strafen  hinzu. 


a)  D.  h.  also  mbsHnereniur  statt  abstinerent  schreibt. 

b)  App.  bell.  civ.  I,  100. 

c)  App.  bell.  civ.  I,  104. 

d)  Cic.  in  Verr.  I,  60.  155. 
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Ich  finde  nicht,  dass  ein  Gesetz  über  Wahlumtriebe,  wie  es 
in  späterer  Zeit  bestand,  als  eine  Ergänzung  der  Verfassung 
Sullas  nothwendig  ist  oder  auch  nur  zum  Charakter  derselben 
stimmt.  Er  hatte  die  Tributcomitien  aufgehoben,  das  Volks- 
tribunat  so  geschwächt,  dass  es  nicht  mehr  ein  Gegenstand  des 
Strebens  war,  für  die  übrigen  Aemter  eine  feste  Ordnung  ein- 
geführt, das  Ansehen  des  Senates  so  erhoben,  dass  im  Wesent- 
lichen die  Entscheidung  der  Wahlen  von  dem  Willen  weniger 
vornehmen  Familien  abhing:  da  musste  ihm  ein  Gesetz  über 
Wahlumtriebe,  weitergeführt  als  es  die  Römische  Sitte  verlangte, 
als  unnöthig,  ja  als  schädlich  erscheinen.^^)  Er  hat  es  also 
eben  so  wenig  gegeben,  wie  er  die  bestehende  Gesetzgebung 
über  Amtsverbrechen  änderte.  Die  frühere  Zeit  war  in  dem 
Streben,  die  Gewalt  der  Beamten  zu  schwächen,  weit  genug  ge- 
gangen :  Sulla  wollte  sie  im  Gegentheile  stärken.  Er  hätte  viel- 
leicht am  liebsten  die  früheren  Gesetze  aufgehoben;  aber  dies 
wagte  er  nicht:  er  legte  nur  die  Ausführung  der  bestehenden 
Gesetze  in  die  Hände  derer,  denen  er  Berücksichtigung  der  fie- 
amtengewalt  und  seiner  Verfassung  überhaupt  zutraute. 


Siebentes  Capitel. 

Das  Cornelische  Gesetz  ttber  Hijestätsverbrechen.  Teranlassnng  dazu, 
Erwähnniig  desselben.  Es  bezog  sich  nur  auf  Beamte  oder  Senatorei. 
Gründe  fttr  diese  Beschr&iüciing;  nnd  politischer  Charakter  des  Gesetzes. 
Der  Begriff  des  Verbrechens  besteht  im  Terringem  der  l^estät.  A«s- 
legangen  desselben.  Anwendung  auf  die  Beamten,  welche  entweder  üb- 
erlaubtes  thun ,  sowohl  in  der  Stadt  als  in  den  Provinzen ,  oder  6«bot^ 
nes  unterlassen.  Dadurch  wird  das  Gesetz  zu  einem  aligemeinei  GO' 
setze  ttber  die  Terantwortlichkeit  der  Beamten.  Anwendung  dessdbei 
auf  die  lUitairverhUtnisse.   Besondere  Bestimmungen  ttber  das  Yerfthrei 

enthielt  es  nicht. 

Anders  verhielt  es  sich  mit  dem  Majestätsverbrechen.  Sulla 
hat  es,  vne  ausdrückliche  Zeugnisse  melden,  behandelt  und  er 
fand  in  seinen  Verhältnissen  dringende  Veranlassung  dazu.  Der 
Begriff  des  Majestätsverbrechens   war  von  dem  Volkstribnnen 
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L.  Appalejus  Satarninns  erfunden''),  dann  von  dem  Tribunen 
Q.  Varios  Hybrida  weiter  ausgebildet  worden.  Jener  hatte  die 
„Verringerung  der  Majestät*'  nur  in  inneren  Verliältnissen ,  in 
der  gewaltsamen  Verhinderung,  besonders  der  von  Alters  her 
geheiligten  Volkstribunen  gesucht ,  dieser  eben  denselben  Begriff 
auf  die  äusseren  Verhältnisse,  auf  die  Herabsetzung  der  Hoheit  des 
Römischen  Volkes  zu  Gunsten  von  dessen  Feinden  übertragen. 
Indessen  der  Begriff  der  Verringerung  der  Majestät  war  dehn- 
bar, und  ihn  auszudehnen  forderten  Sulla  die  Verhältnisse  sei- 
ner Zeit  auf.  Der  Bürgerkrieg  mit  der  Volkspartei  hatte  nach 
zwei  Seiten  hin  eine  Auflösung  des  Staatsverbandes  gezeigt 
firstlich  die  Heere  der  Volkspartej  waren  ohne  soldatische  Zucht 
und  Ordnung  gewesen :  sie  gingen  dadurch  zu  Grunde,  dass  die 
Freiheit  der  Berathung  und  des  £inzelwillens ,  me  sie  in  den 
Römischen  Volksversammlungen  herrschte,  auf  sie  übertragen 
wurde  und  jeder  Führer  es  für  erlaubt  hielt,  gegen  seinen  Feld- 
herrn aufzutreten.  Dadurch  erklärt  sich  der  wunderbare  Sieg 
Sullas,  der  mit  einem  kleinen,  aber  ihm  ergebenen  Heere  trotz 
der  entschiedenen  Abneigung  der  Bevölkerung  die  Oberhand 
gewann,  daher  kamen  die  Aufstände  der  Marianischen  Soldaten 
gegen  ihre  eigenen  Hauptleute,  daher  das  Ueberlaufen  derselben 
ZU  Sulla.  So  sehr  dieser  auch  von  der  Unordnung  der  Gegner 
Vortheil  gezogen  hatte ,  so  weni^  konnte  er  die  Fortdauer  der- 
selben in  dem  von  ihm  wieder  hergestellten  Staate  wünschen. 
Zweitens  in  der  Zeit  der  Unordnung  waren  die  Grenzen  der 
Befugnisse,  welche  die  Beamten  in  den  Provinzen  hatten,  wenig 
geachtet  worden:  die  Befehlshaber  hatten  ihre  Macht  über  be- 
nachbarte Provinzen  ausgedehnt,  Heere  ausgehoben,  Krieg  ge- 
fuhrt, ohne  dazu  bevollmächtigt  zu  sein.  Dies  konnte  während 
des  Krieges  durch  die  Noth  der  Umstände  entschuldigt,  aber 
nach  Sullas  Verfassung  nicht  geduldet  werden.  In  der  Stadt 
selbst  mag  während  des  Bürgerkrieges  ähnliche  Unordnung  ge- 
herrscht haben;  aber  sie  war  gegen  die  bestehenden  Gesetze 
und  konnte  durch  Anwendung  derselben  beseitigt  werden.  Für 
die  Provinzen  bedurfte  es  besonderer  Bestimmungen.  Dies  schei- 


a)  S.  oben  S.  227  flgd.  und  S.  249  flgd. 
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nen  die  Hauptgründe  gewesen  zu  sein,  welche  Sulla  bewogen, 
zur  Aufrechterhaltung  der  von  ihm  begründeten  Verfassung  ein 
neues  Majestätsgesetz  zu  erlassen.  Er  hätte  viele  dieser  Be- 
stimmungen auch  in  ein  anderes  Gesetz  bringen  können;  aber 
er  wählte  mit  Absicht  das  Majestätsgesetz,  nicht  nur,  weil  der 
demselben  zu  Grunde  liegende  Begriff  des  Verbrechens  dehnbar 
war ,  sondern  auch  weil  auf  jeder  Verletzung  desselben  capitale 
Strafe  stand.  Er  wünschte  die  neue  Verfassung  durch  die  här- 
testen Strafen  zu  sichern.  Dass  er  ein  solches  Gesetz  erlassen, 
steht  durch  das  Zeugniss  Ciceros  fest.  Schwankend  könnte  er- 
scheinen Asconius'  Nachricht,  der  gewesene  Volkstribun  C.  Cor- 
nelius sei  im  Jahre  66  v.  Chr.  nach  dem  Comeliscben  Gesetee 
wegen  Majestätsverbrechens  angeklagt  worden*):  man  «könnte  den- 
ken, das  Comelische  Gesetz  habe  ausser  dem  Majestätsverbrecben 
noch  andere  Verbrechen  behandelt,  ähnlich  wie  Jemand  wegen 
Erpressungen  nach  einem  alle  Amtsverbrecheu  umfassenden  Ge- 
setze verklagt  werden  konnte.**)  Aber  wenn  Cicero  sagt,  das 
Cornelische  Gesetz  über  Majestät^ verbrechen  habe  gewisse  Hand- 
lungen eines  Statthalters  auf  das  Deutlichste  verboten^),  so  moss 
man  erkennen,  dass  der  Dictator  ein  Gesetz  gab,  das  entweder 
ganz  und  gar,  oder  in  dem  wenigstens  ein  besonderer,  darnach 
genannter  Abschnitt  die  Majestätsverbrechen  behandelt«.  Eine 
andere  Stelle  Ciceros  beweist  ebenfalls,  dass  Sulla  nicht  nur 
beiläufig  über  dieses  Verbrechen  Bestimmungen  gab,  sondern  wie 
es  bei  vollständigen  Gesetzen  der  Fall  zu  sein  pflegte,  von  einer 
allgemeinen  Begriffsbestimmung  ausging.'^) 


a)  Ascon.  in  Corael,  p.  59  Sequenti  deinde  anno,  M.'  Lepido  L.  Vol- 
catio  consulibus,  quo  anno  praetor  Cicero  fiiit,  reum  Cornelium  duo  fratres 
Cominii  lege  Cornelia  de  maiestate  fecerunt. 

b)  S.  oben  S.  373. 

c)  Cic.  in  Pis.  21,  50  exire  de  provincia,  educere  exercitam,  bellum 
sua  sponte  gerere,  in  regnum  iniussu  popali  Romani  aut  senatas  acccdere, 
quae  cum  plurimae  leges  veteres,  tum  lex  Cornelia  maiestatis,  Inlia  de 
pecuniis  repetundis  planissime  vetat. 

d)  Es  ist  die  critisch  sonst  ansichere  Stelle  Cic.  episi  III,  11,  3  D« 
ambitu  vero  quid  interest,  inquies,  an  de  maiestate?  Ad  rem  nihil:  alterom 
enim  non  attigisti,  alteram  auxisti:  verantamen  ea  est  maiestas  (et  sie 
Sulla  voluit),  ut  in  quemvis  impane  declamari  licerei    So  lauten  jetet  die 
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Die  beiden  bisherigen  Gesetze  über  Majestätsverbrechen  hat- 
ten dasselbe  auf  die  Beamten  und  Senatoren  beschräulvt.  Die 
Hauptfrage  ist,  hat  Sulla  es  in  dieser  Beschränkung  gelassen 
oder  auf  alle  Bürger,  auf  alle  Einwohner  des  Staates  übertragen 
und  ihm  damit  diejenige  Ausdehnung  gegeben,  welche  es  später 
unzweifelhaft  hatte.  Bestimmte  Zeugnisse  haben  wir  darüber 
nicht,  eben  so  wenig  Beispiele,  dass  Leute  nicht  senatorischen 
Standes  nach  dem  Cornelischen  Gesetze  wegen  Majestätsverrin- 
gemng  angeklagt  worden  wären.  Aber  dies  kann  Zufall  und 
Mangelhaftigkeit  der  Ueberlieferung  sein,  in  welcher  die  nicht 
politischen  Ereignisse  selten  eine  Stätte  finden.  Dennoch  halte 
ich  es  für  sicher,  dass  Sulla  jene  Erweiterung  nicht  vorgenom- 
men und  das  Schwurgericht  über  Majestätsverbrechen  nur  für 
Beamte  und  Männer  senatorischen  Standes  bestimmt  hat:  ich 
finde  dafür  die  geeignetsten  Gründe  in  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers und  der  Natur  des  Verbrechens,  sowie  in  später  einge- 
tretenen Ereignissen. 

Allerdings  wendete  Sulla  die  Schwurgerichte  auf  Verbrecher 
aller  Classen  an,  hatte  also  keinen  Grund,  Leute  nicht  senato- 
rischen Standes  von  ihnen  auszuschliessen.  Aber  er  hielt  es 
für  unnöthig,  sie  ihnen  für  dieses  Verbrechen  zuzuweisen.  Denn 
der  Beamte  sollte  über  die  Bürger  Gewalt  haben  und  die  Frem- 
den und  Sclaven  waren  ihm  vollends  unterworfen.  Beging  also 
Jemand  etwas,  das  bei  einem  Beamten  Majestäts verbrechen  ge- 
wesen wäre,  verübte  er  z.  B.  gegen  einen  Beamten  Ungesetz- 
liches, oder  hielt  er  mit  einem  Staatsfeinde  unerlaubte  Verbin- 
dung, so  war  es  die  Pflicht  des  vorgesetzten  Beamten  ihn  zu 
hindern:  verharrte  jener  in  seinem  Vorhaben,  so  wurde  seine 
Schuld  offenbar  und  die  Bestrafung  durfte  ohne  Schwurgericht 
erfolgen.  Nöthigen  Falls  konnten  auch  die  für  Alle  bindenden 
Gesetze  über  Raub,  Mord,  Fälschung  eintreten.  Das  Majestäts- 
verbrechen, welches  auf  die  Hoheit  des  Volkes  Bezug  nahm,  war 
»einer  Natur  nach  ein  politisches;  Sullas  Streben  aber  war,  den 


letzten  Worte  in  den  Ausgaben,  aber  sie  sind  schwerlich  richtig.  Viel- 
leicht muss  es  heissen :  Rara  tarnen  est  maiestas,  et  sie  Sulla  voluit,  ne 
in  qnemvis  impone  declamari  liceret. 


380  Däs  Majestätsverbrechen  nur  bei  Senatoren  möglich. 

nicht  regierenden  Stand  in  seiner  politischen  Thätigkeit  za 
schwächen.  Deshalb  hatte  er  die  richterlichen  Pflichten  des 
Ritterstandes  aufgehoben  und  selbst  die  Wirksamkeit  derVolks- 
versamralung  wesentlich  beschränkt.  Es  war  folgerichtig,  die 
nicht  an  der  Regierung  theilnehmenden  Classen  von  politiscbeo 
Anklagen  zu  entbinden.  Wie  also  bei  dem  ebenfalls  politischen 
Verbrechen  der  Amtserschleichung  Römischer  Grundsatz  war, 
nicht  die  Bestochenen,  sondern  nur  die  Bestechenden  zu  strafen, 
wie  mit  einer  scheinbar  nicht  zu  rechtfertigenden,  aber  nach 
Römischer  Anschauung  wohl  begründeten  Ungleichheit  die  Römi- 
schen Ritter  für  schlechte  Verwaltung  ihrer  Ricbterpflicht  nicht 
bestraft,  die  Senatoren  aber  dafür  den  strengsten  Gesetzen  unter- 
worfen wurden,  ebenso  waren  Senatoren  für  Majestätsverbredien 
strafbar,  andere  Bürger,  in  so  fern  sie  nicht  andere  Gesetze 
ausserdem  verletzten,  waren  es  nicht.  Es  mochten  so  aller- 
dings Fälle  vorkommen ,  wo  wegen  ein  und  derselben  That  ein 
Senator  gestraft  wurde.  Jemand,  der  nicht  Senator  war,  straf- 
los ausging.  Aber  dies  galt  als  ein  Vortheil  des  nicht  politi- 
schen Lebens  und  wurde  durch  die  Macht  und  das  Ansehen, 
welche  mit  der  Stellung  eines  Senators  verbunden  waren,  aas- 
geglichen. 

Dies  also  ist  die  Römische  Auffassung  und  dass  Sulla  sie 
hatte,  ergiebt  sich  erstens  daraus,  dass  unter  den  einzelnen  Fäl- 
len von  Majestäts verbrechen,  für  welche  er  sein  Gericht  grün- 
dete, uns  keiner  genannt  wird,  der  auf  einen  Nichtbeamten 
Anwendung  finden  könnte.  Wenn  man  von  der  Unterstützung 
des  Staatsfejndes^)  absieht,  so  könnte  als  Ausnahme  erscheinen 
die  Verführung  von  Soldaten  zum  Aufruhr,  welche  Sulla  als 
Majestätsverbrechen  verbot.  Aber  auch  sie  galt  einem  Römer 
nur  als  ausführbar  durch  einen  Senator:  gewöhnliche  Bürger 
haben  dazu  weder  die  Mittel  noch  das  Ansehen.  Zweitens  sind 
uns  nach  Sullas  Zeit  zwei  Fälle  überliefert,  wo,  wenn  es  ein 
Majestätsgesetz  für  Nichtsenatoren  gegeben  hätte,  dasselbe  zur 
Anwendung  hätte  kommen  müssen;  es  wurden  aber  andere  Ge- 
setze gegeben  oder  angewendet     Der  erste  Fall  ist  der  Auf- 


a)  S.  oben  S.  251. 
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stand  von  M.  Lepidus  bald  nach  Sullas  Tode ;  um  die  Theilneh- 
mer  an  demselben  zu  strafen,  gab  der  Gonsul  Q.  Catulus  sein 
Gesetz  über  Gewalttbat.  ^)  Der  zweite  Fall  ist  der  der  Gatili- 
narischen  Verschwörer,  zu  deren  Unterdrückung  ebenfalls  die 
Gesetze  über  Gewaltthat  angewendet  wurden.*»)  Beide  Fälle 
eutbielten  offenbare  Majestätsverbrechen ;  dennoch  wird  dies  Cor- 
oeliscbe  Gesetz  nicht  erwähnt.  Es  galt  nur  für  Senatoren  und 
Beamte. 

Die  ganze  Gesetzgebung  über  Majestätsverbrechen  war  aus 
dem  Bedürfnisse  hervorgegangen,  einem  für  uns  sehr  hervoi-treten* 
den  Mangel  der  Römischen  Staatsverfassung  abzuhelfen.  Die 
fiefapisse  der  einzelnen  Beamten  entbehiien  der  scharfen  Ab- 
grenzung. Die  ursprünglichen  Beamten,  die  Consuln,  hatten 
die  gesammte  Staatsverwaltung  besorgt.  Als  man  die  Prätoren 
als  Gehülfen  derselben  schuf,  gab  man  ihnen  einen  ihnen  vor- 
zugsweise gehörigen  Amtskreis,  aber  dennoch  konnten  auch  sie 
als  Vertreter  überall  wirken.  Die  hindernde  Thätigkeit  der 
Volkötribunen  ging  vielfach  in  oine  schaffende  über.  £s  würde 
unmöglich  sein,  die  einzelnen  Zweige  der  Staatsverwaltung  be- 
stimmt unter  die  Beamten  zu  vertheilen:  in  einigen  Fällen  tra- 
ten  die  einen,  in  anderen  Fällen  andere  Beamte  ein.  Der  Gang 
der  Staatsmaschine  beruhte  auf  der  einträchtigen  Wirksamkeit 
aller  Beamten  und  als  diese  durch  Ehrgeiz  und  Parteiwesen  ge- 
stört war,  folgten  vielfache  Gewaltthätigkeiten.  Geschah  dies  in 
den  städtischen  Verhältnissen,  bei  denen  Sitte  und  Herkommen 
grossen  Einfluss  ausübten,  so  war  es  in  weit  höherem  Grade  in 
den  Provinzen  der  Fall:  ihre  Ver^ltnisse  änderten  sich  mit 
dem  Wachsen  der  Römischen  Macht.  Sulla  bemühte  sich,  durch 
Erneuerung  alter  Vorschriften  und  Hinzufügung  neuer,  die  Beam- 
ten in  den  ihnen  von  der  Verfassung  angewiesenen  Grenzen  zu 
halten.  Er  bewahrte  dabei  den  von  früherher  überkommenen 
Charakter  der  Gesetzgebung.  Denn  um  den  regierenden  Stand 
ZQ  zügeln,  hatte  die  Volkspartei  einen  bis  dahin  nicht  gebräuch- 
lichen Rechtsbegriff  angewendet :  Sulla,  der  die  Beaufsichtigung 


a)  S.  oben  S.  273. 

b)  Veigl.  früher  S.  269. 
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der  Regierung  durch  den  Richterstand  aufhob,  erweiterte  ood 
befestigte  diese  Anwendung.  Erst  einer  späteren  Zeit  war  es 
vorbehalten,  durch  Heranziehung  der  regierten  Stände  das  Ma- 
jestätsgesetz so  zu  verändern,  dass  es  die  furchtbarste  Handhabe 
der  Tyrannei  wurde. 

Sulla  also  band  durch  das  Majestätsgesetz  nur  den  regie- 
renden Stand,  die  Senatoren  und  Beamten.  Dies  Verbrechen 
blieb  ein  Amtsverbreclien.  Die  übrigen  Verbrechen  hatten  an 
sich  etwas  Ehrenrühriges:  es  war  eine  Schande  für  einen  Sena- 
tor, des  Mordes  oder  der  Fälschung  oder  eines  Staatsdiebstalils 
auch  nur  angeklagt  zu  werden.  Das  Majestätsverbrechen  behielt 
einen  politischen  Charakter,  und  wir  finden  Anklagen  deshalb 
bei  den  angesehensten  Männern.  Sulla  wollte  durch  sein  Gesetz 
die  früheren  von  L.  Appulejus  und  Q.  Varius  ersetzen.  Ob  er 
sie  förmlich  abschaffte,  wissen  wir  nicht;  aber  sie  werden  spä- 
ter nicht  weiter  erwähnt:  er  scheint  ihre  Bestimmungen  in  sein 
neues  Gesetz  übertragen  zu  haben.  Als  Begriff  des  Verbrechens 
behielt  er  den  in  den  frühereiv  Gesetzen  gebrauchten  Ausdruck 
„die  Majestät  verringern"  bei:  dies  beweist  Cicero  erstens,  wo 
er  von  Ap.  Claudius'  Processe  sprechend  denselben  gebraucht 
und  seine  Anwendung  für  die  spätere  Zeit  bezeugt^),  zweitens 
in  seiner  gegen  Verres  ausgesprochenen  Drohung,  ihn  wegen 
Majestätsverbrechens  anklagen  zu  wollen^),  was  nur  nach  dem 
Comelischen  Gesetze  geschehen  konnte.  Er  befestigte  also  von 
diesem  vieldeutigen  Ausdrucke  alle  die  Erklärungen  der  Rechts- 
gelehrten und  Redner,  welche  schon  in  verschiedenen  zweifel- 
haften Processen  aufgestellt  worden  waren.  ^  Wie  weit  diese 
gehen  konnten,  zeigt  Cicero  an  einer  anderen  Stelle,  wo  er  Verres 
einer  Majestätsverletzung  beschuldigt,  weil  derselbe  eine  Statue 
des  Mercur,  welche  P.  Scipio  nach  der  Eroberung  Carthagos 
den  Einwohnern  von  Tyndaris  wiedergegeben  hatte,   fortgeuom- 


a)  Cic.  epist.  111,  11,  2  an  der  S.  378  angeführten  Stelle. 

b)  Cic.  in  Verr.  V,  20,  50  Isto  igitur  tue,  quemadmodum  ipse  praedi- 
cas,  beneficio,  ut  res  indicat,  pretio  atque  mercede  minuisti  maiestatem 
reipublicae,  minuisti  aoxilia  populi  Romani,  minuisti  copias  maionun  vir- 
täte  ac  sapientia  comparatas. 

c)  Vergl.  oben  S.  231. 
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man.*)  Er  hätte  mit  gleichem  Rechte  noch  viele  andere  von 
Verres'  Kanstdiebstählen  als  Majestätsverbrechen  darstellen  kön- 
nen und  in  der  Kaiserzeit  würde  er  ohne  Zweifel  mit  seiner 
Erklärung  Beifall  gefunden  haben.  Das  Nene  in  Sullas  Gesetze 
bestand  in  der  Anwendung  des  BegriiFes  der  Majestätsverringe- 
ruDg  auf  viele  namhaft  gemachte  Fälle. 

Dass  er  dabei  die  schon  von  L.  Appulejus  und  Q.  Varius 
erwähnten  Fälle  aufnahm,  ist  naturlich.  Es  ergiebt  sich  aber 
auch  aus  der  im  Jahre  66  v.  Chr.  gegen  C.  Cornelius  gerichte- 
ten Majestätsklage,  welcher  als  Volkstribun  den  Einspruch  sei- 
ner Amtsgenossen  missachtet  hatte. ^)  Gerade  diese  Zügelung 
der  tribunicischen  Gewalt  durch  sich  selbst  musste  Sulla  er- 
wünscht sein.  Ehemals  scheint  man  das  Majestätsverbrechen 
hanpisächlieh  auf  diesen  Fall,  wo  es  sich  um  die  Hoheit  der 
vorzugsweise  das  Volk  darstellenden  Tribunen  handelte,  be- 
schränkt zu  haben :  es  lag  in  Sullas  System ,  diesen  Begrift  auf 
alle  Beamte  auszudehnen  und,  was  sie  selbst  oder  ein  Anderer 
zur  Verletzung  der  in  ihnen  und  dem  Senate,  so  wie  der  Volks- 
versammlung verkörperten  Volksmajestät  thaten ,  zusammen- 
zQJEassen.  Die  Beamten  aber  konnten  auf  doppelte  Weise  die  Ma- 
jestät verringern,  entweder  dadurch,  dass  sie  nicht  Erlaubtes 
thaten,  oder  dadurch,  dass  sie  Gebotenes  nicht  thaten:  durch 
jenes  schmälerten  sie  die  Befugnisse  der  übrigen  Beamten  oder 
Staatskörperschaften  und  mittelbar  dadurch  die  Hoheit  des  Vol- 
kes, welches  sie  eingesetzt  hatte,  durch  dieses  minderten  sie  die 
in  ihrer  eigenen  Person  liegende  Majestät. 

Von  den  Beamten,  welche  nicht  Erlaubtes  thun  und  da- 
durch die  ihnen  vom  Volke  begrenzte  Befiigniss  überschreiten, 
giebt  es  wiederum  zwei  Arten,  erstens  diejenigen,  welche  ihr 
Amt  in  der  Stadt  führen,  zweitens  diejenigen,  welche  in  der  Pro- 
vinz sind.  Dass  Sulla  für  die  erste  Glasse  der  Beamten  Ein- 
zelnes angeführt  hat,  das  bei  Strafe  des  Majestätsverbrechens 
verboten  wurde,  ist  aus  dem  eben  angeführten  Processe  des  Tri- 


a)  Gic.  in  Verr.  IV,  41,  88  est  mEuestatis,  quod  imperii  nostri,  gloriae, 
renim  gestaram  monumeDta  evertere  atque  asportare  ausus  es. 

b)  Ascoo.  in  Gerne],  p.  59  Grell. 
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Den  G.  Cornelius  ersichtlich.  Er  hatte,  als  er  ein  gegen  den 
Senat  gerichtetes  Gesetz  gab,  an  dem  Tage  der  Volksversamm- 
lung x  dasselbe  persönlich  vorgelesen  und  dadurch  seinen  GoUegen 
P.  Servilius  Globulus  verhindert,  das  Verlesen  zu  verbieten.') 
Dies  hatte  Sulla  in  seinem  Gesetze  zwar  nicht  ausdrücklich 
verboten,  weil  er  eben  nicht  alle  einzelnen  Fälle  anfuhren  konnte. 
Aber  es  war  gegen  die  Sitte  und  hob  die  Möglichkeit  eines 
Einspruches  der  Tribunen  auf:  es  musste  gegen  einen  der  von 
Sulla  in  seinem  Gesetze  gebrauchten  Ausdrücke  Verstössen. 
Weiter  wissen  wir  nichts:  auch  mochten  die  Verbote  weniger 
zahlreich  sein,  da  bei  dem  durch  lange  Zeit  geheiligten  Herkom- 
men und  der  Anwesenheit  so  vieler  Beamten  die  Befugnisse 
der  einzelnen  weniger  leicht  in  Kampf  geriethen.  Dagegen  fiir 
die  in  der  Provinz  befindlichen  Beamten  erliess  Sulla  genaue 
Vorschriften.  „Aus  der  Provinz  zu  gehen,  das  Heer  herauszu- 
führen, Krieg  eigenmächtig  zu  führen,  ein  Königreich  ohne  Be- 
fehl des  Volkes  und  Senates  zu  betreten",  verbot  derselbe,  wie 
Cicero  sagt**),  ausdrücklich.  Dies  waren  alte  Verbote,  aber  neu 
war  es,  dass  Sulla  die  Strafe  des  Majestätsverbrechens  darauf 
setzte.  Von  wem  die  alten  Verbote  herrührten,  wissen  wir  nicht 
Livius®)  erzählt,  im  Jahre  178  v.  Chr.  sei  der  Consul  M.  Junius 
aus  Gallien ,  das  ihm  als  Provinz  überwiesen  war,  nach  Istrien 
gegangen.  Darüber  und  über  dort  begonnenen  unglücklichen 
Krieg  klagten  die  Volkstribunen  beim  Volke  und  drohten,  sie 
würden  den  Consul  nach  Niederlegung  seines  Amtes  zur  Rechen- 
schaft ziehen,  d.  h.  vor  das  Volksgericht  stellen.  Dies  war 
in  früherer  Zeit  die  Bestrafung  für  solches  Vergehen  gewesen, 
seit  Einführung  der  Schwurgerichte  gehörte  es  unter  Umständen 
vor  das  Gericht  über  Amtsverbrechen:  Sulla,  der  die  Gerichts- 
barkeit der  Volkstribunen  aufhob,  wollte  es  auf  das  Strengste 
geahndet  wissen  als  Majestätsverbrechen.  Auch  im  Jahre  171 
V.  Chr.  war  der  Consul  C.  Cassius  aus  seiner  Provinz  Gallien 
nach  Macedonien  gezogen :  er  wäre  vor  das  Volksgericht  gestellt 


a)  Ascon.  in  Gornel.  p.  58. 

b)  Cic.  in  Pis.  21,  60  an  der  S.  378  angeführten  Stelle. 

c)  Liv.  XLl,  7. 
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worden,  hätte  er  sein  Vorhaben  vollenden  können.  Indess  der 
Senat  schickte  eiligst  Gesandte,  welche  ihn  zorfickholten.^)  Man 
erkennt,  dass  Solla  nach  bestimmtem  Plane  sein  neues  Gesetz 
abfosste. 

Man  nimmt  an,  Sulla  habe  ein  Gesetz  über  die  Ordnung 
der  Provinzen  gegeben,  und  schreibt  demselben  verschiedene  auf 
die  Befugnisse  der  ProvinziaJstatthalter  bezügliche  Bestimmungen 
zn.^^^)  ich  finde  nicht,  dass  ein  solches  Gesetz  irgendwo  er- 
wähnt wird:  es  entbehrt  auch  der  inneren  Begründung.  Denq 
die  Verwaltung  der  Provinzen  wurde,  weil  dieselben  unter  ein- 
ander sehr  verschieden  waren,  bekanntlich  durch  einzelne,  bei 
ihrer  Errichtung  erlassene  Gesetze  geordnet.  Nimmt  man  da- 
gegen ein  nur  auf  die  Verhältnisse  der  Statthalter  bezügliches 
Ge^tz  an,  so  macht  man  eine  Unterscheidung  zwischen  den  Be- 
amten der  Stadt  und  der  Provinzen,  wie  sie  sich  sonst  nicht 
nachweisen  lässt.  Es  gehört  vielmehr  das,  was  man  bisher  nach- 
wies, zu  dem  Sullanischen  Majestätsgesetze.  Cicero  macht  in 
einem  Briefe  seinem  Vorgänger  in  der  Verwaltung  der  Provinz 
Cilicien  App.  Claudius  Vorwürfe,  dass  er  der  Zusammenkunft 
mit  ihm  ausweiche:  Appius  habe  einen  solchen  Weg  eingeschla- 
gen,  dass  er  ihn  innerhalb  der  dreissig  Tage,  die  demselben 
nach  dem  Comelischen  Gesetze  zur  Abreise  aus  der  Provinz  be- 
stimmt seien,  nicht  treffen  könne.  ^)  So  viel  Zeit  nach  der  An- 
kunft des  neuen  Statthalters  war  also  dem  abtretenden  verstattet, 
am  seine  bisherige  Provinz  zu  verlassen.  Aehnliche  gesetzliche 
Bestimmungen  über  die  Ablösung  der  Statthalter  bestanden  schon 
früher;  aber  sie  waren  unsicher  und  die  Uebertretung  derselben 
konnte  nur  entweder  von  dem  Senate  getadelt  oder  von  den  Tri- 
bunen durch  die  Volksgerichtsbarkeit  gestraft  werden.  Jetzt  be- 
stimmte Sulla  das  Jedem  leicht  zugängliche  Schwurgericht,  um 
die  schwerste  Bestrafung  des  Schuldigen  herbeizufahren. 


a)  Liv.  XLIII,  1. 

b)  Gic.  epist.  III,  6,  3  Non  modo  ibi  non  fuisti,  ubi  me  quam  primum 
widere  posses,  sed  eo  discessisti,  quo  ego  te  ne  persequi  quidem  possem 
^giota  diebus,  qui  tibi  ad  decedendum  lege,  ut  opinor,  Cornelia  consti- 
tQti  essent.    Vergl.  daselbst  §  6. 

a  25 
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fangene  in  seinem  Hause  in  Gewahrsam  gehalten,  die  Anffihrer 
der  Seeräuber  nicht  hingerichtet,  sondern  sie  selbst  nach  Nieder- 
legung seines  Amtes  als  Privatmann  in  seinem  Hause  gefangen 
gehalten  habe.*)  Unter  diesen  Anschuldigungen  findet  sich  aucli 
die,  Verres  habe  die  ihm  von  seinem  Amte  auferlegte  Pflicht  ver- 
absäumt: sie  gehört  ebenso  vor  das  Majestätsgericht,  wie  wenn 
er  seine  Befugnisse  überschritten  hätte.  Alle  derartigen  Fälle 
in  dem  Gesetze  einzeln  anzuführen,  war  begreiflicher  Weise  un- 
möglich. Aber  die  Kunst  der  Auslegung  fand  hier  einen  weiten 
Spielraum. 

Durch  diese  Ausdehnung  des  Begriffs  der  Majestätsverletzung 
gewann  Sullas  Gesetz  einen  anderen  Charakter  als  ihn  die  frü- 
heren über  eben  dasselbe  Verbrechen  gehabt  hatten.  Appulejas 
und  Varius  hatten  nur  offenbare  Ausschreitungen  der  Beamten 
zur  Strafe  bringen  wollen,  Sulla  gab  ein  ausführliches  Verant- 
wortlichkeitsgesetz  für  di%  Beamten.  £s  gab  keine  unerlaubte 
oder  unwürdige  Handlung,  die  nicht  unter  dasselbe  gebracht  wer- 
den konnte,  und  die  ausserordentliche  und  Verderben  bringende 
Ausdehnung,  welche  es  unter  den  Kaisern  durch  die  Auslegung 
der  Behörden  und  Rechtsgelehrten  gewann,  ist  auf  dies  Come- 
lische  Gesetz  als  auf  ihre  Quelle  zurückzuführen.  Man  lese  die 
Darstellung  des  Rhetors  Seneca  über  einen  von  ihm  erdichteten 
Fall  eines  Majestätsverbrechens**):  der  Prätor  Flamininus  wird 
wegen  verletzter  Majestät  angeklagt,  weil  er  während  der  Mahl- 
zeit auf  Bitten  einer  Buhlin  einen  zum  Tode  verurtheUten  Ver- 
brecher hatte  köpfen  lassen.  Die  That  an  sich  ist  gesetzmässig, 
aber  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  verstösst  gegen  die 
Majestät  des  Beamten   und   des  durch  ihn  dargestellten  Volkes. 


a)  Cic.  in  Verr.  I,  5,  12  Meditetur  de  dueibus  hostiom,  quos  accepta 
pecunia  liberavit:  videat,  quid  de  illis  respondeat,  quos  in  eorum  locam 
subditos  domi  suae  reservavit:  —  memioerit  se  priore  actione  damore 
populi  Romani  infesto  atque  inimico  excitatum  confessum  esse,  duces  prae- 
donum  a  se  securi  nou  esse  percussos  — :  fateatur  —  se  privatam  bomi- 
nem  praedonum  duces  vivos  atque  incolumes  domi  snae,  posteaquam  Ro- 
mam  redierit,  usque  dum  per  me  licuerit,  retinuisse.  Hoc  in  illo  maiesta- 
tis  iudicio  si  licuisse  sibi  ostenderit,  ego  oportuisse  concedam.  Ver^.  V, 
26  flgd. 

b)  Senec.  Controv.  IV,  26. 
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Die  Aasfabrungen    der   einzelnen  Rhetoren   sind   ohne  Zweifel 
durch  die  Anschauungen  der  späteren  Zeit,  in  welcher  sie  lebten, 
beeinflasst,  aber  ihre  Begründung  haben  sie  in  der  republicani-- 
sehen  Zeit  und  zunächst  in  Sullas  Gesetze.   Daher  fand  eine  Ver- 
wandtschaft statt  zwischen  dem  Majestätsgesetze  und  dem  alten 
Gesetze  über  Amtsverbrechen,  namentlich  in  so  fem  es  auf  Er- 
pressangen  sich  bezog.    Wenn  ein  Beamter,  um  Geld  zu  gewin- 
nen, seine  Befugnisse  überschritten  oder  seine  Pflicht  versäumt 
hatte  ^  so  war  eine  doppelte  Anklage  gegen  ihn  möglich,  entwe- 
der wegen  Majestätsverbrechen  oder  wegen  Erpressung.    Cicero 
droht  dem  wegen  Erpressung  angeklagten  Verres,  wenn  er  frei- 
gesprochen werden  sollte,   mit  einer  Majestätsklage  und  zwar 
wegen  eben    derselben  Beschuldigungen,  welche  er  als  Erpres- 
sungen anführt.    Er  erwähnt  an  einer  anderen  Stelle*)  nament- 
lich, aus  seiner  Provinz  zu  gehen  und  eigenmächtig  Krieg  zu 
fahren  sei  einem  Statthalter  durch  das  Cornelische  Majestätsge- 
setz, später  durch  das  Julische  über  Erpressungen  verboten  wor- 
den.    Er  führt   weiter    an^),   es   sei   sehr    oft  vorgekommen, 
dass,  wenn  ein  Beamter  wegen  Erpressung  angeklagt  war,  bei 
der  Abschätzung  des  Processes  Majestätsverbrechen  zur  Sprache 
kamen  und  abgeschätzt  wurden,  trotzdem  dass  vorher  wegen  eben 
derselben  Sachen  eine  Freisprechung  im  Majestätsprocesse  erfolgt 
war.    So  sehr  gingen  diese  beiden  Verbrechen,  welche  sich  auf 
Beamte  beschränkten,  in  einander  über:  ein  und  dieselbe  That 
kann  je   nach   der  Anschauung  des  Anklägers  vor  das  allge- 
meine Schwurgericht  über  Amtsverbrechen   oder  vor  das  über 
Majestätsverbrechen  gebracht  werden. 

Ein  besonderes  Augenmerk  scheint  Sulla  auf  die  Verhält 
üisse  der  Soldaten  genommen  zu  haben.  Es  werden  uns  zwei 
Beispiele  angeführt,  wo  sie  zu  Majestätsklagen  Veranlassung 
gaben.  Ein  Senator  Bulbus  wurde  wegen  Majedtätsverbrechen 
verurtheilt,  weil  er  eine  Legion  in  lllyricum  aufgewiegelt  hatte, 


a)  Oic.  in  Pis.  21,  50  an  der  S.  378  angefahrten  Stelle. 

b)  Cic.  p.  Claent.  41,  116  Itaque  —  maiestatis  abBoluti  sunt  per- 
multi,  qnibus  damnatis  de  pecnniis  repetandis  lites  maiestatis  essent  aesti- 
matae. 
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wie  durch  das  Schreiben  ihres  Befehlshabers  C.  Coscouius  und 
die  Aussagen  vieler  Zeugen  dargethan  wurde :  Cicero  sagt,  diese 
Anschuldigung  sei  jenem  Gerichtshofe  eigeuthomlich  und  in  dem 
Majestätsgesetze  enthalten  gewesen.  •)  Ein  anderer  Majestits- 
process  wurde  gegen  einen  ehemaligen  Quästor  Staienns  geführt: 
es  wurde  erwiesen,  dass  hauptsächlich  durch  ihn  ein  Aufruhr 
im  Heere  erregt  worden  war.**)  In  beiden  Fällen  waren  es  nie- 
dere Beamten,  in  dem  einen  sogar  ein  ausserhalb  des  betreffen- 
ben  Heeres  stehender,  welche  den  Aufruhr  gegen  den  höheren, 
den  Oberbefehlshaber  des  Heeres  erregt  hatten  und  ihr  Ver- 
brechen bestand  darin,  dass  sie  dessen  Hoheit  und  darin  die  des 
Römischen  Volkes,  welches  den  Auftrag  gegeben  hatte,  verletz- 
ten. Der  Oberbefehlshaber  selbst  wurde  durch  andere  Bestim- 
mungen eben  desselben  Majestätsgesetzes  gezugelt:  sie  machten 
ihm  Gehorsam  gegen  die  Befehle  des  Senates  und  Volkes  zur 
Pflicht.  Die  vielen  Empörungen  Römischer  Heere  gegen  ihre 
Feldherren  während  der  Bürgerkriege  veranlassten  Sulla,  ein 
darauf  bezügliches  Gebot  in  sein  Gesetz  aufzunehmen:  es  blieb 
fortan  im  Majestätsgesetze  und  fand  eine  besondere  Anwendung 
in  der  Zeit  der  Kaiser,  welche  als  oberste  Befehlshaber  aller 
Heere  darin  ihren  vornehmlichen  Schutz  fanden  und  mit  eifer- 
süchtiger Strenge  jeden  Versuch,  auf  die  Soldaten  Einfluss  zu 
gewinnen,  ahndeten. 

Man  nimmt  an,  dies  Cornelische  Gesetz  habe  besondere  Be- 
stimmungen über  den  Process  enthalten,  um  die  Verurtheilung 
leichter  herbeizuführen.^^)  Ich  halte  dies  bei  Sulla  nicht  für 
wahrscheinlich.  Frühere  Gesetze  hatten  vielleicht  Derartiges 
enthalten.^)  Aber  Sulla  zeigte  solches  Interesse  für  unparteiische 
Rechtspflege,  dass  man  es  ihm  nicht  zutrauen  darf.  Ich  finde 
überdem  nur  eine  sehr  unsichere  Erwähnung,  welche  man  hier- 
auf bezogen  hat.    Ammianus  Marcellinus  spricht  über  einen  Ma- 


a)  de.  p.  Cluent.  35,  97  Legionem  esse  ab  eo  sollicitatam  in  lilynco 
0.  CoscoDÜ  litteris  et  multorum  testimoniis  plannm  factum  est,  qaod  cri- 
men  erat  proprium  illius  quaestionis  et  quae  res  lege  maiestatis  teoebator. 

b)  Cic  p.  Claeat.  36,  99. 

c)  Man  sehe  obeu  beim  Mamilischen  Gesetze  S.  224. 
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jestätsprocess  und  findet  Strenge  dabei  gerechtfertigt:  er  sagt, 
(UD  das  Leben  eines  gesetzmftssigen  Herrschers,  von  dem  das 
Wohl  Aller  abhinge,  desto  kräftiger  zu  schützen,  hätten  die  Gor- 
Deliscben  Gesetze,  wo  es  sich  um  einen  Process  über  verletzte 
Majestät  handele,  keinen  Stand  selbst  von  blutiger  Folter  aus- 
genommen.*) Wollte  man  dies  so  verstehen,  Sulla  habe  bei 
Hajestätsverbrechen  das  Foltern  jedes,  auch  des  höchsten  Stan- 
des erlaubt,  so  käme  man  auf  sehr  grosse  Verkehrtheiten.  Denn 
während  der  Römischen  Republik  war  Foltern  Römischer  fifirger 
nicht  gestattet  Noch  viel  weniger  konnte  Sulla  an  einen  ge- 
setzmässigen  Fürsten  denken.  Der  Sinn  jener  Bemerkung  kann 
also  nur  sein,  bei  Majestätsverbrechen  schütze  kein  Stand  gegen 
die  Folter,  wie  es  in  der  Kaiserzeit  wirklich  der  Fall  war.  Um 
das  Majestätsgesetz  zu  bezeichnen,  nennt  Ämmianus  das  Come- 
lische  Gesetz,  welches  diesen  Gegenstand  zuerst  in  umfassender 
Weise  behandelte  und  die  Grundlage  dafür  blieb.  Ausserdem 
fuhrt  man  an,  Sclaven  und  Frauen  seien  bei  Majestätsklagen  als 
Zeugen  zugelassen  worden^),  vermischt  aber  dabei  verschieden- 
artige Verhältnisse.  Anzeigen  über  Verbrechen  wurden  zu  jeder 
Zeit  von  Jedem,  wes  Standes  und  Alters  er  sein  mochte,  zuge- 
lassen und  mussten  es  werden.  Bei  Zeugen  handelt  es  sich 
darum,  ob  dieselben  mit  dem  Angeklagten,  über  den  sie  aus- 
sen sollen,  in  Verbindung  stehen  oder  nicht  Von  Sclaven 
wissen  wir  durch  Giceros  ausdrückliches  Zeugnisse),  dass  sie 
während  der  Republik  nur  bei  einer  Klage  wegen  Incest  gegen 
ihre  Herren  befragt  wurden :  das  war  ein  alter  Senatsbeschluss 
UDd  erst  im  Jahre  16  n.  Chr.  erfand  der  Kaiser  Tiberius  bei 
Scribonius  Libos  Processe  über  Majestätsverbrechen  ein  Mittel, 
um,  ohne  denselben  zu  verletzen,   dennoch  die  Aussagen  der 


a)  Amm.  Marc.  XIX,  12,  17  Nee  enim  abnuimus  salutem  legitimi  prin- 
cipis,  onde  salus  qaaeritur  aliis,  consociato  studio  muniri  debere  cuncto- 
nun:  cuias  redimendae  causa  validius,  ubi  maiestas  pulsata  defenditur,  a 
qoaestionibas  vel  crueDtlB  nullam  Corneliae  leges  exemere  fortanam. 

h)  Man  beruft  sich  auf  Sali.  Cat  30,  so  wie  auf  1.  7  und  8  D.  ad 
%  Inl.  mai.  (XL VIII,  4.) 

c)  Cic.  p.  MiL  22,  50  De  servis  nulla  lege  quaestio  est  in  dominum 
ttisi  de  iocestu. 


392  Gesetze  über  die  Beamten  zu  Sullas  Zeit 

Sclaven  gegen  ihren  Herrn  erbalten  zu  können.*)  Es  bleibt  so- 
mit nichts,  was  Sulla  zur  Verschärfung  des  Majestätsprocesses 
angeordnet  hätte. 

Man  begreift,  dass  Sulla,  als  er  sein  Majestätsgesetz  gege- 
ben hatte,  mit  Recht  der  Meinung  sein  konnte,  er  habe  den  Be- 
amten und  dem  ganzen  regierenden  Stande  der  Senatoren,  wel- 
chem er  nach  seiner  Verfassung  eine  uneingeschränkte  Macht 
verlieh,  dennoch  in  sich  selbst  genügende  Schranken  gezogen. 
Die  älteren  Gesetze  über  Amtsverbrechen  umfassten  diejenigen 
Fälle,  wo  die  Beamten  nach  aussen  hin  gegen  die  Regierten,  sei 
es  Bürger  oder  Unterthanen,  fehlten :  sie  gingen  so  ins  Einzelne, 
verordneten  nach  Verhältniss  der  Schuld  so  verschiedene  Strafen, 
dass  es  darüber  neuer  Bestimmungen  nicht  bedurfte.  Es  gab 
ausserdem  noch  ein  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit  der  Beamten, 
das  Plautische.  ^)  Sulla  liess  es  ohne  Aenderung  bestehen.  Im 
Jahre  nach  seinem  Tode  wurde  das  Lutatische  Gesetz  über  Ge- 
walttbätigkeiten  gegeben,  um  die  Strafen,  welche  bisher  nur  für 
Beamte  gegolten  hatten,  auf  alle  Bürger  auszudehnen.  Nur  eines 
politischen  Gesetzes  hatte  es  bedurft,  um  den  Ehrgeiz  und  die 
Leidenschaft  der  Beamten  unter  einander  zu  zügeln  und  die  Un- 
ordnungen, wie  sie  die  frühereu  bürgerlichen  Zwistigkeiten  und 
Kriege  gebracht  hatten,  zu  vermeiden. 


a)  Tac.  Ann.  II,  30. 

b)  Man  sehe  oben  S.  273  flgd. 


Anmerkungen. 


1)  Lm  nicht  die  kurzen  Bemerkungen,  welche  sich  in  Handbüchern, 
z-  B.  bei  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  611,  finden,  anzuführen,  be- 
^hräoke  ich  mich  darauf,  die  Worte  von  G  Geib  in  seinem  werthvollen 
Bache,  Geschichte  des  Römischen  GrimiDalprocesses  S.  174,  wiederzugeben: 
.allein  wie  gross  immerhin  die  Wichtigkeit  der  quaestionet  perpetuae  er- 
scheint, 80  darf  man  doch  nicht  übersehen,  dass  die  ganze  Veränderung 
bier  bei  Weitem  mehr  in  der  Form  als  in  der  Sache  selbst  lag.  Ebenso 
oämlich,  wie  in  der  ei-sten  Periode,  galt  auch  jetzt  noch  das  Volk  und 
seioe  Gomitialgerichte  als  die  allein  regelmässige  Behörde  zur  Ausübung 
der  Criminaljustiz;  imd  diese  Ansicht  wurde  sogar  noch  durch  eine  lex 
^pronift  neuerdings  und  auf  das  Bestimmteste  eiogeschärft.  Die  quae^ 
»t'umes  perpetuae  dagegen  waren,  ebenso  wie  die  früheren  Quästioneu  für 
einzebe  Fftlle,  blosse  Gommissionen,  um  im  Namen  und  anstatt  des  Volkes 
Criminalurtheile  zu  sprechen,  und  so  wie  diese  keine  ursprüngliche,  son- 
dern nur  eine  übertragene  Jurisdiction  ausgeübt  hatten,  so  war  dasselbe 
&Qch  bei  ihnen  der  Fall.  Ihre  ganze  Machtvollkommenheit  beruhte,  gleich 
deo  QoSstionen  der  ersten  Periode,  auf  dem  besonderen  Auftrage  des  Vol- 
kes, wodurch  sie  überhaupt  ihre  Entstehung  erhalten  hatten,  und  der  Un- 
terschied zwischen  der  jetzigen  und  früheren  Zeit  bestand  bloss  darin, 
dass  sonst  dieser  Auftrag  for  jeden  einzelnen  Fall  speciell  ertheilt  wurde, 
jetzt  aber  generell  für  alle  Zukunft." 

2)  Radorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  76  sagt  bei  der  Vergleichung 
der  Volks-  und  Schwurgerichte  nicht  richtig,  die  letzteren  hätten  nicht  wie 
jene  auf  Tod  oder  andere  Capitalstrafen  erkennen  dürfen.  Capitalstrafen, 
d-  h.  solche,  wodurch  das  caput  verloren  ging,  durften  auch  Geschworene 
verhSngen,  nur  nicht  wirkliche  Todesstrafe. 

3)  Bei  der  allgemein  angenommenen  Meinung  ist  es  unnöthig,  viele 
^lehrte  namentlich  anzuführen.  Ich  erwähne  daher  nur  Rein  im  Grimi- 
i^ht  der  Römer  S.  612,  A.  F.  Rudorff  in  der  Abhandlung  Ad  legem 
^«Ä€m  it  pecwnia  repeiundu  (in  den  Abhandlungen  der  Berliner  Acade- 
^^  1861)  S.  422  Calpurmam  illam  (legem)  L,  Piionii,  laiam  a.  m.  c.  605, 
f**  ^t  twni  q^ae§iiomes  perpeitute  cofijfilwfae. 
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4)  Die  übrigen  Stellen,  an  denen  Piso,  der  Urheber  des  ersten  Repe- 
tundengesetzcs,  erwähnt  wird,  sind  folgende.  Als  Muster  von  Rechtlichkeit 
fuhrt  ihn  an  Cicero  in  Verr.  Ill,  84,  195  L,  Piso  ilU  Frugi,  quk  legem  dt 
pectiniis  repeiunHis  pr'imus  tulit.  Ferner  sagt  Cicero,  WO  er  von  der  im 
Stiiate  überhand  nehmenden  Habsucht  spricht,  de  off.  II,  21,  75  ^ondum 
Ceti  tum  et  decem  anni  sunt,  cum  de  pecuniis  repetundis  n  L.  Pisot^  lala  In 
est,  nulia  anlea  cum  fuissel.  Al  tero  postea  tot  leges  et  proximae  quae^pte 
durioresy  lol  r«,  tot  damnati  u.  S.  W.  Tac.  Ann.  XV,  20  magistmtuum  ata- 
ritia  Cafpurnia  scila  peperit.  Ausserdem  wird  die  lex  Cnlpurnia  erwfihnt 
bei  Val.  Max.  VI,  9,  40,  vergl.  Festus  p.  285  *.  r.  religioms,  und  in  den 
Fragmenten  eines  späteren  Gesetzes,  von  dem  wir  demnächst  zu  sprechen 
haben  werden. 

5)  Die  gewöhnliche,  jetzt  allgemein  geltende,  Ansicht,  wie  sie  haupt- 
sächlich durch  die  verdienstvolle  Monographie  von  C.  Seil  die  Recuperatio 
der  Römer  (Braiinschweig  1837)  gebildet  worden  ist,  sehe  man  z.  B.  bei 
Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  II,  34;  Keller  der  Römische  Givilpro- 
cess  p.  34.  Rein  das  Privatrecht  der  Römer  S.  873  und  in  Paolys  Real- 
encyclopädie  VI,  413.    Sie  stützt   sich   auf   die  Stelle  von  Fe^tos   p.  274 

Reciperatio  est,  ut  ait  Gallus  Aelxut,  cum  inter  populum  (näinlicb  Romamtm) 
et  reges  nationesgue  et  civitates  peregrinas  lex  contenit ,  quomodo  per  rfci* 
peratoret  reddantur  res  reciperenturque  resgue  priuatas  inter   se  perseguitn- 

tur.  Aus  dieser  Stelle  kann  man  allerdings  schliessen,  dass  das  Rechtver- 
fahren, durch  welches  Streitigkeiten  zwischen  Römischen  und  auswärtigen 
Bürgern  entschieden  wurden,  redperaiio  hiess;  aber  dass  die  recunerntom 
überhaupt  aus  diesem  Verhältnisse  entsprangen,  liegt  nicht  in  der  von  Aelius 
Gallus  gegebenen  Definition.  £s  ist  ebenso  wahrscheinlich,  dass  sie  neben 
den  eigentlich  so  genannten  iudices  von  ältester  Zeit  her  bestanden  and 
nur,  weil  sie  für  die  Schlichtung  internationaler  Verhältnisse  besonders 
passend  waren,  auf  diese  übertragen  wurden :  ohnehin  ist  die  Erklärung, 
wie  eine  eigentlich  internationale  Einrichtung  auf  Römische  Verhältnisse 
übertragen  werden  konnte  (und  dies  müsste  man  unzweifelhaft  annehmen), 
sehr  schiÄierig.  Umgekehrt  ist  es  leicht  begreiflich,  wie  die  recuperatorft. 
wenn  sie  schon  im  Staate  bestanden,  auch  für  die  Verhältnisse  mit  fremden 
Bürgern,  z.  B.  mit  den  Latinern  <Dionys.  VI,  95)  angewendet  werden  konn- 
ten. Die  Römische  Bürgerschaft  selber  bestand  aus  vielen,  verschiedenen 
Stämmen  angehörigen  Theilen :  für  die  Rechtsverhältnisse  dieser  war  eine 
Einrichtung,  welche  bei  der  grösseren  Zahl  der  Entscheidenden  beide  Par- 
teien gleichmässig  zur  Geltung  zu  bringen  erlaubte  und  nicht  Alles  in  die 
Hand  eines  dem  regierenden  Stande  angehörigen  Richten  legte ,  billig  und 
zweckmässig.  Dann  würden  die  recuperatores  der  Zeit,  wo  sich  der  Staat 
aus  verschiedenen  Theilen  zu  bilden  begann,  d.  h.  seinem  Ursprünge  an- 
gehören. Ueber  die  übrigen  die  recupemtores  betreffenden  Punkte  wiiti 
man  die  Beweisstellen  für  die  von  uns  geäusserten  Ansichten  in  den  oben 
angeführten  Schriften  finden. 

6)  Für  die  Beschleunigung,  welche  in  dem  Verfahren  mit  rentpemt^ra 
statt  gefiinden   haben  soll,  fuhrt  man  an  Plin.  epist   HI,  20   A'»«  tir  in 

recy pertttoriis  nidiciis,  sie  nos  in  his  comiliis  guasi  repeMe  apprehensi^  *M~ 
ceri  iudices  faimus.  Hier,  meint  man,  ginge  der  Ausdruck  repenie  f^pp^f- 
heust  auf  die  Schnelligkeit  des  Verfahrens.    Indessen  der  Zusammenbang 
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d**r  Gedanken  ergiebt  die  Unmöglichkeit  dieser  Auflassung.  Plinius  spricht 
Ton  der  geheimen  Abstimmung  im  Senate,  welche  allmälig  za  den  gr<)S8- 
ten  Nacbtheilen  bei  der  Wahl  von  Beamten  führte:  in  einem  vorliegenden 
Falle  habe  sie,  weil  sie  plötzlich  eingetreten  sei  und  keine  ^it  zu  Intri- 
gnen  gewährt  habe,  zu  einem  guten  £rfolge  geführt.  Also  refiente  appre- 
kettsi  bezieht  sich  auf  das  einem  Recuperatorengerichte  Vorhergehende,  kei- 
oesweges  auf  eine  Beschleunigung  oder  Vei-zögerung  in  dem  Gerichte  selbst. 

Ebenso  ist  es  bei  Gaj.  IV,  185  Fiunt  autem  vndimonui-recwptraiorUnu  tup^ 
posUif,  id  ff/,  «<  9«!  non  sleierii,  i$  protittus  a  reeuperalorilnu  in  iutnmam 

rndimonii  condemneiur,  Auch  hier  bezieht  sich  protinus  auf  die  Einleitung 
des  Recuperatorenverfahrens,  welches  ohne  vorhergehende  Weitläuftigkeit 
statt  finden  kann,  nicht  auf  die  Art  und  Weise   des  Verfahrens   selbst. 

Aach  bei  Cicero  p.  Tüll.  10  reciperatores  dare^  ut  quam  primum  ret  iudica" 
relur  und    div.   17,  56   iudicwm  dat   tlatm-hidicant  recuperalores    beziehen 

»ch  die  Ausdrücke  der  Schnelligkeit  nicht  auf  die  Dauer  des  Verfieihrens, 
sondern  darauf,  dass  dasselbe  bei  feststehendem  Rechtspunkte  unmittelbar 
angeleitet  werden  kann.  Daher  ist  es  auch  nicht  gelungen,  irgend  etwas 
an&nfinden,  worin  das  Recuperatorengericht  kürzer  gewesen  wäre  als  je- 
des andere  Gericht,  man  müsste  denn  an  die  angebliche  Beschränkung  der 
Zahl  der  Zeugen,  welche  dabei   statt  gefunden  haben  soll,  denken. 

7)  Man  sehe  darüber  die  Auseinandersetzung   in  der  Abhandlung  De 

Macedoniae  Romanorum  provinciae  praesidibus^  (fui  fueruni  usque  ad  T, 
Yrspasianum   in  meinen  CommeHlniiones  epigraphicae  Vol.  II  p.   165. 

8)  Man  sehe  die  Meinungen  der  Neueren  erwähnt  bei  Rein  Römisches 
Griminahrecht  8.  647,  der  zwar  selber  den  ganzen  Charakter  des  Gerich- 
tes nicht  richtig  auffiässt,  aber  doch  erkennt,  dass  es  kein  eigentliches  Ge- 
richt, sondern  nur  ein  praeittdidunif  wie  er  es  nennt,  war. 

9)  Denn  dass  er  in  seinem  Consulate  und  einige  Jahre  nachher  diese 
Provinz  gehabt  hatte,  habe  ich  in  meinen  Studia  liomitna  I,  13,  wo  ich 
von  der  Vertheilung  der  Provinzen  während  dieser  Jahre  sprach,  bewiesen. 

10)  Zu  diesen  Ausschüssen  gehören  z.  B.  diejenigen,  welche  für  die 
Vertheilung  der  Staatsländereien ,  also  auch  zur  Anlegung  von  Golonien 
eingesetzt  wurden,  aber  auch  zur  Besorgung  vielfacher,  anderer  Geschäfte. 
Noch  zahlreicher  wurden  sie,  als  unter  der  Kaiserregierung  eine  sorgfäl- 
tigere und  eingehendere  Behandlung  der  Geschäfte  eintrat  und  die  ordent- 
lichen Beamten  von  vielen  Pflichten,  welche  sie  früher  gehabt  hatten,  ent- 
bunden wurden.  Man  sehe  z.  B.  Dio  Cass.  LVIl,  14;  Plin.  ep.  II,  1,  9 
und  besonders  die  Auseinandersetzung  in  der  trefflichen  Abhandlung  von 
Bart  Borgbesi  über  den  Gonsul  Burbulejus  p.  49.  Verschieden  davon  ist 
es,  wenn  ein  oder  mehrere  Senatoren  von  dem  Senate  selbst  mit  der  ün- 
tersochung  einer  Sache  und  der  Vorbereitung  der  Senatsbeschlüsse  beauf- 
tragt werden.  Ein  ganz  ähnliches  Beispiel  wird  uns  von  Tac.  ^n.  III, 
63  berichtet.  £s  handelte  sich  im  Senate  um  die  Untersuchung  der  An- 
spräche, welche  einzelne  Griechische  Staaten  auf  das  Recht  des  Asyles 
for  bestimmte  Tempel  machten.  Der  Senat  hörte  zuerst  die  Gesandtschaf, 
ten  einiger  Staaten,  dann  als  deren  zu  viele  wurden ,  übertrug  er  die  ün- 
tersachong  der  Einzelheiten  den  Consuln,  behielt  sich  aber  in  seiner  Ge- 
saiomtheit  die  Entscheidung  auf  den  Antrag  der  Gonsuln  vor. 

11)  Eine  Vertheilung  der  Provinzen  auf  die  jährlich  erwählten  Gon- 


*    396  AnmerkuDgen. 

8uln  und  Prätoreu  nach  den  allerdings  mangelhaften  Nachrichten,  welche 
uns  darüber  erhalten  sind,  habe  ich  versucht,  in  einer  Abhandlang  De  Gal- 
litt  Romanorum  procincia  in  meinen  Studia  Romana  (BeroL  1859)  p.  11  sq. 
Daraus  wird  sich  die  Richtigkeit  meiner  Behauptungen  ergeben  und  ich 
brauche  hier  auf  Einzelheiten  nicht  weiter  einzugehen. 

12)  Man  sehe  die  so  eben  angeführte  Abhandlung  S.  12. 

13)  Dass  der  erste  stehende  Gerichtshof  aus  Recuperatoren    bestand, 

erkannte  auch  C.  T.  Zumpt  de  legibus  iudiciisque  repelundarum  (Berol.  1845) 
p.  13,  und  vor  ihm  Seil  die  Recuperatio  der  Römer  S.  371,  der  den  ge- 
schichtlichen Zusammenhang,  in  welchem  diese  recuperatores  mit  den  M- 
heren,  welche  bei  den  Anklagen  der  Spanischen  Provinzen  entschieden, 
bemerkt.  Auf  die  Ansicht  früherer  Gelehrten,  welche  bei  den  stehenden 
Gerichtshöfen  an  Richter  denken,  ist  es  unnöthig  einzugehen.  W  Rein 
im  Criminalrecht  der  Römer  S.  614  ist  schon  von  Zumpt  a.  a.  0.  wider- 
legt worden.  Er  meint,  die  quaestio  perpetua  de  repeiundis  sei  ein  stehen- 
des Criminalgericht  gewesen,  die  recuperatores  aber  hätten  nicht  ein  stän- 
diges Collegium  gebildet.  Hier  liegt  ein  Irrthum  über  den  Begriff  eines 
stehenden  Gerichtshofes  zu  Grunde.  Dies  ist  nicht  ein  solcher,  in  dem 
die  Richter  stehend  sind,  sondern  ein  solcher,  bei  dem  immer  Klagen  an- 
gebracht werden  können.  Der  Vorsitzende  ist  deshalb  stehend,  die  Rich- 
ter wechseln. 

14)  Ganz  unrichtig  ist  die  Ansicht  von  Göttliug  Geschichte  der  Rö- 
mischen Staatsverfassung  (Halle  1840)  S.  424.  Er  nimmt  als  Anzahl  der 
Personen,  aus  denen  die  Richter  fiir  jeden  Process  erwählt  wurden,  350 
oder  450  oder  1050  an,  wobei  er  nicht  bedenkt,  dass,  mag  man  auch  an 
alle  bisherigen  Irrthümer  der  Gelehrten  über  die  Entwickelung  der  qw- 
stiones  perpetuae  glauben,  jedenfalls  durch  die  bestimmtesten  Zeugnisse 
feststeht,  dass  bis  auf  0.  Gracchus  nur  Senatoren  zu  Richtern  in  Repetun- 
denprocessen  genommen  wui-den.  Göttling  aber  spricht  sogleich  bei  dem 
Calpurnischen  Gesetze  von  einem  alhum  iudicum  und  fasst  die  Richter  als 
Repräsentanten  des  gesammten  Volkes  auf.  Eine  Widerlegung  dieser  An- 
sicht, welche  auch  nicht  einmal  durch  scheinbare  Gründe  unterstützt  wiiti, 
ist  unnöthig. 

15)  Man  sehe  z.  B.  W.  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  606,  auch  A. 
F.  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  76.  Noch  Th.  Mommsen  im  Corp. 
Inscr.  Lat  1, 115  scheint,  so  viel  man  aus  den  angeführten  Stellen  S(*iilies- 
sen  darf,  eben  derselben  Meinung  zu  sein 

16)  Man  möge  sich  nicht  täuschen  lassen,  wenn  von  den  Gelehrten 
noch  andere  Bestimmungen  als  dem  Calpurnischen  Gesetze  angefaörig  an- 
geführt werden.  Z.  B.  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  612  (vergl.  eben- 
denselben in  Paulys  Realencyclopädie  VI,  446)  führt  processoalischc  Be- 
stimmungen, die  in  demselben  gestanden  hätten,  an.  Wir  haben  ausfuhrlich 
bewiesen,  dass  das  Gesetz  unmittelbar  nichts  mit  dem  Processe  zu  thon 
hatte :  derselbe  blieb  im  Wesentlichen  derselbe,  wie  er  früher  gewesen  war. 
Zweitens  soll  das  Calpurnische  Gesetz  eine  Beschreibung  der  verbotenen 
Handlungen  enthalten  haben.  „Ein  allgemeines  Verbot  der  Erpressung 
stand  oben  an,  und  zwar  mit  den  Ausdrucken  pecuniae  captae^  Liv.  XLIU, 
2,  Cic.  de  leg.  IH,  20  coaclae,  condlialae,  atersae,  Cic.  div.  1."  Dass  jene 
Ausdrücke  in   dem  Gesetze   vorgekommen   sind,  ist  möglich,  wenn  ^eicb 
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wir  oichts  davon  wissen   und  die  angeführten  Stellen  von   den  Gesetzen 
über  ErpressaDgen  im  Allgemeinen,  nicht  von  dem  Galpumiscben  insbeson- 
dere baodein.    Aber  ein   allgemeines  Verbot  der  Erpressung   war  unnütz: 
das  verstand  sich  von  selbst    Es  konnte  nur  heissen,  dass  bestimmte  Hand- 
iasgen  io  Bezog  auf  Erpressung  verboten  seien   und    das  dadurch  gewon- 
itene  Geld  wiedererstattet  werden  sollte.   Femer  „waren  Bestimmungen  dar- 
über aafgenommen,  was   der  Statthalter  wirklich  zu  fordern   habe,    Cic. 
Verr.  III,  81."    Dass  dies  nicht  der  Fall   war,    haben  wir  8.  38   bemerkt: 
es  wäre  io  der  That  ein   ausserordentliches  Gesetz  gewesen ,   wenn  es  die 
so  verschiedenartigen  Leistungen  der  Provinzen  an  ihre  Statthalter  im  Ein- 
zelnen festgestellt  hätte,  auch  unnütz,  da  diese  Feststellungen  schon  früher 
vorbanden  sein   mussten.    In   der  citirteu  Stelle   von  Cicero  steht   nichts 
derartiges.    Es  wird  ein  Senatsbeschluss  und  Gesetze  enii'ähnt,  nach  denen 
der  Statthalter  von  Sicilien  Getreide  für  seinen  und  der  übrigen  Behörden 
Gebrauch  empfangen  sollte;  aber  von  dem  Oalpumischeo  Gesetze  ist  nicht 
die  Rede.    Es  waren  andere  Gesetze,   durch  welche  die  Verwaltung  Sici- 
liens  geregelt  worden  war. 

17)  Man  vergleiche  die  Ergänzungen ,  wie  sie  zuerst  0.  A.  C.  Klenze 
in  seiner  Ausgabe  der  von  ihm  so  genannten  lex  Ser,\l\a  (Berol  1825)  p.  40 
aufgestellt  hat,  mit  denen,  welche  Th.  Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat.  I  p.  59 
angenommen,  und  A.  F.  Rudorff  «</ /«^pm  Adliam  (Berol.  1862)  p.451  wei- 
ter aosgefohrt  hat.  Wir  werden  auf  dieselben  später ,  wo  wir  von  der  lex 
Aeiün  sprechen,  zurückkommen. 

18)  Freilich  scheint  dies  zu  thun  A.  F.  Rudorff  in  der  Zeitschrift  for 
ge.<iohichtliche  Rechtswissenschaft  XII  S.  138  flgd.  (vergl.  dessen  Rechts- 
eeschichle  I,  77).  Er  sagt,  vor  der  ersten  quaesiw  perpetua,  welche  durch 
das  Galpumische  Gesetz  eingeführt  worden  sei,  wäre  sacramenio  geklagt 
worden.  Dagegen  spricht  erstens,  dass  die  Einleitung  des  Verfahrens  ohne 
Geheisä  des  Senates  nicht  stattfinden  konnte,  zweitens  der  recuperatorische 
Charakter  desselben,  welchen  wir  durch  Vergleich  mit  dem  vor  dem  Cal- 
pumiscben  Gesetze  gebräuchlichen  Verfiahren  nachgewiesen  haben.  Auch 
Ed.  Laboulaye  /*»*  his  criminelle»  des  Romains  (Paris  1845)  p.  199  nimmt 
^ine  Anwendung  des  Verfahrens  mittelst  sacramenhtm  auf  das  neue  durch 
hso  eingeführte  Quästionenverfahren  an,  ohne  sich  jedoch  darüber  zu  er- 
Uären,  wie  er  sich  eine  solche  Anwendung  denkt. 

19)  Besonders  Rein  Criminalrecht  S.  613  hat  den  Einwand  gemacht,  die 
if$u  actione*  und  somit  auch  die  actio  iacrameniof  seien  veraltet  gewesen  und 
<Üese  Ansicht  macht  ihm  um  so  grössere  Schwierigkeit,  da  er  die  Meinung 
dernbrigen  Gelehrten  theilt»  das  Calpurnische  Gesetz  habe  auch  über  den 
Process  gebandelt.  Er  muss  also  annehmen,  dasselbe  habe  eine  veraltete 
Processform  eingeführt  Indessen  hat  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie 
^If  447  seine  Ansicht  zurückgenommen,  ohne  jedoch  zu  einem  anderen  be- 
stimmten Ergebnisse  zu  kommen. 

20)  Dies  ist,  wie  wir  in  der  18.  Anmerkung  gesehen,  besonders  Ru- 
dorfl^  Meinung.  Er  glaubt,  vor  dem  stehenden,  durch  das  Calpurnische 
Oesetz  gegründeten,  Gerichtshofe  sei  »aciawento  verhandelt  worden. 

21)  Dies  nahm  C.  T.  Zumpt  de  legibus  iuHidisifue  repetundarum  (Be- 
roL  1845)  1,  12  an.  Eigentlich,  meint  er,  sei  die  actio  sacramenio  nur  für 
RJinüsche  Borger  bestimmt  gewesen,  dann  aber  durch  eine  juristische  Fic 
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tion  auf  die  Biuidesgeiiossen  übertragen  worden.    Dass  dies  gescheben  kaim. 

beweist  Gajos  IV,  37.  Er  sagt  Item  civilat  Romana  peregrino  fingilur^  ti 
eo  nomine  agni  aut  cum  eo  agntur^  quo  nomine  no$tri$  legibus  actio  con*ii' 
tuia  elf,  fogt  aber  binzn  $i  modo  ivstum  $it  eam  actionem  eliam  od  pere- 
grinum  extendi.  Als  Beispiele  nennt  er  actio  furli  und  ex  lege  A^lui 
damni  iniuriae.  Daraus  erhellt  unzweifelhaft  die  Möglichkeit,  dass  die  ac- 
tio sacramento  auch,  WO  es  sich  um  Erpressungen  handelte,  den  Bande^r 
genossen  gegeben  werden  konnte;  aber  dass  es  wirklich  geschehen  ist 
folgt  daraus  nicht  Man  kann  sich  sogar  einen  genügenden  Grund  deo- 
ken,  weshalb  man  es  nicht  that  Wo  Bürger  und  Fremde  zusammen  leben 
sollten,  war  es  nothwendig,  die  juristischen  Verhältnisse  so  zu  ordnen,  das.< 
Beide  ohne  Schaden  neben  einander  bestehen  konnten :  es  war  eine  sokk 
Fiction  au  ihrem  Platze.  Dagegen  eben  dasselbe  auf  das  Verhältnis»  der 
Bundesgenossen  zu  den  Römischen  Beamten  zu  übertragen,  war  bedenk- 
lich. Die  Ersteren  waren  unterworfen,  sie  gehorchten  wider  ihren  Willen, 
die  Befehle  mussten  oft  streng,  oft  hart  sein:  der  Gehorsain  hätte  nicht 
erhalten  werden  können,  wenn  man  die  Regierten  mit  den  Beamten  daitb 
die  actio  sacramento  auf  gleichen  Fuss  gestellt  hätte.  Die  Büiiger  standen 
den  Beamten,  die  aus  ihnen  hervoi^ingen  und  ihr  Amt  nur  für  eine  Zeit 
bekleideten,  allerdings  gleich,  die  Bundesgenossen  konnten  ihnen  nicbt 
gleichgestellt  werden.  Es  war  natürlich,  far  sie  als  Mittelsperson  den  Se- 
nat hinzustellen,  der  überhaupt  die  auswärtigen  Beziehungen  Roms  leitete 
und  beurtheilen  konnte,  was  in  jedem  Falle  der  Nutzen  und  die  Sicher- 
heit des  Reiches  verlangte.  Aus  diesem  Grunde  glaube  ich,  dass  die  uc- 
tio  iacramento,  wenn  gleich  es  an  sich  möglich  war,  doch  in  diesem  Falle 
nicht  den  Bundesgenossen  gestattet  wurde.  Tb.  Mommsen  im  Corp.  loser. 
Lat.  I,  66  nimmt  auch  die  actio  »acromenio  im  Repetundenprooesse  fnr 
die  Bundesgenossen  als  möglich  an,  ohne  jedoch  näher  auf  die  Einxdhei- 
ten  einzugehen.  * 

22)  So  thut  es  nicht  nur  Klenze  fragmenta   legis  Serviiiae  p.  XII,  «m* 

dem  auch  G.  Seil  die  Recuperatio  der  Römer  S.  373  und  Rein  Römisches 
Criminalrecht  S.  613,  welche  den  Satz,  dass  Fremde  an  den  legis  aciietus 
keinen  Theil  gehabt  hätten,  ohne  Gründe  anzuführen,  als  sicher  and  un- 
bestreitbar hinstellen. 

23)  Man  sehe  Klenze  fragmenta  legis  Servilifte  p.  XIII,  Zumpt  de  Iffi- 

but  iudiciisgue  reffefvndannn  p.  10,  ebenso  die  Gelehrten,  welche  zoietzt 
über  diesen  Gegenstand  geschrieben  haben,  wie  Rudorff  in  der  Römischen 
Rechtsgeschichte  I,  77,  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  VI,  447.  Einen 
Grund  dafür,  dass  wenigstens  in  den  späteren  Repetundengesetzeo  auch 
Römische  Bürger  geschützt  waren,  fährt  an  Rudorff  in  seiner  Schrift  ad 
legem  Aciliam  p.  431,  nämlich  die  Anklage,  welche  Cicero  gegen  G.  Ver 
res  wegen  seiner  Erpressungen  gegen  Römische  Büi'ger  während  seiner 
städtischen  Prätur  erhoben  habe.  Ich  erkenne  diesen  Grund  nicht  so. 
kann  ihn  aber  hier  nicht  widerlegen. 

24)  Man  sehe  W.  Drumsuin  Geschichte  Roms  II,  81  und  Benzen  io 
Corp.  Inscr.  Lat.  I,  446. 

26)  Dies  wurde  aufgestellt  von  Bart.  Borghesi  in  den  Annaleo  des 
archäologischen  Institutes  1849  S.  9,  auch  angenommen  von  Tb.  Mommsen 
im  Corp.  Inscr.  Lat.  I,  55. 
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2Q  Dies  war  die  Meinung  von  G.  Sigonios  de  ind.  II  p.  607,  der  in- 
desseo  keinen  anderen  Grand  anfuhrt,  als  den,  früher  seien  die  Verurtheil- 
teo  Qor  in  der  Ulis  aesHmatio^  später  auch  mit  Verbannang  bestraft  wor- 
den, üebrigens  schreibt  er  das  Gesetz  dem  Volkstribunen  M.  Junius  Pen- 
DOS  zu.  Ihm  folgten  die  Späteren,  bis  Klenze  fntgmeuia  legis  ServiUae 
p.  41  und  4d  die  Unrichtigkeit  dieser  Ansicht  darthat 

27)  So  äusserte  sich  Seil  die  Recuperatio  der  Römer  S.  375,  der  eine 
eigenthömliche  Ergänzung  der  lückenhaften  Worte  in  dem  Repetundenge- 
setze  annahm  und  die  ticHo  sacramento  auf  diese  in  der  Provinz  lebenden 
Römischen  Bürger  bezog. 

28)  C.  T.  Zumpt  de  legihut  iudiciiique  repeiundarum  p.  14  stellte  diese 
Ansicht,  aber  nur  als  Vermuthung,  auf.  Dass  sie  nicht  begründet  ist,  ha- 
ben wir  oben  gezeigt,  wo  wir  das  Recht  der  Römischen  Bürger,  nach  der 
lex  Calpurnifi  zu  klagen,  nachgewiesen.  Die  Ansicht  der  neuesten  Gelehr- 
ten erkennt  man  aus  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  1, 77,  Th.  Momm- 
^n  Corp.  Inscr.  Lat.  I,  55.  Auch  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  615 
ond  Panlys  Realencyclopädie  VI,  447  hatte  sich  ganz  unbestimmt  ge- 
äussert 

29)  So  erklärt  es  z.  B.  Pighius  Ann.  II,  476,  der  ihm,  gerade  so  wie 
es  in  der  Zeit  nach  Sulla  geschah,  als  Provinz  während  seines  Amtsjahres 

die  ^aeslio  de  eriuiive  tnter  sicarios  durch   das  Loos  zufallen  lässt     Ihm 

M  die  übrigen  Gelehrten  gefolgt,  wenn  sie  auch  nicht  ihre  Ansicht  über 
diesen  Fall  genau  aussprechen.  Man  vergl.  C.  T.  Zumpt  de  iud.  ei  leg, 
repeiMudaruM  p.  17.  Ein  eigenthümliches  Bedenken  über  die  spätere  Be- 
strafung von  Tnbulns  bringt  Klenze  in  seinen  Prolegomena  zur  lex  Servilia 
p.  XIII  vor.  Er  sagt,  der  Process  gegen  ihn  sei  ein  ausserordentlicher 
Repetundenprocess  gewesen:  dies  könne  nur  so  erklärt  werden,  die  Anklä- 
ger gegen  ihn  seien  Römische  Bürger  gewesen,  welche  im  ordentlichen 
Itepetundenprocesse  nach  dem  Calpumischen  Gesetze  nicht  hätten  klagen 
dürfen.  Wir  haben  erstlich  früher  erwiesen,  dass  die  erste  quaesHo  fter-- 
pehia  rfftttundarum  auch  den  Römischen  Bürgern  die  Anklage  erlaubte, 
zweitens  ist  es  ganz  unsicher,  ob  Tubulus  seine  Untersuchung  über  Mord 
g^en  Römische  Bürger  geführt,  oder  nicht  vielleicht  gegen  Bundesgenos- 
^Q  (vergl.  Th.  1,  2,  371).  Drittens  endlich  fand  gegen  Tubulus  kein  Re- 
petundenprocess  statt  Ist  das  eine  blosse  Erpressung,  wenn  Jemand  sich 
bestechen  lässt,  um  Unschuldige  zu  verurtheilen  und  vielleicht  hinzurich- 
^?  Das  haben  die  Römer  immer  als  ein  todeswürdiges  Verbrechen  bo- 
mbtet, nicht  als  ein  Vergehen,  das  durch  Wiedererstattung  des  empfan- 
genen Geldes  gut  gemacht  werden  könnte. 

30)  Diese  Ansicht  wird  vorgetragen  von  Pigh.  Ann.  III,  60,  und  es  ist 
i^znerkennen,  dass  sie  bestehen  kann,  ohne  dass  ein  alter  Schriftsteller 
^  Irrthoms  angeklagt  wird.  Indessen  dass  sie  eine  unsichere  Vermu- 
thung ist,  giebt  ihr  Urheber  selbst  zu.  Pighius  hat  in  der  Beurtheilung 
dieser  Verhältnisse  deshalb  von  vom  herein  einen  falschen  Standpunkt, 
^eil  er  von  149  v.  Chr.  an  die  Einsetzung  der  zahlreichen  späteren 
Crimiiialgerichtshöfe  und  die  Vertheilung  derselben  an  die  während  ihres 
Amtsjahres  in  der  Stadt  bleibenden  Prätoren  annimmt 

31)  Dies  war  die  Meinung  von  Manutius  de  legibus  c.  15  und  einigen 
Müderen.   In  neuerer  Zeit  wurde  dieselbe  aufgenommen  von  Geib  Geschichte 
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des   Römischen   Criminalprocesses  S.  197,   und  Laboulaye  iou  enmnelles 
des  Romains  p.  216. 

32)  Diese  angebliche  Lösung  der  Widerspruche  wurde  von  Th.  Momm- 
sen  an  verschiedenen  Stellen  aufgestellt,  angenommen  von  Rudorff,  indessen 
mit  einigem  Schwanken.  Denn  in  der  Römischen  Rechtsgescfaichte  I,  93 
spricht  derselbe  von  600  oder  900  Richtern  des  Sempronischen  Gesetzes, 
dagegen  ad  legem  Arilinm  p.  443  glaubt  er  an  die  Zahl  900,  ohne  Zweifel, 
weil  er  der  Meinung  ist,  die  in  dem  Acilischen  Gesetze  vorkommende  Zahl 
von  450  Richtern  müsse  die  Hälfte  der  von  Gracchus  eingesetzten  Richter 
sein.  Als  ob  die  Zahl  der  Richter  später  nicht  vennehrt  werden  konnte  I 
Und  weshalb  die  Hälfte?  Auf  den  willkürlichsten  Annahmen  beruht  die 
Vermuthung  von  Göttling  Römische  Staatsverfassung  S.  457.  Man  ver- 
gleiche deren  Widerlegung  bei  C.  Peter  Epochen  der  Verfitösungsgeschichte 
S.  236,  K.  W.  Nitzsch  die  Gracchen  S.  401. 

33)  Eine  kurze  Untersuchung  hierüber  stellte  zuerst  an  M.  Ant  Fer- 
ratius  Efntiolarum  tibri  sex  (Venet.  1738)  I,  1  p.  2.  Er  meint,  die  Privat- 
richter hätten  aus  allen  Ständen  genommen  werden  können  und  sacht 
dies,  ohne  Polybius'  Zeugniss  anzuftihren,  durch  Beispiele  zu  beweisen. 
Unter  ihnen  fuhrt  er  eines  aus  der  Zeit  vor  den  Gracchen  an,  M.  Porcius 
Cato,  der  Richter  gewesen  sei  zwischen  Ti.  Claudius  Centumalus  und  P. 
Calpurnius  Lanarius,  bei  Val.  Max.  YHI,  2,  1 ;  Oic.  de  off.  HI,  16,  66. 
Er  hält  jenen  Cato,  durch  den  Ausdruck  von  Valerius  verfahrt,  for  den 
Vater  des  Censorius,  also  für  einen  Römischen  Ritter,  und  verlegt  den  Pro- 
cess  vor  die  Gracchen:  er  war  aber,  wie  Cicero  bemerkt,  der  Vater  des 
üticensis.  Ueberhaupt  unterscheidet  Ferratius  nicht  die  Zeiten,  was  die 
neueren  Gelehrten  gethan  haben.  S.  z.  B.  Rein  Römisches  Privatr^ht 
S.  866,  Fr.  L.  Keller  Römischer  Civilprocess  S.  44. 

34)  Für  ein  eigenes,  besonders  erlassenes  Gesetz  sprechen  sieb  die 
meisten  Gelehrten  aus,  z.  B.  unter  den  neueren  Rein  Römisches  CrimiDal- 
recht  S.  411,  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  86.  Dagegen  mit  dem 
Gesetze  über  Provocation  verbindet  es  z.  B.  K.  W.  Nitzsch  die  Gracchen 
S.  390,  Mommsen  in  seiner  Römischen  Geschichte,  doch  dieser  zweifebd 
und  ohne  einen  Grund  für  seine  Vermuthung  anzuführen.  C.  T.  Zumpt 
de  legibus  iudiciisque  repeiundamm  p.  17  äussert  sich  nicht  über  die  Beschaffen- 
heit des  Gesetzes,  meint  aber,  eine  besondere  guaestio  sei  deshalb  nicht 
eingesetzt,  sondern  sie  mit  der  de  sicarüs  verbunden  worden.  Diese  ^'»'- 
stio  nimmt  er  nämlich  wegen  des  Processes  von  Tubulus  als  schon  zu  der 
Gracchen  Zeit  bestehend  an.    Wir  haben  dies  oben  S.  399  widerlegt. 

35)  Dies  war  die  Meinung  von  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  709. 
Wir  selbst  haben  in  der  Einleitung  zu  unserer  Ausgabe  von  Cicero  pro 
Murena  (Berol  1859)  p.  XVIil  über  das  Verbrechen  der  AmtserschleicbiiDg 
und  seine  Bestrafung  gesprochen.  Wir  konnten  indess  dabei  auf  eine  zn- 
sammenhängende  Darstellung  nicht  eingehen.  Zurückkommen  werden  wir 
auf  den  Gegenstand  später,  wo  wir  von  dem  Calpurnischen  Gesetze,  dem 
ersten  eigentlich  und  besonders  über  Amtserschleichung  gegebenen,  handeln. 

36)  Dies  ist  das  Ergebniss  der  Untersuchungen  von  C.  G.  Zumpt  in 
seiner  academischen  Abhandlung  Ueber  die  Römischen  Ritter  und  den 
Ritterstand  in  Rom  (Berlin  1840)  S  26.  Es  wird  allgemein  angenommen, 
z.  B.  von  Becker  Römische  Alterthümer  II,  1,  291. 
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37)  Ich  habe  auf  diesen  Punkt  znerst  aufmerksam  gemacht  in  meinen 
Siudia  Romana  p.  17,  anch  C.  Gracchus  als  Urheber  der  Veränderung  be- 
zeichoet  Eine  nfihere  Auseinandersetzung  lag  indessen  damals  nicht  in 
meiner  Absicht. 

38}  Ausführlich  über  dieses  Gesetz  hat  gesprochen  M.  Ani  Ferratius 
episioiae  (Yenetiis  1738)  III,  8.  Seine  Darstellung  ist  klar  und  überzeu- 
gend  leb  nehme  sie  nur  in  so  fem  nicht  an,  als  er  meint,  das  Gesetz  hätte 
oor  über  die  consularischen  Provinzen  gehandelt.  Dies  war  nicht  m(}glich, 
da  za  gleicher  Zeit  auch  bestimmt  werden  musste,  welches  die  prätorischen 
ProviDzeo  sein  sollten. 

39)  Man   vergleiche  darüber  die  Auseinandersetzung  in  meinen  Studia 

Rowuina  p.  73. 

40)  Die  erste  besondere  Ausgabe  dieser  Bruchstücke  besorgte   G.  A. 

C.  Klenze  Fragmenia  legis  Serviliae  repelundarum  (Berol.  1825),  die  neueste 
ist  ?on  Ad.  Fr.  Rudorff  Äd  legem  Acitiam  de  pecumit  repeiundis  latam 
«UM  eb  urbe  631  vel  632  (BeioL  1862).  Ich  gebrauche  die  critisch  be- 
richtigte Abschrift,  wie  sie  sich  im  Corp.  Intcr,  tat,  n.  198  (I  p.  49)  durch 
Th.  Monunsen  findet  Die  Eigänzungen  der  Lücken,  welche  die  genannten 
Gelehrten  hinzugefugt  haben,  nehme  ich  bis  auf  die  öfters  wiederkehren- 
den Formeln  nicht  an  und  die  Gründe,  weshalb  dies  nicht  möglich  ist, 
verdeD  sich  im  Verlaufe  der  Untersuchung  ergeben.  Es  ist  ein  eigenes 
gelehrtes  Vergnügen,  solche  Ergänzungen  zu  ersinnen,  hat  aber  nicht  den 
entsprechenden  wissenschaftlichen  Werth,  da  im  besten  Falle  nur  mehr 
oder  minder  mögliche  Vermuthungen  zu  Tage  gefördert  werden.  Gefähr- 
lich aber  ist  dies  Vergnügen  in  so  fern,  als  es  Gelehrte,  welche  den  Sachen 
ferner  stehen  oder  nicht  auf  besondere  Untersuchungen  eingehen  können, 
verfuhrt 

41)  Dem  Servilischen  Gesetze  wurden  die  uns  erhaltenen  Bruchstücke 
zugewiesen  von  Carl  Sigonius  de  tudicüs  II,  27,  und  diese  Meinung  gewann 
fio  sehr  die  Oberhand,  dass  Klenze  ohne  Bedenken  G.  Servilius  als  Urheber 
des  Gesetzes  in  seine  Ergänzung  der  Bruchstücke  aufnahm.  Eine  etwas  un- 
klare Andeutung,  dass  das  uns  bruchstückweise  erhaltene  Repetundengesetz 
^ter  der  Ux  tudidaria  C.  Gracchi  geschrieben  sei,  gab  Th.  Mommsen  in 
6«iDem  Aufsatze  Ueber  die  Uges  iudidariae  des  VII.  Jahrhunderts  bis  zur 
l»  Aurelia  in  der  Zeitschrift  für  Alterthumswissenschaft  1843  S.  824.  Da- 
g^eo  G.  T.  Zumpt  De  legibus  iudiciisque  repetundarum  p.  20  widerlegte 
znerst  den  Glauben  an  die  lex  Senilia  und  wies  die  Bruchstücke  der  lex 
AciUa  zu:  ihm  folgte  Rudorff  in  seiner  neuesten  Bearbeitung  p.  421,  wäh- 
rend er  in  seiner  Rechtsgeschichte  I,  77  sie  einer  lex  incerta  repetundarum 
zugeschrieben  hatte.    Auch  Mommsen  im  Corp.  luscr.  Lat.  nennt  die  Bruch- 

^cke  nur  eine  lex  repetundarum, 

42)  So  sagt  Rudorff  in  seiner  Abhandlung  über  das  Acilische  Gesetz 
P-  428,  indem  er  damit  begründen  will,  weshalb  dasselbe  so  bald  nach  dem 
^pronischen  gegeben  worden  sei.  Den  andern  Theil  seiner  Meinung 
über  den  Zusammenhang  des  Acilischen  und  Sempronischen  Gesetzes  wer- 
den wir  später  widerlegen. 

43)  Geib  Geschichte  des  Römischen  Griminalprocesses  S.  374  sagt: 
lAllein  freilich  ist  hier  zu  bemerken,  dass  die  Gomperendinatio  niemals, 
vie  ^e  Ampliatio,  auf  alle  Quastionen,  sondern,  wenigstens  so  weit  unsere 

ui.  26 
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Nachrichten  reichen,  immer  nur  auf  die  quaestio  de  repetundü  sich  erstreckt 
hat/'  Dies  ist  in  Bezug  auf  die  Ampliatio  nicht  richtig:  auch  von  ihr 
wissen  ^ir  durch  bestimmte  Nachricht  nur ,  dass  sie  sich  auf  Repetunden- 
processe  bezogen  bat.  Folgerichtig  müsste  man  schliessen,  bei  den  übrigen 
Processen  habe  es  weder  Ampliatio  noch  Compereudinatio  gegeben,  was 
eine  Verkehrtheit  ist.  Es  ist  zu  verwundern,  dass  Geib  durch  die  Ueber- 
legung,  dass  die  Compereudinatio  durch  das  Servilische  Gesetz  eingeführt 
worden  sein  soll,  nicht  auf  den  wirklichen  Charakter  des  Gesetzes  selbst 
geleitet  worden  ist. 

44)  Diese  Erklärung  giebt  RudorfT  ad  legem  AdHam  p.  428.  Ich  sehe 
hierbei  ganz  davon  ab,  dass  die  Zahl  der  neunhundert  Sempronischen 
Richter  auf  Vermuthung  beruht  und  zwar  einer  unbegründeten  Vermuthong. 
Ich  habe  S.  62  gezeigt,  dass  die  Stelle  von  Livius,  wo  von  neunhundert 
die  Rede  ist,  sich  gar  nicht  auf  die  Richter  bezieht 

45)  Ich  vergleiche  als  Beispiel,  was  Tacitus  Ann.  IV,  16  über  die  Wahl 
des  Flamen  Dialis  erzählt  Es  mussten  drei  vorgeschlagen  werden,  aus 
denen  einer  gewählt  wurde.  Hier  konnte,  da  es  sich  um  einen  Vorschlag 
handelte,  die  Zahl,  aus  der  gewählt  wurde,  sicherlich  geringer  sein  als  bei 
den  Richtern. 

46)  Man  findet  den  Streit,  mit  welchem  noch  Geib  Geschichte  des 
Römischen  Crimiualprocesses  S.  373  zu  kämpfen  hatte,  ausführlich  darge- 
stellt in  dem  Index  legum  Onom.  Tuii  ed  OrelL  p.  120. 

47)  Es  ist  ein  Verdienst  von  Rudorif  Römische  Rechtsgeschichte  I,  78, 
zuerst  auf  die  Griechische  Inschrift  von  Astypalaea  zur  Zeitbestimmung  des 
Acilischen  Gesetzes  aufmerksam  gemacht  zu  haben;  Mommsen  im  Corp. 
Inscr.  Lat.  I,  56  hat  die  fernere  Anwendung  davon  gemacht  Er  spricht 
ohne  Weiteres  von  der  in  dei-selben  erwähnten  lex  Htibria  Adlia:  er  musste 
sagen ,  dass  dort  stände  secundum  legem  et  Rubriam  et  Aciliam ,  wodurch 
seine  Erklärungsweise  ausgeschlossen  wird.  Mommsen  meint,  das  Sempro- 
nische  Gesetz  habe  sich  allerdings  auf  die  quaestio  vepetundarum^  auch  auf 
andere  damals  bestehende  qnaestiones  bezogen.  Dennoch  habe  mau  es  für 
nöthig  erachtet  die  quneMiio  repetundamm  neu  zu  ordnen.  Weshalb,  setxt 
er  nicht  hinzu,  und  es  ist  schwer  glaublich,  dass  dies  sogleich  bei  Leb- 
zeiten von  Gracchus  geschehen  sei,  der  jede  von  seinen  Gollegen  ausge- 
hende Anordnung  selbst  ausführen  konnte,  zumal  bei  dem  Verbrechen  der 
Erpressung,  für  welches  das  den  BegrifiT  feststellende  Gesetz  von  Calpur- 
nius  existirte.  Was  Mommsen  weiter  meint,  M.'  Acilius,  dessen  Sohn  von 
Mucius  Scaevola  erzogen  worden  sein  soll,  sei  unmittelbar  nach  dem  Tri- 
bunate  gestorben  und  wahrscheinlich  als  Gracchus'  Anhänger  in  dessen 
Sturz  verwickelt  worden,  ist  ganz  unsicher.  Angenommen  wurde  Momm- 
sens  Beweisführung  von  Rudorff  1.  1.  p.  426,  der,  weil  in  der  Inschrift  von 
Astypalaea  xatd  t6v  vd(i.ov  steht,  den  Beweis,  dass  in  derselben  nur  voo 
einem  einzigen  Gesetze  die  Rede  sei,  für  sicher  hält  Er  hätte  auch  die 
folgenden  Worte  xdv  xe  'Pößpiov  xai  t6v  'AxtXiov  betrachten  müssen;  dann 
wäre  er  zu  einem  verschiedenen  Ergebnisse  gelangt.  Ich  habe  diesen  Punkt 
über  die  Zeitbestimmung  des  Acilischen  Gesetzes  ausfuhrlicher  behandelt, 
um  zu  zeigen,  zu  welchen  unmöglichen  Annahmen  der  Glaube  an  die  Be- 
schränkung des  Acilischen  und  Servilischen  Gesetzes  auf  Erpressungen  ge- 
führt hat 
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48)  Th.  Mommsen  in  seinem  Aufsätze  über  die  legei  iucUciariae  des 
VII  Jahrlinnderts  in  der  Zeitschrift  für  Alterthumswissenschaft ,  1843 
S.  821,  sa^  zwar:  „dass  noch  mehrere  ieges  iudieiariae  dieses  Zeitraumes 
nos  gänzlich  unbekannt  sind,  ist  nicht  zu  bezweifeln" ;  indessen  Gründe  fur 
diese  Behauptung  giebt  er  nicht  an.  Es  scheint  dieselbe  mit  seiner  An- 
sicht, dass  die  uns  bekannten  Gesetze  sich  nur  auf  den  Repetundcnprocess 
beziehen  und  Gracchus  ein  zwar  allgemeines  Richtergesetz,  das  aber  erst 
durch  besondere  Gesetze  auf  die  einzelnen  Verbrechen  angewendet  werden 
musste,  erliess,  zusammenzuhängen.  Dann  bedurfte  es  allerdings  noch  vie- 
ler Gesetze,  welche  jetzt,  wo  wir  die  weitere  Bedeutung  der  uns  bekannten 
Gesetze  erwiesen  haben,  unnöthig  sind.  Dieser  seiner  früheren  Meinung 
zu  Liebe  hat  wohl  auch  Mommsen  im  Corpus  Inscr.  Lat.  den  uns  erhalte- 
nen Bruchstücken  des  Richtergesetzes  nicht  den  Namen  des  Acilischen 
gegeben  .*  er  gesteht  sonst,  dass  Alles,  was  wir  von  dem  Acilischen  Gesetze 
wissen,  und  der  Charakter  der  Bruchstücke  zu  einander  passt. 

49)  Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat  I,  56  sagt,  es  sei  klar,  dass  das 
Rubrische  Gesetz  in  dem  Acilischen  als  bestehend  angeführt  würde,  quod 
lex  Ruhria  de  colonia  Carthagine9n  deducenda  —  ila  commemoratur ,  ut 
um  tvm  adhuc  valuis$e  appareat.  Man  möge  sich  durch  diesen  zuver- 
sichtlichen Ausdruck  nicht  täuschen  lassen,  wie  es  Rudorff  ad  legem  Aci- 
'm»  p.  425  ergangen  ist:  die  angebliche  Klarheit  entsteht  nur  durch 
ganz  unsichere  Vermuthung.  Bald  nachher  erklärt  es  Mommsen  auch  für 
klar  (Toiam  rem  Ha  fere  ordinandam  esse  apparet),  dass  das  Acilische  Ge- 
setz in  demselben  Jahre  gegeben  sei,  wie  das  Sempronische,  was  nicht 
nur  nicht  klar,  sondern  undenkbar  ist.  Ueber  das  Rubrische  Gesetz  kön- 
nen wir  hier  nicht  ausführlich  sprechen.  Es  ist  sicher,  dass  die  Colonie 
Carthago  nicht  zu  Stande  kam,  auch  das  Rubrische  Gesetz  wurde  am  Ende 
aushoben,  aber  nicht  sogleich,  nicht,  ohne  dass  die  darnach  ernannten 
Dreimänner  ihr  Amt  zu  Ende  fuhren  konnten.  Man  vergleiche  unsere  Aus- 
fahrung  in  Commentaiiones  epigraphicae  I,  218,  die  von  Mommsen  Corp. 
Inscr.  Lat  I,  96  mehr  mit  Behauptungen  bestritten,  als  mit  Gründen  wider- 
legt worden  ist. 

50)  Freilich  Klenze  in  seiner  Ergänzung  der  Bruchstücke  p.  28  hatte 
eine  solche  Bestimmung  über  die  Wahl  eines  besonderen  Prätors  in  das 
Capitel  über  die  Wahl  der  jährlichen  450  Männer  2^ile  XV  hineingebracht 
Indessen  sie  ist  unrichtig,  da  eine  solche  Bestimmung  nicht  in  das  Capitel, 
dessen  üeberschrift  uns  erhalten  ist,  passt.  Freilich  sind  auch  die  Ergän- 
zungen von  Mommsen  und  Rudorff  nicht  zubilligen.  Jener  schreibt:  Prae- 
tor ptei  posi  h.  l,  rogatam  ex  hac  lege  toudex  factut  erii,  dieser  Praetor 
9«A  pogieaquam  kance  legem  populus  plebesve  iouserit  ex  hac  lege  quotannis 
[actus  crealusve  erit.  Die  Worte  in  Zeile  XIX  ad  iudicem ,  in  eum  annum 
^uei  ex  k,  l.  factus  erii,  wenn  sie  wirklich  so  lauteten,  sind  verschieden- 
artig. Es  muss  dem  Sinne  nach  etwa  heissen  Praetor  qui  post  h,  l.  roga- 
tam hone   quaestionem  ■  sortilus   erit   oder   cui  —  obvenerit;   denn    dass   die 

Anweisung  auch  des  Vorsitzes  in  den  Schwurgerichten,  wenn  es  dafür  einen 
besonderen  Prätor  gab,  durch  das  Loos  geschah,  ist  nicht  zweifelhaft 

51)  Es  heisst  ausdrücklich  Z.  XIII  und  XVI  queive  in  senatu  stet  fue- 
rifee.  Darin  fanden  Klenze  p.  29  und  Monunsen  p.  65  den  Ausschluss 
der  cumlischen  Beamten  von  dem  Amte  eines  Geschworenen  und  mit  Recht. 

26* 
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Denn  alle  diese  waren  entweder  im  Senate,  wenn  sie  ihr  Amt  nicht  mehr 
bekleideten,  oder  in  demselben  gewesen,  wenn  sie  es  bekleideten.  Rndorff 
p.  444  bezieht  den  Ausdruck  nur  auf  die  niederen  Senatoren,  weil  in  dem 
Erpressungsgesetze  als  diejenigen,  welche  von  demselben  betroffen  wurden, 
zuerst  die  höheren  Beamten,  dann  queive  in  senatu  sententiam  dixtl  dixerit 
aufgezählt  würden.  Indessen  einmal  ist  dieser  Ausdruck  nicht  der  gleiche 
und  dann  ist  es  nicht  nothwendig,  dass,  wenn  ein  Ausdruck  in  besonderer 
Verbindung  eine  besondere  Bedeutung  gehabt  hat,  er  eben  dieselbe  aucti 
in  anderer  Verbindung  habe.  Jedenfalls  mussten  die  höheren  Beamten  be- 
stimmt bezeichnet  werden  und  da  sich  für  sie  kein  anderer  Platz  findet, 
sind  sie  in  jenem  auf  sie  passenden  Ausdrucke  zu  suchen. 

52)  Diese  Bestimmung  ist,  da  die  Worte  queive  in  urbem  Romam  pro- 
piusve  urbem  Romam  uns  zweimal  an  den  betreffenden  Stellen  erhalten 
sind ,  sicher ,  aber  ihre  Absicht  scheint  nicht  sowohl  die  zu  sein ,  für  die 
Bequemlichkeit  der  Römischen  Bürger  zu  sorgen  und  den  weiter  entfernt 
wohnenden  die  Last  des  Richteramtes  zu  ersparen,  als  die,  dasselbe  nur 
den  das  beste  Bürgerrecht  besitzenden  Bürgern  zu  übertragen.  Bei  der 
Uebertragung  von  Vormundschaften  ist  es  allerdings  Rechtsregel,  die  von 
dem  Orte  der  Vormundschaft  entfernt  Wohnenden  zu  verschonen;  man 
vergl.  Rudorff  p.  445;  aber  mit  dem  Richteramte  verhält  es  sich  anders. 
Es  galt  als  eine  Art  von  Staatsamt  und  war  in  damaliger  Zeit,  wo  es 
Schwurgerichte  nur  für  Amtsverbi*echen  gab,  dazu  bestimmt,  die  Oberauf- 
sicht über  die  gesammte  Staatsverwaltung  zu  fuhren.  Es  war  natürlich, 
dass  man  es  nur  an  diejenigen,  welche  sonst  zu  den  eigentlichen  senato- 
rischen Staatsämtem  beföhigt  waren,  übertrug.  Zur  Zeit  der  Gracchen 
aber  gab  es  in  der  Nähe  Roms  noch  Gemeinden,  welche  des  Bürgerrech- 
tes entbehrten,  und  diejenigen,  welche  es  ausserhalb  Roms,  z.  B.  in  den 
Latinischen  Colonien  besassen,  entbehrten  dennoch  das  Recht  zu  den  Ehren- 
stellen: nach  dem  Bundesgenossen  kriege  änderte  sich  dies.  Man  vergleiche 
unsere  Studia  Romana  p.  30.  Aus  diesem  Grunde,  glaube  ich,  wurde  in 
diesem  Acilischen  Gesetze  eine  Entfernung  von  Rom  bestimmt,  innerhalb 
deren  die  Richter  ansässig  sein  mussten ;  ob  dies  aber  1000  Schritt  waren, 
innerhalb  deren  das  imperium  der  städtischen  Beamten  galt,  wie  Rudorff  1. 1- 
meint,  bezweifle  ich;  denn  auf  das  imperium  kommt  es  hier  nicht  an.  £s 
konnte  auch,  wie  Mommsen  p.  65,  Ä*eilich  aus  anderen  Gründen,  wollte, 
eine  grössere  Entfernung  genannt  sein,  auch  noch  ausserdem  andere  Be- 
schränkungen hinzugefugt  werden,  um  die  Besitzer  des  vollständigen  Bür- 
gerrechtes näher  zu  bezeichnen. 

53)  Die  Erwähnung  desselben  haben  demnach  Mommsen  und  Rndoif 
in  ihre  Ergänzung  des  Gesetzes  angenommen.    Es  war  eine  Inconsequeoz 

von  C.  T.  Zumpt  de  legibus  iudidisque  repeiundarum  p.  22,  während  er  für 

das  Sempronische  Gesetz  einen  Census  annahm,  denselben  für  dies  Acili- 
sche  zu  leugnen  und  daraus  zu  folgern ,  dass  nach  demselben  auch  Leute 
aus  der  Plebs  zum  Richteramte  zugelassen  worden  wären.  Er  wurde  dazu 
durch  die  damals  allein  bekannte  Ergänzung  von  Klenze  verleitet,  der  für 
die  Erwähnung  des  Census  keinen  Platz  behielt 

54)  In  den  Ergänzungen  des  Acilischen  Gesetzes  hat  man  bisher  die- 
sen Punkt  übersehen,  vielleicht  weil  man  auch  in  dem  sogenannten  Juli- 
scheu  Municipalgesetze  keine  solche  Bestimmung  über  die  Zidassong  zu  Ma- 
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oicipalSmterD  findet.    Dennoch  ist  es  sicher,   dass  nur  Freigeborene  zu 
den  MuDicipalämtern  gelangen  durften.    Indessen  das  Verhältniss  war  dabei 
eJB  verschiedenes.    Denn  als  Bedingung  für  die  Municipalämter  war  Kriegs- 
dienst  in  einer  Legion  aufgestellt,  zum  Legionsdienst  aber  gelangten  nur 
Freigeborene:  mithin   war  eine  weitere  Erwähnung  der  Ingenuität  unnütz, 
dag^en  in  dem  Richtergesetze,  das  keinen  Kriegsdienst  verlaugte,  nöthig. 
55)  Wir  haben  in  dem  Gesetze  nur  übrig  quehe  merc,  und  dass  in 
dem  letzteren  Worte  mercede  liegt,  ist  nicht  zweifelhaft.    Deshalb  ergänzte 
Klcnze  p.  30  ^««ce  merctde  aliqua  conduclus  stet,  sicherlich  richtiger  als 
Sigouius  qveive  mercaior  tiet  fueritve;   denn  eben  die  Glasse  der  grossen 
Raoflente,  die  reich  und  unabhängig  geworden  waren,  sollte  die  neuen 
Richter  liefern.     Dennoch    ist   Klenzes  Ergänzung  zu  nichtssagend:    ich 
glaabe,    G.  T.  Zumpt   de  legibus  iudiciisque  repetundarutn  p.  21   trifft  dem 
Sinne  nach  das  Richtige,  wenn  er  meint,  ^Mt  mercedem  a  populo  non  acci- 
jnani  seien  zum  Richteramte  zugelassen  worden.    Die  Ergänzung  Momm- 
sens   und    Rudorfl^  gueite  mercede   consfiluln    depugnavit   depiignarerit    ar- 
lemte  tudicram  fecit  fecerii  ist  hauptsächlich  nachgebildet  der'  ähnlichen 
Bestimmung  in  dem  sogenannten  Julischen  Municipalgesetze  Z.  123  queive 
lanutaiuram  artemre  hcUcram  fecil  fecerii,  und  Z.  113  que'ive  depugnandei 
c/ivsa  auctoratus  est  ^  erit,  fvit,  fuerit;  sie  ist  indessen  unpassend,  weil  in 
ihr  der  empfangene  Lohn  hervorgehoben  wird.    Als  ob  denn  Jemand,  der 
zu  seinem  Vergnügen   als  Gladiator  aufgetreten  wäre  oder  die  Bühne  be- 
treten hätte,  weniger  ehrlos  geworden  wäre!    Zur  Gracchischen  Zeit  war 
die  Erwähnung  der  Gladiatoren  und  der  Schauspieler  unnütz,  da  damals 
nur  Sclaven  und  Freigelassene  zu  diesem  Erwerbe  griffen  und  diese  wur- 
den durch    andere  Bedingungen  des  Gesetzes  ausgeschlossen.    Zu  Caesars 
Zeit  hatte  sich  dies  geändert  und  es  ist  nicht  richtig,  die  späteren  Ver- 
hältnisse ohne  Weiteres  auf  die  frühere  Zeit  zu  übertragen. 

56)  Die  Pflichten  selbst,  welche  der  Prätor  zu  erfüllen  hat,  sind  be- 
kannt, die  Worte,  in  welchen  sie  vorgeschrieben  werden,  sind  nicht  sicher. 
Namentlich  ist  der  Anfang  der  beiden  betreffenden  Capitel  nach  Rudorffs 
VermuthuDg  Qw  ex  h.  l.  in  eu{m  annum  quaeret,  is  die  ,  ,  ,  postquam  ex 
k.  /.  tfi  cum  annum  CDL  viros  legerit,  eorum  omnium,  quei  ex)  h,  /.  CDL 
rireu  in  eum  annum  lectei  erunt^  ea  nomina  in  tabula  in  alba  atramento 
9cn/ttos  palrem,  tribum  cognomenque  tribulimque  discriptos  kabeto  schwer- 
lich richtig ;  aber  auf  die  Bestimmungen  selbst  ist  dies  von  geringem  oder 
keinem  Einfluss. 

57)  Die  erste  Meinung  sprach  aus  Klenze  p.  35,  und  ihr  folgte  C.  T. 
Ztunpt  a.  a.  G.  p.  22,  auch  Rudorff  Römische  Rechtsgcschichte  I,  78.  Da- 
gegen Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat.  I  p.  65  stellte  die  zweite  auf,  und 
ihr  schloss  sich  Rudorff  ad  legem  Adliam  p.  448  vollständig  an.  Beson- 
dere Gründe  gegen  Klenze  und  für  seine  eigene  Meinung  führt  Mommsen 
nicht  an,  er  nennt  nur  Klenzes  Ergänzung  unglaublich  verwirrt.  Sicher- 
lieb  ist  dieselbe  nicht  ausreichend  und  beruht  grossentheils  auf  zweifel- 
hafter Muthmassung,  aber  eben  dieselben  Mängel  finden  sich  bei  Mommsens 
Ergänzung  und  diese  leidet  überdem,  wie  wir  erweisen  werden,  noch  an 
eigenthümlicher  Unwahrscheinlichkeit 

58)  So  entschuldigt  die  Wiederholung  Klenze  p.  38  Quae  mox  de  ma- 
gistralibus    quaeque   de    senatoribus   dicuntur,   superflua  videri  possint ,  cum 
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fere  eadem  tarn  supra  dicta  sint  de  CDL  viris ,  de  quibus  §oiis  ad  tWffuUu 
causas  ilii  iudicet  legendi  fuerint;  repetita  vero  videntur  kaec^  adtertut  opti- 
matium  partes  dictn ,  ne  forte  mtinm  in  iam  lectis  CDL  viris  factum ,  ob- 
noxium  foret  ullo  iudicio  singulari.  Was  die  letzten  Worte  obnoximm  forel 
bedeuten  sollen,  ist  nicht  recht  klar. 

59)'  So  sagt  Mommsen  Corp.  Inscr.  Lat  I  p.  66  qui  videntur  runva 
hie  enumerari,  ne  admittatur ,  qui  inter  leclionem  CDL  virorum  et  iitdicü 
huiut  constitutio nem  inhabilis  f actus  est.  Indessen  ist  seine  Meinung,  wie 
man  erkennt,  schwankend  und  er  würde  ohne  Zweifel  gern  eine  andere 
Erklärung  annehmen. 

60)  Die  Worte  selbst ,  sage  ich ,  sind  an  sich  nicht  passend  ergfiozt, 
wenigstens  von  der  Mehrzahl  der  Gelehrten.  Ich  habe  unter  dem  Texte 
die  Ergänzung  von  Mommsen  angegeben:  sie  ist  an  sich  nicht  unrichtig. 
Aber  Klenze  p.  40  schrieb  quei  de  pecunin  capta-in  ius  eductus  fuerit  ««( 
quod  cum  eo  lege  Calpurnia  etc.,  was  falsch  ist,  weil  nicht  derjenige  von 
der  Befähigung  zum  Richteramte  ausgeschlossen  werden  kann,  welcher  an- 
geklagt worden  ist ,  sondern  nur  der  Verurtheilte.  Rudorff  p.  451  ergänzt 
quei  captae  coaclae  condliatae  avorsaeve  peetmiae  reus  est  eritve  tnU  qwi 
lege  Calpurnia  etc.,  ebenfalls  unrichtig.  Denn  reus  ist  nicht  derjenige,  mit 
dem  nach  dem  Calpumischen  oder  Junischen  Gesetze  verhandelt  worden 
ist,  sondern  derjenige,  mit  dem  verhandelt  wird.  Es  sind  dies  Kleinig- 
keiten ;  aber  auf  solche  kommt  es  bei  der  Ergänzung  und  dem  Verständnisse 
der  Bruchstücke  an. 

61)  In  dem  Streben,  die  Lücken  zwischen  den  Bruchstücken  zu  ergän- 
zen und  wo  möglich  einen  vollständigen  Text  zu  liefern,  kommt  man  sehr 
leicht  dazu,  Formeln,  welche  sich  einmal  finden,  überall  bei  ähnlicher  Ge- 
legenheit anzuwenden:  dadurch  macht  man  das  Gesetz  inhaltsleer.  Die 
Römer  wendeten  solche  Formeln  zwar  an,  besassen  aber  dabei  oft  eine 
wunderbare  Kürze  des  Ausdrucks,  indem  sie  mit  einzelnen  Worten  ganze 
Classen  von  Personen  oder  Sachen  bezeichneten,  und  dadurch  der  Erklä- 
rungskunst der  Juristen  einen  grossen  Spielraum  gewährten.  Im  Adltschen 
Gesetze  werden  nicht  immer  bei  denselben  Sachen  dieselben  Formeln  und 
Wendungen  gebraucht  Z.  B.  Z.  XX  heisst  es  de  CDL  vireis  quei  in  eum 
annum  ex  h,  l,  lectci  erunt,  dagegen  Z.  XXI  bei  durchaus  ähnlicher  Sache 
mit  verändertem  Ausdrucke  -ex  eis  quei  ex  h.  l,  CDL  vir  ei  in  eum  annum 
lectei  erunt.  Die  Wörter  legere  und  edere  werden  durchaus  gleichbedeutend 
gebraucht,  bald  das  eine,  bald  das  andere,  von  eben  derselben  Sache  und 
Person,  zuweilen  auch  beide  verbunden.  Z.  XX  heisst  es,  wahrscheinlich 
von  dem  Angeklagten,  arvorsario  edat  aus  der  Richterliste,  und  doch  Z- 
XXII  von  dem  Ankläger,  aber  ebenfalls  von  der  Wahl  von  100  Personal 
aus  der  Richterliste  (*  viros  ex  eis  quei  ex  h,  l.  (-DL  virei  in  eum  annum 
lectei  erunt,  qui  vitat ,  legat ,  aber  Z.  XXIV  ebenfalls  von  dem  Ankläger 
von  eben  derselben  Wahl  aus  der  Richterliste  quos  C  is  quei  petet  ex  h.  l 
ediderii,  und  nachher  Z.  XXV  legerit  edideritve.  Es  ist  also  kein  Unter- 
schied in  dem  Gebrauche  dieser  Wörter ,  beide  sind  passend ,  sie  werden 
nach  Belieben  einzeln  oder  zusammen  gebraucht  Wenn  daher  Mommsen 
p.  66  glaubt,  fadto,  wo  es  sich  in  diesem  Capitel  fönde,  ginge  immar  auf 
den  Prätor  als  handelndes  Subject,  so  ist  dies  möglich  und  man  kann  die 
Lücken  immer  so  ausfüllen,  dass  dies  der  Fall  ist;  aber  nothwendig  ist  es 
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Dicht  und  in  der  Bedentnog  und  dem  Gebrauche  des  Wortes  selbst  liegt 
keioe  VeraalassuDg  dazu.  Deshalb  würde  es  nicht  auffiEÜlend  sein,  wenn 
eotweder  in  der  Lücke  vod  Z.  XXI  das  Verbot  der  gesetzlich  nicht  erlaub- 
ten Verhältnisse  des  Anklägers  und  der  von  ihm  vorgeschlagenen  100  Rich- 
ter kura,  wie  in  Z.  XXIV,  angegeben  würde,  oder  im  Falle  dazu  der  Platz 
fehlen  sollte,  dasselbe  sogar  mit  dem  bei  den  vom  Prätor  selbständig  ge- 
wählten Richtern  hinzugefugten  Verbote  verbunden  würde.  Um  also  den 
angeföhren  Sinn  des  am  Ende  von  Z.  XXI  Ausgefallenen  anzugeben,  könnte 
man  so  ergänzen:  fadto  utei  is  die  ticetuumo  ex  eo  die,  quo  quoiusgu0 
^uisque  mmen  deioUrii,  C  viros  ex  eis,  quei  ex  h.  L  CDL  vir  ei  in  ewii 
Mmum  lectei  erunt^  quei  vivai,  legai  e(x  eis,  qui  eum  qui  petet  nulla  earum 
qwe  s  s,  sunt  necesitudine  atlingat.  Tum  praetor  iuratus  fadto,  ut  X  viros 
addat,  dumne  quis  in  eis  siet,  quoi  is  queive  ei  unde  petetur ,  nere  quis 
iud)€X  tiet,   quoi    is    queive   ei  qui  petet  gener  socer  u.  S.  w.     Indessen  soll 

hiermit  nur  die  Möglichkeit  einer  Ergänzung  in  dem  von  uns  angegebenen 
Sinne  gezeigt,  keines weges  die  Ergänzung  selbst  vorgenommen  werden, 
die  sich  vielleicht  noch  in  mannigüach  anderer  Weise  denken  Hesse. 

62}  Zu  Anfang  von  Z.  XXIII  ist  uns  erhalten  das  Wort  aberit,  als 
Schiasswort  eines  Satzes,  der  eine  von  dem  Prätor  nicht  zu  wählende 
Classe  von  Personen  bezeichnete.  Mommsen  und  Rudorfif  ergänzen  dies 
^uene  ab  urbe  Roma  plus  ....  milia  pastuum)  aberit,  denken  also  an 
diejenigen ,  welche,  weil  sie  ihren  Wohnsitz  ausserhalb  Roms  haben,  nicht 
zum  Richteramte  zugelassen  werden  sollen.  Man  vergl.  über  sie  Z.  XIII 
und  XVII  und  oben  Anmerkung  52.  Indessen  kann  dies  nicht  durch  abesse 
bezeichnet  werden  und  viel  richtiger  dachte  Rlenze  p.  40  an  reipublicae 
causa  abesse.  Wer  in  Staatsgeschäften,  z.  B.  als  Soldat^  abwesend  ist,  darf 
nicht  zum  Richteramte  gewählt  werden.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  diese 
Bestimmung  sich  nur  bei  der  Wahl  dieser  durch  den  Prätor  eigenmächtig 
zu  wählenden  Richter,  nicht  bei  den  für  die  Richterliste  gewählten  findet. 

63}  Der  Lateinische  Ausdruck  Z.  XXIII  neite  amplius  de  una  familia 
unum  hat  etwas  Anstössiges.     Man    erwartet    de   singulis  familUs    singulos, 

d.  h.  immer  einen  aus  einer  Familie.  Dennoch  darf  man  nicht  daran  den- 
ken, dass  etwa  nur  ein  einziger  Obmann  zwischen  den  beiden  von  den 
Parteien  ernannten  Richtern  gegeben  worden  sei.  Dann  würde  der  Zusatz, 
er  Bolle  aus  einer  einzigen  Familie  genommen  werden,  unverständlich  sein. 
Es  sind  in  den  Bruchstücken  des  Gesetzes  um  so  mehr  Räthsel,  je  mehr 
man  in  die  Einzelheiten  eingeht,  und  man  muss  zufrieden  sein,  die  Haupt- 
sachen ungefähr  zu  verstehen. 

64)  Den  ersten  Schluss  hat  ganz  richtig  RudorfT  ad  leg.  Acil.  p.  448: 
er  würde  auch  den  zweiten  gemacht  haben ,  wenn  er  den  Verlauf  des  von 
Aficonius  dargestellten  Verfahrens  näher  erwogen  hätte  und  nicht  durch 
Annahme  der  Vermuthnng  Mommsens  über  die  Angabe,  welche  der  Ange- 
klagte über  seine  Verwandten  aus  der  ganzen  Zahl  der  jährlichen  Richter- 
liste machen  sollte,  vorher  eingenommen  gewesen  wäre.  Die  Ergänzung 
Rador&,  welcher  die  Ideen  Mommsens  nur  weiter  ausführt,  ist  folgende: 
facitoque  uiei  is  unde  petetur  die  decimo  ex  eo  die  quo  delatum)  eril ,  de 
CDL  vireis  quei  in  eum  annum  ex  h,  l,  lectei  erunt  arvorsario  edat  eos 
om(nei  quorum  quis  ei  unde  petetur  quoiumve  nomen  delatum  erii,  gener, 
iocety  vtiricM  pri)dgmts  siet  u.  s.  w.   hat  an  sich  einen  sehr  ungelenken 
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Ausdruck,  wie  man  ihn  in  einem  Gesetze,  das  sorgßütig  ausgearbeitet  ist, 
nicht  nach  Vermuthung  annehmen  darf.  Denn  wer  wird  so  sprechen:  tf 
unde  petetur  —  edai  eos,  quorum  quis  ei  unde  peteiur  gener  —  nel?  Viel 
richtiger  in  stilistischer  Hinsicht  war  Klenzes  Ergänzung  p.  36,  der  zwischen 
der  Angabe  der  Verwandtschaftsverhältnisse  und  der  Vorschrift  über  den 
Vorschlag  zu  Richtern  ein  anderes  Subject  einschiebt  Mit  ihrer  Benutzung 
könnte  man  etwa  so  vorschlagen :  f actio  uiei  die  deeimo  ex  eo  die  quo 
quoiutque  quisque  nomen  detoferii  C  viros  it  quei  detole)r%i  de  CDL  virat 
quei  in  evm  annum  ex  h.  f.  iectei  erunt  arvorsario  edali  eos  om{ne$  praetor 
recipilOy  dumne  quis  in  eis  sil,  quei  ei,  qui  deiolerii  gener  u.  8.  w. 

65)  Z.  XXIV  ist  uns  zwar  nur  erhalten  Tum  eis  pr.  faeiio,  uiei  is  u»de 

peteiur  die  L eius   nomen   dehtum  erit  quos    C  viros  is  qun 

petet  ex  k.  /.  ediderii,  de  eis  iudices  qu(os;  aber  Mommsen  p.  66  schliesst 
aus  der  Grösse  der  Lücke,  dass  es  cUe  LX  geheissen  habe,  ich  glaube  mit 
Recht  Die  Zahl  der  Geschworenen,  welche  verworfen  werden  dürfen,  er- 
giebt  sich  aus  Z.  XXV  nom)en  ex  k.  l.  delatum  erit,  L  iudices  ex  k.  L  non 
leg  erit  edideritve. 

66)  So  mühevoll  auch  die  Ergänzungen  von  Rudorff  p.  452  gewesen 
sind,  so  wenig  können  wir  ihnen  doch  einen  andern  Wcrth  beilegen,  als 
den  einer  ganz  unsicheren  Vermuthung.  Wesentlich  weiche  ich  ausserdem 
von  ihnen  darin  ab,  dass  ich  im  Ganzen  100  Richter,  als  übrigbleibend 
nach  der  Verwerfung  durch  die  beiden  Parteien,  annehme. 

67)  Ich  werde  mich  deshalb  hauptsächlich  des  Textes,  wie  er  mit  we- 
niger Zusätzen  bei  Mommsen  Corp.  Inscr.  Lat  I,  58  vorliegt,  bedienen. 
Die  Ergänzungen  bei  Rudorff  ad  legem  Aciliam  p.  429  sind  für  unseren 
Zweck  eher  hinderlich  als  förderlich. 

68)  So  lautet  es  bei  Klenze  p.  2,  bei  Mommsen,  bei  Rudorff  p^  429. 
Mommsen  ergänzt  so:  ab  eo,  qm  die.  cos.  pr,  mag.  eq.  cens.  aiä,  tr.  pL 
q.  illvir  cap.  II!  vir  a.  d.  a  Ir.  mi)l.  l,  IUI  primis  aliqua  earum  fuerit, 
queive  filius  eorum  quoius  erit  (gueive)  quoiut(ve)  paler  Senator  siei.  Gründe 
für  diese  Ergänzung  giebt  nur  Klenze ,  aber  nicht  recht  vollständig,  an. 
Ich  habe  über  dieselbe  ausfuhrlich  im  Texte  gesprochen.  Indessen  es  ist 
in  dieser  Stelle  noch  ein  weiteres  Bedenken.  Die  Erztafel  hat  nämlich 
ohne  Andeutung  einer  Lücke  queive  filius  eorum  quoius  erit  quotus  pattr 
Senator  siel:  erst  nach  Klenzcs  Vermuthung  ist  qunve  eingeschoben  und 
quo\us{ve)  verbessert  Es  ist  misslich ,  auf  eine  solche  Verbesserung  allein 
die  nothwendige  Erwähnung  der  Senatoren  in  diesem  Gesetze  zu  gründen. 
Es  kommen  allerdings  in  der  Abschrift  desselben,  welche  wir  l)esitzen, 
kleine  Fehler  vor  und  deshalb  könnte  man  nichts  dagegen  sagen,  wenn 
q%io%%iste  statt  quoius  geschrieben  wird,  aber  auch  noch  quevce  einzuschieben  ist 
zu  gewaltsam.  Ueberdem  geschieht  die  Erwähnung,  dass  jeder  Senator 
von  dem  Gesetze  betroffen  wird,  an  der  unrechten  Stelle.  In  den  beiden 
Gapiteln  über  die  Aufstellung  der  Richterliste  geschieht  sie  unmittelbar 
nach  der  Aufzählung  der  niederen  Beamten.  Dies  ist  in  dem  ersten  Gapitel 
des  Gesetzes  nicht  möglich ,  weil  uns  die  auf  die  Aufzählung  der  niederen 
Beamten  folgenden  Worte  erhalten  sind  und  anders  lauten.  Aber  es  konnte 
auch  bei  der  Aufzählung  der  vom  Gesetze  Betroffenen  die  umgekehrte  Ord- 
nung eingehalten  werden,  zuerst  die  Senatoren,  in  denen  die  höheren  Be- 
amten inbegriffen  sind,  dann  die  niederen  Beamten,  etwa  so  q^  tu  senaiu 
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net  fuerUtt,  gmt>e  Ir,  pl,  q,  iiltir  cap.  ir.  mil,  /.  ////  primis  aliqua  earum 
fuerU  ^ueive  filiut  eorum  quomt  erii  quowsve  pater  tenalor  stet.  Die  beiden 
letzten  Aiudnicke  qnei  filius  eorum  quoiut  eril  uDCl  quoiuM  paler  Senator  siei 
sind  nicht  gleichbedeateDd:  es  werden  verschiedene  Tempora  gebraucht 
and  darin  sdieint  za  liegen,  dass  die  Söhne  der  niederen  Beamten  nur  so 
iaoge,  als  ihr  Vater  das  Amt  bekleidet,  die  Söhne  von  Senatoren  aber  für 
ininer  von  dem  Glesetze  betroffen  werden. 

69)  So  thon  es  Rlenze  und  Rudorff  p.  429,  von  denen  der  Letztere 
ergänzt  Qvot  ceivi  Romano  sociumve  no)mimsve  Laiini  exlerarumve  natio^ 
man  quoive  in  arbiiralu  tUeione  potesiaU  amiciliav{e  popuiei  Romanei  anie 
kanee  legem  rogatam  VL  s.  w.,  wfihrend  Mommsen  die  Erwähnung  der  Rö- 
mischen Bürger  forüässt.  Als  Grund  für  seine  Ergänzung  fuhrt  Rudorff 
p.  431  an,  erstens  das  Yerzeichniss  der  städtischen  Beamten,  die  von  dem 
Gesetze  getroffen  wurden,  zweitens  den  in  dem  Gesetze  gebrauchten  Aus- 
druck petere  und  peiiiio,  der  bei  Büiigem  eigenthümlich  sei.  Beide  Grfinde 
wiegen  nicht  schwer;  denn  die  städtischen  Beamten  kamen  vielfach  mit 
Nichtbürgem  in  Berührung  und  dass  petere  nur  von  Bürgern  gesagt  werde, 
läset  sich  nicht  erweisen :  repetere^  was  gleich  steht  ist  ja  bei  den  Bundes- 
genossen, welche  Klagen  gegen  Römische  Beamte  anstellen,  gewöhnlich. 
Radorff  erwähnt  noch,  beim  Processe  gegen  Yerres  habe  Cicero  seine  An- 
Uagegrfinde  auch  von  Yerres'  städtischer  Prätur  hergenommen.  Er  über- 
sieht dabei,  dass  das  ganze  erste  Buch  der  zweiten  actio  gegen  Yerres 
ausserhalb  der  eigentlichen  Anklage  steht  und  nur  zur  Unterstützung  der 
vegen  der  Provinzialverbrechen  begonnenen  Anklage  hinzugefügt  ist.  In- 
dessen, dass  auch  Bürger  nach  dem  Acilischen  Gesetze  anklagen  konnten, 
ist  nicht  zweifelhaft;  aber  die  Erwähnung  derselben  in  Yerbindung  mit 
alleo  Bandesgenossen  Roms  ist  sprachlich  ungeschickt.  Klenze  p.  2  beruft 
Mch  auf  das  Thorische  Gesetz  Z.  XXI  quei  ceivis  Romanus  sociumve  no- 
Mittiic«  Latini,  quibvs  ex  formula  togatorum  u.  s.  w.  Er  übersieht  dabei) 
dass  dort  nur  eine  gewisse  Glasse  von  Bundesgenossen  erwähnt  werden 
^11  Anders  muss  der  Ausdruck  sein,  wenn  alle  Bewohner  des  Römischen 
Reiches  bezeichnet  werden  sollen 

70)  Ich  stimme  also  nicht  mit  Mommsen  p.  64  überein,  der  zwar  für 
^  spätere  Zeit  einen  Schutz  der  Römischen  Bürger  durch  die  Repetun- 
dengesetze  annimmt,  aber  ihn  beim  Acilischen  Gesetze  leugnet,  weil  er  den 
Ursprung  der  ganzen  Gesetzgebung  über  Repetunden  aus  dem  Yerfiahren 
vor  dem  Fremdenprätor  herleitet.  Ich  glaube  dies  im  Früheren  richtiger 
erklärt  zu  haben. 

71)  Schon  Sigonius  erkannte  die  Beziehung  der  lückenhaften  Worte 
des  AcUischen  Gesetzes  auf  die  Bestimmung  des  Julischen  Gesetzes,  und 
Klenze  p.  4  richtete  darnach  seine  Ergänzung  ein.  Dagegen  Mommsen 
P'  ^  stellte  die  Behauptung  auf,  das  Acilische  Gesetz,  als  das  mildere, 
^&be  eine  massige  Erpressung  gestattet:  er  verführte  dadurch  Rudorff 
P  429,  in  seiner  Ergänzung  eine  geradezu  undenkbare  Bestimmung  dem 
Xcilischen  Gesetze  zuzuschreiben.  Es  heisst  nämlich  so:  rt<i  chi  Romano 
-  ab  eo,  qui  dictator  —  siet,  in  annos  singulos  pecuniae  quod  stet  amplius 
"^  *  .  .  —  ablatum  —  siet ,  de  ea  re  eius  petitio  —  esto ,  also ,  was  ein 
^^^ter  von  einem  Römischen  Bürger  über  eine  bestimmte  Summe  er- 
presst  hat,  das  soU  von  ihm  wiedergefordert  werden  dürfen.    Damit  wäre 
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den  Beamten  die  Möglichkeit  gegeben,  indem  sie  bei  den  Einzeken  immer 
unterhalb  der  genannten  Summe  blieben,  auf  die  ge^etzmässigste  Weise 
ungeheure  Reichthümcr  zu  erpressen.  Grunde  für  seine  Behauptung,  da^^s 
erst  das  Julische  Gesetz  Geschenke  von  Erpressung  geschieden  habe,  fahit 
Mommscn  nicht  an:  in  den  uns  erhaltenen  Worten  des  Acilischen  Gesetzes 
finde  ich  keine  Nothwendigkeit,  nicht  einmal  eine  Wahrscheinlichkeit,  dass 
der  Ausdruck  über  die  Geschenke  mit  dem  über  die  Erpressung  zu  ver- 
binden ist  Aber  Moromsen  nennt  sogar  die  Höhe  der  Summe,  welche  die 
Erpressungen  nicht  überschreiten  dürfen:  er  sagt,  4000  Sesterzco  j&hrlich: 
denn  so  hoch  wurde  bei  der  Yerurtheilung  von  C.  Gato,  bei  welcher  die 
Richter  sehr  streng  gewesen  sein  sollen,  der  Process  geschätzt  (Vell.  II,  8). 
Ein  Beweis  liegt  hierin  nicht.  Denn  auch  wenn  die  Höhe  der  erlaubten 
Sunune  etwa  3000  Sesterzen  betrug,  waren  die  Richter  dennoch  sehr  streog, 
wenn  sie  einen  hoch  angesehenen  Mann,  weil  er  das  erlaubte  Mass  um  ein 
so  Geringes  überschritt,  verurtheilten.  Gar  keinen  Schluss  aus  dem  Pro- 
cesse  Gatos  kann  man  ziehen,  wenn  das  Mass  nur  für  Geschenke,  nicht  för 
Erpressung  galt.  Denn  ob  Gato  wegen  des  einen  oder  wegen  des  anden 
verurtheilt  wurde,  wissen  wir  nicht  Wir  erwfihnen  noch,  dass  die  EigSo- 
zung  pro  magistratu  poiestate  imperio  curaiione,  welche  die  neueren  Ge- 
lehrten hinzugefugt  haben,  unrichtig  ist  Die  senatorischen  Beamten  und 
Senatoren  werden  nicht  nur,  wenn  sie  ein  öffentliches  Amt  oder  Geschäft 
üben,  durch  das  Acilische  Gesetz  verpflichtet,  sondern  überhaupt :  ihr  gan- 
zes Leben  ist  ein  öffentliches,  ihre  ganze  Thätigkeit  eine  politische.  Da- 
her unterliegt  ihr  ganzes  Thun  den  Gesetzeu  über  Beamte.  Dies  zeigt  sich 
besonders  bei  den  Senatoren,  welche  so  oft  sie  senatorische  Thätigkeit 
üben,  und  nicht  bloss,  wenn  sie  ausserdem  noch  einen  besonderen  Auftrag 
verwalten,  den  Bestimmungen  der  Gesetze  über  Erpressungen  unterliegen. 
Das  Verhältniss  bei  Marcianus  1.  1  Dig.  de  lege  lul.  rep.  (Dig.  XL VIII,  11), 
auf  welche  Stelle  Mommsen  sich  beruft,  ist  verschieden :  dort  werden  nicht 
die  Senatoi-en  als  vom  Julischen  Gesetze  Betroffene  angeführt,  sondern  alle, 
welche  ein  Amt,  Gewalt,  Besorgung,  Gesandtschaft  oder  iiigend  eine  andere 
Art  öffentlicher  Thätigkeit  ausüben. 

72)  Die  Ergänzungen  bei  Klenze  p.  5  haben  den  Sinn,  es  solle,  wenn 
nach  der  Ulis  aeiiimatio  sich  nicht  alles  Geld  so  fände,  wie  es  in  der  An- 
klage laute,  eine  Anklage  gegen  denjenigen,  an  welchen  das  Geld  gekom- 
men sei,  stattfinden.  Diese  Bestinunungen  konnten  weder  so  kinten, 
noch  an  dieser  Stelle,  am  Anfange  des  Gesetzes  gegeben  werden.  Momm- 
sen bezieht  den  Paragraphen  darauf,  wenn  der  Prätor  die  Klage  mit  Un- 
recht abgewiesen,  so  solle  der  folgende  Prätor  nicht  gehindert  sein,  sie 
anzunehmen.  Aehnlich  Rudorff,  wenn  das  Gericht  nicht  so  gehalten  wSre, 
wie  es  nach  diesem  Gesetze  gehalten  werden  solle ,  fände  darüber  eine 
neue  Anklage  statt.  Dann  wären  die  Anklagen  über  eine  und  dieselbe 
Sache  unendlich.  Diese  Bestimmungen  sind  theils  unmöglich,  theils  nnoätz. 
Ich  erkenne  in  diesen  Ergänzungen  das  anerkennenswerthe  Streben,  die 
geringen  Ueberreste  des  Gesetzes  verständlich  zu  machen,  aber  ebenso  die 
Unmöglichkeit,  dies  zu  erreichen. 

73)  Bei  Klenze  und  Mommsen  finden  sich  zwar  einige  EigänxungeiL 
aber  doch  noch  grössere  Lücken ;  Rudorff  hat  Alles  vervollständigt  Indessen 
darauf  näher  einzugehen  lohnt  sich  nicht.    Er  giebt  Alles  nur  als  unsichere 
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Vermotbiuig  und  geht  von  dem  Grundsatze  aus,  das  Acilische  Gesetz  habe 
nnr  über  Erpressungen  gebandelt 

74)  Diese  Yennuthung  über  das  Militair-  und  Processjabr  ist  Ton  Th. 
Hommsen  in  einer  Abhandlung,  die  Rechtsfrage  zwischen  Caesar  und  dem 
Senat  (aus  den  Abbandlungen  der  bist  pbil.  Gesellschaft  in  Breslau, 
l  Bd.)  S  12  flgd.,  aufgestellt  worden.  Man  würde  auf  dieselbe  nicht  wei- 
ter ciozugehen  brauchen,  wenn  er  nicht  in  jener  Abhandlung  an  seine 
Vermutbung  andere  Vermutbungen  über  die  Streitigkeiten  zwischen  Cae- 
sar und  dem  Senate,  welche  am  Ende  zum  Bürgerkriege  fahrten,  geknüpft 
hätte,  wenn  er  nicht  in  der  Römischen  Chronologie  bis  auf  Caesar  (Berlin 
1658)  S.  98  seine  Ansicht  wiederholt  und  am  Ende  im  Corp.  Inscr.  Lat  I, 
64  zur  Ergänzung  der  Lücken  des  Acilischen  Gesetzes  benutzt  und  da- 
durch auch  Rudorff  p.  435  zu  gleichem  Irrthume  verleitet  hätte.  Ich  hatte 
Id  meinen  Stud.  Rom.  p.  191  kurz  auf  die  ünhaltbarkeit  von  Mommsens 
Vennuthung  hingewiesen  und  beiläufig  zwei  Schwurgerichtsprocesse  ge- 
Dsont,  welche  erst  nach  dem  1.  September  begonnen  wurden.  Dafür  wird 
Dir  von  Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat  a.  a.  0.  vorgeworfen,  ich  hätte 
die  Sache  nicht  recht  überlegt:  jene  beiden  Processe  hätten  de  H  stattge- 
üuHlen  und  seien  extra  ardinem  verhandelt  worden.  Aber  Mommsen  in 
Ktoer  Abhandlung  S.  22  hatte  allgemein  behauptet:  „Es  ist  ferner  nach- 
znveiseo,  dass  der  Römische  Gerichtsvorstand  nach  dem  1.  September  keine 
Processe  mehr  annahm."  Dagegen  führte  ich  jene  zwei  Beispiele  an  und 
es  ist  ersichtlich,  dass,  wenn  es  m(yglich  war,  von  da  an  bis  zum  Schlüsse 
des  Jahres  irgend  welche  Processe  zu  Ende  zu  fuhren,  auch  andere,  als 
solche,  welche  ausser  der  Ordnung  geführt  wurden,  angenommen  werden 
koonteo.  Im  Corp.  Inscr.  führt  Mommsen  noch  zwei  Stellen  an,  welche 
seine  Meinung  bestätigen  sollen.  Zuerst  Cic.  ad  Att  I,  1  cum  Romae  a 
^'i^it  forum  refrixerit,  exeurremui  metue  Seplembri,  Diese  Stelle  beweist 
aber  nur,  was  wir  auch  sonst  wissen,  dass  im  Monate  September,  wo  das 
Wetter  beiss  und  das  Leben  in  Rom  ungesund  war,  die  Gerichtsgeschäfte 
eben  so  gut  nachliessen  als  die  übrigen  Staatsgeschäfte:  dass  kein  Process 
vom  1.  September  an  begonnen  werden  durfte,  beweist  sie  nicht  Femer 
Phil  Qoaest  Rom.  38  KdiVcoc  M^tkXXoc  dpyrtt^vjQ  ^ev^fASvoc  xocl  tiWa  ho- 
lÄv  ^p^vi{xoc  elvai  xal  icoXtTixoc  divT)p  ix(i»Xuev  o^wv^Ctallat  fxrc«  tov  £s(T{Xtov 
i^V^  Dieses  Verbot  des  strengen  Oberpriesters  konnte  hundert  verschie- 
dene Gründe  haben :  mit  dem  vermeintlichen  Processjahre  hing  es  sicher- 
lich nicht  zusammen.  Denn,  wie  der  Ausdruck  Plutarchs  beweist,  blieb 
«  entweder  bei  dem  blossen  Versuche  des  Verbotes  oder  wurde  nach  Me- 
tellus  ebensowenig  beobachtet,  wie  es  vorher  nicht  gegolten  hatte.  Auch 
die  Vemmthung  Mommsens  über  das  vermeintliche  Militairjahr,  selbst 
*^  man  einsähe,  wozu  es  genützt  hal)en  sollte,  ist  vollkommen  xmbe- 
^<let  Er  beweist  sie  erstens  mit  einer  Inschrift  des  Jahres  203  n.  Chr. 
^^i  Orelli-HeDzen  6752).  Es  ist  e'me  Weihinschrift  von  16  Soldaten  der 
Komischen  Vigiles,  die  zu  verschiedenen  Zeiten  während  der  letzten  Hälfte 
^  Jahres  199  n.  Chr.  und  Anfangs  200  n.  Chr.  eingetreten  waren  und 
S^fiss  den  Privilegien  des  genannten  Corps  (Ulpian.  III,  5)  nach  dreijäh- 
"^  IHenstzeit  zu  den  Vortheilen  des  Römischen  Bürgerrechts  gelangten 
^  »nl.  März  203  n.  Chr.  in  die  Tafeln  der  Empfänger  von  öffentli- 
^^  Getreide  eingetragen   wurden.    In  diesem  Vorgange   soll   ein  vom 
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1.  März  jedes  Jahres  beginnendes  Militairjahr  «deutlich  zu  Tage  treten." 
Ich  bekenne,  hierin  nichts  zu  finden,  als  vielleicht  eine  bei  dem  Eintritte 
der  Getreideempfönger  beobachtete  Sitte:  was  diese  Getreideempfönger  und 
vigilesj  die  nicht  zum  Römisclien  Militair  gehören,  mit  dem  Militairjahr 
zu  thun  haben,  erkenne  ich  nicht  Bestätigt  aber  soll  dies  werden  „durch 
die  Wahrnehmung,  dass,  wo  immer  zusammen,  d.  h.  in  demselben  Militair* 
jähre  eingetretene  Soldaten  gruppenweise  erscheinen,  diese  sich  als  in  zwei 
Consulaten  eingetreten  bezeichnen."  Diese  sehr  unklaren  Worte  sollen  be- 
wiesen werden  durch  drei  Inschriften.  In  der  ersten  (bei  Orelli-Henzcn 
6863)  heisst  es  von  sieben  Soldaten  einer  prätorischen  Cohorte,  von  denen 
fünf  im  Jahre  133,  zwei  im  Jahre  134  eingetreten  waren,  sie  hatten  am 
7.  Jan.  150  ihren  Abschied  erhalten;  in  der  zweiten  von  Veteranen  der 

dritten  Legion  qui  militare  coeperuni  Glabrione  ei  Torquato  ^  tiem  iisiaftro 
//  et  Aquilino  com,  (124  und  125  n.  Chr.);  in  der  dritten  von  Veteranen  der- 
selben Legion  (Renier  Imcriptiom  de  PAlgerie  19,  45,  46^  ^t  mihtare 
coeperunt  Glabrione  et  Homullo  et  Praesente  et  Rußno  cos.  (d.  h.  152  und 
153  n.  Chr.).  Die  Verabschiedung  erfolgte,  wenngleich  das  Anrecht  der  Sol- 
daten bestand,  ganz  nach  dem  Willen  des  Kaisers;  die  Verabschiedeten 
sagen  nicht,  sie  seien  in  demselben  Jahre  eingetreten,  sondern  nennen  in 
Gegentheile  verschiedene  Jahre.  Ich  erkenne  also  hierin  nicht  die  geringste 
Spur  von  einem  Militairjahre.  Denn  dass  Soldaten  aus  zwei  aufeinander 
folgenden  Jahrgängen  befreundet  sind  und  gemeinsam  ein  Weihgeschenk 
stiften,  liegt  in  der  Natur  der  Sache.  Auf  diese  Beweise  hin  wird  eine 
Einrichtung  vermuthet,  welche  von  dem  bedeutendsten  Einflüsse  auf  das 
ganze  Militairwesen  der  Römer  sein  musste,  wird  ferner  eine  Beschränkung 
des  Processverfahrens  angenommen,  wie  sie  eben  so  undenkbar  als  unklar 
ist.  Denn  während  Mommsen  die  Unmöglichkeit,  einen  Griminalprocess 
nach  dem  1.  September  zu  beginnen,  behauptet,  nimmt  er  die  Möglichkeit 
eines  Givilprocesses  in  derselben  Zeit  an. 

75)  Die  neuesten  Herausgeber  nehmen  bis  Ende  Z.  VIII  nur  ein  Ca- 
pitel  an,  in  welchem  sie  aber  mehrere  Abschnitte  machen;  Klenze  p.  8 
nahm  von  Ende  Z.  VI  an  ein  besonderes  Gapitel  an,  dem  er  die  Ueber- 
schrift  gab  Quando  accutare  liceat.  An  diesen  Inhalt  glaube  ich  nicht: 
aber  ein  neues  Gapitel  zu  beginnen,  dürft»  sich  empfehlen.  Die  Sacfie  ist 
übrigens  unbedeutend  und  wird  von  mir  nur  erwähnt,  damit  der  Leser 
sich  in  den  Bruchstücken  des  Gesetzes  zurecht  finde. 

76)  Die  Herausgeber  nehmen  an,  kein  Beamter  irgend  einer  Art  hätte 
während  der  Dauer  seines  Amtes  angeklagt  werden  dürfen,  und  richten 
darnach  ihre  Ergänzungen  ein. 

77)  Klenze  p.  47  hatte  seinem  11.  Gapitel  die  üeberschrift  gegeben  De 
vadimonio  et  exilio  und  demgemäss  die  Ergänzungen  gemacht;  Mommsen 
und  RudorflF  p.  454  haben  das  Gapitel  in  mehrere  Paragraphen  zerlegt  uiid 
die  Erwähnung  der  Bürgen  (vades\  welche  nur  auf  Vermuthung  beruhte, 
fortgelassen.  Mommsen  Hess  unentschieden,  wer  die  Personen,  welche  nach 
dem  Gesetze  Geld  erhielten,  wären:  RudorfF  versteht  unter  ihnen  die  i»<fi- 
cety  comiies  und  quadmplaiores.  Von  dieser  Zahl  nehme  ich  zuerst  die 
eomites  aus,  d.  h.,  wie  Rudorff  erklärt,  die  Begleiter  des  Anklägers  bei  der 
Voruntersuchung,  welche  derselbe  fährte,  um  die  Beweise  für  die  Anklage 
zu  sammeln.    Denn  es  lässt  sich  nicht  beweisen,  was  Rudorff  meint,  dass 
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dieselben  vom  Staate  Geld  und  Unterhalt  empfangen  hfitten,  und  die  von 
ihm  angeführten  Stellen  (Gic.  p.  Place.  5,  13  und  Schol.  p.  236  Orell.) 
sprechen  davon  nicht  Sodann  hätte  vor  allen  Dingen  der  Allkläger  selbst 
genannt  werden  müssen,  der  seine  Begleiter  beliebig  wählte.  Endlich  kann 
man  schwerlich  sagen,  Jemand  hätte  nach  dem  Gesetze  Geld  bekommen, 
weDD  er  nur  Auslagen  und  Reisegeld  erhält  Eben  so  wenig,  glaube  ich, 
bat  man  besonders  für  die  indicet  und  quadruplaiores  gesorgt:  das  war 
eine  verachtete  Beschäftigung,  welche  man  schwerlich  durch  eine  gesetz- 
liche Bestimmung  hat  anständiger  machen  wollen. 

78)  Mommsen  p.  66  hat  zuerst  ergänzt  De  ioudido  in  tum  gut  mortuus 
e)rii  tmi  in  exilium  ahierit;  Rudorff  p.  467  hat  diese  Idee  weiter  ausge- 
fohrt  und  nachgewiesen,  dass  wahrscheinlicher  Weise  der  während  der 
Untersuchung  Gestorbene  eben  so  behandelt  wurde,  wie  derjenige,  welcher 
in  freiwillige  Verbannung  gegangen  war.  Er  macht  indessen  mit  Recht 
darauf  aufmerksam,  dass  nach  dem  Ausdrucke  des  Gesetzes  rem  ab  0$ 
piaerito  bei  ihnen  die  Untersuchung  nur  auf  Wiedei-ersatz  des  Erpressten 

79)  Z.  XXXIII  ist  Folgendes  übrig  ca)u$am  deicet  dumtaxat  unum 
qunre  eins  parentitve    eius    [leiberlus  l%berta)ve  siei.     Mommsen  p.  67   und 

Rodorff  p.  ^0  beziehen  jenen  einen,  von  dem  das  Bruchstück  spricht,  auf 
den  Anwalt,  der,  |wie  Cic.  in  Verr.  lib.  II,  8,  24  von  dem  Gornelischen 
Gesetze  beweist,  zur  Zeugenaussage  nicht  angehalten  werden  durfte.  In- 
dessen die  Sache  ist  zweifelhaft  Denn  weshalb  wurde  nur  ein  einziger 
Anwalt  ausgenommen,  da  das  Gesetz  selbst  mehrere  gestattete  und  der 
Prätor  in  jedem  Falle  sie  bestellte  und  beaufsichtigte  ?  Zudem  wird  cau- 
iam  äicere  schwerlich  von  dem  Anwalte  gebraucht 

80)  Es  ergebt  sich  aus  den  weiter  erhaltenen  Worten  quaer)ive  de  ea 
re  tolet  ajnid  pr,,  i$  praetor  ei  moram  ne  fa(ciio,  dass  es  sich  um  etwas 
handelte,  was  der  Prätor  erlauben,  nicht  was  er  selbst  thun  sollte.  Aber 
ich  billige  Mommsens  Enthaltsamkeit,  der  nur  Einiges  sehr  unsicher  er- 
gänzte, das  Meiste  aber  lückenhaft  Hess ,  mehr  als  die  Kühnheit  Rudorffs 
p.  463,  der  Alles  wiederherzustellen  vermeinte.  Er  bezieht  das  „Fragen 
des  Prätors"  darauf,  dass  derselbe  die  Zeugen  gefragt,  die  geschriebenen 
Zeugnisse  und  sonstigen  Beweismittel  in  Öffentlichen  Gewahrsam  genonunen 
babe.  Aber  da  die  Zeugen  vor  Gericht  durch  die  Parteien  befragt  wur- 
den, gehört  es  sich  nicht,  dass  dies  jetzt  vor  dem  Beginne  des  Gerichtes 
durch  den  Prätor  geschieht  Ich  glaube,  die  Frage  des  Prätors  bezieht 
sich  vielmehr  darauf,  dass  derselbe  vor  Beginn  des  Gerichtes  feierlich  den 
Angeklagten  gefragt  hat,  was  er  zu  seiner  Entschuldigung  oder  Yerthei- 
digong  vorzubringen  habe. 

81)  Ich  weiche  also  von  den  Ergänzungen  Mommsens  und  Rudorffs 
p.  465  ab.  Der  Erstere  lässt  Z.  XXXVI  einen  Paragraphen  beginnen,  dem 
er  die  Ueberschrift  giebt  ioudices  utei  iourent  antequam  considant,  der  Letz- 
tere ludkce$  utet  iourent  anieguam  primutn  causa  dicalur  und  knüpft  daran 
noch  einen  neuen  Paragraphen  loudicum  nomina  in  conlione  red^entur 
profcribaniurque.  Man  kann  den  Inhalt  desselben  für  wahrscheinlich  hal- 
ten, ohne  deshalb  die  Nothwendigkeit  eines  besonderen  Paragraphen  an 
jener  Stelle  anzuerkennen. 

82)  Dies  ist  der  Fall  mit  den  von  Rudorff  p.  467  flgd.  aufgestellten 
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Ergänzungen,  der  zwar  allerdings  mit  Recht,  wie  es  scheint,  einige  Ideen 
Mommsens  verwirft,  aber  doch  selber,  wie  er  gesteht,  nichts  als  sehr  im- 
sichere  Yermuthangen  liefert :  ihrer  enthalten  wir  uns ,  weil  uns  die  Er- 
gebnisse aus  den  Ueberbleibselu  des  Acilischen  Gesetzes  als  Grundlage  für 
weitere  Forschung  dienen  sollen.  Mommsens  Veixlienst  besteht  bei  die- 
sem Punkte  darin,  dass  er  die  Bedeutung  von  cautam  non  noscere  und  die 
Verschiedenheit  zwischen  dem  Prätor  und  dem  Richter,  welcher  über  die 
Gründe  der  Abwesenheit  der  Parteien  zu  entscheiden  hat,  erkannte:  da- 
durch ist  er  den  Folgerungen,  welche  frühere,  auch  0.  T.  Zumpt  de  iud. 
rep.  p.  22,  machten,  entgegen  getreten. 

83)  Ich  erwähne  eine  Kleinigkeit.  Es  heisst  iovdex  qvi  eam  T)m 
quaevei  ex  h.  l  causam  non  noverit.  Wozu  gehört  ex  k,  L^  zum  Vorher- 
gehenden oder  zum  Folgenden?  Sprachlich  kann  es  nur  zum  Letzteren 
gehören.  Rudorff  p.  472  erkennt  dies  wohl,  ist  aber  dennoch  geneigt,  es 
zum  Vorhergehenden  zu  ziehen,  weil  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  oichts 
weiter  über  den  vor  einem  Einzel  richter  zu  fuhrenden,  auf  die  Entscbul- 
digungsgründe  bezüglichen  Process  sich  fönde.  Es  wäre  richtiger  gewe- 
sen, wenn  er  sich  bemüht  hätte,  die  Lücken  mit  derartigem  auszuiüllen. 
Jedenfalls  beruft  er  sich  ohne  Grund  auf  die  Beistimmnng  von  C.  T.  Zumpt 
de  iud.  rep.  p.  22,  der  in  seiner  gedrängten  Darstellung  eine  Erklärriog 
dieser  Worte  nicht  beabsichtigt  hat 

M)  Es  sind  uns  nämlich  erhalten  die  Worte  q)uoquis  suae  aUenna  im* 
ienltae  ceriior  tiet  quod  p . , .  und  Rudorff  p.  474  erklärt  sie  nach  Momm- 
sens Vorgange  so,  der  Eid  habe  das  Verbot  enthalten,  seine  eigene  Ab- 
stimmung oder  die  eines  andern  Richters  bekannt  zu  machen.  Ich  kann 
nicht  glauben,  dass  es  ein  solches  Verbot  gab,  noch  weniger,  dass  die 
Richter  es  beschwören  mussten.  Das  Gesetz  hatte  alle  möglichen  Vorkeh- 
rungen getroffen,  damit  die  Abstimmung  geheim  bleibe:  es  beabsichtigte 
damit  die  Freiheit  der  Richter  zu  sichern.  Wollte  Jemand  dennoch 
einem  Mitrichter  seine  Abstimmung  verrathen  oder  sonst  seine  eigene  Ab- 
stimmung bekannt  machen,  so  gab  er  damit  freiwillig  den  ihm  durch  die 
Gesetze  gewährten  Schutz  auf.  Der  Staat  konnte  dagegen  nichts  einwen- 
den. Eher  glaube  ich,  in  jenen  Worten  liege  das  Verbot,  dass  keiner  der 
Richter  auf  die  Abstimmung  seiner  Genossen  auf  eine  ungesetzliche  Weise 
einzuwirken  habe,  das  Verbot,  zu  bewirken,  dass  Jemand  mehr  zu  seiner 
oder  einer  andern  Meinung  entschlossen  sei:  sprachlich  lässt  sich  diese 
Auslegung  mehr  rechtfertigen. 

85)  Ein  zwingenderer  Beweis  for  die  Richtigkeit  der  von  uns  ange- 
nommenen Ergänzung  lässt  sich  nicht  geben,  als  wir  ihn  in  unserer  Dar- 
stellung aus  der  Aehnlichkeit  mit  andern  berathenden  Versammlungen  her- 
genommen haben.  Zudem  wird  man  keine  andere  passende  Ergänzung  er- 
denken können  und  alle  Gelehrte  haben  sie  bisher  angenommen;  aocb 
was  C.  T.  Zumpt  de  iud.  rep.  p.23  vorschlug,  mit  tese  noste  dixerwt,  soll. 
wie  sich  aus  seinen  weiteren  Worten  ergiebt,  dem  Sinne  nach  dasselbe 
sein.»  Dies  genügt,  um  die  höchste  Wahrscheinlichkeit  zu  begründen.  Frei- 
lich urtheilen  alle  neueren  Gelehrten,  welche  über  das  Adlische  Gesetz 
gehandelt  haben,  etwa  mit  Ausnahme  von  0.  T.  Zumpt  de  iudicUs  repeirm- 
darum  p.  22  in  Betreff  der  in  demselben  erwähnten  amplutüo  anders. 
Klenze  hielt  bekanntlich  das  vorliegende  Gesetz  für  das  Servilische,  wel- 
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cbes,wiedie  üeberiieferuog  lautet,  die  ampUmtio  aufhob  und  die  compe- 
renAnütio  eiofübrie:  er  suchte  also  p.  64  seines  Buches  die  letztere  durch 
Vennothong  in  die  Lücken  der  Bruchstücke  hineinzubringen.  Dennoch 
Dahm  er  an,  die  Richter  hätten  zur  Abstimmung  drei  Täfelchen  erhalten, 
die  dritte  mit  den  Buchstaben  NL  (d.  h.  höh  iiquet),  wodurch  er  im  Wi- 
derspräche mit  sich  selbst  dennoch  eine  ampUaüo  annimmt.  Seine  An- 
sicht wird  indess  keinen  Yertheidiger  mehr  finden.  Einen  anderen  Weg 
schlageo  Mommsen  und  nach  ihm  Rudorff  p.  477  ein,  indem  sie  die  ein- 
zeloeo  uns  erhaltenen  Worte   in  Z.  XLVII  und  XLVllI  zu  ergänzen  such- 

teo.    Es    ist  uns   erhalten  . . . .  «r re   deixerii  praetor   eX  h,  L   quaeret 

ii§  pronoH,  noch  dazu  in  unsicherer  Lesart.  Dies  ergänzt  Mommsen  non- 
diM  ftl)wr(imk%    lique)re    deixerit,  praetor  (quei)  ex   k.  /.  quaeret,  ita  pro~ 

wtCifffo.  Nachher  Z.  XL VIII  schreibt  eben  derselbe,  die  wenigen  und 
Qosicbereo  Worte,  welche  uns  erhalten  sind,  ergänzend  so:  ludices  maiar 
fm-t  €orum  sei  iia  noluerint  de  ea  re  iu)dicare,  it  HS.  n,  CGI  DO  quoticHM 
piomque   „ampliui'*  bis    in  tttto   iu(dicio  pronontialum    erit,    singulis    muUa 

«fo.  Diese  Andeutungen  fuhrt  Rudorff  weiter  aus.  Er  macht  drei  Para- 
gniphen,  den  ersten  mit  der  uns  erhaltenen  Ueberschrift  ludices  in  co)n- 
liÜMai  quomodo  eani,  den  zweiten  ludices  HS.  n.  CGI 00  po/ßulo  deheant,  den 
dritten  Debitorum  nomina    ad  quaestorem  deferantur.     Die    einzelnen  Worte 

alle  anzuführen,  ist  nicht  nöthig:  ich  bemerke  nur  zweierlei.  Erstens  er- 
ginzt  er  iia  pronontiato  Amplius  deliberandum  videri.  Er  beruft  sich  für 
die  Formel  amplius  deliberandum  auf  Terent  Phorm.  11,  4,  17  und  Mart 
Capell.  de  nupt  phil.  I,  4.  Die  zweite  Stelle  finde  ich  nicht,  an  der  er- 
sten steht  allerdings  amplius  deliberandum,  aber  nicht  als  juristische  Fo]> 
Qtel,  sondern  als  Nachbildung  derselben  in  Anwendung  auf  andere  Lebens- 
verhältoisse.  Der  Prätor  konnte  so  nicht  sprechen,  wenn  ein  neuer  Ter- 
nm  angesetzt  wurde.  Er  konnte  nur  sagen  amplius  quaerendum  est,  d.  h. 
die  ^richtliche  Verhandlung  muss  fortgesetzt,  es  müssen  neue  Beweise 
vorgebracht  werden,  weil  die  alten  nicht  für  die  Entscheidung  genügen. 
^«p/t)fs  deliberandum  würde  bedeuten,  die  Berathung  der  Geschworenen 
Blässe  fortgesetzt  werden ;  was  diese  Fortsetzung  helfen  sollte,  begreife  ich 
Dicht  Richtiger  war  noch  die  Ergänzung  amplius  cognoscendum  bei  Qeib 
^önuscber  Griminalprocess  S.  569.  Zweitens,  Mommsen  hatte  die  Worte  am- 
W*w  ins,  wie  seine  Interpunction  beweist,  verstanden:  „wenn  die  Entschei- 
dung zweimal  amplius  bei  einem  Processe  gelautet  hätte."  Dagegen  macht 
ftadorff  nicht  mit  Unrecht  die  Bemerkung,  dies  müsse  vielmehr  heissen 
**  ^  t«  uno  iwUcio  amplius  pronontiatum  erit.  Er  selbst  schreibt  also 
putiens  quomque  amplius  bis  in  uno  iu(dicio  iudicare  negaterit,  „SO    oft  er 

^^  als  zweimal  in  einem  einzigen  Processe  erklärt,  keine  Entscheidung 
^len  zu  wollen."  Mommsen  meint  mithin,  eine  zweimalige  ampliaiio  ziehe 
^^e  nach  sich,  Rudorff  dagegen,  erst  eine  dreimalige.  Ich  halte  seine 
Erklärung  von  amplius  für  die  richtigere,  ohne  mich  jedoch  seiner  sonsti- 
gen Aniassung  der  ganzen  Stelle  anschliessen  zu  können.  Er  nimmt,  wie 
seioe  Er^zung  beweist,  als  Inhalt  dieser  drei*  Paragraphen  folgenden  an : 
^  Prätor  lässt  nach  dem  Abschlüsse  der  Verhandlungen  die  Richter  zu- 
^^nanenkommen  und  von  ihnen  einen  „gemeinschaftlichen  Richter"  als 
Obmann  erwählen.  Wenn  dieser  Obmann  erklärt,  dass  die  Meisten,  d.  h. 
die  Majorität,  noch  nicht  eine  bestimmte  Meinung  entweder  für  die  Frei- 
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sprecbung  oder  för  die  YerurtbeilaDg  {nondum  Hquere)  haben,  dann  soll 
der  Prätor  die  Sache  zum  zweiten  Male  verhandeln  nnd  die  Richter  zur 
Berathong  schreiten  lassen.  Wenn  zwei  Dritte]  der  Richter,  wie  sie  auch 
gegenwärtig  sein  mögen,  erklären,  nicht  entscheiden  zu  können,  so  soll  das 
Gesetz  nicht  im  Wege  stehen,  dass  der  Prätor  die  Sache  weiter  unter- 
suchen und  die  Richter  zur  Berathung  schreiten  lasse.  Dies  der  iDhalt 
des  ersten  Paragraphen;  der  des  zweiten  soll  sein:  diejenigen  von  den 
Richtern,  welche  nach  dem  Befehle  des  Prätors  zur  Berathang  zu  schrei- 
ten, erklären,  nicht  entscheiden  zu  können ,  diese  sollen  jeder,  so  oft  er 
mehr  als  zweimal  in  einem  Processe  erklärt,  nicht  entscheiden  zu  köoDen, 
dem  Volke  10,000  HS.  Strafe  schuldig  sein.  Der  dritte  Paragraph  soll  dano 
die  Anweisung  an  den  Prätor,  diese  Schuldner  dem  Quästor  anzuzeigen, 
und  an  den  Quästor,  das  geschuldete  Geld  einzutreiben,  enthalten.  Dieser 
Inhalt  beruht  in  allen  Thatsachen,  welche  angegeben  werden,  auf  Vermu- 
thung:  nur  nichtssagende  Ausdrucke,  praetor  qud  ex  h.  /.  tti(</irtiim  eier- 
cebitj  deixeril,  praetor  qvei  ex  h.  L  quaeret ,  Ha  pronon  . . . . ,  fuetfifowf m 
aderuntf  iudicare  sind  überliefert,  anssei-dem  die  Bemerkung  über  die  Stnie 
von  10,000  HS.,  aber  ohne  den  Zusatz,  w^er  sie  zu  geben  habe.  Ich  glaube, 
es  genügt,  den  Inhalt  in  deutscher  Darstellung  anzugeben,  um  zu  erken- 
nen, dass  ein  solches  Verfahren  unmöglich  wai-.  Ich  spreche  nicht  von 
vielen  schiefen  oder  unpassenden  Ausdrücken ;  aber  von  einem  Obmanoe  der 
Geschworenen  wissen  wir  sonst  nichts.  Zuerst  soll  die  Weigerung  der  Hehr- 
heit (das  soll  plurimi  bedeuten)  hinreichen,  um  eine  zweite  Verhandlong 
herbeizuführen,  zum  zweiten  Male  zwei  Drittel.  Endlich  soll  es  erlaubt  seio, 
mehr  als  zweimal  die  Sache  zu  verhandeb,  aber  jeder,  der  mehr  als  zwei- 
mal sich  weigert  zu  urtheilen,  mit  ungeheurer  Geldstrafe  belegt  werden, 
während  es  später  Z.  XLIX  deutlich  heisst,  diejenigen,  welche  sich  weiger- 
ten zu  urtheilen,  sollten  entfernt,  also  nicht  gezwungen  werden,  und  dies 
Alles  endlich  soll  der  Inhalt  eines  Paragraphen  sein,  dessen  uns  überlie 
ferte  Inschrift  lautet:  „Wie  die  Richter  zur  Berathung  schreiten."  Nor 
der  Wunsch,  Alles,  auch  das  vollkommen  Unklare,  zu  ei^äozen,  kann  zu 
so  haltlosen  Vermuthungen  geführt  haben.  Was  in  jenen  Zeilen,  in  deneo 
so  wenig  und  selbst  dies  noch  auf  unsichere  Weise  überliefert  ist,  gestan- 
den hat,  weiss  ich  nicht  und  wird  schwerlich  Jemand  finden  können.  Die 
Idee  Mommsens,  dass  eine  zweimalige  Vertagung,  die  Rudorflk,  dass  eine 
dreimalige  im  Acilischen  Gesetze  mit  Strafe  belegt  worden  sei  und  dass 
dies  den  Uebergang  zu  der  Aufhebung  der  ampUaiio  gebildet  hat,  ist 
nicht  zu  billigen.  Wenn  Acilius  das  vielfache  Verschieben  des  Ricbter- 
spruches,  das  in  früherer  Zeit  bei  dem  Freisprechen  Schuldiger  gemiss- 
braucht  worden  war,  abschaffen  wollte,  so  musste  er  es  verbieten  und  er- 
klären, mehr  als  einmal  oder  zweimal  dürfe  das  Urtheil  nicht  verschoben 
werden  und  eine  Strafe  bestimmen,  wenn  es  dennoch  geschehe;  aber  ein 
wunderbares  Gesetz  wäre  es,  etwas  zu  erlauben  und  dennoch  mit  hober 
Geldstrafe  zu  belegen.  Nach  Mommsens  Erklärung  würde  übrigens  schon 
das  Acilische  Gesetz  die  comperendinatio,  deren  Wesen  in  zweimaliger  Ver- 
handlung des  Processes  liegt,  eingeführt  haben. 

86)  So  verstand  die  Worte  Klenze  p.  60,  über  den  zu  v^leicbeo  C. 
T.  Zumpt  de  Ugilms  iudicüsque  repelundarum  p.  23.  Man  sehe  auch  Ro* 
dorff  rtd  Ug.  Aciliam  p.  482. 
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87)  Rudorff  Ad  legem  Aeiliam  p.  482  nimmt  an ,  dasjenige  Drittel, 
welches  entfernt  wurde,  weil  es  kein  Urtheil  föllen  wollte,  sei  ebenÜEÜls 
am  10,000  HS.  bestraft  worden,  wenn  es  sich  zum  dritten  Male  wfihrend 
eines  Processes  zu  urtheilen  weigerte.  Diese  Bestimmung  wäre  unnütz, 
weoo  die  frühere  allgemeine  über  die  Bestrafung  aller  Richter,  die  sich 
mehr  als  zweimal  weigerten  zu  m-theilen,  galt:  sie  wäre  auch,  wie  wir 
früher  bemerkt,  ungerecht 

88)  Um  die  Erkenntniss  des  Verfahrens,  das  bei  dem  Stimmen  der 
Geschworenen  statt&nd,  haben  die  Bemerkungen  Mommsens  im  Corp.  Inscr. 
Lat  I  p.  61  und  besonders  die  Arbeit  Rudorffs  Ad  legem  Adliam  p.  483 
unleugbare  Verdienste.  In  manchen  Einzelheiten  stimme  ich  mit  demsel- 
ben freilich  nicht  überein.  Wenn  er  z.  B.  so  ergänzt,  als  ob  der  Prätor 
ror  Gericht  die  nöthige  Anzahl  von  Stimmtäfelchen  habe  beschreiben  las- 
sen, so  denke  ich  vielmehr,  dass  er  dieselben  schon  beschrieben  von  dem 
Staate  geliefert  erhalten  hat  Wenn  er  meint,  das  Geföss  für  das  Sammeln 
der  Stimmtäfelchen  habe  Wasser  enthalten  oder  man  habe  wenigstens  ge- 
than,  als  ob  man  Wasser  hineingiesse,  so  glaube  ich  beides  nicht;  denn 
es  heisst  Z.  LIII  devexam  populo  osiencUio  und  der  Name  iitella,  Grie- 
chisch kgdria,  lässt  sich,  als  von  dem  ursprünglichen  Gebrauche  herstam- 
mend, erklären.  Was  er  von  der  aequatio  sortium  erzählt,  passt  nicht  für 
das  Acilische  Gesetz,  nach  welchem  eine  solche  unnöthig  war.  Auch  einige 
Paragraphen,  in  welche  er  diesen  Abschnitt  eintheilt,  halte  ich  nicht  für 
begründet,  so  den  pronontialioms  faciundai  causa  sorliaiur,  den  praetor 
tenteMlias  prononiiet,  auch  den  de  iudido  dimitiendo;  dennoch  erkenne  ich 
Radorflb  Meinung  als  im  Ganzen  richtig  an. 

89)  Rudorff  1. 1.  p.  489  nimmt  an,  bei  der  Zählung  der  Stimmen  seien 
die  Täfelcbcn  „ohne  Stimme"  nicht  mitgerechnet  worden,  und  die  absolute 
Majorität  zwischen  den  freisprechenden  und  verurtheilenden  habe  gegolten. 
Ich  glaube,  er  fasst  den  Ausdrack  plurumae  nicht  scharf  genug:  wenigstens 
<>rklärt  er  ihn  an  einer  anderen  Stelle  p.  478  als  die  absolute  Majorität 
bezeichnend. 

90)  Ich  weiche  in  der  Erklärung  dieser  saudio  legis  von  Rudorfif  p.  493 
ab:  er  versteht  darunter  die  am  Ende  von  anderen  Gesetzen  befindliche 
allgemeine  Strafformel,  die  allerdings  auch  sanctio  heisst,  von  der  ich  aber 
Dicht  sehe,  wie  sie  bei  dem  Acilischen  Gesetze  sich  finden  konnte. 

91)  Anderer  Meinung  ist  Rudorff  p.  495.  Er  meint,  es  hätte  im  Ge- 
wtze  auch  davon  gestanden,  dass  das  Geld  baar  in  den  Staatsschatz  ge- 
zahlt werden  dürfe  und  ergänzt  demnach.  Sein  Grund  ist,  weil  später 
zweimal  Z.  LXI  und  LXVI  pecunia  quae  hace  lege  in  aerario  poiita  erii 
erwähnt  wird,  und  zwar,  wie  er  glaubt,  vor  dem  Verkaufe  der  praedes.  In- 
dessen der  Verlauf  ist  folgender.  Zuerst  wird  Caution  gestellt  für  die  zu 
erlegende  Geldstrafe  durch  Bürgen,  dann  wird  die  Geldstrafe  festgesetzt: 
wird  sie  von  dem  Verurtheilten  nicht  erlegt,  so  verfallen  die  Bürgen.  Des- 
halb kann  von  dem  im  Staatsschatze  liegenden  Gclde  vor  dem  Verkaufe 
die  Rede  sein,  ohne  dass  desswegen  schon  vor  der  Festsetzung  der  Geld- 
strafe eine  Zahlung  in  wirklichem  Gelde  an  den  Staatsschatz  erwähnt 
wird.    Mommsen  bat  dieselbe  in  seiner  Ergänzung  ausgelassen. 

92)  Mommsen  und  Rudorff  p.  494  nehmen  als  Ueberschrift  des  Para- 
graphen an  De  praeditms  dandis  bomsve  vendendeis:    ich  glaube,    es  muss 
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statt  des  letzteren  Wortes  possidendeis  heissen.  Sie  ergänzen  nachher  con- 
{quaerantur  teneant.  Der  letztere  Ausdruck  muss,  glaube  ich,  fehlen.  Von 
der  Beschlagnahme  der  Guter  allein  ist  in  dem  Bantischen  Gesetze  (Corp. 
Inscr.  Lat.  197,  11),  welches  Rudoi-ff  vergleicht,  die  Rede,  und  eben  die- 
selbe wii-d  auch  nur  bei  Plin.  ep.  VII,  33  (tenatut)  damnaio  \fai%a  censw- 
ratf  ut  bona  eins  publice  nttiodireniur  ^  welche  Steile  Mommsen  p.  68  an- 
fiihi-t,  angedeutet. 

93)  Ihn  nennt  auch  Rudorff  p.  494  ausdrücklich  in  seiner  Ergänzung; 
Mommsen  ergänzt  Iudex  qui  eam  rem  quaesieril^  versteht  aber  doch  daniQ- 
ter  den  Prätor. 

94)  Ich  habe  mich  im  Ganzen  den  von  Rudorff  p.  498  und  500  ent- 
wickelten Ansichten  angeschlossen;  nur  in  Kleinigkeiten  weiche  ich  ab, 
z.  B.  darin,  dass  ich  glaube,  das  Gesetz  erlaubte  nur  die  Möglichkeit,  legte 
nicht  die  Nothweudigkeit  auf,  für  die  Ulis  aestimatio  andere  Richter  als 
den  Prätor  aus  der  Zahl  der  Geschwoi^nen  zu  bestellen,  darin,  dass  ich 
unter  dem  iudex  quei  eam  rem  quaesierii  Z.  LXII  den  Prätor  verstehe,  dass 
ich  diesem  eine  Art  Oberaufsicht  und  Verantwortung  für  die  einzehien 
Schätzungsprocessc  zuschreibe. 

95)  Man  sehe  über  diesen  Ausdruck  Mommsen  p.  68  und  Rudorff  p. 
502,  deren  Ansichten  ich  bei  diesem  Theile  überhaupt  gefolgt  bin,  wenn 
gleich  im  Einzelnen  manche  Zweifel  übrig  bleiben. 

96)  Rudorff  p.  503  flgd.  erklärt  und  ergänzt  die  einzelnen  Bruchstücke 
mit  grosser  Genauigkeit;  aber  vieles  ist  dabei  unsichere  Vermuthang:  zu- 
weilen lässt  sich  sogar  nachweisen,  dass  sie  unbegründet  ist  In  Z.  LXIII 
hatte  Mommsen  als  Ueberschrift  des  Paragraphen,  welcher  über  den  Ver- 
theilungstermin  handelt,  gebildet  De  irib)uio  tertando,  Dass  dies  nicht 
richtig  ist,  beweist  Rudorff;  aber  sein  eigener  Vorschlag  De  tempore« 
iudice  siai)uto  servanda  verdient  gewiss  auch  keinen  Beifall.  Denn  dass 
ein  Termin,  wenn  er  überhaupt  angesetzt  wird,  auch  gehalten  werden  soll, 
versteht  sich  von  selbst.  Es  steckt  also  in  der  Ueberschrift  noch  etwas  An- 
deres, dessen  Kenntniss  mit  dem  grössten  Theile  der  Worte,  welche  den 
Paragraphen  bilden,  verloren  gegangen  ist.  Rudorff  p.  505  verbessert  dann 
die  Ueberschiift  des  in  Z.  LXIV  beginnenden  Paragraphen,  wo  Mommsens 
Ergänzmig  Reliquom)  in  aerario  stet,  obwohl  sprachlich  untadelhaft,  doch 
die  Lücke  nicht  ausfüllt,  mit  Wahrscheinlichkeit  in  Quei  aberit  eius  porti9) 
in  aerario  siet,  aber  er  schliesst  an  die  wenigen,  aus  dem  Paragraphen 
selbst  erhaltenen  Worte,  einen  neuen  Paragraphen  De  die  prodeicendot  des- 
sen Ueberschrift  und  Worte  auf  Vermuthung  beruhen.  Ich  halte,  dieselbe 
nicht  für  richtig.  Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  der  Prätor  nach  dein 
Verlaufe  des  ersten  Termines  ftir  die  Vertheilung  der  Strafgelder  noch 
einen  zweiten,  längeren  ausschrieb:  er  war  unnütz,  da,  wie  Rudorff  selbst 
annimmt,  auch  beim  zweiten  Termine  die  etwa  Ausbleibenden  nicht  ßr 
immer  ausgeschlossen  werden,  sondern  eine  weitere  Frist  erhalten  sollten. 
Eben  so  wenig  glaube  ich  an  die  Ueberschrift  des  neuen,  mit  Z.  LXV  be- 
ginnenden Paragraphen  De  die  proscribendo.  Denn  dass  der  Termin  be- 
kannt gemacht  wird,  ist  selbstverständlich ;  zudem  fehlt  in  den  ans  erhal- 
tenen Worten  des  Paragraphen  Quei^  praetor  ex  hace  lege  trUuemdei  amt* 
prodeixerit,  gerade  das  dafür  beweisende  Wort  diem.  Ich  glaube,  dass  die 
ser  Paragraph  mit  dem  folgenden,    welchem  Rudorff  die  Ueberschrift  De 
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tritutu  fro$cr\bendo  giebt,  zusammenhängt  und  wahncheinlieh  diese  ge- 
meinsame Ueberschrifl  fahrte.  Er  handelte  davon,  dass  der  Prätor  die 
Aotlieile  der  Betheiligten,  sowohl  derer,  die  das  Ihrige  noch  erhalten  soll- 
ten, als  auch  derjenigen,  die  es  schon  erhalten  hatten,  auf  einer  Tafel 
öffeDtlich  auf  dem  Markte  ausstellen  sollte.  Die  der  Letzteren  sollten 
noch  eine  bestimmte  Anzahl  von  Tagen  nach  geschehener  Vertheilung  aus- 
gestellt bleiben.  Denn  ich  halte  es  nicht  für  fraglich,  dass  Z.  LXVI  nicht 
bloss  die{t  proxijmnos  zu  schreiben,  sondern  dazwischen  noch  eine  Zahl, 
etwa  C(/nium\  zu  ergänzen  ist  Aus  allem  diesen  ergiebt  sich,  dass,  wie 
viel  wir  auch  dem  Scharfsinne  der  bisherigen  Bearbeiter  der  Bruchstücke 
verdanken,  doch  noch  für  die  Erkenntniss  der  Einzelheiten  Manches  zu 
erforschen  übrig  bleibt 

97)  Der  Sinn  dieses  Paragraphen  ist  offenbar  und  von  keinem  Erklä- 
rer verkannt  worden.  Im  Einzelnen  aber  ist  die  Ergänzung  sehr  schwie- 
rig und  selbst  Rudorff  hat  eine  Lücke  gelassen.  Die  Hauptschwierigkeit 
scheint  mir  in  den  letzten  uns  erhaltenen  Worten  zu  liegen  extra  quam  sei 
fw(f  m  saivrnm  feretwr.  Das  kann  nicht  heissen,  wie  die  Erkl&?er  mei- 
nen, die  spätere  lex  Caedlia  Didia,  welche  das  Geben  von  Gesetzen  per 
ieturam  verboten  haben  soll,  habe  schon  damals  gewissermassen  gegolten: 
es  wftre  zu  wunderlich,  wenn  man  eine  gesetzgebende  Versammlung,  welche 
per  safvram  etwas  annehmen  sollte,  damit  hätte  hindern  wollen ,  dass  man 
verbot,  zu  ihrem  Behufe  öffentliche  Gerichte  aufzulösen.  Als  ob  sie  in 
anderer  Beziehung  erlaubt  gewesen  wäre!  Es  müssten  dann  ebenfalls  im 
Acilischen  Gesetze  ausgenommen  werden  Volksversammlungen,  welche  ge- 
gen die  Anspielen  oder  sonst  gegen  die  Gesetze  berufen  würden. 

98)  Der  Scharfsinn  der  neuesten  Erklärer  des  Acilischen  Gesetzes  hat 
eine  eigenthümliche  Vermuthung  aufgestellt,  um  von  Z.  LXXII  an  ein  Ver- 
ständniss  der  sehr  lückenhaften,  uns  überlieferten  Worte  zu  gewinnen. 
Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat.  p.  69  macht  die  Bemerkung,  dass  von 
Z.  LXXII  med.  bis  LXXIX  med.  und  von  Z.  LXXIX  med.  bis  LXXXV  fin. 
sieben  Zeilen  einander  entsprächen.  Daher,  sagt  er,  erhelle,  dass  fünf  Pa- 
ragraphen, über  die  Fortsetzung  des  Processes  durch  spätere  Beamten, 
ober  früher  entschiedene  und  zu  Ende  gebrachte  Processe,  über  die  Strafe 
<ier  praetaricaiio,  über  die  Ertheilung  des  Bürgerrechtes,  endlich  über 
die  Ertheilung  der  Provocation,  im  Gesetze  zweimal  geschrieben  standen, 
trotzdem  dass  sich  für  diese  Dittographie  kein  Grund  anführen  Hesse. 
Anfangs,  nachdem  er  diese  Dittographie  bemerkt,  fagt  Mommsen  hinzu. 
habe  er  geglaubt,  es  würden  ähnliche  Vorschriften  bei  zwei  verschiedenen 
^legenheiten  gegeben  und  daher  komme  die  Aehnlichkeit  der  Worte, 
etwa  in  der  Art,  wie  Z.  XII  flgd.  und  nachher  Z.  XV  flgd.,  wo  zuerst  über 
<^c  Itichterliste  des  laufenden  Jahres,  dann  über  die  der  späteren  Jahre 
gehandelt  würde,  die  meisten  Ausdrücke  zweimal  wiederkehrten ;  die  Ver- 
^Medenheit  trete  nur  zufällig  nicht  hervor,  weil  am  Ende  des  Gesetzes 
die  Lücken  zu  gross  wären,  uuch  sei  in  kleineren  Sai^.hen  eine  Verschie- 
denheit da.  Indessen  dieser  Ansicht  fehle  es  an  Wahrscheinlichkeit,  zu- 
^  da  die  Dittographie  nicht  am  Ende  eines  Paragraphen,  sondern  in 
der  Mitte  des  über  die  Provocation  handelnden  aufhöre.  Dazu  komme, 
^  in  Z.  LXXII  die  Ueberschrift  des  Paragraphen  fehle.  Derjenige,  der 
dies  Gesetz  in  Erz  gegraben,  sei  überhaupt  nachlässig  gewesen :    er  habe 
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also,  als  er  mit  seinem  Eingraben  bis  Z.  LXXIX  zu  den  Worten  in  $u{a 
quoiusque  ceiv)Uaie  gekommen,  das  Auslassen  der  Deberscbrift  sieben  Zei- 
len vorher  bemerkt  ond  dann,  entweder  aas  Nachlässigkeit  oder  auf  Be- 
fehl seiner  Oberen  Alles  von  Z.  LXX  an  wiederholt  Demgemfiss  bat 
Momrasen,  wenngleich  er  seiner  Vermnthung  weder  Wahrscheinlichkeit  zu- 
schreibt, noch  sie  überhaupt  zu  begründen  versucht,  nicht  nur  seine  Er- 
gänzungen auf  diesen  vermeintlichen  Fehler  des  Copisten  gebaut,  sondeni 
auch  die  sieben  Zeilen,  von  Z.  LXXII  Sei  is  praetor  bis  Z.  LXXIX  in  sv{a 
quoiusque  ceinijtate  in  eine  Art  vou  Parenthese  eingeschlossen,  um  dadarh 
auch  äusserlich  anzuzeigen,  dass  sie  überflüssig  sind.  Er  bat  daran 
schwerlich  Recht  gethan:  er  mochte  die  Vermuthung  aufstellen,  auch  sie 
zur  Ergänzung  des  Einzelnen  benutzen ;  aber  durch  das  Zeichen  der  Pa- 
renthese, das  or  hinzufügt,  nimmt  er  das  Urtheil  des  Lesers  gleichsam  ge- 
fangen und  wird  Gelehrte,  welche  die  Verhältnisse  der  Inschrift  nicht  im 
Einzelnen  prüfen  können,  täuschen.  Er  fand  indessen  einen  gläabigeo 
Nachahmer  an  Rudorff  p.  419,  der,  ohne  auf  Gründe  einzugehen,  nur  aus- 
einandersetzt, wie  er  sich  den  Irrthum  des  Copisten  entstanden  denkt, 
nämlich  durch  die  unbegreiflichste  Thorheit  desselben.  Er  macht  nur  die 
Andeutung,  der  Copist  habe  aus  Furcht  vor  Anklage  wegen  Fälschung  die 
ersten  sieben  Zeilen,  welche  er  noch  einmal  schreiben  wollte,  nicht  aus- 
gelöscht. Die  Römischen  Gesetze  wären  die  wunderlichsten  von  der  Welt 
gewesen,  wenn  sie  einen  armen  Schreiber,  der  sich  verschrieben  hatte  und 
dann  seinen  Irrthum  verbesserte,  wegen  Fälschung  bestraft  hätten!  £^ 
war  wohl  weniger  verzeihlich,  wenn  derselbe  das  falsch  Geschriebene,  als 
ob  es  richtig  wäre,  stehen  liess  und  dadurch  den  Leser  verführte,  als  veno 
er  seinen  Irrthum  eingestand,  den  Leser  durch  Ausstreichen  oder  sonst 
irgend  ein  Zeichen  aufmerksam  machte  und  dadurch  dem  falschen  Auffas- 
sen des  Gesetzes  entgegentrat!  Ich  nehme  den  Copisten  nicht  als  beson- 
ders sorgsam  in  Schutz;  aber  so  thöricht,  wie  Mommsen  und  Rudorff  iho 
darstellen,  konnte  er  doch  nicht  sein,  so  verschwenderisch  mit  seiner  Ar- 
beit. Sieben  ganze  Zeilen,  ein  gehöriges  Stück  Mühe,  sollte  er  doppelt 
geschrieben  haben,  und  deshalb,  weil  er  eine  Ueberschrift  ausgelassen  hatte! 
Das  war  kein  wesentlicher  Fehler;  denn  bei  anderen  Gesetzen  fehlen  die 
Ueb^rschriften  immer;  manchmal  vielleicht  in  diesem  Gesetze  selber,  vie 
Mommsen  bemerkt  Mag  man  die  Sache  betrachten,  wie  man  will,  ein 
solches  Verschreiben  im  Gesetze  erscheint  unerklärlich  und  unmöglich:  e« 
ist  höchst  misslich,  die  eigene  Weisheit  auf  die  Thorheit  Anderer  zu  baneu. 
Die  Unhaltbarkeit  von  Mommsens  Vermuthung  lässt  sich  genügend  nach- 
weisen. Erstlich  die  Uebereinstimmung  der  sieben  Zeilen  von  LXXII  bis 
LXXIX  mit  denen  von  LXXIX  bis  LXXXV  ist  unbedeutend  und  rechtfer- 
tigt Mommsens  Folgerung  nicht  Sie  ist  folgende:  in  dem  ersten  der  ao- 
geblich  doppelt  geschriebenen  Paragraphen  provinria  obvenerU  und  ü*^ 

eiove  imperiove  abierii  ahdicaverit,  dann  vo)let  factlo  utei  ea  ommia,  end- 
lich praelori  quaetiortque  omnium  rerum  quod  ex;  in  dem  zweiten  Para- 
graphen fneriive  ex  lege  und  Iribunus  plebei  rogatii,  dann  quo  magis  de  f* 
re  eiut  nomen  hace  lege,  vielleicht  auch  deferatur  quove  magh  de  et  rtt 
endlich  actio  nei  eslo,  im  dritten  Paragraphen  ioudicandam  adfuerimt  (äi- 
fuerii)  qtiei  vivent  eorum  maiori  parti  (mniorei  parüs)  $atU  feeerii  (mIü/'* 
dum  erit),   im  vierten  Paragraphen  tti  quis  und  ex  hace  lege  quaesiio  trit 
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fietulerit  et  i$  eo  iudicto  kace  lege  eondemnatut  erit,  tum,  dann  voeatio  esto 
ntra  stipenA^que  omnut ,  im  fünften  Paragraphen  keine.  Diese  ücberein- 
stimmuDg  ist  so  gering  und  bezieht  sich  auf  so  weoig  charakteristische 
Worte,  dass  sie  vielleicht  auf  eine  Aehnlicfakeit  des  Inhaltes  in  den  ent- 
sprechenden Paragraphen  deutet,  aber  keinesweges  eine  Dittographie,  wie 
Mommsen  es  von  vornherein  nennt,  d.  h.  eine  aus  Absicht  oder  Nachlas- 
»gkeit  entstandene  doppelte  Schreibung  ein  und  derselben  Worte  beweist. 
Ei^t,  wenn  man  Mommsens  und  RudorfiTs  Ergänzungen  hinzunimmt,  zeigt 
sich  die  üebcreinstimmung  der  ersten  sieben  Zeilen  mit  den  zweiten,  und 
es  ist  keine  Frage,  dass  man  mit  gleichem  Rechte  noch  etliche  andere 
Dittographien  in  dem  Acilischen  Gesetze  finden  und,^  wenn  man  sich  einige 
roD  den  erhaltenen  Worten  als  fehlend  denkt,  einen  grossen  Theil  des-, 
falben  als  Dittographie  erklären  kann.  Mommsen  sagt  zwar,  es  fehle  der 
Ansicht,  dass  in  den  entsprechenden  Paragraphen  ein  ähnlicher  Inhalt  be- 
tiandelt  werde,  an  Wahrscheinlichkeit:  es  ist  dies  indessen  nur  Behauptung, 
^mit  weisen  wir  die  ganze  Vermnthung  Mommsens  und  RudorfEs  als  un- 
begründet zurück:  selbst  geringfügige  Ergänzungen,  welche  von  ihr  aus 
gemacht  worden  sind,  werden  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen  sein. 

99)  Aach  Mommsen  und  Rudorff,  welche  diesen  Paragraphen  für  gleich- 
lautend mit  dem  in  Z.  LXXIX  beginnenden  halten,  nehmen  als  Inhalt  des- 
selben eine  Verordnung  an,  das  Gericht  solle  nicht  durch  den  Abgang  des 
Prätors  unterbrochen  werden.  Aber  ihre  Ergänzungen  hängen  von  der 
all^meinen  Yermuthung,    welche  sie  über  diese  ganze  Stelle  haben,  ab. 

Sie  ergänzen  deshalb  Sei  ti  praetor  quei  ex  hace  lege  quaeret  sei(pe  is 
^uaestor  quoi  aerarium  t>el  (Rudorff  p.  560  quoive)  urbana  provinc)ia 
»htenerit  und  auch  Klenze  p.  85  hielt  die  Erwähnung  des  Quästors  für 
nothwendig,  weil  derselbe  Z.  LXXX  genannt  wird.  Als  ob  nicht  der  Sinn 
sein  könnte,  auch  wenn  der  Prätor  wechsele,  solle  der  Quästor  eben  die- 
selben Verpflichtungen  behalten!  Aber  ich  glaube,  es  zeigt  sich  hier  die 
Unhaltbarkeit  von  Mommsens  Gonjectur  deutlich.  Denn  der  quaestor  cui 
^rarium  vel  urbana  provincia  obvenerit  ist  nicht  richtig.     Der  quaetlor  tir- 

^onus  ist  eben  derselbe,  welcher  den  Staatsschatz  verwaltet,  und  tab.  He- 
racl.  Z.  37,  welche  Stelle  man  vergleichen  könnte,  ist  verschieden.  Es 
»teht  auf  dem  Erze  obvenerit  iudiciote,  aus  Z.  LXXIX  verbesserte  man 
fhtenerit  eo  magistratu  iudiciove,  unnöthiger  Weise,  wenn  man  von  der 
Uebereinstimmung  der  beiden  Paragraphen  absieht 

100)  Meine  Erklärung  dieses  Paragraphen  weicht  von  derjenigen,  welche 
Mommsen  und  RudorflT  geben,  gar  sehr  ab.  Beide  denken  an  ein  Schwur- 
gericht, das  nach  dem  Galpumischen  und  Junischen  Gesetze  auch  femer- 
liin  stattfinden  könnte:  sie  ergänzen  zu  AnfEing  Quibus  quom  iudicium)  fuii 
f^tritte.  Sie  werden  schwerlich  eine  klare  Vorstellung  darüber  gewinnen 
können,  wie  man  sich  dies  doppelte  Schwurgericht  das  eine  nach  dem 
Calpumischen  und  Junischen  Gesetze,  welche  nur  Senatoren  als  eine  Art 
von  Geschworenen  kennen  konnten ,  das  andere  nach  dem  Acilischen  Ge- 
setze, nach  welchem  die  Ritter  richteten,  denken  könne.  Man  muss  viel- 
mehr den  An^BUig  ergänzen  Quibut  quom  tncramento  actum)  fuit  fueritve» 
Im  Uebrigen  weichen  Mommsen  und  Rudorff  bedeutend  von  einander  ab. 
Der  Erstere  sagt,  wer  nach  dem  Galpumischen  oder  Junischen  Gesetze 
freigesprochen  oder  verurtheilt  sei,  der  brauche  nach  dem  gegenwärtigen 
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Gesetze  Dicht  nochmals  angeklagt  zu  werden,  und  die  letzten  Worte  des 
Paragraphen  ergänzt  er  so:  wer  gegen  die  Bestimmungen  des  gegenwär- 
tigen Gesetzes  gefehlt  habe,  ehe  dasselbe  gegeben  worden  sei,  dürfe  nicht 
verklagt  werden.  Mommsen  wird  widerlegt  durch  Rudorflf  p.  517,  der  auch 
mit  Recht  den  unpassenden  Ausdiiick:  „freigesprochen  oder  verurtheilt" 
beseitigt  Rudorff  selbst  glaubt,  wer  nach  dem  Calpurnischen  oder  Joni- 
scben  Gesetze  verurtheilt  sei,  dürfe  nach  dem  gegenwärtigen  nicht  wieder 
angeklagt  werden :  wer  freigesprochen  sei,  dürfe  von  Neuem  angeklagt  wer- 
den, wenn  die  Freisprechung  nach  dem  Erlasse  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
erfolgt  sei. 

101)  Diese  Verhältnisse  sind  von  Rudorff  p.  518  überzeugend  darge- 
stellt worden.  Wir  werden  später  bei  der  Schilderung  des  Processverfab- 
rens  auf  die  praeraricatio  im  Allgemeinen  zurückkommen. 

102)  In  früherer  Zeit  glaubte  man,  das  uns  erhaltene  Wort  prwocn- 
tione  beruhe  auf  einem  Schreibfehler,  wie  deren  manche  und  noc^  auffal- 
lendere in  dem  Acilischen  Gesetze  vorkommen.  So  G.  T.  Zumpt  de  lepkiu 
iudicinque  repeivndarum  p.  24,  der  auch  das  im  Acilischen  Gesetze  vor- 
kommende vocatio  statt  des  richtigeren  vacatio  verwarf.  Jetzt  bat  man 
diesen  Sprachfehler  vocaito  vielfach  in  der  älteren  Lateinischen  Sprache 
gefunden  und  wird  ihn  auch  in  unserem  Gesetze .  ertragen  müssen. 
S.  Mommsen  p.  70  Es  ist  das  Verdienst  Mommsens  p.  71,  auch  die  Pro- 
vocation  an  dieser  Stelle  vertheidigt  und  richtig  erklärt  zu  haben.  Er 
vergleicht  noch  die  Stelle  bei  Val.  Max.  IX,  5,  1,  der  erzählt,  M.  Fulvios 
Flaccus,  Gonsul  125  v.  Chr.,  hätte  ein  Gesetz  geben  wollen  über  die  Er- 
theilung  des  Römischen  Bürgerrechtes  an  die  Italiker  und  der  Provocatioo  ao 
diejenigen,  welche  ihr  heimathliches  Bürgerrecht  nicht  hätten  aufgeben  wollen. 

103)  üeber  diesen  Unterschied  im  Römischen  Bürgerrechte,  der  bis- 
her wenig  oder  gar  nicht  beachtet  war,  habe  ich  gesprochen  in  meinen 
Studia  Romana  (Berol.  1859)  p.  331,  auch  nachgewiesen,  dass  gerade  die 
Latinischen  Beamten  des  iu9  honorum  entbehrten  und  wie  aus  dem  Std^ 
ben  darnach  der  Marsische  Krieg  entsprang,  der  dann  nicht  bloss  diese 
Forderung  erfüllte,  sondern  auch  ganz  Italien  das  vollständigste 'Römische 
Bürgerrecht  verschaflfte. 

104)  Ich  nehme  also  die  von  Rudorff  p.  522  vorgeschlagenen  Ergfto- 
zungen,  wenngleich  es  ihm  gelungen  ist,  alle  Lücken  scheinbar  auszufallen, 
nicht  an.  Wenn  man  einige  nichtssagende  Formeln  weglässt,  ist  für  die 
Erwähnung  der  Ehrenämter,  welche  der  mit  dem  Bürgerrechte  zu  beschen- 
kende Bundesgenosse  bekleidet  haben  soll,  noch  Platz  genug. 

105)  Die  Ueberschrift  eines  neuen  Paragraphen  erkennt  Mommsen 
p.  71  in  den  Worten  wdex  deinceps  fadai  pr.  wegen  der  in  Ursinns'  Ab- 
schrift vor  denselben  gelassenen  Lücke,  wegen  des  Conjunctivs  und  wegen 
des  Inhaltes.  Diese  Gründe  sind  sehr  unsicher.  Denn  Ursinus*  Abschrift 
ist  sehr  unzuverlässig,  und  andere,  freilich  nicht  zuverlässigere,  Abschriften 
haben  keine  Lücke,  der  Gonjunctiv  kann  auch  von  einer  vorhergehenden 
Gonjunction  abhängen  und  der  Inhalt  ist  Mommsen  selbst  unklar:  er  er- 
gänzt ihn  nicht.  Freilich  Rudorff  p.  514  ergänzt  ihn  Iudex  deineept  [mo** 
principe  defuncio.  Aber  hierin  ist  der  Ausdruck  iudex  anklar,  fatAnt  ohne 
den  Zusatz,  was  er  thun  soU,  undeutlich,  deinceps  und  princeps  unverstind- 
lich.    Es  ist  besser,  die  Lücke  anausgefüllt  zu  lassen. 
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106)  SchoD  Klenze  p.  98  ergänzte  deshalb  die  Lücken  an  dieser  Stelle 
ebenso  wie  die  Worte  in  Z.  LXXIV  lauten,  und  für  Mommsen  und  Rudorff 
lag  wahrscheinlich  hierin  ein  besonderer  Grund,  um  ihre  Vennuthung  über 
den  wunderbaren  Schreibfehler  des  Gopisten,  von  dem  wir  in  Note  98  ge- 
sprochen haben,  au&ustellen. 

107)  Man  vergleiche  hierüber  die  Andeutung  von  Mommsen  p.  71  und 
die  Ausführung  bei  Rudorff  p.  523.  Ich  werde  bei  der  allgemeinen  Schil- 
derung des  Processverfahrens  auf  diesen  Punkt  zurückkommen 

108)  Die  Gelehrten  haben  ihre  Ansicht  über  die  Vereinzelung  der 
Schwurgerichte  zwar  nicht  mit  besonderer  Beziehung  auf  das  Acilische 
Gesetz  ausgesprochen,  sie  ergiebt  sich  indessen  aus  dem,  was  sie  bei  der 
späteren  Ent^ickelung  der  guaeitioues  perpeiuae  über  deren  Einrichtung 
sagen.  Man  sehe  z.  B.  Walter  Geschichte  des  Römischen  Rechtes  II,  835 ; 
Geib  Geschichte  des  Römischen  Griminalprocesses  S.  173.  Auch  G.  T. 
Zompt  He  legibus  iudicnsque  repetundarum  p.  29  macht  Bemerkungen,  welche 
eine  gleiche  Ansicht  beweisen. 

109)  Ich  habe  über  dieses  Gesetz  gehandelt  in  meinen  Commeniatione» 
^ropkieae  I,  208.  Später  hat  Mommsen  theils  an  anderen  Stellen,  theils 
im  Corp.  Inscr.  Lat  I,  77  eine  andere  Meinung  über  das  Thorische  Ge- 
setz angestellt  und  damit  manche  Anhänger  gewonnen.  Ich  halte  seine 
Meinung  nicht  für  begründet,  und  namentlich  wird  die  Stelle  von  Appian, 
noch  mehr  die  Giceros,  auf  welche  beide  es  hauptsächlich  ankommt,  un- 
richtig und  auf  unmögliche  Weise  erklärt  Indessen  kann  ich  hier  auf 
diese  Meinungsverschiedenheit  nicht  eingehen:  dass  das  Jahr  111  als  das- 
jenige anzusehen  ist,  in  welchem  das  uns  erhaltene  Gesetz  gegeben  ist, 
steht  fest 

110)  Dieser  Beweis  für  die  Dauer  des  Acilischen  Gesetzes  ist  aufge- 
stellt worden  von  Mommsen  im  Gorp.  Inscr.  Lat  I,  Ö6,  und  zwar  als  ein- 
ziger Beweis.  Mommsen  geht  sogar  so  weit,  aus  diesem  einzigen  Grunde 
das  Volkstnbunat  von  Servilius  Glancia  in  das  Jahr  111  v.  Ghr.  zu  setzen, 
worüber  wir  später  sprechen  werden.  Interessant  ist,  wie  Rudorff  Ad  le^ 
gern  AciUam  p.  422  sich  ZU  dieser  Meinung  Mommsens  verhält  Er  lobt 
den  Scharfsinn  derselben,  gesteht,  es  blieben  ihm  Bedenken,  und  erklärt 
am  Ende,  es  sei  nicht  unwahrscheinlich,  dass  das  A.ciliscbe  Gesetz  um 
111  V.  Ghr.  abgeschafft  sei.  Denn  dass  es  gerade  im  Jahre  111  abgeschafft 
aod  das  Servilische  in  demselben  Jahre  erlassen  sei,  folge  nicht  aus  dem 
Beschreiben  der  Rückseite.  Er  fügt  hinzu,  es  sei  allbekannt,  dass  man 
rep^i  von  den  Gesetzen  sagte,  wenn  sie  abgeschafft  würden.  Aber  was 
hat  das  mit  dem  Beschreiben  der  Rückseite  zu  thun?  Rffigere  heisst  los- 
machen, und  im  Falle  man  das  Gesetz  nicht  mehr  brauchte,  vernichten. 
Zndem  wer  kann  glauben,  dass  man  ein  Gesetz  nur  dann  abnahm  und 
losmachte,  wenn  es  abgeschafft  war?  Nicht  auch  dann,  wenn  man  die  Erz- 
tafel anderweitig  brauchte,  das  Gesetz  dagegen,  mochte  es  auch  in  Gel- 
tung bleiben,  nicht  mehr? 

111)  Es  wäre  nicht  noth wendig  gewesen,  diesen  Punkt  in  allen  Ein- 
zelheiten zu  behandeh).  wenn  nicht  in  neuester  Zeit  darüber  eine  unrich- 
tige Ansicht  aufgestellt  worden  wäre  und  vielfach  Beifall  gefunden  hätte. 
In  früherer  Zeit  (man  sehe  den  Index  legom  bei  Grell,  p.  273)  hatten  die 
Meisten  geglaubt,  Glaucias  Gesetz  sei  100  v.  Ghr.  in  eben  demselben  Jahre, 
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wo  derselbe  als  Prätor  umkam,  gegeben  worden.  Dies  ist  nicht  wahrscfaeia- 
licb.  Denn  alle  volksthümlichen  Gesetze  jener  Zeit  gingen  von  Volkstri- 
bunen aus,  und  wäre  es  erst  100  v.  Chr.  gegeben  gewesen,  so  würde  es 
bei  der  heftigen  Strömung,  welche  sich  in  jenem  Jahre  gegen  die  Volks- 
partei erhob,  nicht  zur  Ausführung  gekommen  sein.  Eben  so  wenig  billige 
ich  Pighius'  (Annales  III,  153)  Meinung,  Glaucia  sei  105  v.  Ohr.  Volkstri- 
bun  gewesen  und  habe  damals  sein  Gesetz  gegeben.  Dann  hätte  er  nach 
länger  als  vier  Jahren  schwerlich  bei  seinem  Tode  noch  so  vielen  Einfloss 
bei  der  Plebs  gehabt.  Pighius'  Grund  lag  ohne  Zweifel  darin,  dass  er  bei 
Giceros  Zeugniss,  fünfzig  Jahre  hintereinander  hätten  die  ritterlichen  Ge- 
richte bestanden,  meinte,  das  Gesetz  des  Consuls  Caepio  sei  gar  nicht  zur 
Ausfahrung  gekommen.  Indessen  Cicero  konnte  bei  seinem  aHgemeinen 
Ausdrucke  und  bei  dem  Bestreben,  die  richterliche  Thätigkeit  der  Ritter 
zu  preisen,  auch  eine  ein-,  selbst  zweijährige  Wirksamkeit  von  Caepios 
Gesetze  übergehen.  Eine  eigenthümliche  Meinung  stellte  Th.  Mommsen  Id 
der  Zeitschrift  für  Alterthumswissenschaft  1843  S.  823  auf.  Er  sagt: 
„Die  gemeine  Meinung,  dass  die  Aufhebung  der  lex  Servilia  Caepiomt  auf 
die  lex  Servilia  Glauciae  repetund,  zurückzuführen  sei,  ist  durchaus  grund- 
los. Es  ist  überflüssig,  die  abnorme,  sich  selbst  aufhebende  Annahme  eioes 
für  alle  Quästionen  erlassenen  Repetundengesetzes  zu  rügen.  —  Was  Ci- 
cero von  der  lex  Glauciae  erzählt,  hat  allein  die  Veranlassung  gegeben» 
die  lex  Servilia  unter  die  leget  iudiciariae  zu  stellen ;  man  hat  aber  hinein- 
gelesen, was  man  zu  finden  wünschte.  Denn  dass  Glaucia  sich  bemeßdo 
legis  den  Ritterstand  verpflichtete  (Brut.  62,  224),  findet  seine  ErkläniDg 
in  den  geschärften  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  die  natürlich  die  polL 
tische  Macht  der  damaligen  Richter  vermehren  mussten.  In  der  zweiten 
Stelle  p.  Scauro  I,  2  —  wird  freilich  gesagt,  dass  Scaurus  bei  den  Rittem 
lege  Servilia  repei.  vor  Gericht  gestanden  habe;  allein  es  ist  eine  schlimme 
Uebereilung,  anzunehmen,  dass  diese  lex  Servilia  eben  die  Ritter  zu  Rich- 
tern gemacht  habe.  Das  Gesetz,  qua  quaestio  exercebaiur,  und  die  lex  iu- 
didaria  waren  nicht  dieselben:  Cic.  in  Cornel.  ap.  Ascon.  p.  79:  accma- 
tM$  est  lege  Varia  de  maiestate^  cum  senatores  cum  eqmtibus  Romafds  lege 
Plotia  iudicarent.  Ebenso  ist  es  sehr  bekannt,  dass  die  lex  Aureliä 
ttKÜctarta  die  Comelischen  Gesetze  über  die  einzelnen  Quästionen  durch- 
aus bestehen  Hess.  Dies  ist  allerdings  richtig,  dass  die  Gerichte,  als  die 
lex  Servilia  repei.  gegeben  ward,  bei  den  Rittern  gewesen  sein  müssen, 
hilft  uns  aber  nicht  weiter,  da  uns  das  Jahr  dieser  Rogation  unbekannt 
ist.  Klenze  setzt  sie  bekanntlich  zwischen  648  und  654,  und  vor  654,  vo 
Glaucia  umkam,  muss  sie  allerdings  gegeben  sein;  allein  die  andere  Grenze 
ist  nur  daraus  entnommen,  dass  die  lex  Glauciae  die  lex  Caepioms  abro- 
giert  haben  soll,  was  eben  widerlegt  ist.  Wenn  Glaucia,  wie  es  wahrschein- 
lich ist,  sein  Gesetz  als  Tribun  gab,  so  fahrt  die  lex  annalis,  die  bei  einem 
so  populären  Manne  wohl  anzuwenden  sein  dürfte,  auf  648;  es  ist  sehr 
wohl  möglich,  dass  er  in  den  letzten  Tagen  des  Jahres  647,  wie  gewöhn- 
lich gleich  nach  angetretenem  Amte,  sein  Gesetz  vorschlug,  also  noch  un- 
ter der  Herrschaft  der  lex  Semproniaiudidaria.**  Ich  habe  diese  venneint- 
liche  Beweisführung  Mommsens  angeführt,  um  zu  zeigen,  zu  welchen 
Schlüssen  die  Verkennuug  der  Richtergesetze  dieser  Zeit  geführt  hat  £r 
sagt  zuerst,   die  Annahme  eines  Repetundengesetzes  f&r  alle  Qn&timien 
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bebe  sich  selbst  auf.  Allerdings.  Aber  er  setzt  selbst  etwas  Verkehrtes, 
wie  es  sonst  Niemand  angenommen  bat.  Denn  ein  für  alle  Quästionen 
gegebenes  Repetundengesetz  ist  kein  Repetundengesetz.  Sodann  nimmt  er 
ao,  Giaucias  Gesetz  sei  ein  Repetundengesetz  gewesen,  was  nirgends  ge* 
sagt  wird,  and  folgert  weiter,  durch  dasselbe  könne  also  ein  Richtergesetz 
nicht  abgeschafft  sein,  wobei  er  die  iex  Varia  und  Aurelia^  welche  einen 
jzaDz  andern  Charakter  haben,  als  Beweise  anfuhrt  Seine  Meinung,  dass 
Giaucia  sein  Gesetz  Ende  107  oder  Anfang  106  v.  Chr.  gegeben  habe, 
branchen  wir  nach  demjenigen,  was  wir  im  Texte  bewiesen,  nicht  zu  wi- 
d«'rlegen.  Er  hat  sie  selbst  für  sehr  unsicher  gehalten  und  im  Corp. 
loser.  Lat.  I,  55  zurückgenommen.  Giaucias  Gesetz  soll  111  v.  Chr.  gege- 
ben sein,  weil  in  jenem  Jahre  das  Ackergesetz,  welches  auf  der  Rückseite 
des  Acilischen  Gesetzes  steht,  erlassen  wurde.  Darüber  haben  wir  kurz 
zuvor  gesprochen.  Der  Meinung  Mommsens  traten  indessen  Rein  in  Paulys 
Realencyclopädie  IV,  357  und  Rudorff  AH  legem  Aeiliam  bei.  Ich  schliesse 
mich  im  Ganzen  der  Ansicht  von  C.  T.  Zumpt  de  legibui  iudieiisque  re- 
petwäamm  p.  28,  welche  auf  genauer  ErwSgung  aller  Nachrichten  be- 
niht,  an. 

112)  Aus  dem  Pluralis,  welchen  Tacitus  gebraucht,  kann  man  keine 
Folgerung  machen.  Zwar  die  Semproniae  rogationes,  von  welchen  er  an 
derselben  Stelle  spricht,  kann  man  wohl  auf  Tiberius  Gracchus'  Versuch 
und  seines  Bruders  Gajus  wirklich  durchgegangenes  Gesetz  beziehen.  Aber 
^rnliae  leget  bezeichnet  nur  ein  einziges  Gesetz;  er  betrachtet  jede  ein- 
zejjie  Bestimmung  desselben  als  eine  lex:  daher  der  Pluralis.  Man  vergl. 
Tb.  Hommsen  de  collegtu  et  sodalieüs  (Kiliae  1843)  p.  43. 

113)  Die  erste  Ansicht,  Caepio  hal>e  die  vor  Gracchus  bestehende  Ein- 
richtung wiederhergestellt,  wird  von  den  früheren  Gelehi-ten  getheilt,  z.  B. 
voD  Klenze  Fragmenia  legis  Serviliae  praef.  p.  XV,  Drumann  Geschichte 
Roms  II,  490  und  IV,  64.  Die  Zusammenstellung  von  Caepios  Gesetz 
mit  dem  von  M.  Drusus  findet  sich  schon  bei  Eraesti  im  Index  Ugum  zu 
Cicero,  und  sie  ist  angenommen  worden  von  Mommsen  in  der  Zeitschrift 
^  Alterthumswissenschaft  1843  p.  815.  Derselbe  beruft  sich  bei  der  Be- 
gründung dieser  Ansicht  auf  Cic.  p.  Comel.  bei  Ascon.  p.  79  l^emoria  ie- 
A«o,  CUR  pfimvm  senalores  cum  equiiilms  Romanit  lege  Plotia  iudieareni, 
Einern  dis  ae  nohilitali  perinnsum^  Cn.  Pompeium,  causam  lege  Varia  de 
^'mtate  dixiste:  er  schliesst  daraus,  vor  der  lex  Plotia  wären  Senatoren 
aod  Ritter  nicht  zusammen  Richter  gewesen.  Dieser  Schluss  ist  nicht  rich- 
tig: Cicero  sagt  nur,  als  zuerst  die  lex  PfoUa  gegolten,  sei  Pompejus  an- 
geklagt worden,  und  in  Folge  der  lex  Plotia  h&ttcn  Senatoren  und  Ritter 
zusammen  das  Richteramt  gehabt 

114)  Man  sehe  die  Anfuhrungen  bei  Oi-elli  Index  Ugum  p.  269.  Alle 
oeueren  Gelehrten  sind  in  der  Ansicht,  dass  Caepios  Gesetz  wirklich  durch- 
g^Siuigen  sei,  einig. 

115)  In  früherer  2^it  hatte  man  Giaucias  Gesetz  für  eine  lex  repetun- 
<fantm  erklärt,  ohne  sich  um  den  Zusammenhang  desselben  mit  den  Ge- 
^en  über  die  anderen  vermeintlichen  Schwurgerichtshöfe  zu  kümmern. 
S.  den  index  legum  bei  Orelli  p.  271.  Erst  Klenze  Fragmenia  legis  Ser- 
tiliae  proleg  p.  JTK  regte  die  Frage  an,  wie  dies  Repetundengesetz  zu  den 
übrigen  Schwurgerichtshöfen  stände.    In  Folge  davon  nahm  C.  T.  Zumpt 
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de  legibus  iudiciisque  repetundamm  p.  28  an,  Glaucia  habe  in  seinem  Tribu- 
natc  zwei  Gesetze  gegeben,  ein  allgemeines  Richtergesetz  und  ein  anderes 
über  den  Schwurgerichtshof  für  Erpressungen.  Deimoch  schwankte  er  in 
seiner  Ansicht :  er  erkannte  die  Unmöglichkeit,  dass  die  Bestimmung  über 
die  Einsetzung  der  Ritter  als  Geschworener  einen  Theil  des  Rcpetonden- 
gesetzes  gebildet  habe,  meinte  aber  dann,  es  habe  eines  Repetundengesetzes 
nicht  beduift,  die  Aenderung  im  Stande  der  Richter  sei  durch  das  allge- 
meine Richtergesetz  vorgenommen  worden.  Die  späteren  Gelehrten  sind 
zu  der  Meinung,  dies  Servilische  Gesetz  handle  ausschliesslich  über  Re- 
petunden,  zurückgekehrt;  so  Mommsen,  der  es  in  seiner  Abhandlung  über 
die  leget  iudiciarine  des  VII.  Jahrhunderts  (Zeitschrift  für  Alterthumswis- 
senschaft  1843  p.  812  flgd.)  nicht  aufführt,  aber  im  Corp.  Inscr.  Lat  I,  56 
unter  den  Repetundengesetzen  nennt,  auch  Rein  in  Paulys  Realencydopä- 
die  IV,  1000  und  VI,  4-49.  Nur  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  77 
und  93  fuhrt  die  lex  Servilia  Glauciae  sowohl  unter  den  Repetundenge- 
setzen, wie  unter  den  leges  iudidarute  an. 

116)  Bekanntlich  schloss  Klenze  Fragmenla  legis  ServiHae  p.  91  gerade 
aus  demjenigen  Paragraphen  des  Acilischen  Gesetzes,  der  über  die  Beloh- 
nung mit  dem  Römischen  Bürgerrechte  handelte,  dasselbe  sei  das  Serviliscbe 
Gesetz.  Er  wurde  widerlegt  von  C.  T.  Zumpt  de  legibus  iudidia^ue  rtft- 
tundarum  p.  25.  In  dem  Ergebnisse  stimme  ich  mit  dem  Letzteren  über- 
ein,  in  den  Gründen  nicht:  er  glaubte  nicht  an  das  Provocationsrecbt 
(s.  oben  S.  422),   sondern  meinte,  weil  Cicero  p.  Balbo  c.  24  sagt    An» 

fundos  igiiur  faclos  populus  Latinos  arbitramur  aut  Servilitte  legi  aui  cfterii, 
quibus  Lalinis  hominibus  erat  propositum  aliqua  ex  re  praemium  cteilalts? 
es  würden  mit  den  „übrigen  Gesetzen '^  die  vor  dem  Serviliscben  erlasee- 
nen  angedeutet.  Dies  glaube  ich  nicht.  Cicero  meint  damit  andere,  nicht 
richterliche,  Gesetze,  welche  die  Belohnung  des  Bürgerrechtes  wegen  irgeod 
welcher  Verdienste  um  den  Römischen  Staat  verhiessen. 

117)  Man  vergleiche  hierüber  Rein  Römisches  Privatrecht,  2.  Aul. 
S.  921,  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  11 ,  251.  Sehr  richtige  Be- 
merkungen über  die  älteste  Rechtssitte  in  dieser  Beziehung  macht  Keller 
Semesiria  p.  617. 

118)  Man  sehe  Gajus  IV,  15;  Festus  p.  283  Res  comperendinala  signi- 
ficai  iudicium  in  iertium  diem  canslitulum;  Pseudo-Ascon.  in  Cic  in  Venr. 
p.  164;  Cic.  p.  Mur.  12  extr.,  auch  Valer.  Prob,  de  notis.  Das  Nähere  er- 
geben die  Lehrbücher  über  das  Römische  Privatrecht. 

119)  Schwierigkeit  in  der  Erkenntuiss  des  Wesens  der  comperendinatio 
entstand  aus  der  Nachricht  des  felschen  Asconius  zu  Cic.  in  Verr.  üb.  I,  9 
p.  163:  er  sagt,  bei  der  zweiten  Verhandlung  habe  zuerst  der  Vertheidi- 
ger,  dann  der  Ankläger  gesprochen.  Dies  wurde  von  den  filteren  Gelehr- 
ten, z.  B.  von  Sigonius  de  iud  II,  20  und  22,  angenommen  und  vertbei- 
digt,  ist  jedoch  ausführlich  von  Ferratius  epist.  I,  9  p.  36  widerlegt  wor- 
den. Derselbe  beweist,  erstlich,  dass  eine  solche  Form  des  Verfehreos. 
nach  welcher  der  Ankläger  zuletzt  spräche,  gegen  den  Geist  jedes  Cnmi* 
nalrecbtes  und  insbesondere  des  Römischen  sei,  zweitens,  dass  in  Giceros 
Reden  für  Fontejus  undVerres  ausdrücklich  erwähnt  wird,  der  Ankiigcr 
bal>e  auch  bei  der  zweiten  Verhandlung  zuerst  gesprochen.  Jetzt 
ist    dne    solche   Widerlegung    der   Nachrichten    von  Asconius    zu   den 
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Verrineo  weniger  nöthig:  man  weiss,,  dass  sie  nicht  von  dem  wirklieben 
Asconius,  sondern  von  einem  unbekannten  Scholiasten  herrühren,  der  die 
Worte  Ciceros  vielfach  falsch  verstanden  hat  In  diesem  Falle  hatte  der 
Torgeblicbe  Asconins   die  Worte  Ciceros   in  Verr.  lib.  1,  9,  26  8i  eum ,  qui 

jMilerhu  dixti  ^   opus    est  redarguij    accwatorii  causa  ^  ui  his  ageretur ,  con- 

siiMum  est  falsch  erklärt  Dennoch  bleiben  die  Nachrichten  auch  dieses 
falschen  Asconius  immer  beachtenswerth,  namentlich  diejenigen,  welche  er 
aus  anderen  Commentaren  zusammengetragen  hat,  wie  sich  denn  solche 
auch  za  dieser  Stelle  finden  und  von  uns  benutzt  worden  sind.  Ueber  das 
Wesen  der  comperend'matio  und  ampliatio  hat  von  den  neueren  Gelehrtefi 
mit  grosser  Sorgfalt  gehandelt  Geib  Römischer  Oriminalprocess  S.  368  flgd. 
UDd  ich  stimme  mit  ihm  bis  auf  einen  Punkt  fast  überein.  Man  ver- 
gleiche auch  die  kurzen  Artikel  von  W.  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie 
(2.  Ausgabe)  I,*p.  921  und  II,  580. 

120)  Mao  sehe  Geib  Römischer  Oriminalprocess  S.  377,  dessen  Ansicht 
sich  die  übrigen  Gelehrten  angeschlossen  haben. 

121}  Er  war  schon  137  v.  Chr.  Yolkstribun  gewesen  und  hatte  als 
solcher  die  geheime  Abstimmung  in  den  Volksgerichten  eingeführt  S.  Bd.  I, 
2. 195.  Die  Schilderung,  welche  Cic.  Brut  25,  97  von  ihm  giebt  Tum 
l"  Cassius  muitum  poiuii ,  non  eloquentia^  sed  dicendo  inmen,  homo  non 
hbtralUate,  ui  a/it,  sed  ipsa  tristUia  et  severitate  popularis  passt  auf  die 
Worte,  welche  Valerius  Mazimus  von  ihm  braucht  Dass  dieser  ihn  Prätor 
nenot,  ist  eine  Ungenauigkeit  im  Ausdruck.  Er  hatte  eine  prätorische 
Stellong  bei  der  Untersuchung  über  Incest  und  stand  darin  dem  anderen 
Prator,  welcher  den  Schwurgerichtshof  leitete,  gleich.  Wir  werden  später 
andere  Fälle,  in  denen  Männer  oonsularischen  Ranges  zu  Vorsitzenden  von 
Schworgerichtshöfen  ernannt  wurden,  finden. 

122)  Allerdings  hat  die  älteste  Handschrift  bei  Valerius  Maximus  legis 
Mmmiae,  aber  andere  Handschriften  haben  anders  und  es  ist  bekannt, 
«^ie  leicht  Fehler  in  Eigennamen  vorkommen.  Pighius  in  seinen  Annalen 
ni  140  V.  Chr.  hielt  es  für  dasselbe,  wie  die  bei  Cic.  p.  Sex.  Rose.  19, 66 
erwähnte  /e*  Remmin,  ich  glaube,  mit  Unrecht. 

123)  Pighius  in  seinen  Annalen  III,  163  setzt  es  in  das  erste  Tribunat 
^OD  Appulejus  und  nennt  als  Veranlassung  die  Flucht  des  Heeres.  Aber 
dennoch  erwähnt  er  es  p.  175  auch  im  zweiten  Tribunate  desselben ,  und 
oimmt  hier  als  Inhalt  an,  erstlich  uti  quod  tributim  pUbs  iussisset  poputum 
ineret,  eine  Bestimmung,  welche  längst  in  das  Römische  Staatsrecht  über- 

R^^;angen  war,  femer  uti  quod  piebes  sdtistet,  senatus  inlra  quinlum  diem 
^nu  auctor  fieret  plebiscitumque  quivis  Senator  iuramento  suo  roboraret;  qui 
reouar^f,  tenatu  tnoveretur  et  XX  talentum  muliam  populo  daret,  was  nur 
eine  Glansel  des  Appulejischen  Ackergesetzes  war  (S.  unsere  Gomment 
^igraph.  I,  226).  Den  letzten  Gedanken  führte  GöUling  Geschichte  der 
Hfimischen  Staatsverfassung  S.  455  weiter  aus  und  machte  damit  die  Er- 
Kenntniss  des  Gesetzes  unmöglich.  Ernesti  im  index  legum  zu  Cicero 
^^  indessen  zu  Pighius'  zweiter  Ansicht  und  sie  wird  auch  von  Rein 
^niisches  Criminalrecht  S.  507,  bei  welchem  man  die  Namen  der  übri- 
%^  Gelehrten  nachsehen  möge ,  angenommen. .  Rudorff  Römische  Rechts- 
S^hichte  I,  82  scheint  die  Meinung^    dass  das  App>ilejische  Gesetz  de 
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maiestate  auf  den  Volkstribuü  von  103  und  100  n.  Chr.  zorückzuführen  sei, 
überhaupt  für  unsicher  zu  halten. 

124)  RudorflF  Römische  Rechtsgeschichte  I,  82  führt  unter  den  Gesetzen 
über  Majestats verbrechen  auch  eine  Ux  Gahinia  ungewisser  Zeit  an,  welche 
nach  Porcius  Latro  decl.  in  Cat.  19  capitale  Bestrafung  wegen  geheimer 
Versammlungen  bei  Nacht  angeordnet  haben  soll.  Möglich,  dass  ein  solches 
Gesetz  gegeben  wurde:  wenigstens  verboten  schon  die  Xll  Tafeln  solche 
Versammlungen  (s.  Bd.  I,  1,  384);  aber  es  brauchte  weder  das  Wort  Ma- 
jestät des  Volkes,  war  also  kein  Majestatsgesetz,  noch  bandelte  es  über 
das  Verbrechen  perdnelUo,  wie  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  473  meint 
Denn  die  Klagen  darnach  kamen  nicht  vor  die  Volksversammlung. 

125)  Man  sehe  z.  B.  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  506,  auch  493 
flgd.,  wo  man  die  Meinungen  der  übrigen  Gelehrten  angeführt  findet. 

126)  Man  weiss  es  auch  bestimmter  aus  Gic.  in  Verr.  I,  5,  13,  wo 
Gicero  seinem  Angeklagten  droht,  er  wolle  ihn  wegen  Majestätsverbrechen 
belangen  und  wenn  er  dann  losgesprochen  würde,  wegen  perJuellio  beim 
Volke  selbst  anklagen.  Es  bestanden  also  beide  Formen  des  Verfahrens 
neben  einander. 

127)  Dies  ist  also  die  Ansicht  nicht  bloss  der  älteren  Gelehrten,  wie 
z.  B.  von  Pighias  Ann.  lil,  218,  sondern  auch  aller  neueren,  z.  B.  Rein 
in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  357,  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I, 
93.  Es  giebt  keine  andere.  Eine  Ausgleichung  der  verschiedenen  Nach- 
richten versuchte  Mommsen  in  der  Zeitschrift  für  Alterthumswissenscbaft 
1843,  814.  „Offenbar  war  dies  eigentlich  keine  eommunicatio  iudidontmt 
sondern  eine  Uebertragung  der  Gerichte  an  den  Senat;  allein  feu^tisch  ge- 
nommen konnte  es  doch  für  eine  Gleichstellung  der  Ritter  mit  den  Sena- 
toren in  den  Gerichten  gelten.  Diese  factische  Auffiassung  findet  sich  nun 
nicht  bloss  bei  Appian  selbst,  sondern  sie  wechselt  auch  sonst  mit  der 
formell  richtigeren  ab;  als  Inhalt  der  lex  Litia  wird  bald  angegebeu,  dass 
sie  die  Gerichte  den  Senatoren  übertragen  habe  —  so  Vellejus,  Asconius, 

dann  auci,  de  zirU  Hl.  ;  bald  wieder,  ui  aequa  parte  iudicia  penet  $enatnm 
et  equestrem  ordinem  essetit.'^  Man  sieht,  die  Erwägung  des  Zeugnisses 
von  Appian  ist  wenig  gründlich,  und  die  angebliche  Ausgleichung  der 
Zeugnisse  l>esteht  in  den  Worten  formell  und  fiactiscb. 

128)  Die  Nachrichten  Giceros  über  Dmsus'  Gesetz  hat  allein  Momm- 
sen in  der  Zeitschrift  für  Alterthumswissenscbaft  a.  a.  0.  in  Erwägung 
gezogen.  Er  sagt,  sie  ständen  seiner  Annahme  von  der  Aufinahme  der 
Ritter  in  den  Senat  nicht  entgegen.  „Dass  diese  Bestimmung  rückwirkende 
Kraft  haben  und  namentlich  wohl  die  Richter  in  dem  schmählicheo  Pn>- 
cess  des  Rutilius  treffen  sollte,  deutet  nicht  bloss  Appian  an,  sondern  aoch 
Gicero ,  wenn  er  sagt  ob  rem  iudicatatH  und  qni  res  iudicasteni  gegen  den 
gewöhnlichen  Sprachgebrauch.''  Diese  Giceronische  St«lle  ist  nur  dann 
mit  der  Meinung  der  Gelehrten  vereinbar,  wenn  Drusus'  Gesetxesvorschlag 
nicht  blos  rückwirkende  Kraft,  wie  Mommsen  sich  ausdrückt,  hatte,  son- 
dern wenn  er  nur  auf  die  Vergangenheit,  nicht  auf  die  Zukunft  ging- 
Wenn  er  lautete,  dass  die  Römischen  Ritter,  welche  früher  Geschworene 
gewesen  wären,  vor  Gericht  gestellt  werden  sollten,  so  war  es  möglich, 
dass  in  Zukunft  die  Schwuiigerichte  nur  mit  Senatoren  besetzt  worden; 
lagegen,    sobald    e^   hiess,  die  Ritter  als  Geschworene  sollten  auch  io 
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Zaknoft  verantwortlich  sein«  muBste  es  Geschworene  geben,  welche  Ritter 
waren.  Ich  untersuche  hier  nicht,  ob  Drusus  ein  solches  Gesetz  über  die 
froheren  Schwurgerichte  geben  konnte:  sicherlich  passte  es  nicht  zu  seiner 
politischen  Absiebt,  alle  Stände  zufrieden  zu  stellen,  wie  sie  von  den 
Schriftstellern  angegeben  wird.  Die  Hauptsache  aber  ist,  dass  Momnisens 
Erklärang  über  die  rückwirkende  Kraft  auf  das  Entschiedendste  durch 
Ciceros  Erläuterung  von  Drusus*  Vorschlag  widerlegt  wird.  Er  fugt  z.  B. 
Cic  p.  Rab.  7,  16,  nachdem  er  mit  den  S.  242  angeführten  Worten  Dru- 
sus' Gesetz  erwähnt  hat,  hinzu  Qvid?  hoc  Ucere  roUhant?  minime,  neque 
sohim  hoc  genus  pecuniae  capiendne  turpe,  seä  eiiam  nefarium  esse  arlntra- 
haniur.  Die  Worte  Heere  Tolebnni  gehen  nur  auf  die  Zukunft,  folglich  auch 
Drusus'  Gesetz.  Was  Mommsen  von  dem  ungewöhnlichen  Ausdrucke  qu\ 
ret  ivdicassent  sagt,  ist  nicht  verständlich,  vielmehr  ivdicrtssent  ganz  ge- 
wöhnlich. Ob  rem  iudicritam  enthält  eine  Beziehung  auf  die  Vollendung, 
aber  auf  die  in  der  Zukunft  stattfindende. 

129)  Ich  bemerke,  dass  die  Herausgeber  Appians  diese  Stelle  falsch 
aufge£Eiast  haben  und  namentlich  die  gewöhnliche  Lateinische  Uebersetzung 
nicht  richtig  ist 

130)  Die  Annahme  des  Livischen  Gesetzes  bezweifelten  früher  einige 
Gelehrte,  z.  B.  Ahrens  die  drei  Volkstribunc  S.  38;  die  späteren  Gelehrten 
haben,  wenngleich  sie  den  wirklichen  Hergang  und  die  Zeit  der  Auf- 
bebung durch  das  Zeugniss  Diodors  nicht  belegten,  dennoch  erkannt,  dass 
es  mit  den  übrigen  Livischen  Gesetzen  vor  der  Ausfuhrung  wieder  aufge- 
hoben wurde. 

131)  Wenigstens  die  juristischen  Schriftsteller  haben  diese  Meinung, 
z,  B.  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  509,  Rudorff  Römische  Rechtsge- 
schichte I,  82.  Die  Geschichtsschreiber  haben  zum  Theil  die  richtige 
Chronologie. 

132)  lieber  die  Bedeutung  dieses  Julischen  Gesetzes,  welche  von  den 
Gelehrten  in  der  Regel  verkannt  wird ,  vergleiche  man  die  Auseinander- 
setzung in  den  Studia  Romana  (p.  369  flgd.). 

133)  üeber  die  gerichtlichen  Verfolgungen,  welche  M.  Aemilius  Scaurus, 
der  princept  senatus ,  im  Jahre  90  zu  erdulden  hatte ,  haben  einige  Ge- 
lehrte, z.  B.  H.  Meyer  Fragmenta  oraiomm  Romanorum  p.  261,  Drumann  Ge- 
schichte Roms  I,  27,  nicht  richtig  geurtheilt  Es  erzählt  von  ihnen 
Cicero  p.  Scauro  §  3  Ab  codem  (Q.  Gaepione)  etiam  lege  Varia  cuttos 
ilie  relpublicae  proditionls  est  in  crimen  vocatus  ,  vexatus  a  Q.  Vario  tri- 
buno  plebis  non  multo  ante.  Eine  doppelte  Anklage  fand  statt,  die  der  Zeit 
nach  frühere  durch  den  Volkstribunen  Q.  Varius,  die  zweite  durch  Q.  Gaepio, 
die  erste  vor  dem  Volksgerichte,  welche  der  Tribun  unternahm,  die  zweite 
vor  dem  Schwurgerichte  nach  dem  Majestätsgesetze.  Mit  dieser  Nachricht 
Ciceros  steht  scheinbar  Asconius'  Erklärung  in  Widerspruch.  Itatico  bello 
etorto  cum  ob  sociis  negalam  cicitatem  nobilitas  in  intidia  esset,  Q.  Vaiiut 
(fi^iffiiu  plebis,  legem  tulit ,  ut  quaereretur  de  iis,  quoruin  ope  consiliove 
S9eü  contta  popuhm  Romanum  arma  sumpsitsent.  Tum  Q.  Caepio ,-  vetut 
immtriif  Scauri,  sperans  invenisse  se  occasionem  opprimendi  eins  egit,  ut 
Q.  VartMS,    tribunui  plebis^    belli  concilati   crimine  adesse  apud   se  Scaurum 

vtberet  anno  LXXIL    Es  folgt  dann  die  bekannte  Erzählung,  wie  Scaurus 
darch  seine  stolze  Rede   vor  dem  Volke   den   Tribunen   zum  Schweigen 
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brachte.  Indessen  der  Widerspruch  zwischen  Cicero  und  Asconius  ist  nur 
scheinbar.  Der  Scholiast  erklärt  die  von  Cicero  angeführten  Thatsachen 
ihrer  Reihenfolge  nach,  zuerst  das  Yarische  Gesetz,  dann  Scaurus'  Anklage 
vor  dem  Volke  durch  den  Tribunen,  wenngleich  die  Zeitfolge  eine  umgekehrte 
war.  Die  Anklage  nach  dem  Varischen  Gesetze  erfolgte,  wie  alle  damaligen 
Anklagen  vor  dem  Sch\Mirgerichte,  sicherlich,  weil  Scaurus  die  Italiker  be- 
günstigt haben  sollte:  wir  hören  von  derselben  sonst  nichts,  nur  dass  wir 
an  Scaurus'  Freisprechung  glauben  müssen,  weil  nichts  von  seiner  Verban- 
nung erzählt  wird.  Die  Anklage  oder  vielmehr  der  Versuch  einer  Anklage 
durch  den  Tribunen  soll,  wie  Asconius  sagt,  befli  conriiaii  crimiMe  erfolgt 
sein,  oder,  wie  es  nachher  heiast,  Q.  Varius  Hifpanvs  .ff.  Scaumm  prinri- 
pem  senalus  sociot  in  arma  a'xl  convoctwe.  Dagegen  Val.  Max.  111,  7,  8 
sagt  Qvi  nmt  pro  rottris  acevsareivr,  qttod  ab  rege  Mithridate  ob  rem  pvbti- 
cam  prodendam  pecvniain  ttccepistel,  causam  Muam  ila  egit^  und  erzählt 
dann  eben  die,  auch  von  Asconius  erwähnte  Art  der  Vertheidigung.  Asco- 
nius nennt  also  svrii,  Valerius  den  König  Mithridates.  Das  ist  kein  Wider- 
spruch ;  denn  unter  socii  kann  Mithridates  allein  verstanden  werden.  Quiot 
V,  12,  9  sagt  nur  Aemilium  Scauntm  remjmbficam  populi  Romani  prodiditsr» 
aber  Aurel.  Vict.  de  vir.  ill.  72  sagt  Scaurut  senex  cum  a  Vario  tnbuno  pie- 
bis  arguerelur,  quasi  socios  ei  Lalium  ad  arma  eoegisset.  Wahrscheinlich 
stellte  Varius  den  princeps  $enaius  wegen  beider  Sachen  vor  dem  Volke 
zur  Rede,  sowohl  wegen  der  Italiker  als  wegen  Mithridates.  Als  er  er- 
kannte, dass  ein  Gericht  vor  dem  Volke  keinen  Erfolg  haben  würde,  gah 
er  dann  sein  Majestätsgesetz,  in  welchem  er  natürlicher  Weise  im 
Allgemeinen  jeden  Verrath  des  Staates  als  vor  den  Geschworenen  strafbar 
bezeichnete.  Vergl.  übrigens  Bd.  I,  2,  353.  Auch  Mommsen  in  der  Zeit- 
schrift für  Alterthumswissenschaft  1843  S.  827  äussert  sich  nicht  richtig 
über  Scaurus'  Processe.  Er  sagt,  die  lex  Varia  sei  nicht  eigentlich  das 
Gesetz  gewesen,  qua  iudicium  eonUnebatur ,  sondern  sie  hätte  Caepio  nur 
Gelegenheit  gegeben,  eine  analoge  Klage  beim  Volke  einzubriogen. 
Er  ftisst  daher  in  dem  von  uns  angeführten  Bruchstücke  Ciceros  die 
Worte  non  muHo  ante  als  zu  Asconius'  Erklärung  gehörig  Non  mulio  ante 
bello  IiaUco  u.  s.  w.  Beides  ist  irrthümlich:  das  Varische  Gesetz  hat  mit 
einem  Volksgerichte  nichts  zu  thun. 

134)  Denn  die  andere  Erklärung  dieser  Stelle,  welche  Th.  Mommsen 
in  der  Zeitschrift  für  Alterthumswissenschaft  1843,  815  aufgestellt  hat  ha- 
ben wir  oben  S.  425  widerlegt 

135)  Man  hat  Schwierigkeiten  in  der  Zeitbestimmung  dieses  Processes 
gefunden.  Drumann  Römische  Geschichte  IV,  319  meint,  er  faJüe  vor  Ca- 
Pompejus'  Consulat,  wo  aber  das  Plautische  Gesetz  noch  nicht  existirte. 
Mommsen  a.  a.  0.  S.  828  übersieht,  dass  Pompejus,  wie  sich  aus  seinem 
Triumphe  ergiebt,  am  Ende  seines  Consulatsjahi-es  nach  Rom  zurückkehrte 
und  dass  einige  Zeit  verfliessen  konnte,  ehe  er  wieder  das  Heer  und 
Proconsulat  übernahm:  er  meint  vielmehr,  dass  si^'h  das  Proconsulat  ofl- 
mittelbar  an  das  Consulat  ausserhalb  Roms  anschloss.  Dadurch  kommt 
er  auf  die  Vermuthung,  ob  nicht  irgend  ein  anderer  Pompejus  gemeint 
sei,  muss  aber  doch  zugeben,  dass  Ciceros  Beschreibung  A<  me  mobiRt^t* 
perinvisum  nur  auf  jenen  Cn.  Pompejus  passt 
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Idßj  leb  habe  dies  in  meioen  ShuUa  Romnna  p.  371  erwieseD  und 
kann  hier  auf  diesen  Punkt  nicht  weiter  eingehen. 

137}  Froher  waren  mehrere  Gelehrte  der  Ansicht,  das  Piautische  Ge- 
bets sei  nicht  zur  Ausführung  gekommen;  daher  sucht  Klenze  Aä  legem 
Serviiiam  p.  XV  dies  durch  Anfuhrung  des  Processes  von  Cn.  Poropejus 
zu  widerlegen.  Mommsen  a.  a.  0.  S.  828  kommt  nun,  da  an  der  Annahme 
des  Gesetzes  nicht  gezweifelt  werden  kann,  auf  den  Gedanken,  es  sei  „trän- 
sitorisch"  gewesen,  d.  h.  nur  für  das  Jahr  89  gültig,  in  dem  es,  wie  wir 
erwiesen,  noch  gar  nicht  zur  Ausfuhrung  gekonmien  ist  Als  Grund  für 
äeioe  Ansicht  fuhrt  er  nur  die  Stellen  von  Vellejus  und  besonders  die  von 
Cicero  an:  er  verwechselt  dabei  den  ausschliesslichen  Besitz  der  Gerichte 
mit  der  Theil nähme  an  denselben.  Die  Folge  aber  für  Mommsen  ist,  dass 
er  überhaupt  das  Varische  Gesetz,  sein  Verhältniss  zum  Plautischen  und 
die  Veranlassung  zu  l>eiden  nicht  richtig  auflfasst 

138)  Man  sehe  darüber  unsere  Auseinandersetzung  in  den  i'ommen 
taihnn  epigraphicae  I,  262. 

139)  Die  Zahl  der  Gelehrten,  welche  über  diese  lex  Plauiia  <i«  vi  ge- 
schrieben haben,  ist  sehr  gross,  nicht  bloss  die  derjenigen,  weiche  gele- 
gentlich ihre  Meinungen  über  dieselbe  geäussert,  sondern  auch  die  derer, 
welche  ausfuhrlichere  Untersuchungen  angestellt  haben.  Die  Hauptunter- 
suchuDg,  auf  weiche  auch  die  neuesten  Gelehrten ,  z.  B.  Rudorff  Römische 
Rechtsgeschichte  1, 83  zurückgehen,  bleibt  die  von  C.  G.  Wächter  im  Neuen 
^\ivhiv  des  Criminalrechts  Vol.  Xlll  S.  8  flgd.  Bei  ihm,  so  wie  bei  Rein 
Römisches  Criminalrecht  S.  738  und  in  Paulys  Realencyclopädie  VI,  2675 
möge  man  die  umfangreiche  Literatur  über  diesen  Punkt  nachsehen.  £ine 
Anführufig  oder  Widerlegung  der  einzelnen  Ansichten  würde  uns  hier  zu 
weit  führen.  Wir  heben  nur  gelegentlich  Einzelnes  hervor.  Ueber  den 
Crfaeber  und  die  Zeit  des  Plotischen  Gesetzes  äussert  sich  Rein  a.  a.  0. 
wie  wir,  ohne  indess  auf  Gründe  einzugehen,  und  weil  diese  auch  von  den 
früheren  Gelehrten  entweder  gar  nicht  oder  nur  sehr  unvollkommen  ange- 
geben waren ,  hält  Wächter  Beides  für  durchaus  unbestimmt  Ich  glaube 
iodess  Gründe  genug  angeführt  zu  haben,  um  bei  einer  Sache,  über  welche 
wir  keine  ausdrückliche  Nachricht  besitzen,  wenigstens  zu  einer  geschicht- 
lichen Wahrscheinlichkeit  zn  gelangen. 

140)  Am  Besten  hat  die  Gründe  gegen  das  Dasein  einer  lex  Lutatia 
de  I  i  zusammengestellt  Wächter  a.  a.  0.,  der  dann  auch  dadurch  überzeugt 
wurde  und  andere  überzeugte,  z.  B.  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte 
I,  83,  auch  F.  Walter  Geschichte  des  Römischen  Rechtes  (3.  Ausgabe)  §  808. 
Dagegen  suadere  Gelehrte,  z.  B.  Rein  a.  a.  0.  glaubt  an  die  Verschieden- 
heit beider  Gesetze,  und  giebt  auch  dafür  entscheidende  Gründe  an.  Er 
glaubt,  die  lex  Plauiia  sei  in  Bezug  auf  die  strafbaren  Handlungen  immer 
die  Grundlage  geblieben,  aber  die  lex  Lutaiia  sei  ein  processualischer  Nach- 
trag zu  derselben  gewesen ,  deren  sich  der  Ankläger  in  dringenden  Fällen, 
am  den  Process  zu  lieschleunigen  und  Aufschub  unmöglich  zu  machen,  be- 
dienen konnte.  Er  folgt  darin  ungefähr  der  Ansicht  von  Ferratius  Epist 
li  12  p.  51.  Gründe  für  diese  Ansicht  führt  Rein  nicht  an :  es  ist  nur 
eine  Yennuthung,  um  das  gleichzeitige,  wohlbezeugte  Bestehen  beider  Ge- 
^^tze  neben  einander  zu  erklären.  Ich  halte  sie  nicht  für  richtig,  ja  sogar 
ßr  anverträglich  mit  dem  Wesen  Römischer  Gesetze,  welche  niemals  einen 
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processnalischen  Nachtrag  gaben,  ohne  das  vorige  (xesetz  au&nheben.  Aber 
es  ist  eine  Widerlegung  unnöthig:  ich  glaube  eine  richtigere  Erklärung 
beider  Gesetze  gefunden  und  damit  ihr  beiderseitiges  Bestehen  vollständig 
erklärt  zu  haben. 

141)  Dies  wurde  von  Pighius  Ann.  III,  228  angenommen,  der  deshalb 
in  jenes  Jahr  Q.  Catulus  als  Volkstribunen  ansetzte,  ohne  sonst  irgend  einen 
Grund  dafür  zu  haben. 

142)  Man  sehe  z.  B.  Pighius  Ann.  III,  395.  Indessen  schon  ältere 
Gelehrte,  wie  Hotoroann,  gaben  das  richtige  Jahr  an  und  die  neueren  sind 
ihnen  gefolgt. 

143)  So  Pighius  Ann.  III,  375,  der  hier,  wie  so  oft,  wo  er  seine  un- 
sicheren Vermuthungen  giebt ,  irrt  und  auch  von  neueren  Gelehrten  noch 
zu  oft  als  Quelle  benutzt  wird. 

144)  Es  ist  also  nicht  richtig,  wenn  man  glaubt,  alle  Processe  über 
Gewaltthätigkeit  seien  ausserordentlicher  Weise  an  allen  Tagen  gefulirt  wor- 
den. Dafür  giebt  es  weder  ein  Zeugniss  noch  die  Wahrscheinlichkeit:  nur 
die  nach  dem  Lutatischen  Gesetze  anhängig  gemachten  genossen  dieser 
Beschleunigung  des  Verfahrens,  nicht  die  nach  dem  Plautischen  Gesetze. 
Es  irrt  also  z.  B.  Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat  I,  64,  wenn  er  alle  Pro- 
cesse über  Gewaltthätigkeit  als  ausserordentliche  betrachtet. 

145)  Wächter  in  der  angeführten  Abhandlung  tadelt  mit  Recht  in 
Fällen,  wo  unsere  Quellen  dürftig  sind,  die  Versuche  von  wörtlicher  Resti- 
tution der  Gesetze;  aber  weshalb  er  nicht  glaubt,  dass  einzelne  Ausdrücke 
in  den  Stellen  der  Alten  uns  erhalten  sind,  sehe  ich  nicht  ein.  Z.  B.  da.< 
zweimal  erwähnte  rem/tubiicam  oppugnare  scheint  dazu  zu  gehören. 

146)  Man  sehe  meine  Siudia  Romana  p.  24,  wo  ich  die  Entstehungs- 
geschichte dieser  Provinz  ausführlich  nachgewiesen  habe. 

147)  Einen  solchen  Irrthum  Appians  nimmt  z.  B.  Dmroann  Geschichte 
Roms  II,  438  an,  ohne  dafür  Grunde  anzuführen.  In  der  Stelle  aus  dem 
Auszuge  von  Livius'  Geschichtswerk  (Liv.  per.  LXXVII)  L.  SulUi  civitatis 
staium  ordinavit,  exinde  colonias  deduxii  ist  noch  sehr  auffiällcnd  die  Be- 
merkung, Sulla  habe  damals  Colonien  gegründet.  Dies  kann  unmöglich 
richtig  sein.  Man  begreift  nicht,  wen  er  hätte  ansiedeln  sollen.  Es  sind. 
wie  wir  aus  bestimmtem  Zeugnisse  wissen,  seit  Marius  nur  Soldatencolo- 
nien  gegründet  worden :  seine  eigenen  Soldaten  brauchte  aber  damals  Sulla 
noch  zum  Mithridatischen  Kriege  und  für  fremde  Soldaten  wird  er  schirer- 
lich  gesorgt  haben.  Höchstens  könnte  er  ein  Gesetz  g^eben  haben,  dass 
seine.  Soldaten  nach  Beendigung  des  Krieges  mit  Land  versorgt  werden 
sollten ;  aber  das  heisst  doch  nicht  „Colonien  ausfuhren".  Deshalb  halte 
ich  noch  immer  für  wahrscheinlich  die  von  mir  in  Commentaiiones  eptgra- 
phicae  I,  246  vorgeschlagene  Verbesserung  exinde  copins  eduxit.  Sulla 
ging ,  nachdem  er  seine  Verfassungsgesetze  g^eben ,  mit  seinen  Trappen 
aus  Rom  und  dann  nach  Asien.  Das  ist  eine  selbst  in  Livius^  Auszüge 
nothwendige  Bemerkung,  welche  sich  sonst  in  demselben  nicht  findet. 

148)  Ich  habe  über  dieses  VerhäJtniss  des  Valerischen  und  der  Cor- 
nelischen  Gesetze  schon  gesprochen  in  den  CommeniaiioneM  epigropkc«' 
I,  247. 

149)  Dies  thut  auch  z.  B.   Drumann  Römische  Geschichte  III,  139, 
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während  £.  W.  Fischer  in  seinen  Zeittafeln  es  mit  entschiedenem  Unrecht 
dem  Jahre  79  v.  Chr.  zaweist. 

150)  Man  fährt  auch  die  lex  Antonia  de  Thermessilnu  an  als  ein  Ge- 
setz, das  während  der  Geltung  der  Sullanischen  Gesetze  von  Volkstribunen 
gegeben  worden  sei.  Es  heisst  in  der  uns  theilweise  erhaltenen  Ueber- 
schrift,  es  sei  von  den  Yolkstribunen  C.  Antonius,  Cn.  Cornelius,  C.  Fun- 
danios  und  anderen  de  s(enaius)  s(eHieniia)  von  der  Plebs  gegeben  worden, 
und  Th.  Mommsen  in  dem  Corp.  Inscr  Lat  I,  115,  sowie  früher  in  der 
Zeitschrift  für  A]terthumswissens<;haft  1846,  107  vermuthet,  es  sei  erlassen 
worden  im  Jahre  71  v.  Chr.,  also  zu  einer  Zeit,  wo  die  Verfassung  Sullas 
in  Bezug  auf  die  Beschränkung  der  tribunicischen  Gewalt  noch  bestand. 
Wäre  diese  Vermuthung  begründet,  so  hätten  wir  in  diesem  Gesetze  einen 
DAzweifelhaften  Beweis,  dass  Sulla  den  Tribunen  nicht  das  Recht  der  Ge- 
setzgebung nahm,  sowie  ein  belehrendes  Beispiel,  wie  in  der  Zeit  der  Be- 
schränkung die  Tribunen  dasselbe  geübt  hätten.  Indessen  die  Vermuthung 
ist  sehr  unsicher.  Mommsen  fuhrt  zwei  Gründe  an.  Erstlich  heisst  es  zu 
Anfange  des  Gesetzes,  diejenigen  Bürger  von  Thermessus,  welche  vor  dem 
1-  April  72  V.  Chr.  ihr  Bürgerrecht  erhalten  hätten,  sollten  auch  fortan  es 
behalten  und  an  den  Freiheiten  von  Thermessus  Theil  nehmen.  Mommsen 
sagt,  ^  dürfe  von  jenem  ersten  April  bis  zum  Tage  des  Antonischen 
Gesetzes  kein  grösserer  Zeitraum  verstrichen  sein  als  um  zu  verhindern, 
dass  fremde  Bürger  sich  in  das  Bürgerrecht  von  Thermessus  eindrängten. 
Diese  Schlussfolgerung  ist  nicht  recht  klar,  sicherlich  beweist  sie  nichts. 
Is)  Gegentheil  musste  von  dem  ersten  Apiil  72  v.  Chr.  an  so  viel  Zeit 
verstrichen  sein,  dass  Fi'emde  sich  in  Thermessus  eindr^gen  konnten: 
sonst  wäre  die  Bestimmung,  dass  nur  die  bis  zum  ersten  April  72  v.  Chr. 
aufgenommenen  Bürger  fortan  das  Bürgerrecht  haben  sollten,  unnütz,  wenn 
Dicht  wirklich  Fremde  sich  hätten  eindrängen  können.  Mithin  konnten 
aach  zwei  und  mehr  Jahre  vergehen  seit  72  v.  Chr.,  ehe  das  Antonische 
Gesetz  gegeben  wurde.  Zweitens  sagt  Mommsen,  C.  Antonius,  der  66  v. 
Chr.  Prätor,  63  Consul  war,  hätte  nach  dem  Altersgesetze  71  v.  Chr.  Volks- 
tnbun  sein  können.  Sicherlich,  aber  eben  so  gut  auch  70  oder  69  v.  Chr. 
Die  Aedilität  scheint  C.  Antonius  nicht  bekleidet  zu  haben.  Man  nimmt 
es  zwar  an ,  deshalb  weil  er  die  Gunst  des  Volkes  durch  eine  scaena  ar^ 
Stntea  bei  seinen  Spielen  gewonnen  haben  soll  (Plin.  nat.  bist.  XXXIII,  53; 
Val  Max.  11,  4  6;  Cic.  p.  Mur.  19, 40):  diese  Spiele  bezieht  man  auf  seine 
Aedilität  Man  sehe  z.  B.  Drumann  Geschichte  Roms  I,  533;  F.  G.  Schu- 
^  De  Romanorum  aetUlibus  p.  412.  Indessen  aus  den  Worten  Ciceros 
an  der  zuletzt  smgefohrten  Stelle  Quodsi  ego,  qui  trinos  ludos  aedilis  fece- 
''An,  tarnen  Anionii  huRs  commovebar ,  geht  hervor,  dass  Antonius  seine 
Spiele  später  als  Cicero  gegeben  hat  Nun  war  Cicero  Aedil  69  v.  Chr. 
Qod  erlangte  Prätur  und  Consulat  in  dem  ersten  Jahre,  wo  es  ihm  gesetz- 
Hcb  erlaubt  war,  d.  h.  die  Prätur  in  dem  kürzesten  Abstände  von  der 
Aedilität,  der  gesetzlich  erlaubt  war.  Antonius  aber  war  66  v.  Chr.  zugleich 
Diit  Cicero  Prätor,  folglich  kann  er  höchstens  ebenfalls  mit  ihm  zugleich, 
^  V.  Chr.,  Aedil  gewesen  sein.  Dies  aber  war  er  nicht,  M.  Caesonius  war 
Ciceros  College  in  der  curulischen  Aedilität  Daraus  folgt,  dass  C.  Anto- 
öins  seine  Spiele  als  Prätor  gegeben,  die  Aedilität  aber,  wie  so  viele  an- 
dere, gar  nicht  bekleidet  hat    Wir  haben  von  derselben  sonst  keine  An- 
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deutung.  Um  so  mehr  wird  man  annehmen  können,  dass  C.  Antonius 
sein  Tribunal  erst  70  oder  69  v.  Chr.  bekleidet  hat  Wir  inissen  von  ihm 
ausserdem  nur,  dass  die  Censoren  L.  Gellius  und  Cn.  Cornelius,  welche 
im  Jahre  70  ihr  Amt  antraten,  ihn  aus  dem  Senate  stiessen,  (Ascon.  p.  84) 
wofür  sie  als  Gründe  anführten,  dass  er  früher  Erpressungen  in  Griechen- 
land sich  habe  zu  Schulden  kommen  lassen  und  sein  YeimÖgen  verschwen- 
det habe.  Sein  Tribunat  wird  dabei  nicht  erwähnt  Es  ist  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  die  Censoren,  welche  haupt^iächlich  zur  Säubenuig  des 
Senates  von  den  schlechten  Sullanischen  Elementen  erwählt  waren,  die 
Musterung  des  Senates  alsbald  nach  ihrem  Amtsantritte  vorgenomroen 
haben.  Deshalb  halte  ich  es  für  wahrscheinlich,  wenngleich  nicht  für  sicher, 
dass  C.  Antonius  erst  69  v.  Chr.  Volkstribun  gewesen  ist  und  mit  ihm 
jene  acht  andern,  Cn.  Cornelius,  Q.  Marcius,  L.  Ilostilius,  C.  Fundaoius^ 
C.  Popilius,  M.  Yalerius,  C.  Antius,  Q.  Caecilius,  deren  Namen  uns  in  der 
Inschrift  des  Corp.  Inscr.  Lat  n.  593  genannt  werden.  Eben  demselben 
Jahre  schreibe  ich  also  auch  das  in  Tributcomitien  gegebene  Gesetz  über 
Thermessus  zu.  Es  giebt  indessen  noch  einen  andern  Grund,  weshalb  ich 
in  diesem  Antonischen  Gesetze  über  Thermessus  nicht  ein  von  Volkstri- 
bunen unter  der  Herrschaft  der  Sullanischen  Verfassung  erlassenes  Plebiscit 
erkennen  kann.  Es  heisst,  es  sei  gegeben  de  senntus  senientia.  Salla 
muss,  als  er  den  Volksti'ibunen  und  den  Tributcomitien  das  Recht  nahm, 
selbständig  Gesetze  zu  geben,  mehr  verlangt  haben.  Er  musste  fordern, 
wenn  er  überhaupt  eine  solche  Befugniss  der  Tribunen  und  der  Tribus  zu- 
lassen wollte,  dass  über  jede  vor  das  Volk  zu  bringende  Sache  ein  Be- 
schluss  im  Senate  gefasst  und  dass  also  ex  senaiut  consulto  die  Frage  an 
das  Volk  gerichtet  wurde.  Ein  Senatsbeschluss  schliesst  die  Meinung  {sen- 
tentia)  des  Senates  ein,  fogt  aber  noch  die  Form  eines  Beschlusses  hinzu. 
Solch  eine  Form,  welche  die  auvioritas  des  Senats  darstellte,  musste  Sulla 
verlangen;  denn  der  Meinung  des  Senates  waren  die  Beamten  auch  früher 
in  der  Regel  gefolgt.  Eine  Sammlung  von  Stellen  aus  Insciiriften,  in  de- 
nen diese  Formel  vorkommt,  giebt  Marini  Aui  dei  fraieUi  Amali  p.  557 
und  628 ;  andere  aus  Inschriften  und  Schriftstellern  wird  man  leicht  hinzu- 
fügen können.  Die  letzteren  sprechen  nicht  immer  genau  und  setzen  den 
schwächeren  Ausdruck  für  den  stärkeren.  Z.  B.  wenn  Cic.  p.  Balb.  8,  19 
sagt,  die  Consuln  L.  Gellius  und  Cn,  Cornelius  (72  v.  Chr.)  hätten  «  «*- 
nattu  ieH'eniia  ein  Gesetz  über  die  von  Cn.  Pompejus  mit  dem  Bürgerrechte 
beschenkten  Bundesgenossen  gegeben,  so  spricht  er  ungenau:  in  dem  Ge- 
setze stand  ex  senatu»  comuito,  wie  Cic.  p.  Cluent.  49,  136  selbst  von 
einem  andeni  ähnlichen,  in  eben  derselben  Zeit  und  ebenfalls  von  Consuln 
gegebenen  Gesetze  sich  ausdrückt  Der  in  den  Worten  liegende  Unterschied 
und  die  durch  Sullas  Verfassung  gebotene  Notn wendigkeit  ist  deutlich. 
Im  vorliegenden  Falle  war  die  Bitte  der  Bürger  von  Thermessus  im  Se- 
nate, vor  den  zunächst  alle  Angelegenheiten  der  auswärtigen  Völker  ge- 
hörten, zur  Sprache  gekommen,  man  hatte  sie  für  billig  erachtet,  aber 
keinen  förmlichen  Beschluss  gefasst:  die  Tribunen  erwähnten  die,  wenn- 
gleich nicht  förmlich  ausgedrückte,  Uebereinstimmung  mit  dem  Senate, 
welche  sich  nicht  bloss  auf  das  Ganze  des  Gesetzes,  sondern  auch  auf 
dessen  Einzelheiten  bezog,  in  ihrem  Vorschlage  an  das  Volk,  um  denselben 
zu  empfehlen.    Dies  konnten   sie  zu  jeder  Zeit,  auch  als  sie  im  Vollbe- 
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sitze  ihrer  Macht  waren,  than.  Selbst  ans  den  Ereignissen  des  Mithri« 
datischeo  Krieges  lässt  sich  die  Wahrscheinlichkeit  darthon,  dass  im  Jahre 
71  das  Gesetz  über  Thermessns  in  Rom  noch  nicht  gegeben  werden  konnte. 
Deoü  damals  währte  noch  der  Kampf  mit  Mithridates:  erst  nach  dessen 
Yertreibung  kam  L.  Lacollus  im  Jahre  70  v.  Chr.  dazu,  die  Verhältnisse 
des  von  ihm  ganz  eroberten  Kleinasiens  zu  ordnen  und  erst  für  die  dar- 
auf folgende  Zeit  passt  die  Berathung  im  Senate  und  der  Volksbeschluss 
über  Thermessns.  Mithin  ist  es  eine  unzulässige  Vermuthung,  den  Volksbe- 
schluss über  Thermessns  den  Volkstnbunen  während  ihrer  Beschränkung  durch 
die  Sullanischen  Gesetze  zuzuweisen.  Appian  spricht  allgemein,  die  Abstim- 
mungeu  hätten  nach  ihnen  nur  iq  Centurien  stattfinden  sollen:  dies  schliesst 
die  gesetzgebende  Thätigkeit  des  Volkstnbunen  vollständig  aus. 

151)  Die  schwierige  Frage  über  die  Beschränkung  der  tribunicischen 
Gewalt  durch  Sulla  ist  von  J.  Rubino  De  trihumda  polestaie  quntit  fuerit 
tfule   a  Suliae    diclaiura    usque    ad  primum   consulnlum    Pompeji   (Gassellis 

1825)  behandelt  worden.    Ihm  ist  W.  A.  Becker  Handbuch  der  Römischen 
Alterthümer  11,   2,   288,  weniger  L.  Lange  Römische  Alterthümer  I,  610 
gefolgt    Rubino  behauptete,   Sulla  habe  den  Tnbunen  das  Recht,  Gesetze 
211  geben  und  Anklagen  vor  dem  Volke   zu  unternehmen,  vollständig  ge- 
oommeD.    Dagegen  hat   sich  erklärt  Th.  Mommsen  in  der  Zeitschrift  far 
Alterthumswissenschaft  1846  p.  105,   aus  Liebe  zu  einer   von  ihm  aufge- 
stellten Vermuthung.    Er  behauptet,  Sulla  habe  die  Plebiscite  und  Tribut- 
comitien  nicht  abgeschafft,    sondern  den  Tribunen  das  Recht  der  Gesetz- 
gebimg gelassen,  sie  aber  dabei  von  einem  vorhergehenden  Senatsbesohlusse 
abbäDgig  gemacht    Die  Stelle  aus  Liv.  per.  LXXXIX  omne  iu$  legum  fe^ 
rmdanm  ademii  kann  er  mit  dieser  Meinung  vielleicht  vereinen,   indem 
er  sagt,  der  Ausdruck  sei  etwas   übertrieben,  Sulla  habe  den  Tribunen 
^lerdings    das  Recht   der  selbständigen   Gesetzgebung  genommen.    Aber 
S^^ssere  Schwierigkeiten  macht  App.  l>ell.  civ.  I,  59     Dort  wird  von  den 
(lesetzen  Sullas  im  Jahre  88  gesprochen,  durch  welche  die  Volkspartei  unter- 
drückt werden  sollte,  zuerst  von  dem  nothwendigen  Vorbeschlusse  des  Se- 
nates, bei  Anträgen  an  das  Volk,    dann  xdc  )reipoTov{ac  fx?)  xaxd  (p*jXac 
^>A3  xaxd  Xö^ouf,  (uc  Ttj>^ioc  ßaoiXeuc  IxaSe,  ^{Yveodat;  hinzugesetzt  wird, 
Sulla  hätte  gemeint  outt  xdc  /etpoxovfa;  £v  toi;  nivirjai  xal  llpaauxctTotc  dvxl 
*ä>v   iv  ncpiouafa    xal    e6ßouX{^  ^lyvo^-^va;,    Scuaeiv  Iti  otdaeatv  dcpopfxctc. 
Mommsen  sagt:  „Appian  spricht  gar  nicht,  wie  der  einfoche  Wortsinn  lehrt, 
von  der  AbschafiPung  der  TributcomitieD,  sondern  von  der  Wiedei-einfuhrung 
der  Servianiscben  Stimm  weise  in  den  Centuriatcomitien,  statt  der  späteren 
i^ch  Tributcomitien."    Den  von  uns  ebenfalls  angeführten  Zusatz  Appians 
übergeht  Mommsen.     Dennoch  fasse  ich  auch,    wenn   ich  mich  auf  die 
^Tsten  Worte  beschränke,  den  „einfachen  Wortsinn"  anders  auf.    Wenn  es 
bcisst,  die  Abstimmung  des  Volkes  solle  nicht  nach  Tribus,   sondern  nach 
den  Servanischen  Genturien   erfolgen,  so  kann  kein  der  Römischen  Ge- 
schichte Kundiger  an  etwas  anders  als  an  die  Ersetzung  der  Tributcomitien 
daith  die  Centuriatcomitien  denken.     Sonst  müsste  man  annehmen,  man 
<^büDe  überhaupt,  wo  von  einer  tri  busweisen  Abstimmung  des  Volkes  die 
^«  wäre,  auch  an  die  Genturien  denken.    In  den  Centuriatcomitien  sind 
^  Gentarien ,   nicht  die  Tribus,  trotzdem  dieselben  auch  beobachtet  wnr- 
^%  dag  entscheidende  und  nach  diesem  entscheidenden  Merkmale  werden 
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die  Gomitien  benannt.    Was  sollte  auch  Salla  für  ein'  Interesse  haben,  die 
Beobachtung  der  Tribus  in  den  Genturiatcomitien    aufzuheben?  Es  steht 
fest,  dsLss  eine   wesentliche  Aenderung  des  Charakters  der  Gomitien  nidit 
bewirkt  worden  wäre.    Der  Zusatz  ferner  Appians,   der  die  Armen  und 
Frechen   den  Reichen  und   Besonnenen   gegenüberstellt,  beweist  vollends, 
dass  im  Allgemeinen  die  Tributcomitien ,  wo  die  Kopfzahl  galt,  den  Gen- 
turiatcomitien, in  denen  Reichthum  und  Würde  überwog,  entgegengesetzt, 
nicht  an  eine  unbedeutende  und  uns  bis  jetzt  ganz  unbekannte  Aendeniog 
in  der  inneren  Anordnung  der  Genturiatcomitien  gedacht  wird.    Mommseo 
unternahm  jene  unbegründete  Erklärung  aus  Liebe  zu  einer  anderen  Ver- 
muthung ,  die  dann  freilich  Appians  Ausdruck  noch  unbegreiflicher  macht. 
Sulla  soll  die  Tributcomitien  nicht  bloss  haben  bestehen  lassen,  sondern  sie 
sogar  selbst  zur  Anerkennung  seiner  Verfassung  benutzt  haben.    Wir  haben 
ein  über  die  Amtsdiener  der  Quästoren  handelndes  Gesetzesfragment  (Gorp. 
Inscr.  Lat.   n.  202) ,    das  sich  durch  die   in  der  Ueberschrift  erhaltenen 
Worte  principlwn  fuit  pro  iribu  als  Bruchstück  eines  Plebiscites  ausweist 
Dies  Bruchstück  hat  in   einer  oberen  Ecke  die  mysteriösen  Zeichen  VIU 
de  XX  q,y  welche,  wie  jetzt  anerkannt  ist,  zur  Unterscheidung  dieser  Ge- 
setzestafel dienten   und    für  denjenigen  bestimmt  waren,  welcher  dieselbe 
nebst  anderen  ähnlichen  aufzubewahren  hatte.    Antonius  Augustinus  hatte 
die  Idee ,  die  zwanzig  in  jenem  Zeichen  erwähnten  Quästoren  mit  den  Ge- 
setzen Sullas,  der  zuerst  zwanzig  Quästoren  erwählen  liess,  in  Verbindong 
zu  bringen:  er  sagte,  jenes  Bruchstück  gehöre  dem  SuUaniscben  Gesetze 
an,   wodurch  zuerst  zwanzig  Quästoren  eingesetzt  wurden.    Daraus  würde 
dann  folgen,  dass  Sulla  seine  die  Verfassung  ändernden  Gesetze  in  Tribut- 
comitien gegeben  habe,  diese  mithin  von  ihm  nicht  aufgehoben  worden  seien. 
Diese  Idee  nahm  Mommsen  auf  in  seiner  Abhandlung  Ad  legem  de  scri^ 
et  viatorihut  (Kiliae  1843)  p.  4,  vertheidigte  sie  in  der  Zeitschrift  für  Alter- 
thumswissenschaft  1846,   105  und  nannte  in  dem  Gorp.  Inscr.  1.  1.  ohne 
Weiteres  das  Gesetz  das  Gornelische  über  die  zwanzig  Quästoren,  eiigänzte 
auch  die  Ueberschrift  des  Bruchstückes  in  diesem  Sinne.    Indessen  jene 
Idee  beruht  nur   auf  Vermuthung.     Sicher  ist  nur  die  Folgerang,    dass 
jenes  Gesetzesbruchstück  aus  der  Zeit  von  Sulla  abwärts,  seit  der  es  jähr- 
lich zwanzig  Quästoren  gab,  stammt.    Auch  nach  Sulla  konnten,  ohne  dass 
die  Zahl  der  Quästoren  vermehrt  wurde,  über  ihre  Amtskreise  und  ihre 
Unterbeamten  Gesetze   erlassen  werden,  ja  wir  haben  in  Betreff  der  erste- 
ren  sogar  eine  gewisse  Andeutung  bei  Gic  p.  Mur.  8, 18.    Dass  aber  Snlla 
als  Dictator  über 'die   Quästoren    ein  Gesetz   in  Tributcomitien*  gegeben 
habe,  ist  sehr  unwahrscheinlich.    Erstlich  wird  man  schwerlich  annehmen 
dürfen,  er  habe  über  die  Quästoren  allein  ein  Gesetz  gegeben,  nicht  auch 
zugleich  über  die  Prätoren,  deren  Zahl  er  ebenfalls  vermehrte,  nicht  auch 
über  die  Reihenfolge   der  Aemter,  die  er  bestimmt,  nicht  auch  über  das 
Verbot,  ein  und  dasselbe  Amt  nochmals  zu  bekleiden :  dann  wäre  der  Titel 
„über  die  zwanzig  Quästoren  "  ein  sehr  impassender.    Zweitens  ein  Dicta- 
tor und  Tributcomitien !  Das  streitet  gegen  alle  Römische  Sitte.    Es  stan- 
den ja  Sulla  mit  Leichtigkeit  auch  die  Genturiatcomitien  zu  Gebote.    Wie 
er  seine  Gesetze  gegeben  habe,   wird  uns  nur  bei  einem  erzählt,  nämlich 
bei  dem   über  die  Bestrafung  der  Municipien,  welche  gegen  ihn  gekämpft 
hatten:  es  war,   wie  Gicero  de  dorn.  90,  79  ausdrücklich  sagt,  ein  Gen- 
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tomtgesets.  Ans  diesen  Gründen  halte  ich  die  Yermnthnng  über  die  Ux 
Comelim  de  XX  quaesioribus  für  unbegründet  und  die  Nachricht  Appians, 
Sdla  habe  die  Tribatcomitien  aufgehoben,  für  zuverlässig. 

152)  Ausführlich  hat  hierüber  gesprochen  Rubioo  a.  a.  0.  p.  49,  in- 
dem er  sich  an  Lipsius  Electa  I,  2,  13  anschliesst.  Er  verwirft  schliess- 
lich die  Nachricht  Appians,  kann  aber  nicht  verstehen,  wie  er  dazu  ge- 
kommen sei,  seine  Yermuthung  auszusprechen. 

158}  In  diesem  Punkte  weiche  ich  von  der  Ansicht  Rubinos  a.  a.  0. 
p.  32  flgd.  ab.  Er  unterscheidet  drei  Rechte  der  Volkstribuneu  contionem 
kahertf  conlionem  dare  und  in  eoHtionem  producere  Diese  Unterscheidung 
Q^hme  ich  nicht  an.  Wer  das  Recht  hat,  eine  conüo  zu  halten  und  zu 
leiten  (roniionem  habere)  ^  der  muss  noth wendiger  Weise  auch  das  Recht 
baben,  Jemandem,  der  darum  bittet,  das  Wort  in  dieser  Volksversammlung 
ZQ  gestatten  {coniionem  dare)  und  Jeden,  den  er  will,  sei  es  dass  jener  will 
oder  dass  er  nicht  will,  vorzuführen,  um  seine  Meinung  zu  sagen  (in  con- 
tionm  producere).  Wären  diese  drei  Sachen  nicht  zusammen  in  einem 
Mte  vereinigt,  so  könnte  überhaupt  keine  ordentliche  coniio  gehalten 
werden.  Es  ist  widersinnig,  dass  ein  Tribun  sollte  einem  Andern  das 
Wort  verstatten  oder  ihn  gar  wider  seinen  Willen  zum  Reden  zwingen 
kdoneo,  ohne  selbst  reden  zu  dürfen.  Wir  finden  auch  schon  im  Beginne 
des  Tribunates ,  als  das  tut  coniioni$  für  dasselbe  errungen  wurde ,  alle 
]^  drei  Sachen  zusammen  erwähnt  Rubino  meint  nun,  das  Recht  con^ 
^nem  habere  hätten  die  Tribunen  nach  Sulla  nicht  gehabt,  und  zwar  we- 
gSQ  der  von  uns  angeführten  und  erklärten  Stelle  von  Cicero  p.  Cluent. 
^,  110.  Er  meint,  in  den  Worten  Aique  idem  quanto  in  odio  pottea  tuis 
iZ/ti  tpiü  /ml ,  per  quot  in  aitiorem  locum  atcenderat  liege  eine  Beziehung 
ttif  jenen  Gotta,  der  im  Jahre  75  v.  Chr.,  wie  es  bei  Sali,  firagm.  III,  §  2, 
B  heisse,  einige  Rechte  den  Volkstribunen  wiedergegeben  habe.  Aber  unter 
d«n  «Seinigen "  kann  schwerlich  der  Consul  Cotta  verstanden  werden,  der 
allerdings  die  Tribunen  begünstigt  hatte ,  aber  doch  nicht  zu  deren  Ange- 
^rigen  gerechnet  werden  darf,  üeber  die  Rechte ,  welche  Cotta  den  Tri- 
booen  wieder  einräumte,  werden  wir  später  eine  andere  Meinung  auf- 
^lleo.  Als  zweiten  Grund  giebt  Rubino  an,  dass  vom  Jahre  75  an  häufiger 
Volksversammlungen  der  Tribunen  erwähnt  werden.  Dies  ist  richtig,  kann 
dber  besser  von  der  seitdem  angeseheneren  Stellung  der  Tribunen  und 
davon,  dass  bedeutendere  Männer  das  Amt  bekleideten,  hergeleitet  werden. 
In  einen  Widerspruch  mit  sich  selbst  geräth  Rubino,  da  er  den  Tribunen 
^%en  des  uns  überlieferten  Falles  von  Cn.  Sicinius  auch  zur  Zeit 
ihrer  grössten  Erniedrigung  das  Recht  in  coniionetn  producendi  zuzu- 
gestehen genöthigt  ist  —  Wenn  Lange  Römische  Altertbümer  I,  610 
meint,  das  nu  coniionii  der  Tribunen  habe  Sulla  dadurch  beschränkt,  dass 
^  es  von  der  Einwilligung  des  Senates  abhängig  machte ,  so  ist  das  eine 
^  unbegründete  Vermnthung.  Einmal  lässt  es  sich ,  da  es  jeden  Tag 
Seübt  werden  kann ,  nicht  von  einem  Senatsbeschlusse  abhängig  machen 
^d  dann  spricht  dagegen  das  Beispiel  von  Sicinius,  der  die  Consuln  in 
^^^  Volksversammlung  zum  Sprechen  aufforderte.  Hätten  sie  selbst  erst 
die  Erianbniss  dazu  geben  müssen,  so  hätten  sie  eine  eigene  Volksversamm- 
W  benrfen. 

IM)  Rubino  a.  a.  0.  p.  7  nimmt  dieses  Falles  halber  an,  Sullas  Ge- 
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setz  über  die  TriboiieD  sei  erst  in  diesem  Jahre  80  v.  Chr.  nach  dem  er- 
wähnten Einsprüche  des  Tribunen  C.  Herennius  gegeben  worden.  Denn  er 
glaubt  p.  43  figd.,  die  Tribunen  hätten  weder  gegen  Senatsbeschlüsse  noch 
beim  Volke  Einspruch  thun  dürfen.  Dass  diese  Ansicht  unbegründet  ist, 
glauben  wir  fiüher  genügend  erwiesen  zu  haben.  Die  Beschränkung  der 
Tribunen  schreibt  sich  von  88  v.  Chr.  her  und  wurde  sogleich,  wie  Sulla 
zur  Macht  gelangte,  ins  Werk  gesetzt.  Die  Meinung  über  die  Beschrän- 
kung des  tribunicischen  Einspruchs  auf  Hülfeleistnng  an  Einzelne  vertritt 
z.  B.  Lange  Römische  Alterthumer  1,  611. 

155)  Ich  habe  über  diesen  Process  und  die  Verhältnisse  von  C  Anto- 
nius gehandelt  in  den  Commenlaliones  epigrapUicne  II,  182. 

156)  Diese  falsche  Ansicht  von  den  Prätoren  ist  vornehmlich  durcb 
Pighius'  sonst  so  gelehrtes  Werk,  in  dem  er  die  Annalen  der  Römischen 
Geschichte  zusammenstellt«,  verbreitet  worden.  Ich  habe  über  diesen  Irr- 
thum  in  den  Commentaliones  epigraphicae  II .  176  und  Stvdia  RomaM  p. 
16  sq.  gesprochen,  auch  daselbst  die  Zahl  und  die  Entstehung  der  Pro- 
vinzen, welche  es  bis  auf  Sulla  gab,  festgestellt 

157)  Dies  ist  also  die  Meinung  nicht  nur  der  älteren  Gelehrten,  vie 
von  Pighius  Ann.  I,  267 ,  Lipsius  in  seinem  Excurs  zu  Tac.  Ann.  I,  14, 
sondern  auch  der  neueren,  wie  von  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  181, 
Drumann  Römische  Geschichte  II,  485,  Becker -Marquardt  Römische  Alter- 
thumer II,  2,  190,  Lange  Römische  Alterthumer  I,  569,  RudoriF  Römische 
Rechtsgeschichte  II,  337  und  anderer. 

158)  Man  vergleiche  besonders  die  Untersuchung  bei  Ferratius  episio- 
lae  p.  64,  welchem  die  neueren  Gelehrten  in  den  Hauptsachen  gefolgt 
sind. 

159)  Wir  kennen  den  ersten  für  die  Vormundschaflssachen  ernannten 
Prätor,  Arrius  Autoninus  aus  einer  Inschrift,  welche  ich  in  meinen  Com- 
meniationet  epigraphicae  Vol.  II  init.  erläutert  habe. 

160)  Von  den  Prätoren  selbst  haben  wir  in  dieser  Beziehung  keine 
Nachricht;  aber  über  die  den  Prätoren  an  Rang  gleich  stehenden  ausser- 
ordentlichen Beamten  spricht  Cicero  de  leg.  agr.  II,  13,  32 ,  wo  man  die 
Noten  der  Herausgeber  vergleichen  kann. 

161)  Die  erste  Meinung  scheint  Lipsius  für  die  richtige  zu  halten,  die 
zweite  wird  von  Ernesti  vorgezogen,  die  dritte  endlich  ist  von  Nipperdey 
aufgestellt  worden.  Die  letzte  ist  mit  Tacitus*  Worten  in  Widersprach: 
denn  das  heisst  nicht,  Jemandem  die  Prätur  geben,  wenn  ihm  erlaubt  wird, 
sich  darum  zu  bewerben,  und  ganz  anders  spricht  Tacitus  111,  19,  wo  dau 
Fulcinius  Trio  für  eine  andere  glückliche  Anklage  das  Consulat  verbeisseo 
wird.  Auch  gegen  die  zweite  Ansicht  spricht  der  Ausdruck:  wo  Suei 
CaL  19  eine  solche  ausserordentliche  Erwählung  für  die  Zukunft  erw&bot 
sagt  er  praetorem  extra  ordinem  destgnabai. 

162)  Man  sehe  über  dasselbe  die  Auseinandersetzung  in  meinen  ^fv- 
dia  Romann  p.  72  flgd. 

163)  Livius  gebraucht  nämlich  von  ihm  das  Imperfectum  \uM^ 
Darin  liegt ,  dass  es  zur  Zeit,  wo  die  Wahl  der  vier  Prfitoren  geschah, 
bestand.  Livius  musste  inttii  sagen ,  wenn  er  bezeichnen  wollte,  dass  es 
in  jenem  Jahre  erst  gegeben  worden  sei. 

164)  Dass  Cicero  nach  seiner  Prätur  keine  Prozinz  verwaltete,  ergiebt 


AnmerkuDgeD.  439 

^ch  aus  der  angefohrten  Stelle  Ciceros  pro  Mur.  22.  Während  seines 
OoDsulates  erhielt  er  zuerst  Macedonien,  dann  Italien,  trat  aber  auch  die- 
ses freiwillig  ab.  Man  sehe  darüber  meine  StuHia  üoutana  p.  57.  Später 
wurde  er  durch  das  Pompejische  Gesetz  genöthigt,  daför  die  Verwaltung 
Ciiiciens  auf  ein  Jahr  zu  übernehmen.  S.  meine  Commeniationes  epigra- 
p^icte  II,  207  sq. 

Id5)  Vieles  hierher  Gehörige  hat  ganz  richtig  bemerkt  G.  G.  Zumpt 
Teber  die  persönliche  Freiheit  des  Römischen  Bürgers  (Dannstadt  1846) 
S.  41  flgd. ,  was  wir  schon  bei  unseren  früheren  Untersuchungen  benutzt 
häbeD.'  In  manchen  Punkten  ist  indessen  unsere  Anschauung  und  Begrün- 
doDg  der  in  der  Geschichte  hervortretenden  Thatsachen  eine  andere ;  denn 
vir  betrachten  die  Entwickelung  des  gesammten  Str)sirechts  und  nicht 
t>loss  eine  Seite  desselben. 

166)  Einige  Gelehrte  äussern  Zweifel,  ob  Sulla  ein  Gesetz  über  Er- 
ftt^eseoDgen  gegeben  habe,  wie  z.  B.  Ed.  Laboulaye  EhMai  sur  ies  /oii  cri- 
maeltes  des  Romaint  (Paris  1845)  p.  269  bemerkt,  man  wisse  nicht,  ob 
Solla  das  Servilische  Gesetz  geändert  oder  ob  er  sich  begnügt  habe,  in 
teioem  Brpressangsgesetze  dasselbe  zu  wiederholen  und  nur  die  Bestim- 
BuiDgeD  über  die  Richter  zu  ändern.  Die  übrigen  Gelehrten  sprechen  von 
einem  Comelischen  Gesetze,  in  welchem  auch  das  Verbrechen  selbst  and 
sein  Begriff  bebandelt  worden  sei,  so  ausser  andern  W.  Rein  im  Crimi- 
nairecbt  der  Römer  S.  621,  und  Paülys  Realencyclopädie  VI,  450,  0.  T. 
Zampt  de  iuHiciu  repetundarwn  I,  38;  Rudorff  Römische  Rechtsgeschicbte 
1 78.  Den  Punkt  über  die  Utit  aestimatio,  welche  wir  als  nicht  beweisend 
%  das  Vorhandensein  eines  solchen  Gesetzes  dargethan  haben ,  erwähnen 
z.  B.  Rein  und  Rudorff  a.  a.  0. ,  besonders  aber  Emesti  im .  Index  legum 
zu  Oieero. 

167)  Diese  Meinung  über  die  vierfoche  Entschädigung  nach  dem  Gor- 
nelischen  Gesetze  sprach  schon  Klenze  ad  legem  Serviliam  p.  XII,  wenn- 
gleich zögernd,  aus ;  bestimmt  wurde  sio  angenommen  von  Rein  Römisches 
Criminalrecht  a.  a.  0. ,  ohne  indessen  durch  irgend  einen  Grund  als  jene 
nichts  beweisende  Stelle  von  Pseudo- Asconius  wahrscheinlich  gemacht  zu 
werden.  Die  alsbald  erwähnte  Meinung,  die  Strafsnmme  habe  nach  dem 
Comelischen  Gesetze  den  2| fachen  Betrag  des  Erpressten  betragen,  ist 
Too  C.  T.  Zumpt  a.  a.  0.  aufgestellt  worden. 

168)  Diese  von  uns  einem  Comelischen  Provinzialgesetze  zugewiesene 
Kimmung  schrieb  besonders  Rein  im  Römischen  Criminalrechte  S.  622 
iwd  m  Panlys  Realencyclopädie  VI,  450  einem  Comelischen  Repetunden- 
geaetie  zu.  Andere  betrachteten  sie  als  gehörig  zu  einem  Gesetze  de  pro- 
cwöti  ordinandu.  Man  sehe  Ernesti  im  Index  iegum  zu  Cicero.  Wir  wer- 
den später  über  ähnliche  Bestimmungen,  welche  Sulla  traf,  handeln. 

169)  Man  sehe  Rein  a.  a.  0.  Auch  C.  T.  Zumpt  a.  a.  0.  meint,  die 
Bestimmung,  dass  das  nicht  zu  Statuen  verbrauchte  Geld  nach  fünf  Jahren 
zorückgefordert  werden  dürfe,  rühre  von  dem  Comelischen  Gesetze  her. 
Ebendaselbst  findet  man  auch  die  Erwähnung  der  den  Statthaltern  zu  ihrer 
ß^re  geweihten  Spiele  und  Feste,  über  welche  wir  demnächst  sprechen. 

170)  Man  sehe  hierüber  C.  T.  Zumpt  a.  a.  0.  p.  40.  Die  anderen 
Gelehrten  haben  diesen  Punkt  nicht  berührt. 

171)  S.  H.  Rinkes    Disputatio   de  crimine  ambilus  et  de  sodaliciit  apud 
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Romanos  tempore  liberae  reipublicae  (LufrduDi  1854)  p.  60  macht  die  Be- 
merkuDg',  dass  Cornelische  Gesetze  bei  Cicero  nur  die  von  Sulla  herrüh- 
renden hcisseu.  Dies  mag  richtig  sein,  bat  aber  seinen  Grund  nur  darin, 
dass  zu  Ciceros  Zeit  die  Gesetze  Sullas  an  Zahl  und  Wichtigkeit  alle  an- 
deren überwogen.  Für  die  Erklärung  des  Scholiasten  ist  diese  Bemerkung 
von  keiner  Bedeutung. 

172)  In  früherer  Zeit  schwankte  man.  Fischer  in  seinen  Zeittafdn 
S.  108  bezieht  des  Scholiasten^  Nachricht  auf  das  Gesetz  des  Jahres  181 
V.  Chr.,  Becker  Römische  Alterthümer  II,  2,  41  auf  ebendasselbe,  Rein 
Römisches  Criminalrecht  S.  708  auf  das  von  ihm  sogenannte  Cornelisch- 
Fulvische  Gesetz.  Dagegen  Th.  Mommsen  de  colUgm  et  iodttl%cn$  Roma- 
norum  p.  44,  Rinkes  a.  a.  0.  und  ich  selbst  in  der  Einleitung  zu  meiner 
Ausgabe  von  Ciceros  Rede  pro  Murena'p.  XIX  erkannten  beim  Scholiasten 
ein  Sullanisches  Gesetz. 

173)  Ich  weiche  also  hierin  sehr  von  den  Ansichten  S.  H.  Rinkes 
ab,  der  a.  a.  0.  S.  53  als  Hauptgrund  für  die  Annahme  eines  Comelischen 
Gesetzes  über  Amtserschleichung  den  anführt,  dasselbe  folge  notbwendig 
aus  Sullas  übriger  Gesetzgebung.  Er  erkannte  freilich,  eben  so  wenig  wie 
die  übrigen  Gelehrten,  die  Behandlung  des  ambitus  in  den  früheren  Ge- 
setzen: auch  ich  selber  in  der  Einleitung  zu  Ciceros  Rede  pro  Marens 
hatte  damals  diesen  Punkt  nicht  im  Zusammenhange  mit  den  übrigen  Ge- 
setzen untersucht  und  muss  deshalb  einen  Theil  der  dort  ausgesprochenen 
Ansichten  zurücknehmen. 

174)  Man  sehe  z.  B.  Emesti  im  Index  hgum  zu  Cicero  s.  v.  ^9<s 
Corneliae  und  W.  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  968.  Andere,  z.  B. 
Drumann  R{^ische  Geschichte  II,  492  stellen  nur  die  einzelnen  von  Sulla 
gegebenen  Bestimmungen  zusammen,  ohne  die  Gesetze,  zu  welchen  sie  ge- 
hörten, anzugeben.  Eine,  gewöhnlich  diesem  Comelischen  Gesetze  über 
die  Ordnung  der  Provinzen  zugeschriebene  Bestimmung  haben  wir  oben 
S.  362  als  nicht  zu  der  allgemeinen  Gesetzgebung  Sullas  gehörig  erwiesen. 

175)  Man  sehe  die  Zusammenstellung  der  vermeintlichen  hierher  ge- 
hörigen Bestimmungen  besonders  bei  W.  Rein  Römisches  Criminalrecht 
S.  514. 
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trfigt  ihm  das  Amt  der  Geschworenen  ausschliesslich  nnd  vermehrt 
die  Zahl  der  Senatoren  aus  dem  Ritterstande  bis  auf  etwa  sechs- 
hoodert.  Ansschliessung  der  jedesmaligen  Beamten  nnd  einzelner 
anderer  Senatoren  von  dem  Richteramte.  Aufstellung  einer  jähr- 
lichen Richterliste  durch  den  städtischen  Prätor.  Decurien  des 
Senates.  Ihre  Nothwendigkeit  Bisherige  Meinungen  über  diesel- 
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Ffille,  in  welchen  sie  stattfand,  durch  geschichtliche  Beispiele  er- 
läutert 
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Recht  der  Verwerfung  der  durch  das  Loos  erwählten  Richter, 
verschieden  bei  Senatoren  und  Personen  anderen  Standes.  Yer- 
Bchiedene  Fragen  dabei.  Zahl  der  das  Urtheil  sprechenden  Rich- 
ter, geringer  in  Processen  über  Amtsverbrechen  ^s  in  denen  über 
gemeine  Verbrechen.  Die  Zahl  der  Geschworenen  im  Allgemeinen 
unbestimmt,  auch  keine  gesetzliche  Nothwendigkeit  für  die  Anwe- 
senheit derselben.  Reihenfolge  der  Processe.  Dauer  derselben. 
Comperendinatio  und  ampliaiio  nach  dem  G^melischen  Gesetze, 
j^e  bei  Processen  über  Amtsverbrechen,  diese  bei  denen  über 
gemeine  Verbrechen.  Verschiedenheit  der  Abstimmung  in  den  bei- 
den Gruppen  der  Processe:  StimmenverhSItniss  in  Oppianicus' 
Processe.  Die  Abstimmung  bei  Amtsverbrechen  geheim,  bei  an- 
deren Verbrechen  geheim  oder  öffentlich. 

Achtes  Capitel  132 

Sulla  liess  als  Privatrichter  auch  NichtSenatoren  zu.  Gewöhnliche 
Ansicht  über  die  Strafprocessordnung  und  die  Vereinzelung  der  für 
sieb  bestehenden  Gerichtshöfe.  Ihre  Widerlegung.  Die  Prätoren 
als  Leiter  der  Criminalprocesse.  Die  iudieet  ^uaestionis,  Ihre  Er- 
wähnung im  Acili  sehen  Gesetze  und  bei  Processen  über  gemeine 
Verbrechen  vor  Sulla.  Es  gab  sie  schon  seit  alter  Zeit  und  ihr 
Name  ist  gleichbedeutend  mit  guaesUor,  Zur  Zeit  der  Schwurge- 
richte haben  sie  aedilicischen  Rang  und  ihr  Amt  ist  jährlich.  Wi- 
derlegung der  Ansicht,  dass  sie  für  den  einzelnen  Process  vereidigt 
worden  und  während  ihres  Amtes  angeklagt  werden  durften.  Er- 
klärung einer  Stelle  in  Ciceros  Rede  für  Cluentius.  Ihre  Geschäfte 
besteben  in  der  Leitung  der  Strafyrocesse ,  ihre  Wahl  geschieht 
durch  den  Senat  Ihre  Befugnisse  verschieden  von  denen  der 
Prfttoren.  Nur  die  letzteren  erhalten  jährlich  einen  bestimmten 
Theil  der  Criminalgerichtsbarkeit  durch  das  Loos  zugewiesen ,  die 
nidieet  quaestionu  dienen  zur  Aushülfe  selbst  bei  mehreren  Ge- 
richtshöfen.   Zusammenstellung  der  Ergebnisse. 
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Neantes  Gapitel  155 

Die  Geschäftskreise  der  Prätoren  seit  den  Gomelischeo  Gesetzen, 
sowohl  des  städtischen  und  Fremdeoprätors  als  aach  der  übrigen 
mit  der  Strafgerichtsbarkeit  beschäftigten.  Begriff  einer  quaaUo. 
Verschiedenheit  der  Zeiten.  Namen  der  Geschäftskreise.  Tren- 
nung and  Zusammenlegung  derselben.  Vertheilung  unter  die  sechs 
Prätoren  durch  Sulla.  Vertheilung  im  Jahre  66  v.  Chr.  Die  Prä- 
toren und  Untersuchungsrichter  dieses  Jahres.  Die  ferneren  Er- 
wähnungen von  prätorischen  Amtskreisen  sind  vereinzelt  und  ge- 
statten keine  allgemeinen  Folgerungen. 

Zehntes  Gapitel  10 

Stellung  Sullas,  als  er  seine  Gesetze  gab.  Verg^eicb  mit  den  Zehn- 
männem.  Sulla  gab  nur  einzelne  Gesetze  und  schuf  kein  allge- 
meines Gesetzbuch.  Beziehungen  auf  frühere  Gesetze,  welche  be- 
stehen bliebeof^  Anordnung  der  Sullanischen  Gesetze,  ßUschlich 
hergeleitet  aus  der  Ordnung  der  Digesten.  Zahl  der  von  Sulla 
gegebenen  Strafgesetze. 

Dritter  Abschnitt 
Yoi  L  Sulla  bis  i«m  Kido  des  nrtistaitos. 

Erstes  Gapitel  179 

Bestand  der  Sullanischen  Gerichtsverfiusung  bis  zum  Jahre  70 
V.  Ghr.  Klagen  über  dieselbe.  Aenderung  durch  WiederheratelluDg 
der  tribunicischen  Gewalt  Damit  Wiederherstellung  der  Geridits- 
barkeit  des  Volkes.  Massvoller  Gebrauch  derselben.  Richtergesetz 
des  Prätors  L.  Aurelius  Gotta.  Ueberlieferung  über  dasselbe  und 
sein  Inhalt  Die  Aerartribunen.  Ihr  Ursprung.  Sie  sind  eigent- 
lieh  Beamte  der  Tribus,  im  Aurelischen  Gesetze  erscheinen  sie  als 
Stand.  Yermuthung,  wie  dieser  üebergang  geschehen  ist  Die 
Aerartribunen  auch  zum  Ritterstande  gerechnet 

Zweites  Gapitel  19S 

Die  jährliche  Richterliste  nach  dem  Aurelischen  Gesetze.  Ihre 
Aufstellung  durch  den  städtischen  Prätor,  der  von  ihm  zu  leistende 
Eid.  Die  Thätigkeit  der  städtischen  Quästoren  bei  der  Auswahl 
der  Ritter  und  Aerartribunen.  Eintheilung  auch  dieser  beiden 
Stände  in  Decurien.  Zahl  der  Richter  in  den  einzelnen  Processen. 
Ansichten  der  Gelehrten  darüber  widerlcigt  Ausgleichung  der  Ge- 
richte über  Amts-  und  gemeine  Verbrechen.  Die  Zahl  der  Ge- 
schworenen ist  immer  fünf  und  siebenzig,  aber  thatofichlich  oft 
geringer,  weil  nicht  alle  Geschworene  zum  Erscheinen  und  Ab- 
stimmen gezwungen  werden.  Weitere  Ausgleichung  des  VerÜBÜireos 
bei  Amts-  und  gemeinen  Verbrechen.  CompermdinaHo  und  ««' 
pUatio  au%ehoben,  statt  deren  fortan  ein  einziger,  aber  nach  Be- 
dürfniss  ausgedehnter  Termin.  Allgemeine  Bemerkungen  über  dtf 
Auielische  Gesetz. 
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Drittes  Gapitel  217 

Erneate  Thätigkeit  va  Gesetzen  wegen  Amtsyerbrechen.  Das  Gal- 
purnische  Gesetz  wegen  tMtbiiu*.  Der  amUtu»  der  früheren  Zeit 
imd  seine  Bestrafung.  Die  Gesetze  vor  und  nach  Errichtung  der 
Schvnirgerichte.  Veranlassung  des  Galpurnischen  Gesetzes.  Sein 
bhalt.  Die  Hauptbestimmnngen  waren  gegen  die  Gehülfen  der 
Bewerber  sowohl  aus  dem  senatorischen  Stande  wie  aus  der  Plebs. 
Die  bestochenen  Wähler  werden  nicht  bestraft.  Strafen  der  Se- 
DEtoren  und  der  divisores.  Belohnungen  der  glücklichen  Ankläger. 
IMe  EhrensteUm  selbst  werden  durch  richterliche  Entscheidung 
nicht  verliehen. 

Viertes  Gapitel  384 

Bestreben  der  Zeit,  die  Gesetze  über  Amtserschleichung  auszubil- 
den. Processe  wegen  Anmassung  des  Bürgerrechtes.  Process  ge- 
gen Archias,  die  Nachrichten  darüber,  die  Zeit  desselben  und  die 
Kede  Giceros.  Process  gegen  L.  Baibus.  Sein  Thatbestaod.  Es 
nod  Griminalprocesse  vor  Geschworenen  in  Folge  des  Papischen 
Gesetzes.    Dessen  Inhalt 

FöDftes  Gapitel  245 

Verhandlungen  über  die  Schfirfung  der  Gesetze  gegen  Wahlum- 
triebe. Das  Manilische  Gesetz  und  seine  Bedeutung,  nur  durch 
Vennnthung  zu  erkennen.  Senatsbeschluss  gegen  die  Begleiter 
der  Bewerber  und  darauf  gegründetes  Fabisches  Gesetz.  Neuer 
Senatsbeschluss  im  Jahre  64  v.  Ghr.  Tullisches  Gesetz  und  der 
ihm  vorhergehende  Senatsbeschluss.  Allgemeine  Bemerkung  über 
das  Verhältniss  der  Senatsbeschlüsse  und  der  darnach  erlassenen 
Gesetze.  Vier  Punkte  sind  im  TuUischen  Gesetze  neu,  über  Ein- 
holen und  Begleiten  der  Bewerber,  über  Spiele  und  Schmause- 
reien. Bestrafung  der  Bewerber  und  ihrer  Helfershelfer  erhöht 
Zeitweise  Verbannung  der  Ersteren.  Ausdruck  des  Gesetzes  in 
Bezug  auf  die  Strafen.  Schärfere  Bestimmungen  über  das  Ver- 
^Ediren.  Vorschläge,  die  im  Senate  abgelehnt  und  in  das  Gesetz 
nicht  angenommen  wurden,  namentlich  in  Bezug  auf  die  Wahl 
der  Richter. 

Sechstes  Gapitel  264 

Mängel  der  Gissetze  über  Wahlumtriebe.  Aufidisches  Gesetz,  nicht 
angenommen.  Erweiterung  der  Schwurgerichtsprocesse  durch  das 
Fofische  Gesetz  über  Religionsfrevel  vom  Jahre  61  v.  Ghr.  Ver- 
anlassung desselben  durch  P.  Glodius'  Uebermuth.  Verhandlungen 
im  Senate  und  doppelte  Gesetzesvorschäge.  Es  ging  ein  allge- 
meines Gesetz  durch.  P.  Glodius'  Process.  Zahl  und  Abstimmung 
der  Geschworenen,  weder  comperendinaiio  noch  ampUatio,  Um- 
fiEmg  des  Fufischen  Gesetzes.  Das  Licinisch-Junische  Gesetz  vom 
Jahre  62  v.  Ghr.  über  die  Form  der  Gesetzgebung  erweitert  eben- 
&ll8  die  Befugnisse  der  Schwurgerichte. 
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Siebentes  Gapitel  279 

Gesetze  des  Jahres  59  v.  Chr.  P.  Yatinius'  Gesetz  über  die  Ver 
werfung  der  Richtercollegieo.  Ansichten  der  Gelehrten  darüber. 
Ob  unter  den  Richtercollegien  die  Vorsitzenden  Pr&toren  inbegriffen 
sind.  Eine  Stelle  Ciceros  spricht  dagegen,  die  Erzählnng  aber 
Vatinios'  eigenen  Process  dafür.  Nur  bei  den  kleineren  Qaiistio- 
nen  war  die  Verwerfung  erlaubt,  schwankender  Ausdruck  des  Ge- 
setzes. Was  unter  dem  gegenseitigen  Verwerfen  der  Richter  zu 
verstehen  ist  und  wann  diese  Verwerfung  statt&nd.  Allgemeine 
Bedeutung  des  Vatinischen  Gesetzes.  Das  Fufische  Gesetz  über 
die  Abstimmung  der  Richter. 

Achtes  Gapitel  S9( 

Das  Julische  Gesetz  über  Erpressung.  Seine  Dauer.  Es  knüpft 
an  das  alte  Calpumische  Gesetz  an  und  handelt  nur  über  Erpres- 
sung. Veranlassung  desselben,  die  namentlich  in  dem  Wunsche 
liegt,  alle  Theibehmer  der  Staatsgewalt  zur  Rechenschaft  zu  zie- 
hen. Es  bezog  sich  auf  alle  diejenigen,  welche  einen  Theil  der 
Römischen  Staatsgewalt,  sowohl  in  Rom  als  in  den  Provinzen, 
ausübten.  Ausdruck  des  Gesetzes,  der  eine  Erläuterung  durch  einen 
Senatsbeschluss  herbeiführte,  und  später  noch  weitere  Ausdehnung 
gestattete.  Verbot  von  Geschenken  an  Beamte  und  Senatoren,  wo- 
bei ein  unterschied  zwischen  den  Beamten  in  der  Stadt  und  de- 
nen in  der  Provinz  hervortritt  Die  Bestimmungen  des  Juliseben 
Gesetzes  hierüber  stammen  aus  älterer  Zeit  Erpressung  der  Be- 
amten. Unmittelbares  Verbot  derselben  im  Jnlischen  Gesetze  theils 
in  allgemeinen  Ausdrücken,  theils  durch  Anfahrung  von  Einzel- 
heiten. Den  Senatoren  wird  aller  Handel  und  Erwerb  verboten. 
Die  frühere  Gesetzgebung  darüber  und  ihre  Entwickelung.  Mittel- 
bare Verbote  der  Erpressung  durch  Bestinunung  der  von  den  Pro- 
vinzen zu  erfallenden  Leistungen.  Italiens  bevorzugte  Stellung 
dabei.  Lieferungen  der  Provinzen  an  die  Beamten.  Freie  Gesandt- 
schaften beschränkt  Bestimmungen  über  die  Befugnisse  des  Statt- 
halters in  der  Provinz  und  Verhältniss  des  Julischen  Gesetzes  zum 
Comelischen  über  Majestätsverbrechen.  Andere  Anordnungen  Cä- 
sars  über  die  Verwaltung  der  Provinzen.    Rechnungslegung. 

Neuntes  Gapitel  3^ 

Das  Julische  Gesetz  handelte  nicht  über  das  Verfsdiren:  nur  um 
die  Bedrückung  der  Provinzen  zu  verringern,  enthielt  es  Bestim- 
mungen, welche  die  Befugniss  des  Anklägers,  Zeugen  aus  den  Pro- 
vinzen zu  berufen,  und  die  Zahl  seiner  Begleiter  auf  seiner  Unter- 
suchongsreise  in  denselben  beschränkte.  Auf  Entlastungszeugen 
bezog  es  sich  nicht  Verordnungen  des  Gesetzes  über  die  Tbeil- 
nehmer  an  Verbrechen,  über  calumnia  und  praetxtricatio  des  An- 
klägers. Die  Criminalklage  gegen  die  Erben  wird  gestattet  Die 
Strafen  des  Julis<^hen  Gesetzes.  Verschiedene  Ansichten  darüber. 
Das  Julische  Gesetz  und  die  firüheren  Gesetze  über  Amtsverbrechen, 


Inhalt.  » 

Seite 

welche  Terschiedene  Verbrechen  behandelten,  also  auch  yerschie- 
dene  Strafen  gestatteten.  Vergleich  mit  der  Kaiserzeit  Zerstö* 
roDg  des  allgemeinen  Gesetzes  über  Amtsverbrechen  durch  Einzel- 
geBetze.  In  Folge  des  Julischen  Gesetzes  kam  das  allgemeine 
Gesetz  ab  und  die  Strafen  desselben  sind  für  das  Jnlische  nicht 
massgebend.  Beispiele  von  Bestrafung  nach  dem  Julischen  Ge- 
setze in  republicanischerZeit:  sie  zeugen  für  nicht  capitale  Strafe, 
aber  für  Ehrlosigkeit.  Beispiele  der  Kaiserzeit  Die  Hohe  der 
Geldstrafe  verschieden,  bis  zum  vierfachen  Betrage,  der  allmSlig 
allgemein  wurde.  Belohnungen  der  Ankläger.  Allgemeine  Scbil- 
derong  des  Julischen  Gesetzes ,  Durchfuhrung  desselben ,  Verhält- 
niss  zu  dem  früheren  Gesetze  über  Amtsverbrechen.  Die  Idee 
eines  r^erenden  Standes  erlischt 

Zehntes  Gapitel  862 

Coruhen  im  Jahre  nach  Cäsars  Gonsulate.  Das  Pompejische  Rich- 
tergesetz. Nachrichten  darüber.  Es  enthielt  Bestimmungen  über 
die  Auswahl  der  Geschworenen.  Absicht  desselben  war,  die  Pflich- 
ten und  Lasten  des  Geschworenendienstes  allgemeiner  zu  machen. 
Es  bezog  sich  nur  auf  die  Ritter  und  Aerartribunen:  von  ihnen 
sollte  eine  gleiche  Zahl  aus  jeder  Tribus  genommen  werden.  Ver- 
muthung  über  diese  Zahl.  Abtheilung  der  Geschworenen  nach 
Tribus  und  Decurien.  Andere  Massregeln,  um  den  Geschworenen- 
dienst abwechseln  zu  lassen.  Pompejisches  Gesetz  über  Vatermord 
E»  bezog  sich  nur  auf  den  Begriff  desselben,  den  es  auf  alle 
nahen  'Verwandten  ausdehnte.  Die  vier  Classen  derselben  und 
Bemerkungen  darüber.  Die  Genossen  der  That  gleich  dem  Thäter 
gestraft. 

Eilftes  Gapitel  367 

Das  Licinische  Gesetz  über  Genossenschaften.  Meinungsverschie- 
denheit über  dessen  Inhalt  Widerlegung  der  Gründe,  welche  für 
die  Gleichartigkeit  des  ambiius  und  der  Genossenschaften  angeführt 
werden.  Verwandtschaft  derselben  mit  der  GewaJtthätigkeit  Der 
dem  Licinischen  Gesetze  vorhergehende  Senatsbeschluss.  Ver- 
schiedenheit des  ambituM  und  der  Genossenschaften :  Vertheilen  oder 
Versprechen  von  Geld,  Abtheilung  des  Volkes  in  Decurien.  Be- 
deutung der  Tribus  für  die  Wahlen.  Die  Strafe  des  Licinischen 
Gesetzes.  Widerlegung  der  von  Giceros  Scholiasten  über  dasselbe 
gegebenen  Nachricht.  Die  politischen  Vereine  in  Rom:  ihre  Ent- 
stehung und  Entwickelung,  ihr  Missbrauch  durch  P.  Clodius.  Der 
Senat  löst  die  bestehenden  auf  und  verbietet  neue.  Darauf  grün- 
det sich  das  Licinische  Gesetz,  das  einzige  Römische  Vereinsge- 
setz. Unabhängigkeit  des  Verbrechens  der  Genossenschaften  von 
dem  ambiiut ,  erwiesen  durch  Beispiele  von  Proc^sen.  Weshalb 
das  Licinische  Gesetz  die  Strafe  der  Gewaltthätigkeit  bestimmte. 
I^distellung  der  Ergebnisse. 


Zweiter  Absclmitt 

iwelte  mute. 

Die  Sullanische  Gesetzgebung. 


Erstes  Capitel. 

YerhUtniss  der  Amtsverbrechen  seit  Sulla.  Seine  Gesetxe  Aber  gemeine 
Verbrechen.  Ihre  Teranlassnng  lieget  in  der  Terwirmng  der  Bürgerkriege. 
Sie  beziehen  sich  anf  alle  Einwohner  des  Römischen  Reiches,  Bürger  nnd 
Fremde,  Freie  nnd  Scla?en.  Die  Schwurgerichte  gelten  indessen  nur  fttr 
Birger.  Wie  diese  verschiedenen  Arten  der  Gerichtsbarkeit  in  den  Cor- 
nelischen  fiesetsen  bezeichnet  werden.  Lange  Daner  derselben^Das  Gor- 
nelische  Gesetz  über  Mord.  Harne  desselben.  Die  Classen  ?on  Terbreehem, 
welche  es  aufstellte  und  die  Auslegung  der  Rechtsgelehrten,  welche  sich  an 
die  Gesetzesworte  knüpfte.  Terschnldnng  bei  der  Tödtnng  eines  Menschen. 
Zwei  Hanptgmndsätze  des  Gesetzes,  erstens,  dass  es  den  Mord  Jedes 
Menschen  verbot,  was  weitere,  uns  nicht  erhaltene  Bestimmungen  ver- 
anlassen musste,  zweitens,  dass  es  die  Absicht  der  That  gleichstellte. 

Wir  haben  über  die  eine  Gruppe  von  Verbrechen  gesprochen, 
die  politischen,  die  es  nur  bei  dem  regierenden  Stande  der  Se- 
natoren gab.  Sie  hatte  schon  vor  Sulla  in  den  Bereich  des 
Schwurgerichtes  gehört  oder  vielmehr  sie  allein  war  von  Ge- 
schworenen entschieden  worden.  Sulla  traf  grosse  Veränderun- 
gen in  der  Form  dieses  Schwurgerichts ;  aber  in  Bezug  auf  die 
Begriffsbestimmung  der  politischen  Verbrechen  schuf  er  wenig 
Neues:  nur  das  schon  früher  bestehende  Majestätsverbrechen  er- 
weiterte er  und  benutzte  es  als  Mittel,  um  eine  strengere  Ver- 
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2  Sullas  AeDderongen  in  Bezug  auf  Amtsverbrechen. 

antwortlichkeit  der  Beamten  herbeizuführen.  Die  Folge  war, 
dass  das  bisher  bestehende  Gesetz  über  Amtsverbrechen,  von 
dem  das  Verbrechen  der  Erpressung  oder  der  Repetunden  schon 
immer  einen  wichtigen  Theil  ausgemacht  hatte,  sich  mehr  und 
mehr  auf  dieses  beschränkte.  Nur  Amtserschleichung  gehörte 
noch  dazu.  Gewaltthätigkeit  kam,  da  der  Begriff  derselben  nahe 
mit  dem  der  Majestätsverletzung  verwandt  war,  gewiss  selten 
zur  Anklage.  Mithin  gab  es  unter  den  Amtsverbrechen  im  wei- 
teren Sinne  zwei  Classen,  welche  schon  vor  Sulla  bestanden 
hatten,  erstens  die  der  in  dem  alten  Gesetze  enthaltenen,  haupt- 
sächlich Erpressung,  zweitens  die  der  Majestäts Verletzung,  der 
sich  Gewaltthätigkeit  anschloss.  Wir  haben  vermuthet*),  dass 
vor  Sulla  zwei  Prätoren  für  die  Leitung  der  Schwurgerichte  notli- 
wendig  geworden  waren,  also  auch  zwei  neben  einander  best^ 
hende  Gerichtshöfe.  Es  ist  kein  Grund  vorhanden,  weshalb 
Sulla  dies  verändert  haben  soll:  wir  werden  später  den  Beweis 
führen,  dass  es  nach  seiner  Gerichtsordnung  zwei  Gerichtshöfe 
für  Amtsverbrechen  gab. 

Weit  schöpferischer  war  Sulla  in  Allem,  was  die  „gemeinen 
Verbrechen",  wie  wir  sie  nennen,  betraf. '')  Die  bisherigen 
Schwurgerichte  hatten  mit  ihnen  nichts  zu  thun.  Criminalrichter 
waren  die  Prätoren  mit  dem  von  ihnen  selbst  gewählten  Bei- 
rathe  gewesen,  und  zwar  wenn  der  Verbrecher  gestand  oder  auf 
der  That  ertappt  war,  selbständig,  so  dass  nur  ein  Verfahren  in 
iure  stattfand.  War  die  Schuld  nicht  offenbar,  so  hatte  bei  Rö- 
mischen Bürgern,  im  Falle  dieselben  es  verlangten  und  bei  dem 
Römischen  Volke  Beistand  fanden,  eigentlich  ein  Provocations- 
verfahren  stattzufinden,  in  dem  das  Volk  das  Urtheil  fällte. 
Dies  Urtheil  hatte  der  Vorsitzende  Prätor  dann  in  einem  erneu- 
ten Verfahren  in  iure  auszusprechen  und  zu  vollziehen.  AllmäUg 
war  dies  Befragen  des  Volkes  ausser  Gebrauch  gekommen,  and 
dafür  eine  Uebereinstimmung  mit  den  Volkstribunen  eingetreten : 
dadurch  wurde  die  Provocation  ersetzt,  ohne  dass  der  Grund- 
satz von  der  höchsten  richterlichen  Gewalt  des  Volkes  erlosch. 


a)  Siehe  Bd.  U,  1,  257. 

b)  Mau  vergleiche  besonders  Bd.  II,  1,  285  flgd. 
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Es  fand  kein  eigentliches  Verfahren  in  ivdicio  statt,  sondern  in 
iure  durch  eine  mildere,  ausserordentliche  Strafe  geschah  der 
Gerechtigkeit  Genüge.  Bei  Nichtbfirgern  war  von  keinen  Schran- 
ken des  Prätors  die  Rede.  Als  Richtschnur  für  den  Beamten 
galten  beim  Verhängen  der  Strafe  die  alten  strengen  Gesetze 
der  zwölf  Tafeln :  es  ist  kein  seit  jener  Zeit  bis  auf  Sulla  er- 
lassenes allgemeineres  Gesetz  über  Verbrechen  bekannt  Ein- 
zelne Bestimmungen ,  hauptsächlich  über  die  Form  des  Verfah- 
rens, mögen  theils  durch  Senats-,  theils  durch  Volksbeschlüsse 
erlassen  worden  sein.  So  haben  wir  z.  B.  einen  Seuats- 
bescbluss,  welcher  die  Zeugenaussagen  von  Sciaven  gegen  ihre 
Herren  bei  Capitalverbrechen  verbot,  erwähnt.*)  Die  Grund- 
lage aber  blieben  die  zwölf  Tafeln.  Vieles  war  durch  die  Sitte, 
Vieles  auch  durch  andere  Gesetze  geändert  worden,  wie  z.  B. 
die  Provocationsgesetze  der  späteren  Zeit  mildernde  Bestimmun- 
gen über  die  Art  der  Hinrichtung  bei  Römischen  Bürgern  gege- 
ben hatten.  Der  stetige  Einfluss  der  Volkstribunen,  die  Zeit 
selber  hatten  Rechtsgewohuheiten  begründet,  welchen  sich  kein 
Beamter  entziehen  konnte.  Aber  es  kam  darauf  an,  die- 
selben in  Gesetze  zusammenzufassen  und  mit  den  Bedürfnissen 
der  Zeit  in  Einklang  zu  bringen.  Dies  hat  Sulla  unternommen 
and  sich  damit  ein  unvergängliches  Verdienst  um  den  Römischen 
Staat  erworben.  Seine  Verfassungsgesetze  wurden  sehr  bald 
aufgehoben  und  es  blieb  von  ihnen  hur  das  Andenken ,  dass  er 
vergeblich  versucht  hatte,  den  Staat  auf  den  alten,  morsch  ge- 
wordenen Grundlagen  zu  erneuern:  seine  Gesetze  über  Amts- 
verbrechen mussten  geschärft  werden  und  der  Umsturz  der  Re- 
publik zerstörte  ihren  Charakter;  aber  seine  Gesetze  über 
gemeine  Verbrechen  überdauerten  die  Republik,  und  sind  in  ähn- 
licher Weise,  wie  einst  die  zwölf  Tafeln,  die  Grundlage  geblie- 
ben, auf  der  Jahrhunderte  lang  die  menschliche  Gesellschaft 
Sicherheit  für  Leben  und  Eigenthum  fand.  Sie  sind  ein  wun- 
derbares Denkmal  juristischer  Geschicklichkeit,  welche  Gesetze 
neu  schuf  und  sogleich  für. lange  Zeiten  zur  Vollendung  brachte. 
Die  Veranlassung  zu  seinen  Gesetzen  fand  Sulla  in  der  Ver- 


a)  S.  Bd.  U,  1,  391. 

1* 
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wirrung  der  vorhergehenden  Zeiten.     Jeder  Bürgerkrieg  fuhrt 
zur  Entsittlichung :  der  zwischen  der  Volkspartei  und  dem  Senate 
musste  um  so  gefährlichere  Wirkungen  haben,  als  die  nntereo 
Schichten  der  Bevölkerung  aufgeregt  und  aus  Parteiinteresseu 
zu  allen  Lastern  augeleitet  wurden.    Schon  der  Beginn  desselben. 
als  nach  dem  Weggange  Sullas  die  Marianer  die  Stadt  Rom  be- 
lagerten, bietet  ein  erschreckendes  Bild  der  Zügellosigkeit  dar; 
die  Sclaven  entliefen  haufenweise  ihren  Herren  und  mischten  in 
das  politische  Blutbad  die  niedrigsten  Leidenschaften  aller  Art: 
der  Consul  Cinna  sah  sich  am  Ende  genöthigt,  um  nicht  alle 
gesellschaftliche  Ordnung  untergehen  zu  lassen,  eben  jene  Sclaveo, 
deren  er  sich    anfänglich  bedient  hatte,   sämmtlich   tödten  zu 
lassen*).   Dadurch  wird  die  öffentliche  Sicherheit  wenig  gewonnen 
haben.    Denn  es  folgte  die  schrankenlose  Herrschaft  des  Volkes« 
damals  um  so  verderblicher,   weil  die  Gewalthaber  ihr  schmei- 
chelten, um  theils  ihre  Feinde  zu  bestrafen,  theils  sich  gegen 
deren   drohenden  Angriff  zu  rüsten ;  später  der  entsittlicbende, 
mit  allen  Mitteln    der  Gewalt  und  List  geführte  Bürgerkrieg. 
Sulla  fand,  als  er  die  Macht  im  Senate  erlangte,  vollständige 
Verwilderung  der  gesellschaftlichen  Zustände  vor  und  er  ver- 
mehrte sie  noch,  zwar  nicht  durch  einzelne  Acte  der  Grausam- 
keit, aber  auf  gesetzliche  Weise.    Er  löste  bei  seiner  Proscription 
alle    Bande    der  Gesellschaft:    er    verhiess   Belohnungen  oder 
drohte  Strafen  Allen,  die  einen  Geächteten  tödten  oder  schätzen 
würden,  ohne  dabei  die  Kinder,  Verwandten,  Angehörigen,  Scla- 
ven auszunehmen.     Die   Aechtung  selbst   erfolgte  ohne  Unter- 
suchung; daher  Viele  aus  Versehen  oder  nur  ihres  Reichthums 
halber  oder  aus  Privatfeindschaft  oder  endlich  erst  nach  ihrer 
Hinrichtung  auf  die  Aechtungstafeln  gesetzt  wurden.    Die  G^ 
setzlosigkeit  und  die  Menge  der  Verbrechen  jeder  Art  musste 
dadurch  den  höchsten  Grad  erreichen.   Dennoch  fanden  Gerichte 
nicht  statt.    Cicero  sagt  ausdrücklich  in  seiner  80  v.  Chr.  g^ 
haltenen  Vertheidigungsrede  für   Sex.  Roscius^),  es  sei  dieser 


a)  App.  bell.  civ.  I,  74. 

b)  Cic.  p.  Sex.  Rose.  5,  11  Longo  intervallo  iudicium  inter  sicario^ 
hoc  primuiD  committitur ,  cum  interea  caedes  ludigDissimae  maximaei^oe 
factae  sint.     Vergl.  Bd.  II,  1,  306. 


Sie  gelten  für  alle  Bewohner  des  Reiches.  5 

Process  über  Mord  der  erste,  der  seit  langer  Unterbrechung  ge- 
führt werde  9  trotzdem  dass  inzwischen  die  grössten  Mordthaten 
begangen  worden  seien. 

Sulla  erkannte,  als  er  die  bürgerliche  Gesellschaft  zu  be- 
festigen unternahm,  die  Nothwendigkeit  einer  neuen  Gesetzge- 
bung über  die  „gemeinen  Verbrechen",  und  zwar  für  alle  Stände 
und  Classen  der  Einwohner  des  Römischen  Reiches.  Cicero  er- 
zählt einmal*),  der  Volkstribun  Servilius  Glaucia  habe  dem 
Volke  die  Regel  gegeben,  bei  dem  Vorlesen  eines  neuen  Gesetzes 
immer  auf  die  erste  Zeile  zu  achten:  wenn  es  in  ihr  Messe: 
„der  Dictator,  Consul,  Prätor,  Reiteroberst  u.  s.  w.",  brauche  es 
sich  nicht  darum  zu  kümmern,  es  gehe  das  Volk  nicht  an :  wenn 
es  dagegen  heisse:  „Jeder,  der  nach  diesem  Gesetze  u.  s.  w.", 
solle  es  sich  in  Acht  nehmen,  um  nicht  einem  neuen  Processe 
unterworfen  zu  werden.  Man  unterschied  also  schon  vor  Sulla 
zwei  Arten  von  Gesetzen.  Die  eine  bezog  sich  nur  auf  die  Be- 
amten: sie  war  durch  die  Gesetze  über  Amtsverbrechen  zahl- 
reich geworden.  Die  andere  umfasste  alle  Bürger  oder  alle 
Staatsangehörigen.  Zu  ihnen  gehörten  Sullas  Gesetze  über  die 
gemeinen  Verbrechen.  Es  ergiebt  sich  dies  schon  aus  den  Ge- 
setzesworten selbst:  es  heisst  in  ihnen:  „Wer  dies  oder  jenes 
getban  hat,  der  soll  zur  Untersuchung  gezogen  werden'',  ohne 
dass  eines  Standes  oder  einer  anderen  Eigenschaft  Erwähnung 
geschieht  Am  deutlichsten  erläutert  dies  Cicero,  wo  er  in  sei- 
ner Vertheidigungsrede  für  A.  Cluentius  den  Unterschied  zwischen 
zwei  Paragraphen  des  Coruelischen  Gesetzes  über  Mord  ausein- 
andersetzt.   Der  eine  Paragraph  bezog  sich  auf  Giftmord*^):  „Je- 


a)  Cic.  p.  Rab.  Post.  6,  14  Gianda  solebat,  homo  impuras,  sed  tarnen 
acutus,  populum  monere  nt,  cum  lex  aliqua  recitaretur,  primum  versum 
ättenderet:  si  esset  dictator  consul  praetor  magister  equitum  ne  laboraret, 
sdret  nihil  ad  se  pertinere:  sin  esset  quicunque  post  hanc  legem,  videret 
De  qna  oova  qnaestione  aliigaretur.    Vergl.  Bd.  II,  1,  134. 

b)  Cic.  p.  Cluent  54,  148  lubet  lex  ea,  qna  lege  haec  quaestio  con- 
stituta  est,  iudicem  qnaestionis,  hoc  est  Q.  Voconinm,  cum  iis  iudicibns, 
qui  ei  obvenerint  (vos  appellat,  iudices)  qnaerere  de  veneno.  In  quem 
quaerere?  Infinitnm  est:  quicunque  fecerit,  tendiderit,  emerii,  habuerit,  de- 
derit.  Quid  eadem  lex  statim  adinngit?  Recita.  Deque  eius  capite  quae- 
n<o.    Cuius?  qui  coierit,    convenerit?  Non  est  ita.    Quid   ergo  est?   Die: 


6  Nicht  alle  Verbrecher  kommen  vor  die  Schwurgerichte. 

der,  der  Gift  bereitet,  verkauft,  gekauft,  gehabt,  gegeben  bat/' 
Dieser  Ausdruck  ist  „unbegrenzt''   Durch  ihn  werden  alle  „Män- 
ner, Frauen,  Freie,  Sclaven"  umfasst  und  dem  Gerichte  zuge- 
wiesen.   Dagegen  in  den  Gesetzen  über  Amtsverbrechen  werden, 
wie  man  auch   aus  dem  Acilischen  Gesetze  ersieht,  zuerst  alle 
Beamte  aufgezählt  und  dann  ein  die  Senatoren  umfassender  Aus- 
druck hinzugefügt:  es  werden  also  die  nicht  regierenden  Stände 
ausgeschlossen.     Sullas  Gesetze  über  gemeine  Verbrechen  um- 
fassten  mithin    alle  £inwohner   des  Staates,   ohne  Unterschied 
von  Hoch  und  Niedrig,  Arm  und  Reich,  Bürger  oder  Nichtburger 
wurden  für  Alle  gemeinsam  die  gleichen  Bestimmungen  erlassen. 
Es  hiess  in  denselben,  wie  die   so  eben  angeführte  Stelle 
Ciceros  beweist,   der  Prätor    solle  mit  den  ihm   zugewiesenen 
Richtern  die  Untersuchung  fuhren.    Ferner  heisst  es,  der  Pro- 
cess  gegen  Cluentius,  der  vor  Sullanischen  Geschworenen  gefuhrt 
wurde,  werde  nach  eben  diesem  Gesetze  geregelt.     Man  könnte 
daraus  den  Schluss  ziehen,  dass  auch  Nichtburger  und  Sclaven 
ihr  Urtheil  von  Geschwornengerichten   empfangen  hätten.    Di^ 
ser  Schluss  würde  unrichtig  sein.   Es  ist  uns  kein  Fall  bekannt, 
dass  ein  Nichtburger  oder  gar  ein  Sclave  vor  das  Schwui^ericht 
gestellt  worden  ist,   noch   wird  uns  überliefert,  dass  in  Bezog 
auf  sie   die  früher  unbeschränkte  richterliche  Befugniss  der  B^ 
amten  durch  Sulla  geschmälert  worden  sei.  Freigelassene,  wenn 
sie  Römische  Bürger  geworden  waren,  kamen  allerdings  vor  das 
Schwurgericht.     Wir  kennen  aus  Cicero*)  den  Process  des  Sca- 
mander,  des  Freigelassenen  der  Fabricier,  der  wegen  Giftmische- 
rei   verklagt   wurde.     Solche   Freigelassene    genossen  mit  den 


Qui  Iribunut  tniUium  iegionibus  quaUuor  pHmts  qmve  quaestor  iribvma  fit- 
bU,  Deinceps  omnes  magistratus  nominavit.  quive  tu  senatu  tenientiam 
dixit  dixerit.  Quid  tum?  Qui  eorum  coit  coierit  convenit  convenerit  quo 
qui$  iudicio  publico  condemnareiur.  Qui  eorum.  Quorum?  Videlicet  qui 
supra  scripti  sunt.  Quid  intersit,  utro  modo  scriptum  sit,  etsi  est  apertum, 
ipsa  tarnen  lex  dos  docct.  Ubi  enim  omnes  mortales  alligat,  ita  loquitor 
qui  venenum  malum  fedt  fecerit.  Omues  viri,  muliores,  liberi,  servi  in  iu- 
dicium  vocantur.  Si  idem  de  coitione  voluisset,  adiuDxisset  ^«itre  roierii. 
Nunc  ita  est  Üeque  eins  capite  quaerilo,  qui  magisiralum  kabuenl  ittre  se- 
natu senleniiam  dixerit,  qui  eorum  coierit, 
a)  Cic.  p.  Cluent.  17,  49  flgd. 
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ubrigeD  Vorrechten  des  fiürgerthums  auch  diesen  Vortheil,  hatten 
das  Recht  der  Provoeation  und  kamen  nach  Sullas  Gesetzen  vor 
das  Schwurgericht.  Aber  dass  Nichtbürger  und  Sclaven  von 
Geschworenen  gerichtet  worden  seien,  ist  undenkbar.  Ich  will 
nicht  von  den  Sclaven  sprechen,  deren  Verhältnisse,  weil  sie 
nicht  als  selbständige  Personen  galten ,  besonderer  Art  waren : 
selbst  dass  die  Nichtbürger  vor  das  Schwurgericht  gekommen 
seien,  ist  schon  äusserer  Verhältnisse  halber  unmöglich.  Es  gab 
nur  ein  Schwurgericht,  nämlich  das  in  Rom.  Dies  konnte  f&r 
alle  freien  Einwohner  des  Römischen  Reiches,  welche  gemeiner 
Verbrechen  angeklagt  wurden,  nicht  genügen.  Ausserdem  be- 
stand in  den  Provinzen  die  Gerichtsbarkeit  der  Statthalter  un- 
geschmälert, ebenso  in  Italien,  das  bis  zum  Vatinischen  Gesetze 
wie  die  übrigen  Provinzen  behandelt  und  jährlich  an  einen  oder 
mehrere  Beamte  vertheilt  wurde.*)  Indessen  auch  die  Nicht- 
bürger der  Stadt  Rom  kamen  niemals  vor  die  Geschworenen. 
Wollte  man  dies  annehmen,  so  müsste  das  Vorrecht  der  Rö- 
mischen Bürger  in  Bezug  auf  Provocation  von  Sulla  aufgehoben 
worden  sein:  es  bestand  aber  und  wurde  fortwährend  als  ein 
besonderer  Vorzug  gepriesen.  Ferner  müsste  man  denken,  das 
Gesetz  sei  undeutlich  abgefasst.  Denn  wo  die  von  ihm  Getroffe- 
nen aufgezählt  werden,  heisst  es  allgemein  ohne  Hinzufagung 
emer  örtlichen  Begrenzung :  Jeder,  der  das  Verbrechen  begangen 
hätte,  solle  die  Untersuchung  zu  bestehen  haben'';  in  anderen 
Gesetzen,  wo  es  einer  solchen  Begrenzung  bedarf,  wird  „in  der 
Stadt  Rom"  oder  „in  dieser  oder  jener  Provinz"  hinzugefügt.*) 
Mithin  muss  in  den  Worten  selbst  die  nothwendige  Be- 
scbränkung  liegen.  Es  heisst,  der  Richter  des  Gerichtshofes 
(iudex  quaestionü)  solle  die  Untersuchung  fuhren.  Dieser  aber 
ist  in  Rom  entweder  der  durch  das  Loos  dazu  bestimmte  Prätor 
oder  ein  an  seiner  Stelle  eingesetzter  Beamter,  in  Italien  und 
den  Provinzen  der  jedesmalige  Statthalter.  Das  Gesetz  braucht 
mit  Absicht  einen  allgemeinen  Ausdruck,  um  den  Vorsteher  eines 
jeden  Gerichtshofes  zu  bezeichnen:  es  kann  daher  auch  bei  der 
Bezeichnung  der  Verbrecher  sich  allgemein  ausdrücken.    Wenn 


a)  Vergl.  Bd.  II,  1,  290. 


8  BezeichnoDg  dieses  Unterschiedes  in  den  Gesetzen. 

es  heisst,  dieser  Gerichtsvorstand  solle  mit  den  Richtern,  welche 
ihm  zugefallen  sind,  die  Untersuchung  führen,  so  ist  auch  dieser 
Ausdruck  ganz  allgemein:  er  kann  sowohl  den  selbstgewählten 
Beirath,  welchen  jeder  Richter  hat,  als  auch  die  Geschworenen, 
welche  ihm  als  nothwendig  durch  das  Gesetz  beigeordnet  sind, 
bezeichnen.    Die  Letzteren  werden  durch  das  Loos  oder  den  Zu- 
fall ausgewählt :  auch  bei  dem  Beirathe  ist  dies  der  Fall.   Denn 
obwohl  er  von  dem  Beamten  selbst  erlesen  wird,  sind  ihm  doch 
die  Personen,  aus  denen  er  wählen  kann  oder  die  er  der  Sitte 
nach  wählen  muss,  durch  den  Zufall  gegeben.    Auch  dieser  Aus- 
druck stimmt  zu   der  allgemeinen  Bezeichnung  der  Verbrecher. 
Er  passt  selbst  für  die  doppelte  Thätigkeit  der  Römischen  Pr&- 
toren,  welche  bei  dem  Processe  von  Römischen  Bürgern,  wenn 
ein  Geständniss  oder  Ergreifung  auf  frischer  That  erfolgte,  und 
bei  der  Anklage  von  Nichtbürgem  selbständig,  ohne  Zuziehung 
von  Geschworenen,  aber  natürlich  nach  Anhörung  ihres  Beirathes 
entschieden,  dagegen  wenn  bei  Römischen« Bürgern  ein  gericht- 
liches Urtheil  nothwendig  war,  an  den  Wahrspruch  des  Schwur- 
gerichtes gebunden  waren.    Man  darf  aus  den  uns  überlieferten 
Gesetzesworten  auf  keine  Veränderung  in  den  Hauptgrundsätzen 
des  Römischen  Rechtes,  weder  in  Bezug  auf  den  Unterschied 
zwischen  Rom  und  den  Provinzen,  noch  auf  den  zwischen  Bur- 
gern und  Nichtbürgern ,  noch  endlich  auf  eine  Schmälerung  der 
Vorrechte  des  Bürgerthums  selbst  schliessen. 

Diese  Allgemeinheit  der  Comelischen  Gesetze  über  „gemeine 
Verbrechen^'  ist  sehr  bemerkenswerth.  Es  erklärt  sich  daraus 
ihre  lange  Dauer,  wie  sie  auch  in  der  Kaiserzeit,  als  die  Ver- 
hältnisse der  Provinzen  sich  änderten  und  das  Bürgerrecht  auf 
immer  weitere  Kreise  ausgedehnt  wurde,  in  Geltung  blieben  und 
die  Grundlage  bildeten,  an  welche  sich  die  durch  die  Verände- 
rung der  Gesellschaft  hervorgerufenen  Erklärungen  und  Erweite- 
rungen ansetzten.  Sullas  Gesetze  umfassten  zum  ersten  Male 
alle  Einwohner  des  Römischen  Reiches  und  schufen  dadurch  eine 
Einheit,  an  welche  sich  die  weitere  Entwickelung  knüpfen  konnte. 
Durch  diesen  Charakter  muss  auch  ihr  Inhalt  bedingt  worden 
sein.  Vergleichen  wir  sie  z.  B.  mit  dem  Acilischen  Gesetze, 
welches  wir  aus  den  uns  erhaltenen  Ueberresten  am  genauesten 
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kennen.  Jenes,  das  nur  far  den  regierenden  Stand  des  Römi- 
schen Staates  galt,  enthielt  zuerst  den  Begriff  des  Verbrechens 
und  knüpfte  daran  Vorschriften  über  die  Form  des  Verfahrens. 
Dieser  letzte  Theil  kann  in  den  Cornelischen  Gesetzen  über  „ge- 
meine Verbrechen '^  nicht  enthalten  gewesen  sein,  muss  wenig- 
stens einen  besonderen  Abschnitt  gebildet  haben.  Denn  der  Be- 
griff des  Verbrechens  war  in  ihnen  ein  allgemeiner:  die  Fällung 
des  Urtheils  erfolgte  in  sehr  verschiedenen  Formen  und  wir  ha- 
ben nur  Nachricht,  dass  Sulla  über  eine  dieser  Formen,  nämlich 
über  das  Verfahren  vor  dem  Schwurgerichte,  Anordnungen  traf, 
die  übrigen  liess  er  unverändert. 

Von  den  Snllanischen  Gesetzen  über  „gemeine  Verbrechen'^ 
wird  an  erster  Stelle  angeführt  das  über  Mord  und  Giftmischerei 
(de  ikariis  et  veneßcis).  Dies  ist  der  vollständige  Name  des- 
selben*), der  aber  zuweilen  auch  so  abgekürzt  wird,  dass  es 
nur  „Gesetz  über  Mord"  heisst.*»)  In  der  Regel  werden  die  ein- 
zelnen Theile  desselben  unterschieden  und  dann  heisst  „Gesetz 
über  Mord"  deijenige  Theil,  welcher  über  dies  besondere  Ver- 
brechen handelt)  Es  bezieht  sich  dieses  Gesetz  zunächst  auf 
vier  Classen  von  Verbrechern.  Die  erste  Classe  ist  die  der  Mör- 
der (sicarii)  und  von  ihr  handelte  das  erste  Capitel.  Die  Ge- 
setzesworte mögen  etwa  folgende  gewesen  sein:  der  Prätor  oder 
der  Richter  des  Gerichtshofes,  dem  die  Untersuchung  über  Mör- 
der zugefallen  ist,  solle  mit  den  Richtern,  welche  ihm  nach  dem 
Gesetze  zugefallen  sind,  eine  Untersuchung  anstellen  über  das 
Caput  desjenigen,   der  mit  einer  Waffe  umhergegangen  sei,  um 


a)  Wie  er  sich  z.  B.  findet  in  der  Ueberschrift  von  Dig.  de  sicariis  et 
veneficis  (XLYIII,  8),  Coilat.  I,  2  Paolns  qaoqne  libro  qainto  sententianim 
sab  titnlo  ad  legem  Corneliam  de  sicariis  et  veneficis  und  §  3  Ulpianus 
libro  VII  de  officio  proconsniis  sub  titulo  de  sicariis  et  veneficis.  Ebenso 
ibid.  tit  8,  4.    Paul,  tit  23  und  sonst  öfters. 

b)  So  heisst  es  Inst.  lY,  18,  5  Item  lex  Cornelia  de  sicariis,  qnae  ho- 
micldas  ultorc  ferro  perseqiiitur  u.  s.  w.  Nachber  Eadem  lege  et  venefici 
capite  damnantar.  Aehnlich  bei  Ulpian  1.  4  Dig.  ad  leg.  Gorn.  de  sie. 
(XLVUI,  8),  LH  Cod.  de  bis  qui  accnsare  (IX,  1).  Wir  werden  im  Ver- 
laufe miserer  Untersuchung  andere  Fälle  und  Stellen  anfuhren. 

c)  So  z.  B.  Cod.  IX,  16,  wo  nur  Bestimmungen  über  Mord  angeführt 
werden. 
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einen  Menschen  zu  tödten  oder  einen  Diebstahl  zu  begeben,  oder 
einen  Menschen  getödtet  hätte,  sobald  dies  in  böser  Absicht  ge- 
schehen sei.  Dieser  Inhalt  ergiebt  sich  ungefähr  aus  einer  An- 
führung der  Worte,  wie  sie  uns  durch  den  Bericht  Ulpians  er- 
halten sind.*)  Es  werden  also  zwei  Classen  von  Verbrechern 
unterschieden.  Die  erste  besteht  aus  denjenigen,  welche  am 
einen  Menschen  zu  tödten  oder  einen  Diebstahl  zu  begehen  mit 
einer  Waffe  umherwandeln  (hominis  occidendi  furtive  faciendi 
causa  cum  telo  ambulant).  Denn  diese  Worte  ergeben  sich  aas 
der  fast  einstimmigen  Ueberlieferung,  welche  durch  die  zur  Be- 
zeichnung der  zweiten  Classe  von  Verbrechern  gebrauchten  Aas- 
drücke bestätigt  wird.^)  Mit  gleicher  Beständigkeit  wird  dage 
gen ,  wo  von  Vergiftung  die  Rede  ist ,  der  Ausdruck  „morden" 
(necare)  gebraucht.  **)  Die  zweite  Classe  von  Verbrechern  sind 
diejenigen,  welche  einen  Menschen  getödtet  haben  und  bei  ihnen 
wird   als  wesentliche  Bedingung  hinzugefugt  die  böse  Absicht- 


a)  Collat.  I,  3  Capite  primo  legis  Comeliae  de  sicariis  cavetur,  ut  is 
praetor  iudexve  quaestionis,  cui  sorte  obvenerit  quaestio  de  sicariis,  eius 
quod  in  urbe  Roma  propiusve  mille  passas  factum  sit,  uti  quaerat  cum  iis 
iudicibus,  qui  ei  ex  lege  sorte  obvenerint,  de  capite  eius,  qui  cum  telo 
ambulaverit  hominis  necandi  furtive  faciendi  causa  hominemve  occideiit 
cuius  id  dolo  male  factum  faerit  Dabei  ist  indessen  die  Auseinander- 
setzung in  Anmerk.  1  zu  berücksichtigen. 

b)  In  den  Inst.  IV,  18,  5  heisst  es  Item  lex  Cornelia  de  sicariis,  quae 
homicidas  ultore  ferro  persequitur  vel  eos  qui  hominis  occidendi  causa  com 
telo  ambulant;  Marcian  in  1.  1  Dig.  ad  leg.  Corn.  de  sicariis  (XLYllI,  8} 
Lege  Cornelia  de  sicariis  et  veneficis  tenetur,  qui  hominem  occiderit-quive 
hominis  occidendi  furtive  faciendi  causa  cum  telo  ambulaverit;  Claudios 
Severinus  in  1.  16,  8  Dig.  de  poen.  (XLVIII,  19)  quamquam  lex  non  minus 
eum,  qui  occidendi  hominis  causa  cum  telo  fuent  quam  eum  qui  occiderit 
puniat;  Cic.  p.  Mil.  4,  11  dat  ipsa  lex  potestatem  defendendi,  quae  noo 
hominem  occidi,  sed  esse  cum  telo  hominis  occidendi  causa  vetat;  id.  p. 
Rah.  6,  19  Nisi  vero  interesse  aliquid  putas  inter  eum,  qui  hominem  ocd- 
dit  et  eum,  qui  cum  telo  occidendi  hominis  causa  fuit  Dagegen  necandi 
hominis  causa  findet  sich  in  Collat.  1,  3  an  der  kurz  zuvor  angefahrten 
Stelle  und  Cod.  IX,  16,  7  Is  qui  cum  telo  ambulaverit  hominis  oecandi 
causa,  sicuti  is,  qui  hominem  occiderit  vel  cuius  dolo  malo  factum  erit 
commissum,  legis  Comeliae  de  sicariis  poena  coercetur.  Unentschieden 
bleibt  der  Ausdruck  in  Coli.  I,  2;  VIII,  4  und  Paul.  V,  23. 

c)  Man  sehe  z.  B.  Marcian  in  1.  3  Dig.  1.  1.;  Coli,  und  Paul,  an  den 
eben  angeführten  Stellen. 
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Der  gemeinschaftliche  Namen  beider  Classen  von  Ver- 
brechern war  gicariusy  der  indessen  ausser  der  Ueberschrift 
im  Gesetze  selbst  nicht  vorgekommen  zu  sein  scheint.  Es 
war  wirklich  ein  von  Sulla  zuerst  angewandter  Kunstaus- 
dnick,  den  er  ans  Noth  wählte,  weil  es  keinen  andern  gab. 
Noch  Quintilian  erklärt,  missbräuchlich  nenne  mau  sicarius  den- 
jenigen, der  mit  irgend  einer  Waife  Jemanden  getödtet  habe.*) 
Eigentlich  heisst  so  derjenige,  welcher  öfters  und  gleichsam  ge- 
werbsmässig vermittelst  eines  gekrümmten  Dolches  (dca)  Men- 
schen tödtet  in  älterer  Zeit  war  der  Mord  ein  in  Rom  selte- 
nes Verbrechen  gewesen,  so  dass  es  dafür  keinen  besonderen 
Aasdruck  gab.  Erst  die  politischen  Kämpfe  des  Senates  und 
der  Volkspartei  hatte  eine  Classe  von  Leuten  hervorgerufen,  die 
durch  Mord  theils  ihre  eigenen  Leidenschaften  befriedigten,  theils 
Anderen  dienten,  und  der  Krieg  der  Marianer  und  Sullaner  hatte 
das  Uebel  um  so  mehr  gesteigert,  als  gesetzlich  grosse  Beloh- 
nungen auf  die  Ermordung  der  Geächteten  gesetzt  wurden.  Die- 
sen Zuständen  entnahm  Sulla  jenen  Ausdruck  und  deshalb  be- 
gann er  sein  Gesetz  mit  Worten,  welche  eigentlich  auf  gewerbs- 
mässige Meuchelmörder  passten.  Vernünftiger  Weise  hätte  er 
sonst  mit  dem  allgemeineren  Begriffe  des  Mörders  anfangen  und 
dann  erst  den  Meuchelmörder  erwähnen  müssen,  wie  es  in  der 
Darstellung  der  Institutionen'*)  geschieht.  So  kam  es,  dass  w- 
carius  neben  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  noch  die  juristi- 
sche desjenigen  erhielt,  der  gegen  das  Comelische  verstiess.  Die 
spätere  Zeit  fühlte  diesen  Mangel.  Sie  erfand  deshalb  das  Wort 
homicida.  Es  w^urde  zuerst  von  Cicero  in  einer  seiner  späte- 
sten Reden  gebraucht ''),  in  Bezug  auf  die  Mörder  Cäsars.  Er 
schliesst  sich  an  die  Worte  des  Cornelischen  Gesetzes  an  und 


a)  Qmnt.  X,  1,  12  Nam  per  abusioiiem  sicarios  etiam  omnes  vocamns, 
qui  caedem  tele  qaocnnque  commiserint. 

b)  Inst.  IV,  18,  5.    S.  oben  S.  10. 

c)  Gic.  Phil.  li,  12,  30  Nunquamne  intelliges  statuendum  tibi  esse, 
utrum  illi,  qui  istam  rem  gessenint,  homicidae  sint  an  vindices  libertatis? 
^d  bald  nachher  confiteor  eos,  nisi  liberatores  popali  Romani  conservato- 
^ne  rei  pablicae  sint,  plus  quam  sicarios,  plus  quam  homicidas,  plus 
etiam  quam  parricidas  esse. 
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versteht  unter  homiclda  denjenigen,  der  Jemanden  wklich 
tödtet,  nicht  bloss  ihm  auflauert.  In  diesem  Sinne  braueben  auch 
spätere  Rechtslehrer  das  Wort*),  und  unterscheiden  demna«h, 
als  im  Cornelischen  Gesetze  bezeichnet,  die  zwei  von  uns  ange- 
führten Classen  von  Verbrechern,  die  eigentlichen  sicarii  und 
die  homicidae,^) 

Die  allgemeine  Fassung  des  Cornelischen  Gesetzes  befähigte 
es,    vermöge  der  juristischen  Auslegung  eine  lange  Dauer  zn 
haben.    Zuerst  erklärte  man  den  Ausdruck  Waffe  (telum),  der 
aus  dem  älteren  Rechte  der  zwölf  Tafeln  entnommen  war. '^)  Man 
verstand  darunter  jede  mögliche  W^affe,   sogar  Steine,  Holz  und 
anderes  O9  womit  man  Schaden  thun  kann.   Das  Wort  ambulart 
war  ebenfalls  mit  Absicht  gewählt.   Es  bedeutete  nicht  nur  den- 
jenigen, der  gewerbsmässig  als  Bandit  mit  Waffen  umherging, 
also  den  eigentlichen  sicariua^    sondern  überhaupt  Jeden,  der 
eine  Waffe  bei  sich  trug,   um  damit  einen  Andern  zu  tödten. 
Denn  an  mehreren  Stellen'  wird   als  gleichbedeutend  angefahrt 
„mit  einer  Waffe  sein''^)  und  Cicero   sagt,  Antonius'  Freunde, 
die  mit  Dolchen  bewaffnet  vor  den  Augen  des  Senates  sich  be- 
wegten, seien  ohne  Zweifel  als  Meuchelmörder  zu  betrachten.  0 
Daher  kommt  es,  dass  schon  der  Versuch  des  Mordes  nach  dem 
Cornelischen  Gesetze  gleich  der  That  selbst  bestraft  wird:  wer 
irgend  eine  Waffe  hat  in  der  Absicht,  damit  einen  Mord  zu  be- 
gehen,   wird  gleich  demjenigen,   welcher  einen  Mord  selbst  be- 
geht, betrachtet.    Dies  ist  eine  strenge  Bestimmung,   hervorge- 
gerufen  durch  die  Zustände  der  Sullanischen  Zeit,  in  welcher  es 


a)  Man  sehe  Inst  lY,  18,  5  an  der  S.  10  angeführten  Stelle;  PaoL 
y,  23,  2  homicida  est,  qni  aliquo  genere  teli  hominem  occidit  moitisve 
causam  praebait;  ebenso  collat  I,  4. 

b)  Man  sehe  Bd.  I,  1,  373. 

c)  Gai.  1.  233  §  2  Dig.  de  verb.  signif.  (L,  16);  1.  54  §  2  Dig.  de 
fürt.  (XLVII,  2);  Inst  IV,  15,  6;  IV,  18,  5. 

d)  Paul.  V,  23,  1  Lex  Cornelia  poenam  deportationis  infligit  iis,  qni 
hominem  occiderint  eiusve  rei  causa  fartive  faciendi  cum  tele  ftierint; 
Coli.  I,  2  und  die  S.  10  angefahrten  Stellen;  Cic.  Paradox.  4  qui  cum 
telo  fuerit. 

e)  Cic.  Phil.  II,  4,  8  qui  cum  hoc  ipso  tempore  Stent  com  gladiis  in 
conspectu  senatus,  ego  quoque  te  disertum  putabo,  si  ostenderis,  quomodo 
sis  eos  inter  sicarios  defensurus. 
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viele  gab,  die  aus  dem  Morden  ein  Gewerbe  machten,  sie  wurde 
aber  auch  später  beibehalten  und  bildete  ein  charakteristisches 
Merkmal  des  Römischen  Strafgesetzes.  Ebendaher  entstand  die 
Vorschrift,  dass  ein  Dieb,  der  bewaffnet  war,  auch  wenn  er  von 
seiner  Waffe  keinen  Gebrauch  gemacht  hatte,  dennoch  gleich 
einem  Mörder  bestraft  werden  solle,  eine  Strenge,  welche  sich 
im  alten  Römischen  Rechte  nicht  findet.*) 

Auch  bei  der  zweiten  Classe  von  Verbrechern,  den  eigent- 
lichen Mördern,  fand  die  Auslegung  der  Rechtsgelehrten  Gelegen- 
heit, das  Gesetz  zu  erweitern.  Zuerst  handelte  es  sich  um  den 
Ausdruck  „einen  Menschen  tödten'\  Darunter  konnte  nicht  bloss 
derjenige,  der  wirklich  Hand  an  Jemanden  legte,  verstanden 
werden,  sondern  überhaupt  Jeder,  der  den  Tod  Jemandes  ver- 
ursachte, und  Sulla  selbst,  der  in  den  nächsten  Paragraphen 
seines  Gesetzes  einige  besonders  hervortretende  Arten  des  Mor- 
des namhaft  machte,  gab  Anlass  zu  dieser  durch  Erklärung  her- 
beigeführten Ausdehnung.  Zweitens  verlangten  die  Worte :  „durch 
dessen  böse  Absicht  dies  geschehen  sei"  eine  Erklärung.*») 
Durch  sie  wurde  nicht  nur  derjenige  bezeichnet,  der  persönlich, 
in  der  Absicht  Jemanden  zu  tödteu,  die  That  vollbracht,  son- 
dern auch  derjenige,  auf  dessen  Geheiss  oder  Antrieb  oder  mit 
dessen  Hülfe  ein  Mord  geschehen  war.  Als  nothwendig  für  das 
Verbrechen  wird  die  böse  Absicht  (dolus  malus)  hingestellt. 
Bei  der  früheren  Classe  der  Verbrecher  war  dieser  Zusatz  nicht 
nöthig,  weil  die  böse  Absicht  in  den  Worten  „um  einen  Men- 
schen zu  tödten  oder  einen  Diebstahl  zu  begehen^'  genugsam  an- 
gedeutet war.  Sulla  unterschied  also  die  Tödtung  eines  Men- 
schen, die  unabsichtlich  geschehen  sei,  und  eine  absichtliche: 
nur  die  letztere  sollte  nach  seinem  Gesetze  strafbar  sein.  Also 
ganz  im  Sinne  des  ursprünglichen  Gesetzgebers  lautete  eine  Ent- 
scheidung des  Kaisers  Hadrian"^),  es  könne  Jemand,  der  einen 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  1,  874  flgd. 

b)  VergL  PauL  L  7  Dig.  h.  i  ex  lege  Cornelia  dolus  pro  facto  acci- 
pitor  (oämlich  wegen  der  Anfangsworte  des  Gesetzes  in  Betreff  der  eigent- 
lichen sicarii)  nee  in  hac  lege  culpa  lata  pro  dolo  accipitur;  Gollat  4,  9 
lex  ita  punit  homicidam,  si  dolo  malo  homicidium  factum  fuerit. 

c)  1.  1,  3  Dig.  ad  leg.  Com.  de  sie.  (XLVllI,  8)  Divus  Hadrianus  re- 
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Menschen  tödte,  wenn  er  dies  nicht  in  der  Absicht  zu  tödten 
begangen  hätte,  freigesprochen  werden  und  andererseits  müsse 
Jemand,  der  einen  Menschen  nicht  getodtet,  sondern  trotz  der 
Absicht  zu  tödten  nur  verwundet  habe,  gleich  einem  Mörder  ver- 
urtheilt  werden.  Denn  auf  den  Letzteren  passt  die  Bestim- 
mung, dass  derjenige  strafbar  sei,  der  um  einen  Mord  zu  be- 
gehen, eine  WaflFe  bei  sich  gehabt  habe.  In  jedem  einzelnen 
Falle  ist  der  Nachweis  der  bösen  Absicht  zur  Anwendung 
der  Strafe  des  Cornelischen  Gesetzes  nothwendig.  Mau  hat  des- 
halb angenommen ,  dass  Sulla  nur  absichtlichen  Todtschlag,  den 
er  mit  der  Strafe  seines  Gesetzes  belegte ,  und  unabsichtlichen, 
der  straflos  bleiben  sollte,  gekannt  habe:  dass  ihm  also  eine 
dritte  Art,  wo  die  Todtung  zwar  nicht  beabsichtigt  ist,  aber 
dennoch  ein  Verschulden  (culpa)  des  Thäters  vorliegt,  also  auch 
eine  diesem  Verschulden  entsprechende  Strafe  eintreten  muss, 
unbekannt  geblieben  sei.  Es  finden  sich  in  den  Schriften  der 
classischen  Rechtslehrer  Lehren  über  diese  nicht  absichtliche, 
aber  doch  eine  Verschuldung  voraussetzende  Tödtung.*)  Des- 
halb glaubte  man,  die  Kaiserzeit  habe  diese  Lehre  von  der  Ver- 
schuldung erfunden  und  insbesondere  der  Kaiser  Hadrian  durch 
seinen  oben  erwähnten  Erlass  dieselbe  gesetzlich  eingeführt^) 
Es  ist  kaum  begreiflich,  dass  ein  so  in  die  Augen  fallender  Un- 
terschied bis  gegen  Ende  der  Republik  unberücksichtigt  geblie- 
ben sein  sollte,  und  wir  haben  früher  *»)  erwiesen,  dass  schon  die 
zwölf  Tafeln  die  Verschuldung  des  unabsichtlichen  Todtschlägers 
erwähnten  und  bestraften.  Also  nur  in  diesen  Theil  seines  Ge- 
setzes ^ber  Mord  hat  Sulla  diesen  Fall  nicht  aufgenommen:  wer 
einen  unabsichtlichen  Todtschlag,  aber  durch  sein  Verschuldeo, 
begangen,  wurde  hiemach  freigesprochen,  aber  nach  andereo 
Bestimmungen  desselben  bestraft.     Dabei  waren  die  Ansichteo 


scripsit  eum,  qni  bomiuem  occidit,  si  non  occidcDdi  animo  hoc  admi$it 
absolvi  posse,  et  qui  hominem  non  occidit,  sed  viilueravitf  ut  occidati  pn^ 
homicida  damnandum  et  ex  re  constituendum  hoc.  Dasselbe  Rescript  des 
Kaisers  findet  sich  in  Collat.  I,  6  und  etwas  verändert  bei  Paul.  V,  23, 3. 

a)  Man  sehe  z.  B.  Ulpian  in  L  4,  PaoL  in  1.  7  in  Dig.  ad  leg.  Coro. 
de  Sic.  (XLVm,  8). 

b)  S.  Bd.  I,  1,  372  flgd. 
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der  früheren  und  der  späteren  Zeit  zum  Tbeil  gleich,  zum  Tbeil 
yerscbiedeo.  Z.  B.  Marcian  führt  einen  Erlass  des  Kaisers  Ha- 
drian  an*),  wer  einen  ihm  selbst  oder  den  Seinen  unzüchtige 
Gewalt  Anthueuden  tödte,  solle  nicht  bestraft  werden.  Dass  in 
alter  Zeit  eben  derselbe  Grundsatz  galt,  beweist  G.  Marius'  Bei- 
spiel, der  einen  Soldaten  freisprach,  als  er  des  Feldherm  Neflfen 
getödtet  hatte,  weil  derselbe  ihn  zur  Unzucht  hatte  verführen 
wollen.^)  Dagegen  erlaubte  das  alte  Römische  Recht,  einen 
nächtlichen  Dieb  ohne  Weiteres  zu  tödten"");  Ulpian  sagt,  man 
dürfe  es  nur  thun,  wenn  man  ihn  ohne  eigene  Gefahr  nicht 
hätte  schonen  können.'') 

Die  Veränderungen,  welche  Sullas  Gesetz  über  Mord  vor- 
Dabm,  und  der  Fortschritt,  den  es  damit  in  der  Entwickelung 
des  Strafrechts  im  Allgemeinen  that,  besteht  hauptsächlich  in 
zweierlei.  Erstens  verbot  es  den  Mord  jedes  Menschen,  ohne 
Unterschied,  ob  derselbe  Bürger  oder  Nichtbürger,  Freier  oder 
Sclave  war.*)  Freilich  ist  hier  unsere  Kunde  sehr  mangelhaft. 
Wir  kennen  nur  ein  uraltes  Gesetz  Numas,  das  denjenigen,  der 
einen  freien  Menschen  absichtlich  getödtet  hatte,  für  einen  Mör- 
der erklärte.  0  Dies  machte  also  nur  einen  Unterschied  zwischen 
Freien  und  Sclaven;  aber  sehr  wahrscheinlich  ist,  dass  es  das 
Verhältniss  zwischen  Bürgern  und  Nichtbürgern  nur  deshalb 
nicht  berührte,  weil  dasselbe  durch  Verträge  zwischen  Rom  und 
den  Nachbarstaaten  geregelt  war.  Ganz  anders  wurde  die  Stel- 
lung des  Römischen  Bürgerrechtes,  als  die  Macht  Roms  wuchs, 
und  es  ist  kaum  denkbar,  dass  in  späterer  Zeit  die  Ermordung 


a)  1.  1  §  4  Dig.  ad  legem  Com.  de  sie.  (XLYIU,  8)  Item  divus  Ha- 
drianns  rescripsit,  eum  qui  stupmm  sibi  vel  suis  per  vim  inferentem  occi- 
^it,  dimittendam. 

b)  Plut  Mar.  14;  id.  apophth.  Mar.  3;  Val.  Max.  VI,  1,  12;  Cic.  p. 
Mil.  4,  9;  QuiDtü.  111,  11,  14. 

c)  S.  Bd.  I.  1,  375. 

d)  ülpian  in  1,  9  Dig.  ad  leg.  Cora.  de  sie.  (XLVIII,  8)  Furem  noctur- 
num  si  quis  occiderit,  ita  demum  impune  feret,  si  parcere  ei  sine  periculo 
8U0  non  potoit 

e)  Dies  sagt  Marcian  1.  §  2  Dig.  h.  t.  Et  qui  hominem  occiderit ,  pu- 
Ditur,  oon  babita  differentia,  cuius  condicionis  bominem  interemit. 

f)  S.  Bd.  I,  1,  133  und  372. 
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eines  Fremden  durch  einen  Bürger  ebenso  geahndet  wurde,  wie 
die  eines  Bürgers  durch  einen  Fremden  oder  die  eines  Borgers 
durch  einen  Bürger.    Mochte  selbst  das  Gesetz  in  beiden  Ffillen 
den  Tod  als  Strafe   vorschreiben,  so  war  doch  die  Ausfohnuig 
derselben  eine  verschiedene.    Der  Fremde,   der  bisher  auch  in 
Strafsachen  unter  dem  Fremdenprätor  gestanden,  hatte  keine  Pro- 
vocation,  er  konnte  die  härteste  Todesstrafe,  wie  sie  beim  Bür- 
ger verboten   war,   erleiden,    es  hing  von   dem  Ermessen  des 
Beamten  ab,   ob  ihm  die  Verbannung  statt  der  Todesstrafe  zu 
Theil  werden  sollte  oder  nicht.    Dadurch  konnte  sich  leicht  eine 
Gerichtssitte  bilden ,  welche  die  Vorrechte  des  Bürgerthumes  io 
dieser  Beziehung  zur  Geltung  brachte.    Sie  konnte  selbst  beste- 
hen,   als  Sulla  in   dem  ersten  Paragraphen  seines  Gesetzes  die 
Ermordung  eines  jeden  Menschen  im  Allgemeinen  gleich  gestellt 
hatte :  ja  es  ist  wahrscheinlich,  dass  spätere  Paragraphen  beson- 
dere Bestimmungen  über  den  an  Nichtbürgern  verübten  Mord 
enthielten,  von  denen  uns  nur  deshalb  keine  Kunde  erhalten  Ul 
weil  sie  zur  Zeit  der  Zusammenstellung  der  Digesten  bei  der 
damaligen    vollständigen  Ausgleichung   zwischen  Bürgern  und 
Nichtbürgern  überflüssig  waren.   Man  darf  dies  daraus  schliessen, 
dass   in   dem   ersten  Paragraphen   auch   die  Ermordung  eines 
Sclaven  in  das  allgemeine  Verbot  eingeschlossen  wird,  und  doch 
ist  es  unmöglich,  dass  ein  Bürger,  der  seinen  eigenen  oder  einen 
fremden  Sclaven  getödtet  hatte,  mit  dem  Tode  bestraft  worden 
sei.     Ueber   dieses  Verhältniss  handelten    spätere   Paragraphen 
des  Comelischen  Gesetzes.    Man  erkennt  dies  aus  den  Bemer- 
kungen der  classischen  Juristen,  von  denen  einige  zur  Erläute- 
rung des  Cornelischen  Gesetzes  über  Mord  in  die  Digesten  auf- 
genommen sind,  z.  B.  über  die  Herren,  welche  ihre  Sclaven 
entmannen  lassen*),  über  die,  welche  sie  zu  Thierkämpfen  ver- 
kaufen, was  in  der  früheren  Zeit  erlaubt,  später  ohne  richter- 
liches Erkenntniss  verboten  war.  ^)    Gajus  erwähnt  ausdrücklich, 
es  sei  in  dem  Cornelischen  Gesetze  eine  Belohnung  für  den  An- 
kläger ausgesetzt  gewesen,  der  einen  zum  Haushalte  eines  von 


a)  ülpiau  in  1.  4  Dig.  ad  leg.  Com.  (XLVin,  8).   Vei^l.  1.  5  und  6. 

b)  Modestiu.  in  1.  11  Dig.  eod.  tit. 
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seinen  Sclaven  getödteten  Herren  gehörigen  Sclaven  auffinde.  ^ 
Wenn  in  dem  Cornelischen  Gesetze  eine  solche  Belohnung  für 
fluchtige,  des  Mordes  verdächtige  Sclaven  bestimmt  war,  muss 
dasselbe  auch  die  weitere  Bestimmung  enthalten  haben,  dass 
überhaupt  alle  Sclaven  eines  von  einem  seiner  Sclaven  getödte- 
ten Herren  mit  dem  Tode  bestraft  werden  sollten,  eine  Bestim- 
mung, welche  bekanntlich  in  der  Kaiserzeit,  durch  zwei  Senats- 
beschlüsse bestätigt  und  erläutert,  bestand  und  vielfache  £rklä- 
niDgen  der  Rechtsgelehrten  veranlasste.  Wo  Tacitus  von  einem 
solchen,  unter  Kaiser  Nero  vorgekommenen  Falle  spricht*»),  er- 
wähnt er  die  alte  Sitte,  dass  alle  Sclaven  eines  getödteten  Herren 
hingerichtet  wurden;  aber  die  Sitte  beruhte  auf  dem  Cornelischen 
Gesetze,  das  seinerseits  wieder  ein  altes  Herkommen  erneuerte.^) 
Man  kommt  zu  dem  Ergebnisse,  dass  das  Cornelische  Gesetz, 
wenngleich  es  im  ersten  Paragraphen  den  allgemeinen,  die  Tödtung 
eines  Menschen  verbietenden  Grundsatz  enthielt,  dennoch  den- 
selben in  späteren  Paragraphen  vielfach  ändernd  auf  die  gege- 
benen Verhältnisse  des  Römischen  Staates  anwendete.  Denn 
auch  andere  Verhältnisse  kamen  darin  vor,  z.  B.  das  zwischen 
Eltern  und  Kindern.  Nach  altrömischer  Sitte  hatte  der  Vater 
das  Recht  seinen  Sohn  zu  tödten;  aber  das  Herkommen  führte 
die  Noth wendigkeit  eines  Familienrathes  ein,  der  den  Spruch 
des  Vaters  billigen  musste."^)  Sulla,  scheint  es,  behielt  diese 
Nothwendigkeit  bei,  schmälerte  aber  sonst  das  Recht  des  Vaters 
nicht :  wir  finden  noch  nach  seiner  Zeit  Beispiele,  wo  Väter  ihre 
Kinder  ungestraft  tödteten.  Erst  die  Kaiserzeit  legte  den  Vätern 
Beschränkungen   in  Bezug   auf  das   Tödten  und  Verstümmeln 


a)  Oaius  in- 1.  25  Dig.  de  senatus  consulto  Silaniano  (XXIX,  5)  Lege 
Cornelia  cavetur  de  praemio  accusatoris,  qui  requisivit  et  renuncia- 
vit  eos  servos,  qui  ex  ea  familia  ante  quaestionem  fugerint,  ut  in  singulos 
servos,  qaos  convicerit,  quinque  aureos  ex  bonis  occisi  aut,  si  inde  redigi 
ea  qnanütas  non  possit,  ex  pnblico  accipiat 

b)  Tac.  Ann.  XIV,  42  flgd.  Geterum  cum  vetere  ex  more  familiam 
omnem,  quae  sab  eodem  tecto  mansitaverat,  ad  supplicium  agi  oporteret. 
Vergl.  XIII,  32. 

c)  Eine  Anspielung  auf  dieses  Gesetz  findet  sich  auch  bei  Gic.  epist 
IV  12  3. 

'  d)'  Veigl.  Bd.  I,  1,  363. 

IV.  2 
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ihrer  Kinder  auf.')  Darnach  ist  es  im  höchsten  Grade  wahr- 
scheinlich, dass  Sulla  in  dem  Verlaufe  seines  Gesetzes  beson- 
dere Bestimmungen  über  den  Mord  von  Nichtbürgern  gab.  Wir 
kennen  aus  Ciceros  Zeit  einen  Fall  von  Ermordung  eines  Nicht- 
bürgers  durch  einen  Bürger,  den  des  Academikers  Dio,  eines 
Aegyptischen  Gesandten.  P.  Asicius  wurde  deshalb  vor  Gericht 
gestellt,  aber  freigesprochen.*»)  Welche  Strafe  ihn  bei  der  Ver- 
urtheilung  getroffen  haben  würde,  wissen  wir  nicht  Es  war 
von  Wichtigkeit,  dass  der  erste  Paragraph  im  Allgemeinen  den 
Mord  jedes  Menschen,  welches  Standes  er  auch  sein  mochte, 
verbot  Damit  war  die  Menschenwürde  und  der  Anspruch  eines 
Jeden  auf  Sicherheit  seines  Lebens  anerkannt,  und  diese  Aner- 
kennung musste,  selbst  wenn  später  beschränkende  Bestimmun- 
gen folgten,  zur  allmäligen  Ausgleichung  der  verschiedenen  Sta- 
fen  beitragen. 

Der  zweite  neue  Grundsatz,  welchen  das  Cornelische  Gesetz 
aufstellte,  lag  darin,  dass  die  Absicht  des  Mordes  der  That 
selbst  gleichgestellt  wurde.  Dies  war  hervorgerufen  durch  die 
Verbrechen  und  die  allgemeine  Unsicherheit,  welche  die  Unruhen 
der  Parteikämpfe  und  der  Bürgerkriege  erzeugt  hatten.  Aber 
es  wurde  später  beibehalten  und  nur  in  wenigen  Punkten  ge- 
mildert Man  erkennt  daraus  die  grossere  Sorgfalt,  welche  die 
Machthaber  der  allgemeinen  Sicherheit  zuwencjeten.  Die  Repu- 
blik, mit  politischen  Kämpfen  beschäftigt,  hatte  sich  um  das 
Wohl  des  Einzelnen  wenig  gekümmert,  und  diejenigen,  wdche 
in  derselben  Macht  und  Einflass  besassen,  hatten  zugleich  Reich- 
thum  und  Diener  genug,  um  ihr  Leben  zu  schützen.  Dagegen 
sobald  ein  Einzelner  unbestritten  die  erste  Stelle  im  Staate  ein- 
nahm, fühlte  er  die  Nothwendigkeit  für  die  grosse  Menge  zu 
sorgen  und  deren  Wohlergehen  durch  Massregeln  für  ihr  Leben 
und  Eigenthum  zu  sichern. 


a)  Man  sehe  Ulpian  in  1.  2  und  Modestinus  in  1.  11  Dig.  ad  legem 
Gomeliam  de  sicariis  (XL VIII,  8). 

b)  Cic.  p.  Cael.  10,  23  und  21,  31. 


Der  Giftmord.    Häufigkeit  desselben.  1 9 


Zweites  Capitel. 

Ferbot  des  GifftmordM  im  Coraelischeii  Gesetxe  fkber  Hbrd.  Hinigkett 
desseibeiL  Bestimmungen  Snllas.  Verbot  der  Brandstiftnig.  Deren  Ver- 
bot in  fiHheren  nnd  spateren  Gesetxen.  Verbot  anderer  Verbrechen,  durch 
die  der  Tod  eines  Hensohen  Temrsacht  wird,  namentlich  der  fUschen  Anklage 
Yor  Gericht.  Besonderes  Verbot  der  Bestechlichkeit  nnd  Ungerechtigkeit 
TOB  Beamten  in  Gapitalprocessen.  Die  Ansdrftcke  des  Gesetzes  dabei  nnd 
ihre  ErkUmng.  Aehnliches  Verbot  dnrch  C.  Graochns :  dasselbe  bezog  sich 
aif  alle  Processe,  Snlla  handelte  nnr  ?on  Capitalprocessen.  Wie  die 
Rtmer  diese  Aehnlichkeit  des  Sempronischen  nnd  Comelischen  Gesetzes 
anfGissten  nnd  Erkl&rnng  einer  darauf  bezflglichen  Stelle  Ciceros.  Das 
Fabische  Gesetz  nber  Henschenranb.  Die  Zeit  seiner  Entstehung.  Sulla 
uhffl  eine  Bestimmung  desselben  in  sein  Gesetz  nber  Herd  auf.  Aeussere 
Anordnung  des  Comelischen  Gesetzes  fkber  Hord. 

Der  erste  Paragraph  des  Comelischen  Gesetzes  handelte 
über  die  TOdtuug  eines  Menschen  vermittelst  irgend  einer  Waffe. 
Die  Eigentbümlichkeiten  desselben  bestehen  in  dem  allgemeinen 
Ausdruclc,  der  alle  Classen  der  sowohl  als  thätig  wie  als  leidend 
bei  einem  Morde  vorkommenden  Personen  umfasst  Die  näch- 
sten Paragraphen  handelten  über  die  anderen  Arten  der  Tödtung 
eines  Menschen:  und  dabei  hat  den  weitesten  Umfang  das  Ver- 
brechen des  Giftmordes.  Beispiele  desselben  kennen  wir  schon 
aus  früher  Zeit.*)  Darnach  muss  es  niemals  in  Rom  selten  ge- 
wesen sein:  zuweilen  trat  es  in  so  grosser  Häufigkeit  auf ,  dass 
es  den  Staat  selbst  bedrohte  und  ausserordentliche  Massregeln 
zur  Unterdrückung  hervorrief.  Begünstigt  wurde  es  durch  den 
Aberglauben  der  Römer,  die  theils  bei  natürlichen  Erscheinungen 
von  verheerenden  Krankheiten  an  Vergiftungen  glaubten,  theils 
viel&chen  Arten  der  Zauberei  ergeben  waren.  Zu  Sullas  Zeit 
muss  das  Uebel  einen  hohen  Grad  erreicht  haben.  Zwar  hören 
wir  während  der  Bürgerkriege  nicht  besonders  von  Vergiftun- 
gen: man  bedurfte  ihrer  nicht,  wo  offene  Ermordung  schneller 
zoffl  Ziele  fahrte;  aber  Ciceros  Rede  für  A.  Cluentius  enthüllt 
uns  ein  erschreckendes  Bild  von  den  Verbrechen,  welche  in  den 


a)  Siehe  Bd.  I,  2,  208  und  212. 
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mittleren  Ständen  der  Bevölkerung,  theils  in  Rom,  theils  im 
übrigen  Italien  durch  Gift  begangen  wurden.  Mögen  auch  Dicht 
alle  Fälle,  welche  er  anführt,  wahr,  namentlich  die  Schuld,  wo 
er  sie  als  sicher  annimmt,  unwahrscheinlich  sein:  die  Harm- 
losigkeit, mit  der  er  davon  spricht,  lässt  uns  scbliessen,  dass 
das  Verbrechen  nach  der  Meinung  der  Römer  selbst  überaus  ver- 
breitet war. 

Im  fünften  Gapitel  seines  Gesetzes  handelte  Sulla  über  deu 
Giftmord.  Die  Ausdrücke,  mit  denen  er  denselben  verbot,  1er- 
'  nen  wir  am  besten  aus  Cicero*)  kennen,  und  mit  ihnen  stim- 
men die  Anführungen  der  Rechtslehrer  überein. '')  Darnach  lau- 
teten die  Worte  etwa  so:  es  solle  die  Strafe  des  Cornelischen 
Gesetzes  erleiden  jeder,  der  böses  Gift  (venenum  malum)  be- 
reitet, verkauft,  gekauft,  gehabt,  gegeben  hätte.  Die  ErkläroDg 
der  Rechtsgelehrten  richtete  sich  erstens  auf  den  Ausdruck  „b^- 
ses  Gift.''  Er  war  absichtlich  gewählt,  weil  es  auch  heilsame 
Arzneien  gab,  deren  Gebrauch  das  Gesetz  nicht  verbieten  wollte 
Aber  eine  weit  gehende  Erklärung,  welche  der  Bestätigung  durch 
einen  Senatsbeschluss  bedurfte,  war  es,  als  man  die  falsche  An- 
wendung einer  an  sich  unschädlichen  oder  wenigstens  in  ge- 
wissen Fällen  heilsamen  Arznei  unter  die  Strafe  dieses  Gesetzes 
stellte"^);  eine  noch  weiter  gehende,  als  ein  anderer  Senatsbe- 
schluss im  Allgemeinen  Zaubereien  unter  den  BegriiT  der  bösen 
Gifte  fasste.*')    In  den  übrigen  Ausdrücken   bemühte  sich  das 


a)  Gic.  p.  Gluent  54,  148  an  der  oben  S.  5  aDgeführten  Stelle. 

b)  Marcian  in  1.  1  §  1  Dig.  b.  t.  Praeterea  tenetur,  qui  hominis  ne- 
candi  causa  venenum  confecerit,  dederit;  id.  1.  3  Eiusdem  legis  Goneüae 
de  sicariis  et  veneficis  capite  quinto  qui  venenum  necandi  hominis  causa 
fecerit  vel  vendiderit  vel  habuerit ,  plectitor ;  ibid.  §  2  Adiectio  autem  illa 
neneni  malt  ostendit  esse  quaedam  et  non  mala  venena.  £rgo  nomen  me- 
dium est  et  tarn  id,  qnod  ad  sanandum  quam  id  qnod  ad  occidendom  pa- 
ratum  est ,  continet,  sed  et  id  quod  amatorium  appellatnr.  Sed  hoc  solom 
notatur  in  ea  lege,  quod  hominis  necandi  causa  habet    Yergl.  oben  S.  10. 

c)  Marcian  1.  2  §  3  Dig.  b.  t.  Alio  senatusconsulto  effectom  est,  ut 
pigmentarii,  si  cui  temere  cicutam,  salamandram,  aconitum-dederint,  poeoa 
teneantur  huius  legis.    Vergl.  Paul.  R.  S.  V,  23,  19. 

d)  Modestin  1.  13  Dig.  h.  t.  £x  senatusconsulto  eins  legis  poena  dam- 
nari  iubetur,  qui  mala  sacrificia  fecerit,  habuerit.  Vergl.  Quint.  VII,  3,  7 
und  Päd.  S.  R.  V,  23,  15—18. 
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Gesetz,  nicht  bloss  den  Urheber  einer  Vergiftung,  sondern  auch 
alle  Tbeilnehmer  und  Gehülfen  dabei  zu  umfassen.  Dies  erkennt 
man  hauptsächlich  aus  Ciceros  Rede  für  A.  Cluentius.  Es  han- 
delt sich  dort  um  eine  gegen  diesen  versuchte  Vergiftung.  Der 
Vermittler  dabei  war  Scamander,  der  Freigelassene  der  beiden 
Fabricier»);  bei  ihm  war  das  Gift  gefunden  worden,  er  hatte 
das  Gift  „gehabt"^)  Er  wurde  zuerst  verurtheilt.  Demnächst 
C.  Fabricius,  als  Mitwisser  der  That,  der  seinen  Freigelassenen 
veranlasst  hatte,  das  Gift  zu  „haben"',  endlich  Oppianicus,  der 
Urheber  des  ganzen  Planes.  Dabei  kam  es,  wie  dies  Beispiel 
zeigt,  nicht  darauf  an,  ob  die  That  ausgeführt  worden  war:  der 
Versuch  genügte  zur  vollen  Strafe,  ebenso  wie  der  mit  einer 
Waffe  Jemandem  auflauernde  Verbrecher  dem  wirklichen  Mörder 

« 

gleich  gestellt  wurde. 

Wir  haben  diejenigen  Paragraphen  erläutert,  welche  über 
Meuchelmord  und  Giftmord  handelten:  es  folgten  andere  über 
andere  Handlungen,  durch  welche  das  Leben  bedroht  oder  gefährdet 
werden  konnte.  Marcian  führt  unter  denjenigen,  welche  in  die  Strafe 
des  Comelischen  Gesetzes  verfallen,  den  an,  durch  dessen  böse 
List  eine  Feuersbrunst  angelegt  worden  sei.*)  Auch  von  den 
Kaisern  Philippus  besitzen  wir  einen  Erlass,  in  dem  es  heisst: 
da  ihr  versichert,  dass  absichtlich  von  der  Gegenpartei  euer 
Eigenthum  eingeäschert  worden  ist,  so  könnt  ihr  einen  Process 
nach  dem  Comelischen  Gesetze  über  Mord  anstrengen.**)  Wel- 
ches die  Strafe  für  Brandstiftung  in  früherer  Zeit  war,  wissen 
wir  nicht  genau:  das  Verbrechen  selbst  wurde  in  den  zwölf  Ta- 
feln erwähnt  und  damals  ohne  Zweifel  mit  capitaler  Strafe  be- 


a)  Gic.  p.  Glaent.  16  flgd. 

b)  Gic.  p.  Gluent  20,  56  Voluit  cogooscere,  utrom  iadices  in  eos  solos 
essent  severi,  quos  venenom  habuisse  ipsos  cognovissent,  an  etiam  consilia 
coDBcientiasque  eiasmodi  facinorum  snpplicio  dignas  iudicarent 

c)  Marcian  in  1.  1  Dig.  h.  t.  Lege  Gornelia  de  sicariis  et  veneficis  te- 
netnr  —  cuius  dolo  malo  incendium  factum  erit 

d)  1. 11  God.  de  bis  qni  accusare  (IX,  1)  Data  opera  partis  adversae 
res  vestias  incendio  ezarsas  esse  asseverantes,  crimen  legis  Gorneliae  de 
sicariis  ezequi  potestis.  Vergl.  Gollat  Xil,  5  Incendiariis  lex  quidem  Gor- 
nelia aqua  et  igni  interdici  iussit 
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legt.*)  Später  kam  diese  Strafe  ab,  und  es  scheint,  dass  man 
nur  das  Aquilisclie  Gesetz  anwendete,  welches  Schadenersatz 
gewährte :  wenigstens  wird  in  demselben  ausdrücklich  der  durch 
Feuer  angerichtete  Schaden  erwähnt**):  es  hatte  auch  später  in 
Fällen,  wo  das  Cornelische  Gesetz  nicht  angewendet  werden 
konnte,  Geltung.  Man  hat  geglaubt,  Sulla  habe  über  Brand- 
stiftung in  seinem  Gesetze  nur  deshalb  gehandelt,  weil  durch  die- 
selbe der  Tod  von  Menschen  herbeigeführt  werden  konnte,  nimmt 
also  an,  das  Gesetz  habe  sich  nur  auf  diesen  Fall  beschränkt^) 
Ich  halte  dies  nicht  fär  begründet.  Wenn  das  Cornelische  Ge- 
setz auch  denjenigen,  der  eines  Diebstahls  halber  eine  Waffe  bei 
sich  führte,  gleich  demjenigen,  der  einen  Mord  begehen  wollte, 
bestrafte,  konnte  unmöglich  nur  der  Brandstifter,  der  Menschen- 
leben absichtlich  in  Gefahr  brachte,  von  Sulla  mit  der  Strafe 
seines  Gesetzes  bedroht  werden.  Es  musste  vielmehr  Jeder,  der, 
sei  es  in  diebischer  Absicht  oder  zu  einem  anderen  Zwecke 
Feuer  anlegte,  mit  der  härtesten  Strafe  belegt  werden;  denn  die 
Möglichkeit,  dass  dadurch  Menschenleben  zu  Grunde  gingen,  war 
immer  vorhanden,  und,  wie  das  Gesetz  überhaupt  die  böse  Ab- 
sicht gleich  der  That  betrachtete,  galt  auch  hier  das  Anlegen 
von  Feuer,  ohne  Unterscheidung  der  daraus  entstehenden  Fol- 
gen, für  strafbar.  Das  Cornelische  Gesetz  wurde  das  allgemeine 
über  Brandstiftung^") :  es  ist  überall,  wo  von  der  Strafe  dafor 
die  Rede  ist,  zu  verstehen/)  Freilich  kam  auch  in  den  Ge- 
setzen über  Gewaltthätigkeit  die  Brandstiftung  vor,  wenigstens 
in  dem,  welches  Cn.  Fompejus  gab :  aus  ihm  ging  sie  dann  in 
die  späteren  ähnlichen  Gesetze  über.  Indessen  dass  die  hier- 
nach zur  Bestrafung  kommende  Brandstiftung  einen  wesentlich 
anderen  Charakter  trug  als  die  des  Cornelischen  Gesetzes,  be- 


a)  Vergl.  Bd.  I,  1,  880. 

b)  Gaius  III,  217. 

c)  Daher  Ulpian  1.  10  Dig.  h.  t.  sagt  Si  quis  dolo  insulam  meam  exus- 
serit,  capitis  poena  plectetur  quasi  iDceodiarius. 

d)  So  auch  bei  Cic.  Paradox.  4,  der  von  Clodius'  Verbrechen  spricht: 
Exul  nou  appelletor  is,  qui  cum  telo  fuerit?  Aute  senatum  tua  sica  depre- 
heosa  est.  Qui  hominem  occiderit?  Plurimos  occidisli.  Qoi  inoeoditun 
feoerit?  Aedis  Nympharum  manu  toa  deflagravit. 
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weist  der  bestimmte  Fall,  far  \^elcben  das  Pompejische  Gesetz 
gegeben  wurde.  Der  Pöbel  hatte  den  Leichnam  des  ermordeten 
Clodius  auf  den  Markt  gebracht  nnd  dort  verbrannt :  dabei  ge- 
rietb  die  Curie  und  andere  umstehende  Gebäude  in  Brand.*) 
Der  Brand  war  also  nicht  absichtlich  angelegt,  sondern  zufällig, 
wenngleich  durch  Verschulden  des  Pöbels,  entstanden :  er  konnte 
nicht  nach  dem  Gomelischen  Gesetze  gestraft  werden  und  des- 
halb nahm  Pompejus  in  sein  Gesetz  die  Bestimmung  auf,  wer 
darch  Zusammenrotten  von  Volksmassen  einen  Brand,  wenn- 
gleich ohne  Absicht,  herbeigeführt  hätte,  sollte  wegen  Gewalt- 
that  bestraft  werden,  eine  Bestimmung,  welche  dann  in  das 
Julische  Gesetz  aufgenommen  wurde.  Mithin  behandelte  das 
spätere  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit  nur  eine  besondere  Art  der 
zwar  nicht  beabsichtigten,  aber  wegen  Verschuldung  strafbaren 
Brandstiftung. 

Das  Comelische  Gesetz  ging  in  seiner  Fürsorge  für  die 
Sicherheit  des  Lebens  noch  weiter  und  fügte  einen  Paragraphen 
hinzu,  der  im  Allgemeinen  Jeden,  welcher  den  Tod  eines  Men- 
schen verursacht  hätte,  mit  der  härtesten  Strafe  bedrohte.  Mar- 
eian  sagt,  es  würde  derjenige  von  dem  Cornelischen  Gesetze  be- 
troffen, der  in  böser  Absicht  ein  falsches  Zeugniss  abgelegt 
hätte,  damit  Jemand  in  einem  öffentlichen  Processe  wegen  einer 
Capitalsache  verurtheilt  würde.  ^)  Bei  der  Anführung  dieser 
Worte  macht  Paulus  zwei  Veränderungen:  er  sagt  erstlich  „da- 
mit Jemand  umkäme^',  und  zweitens  setzt  er  die  Worte  hinzu 
»oder  den  Grund  zum  Tode  gegeben  hat."®)  Die  erstere  Aen- 
derung  stammt,  wie  ich  glaube,  aus  der  Kaiserzeit,  wo  die  Ga- 
pitalstrafen  wirklich  durch  Hinrichtung  vollzogen  zu  werden 
pflegten.  Für  die  Republik,  wo  bei  jeder  gerichtlichen  Verur- 
theilung  die  höchste  Strafe  nur  in  bürgerlicher  Aechtung  bestand. 


a)  Man  sehe  Ascon.  p.  34. 

b)  Marcian  in  1.  1  §  1  h.  t.  Praeterea  tenetur  —  quive  fialsum  testi- 
moDiom  dolo  malo  dizerit,  quo  qnis  publico  iadicio  rei  capitalis  damna- 
retur. 

c)  Paul.  V,  23,  1  Lex  Cornelia  poenam  deportationis  infligit  eis,  qui  — 
falftomve  testimoninm  dixerint,  quo  qnis  periret,  mortisve  causam  praesti- 
terint    Ebenso  in  Collat.  8,  4 
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^sen  sie  weniger.  Ich  halte  dies  also  für  eine  von  Paulas 
herrührende  Abkürzung  der  Gesetzesworte  Sullas,  wie  sie  uns 
Marcian  aufbewahrt  hat.  Den  Zusatz  „oder  die  Ursache  zum 
Tode  dargeboten  hat'^  hält  man  jetzt  für  ein  Erzeugniss  der  ju- 
ristischen Auslegung  und  zwar  soll  er  entstanden  sein  zur  Er- 
läuterung der  Gesetzesworte  „wenn  dies  durch  Jemandes  böse 
Absicht  geschehen  isf  ^)  Ich  nehme  dies  nicht  an.  Selbst 
wenn  man  den  Zusatz  aus  juristischer  Auslegung  herleiten  wollte, 
müsste  man  ihn  mit  dem  allgemeinen,  im  Gesetze  gebrauchten 
Ausdrucke  „tödten^'  in  Verbindung  setzen.  Denn  schon  Cicero 
spricht  es  als  einen  allgemeinen  Grundsatz  aus  „deijenige  hat 
den  Tod  gebracht,  der  die  Ursache  zum  Tode  war"*)  5  ^^^  °^ 
bestimmter  erklärt  Ulpian,  es  mache  keinen  Unterschied,  ob  Je- 
mand einen  Menschen  tödte  oder  ihm  die  Ursache  zum  Tode 
darbiete.^)  Es  war  dies  die  gewöhnliche  Meinung  deijemgen, 
welche  nicht  Rechtsgelehrte  waren '^);  genauere  Recbtsgelebrte 
nahmen  einen  Unterschied  an.^)  Dennoch  glaube  ich,  dass  jene 
Worte  wirklich  in  Sullas  Gesetze  standen.  Rührten  sie  nur  toq 
Auslegern  her,  so  könnten  sie  nicht  von  Declamatoren  zum  Ge- 
genstände von  Uebungsreden  gemacht  und  im  Einzelnen  ihrer 
Bedeutung  nach  erklärt  werden.  Quintilian  erwähnt  den  Fall 
zwei  Male^)  und  beide  Male  \(ommt  es  auf  die  genaue  Erläute- 
rung des  Ausdruckes  ,, Ursache  des  Todes"  an.  In  den  Decla- 
mationen  Quintilians,  wo  mehrere  derartige  Fälle  vorkommen, 
ist  besonders  eine  merkwürdig  ^,  welche  die  Hinrichtung  Jemau- 


a)  Cic.  Phil.  IX,  3,  7  Is  enim  profecto  mortem  attulit,  qoi  caosa  mor- 
tis fuit.    Vergl.  Quintil.  VII,  3,  18. 

b)  Ulpian  1.  15  Dig.  b.  t  Nihil  interest  occidat  quis  an  causam  mortis 
praebeat. 

c)  Inlian.  in  1.  51  Dig.  ad  legem  Aquiliam  (IX,  2)  Occidisse  didtor 
viilgo  quidem,  qui  mortis  causam  quolibet  modo  praebnit 

d)  So  Gelsus  bei  Ulpian.  7,  6  Dig.  ad  leg.  Aqail.  (IX,  2)  Celsos  autem 
multum  interesse  dicit,  occiderit  an  mortis  causam  praestiterit. 

e)  Quintil.  Inst.  orat.  VII,  3,  31  und  4,  41. 

f)  Quintil.  decl.  270  Qui  causa  mortis  fiierit,  capite  puniatur.  Satis 
ostendit  ipsa  poena,  eum  demum  teneri  bac  lege,  qui  idem  commiserit  qood 
si  occidisset.  Neque  enim  gravius  quicquam  adversus  eum,  qui  sua  maoa 
interfecerit,  constitnere  potuit  legum  lator  quam  adversus  eum,  qui  cansam 
moirtis  praestitisset. 
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des,  der  Ursache  vom  Tode  eines  Andern  gewesen  ist,  zum  Ge- 
genstande hat  In  ihr  heisst  es,  diese  Worte  seien  ein  Gesetz 
and  es  ist  von  dem  Sinne  die  Rede,  welchen  der  Gesetzgeber 
in  sie  gelegt  habe.  So  konnte  der  Declamator  nicht  sprechen, 
wenn  sie  nur  von  einem  Rechtsgelehrten,  wenn  auch  noch  so 
grossen  Ansehens,  herrührten. 

Dieser  Paragraph  des  Gomelischen  Gesetzes  enthielt  also 
die  allgemeine  Bestimmung,  dass  Jeder,  der  überhaupt  wissent- 
lich und  absichtlich  den  Tod  Jemandes  herbeigeführt  hätte,  als 
MOrder  bestraft  werden  sollte.  Ich  glaube,  dass  der  Ausdruck 
Sallas  der  von  Marcian  angegebene  war:  „die  Ursache  zum 
Tode  darbieten''  (praestare):  er  scheint  mir  angemessener  zu 
sein,  um  die  zur  Verh&ngung  der  Strafe  nachzuweisende  böse 
Absicht  zu  bezeichnen,  als  die  beiden  anderen  „darbieten''  (prae- 
bere)  urd  „sein"  (esse)^  welche  in  den  Quellen  abwechselnd  mit 
ihm  gebraucht  werden.  Es  lag  dann  in  den  Worten  eine  dop- 
pelte Beziehung,  erstens  eine,  so  zu  sagen,  unmittelbare,  zwei- 
tens eine  mittelbare.  Die  erste  fand  statt,  wenn  Jemand  den 
Tod  eines  Menschen  nicht  durch  eine  Waife  oder  durch  Gift, 
sondern  auf  irgend  eine  andere  Weise,  z.  B.  durch  Hinabstürzen, 
veranlasst  hatte.  Sie  war  zwar  in  dem  Gesetze  weniger  noth- 
wendig,  weil  sie  schon  in  dem  allgemeinen  Begriffe  des  Tödtens, 
welchen  dasselbe  in  den  früheren  Paragraphen  aufgestellt  hatte, 
lag,  wird  aber  doch,  wie  wir  gesehen,  von  den  Rechtsgelehrten 
hineingelegt.  Wichtiger  war  die  zweite,  mittelbare  Beziehung. 
Sie  tritt  ein,  wenn  Jemand  durch  andere  Mittel,  als  falsches 
ZeugDiss,  also  z.  B.  durch  Bestechuog  der  Richter,  die  gericht- 
liche Yerurtheilung  eines  Menschen  und  dadurch  seinen  Tod  her- 
beifahrt Hier  schliessen  sich  die  Worte  genau  an  die  vorher- 
gehenden an.  Denn  in  ihnen  heisst  es ,  wer  in  böser  Absicht 
dorch  falsches  Zeugniss  die  gerichtliche  Yerurtheilung  Jemandes 
in  einem  Capitalprocesse  herbeiführe,  solle  dem  Mörder  gleich 
geachtet  werden.  In  dem  vorliegenden  Falle  falsches  Zeugniss 
gleich  dem  Morde  selbst  zu  strafen,  war  für  Sulla,  da  er  alle 
Arten,  wodurch  die  Sicherheit  des  menschlichen  Lebens  gefilhr- 
det  wurde,  umfassen  wollte,  nothwendig.  Er  führte  also  ein  be- 
sonderes   Verbrechen,   wodurch   mittelbar    Tödtung    verursacht 
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wurde,  ausdrüoklich  an,  und  knüpfte  daran  das  allgemeine  Ver- 
bot jeder  möglichen,  und  insbesondere  der  mittelbaren  Tödtoog. 
Wir  werden  es  später  aus  der  Betrachtung  eines  uns  übe^li^ 
ferten  Processes  wahrscheinlich  machen,  dass  dieser  Paragraph 
des  Comelischen  Gesetzes  wirklich  ausser  der  Erwähnung  des 
falschen  Zeugnisses  keine  Einzelheiten  anführte,  sondern  nur 
durch  diesen  allgemeinen  Zusatz  der  juristischen  Auslegung  freien 
Spielraum  gewährte. 

Die  bisher  von  uns  erwähnten  Bestimmungen  des  Come- 
lischen Gesetzes  beziehen  sich  auf  alle  Einwohner  des  Römischen 
Staates*),  ohne  Unterscheidung  ihres  Standes,  ihrer  staatlichen 
Stellung,  ihres  Wohnsitzes.  Es  ist  daher  überraschend,  das8  in 
eben  diesem  Gesetze  sich  auch  eine  nur  auf  die  Beamten  be- 
zügliche Bestimmung  fand.  Marcian  sagt  in  der  allgemeinen  h- 
haltsangabe  des  Gornelischen  Gesetzes,  es  würde  von  demselben 
betroflFen,  wer,  während  er  Beamter  war  oder  ein  öffentliches 
Gericht  leitete,  veranlasst  hätte,  dass  Jemand  eine  falsche  An- 
zeige ablegte ,  um  einen  Unschuldigen  anzuklagen  and  zu  ver- 
urtheilen^),  und  eben  derselbe  bald  nachher,  wer  als  Beamter 
oder  Vorstand  eines  Gerichtshofes  bei  einem  Capitalprocesse  Geld 
angenommen  hätte,  damit  Jemand  nach  öffentlichem  Gesetze  an- 
geklagt würde.  Hier  vnrd  nur  ein  einziger  Fall  angeführt,  der 
sich  auf  die  Einleitung  einer  Capitalklage  gegen  einen  Unschul- 
digen bezieht:  hiemach  würde  der  Zweck  des  Gesetzgebers  dun- 
kel bleiben.  Dass  derselbe  weit  allgemeiner  war,  erhellt  aas 
Paulus'  Bemerkung '')  bei  der  Erklärung  des  Comelischen  Ge- 
setzes über  Mord,  ein  Richter,  der  gegen  das  Caput  und  d» 
Vermögen  eines  Menschen  Geld  angenommen  habe,   solle  nach 


a)  S.  oben  S.  5. 

b)  Marcian  in  1.  1  Dig.  h.  t  Lege  Cornelia  de  aicariis  et  venefids  tese- 
tur  —  quive  com  magistratus  esset  publicove  iadlcio  praeesset,  operam  de- 
disset,  quo  quis  falsum  indicium  profiteretur,  ut  quis  innoceos  convenire- 
tur,  condemDaretur,  und  nachher  §  1  qnive  magistratas  ludexre  qoaestio- 
nis  sab  capltalem  causam  peconiam  acceperit,  ut  publica  lege  reus  ^ßt^i- 
Cf.  Marcian  1.  3  §  4  Dig.  h.  t 

c)  Paulus  sent.  reo.  Y,  23,  10  Iudex,  qui  in  caput  fortunasque  bomi* 
nis  pecuniam  accepit,  in  insulam  bonis  ademptis  depoiietur. 
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Verlust  der  Güter  auf  eine  Insel  verbannt  werden:  einen  noch 
allgemeineren  Sinn  des  Gesetzes  deutet  Ulpian  an*):  wer  in 
einen)  Amte  in  Bezug  auf  die  Ermordung  eines  Menschen  etwas 
thäte,  das  gesetzlich  nicht  erlaubt  sei,  verfalle  in  die  Strafe  des 
Cornelisehen  Gesetzes.  Glücklicherweise  sind  wir  durch  öftere 
Erwähnung  dieses  Gesetzesparagraphen  bei  Cicero  in  den  Stand 
gesetzt,  sowohl  die  Worte  desselben  ziemlich  genau,  als  auch 
die  Absicht  Sullas  dabei  vollständig  zu  erkennen. 

Die  Hauptstelle  findet  sich  in  Ciceros  Rede  für  Gluentius. 
Dort  heisst  es,  unmittelbar  nach  dem  über  Giftmord  handelnden 
Paragraphen  habe  im  Gesetze  folgender  gestanden:  „Und  er  soll 
über  das  eajnU  desjenigen  eine  Untersuchung  anstellen,  der  als 
Militairtribun  in  einer  der  vier  ersten  Legionen  oder  der  als 
Quästor,  Volkstribun  —  es  folgt  dann  die  Aufzählung  der  übri- 
gen Beamten  bis  zum  Dictator  hinauf  —  oder  wer  im  Senate 
seme  Meinung  abgegeben  hat  oder  abgegeben  haben  wird ,  d.  h. 
jeder  Senator :  wer  also  von  diesen  zusammengekommen  ist,  zu- 
sammengekommen sein  wird,  zusammengetreten  ist,  zusammen- 
getreten sein  wird,  damit  Jemand  in  einem  öiFentlichen  Gerichte 
verurtheilt 'werde."  *»)  Auch  bei  diesen  Worten  führt  Cicero  nur 
dasjenige  an,  was  für  seinen  augenblicklichen  Zweck  nothwendig 
war,  nämlich  zu  beweisen,  dass  ein  Römischer  Ritter  von  die- 
sem Paragraphen  nicht  betroffen  wurde. '^)  Zuvörderst  ist  die 
Aa&ählung  derer,  die  durch  das  Gesetz  betroffen  werden,  man- 
gelhaft. Da  es  wörtlich  aus  den  früheren  Gesetzen  über  Amts- 
verbrechen entnommen  ist,  muss  Sulla  auch  alle  diejenigen, 
welche  in  jenen  genannt  werden,  auffuhren,  d.  h.  ausser  den 
Beamten  und  Senatoren  auch  die  Verwandten  der  Senatoren, 
wie  sie  uns  in  dem  Acilischen  Gesetze  überliefert  sind,^)  Zwei- 
tens ist  die  Bezeichnung  der  Thätigkeit  des  schuldigen  Beamten 


a)  Ulpian  in  1.  4  Dig.  h.  t  lege  Cornelia  de  sicariis  tenetor,  qui  cum 
in  magistrata  esset,  eorum  quid  fecerit  contra  hominis  necem,  quod  legibus 
pennissom  non  est. 

b)  Cic.  p.  Cluent  54,  148.  Wir  haben  die  Stelle  vollständig  oben 
S.  5  angefahrt. 

c)  &  Bd.  n,  1,  78  und  84. 

d)  S.  Bd.  II,  1,  132. 


28       ünvoUständigkeit  dieser  Anfährung  und  Ergänzung  derselben. 

nnvollständig:  es  fehlt  ^übereingestimmt  hat  oder  eine  falsdie 
Zeugenaussage  gemacht  hat"»):  es  ist  sogar  möglich,  dass  noch 
irgend  ein  anderer  Ausdruck  fehlt ,  um  jede  denkbare  Art  des 
Bemühens  von  Seiten  des  Beamten  zu  bezeichnen,  was  Marcian 
mit  dem  einen  Worte:  „sich  bemüht  hat"  ausdrückt**)  Drittens 
führt  Cicero  als  Zweck  des  Beamten  nur  an,  damit  Jemand  in 
einem  öffentlichen  Gerichte  verurtheilt  würde:  so  viel  genügte 
ihm  an  der  betreffenden  Stelle.  Aber  anderswo*^)  gebrauchter 
den  allgemeineren  Ausdruck  circumvenire  und  Marcian  spricht 
hauptsächlich  von  der  Einleitung  der  Anklage.  Man  sieht,  das 
Gesetz  wollte  nicht  nur  denjenigen  Beamten  bestraft  wissen, 
durch  dessen  böse  List  ein  Unschuldiger  verurtheilt  worden  wäre, 
sondern  auch  denjenigen,  der  böslicher  Weise  eine  solche  An- 
klage veranlasst  hätte  und  diese  Absicht  passt  zu  den  übrigen 
Theilen  desselben,  welche  ebenfalls  den  böslichen  Versuch  der 
Ausführung  gleich  stellen.  Endlich  ist  es  zweifelhaft,  ob  Salb 
die  Absicht  eines  Beamten,  die  Verurtheilung  eines  Unschuldigen 
in  einem  „öffentlichen  Gerichte"  herbeizufuhren,  mit  der  Strafe 
des  Mordes  belegt  hat.  Sie  erscheint  zu  hart,  wenn  das  öffent- 
liche Gericht  nur  Geldstrafe  zur  Folge  hatte,  wie  es  bei  vielen 
der  Fall  war.  Die  classischen  Juristen  sprechen  nur  von  einer 
Verurtheilung  zu  capitaler  Strafe  und  man  könnte  dies  für  wahr- 
scheinlicher halten,  nicht  nur  an  sich,  sondern  auch  in  Yer- 
gleichung  mit  demjenigen  Paragraphen,  welcher  sich  auf  die 
Nichtbeamten  bezieht.  Diese  werden  gestraft  nach  dem  Come- 
lischen  Gesetze,  wenn  sie  absichtlich  einen  Unschuldigen  eines 
Gapitalverbrechens  zeihen  oder  gegen  denselben  falsches  Zeog- 
niss  ablegen.  Im  Uebrigen  steht  es  ihnen  frei,  auch  in  einem 
Capitalprocesse  gegen  Unschuldige  zu  handeln,  wie  sie  woIleD, 
also  z.  B.  Reden  gegen  sie  zu  halten  oder  Bestechung  der  Rich- 
ter zu  versuchen.  Denn  sie  haben  keine  Macht,  keine  Stellang 
im  Staate.  Dagegen  die  Beamten  und  Senatoren  werden  für 
Alles,  was  sie  wissentlich  in  einem  Capitalprocesse  gegen  einen 


a)  Cic.  p.  Cluent  57,  157,  welche  Stelle  Bd.  II,  1,  79  angeführt  ist 

b)  Marc,  in  1.  1  Dig.  h.  t.    S.  S.  26. 

c)  Cic.  p.  Cluent  55,  151;  33,  90. 
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Unschuldigen   thun,    nach   dem    Gornelischen  Gesetze  gestraft. 
Dennoch  hat  diese  Annahme   ein  grosses  Bedenken.    Der  Pa- 
ragraph des  Sullanischen   Gesetzes  war,  wie  es  heisst*),  aus 
einem  Gesetze  von  C.  Gracchus  entnommen ,  worin  derselbe  die 
Aufsicht  über  die  Beamten  an  die  durch  die  Römischen  Ritter 
verwalteten  Gerichte  übertrug.    Derselbe  konnte  nicht  die  Ab- 
sicht   haben,   nur  diejenigen  Beamten,  welche  in  den  damals 
noch   allgemein  bestehenden  Beamten-  oder  Volksgerichten  eine 
Verurtheilung  eines  Unschuldigen  zum  Tode  herbeigeführt  hätten, 
zur  Verantwortung  zu  ziehen.    Nehmen  wir  z.  B.  einen  Volks- 
tribunen, der  gegen  Jedermann  eine  Anklage  vor  der  Volksver- 
sammlung beginnen  konnte:  sollte  er  nur  strafbar  sein,  wenn 
er  eine  Capitalanklage  vor  den  Centurien  wissentlich  ungerechter 
Weise  anstellte,  nicht  auch,  wenn  er  eine  solche  vor  den  Tribus 
einbrachte,   durch   welche   ein  Unschuldiger  vielleicht  sein  Ver- 
mögen verlor?    Ebenso  ist  es  bei  den  übrigen  Beamten:  selbst 
die  Richter  in  Privatprocessen ,  welche  zu  Gracchus'  Zeit  nur 
aus  dem  Senatorenstande  entnommen  wurden,  mussten  für  wis- 
sentlich falsches  Urtheil  strafbar  sein.     Allerdings  mochte  die 
Strafe  verschieden  sein  bei  einem  Capital-  und  bei  einem  anderen 
Processe,  aber  verantwortlich  mussten  die  Beamten  in  beiden 
Fällen  sein.    Es  ist  demnach  undenkbar,   dass   Gracchus  sein 
Gesetz  auf  ungerechtes  Urtheil  in  Capitalsachen  beschränkt  hat. 
Es  lässt  sich  dies  sogar  fast  durch  ausdrückliche  Zeugnisse  be- 
weisen.  Erstlich,  wo  Cicero  von  Gracchus'  Gesetz  spricht,  drückt 
er  sich  allgemein  aus,  es  habe  gelautet.  Niemand  solle  in  einem 
Gerichte  übervortheilt  werden^):  hätte  Gracchus  nur  über  Capi- 
talanklagen  gehandelt,  so  wäre  der  Ausdruck  unpassend.    Fer- 
ner, Gracchus'  Gesetz  wurde  von  M.  Drusus,  als  er  eine  Ver- 
änderung der  Gerichte  beabsichtigte,  aufgenommen  und  zwar  mit 
Ausdehnung  auf  den  Ritterstand. '')     An  den  beiden  Stellen  "*), 
wo  Cicero  von  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  spricht,  erwähnt 


a)  VergL  Bd.  II,  1,  79  und  83. 

b)  Gic  p.  Gluent  55,  151  banc  ipsam  legem,   ne  quit  iu(ürio  circum- 
temrtiwr,  C.  Gracchus  tdit 

c)  S.  Bd.  II,  1,  244  flgd. 

d)  Gic.  p.  Gluent  56,  153  und  p.  Rah.  Post  7,  16. 
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er  Drusus'  Vorschlag,  und  zwar  als  in  der  Mitte  stehend  zwischen 
Gracchus  und  Sulla.  Als  Inhalt  desselben  aber  giebt  er  eben- 
falls an ,  es  solle  Niemand,  um  ein  Urtheil  zu  fallen,  Geld  neb- 
meu''),  allgemeio  und  ohne  Beschränkaug  auf  Capitalsachen. 
Diese  Beschränkung  wäre  auch  undenkbar.  Denn  es  handelte 
sich  bei  Drusus'  Gesetze  um  die  Verantwortlichkeit  der  Geschwo- 
reuen  in  Processen  über  Amtsverbrechen  und  diese  Processe 
waren  nur  zum  Theile  capital. 

Es  ist  somit  sicher,  dass  C.  Gracchus'  Gesetz  sich  auf  all- 
gemeine Verantwortlichkeit  der  Beamten,  welche  ein  Urtheil  za 
sprechen  hatten,  bezog.  Aber  eben  so  sicher  ist  es,  nach  den 
bestimmten  Worten  der  classischen  Rechtslehrer,  dass  der  Para- 
graph des  Comelischen  Gesetzes  über  Mord  in  Betreff  der  Be- 
strafung ungerechter  Richter  sich  auf  Capitalprocesse  beschränkte. 
Daher  bleibt  nur  die  Möglichkeit,  dass  diese  Veränderung  ent- 
weder durch  Sulla  oder  nach  ihm  in  der  Kaiserzeit  durch  einen 
Senatsbeschluss  herbeigeführt  worden  ist  Das  Letztere  ist  nicht 
wahrscheinlich,  schon  weil  wir  sonst  in  unseren  Rechtsqaellen 
eine  Nachricht  darüber  haben  würden.  Man  muss  das  Erster« 
annehmen,  und  kann  dafür  einen  hinreichenden  Grund  anfahren. 
Eine  Bestrafung  der  Beamten  in  allen  Processen  mit  der  harten, 
für  Mord  bestimmten  Strafe  ist  unwahrscheinlich,  sowohl  an 
sich  als  auch  in  Vergleichung  mit  den  auf  die  Nichtbeamten 
bezüglichen  Paragraphen.  Dazu  kommt  Folgendes.  Man  wan- 
dert sich  mit  Recht,  wie  Sulla  dazu  kam,  eine  solche  Bestim- 
mung in  seinem  Gesetze  über  Mord  zu  erlassen,  ja  dieselbe 
allein  aus  einem  alten,  die  Verantwortlichkeit  der  Beamten  üto- 
haupt  betreffenden  Gesetze  zu  übertragen.  Man  versteht  dies 
nur,  wenn  dieselbe  sich  auf  Capitalprocesse  bezog :  eine  allge- 
meine Verantwortlichkeit  der  Richter  gehörte  nicht  ia  dieses  Ge- 
setz. Sulla  hatte  über  alle  Arten  Todtschlag  gesprochen,  er  &- 
wähnte  auch  Privatleute,  die  durch  falsches  Zengniss  den  Tod 
Jemandes    herbeiführen:    richterliche   Beamte    können   gesetz- 


a)  Gic.  p.  Rab.  Post  1.  1.  Potentissimo  et  nobilissimo  tribono  jil.  ^ 
DruBO  novam  in  equestrem  ordinem  qoaestionem  ferenti  »e  fiits  «4  rm 
iudicandam  pecuniam  cepiatety  aperte  eqnites  Romani  reaüterant 
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ich  tödteo  und  ihre  That  ist  eben  so  gut  als  Mord  za  be- 
lachten, wie  die  des  geringsten  Meuchelmörders.  Giceros  Zeug- 
dss  über  die  Uebereinstimmung  des  Cornelischen  und  ehemäli- 
;ea  Sempronischen  Gesetzes  steht  dieser  Ansicht  nicht  entgegen, 
ür  spricht  über  dieselbe  zweimal*) :  das  erste  Mal  sagt  er,  eben 
lies  Comelische  Gesetz  über  die  Verurtheilung  Unschuldiger 
labe  schon  Gracchus  gegeben,  das  zweite  Mal  nennt  er  das  Ge- 
letz  das  ehemalige  Sempronische,  jetzt  das  Cornelische.  Der 
Vusdnick  „Gesetz"'  ist  im  Lateinischen  schwankend^):  er  kann 
liue  ganze  Gesetzgebung,  aber  eben  so  gut  eine  einzelne  gesetz- 
iche  Bestimmung  bezeichnen.  Hier  meint  Cicero  das  Letztere: 
^r  konnte  mit  Recht  sagen,  die  Sullanische  Bestimmung  sei  ebe- 
nals  eine  Sempronische  gewesen,  und  ferner,  die  Bestimmung 
iber  die  Verantwortlichkeit  der  Richter  habe  zuerst  Gracchus 
Hegeben:  dass  Sulla  den  ganzen  Gesetzesparagraphen  in  sein 
leaes  Gesetz  übertragen,  folgt  daraus  nicht. 

Fassen  wir  das  Ergebniss  unserer  Untersuchung  zusammen. 
Gracehos  gab  in  seinem  Gesetze  über  die  Beamten  einen  Para- 
graphen, der  die  Verantwortlichkeit  derselben  als  Richter  fiber- 
baupt  festsetzte,  mit  verschiedenen  Strafen  für  die  verschiedenen 
dabei  vorkommenden  Grade  der  Verschuldung.  Sulla  liess  dies 
Gesetz  ober  Amtsverbrechen ,  so  wie  es  entweder  selbständig 
bestanden  hatte  oder  in  die  späteren  Gesetze  übergegangen  war, 
onverändert,  nahm  aber  den  einen  Fall  über  die  Verantwortlich- 
keit der  Beamten  in  Capitalprocessen  in  sein  neues  Gesetz  über 
Mord  auf.  So  ist  diese  gesetzliche  Bestimmung  in  der  Kaiser- 
z^it  geblieben,  mit  wenigen  Erweiterungen,  welche  die  Erklärung 
der  Rechtsgelehrten  schuf,  und  den  Abänderungen,  welche  die 
Verschiedenheit  der  späteren  Zeit  in  Verfahren  und  Strafen 
brachte.  Wir  bemerken  von  diesen  Aenderungen  noch  eine. 
Nach  Sullas  Gesetze  sind  alle  Senatoren  als  solche,  auch  wenn 
sie  kein  weiteres  Amt  bekleiden ,  verantwortlich :  das  lag  in  der 


a)  Cic  p.  Gluent.  56,  151  hanc  ipsam  legem  ne  quis  iudido  eircum" 
remreiiir  C.  Gracchus  tulit,  und  56,  154  Uli  non  hoc  recusabant,  ne  ea 
'%e  accnsarentor,  qua  nanc  Habitus  accusatur,  quae  tunc  erat  Sempronia, 
öUDc  est  Cornelia. 

b)  8.  ü,  1,  424. 
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StelluDg  des  Senats  während  der  Republik.  Hitbiii  blieben  alle 
Personen,  die  einmal  verantwortlich  waren,  es  für  ihr  ganzes 
Leben.  Dagegen  die  classischen  Rechtslehrer  sprechen  nur  da- 
von, dass  Jemand,  der  ein  Amt  hat  oder  einen  Gerichtshof 
leitet,  verantwortlich  ist.  Also  die  Senatoren  als  solche  sind  es 
nicht  mehr;  denn  ihr  Eiufluss  hat  aufgehört,  und  die  einmal 
übernommene  Verantwortlichkeit  dauert  nicht  für  die  Lebens- 
zeit. ^) 

Man  hat  behauptet,  es  habe  im  Alterthum,  ja  sogar  seboo 
kurz  nach  Sullas  Zeit  Rechtsgelehrte  gegeben,  welche  den  Para- 
graphen des  Sullanischen  Gesetzes  über  die  Verantwortlichkeit 
der  Beamten  in  Capitalprocessen  anders  erklärten:  man  sagt, 
sie  hätten  ihn  nicht  auf  Beamte  und  Senatoren  allein,  sondern 
überhaupt  auf  alle  Stände,  auf  alle  Classen  der  Bevölkerong 
bezogen.^)  Dies  erscheint  unwahrscheinlich.  Denn  die  Worte 
des  Gesetzes  sind  deutlich,  der  Unterschied  der  nur  auf  Beamte 
eingeschränkten  und  der  auf  alle  Bürger  bezüglichen  Gesetze 
war  schon  vor  Sullas  Zeit*)  bekannt  und  viel  besprochen:  er 
musste  es  durch  Sulla,  der  so  viele  für  alle  Bürger  gültige  Ge- 
setze gab,  noch  mehr  werden.  Dabei  soll  ein  Recht^elebrter 
eine  Erklärung  haben  geben  können,  von  der  sich  in  den  spä- 
teren, zahlreichen  Berichten  über  das  Gesetz  keine  Spur  findet! 
Man  führt  Ciceros  Rede  für  Cluentius  an.  Unter  den  Anklage- 
gründen gegen  denselben  findet  sich  auch  der,  Cluentius,  ein 
Römischer  Ritter,  also  weder  Beamter  noch  Senator,  habe  in 
dem  gegen  Oppianicus  geführten  Processe  wegen  Giftmordes  die 
Richter  bestochen  und  Cicero  wendet  einen  langen  Abschnitt 
seiner  Vertheidigungsrede  ^)  dazu  an,  den  Sullanischen  Gesetzes- 
paragraphen zu  erläutern,  zu  vertheidigen  und  zu  beweisen, 
dass  derselbe  nicht  auf  Cluentius  passt  Dennoch  ist  die  Mei- 
nung, Cluentius'  Ankläger  habe  seine  Anklage  auf  den  betref- 
fenden Paragraphen  des  Sullanischen  Gesetzes  gestützt  und  es 
habe  also  Rechtsgelehrte,  die  eben  dasselbe  thaten,  gegeben,  an- 
denkbar.   Man  verkannte  den  Kunstgriff  des  Redners,  der  ab- 


a)  Man  sehe  besonders  Cic.  p,  Rab.  Post.  6,  U  und  oben  S.  5. 

b)  Cic.  p.  Claent.  52  flgd. 
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sichtlich  den  Streit  verrückt  und  die  Geschworenen  auf  denjenigen 
Paragraphen  bringt,  bei  dem  er  unzweifelhaft  Recht  behalten 
musste.  Es  handelte  sich  um  die  Bestechung  der  Richter  in 
einem  Criminalprocesse.  Nun  gab  es  im  Sullanischen  Gesetze 
zwei  Paragraphen:  der  eine,  auf  Jedermann  bezüglich,  verbot  ab- 
sicbüicb  falsche  Anzeige  oder  falsches  Zeugniss  oder  dass  Jemand 
Ursache  zum  Tode,  also  auch  zur  Verurtheilung  in  Capitalstrafe, 
gebe,  der  zweite  verbot  den  Beamten  in  vielen  Ausdrücken  jede 
wissentlich  ungerechtfertigte  Beeinflussung,  mithin  auch  Be- 
stechung der  Richter.  Gluentius'  Ankläger  konnte  sich  nur  auf 
den  ersten  Paragraphen  stützen,  aber  es  kam  auf  die  Erklärung 
desselben  an.  Besagte  derselbe  nur,  man  dürfe  nicht  falsche 
Anzeige  machen  oder  ein  falsches  Zeugniss  ablegen,  so  war 
Claentius  frei ;  enthielt  er  dagegen  noch  andere,  auf  ausgedehn- 
tere Thätigkeit  deutende  Worte ,  so  konnte  von  dem  Ankläger 
nur  dieser  Paragraph,  auf  keine  Weise  der  zweite  über  die  Be- 
amten benutzt  werden.  Aus  diesem  Grunde  haben  wir  früher*) 
äogenommen,  der  Paragraph  habe  ausdrücklich  nur  falsches 
Zeagniss  verboten.  Indessen  er  enthielt  ausserdem  das  Verbot, 
die  Ursache  zum  Tode  zu  gewähren,  d.  h.  nach  damaliger  Sitte, 
wonach  keine  körperliche  Hinrichtung  vollzogen  wurde,  auch 
die  zum  bürgerlichen  Tode,  zur  Aechtung.  Um  die  Erklärung 
dieser  Worte  handelte  es  sich  bei  Gluentius'  Processe.  Um  seine 
weitere  Erklärung,  dass  darunter  auch  Bestechung  des  Gerichtes 
zu  verstehen  sei,  zu  begründen,  bezog  sich  der  Ankläger  auf 
den  Paragraphen  über  die  Beamten ,  in  dessen  Worten  unver- 
kennbar die  Andeutung  jedes  möglichen  unerlaubten  Einflusses, 
also  auch  der  Bestechung  lag.  Mithin  stützte  sich  der  Ankläger 
auf  den  einen,  für  Jedermann  passenden  Paragraphen  und  nahm 
den  zweiten  über  Beamte  nur  zu  Hülfe;  Cicero  dagegen,  den 
ersten  übergehend ,  stellt  das  Verhältniss  so  dar ,  als  ob  es  sich 
nnr  um  den  zweiten  Paragraphen  handelte.  Ein  Schluss  hier- 
aus auf  die  Ansicht  von  Rechtsgelehrten  ist  nicht  begründet. 

Auf  dieses  Cornelische  Gesetz  über  Mord  beziehe  ich  noch 
eine  andere  vereinzelte  Bestimmung,  von  der  nur  eine  unsichere 


a)  S.  oben  8.  26. 

IV. 
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Kunde  auf  uns  gekommen  ist.  Appulejas  bemerkt  einmal  bei- 
läufig*), wer  wisseutlicli  einen  Römischen  Bürger  als  Sclaven 
verkaufe,  verfalle  in  die  Strafe  des  Corneliscben  Gesetzes.  Ein 
solches,  über  diesen  einzelnen  Fall  handelndes  Gesetz  ist  uns 
nicht  bekannt  und  kann  es  auch  nicht  gegeben  haben.  Deun 
einen  freien  Mann  als  Sclaven  zu  verkaufen,  ist  Mensi^benraub 
(plagium)  und  darüber  gab  es  das  Fabische  Gesetz,  welches  in 
einem  besonderen  Titel  der  Digesten  erläutert  wird.^)  Die  Ur- 
sprungszeit desselben  ist  unsicher.  Es  wird  erwähnt  von  Cicero 
im  Jahre  63  v.  Chr.*'),  aber  bei  einer  etliche  Zeit  früher  ge- 
schehenen Thatsache.  Deshalb  kann  man  annehmen,  es  sei  vor 
70  V.  Chr.  gegeben ;  aber  auch  von  da  an  bis  auf  Sulla  kann  es 
nicht  erlassen  worden  sein,  da  während  dieser  Zeit  die  gesetz- 
gebende Thätigkeit  der  Tribunen,  von  denen  es  doch  herrührt, 
ruhte.  So  kommt  man  auf  die  Zeit  der  Bürgerkriege  vor  Saila 
und  auf  diese  passt  es.  Durch  den  Marsischen  Krieg  waren 
viele  Römische  Bürger  in  Gefangenschaft  und  dadurch  in  Sclaverti 
gerathen:  die  Unruhen  waren  auch  von  einzelnen  Habsüchtigen 
benutzt,  um  Freie  mit  Gewalt  in  die  Arbeitshäuser  für  Sclaven 
zu  bringen.^)  Nachdem  den  Bundesgenossen  das  volle  Bürger- 
recht gegeben  war,  musste  eine  Freilassung  aller  Gefongenen 
und  eine  gesetzliche  Regelung  erfolgen ,  damit  die  YerhältDisse 
auf  den  Zustand  vor  dem  Kriege  zurückgebracht  würden.  Die^ 
war  eine  nothwendige  Veranlassung  für  das  Fabische  Gesetz, 
durch  welches  nicht  nur  Freie  als  Sclaven  zu  kaufen  oder  zu 
verkaufen  verboten,  sondern  auch  der  wissentliche  Besitz  von 
fremden  Sclaven,  sowie  die  Begünstigung  entlaufener  Sclaven 
mit  Strafe  bedroht  wurde.    Auf  diese  Zeit  deutet  auch  ein  ße- 


a)  App.  Metam.  VIII,  24  extr.  Quamquam  enim  pmdens  crimen  Cor- 
neliae  legis  incurram,  si  civem  Romaoom  pro  servo  tibi  vendidero  o.  s.  v- 

b)  ülpian.  in  1.  1  Dig.  de  lege  Fabia  de  plagiariis  (XLVIII,  15)  Si 
liberum  hominem  emptor  sciens  emerit,  capitale  crimen  adversns  eam  ex 
lege  Fabia  de  plagio  nascitar,  quo  venditor  quoque  fit  obnoxius,  si  scieos 
liberum  esse  vendiderit 

c)  Gic.  p.  C.  Rab.  3,  8  An  de  seryis  alienis  contra  legem  Fabiam  re- 
tentis  —  plura  dicenda  sunt? 

d)  Ein  Beispiel  hat  man  bei  Cic.  p.  Cluent  7,  21. 
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riebt ,  den  wir  über  das  erste  Gapitel  des  Gesetzes  haben.  *)  In 
ibm  wird  verboten,  einen  Römischen  Bürger  oder  einen,  der  in 
Italien  freigelassen  worden  sei,  als  Sciaven  zu  behandeln  oder 
zu  Terkanfen,  and  es  wird  hinzugefügt,  dies  stehe  im  ersten 
Gapitel.  Es  scheinen  also  die  Gesetzesworte  selbst  zn  sein.  Die 
Beziehung  auf  Italien  deutet  eine  Zeit  an,  in  der  dasselbe  das 
vollständige  Bürgerrecht  besass  und  dadurch  einen  grossen  Vor- 
zug Tor  den  übrigen  Provinzen  hatte.  In  der  späteren  Zeit,  als 
auch  die  Provinzen  das  vollständige  Bürgerrecht  erhielten,  fiel 
diese  Beziehung  fort,  und  die  Rechtslehrer,  wenn  sie  überhaupt 
die  Freigeborenen  und  Freigelassenen  unterscheiden ,  sprechen 
von  den  letzteren  im  Allgemeinen,  ohne  die  Beschränkung  auf 
Italien.*») 

Als  Strafe  des  Fabischen  Gesetzes  wird  Geldstrafe  ange- 
geben ,  wenigstens  für  die  frühere  Zeit ;  denn  später  trat  dafür 
körperliche  Bestrafung,  namentlich  Verurtheilung  zu  den  Arbeiten 
in  den  Bergwerken,  ein."")  Indessen,  dass  das  Fabische  Gesetz 
oar  Geldstrafe  verordnet  habe,  ist  unglaublich.  Sie  war  natür- 
licb  für  das  Aneignen  eines  fremden  Sciaven  oder  die  Begünsti- 
gung von  flüchtenden  Sciaven.  Denn  dabei  handelte  es  sich  um 
Eigenthum,  es  war  ein  dem  Diebstahle  ähnliches  Verbrechen. 
Aber  dass  Jemand,  der  einen  Römischen  Büi*ger  wissentlich  zum 
Sciaven  gemacht  hatte,  nur  um  Geld  gestraft  worden  sei,  ist 
unmöglich.  Die  Porcischen  Gesetze  verboten  selbst  den  Beamten, 
einen  Büi^er  mit  Ruthen  zu  schlagen,  und  setzten  auf  den  Ueber- 
tretnngs&U  die  höchsten  Strafte:  wie  kounte  es  mit  Geld  ge- 
sühnt werden,   wenn  Jemand  einen  Bürger  in  solche  Lage  ver- 


a)  Gollat  XIY,  3  Lege  autem  Fabla  tenetur,  qui  civem  Romanum 
eamre  qui  in  Italia  liberatus  sit,  celaverit,  vinxerit  vinctumque  habuerit, 
vendiderit,  emerit  quive  in  eam  rem  socius  fuerit,  cui  capite  primo  eius- 
dem  legis  poena  iniungitur. 

b)  So  Paul,  sent  reo.  V,  30  Lege  Fabia  tenetur,  qui  civem  Romanum, 
ingenuum,  libertinum  servumve  alienum  celaverit,  vendiderit,  vinxerit,  com- 
paraverit.    Cf.  Ctollat.  XIV,  2. 

c}  Hennogen.  in  1.  7  Dig.  h.  t.  Poena  pecuniaria  statuta  lege  Fabia  in 
asu  esse  desiit;  nam  in  hoc  crimine  detecti  pro  delicti  modo  coercentur 
et  plemmque  in  metallum  damnantur.  Vergl.  Paul.  sent.  rec.  V,  6,  14; 
V,  30,  1 ;  Collat.  XIV,  2. 
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setzte,  dass  er  nicht  nur  die  schimpflichsten  Strafen,  sondern 
selbst  den  Tod  erleiden  konnte!  Daher  wird  für  diesen  Fall 
von  LIpian*)  capitata  Strafe  erwähnt 

Diese  Bestimmungen  des  Fabischen  Gesetzes  blieben,  wie 
die  Erklärung  in  den  Digesten  beweist,  während  der  Kaiserzeit 
in  Kraft.  Aber  ebenso  galt,  wie  Appulejus*  Erwähnung  zeigt 
ein  Cornelisches  Gesetz,  welches  den  einen  Fall,  wenn  ein  Freier 
böslicher  Weise  als  Sclave  behandelt  worden  war,  betraf  und 
darauf  capitale  Bestrafung  setzte.  Man  kann  sich  dieses  gleich- 
zeitige Bestehen  zweier  über  ein  und  denselben  Gegenstand 
handelnder  Gesetze  nur  so  erklären,  ohne  gegen  die  Ueberiiefe- 
rung  zu  Verstössen.  Sulla  fand,  als  er  seine  Gesetzgebung  nn- 
temahm,  das  Fabische  Gesetz  vor,  das  zum  Theil  capitale,  zom 
anderen  Theile  Geldstrafe  bestimmte.  Diese  Vereinigung  war 
früher  möglich,  da  ein  und  derselbe  Prätor  die  Civil-  und  Cii- 
minalgerichtsbarkeit  hatte;  sie  war  es  nicht  mehr,  als  dieselben 
getrennt  an  verschiedene  Prätoren  gegeben  wurden.  Deshalb 
nahm  Sulla  in  eines  seiner  Gesetze  einen  Paragraphen  auf,  in 
dem  er  die  capitalen  Fälle  des  Fabischen  Gesetzes  um&sste, 
d.  h.  diejenigen,  wenn  Jemand  einen  freigeboreneu  Römischen 
Bürger  oder  einen  in  Italien  Freigelassenen  wissentlich  als  Sdaven 
kaufte  oder  verkaufte,  verheimlichte  oder  in  Fesseln  hielte,  oder 
dazu  behülflich  wäre.  Er  that  dies  wahrscheinlich,  indem  er 
dabei  das  Fabische  Gesetz  erwähnte.  Dann  konnte  in  der  Kai- 
serzeit sowohl  das  Fabische  wie  das  Comelische  Gesetz  als  be- 
stehend genannt  und  erläutert  werden.  Man  hat  geglaubt,  dieser 
Paragraph  sei  in  dem  Gesetze  über  Fälschungen  eingeschoben 
worden.  Ich  meine,  einen  Römischen  Bürger  zum  Sclaven  zu 
machen,  galt  Sulla  noch  als  grösseres  Verbrechen.,  wie  Fälschung: 
es  war  die  Vernichtung  des  caput^  die  er  in  das  Auge  fasste, 
und  deshalb  brachte  er  seine  Bestimmung  in  das  Gesetz  über 
Mord,  in  welches  sie  ebenso  gut  passte,  wie  die,  dass  ein  un- 
gerechter Richter  in  Capitalsachen  des  Mordes  schuldig  sein 
sollte.  Es  giebt  auch  einen  noch  sichereren  Grund  f&r  meine 
Annahme.    Wir  haben  aus  republicanischer  Zeit  nur  ein  Beispiel 


a)  ülpiao.  1.  1  Dig.  h.  t  an  der  S.  34  angeführten  Stelle. 
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voo  solchem  Menschenraube ,  das  von  M.  Aurios ,  der  bei  der 
Einnahme  von  Asculum  im  Marsischen  Kriege  in  die  Hände  von 
Q.  Sergius  fiel  und  von  ihm  später  in  dem  Arbeitshause  für 
Sclaven  gehalten  wurde.  Von  diesem  Q.  Sergius  bemerkt 
Cicero*)  bei  der  Erzählung  dieses  Beispieles,  er  sei  wegen  Mord 
verurtheilt  worden,  eine  Bemerkung,  welche  nur,  wenn  mau  an- 
nimmt, Jeder,  der  einen  Burger  als  Sclaven  behandle,  sei  einem 
Mörder  gleich  geachtet  worden,  ihre  volle  Bedeutung  erhält J*) 
Die  Bestimmungen  des  Cornelischen  Gesetzes  über  Mord, 
welche  wir  erläutert,  betreffen  die  allgemeinen  Grundsätze  zur 
Bezeichnung  der  verschiedenen  Arten  von  Verbrechen.  Natur- 
gemäss  mussten  sie  an  der  Spitze  des  Gesetzes  stehen,  und  die 
wenigen  Andeutungen,  welche  wir  über  die  Anordnung  desselben 
haben,  bestätigen  dies.  Das  erste  Capitel  enthielt^)  den  Begriff 
des  Mordes.  Das  zweite,  darf  man  vermuthen,  beschäftigte  sich 
mit  einer  Ausnahme,  welche  Sulla,  um  nicht  seine  eigenen  Ein- 
richtungen selber  zu  zerstören,  machen  musste,  mit  der  Aus- 
nahme derer  vom  Gesetze ,  welche  auf  Sullas  Aufforderung  Ge- 
ächtete getödtet  hatten :  sie  gehörte  sogleich  zu  dem  Capitel  über 
Mord,  weil  die  Tödtung  offen  geschehen  war.  Im  Jahre  64  v.  Chr. 
hatte  der  spätere  Dictator  Cäsar  die  Leitung  des  Gerichtshofes 
über  Mord  und  es  wurde  vor  ihm  ein  ehemaliger  Centurio  Sullas 
L.  Luscius  angeklagt,  dem  man  drei  Ermordungen  Geächteter 
vorwarf.  Cäsar  verurtheilte  ihn,  obgleich*^)  er  sich  damit  ver- 
theidigte,  die  Mörder  der  Geächteten  seien  durch  die  Cornelischen 
Gesetze  ausgenommen.  Die  Ausnahme  musste  in  diesem  Gesetze 
über  Mord  stehen :  sie  befand  sich  ausserdem  noch  in  anderen 
Gesetzen  Sullas,  z.  B.  in  dem  über  Staatsdiebstahl;  darin  war 


a)  Oic.  p.  Cluent.  7,  21  M.  Aurios  adoiescentulus  bello  Italico  captus 
apud  Ascalmn  in  Q.  Sergii  senatoris,  eins  qui  inter  sicarios  damnatos  est, 
manus  incidit  et  apnd  eum  in  ei^astolo  fuit 

b)  Collat  I,  3  an  der  S.  10  angeführten  Stelle. 

c)  Suet  Caes.  10  in  exercenda  de  sicariis  quaestione  eos  quoque  si- 
carionun  numero  habuit,  qui  proscriptione  ob  relata  civium  Romanorum 
capita  pecunias  ex  aerario  acceperant,  quamquam  exceptos  Comcliis  legi- 
bus. Den  Namen  giebt  Asconius  p.  91  an.  Man  vergleiche  auch  Dio  Gass. 
XXXVU,  10  und  Cic.  p.  Lig.  4,  12. 
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die  BestimmoDg,  es  sollte  das  Geld,  welches  sie  als  Belohnimg 
erhalten  hatten,  von  ihnen  nicht  zurückgefordert  werden  dürfen/) 
Auch  in  Beziehung  hierauf  fanden  später  Verhandlungen  statt  ^ 
Das  fünfte  Capitel  handelte  über  den  Giftmord,  das  sechste  über 
die  Bestrafung  der  Beamten,  welche  die  capitale  Bestrafung 
eines  Angeklagten  ungerechter  Weise  herbeigeführt  hätten*»),  das 
siebente  wahrscheinlich  von  den  Privatleuten,  welche  durch  fal- 
sches Zeugniss  oder  auf  andere  Weise  den  Tod  oder  die  Verur- 
theilung  Jemandes  herbeiführten.  £s  mnsste  den  Schluss  des 
allgemeinen  Theiles  des  Gesetzes  bilden ;  denn  es  fasste  Alles, 
wodurch  Jemand  sich  mittelbar  eines  Mordes  schuldig  machen 
konnte,  zusammen.^)  Indessen  wir  haben  schon  bemerkt'), 
dass  noch  viele  andere  Paragraphen  folgten.  Sie  bezogen  sich 
auf  Fälle,  welche  nicht  als  eigentlicher  Mord  zu  betrachten,  aber 
doch  straffällig  waren:  sie  sollten  das  allgemeine,  in  dem  An- 
fange des  Gesetzes  aufgestellte  Gebot  mit  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen des  Staates  in  Einklang  bringen. 


a)  Man  vergl.  Die  Cass.  XXXVII,  6  und  Plut  Gat  min.  17. 

b)  Gic.  p.  Gluent.  54,  148  an  der  S.  5  angeführten  Stelle. 

c)  Vergl.  oben  S.  28. 

d)  Siehe  S.  16. 
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Drittes  Capitel. 

Sullas  Gesetz  über  Iiijiirieii.  Aeltere  fiesetze  und  prfttcrische  Anordnungeii 
darüber.  Arten  der  bjnrien.  Sullas  Gesetz  war  ein  Griminalgesetz  nnd 
der  Process  darflber  gehörte  Ter  die  Geschworenen.  Inhalt  des  Comeli- 
sehen  Gesetzes:  es  behandelte  nnr  thitliche  Imnrien,  Stossen,  Schlagen, 
das  Hans  mit  Gewalt  betreten.  Snllas  Anordnungen  Aber  den  AnUIger, 
dea  Angeklagten,  Aber  den  Reinignngseid.  Daraus  Folgerung,  dass  er  den 
Begriff  der  Yerschuldung  (culpa)  kannte:  darnach  die  Abstnftingen  indem 
Gesetze  Aber  Mord.  Die  Strafen  Ar  Injurien  Yorschieden.  Die  Bestim- 
ffliiDgen  Aber  Injurien  bilden  eine  Unterabtheilung  des  Gesetzes  Aber 
lorl  Gemelisches  Gesetz  Aber  ?atermord:  es  gehörte  ebenfUls  zum 
allgemeinen  Gesetze  Aber  Mord.  Aelteste  Strafe  des  ?atermordes.  ?er- 
ioderungen  and  spätere  Anwendung  derselben.  Erklärung  Yon  Ciceros 
Rede  für  Sex.  Roscius.  ?erschiedenheiten  bei  einer  Anklage  Aber  Tater- 
mord und  Aber  Mord.   Schilderung  des  gesammten  Comelischen  Gesetzes 

Aber  Mord. 

Man  hat  vielfach  darüber  gestritten,  ob  in  den  späteren 
Paragraphen  des  Cornelischen  Gesetzes  über  Mord  zwei  Bestim- 
nrnogeu  enthalten  waren,  welche  Sulla  gegeben  haben  soll,  näm- 
lich über  Injurien  und  über  Vatermord.  Die  Frage  ist  deshalb 
so  schwierig,  weil  wir  nur  abgerissene  Nachrichten  besitzen: 
über  die  Injurien  würde  uns  yielleicht  Gajus  am  Ende  seines 
dritten  Buches  Auskunft  geben ;  aber  wir  besitzen  es  nicht  yoII- 
ständig.  Man  hält  es  nur  für  wahrscheinlich,  dass  Sulla  ein 
Gesetz  über  Injurien  gegeben  habe.^)  Ob  es  ein  Griminalgesetz 
oder  ein  Givilgesetz  gewesen  ist,  darüber  schwanken  die  Mei- 
nungen: ob  es  ein  besonderes  Gesetz  für  sich  oder  einen  Theil 
des  über  Mord  handelnden  bildete,  ist  ungewiss :  die  Strafe  end- 
lich und  der  Umfang  der  Gesetzes  wird  von  dem  einen  so,  von 
dem  anderen  anders  bestimmt. 

Bekanntlich  bestand  seit  den  zwölf  Tafeln  ein  Gesetz  über 
Injurien.  Für  körperliche  Verletzungen  wurde  durch  sie,  je 
imchdem  ein  Glied  gebrochen  oder  nur  sonst  eine  Unbill  ge- 
schehen war,  eine  höhere  oder  niedere  Geldstrafe  festgesetzt.*) 


a)  Festos  s.  v.  talionis  p.  362;  Gell.  XX,  1;  Gai.  III,  223;  Inst  IV, 
^7. 
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Dagegen  auf  wörtliche  BeleidiguDgen,  nimmt  man  an,  habe  Ca- 
pitalstrafe  gestanden.  Diese  Strafe  erscheint  als  zu  hart')  so- 
wohl an  sich  als  im  Verhältnisse  zar  Bildung  der  damaligen 
Zeit:  sie  kann  sich  nur  auf  politische  Schmähungen  bezogen  ha- 
ben. Die  Alten  haben,  und  zwar  namentlich  so  lange  sie  sieb 
in  dem  stürmischen  Treiben  eines  volksthümlichen  Lebens  be- 
wegten, kaum  ein  Gefühl  für  persönliche  Ehre,  wie  es  bei  den 
modernen  Völkern  herrscht,  gehabt  und  erst  in  der  späteren 
Kaiserzeit  finden  sich  bei  den  Rechtsgelebrten  Bestimmungen, 
welche  von  Verletzung  der  Ehre  durch  Worte  sprechen.  Da- 
gegen sehr  lebhaft  war  in  den  ältesten  Zeiten  das  Gefahl  you 
der  Würde  des  Staates  und  der  Beamten;  dass  auch  nur  wört- 
liche Beleidigungen  gegen  sie,  d.  h.  überhaupt  gegen  den  regie- 
renden Stand  der  Senatoren,  streng  geahndet  wurden,  ist  wahr- 
scheinlich. Dieses  Gefühl  stumpfte  sich  allmälig  ab,  die  Strafen 
wurden  überhaupt  milder  und  gegen  Ende  der  Republik  worden 
wörtliche  Beleidigungen  gegen  Senatoren  und  Beamte  nicht  mehr 
mit  Capitalstrafe  belegt:  als  die  Regierenden  selbst  sich  anter 
einander  auf  das  Zügelloseste  mit  Worten  bekämpften,  konnte 
eine  wörtliche  Verletzung  durch  die  Regierten  nicht  mehr  als 
gleich  strafbar  erscheinen.  Man  half  sich  durch  Gefängnisstrafe, 
welche  ohne  richterliches  Erkenntniss  verhängt  und  beliebig  aus- 
gedehnt wurde.**)  Aber  die  Strafe  für  körperliche  Verletzungen, 
wie  sie  von  den  zwölf  Tafeln  angesetzt  war,  musste  erhöht  wer- 
den. Sowohl  der  Geldwerth  hatte  sich  verändert,  als  auch  er- 
schien überhaupt  bei  der  Verschiedenheit  der  Verletzungen  die 
Ansetzung  einer  einzigen  Strafe  nicht  zweckmässig.  Das  prfi- 
torische  Recht  half  hier  aus:  es  entwickelten  sich  die  Grund- 
sätze, welche  in  dem  späteren  Edicte  des  Prätors  aufgestellt 
wurden  und  eine  umfangreiche  Lehre  hervorriefen.  Zu  Sullas 
Zeit,  wo  noch  kein  prätorisches  Edict  jährlich  erlassen  warde^, 
konnten  geschriebene  Grundsätze  darüber  noch  nicht  vorhanden 


a)  S.  Bd.  1,  1,  382. 

b)  Man  vergleiche  die  Beispiele  Bd.  I,  2,  158. 

c)  S.  Bd.  1,  2,  114  flgd. 
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sein,  aber  die  Gewohnheit  hatte  sich  gebildet  und  als  solche  fort- 
gepflanzt 

Dass  Sulla  gesetzliche  Bestimmungen  über  Injurien  gegeben 
hat,  ist  zweifellos,  nicht  bloss,  weil  so  oft  von  dem  Cornelischen 
Gesetze  darüber  gesprochen  wird  und  dies,  da  kein  weiterer 
Zusatz  gemacht  wird,  nur  auf  Sulla,  den  Urheber  so  vieler  Ge- 
setze, bezogen  werden  darf,  sondern  auch  wegen  ausdrücklichen 
Zeugnisses  in  den  Digesten.*)  lieber  den  Charakter  des  Ge- 
setzes giebt  es  eine  dreifache  Meinung.  In  älterer  Zeit  hielt 
maD  es  für  ein  Civilgesetz,  das  Verfahren  darnach  konnte  also 
nicht  vor  Geschworenen  stattfinden.  Dann  hielt  man  es  für  ein 
Griminalgesetz  ähnlich  dem  über  Mord.  In  neuester  Zeit  endlich 
erklärt  man  es  für  ein  gemischtes  öffentliches  Gericht  über  eine 
Privatsache.^^)  Es  kann  keinem  begründeten  Zweifel  unterlie- 
gen, dass  Sullas  Gesetz  ein  Griminalgesetz  war  und  eine  An- 
klage vor  Geschworenen  einführte.  Erstlich  bestand  schon  die 
Rechtssitte  einer  die  Schuld  der  Injurie  darch  verhältuissmässige 
Geldentschädigung  abmessenden  Civilklage:  hätte  Sulla  über  eben 
denselben  Gegenstand  ein  Gesetz  erlassen,  so  würde  die  spätere 
Lehre  sich  an  dies  Gesetz  und  nicht  an  das  prätorische  Edict 
geknüpft  haben.  Ueberall  aber,  wo  es  sich  um  eine  Civilklage 
handelt,  ist  nur  von  dem  Edicte  die  Rede.  Es  würde  überdem 
ein  solches  Gesetz  das  einzige  sein,  das  von  Sulla  über  Givil- 
recht  gegeben  ist.  Zweitens  haben  wir  verschiedene  Erwähnun- 
gen dieses  Cornelischen  Gesetzes,  welche  keine  andere  Auflassung 
gestatten.  Schon  wenn  Venulejus  in  der  eben  angeführten  Stelle 
der  Digesten  sagt,  Sulla  habe  verboten,  einen  Sclaven  wegen 
Injurien  als  reus  anzunehmen,  verlangt  der  gewöhnliche  Sprach- 
gebrauch, dass  man  an  eine  Criminalklage  denkt  Aber  un- 
zweifelhaft muss  man  daran  denken  an  der  Stelle  Ciceros  in 
seiner  Vertheidigungsrede  für  Cäcina.^)    Er  stellt  dort  den  Fall 


a)  Vennleias  in  12,  4  Dig.  de  accus.  (XLVIII,  2)  Item  Cornelia  iniuri- 
<^nim  servom  non  debere  recipi  reum  Cornelius  Sulla  auctor  fiiit;  sed 
darior  ei  poena  extra  ordinem  imminebit 

b)  Cic.  p.  Caec.  12,  35  Quaero  si  te  hodie  domum  toam  redeuntem 
<^i  homiues  et  armati  non  modo  limine  tectoque  aedium  tuanim ,  sed 
primo  aditu  vestibaloque  prohibuerint,  quid  actorus  sis.    Monet  amicus 
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auf,  Jemand  würde  von  Bewaffneten  am  Betreten  seines  Hanses 
gehindert,  und  fragt,  welche  Klage  derselbe  anstellen  solle.  Wenn 
er  wegen  Injurien  klage,  so  werde  damit  die  Frage  über  den 
Besitz  des  Hauses  nicht  entschieden,  sondern  nur  Genugthnung 
für  die  Verletzung  der  Freiheit  gegeben:  mit  dem  bürgerlichen 
Rechte  habe  jene  Klage  nichts  zu  thun.  Dass  hier  von  einer 
Klage  nach  dem  Cornelischen  Gesetze  die  Rede  ist,  beweist  der 
Inhalt  desselben ,  wie  wir  ihn  später  angeben  werden.  Es  han- 
delt von  thätlicher  Beleidigung.  Cicero  sagt  ausdrücklich,  die 
Klage  habe  mit  dem  bürgerlichen  Rechte  nichts  zu  thun,  sie  ver- 
schaffe Genugthnung  und  es  folge  ihr  Strafe  —  alles  Merkmale 
eines  Criminalprocesses.  Ulpian  zum  prätorischen  Edicte  stellt 
die  Frage  auf,  ob  der  Prätor,  wenn  es  heisse,  Jemand  sei  durch 
eine  Injurie  getödtet  worden,  erlauben  dürfe,  dass  zuerst  ein 
Privatgericht  gehalten  und  dadurch  eine  vorläufige,  auf  das  Cor- 
nelische  Gesetz  Einfluss  übende  Entscheidung  gewonnen  würde.^ 
Unter  dem  Cornelischen  Gesetze  kann  man  hier  nur  das  über 
Injurien ,  nicht  etwa  das  über  Mord  verstehen.  Denn  das  letz- 
tere handelte  zunächst  von  der  absichtlichen  Tödtung  eines  Men- 
schen, nicht  davon,  wenn  derselbe  zufällig,  wenngleich  durch 
Verschulden,  getödtet  war.  Deshalb  erwähnt  Ulpian  in  der  wei- 
teren Erörterung  des  erwähnten  Falles  ausdrücklich  den  Process 
wegen  Injurien,  fügt  auch  einen  neuen,  ähnlichen  Fall  hinzn 
„wenn  Jemand  am  Kopfe  mit  einem  Schwerte  verletzt  sei."" 
Auch  in  diesem  Falle  will  er,  im  Gegensatze  zu  andern  Rechts- 
gelehrten, dem  Prätor  nicht  die  Annahme  einer  Privatklage  vor 
der  Anklage  nach  dem  Cornelischen  Gesetze,  welche  eine  „öffent- 
liche Ahndung^^  herbeiführe,  gestatten.  Deutlich  bezeichnet  Ulpian 


meus  te  L.  Galpurnius,  ut  idem  dicas,  qaod  ipse  antea  dixit,  iniurittiinL 
Quid  id  ad  causam  possessionis?  quid  ad  restitaendum  eum,  quem  oportet 
restitui?  quid  denique  ad  las  civile?  -  Actio  enim  iainriaram  noo  io^ 
possessionis  assequitur,  sed  dolorem  imminutae  libertatis  iudido  poenaqa« 
mitigat 

a)  Ulpian  in  7,  1  Dig.  de  iniuriis  (XLVII,  10)  Si  dicatur  bomo  inimia 
occisus,  Dumquid  non  debeat  permittere  praetor  privato  indicio  legi  Gome* 
liae  praeittdicari.  Man  vergleiche  auch  die  fol^de  längere  AnseinaDd«r* 
tetiuog. 
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die  Anklage  nach  dem  CorDelischen  Gesetze  wegen  Injurien  als 
eine  Criminalklage  und  stellt  sie  in  den  Gegensatz  zur  Privat- 
klage nach  dem  prätorischen  Edicte.  Aehnlich  wird  sie  von  einem 
anderen  Rechtslehrer f)  unter  den  Criminalklagen  angeführt,  wo 
es  sich  um  die  Personen  bandelt,  welche  entweder  nur  zeitweise 
oder  gar  nicht  angeklagt  werden  dürfen;  auch  Augustus  nannte 
in  seinem  allgemeinen  Gesetze  über  die  Criminalproeesse  aus- 
drücklich den  über  Injurien *")  und  es  kann  dort  nur  der  nach 
dem  Cornelischen  Gesetze  gemeint  sein.  In  einem  anderen 
ßrncbstücke  seines  Buches  über  das  prätorische  Edict  spricht 
Ulpian  sogar  von  dem  Verfahren  nach  dem  Cornelischen  Gesetze 
über  Injurien.  Er  sagt""),  dasselbe  verbiete,  dass  Jemand  Rich- 
ter sei,  der  dem  Anklagenden  Schwiegersohn,  Schwiegervater, 
Stiefvater,  Stiefsohn  oder  Vetter  sei  oder  mit  einer  der  streiten- 
den Parteien  in  näherer  Verwandtschaft  oder  Verschwägerung 
stehe  oder  der  Patron  von  einer  derselben  sei.  Wenngleich  Ul- 
pian nicht  wörtlich  die  Ausdrücke  des  Cornelischen  Gesetzes  an- 
führt, so  ist  doch  die  Uebereinstimmnng  derselben  mit  den  über 
Schwurgerichte  handelnden  Gesetzen,  z.  B.  dem  Acilischen,  er- 
sichtlich. Es  werden  diejenigen  Personen  angegeben,  die  in 
ihnen  nicht  als  Geschworene  zu  Gericht  sitzen  dürfen.  Daraus 
folgt,  dass  auch  nach  dem  Cornelischen  Gesetze  über  Injurien 
Geschworene  entscheiden  und  der  daraus  entstehende  Process 
ein  Criminalprocess  im  vollen  Sinne  des  Wortes  war.  Derselbe 
kann  trotzdem  einige  Eigenthümlichkeiten  zeigen,  und  deshalb  die 
Meinung  derjenigen,  welche  ihn  für  eine  gemischte  Gattung  er- 
klären, eine  gewisse  Begründung  haben. 

Am  kürzesten  und  bestimmtesten  sprechen  Jnstinians  In- 


a)  1.  12,  4  Dig.  de  accus.  (XL VIII,  2)  an  der  S.  41  angeführten 
Stelle. 

b)  1.  12,  2  Dig.  de  accus.  (XLYIII,  2) ,  welche  Stelle  ich  später  an- 
fuhren werde. 

c)  Ulpian  in  1.  5  Dig.  de  iniuriis  (XLVII,  10)  Qua  lege  (Cornelia  de 
inioriis)  cavetur,  ut  non  iudicet,  qui  ei  qui  agit,  geuer,  socer,  vitricos,  pri- 
^'ignus,  BobrinusTe  est  propinsve  eorum  quemquam  ea  cognatione  afBnita- 
teve  atÜDgat  quive  eins  pareutisve  cuius  eorum  patrouus  erit 
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stitutionen  über  dies  Cornelische  Gesetz*):  nachdem  über  die 
veraltete  Regel  der  zwölf  Tafeln,  dann  fiber  die  Klage  nach  dem 
pratorischen  Edicte  gesprochen  ist,  heisst  es,  auch  ein  Corne- 
lisches  Gesetz  handele  über  Injurien  und  hätte  eine  Klage  wegen 
Injurien  eingeführt :  sie  stände  in  drei  Fällen  zu ,  wenn  Jemand 
behaupte,  er  sei  gestossen  oder  geschlagen  oder  sein  Haas  nsit 
Gewalt  betreten  worden.  Ganz  ebenso  spricht  Ulpian**):  von 
beiden  werden  nicht  bloss  der  Sinn,  sondern  die  Worte  des  Ge- 
setzes angeführt.  Die  Erklärung  der  Rechtsgelehrten  knüpfte 
sich  an  die  Ausdrücke  „stossen"  und  ^schlagen":  jener,  sagten 
sie,  bezöge  sich  auf  thätliche  Beleidigung  ohne  schmerzhafte  Ver- 
letzung, dieser  auf  Verletzung.«)  Ganz  besonders  aber  wurde 
erklärt,  was  unter  „Haus"  «u  verstehen  sei.**)  Das  Ergebniss 
war  im  Allgemeinen  dasjenige,  welches  Ulpian  angiebt,  jede 
thätliche  Beleidigung  falle  unter  den  Begriif  des  Comelischen 
Gesetzes.  Freilich  war  derselbe  nach  einer  Seite  hin  etwas  aus- 
gedehnter. Man  konnte  nämlich  das  Haus  Jemandes  mit  Gewalt 
betreten,  ohne  Jemandem  eine  Beleidigung  zufügen  zu  wollen, 
sondern  z.  B.  um  einen  Diebstahl  auszuüben:  ein  Verbrecben, 
welches  in  diesem  Falle  auch  zum  Comelischen  Gesetze  ge- 
hörte.'')   Wenn  ein  Dieb,  um  zu  stehlen,  eine  Waffe  bei  sieh 


a)  Inst  IV,  4,  8  Sed  et  lex  Cornelia  de  iniuriis  loquitur  et  iniorianm 
actionem  iutroduxit,  quae  competit  ob  eam  rem ,  quod  se  pulsatum  quis 
verberatumve  vel  domum  suam  vi  introitam  esse  dicat. 

b)  Ulpian  in  1.  5  Dig.  h.  t.  Lex  Cornelia  de  iniuriis  competit  ei,  q^ 
iniuriamm  agere  voiet  ob  eam  rem,  quod  se  pulsatum  verberatumve  do- 
mumve  suam  vi  introitam  esse  dicat  —  Lex  itaque  Cornelia  ex  triboi 
causis  dedit  actionem,  quod  quis  pulsatus  verberatusve  domusve  eius  \i  io- 
troita  sit  Apparet  igitur  omnem  iniuriam,  quae  manu  fiat,  lege  Ooroelia 
coutineri. 

c)  Ulpian  in  1.  5  §  1  Dig.  b.  t 

d)  Inst  IV,  4,  8;  Ulpian  in  1.  5  Dig.  h.  t;  Papinian  in  1.  22  §2 
Dig.  ad  legem  luliam  de  adult  (XLVIII,  5). 

e)  Paulus  Sent  rec.  V,  4,  8  MUto  iure  iniuriamm  actio  ex  lege  Cor- 
nelia constituitur ,  quoties  quis  pulsatur  vel  cuius  domus  introitur  ab  bis. 
qui  vulgo  derectarii  appellantur;  Ulpian  in  1.  22  §  7  Dig.  defurtis  (XLTll^ 
Qui  furti  faciendi  causa  conclave  intravit,  nondum  fiir  est,  quamvis  forandj 
causa  intravit  Quid  ergo?  Qua  actione  tenebitur?  utique  iniuriarum  aut 
de  vi  accusabitur,  si  per  vim  introivit;  Paalus  1.  23  Dig.  de  iniuriis 
(XL VII,  lö)  Qui  in  domum  alienam  invito  domino  iutroiret  quamvis  in  ins 
vocati  actionem  iniuriarum  in  eum  competere  Ofilius  ait 
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hatte,  so  wurde  er  nach  dem  ersten  Capitel  des  Cornelischen 
Gesetzes  gleich  einem   Mörder  bestraft:  war  er  dagegen  ohne 
Waffen,  aber  wider  Willen  des  Herren  in  ein  Haus  eingedrun- 
gen, so  konnte  er  wegen  Injurien  belangt  werden.     Es  lässt 
sich  hiemach  bezweifeln ,  ob  Sulla  selbst,   wenngleich  das  Wort 
Injurien  vielleicht  in  der  Ueberschrift  der  von  ihm  getroffenen 
Bestimmungen,   wahrscheinlich    in   dem  von   ihm  verstatteten 
Schwüre    vorkam,     dasselbe    schon    zur    Begriffsbestimmung 
gebraucht  hat    Stossen  und  Schlagen  gehörte  schon  zu  seiner 
Zeit  unter  den  Begriff  der  Injurien ,   aber  nicht  das  Eindringen 
in  ein  Haus.    Es  kam  ihm  darauf  an,  einige  Arten  von  Gewalt, 
welche  nicht  so  schlimm  wie  Mord  und  Diebstahl  waren,  zur 
Strafe  zu  bringen.    Denn  über  Gewalt  hat  er  kein  Gesetz  unter 
diesem  Namen  gegeben.*)    Während  der  Zeit  des  Bürgerkrieges 
war  die  Ächtung  vor  der  Persönlichkeit  und  dem  Besitze  ver- 
loren gegangen.     Das  prätorische  Recht,    welches  die  Bestim- 
mungen der  zwölf  Tafeln  in  Bezug  auf  Injurien  ergänzte,  war 
ZQ  Sullas  Zeit  noch  wenig  ausgebildet  und  namentlich  nicht  als 
Richtschnur  für  die  rechtsprechenden  Beamten  anerkannt.    Er 
trat  also,  als  er  sein  Gesetz  gab,  dem  prätorischen  Rechte  nicht 
entgegen,  sondern  verbesserte  nur,  so  weit  es  die  Sicherheit  der 
Personen  und  des  Eigenthums  erforderte,  das  nicht  mehr  an- 
wendbare und  doch  noch  nicht  durch  neuere  Bestimmungen  er- 
setzte Recht  der  zwölf  Tafeln.   Später,  als  die  Prätoren  die  zwölf 
Tafeln  weiter  ergänzten  und  dabei  wirklich  den  Ausdruck  In- 
jurien anwendeten,  übertrug  man  diesen  von  ihnen  auf  den  Be- 
griff des  Cornelischen  Gesetzes.    Man  hat  behauptet,  auch  wört- 
liche Beleidigungen    und   namentlich  Pasquille  (Ubelli  famosi) 
seien  in  dem  Cornelischen  Gesetze  verboten  gewesen.    Indessen 
die  Stelle  von  Ulpian,  welche  man  als  Beweis  dafür  angab,  ist 
anders  zu  erklären  ^^):  man  muss  sich   an  dessen  oben  ange- 
führte Behauptung,  nur  thätliche  Beleidigungen  würden  von  dem 
Cornelischen  Gesetze  umfasst,  halten. 

Es   werden   noch    einige   andere  Bestimmungen  desselben 
mitgetheilt.    üeber  die  Person   der  Kläger  verordnete  es,  dass 


a)  Man  sehe  Bd.  II,  1,  270. 
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Dur  der  Beleidigte  klagen  durfte.  Daraus  machten  die  Rechts- 
gelehrten  zwei  Folgerungen^  erstens  dass  auch  der  in  väterlicher 
Gewalt  stehende  Sohn  nur  persönlich ,  nicht  sein  Vater  für  ihn 
klagen  durfte*),  und  zweitens  dass  der  Beleidigte  sich  eines  Pro- 
curator  bedienen  konnte.**)  Die  erste  Folgerung  ist  um  so  be- 
merkenswerther,  als  dem  Hausvater  die  Befugniss  zustehen  muss, 
im  Namen  seiner  Angehörigen,  welche  keine  gerichtliche  An- 
klage anstellen  können,  einzutreten:  ein  Grundsatz,  der  aoch 
sonst  bei  Injurien  anerkannt  ist."")  In  so  fern  also  ist  diese 
Klage  wegen  Injurien ,  wenngleich  sie  einen  Criminalprocess  be- 
gründet, von  anderen  Griminalklagen,  bei  denen  Jeder  als  An- 
kläger auftreten  darf,  verschieden:  sie  ist,  wie  Paulus  sich  aas- 
drückt, obgleich  sie  des  öffentlichen  Nutzens  halber  geführt  wird, 
dennoch  eine  Privatklage''),  und  er  legt  ihr  deshalb  ein  ge- 
mischtes Recht  bei.*)  In  Bezug  auf  die  Uebelthäter,  heisst  es? 
habe  Sulla  verordnet,  ein  Sclave  dürfe  nicht  als  Angeklagter 
vom  Prätor  angenommen  werden.  Q  Der  Grund  dieser  ausdrück- 
lichen, nicht  erst  durch  die  Auslegung  der  Kechtsgelehrten  her- 
beigeführten Bestimmung  liegt ,  wie  ich  glaube,  darin,  dass  die 
Sclaven  für  Injurien  härter  bestraft  werden  sollen,  als  Freie. 
Beim  Morde  wird  auch  gegen  Freie  die  höchste,  gesetzlich  er- 
laubte Strafe  verhängt:  deshalb  braucht  dabei  zwischen  Freien 
und  Sclaven  nicht  unterschieden  zu  werden;  bei  Injurien  aber 
kann  der  Prätor  gegen  Sclaven  ohne  Zuziehung  von  GeschworeneD 
nach  altem  Brauche  verfahren.  Für  diese  Auffassung  spricht  derZa- 
satz  in  den  Digesten,  ausserordentlich  würde  gegen  Sclaven  for  In- 
jurien eine  härtere  Strafe  verhängt.  Unter  den  Injurien  selbst  macht 
das  prätorische  Edict  zwei  Classen :  es  unterscheidet  die  leichte 
und  die  schlimme  (airox)  Injurie,  c^)    Von  diesem  Unterschiede 


a)  Man  sehe  Ulpian  in  1.  5  §  6  Dig.  h.  t. 

b)  Paulus  in  l.  42,  1  Dig.  de  procor.  (111,  3). 

c)  Ulpian  1.  1  §  3  Dig.  h.  t 

d)  Paulus  in  1.  42,  1  Dig.  de  proc.  (III,  3i    Nam  etsi  pro  publica  uti- 
litate  exercetur,  privata  tarnen  est. 

e)  Paul.  sent.  recent.  V,  4,  8  Mixte  iure  iniuriarum  actio  ex  1^  Cor- 
nelia constitaitur. 

0  1.  12,  4  Dig.  de  accus.  (XLVIU,  2)  an  der  S.  41  angeführten  Stelle 
g)  Man  sehe  z.  B.  Gaius  III,  225. 
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findet  sich  in  Sullas  Gesetze  und  seinen  späteren  Erklärungen 
keine  Spur. 

In  Bezug  auf  das  Verfahren  werden  uns  zwei  Bestimmungen 
des  Comelischen  Gesetzes  berichtet,  erstlich  dass  ein  einziger 
Anidäger  wegen  Injurien  zugleich  Mehrere  gerichtlich  belangen 
konnte.*)    Schwerlich  rührt  dies  von  Sulla  selbst  her;  aber  es 
war  eine  nothwendige  Folge  seiner  Anordnung,  dass  nur  der  Be- 
leidigte wegen  Injurien  anklagen  durfte.    Als  Augustus  das  Ver- 
fahren in  Criminalprocessen  regelte,  musste  er  diese  Ausnahme 
machen.    Zweitens  bemerkt  Ulpian^),  nach  diesem  Gesetze  sei 
gestattet,  dass  der  Angeklagte  einen  £id  leistete,  er  habe  keine 
Injurie  beabsichtigt:  ein  Verfahren,  welches  die  Prätoren  dann 
auf  die  Privatklagen  des  prätorischen  Edictes  übertrugen.   Wenn 
also  bei  einem  Injnrienprocesse  nach  dem  Comelischen  Gesetze 
die  Beweisaufnahme  nicht  ergab,   dass  die  geschehene  Injurie 
beabsichtigt  gewesen  sei,  so  konnte  der  Kläger  dem  Angeklagten 
zar  Ergänzung  des  Beweises  den  Eid  über  die  Unabsichtlichkeit 
zuschieben.    Natürlich  hörte  damit  der  Criminalprocess  auf  und 
eine  Strafe  konnte  nicht  eintreten.    Dieses   von  Sulla  bei  den 
Injurien  angeordnete  Verfahren  beweist,  dass  demselben  der  Be- 
griff einer  Verschuldung  (culpa)  ^  als  verschieden  von  dem  der 
b5sen  Absicht  (dolus  malus)^  sehr  wohl  bekannt  war.     Wenn 
er  die  Verschuldung  hier  berücksichtigte ,  wird  er  eben  dasselbe 
auch  in  seinem  weiteren  Gesetze  gethan  haben.     Wir  wissen 
nur  nicht,  welche  Bestimmungen  er  über  den  schuldvollen  Todt- 
schlag  traf®) :  man  könnte  fast  vermuthen ,  er  habe  ihn  als  In- 
jurie betrachtet    Dazu  stimmt  wenigstens  deren  Begriffsbestim- 
mung durch   „Stossen  und  Schlagen"  und  die  Rechtsgelehrten 


a)  1.  12,  2  Dig.  de  accus.  (XLVIII,  2)  Lege  lulia  ludiciorum  publice- 
nim  cavetar,  ne  eodem  tempore  de  daobus  reis  quis  quereretur,  nisi  sua- 
nun  iniuriarum  causa. 

b)  Ulpian  in  l.  5  §  8  Dig.  b.  t.  Hac  lege  permittitur  actori  ius- 
ioraadam  deferre,  ut  reus  iuret  iniuriam  se  non  fecisse;  sed  Sabinus  in 
assessorio  etiam  praetores  exemplom  legis  secuturos  alt  et  ita  res  se 
habet 

c)  Yergl.  oben  S.  14. 


48  Das  G»x:*tz  Sullas  schlies^t  den  Civilproces«  nicht  aus. 

sprechen  au:>drüeklich  von  einem  durch  Injarie  Getödteten.*) 
Es  wurde  sieh  dann  eine  vollständige  Stufenfolge  von  Bestim- 
mungen über  den  beabsichtigten  Mord,  den  nicht  beabsichtigten, 
aber  doch  schiddvollen  Todtschlag,  endlich  über  den  zofäUigen 
Todtschlag  in  den  Cornelischen  Gesetzen  ergeben.  Wenn  wegen 
mangelnden  Beweises  und  hinzugekommenen  Eidschwures  des  An- 
geklagten keine  Strafe  im  Criminalprocesse  verhängt  wurde,  so 
blieb  dem  Ankläger  immer  noch  der  Weg  des  Civüprocesses 
oflTen,  auf  dem  eine  unabsichtliche  Injurie,  also  auch  ein  zufälli- 
ger Todtschlag,  je  nach  der  Grosse  der  Injurie,  durch  höhere 
oder  geringere  Geldentschädigung  gebüsst  werden  konnte.  Es 
gab  mehrere  Fälle  im  Romischen  Rechte,  wo  neben  dem  Crimi- 
nalprocesse auch  der  Civilprocess  möglieh  war :  so  war  es  selbst 
bei  den  Erpressungen  der  Beamten.  In  gleicher  Weise  verwies 
Sulla  in  seinem  Gesetze  über  Injurien  ausdrücklich  auf  die  Ci- 
vilklage  nach  dem  prätorischen  Edicte,  wonach  die  Strafe  dorch 
Abschätzung  des  Richters  bemessen  werden  könnte.^)  Eben 
dasselbe  ergiebt  sich  aus  der  von  Ulpian  aufgeworfenen  Rechts- 
frage ,  ob  der  Prätor  durch  eine  im  Civilprocesse  gegebene  Ent- 
scheidung über  Injurien  einen  bestimmenden  Einfluss  auf  einen 
etwa  noch  anzustellenden  Criminalprocess  ausüben  dürfe*):  wo- 
rauf sich  ebenfalls  eine  Erörterung  Ciceros**)  bezieht.  Die  Rechts- 
lehrer waren  nämlich  gegen  solchen  bestimmenden  Einfloss 
(prcteiudicium) :  sie  verlangten,  der  letztere  Process  solle  dem  er- 
steren  vorangehen.  Sulla  selbst  hatte  über  die  Aufeinanderfolge  der 
beiden  Processe  nichts  verfugt;  aber  der  Sinn  seines  Gesetzes 
war,  die  Civilklage  sollte  als  Aushülfe  für  die  zu  einer  Crioi- 
nalklage  nicht  geeignet  befundenen  Fälle  dienen  und  deshalb 
verlangt  der  zuerst  in  einem  Civilprocesse  Angeklagte  von  dem 
Prätor  die  ausdrückliche  Anerkennung,  dass  der  Ausfall  desselben 


a)  Ulpian  in  1.  7,  1  Dig.  de  iniuriis  (XLVIII,  10)  an  der  S.  42  aoge- 
fabrten  Stelle. 

b)  Marcian  l.  37,  1  Dig.  h.  t  Etiam  ex  lege  Cornelia  iniurianun  actio 
civiliter  moveri  potest,  condemnatione  aestimatione  iudicis  facienda. 

c)  IJlpian  in  I.  7,  1  Dig.  h.  t    VergL  S.  42. 

d)  Gic.  de  invent  II,  20,  69. 
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keinen  Einfluss  auf  einen   etwaigen    späteren  Criminalprocess 
haben  solle. 

Deber  die  Strafe ,  welche  das  Comelische  Gesetz  auf  Inja- 
rien  setzte,  wird  uns  nichts  berichtet.  Dass  sie  nicht  bloss  in 
der  Unfähigkeit,  Zeugniss  abzulegen,  bestehen  konnte,  haben  wir 
bemerkt*)  Diese  Unfähigkeit  kam  hinzu,  in  so  fern  jede  Ver- 
urtheilung  in  einem  Griminalprocesse  Verlust  an  Ehre  brachte. 
Dass  die  Strafe  zuweilen  capital  sein  konnte,  beweisen  zwei 
nns  überlieferte  Fälle.  Der  erste  ist  der  von  Cicero  erdichtete*»), 
wo  ein  Römischer  Ritter,  dem  von  einem  Andern  die  Hand  ab- 
gebanen  ist,  einen  Givilprocess  gegen  den  Thäter  beginnt:  bei 
welchem  Processe  der  Verklagte  den  Vorbehalt  machen  will,  es 
solle  durch  die  Entscheidung  des  Civilprocesses  kein  bestimmen- 
des Urtheil  für  den  ihm  nach  dem  Gesetze  über  Mord  ausser- 
dem drohenden  Gapitalprocess  gegeben  werden.  Dies  Beispiel 
fällt ,  wie  das  ganze  Buch ,  in  dem  es  enthalten  ist,  vor  die 
Snllanische  Zeit;  es  beweist,  dass  Sulla  sich  in  seinem  Gesetze 
an  bestehende  Rechtsverhältnisse  anschloss.  Von  Q.  Hortensius 
wird  erzählt,  er  habe  einst  einen  CoUegen  von  sich,  also  min- 
destens einen  Senator,  der  ihm  in  einer  engen  Strasse  begegnete 
und  seine  Toga  durch  Berühren  in  Unordnung  brachte,  wegen 
Injarien  angeklagt.  Er  hielt  es,  sagt  Macrobius''),  für  einCapi- 
talverbrechen,  dass  auf  seiner  Schulter  eine  Falte  ihren  Platz 
verändert  hatte.  Man  kann  hier  nur  an  eine  Anklage  nach  dem 
Comelischen  Gesetze  denken,  das  ausdrücklich  Stossen  (puUare) 
verbot:  wenn  Hortensius,  in  übergrossem  Zorne  über  die  Zer- 
störung des  Faltenwurfes  seiner  Toga,  Gapitalstrafe  beantragte, 
so  moss  diese  möglich  gewesen  sein.  Aber  die  alleinige  Strafe 
konnte  sie  nicht  sein.  Sonst  wäre  sie  mit  der  auf  Mord  stehen- 
den gleich  gewesen  und  die  Begriffsbestimmung  über  Injurien 
hätte  mit  der  über  Mord  verbunden  werden  müssen.  Auch  er- 
scheint eine  Gapitalstrafe  im  Allgemeinen  zu  hoch.    Ich  glaube 


a)  S.  oben  S.  45  und  Anm.  11. 

b)  Oic.  de  invent  II,  20  extra  quam  in  reum  capitis  praeiudicium  fiat. 

c)  Macrob.  Sat.  II,  9  capital  putavit,  qnod  in  hmnero  buo  locam  ruga 
mutasset 


IV. 
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also,  aach  Geldstrafe  war  erlaubt  mid  über  ihre  Höbe  wnrde 
bei  der  Schätzung  des  Processes  entschieden.  Wie  bei  der  Ci- 
vilklage  über  Injurien  der  Prätor  durch  die  wachsende  Mannig- 
faltigkeit der  Verhältnisse  gezwungen  worden  war,  ?on  derfor 
alle  Fälle  gleichen  Geldstrafe  der  Vorzeit  abzugehen  und  für 
jeden  Fall  eine  besondere  Schätzung  eintreten  zu  lassen,  eben 
so  geschah  es  bei  dem  Criminalprocesse.  Es  blieb,  wenn  aach 
nur  Geldbusse  verhängt  wurde,  immer  noch  ein  grosser  Unter- 
schied zwischen  diesem  Criminal-  und  dem  Civilprocesse  nach 
dem  prätorischen  £dict. 

Die  Frage,  ob  Sullas  Bestimmungen  über  Injurien  ein  be- 
sonderes Gesetz  oder  einen  Theil  seines  grösseren  Gesetzes  ober 
Mord  gebildet  haben,  ist  an  sich  ohne  Wichtigkeit,  aber  für  die 
Erkenntniss  der  äusseren  Form  der  Sullanischen  Gesetzgebung 
nicht  ohne  Interesse.  Man  ist  jetzt  allgemein  geneigt  ^^),  an  ein 
besonderes,  für  sich  bestehendes  Gesetz  über  Injurien  zu  glau- 
ben. Dafür  kann  man  nicht  anfuhren  ein  ehemals  angenomme- 
nes Zeugniss  von  Pomponius*),  der  neben  den  Gerichtshöfen 
über  Mord  und  Fälschung  auch  einen  über  Injurien  neoneo 
sollte;  denn  die  Erwähnung  der  Injurien  ist  neuerer  Znsatz. 
Eher  kann  man  sich  auf  eine  Stelle  aus  Justiniaus  Institutionen^) 
stützen,  „auch  das  Cornelische  Gesetz  spricht  über  Injurien.'' 
Denn,  wenn  es  ein  besonderes  Goruelisches  Gesetz  über  lojorien 
gab,  so  war  es  natürlich,  dass  es  über  sie  sprach  und  brauchte 
nicht  ausdrücklich  erwähnt  zu  werden.  Diese  Erklärung  ist 
nach  den  Lateinisphen  Worten  nicht  nothwendig:  denn  man 
könnte  auch  verstehen,  ein  Cornelisches  Gesetz  spreche  über  In- 
jurien; aber  sie  wird  durch  Theopbilus'  Griechische  Umschrei- 
bung, welche  keine  Zweideutigkeit  zulässt,  empfohlen.  Ichstebe 
nicht  an,  mich  derselben  anzuschliessen  und  das  Gesetz  SoUas 
über  Injurien  für  einen  Bestandtheil  des  allgemeineren  und  so 
oft  angeführten  über  Mord  zu  halten,  das  seinen  Namen  nor 


a)  Pompon.  Id  l.  2  §  92  Dig.  de  eng.  iar.  (I,  2)  an  der  Bd.  II,  1, 343 
aDgefubrtea  Stelle. 

b)  Inst   IV,  4,  8,  augeführt  oben  S.  44.    Theophilus  lY,  4,  8  um- 
achreibt  so  o{»Si  6  Kopvi^Xioc  vöfio«  iccpi  ußpccoc  SiaXcx^jvat  i^fjiaiiotv. 
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von  dem  Gegenstande,  mit  welchem  es  begann,  erhielt  nnd  noch 
viele  andere,  denen  aber  Injurien  ähnliche  Bestimmungen  enthielt  *) 
Dass  unsere  Recbtsqnellen  so  oft  von  einem  „Gesetze"^  über  in- 
jarien  sprechen,  ist  von  keiner  Bedeutung.  Denn  Gesetz  heisst 
Lateinisch  nicht  nur  das  Ganze,  sondern  auch  jeder  einzelne, 
selbst  der  kleinste  Theil,  und  auf  jeden  Fall  bildeten  die  Be- 
stimmungen über  Injurien,  auch  wenn  sie  einen  Theil  von  einem 
grosseren  Ganzen  ausmachten,  eine  in  sich  durch  auf  einander 
folgende  Paragraphen  abgeschlossene  Unterabtheilung,  die  selbst 
bei  weniger  nachlässigem  Lateinischen  Sprachgebrauche  den  Na- 
men eines  Gesetzes  fahren  konnte«  Die  Gründe  f&r  unsere 
Ansicht  liegen  zum  Theil  schon  in  der  früheren  Untersuchung. 
Salla  betrachtete  die  Lehre  von  den  Injurien  als  nothwendige 
Fortsetzung  der  über  Mord:  er  hatte  eine  innere  Berechtigung, 
beide  in  einem  Gesetze  mit  einander  zu  verbinden.  £in  eigenes 
Gesetz  darüber  zu  geben  hatte  er  kaum  Veranlassung,  da  es 
far  die  meisten  Fälle  eine  ausreichende  Civilklage  gab.  Dazu 
koiomen  zwei  äussere  Gründe.  Vor  Sullas  Gesetze  wurden  thät- 
Uche  Injurien  nach  dem  Gesetze  über  Mord  entschieden.  Dies 
ergiebt  sich  aus  der  schon  von  uns  benutzten  Stelle  Ciceros  aus 
der  Zeit  vor  Sulla:  es  heisst  dort,  es  dürfe  nicht  von  Recupe- 
ratoren  ein  Verbrechen  entschieden  werden,  über  das  eine  Un- 
tersuchung nach  dem  Gesetze  über  Mord  stattfinden  solle.  ^) 
Femer,  hätte  es  ein  besonderes  Gesetz  Sullas  über  Injurien  ge- 
geben, so  müsste  dasselbe,  da  seine  Bestimmungen  während 
der  ganzen  Kaiserzeit  in  Kraft  blieben,  in  den  Digesten  eben  so 
gut  besonders  angeführt  werden,  als  die  über  Mord  und  Fäl- 
schung. Da  dies  nicht  der  Fall  war,  zogen  die  Rechtsgelehrten, 
welche  die  Zosammenstellung  für  die  Digesten  besorgten,  es 
vor,  die  Paragraphen  über  die  Injurien  aus  dem  allgemeinen 
Gesetze  über  Mord  herauszunehmen  und  mit  den  prätorischen 
Bestimmungen  über  eben  denselben  Gegenstand  zu  verbinden. '^) 


a)  Man  sehe  oben  S.  33. 

b)  Cic.  de  invent.  II,  20,  60  Non  enim  oportet  recuperatorio  iudicio 
eins  maleficii,  de  quo  inter  sicarios  qaaeritar,  praeiudicium  fieri.  Vergl. 
oben  S.  4», 

c)  In  dem  Titel  Dig.  de  iniuriis  et  famosis  libeUis  (XLYII,  10). 
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Dennoch  ist  das  Andenken  an  die  nrsprängliche  Zusammenge- 
börigkeit  nicbt  ganz  untergegangen.  Eine  BemerkoDg  von  Pau- 
lus, welche  unter  dem  Titel  des  Comelisehen  Gesetzes  über 
Mord  gemacht  war,  wird  uns  unter  dem  über  hjurien  handeln- 
den Titel  aufbewahrt.') 

Wo  Pomponius  von  der  Einsetzung  vier  neuer  Prätoren- 
stellen durch  Sulla  spricht,  erwähnt  er,  derselbe  habe  unter  an- 
dern einen  Gerichtshof  über  Vatermord  eingesetzt^)  Hieraus 
zu  schliessen,  Sulla  habe  für  dieses  Verbrechen  einen  besonde- 
ren Gerichtshof  eingesetzt,  mit  einem  besonderen  Prätor  zur 
Leitung  desselben  und  besonderen  Geschworenen  ist  unmöglich. 
Denn  der  Vatermord  konnte  nicht  so  häufig  sein,  um  beiden 
genügende  Beschäftigung  zu  gewähren.  Wir  kennen  auch  einen 
Process  über  Vatermord,  der  nicht  vor  einem  besonderen  Prfitor 
geführt  wurde.  Dennoch  musste  Pomponius  einen  Grund  zu 
seiner  Nachricht  haben:  einen  blossen  Irrthum,  wie  man  es  in 
der  Regel  thut,  ihm  vorzuwerfen  ist  nicht  gehörig.  Der  Grand 
aber  konnte  nicht  allein  in  der  Begriffsbestimmung  des  Ver- 
brechens liegen,  sondern  auch  in  einer  Eigenthümlichkeit  des 
Verfahrens,  welche  trotzdem,  dass  das  Verbrechen  gemeinschaft- 
lich mit  anderen  ein  und  denselben  Prätor  hatte,  dennoch  dem 
Processe  eine  Besonderheit  verlieh. 

Wenn  also  das  Verbrechen  des  Vatermordes  nicht  einen 
eigenen  Prätor  als  Vorsitzenden  des  Gerichtes  hatte ,  so  war  es 
das  Natürlichste,  es  mit  den  übrigen  Verbrechen,  welche  sieb 
auf  Mord  bezieben,  zu  verbinden.  Dies  wird  bestätigt  durch  das 
berühmte  Beispiel  eines  Processes  über  Vatermord,  welches  un- 
mittelbar nach  Erlass  des  Comelisehen  Gesetzes  fällt®),  das  von 
Sex.  Roscius  aus  Ameria,  welchen  Cicero  vertheidigte.  Derselbe 
wurde  des  Vatermordes  angeklagt"^) ,  der  Process  aber  vor  dem 


a)  In  der  GoUat.  11  (de  atroci  iniuria)  7  Paulas  libro  sententiamiD 
sab  titalo  ad  legem  Corneliam  de  sicariis  et  veneficis. 

b)  Pompon.  in  1.  2,  32  Dig.  de  orig.  iur.  (1,2).  Siebe  die  SteUe  Bd.  11, 
1,  843  angefahrt. 

c)  Vergl.  Bd.  II,  1,  306. 

d)  Gic.  p.  Sex.   Rose.  10,  28  consilium  oeperant  plenom  toeleris  et 
audaciae,  at  nomen  hoius  de  parricidio  deferrent 
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Prätor  und  dem  Gerichtshöfe,  welche  sonst  über  Mord  entschie- 
den, geführt*)  Dies  ist  entscheidend  für  den  Process,  für  das 
Gesetz  über  Vatermord  aber  noch  nicht  beweisend.  Dass  aber 
auch  das  Gesetz  über  Vatermord  eins  war  mit  dem  allgemeinen 
Gesetze  über  Mord  und  nur  eine  Unterabtheilung  desselben  bil- 
dete, ergiebt  sich  aus  einem  kaiserlichen  Erlasse,  der  uns  in 
Theodosius'  Codex  aufbewahrt  ist*»):  dort  wird  ein  Cornelisches 
Gesetz  über  Giftmord,  Mord,  Vatermord  erwähnt,  und  wie  der 
Giftmord  in  einem  Capitel  des  allgemeinen  Gesetzes  über  Mord 
behandelt  wurde,  ebenso  werden  wir  dem  Vatermorde  ein  Ca- 
pitel des  allgemeinen  Gesetzes,  nicht  ein  besonderes,  für  sich 
bestehendes  Gesetz  zuschreiben  müssen. 

Dies  hat  man  auch  allgemein  angenommen.^)  Ueber  den 
Inhalt  der  Sullanischen,  den  Vatermord  betreffenden  Bestimmung 
weiss  man  nichts  anzufahren  als  die  Strafe:  sie  habe  darin  be- 
standen, dass  der  Verurtheilte  in  einen  Sack  genäht  und  ins 
Wasser  geworfen  wurde.  Diese  Strafe,  sagt  man,  habe  Sulla 
beibehalten  und  deswegen  den  Vatermord  in  einem  besonderen 
Capitel  erwähnt  Sie  würde  eine  wunderbare  und  nicht  zu  er- 
klärende Ausnahme  in  dem  Schwurgerichtsverfahren  bilden. 
Denn  die  sonstigen  Strafen,  welche  in  Schwurgerichten  verhängt 
wurden*^),  überschritten  niemals  die  Aechtung:  Niemand  wurde 
von  Geschworenen  zur  Hinrichtung  verurtheilt  Hier  wäre  eine 
Ausnahme  von  dieser  Regel.  Man  könnte  sie  mit  der  Schwere 
des  Verbrechens  entschuldigen,  das  alle  Rücksichten  auf  Milde 
und  Menschlichkeit  aus  den  Augen  setzen  Hess.  Dennoch  würde 
sie  bestehen  und  das  Provocationsrecht  der  Römischen  Bürger, 
das  niemals   durch  die  Art  des  Verbrechens  eine  Beschränkung 


a)  Cic.  ibid.  4,  11  Te  qnoque  magno  opere,  M.  Fanni,  quaeso,  ut, 
qnalem  te  iam  antea  populo  Romano  praeboisti,  cum  buic  eidem  qoaestioni 
iadex  praeesses,  talem  u.  s.  w.,  und  bald  nachher  Longo  intervallo  iudicium 
inter  Bicarios  hoc  primum  committitur. 

b)  L  4  Theod.  Cod.  ad  legem  Gorn.  de  falso  (IX,  19) :  Rationi  quoque 
buiusmodi  planissime  suffragatar  antiquitas,  quae  nequissimos  homines  et 
acciuari  voluit  et  coerceri  legibus  variis,  Cornelia  de  veneficüs,  sicariis, 
parricidiis,  Inlia  de  adulteris  ambitusve  criminibus  n.  s.  w. 

c)  S.  Bd.  II,  1,  d&3. 
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erlitten  hat,  aufheben:  es  soll  aber  während  der  ganzen  Repa- 
blik  bestanden  haben.  Mithin  läge  hier  ein  schwer  za  lösender 
Widerspruch  vor.  Man  beruft  sich  auf  Cicero  selbst :  er  solt  in 
seiner  Vertheidigungsrede  für  Roscius  behaupten,  nicht  nur,  die 
Strafe  des  Einsackens  bestände  noch  zu  seiner  Zeit,  sondern 
auch,  sie  drohe  dem  von  ihm  Vertheidigten.^) 

Cicero  sagt,  wo  er  die  unglückliche  Lage  des  angeklagten 
Roscius  schildert,  die  Ankläger  Hessen  demselben  die  Wahl, 
entweder  seinen  Hals  seinem  Feinde  Roscius  darzubieten,  oder 
eingenäht  in  einen  Sack  auf  die  schimpflichste  Weise  das  Leben 
zu  verlieren**),  und  später*),  wo  er  yon  der  Schändlichkeit  des 
Vatermordes  handelt,  fuhrt  er  in  fast  dichterischen  Farben  jene 
Strafe  des  Einsackens  aus.  Dies  letztere,  sagt  man,  wurde  Ci- 
cero nicht  gethan  haben,  wenn  nicht  dem  von  ihm  Vertheidig- 
ten  wirklich  diese  Strafe  gedroht  hätte,  und  an  der  ersten  Stelle 
beständen  die  beiden  Sachen,  zwischen  denen  Roscius  zu  wählen 
bat,  darin,  entweder  von  seinen  Feinden  ermordet  zu  werden 
oder  im  Gerichte  verurtheilt  die  schimpflichste  Todesstrafe  zn 
erleiden.  Indessen  diese  Erklärung  der  ersten  Stelle  passt  nicht 
in  den  Zusammenhang.  Cicero  hat  vorher  von  der  Anklage 
gesprochen  und  erwähnt,  dass  bestochene  Zeugen  und  Ankläger 
aufgestellt  wfirden:  er  kann  jetzt  unter  den  Sachen,  zwischen 
welchen  der  Angeklagte  zu  wählen  hat,  nicht  etwas  anfahren, 
was  ihm,  wenn  er  nicht  angeklagt  wäre,  geschehen  würde.  Beide 
Sachen,  zwischen  denen  die  Wahl  liegt,  müssen  aus  dem  ein- 
geleiteten Processe  folgen.  Somit  ist  diese  Erklärung  an  sich 
selbst  nicht  angemessen;  noch  entschiedener  ymd  sie  wider- 
legt, wenn  man  auf  die  Geschichte  der  Strafe  des  Säckens 
eingeht.**)  Dieselbe  wird  von  Cicero  auf  die  Sitte  der  Vor- 
fahren  zurückgeführt^),    ebenso    von  Modestinns   in  den  Di- 


a)  Veigleiche  Bd.  1,  2,  174. 

b)  Cic.  p.  Sex.  Rose.  11,  dO  hanc  condicionem  misero  fertmi,  at  optet) 
utrum  malit  cervices  Roscio  dare  ao  insutas  in  culleam  per  srnnmum  do 
decus  vitam  amittere. 

c)  Cic.  1.  1.  c.  25  flgd. 

d)  Cic.  p.  Sex.  Rose.  25,  70  Quanto  maiores  noBtri  sapientiiu!  qni  - 
supplicium  in  parricidas  singulare  excogitaverunt. 
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gesten.*)  Dagegen  Yalerias  Maximus^)  sagt,  diese  Strafe  sei 
vom  Könige  Tarqninius  bei  einem  anderen  Verbrechen  ange- 
wendet und  später  durch  ein  Gesetz  auf  die  Vatermörder  über- 
tragen worden:  mit  ihm  stimmen  andere  Berichte  überein.'') 
h  dieser  Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  liegt  kein  Wider- 
spruch. Denn  diese  Strafe  konnte  seit  uralten  Zeiten  bei  den 
Römern  bestehen,  so  dass  man  keinen  Urheber  derselben  an- 
geben konnte,  und  dennoch  später  durch  die  Gesetzgebung  der 
zwölf  Tafeln,  welche  vorzugsweise  mit  dem  Namen  des  Gesetzes 
bezeichnet  wird,  als  nothwendig  augeordnet  werden:  so  geschah 
es  mit  vielen  Strafen."^)  Sie  mag  auch  damals  für  alle  Fälle 
des  Vatermordes  angewendet  worden  sein ;.  indessen  im  Verlaufe 
der  Zeit,  als  die  Sitten  sich  milderten  und  namentlich  die  bar- 
barischen Strafen  der  Vorzeit  zu  hart  erschienen,  muss  sie  ab- 
gekommen sein.  Sonst  müsste  man  annehmen,  dass  auch  die 
übrigen  Strafen  der  zwölf  Tafeln ,  z.  B.  das  Herabstürzen  vom 
Felsen  für  falsches  Zeugniss,  die  Todesstrafe  für  Amtserschlei- 
chung, in  Gebrauch  geblieben  seien.  Zwar  vmrden  sie  nicht  ab- 
geschafft, aber  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt,  wo  das  Geständ- 
niss  des  Angeklagten  oder  dessen  Ergreifung  auf  frischer  That 
keinen  Zweifel  an  seiner  Schuld  liess.  Dieser  Unterschied  zwi- 
schen den  Verbrechern,  den  geständigen  oder  auf  frischer  That 
ertappten  und  denjenigen,  welche  durch  richterliches  Erkenntniss 
für  schuldig  erklärt  wurden,  war  durchgehender  Grundsatz  des 
Römischen  Rechtes:  die  erste  Classe  wurde  mit  härteren  Stra- 
fen als  die  letzte  belegt  Das  Provocationsrecht  der  Römischen 
Bürger  machte,  dass  die  Strafen  der  zwölf  Tafeln  nur  auf  die 
ersteren ,   auf  die  letzteren  dagegen ,  welche  man  nicht  vor  das 


a)  Hodestin.  in  1.  9  Dig.  de  leg.  Pomp,  de  parr.  (XLVI]I,  9)  Poena 
parricidii  more  maiorom  haec  institata  est 

b)  YaL  Max.  1,  1,  13  idque  supplicii  genus  malte  post  parricidis  lege 
inrogatom  est    Vergl.  Bd.  1, 1,  397. 

c)  FestuB  8.  V.  nuptias  p.  170  ob  quam  causam  legem  quoqne  paren- 
stam  (?)  iubere  c^>nt  eins  obnnbere,  qui  parentem  necavisset  Auct  ad 
Her.  1, 13,  23  Et  lex:  qui  parentem  necasse  iudicatas  erit,  nt  is  obvolutiu 
et  obligatns  corio  devebatur  in  profluentem. 

d)  Vergl.  Bd.  I,  1,  397. 
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Volksgericht  stellte,  nur  eine  aosserordenüiche  und  mildeie 
Strafe  angewendet  wurde.  Diese  Entwickelung  des  Römischen 
Criminalprocesses  lässt  sich  bei  dem  Verbrechen  des  Vater- 
mordes durch  ausdrückliches  Zeugniss  erweisen.  Unter  Kaiser 
Augustus,  berichtet  Sueton,  wurden  nur  die  geständigen  Vater- 
mörder mit  der  Strafe  des  Säckens  belegt*)  Dies  beruht  nicht 
auf  einer  blossen  Verordnung  Augusts;  denn  aus  den  Digestea 
wissen  wir,  dass  während  der  Kaiserzeit  das  Pompejische  Ge- 
setz über  Vatermord  in  Geltung  war.  Nur  dieses  also  könnte 
diese  Strafe  so  begrenzt  haben.  Dass  dies  indessen  nicht  der 
Fall  war,  beweist  das  Zeugniss  Marcians^),  dasselbe  habe  als 
Strafe  die  des  Cornelischen  Gesetzes  bestimmt  Mithin  hat  die 
Strafe  für  Vatermord,  welche  unter  dem  Kaiser  Augustus  galt, 
schon  zu  Sullas  Zeit  bestanden  und  der  Unterschied  zwischen 
geständigen  und  erst  durch  richterliches  Erkenntniss  für  schuldig 
erklärten  Vatermördern  wurde  schon  von  diesem  in  seinem  all- 
gemeinen Gesetze  über  Mord  beobachtet  Man  darf  nicht  zwei- 
feln, dass  derselbe  aus  viel  früherer  Zeit  stammt:  seit  die  Por- 
cische  Gesetzgebung  das  Schlagen  von  Römischen  Bürgern  mit 
Ruthen,  das  einen  Theil  der  altrömischen  Strafe  für  Vatermörder 
ausmachte®),  verboten  hatte,  konnte  dieselbe  selbst  an  den  ihrer 
Schuld  geständigen  Verbrechern  nicht  mehr  vollständig  vollzogen 
werden.  Hiemach  kann  über  die  Strafe  der  Vatermörder  nach 
der  Sullanischen  Gesetzgebung  kein  Zweifel  bleiben:  diejenigen, 
welche  ihre  Schuld  gestanden  oder  auf  frischer  That  ergriffen 
waren,  wurden  nach  dem  Gebote  der  zwölf  Tafeln  mit  Säcken 
bestraft,  wenn  nicht  der  Richter  etwa,  die  Grausamkeit  dieser 
Hinrichtung  verabscheuend  und  die  religiöse  Sühne  des  Ver- 
brechens verschmähend,  einfache  Todesstrafe  vollziehen  Hess 
oder  ähnlich  wie  Augustus  die  offenbar  Schuldigen  dennoch  vor 


a)  Suet.  Oct.  33,  welche  Stelle  in  Bd.  I,  2,  174  erklärt  worden  ist 

b)  Marcian  in  1.  1  Di^.  de  lege  Pompeia  de  parr.  (XLYIII,  9)  Lege 
Pompeia  de  parricidio  cavetur,  si  quis  patröm,  matrem  —  occiderit  —  ut 
is  poena  ea  teneatur,  quae  est  lege  Cornelia  de  sicariis. 

c)  Modestiü.  in  I.  9  Dig.  h.  t  Poena  parricidii  more  maionim  haec 
institata  est,  ut  parricida  virgis  sanguineis  verberatas  deinde  cnieo  iosnator. 
Vergl.  Bd.  I,  2,  52. 
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Gericht  stellte.  Beides  mag  oft  genug  unter  Beistimmung  der 
öffentlichen  Meinung  und  namentlich  der  Volkstribunen  gesche- 
hen sein.  Dagegen  diejenigen,  welche  leugneten  und  erst  durch 
richterliches  Erkenntniss  iur  schuldig  erklärt  wurden,  erlitten 
keine  andere  Strafe  als  die,  welche  durch  das  Cornelische  Ge- 
setz überhaupt  für  Mord  bestimmt  war,  d.  h.  Aechtung.  Dies 
beweist  die  kurz  zuvor  angefahrte  Stelle  Marcians,  der  Vater- 
mörder werde  nach  Pompejus'  Gesetz  mit  der  Strafe  des  Corne- 
lischen  Gesetzes  über  Mord  belegt.  Denn  wenn  in  diesem  Ge- 
setze die  Strafe  far  Vatermord  eine  andere  war  als  für  Mord 
aberfaaupt,  so  wäre  der  Ausdruck  zweideutig.  Mithin  wichen 
Sullas  Bestimmungen  über  Vatermord  in  Bezug  auf  die  Strafe 
Dicht  von  denen  seiner  übrigen  Gesetze  ab,  sie  verletzten  den 
durch  das  Provocationsrecht  der  Römer  geheiligten  Grundsatz, 
dass  Niemand  ohne  Verurtheilung  durch  das  Volk  zum  Tode 
verurtheilt  werden  dürfe,  nicht.  Das  Cornelische  Gesetz  sprach 
dies  nicht  aus.  Die  durch  Sulla  eingesetzten  Gerichtshöfe  hatten 
Dor  über  diejenigen  Fälle  zu  entscheiden*),  wo  der  Verbrecher 
Dicht  geständig  und  nicht  auf  frischer  That  ergriffen  war.  Dar- 
aus ergiebt  sich,  dass  Sullas  Gesetz  über  Vatermord  die  alt- 
römische Strafe  des  Säckens  nicht  erwähnte:  sie  gehörte  nicht 
dahin,  sie  bestand  ohnedem. 

Die  Stelle  Ciceros  in  seiner  Vertheidigungsrede  für  Roscius 
verlangt  mithin  folgende  Deutung.  Die  Ankläger  hatten  falsche 
Zeugen  aufgestellt,  sich  den  Schutz  von  Chrysogonus,  dem  mäch- 
tigen Freigelassenen  Sullas,  verschafft,  welcher  dem  Angeklag- 
ten seine  Vertheidigung  ausserordentlich  erschwerte,  endlich 
rechneten  sie  auf  die  Strenge  der  Richter,  welche  sich  bemühen 
würden,  nach  so  traurigen  Zeiten  der  Zügellosigkeit  selbst  durch 
ungerechte  Verurtheilung  Gesetzlichkeit  herbeizuführen.  Indem 
sie  so  die  Freisprechung  des  Angeklagten  fast  unmöglich  mach- 
ten, hatten  sie,  wie  der  Redner  sagt,  denselben  in  die  Lage  ge- 
bracht, zwischen  zwei  Dingen  zu  wählen,  entweder  das  Ver- 
brechen zu  leugnen,  in  welchem  Falle  er  gerichtlich  verurtheilt, 
geächtet  und  dem  Dolche  seiner  Feinde  Preis  gegeben  wurde. 


a)  S.  Bd.  U,  1,  354. 
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oder  zu  gestehen,  in  welchem  Falle  er  die  altrömische  Strafe 
des  Säckens  erleiden  musste.  Bei  dem  Processe  selbst  stand 
Roscius  nicht  in  Gefahr,  zar  Strafe  des  Säckens  verurtbeilt  za 
werden:  das  Höchste,  was  ihn  treffen  konnte,  war  AechtuDg. 
Sonst  würde  Cicero  wahrlich  auf  noch  ganz  andere  Weise  das 
unglückliche  Schicksal  des  von  ihm  Vertheidigten  bejammert 
haben.  Dass  er  trotzdem  später  zu  rednerischem  Zwecke  die 
Strafe  des  Säckens  schildert,  beweist  nichts  für  das  Rechtsver- 
hältniss  und  das  Cornelische  Gesetz. 

Für  dieses  entsteht  eine  Schwierigkeit  anderer  Art  Wenn 
es  eben  dieselbe  Strafe  für  Vatermord  wie  für  Mord  überhaupt 
bestimmte,  so  fragt  man,  weshalb  es  den  ersteren  erwähnte. 
Denn  die  Verschiedenheit  der  Strafe  führte  man  bisher  als  das 
Einzige,  was  einen  besonderen  Paragraphen  über  Vatennord 
rechtfertigte,  an:  Vatermord  ist  nur  eine  UnterabtheiloDg  des 
allgemeinen  Verbrechens  des  Mordes.  Hier  lässt  uns  die  Ueber- 
lieferung  im  Stich  und  wir  sind  genöthigt,  VernauthuDgen  zu 
folgen.  In  seiner  rhetorischen,  vor  den  Sullanischen  Gesetzen 
abgefassten  Jugendschrift  erwähnt  Cicero  beispielsweise  einen 
Fall  von  Vatermord.  *)  Jemand  war  wegen  Giftmordes  an  sei- 
nem Vater  angeklagt  und  der  Process  aus  diesem  Grunde  „ansser 
der  Reihe''  der  übrigen  Processe  angenommen  worden.'^)  Hier 
wird  als  Eigenthümlichkeit  eines  Processes  über  Vatermord  an- 
gegeben, dass  derselbe  ausser  der  Reihe  entschieden  wird,  ohne 
Zweifel  wegen  der  Schwere  des  Verbrechens,  ähnlich,  wie  das 
der  Gewaltthat  ausserordentlich  vor  Gericht  kommt  und  ohne  die 
sonst  üblichen  Unterbrechungen  der  Gerichte  zu  Ende  gefohlt 
wird.'')  Dies  erzählt  Cicero  von  der  Zeit  vor  SuUa;  es  blieb 
auch  nach  Sulla  in  Pompejus'  Gesetz  und  in  Folge  davon  wäh- 
rend der  Kaiserzeit,  wie  die  Rechtsquellen  uns  melden.^)    Diese 


a)  Gic.  de  inveni  19,  58  in  quodam  iudicio  cum  venefici  cmusdan 
nomeD  esset  delatam  et,  qoia  parricidii  causa  subscripta  esset,  extra  ordi- 
nem  esset  acceptum  —  defensor  in  hoc  ipso  multom  oportet  et  dro  con- 
sistat,  und  nachher  id  autem^  si  damnaretur,  fieri  necesse  esse,  qacnitfa 
et  id  causae  subscriptom  et  ea  re  nomen  extra  ordinem  esset  aocepton. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  277. 

c)  Paulus  1.  10  Dig.  de  lege  Pomp,  de  parr.  (XLVIII,  9)  B<OTin  qw 
parricidii  poena  teneri  possunt,  semper  accusatio  permittitar. 
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Eigenthümlicbkeit  des  Processes  genügte,  am  dies  Verbrechen  in 
dem  allgemeinen  Gesetze  über  Mord  besonders  zu  erwähnen. 
Ein  anderer  Grand  dazu  lag  darin,  dass  Sulla  die  väterliche 
Gewalt  and  die  Befugniss  des  Vaters,  seine  Kinder  zu  tödten, 
nicht  aufhob.  Wir  haben  Beispiele,  dass  sie  auch  nach  Sullas 
Zeit  angewandt  wurde*),  in  den  Digesten  wird  sie  stillschweigend 
anerkannt  und  noch  Quintilian^)  fuhrt  an,  als  Jemand  seinen 
Bruder  getödtet  hatte,  sei  der  Mörder  freigesprochen  worden, 
weil  der  gemeinsame  Vater  der  beiden  Brüder  erklärte,  der  Mord 
sei  auf  seinen  Befehl  geschehen.  Es  musste  also  dieser  Fall 
ausdrücklich  ausgenommen  werden.  Aber  auch  ausserdem  konnte 
Sulla  in  dem  Begriife  des  Verbrechens  selbst  Änlass  finden,  das- 
selbe in  einem  besonderen  Paragraphen  zu  behandeln.  Marcia- 
nus  f&hrt  zum  Pompejischen  Gesetze  an,  auch  deijenige  sei  ein 
Vatermörder,  der  Gift  gekauft  hätte,  um  es  seinem  Vater  zu 
geben,  selbst  wenn  er  es  nicht  hätte  geben  können.®)  Dieser 
Zusatz  erscheint  unnütz.  Denn  nach  dem  allgemeinen  Corneli- 
sehen  Gesetze  über  Mord  war  der  Versuch  des  Giftmordes  eben 
80  strafbar  wie  die  That  selbst'^),  folglich  die  besondere  Erwäh- 
Qong  beim  Vatermorde  unnöthig.  Ich  erkläre  ihn  durch  die 
Annahme,  dass  jede  Beschädigung  des  Vaters  durch  den  Sohn 
strenger  geahndet  wurde  als  die  eines  fremden  Menschen.  Bei 
dem  gewöhnlichen  Morde  stellte  Sulla  als  für  die  volle  Bestrafung 
Dothwendige  Bedingung  hin  die  Absicht  des  Tödtens:  nur  wo 
diese  erwiesen  war,  fand  ein  Mord  statt  Dagegen  eine  nicht 
absichtliche,  wenngleich  durch  Verschuldung  (culpa)  herbeige- 
führte Tödtung  erfahr  nicht  die  volle  Strafe  und  wir  haben  auf 
diesen  Punkt  Sullas  Bestimmungen  über  die  Injurien  bezogen. 
An  das  Verh&ltniss  zwischen  Vater  und  Sohn  musste  man  einen 
strengeren  Masstab  legen:  jede  Verletzung  des  ersteren  durch 
den  letzten,  jede  schuldvolle  Tödtung  desselben  musste  der  Aech- 


a)  Siehe  Bd.  I,  1,  353. 

b)  Quintil.  IX,  2,  88. 

c)  Marcian.  1.  1  Dig.  de  lege  Pomp,  de  parr.  (XLVIII,  9)  et  praete- 
rea,  qm  emit  venennm,  ut  patri  daret,  quamvis  non  potuerit  dare. 

d)  8.  oben  S.  18. 
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tung  würdig  erscheinen.  Ein  Beweis  far  diese  Ausdehnung  des 
Begriffes  eines  Vaternaörders  lässt  sich  nicht  fahren:  ich  nehme 
sie  als  wahrscheinlich  an,  um  damit  die  besondere  Erwähnang 
dieses  Verbrechens  in  dem  allgemeinen  Gesetze  über  Mord  zq 
erklären. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchung  über  dies 
ganze  Cornelische  Gesetz  zusammen.     Hervorgegangen  aas  den 
Bedürfnissen  einer  Zeit,  welche  an  Zuchtlosigkeit  und  Gewalt- 
thatigkeit  gegen  Personen  und  Eigenthum  das   Aeusserste  ge- 
sehen hatte ,   behandelte  es  das  Verbrechen  des  Mordes  mit  sol- 
cher Schärfe  und  Gründlichkeit,  dass  es  für  die  ganze  Entwicke- 
lung  des  Römischen  Staates  ausreichte.     Es  bestimmte  zuerst 
den  Begriff  des  Mordes ,  als  dessen  Wesen  es  die  Absiebt  des 
Tödtens  aufstellte,  woraus  sich  mit  Nothwendigkeit  die  Folge- 
rung ergab,   dass  Versuch  und  That  gleichgestellt  wurden.   Es 
ging  dann  die  einzelnen  Mittel,  wodurch  die  TOdtung  herbeige- 
führt werden  konnte,  durch,  zuerst  die  der  äusseren,  rohen  Ge 
walt,   Waffe  und  Gift,  dann  die  künstlichen,  aus  dem  Zastaode 
der  staatlichen  Gemeinschaft  hervorgegangenen,  falsches  Zeog- 
niss  bei  Privatpersonen,  Bestechung,  Einfluss,  Ränke  bei  Beam- 
ten:   es   beschloss   diesen  Abschnitt  mit  dem  Zasammenfftssen 
aller  möglichen  Tödtungen  durch  einen  allgemeinen  Ausdruck. 
Im  weiteren  Verlaufe  behandelte  das  Gesetz  die  anderen  Fälle 
des  Todtschlages ,   die,  obschon  strafbar,  doch  nicht  dem  Horde 
gleich  zu  setzen  waren ;  es  unterschied  von  der  Absicht  die  Ver- 
schuldung und  den  Zufall.     Namentlich  erwähnte  es  die  thSt- 
liehen   Verletzungen ,  Injurien ,  welche  bis  zum  unabsichtlicben 
Todtschlag  gehen  konnten  und  deshalb  mit  verschiedenen  Stra- 
fen, je  nach  dem  Grade  der  Schuld,  belegt  wurden.   Beides,  der 
beabsichtigte  Mord  und  der  nicht  beabsichtigte,  obwohl  schuld- 
volle Todtschlag,  vielleicht  sogar  die  Beschädigung  wurde  ein- 
ander der  Höhe  der  Strafe  nach   gleichgestellt  in  dem  Verbat- 
niss  der  Kinder  zu  ihren  Eltern.    Ausser  diesen  Bestimmangen, 
von   denen   uns  berichtet  wird,  enthielt  das  Gesetz  noch  viele 
andere,   wie   sie   die  Mannigfaltigkeit  der  damaligen  Zustände 
und  die  Schamlosigkeit  der  durch  die  politischen  Kämpfe  er- 
zeugten Verbrechen  nothwendig  machte.    Dabei  ist  es  lehrreich, 
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auf  den  obersten  Grundsatz,  welchen  das  Gornelische  Gesetz 
dorchfubrte,  zu  achten.  Im  ältesten  Römischen  Rechte  finden 
wir  das  Bewnsstsein  von  der  religiösen  Schuld,  welche  der  Mör- 
der and  selbst  der  unabsichtliche  Todtschläger  auf  sich  ladet 
und  welche,  wenn  sie  ungesühnt  bleibt,  auf  den  Staat  übergeht. 
Dies  zeigt  sich  in  P.  Horatius'  Process.*)  Eben  derselbe  Ge- 
danke herrscht  in  den  zwölf  Tafeln,  wenngleich  er  in  denselben 
Dicht  ausgesprochen  wird.  Dies  beweisen  die  Todesstrafen, 
welche  je  nach  der  Art  des  Verbrechens  ausgeführt  werden. 
Eine  Gleichstellung  zwischen  Versuch  und  That  konnte  damals 
nicht  stattfinden:  der  erstere  konnte  nur,  in  so  fem  er  unter 
den  Begriif  eines  anderen  Verbrechens  fiel,  bestraft  werden.  Die 
mächtige  Entwickelung  des  Staates  sowohl  nach  aussen  als  nach 
innen,  welche  eine  Auflösung  der  althergebrachten,  auf  religiö- 
sem Grunde  beruhenden  Bande  herbeiführte,  zum  Theil  viel- 
leicht auch  die  Berührung  mit  fremden  Staatselementen,  zer- 
störte diesen  religiösen  Grundsatz  des  Strafrechtes.  Sullas 
Gesetz  ist,  um  mich  so  auszudrücken,  ganz  weltlich.  Sein 
oberster  Grundsatz  ist  die  Sicherung  der  Personen  und  des  Eigen- 
tbums:  wer  dagegen  fehlt,  soll  für  die  menschliche  Gesellschaft 
anschädlich  gemacht  werden:  ist  sein  Verbrechen  offenbar,  durch 
Hinrichtung,  deren  Ausführung  gleichgültig  erscheint,  ist  es  un- 
gewiss, so  dass  es  erst  durch  menschliches  Urtheil  festgestellt 
werden  muss,  durch  Ausstossung  aus  der  menschlichen  Gesell* 
Schaft.  Hierbei  mussten  Versuch  und  That  nothwendiger  Weise 
als  gleichstehend  angesehen  werden.  Mit  dieser  weltlichen  Be- 
trachtung hängt  der  weitere  Grundsatz  des  Cornelischen  Gesetzes 
zusammen,  welcher  die  segensreichsten  Folgen  für  den  Staat 
herbeiführte.  Im  ältesten  Rechte  besteht  eine  Einigung  zur 
Sicherheit  von  Leben  und  Eigenthum  nur  zwischen  den  durch 
religiöse  Bande  verknüpften  Bürgern.  Mit  Auswärtigen  wird 
nach  dem  Völkerrechte,  das  auf  Verträgen  beruht,  verhandelt. 
Sulla  erkannte  zuerst  die  Zusammengehörigkeit  aller  Einwohner 
des  Staates  an:  sein  Gesetz  umfasste  Bürger  und  Fremde  und 
scUoss  in  gewisser  Beziehung  selbst  die  Sclaven  nicht  aus. 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  1,  91. 
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Viertes  Capitel. 

Gonelisches  Gesell  über  nischiiig.  Selilame.  Strafe  dieses  VerlndNU 
in  älterer  Zeit.  BestimmiugeB  Sülles  tber  die  YerfUschus  fei  TesU* 
menten,  fon  anderen  Urkunden.  Aisdrtcke  seines  Geseties.  nuTer- 
fllscbnng.  Falscbes  Zengnlss,  andere  FUscbnngen,  Bestechung  der  G^ 
ricbte.  Spitere  Ansdehnnng  der  Filschnng.  Strafb  des  Genettscbn 
Gesetxes  nach  der  Yerschiedenheit  der  Sdinld  fersdiieden.  Eine  Begriff 
bestiBmnng  gab  das  Gesetx  nicht,  sendem  fihrte  nnr  elnzdie  Oisici 
f  on  Verbrechen  an.  Weshalb  Snlla  nicht  dnrdi  ein  CriminalgeseU  gagn 
Diebstahl  das  Eigenthnm  noch  weiter  schttxte. 

Durch  sein  Gesetz  über  Mord  hatte  Sulla  das  Leben  der 
Einwohner  des  Römischen  Staates  geschützt:  das  EigenthniD 
derselben  sollte  ein  anderes  schützen.  Es  war  das  Gesetz  über 
Fälschungen  (de  falsis).  Denn  dies  ist  der  amtliche  Name  des- 
selben, wie  sich  aus  der  Ueberschrift  des  Digestentitels,  and 
der  Anfuhrung  in  den  Institutionen  ergiebt  Im  gewöhnlicbeo 
Gebrauche  war  der  Name  Testamentsgesetz:  er  war  hergenom- 
men von  demjenigen  Gegenstande,  der  in  ihm  zuerst  bebandelt 
wurde,  dem  Falschen  vou  Testamenten.*)  Daneben  hatten  die 
einzelnen  Abschnitte  des  Gesetzes  noch  ihre  eigenen  Namen: 
daher  z.  B.  deijenige,  welcher  über  Fälschung  von  Testamenten 
handelte,  im  engeren  Sinne  Testamentsgesetz,  deijenige,  welcher 
Münzverfidschung  verbot,  Münzgesetz  hiess.^)  Dies  Gesetz  über 
Fälschung  hat  in  der  Geschichte  des  Römischen  Rechtes  eine  gleiche 
Stellung  wie  das  über  Mord.  Es  war  das  erste,  welches  diesen 
Gegenstand  seit  den  zwölf  Tafeln  behandelte ,  und  es  that  dies 


a^Insi  IV,  18,  7  Item  lex  Cornelia  de  falsis,  quae  etiam  testaiDeo- 
taria  vocatur ;  Paul.  Sent.  reo.  V,  25  ad  legem  Corneliam  testamratariam, 
worauf  aber  aach  andere  Fälscbaogen  angeführt  werden;  GoUat  Vlll,  5 
Paoliu  libro  sententiarum  V  sab  titulo  ad  legem  Corneliam  testameota- 
riam  und  7  Ulpianus  sab  titulo  de  poena  legis  Corneliae  testamentariae 
libro  Vm. 

b)  Gic.  in  Yerr.  I,  42,  108  Atque  in  his  ipais  rebus  multa  videinos 
ita  sancta  esse  legibus,  ut  ante  facta  in  iudicinm  non  vooentur.  Cornelia 
testamentaria,  nummaria,  ceterae  complures.  Aehnlich  ist  zu  verstebendie 
lex  testamentaria  bei  üipian  in  I.  6  §  1  Dig.  de  extraordinanis  erimifli- 
btts  (XLVn,  11). 
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mit  solcher  Gründlichkeit  und  Kunst,  dass  es  keiner  AbAndening 
bedorfte,  sondern  während  der  ganzen  Kaiserzeit  in  Geltang 
blieb.  Es  knüpfte  sich  also  an  dasselbe  sowohl  die  Aaslegang 
der  Recbtsgelehrten,  wie  die  spätere  Gesetzgebung,  welche  durch 
Seoatsbeschlüsse  oder  kaiserliche  Erlasse  einzelne  Punkte  weiter 
ausführte.  Auch  die  Studien  der  neueren  Gelehrten  haben  sich 
diesem  Sullanischen  Gesetze  vielfach  zugewandt,  ohne  doch  bei 
der  lackenhaften  Ueberlieferung  volle  Aufklärung  über  die  Be- 
stimmungen desselben  zu  gewähren.^^) 

Ueber  den  Begriff  und  die  Strafe  der  Fälschung  in  früherer 
Zeit  haben  wir  kaum  Nachrichten.  Wir  kennen  nur  eine  Be- 
stimmung der  zwölf  Tafeln,  wonach  falsches  Zeugniss  durch 
Herabstürzen  vom  Tarpejischen  Felsen  bestraft  werden  sollte.*) 
Sie  konnte  selbst  in  jenen  Zeiten,  wo  die  Strafen  streng  waren, 
Dur  selten  angewendet  werden,  namentlich  nur  da«  wo  falsches 
Zeagniss  zur  Verurtheilung  Unschuldiger  zu  Capitalstrafen  ge- 
führt hatte,  und  in  so  fem  erscheint  die  Bestimmung  des  Cor- 
oeiischen  Gesetzes  über  Mord  als  eine  Fortsetzung  der  Vorschrift 
der  zwölf  Tafeln.^)  Zwei  Beispiele  werden  uns  überliefert,  von 
M.  Volscius  Fictor  kurz  vor  der  Herrschaft  der  Zehnmänner, 
ond  von  L.  Minucius'');  beide  hatten  einen  politischen  Charakter. 
Der  erste  Process  wurde  im  ordentlichen  Gerichtsverfahren  ent- 
schieden und  endigte  durch  das  Dazwischentreten  der  für  ihr 
Parteiinteresse  kämpfenden  Volkstribunen  mit  der  Verbannung 
des  für  schuldig  erklärten.  Der  zweite  Process  sollte  ausser- 
ordentlich vor  dem  Volke  gefuhrt  werden,  hatte  aber  kein  £r- 
gebniss.  Hieraus  lässt  sich  also  nicht  die  Behandlung  dieses 
Verbrechens  vor  Sulla  erkennen.  Wahrscheinlich  wurde  Fäl- 
schung damals,  ebenso  wie  Diebstahl,  nur  als  Privatverbrechen 
angesehen :  der  vom  Prätor  Verurtheilte  hatte  Schadenersatz  zu 
leisten.  Die  Unruhen  und  Kämpfe  der  Bürgerkriege ,  welche 
neben  der  Unsicherheit  des  Lebens  auch  Gefthrdung  des  Eigen- 


a)  S.  Bd.  I,  1,  397. 

b)  VeigL  oben  S.  25. 

c)  üeber  deo  ent«en  s.  Bd.  I,  1,  298;  ober  den  leUtareo  Bd.  I, 

2,  378. 
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thums  erzeagt  hatten,  veranlassten  Sulla,  die  Fälschnng  als 
Criminalverbrechen  zu  behandeln  und  den  SchwurgerichteD  zu- 
zuweisen. Er  umfasste  in  seinem  Gesetze,  ebenso  wie  in  dem 
über  Mord,  alle  Einwohner  des  Reiches,  ohne  Unterschied,  ob 
sie  Bürger  oder  Nichtbürger,  Freie  oder  Sclaven  waren.  Mao 
erkennt  dies  daraus,  dass  in  den  Institutionen*)  zwischen  der 
Strafe  der  Sclaven  und  der  der  Freien  unterschieden  wird :  wenn 
das  Cornelische  Gesetz  diesen  Unterschied  nicht  ansspracb, 
musste  es  dennoch  durch  Umfassen  auch  der  Sclaven  in  den 
Gesetzesworten  Anlass  zu  demselben  geben  und  wenn  die  Scla- 
ven inbegriffen  waren,  mussten  es  auch  alle  Classen  der  Freien 
sein.  Der  Ausdruck  war  ebenso  wie  wir  ihn  im  Gesetze  über 
Mord  durch  Ueberlieferung  kennen. 

Das  Gesetz  begann  mit  der  Fälschung  von  Testamenten. 
Andere  Urkunden,  behauptet  man,  wurden  in  ihm  nicht  genannt, 
erst  in  späterer  Zeit  übertrug  man  die  Grundsätze  der  Fälschaog 
von  den  Testamenten  auf  andere  schriftliche  Aufzeichnungen.^^ 
Man  beruft  sich  auf  eine  Stelle  Ulpians*"),  der  erzählt,  erst  in 
der  Kaiserzeit  habe  man  die  Strafe  des  Comelischen  Gesetze« 
auf  denjenigen  angewendet,  der  etwas  anderes  als  ein  Testament 
wissentlich  besiegelt  hätte  oder  hätte  besiegeln  lassen.  Dieser 
Schluss  geht  zu  weit.  Man  darf  nur  folgern,  dass  das  Besiegeh 
anderer  falschen  Urkunden  als  der  Testamente  erst  unter  den  Kai- 
sem verboten  worden  sei:  das  Fälschen  konnte  schon  durch  das  Cor- 
nelische Gesetz  verboten  sein.  Und  dass  es  dies  war,  beweisen 
die  Ausdrücke  der  Recbtslehrer,  welche,  wo  sie  den  Inhalt  des 
Comelischen  Gesetzes  angeben,  ohne  Andeutung  einer  erst  später 
erfolgten  Erweiterung,   Testamente  und  andere  Urkunden  ver- 


a)  Inst  IV,  18,  7  Eiusque  legis  poena  in  servos  ultimum  aupplidum 
est,  quod  etiam  in  lege  de  sicariis  et  veneficiis  servatur,  in  liberös  vero 
deportatio.  Vergl.  Marcian.  1.  1  §  13  Dig.  de  lege  Cornelia  de  ftJs» 
(XLVIII,  10). 

b)  GoUat  VIII,  7  Ulpianus  sub  titulo  de  poena  legis  Gorneliae  testa- 
mentariae  iibro  VIIL  Praeterea  foctum  est  senatus  consultum  StatiUo  et 
Tauro  (?  16  p.  Chr.)  consulibns,  quo  poena  legis  Corneüae  irro^tor  ei, 
qui  quid  alind  quam  testamentum  sciens  signaverit  signarive  cofvrerit; 
'^''m  qui  fiüsas  testationet  fadendas  testamentave  fidsa  invioem  dioeDda  aot 

lignanda  dolo  malo  curayerit. 
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binden.*)  Es  ist  an  sich  undenkbar,  dass  Sulla  nur  die  Testa- 
mente genannt  habe:  es  wäre  ebenso,  als  wenn  er  bei  dem 
Gesetze  über  Mord  nur  diejenigen  erwähnt  hätte,  die  mit  dem 
Dolche  todteten.  Das  mag  in  jener  Zeit  ebenso  die  gewöhnlichste 
Art  des  Mordes  gewesen  sein,  wie  beim  Fälschen  hauptsächlich 
die  Testamente  zu  leiden  hatten.  Dass  auch  andere  Urkunden 
in  böslicher  Absicht  gefälscht  wurden,  lernen  wir  z.  B.  aus 
Cicero^),  der  von  Oppianicus  behauptet,  er  habe  die  Censuslisten 
?0D  Larinum  gefälscht,  und  die  gesammten  Decurionen  dieser 
Stadt  hätten  sich  dahin  ausgesprochen.  Einen  Process  hatten 
sie  deswegen  freilich  nicht  begonnen. 

Also  sowohl  Testamente  wie  andere  Urkunden  erwähnte  das 
Cornelische  Gesetz,  aber  in  getrennten  Paragraphen :  dies  schliesse 
ich  daraus,  dass  erst  ein  späterer  Senatsbeschluss  den  bei  den 
Testamenten  gebrauchten  Ausdruck  des  Siegeins  auf  die  übrigen 
Urkunden  fibertrug.  In  den  Institutionen  und  in  einer  Stelle  von 
Paulus'')  werden  beide  nur  der  Kürze  halber  verbunden  und  ihre 
Fälschung  gemeinsam  in  einem  Satze  erwähnt.  Sulla  suchte  die 
verschiedenen  Arten  der  Fälschung  durch  Häufung  der  Ausdrücke 
zu  umfassen,  indessen  ist  es  bei  den  Abkürzungen,  welche  die 
späteren  Recbtslehrer  sich  gestatteten,  schwer,  den  Wortlaut  sei- 
nes Gesetzes  zu  erkennen.  Ich  glaube,  dass  ihn  Ulpian  am  rich- 
tigsten beladen  Testamenten  wiedergiebt.  Er  sagt^):  „Mit  der 
Strafe  des  Comelischen  Gesetzes  wird  bestraft,  wer  ein  Testa- 


a)  Inst  lY,  18,  7  qui  testamentum  vel  aliud  instrumentum  fialsum 
Kripserit,  signaverit,  recitaverit,  subiecerit  vel  signum  adulterinum  fecerit, 
scalpserit,  expresserit  sciens  dolo  male;  Paulus  sent.  rec.  Y,  25,  1  Qui 
testamentum  quodve  aliud  instrumentum  falsum  sciens  dolo  male  scripsc- 
nt,  recitaverit,  subiecerit,  suppresserit,  amoverit,  resignaverit ,  deleverit 
quodve  signum  adulterinum  exsculpserit,  fecerit,  expresserit,  amoverit, 
wseraverit 

b)  Cic.  p.  Gluent  14,  41  lUum  tabulas  publicas  Larini  censorias  cor- 
nipisse  decuriones  universi  iudicaverunt 

c)  Inst  lY,  18,  7 ;  Paulus  Y,  25,  1 ,  welche  Stellen  ich  so  eben  ange- 
^Tt  habe. 

d)  Ulpian  1.  2  Dig.  de  lege  Cornelia  de  falsis  (XLYin,  10)  Qui  testa- 
mentom  amoverit,  celaverit,  eripuerit,  deleverit,  interleverit,  subiecerit,  re- 
^averit  quive  testamentum  folsum  scripserit,  signaverit^  recitaverit  dolo 
malo  coiusve  dolo  malo  id  factum  erit,  legis  Comeliae  poena  damnatur; 

IV.  5 
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TDent  entferot,  verbeimlicht,  entrissen,  zerstört,  theUweis  Tsrin- 
dert^  untergeschoben,  geöffnet  hat  oder  wer  ein  &Isches  Testa- 
ment geschrieben,  untersiegelt,  vorgelesen  hat  in  böslicher  Absiebt, 
oder  durch  dessen  bösliche  Absicht  dies  geschehen  ist^  Damit 
stimmen  sowohl  die  schon  angeführten  Ausdrucke  der  Institu- 
tionen und  von  Paulus  ungefähr  überein,  als  auch  eine  andere 
von  eben  demselben  Paulus  herrührende  Nachricht*)  über  deo 
Inhalt  des  Gesetzes.  Richtiger  aber  ist  bei  Ulpian  die  Trennoog 
des  Paragraphen  in  zwei  Abschnitte,  von  denen  der  erste  über 
das  ächte,  der  zweite  über  das  gefälschte  Testament  handelt:  sie 
ist  noth wendig,  um  die  Ausdrücke  angemessen  zu  vertheileo. 
Wo  sie  nicht  geschieht,  entsteht,  sobald  nicht  eine  weitere  Kür- 
zung vorgenommen  wird,  offenbare  Verkehrtheit  des  Ausdracks, 
wie  denn  in  den  beiden  aus  Paulas  geschöpften  Nachrichten  die 
Worte  „ein  falsches  Testament  unterdrücken,  entfernen,  ver- 
nichten'^  unpassend  sind  und  den  Beweis  liefern,  dass  sie  ?od 
dem  berühmten  Rechtsgelehrten  selber  nicht  herrühren  könneD. 
Ich  lege  daher  kein  Gewicht  darauf,  dass  in  diesen  beideo  ver- 
kehrt abgefassten  Angaben  über  den  Inhalt  des  Comelischea 
Gesetzes  sich  der  Ausdruck  „ein  falsches  Testament  unter- 
drücken'" findet,  der  in  Ulpians  Angaben  nicht  vorkommt,  glaube 
vielmehr,  dass  derselbe  durch  eine  Versehen  aus  dem  Worte 
„verheimlichen"'  entstanden^),  ebenso  wie  dass  in  Paulus'  zuerst 
angeführtem  Berichte  die  Verbindung  der  Worte  „entfernen"'  ood 
„eröffnen"  mit  dem  „gemischten  Siegel"  fehlerhaft  ist  Dagegen 
ist  auch  Ulpians  Angabe  in  so  fern  abgekürzt,  als  er  von  der 
Fälschung  des  Siegels  nicht  spricht  An  die  Erwähnung  des 
falschen  Testamentes  knüpft  sich  auf  natürliche  Weise  das  Ge- 
bot, dass  „wer  ein  gefälschtes  Siegel  anfertigt,  eingegraben,  auf- 
gedrückt hat",  schuldig  sein  solle. 

Zwei  Handlungen  werden  in  diesem  Paragraphen  des  Ge- 
setzes verboten.    Die  erste  besteht  in  dem  Unterschlagen  und 


a)  Paul.  Beut  rec.  IV,  7,  1  Qui  testameatum  falsum  scripaerit,  reo- 
taverit,  Bubiecerit,  sigDaverit,  suppresserit,  amoverit,  resignaverit»  deleverit 

b)  Paul.  seDt  rec.  IV,  7,  3  Testamentom  supprimit,  qui  sdeos  pnt* 
densqne  tabulas  testamenti  in  fraudem  beredum  vel  legatarionuD,  fideieoB* 
miBsarioruin  aut  libertatiim  noD  profeft;  und  §  4  und  5. 
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Verändern  eines  ächten  Testamentes.  Auf  jenes  beziehen  sich 
die  Worte  „entfernen,  verheimlichen,  entreissen",  auf  dieses  die 
Worte  „auslöschen,  theilweise  verändern'^ :  endlich  „unterbreiten, 
entsiegeln'"  geht  auf  die  Thätigkeit  derjenigen,  welche  zum  Be- 
kanntwerden des  Inhalts  eines  ächten  Testamentes  beitragen 
und  dadurch  Anlass  zu  Fälschungen  geben.*)  Bei  dem  Anfer- 
tigen eines  falschen  Testamentes  wird  eine  dreifache  Thätigkeit 
unterschieden,  das  Abfassen  desselben,  „schreiben"',  das  Bestär 
tigen,  wenn  man  es  als  Zeuge  untersiegelt,  endlich  das  Vorlesen, 
wenn  man,  als  ob  es  ein  achtes  wäre,  zu  seiner  Bekanntmachung 
beiträgt  Daran  schliesst  sich  ein  Verbot  für  diejenigen,  welche 
bei  dem  Anfertigen  eines  felschen  Testamentes  mittelbar  thätig 
sind:  „wer  ein  unächtes  Siegel  macht,  schneidet,  aufdrückt""*'), 
soll  ebenfalls  schuldig  sein.  Es  wird  somit  jede  Thätigkeit, 
welche  beim  Verfälschen  eines  ächten  und  beim  Unterschieben 
eines  unächten  Testamentes  vorkommen  kann,  verboten :  es  wer- 
den nicht  nur  diejenigen,  auf  deren  bösliche  Veranstaltung  das 
eine  oder  das  andere  stattgefunden  hat,  oder  diejenigen,  welche 
unmittelbar  dabei  thätig  gewesen  sind,  sondern  auch  die  mittel- 
baren Gehülfen  mit  Strafe  bedroht 

Sehr  lehrreich  wäre  es,  wenn  wir  über  die  Verfälschung 
anderer  Urkunden,  als  von  Testamenten  nähere  Kunde  hätten. 
Dass  das  Gesetz  nicht  den  Ausdruck  „Instrument"",  der  sich  in 
den  beiden  oben  angeführten  Berichten  aus  Paulus  und  den  In- 
stitutionen findet,  gebrauchte,  ist  sicher;  denn  er  ist  neueren 
Ursprungs.  Paulus  erwähnt ''),  wo  er  hiervon  spricht,  „öffentliche 


a)  Vergl.  Paul,  in  1.  38,  7  Dig.  de  poenis  (XLVIIl,  19)  und  sent.  reo. 
Y,  25,  7  Qni  vivi  testamentom  apemerit,  redtaverit,  resignaverit,  poena 
Gorneliae  tenetor. 

b)  Paul.  Diac.  p.  28  ed.  MuelL  Adulterina  signa  dicuntar  alienis  anulis 
facta;  Gic.  p.  Cluent  14,  41  testamentom  in  alias  tabolas  transscriptum 
«gois  adolterinis  obsignavit;  Modest,  in  1.  90  Dig.  de  leg.  Com.  de  fals. 
(XLYIII,  10)  Lege  Cornelia  testamentaria  obligator,  qui  signa  adulterina 
-fecerit,  sculpserit 

c)  PauL  in  1.  16  Dig.  h.  t  respondit  instromentomm  subreptorum 
^men  non  esse  publid  iudicii,  nisi  testamentum  alicuius  snbreptum  argna- 
^r.  Paulos  respondit  legis  Gorneliae  poena  omnes  teneri,  qui  etiam  extra 
^^stamenta  cetera  falsa  signassent     Sed   et  caeteros,  qui  in  rationibos, 

5* 
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RechnuDgen,  Tafeln,  Urkanden'',  und  wahrscheinlich  kameD  diese 
Worte  in  Sollas  Gesetze  vor.    Aber  den  vollständigen  Aasdrack 
desselben  und  namentlich,  ob  es  die  Fälschung  auch  von  Privat- 
urkunden  mit  Criminalstrafe  belegte,  darfiber  erfahren  wir  nichts 
sicheres.    Es  scheint,  dass  ein  bestimmter  Unterschied  zwischen 
öffentlichen  und  Privatnrkunden  im  Römischen  Rechte  auch  der 
späteren  Zeit  nicht  gemacht  wurde.    Paulus  spricht  zweideutig: 
er  sagt,  das  Entwenden  von  Urkunden,  ausser  von  Testamen- 
ten, gehöre  nicht  vor  das  Criminalgericht,  und  doch  wieder,  jede 
durch  Siegeln   begangene  Fälschung  falle  unter  den  Begriff  des 
Cornelischen  Gesetzes  und  die  Gerichtssitte  war  später  zweifel- 
los, dass  jede  Fälschung,  auch  wenn  dabei  kein  falsches  Siegel 
angewendet  war,  gleich  Testaments  Verfälschung  bestraft  wurde.*) 
Daraus  scheint  hervorzugehen ,  dass  das  Unterschlagen  nicht  je- 
der Privaturkunde  als  Fälschung  bestraft  wurde.    Dies  stimmt 
zu  den  Grundsätzen  des  Römischen  Rechtes,  nach  denen  Dieb- 
stahl kein  Criminal verbrechen  war:   nur  mit  den  Testamenten 
hatte   man  eine  Ausnahme  gemacht  wegen  des  häufigen  Miss- 
brauches.   Aber  das  Fälschen  der  Siegel  galt  immer  als  Crimi- 
nalverbrechen.     Es  ist  auch  wahrscheinlich,  dass  man  in  der 
Kaiserzeit  strengere  Grundsätze  über  die  Fälschung  auch  von 
Privaturkunden  aufstellte  und  daher  die  von  Paulus  erwähnte 
Gerichtssitte  stammt:  man  erfand  wenigstens,  wie  Sueton^)  er- 
zählt, unter  Nero  eine  neue,  mehr  Sicherheit  gegen  Fälschung 
gewährende  Sitte,  Urkunden  anzufertigen.   Kurz,  die  Einzelheiten 
des  Cornelischen  Gesetzes  sind  in  diesem   die  Ffilschong  von 
Urkunden  betreffenden  Paragrapheq  unbekannt. 

Ein  anderes  Capitel  handelte  fiber  Münzverfälschung.    Es 
hatte  seinen  nächsten  Anlass  in  der  Verwirrung,  welche  sich 


tabolis,  litteris  publicis  aliave  qua  re  sine  consignatione  fedsum  feceront 
vel,  ut  verum  non  appareat,  quid  celaverunt,  subripuerunt,  sabiecerunt» 
resignaveront,  eadem  poena  ajffici  solere,  dubium  non  esse. 

a)  Derselbe  Paul,  sent  reo.  V,  26,  5  sagt  Qoi  rationes,  acta,  libelloa, 
album  propositum,  testationes,  cautiones,  chirographa,  epistolas  sciens  df^Q 
malo  in  fraudem  alicuius  deleverit,  mutaverit,  snbiecerit,  sobscripserit 
—  falsi  poena  coercetur.    Vergl.  §  8-10. 

b)  Suet.  Ner.  17.    Vergl.  Paul,  sent  rec.  V,  25,  6. 
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karz  vor  und  während  der  Bürgerkriege  eingescblicben  hatte: 
C.  Marius  Gratidianns,  der  als  Prätor  mit  UebereinstimmaDg 
der  Volkstribunen  ein  Gesetz  dagegen  erlassen  und  eine  Strafe 
bestimmt  hatte,  wurde  ausserordentlich  vom  Volke  geehrt.*) 
Sein  Gesetz  fiel  bei  der  Rückkehr  Sullas  mit  seinem  Urheber  selbst, 
beweg  aber  doch  denselben,  gesetzliche  Bestimmungen  zur  Ab- 
wehr ähnlicher  Uebel  zu  treffen.  Wie  die  Ausdrücke  derselben 
gewesen  sind,  lässt  sich  bei  der  Verschiedenheit  in  den  Angaben 
der  Rechtslehrer  nicht  mit  Sicherheit  sagen.  Man  kann  zwei 
Theile  in  diesem  Paragraphen  unterscheiden.  Erstlich  wurde  bei 
Gold  und  Silber,  sobald  es  als  rein  angegeben  wurde,  die  Ver- 
fälschung durch  Erz  oder  Zinn  verboten.  Zweitens^)  wurde  die 
Verschlechterung  oder  Verringerung  von  goldenen  und  silbernen 
Münzen,  so  wie  das  Anfertigen  falscher  Münzen  als  Fälschung 
mit  Strafe  bedroht  und  daran  schloss  sich  das  Verbot  des  wis- 
sentlichen Verkaufes  oder  Kaufes  von  verfälschten  Münzen.^®) 

Eine  grosse  Schwierigkeit  bietet  die  Frage  dar,  ob  Sulla 
die  Ablegung  eines  falschen  Zeugnisses  als  Fälschung  in  seinem 
Gesetze  anführte.  Man  nimmt  dies  jetzt  an  und  fügt  dazu  auch 
die  Bestechung  des  Richters.  Paulus  in  seiner  Erläuterung  des 
Comelischen  Fälschungsgesetzes  sagt  wirklich*'):  „Wer  um  ein 


a)  PliD.  nat  hist.  XXXIIl,  132  und  XXXIV,  27;   Cic.  de  off.  III,  20, 
80.    Vergl.  oben  II,  1,  286. 

b)  Ulpian  1.  9  Dig.  b.  t  sagt  Lege  Cornelia  cavetur,  qni  in  aunun 
vitü  quid  addiderit,  qui  argenteos  nummos  adolterinos  flaverit,  feüsi  cri- 
mine  teneri.  —  Eadem  lege  exprimitor ,  ne  qais  nummos  stanneos,  plum- 
beoB  emere,  vendere  dolo  malo  vellet  and  1.  8  ibid.  Quicunque  nummos 
aoreos  partim  raserit  partim  tinxerit  vel  finzerit,  u.  s.  w.  Paul.  sent.  rec. 
Y,  ^,  1  qui  nummos  aureos,  argenteos  adulteraverit,  laverit,  conflaverit, 
raserit,  cormperit,  vitiaverit,  und  §  4  qui  aes  inauraverit,  argentaverit 
quive  cum  argentum  vel  aurum  poneret,  aes  stannumve  subiecerit,  falsi 
poena  coercetur. 

c)  Paul,  sent  rec.  V,  25,  2  Qui  ob  falsum  testimonium  perhibendum 
vel  verum  non  perhibendum  pecuniam  acceperit,  dederit,  iudicemve  utsen- 
teotiam  ferat  vel  non  ferat,  cormperit  corrumpendumve  curaverit,  humilio- 
res  capite  puniuntur,  honestiores  publicatis  bonis  cum  ipso  iudice  in  in- 
snlam  deportantur.  S.  auch  Collat  YIII,  5,  wo  dieselben  Worte  von  Paulus 
angeführt  werden.  Marcian  in  1.  1,  2  Big.  h.  t.  Sed  et  si  quis  ob  renun- 
ciandum  remittendumve  testimonium,  dicendum  vel  non  dicendum  pecuniam 
accqierit ,  poena  legis  Corneliae  affidtur  et  qui  iudicem  corruperit  corrum- 
pendumve curaverit 
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falsches  Zeugniss  abzulegen  oder  ein  wahres  nicht  abzalegen, 
Geld  angenommen,  gegeben  hat,  oder  einen  Richter,  damit  er 
eine  Meinung  abgebe  oder  nicht  abgebe,  bestochen  hat  oder  hat 
bestechen  lassen,  der  wird,  wenn  er  geringeren  Standes  ist,  mit 
dem  Tode  bestraft,  wenn  anständiger,  nach  Verlust  des 
Vermögens  deportirt''  Es  wird  zwar  nicht  ausdrücklich  er^nt, 
dass  dies  eine  Bestimmung  des  Cornelischen  Gesetzes  sei;  aber 
man  muss  es  trotzdem  annehmen.  Denn  die  alten  Gesetze,  wel- 
che auf  falsches  Zeugniss  Herabstürzen  vom  Tarpejischen  Felsen 
setzten"),  konnten  bei  Einführung  der  Schwurgerichte  nicht  mehr 
angewendet  werden,  ein  Criminalyerbrechen  aber  war  falsches 
Zeugniss  immer.  In  Sullas  Gesetze  über  Mord  war  der  Fall 
angeführt^),  wenn  Jemand  durch  sein  falsches  Zeugniss  die  ca- 
pitale  Verurtheilung  Jemandes  herbeigeführt  hatte:  es  wurde  als 
Mord  betrachtet.  Ebenso  wurde  ohne  Zweifel  derjenige,  welcher 
in  einem  capitalen  Processe  den  Richter  bestochen  hatte,  um 
die  Verurtheilung  herbeizuführen,  als  Mörder  vor  Gericht  ge- 
stellt, weil  er  die  Ursache  zum  Tode  Jemandes  gegeben  hatte. 
Nimmt  man  an,  wer  überhaupt  falsches  Zeugniss  ablegte,  sei 
von  Sulla  als  Fälscher  mit  derjenigen  Strafe  belegt  worden, 
welche  auf  Testaments-  oder  Münzverfälschung  stand,  so  kommt 
man  zu  innerer  Unwahrscheinlichkeit  Auf  Mord  setzte  Sulla 
als  höchste  Strafe  Aechtung,  auf  Fälschung,  mithin  auch  auf 
falsches  Zeugniss  ebenfalls  Aechtung.  Man  fragt  also ,  woßhalb 
Sulla  die  natürlich  zusammengehörenden  Verbrechen  getrennt, 
und  falsches  Zeugniss  in  Capitalsachen  in  dem  Gesetze  über 
Mord,  anderes  falsches  Zeugniss  in  dem  über  Fälschung  erwähnt 
habe.  Er  musste,  wenn  die  Strafe  für  falsches  Zeugniss  in  je- 
dem Falle  eine  gleiche  war,  auch  an  einer  einzigen  Stelle  dar- 
über sprechen  und  zwar  in  dem  Gesetze  über  Fälschung.  Da 
dies  nicht  geschieht,  hat  man  allen  Grund,  eine  Verschiedenheit 
der  Strafen  bei  den  falschen  Zeugen  in  einem  Capitalprooesse 
und  bei  denen  in  anderen  Processen  anzunehmen.  Nach  dem 
Gesetze  über  Mord  scheint  es  femer,  dass  Sulla  den  Grundsatz 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  1,  397.    Vergl  oben  S.  63. 

b)  S.  oben  S.  23. 
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gehabt  bat,  die  Strafe  des  falschen  Zeugnisses  nach  der  Strafe, 
welche  dasselbe  for  den  dadurch  Verurtheilten  zur  Folge  hat, 
abzumessen:  wer  durch  seine  Fälschung  die  Aechtung  eines 
Unschuldigen  herbeiführt,  erleidet  selbst  die  Strafe  der  Aech- 
tung. Nach  diesem  Grundsatze  kann,  wer  z.  B.  in  einem  Pri- 
vatprocesse  geringer  Bedeutung  ein  falsches  Zeugniss  abgelegt 
hatte,  von  Sulla  nicht  mit  Aechtung  bestraft  worden  sein.  Selbst 
in  dem  Gesetze  über  Mord  erscheint  so  der  Ausdruck  als  un- 
passend. Es  heisst  in  ihm,  wer  die  capitale  Verurtheilung  eines 
Unschuldigen  durch  sein  falsches  Zeugniss  herbeigeführt  hätte, 
solle  mit  Aechtung  bestraft  werden :  es  wird  dadurch  ein  Unter- 
schied angedeutet  zwischen  demjenigen,  der  die  Bestrafung  eines 
Unschuldigen  veranlasst  und  demjenigen,  der  durch  falsches 
Zeugniss  die  Freisprechung  eines  Schuldigen  herbeiführt  und  ein 
solcher  Unterschied  ist  der  Anschauung  der  Römer  und  den 
Grundsätzen  des  Gesetzes  über  Mord  entsprechend.  Er  findet 
aber  thatsäcblich  nicht  statt,  wenn  jeder  falsche  Zeuge  mit  Aech- 
tung bestraft  wird.  Es  ergiebt  sich  hieraus,  dass  Sulla  in  sei- 
nem Gesetze  über  Fälschung  nicht  eine  Bestimmung  geben  konnte, 
wodurch  er  jedes  falsche  Zeugniss  mit  der  höchsten  Strafe  der 
Fäl8<-her,  der  Aechtung  belegte.  Dies  ist  auch  das  spätere 
Recht:  Paulus  sagt  falsche  Zeugen  würden  entsprechend  be- 
straft.«) 

Ein  Paragraph  des  Gornelischen  Gesetzes  über  Mord^) 
verhängt  Capitalstrafe  gegen  den  Beamten  oder  Senator,  der 
seinen  Einfluss  gebrauchen  würde,  um  ein  falsches  Zeugniss  ge- 
gen einen  Unschuldigen  zu  veranlassen  und  so  dessen  Anklage 
oder  Verurtheilung  zu  einer  Capitalstrafe  herbeizuführen.  Wo 
Cicero  von  demselben  spricht,  erklärt  er°),  er  wolle  die  Plebs 


a)  Paulus  in  1.  16  Big.  de  testibus  (XXII,  5)  Qui  falso  vel  varie  testi- 
monia  dixerunt,  vel  utrique  parti  prodiderunt ,  a  iadicibus  competenter  pu- 
oiuDtnr.  Vergl  Paul.  sent.  reo.  V,  15,  5;  Collai  VIII,  3;  Modestin.  1.  27 
Dig.  h,  t 

b)  S.  oben  S.  26. 

c)  Cic.  p.  Cluent  57,  157  quis  de  plebe  Romana  testimonium  dizit 
onquam,  cui  non  hoc  periculum  T.  Attio  auctore  paratum  esse  videatis? 
Nam  dictorum  quidem  certe,  si  hoc  indicium  plebi  Romanae  propositum 
Bit,  neminem  unquain  esse  coniirmo. 
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gegen  die  Anwendang  desselben  auf  sie  schützen :  er  versichert, 
Niemand  von  der  Plebs  würde  mehr  ein  Zeugniss  ablegen,  wenn 
ihm  ein  Process  nach  demselben  in  Aussicht  stände.  So  konnte 
Cicero  nimmermehr  sprechen,  wenn  Sulla  in  seinem  Fälschnngs- 
gesetze  für  jeden  falschen  Zeugen  als  Strafe  die  Aechtung  be- 
stimmt hätte.  In  zweierlei  Beziehung  ist  ein  Unterschied  zwischen 
jener  Bestimmung  gegen  die  Beamten  und  dieser  allgemeinen 
über  die  Zeugenaussagen.  Erstens,  wie  Cicero  besonders  her- 
vorhebt, ist  der  Ausdnick  in  jener  sehr  weitumfassend.  Jedes 
Zusammentreten  der  Beamten  mit  den  Zeugen,  jede  Verabredung, 
jedes  Beeinflussen  derselben  ist  verboten :  in  dieser  dagegen  heisst 
es  nur,  wer  Geld  empfangen  oder  gegeben  habe,  solle  bestraft 
werden,  hier  war  also  nur  ein  einziger  und  zwar  der  schlimmste 
Fall  vorgesehen.  Zweitens  muss  auch  die  Strafe  bei  Beamten 
höher  gewesen  sein  als  bei  denen,  welche  es  nicht  waren.  Jene 
begehen  eine  unmittelbare  Pflichtverletzung,  diese,  ohne  einen 
Vortheil  zu  haben,  üben  wenigstens  nach  Ciceros  Darstellong 
eine  Art  von  Gefälligkeit.  Darauf  geht  die  ganze  frühere  Ao^ 
einandersetzung  Ciceros,  der  die  Vortheile  und  Auszeichnungen 
des  Beamtenstandes  schildert  und  deshalb  eine  grössere  Strenge 
gegen  denselben  für  gerechtfertigt  erklärt. 

Man  hat  die  Yermuthung  aufgestellt,  die  Bestimmung,  dass 
ein  mit  Geld  bestochener  Zeuge  Capitalstrafe  leiden  solle,  habe 
zwar  schon  in  dem  Cornelischen  Gesetze  gestanden ;  aber  die 
andere  von  Paulus  erwähnte  Bestimmung  über  die  Bestecbong 
der  Richter  sei  erst  ein  Zusatz,  entstanden  durch  einen  späteren 
Senatsbeschluss  oder  durch  die  Erklärung  der  Rechtsgelehrteo.^^ 
Man  beruft  sich  auf  den  Process  von  C.  Junius,  der  im  Jahre 
74  V.  Chr.  ein  Gericht  über  Vergiftung  gegen  Oppianicus  gdeitet 
hatte  und  nebst  seinen  Richtern  bestochen  worden  sein  sollte, 
um  den  Angeklagten  zu  verurtheilen :  Cicero  spricht,  besonders 
in  der  Rede  für  Cluentius ,  oft  von  diesem  zu  seiner  Zeit  be- 
rüchtigten Processe.  Als  sich  das  Gerücht  von  der  Besteebnng 
verbreitete,  mischte  sich  auch  der  Senat  hinein  und  üosste  einen 
Beschluss,  dessen  Inhalt  man  nicht  genau  kennt,  der  aber  wahr- 
scheinlich dahin  ging,  es  sollte  ein  Gesetz  über  die  Einleitong 
einer  besonderen   gerichtlichen  Untersuchung  eingebracht  we^ 
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den.')    Man  sagt,  weil  es  eines  solchen  Senatsbescblusses  be- 
durft hätte,  folge  daraus,  dass  es  kein  besonderes  Gesetz  dar- 
über gegeben.     Dieser  Scbluss  ist  nicht  richtig.     In  dem   Ge- 
setzes vorschlage,  welchen  der  Senatsbescbluss  nach  Sullas  Ver- 
fassung vorbereiten  musste,  wurde  die  Bestrafung  nicht  bloss 
der  bestechenden  Parteien,   sondern  auch  die  der  bestochenen 
Richter  beantragt,  vielleicht  sogar  die  letztere  ausschliesslich. 
Wenigstens  erzählt  Cicero  *») ,  er  sei .  später  von  dem  Volke  auf 
Bitten   des  Sohnes  des  hauptschuldigen  Beamten,   des  Leiters 
des  Gerichtshofes  C.  Junius  verworfen  worden.    Davon  dass  auch 
die  bestechenden  Parteien  sich  um  die  Verwerfung  bemüht  hätten, 
erwähnt  er  nichts.    Gegen  die  Beamten  aber,   welche  sich  bei 
einem  Capitalprocesse  bestechen  Hessen,  gab  es  das  Gornelische 
Gesetz  über  Mord.    Wenn  also  gegen  sie  das  neue  Gesetz  nur 
eine  Anwendung  des  alten  Gesetzes  etwa  durch  Einsetzung  eines 
ausserordentlichen  Gerichtshofes  verordnete,  so  ist  die  Annahme, 
es  habe  gegen  die  Bestechenden  eine  neue,  noch  nicht  beste- 
llende Vorschrift  einfahren  sollen,  nicht  nothwendig.    Indessen 
eine  andere  Folgerung  kann  man  aus  den  Erwähnungen  über 
die  Bestechung  des  Gerichtshofes,  welcher  Oppianicus  verurtheilt 
hatte,  ziehen.    Cicero  behauptet  in  seiner  Vertheidigung,  Cluen- 
tios  habe  die  Bestechung  nicht  geübt ,  femer,  es  passe  auf  den- 
selben als  Römischen  Ritter  nicht  der  über  die  Richter  handelnde 
Paragraph  des  Comelischen  Gesetzes  über  Mord.     Die  letztere 
Behauptung  ist  ein  rednerischer  Kunstgriff.'')    Aber  gesetzt,  es 
hätte  in  dem  Gesetze  über  Fälschung  einen  Paragraphen  gege- 
ben, der  bei  Capitalstrafe  die  Bestechung  der  Richter  verbot,  so 
konnten  die  Ankläger  diesen  gegen  Cluentius  anführen  und  da- 
mit seine  Verurtheilung  unzweifelhaft  veranlassen.     Jedoch  er 
wird  nirgends  angeführt.    Daraus  folgt  nicht,  dass  es  überhaupt 
io  dem  F&lschungsgesetze  kein  Verbot  gegen  die  Bestechung  der 
Richter  gab ,  sondern  nur ,  dass  auf  dieselbe  nicht  Capitalstrafe 


a)  Gic.  p.  Gluent  49,  136  fahrt  nur  den  Anfang  des  Senatsbeschlusses 
an  Si  qui  sunt,  quomm  opera  factnm  sit  ut  indicium  publicum  cormmpe- 
retur. 

b)  Cic.  p.  Cluent  49,  137. 

c)  8.  oben  S.  33. 
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gesetzt  war.     Denn  um   diese   handelte  es  sich  bei  Cluentios' 
Processe. 

Das  Ergebniss  unserer  Untersuchung  ist  also,  dass  es  in 
dem  Cornelischen  Fälschungsgesetze  einen  Paragraphen  gab, 
welcher  die  Bestechung  der  Zeugen  sowohl  an  denen,  welche 
Geld  genommen,  wie  an  denen,  welche  es  gegeben,  und  feroer 
die  Bestechung  der  Richter  an  denen,  welche  Geld  gegeben,  ver- 
bot. Das  erste  Verbot  allein  konnte  nicht  erlassen  werden.  Wer 
einmal  sich  entschliesst.  Jeden,  der  einen  Zeugen  zu  bestechen 
versucht,  zu  bestrafen,  muss  in  noch  höherem  Grade  die  Be- 
stechung der  Richter  ahnden.  Aber  eben  so  undenkbar  ist, 
dass  jede  Bestechung  eines  Zeugen  oder  Richters  in  jedwedem, 
auch  in  dem  geringsten  Givilprocesse  mit  gleich  grosser  Capital- 
strafe  geahndet  worden  ist.  £s  muss  den  Richtern  ein  Spiel- 
raum gelassen  worden  sein,  um  nach  der  Bedeutung  des  Pro- 
cesses  und  der  Grösse  der  Schuld  auch  die  Höhe  der  aufzaer- 
legeuden  Strafe  abzumessen. 

Dies  Ergebniss  weicht  von  den  Ansichten  der  neueren  Ge- 
lehrten ab.  Sie  nehmen  an,  das  Comelische  Gesetz  habe  nur 
eine  einzige  Strafe,  die  Aechtung  gekannt;  wer  also  nicht  zu 
dieser  Strafe  verurtheilt  worden  sei,  hätte  freigesprochen  wer- 
den müssen  und  wer  nicht  das  volle  Verbrechen  begangen,  sei 
schuldlos  gewesen.  Dagegen  haben  wir  gefunden,  ähnlich  wie  bei 
dem  Gesetze  über  Mord,  sowie  bei  denen  über  Verringerung  der 
Majestät,  dass  es  zwar  eine  höchste,  in  Aechtung  bestehende 
Strafe  gab,  aber  neben  derselben  viele  andere,  die  im  Verbilt 
nisse  zu  den  Vergehen  von  den  Richtern  abgemessen  worden. 
Man  begreift,  dass  so  noch  viele  geringere  Arten  von  FälschoD- 
gen  theils  in  dem  ursprünglichen  Gesetze  von  Sulla  erwähnt, 
theils  allmälig  durch  Erklärung  und  Erweiterung  dazu  gezogen 
wurden.  Es  wurde  später  bestimmt,  dass  nicht  nur  diejenigen, 
welche  Geld  geben  oder  empfangen  um  falschen  Zeugnisses  hal- 
ber, als  Fälscher  bestraft  werden  sollten,  sondern  auch  diejeni- 
gen, welche  irgend  ein  Abkommen  träfen,  um  falsches  Zeugnis^ 
zu  veranlassen*);  ferner,  dass  auch  f&r  die  Anstellung  eines  Pro- 


a)  Ulpiao.  in  1.  9,  3  Dig.  b.  t.  Poena  legis  Corneliae  irrogator  ei  — 
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esses  uod  für  das  Herbeischaffen  von  Beweismitteln  Bestechung 
lod  jede  Art  von  Verabredung  verboten  sein  sollte.*)  Nach 
illen  Seiten  hin  sachte  man  Alles,  was  auf  die  Verfälschang 
ler  Gerichte  Bezug  hatte,  zu  umfassen,  wobei  es  nach  den  uns 
orliegenden  Quellen  unmöglich  ist,  die  einzelnen  Stufen  der 
üntwickelung  genau  abzugrenzen.  Die  Grundlage  aller  dieser 
lestimmungen  blieb  das  Cornelische  Gesetz. 

Eine  allgemeine  Bestimmung  darüber,  was  als  Fälschung 
u  betrachten  sei ,  enthielt  dasselbe  nicht :  es  beschränkte  sich 
af  die  Anfuhrung  einzelner  Fälle.  Selbst  die  späteren  Rechts- 
ehrer  haben  keinen  Begriff  aufgestellt  und  regelrecht  entwickelt, 
ondern  nur  dem  Gesetze  sich  anschliessend  Merkmale  der  Fäl- 
icboDg  zusammengestellt.'')  Es  kann  nicht  bezweifelt  werden, 
lass  Sullas  Gesetz  noch  weitere  einzelne  Fälle  au&ählte;  aber 
vir  haben  davon  keine  oder  nur  unsichere  Kunde.  In  den  Di- 
;esteD  wird  unter  dem  von  diesem  Gornelischen  Gesetze  handeln- 
b  Titel  auch  die  Verfälschung  von  Gewicht  und  Mass  durch 
len  Verkäufer  oder  Käufer  erwähnt:  die  Strafe  des  doppelten 
Schadenersatzes  stand  darauf. "")  Man  wird  also  annehmen  müs- 
«D,  dass  auch  dieser  Fall  in  gewisser  Beziehung  von  Sulla 
twähnt  wurde.  Zwar  Betrügereien  dieser  Art  im  gewöhnlichen 
larktverkehr  kamen  sicherlich  nicht  vor  den  das  Cornelische 


)ai  Msas  testationes  faciendas  testimoniave  falsa  invicem  dicenda  dolo 
öalocoierint;  Collat.  VIII,  7;  Marcian  in  1.  1  Dig.  h.  t  Pocna  legis  Cor- 
tellae  irrogatur  ei,  qui  falsas  testationes  faciendas  testimoniave  falsa  in- 
ipicienda  dolo  malo  coierit 

a)  Hermogenian  in  1.  20  Dig.  h.  t.  Falsi  poena  coercentur,  qui  ad  litem 
Dstroendam  advocatione,  testibus  pecuniam  acceperunt,  obligaüonem,  pactio- 
^  fecenmt,  societatem  inierunt,  ut  aliquid  eorum  fieret  curaverunt;  Mar- 
fan 1.  1  §  1  Dig.  h.  t  Item  ob  instruendam  advocationem  testimoniave 
Kcuniam  acceperit  pactusve  fnerit,  societatem  coierit  ad  obligationem  inno- 
^Dtiom,  ex  senatusconsulto  coercetur;  Ulpian  1.  9,  4  Dig.  h.  t.  Qui  dela- 
orem  «mmnisit  in  causa  pecuniaria,  eadem  poena  tenetur,  qua  tenentur  hi, 
)tii  ob  instruendas  lites  pecuniam  acceperunt;  Macer  in  1. 20  Dig.  de  con- 
cttssione  (XLVH,  13);  CoÜat  VUI,  7. 

b)  Man  sehe  ülpian  1.  28  Dig.  h.  t. 

c)  Modestin.  1.  82,  1  Dig.  h.  t  Si  venditor  mensuras  publicas  probatas 
|uii,  fhunenti  vel  cuiuslibet  rei  aut  emptor  corruperit,  dolove  malo  fraudem 
l^rit,  quanti  ea  res  est,  dupli  eondemnatur. 
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Gesetz  handbabendeD  Prätor ;  aber  unter  UmstäDden  konnteo  sie 
vor  ihn  gebracht  werden  und  erfuhren  dann  die  angegebene  Be- 
strafung, ein  unzweifelhafter  Beweis,  dass  wegen  Fälschung  auch 
beim  Griminalprocesse  andere  Strafen  als  Aechtung  verhängt 
werden  durften.  Eine  grössere  Verschuldung  traf  den  Ver&l- 
scher  von  Mass.  und  Gewicht  in  Zeiten  der  Theuerung,  wo  er 
nach  der  Verfugung  der  Kaiser  Trajan  und  Hadrian  wie  ein 
Testamentsverfälscher  mit  der  höchsten  Strafe  des  CornelischeD 
Gesetzes  belegt  werden  sollte.*)  Annahme  eines  falschen  Na- 
mens war  bei  der  Leichtigkeit,  mit  welcher  die  Römer  die  Aob- 
dehnung  ihres  Namens  gestatteten  oder  vielmehr  wünschten, 
gewiss  in  den  meisten  Fällen  straflos ;  aber,  sobald  damit  be- 
trügliche  Absichten  verbunden  waren,  wurde  sie  als  Fälschung 
bestraft  und  die  Rechtslehrer  stellen  diesen  Grundsatz  so  ohne 
alle  Erwähnung  einer  erst  später  eingetretenen  Erweiterung  a#)i 
dass  man  ihn  unmittelbar  auf  Sullas  Gesetz  zurückfuhren  mose. 
Eigenthümlich  den  damaligen  Römischen  Verhältnissen  war  das 
Verbrechen  der  Unterschiebung  eines  Kindes.  Es  wird  öfters  in 
unseren  Rechtsquellen  als  Criminalverbrechen  und  zwar  im  Zo- 
sammenhange  mit  Sullas  Gesetze  über  Fälschung  erwähnt^),  and 
es  ist  kein  Grund  anzunehmen,  es  sei  nicht  schon  in  diesem 
aufgeführt  worden:  namentlich  die  Bestimmungen,  dass  dabo 
keine  Verjährung  stattfinden  solle '^)  und  dass  die  Anklage  nur 
den  Betheiligten  erlaubt  ist^),  müssen,  da  kein  anderer  Urheber 
angedeutet  wird,  auf  Sulla  zurückgeführt  werden.  Am  berühm- 
testen ist  der  Griminalprocess ,  der  wegen  dieses  Verbrechens 
unter  dem  Kaiser  Tiberius  gegen  Aemilia  Lepida  geföhrt 
wurde.  Q 


a)  Ulpian  1.  6  §  2  und  3  Dig.  de  eztraordinariis  crimioibus  (ILVll 
11)  und  Modestin.  1.  32  Dig.  h.  t. 

b)  Papinian  L  13  Big.  h.  t  Fabi   nominis  vel  cognominis  aaseveittio 
poena  Msi  coercetnr.    VergL  PauL  sent.  rec  V,  25,  11. 

c)  Vergl.  1.  17,  2  Dig.  de  quaeat.  (XLVIII,  18). 

d)  Paulus  in  1.  19,  1  Dig.  h.  t.  und  Paul.  sent.  rec  V,  26»  1- 

e)  Modestin.  in  1.  30,  1  Dig.  h.  t     Veigl.  1.  11,  1  Dig.  de  sc» 
(XLVm,  2). 

f)  Tac.  Ann.  III,  22;  Suet  Tib.  49. 
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So  anvollständig  auch  unsere  Kunde  von  dem  Cornelischen 
Gesetze  über  F&lschung  ist,  so  ergiebt  sich  doch,  dass  es  Schutz 
gegen  die  betrügliche  Entwendung   des  Eigenthums    gewähren 
sollte.     Gegen   die   gewaltsame  und  mit  Waffen  in  der  Hand 
versuchte  oder   verübte  Entwendung  schützte  eine  Bestimmung 
des  Cornelischen  Gesetzes  über  Mord.*)   Um  so  bemerkenswerther 
ist  es,  dass  Sulla  den  eigentlichen  Diebstahl  nicht  zu  den  Cri- 
minal verbrechen  rechnet«,  dass  er  für  denselben  kein  Verfahren 
vor  Geschworenen   einsetzte.     Er    fand   dazu   sogar  Anlass  in 
dem  altrömischen  Rechte ,  das  auf  offenbaren  Diebstahl  Capital- 
strafe  setzte^)  und  die  Privatklage  nur  erlaubte,  weil,  wenn  der 
Dieb  leugnete  und  nicht  auf  der  That  ertappt  war,  die  Verur- 
theilong  durch  den  Richter  die  Möglichkeit  des   Irrthums   ge- 
währte.   In   der  Kaiserzeit  ging  der  Diebstahl  bekanntlich  all- 
mälig  wieder  in  ein  Criminal verbrechen  über,  das  nicht  durch 
Schadenersatz,  sondern  durch  öffentliche  Strafe  gesühnt  wurde. 
Sulla  moss  zu  solcher  Veränderung  das  Bedürfniss  noch  nicht 
aoerkannt  haben.     Diejenige  Classe  in  Rom,  von  der  hauptsäch- 
lich Diebstähle  ausgingen,  bestand  aus  Sclaven:  ihre  Bestrafung 
lag  auch  ohne  besonderes  Gesetz  in  der  Hand  ihrer  Herren  und 
Schadenersatz,  welcher  die  Herren  zu  strenger  Beaufsichtigung 
zwang,  war  am  zweckmässigsten.    Dagegen  diejenigen,  welche 
wegen  ihrer  Wohlhabenheit  Diebstahl  am  meisten  zu  fürchten 
hatten,  konnten  sich  bei  der  Menge  von  Sclaven,   welche  man 
hielt,  leicht  schützen.    Dazu  kam,  dass,  wenn  man  gewöhnlichen 
Diebstahl  vor  die  Schwurgerichte  hätte  bringen  wollen,  dieselben 
wegen  der  Häufigkeit  dieses  Verbrechens  anders  hätten  einge- 
richtet werden  müssen.    Dieser  letzte  Grund  scheint  besonders 
bestimmend  gewesen  zu  sein.    Denn  Verlust  der  Ehre  knäpfte 
sich  alsbald  auch  an  eine  Verurtheilung  wegen  Diebstahls  in 
Privatgerichten,  wie  es  der  Fall  gewesen  sein  würde,  wenn  der- 
selbe vor  den  Griminalgerichten  behandelt  worden  wäre,  und, 
sobald  man  später  durch  die  Veränderung  der  Gerichtsverfassung 
die  Möglichkeit  eines  an  verschiedenen  Orten  stattfindenden  Ge- 


a)  S.  oben  S.  10. 

b)  S.  Bd.  I,  1,  374. 
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lichtes  erhalten,  bestand  zwischen  dem  Processe  über  Diebstahl 
und  den  Criminalprocessen  kein  Unterschied.  Salla  also  hat  die 
vor  ihm  bestehenden  Gesetze  über  den  gewöhnlichen  Diebstahl 
nicht  geändert,  dagegen  eine  besondere  Art  desselben,  den,  wel- 
cher am  Staate  verübt  wird,  einem  neuen  Gesetze  unterworfen 
und  den  Geschworenen  zugewiesen.  Bei  ihm  tritt  das  Interesse 
des  Staates  deutlich  hervor :  wenn  es  überhaupt  öffentliche  Ge- 
richte gab,  mussten  sie  über  diejenigen  Verbrechen,  welche  den 
Staat  unmittelbar  angingen,  vorzugsweise  entscheiden. 


Fünftes  Capitel. 

Comelisches  Gesetz  Aber  Staatsdiebstahl  (pecnlatns).  Beweis,  diu  es 
ein  solches  gegeben  bat.  Inhalt  desselben.  Tempelrtnb  (sacrilegliB) 
gehört  nnter  dasselbe.  Erweitemng  des  Cresetzes  in  späterer  Zelt  ämI 
das  Yerbreehen  Aber  rflekst&ndige  Staatsgelder  (de  residnis)  gebirt  %m 
Staatsdiebstahl.  Beweis  dafllr.  YerbSltniss  des  Comelischen  tresctsei 
znm  späteren  Jolisehen  des  Kaisers  Angnstns.  Die  Strafen  des  Comellscfcei 
sind  verschiedenartig.  Allgemeine  Betrachtung  der  Comelischen  StnflB^ 
setze,  sowohl  derer  Aber  Amtsverbrechen,  wie  derer  Aber  gemeine  Te^ 

brechen. 

Wir  haben  keine  unmittelbare  Nachricht  darüber,  dass  Sulla 
ein  Gesetz  über  Staatsdiebstahl  (peeulatus)  gegeben  habe  und 
wo  dieses  Verbrechens  Erwähnung  geschieht ,  wird  niemals  ein 
Cornelisches  Gesetz  genannt.  *  Mittelbare  Nachrichten  treten  er- 
gänzend ein.  Vor  Sulla  wird  das  Verbrechen  des  Staatsdieb- 
stahls niemals  erwähnt.  Die  Processe  der  Scipionen  und  der 
von  M.'  Acilius  Glabrio,  welche  öffentliche  Gelder  unterschlagen 
haben  sollten,  gehören  eben  so  wenig  hierher,  wie  die  noch  fro- 
heren, z.  B.  der  von  Gamillus.  Sie  wurden  unmittelbar  oder 
mittelbar  vor  dem  Volke  gefuhrt*)  und  vor  ihm  konnte  jede 
Sache,  mochte  sie  durch  ein  Gesetz  verboten  sein  oder  nicht, 
anhängig  gemacht  werden.  Vor  dem  Schwurgerichte  ist  kein 
Process  über  Staatsdiebstahl  bekannt,  der  früher  wäre  alsSuUa. 
Zwar  wird  angeführt  der  von  L.  Licinius  Lucullus,  dem  Vater 


a)  Daher  von  uns  früher  erwähnt  Bd.  I,  2,  308  flgd 


Beweis,  dass  es  ein  solches  gab.  79 

des  berahmten  Lacollus,  der  102  v.  Chr.  Sicilieu  regiert  hatte 
und  wegen  Diebstahles  verurtheilt  worden  sein  soll.  So  sagt  Plu- 
tarcb/)  Indessen  derselbe  gebraucht  diesen  Ausdruck ,  wie  aus 
UQzweifelhaftem  Beispiele  hervorgeht^),  auch  für  den  eigent- 
lichen „Erpressung'*,  und  Diodor'')  wirft  Lucullus  Bestechlich- 
keit in  der  Provinz  vor,  welche  ordnungsmässiger  Weise  in  einem 
Repetundenprocesse  vor  Gericht  kommt  Ebenso  wird  man  den 
Process,  welchen  der  berühmte  Pompejus  im  Jahre  86  v.  Chr. 
für  seinen  kürzlich  verstorbenen  Vater  zu  bestehen  hatte,  für 
einen  Repetundenprocess  halten,  trotzdem  dass  Plutarch"^)  wie- 
der von  „Diebstahl  an  öffentlichen  Geldern"  spricht  Es  han- 
delte sich  um  die  Beute  aus  Asculum,  welche  Pompejus  der 
Vater  theil weise  unterschlagen  haben  sollte,  eine  Anklage,  welche") 
vor  das  Gericht  über  Amtsverbrechen  gehörte.^)  Dagegen  nach 
Sollas  Dictatur  wird  sogleich  von  Processen  über  Staatsdiebstahl 
berichtet  Cicero  0  nennt  zwei  Senatoren,  welche  wegen  Staats- 
diebstables  (peculatus)  angeklagt  worden  seien ;  er  droht  im  Jahre 
70  V.  Chr.  dem  von  ihm  wegen  Erpressung  angeklagten  C.  Yer- 
res,  er  wolle  ihn,  im  Falle  er  davon  losgesprochen  würde,  we- 
gen Staatsdiebstahles  anklagen «) ;  endlich  im  Jahre  67  v.  Chr.  war 
Serv.  Sulpicins  Rufus  als  Prätor  Vorsitzender  des  Gerichtshofes 
über  Staatsdiebstahl  und  verurtheilte  einen  Schreiber,  hielt  über- 
haupt Gericht  über  viele  Leute  gewöhnlichen  Standes.^)  Es 
handelt  sich  um  einen  besonderen  Gerichtshof,  um  ein  neues 
Gesetz,  das  Beamte  wie  Nichtbeamte  gleichmässig  umfasste.  Es 
kann  nur  von  Sulla  ausgegangen  sein. 

lieber  den  Inhalt  desselben  haben  wir  aus  den  Rechtsquellen 
keine  Kunde :  in  ihnen  wird  nur  das  spätere  von  Augustus  aus- 
gegangene Gesetz  erwähnt  Dafür  verhelfen  uns  Ciceros  gelegent- 


a)  Phit  LncuU.  1  idiv  hk  ^ovitov  6  (aIv  Tiar^jp  idXio  xAoic^c. 

b)  Plut  Cic.  9. 

c)  Diodor.  fragm.  üb.  XXXVI  tom.  X  p.  164  ed.  Bip. 
<0  Flut  Pomp.  4. 

e)  S  Bd.  II,  1,  139. 
0  Cic.  in  Verr.  Act  I,  13,  39. 
Ö  Cic.  in  Verr.  I,  4,  11. 
h)  Cic.  p.  Mar.  20,  41. 
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liebe  Erwähnungen  zu  einer  ungefähren  Erkenntniss.  Ein  Schrei- 
ber, ein  niederer  Beamter  in  Rom,  nicht  einmal  ritterlichen 
Standes,  soll  verurtheilt  worden  sein.  Wir  werden  spftter  ¥od 
Staatsdiebstahl  in  den  Provinzen  hören.  Daraus  folgt,  dass  alle 
Veruntreuungen  am  Staatsgute,  mochten  sie  in  der  Stadt  Rom 
oder  in  den  Provinzen  geschehen,  von  dem  Gesetze  umfasst  wor- 
den. Da  ausserdem  Senatoren  sowohl  wie  diejenigen,  welcbe 
es  nicht  waren,  unter  dasselbe  fielen,  ergiebt  sich,  dass  die 
Worte  des  Gesetzes  allgemein  lauteten ,  wer  einen  Diebstahl  am 
Staate  begangen  hätte,  solle  bestraft  werden,  in  gleicher  Weise, 
wie  wir  es  bei  den  Gesetzen  über  Mord  und  Fälschung  gefim- 
den  haben  und  wie  es  auch  von  dem  späteren  Julischen  Gesetze 
die  Rechtsquellen  berichten.*)  Cicero  fährt  bei  seiner  DroboDg 
gegen  Verres  vier  Grunde  zu  einer  Anklage  an,  erstlich  Verres 
habe  während  seiner  Quästur  die  dem  Consul  Cn.  Garbo  gege- 
benen Staatsgelder  unterschlagen^),  zweitens  er  habe  von  den 
städtischen  Quästoren  betrüglicher  Weise  Geld  erhalten,  drittens 
er  habe  bei  den  Getreidelieferungen  Siciliens  vielfach  dem  Staate 
gehöriges  Geld  unterschlagen''),  viertens  er  habe  Kunstdenk- 
mäler,  die  von  M.  Marcellus  und  P.  Africanus  aufgestellt  and 
Eigenthum  des  Römischen  Volkes  waren,  entwendet  Diebstahl 
konnte  nicht  nur  an  Geldern,  sondern  überhaupt  an  EigeDthum 
des  Staates,  mochte  es  bestehen,  woraus  es  wollte,  begaogeo 
werden,  die  Begriffsbestimmung  war  eben  dieselbe,  die  sich  spä- 
ter in  dem  Julischen  Gesetze  fand.'')  Für  das  Comeliscbe  be- 
weist dies  no6h  eine  Stelle^),  wo  die  Rechtsfrage  aufgeworia 
wird,  ob  es  als  Staatsdiebstahl  strafbar  ist,  öffentliches  Eigea- 
thum,  welches  sich  an  einem  Privatorte  befindet,  zu  entwendeB. 
Mochte  in  dem  Cornelischen  Gesetze,  vrie  in  dem  späteren  Joli- 


a)  Man  sehe  Ulpian  in  1.  1  Dig.  ad  legem  lul.  de  pec  (XLVIII,  13). 

b)  Vergl.  Cic.  in  Verr.  I,  14  flgd. 

c)  Vergl.  Cic.  in  Verr.  III,  36,  83  und  76,  176. 

d)  Dies  beweisen  die  1.  4,  7  und  1.  5  Dig.  h.  t  vorkommendeo  Aus* 
drficke  res  civitatis,  res  privatoruin. 

e)  Anci  ad  Her.  I,  12,  22  Si  quis  peculatus  accoBator,  qaod  vBsa 
argentea  pablica  de  loco  private  dicatur  sustalisse.  Vergl.  Cic  de  inTeot 
I,  8,  11. 


Das  Gesetz  um&sste  auch  den  Tempelraub  {»aeriUgium),  gl 

sehen,  der  Ausdruck  „Geld"  gebraucht  sein,  so  wurde  darunter 
dennoch  jede  Art  von  Eigentbum  verstanden.  Fraglicb  kann  es 
eFscheinen ,  ob  das  Comelische  Gesetz ,  wie  das  Julische ,  auch 
das  in  Tempeln  geweihte  oder  fBr  den  Gottesdienst  bestimmte 
Eigenthnm  schützte.  In  dem  letzteren  heisst  es  allgemein,  ohne 
Einschränkung:  wenn  Jemand  aus  geweihtem,  heiligen  oder 
öffentlichen,  Gelde  etwas  entwende,  verfalle  er  in  die  Strafe  des 
Staatsdiebstahls:  es  urofasste  also,  wie  auch  die  Ueberschrift 
des  entsprechenden  Titels  in  den  Digesten  beweist,  auch  das 
Verbrechen  des  Tempelraubes  (sacrilegtum).  Schon  zu  Sullas 
Zeit  ist  eben  dasselbe  der  Fall  gewesen.  Cicero  stellt  in  sei- 
nen) Verfassungsentwurfe  unter  den  religiösen  Vorschriften  den 
Säte  auf»):  „wer  etwas  Geweihtes  oder  dem  Geweihten  zum 
Schatze  Anvertrautes  stiehlt  oder  raubt,  soll  ein  Vatermörder 
seb.'"  £r  giebt  damit  nicht  ein  politisches  Gesetz  und  bestimmt 
nicht,  dass  ein  solcher  Diebstahl  als  Vatermord  bestraft  werden 
^11,  sondern  er  spricht  nur  von  religiöser  Betrachtungsweise : 
nnr  m  religiöser  Hinsicht  soll  ein  Dieb  am  Heiligthum  gleich 
einem  Vatermörder  erachtet,  politisch  nach  den  Landesgesetzen 
kann  er  anders  bestraft  werden.  Dennoch  liegt  diesem  religiö- 
sen Grundsatze  die  Anschauung  zu  Grunde,  dass  Tempelraub 
ein  schweres  Verbrechen  ist  und  wenn  derselbe  in  späterer  Zeit 
mit  dem  Staatsdiebstahl  zusammen  in  Gesetzen  behandelt  und 
gleich  bestraft  wurde,  darf  man  dasselbe  auch  fQr  Sullas  Gesetz- 
gebung annehmen.  Dies  wird  bestätigt  durch  eine  Aeusserung 
Ciceros  in  seiner  Rede  für  C.  Rabirius.*^)  Diesem  war  in  einem 
Processe  von  einem  seiner  Feinde  Verletzung  geweihter  Orte 
vorge^vorfen  worden;  aber  die  Geschworenen  hatten  ihn  deshalb 
freigesprochen.  £s  muss  also  der  Process  gerade  über  Tempel- 
raab stattgefunden  haben.  Wir  kennen  aber  während  der  Re- 
publik keinen  Gerichtshof  über  dies  besondere  Verbrechen:  es 


a)  Cic  de  legib.  11,  9,  22  Sacrum  sacrove  commendatum  qui  clepsit 
»{»itve  panicida  esto. 

b)  Cic.  pro  C.  Rab.  2,  7  Nisi  forte  de  locis  religiosis  ac  de  lucis,  quo» 
^  hoc  violatos  esse  dixisti,  pluribus  verbis  tibi  respondenduin  putas.  — 
\n  quo  ego  demiior  meminisse  te,  quid  obiecerit  C.  Rabirio  Macer  inimi- 
^-'Qs,  oblitum  esse,  quod  aequi  et  iurati  iudices  iudicarint. 

IV.  6 


83  fiä  schützt  nur  das  EigeDtbum  des  Römischen  StaatM 

fl)U9S,  wie  in  späterer  Zeit,  zum  Staatsdiebatabl  gebort  haben. 
Wenn  man  das  Eigenthum  des  Staates ,  das  keinen  besondereo 
Hüter  hat,  durch  strengere  Gesetze  vor  Beeinträchtigung  zu 
schützen  suchte,  so  galt  eben  derselbe  Grund  bei  dem  Eigen- 
thume  der  Tempel. 

Unter  Staatseigenthum  versteht  man  indessen  nur  dasjenige, 
was  dem  Römischen  Staate  angehört.  Was  den  Gemeinden  oder 
Genossenschaften  gehört,  gilt  nicht  als  solches.  Dies  ergiebtsicfa 
deutlich  aus  den  von  Cicero  in  Erpressungsprocessen  gehaltenen 
Reden:  er  erwähnt  z.  B.  vielfach,  dass  Verres  Gemeinden  io 
Asien  und  Sicilien  Geld  oder  Eigenthum  genommen  hat;  aber 
nirgends  heisst  es,  dies  sei  Staatsdiebstahl:  nur  nach  dem  Ge- 
setze über  Erpressungen  konnte  das  so  Geraubte  eingeklagt  wer- 
den. Erst  seit  den  Kaisern  Trajan  und  Hadrian*)  wurde  auch 
der  Gemeinden  Eigenthum ,  wie  das  des  Römischen  Staates  ge- 
schützt.^^) Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Tempeleigentham. 
Nur  dasjenige,  was  sich  in  Städten  mit  Römischem  Bürgerrechte 
fand,  galt  als  mittelbar  im  Römischen  Besitze  befindlich  und 
wurde  durch  das  Gesetz  geschützt^);  dagegen  dasjenige,  wei- 
ches fremden  Gemeinden  gehörte,  war  deren  Privateigenthum. 
Zu  Sullas  Zeit  also  war  der  Besitz  aller  Tempel  in  Italien  durch 
das  Gesetz  über  Staatsdiebstahl  geschützt,  der  der  Provinze 
nicht.  Z.  B.  Cicero  erwähnt  von  Verres ,  er  habe  in  der  Sici- 
liscben  Stadt  Tyndaris  eine  geweihte  Statue  des  Mercur  geraubt, 
und  führt  dann  die  Verbrechen  an,  deren  er  sich  durch  diese 
That  schuldig  gemacht  habe.®)  £r  sagt,  es  liege  darin  Erpres- 
sung, weil  er  den  Bundesgenossen  eine  sehr  werthvoUe  Statae 
fortgenommen  habe,  Staatsdiebstahl,  weil  er  Eigenthum  des 
Römischen  Volkes ,  das  einst  bei  der  Eroberung  Carthagos  ge- 
wonnen und  dann  im  Namen  des  Römischen  Feldherm  aoi|;e- 
stellt  war,   geraubt,  endlich  Msyestäts verbrechen ,  weil  er  ein 


a)  Marcian  in  L  4,  7  Dig.  h.  t.  Sed  et  si  de  re  civitatis  aliquid  vibri* 
piat,  constitationibos  principom  divorum  Traiani  et  Hadriani  cavetar,  p^ 
cnlatus  crimen  committi  et  hoc  iure  utimnr. 

b)  Vergl.  Tac.  Ann.  III,  71  cunctas  caerimonias  ItaUcis  in  oppidu 
templaque  ot  naroi^nm  effigies  iuris  atque  imperii  Romgoi  ess^ 

c)  Cic.  in  VeiT.  IV,  41,  88. 
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Denkmal  des  Rahmes  und  der  Thaten  Roms  fortgenommen  habe. 
Geborte  es  zum  Staatsdiebstahl ,  überhaupt  TempeleigeDthum  zu 
entwenden ,  so  musste  Cicero  dies  ermähnen :  jetzt  begründet  er 
den  Begriff  des  Staatsdiebstahls  nur  dadurch,  dass  die  Statue 
(larch  die  Eroberung  einer  feindlichen  Stadt  Eigenthum  des  Rö- 
mischen Volkes  geworden  und  als  solches  der  Stadt  Tyndaris 
gleichsam  dargeliehen  worden  sei.  Demgemäss  erwähnt  Cicero 
bei  Verres'  übrigen  Diebstählen  an  Kunstsaehen,  welche  viel- 
£acb  aus  Tempeln  oder  geweihten  Orten  fortgenommen  wurden, 
zwar  dessen  Gottlosigkeit,  aber  nirgends  seine,  als  Diebes  am 
Staatseigenthume,  nach  politischen  Gesetzen  zu  strafende  Schuld. 
Später  bei  der  weiteren  Ausbreitung  der  Römischen  Herrschaft 
änderte  sich  dies;  vielleicht  schon  durch  das  Julische  Gesetz, 
in  welchem  allgemein  und  ohne  Beschränkung  alles  geweihte  und 
heilige  Eigenthum  dem  Eigenthume  des  Staates  gleich  gestellt 
wird. 

In  dem  letzteren  Gesetze  bildeten  einen  besonderen  Abschnitt 
Bestimmungen  über  „rückständige  Gelder"  (de  residuis).  Zwar 
wird  auch  von  einem  Julischen  Gesetze  über  rückständige  Gel* 
der  gesprochen^);  dass  aber  darunter  kein  selbständiges  Ge- 
setz zu  verstehen  ist,  beweist  sowohl  der  Titel  der  Digesten,  in 
welchem  Tempelraub  und  rückständige  Gelder  mit  Staatsdiebstahl 
verbunden  wird,  als  auch  die  Worte  von  Paulus,  in  denen  er 
zuerst  von  dem  Gesetze  über  Staatsdiebstahl,  dann  eben  so 
deoüich  von  dem  Verbrechen  der  rückständigen  Gelder  spricht 
mit  der  Bemerkung,  dass  über  beides  in  ein  und  demselben  Ge- 
setze gehandelt'  wird.  ^)  Es  sind  die  Verbrechen  selbst  ihrer 
Natur  nach  so  verwandt,  dass  man  auch  ohne  besonderes  Zeug- 


a)  Paul,  in  L  2'  Dig.  ad  leg.  lul.  peculatug  (XLVIll,  13)  Lege  lulia  de 
residüis  tenetor  qai  publicam  pecuniam  delegatam  in  usum  aliquem  reti- 
Duit  neque  in  eym  consumpsit;  Marcian.  in  1.  4,  3  ibid.;  Inst.  IV,  18,  11 
lex  lulia  de  reeidais. 

b)  PaoL  1.  9.  ö  Dig.  ad  leg.  lul.  pec.  (XLVIil,  13)  Senatus  iussit  lege 
Iiecalahis  teneri  eos,  qni  ininssu  eins,  qui  ei  rei  praeerit,  tabularum  publi- 
(»rwBBL  inspiciendarum  describendarumque  potestatem  fecerint  £um  quo- 
qoe  qni  pecnniam  publicam  in  usus  aliquos  retinuerit  nee  erogaverit ,  hae 
lege  teneri  Labeo  —  scripsit. 


86  Yerhältniss  zam  Julischeu  Geseta^  über  Staatsdiebstabl. 

dem  Staatsdiebstahle  in  dem  späteren  J  aliseben  Gesetze  sicher 
ist,  wird  die  au  sich  bestehende  Wahrscheinlichkeit,  dass  diese 
Verbindung  auch  im  Cornelischen  Gesetze  galt,  durch  die  Ver- 
einigung beider  Verbrechen  unter  einem  Prätor  zur  Gewissbeit 
erhoben. 

lieber  das  Verhältniss  des  Cornelischen  Gesetzes  zum  sp^ 
teren  Julischen  haben   wir  keine  Kunde;  denn  Faustus  SoUas 
Process  ist  der  einzige  uns  aus  republicanischer  Zeit  bekannte. 
Wahrscheinlich  bestanden  die  Veränderungen  im  Hinzufagen' ?on 
einzelnen  Fällen,  wodurch  die  Geltung  des  ganzen  Gesetzes  über 
Staatsdiebstahl  erweitert  wurde.  Das  Julische  Gesetz  verordnete*) 
Anklage  wegen  Staatsdiebstahles  und  rückständiger  Gelder  auch 
gegen  die  Erben  des  (Jebelthäters :  eben  dasselbe  fand  sich,  wie 
Sullas  Process  beweist,  schon  in  dem  Cornelischen.    Aber  in  an- 
deren Beziehungen  war  das  letztere  enger.    Z.  B.  Augustas  ver- 
bot den  Beamten  des  Staatsschatzes*"),  das  in  demselben  befind- 
liche Gold  und  Silber  und  Erz  durch  Beimischung  zu  verscblecb- 
tern,    und   dies   wurde   später   auch   auf  Betrügereien  in  den 
Bergwerken  übertragen.     Sulla,   der  zuerst  ein  so  genaues  Ge- 
setz über  MünzTerfälschung  gegeben,  hat  dies  schwerlieh  noch 
besonders   in   diesem  Gesetze    verboten.     Augustus  verbot  den 
Beamten,  die  öfientlichen,  von  ihnen  aufbewahrten  Urkunden  za 
verfälschen^)   und  der  Senat  erweiterte  dies  später  dabin,  daes 
Jeder,  der  eine  Urkunde  ohne  Erlaubniss  seiner  Vorgesetzten  ab- 
schreiben Hesse,  in  gleicher  Weise  bestraft  werden  sollte.  *")  Andi 


a)  Papinian  in  ).  14  Dig.  li.  t.  Publica  iudicia  pecolatos  et  de  resi- 
duifi  et  repetandarum  similiter  adversus  heredem  exerceutur  uec  immerito, 
cum  in  bis  quaestio  principalis  ablatae  pecuniae  moveatur. 

b)  Ulpian  in  1.  1  Dig.  b.  t.  neve  quis  in  aurum,  argentum,  aes  publi- 
cum quid  indat  neve  immisceat  neve  quo  quid  indatur  immisceator  foäat 
scicns  dolo  male,  quo  id  peius  fiat.  Yergl.  Ulpian  1.  6,  1  und  2  Dig. 
eod.  tit. 

c)  l  8  Dig.  b.  t.  Qui  tabulam  aeream  legis  fonnam  agrorom  aal  aliud 
quid  continentem  refixerit  vel  quid  inde  immutaverit,  lege  lalia  pecnlatiis 
tenetur.  Eadem  lege  tenetur,  qui  quid  in  tabulis  publicis  d^everit  vel 
induxeht. 

d)  Paaluft  1. 9, 5  Dig,  h.  t.  Senatu»  iufisit  lege  poculatus  tauen  eo«,  qw 
iniussu  eius,  qui  ei  rei  praeerit,  tabularum  pubücaruni  iitspiciondsnnp 
describendarumque  potestatem  fecerint 
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dies  hat  Sulla,  me  ich  glaube,  in  seinem  Gesetze  noch  nicht 
verordnet  Cicero  fahrt  einen  Fall  an,  wo  Verres  Staatsgelder 
dazu  verwendet  hatte,  um  mit  ihnen  Wacher  zu  treiben :  er  nennt 
dies  einen  unzweifelhaften  Staatsdiebstahl;  denn  Wucher  treiben 
mit  öffentlichem  Gelde  könne  er  nicht  anders  bezeichnen.*)  Aus 
diesem  Ansdrucke  erkennt  man,  dass  Sullas  Gesetz  keine  beson- 
dere darauf  bezügliche  Bestimmung  enthielt.  Das  Julische  Ge- 
setz fügte  diese  hinzu;  denn  in  der  späteren  Kaiserzeit  bestand 
dagegen  ein  entschiedenes  Verbot^)  Andere  Streitfragen  blie- 
ben auch  nach  Augusts  Verordnung  unentschieden.  Es  war  z.  fi. 
Sitte  des  Alterthums,  werthTolles  Eigenthum  den  Tempeln  zur 
Aufbewahrung  anzuvertrauen.  Dies  zu  entwenden  galt  immer 
fär  ein  religiöses  Verbrechen  °);  ob  es  aber  als  Staatsdiebstahl 
mit  Criminalstrafe  oder  als  gewöhnlicher  Diebstahl  strafbar  sei, 
blieb  auch  in  der  Kaiserzeit  zweifelhaft.  Auf  der  einen  Seite 
erklären  die  Rechtslehrer,  der  Ort  begründe  den  Unterschied 
zwischen  Tempeldiebstahl  und  gewöhnlichem  Diebstahl ,  schütze 
also  auch  Privateigenthum,  das  an  einem  geweihten  Orte  nieder- 
gelegt ist'') ;  auf  der  anderen  Seite  kennen  wir  einen  kaiserlichen 
Erlass ""),  der  für  solchen  Diebstahl  ausdrücklich  die  gewöhnlichen 
Strafen  bestimmt  und  bei  den  Lehrern  der  Redekunst  bildete 
diese  Frage  einen  sehr  beliebten  Gegenstand  der  Erörterung. ') 
Es  scheint,  dass  man  dieselbe  nach  der  Schwere  der  einzelnen 
Fälle  entschied.  In  einigen  Punkten  war  das  spätere  Julische 
Gesetz  sogar  milder  als  das  frühere  Comelische.  Faustns  Sullas 
von  uns  schon  berührter  Process,  der  so  viele  Jahre  nach  dem 
Tode  desDictators  begonnen  wurde,  beweist,  dass  damals  keine 
Veijährung  des  Staatsdiebstahls  galt,  eben  so  wenig  wie  für  an- 


a)  Gic  in  Verr.  111,  72,  168  testatur  litteris  taum  impudeDtissimom 
furtam  certiBsimumque  peculatum.  Nam  quo  alio  nomioe  pecuniae  publicae 
feneratio  est  appellaoda? 

b)  I.  1  mid  2  Cod.  de  bis  qui  ex  publ.  ration.  (X,  6). 

c)  Gic.  de  \eg,  II,  9,  22  an  der  S.  81  aogefährten  Stelle. 

^  1.  6,  4  Dig.  de  poen.  (XL VIII,  19)  Locus  facit,  ut  idem  vel  furtum 
vel  saerileginm  sit  et  capite  Ineaduni  vel  minore  supplieio. 

e)  llarcian  in  1.  6  Dig.  h.  t. 

f)  Mao  sehe  Quintil.  III,  6,  36  und  41;  IV ,  2,8  und  68;  IV,  4,  8; 
V,  10,39;  VU,  3,21  flgd. 


88  Bei  rückstäxidigeD  Geldern  war  die  Strafe  nie  capitaL 

dere  Verbrechen;  aber  das  Julische  Gesetz  scheint  eine  solche 
nach  fünf  Jahren  eingeführt  zu  haben  *),  und  im  Falle  gegen  die 
Erben  geklagt  werden  sollte,  nnr  ein  Jahr  nach  dem  Tode  des 
Schuldigen.^)  Sulla  hatte  in  seinem  Gesetze  allgemein  jeJe 
Entwendung  öifentlichen  Eigenthums  als  Staatsdiebstahl  verboten. 
In  der  späteren  Zeit  finden  wir  die  Beschränkung,  dass  diejem- 
gen,  welche  fär  die  Unversehrtheit  des  öffentlichen  Eigenthams 
Gewähr  leisten  müssen ,  z.  B.  Tempeldiener  oder  Fuhrleute  und 
Schiffer,  welche  Staatsgelder  auf  eigene  Gefahr  zu  befördern 
übernommen  haben,  keinen  Staatsdiebstahl  begehen  können^): 
bei  ihnen  fand  nur  privatrechtlicher  Anspruch  statt  Dies  war 
eine  in  der  Billigkeit  begründete  Beschränkung,  vielleicht  von 
Augustus  ausgegangen. 

Bei  den  übrigen  Griminalgesetzen  Sullas  war  die  Strafe 
nicht  eine  einzige,  für  alle  Verbrechen,  welche  in  den  einzehea 
erwähnt  wurden,  gleiche,  sondern  verschieden  nach  der  Schuld 
des  Angeklagten  und  wurde  nach  der  Verurtheilung  in  einem 
besonderen  Verfahren  von  dem  Prätor  mit  Beihülfe  der  Geschwo- 
renen festgesetzt  Eben  dasselbe  finden  wir  bei  dem  Gesetze, 
über  welches  wir  jetzt  gehandelt  haben.  Es  umfasste  die  Ver* 
brechen  des  Staatsdiebstabls  und  der  rückständigen  Gelder  nnd 
ein  und  derselbe  Prätor  leitete  die  Processe  wegen  beider.  Aber 
die  Strafe  war  eine  verschiedene :  sie  war  bei  den  rückständige 
Geldern  nie  capital.  In  den  Institutionen**)  werden  vier  Crimi- 
nalverbrechen  j  und  darunter  das  wegen  rückständiger  Gelder, 


a)  1.  5  Dig.  b.  t  Peculatus  crimen  ante  quinquennium  admissom  obiici 
non  oportet 

b)  1.  2  Dig.  de  lege  lulia  repet  (XLVIII,  11)  Dator  ex  hac  lege  et  in 
beredes  actio  intra  annum  dumtsäat  a  morte  eins,  qui  arguebator. 

c)  Paulus  in  1.  9,  2  Dig.  h.  t.  Labeo  —  peculatum  definit  peconiiie 
publicae  aut  sacrae  furtum  non  ab  eo  factum,  cuius  pericalo  foit,  et  ideo 
aeditunm  in  bis,  quae  ei  tradita  sunt,  peculatum  non  admittere,  und  §  4 
Is  autem,  qui  pecuniam  traiiciendam  suscepit,  vel  quflibet  alius,  ad  cuios 
periculum  pecunia  pertinet,  peculatum  non  committit 

d)  Inst  lY,  18,  11  Sunt  praeterea  publica  iudicia,  lex  lolia  de  dnt 
bitu,  lex  lulia  repetnndarum,  et  lex  luIia  de  annona  et  lex  Julia  de  res- 
duis,  quae  de  certis  capitnlis  loquuntur  et  animae  quidem  amissionan  ood 
irrogant,  aliis  autem  poenis  eos  subiiciunt,  qui  praecepta  earom  ne- 
glexerunt 


Die  Strafe  des  StaatBdiebstahlfi  war  verschieden.  89 

aafgezählt,  wegen  der  die  Schuldigen  nicht  znm  Verluste  des 
Lebens ,  sondern  zu  anderen  Strafen  verurttieilt  werden ;  daraus 
folgt,  dass  die  Strafe  wegen  Staatsdiebstahls  härter  sein  muss. 
Es  erschien  als  ein  schwereres  Verbrechen,  öffentliches  Eigen- 
thom  entwendet,  als  von  dem  Staate  empfangenes  Geld  nicht 
zarfickgegeben  zu  haben.  Der  Staatsdiebstahl  aber  erschien 
schwerer  als  der  gewöhnliche  Diebstahl:  sonst  wäre  es  nicht 
oöthig  gewesen,  f&r  den  ersteren  ein  Criminalverfahren  einzu* 
richten.  Im  Allgemeinen  heisst  es ,  die  Strafe  far  jenen  sei  ca- 
pital*)  und  Ulpian^)  sagt,  die  Strafe  für  Staatsdiebstahl  umfasse 
die  Aechtung  von  Wasser  und  Feuer  und  der  so  Verurtheilte 
verliere  alle  Rechte  und  alle  Güter.  Indessen  unmöglich  kann 
dies  die  Strafe  für  alle  Fälle  des  Staatsdiebstahls  gewesen  sein. 
Denn  Cicero«')  erwähnt,  es  habe  bei  dem  Processe  Abschätzung 
der  Schuld  (litis  aestimatio)  stattgefunden ,  ein  Verfahren ,  das 
bei  Vermögensverlust  unnöthig  ist.  Deshalb  sind  die  Worte 
Ulpians  so  zu  erklären,  die  Strafe  enthalte  Aechtung,  d.  h.  die 
Strafbestimmung  fahre  unter  anderen  Strafen  auch  die  der  Aech- 
tQDg  an :  sie  war  die  höchste,  welche  in  den  schlimmsten  Fällen 
angewendet  wurde.  Ein  leichterer  Fall  wird  in  den  Digesten 
angefahrt^):  „Wer.  den  Feinden  abgenommene  Beute  entwende, 
fehle  gegen  das  Gesetz  über  Staatsdiebstahl  und  werde  zu  vier- 
fachem Schadenersatz  verurtheilf  Feindliche  Beute,  welche  noch 
nicht  in  den  Staatsschatz  abgeliefert  war,  genoss  also  nicht  gleich 
starken  Schutz  wie  das  schon  in  allen  Formen  vom  Staate  in 
Besitz  genommene  Eigenthum.  Solche  Fälle,  welche  die  häufig- 
sten waren,  meinte  Paulus^),  wenn  er  im  Allgemeinen  vierfachen 


a)  Man  sehe  1.  16,  4  Dig.  de  poen.  (XL VIII,  19)  an  der  S.  87  an- 
geführten Stelle. 

b)  Ulpian  1.  3  Dig.  h.  t  Pecolatus  poena  aquae  et  ignis  interdictionein, 
in  quam  hodie  successit  deportatio,  cootinet  Porro  qui  in  eoin  statam 
dedocitar,  sicut  omnia  pristina  iura,  ita  et  bona  amittit. 

c)  Cic.  p.  Mur.  20,  42. 

d)  Von  Modestill,  in  1.  13  Dig.  h.  t  Is  qui  praedam  ab  hostibus  captam 
stttnipoit,  lege  pecolatas  tenetur  et  in  quadroplum  damnator. 

e)  Paul.  seot.  reo.  Y,  27  Si  quis  fiscalem  pecuniam  attrectaverit,  sub- 
npoerit,  mntaverit,  in  snos  usus  converterit,  in  qaadraplum  eius  pecuniae, 
<)Qam  sutolit,  condemnator. 
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Ersatz  als  Strafe  des  Staatsdiebstahls  angab.    Ein  noch  IdcUe- 
rer  Schadenersatz  mochte  für  andere  Fälle  bestimmt  sein,  ja 
von  den  Erben  fand  wohl  nur  einfache  Rackerstattang  des  dem 
Staate  gehörigen  Eigenthames  statt.    Aehnlich  verhielt  es  sich 
bei  dem  Processe  wegen  rückständiger  Gelder.    In  den  Digesten 
heisst  es*),   wer  za  einem  bestimmten  Gebraache  empfaogeoe« 
Staatsgeld  zurückbehalten  und  nicht  ausgegeben  habe,  fehle  ge- 
gen das  Gesetz  und  werde  ausser  der  Rückgabe  des  Geldes  um 
den  dritten  TheU  desselben  gestraft.^)  Dies  galt  nur  für  diesen  Fall; 
in  anderen  Fällen  ging  die  Strafe  wahrscheinlich  bis  zum  vier- 
fachen Ersatz,  in  noch  anderen  beschränkte  sie  sich  auf  einfaehe 
Zurückgabe  des  dem  Staate  Gehörigen.    Z.  B.  von  Faustus  Sulla 
verlangte  man  keine  Strafe,  von  der  sich  nirgends  eine  Andeu- 
deutung  findet,  sondern  nur  Zurückgabe  dessen,  was  sein  Vater 
vom  Staate  erhalten  und  nicht  zu  Staatszwecken  verw*andt  hatte, 
und  bei  dem  Processe  des  Sullanischen  Soldaten,  welchem  Sulla 
eine  Schenkung  gemacht  hatte,  wäre  es  sehr  unbillig  gewesen* 
etwas  anderes  zu  verlangen,  als  Wiedererstattung  dessen,  was 
der  höchste  Beamte  des  Staates  ungesetzlich  gegeben,  der  An- 
geklagte aber  in  gutem  Glauben  angenommen  hatte. 

Sulla  hatte  durch  seine  Gesetze  das  ganze  Criminalrecbt 
umgestaltet  oder  wenigstens  festgestellt,  ähnlich  wie  es  einst  die 
Zehnmänner  in  den  zwölf  Tafeln  gethan  hatten.  Auch  sie  hatt^ 
nicht  ein  neues  Recht  schaffen  können,  aber  sie  erhoben  die  alte 
Sitte  zu  einem  in  Worten  festgestellten  Gesetze.  Sulla  fand  eine 
doppelte  Art  von  Verbrechen  vor,  diejenigen,  welche  von  jeher  als 
Criminalverbrechen  betrachtet  und,  weil  sie  die  Rechte  des  Staar 
tes  kränkten,  mit  öffentlicher  Strafe  belegt  worden  waren,  zwei- 
tens diejenigen,  welche  früher  ausserordentlicher  Weise  vor  das 
Volk  gekommen  waren  und  erst  seit  der  Mitte  des  zweiten 
Jahrhunderts  v.  Chr.  durch  die  Schwurgerichte  einen  or- 
dentlichen Gerichtsweg  gefunden  hatten.  So  bildeten  sieb 
zwei   Gruppen    von   Verbrechen:    die  erste   enthält  die  Anats- 


a)  Bei  Marcian  in  I.  4,  4  Dig.  b.  t  Sed  et  qui  publicam  peenniam  io 
usus  aliquos  acceptam  retinaerit  Dec  erogaverit,  hac  lege  teneliir.  Qua  leg« 
damnatus  amplius  tertia  parte  quam  debet,  puuitor. 
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verbrecfaen,  welche  nur  von  Senatoren  oder  senatorischeu 
Beamten  begangen  werden  konnten.  Hier  ergänzte  Sulla  die 
bestehende  Gesetzgebung.  £r  Hess  das  allgemeine  Gesetz 
aber  Amtsverbrechen  und  das  Plautische  Gesetz  über  Gewaltthat 
aoverändert,  das  über  die  Verringerung  der  Majestät  bildete  er 
sorgfältig  aus  und  schuf  daraus  eine  vollständige  Gesetzgebung 
über  die  Verantwortlichkeit  der  Beamten.  Dadurch  verringerte 
er  die  Anwendung  des  Gesetzes  über  Gewaltthat,  auch  die  des 
froheren  Gesetzes  über  Amtsverbrechen.  Es  sollte  nach  seiner 
Aosicbt  fortan  zwei  grosse  Gesetze  über  Amtsverbrechen  geben, 
das  frühere  allgemeine,  dessen  Wirksamkeit  sich  allmälig  auf 
die  mit  Geldgeben  oder  Gelderhalten  zusammenhängenden  Ver- 
brechen einschränkte,  zweitens  das  Majestätsgesetz,  welches  alle 
Ausschreitungen  der  Beamten ,  in  so  fern  sie  ohne  Geldgewinn 
geschahen,  umfasste.  Seine  Absicht  wurde  von  den  Ereignissen 
bald  überholt  Die  unmittelbar  nach  seinem  Tode  einbrechen* 
den  Kämpfe  brachten  ein  stärkeres  Hervortreten  des  Gesetzes 
über  Gewaltthat  hervor  und  als  die  Gesetzgebung  den  Volks- 
tribunen wiedergegeben  war,  folgten  neue  Gesetze,  welche  die 
einzelnen  Amtsverbrechen  weiter  schieden. 

Die  zweite  Gruppe  der  Coilielischen  Gesetze  bezog  sich  auf 
die  gemeinen  Verbrechen,  d.  h.  diejenigen,  welche  Jederman 
begehen  konnte.  Für  sie  bedurfte  es  einer  neuen  Gesetzgebung, 
weil  die  richterliche  Entscheidung  darüber  vor  die  Geschworenen 
gewiesen  wurde.  Sulla  gab  deshalb  drei  grosse  Gesetze,  das 
über  Mord,   das  über  Fälschung  und  das  über  Staatsdiebstahl.  i 

Von  jetzt  an  gab  es  einen  Unterschied  zwischen  Civil-  und  Cri- 
minalprocessen ,  wie  ihn  das  frühere  Römische  Recht  nicht  ge-  > 
kannt  hatte.  Früher  hatte  es  für  alle  Processe,  mochte  ihr  Cha- 
rakter sein,  welcher  er  wollte,  nur  ein  jind  dasselbe  Verfahren 
gegeben  und  ein  und  dieselben  Beamten  als  Leiter  desselben. 
Nor  der  Inhalt  des  Urtheils  machte  einen  Unterschied,  das,  wo 
Strafe  eintrat,  vermöge  des  Provocationsrechtes  an  besondere 
Formen  geknüpft  war.  Von  jetzt  an  tritt  der  Unterschied  der 
Civil-  und  Criminalprocesse  deutlicher  hervor:  die  letzteren  wer- 
den von  den  Geschworenen  entschieden,  und  die  Vorstände  bei- 
der sind  getrennt.    Die  Strafen  an  sich  machen  keinen  Unter- 
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schied.    Zwar  können  Gapitalstrafen  nur  vermittelst  änes  Cri- 
minalprocesses  verhängt  werden;  aber  Geldstrafen  sind  auch  im 
Civilprocesse  möglich.    Die  Anklage  begründet  auch  keinen  Un- 
terschied.  Dieselbe  steht  nur  bei  den  meisten  Criminalprocessen 
Jederman  aus  dem  Volke  frei,  in  so  fem  Jeder  einen  Theil  am 
Staate  hat,  in  dessen  Namen  und  zu  dessen  Besten  dieselben 
geführt  werden.    Nach  Sulla  erweiterte  sich  der  Kreis  der  Cri- 
minalprocesse   bedeutend,    zuerst  durch  das  Lutatische  Gesetz 
über  Gewaltthat ,  durch  welches  Bestimmungen ,  die  froher  nor 
für  Beamte  gegolten  hatten,   auf  Jederman  ausgedehnt  wurden, 
später  durch  andere  Gesetze.    Aber  die  hauptsächlichen  Crimh 
naigesetze,  soweit  sie  sich  auf  den  Schutz  des  Lebens  und  des 
Eigenthums  beziehen,  hat  Sulla  aufgestellt,  und  zwar  mit  solcher 
Gründlichkeit  und  Bestimmtheit,  dass  sie  für  die  ganze  Folg^ 
zeit  des  Römischen  Reiches  in  Geltung  blieben.    Die  nächste  Zeit 
war  wieder  mit  politischen  Parteikämpfen  beschäftigt  und  hatte 
weder  Lust  noch  Geschick,  die  Mängel  der  Gesetzgebung  aof 
einem   der  Politik  femstehenden  Gebiete  zu    verbessern.    Ais 
man  in  der  Kaiserzeit  Ruhe  und  Sinn  für  die  Lösung  dieser 
Hauptaufgaben  des  gesellschaftlichen  Lebens  gefunden  hatte^  be- 
wirkte die  mit  der  ganzen  Verfassung  zusammenhängende  Schwie- 
rigkeit der  Gesetzgebung,  dass  man  sich  mit  der  Auslegung  und 
stellenweisen  Erweiterung  der  bestehenden  Gesetze  begnügte. 
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streben  SnlUs,  die  MmM  des  Senates  sn  fergrttssera.  Er  ftbertrigt  Um 
dis  Amt  der  Cfesehworeiieii  ausschliesslich  imd  fermehrt  die  Zahl  der 
Seuterea  aus  dem  Ritterstande  bis  auf  etwa  sechshmidert.  Ansschliea- 
sng  der  JeddSmaligea  Beamten  und  einxelner  anderer  Senatoren  ?on 
im  Riebteramte.  Anfstellnng  einer  Jährlichen  Richterliste  durch  den 
stidtisdien  Pr&tor.  Decnrien  des  Senates.  Ihre  lothwendigkeit.  Bishe- 
rige leinangen  tber  dieselben.  Die  Decnrien  der  ältesten  Geschichte. 
Bedeatnng  des  Wortes  in  späterer  Zeit.  Zahl  nnd  Stärke  der  ?on  Snllt 
gebildeten  Decnrien.  Bildung  der  einielnen  Decnrien.  SrUämng  einer 
Stelle  (äceros.  Wahl  der  Decnrien  fär  den  einzelnen  Process.  Die  Rich- 
ter ia  den  Ton  A.  Clnentins  geführten  Processen  nnd  Ciceros  lachrichten 
darüber.  Anwendung  des  Looses  bei  der  Auswahl  der  Richter.  Die  so- 
geseaate  Bachloosung  (subsortitio) :  die  beiden  Fälle,  in  welchen  sie  statt- 
fluid,  durch  gesdiichtliche  Beispiele  erläutert. 

Id  der  Umgestaltung  der  Römischen  Verfassang  war  Sollas 
Streben  dahin  gegangen*),  die  Gewalt  der  Yolkstribunen,  welche 
^Imälig  alle  Macht  an  sich  gerissen  hatten,  aufzuheben  und,  da 
er  dies  nicht  wagte,  wenigstens  auf  ein  geringes  Mass  zurück- 
zufahren. Der  Staat  sollte  sich  wieder  scheiden  in  die  regie* 
rende  Classe,  den  Senat,  und  die  nicht  regierende.  Die  letztere 
hatte  denselben  Gang  der  Machterweiterung  genommen,  wie  einst 
das  Tribunat  Sie  hatte  durch  das  Sempronische  Gesetz  die 
Controlle  der  Beamten  gewonnen,  dann  diese  in  solchem  Um- 
woge und  mit  solcher  Leidenschaftlichkeit  geübt,  dass  sie  zur 
mittelbaren  Herrschaft  gelangte.  Diesem  Beginnen,  das  zur 
Vernichtung  der  Macht  des  Senates  und  zur  mittelbaren  Herr- 
schaft zuerst  der  Ritter,  dann  der  Plebs  fuhren  musste,  wollte 
Sulla  ein  Ende  machen :  deshalb  stellte  er  die  Vereinigung  der 
richterlichen  Gewalt  mit  der  verwaltenden ,  wie  sie  in  der  alten 
Zeit  des  Staates  bestanden  hatte,  wieder  her.  Die  Vorsteher 
der  Schwurgerichte  waren  zwar  immer  die  Prätoren  gewesen, 
aber  die  Geschworenen  waren  seit  G.  Gracchus  entweder  aus- 
schliesslich oder  zum  Theil  wenigstens  aus  den  Rittern  entnom- 


a)  S.  Bd.  n,  1,  307  flgd. 


94  El*  übergiebt  die  Schwm^erichte  dem  Senate. 

men  worden.    Sulla  übertrug  auch  das  Amt  der  Geschworenen 
nur  den  Senatoren. 

Die  Kunde,  welche  uns  darüber  wird,  ist  kurz,  aber  eot- 
schieden.  Durch  ein  Gesetz  Sullas,  sagt  Tacitus*),  wardeo 
zwanzig  Quästoren  erwählt,  um  den  Senat  zu  ei^uzen^  welchem 
er  die  Gerichte  übei^eben  hatte.  Aehnlich  spricht  Vellejas^)^ 
Sulla  habe  das  Amt  zu  richten  von  den  Rittern  an  den  Senat 
übertragen,  und  ohne  Sulla  zu  nennen,  erzählt  Ciceix)*^),  im 
Jahre  70  v.  Chr.  von  zehn  Jahren,  seit  welchen  die  Gerichte 
auf  den  Senat  übertragen  seien,  wozu  der  sogenannte  Asconios'^) 
die  auf  der  Hand  liegende  Bemerkung  macht,  dies  sei  von  Solb 
geschehen.  Versteht  man  diese  Zeugnisse  auf  natürliche  «od 
einfache  Weise,  so  erkennt  man,  dass  Sulla  auf  den  Zustand 
der  Schwurgerichte  vor  C.  Gracchus  zurückgegangen  ist.  Er 
nahm  die  Versuche  von  Servilius  Caepio,  Livius  Drusus,  Plao- 
tius,  welche  eine  Theilung  der  Gerichte  zwischen  dem  Senate 
und  dem  Ritterstande  beabsichtigt  hatten,  nicht  wieder  auf,  son- 
dern gab  an  den  Senat  allein ,  was  ihm  bis  auf  Gracchus'  Ge- 
setzgebung gehört  hatte,  zurück.  Als  Grundsatz  sollte  fortan 
gelten,  dass  jede  Art  richterlicher  Thätigkeit  in  Strafsachen  mit 
der  Verwaltung  verbunden  sein  und  den  Senatoren,  als  dem  re- 
gierenden Stande,  allein  angehören  sollte.  Thatsäehlich  masste 
Sulla  auf  ähnliche  Massregeln,  wie  Dmsus  sie  beabsichtigt  hatte, 
zurückkommen.  Der  Senat  war  durch  die  Verurtheilongea, 
welche  von  den  Gerichten  der  Ritter  ausgingen ,  dann  durch  die 


a)  Tacit.  Ann.  XI,  22  post  lege  Sullao  Tiginti  creati  (quaestores)  sop- 
plendo  senatui,  cui  iudicia  tradiderat 

b)  Vell.  II,  32,  3  Per  idem  tempus  Cotta  iudicandi  munas,  qnodC 
Gracchus  ereptum  senatui  ad  equites,  Sulla  ab  illis  ad  senatom  traastal«- 
rant,  aequaüter  inter  utnunque  ordinem  partitos  est. 

c)  Gie.  in  Yerr.  Act.  1, 13, 37  Omnia  non  modo  conunemorabantor,  sed 
etiam  expositis  ccrtis  rebus  agentur,  quae  inter  decem  annos,  posteaqoam  io^ 
cia  ad  senatum  translata  sunt,  in  rebus  ipdicanüs  nefarie  flagitioseqiK* 
fiacta  sunt 

d)  AscoQ.  p.  145  Recte  dixit;.  hoc  enim  tempos  quo  senatas  irnÜcat. 
Victore  Sulla  ab  ordine  equitum  Romanorum  transferente  iudicia.  Man 
vergl.  die  Andeutungen  bei  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  16,  49;  Pseudo-As«». 
p.  99,  103,  149;  schol   Gronov.  p.  384. 
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Bfirgerkriege  und  die  damit  zasammenhftngeDden  Aechtaügen  so 
geschwächt,  dass  er  kaum  für  die  Aemter,  geschweige  denn  für 
die  Besetzung  der  Schwurgerichte  aasreichte.  Sulla  musste  ihn 
aas  dem  Ritterstande  ergänzen,  wie  er  die  Bürgerschaft  selbst 
aus  den  von  ihm  freigelassenen  Sclaven  ergänzte.  Er  sorgte 
ferner  dadurch,  dass  er  die  Zahl  der  Quästoren  auf  zwanzig  ver- 
mehrte und  ihnen  unmittelbar  nach  ihrer  Amtsführung  den  Se- 
nat eröfiPnete,  für  einen  stetigen  Zuflnss  aus  dem  Ritterstande, 
was  am  so  nöthiger  war,  als  er  die  Volkstribunen,  welche  er 
von  der  Bewerbung  um  höhere  Aemter  ausschloss,  auch  aus  dem 
Ritterstande  zuliess.  Dass  diese  Massregeln  von  Erfolg  waren, 
davon  hat  man  ein  bestimmtes  Zeugniss.  In  früherer  Zeit,  heisst 
es,  seien  ungefähr  dreihundert  Senatoren  im  Ganzen  gewesen; 
dagegen  im  Jahre  61  v.  Chr.  waren,  als  der  Senat  zahlreich  ver- 
sammelt war,  vierhundert  und  fünfzehn  zugegen.*)  Rechnet 
man  dazu  die  Beamten,  die  im  auswärtigen  Dienste  von  Rom 
Eatfemten,  die  zufällig  Abwesenden,  so  erkennt  man,  dass  die 
Zahl  derjenigen,  welche  senatorischen  Ranges  und  Alters  waren, 
kaum  unter  sechshundert  betragen  konnte.  Dies  stimmt  mit 
Appians^)  Bericht:  er  sagt,  SuUa  habe  im  Jahre  81  v.  Chr.  etwa 
dreihundert  aus  den  vornehmsten  Rittern  in  den  Senat  aufge- 
nommen. Er  fügt  hinzu,  die  Wahl  sei  so  geschehen,  dass  Sulla 
die  einzelnen  Candidaten  vorschlug  und  die  Tribus  sie  bestätig- 
ten. Da  es  unter  Sulla  keine  Tributcomitien  gab^),  muss  man 
annehmen ,  dass  Sulla  aus  jeder  Tribus  eine  bestimmte  Anzahl 
von  Senatoren  wählte  und  dann  nicht  alle  Tribus  zusammen, 
sondern  jede  einzeln  über  die  aus  ihr  vorgeschlagenen  Candida- 
ten abstimmen  liess. 

Nicht  die  ganze  Zahl  derjenigen,  welche  im  Senate  sassen 
oder  sitzen  konnten,  versah  das  Amt  von  Geschworenen.  Zu- 
vörderst waren  diejenigen  ausgeschlossen,  welche  ein  Amt  be- 
kleideten, and  zwar   nichl  bloss  ein  curuliscbes  Amt,   sondern 


a)  Cic.  ad  Att  I,  14,  4. 

b)  App.  bell.    civ.  I,  100  Auif^  U  ttJ  ßooXfp   5ta  td«  ot^aeic  x«l  tou« 

c)  S.  Bd.  II,  1,  314. 
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auch  die  Quästoren,  Volkstribunen,  die  Hilitaiitribiineii  der  ?ier 
städtischen  Legionen,  die  anderen  entweder  niederen  Beamte 
welche  sowohl  ans  dem  Senate  als  dem  Ritterstaode  erwählt 
worden,  oder  die  zufallig  aus  besonderen  Gründen  und  auf  b^ 
stimmte  Zeit  ernannten.  Cicero  in  seiner  Anklagerede  gegen 
Verres*)  zählt  diejenigen  Richter  auf,  welche  bei  einem  etwaeio- 
tretenden  Verschieben  des  Processes  auf  das  folgende  Jahr  aus- 
scheiden würden.  Er  erwähnt  einen,  der  die  Aedilität,  zwei, 
welche  das  Volkstribunat,  drei,  welche  das  Militairtribunat  be- 
kleiden würden  und  ^ebt  dieses  ihr  Amt  als  Grund  ihres  Aas- 
scheidens  an.  Also  alle  Beamte  dürfen,  so  lange  sie  Beamte 
sind,  nicht  Geschworene  sein.  Indessen  waren  diese  in  Sullas 
Gesetze  nicht  als  Ausnahme  bezeichnet  Es  ist  dunA  neuere 
Untersuchungen  festgestellt,  dass  die  Beamten,  so  lange  sie  ibr 
Amt  fahrten,  aus  dem  Senate  austraten:  sie  hatten  zwar  im  Se 
nate  zugegen*  zu  sein,  um  Auskunft  zu  geben,  durften  auch 
sprechen,  wann  und  so  oft  sie  wollten ;  aber  sie  stimmten  nicht 
Sulla  brauchte  also  in  seinem  Gesetze  nur  diejenigen  als  Ge- 
schworene zu  bezeichnen,  welche  im  Senate  ihre  Stimme  ab- 
geben, und  er  schloss  durch  diesen  Ausdruck  von  selbst  alle 
Beamten  aus.  In  den  früheren  Gesetzen,  welche  dem  Senatoren- 
stande die  Gerichte  nahmen ,  mussten  ausser  denen ,  welche  im 
Senate  wären  oder  in  demselben  ihre  Meinung  abgäben,  die  Be- 
amten ausdrücklich  angefahrt  werden.  Nach  Niederlegung  ihres 
Amtes  traten  die  Beamten  wieder  in  die  Reihe  der  für  den  Ge- 
schworenendienst Befähigten  ein,  ebenso  wie  sie  ihre  senatori- 
schen Rechte  zurückerhielten.  Cicero  sagt  von  C.  Verres^),  wenn 
derselbe  von  der  Anklage  losgesprochen  würde,  müsse  er  noth- 
wendiger  Weise  wieder  Richter  sein.  Man  kann  nur  annehmen, 
dass  dieser  Wiedereintritt  von  selbst  und  unmittelbar  ge^ab. 
Verres  war  in  der  Zeit  von  seiner  Rückkehr  aus  Sicilien  nach 
Rom  bis  zu  seiner  Anklage  schon  Richter  gewesen:  er  hatte, 


a)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  10,  29  flgd. 

b)  Cic.  in  Yerr.  II,  31,  77  lllud  est  capitale,  illnd  formidolosam,  iU«i 
optimo  cmque  metuendnm,  quod  iste,  Bi  ex  hoc  iudicio  aliqna  vi  se  eri- 
pnerit,  in  indicibus  sit  necesse  est 
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als  die  Anklage  geschah,  austreten  müssen;  erfolgte  die  Frei- 
sprechuDg,  so  bedurfte  es  zum  Wiedereintritt  keiner  weiteren 
Förmlichkeit.  Ausser  den  Beamten  waren  von  dem  Geschwore- 
neudienste  entbunden  alle  diejenigen,  welche  in  Staatsgeschäfteu 
abwesend  waren,  mochten  sie  in  den  Provinzen  Befehlshaber- 
stellen bekleiden  oder  unter  dem  Namen  von  Legaten  eigene 
Geschäfte  besorgen.  Dazu  kamen  die  wegen  ihres  Alters  ent- 
schuldigten oder  sonst  unbrauchbaren,  welche  nach  den  allge- 
meinen Rechtsgrundsätzen  nicht  herangezogen  werden  durften. 
Zieht  man  alle  diese  ab,  so  bleibt  als  verfügbar  far  die  Geschwo- 
renengerichte kaum  eine  grössere  Anzahl  als  etwa  vierhundert. 
Dies  waren  weniger  als  nach  dem  Acilischen  Gesetze  jährlich  aus 
dem  Ritterstande  in  die  Richterliste  aufgenommen  wurden.  Da- 
mais handelte  es  sich  nur  um  Amtsverbrechen,  jetzt  waren  hin- 
zugekommen die  gemeinen  Verbrechen,  welche  kürzere,  aber 
zahlreichere  Processe  veranlassten.  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Processen  thätigen  Geschworenen 
kleiner  sein  musste  als  früher.  Selbst  so  konnte  die  geringe 
Zahl  der  Senatoren  für  die  Menge  der  Processe  nicht  genügen, 
wenn  sie  nicht  in  stärkerer  Weise  zu  der  Pflicht  der  Geschwo- 
renen herangezogen  wurden.  Sulla  rechnete  diese  fortan  zu  den 
Ämtsgeschäften  der  Senatoren.  Die  Römischen  Ritter,  welche 
dem  Privaterwerbe  nachgingen,  waren  in  massiger  Weise  bei 
den  Schwurgerichten  beschäftigt  worden,  die  Senatoren  hatten 
alle  ihre  Zeit  dem  Staate  zu  widmen. 

Die  Ernennung  der  jährlichen  Geschworenen  musste  sich 
durch  Sullas  Gesetz  ändern.  Vor  dem  Sempronischen  Gesetze,  als 
nur  Senatoren  in  den  Schwurgerichten  sassen,  hatte  es  über- 
haupt keine  jährliche  Richterliste  gegeben.  Für  jeden  einzelnen 
Process  wurden  die  Geschworenen  durch  den  versitzenden  Prä- 
tor mit  Hülfe  der  Parteien  aus  der  Gesammtzahl  der  Senatoren 
iiach  den  allgemein  für  das  Richteramt  gültigen  Grundsätzen 
vereinbart.  Dies  änderte  sich ,  als  von  C.  Gracchus  der  Ritter- 
stand zum  Richten  bestimmt  wurde,  wenigstens  allmälig.  Denn 
das  Semproniscbe  Gesetz  bestimmte  eine  dauernde  Richterliste*); 


a)  S.  Bd.  II,  1,  86. 

IV. 
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in  dem  Acilischen  Gesetze  wird  zuerst  eine  Richterliste  für  das 
laufende  Jahr,   dann  eine  jährliehe  Aufstellung  verordnet   Eä 
entsteht  die  Frage ,  ob  Sulla  zu  der  alten  bis  auf  das  Acilische 
Gesetz  geltenden  Sitte  zurückkehrte  oder  die  von  M.'  Aeilins  er- 
fundene, von  den  Späteren  beibehaltene  jährliche  Ricbterliste  ver- 
ordnete.    Ich   glaube   das  Letztere.     Die  Bestimmungen  Sullas 
über  den  Senat  kennen  wir  nicht  genau.     Bekanntlich  hob  er 
die  Censur,  deren  Pflicht  es  sonst  gewesen  war,  in  fönQährigeii 
Abschnitten  ein  Senatsverzeichniss  anzufertigen,  auf:  möglich, 
dass   er   eine  jährliche   Autzeichnung    der   Senatoren   verfugte. 
Aber  dieses  Verzeichniss  konnte  nur  so  geordnet  werden,  im 
zuerst  die  Consulare,   dann   die  gewesenen  Prätoren,  Aedilen, 
Quästoren,  zuletzt  die  einfachen  Senatoren  verzeichnet  wurden. 
Diese  Anordnung  war  für  die  Zwecke  des  Schwurgerichts  un- 
passend :   wir  wissen  überdem ,  dass  der  Senat  dazu  nach  De- 
curien  abgetheilt  war.    Diese  Abtbeilung  musste,  da  die  Verän- 
derungen im  Senate  jährlich  eintraten ,  ebenfalls  jährlich  vorge 
nommen  werden :  sie  bildete  die  Richterliste ,    aus  welcher  die 
Richter  für  den  einzelnen  Process  gewählt  wurden.    Wer  dieselbe 
anfertigte,  wissen   wir  nicht.    Früher  nach  dem  Acilischen  Ge- 
setze war  es  derjenige  Prätor  gewesen,  welcher  die  Leitung  der 
Processe  über  Amtsverbrechen  hatte ;  in  späterer  Zeit  der  städti- 
sche Prätor.*)    Man  darf  annehmen,  dass  schon  Sulla,  als  er 
die  Geschäfte  der  Prätoren  anders  vertheilte,  ihm  diese  für  die 
ganze  Criminalrechtspflege  wichtige  Pflicht  zuwies.  Eines  Schwu- 
res,   den  er  in  späterer  Zeit  zu  leisten  hatte,  bedurfte  es  dabei 
nicht.     Denn    er  hatte  nicht  eine  Wahl   vorzunehmen,  sondern 
nur  alle  Senatoren,  welche  nicht  gesetzlich  ausgeschlossen  waren, 
zu   verzeichnen.^)     Wahrscheinlich   hatte  er    dies  Verzeichois^ 
auch,   wie  es  früher  und  später  der  Fall  war,  öffentlich  auszu- 
stellen.    Gegen    diese    Annahme    einer  jährlichen    Richterliste 
spricht  nicht  die  schon  benutzte  Stelle  Giceros,   in  welcher  er 
die  Veränderungen    im   Richtercollegium  gegen   G.  VerreS)  die 
bei  einer  Verschiebung  des  Processes  auf  das  folgende  Jabr  statt- 


a)  Cic.  p.  Cluent  43,  121   Deinde  praetores  urbani ,  qui  iorati  debeot 
Optimum  quemque  in  lectos  iudices  referre  u.  s.  w. 
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fioden  wfirden,  schildert.*)  Es  handelt  sich  dort  eben  am  die 
Verscbiebang  auf  ein  anderes  Jahr.  Die  Geschworenen,  welche 
far  einen  Process  erlesen  waren,  blieben  im  Allgemeinen  eben 
dieselben  bis  znr  Beendigung  des  Processes:  es  galt  nach  dem 
Coroelischen  Gesetze  derselbe  Grundsatz,  welchen  wir  für  die 
Schwurgerichte  der  Römischen  Ritter  aus  dem  Acilischen  Ge- 
setze kennen,  dass  nämlich  die  Geschworenen  ein  für  allemal 
(in  perpetuum)  erlesen,  also  durch  den  Anfang  eines  neuen 
Jahres  und  das  Eintreten  einer  neuen  Richterliste  nicht  verän- 
dert wurden.^)  So  lange  die  Ritter  die  Geschworenen  bildeten, 
war  auch  wirklich  durch  den  Jahresanfang  in  den  einmal  gebil- 
deten Schwurgerichten  keine  Veränderung  eingetreten ;  aber  als 
die  Senatoren  richteten,  musste  des  Staatsdienstes  halber  eine 
Veränderung  zugelassen  werden:  sie  wurde  auf  das  geringste 
Mass  beschränkt,  darauf,  dass  die  als  Beamte  eintretenden  Se- 
natoren entlassen  und  an  ihrer  Stelle  neue  gewählt  wurden.  Die 
Anfertigung  einer  neuen  Richterliste  für  jedes  Jahr  steht  hiermit 
Dicht  in  Widerspruch. 

Die  beiden  Gruppen  der  von  Sulla  eingesetzten  Schwurge- 
richte, die  über  Amts  verbrechen  und  die  über  gemeine  Ver- 
brechen, zeigen  keinen  Unterschied  in  Bezug  auf  die  Geschwo- 
renen, ihre  Auswahl  und  Einsetzung.  Es  heisst  allgemein,  die 
Schwurgerichte  seien  von  Sulla  den  Senatoren  übergeben  wor- 
den und  die  Unterabtheilungen  der  Richterliste  werden  sowohl 
bei  Amts-  wie  bei  gemeinen  Verbrechen  erwähnt.  Wären  also 
die  Geschworenen  aus  der  Gesammtzahl  der  Senatoren  entnom- 
men worden,  so  würden  die  grössten  Ungleichheiten  die  Folge 
gewesen  sein.  Früher,  als  nur  Processe  einer  Gattung  und  in 
beschränkter  Zahl  vor  das  Schwurgericht  kamen,  war  dies  mög- 
lich. Aber  jetzt,  wo  täglich  Schwurgerichte  gehalten  wurden, 
hätte  bei  einer  Besetzung  derselben  aus  der  Gesammtzahl  der 
Zufall  die  Last  des  Richtens  vertheilt.  Deshalb  waren  Unter- 
abtheilongen  der  für  die  Schwurgerichte  bestimmten  Senatoren 
Qoth wendig,  und  als   solche  werden  decuHae  genannt.    So  sehr 


a)  Cic  io  Verr.  Act  I,  10,  29.    Vergl.  S.  96. 

b)  S.  oben  II,  2,  131. 
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diese  Eintheilung  nicht  nur  für  die  SallaDische,   sondern 
für  die  spätere  Gerichtsverfassung  wichtig  ist,  so  geringe  Kunde 
haben  wir  von  derselben  und  die  Meinungen  darüber  gehen  sehr 
auseinander.    Man  nahm  an,  es  habe  zwei  Decurien  der  seoato- 
rischen  Richter  gegeben,  deshalb,  weil  Cicero  einmal*)  die  zweite 
Decurie  erwähnt^),   ein  sicherlich  nicht  ausreichender  Grand. 
Andere  setzten  die  Zahl  der  Decurien  auf  drei  an,  ebenfalls  nur 
nach  Verrauthung.^)    Gegen  beide  Annahmen  spricht  der  Name 
Decurien.     Derselbe  bezeichnet  eigentlich  eine  Abtheilung  von 
zehn  Einzelheiten,  kann  auch  zur  Bezeichnung  von  mehr  ge- 
braucht werden;  aber  er  ist  unpassend,  wenn  bei  einer  Einthei- 
lung des  ganzen  Senates  in  zwei  oder  drei  Decurien  auf  jede  von 
diesen  mehr  als  hundert  Senatoren  kommen  müssten.    Dies  würde 
Lateinisch  wenigstens  eine  Centurie  heissen.    Deshalb  hat  man 
die  Vermuthung  aufgestellt,   Decurie  heisse  allerdings  eine  klei- 
nere Abtheilung  des  Senates;  aber  es  habe  so   viele  Decorien 
gegeben  als  Gerichtshöfe,  und  für  jeden  Gerichtshof  sei  jährlieh 
eine  Richterdecurie  durch  das  Loos  bestimmt  worden.    Mit  die- 
ser Annahme  gewinnt  man  nichts  für  die  Zahl  der  Decurien. 
Denn  die  Zahl  der  Gerichtshöfe  ist  unbekannt,  auch  der  BegrÜT 
eines  Gerichtshofes  selbst  unbestimmt.    Denn  z.  B.  fiber  Mord 
richteten  mehrere  Vorsitzende,  und  umgekehrt  wurden  über  meh- 
rere Arten  von  Verbrechen  die  Proeesse  von  einem  einzigen  Prä- 
tor geleitet;  dazu  kam,  dass  es  noch  weitere  sogenannte  Gerichts- 
höfe unter  den  iudices  quaeationis  gab.    Es  ist  unmöglich,  dass 
es  für  die  Proeesse  über  Mord  nur  eine  Decurie  Geschworene 
gegeben  habe,  und  ebenso  unwahrscheinlich,  dass  mehrere  D^ 
curien  für  die  Proeesse,   welche  ein  einziger  Prätor  leitete,  be- 
stimmt gewesen  seien.    Die  ganze  Annahme  besonderer  Gerichts- 
höfe beruht,  wie  wir  später  erweisen  werden,  auf  nicht  richtiger 
Auffassung  der  Sullanischen  Gerichtsverfassung.     Indessen  ge- 
setzt, jeder  Gerichtshof  hätte  jährlich  eine  bestimmte  Decurie 
als  Geschworene  erhalten,  dann  wäre  diese,  die  etwa  aus  vier- 
zig Personen  bestand,   während  des  ganzen  Jahres  Richter  über 
das  betreffende  Verbrechen  gewesen.    Dies  stimmt  nicht  zu  dem 


a)  Cic.  iü  Verr.  11,  32,  79.    Man  sehe  S.  106. 
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Begriffe  von  GesehworeDen,  zu  welchem   es  wesentlich  gehört, 
dass  nicht  ein  und   dieselben  Leute  dauernd  über  ein  und  das- 
selbe Verbrechen  entscheiden.     Selbst  für  den  Staat  war  dies 
gefährlich.    Denn  z.  B.  die  über  Amts  verbrechen  richtende  De- 
enrie  wäre  ein  Jahr  lang  Herrin  über  alle  Beamten,  welche  ihr 
Amt  niedergelegt  hatten,   und  damit  über  den  Staat  selbst  ge- 
wesen.   Zu  welchen  Missbräuchen  dies  führte,  wnsste  Sulla  aus 
der  Geschichte  der  früheren  Zeit.     Auch  eine  ausserordentliche 
l^ngleichheit  der  Geschäfte  für  die  einzelnen  Decurien  fände  so 
statt    Denn  während  z.  B.  die  über  Mord  ununterbrochen  thätig 
wäre,  hätte  die  andere  über  Majestäts verbrechen  entweder  gar 
keinen  oder  nur  wenig  Processe  durchzumachen.    Sullas  Gesetz 
mass  die  Möglichkeit  gewährt  haben,  dass  alle  Decurien  über 
alle  Verbrechen  entschieden.    Dafür  sprechen  auch  die  uns  über- 
lieferten Zeugnisse.     Nach  denselben*)   war  häufig  eine  Nach- 
loosung  nöthig,   wenn  die  für  den  Process  bestimmte  Decurie 
nicht  ausreichte,  und  diese  Nachloosung  fand  aus  einer  anderen 
Decurie  statt.    Dies  verletzte  den  Grundsatz,  dass  jede  Decurie 
jährlich  nur  für  einen  einzigen  Gerichtshof  bestimmt  sein  sollte, 
auf  das  Entschiedenste.    Eine  solche  Nachloosung  hätte  so  gar 
Dicht  vorkommen  können.    Denn  jede  Decurie  musste  so  stark 
sein,   dass  sie  nicht  bloss  die  Verwerfung  der  gesetzlichen  An- 
zahl von  Geschworenen  durch  die  Parteien  zuliess,  sondern  auch 
die  durch   Zufälligkeiten  veranlasste  Abwesenheit  Anderer  ge- 
stattete.   Selbst  die  Ausdrücke  Giceros,  wo  er  von  den  Decurien 
spricht,  passen  nicht  zu  der  Vorstellung  von  einer  jährlich  fest- 
gesetzten Tbätigkeit  derselben.    Er  sagt^),  in  dem  Processe  ge- 
gen Verres  über  Erpressung  hätte  ihm  die  Decurie  so  reichlich 
wie  möglich  zu  Gebote  stehen  müssen.     Nicht  bloss  reichlichst 
musste  sie  ihm  zu  Gebote  stehen,  sondern  ganz  und  gar,  wenn 
sie  nur  für  Erpressungsprocesse  Geschworene  lieferte.    Nach  dem 
Vergiftungsprocesse  gegen  Oppianicus  wurde  ein  Richter  bei  dem- 


a)  Mao  sehe  besonders  Cic.   in   Verr.  1 ,  Bl ,  158  and  p.  Cluent.  37, 
welche  Stellen  wir  später  anfahren  werden. 

b)  Cic  in  Verr.  I,  61,  158  ex  hac  decuria  vestra,  coius  mihi  copiam 
quam  largissimam  factam  oportebat  a.  s.  w. 
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selben  bestraft ''),  weil  er,  ohne  dass  es  das  Amt  seiner  Decurie 
war,  Richter  gewesen  war.  Dies  setzt  voraus,  dass  nickt  blo^s 
eine  Decurie,  sondern  mehrere  das  Amt  des  Richtens  haben  konn- 
ten. In  beiden  Fällen  musste  Cicero  betonen,  dass  ein  jeder 
Gerichtshof  seine  besondere  Decurie  hätte;  aus  seinen  Worten 
kann  man  aber  nur  erkennen ,  dass  bei  dem  einzelnen  Processe 
eine  bestimmte  Decurie  besonders  ausgewählt  wurde. 

Für  die  eigentlich  senatorischen  Pflichten  giebt  es  keine  Ein- 
theilung  des  Senates  in  Decurien,  und  kann  es  nicht  geben. 
Denn  sie  werden  in  der  durch  die  Bekleidung  der  Aemter  be- 
dingten Gliederung  geübt.  Die  Decurien  dagegen  beruhen  anf 
gleichmässiger  Vertheilung  der  verschiedenen  senatorischen  Stu- 
fen. Bei  nicht  senatorischen  Pflichten  kommt  eine  Eintheilung 
in  Decurien  in  einem  berühmten  Beispiele  der  ältesten  Römischen 
Geschichte  vor.  Nach  dem  Tode  des  Königs  Romulus  fand  far 
ein  Jahr  eine  durch  die  Senatoren  geübte  Zwischenherrschaft 
statt:  alle  Senatoren  ohne  Unterschied  des  Ranges  sollten  gleichen 
Antheil  an  der  Regierung  haben.  Eh  wurden  also,  wie  Livios^) 
sagt ,  die  hundert ,  wie  Dionysius  ^) ,  die  zweihundert  Senatoren 
in  Decurien,  jede  zu  zehn  Mitgliedern,  eingetheilt.  So  entstan- 
den, wie  Livius  sagt,  zehn  Abtheilungen.^)  Dann  wurde  durch 
das  Loos  die  Reihenfolge  der  Decurien  bestimmt  und  jede  De- 
curie führte  die  Regierung  fonfisig  Tage  lang,  das  einzelne  Mit- 
glied derselben  also  fünf  Tage.  Dies  war  eine  besondere  Veran- 
lassung, wie  sie  später  nicht  mehr  vorkam.  Dennoch  darf  man 
nicht  zweifeln,  dass  sie  für  Sulla  bei  seiner  Eintheilung  der  Se- 
natoren als  Geschworener  das  Vorbild  war.  Eine  Decurie  be- 
zeichnet also ,  wie  auch  die  Bedeutung  des  Wortes  ergiebt,  eine 
Abtheilung,  welche  eigentlich  aus  zehn  Mitgliedern  besteht  Aber 
die  Romische  Auffassung  ist  nicht  ängstlich.  Wie  bei  der  Be- 
zeichnung der  Zeit  ein  Zeitraum ,  der  etwas  weniger  oder  mehr 
ist  als  ein  Jahr,  dennoch  ein  Jahr,  ein  Zeitraum,  der  etwas  we- 


a)  Cic.  p.  Olueot  37,  103  Uno  iudicio  multa   est  ab  eo  petita,  sicut 
ab  luDio,  quod  Don  suae  decuriae  monere  neqae  ex  lege  sedisset. 

b)  Liv.  I,  17. 

c)  Dionys.  II,  57. 


Die  spätereu  Richterdecurien.  ]03 

niger  oder  mehr  ist  als  fünf  Jahre,  dennoch  fönf  Jahre  genannt 
wird,  so  kann  eine  Anzahl  von  Personen,  die  etwas  kleiner  oder 
grösser  ist  als  zehn,  dennoch  eine  Decurie  heissen.    Der  nächste 
Dach  der  Decnrie  im  Lateinischen  gebräuchliche  Ausdruck  ist 
Centurie,   welcher   bei  der  £intheilung  der  Römischen  Bürger- 
schaft seine  Anwendung  findet.    Die  natürliche  Grenze  zwischen 
einer  Decurie  und  Centurie  wird  die  in  der  Mitte  stehende  Zahl 
fanfeig  bilden:  was  darunter  ist,  kann  Decurie,  was  darüber, 
Centurie  heissen.    Freilich  behauptet  man,  in  späterer  Zeit,  d.  h. 
Dach  dem  Jahre  70  v.  Chr.,  wo  das  Amt  der  Geschworenen  den 
drei   Ständen    des  Römischen   Volkes    gemeinsam    übertragen 
wurde,  habe  jeder  Stand,  also  ein  aus  mehreren  hundert  Perso» 
neu  bestehendes  Ganze,  eine  Decurie  geheissen  ^ :  man  entschul- 
digt  wahrscheinlich   den  unzweckmässigen  Ausdruck    mit   der 
Annahme,  weil  man  vielfach  von  Decurien  der  Richter  gesprochen, 
habe  man  die  Bedeutung  des  Wortes  bei  Seite  gesetzt.     Diese 
Behauptung  beruht  indessen    auf  einem  Irrthume:    die  Stände, 
welche  später  zum  Amte  der  Geschworenen  kamen,  hiessen  nur 
Stande  (ordines)^  was  sie  nach  der  eigentlichsten  Bedeutung  des 
Wortes  waren.    Aber,  wie  aus  den  Senatoren  unter  Sulla,  waren 
aacb  aus  ihnen  Decurien  gebildet,  von  denen  bei  dem  einzelnen 
Processe  immer  eine  zu  der  Decurie  der  Senatoren  hinzutrat. 
Daher  spricht  man,  wo  von  einem  einzelnen  Processe  die  Rede 
int,  von  einer  Decnrie  der  Senatoren,  der  Ritter,  der  Plebejer: 
will  man  also  z.  B.  die  gesammten  aus  dem  Ritterstande  erwählten 
Geschworenen  bezeichnen,  so  kann  man  sie  Decurien  der  Ritter 
nennen,  aber  Decurie  nicht.    So  geschieht  es  von  den  Schrift- 
stellern.   Cicero»)  spricht  von  M.  Antonius'   Gesetze   über  die 
dritte  Decurie  der  Richter:  er  meint  damit  ein  Gesetz,   das  Be- 
stimmungen enthielt  über  die  Bildung  der  dritten  Decurie  bei 
den  einzelnen  Processen.    Von   eben  demselben  Gesetze  spricht 
Cicero  an  zwei  anderen  Stellen*»):  er  erwähnt  die  Veteranen, 


a)  Cic.  Phil.  1,  8,  19  Lege,  qaae  promulgata  est  de  tertia  decuria, 
Donne  omnes  indiciariae  leges  Gaesaris  dissolvuotur  ? 

b)  Cic.  Phil.  V,  6,  15  saltatores,  citharistas,  totum  deniqae  comissa- 
tioniä  Antonianae  chorum  iii  tertiam  decoriam  iudicum  scitote  esse  con- 
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^welche  die  Pflanzschole  von  Richtern  bilden,  wie  sie  die  dritte 
Decurie  ausmachen",  und  Antonius'  Trinkgenosseo ,  ^welche  in 
die  dritte  Richterdecurie  gebracht  seien",  indem  er,  was  bei  alleo 
Processen  geschah,  als  bei  dem  einzelnen  vorkommend  darstellt. 
AehDlich  sind  andere  Stellen  von  Schriftstellern  über  die  spätere 
Einrichtung  der  Richterdecurien  zu  erklären.*)  Wo  dagegen  tod 
den  für  alle  Processe  bestimmten  Geschworenen  die  Rede  ist, 
werden  immer  nur  Decurien  in  der  Mehrheit  genannt  und  wenn 
Plinius  erzählt,  in  den  Decurien  seien  kaum  je  tausend  Personen 
gewesen^),  darf  man  daraus- nicht  schliessen,  eine  Decurie  bitte 
so  viele  Mitglieder  enthalten  können.  Der  Ausdruck  erweiterte 
sieh  allerdings  allmälig,  erhielt  aber  nie  eine  so  grosse  Ausdeh- 
nung.^) 

Die  Starke  jeder  einzelnen  Decurie,  welche  Sulla  bildete, 
brauchte  nicht  gleich  zu  sein;  wie  gross  sie  ungefiLbr  war,  kön- 
nen wir  aus  folgender  Nachricht  vermuthen.  Wir  haben  aus- 
führlichere Kunde  von  zwei  Processen,  welche  nach  dem  Corue- 
lischen  Gesetze  gefuhrt  wurden;  der  eine  ist  der  über  Amtsver- 
brecheu  gegen  C.  Yerres ,  der  zweite  gegen  Oppianicus,  und  in 
beiden  werden  Decurien  der  Richter  erwähnt  In  dem  letzteren 
Processe  betrug  die  Zahl  der  abstimmenden  Richter  32''),  und 
sechs  Richter  hatten  von  den  Parteien  abgelehnt  werden  döifen. 
Nimmt  man  dazu  einige  Geschworene,  welche  zufallig  verfaindeit 
waren,  so  muss  die  Decurie  wenigstens  aus  40  Personen  bestan- 
den haben:  wahrscheinlich  hatte  sie  etwas  mehr.  Wir  haben 
früher  die  Anzahl  sämmüicher  Senatoren,  welche  jährlich  zu  Ge- 
schworenen erwählt  werden  konnten ,  auf  etwa  vierhundert  be- 


iectom;  ibid.  Xlll,  2,  4  Uac  accedant  Alaudae  ceterique  veterani,  semina* 
rium  indicum  decnriae  tertiae. 

a)  Suet.  Aug.  42  Ad  tris  iadicnm  decorias  quartam  addidit  ei  inferiore 
censn;  id.  Cal.  16. 

b)  Plin.  oat.  bist.  XXXIII,  BO  ludicum  nonnisi  qoattuor  decoriae  fa^ 
runt  primo  vixque  singola  milia  in  decoriis  inventa  soot;  id.  XXIin,  31 
Decuriae  quoqae  ipsae  plaribns  discretae  nominibas  faere,  tribuDomm  aeris 
et  selectorum  et  iadicnm;  id.  XXIX,  18;  Suet  Glaad.  15. 

c)  Cic  p.  Claent.  27,  71  In  consiliom  erant  ituri  mdioes  XXXU,  sen* 
tentÜB  XVI  absolutio  confici  poterat. 
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.stimmt  Daraus  ergiebt  sich,  dass  die  Zahl  der  Decurien  nicht 
grösser  als  zehn  sein  konnte.  Wahrscheinlich  war  sie  gerade 
80  gioss  und  Sulla  hatte  üch  zu  dieser  Zahl  durch  den  Vorgang 
nach  Romulus'  Tode  bestinimen  lassen.  Von  den  Decurien 
konnten  einige  etwas  stärker,  einige  etwas  schwächer  sein,  selbst 
in  den  verschiedenen  Jahren  von  ungleicher  Stärke,  je  nachdem 
die  Zahl  der  Beamten  oder  sonst  für  das  Richteramt  unbrauch- 
baren Senatoren  grösser  oder  geringer  war.*^) 

Ueber  die  Zusammensetzung  der  einzelnen  Decurien  erhalten 
wir  Aofschlnss  aus  Giceros  Rede  gegen  Verres.  Denn,  wie  schon 
unsere  bisherige  Darstellung  ergiebt,  aber  auch  aus  einer  später 
zu  erläuternden  Stelle  Giceros  hervorgeht,  alle  Richter  gehörten 
in  Verres'  Processe  ein  und  derselben  Decurie  an.  Es  waren 
aber  Richter  zwei  gewesene  Consuln,  P.  Servilius*)  und  Q.  Ca- 
tulus*»),  ein  gewesener  Prätor  C.  Marcellus«),  ein  gewesener 
Äedil  M.  Metellus"^),  ein  gewesener  Quästor  M.  Caesonius*),  da- 
neben andere ,  welche  keine  Aemter  bekleidet  hatten.  Q  Mithin 
waren  alle  Rangklassen  in  einer  Decurie  vertreten.  Wie  in  dem 
allgemeinen  Verzeichnisse  des  Senates  jede  Rangklasse  einzeln 
verzeichnet  war,  so  waren  auch  in  der  Liste  jeder  Decurie  Gon- 
solaren,  Prätorier  u.  s.  w.  geschieden.  Die  erste  Aufstellung 
der  Decurien  durch  Sulla  hatte  einige  Schwierigkeit:  vielleicht 
wandte  er  dabei  das  Loos  an.  Aber  die  spätere,  in  jedem  Jahre 
durch  den  städtischen  Prätor^)  vorgenommene  Aenderung  war 
einfach.    Jeder  Senator  blieb  in  derjenigen  Decurie,  welche  er 


a)  Cic.  in  Yen*.  1,  21,  56  P.  Servilios,  vir  clarissimus,  maximis  rebus 
gestis  adest  de  te  sententiam  laturas. 

b)  Cic.  in  Verr.  IV,  31,  69  Hoc  loco,  Q.  CatuJe,  te  appello  -—  non  iu- 
dicis  solam  severitatem  in  hoc  crimiae,  sed  prope  inimici  atque  accasatoris 
vim  suscipere  debes. 

c)  Cic.  io  Verr.  IV,  42,  90  Dedit  igitur  tibi  fortuna  Siculorum  C.  Mar- 
cellum  indicem. 

d)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  10,  30  Subsortiemur  etiam  in  M.  Metelli  lo- 
cum,  quoniam  is  huic  ipsi  qoaestioni  praefatonis  est. 

e)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  10,  29  Iudex  est  M.  Caesonius,  collega  noBtri 
aocusatoris. 

f )  Man  sehe  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  10,  SO. 

g)  8.  oben  S.  98. 
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einmal  hatte,  wer  ein  Amt  erhielt,  trat  ans  und  nach  Beendi- 
gung desselben  wieder  ein:  eine  neue  Vertheilung  war  nur  bei 
den  neu  eintretenden  Seuatsmitgliederrt  nöthig  und  dazu  bediente 
man  sich  wohl  ebenfalls  des  Looses.  Die  Decurien  hatten  eine 
Nummer,  also  von  eins  bis  zehn,  waren  aber  sonst,  so  viel  wir 
wissen,  an  Ansehen  einander  gleich.  Wo  Cicero  von  Verres  ab- 
scheulicher Rechtspflege  in  Sicilien  spricht,  bemerkt  er,  es  ^ei 
entsetzlich,  dass  derselbe,  wenn  er  in  dem  gegenwärtigen  Pro- 
cesse  losgesprochen  wurde,  nothwendiger  Weise  zu  den  Geschwo- 
renen gehören  und  als  solcher  über  das  caput  Römischer  Borger 
urtheilen  müsse.")  Er  fuhrt  dies  weiter  aus  und  schliesst  mit 
den  Worten^)  :  „Diesen  Menschen  haben  wir  unter  den  Richtern? 
dieser  nimmt  die  zweite  Senatsdecurie  als  Richter  ein?  dieser 
soll  über  eines  freien  Mannes  caput  richten  ?  diesem  ein  Ricbter- 
täfelchen  anvertraut  werden?"^*)  Diese  Stelle  bat  viele  Schwie- 
rigkeiten gemacht  und  alle,  von  uns  widerlegten,  Ansichten  über 
die  zwei  oder  drei  Richterdecurien  veranlasst  Man  wollte  durch- 
aus erklären,  weshalb  Verres  in  der  zweiten  Decurie  gewesen 
wäre.  Das  kann  man  nicht:  es  hat  eben  denselben  Grund,  wie 
z.  B.  der  Umstand ,  dass  ein  bestimmter  Senator  in  einem  Pro* 
cesse  Richter  war.^)  £s  war ,  im  Allgemeinen  genommen,  Zu- 
fall und  sollte  es  sein.  Verres  war,  schon  ehe  er  die  PrStar 
erhielt,  in  der  zweiten  Richterdecurie  gewesen,  er  hatte  dieses 
Amtes  halber  austreten  müssen:  als  er  aus  Sicilien  heimkehrte, 
war  er  wieder  in  seine  alte  Decurie  eingetreten.  Die  Anklage 
gegen  ihn  bewirkte,  dass  seine  Richterpflicht  einstweilen  ruhte; 
aber  wenn  er  freigesprochen  wurde,  musste  er  ihr  genügen. 
Dass  Cicero  die  Nummer  der  Decurie,  zu  welcher  V^erres  ge- 
hörte, wusste,  ist  nicht  wunderbar. 

Ueber    die  W^ahl    der  Decurie    für  den   einzelnen  Pn>ce^^ 
haben  wir  nur  mittelbare  und  deshalb  unsichere  Nachrichteu. 


a)  Cic.  in  Verr.  II,  31,  77  lUud  est  capitale,  iUud  fomidolosiim,  Ulud 
optimo  cuique  metuendam,  quod  iste,  si  ex  hoc  iudicio  aliqua  vi  se  eri* 
puerit^  in  iudicibns  sit  necesse  est,  seDtentiam  de  capite  civis  Romani  feiat 

b)  Cic.  in  Verr.  II,  32,  79  Haue  hominem  in  iudicum  numero  habe- 
mns?  hie  alteram  decuriam  senatoriam  iudex  obtinet?  hie  de  capite  libero 
indicabit?  hoic  iudicialis  tabella  committetor? 
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Indessen  dass  dieselbe  nicht  durch  das  Loos  erfolgen  konnte, 
ergiebt  sieh  leicht:  dadurch  wäre  keine  Gleichmässigkeit  in  der 
Vertheilung  der  Richterpflicht  erreicht  worden.  Parteilichkeit 
war  eben  so  gut  ausgeschlossen,  wenn  es  eine  bestimmte  Reihen- 
folge der  Decurien  gab  und  nach  dieser  Reihenfolge  die  Decurie 
fär  den  einzelnen  Process  bestimmt  wurde.  Zu  der  Stelle  Cice- 
ro«, welche  von  der  Auswahl  der  Richter  für  Verres'  Process 
handelt*),  haben  wir  die  Bemerkung  eines  Scholiasten ^) :  sie 
enthält  zwei  Theile,  welche  eine  doppelte  Erklärung  von  Ciceros 
Worten  geben  und  nur  äusserlich  zusammenhängen.^)  In  dem 
zweiten  Theile  derselben  heisst  es,  der  Senat  sei  in  Decurien 
abgetheilt  gewesen  und  der  Prätor  habe  eine  Decurie  gegeben, 
damit  aus  derselben  die  Geschworenen  von  den  Parteien  ver- 
worfen würden.  Der  Prätor  also  gab  die  Decurie  für  den  ein- 
zelnen Process.  Dies  ist  unvereinbar  mit  der  schon  widerlegten  ^) 
Ansicht,  dass  für  jedes  Verbrechen  eine  besondere  Decurie  jähr- 
lich bestimmt  worden  sei,  aber  ebenfalls  unpassend,  wenn  die 
Anweisung  der  Decurie  durch  das  Loos  geschah.  Denn  in  die- 
sem Falle  war  es  das  Loos,  welches  die  Decurie  bestimmte, 
nicht  der  Prätor.  Es  wäre  nur  wünschenswerth ,  der  Scholiast 
hätte  hinzugesetzt,  welcher  Prätor  die  Decurie  zu  geben  hatte. 
Es  war  entweder  derjenige,  welcher  den  Process  zu  leiten  hatte, 
oder  der  städtische  Prätor,  welcher  jährlich  die  nach  Decurien 
abgetbeilte  Richterliste  aufeusteUen  hatte.  An  den  ersten  kann 
man  indessen  nicht  denken.  Es  gab  sechs  mit  den  Schwurge- 
richten beschäftigte  Prätoren**)  und  zehn  Richterdecurien :  es 
wäre  die  höchste  Verwirrung  entstanden,  wenn  jene  sechs  Prä- 


a)  Uic.  in  Verr.  Act.  I,  6,  16. 

b)  Schol.  Oronov.  p.  392  Orell.  Nam  iudices  semper  sortiebantur  et 
^ititioue  focta  non  omnes  iadicabant,  sed  electio  fiebat  et  eüciebantur  ab 
utraque  parte  usque  ad  certum  numerum  imparem.  Hoc  ergo  dixit,  quod, 
ut  ex  Sorte  veri  iudices  venirent,  fortuna  feeit  populi  Romani,  in  reiectione 
v^o,  at  severi  non  reiicerentor,  mea  indostria  Per  decurias  erat  senatus 
diTisua;  onam  decoriam  pr.  dabat,  ut  ex  hac  iudices  reiicerentur.  Ergo 
fortona  quidem  populi  Romani  fecit,  ut  ea  decuria  daretur  a  pr.,  quae 
P^uuos  habuit  malos,  mea  autem  diligentia  fecit,  ut  meliores  eligerentur. 

.    c)  S.  oben  S.  100. 
d)  S.  Bd.  U,  1,  345. 
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toren,  jeder  fiir  sich,  eine  Decurie  ausgewählt  und  für  die  Ent-. 
Scheidung  eines  Processes  verwandt  hätten.  Nothwendiger  Weise 
musste  es  einen  einzigen  Beamten  geben,  der  allein  die  Ver- 
theilung  der  Decurien  auf  die  Processe  besorgte  und  dies  kann 
nur  der  städtische  Prätor  sein,  welchem  wir  auch  noch  später 
bei  der  Vertheilung  der  Richter  für  den  einzelnen  Process,  bei 
der  sogenannten  Nachloosung  begegnen.  Der  städtische  Prätor 
also  wies  die  Richterdecurie  an,  und  zwar  nicht  nach  dem  Loose, 
sondern  der  Nummer  der  Decurie  folgend  oder  sonst  die  CV 
Schäfte  der  einzelnen  Decurien  abwägend. 

Hier  kann  folgender  Einwand  gemacht  werden.  In  seiner 
Rede  für  Cluentius  erzählt  Cicero  die  Anklage,  und  Verurtheilung 
von  Oppianicus  und  seinen  Genossen  wegen  versucliten  Giftmor- 
des. Oppianicus  hatte  sich  mit  C.  Fabricius  und  dessen  Frei- 
gelassenen Scamander  verbunden,  um  A.  Cluentius  zu  ermorden. 
Als  der  Anschlag  entdeckt  war,  zog  Cluentius  zuerst  den  Frei- 
gelassenen, dann  Fabricius,  endlich  Oppianicus  selbst  vor  Gericlit. 
Es  waren  drei  Processe  wegen  Vergiftungsversuches  und  alle  drei 
wurden  vor  eben  denselben  Richtern  geführt»)  Hieraus  folgerte 
man,  die  Richter  seien  überhaupt  nicht  für  einen  einzelnen  Pro- 
cess bestimmt,  sondern  jeder  Decurie  für  das  ganze  Jahr  ihre 
qitcLestio  zugewiesen  werden.  Zur  Richtigkeit  dieses  Schlusses 
fehlt  der  Beweis  zweier  Sachen,  erstlich,  dass  Fabricius'  und 
Oppianicus'  Process  wirklich  nur  eben  derselben  Decurie  über- 
tragen wurde  wie  Scamanders  Process,  zweitens,  dass  andere 
Vergiffcungsprocesse  vor  dieser  Richterdecurie  verhandelt  wurden. 
Cicero  spricht  aber  nirgends  von  ein  und  derselben  Decurie, 
sondern  von  ein  und  denselben  Richtern:  die  Möglichkeit,  dass 
auch  nur  einige  Richter  bei  den  beiden  letzten  Processen  ter- 
schieden  gewesen  seien  von  denen  bei  dem  ersten,  deutet  er  nir- 
gend an:  ein  und   dieselben  hatten  Scamander  verurtheilt,  ein 


a)  Cic.  p.  Oluent.  20 ,  56  itaque  C.  Fabricium  reum  statim  fecit 
utiqae  ei  locus  primus  constitaeretiir,  propter  caasae  conianctionem  ilDp^ 
travit;  ibid.  22,  Ö9  Apud  eosdem  iudices  reos  (Oppianicos)  est  fectns  " 
ab  isdem  antem  iudicibas  —  locus  ei  primns  est  constitatos  —  aceosatos 
est  apud  eos ,  qui  Scamandrum ,  ministrum  Oppianici ,  C.  Fabricium,  coo- 
scium  maleficii,  condemnaraDt    Vergl.  §  61. 
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und  dieselben  Fabricius ;  sie  mussten  also  auch  Oppianicus  ver- 
urtheilen.  Mithin  handelte  es  sich  nicht  um  die  gleiche  Decurie, 
Sündern  am  das  gleiche  RichtercoUegium,  wie  es  aus  der  Decurie 
nacli  Verwerfung  durch  die  Parteien  gebildet  war.    Daraus  er- 
giebt  sich,  dass  die  Proc^sse  gegen  Fabricius  und  Oppianicus 
nicht  als  verschieden  von  dem  gegen  Scamander  anzusehen  sind, 
sondern  alle  drei  als  ein  und  derselbe  Process.  Dies  deutet  Ci- 
cero auch  an:  Clueutius,  sagt  er,  hätte  nach  Verurtheilung  von 
Scamander  sogleich  C.  Fabricius  angeklagt  und  wegen  des  Zu- 
sammenhanges der  Sache  mit  der  vorigen  erlangt,  dass  für  ihn 
die   nächste   Stelle    in  der  Reihenfolge  der  Processe   bestimmt 
wurde.    Wäre  es  ein  verschiedener  Process  gewesen,  so  wäre 
eine  unmittelbare  Verhandlung  gegen  Fabricius  nicht  nothwendig 
gewesen.  Wenn  eine  einzige  Decurie  alle  Processe  über  Giftmord 
entschied,  so  konnte  der  Termin  gegen  Fabricius  auch  in  belie- 
big späterer  Zeit  ohne  Schaden  angesetzt  werden.    Ebenso  äussert 
sich  Cicero   über  Oppianicus'  Process.    An  sich  wäre  es  nicht 
uöthig  gewesen ,  jene  drei  Anklagen  als  zusammengehörig  und 
nur  einen  einzigen  Process  bildend  zu  betrachten;  aber  Cluen- 
tius  wünschte  es  und  ersuchte  darum  den  Vorsitzenden  Beamten, 
der  ohne  Zweifel  nach  Befragung  seiner  Geschworenen  das  Ge- 
such bewilligte.    Der  städtische  Prätor,  welcher  die  Vertheilung 
der  Decurien  zu  besorgen  hatte,  wurde  nicht  angegangen.    Aller- 
dings wurde  durch  diesen  Beschluss  das  Recht  des  Angeklagten 
auf  Verwerfung   von  Richtern  gekürzt:  er  mag   sich  freiwillig 
dazu  verstanden  haben.     Dass  aber  in  einem  solchen  Verfahren 
keine  Unregelmässigkeit,  keine  Ungesetzlichkeit  lag,  beweist  Ci- 
ceros  Erzählung  von  den  Processen.    Er  erwähnt  die  vielfachen 
Angriffe,  welche  die  Urtheile  der  Geschworenen  erfuhren,  beson- 
ders durch  den  Volkstribunen  L.Quinctius');  aber  dass  der  ver- 
sitzende Beamte  in  diesem  Punkte  eigenmächtig  oder  ungesetz- 
lich gehandelt  habe,  deutet  er  nicht  an.    Es  hängt  also  die  An- 
beraumung des  ersten  möglichen  Termines  genau  damit  zusammen, 
dass  ein  und  dieselben  Richter  in  den  drei  Processen  entschie- 
den: hätte    das  Verfahren  in  den  beiden  letzten  wirklich  von 


a)  Man  sehe  Cic.  p.  Cluent.  38,  77  flgd. 
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vorne  angefaDgeo,  so  hätte  eine  andere  Ricbterdecurie  die  G^ 
sehworeneD  geliefert.^) 

Bis  zani  Cornelischen  Gesetze*)  wurde  das  Loos  nicht  zur 
Bestimmung  der  Geschworenen,  welche  in  einem  Processe  ent- 
scheiden sollten,  angewendet  Aus  den  Geschworenen,  welche 
eine  Partei  vorgeschlagen  hatte,  ver^'arf  die  Gegenpartei:  auf 
diese  Weise  fand  eine  Vereinbarung  der  Richter  statt  Im  Cor- 
nelischen Gesetze  dagegen  tritt  das  Loos  auf,  und  zwar  sowohl 
in  den  Processen  über  Amtsverbrechen ,  wie  in  denen  über  ge- 
meine Verbrechen.  Bei  den  letzteren  haben  wir  zwar  nur  tud 
einer  „Nachloosung'*  bestimmte  Kunde,  aber  sie  setzt  eine^Loo- 
sung'*  voraus.  Weder  bei  der  Vertheilung  der  Senatoren  in  die 
Decurien  bedurfte  es,  seit  diese  einmal  vorgenommen  war,  einer 
besonderen  Anwendung  des  Looses,  noch  bei  der  Anweisung 
einer  Decurie  für  den  einzelnen  Process.  Die  Auswahl  der  Rich- 
ter aus  der  Decurie  geschah  vermittelst  des  Looses. 

Cicero  wirft  in  seiner  Anklagerede  C.  Verres  vor,  er  habe 
die  Richter  bestechen  wollen.*»)  Verres  hatte  nach  seiner  Rück- 
kehr aus  der  Provinz  über  die  Bestechung  des  Gerichtshofes 
mit  einem  Unterhändler  einen  Vertrag  geschlossen  und  dieser 
Vertrag  wurde  gehalten  bis  zu  dem  Zeitpunkte ,  wo  die  Richter 
verworfen  wurden ;  nach  der  Verwerfung  der  Richter  wurde  er 
aus  zwei  Gründen  aufgekündigt,  erstlich  weil  die  Loosnng  nicht 
nach  Erwartung  des  Angeklagten  ausgefallen  war,  zweitens  weil 
der  Ankläger  bei  der  Verwerfung  der  Richter  grosse  Sorgsam- 
keit  gezeigt  hatte.  Cicero  erwähnt  also  die  Loosung  getrennt 
von  der  Verwerfung;  aber  durch  wie  viel  Zeit  beide  getrennt 
waren,  sagt  er  nicht  Einen  längeren  Zwischenraum  nahoi  man 
an,  indem  man  die  Loosung  auf  die  der  Decurien  bezog:  dnrth 


a)  S.  II,  2,  129. 

b)  Cic.  in  Verr.  Act  I,  6,  16  Sed  prius  ut  ab  initio  res  ab  eo  coosti- 
tuta  Bit  qnaeso,  cognoscite.  Ut  primum  e  provincia  redüt,  redemptio  est 
haioB  iodicii  facta  grandi  pecimia.  £a  maosit  in  condicione  atqae  pacto 
usque  ad  eom  finem ,  dum  iudices  reiecti  sunt  Posteaquam  reiectio  iodi- 
com  facta  est,  quod  et  in  sortitione  istios  spem  fortuna  populi  Rornani  et 
in  reUciendis  iudicibus  mea  diligentia  istorom  impudcntiam  viceiat,  reooo- 
tiata  est  tota  conductio. 
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(las  Loos  sei  diejenige  bestimmt  worden,  welche  die  Richter  ent- 
weder für  den  Proc^ss  oder  überhaupt  für  den  Gerichtshof  we- 
gen Erpressungen  auf  das  ganze  Jahr  liefern  sollte.^)    Beides 
ist,  wie  wir  erwiesen,  nicht  möglich ,  das  Letztere  schon  deshalb 
nicht,  weil,  wenn  auch  eine  Loosung  unter  den  Decurien  statt- 
fand, diese  dennoch  zu  Anfang  des  Jahres,  ehe  Verres  aus  der 
Provinz  zurückkam  und   ehe  die  Anklage  gegen  ihn  angeregt 
wurde,  geschah,  sie  also  nicht  mit  seiner  Hoffnung,  durch  die 
Bestechlichkeit  der  Richter  losgesprochen  zu  werden,  in  Verbin- 
dung gesetzt  werden   konnte.    Man  kann  aber  auch  aonehmen, 
dass  das  Loosen  mit  dem  Verwerfen  gewissermaasen  verbunden 
war  and  dass  Beides,  in  kurzem  Zwischenräume  oder  zusammen 
vorgenommen,   dazu  diente,  für  den  einzelnen  Process  die  Ge- 
schworenen aus  der  von  dem  städtischen  Prätor  angewiesenen 
Decurie  zu  gewinnen:   entweder  wurde  zuerst  durch  den  Vor- 
sitzenden Beamten  aus  der  Decurie  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Geschworenen  erloost  und  dann  nach  einiger  Zeit  aus  dieser  er- 
loosten  Anzahl  von  den  Parteien  die  Verwerfung  geübt,  oder  es 
wurden  zu   gleicher  Zeit  von  dem  Beamten  die  Geschworenen 
erloost  und  von  den  Parteien  die  missliebigen  verworfen.    Es 
richteten   in  Verres'  Processe  etwa   fünfzehn  Geschworene,   die 
ganze  Decurie   enthielt  über  vierzig  Namen:   um  diese  grosse 
Zahl  zu  vermindern,   konnten  sowohl  das  Loos  als  auch  Ver- 
werfung angewendet  werden.     Die  Bemerkung  des  Scholiasten 
zu  Ciceros  Worten^)  geht  auf  eine  genaue  Erklärung,  was  unter 
der  Loosung  zu  verstehen  sei,  nicht  ein.    Er  sagt,  „die  Richter 
hätten  immer  geloost'',  d.  h.  überall  wo  unter  ihnen  eine  Aus- 
wahl hätte  getroffen  werden  müssen,  sei  diese  durch  das  Loos 
geschehen,   ganz  richtig,  aber  eben  so  unbestimmt  wie  das  Fol- 
gende „nach  der  Loosung  hätte  die  Verwerfung  durch  die  Par- 
teien stattgefunden.''    Der  zweite  Theil  der  Anmerkung  erwähnt 
die  Decurien,  und  ist  in  Bezug  auf  die  Loosung  eben  so  unbe- 
stimmt wie  der  erste.    Das  Glück  des  Römischen  Volkes,    von 
dem  Cicero  spricht,  wird  darin  gesetzt,  dass  der  Prätor  eine 
Decurie,  in  der  wenige  schlechte  Mitglieder  waren,  gegeben  habe : 


a)  Sebol  Grooov.  p.  392,  dessen  Worte  wir  S.  107  angeführt  haben. 
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dies  kann  sieb  ebenfalls  auf  eine  aas  den  Mit^iedern  der  De- 
curie  gescbebene  Erloosung  beziehen.  Der  Scholiast  hatte  kein 
sicheres  Verständniss  von  Ciceros  Worten  und  stellte  Verschie- 
denartiges aus  seinen  Quellen  zusammen.  £r  sagt  indesseu 
nichts,  was  unserer  Auffassung  entgegenstände. 

Noch  von  einer  zweiten  Loosung  ist  bei  der  Auswahl  dt^r 
Geschworeneu  nach  dem  Comelischen  Gesetze  die  Rede,  der  S4>- 
genannten  Nachloosung  (subsortitio).  Wir  haben  über  sie  eine 
Nachricht  in  der  Erläuterung,  welche  der  falsche  Asconius  zu 
der  von  uns  angeführten  Stelle  Ciceros  giebt.*)  Ohne  die  Be- 
nutzung besonderer  Quellen  zu  verrathen,  liefert  er  eine  ver- 
ständige Erklärung  des  Loosens  und  Verwerfend  der  Richter, 
die  Nachloosung  aber  erklärt  er  als  die  Loosung  an  Stelle  der 
von  den  Parteien  verworfenen  Richter,  um  die  gesetzliche  Zahl 
derselben  wieder  voll  zu  machen.  Diese  Erklärung,  so  sehr  sie 
dem  Wesen  des  Schwurgerichtes  widerspricht,  wurde  ehemals 
als  auf  Ueberlieferung  beruhend  angenommen  ^) :  seit  man  die 
UnZuverlässigkeit  jenes  sogenannten  Asconius  erkannt,  wird  sie 
allgemein  verworfen.  Wir  kennen  zwei  Fälle,  in  denen  eine 
Nachloosung  stattfand:  wenngleich  dieselbe  überhaupt  nur  eine 
Ausnahmsmassregel  sein  sollte,  wollen. wir  doch  den  einen  deo 
ordentlichen,  den  andern  den  ausserordentlichen  nennen.  Von 
dem  ersten  Falle  haben  wir  zwei  Beispiele,  welche  nur  wenig 
von  einander  verschieden  sind.  Das  erste  findet  sich  in  dem 
Junianischen  Processe.  G.  Junius  war  der  Vorsteher  des  Ge- 
richtes, in  welchem  Oppianicus  wegen  versuchten  Giftmordes 
verurtheilt  wurde:  er  wurde  nach  Verurtheilung  des  Angeklagten 
selber  angeklagt  und  mit  einer  Geldstrafe  belegt,  aus  den  un- 
bedeutendsten und  schwächsten  Gründen,  wie  Cicero  in  seiner 
Rede  für  Cluentius  sagt*"),  wegen  deren  er  gar  nicht  hätte  vor 
Gericht  gestellt  werden  müssen.  Unter  den  Anklagegranden 
war  der  eine,  „er  hätte  nicht  gesetzlich  Richter  nacherloost'*) 


a)  PBeudo-Ascon.  ad  Cic.  in  Verr.  Act  I,  6  p.  131  Oiell.;  ad  lib.  I,  6i 
p.  201  OreU. 

b)  Cic.  p.  Gluent  33,  91   His  de  causis   0.  lunios  oondemnatos  est, 
levissimis  et  infirmissimis,  quas  omnino  in  iudiciam  afierri  non  opoHuit. 

c)  Cic.  p.  Cluent.  35,  96  Ab  illo  enim,  sive  quod  in  legem  non  ioms^ 
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Hieraas  ergieb^  sieb,  dass  zuweilen  eine  Nachloosnog  stattfand, 
dass  dieselbe  aber,  um  gesetzlich  zu  sein,  auf  bestimmte  Weise 
geschehen  musste.    Welches  diese  gesetzliche  Weise  war,  dar- 
über giebt  Cicero  an  einer  anderen  Stelle»)  eine  Andeutung:  er 
sagt,  Junius  sei  um  Geld  gestraft  worden,  weil  der  städtische 
Prätor  C.  Verres  seine  Nachloosung  nicht  in  dem  Schriftstücke, 
das  mit  Correcturen   vorgezeigt  wurde,    hatte.     Der  städtische 
Prätor  musste  also  gesetzlich  die  Nachloosung  in  seinen  Buchern 
haben,  und  dies  ist  nur  denkbar,  wenn  er  sie  entweder  selbst 
vorzunehmen  oder  doch  zu  gestatten  hatte.    Eigenmächtig  durfte 
sie  der  Vorsteher  eines  Gerichtshofes  nicht  vornehmen  und  es 
kaon  dabei  keinen  Unterschied  gemacht  haben,  ob  derselbe  wirk- 
lich Prätor  oder  nur  stellvertretender  Vorsitzender,   sogenannter 
utdea:  quaestionisj  war.    Denn  sonst  würde  Cicero  bemerkt  ha- 
ben, dass  Junius,  weil  er  nicht  Prätor  war,  die  Nachloosung 
nicht  selbständig  hätte  vornehmen  dürfen.^)    Als  Eigenthümlich- 
keit  der  Nachloosung  erkennt  man  hieraus,  dass  sie  sich  auf 
die  Bildung  des  RichtercoUegiums,  wie  es  vor  der  Verwerfung 
durch  die  Parteien  bestand,  bezog.   Sulla  konnte  dem  städtischen 
Prätor  die  Pflicht  auferlegen,  jedem  Gerichtshofe  im  Allgemeinen 
eine  Abtbeilung  von  Geschworenen,   aus  denen   die  Einsetzung 
des  Schwurgerichtes  zu  bewirken  sei,  anzuweisen*»);  aber  bei 
der  Menge  der  Gerichtshöfe  konnte  ein  einziger  Prätor  unmög- 
lich die  Bildung  der  Schwurgerichte  besorgen.    Dies   wird  be- 
stätigt durch  eine  andere   Stelle  Ciceros,  welche  noch  weitere 
Aufklärung  über  Junius'    ungesetzliches    Verfahren   giebt.     Zu 
jenen  Richtern,  welche  durch  Nachloosung  in  das  Schwurgericht 
über  Oppianicus  gekommen  waren,  gehörte  C.  Fidiculanius  Fal- 


sive  qnod  e  lege  subsortitus  iadices  non  esset,  muita  petita  esse  dicitur; 
34,  92  Si  ex  lege  sabsortitus  non  erat  lonios  aut  si  in  aliquam  legem  ali- 
quaodo  noD  iuraverat,  idcirco  illius  damDatione  aliquid  de  Cluentio  iudi- 
cabator? 

a)  Gic.  p.  Gluent.  33,  91  Multam  petivit.  Qua  lege?  Quod  in  legem 
non  inrasset  —  et  quod  C.  Verres,  praetor  urbanus,  homo  sanctus  et  dili- 
gens,  Bubsortitionem  eins  in  eo  codice  non  haberet,  qui  tum  interlitus  pro- 
ferebatur. 

b)  Vergl.  oben  S.  107. 
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IV. 
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cnla :  seine  Nachwahl  hatte  erst  kurz  vor  dem  Schlosse  des  Ptch 
cesses  stattgefunden  und  er  hatte  nur  wenige  Tage  als  Richter 
gesessen.*)     Der  Anklagegrund  gegen  ihn  war  aber,  y,er  hätte 
nicht,  als  seine  Decurie  an  der  Reihe  war,  Und  nicht  nach  dem 
Gesetze  als  Richter  gesessen."*»)    Er  gehörte  also  zu  einer  an- 
deren Richterdecurie  als  diejenige  war,  welche  über  Oppianicus 
zu  entscheiden  hatte,   und  die  Nachloosung,   vermöge  deren  er 
Richter  wurde,   war  nicht  gesetzlich  gewesen.    Gesetzlich  wäre 
sie  gewesen,  wie  man  aus  UDserer  früheren  Darstellung  ersieht, 
wenn  der  Vorsitzende  des  Gerichtshofes  C.  Junius  sich  an  den 
städtischen  Prätor  gewendet  und   dieser  seine  Erlaubniss  da^a 
gegeben,  die  Mitglieder  einer  anderen  Decurie  zu  Oppianicus 
Processe  heranzuziehen,  auch  die  in  Folge  der  Nachloosung  ge- 
wonnenen Richter  aus  einer  fremden  Decurie  in  seinen  Büchern 
gehabt  hätte.    Dass  die  Nachloosung  selbst  während  der  eigent- 
lichen Führung   des  Processes  geschah,  war  nicht  ungesetzlich. 
Mithin,   wenn  nach  Einsetzung  des  RichtercoUegiums,  während 
schon   der  Process  geführt  wurde,   durch  irgend  eine  zufillige 
Ursache,   wie  Krankheit,   plötzlichen  Staatsdienst,    Richter  aas- 
traten, so  wurden  die  Lücken  durch  Nachloosung  ausgefüllt  und 
zwar,  wenn  die  eigene  Decurie  nicht  ausreichte,  aus  einer  frem- 
den Decurie.    Zu  diesem  Behufe   wendete  sich  der  Vorsitzende 
des  Gerichtshofes  an  den  städtischen  Prätor,  der,  weil  er  über- 
haupt die  Decurien  vertheilte,  ihm  eine  anwies,  um  sich  daraus 
Ergänzungsgeschworene  zu  erloosen.     Wurde  der  städtische  Pr&- 
tor  nicht  befragt  und  hatte  derselbe  deshalb  in  seinen  Acten 
nicht  den  Nachweis  der  erlaubten  Nachloosung  und  die  Namen 
der  Erloosten,  so  fand  ein  Formfehler  statt,  den  Cicero  zwar 
für  unbedeutend  erklärt,  der  aber  doch  eine  Geldstrafe  sowohl 
des  Vorsitzenden   als   des  Ergänzungsgeschworenen    zur  Folge 
haben  konnte.    In  Oppianicus'  Processe  scheinen  mehrere  Ergän- 
zongsgeschworene  von  G.  Junius  erloost  worden  zu  sein :  wenig- 


a)  Oic.  p.  Glaent.  37,  103  Dixitne  tandem  causam  C.  Fidiaüanhis 
Falcola,  qui  Oppianicum  condemnarat,  cum  praesertim,  id  quod  fuit  in  illo 
iudicio  invidiosissimum,  pauoos  dies  ex  subsortitione  sedisset? 

b)  Gic.  ibid.  Uno  iadicio  multa  est  ab  eo  petita,  sicut  ab  lunio,  quod 
Don  suae  decuriae  muuere  neque  ex  lege  sedisset 
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8teD8  spridit  Cicero  an  anderen  Stellen  in  der  Mehrheit*) :  an- 
geklagt wurde  nor  jener  C.  Falcula,  vielleicht  weil  man  nach 
seiner  Freisprechung  die  Anklage  der  Anderen  für  erfolglos  an- 
sah. So  also  stellt  Cicero  in  seiner  Rede  für  Cluentius  das  Ver- 
fahren bei  der  Nachloosung  in  Oppianicus'  Processe  dar :  in  der 
Rede  gegen  Verres  wünscht  er  diesen  als  Verbrecher  auch  in 
diesem  Processe  hinzustellen.  Er  deutet  an^),  Verres  als  städti- 
scher Prätor  sei'  wirklich  von  C.  Junius  um  die  Nachloosung  an- 
gegaugen  worden,  habe  auch  die  Namen  der  erloosten  Richter 
in  seinen  Büchern  gehabt;  aber  als  er  den  Zorn  des  Volkes 
über  G.  Junius  und  die  Bestechlichkeit  seiner  Richter  gesehen, 
habe  er  seine  Mitwirkung  abgeleugnet,  seine  Bücher  durch  sei- 
nen Schreiber  fälschen  lassen  und  so  die  Verurtheilung  von  Ju- 
nius herbeigeführt.  Ueber  die  Nachwahl  ergiebt  sich  aus  dieser 
Darstellung  nichts  Neues. 

Das  zweite  Beispiel  einer  Nachloosung  wird  als  möglich 
erwähnt  von  Cicero  in  Verres'  Processe.  Er  sagt*),  eine  Nach- 
wahl, wie  in  Junius'  Processe,  habe  Verres  auch  in  seinem  eige- 
nen Processe  herbeiführen  wollen,  um  dadurch  alle  strengen  und 
zuverlässigen  Geschworenen  dem  Ankläger  möglichst  zu  ent- 
ziehen. Q.  Curtius,  Verres'  Freund  und  Genosse,  war  Vor- 
sitzender eines  Gerichtshofes.  Welches  Gerichtshofes,  wird  nicht 
gesagt;  aber  sicherlich  hatte  er  nichts  mit  dem  Processe  wegen 
Erpressung  gegen  Verres  zu  thun.  Curtius  also  erklärte,  die  ihm 
für  seinen  Process  zugewiesene  Richterdecurie  reiche  nicht  aus 
and  er  wünsche  deshalb  aus  der  für  Verres'  Process  bestimmten 
Decurie  eine  Nachloosung  zu  halten.    Hiergegen  sprach  Cicero. 


a)  CIc.  in  Yen*.  Act  I,  13,  39  inventi  sunt  senatores,  qai  G.  Verre 
praetore  urbano  sortiente  exirent  in  eam  reom,  quem  incogDita  causa  cod- 
demnarent;  id.  in  Verr.  1,  61,  157  Nam  de  sabsoiütione  illa  luniaaa  iudi- 
cum  nihil  dico.    VergL  p.  Caec.  10,  29. 

b)  Cic.  in  Verr.  I,  61,  157.    Vergl.  Act.  I,  18,  39. 

c)  Gic  in  Verr.  1,  61, 158  Biusmodi  subsortitionem  homo  amenÜBsimus 
suorum  quoque  iudicum  fore  putavit  per  sodalem  suum,  Q.  Gurtium,  iudi- 
cem  qoaestionis :  cni  ego  nisi  vi  populi  et  hominum  clamore  atque  coDvicio 
restitissem,  ex  hac  decuria  vestra,  cuius  mihi  copiam  quam  largissimam 
factam  oportebat,  erepta  esset  &cultas  eorum,  qaos  cum  iste  annuerat,  in 
suom  coDsilium  sine  causa  subsortiebatur. 

8* 
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An  welchem  Punkte  des  von  ihm  geleiteten  Processes  Gortias 
die  Nachloosong  vornehmen  wollte,  weiss  man  nicht;  vielleicht, 
eben  so  wie  G.  Junius,  um  sein  schon  festgestelltes,  aber  durch 
Zufall  i;nvollständig  gewordenes  RichtercoUegium  zu  ergänzen. 
In  Verres'  Processe  war  zwar  die  Richterdecurie,  aus  welcher  die 
Geschworenen  gewählt  werden  sollten,  bestimmt,  die  Wahl  selbst 
aber  noch  nicht  vorgenommen  worden.  Die  Verhandlung  über 
die  Nachloosung  fand  auf  dem  Markte  statt,  als  Gurtius  von 
dem  städtischen  Prätor  die  Erlaubniss  zu  derselben  verlangte. 
Gicero  sprach  dagegen,  bewies,  dass  keine  Veranlassung  dazu 
vorhanden  sei,  dass  z.  B.  Geschworene,  welche  Gurtius  eot- 
schuldigen  wollte,  zum  Richteramte  herangezogen  werden  müss* 
ten:  er  setzte,  unterstützt  von  dem  Geschrei  der  zuhörenden 
Volksmenge,  seinen  Widerspruch  durch  und  erlangte  damit  die 
Möglichkeit,  die  Verloosung  der  Richter  aus  der  ganzen,  ihm 
zugewiesenen  Decurie  vornehmen  zu  können.^) 

Den  dritten,  uns  bekannten  Fall,  wo  eine  Nachloosung  häUe 
stattfinden  können,  nennen  wir  einen  ausserordentlichen,  weil 
er  eintreten  sollte,  wenn  ein  Process  sich  in  das  nächstfolgende 
Jahr  hinausschob.  Gicero  erzählt ,  wenn  es  Verres  gelänge,  die 
Entscheidung  bis  in  das  nächste  Jahr  hinauszuziehen,  würde  ein 
grosser  Theil  der  Richter  Aemter  bekleiden  und  deshalb  aas- 
treten.*) An  ihre  Stelle  war  dann,  wie  er  andeutet,  eine  Nach- 
loosung nöthig.'')  Die  Geschworenen  wurden,  wie  schon  be- 
merkt, bis  zur  Beendigung  des  Processes  erwählt,  ohne  Rücksicht 
auf  die  Dauer  desselben.  Trat  also  während  desselben  der  Jah- 
resschluss  ein,  so  schieden  die  durch  den  Wechsel  der  Aemter 
zum  Richten  unfähig  gewordenen  aus  und  an  ihre  Stelle  wurden 
neue  durch  eine  Nachloosung,  ohne  Zweifel  aus  einer  von  dem 
städtischen  Prätor  angewiesenen  Decurie  erwählt  Nachloosong 
also  heisst,  wie  alle  uns  überlieferten  Fälle  beweisen,  nicht  eine 
zur  Ergänzung  einer  früheren  Loosung  geschehene  neue  Loosong, 
sondern  eine  Loosung  zur  Ergänzung  eines  gesetzlich  festgestellt 


a)  YergL  oben  S.  96. 

b)  Cic.  in  Yen*.  Act  I,  10,  30  Sabsortiemar  etiam   in  M.  Metelii  h- 
cum,  quouiaiu  is  huic  ipsi  quaestioni  praefutuiiis  est. 
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ten  Richtercollegiums.  Wenn  die  nrsprüDgliche  Loosung  und 
die  Verwerfung  durch  die  Parteien  stattgefunden  bat,  dann  kann 
erforderlichen  Falles  eine  Nachloosung  eintreten,  bei  der  natür- 
lich wiederum  eine  Verwerfung  möglich  ist. 

Siebentes  Capitel. 

Recht  der  Terwerftmg  der  durch  das  Loos  erwftblteii  Richter,  verschieden 
bei  Sesatoren  und  Personen  anderen  Standes.  Terschiedene  Fragen  dabei. 
Zahl  der  das  ürtheil  sprechenden  Richter,  geringer  in  Processen  über 
AotsTerbrechen  als  in  denen  über  gemeine  Terbrechen.  Die  Zahl  der 
Geschworenen  im  Allgemeinen  nnbestimmt,  anch  keine  gesetzliche  Roth* 
veadigkeit  für  die  Anwesenheit  derselben.  Reihenfblge  der  Processe. 
Dauer  derselben.  Comperendinatio  nnd  ampliatio  nach  dem  Cornelischen 
(resetze,  Jene  bei  Processen  über  Amtsverbrechen ,  diese  bei  denen  über 
gemeine  Terbrechen.  Terschiedenheit  der  Abstimmnng  in  den  beiden 
(rrnppen  der  Processe:  StimmenverhAltniss  in  Oppianicns'  Processe.  Die 
Abstimmnng  bei  Amtsverbrechen  geheim,  bei  anderen  Terbrechen  geheim 

oder  blflentlich. 

Wenn  die  Richter  aus  der  für  den  Process  bestimmten  De- 
earie  erlesen  waren,  folgte  entweder  nach  einiger  Zeit  oder  un- 
mittelbar die  Verwerfung  (reiectio)  durch  die  Parteien.  Wo  Ci- 
cero davon  spricht,  dass  Verres,  von  der  Anklage  freigesprochen, 
unter  die  Geschworenen  wieder  eintreten  werde,  erklärt  er»), 
das  Römische  Volk  wolle  ihn  nicht  als  Richter  haben :  er  möchte 
immerhin  Senator  sein,  auch  über  Senatoren  als  Geschworener 
zu  Gericht  sitzen;  aber  die  Leute,  welche  dem  Senatorenstande 
nicht  angehörten,  die  nach  den  Cornelischen  Gesetzen  nicht  mehr 
als  drei  Richter  verwerfen  durften,  wollten  solchen  Verbrecher 
nicht  zum  Richter  über  sich   haben.    Also  Leute  nichtsenatori- 


a)  Cic  in  Yerr.  II,  31,  77  Hoc  populus  Romanus  recnsat,  hoc  ferre 
DOD  potest:  clamat  permittitque  vobis  ut,  si  istis  hominibus  delectemiDi,  si 
ex  isto  genere  splendorem  ordini  atque  omameiituin  curiae  constituere 
velitis,  habeatis  sane  istuin  vobiscum  scDatorem:  etiam  de  vobis  indicem, 
si  vultis,  habeatis:  de  se  homines,  qui  extra  istnm  ordiDcm  sunt,  quibos 
ne  reiiciendi  quidem  amplius  quam  trium  iudicum  praeclarae  leges  Cor- 
neliae  faciont  potestatem,  buDC  hominem  tam  cradelem,  tarn  sceleratum, 
tain  nefarium  solnnt  iudicare. 
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scheD  Standes  durften  nur  drei  Geschworene  verwerfen.  Diese 
Nachricht  ist  mangelhaft.  Es  fragt  sich,  wie  viele  Geschworene 
durften  Senatoren  verwerfen,  hatten  der  Ankläger  und  der  An- 
geklagte gleiches  Recht,  femer,  wie  wurde  es  gebalten,  wenn 
Ankläger  und  Angeklagter  verschiedenen  Standes  waren,  endlieh 
galt  jene  Bestimmung  für  alle  Schwurgerichte  oder  nur  für  das 
über  Erpressungen,  bei  dem  sie  Cicero  erwähnt?  Die  letzte 
Frage  ist  unbedenklich  dahin  zu  entscheiden,  dass  die  Bestim- 
mung für  alle  Schwurgerichte  galt.  Ich  lege  kein  Gewicht  dar- 
auf, dass  Cicero  von  Cornelischen  Gesetzen  in  der  Mehrheit 
spricht.  Sie  bezieht  sich  auf  die  verschiedenen,  jene  Bestimmung 
ausführenden,  Anordnungen.*)  Es  lässt  sich  kein  Grund  far 
eine  solche  Verschiedenheit  zwischen  dem  Schwurgerichte  über 
Erpressungen  und  den  übrigen  denken.  Sodann  gehörte  der 
Process  über  Erpressung  zu  den  Processen  über  Amtsverbrecben, 
welche  nach  den  alten  vor  Sulla  gegebenen  Gesetzen  geführt 
vmrden :  er  bezog  sich  nur  auf  senatorische  Beamte  und  Sena- 
toren. Wenn  also  Sulla  über  das  Verwerfungsrecht  der  Nicht- 
senatoren  handelte ,  so  bezog  er  es  nothwendiger  Weise  auf  die 
von  ihm  gegründeten  Schwurgerichte  über  gemeine  Verbrechen 
und  wenn  die  Bestimmung  für  eines  von  diesen  Schwurgerichten 
galt,  sieht  man  nicht  ein,  weshalb  sie  nicht  für  alle  gegolten 
haben  soll.  Mithin  ist,  was  Cicero  allgemein  ausgesprochen  hat 
auch  allgemein  von  allen  Schwurgerichten  zu  verstehen.  Eher 
könnte  man  denken,  Sulla  habe  nach  den  zwei  verschiedenen 
Gruppen  von  Schwurgerichten,  die  er  bildete,  denen  überAmts- 
vecbrechen  und  denen  über  gemeine  Verbrechen,  jene  verschie- 
denen Bestimmungen  über  das  Verwerfungsrecht  getroffen,  habe 
also  bei  gemeinen  Verbrechen  nur  drei  Geschworene  zu  verwer- 
fen erlaubt,  bei  Amtsverbrechen  dagegen  mehr.  Dies  würde 
nicht  ohne  Bedeutung  gewesen  sein,  wenn  ein  Senator  z.  B.  we- 
gen Staatsdiebstahls  angeklagt  wurde;  dennoch  halte  ich  es  nicht 
für  wahrscheinlich.  Denn  die  Absicht  der  Bestimmung  war 
nicht,  wie  man  ^)  ehemals  annahm ,  die,  für  den  guten  Ruf  der 
Senatoren  zu  sorgen,  sondern  vielmehr  die,  in  den  Entseheidus- 


a)  Vergl.  oben  S.  31. 
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gen  UDparteilichkeit  herbeizuführen:  ein  Senator  musste  unter 
Senatoren  mehr  Verbindungen  sowohl  freundlicher  als  feindlicher 
Beziehung  haben  als  ein  Römischer  Ritter  oder  Personen  aus 
der  Plebs.  Die  Bevorzugung  der  Senatoren  war  also  nicht  un- 
billig, sie  bestand  indessen  nicht  länger  als  die  Cornelischen 
Gesetze:  dies  beweist  die  Ironie,  mit  welcher  Cicero  von  der- 
selben spricht  Dadurch  finden  zwei  von  uns  aufgestellte  Fra- 
gen ihre  Beantwortung.  Der  Ankläger  und  der  Angeklagte  hatr 
ten  nur  gleiches  Recht,  wenn  sie  gleichen  Standes  waren :  waren 
sie  verschiedenen  Standes,  so  folgte  Jeder,  mochte  er  anklagen 
oder  angeklagt  werden ,  dem  für  seinen  Stand  vorgeschriebenen 
Rechte.  Die  Frage,  wie  viele  Geschworene  ein  Senator  verwer- 
fen durfte,  kann  nicht  bestimmt  beantwortet  werden.  In  dem 
Processe  gegen  Verres  kennen  wir  nur  einen  Geschworenen,  den 
Cicero  verworfen  hat,  nämlich  M.  Lucretius,  dagegen  sechs, 
welche  Verres  verwarf,  P.  Galba,  Sex.  Peducaeus,  Q.  Considius, 
Q.  Junius,  C.  Cassius  und  P.  Gervius.*)  So  viele  also  durfte 
ein  Senator  wenigstens  verwerfen,  vielleicht  gerade  so  viele.^) 
Ein  unbeschränktes  Verwerfungsrecht,  wie  es  auch  angenommen 
worden  ist,  ist  ein  Unding.  Die  Ordnung  im  Verwerfen,  ob 
zuerst  der  Ankläger  oder  der  Angeklagte  sein  Recht  übte,  ist 
nicht  ganz  sicher.  Ein  Scholiast  Ciceros'')  erklärt  sich  für  die 
erstere  Reihenfolge;  aber  in  dem  Acilischen  Gesetze  scheint  die 
umgekehrte  Ordnung  geherrscht  zu  haben  <^)  und  dafQr  spricht 
auch  Cicero.  Er  sagt"^),  Verres  habe  die  tüchtigen  Richter  ver- 
worfen, dagegen  M.  Lucretius  beibehalten.  Solchen  Schimpf 
durfte  Cicero  einem  Richter,  dessen  Urtheil  er  zu  furchten  hatte, 


a)  Oic.  in  Verr.  1,  7,  18  (Verres)  cum  P.  Galbam  iudicem  reiecisset, 
IL  Lacretium  retinuit  et  cum  eins  patronus  ex  eo  quaereret,  cur  suos  fa- 
miliarissimos,  Sex.  Peducaeum,  Q.  Considium,  Q.  lunium  reiici  passus  esset, 
respondit,  quod  eos  in  iudicando  nimium  sui  iuris  senteutiaeque  cognosce- 
ret;  id.  III,  41,  97  (G.  Gassium)  tu  in  hac  causa  testem,  Verres,  babebis, 
qooniam  iudicem  ne  haberes  providisti;  id.  V,  44,  114  P.  Gervium  —  qui 
quia  legatus  isto  praetore  in  Sicilia  fnit,  primus  ab  isto  iudex  reiectus  est. 

b)  Schol.  Gronov.  ad  Gic.  in  Verr.  Act  I,  3,  10  p.  809  In  reiectione 
aatem  prior  accnsator  reiiciebat,  et  sie  defensor  vel  reus. 

c)  S.  Bd.  II,  1,  IdO. 

d)  Gic.  in  Verr.  I,  7,  18  an  der  so  eben  angefahrten  SteUe. 
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nicht  anthuD :  folglich  hat  er  ihn  später  selbst  verworfen,  mithin 
sein  Recht  nach  Verres  geübt 

Ueber  die  Zahl  der  Geschworenen,  welche  nach  geschehener 
Verwerfung  in  dem  einzelnen  Processe  das  Urtheil  sprachen, 
herscht  Meinungsverschiedenheit  und  die  Zeugnisse  selbst  sind 
einander  scheinbar  widersprechend.  Es  gab  bei  dem  Römischen 
Schwurgerichte  keine  durch  das  Herkommen  geheiligte  Zahl  von 
Geschworenen:  dies  folgt  schon  ans  dem  Ursprange  desselben, 
der  nicht  in  die  alten  Zeiten  des  Staates  hinaufreicht,  sondero 
sich  aus  den  künstlichen  Massregeln  einer  die  Zweckmässigkeit 
erstrebenden  Politik  herschreibt  Nach  dem  Calpnmischen  Ge- 
setze bestand  das  Schwurj^ericht  aus  wenigen  Senatoren  ungera- 
der Zahl,  seit  der  Ritterstand  die  Riditerpflicht  hatte,  aus  emer 
grossen,  aber  geraden  Zahl,  in  späterer  Zeit  kommen  verschie- 
dene, bald  gerade,  bald  ungerade  Zahlen  vor.  Nach  Sullas  Ge- 
setze musste  die  Zahl  eine  verhältnissmässig  kleine  sein.  Der 
Scholiast  Ciceros  bemerkt  allgemein*),  es  sei  eine  bestimmte  und 
ungerade  Zahl  gewesen.  Beides  ist  unrichtig:  eine  angerade 
Zahl  ist  überhaupt  von  der  Römischen  Sitte  nicht  als  nothwendig 
anerkannt  und  eine  einzige  Zahl  für  alle  Processe  findet  sich 
nach  Sullas  Gesetze  nicht  Wir  haben  darüber  zwei  Angaben. 
In  Oppianicus'  Processe,  der  im  Jahre  74  v.  Chr.  wegen  Gift- 
mordes angeklagt  wurde,  waren  es  32  Geschworene,  weldie  das 
Urtheil  fällen  sollten.*»)  In  Verres'  Processe  zählt  Cicero  acht 
Geschworene  auf,  welche  bei  einer  Verschiebung  des  Processes 
auf  das  folgende  Jahr  austreten  würden,  und  fugt  hinzu,  es 
werde  so  bei  dem  Jahreswechsel  eine  Aenderang  „£ast  des  gan- 
zen Richtercollegiums''  stattfinden.^)  Dieser  Ausdruck  ist  un- 
möglich, wenn  die  Zahl  der  Geschworenen  eben  so  gross  war 
wie  bei  Oppianicus'  Processe.    Etwas  mochte  Cicero  als  Anwalt 


a)  Schol.   Gronov.    p.  392  Grell.,   dessen  Worte   oben   S.  107  ange- 
fahrt sind. 

b)  Cic.  p.  Cluent  27,  74  In  consilium  erant  ituri  iudices  XXXII,  seo- 
tentiis  XVI  abaolatio  confici  poterat    Yergl.  oben  S.  104. 

c)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  10,  30  Ita  secundum  Kai.  Jan.  et  praetore  et 
prope  tote  conBilio  comumtato.    Vergl.  oben  S.  96. 
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übertreiben,  und  deshalb  spricht  er  anderswo*)  nur  ^von  einer 
grossen  Zahl''  der  Richter,  welche  am  ersten  Januar  ausschei- 
den wurden.  Dennoch  kann  auch  bei  einer  Uebertreibung  der 
vierte  Theil  der  Richter  nicht  beinahe  das  ganze  CoUeginm 
beissen.  Nun  nennt  Cicero  ausserdem  noch  fünf  Richter,  P.  Ser- 
vilius*»),  Q.  Titinius^),  Q.  Catulus**),  C.  Marcellus®),  L.  Octavins 
ßolbas. ')  Dreizehn  Geschworene  waren  es  also  wenigstens  and 
mit  Recht  bemerkt  man,  es  könnten  nicht  eben  viel  mehr  gewe- 
sen sein,  da  Cicero  die  Gelegenheit  suche,  die  Richter  des  Pro- 
cessen namhaft  zu  machen.  Wahrscheinlich  waren  es  fnnfeehn 
oder  sechzehn,  sicherlich  viel  weniger  als  in  Oppianicus'  Pro- 
cesse.**) 

Hierin  liegt  ein  Widersprach.  Er  löst  sich  dadurch,  dass 
Oppiaoicns'  Process  über  ein  gemeines  Verbrechen,  Verres'  An- 
klage wegen  eines  Amtsverbrechens  stattfand.  Wir  haben  schon 
früher  auf  den  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Gruppen  von 
Verbrechen  seit  Sullas  Gesetzgebung  aufmerksam  gemacht:  wir 
werden  noch  einen  anderen  Unterschied  im  Verfahren  finden, 
welcher  sich  nur  auf  diese  ihrer  Natur  nach  getrennten  Classen 
von  Verbrechen  zurückführen  lässt.  Wenn  aber  die  Zahl  der 
Geschworenen  bei  Amtsverbrechen  anders  war  als  bei  gemeinen 
Verbrechen ,  so  musste  sie  bei  jenen  kleiner  sein.  Denn  erst- 
lich, wie  Senatoren  überhaupt  mehr  Richter  verwerfen  durften 
als  NichtSenatoren,  ebenso  war  es  billig,  dass  das  Loos  bei  jenen 
mehr  Spielraum  hatte  als  bei  diesen.  Zweitens  werden  wir 
später  erweisen ,  dass  bei  jenen  die  Abstimmung  der  Geschwo- 
renen anders  war  als  bei  diesen  und  eine  geringere  Zahl  ver- 
langte. Dass  die  bei  Verres^  Processe  angegebene  Zahl  sich  nur 
auf  das  Verfahren  bei  Erpressungen  bezog,  ist  nicht  wahrschein- 


a)  Gic.  in  Verr.  I,  11,  90  deinde  ita  tempuB  duceretur,  ut  a  M.'  Gla- 
brione  praetore  et  a  magna  parte  herum  iudicnm  ad  praetorem  alium  iu- 
dicesque  alios  veniremas. 

b)  Cic.  in  Verr.  I,  21,  56. 

c)  Cic.  in  Verr.  I,  49,  128. 

d)  Cic.  in  Verr.  IV,  31,  69. 

e)  Cic  in  Verr.  IV,  42,  90. 

f)  Cic.  ibid.  II,  12,  31. 
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lieh.  Mochte  Siilla  auch*)  keiu  besonderes  Gesetz  über£rpre$* 
suDg  gebeu,  so  musste  er  doch  das  Verfahren  dabei  mit  dem  bei 
anderen  Verbrechen  in  £inklang  bringen. 

Also  eine  bestimmte,  vom  Gesetze  vorgeschriebene  Zahl  yud 
Geschworenen,  gab  es.  Aber  von  der  Aengstlichkeit ,  mit  der 
man  im  heutigen  Rechte  darüber  wacht,  dass  alle  diese  Ge- 
schworeneu den  Verhandlungen  vollständig  beiwohnen  und  ibr 
Urtheil  fällen,  war  man  bei  den  Römern  weit  entfernt  Schon 
im  Acilischen  Gesetze  begegnet  uns,  wo  von  dem  Fälleu  des 
Urtheils  die  Rede  ist,  der  Ausdruck :  wenn  zwei  Drittel  der  an- 
wesenden Richter  schlüssig  geworden  wären.**)  Jetzt  würde  mao 
von  zwei  Dritteln  der  gesetzlich  erwählten  Richter  sprechen,  weil 
man  voraussetzt,  dass  alle  Geschworenen,  welche  das  Urtheil 
fällen  sollen,  es  auch  müssen.  Auch  bei  den  Römern  hatte  der 
Vorsitzende  ohne  Zweifel  die  Macht,  jeden  Richter  zur  AnweseD- 
heit  und  zum  Fällen  das  Urtheils  zu  zwingen,  er  scheint  es  aber 
nicht  gethan  zu  haben.  Cicero  erzählf")  von  den  Vorgängeo 
beim  letzten  Termine  in  Oppianicus'  Processe,  in  dem  es  zoid 
Sprechen  des  Urtheils  kam.  Einer  der  Geschworenen,  Staienas. 
fehlte,  weil  er  einen  Privatprocess  hatte.  Trotzdem  gingen  die 
Verhandlungen  fort.  Es  kam  zum  Sprechen  des  Urtheils:  der 
Vorsitzende  Hess  den  fehlenden  Geschworenen  nicht  holen,  auch 
der  Ankläger  achtete  nicht  auf  seine  Abwesenheit  Nur  der  An- 
geklagte rügte  dieselbe  und  bewirkte  durch  einen  seiner  Freunde, 
den  Volkstribunen  L.  Quinctius,  dass  der  Fehlende  herbeige- 
schafft wurde.  Bei  uns  würde  solche  Nachlässigkeit  der  G^ 
schworenen  das  Verfahren  ungültig  machen :  Cicero  giebt  davun 
keine  Andeutung.  Man  begreift,  wie  derselbe  die  VerurtheUong 
von  C.  Junius,  dem  Vorsitzenden  in  Oppianicus'  Processe,  al:^ 
unbegründet  tadeln  konnte:  jener  hatte  gegen  Ende  der  Ver- 
handlungen durch  Nachloosung  einen  neuen  Richter  erwählt  und 
ihn,  obwohl  er  den  Process  nicht  mitgemacht,  dennoch  sein  Ur- 
theil fällen  lassen.  <^) 


a)  S.  Bd.  II,  1,  372  flgd. 

b)  Z.  49  Ubi  duae  partes  iudicom  qai  aderant    Yergl.  Bd.  U,  1>  1^ 

c)  Cic.  p.  Cluent  27,  74. 

d)  Cic.  p.  Cluent  33,  91.    S.  oben  S.  112. 
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So  laDge  nur  Amtsverbrechen  vor  die  Schwui-gerichte  ka- 
men und  ein  oder  höchstens  zwei  Prätoren  dieselben  leiteten, 
waren  die  Verhältnisse  ein&ch  und  die  Ordnung  der  Processe 
nicht  zweifelhaft:  jeder  Prätor  bestimmte  die  Reihenfolge  nach 
der  Zeit  ihrer  Erhebung.  Seitdem  die  gemeinen  Verbrechen 
von  Geschworenen  entschieden  und  mehrere  Arten  von  Processen 
nnter  der  Leitung  ein  und  desselben  Prätors  vereint  wurden, 
gewann  diese  Reihenfolge  (ordo)  eine  grössere  Bedeutung.  Der 
Vatennord  sollte  nach  Sullas  Anordnung  ausser  der  Reihe  (ex^ 
tra  ordinem)  behandelt  werden.»)  Er  gehörte  vor  den  Gerichts- 
hof über  Mord,  ging  aber,  zu  welcher  Zeit  er  auch  erhoben  sein 
mochte,  den  Processen  über  gewöhnlichen  Mord  voran.  Aehn- 
lich  verhielt  es  sich  mit  den  Processen  über  Gewaltthat  nach 
dem  Lutatischen  Gesetze.^)  Sie  wurden  von  dem  Prätor,  der 
sie  neben  anderen  Processen  zu  leiten  hatte,  ausser  der  Reihe 
und  vor  sonst  angemeldeten  Processen  über  andere  Verbrechen 
behandelt  Selbst  unter  den  Processen  einer  und  derselben 
Gattung  kam  eine  solche  ausser  der  Reihe  stattfindende  Behand- 
lung einzelner  Anklagen  vor.  In  den  Processen,  welche  A.  Cluen- 
tias  wegen  Giftmordes  anstrengte,  heisst  es,  er  habe  beim  zweiten 
Processe  gegen  C.  Fabricius  durchgesetzt,  dass  ihm  für  densel- 
ben die  nächste  Stelle  eingeräumt  wurde,  und  ebenso  bei  dem 
dritten  gegen  Oppianicus.^)  Wer  über  diese  Reihenfolge  ent- 
schied, wird  nicht  gesagt:  die  Geschworenen  selbst  sollen  dabei 
auch  ihre  Meinung  geäussert  haben.  Aber  es  muss  der  Prätor, 
zu  dessen  Amtskreis  der  betreifende  Process  gehörte,  gewesen 
sein.  Nach  seiner  Entscheidung  erfolgte  dann  erforderlichen 
Falls  die  Bitte  an  den  städtischen  Prätor,  die  Decurie  von 
Geschworenen  anzuweisen,  deren  Nummer  sich  nach  der  Reihen- 
folge richtete. 

In  den  Ueberresteu  des  Acilischen  Gesetzes,  welches  den 
Process  wegen  Amtsverbrechen  regelte,  finden  wir  verschiedene 
Fristen  erwähnt,  innerhalb  deren  der  Prätor  die  Liste  der  Ge- 


a)  S.  oben  S.  58. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  277. 

c)  Gic.  p.  Claent  20,  56  und  22,  59.    Vergl.  oben  S.  106. 
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schworenen  aufzustellen  hatte*),  in  denen  nach  Vorbringung  der 
Anklage  die  einzelnen  Acte  bei  der  Wahl  der  Richter  aus  der 
allgemeinen  Liste  geschehen  mussten^);  aach  bei  der  Ausfüh- 
rung des  Urtheils  werden  uns  Termine,  welche  inne  zu  halten 
waren,  genannt^)  Solche  Zeitangaben  musste  auch  Sullas  Ge- 
setz haben.  Wir  besitzen  indessen  keine  Nachricht  darüber.  Die 
Fristen  mussten  zum  Theil  bei  allen  Processen  die  gleichen, 
zum  Theil  verschieden  sein :  gleich  mussten  sein  die  Zeitbestim- 
mungen über  die  Einrichtung  der  Richterdecurien,  über  die  Ein- 
leitung des  Processes,  verschieden  die  über  die  Beweisaufnahme, 
auch  über  die  Ausf&hvoog  des  Urtheils.  Im  Allgemeinen  dauer- 
ten die  Processe  über  gemeine  Verbrechen  weniger  lange  Zeit 
als  die  über  Amtsverbrechen,  zumal  über  Erpressung  in  den 
Provinzen,  wo  die  Herbeibringung  der  Zeugen  und  Beweise  vie- 
len Aufenthalt  verursachte.  Z.  B.  die  Processe  über  Giftmord, 
welche  Cicero  in  seiner  Rede  für  Cluentius  erwähnt,  scheinen  in 
kurzer  Zeit  beendet  worden  zu  sein.  Dagegen  der  Process  ge- 
gen Verres  wegen  Erpressung  begann  schon  im  An&nge  des 
Jahres  70  v.  Chr.:  wäre  er  regelrecht  durchgeführt  worden,  so 
hätte  er  bis  in  die  Mitte  des  folgenden  Jahres  dauern  können. 
Ein  Scholiast  Ciceros  macht  zu  der  Erwähnung  des  Vorganges 
in  Oppianicus^  Processe,  in  welchem  C.  Fidiculanius  Falcula  nur 
„wenige  Tage"  Richter  war**),  die  Bemerkung*),  es  sei  die  Sitte 
gewesen,  dass  die  Richter  sieben  und  zwanzig  Tage  lang  der 
Beweisaufnahme  zuhörten.  Diese  Bemerkung  ist  in  jeder  Be- 
ziehung wunderlich.  Erstlich  kann  nicht  von  einer  Gewohnheit 
die  Rede  sein,  sondern  nur  von  einer  gesetzlichen  Bestimmung, 
zweitens  ist  jener  Zeitraum  von  sieben  und  zwanzig  Tagen 
uns  sonst  unbekannt,  und  endlich  kann  es  unmöglich  weder 
eine  Gewohnheit  noch  ein  Gesetz  darüber  geben ,  wie  lange  die 


a)  Man  sehe  Z.  Xlll  und  XYI  des  Acilischen  Gesetzes. 

b)  Ebendaselbst  Z.  XXI,  XXIV. 

c)  Ebendaselbst  Z.  LXII,  LXIII,  LXVIU. 

d)  Yergl.  oben  S.  114. 

e)  Scbol.  Gronov.  p.  396  Qunm  consuetudo  füerit,  ut  viginti  et  Septem 
diebus  index  audiret,  Fidicalanios  Falcula  noa  andivit  a  prindpio,  sed  tii* 
duo,  quia  sorte  snbrogatas  est,  et  sie  Oppianicam  damnavit 
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Geschworenen  zuhören   sollen,  d.  h.  wie  lange  ein  Process  zu 
dauern  hat 

Wir  haben*)   von  einer  Verschärfung  im   Schwurgerichts- 
processe,  welche  C.  Servilius  Glaucia  einführte,  gesprochen:  sie 
bestand  in  der  sogenannten  comperendinatio,  d.  h.  darin,  dass 
der  Process  in  zwei  abgesonderten  Terminen  (actumes)  verhan- 
delt und  in  dem  zweiten  zu  Ende  geführt  werden  rausste.    Frü- 
her hatte  die  amplicOio  gegolten,  d.  h.  der  Process  konnte  ent- 
weder im  ersten  Termine  beendigt  oder  in  beliebig  vielen  weiter 
geführt  werden.    Sie  galt  für  milder.     Es  konnte  bei  ihr  der 
ÜDscbaldige    rasch   freigesprochen,    der   Schuldige    durch   Hin- 
schleppen  des  Urtheils  und  die  Vergesslichkeit  der  Leute  vor 
Verurtheilung   geschützt  werden.    Sulla  behielt  das  erste  Ver- 
fahren bei:  dies  beweist  der  Process  gegen  Verres,  der  zwar 
nach  Beendigung  des  ersten  Termiues  in  eine   freiwillige  Ver- 
bannung ging,   der  aber,   wie  Ciceros  gegen  ihn  geschriebene 
Reden  beweisen ,  zu  dem  zweiten  und  letzten  Termine  hätte  er- 
scheinen  können.    Die  hauptsächliche  Kunde  von   der  Entste- 
hung und  Bedeutung  dieses  Verfahrens  verdanken  wir  Ciceros 
Erwähnung  in  dieser  Rede.    Aber  es  fand   auch   in  den  Pro- 
cessen gegen  M.  Fontejus,  L.  Flaccus  und  M.  Scaurus  statt ^), 
welche  alle  wegen  Erpressung  angeklagt  waren.    Daraus  schloss 
man,   die  comperendincUio  sei  überhaupt  nur  in  Processen  über 
Erpressung  angewendet,  dagegen  bei  allen  übrigen  Processen  die 
ampliatio  gestattet  gewesen.^^)    Denn  dass  die  comperevvdinaJtio 
nicht  bei  allen  Schwurgerichten  galt,  beweisen  die  Vorgänge  in 
den  Processen  über  Giftmord,  welche  Cicero  in  seiner  Rede  für 
Cluentius  anführt«    Der  erste  Process  wurde  gegen  den  Freige- 
lassenen Scamander  geführt  und  der  Angeklagte,  wie  Cicero  er- 
zählf"),  in  der  ersten  Verhandlung  verurtheilt.    Bei  dem  zweiten 
Processe  gegen  C.  Fabricius  ging  der  Angeklagte  noch  während 
des  ersten   Termines   in  die   freiwillige  Verbannung '^)  und  es 


a)  S.  Bd.  U,  1,  209  flgd. 

b)  Cia  p.  Föntet.  13,  30;  p.  Scaor.  §  29. 

c)  Cic.  p.  Cluent.  20,  55  Omsibas  sententiis  praeter  UDam,  quam  suam 
StaieDUB  esse  dicebat,  Scamander  prima  actione  condemnatus  est 

d)  Cic.  ibid.  21,  58    Itaque  cum  callidissime  se  dicere  putaret  (Cae* 
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folgte  unmittelbar  die  Verurtbeilong  durch  die  Richter.  Hätte 
die  compei^endinaüo  gegolten,  so  wäre  die  Verurtheilnng  nicht 
im  ersten  Termine  möglich  gewesen,  der  Verklagte  wäre  nicht 
während  desselben,  sondern  nach  demselben  in  die  Verbannaog 
gegangen,  wie  Verres  es  bei  seinem  Processe  that.  Im  dritten 
Processe  endlich  gegen  Oppianicus  schildert  Cicero  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Geschworeneu  ihr  Urtheil  abgaben:  er  erwähnt, 
dass  einige  derselben  für  unentschieden  (n(m  liquere)  stimmten.') 
Bei  der  comperendinatio  konnte  kein  Geschworener  weder  bei 
dem  ersten  noch  bei  dem  zweiten  Termine  so  stimmen:  bei  dem 
ersten  fand  keine  Abstimmung  statt  und  bei  dem  zweiten  mu8ste 
jeder  verurtheilen  oder  freisprechen.  Mithin  fand  bei  die^m 
im  Jahre  74  v.  Chr.  geführten  Processe  zweifellos  die  ampUatio 
statt,  dergestalt,  dass  die  Entscheidung  entweder  schon  im  ersten 
Termine  gefällt  oder  beliebig  viele  Termine  gehalten  werden 
durften. 

Die  Meinung,  dass  nach  dem  Cornelischen  Gesetze  die  com- 
perendinatio nur  bei  dem  Verbrechen  der  Erpressung  galt,  da- 
gegen bei  allen  übrigen  die  ampliaiio  stattfand,  hat  einen  Unn- 
stand  für  sich.  Sulla  gab^)  kein  neues  Gesetz  für  Erpressung: 
man  könnte  also  annehmen,  er  habe  da,  wo  er  neue  Gesetze 
gab,  die  ampliatio  eingeführt,  bei  den  Erpressungen  habe  die 
comperendinatio  nach  den  alten  Gesetzen  fortbestanden.  Dagegen 
sprechen  zwei  Gründe.  Erstlich  über  den  fiegrüF  der  Erpressong. 
auch  über  ihre  Bestrafung  gab  allerdings  Sulla  kein  Gesetz; 
aber  das  Verfahren  bei  dem  Processe  musste  er  regeln,  da  er 
alle  Gerichte  den  Senatoren  übertrug.  Zweitens  schon  vor  Sulla 
schlössen  sich  an  das  allgemeine  Gesetz  über  Amtsverbreeben, 
welches  Erpressung  umfasste,  die  Gesetze  über  Majestfitsra'* 
brechen  und  Gewalttbätigkeit  der  Beamten.  Es  kann  kein  Zwei- 
fel sein ,  dass  sie  die  einmal  von  den  Gegnern  des  Senates  er- 
fundene   comperendinatio   beibehielten.      Sullas  MajestätsgeseCz 


pasius  maior  patronus  Fabricii)  —  At  0.  Fabricius  a  sobsciliiä  demis&<> 
capite  discesserat 

a)  Cic.  ibid.  29,  76;  p.  Oaec.  10,  29. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  372  flgd. 
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war  nur  eine  weitere  Ausföhrong  der  frfiheren  Bestimmungen 
über  eben  dasselbe  Verbrechen,  und  über  Gewaltthätigkeit  hat 
er  nichts  Neues  verordnet    Folglich ,  wenn  die  comperendinaiio 
QEch  Sulla  för  die  übrigen  Amtsverbrechen  galt,  ist  kein  Grund, 
sie  far  Majestätsverbrechen  nicht  anzunehmen.    Mithin  bestand 
nach   den  Cornelischen  Gesetzen   die  comperendinatio    für  alle 
Amtsverbrechen,  dagegen  bei  den  gemeinen  Verbrechen  wurde 
die  ampliatio  eingeführt.    W^e  Sulla  nur  auf  blinde  Begünsti- 
gung des  Senates  ausgegangen,  so  würde  er  sie  auch  bei  den 
Amtsverbrechen   eingerichtet  haben.     Er  wagt«   vielleicht  nicht 
es  zu  tbun,  wahrscheinlich  aber  wollte  er  es  auch  nicht.    Es 
lag  ihm  wirklich  daran,  eine  strenge  und  wirksame  GontroUe 
der  Beamten  und  Senatoren  durch  ihre  Standesgenossen  herbei- 
zufuhren.    Bei  den  gemeinen  Verbrechen  galten  alle  diejenigen 
Grunde,  welche  einst  die  comperendinaHo  herbeigeführt  hatten, 
nicht.    Es  war  nicht  wahrscheinlich ,  dass  die  Senatoren ,  wo  es 
sich  nur  in  höchst  seltenen  Fällen  um  Standesgenossen  handelte, 
die  Entscheidung   verschleppen    und  der  öffentlichen    Meinung 
entgegen  eine  Freisprechung  herbeiführen  würden.     Sie  hatten 
Aruher  nach   dem  altrömischen  Verfahren  die  Befugniss  gehabt, 
in  beliebig  vielen  Terminen  über  eben  dieselben  Verbrechen  Ge- 
richt zu  halten,  über  welche  sie  jetzt  als  Geschworene  ein  Ur- 
theil  fällten. 

Wenn  bei  Amtsverbrechen  eine  doppelte  Verhandlung  des 
Processes  noth wendig,  bei  gemeinen  Verbrechen  eine  einfache 
oder  beliebig  vielfache  Verhandlung  erlaubt  war,  so  musste  die 
Abstimmung  der  Geschworenen  in  beiden  Arten  von  Processen 
verschieden  sein.  Bei  der  ersten  Art  fand  nach  der  ersten  Ver- 
handlung, weil  ein  zweiter  Termin  angesetzt  werden  musste, 
keine  Abstimmung  statt  und  nach  dem  zweiten  Termine  hatten 
die  Geschworenen  nur  über  schuldig  oder  unschuldig  zu  ent- 
scheiden. Dagegen  bei  den  gemeinen  Verbrechen  war  nach  je- 
dem Termine  ein  Urtheil  nothweudig  und  dieses  Urtheil  ging 
entweder  darauf,  ob  ein  neuer  Termin  anzusetzen  oder  ob  der 
Angeklagte  für  schuldig  oder  unschuldig  zu  erklären  sei.  Dies 
sich  aus  der  Natur  der  Sache  ergebende  Verhältniss  wird  durch 
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das  Urtheil  in  Oppianicus'  Processen)  bestätigt  £s  waren  32 
Geschworene.  Drei  namhaft  gemachte  Richter,  Bulbus,  Staienos 
und  Gutta,  dazu  einige  andere  „strenge  Richter''  verurtheilteo, 
fünf  sprachen  frei,  andere  stimmten  für  unentschieden  (non  /t- 
quere)  j  mithin  für  einen  neuen  Termin.  Das  Ergebniss  war 
Oppianicus'  sofortige  Verurtheilung.  Man  wünscht  das  Zahleih 
verhältniss  genau  zu  wissen,  kann  es  indessen  nur  durch  wahr- 
scheinliche Rechnung  finden.  In  dem  Acilischen  Gesetze ''),  wel- 
ches ebenfalls  die  ampliatio  zuliess,  wird  vorgeschrieben,  dass, 
wenn  zwei  Drittel  der  Geschworenen  erklärten  über  das  Urtheil 
schlüssig  geworden  zu  sein  (eibi  liquere)^  dasselbe  gefällt  wer- 
den sollte.  Eben  dasselbe  Verhältniss  ist,  wo  eine  dreifache 
Möglichkeit  des  Urtheils  vorliegt,  als  natürlich  in  Oppianicus* 
Processe  anzunehmen.  Mithin  bilden  eilf  Stimmen  von  zwei  ood 
dreissig  die  relative  Mehrheit  dafür,  dass  das  Urtheil  aufgescho- 
ben und  ein  neuer  Termin  angesetzt  wird.  Bei  Oppianicus 
stimmte  aber,  wie  Cicero  anderswo  sagt""),  ein  Geschworener  we- 
niger als  nöthig  war,  um  dies  Urtheil  zur  Geltung  zu  briDgen. 
für  unentschieden,  also  zehn.  Da  also  fünf  freisprachen ,  war 
das  Gesammtverhältniss  folgendes:  siebzehn  verurtheilten ,  iunf 
sprachen  frei,  zehn  waren  unentschieden.  Darauf  erfolgte  die 
Verurtheilung.  Mit  diesem  Ergebnisse  steht  Ciceros  Bemerkimg, 
bei  der  Gesammtzahl  von  32  Geschworenen  hätte  die  Frei- 
sprechung durch  16  Stimmen  bewirkt  werden  können,  nicht  in 
Widerspruch.**)  Cicero  spricht  dort  von  den  Berechnungen  des- 
jenigen, der  das  Gericht  bestechen  wollte:  da  man  bei  einem 
solchen  Versuche  nicht  wissen  konnte,  ob  auch  nur  ein  einziger 
der  Geschworenen  mit  unentschieden  stimmen  würde,  so  musste 
man  die  absolute  Mehrheit  aller  erwählten  Geschworenen  in  B^ 
tracht  ziehen.   Sechzehn  derselben  konnten  in  jedem  Falle,  selbst 


a)  Gic.  p.  Gluent.  28,  75. 

b)  Z.  XLIX.    Vergl.  Bd.  11,  1,  152. 

c)  Gic.  p.  Gaec.  10,  29  cum  si  uno  minus  damDarent,  condemnari  ress 
non  posset,  non  ad  cognoscendam  causam,  sed  ad  explendam  damDatiooeni 
praesto  fuisse? 

d)  Gic.  p.  Gluent  27,  74  In  consilium  erant  itori  iudices  XXIII,  sen* 
tentiis  XVI  absolutio  confici  poterat. 
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wenn  Niemand  sich  für  unentschieden  erklärte,  Freisprechung, 
siebzehn  Verurtheilung  bewirken  und  so  viele  musste,  wer  sicher 
gehen  wollte,  bestechen.  Allerdings,  wenn  wie  bei  Oppianicus, 
sich  10  für  unentschieden  aussprachen,  reichten  schon  11  zur 
Freisprechung,  12  zur  Verurtheilung  hin;  aber  darauf,  dass  so 
viele  mit  unentschieden  stimmten,  liess  sich  nicht  rechnen. 
Uebrigens  ist  dies  Stimmenverhältniss  unter  den  Geschworenen 
bei  Oppianicus'  Processe  noch  in  anderer  Beziehung  bemerkens- 
werth.  Die  öffentliche  Meinung  behauptete,  sie  seien  von  dem 
Ankläger  bestochen  worden,  um  Oppianicus  zu  verurtheilen,  da- 
gegen Cicero,  der  Angeklagte,  Opnianicus,  habe,  um  seine  Frei- 
sprechung zu  bewirken ,  die  Bestechung  versucht,  sei  aber  von 
Staienus,  einem  der  Geschworenen,  der  die  Bestechung  vermit- 
teln sollte,  betrogen  worden.  Ich  glaube,  die  öffentliche  Meinung 
hat  Recht  gehabt.  Bei  siebzehn  Geschworenen,  giebt  Cicero  zu, 
sei  die  Bestechung  versucht  worden:  so  viele  gehörten,  wenn 
Niemand  für  einen  zweiten  Termin  stimmte,  mindestens  zur 
Verurtheilung,  zur  Freisprechung  genügten  schon  sechzehn.  Ver- 
ortheilt  aber  haben  gerade  siebzehn.  Dies  ist  der  Grund,  wes- 
halb Cicero  die  einzelnen  Zahlen  der  Stimmen  nicht  genau  nennt: 
die  Zahl  siebzehn  selbst  würde  den  Zuhörern  die  Ueberzeugung 
erweckt  haben,  dass  Oppianicus^  Verurtheilung  unredlicher  Weise 
herbeigeführt  war.  Im  Allgemeinen  indessen,  wenn  bei  gemei- 
nen Verbrechen  die  ampliatio^  bei  Amts  verbrechen  die  campe- 
rmdinatio  galt,  folgt  daraus,  dass  die  Zahl  der  Geschworenen 
für  den  einzelnen  Process  grösser  sein  musste  bei  jenen  als  bei 
diesen.  Denn  bei  jenen  musste  das  Drittel  der  Richter,  das 
sein  Urtheil  verweigern  konnte,  hinzugezählt  werden.  Dadurch 
wird  die  Verschiedenheit  der  Richteranzahl  bei  den  beiden  Grup- 
pen der  Verbrechen,  auf  welche  wir  oben*)  aufinerksam  gemacht 
haben,  bestätigt. 

Eine  weitere  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden  Gruppen 
von  Verbrechen  scheint  in  der  Art  und  Weise  der  Abstimmung 
bestanden  zu  haben.    Cicero  erzählt  bei  Oppianicus'  Processe**), 


a)  S.  oben  S.  120. 

b)  Gic.  p.  Gluent.  27 ,  75  Gonsurgitur  in  consiliuin ,  cum  sententias 
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der  Angeklagte  habe,  wie  es  ihm  damals  freigestanden,  die 
öffentliche  Abstimmung  der  Geschworenen  verlangt,  im  Allge- 
meinen also  fand  die  heimliehe  Abstimmung  vermittelst  Stimm- 
täfelchen statt;  indess  Sulla  erlaubte,  auf  Antrag  des  Angeklag- 
ten, auch  die  mündliche  und  öiFentliche.  Dass  dies  fflr  alle 
Schwurgerichte  gegolten,  kann  ich  nicht  glauben.  Schon  das 
Acilische  Gesetz  kennt  nur  geheime  Abstimmung  und  sie  mass 
sich  durch  die  folgenden,  von  der  Volkspartei  ausgegaugeneo, 
Gesetze  für  alle  Amtsverbrechen  bis  auf  Sulla  fortgepflanzt  ha- 
ben. Wenn  er  für  diese  die  comperendiiiatio  beibehielt,  so  kauu 
mau  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit  behaupten,  dass  er  ebeu 
dasselbe  mit  der  heimlichen  Abstimmung  getlian  hat :  sie  ersebieu, 
wo  es  sich  um  die  Processe  von  Senatoren  handelte,  als  noth- 
wendig,  um  Parteilichkeit  zu  meiden  und  eine  zuverlässige  Ge- 
rechtigkeitspflege herbeizuführen.  In  den  Verrinischen  Reden 
erwähnt  Cicero  öfters»)  die  bösen  Folgen,  welche  Verres'  Frei- 
sprechung für  den  ganzen  Senat  haben  würde.  Wäre  Öffentliche 
Abstimmung  und  dadurch  die  fieurtheilung  der  einzelnen  Rich- 
ter möglich  gewesen,  so  hätte  er  dies  erwähnt  und  den  Einzel- 
nen mit  dem  üblen  Rufe,  den  sie  sich  zuzögen,  mit  den  bösen 
Folgen  für  ihre  künftige  Laufbahn  gedroht.  £r  spricht  aber 
nur  im  Allgemeinen.  Dagegen  bei  den  gemeinen  Verbrecben, 
wegen  deren  Senatoren  nur  sehr  selten  vor  Gericht  kamen,  war 
es  eben  so  billig,  durch  die  Möglichkeit  einer  öffentlichen  Ab- 
stimmung dem  Volke  ein  Urtheil  über  die  Verwaltung  der  Ge- 
richte zu  gewähren.  Daher  die  Verschiedenheit,  welche  fibrigeD.s 
nur  bis  zum  Jahre  70  v.  Chr.  bestand.  Wie  Cicero  selbst  ?on 
der  „damaligen  Erlaubniss'  sprechend  andeutet,  führte  dasAare- 
lische  Gesetz,  welches  die  anderen  Stände  zum  Amte  der  Ge- 
schworenen zuliess,  allgemein  die  geheime  Abstimmung  ein.  Mit 
der  mündlichen  und  öffentlichen  Abstimmung  war  noch  eine 
Einrichtung,  deren  in  Oppianicus'  Processe  Erwähnoog  geschieht, 


Oppianicus ,  quae  tum  erat  potestas,  palam  ferri  velle  dixisset,  ut  Staieoos 
scire  posset,  quid  cuique  del>eretar. 

a)  Man  sehe  z.  B.  Cic.  io  Verr.  Act.  1,  13  flgd. 
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verbanden.  Es  heisst*),  als  zum  Abstimnien  geschritten  wurde, 
Latten  die  Geschworenen  über  die  Reihenfolge,  in  der  sie  ihr 
Urtheil  abgaben,  geloost.  Diese  Reihenfolge  konnte  bei  münd- 
licher Abstimmung  von  Einfluss  sein,  da  die  Geschworenen  de- 
nen, welchen  sie  ein  richtiges  Urtheil  zutrauten,  folgten  und 
diesen  Einfluss  deutet  Cicero  selbst  an;  dagegen  bei  geheimer 
Abstimmung  ist  die  Reihenfolge  ohne  Bedeutung.  Mithin  wird 
diese  Loosung  nur  bei  den  Processen  über  gemeine  Verbrechen, 
bei  welchen  allein  sie  erwähnt  wird,  anzunehmen  sein. 

Wir  haben  die  Bestimmungen  des  Cornelischen  Gesetzes 
über  das  Verfahren  in  den  Schwurgerichten  durchgenommen  und 
dabei  unser  Augenmerk  hauptsächlich  auf  zwei  Punkte  gerichtet, 
erstens  auf  die  Veränderungen,  welche  es  gegen  das  frühere 
Verfahren  vornahm,  und  zweitens  auf  die  Verschiedenheiten, 
welche  es  zwischen  den  gemeinen  und  den  Amtsverbrechen  be- 
obachtete. Es  war  sehr  umfangreich.  Denn  es  umfasste  noch 
viele  andere  Bestimmungen,  die  man  entweder  nur  aus  den  Ge- 
setzen der  Folgezeit  erkennen  oder  aus  dem  früheren  Herkom- 
men der  Gerichte  entnehmen  muss.  Zu  erwähnen  ist  nur  noch 
ilie  Form,  in  der  Sulla  seine  Gesetze  aufstellte:  ehe  wir  auf 
diese  eingehen,  ist  es  zweckmässig,  einige  andere,  mit  dem  Ge- 
richtsverfahren in  Verbindung  stehende  Punkte  zu  erläutern. 


a)  Cic  p.  Glnent.  28,  75  Ecce  tibi  eiasmodi  sortitio,  ut  io  primis  Bulbo 
et  Staieno  et  Gnttae  esset  ludicaaduin. 
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Achtes  Capitel. 

Salla  Hess  als  Privatrichter  aach  Hichtsenatoren  la.  Gewdhiilichc  ii- 
sieht  über  die  Strafiprocessordnang  and  die  Yereinxelaiig  der  fir  $UA  be- 
stehenden Crerichtsh5fe.  Ihre  Widerlegung.  Die  Pratoren  als  Leiter  der 
Griminalprocesse.  Die  indices  qnaestionis.  Ihre  Erwihnnng  im  AcUisekeB 
Gesetze  and  bei  Processen  über  gemeine  Verbrechen  vor  Snlla.  Es  gab 
sie  schon  seit  alter  Zeit  nnd  ihr  Harne  ist  gleichbedentend  mit  qoaesi- 
tor.  Znr  Zeit  der  Schwargerichte  haben  sie  aedilidschen  Rang  nnd  ibr 
Amt  ist  Jährlich.  Widerlegung  der  Ansicht,  dass  sie  fir  den  eiueliei 
Process  vereidigt  wnrden  nnd  während  ihres  Amtes  angeklagt  werdo 
durften.  Erklärung  einer  Stelle  in  Ciceros  Rede  für  Cluentius.  Ibre  Ct- 
schäfte  bestehen  in  der  Leitung  der  Straf^rocesse,  ihre  Wahl  geschiebt 
durch  den  Senat.  Ihre  Befugnisse  verschieden  ?on  denen  der  Prätorei. 
Hur  die  letxteren  erhalten  Jährlich  einen  bestimmten  Theil  der  Crimiul- 
gerichtsbarkeit  durch  das  Leos  lugewiesen,  die  indices  quaestionis  dieiei 
zur  Aushülfe  selbst  bei  mehreren  Gerichtshöfen.    Zusammenstellung  der 

Ergebnisse. 

L.  Sulla  Übertrag  das  Richteramt  in  den  Schwurgerichten 
den  Senatoren.  Er  ergänzte  dieselben  aus  dem  Ritterstande  und 
gab  denen ,  welche  er  in  den  Senat  aufnahm ,  alle  Rechte  der 
alten  Mitglieder  desselben,  namentlich  auch  das,  Ehrenstelleu  za 
bekleiden.  Er  vereinte  also  wiederum  die  richterliche  und  ver- 
waltende  Gewalt.  Die  dadurch  entstehende  Last  der  Geschäfte') 
erleichterte  er,  indem  er  die  Fähigkeit  in  Privatprocessen  Rich- 
ter zu  sein ,  auch  auf  die  anderen  Stände  übertrug ,  wodurch  er 
zugleich  die  öffentliche  Meinung,  welche  die  zu  grosse  Macht- 
erweiterung  des  Senates  mit  Neid  und  Hass  betrachtete,  be- 
schwichtigt zu  haben  scheint.  Es  war  für  die  Menge  viel  wich- 
tiger, wer  die  zahlreichen  Privatstreitigkeiten  entschied  als  wer 
über  Staatsverbrecher  urtheilte.  Cicero  in  seiner  Rede  ffir 
Q.  Roscius  erwähnt  einen  Privatprocess  von  G.  Fannius  gegen 
Q.  Flavius,  in  welchem  C.  Cluvius,  ein  Römischer  Ritter,  die 
Entscheidung   gegeben    habe.^)     Der  Process   wurde  nach  den 


a)  Man  vergleiche  unsere  frohere  Auseinandersetzung  Bd.  II,  1,  79flgd. 

b)  Cic.  p.  Q.  Rose.  14,  41. 
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Cornelischen  Gesetzen   und  der  durch   sie  herbeigeführten  Ver- 
äDdening  der  Verfassung  gefahrt.    Die  Vermuthung,  dass  Sulla 
dem  Ritterstande  das   Richteramt  in  Privatprocessen   bewilligt 
habe,  welches   er  ihm  in  dem  Schwurgerichte   genommen  hat, 
liegt  nahe.    Den  politischen  Einfluss,    welchen  der  Ritterstand 
durch  Ver^altimg   der  bis  dahin   auf  die  Amtsverbrechen  be- 
schränkten Schwurgerichte  ausgeübt,  vernichtete  Sulla;  aber  den 
Nutzen,  welchen  er  unter  der  Oberhoheit  der  senatorischen  Be- 
amten durch  Entscheidung  der  Privatprocesse  dem  Gemeinwesen 
briogen   konnte,    missgönnte  er   demselben  nicht^)     Indessen 
schloss  Sulla  hierbei  die  Senatoren  nicht  aus :  in  den  Verträgen, 
welche  dem  Processe  gegen  Roscius  vorhergingen,  wird  C.  Cal- 
purnius  ebenfalls  als  Privatrichter  erwähnt.*)    Sulla  also  erlaubte 
nur,  Privatrichter  auch  ausserhalb  des  Senates  zu  nehmen.    Ob 
er  dabei  einen  Census ,  vielleicht  auch  andere  Bedingungen  vor- 
i^chrieb,  um  den  besitzlosen  Theil  der  Bevölkerung  auszuschliessen, 
darüber  haben  wir  keine  Kunde.    Die  Cornelischen  Gesetze  kehr- 
ten somit  das  Verhältniss,  wie  es  seit  C.  Gracchus  bestanden 
batte,  um.     Gracchus  trennte,  um  dem  Ritterstande  einen  poli- 
tischen  Einfluss    zu   verschaiFen,    die   Privatgerichte   von  den 
Schwurgerichten :  die  ersteren  liess  er  den  Senatoren,  welche  sie 
als  einen  nothwendigen  Theil  der  Verwaltung  von  dem  Anfange 
des  Staates  an  gehabt  hatten ,   die  letzteren  übergab  er  den  Rit- 
tern.   Er  konnte  dies  thun,   weil  die  Schwurgerichte  eine  neue 
Einrichtung    waren   und   Verbrechen,    welche  früher  nicht  mit 
Strafen  belegt  worden  waren,  umfassten.    Dagegen  Sulla  änderte 
einen  der  Hauptgrundsätze  des  Staates,  indem  er  die  Entschei- 
dung der  Privatgerichte  auch  dem  Ritterstande  eröffnete.    Durch 
welches  Gesetz  er  dies  that,  wissen  wir  nicht:  sicherlich  nicht 
durch  dasjenige,  welches  er  über  die  Einrichtung  der  Criminal- 
gerichte  gab. 

Die  allgemeine  Ordnung  des  Gerichtsverfahrens,  wie  viele 
Gerichtshöfe  es  gab,  wer  sie  leitete,  welches  Verhältniss  sie  un- 
ter einander  hatten ,  setzten  die  alten  Schriftsteller,  weil  sie  für 
ihre  Zeitgenossen  schrieben,  als   bekannt  voraus.    Die  Ansicht 


a)  Cic  p.  Q.  Ro6c.  4  und  13. 
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der  heutigen  Gelehrten  über  den  Charakter  der  stehenden  Ge- 
richtshöfe (quaestioties  perpetuae)  ist  ungefähr  folgende.**)   •Eia 
eigentliches  Processgesetzbuch  in  unserem  heutigen  Sinne,  sa^t 
man,   d.   h.   eine  allgemeine,  das  gesammte  Verfahren  gleich- 
massig  umfassende  Vorschrift  gab  es  nicht :  es  war  weder  SüUa 
noch  seinen  Vorgängern  jemals  eingefallen,  es  zu  erlassen.  .Man 
beschränkte  sich,   nach   dem   Vorgange  des  Calpumischen  Ge- 
setzes, immer  bloss  darauf,  sobald  es  das  jedesmalige  Bedürf- 
niss  erforderte,  bald  hinsichtlich  des  einen,  bald  hinsichtlich  de^ 
anderen  Verbrechens  ein  besonderes  Gesetz  zu  erlassen  und  da- 
rin  eines  Theils  den  Begriff  und  die  Strafe  dieses  Verbrechens, 
anderen  Theils   die  Einrichtung  einer  besonderen  qua^tio  per- 
petuu   und   das   dabei   einzuhaltende   Verfahren    vorzuschreiben. 
Jedes  derartige  Gesetz  bezog  sich   ausschliesslich  nur  auf  das- 
jenige Verbrechen    und   diejenige  qiiaeetio^  wofür  es  gerade  er- 
lassen worden  war,  und  als  daher  im   Laufe  der  Zeit  immer 
mehr  solche  Gesetze  erschienen  und  in  Folge  davon  auch  immer 
mehr  quaestiones  perpetuae  errichtet  wurden,   zerfiel  eigentlich 
der  ganze  Criminalprocess  in  eben  so  viele  einzelne  Processord- 
nungen,   welche  weder  äusserlich  noch  innerlich  in  einem  notb- 
wendigen  Zusammenbange  mit  einander  standen/'    Nach  dieser 
Ansicht  bleibt  nur  die  Frage  übrig,  wie  viele  solcher  abgesonder- 
ter Gerichtshöfe,  wie  viele  einzelne  Processordnungen   es  gab, 
und  man  hat  diese  Frage  verschieden  beantwortet.     Will  man 
diese  Ansicht  folgerecht  durchfuhren,   so  kann  im  Allgemeinen 
von   keinem  Criminalrechte,   von  keinem   Griminalprocesse  die 
Rede  sein.    Nur  bei  Aufgebung  derselben  ist  es  möglich,  allge 
meine  für  den  Criminalprocess  gültige  Vorschriften   zusammen- 
zustellen. 

Es  soll  einen  besonderen  Gerichtshof  für  jedes  Verbrechen 
gegeben  haben ,  woher  man  den  Namen  quaestio  perpäua  al>- 
leitet.  Man  fragt  indessen  vergeblich  nach  den  Eigenthilmlich- 
keiten,  welche  einen  Gerichtshof  als  eine  Besonderheit  hinge- 
stellt hätten.  Es  konnte  der  Vorsitzende  eigenthümlieh  sein: 
aber  ein  und  derselbe  Prätor  leitete  mehrere  verschiedenartige 
Untersuchungen  und  umgekehrt,  ein  und  dasselbe  Verbrechen 
gehörte  vor  mehrere  Prätoren.    Es  konnte  für  jeden  Gerichts- 
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bof  eine  besondere  Abtheilung  der  Geschworenen  bestimmt  sein, 
und  man  hat  die  Meinung  aufgestellt,  es  sei  jährlich  eine  Rich- 
terdecorie  für  jeden  Gerichtshof  erwählt  worden.*)  Wir  haben 
diese  Meinung  widerlegt:  jede  Decurie  konnte,  je  nachdem  sie 
die  Reihe  traf,  über  jedes  Verbrechen  richten.  Die  Unterbeam- 
teü,  Schreiber,  Herolde,  Amtsdiener  waren  nach  Romischen 
Grundsätzen  der  Person  des  senatorischen  Beamten  beigegeben, 
ebenso  ein  etwaiger  Beirath,  der  von  der  persönlichen  Wahl 
abbing.  Endlich  für  jeden  Gerichtshof  soll  es  ein  besonderes 
Gesetz  gegeben  haben.  Sicherlich  nicht:  die  Gesetze  vor  Sulla 
omfassten  alle  Amtsverbrechen,  die  Sullas  in  der  Hauptsache 
alle  Verbrechen.  Somit  bleibt  von  alle  dem,  was  den  einzelnen 
quaestiones  perpetuae  den  Charakter  eines  besonderen  Bestehens 
geben  kann,  nichts  übrig:  sie  schweben  als  ideale  Bilder  in  der 
Luft,  ohne  durch  irgend  eine  Eigen tbfimlichkeit  ins  Leben  zu 
treten.  Mithin  kann  der  Begriff  einer  qtuuatio  perpetua  auch 
uicht  der  eines  Gerichtshofes  sein,  der  immer  besteht,  sondern 
Dur  der  eines  solchen,  der  jeden  Augenblick,  wenn  es  erforder- 
lich ist,  gebildet  werden  kann,  ohne  dass  es  dazu  eines  beson- 
deren Gesetzes  oder  Beschlusses  bedarf.  Diesen  Sinn  haben  die 
Aeusserungen  der  alten  Schriftsteller,  wenn  sie  sagen,  die  {luae- 
stiones  perpetuae  seien  eingerichtet  oder  dieser  oder  jener  Ge- 
richtshof gegründet  worden. 

Die  Idee  von  der  Vereinzelung  der  Criminalgerichtshöfe  ist 
auch  an  sich  einem  politisch  so  geschickten  Volke,  wie  es  die 
Römer  waren,  nicht  zuzutrauen.  Durch  die  Geschichte  wird  sie 
auf  das  Vollständigste  widerlegt.  Das  Sempronische  Gesetz, 
welches  zuerst  ein  eigentliches  Schwurgericht  einführte,  umfasste 
alle  Amtsverbrechen,  die  überhaupt  vor  Geschworene  kommen 
sollten.  Je  nachdem  der  Beamte  dieses  oder  jenes  Verbrechen 
begangen,  lautete  der  Name  der  quaeetio  verschieden,  also  repe^ 
tundarumy  wenn  es  sich  hauptsächlich  um  Erpressung  handelte, 
ambitus^  wenn  um  Amtserschleichung.  Anfangs  führte  in  den 
Schwurgerichten  der  Fremdenprätor  den  Vorsitz,  seit  dem  Aci- 
lischen  Gesetze,   wegen  der  sich  häufenden  Geschäfte,  ein  be- 


a)  S.  oben  S.  100. 
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sonders   deshalb   in    der   Stadt  zurückbehaltener  Prator.     Seit 
dnrch  das  Appiüejische  Gesetz   das  Majestätsverbrechen,  darch 
das  Plautische  das  der  Gewaltthat  geschaffen  war,  gab  es,  wenn 
man  so  will,  mehrere  quaestiones  perpetuae^  alle  über  Amtsver- 
brechen.    Allein  weder  die  Gesetze,  nach  denen  das  Verfisüiren 
geregelt  wurde,  waren  verschieden,  noch  die  Pratoren.    Es  lässt 
sich  sehr  wohl  denken,  dass  ein   und  derselbe  Prätor  zu  einer 
Zeit  über  Majestätsverbrechen,  zu  anderen  über  Repetunden  rich- 
tete, dass  in  einem  Jahre  kein  Process  über  Gew^altthat,  in  dem 
anderen  keiner  über  Majestätsverbrechen  vorkam;  dennoch  be 
standen   alle   diese  quaestiones  fortwährend  und  konnten  jeden 
Augenblick  in  Thätigkeit  gesetzt  werden.    Wenn  zwei  Prfitoren 
zur  Leitung  dieser  Processe  über  Amtsverbrechen  bestimmt  wa- 
ren,  konnte  der  eine  die  Anklagen  wegen  Erpressung,  der  an- 
dere  die  über   Majestätsverbrechen  und  Gewaltthat  annehmen; 
aber  auch  eine  von  dem  Belieben  der  Ankläger  abhängige  Ver- 
theilung  der  Processe  ist  denkbar.    Die  Geschäfte  der  beiden, 
nach  altem  Herkommen  in  der  Stadt  weilenden  Pratoren,  des 
städtischen    und    des    Fremdenprätors    wurden    dadurch   nicht 
berührt. 

Dagegen  als  Sulla  die  gemeinen  Verbrechen  vor  die  Schwur- 
gerichte wies,  trat  hierin  eine  Aenderung  ein.  Nach  der  alten 
Römischen  Gerichtsverfassung»)  hatten  der  städtische  und  der 
Fremdenprätor  sowohl  die  Civil-  wie  die  Criminalgerichtsbarkeit: 
ihr  Amt  theilte  sich,  je  nachdem  Nichtbürger  bei  einem  Pro- 
cesse betheiligt  waren  oder  nicht.  Als  jetzt  Sulla  die  Entschei- 
dung über  gemeine  Verbrechen  den  Geschworenen  übertrug,  wä- 
ren die  Geschäfte  der  beiden  Pratoren  zu  ausgedehnt  geworden. 
Die  Zahl  der  Bürger  hatte  sich  ausserordentlich  vermehrt  und 
die  Leitung  eines  Processes  vor  dem  Schwurgerichte  erfordale 
mehr  Zeit,  als  bisher  auch  die  verwickeltsten  Criminalfille, 
mochten  sie  von  dem  Prätor  selbständig  entschieden  oder  mit 
Hülfe  eines  Privatprocesses  aufgeklärt  oder  endlich  mit  den 
Volkstribunen  vereinbart  werden.    Aus  diesem  Grunde  bedurfte 


a)  Mau  sehe  Bd.  1,  %  103. 
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es  anderer  Prätoren  und  Sulla  schuf»)  vier  neue  Prätorenstellen, 
die  er  mit  den  vor  der  Verwaltung  einer  Provinz  in  der  Stadt 
zurückbehaltenen  Prätoren  besetzte.  Indessen,  wie  es  so  oft  bei 
Romischen  Staatseinrichtungen  ergangen  ist,  die  alten  Richter  in 
Criminalprocessen  verloren  nicht  allen  Einfluss  auf  die  neuen 
Schwui^erichte.  Freilich  von  dem  Fremdenprätor  hat  man  nicht 
die  geringste  Spur,  dass  er  mit  den  Schwurgerichten  zu  thun 
hatte :  die  Nichtbflrger  kamen  nicht  vor  die  Geschworenen,  durch 
eine  häufig  vorkommende  Tbeilung  der  Geschäftskreise  erhielten 
sie  in  Strafprocessen  ihr  Recht  fortan  durch  andere  Prätoren. 
Aber  der  städtische  Prätor  hatte  nicht  nur  die  Aufstellung  der 
jährlichen  Richterliste,  sondern  auch  die  Anweisung  der  Richter- 
decurie für  den  einzelnen  Schwurgerichtsprocess  zu  besorgen. 
Er  behielt  gewissermassen  seine  Gewalt  über  Römische  Bürger 
auch  später.  Er  hatte  immer  die  Befugniss  gehabt,  in  Fällen, 
wo  die  Thatsache  zweifelhaft  war,  die  Entscheidung  über  die- 
selbe einem  Privatrichter  zu  übertragen.  •*)  Davon  ging  Sulla 
ans,  als  er  ihn  als  Mittelpunkt  des  Verfahrens  vor  den  Schwur- 
gerichten beibehielt,  die  Leitung  aber  und  Ausführung  der  Pro- 
cesse  an  andere  Prätoren  übertrug. 

Räthselhafte  richterliche  Beamte  sind  die  sogenannten  ludi- 
ces  quasstianis,  Sie  haben  um  so  längere  Untersuchungen  her- 
vorgenifen,  je  geringer  ihre  Erwähnung  bei  den  alten  Schrift- 
stellern ist.  Ich  finde  eine  solche  in  dem  Acilischen  Gesetze, 
wo  an  mehreren  Stellen*^)  ein  Richter  erwähnt  wird.    Es  heisst, 


a)  S.  Bd.  II,  1,  343. 

b)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  2a5. 

c)  Z.  XIX  De  nomine  deferuDdo  iudicibusque  legiiDdis.    Quci  ex  h.  1. 

{)equniam  ab  a^ltero  petet in  e)um  annum  lectei  erunt,  ad  iudi- 

cem,  in  enm  aonum  quei  ex  b.  1.  (factus)  erit,  in  ious  educito  nomenque 
eins  deferto.  Z.  XLII  sei  ioudex  q)aei  eam  rem  qaaeret,  ex  h.  1.  causam 
Don  noverit.  Z.  XLIII  Sei  ioudex  qui  eam  r)em  quaeret,  ex  h.  1.  causam 
non  noverit,  pr.  quei  ex  b.  1.  q(uaeret.  Z.  XLV  sei  ioudex  quei  eam  rem 
qu)aeret,  causam  non  noverit,  quei  eorum  ioudex.  Z.  LXIl  sei  is  iad)ex 
ex  hace  lege  pequniam  omnem  ad  quaestorem  redigere  non  potuerit,  tum 
in  diebuB  X  proxsumeis  quibus  (qnae  potue)rit  redacta  erit,  iudex  quei  eam 
rem  quaesierit  queive  iudex  ex  hace  lege  fac(tu8  erit  . . .  Unentschiedenen 
Sinnes  ist  Z.  LXI  Neive  quis  iudex  neive  quaestor  facito  sciens  dolo 
ma(lo 
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WO  von  der  Anklage  die  Rede  ist,  der  Ankläger  solle  deo  Ad- 
zuklagenden  zum  Richter ,  der  für  das  betreffende  Jahr  erwählt 
sei,  vor  Gericht  führen:  ferner,  der  Richter  habe  nach  der 
Schätzung  des  Processes  das  Geld  einzutreiben  und  an  den 
Quästor  abzuliefern,  auch  wird  der  Richter,  welcher  in  dem 
Processe  die  Untersuchung  geführt  hat,  erwähnt,  weshalb  es 
wahrscheinlich  ist,  dass  auch  an  anderen  lückenhaften  Stellen 
mit  Recht  an  den  Richter,  welcher  in  dem  Processe  die  Unter- 
suchung führt,  gedacht  wird.  £s  ist  der  iudeo)  quaestionU:  er 
wird  jährlich  gewählt,  nimmt  die  Anklage  an  und  leitet  die 
Untersuchung,  ist  mithin  der  Vorsitzende  des  Processes.  An 
einer  Stelle  wird  dieser  iudeof  quaestionis  in  einem  gewissen 
Gegensatze  zu  dem  Prätor,  der  die  Untersuchung  führt,  genaont: 
es  heisst,  wenn  der  erstere  über  den  Process  nicht  ins  Klare 
gekommen,  solle  der  Prätor  etwas  thun.  Diesen  iudeo!  quaeduh 
nis  fand  also  Sulla  in  den  Processen  über  Amtsverbrecben  Tor, 
und  behielt  ihn  in  den  Schwurgerichten,  welche  er  für  die  ge- 
meinen Verbrechen  anordnete,  bei.  In  seiner  Rede  für  Cluen- 
tius  spricht  Cicero  von  dem  Cornelischen  Gesetze,  nach  welebem 
der  Process  geführt  wurde.")  „Das  Gesetz,  nach  welchem  die- 
ser Process  stattfindet,  befiehlt,  der  iudeo!  quaestionis  solle  mit 
den  Richtern,  welche  ihm  zugefallen  sind,  eine  Untersuchang 
über  Giftmord  anstellen.''  Er  führt  die  Worte  des  Gesetzes  an 
und  wendet  sie  auf  den  vorliegenden  Process  an.  Also  in  dem 
Cornelischen  Gesetze  über  Mord  kam  dieser  Ausdruck  udex 
quaestionis  vor  und  zwar  für  denjenigen,  welcher  die  Geschwore- 
nen leitete  und  die  Untersuchung  führte.  Dies  wird  bestätigt 
durch  die  Zusammenstellung  von  Auszügen  aus  diesem  Corneli- 
schen Gesetze  in  den  Digesten.^)    Es  heisst  zuerst,  es  solle  be- 


a)  Cic.  p.  Cluent  54,  148  lubet  lex  ea,  qua  lege  haec  quaestio  cod- 
statuta  est,  iudicem  quaestionis,  hoc  est,  Q.  Voconium,  cum  iis  iudicitw^ 
qui  ei  obvenerint  (vos  appellat,  iudices)  quaerere  de  veneiio. 

b)  Marcian  in  1.  1  Dig.  ad  leg.  Com.  de  sie.  (XLVUl,  8)  Lege  Cor- 
nelia de  sicarüs  et  veneficis  tenetur,  qui  —  quive  cum  magistratiis  esset 
publicove  iudicio  praeesset,  operam  dedisset,  quo  quis  Msrna  ludidum  pro- 
fiteretor  und  §  1  Praeterea  tenetur  —  quive  magistratos  iudexve  qua^ 
stionis  sab  capitalem  causam  pecuniam  acceperit,  ut  publica  leg«  iW 
fieret.    Vergl.  oben  S.  26. 
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straft  werden,  wer,  während  er  Beamter  war  oder  einen  Crimi- 
nalpnK*es8  leitete,  Jemanden  zu  einer  falschen  Anzeige  in  einem 
Criminalprocesse  verleitet  hätte,  sodann,  es  solle  strafbar  sein, 
wer  als  Beamter  oder  iudea:  quaesiionü  in  einem  Capitalprocesse 
sich  habe  bestechen  lassen.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  Verfüh- 
rung zu  falscher  Angeberei  und  Bestecblichi{.eit  durch  das  Cor- 
nelische  Gesetz  bei  ein  und  denselben  Personen  bestraft  wurde, 
dass  also  in  dem  ersten  und  zweiten  Bruchstücke  ein  und  die- 
selben Personen  als  strafbar  bezeichnet  werden.  Nun  werden 
in  dem  ersten  genannt  Beamte  oder  Vorsitzende  von  Capital- 
processeu,  in  dem  zweiten  Beamte  oder  vudicea  qitaestionis. 
Daraus  folgt,  dass  in  dem  letzteren  die  iudices  quaeatianes  den 
Vorsitzenden  in  Capitalsachen  gleich  sind:  iudea:  qtuMstionis  ist 
eine  andere  Bezeichnung  für  denjenigen,  welcher  ein  Schwurge- 
richt leitet  Wären  diese  immer  Beamte  gewesen,  so  hätte  der 
Recbtsgelehrte ,  welcher  den  Auszug  aus  dem  Cornelischen  Ge- 
setze machte,  unmöglich  sprechen  können  von  Beamten  oder 
Vorsitzenden  in  Gapitalprocessen :  es  besteht  ein  Gegensatz  zwi- 
schen beiden,  die  ituiices  quaeetioms  werden  von  ihm  als  Nicht- 
beamte  verstanden,  wenngleich  sie  allerdings  auch  Beamte  sein 
können. 

Würden  diese  iudiced  quaeationis  nur  im  Cornelischen  Ge- 
setze erwähnt,  so  könnte  man  annehmen,  sie  seien  von  Sulla 
bei  der  grossen  Veränderung,  welche  er  mit  der  Römischen  Ge- 
richtsverfassung vornahm,  neu  eingeführt  worden.  Indessen 
schon  in  dem  Acilischen  Gesetze  werden  sie  erwähnt  und  zwar 
nicht  als  neu ,  wie  es  z.  B.  der  Prätor ,  welcher  fortan  für  die 
Processe  über  Amtsverbrechen  ernannt  werden  sollte,  war,  son- 
dern als  herkömmlich :  der  Ausdruck  wird  als  bekannt  gebraucht. 
Der  Ursprung  desselben  wird  sich  am  besten  aus  den  ältesten 
Erwähnungen  ergeben.  In  den  Schwurgerichten  von  C.  Gracchus 
bis  hinauf  zum  Calpumischen  Gesetze  hat  es  keine  Schwierig- 
keit, iudices  quaeetionum  anzunehmen.  Als  Vorsitzenden  der 
Senatsausschüsse  kennen  wir  zwar  nur  den  Prätor*);  aber  seit 


a)  S.  Bd.  n,  1,  29. 
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dieselben  häufiger  wurden,  konnten  statt  dessen  iudices  quaestio- 
num  eintreten. 

Bei  den  gewöhnlichen  Gerichten  über  gemeine  Verbrechen 
finden  sich    iudices  quaestionis  ausdrücklich   erwähnt.    In  einer 
Inschrift  des  C.  Claudius  Pulcher,  der  95  v.  Chr.  Prätor»)  und 
99  V.  Chr.  curulischer  Aedil  war**),  heisst  es,  derselbe  sei  nach 
seiner  Aedilität  und  vor  seiner  Prätur  gewesen  iudex  quaesiiom 
über   Vergiftungen.*^)     Man  nimmt  an**),  diese  Inschrift  gebe 
einen  deutlichen  Beweis  dafür,  dass  es  schon  vor  Sulla  Schwur- 
gerichte über  Mord  und  Vergiftung  gegeben  habe ,  ja  mau  be- 
trachtet dies  als  den  einzigen  Beweis  dafür.    Dies  Letztere  ist 
unrichtig.    Denn  in  seiner  Rede  für  Sex.  Roscius  ermahnt  Ci- 
cero'^  den  Prätor  M.  Fannius,  den  Vorsitzenden  des  Schwurge- 
richts,  zur  Gerechtigkeit,  er  solle  sich  eben  so  zeigen,  wie  er 
sich  schon   früher   dem  Römischen   Volke  erwiesen  hätte,  zur 
Zeit,  da  er  als  tudeo)  eben  diesem  Gerichte  vorstand.    Der  Pro- 
cess  gegen  Roscius  war  der  erste,   der  nach  den  Proscriptionen 
Sullas  über  Mord  gehalten  wurde,  der  erste  nach  dem  Comeli- 
sehen  Gesetze:  seit  langer  Zeit,  wie  Cicero  sagt,  war  kein  Pro- 
cess   über  Mord  gehalten  worden.«)    Folglich   war  M.  Fannius, 
wenn  er  iudex  in  einem  solchen  Processe  gewesen  war ,   es  vor 
Sullas  Zeit  gewesen  und  ist  mit  C.  Claudius  zusammenzustellen* 
Auch  der  weitere  Schluss,  aus  dieser  Erwähnung  eines  iudtx 
quaestionia  in  einem  Processe  wegen  Vergiftung  und  einen)  an- 
deren wegen  Mord  folge,  dass  es  schon  vor  Sulla  Schwurgerichte 
über  Mord  und  Vergiftung  gegeben  habe,  ist  nicht  richtig.    Wir 
haben  früher  mit  vielen  Gründen  dargethan,   dass  alle  uns  be- 
kannten Gesetze  über  Schwurgerichte  vor  Sulla  nur  über  Amts- 
verbrechen handeln,  dass  es  keine  Spuren  von  der  Ausdehnung 


a)  Cic.  in  Verr.  II,  49,  122. 

b)  Fun.  nat.  bist  Vlll,  19. 

c)  Corp.  Inscr.  Lat.  I  p.  279  aed.  cur.  iudex  q.  veneficis  pr.  repe- 
tundis. 

d)  Cic.  p.  Sex.  Rose.  4,  11  Te  quoque  magno  opere,  M.  Fanni,  qnaeso, 
ut,  qualem  te  iam  antea  popalo  Romano  praebuisti,  cum  huic  eidem  quae- 
stioni  iudex  praeesses,  talem  te  et  nobis  et  reipublicae  hoc  tempore  im* 
pertias. 

e)  Vergl   Bd.  11,  1,  306. 
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der  Schwni^erichte  auf  gemeine  Verbrechen  giebt,  dass  die  Ein- 
richtung der  Schwurgerichte  vor  Sulla  nur  auf  eine  Controlle  der  Be- 
amten berechnet  w^r:  diese  Erwägungen  werden  durcb  die  zwei 
Beispiele  von  iudicea  quaeationia  in  Processen  über  Mord  und  Ver- 
giftung nicht  umgestossen..  Denn  dass  es  auch  vor  Sulla  Ge- 
richte über  jene  Verbrechen  gab,  ohne  Geschworene,  ist  selbst- 
verständlich: in  den  iudices  quaestianis  kann  ein  Grund  für  die 
nothwendige  Annahme  von  Schwurgerichten  nicht  liegen. 

Die  richtige  Folgerung  wird  sein,  dass  die  Schwurgerichte 
nicht  nothweudiger  Weise  mit  den  iudices  quaestionis  zusammen- 
bängen.  Es  gab  diese,  ehe  für  die  Amts  verbrechen  besondere 
Gerichtshöfe,  ehe  Geschworene  eingerichtet  wurden.  Freilich 
können  wir  dieselben  unter  diesem  Namen  nicht  nachweisen. 
Denn  unsere  Kunde  von  der  älteren  Gerichtsverfassung  ist  ge- 
ring und  Beispiele  von  Processen  kaum  überliefert.  Aber  dass 
die  iudices  qiinestionum  in  der  alten  Gerichtsverfassung  ihre 
richtige  Stätte  finden,  ist  sicher.  Es  werden  quaestores  oder 
quaesitores  genannt,  von  denen  ein  Theil  wenigstens  den  späte- 
ren itidices  quassüonis  entspricht.^)  Die  Letzteren  erscheinen 
als  Vorsitzende  von  Criminalprocessen ,  ohne  Prätoren  zu  sein, 
and  diese  finden  sich  unter  dem  Namen  quaesitores  schon  in  der 
alten  Gerichtsverfassung.  Wenn  ein  Process  vorkam,  zu  dessen 
Leitung  der  die  Criminalgerichtsbarkeit  leitende  städtische  oder 
Fremdenprätor  nicht  Zeit  hatte,  so  wurde  ein  Vorsitzender  des- 
selben auch  aus  Privatleuten  erwählt.  Es  sind  die  Namen  quae- 
ntor  und  iudex  quaestionis  gleichbedeutend,  und  dies  spricht 
ein  Scholiast  Giceros  ausdrücklich  aus  ^) ,  ein  iudea  quaestionis 
sei  ein  anderer  Name  für  quaesitor.  Bei  jenem  Namen  wird 
das  Gewicht  auf  das  Aussprechen  des  Urtheils,  bei  diesem  auf 
das  Führen  der  Untersuchung  gelegt.  Beide  Thätigkeiten  ka- 
men in  früherer  Zeit  demjenigen,  welchem  ein  Griminalprocess 
anvertraut  wurde,  in  späterer  dem  Vorsitzenden  des  Schwurge- 


a)  Ulan  sehe  Bd.  I,  2,  94. 

b)  Schol.  Bob.  p.  323  Iudices  quaestionum.  Eosdem  et  quaesitores 
nominabant,  praepositos  scilicet  et  ipsis  iudicibus,  quorum  certas  numerus 
de  causa  pronuntiare  debebat. 
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ricbten  zu:  je  nachdem  man  das  eine  oder  das  andere  henor* 
hebt,  wird  der  Name  gewählt.  An  sich  ist  es  nicht  wahrscbdo- 
lich,  dass  der  Name  iudej*  quaestianis  erst  bei  der  Einrichtung 
der  Schwurgerichte  entstanden  ist.  Denn  er  ist  für  den  Vor- 
sitzenden unpassend.  Die  Geschworenen  selbst  heissen  iudices: 
der  Vorsteher  derselben  kann  nicht  ebenfalls  iudex  heissen, 
sondern  dieser  Ausdruck  muss  sich  aus  einer  Zeit  herschreibeu, 
wo  es  bei  jedem  Gerichtshofe  wirklich  nur  einen  dieses  Nameoa 
gab.  Man  ist  deshalb  auf  den  Gedanken  gekommen  ^^),  der 
iudew  quaestianis  sei  ursprünglich  der  Obmann  der  Geschwore- 
nen, also  der  vorzugsweise  so  genannte  Richter  gewesen:  ihm 
sei,  wenn  der  Prätor  fehlte,  die  Leitung  des  Gerichtes  äbertrageo 
worden  und  daraus  habe  sich  später  die  selbständige  Stellaog 
desselben  entwickelt.  Gründe  für  diese  Annahme  lassen  sich 
nicht  anführen:  sie  erscheint  sehr  anwahrscheinlich,-  wenn  mao 
bedenkt,  dass  zu  der  Zeit,  wo  Geschworene  im  eigentlichen  Sinne 
entstanden,  d.  h.  seit  G.  Gracchus,  diese  aus  dem  Ritterstande 
waren,  folglich  ihr  Obmann  nothwendiger  Weise  auch  Römisdier 
Ritter  sein  musste,  der  iudex  quaestianis  aber  immer  Senator 
gewesen  ist.  Bestätigt  wird  diese  Ansicht,  der  Name  iuder 
quaestianis  sei  gleichbedeutend  mit  quaesitor^  dadurch,  dass  in 
der  späteren  republicanischen  Zeit,  wo  die  iudices  quaesHonii 
in  den  Schwurgerichten  vorhanden  waren,  dennoch  eben  diesel- 
ben zuweilen  quaesitares  heissen:  so  P.  Claudios,  der  Sohn  des 
von  Milo  getödteten,  in  einer  Inschrift,  in  welcher  die  Reihen- 
folge der  Aemter  beweist,  dass  der  quaesiior  dieselbe  Stelle  ein- 
nahm, wie  der  häufiger  so  genannte  iudex  quaegtionis.*)  b 
Oppianicus'  Processe  finden  wir  als  Untersuchungsrichter  C.  Jo- 
nius;  aber  eben  derselbe  wird  von  Cicero^)  mit  einem  allge- 
meineren Namen  als  quaesUor  bezeichnet  Ja  zu  Kaiser  Augusts 
Zeit  findet  sich  ein  quaesitor  iudex  erwähnt®),  der  auch  nichts 

a)  Orell.  378  P.  Claudius  P.  f.  Ap.  n.  Ap.  pron.  Pulcher  q.  quaesitor 
pr.  augur. 

b)  Cic  p.  Gluent  20,  56  Gum  in  consiliam  iri  oporteret,  qnaesi?it  ab 
reo  C.  lunius  quaesitor  ex  lege  illa  Goraelia,  quae  tum  erat,  dam  an  pa^ 
de  se  sententiam  fem  vellet 

c)  Orell.  8109  Q.  Vario  Q.  f.  Gemino  leg.  divi  Aug.  II  procos.  pr*  ^' 
pl.  q.  quaesit  iudic. 
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weiter  sein  kann  als  dieser  ursprünglich  quaesüor,  dann  iudea: 
qnoßsümu  genannte  Vorsitzende  eines  Schwurgerichtes.  Der 
häufigere  Name  war  in  älterer  Zeit  quaedtar^  später,  wahrschein- 
lich um  die  Verwechselung  mit  den  Schatzquästoren  zu  vermei- 
den, iudex  quaestionis^  jedoch  so,  dass  nebenher  auch  der  an- 
dere gleichbedeutende  Name  gebraucht  wurde.  Ich  zweifele  daher 
uicht,  dass  z.  B.  in  Milos  Processe  der  vom  Volke  gewählte 
qua^sitar  auch  iudea:  quaestionis  genannt  werden  konnte  und 
finde  einen  Anhalt  dafür  in  Asconius'  Worten.*) 

Es  ist  mithin  sicher,  dass  vor  der  Gründung  der  Schwur- 
gerichte nicht  bloss  das  Amt  der  ivdices  quaestionum^  d.  h.  die 
Uebertragong  des  Vorsitzes  in  Criminaluntersuchungen  an  Sena- 
toren, welche  kein  Amt  bekleideten,  sondern  auch  ihr  Name 
vorbanden  war.  Iudex  quaestionis  war  gleichbedeutend  mit 
quaeeitor  und  bezeichnete  denjenigen,  der  eine  Untersuchung, 
mochte  dieselbe  von  Geschworenen  oder  von  einem  Einzelnen 
entschieden  werden,  leitete.  Es  gab  verschiedene  Arten  von 
^uaesitares,  solche,  die  mit  besonderer  Vollmacht  vom  Volke 
versehen,  das  selbständige  Recht  der  Entscheidung  hatten,  und 
solche,  die  nur  vom  Senate  oder  den  Beamten  eingesetzt,  natür- 
lich die  dem  Volke  selbst  vorbehalteneu  Rechte  achten  mussten. 
Es  wird  sich  fragen,  welcher  Art  die  ivdices  quaeeüonwm^  welche 
uns  in  den  Schwurgerichten  begegnen,  waren.  Denn  es  ist 
möglich,  dass  der  Name,  wenngleich  ursprünglich  allgemein,  sich 
später  vorzugsweise  an  eine  besondere  Gattung  knüpfte. 

Durch  die  uns  überlieferten  Beispiele  steht  fest,  dass  die 
ludices  quaeeüonum  Senatoren  in  der  Regel  ädilicischen  Ranges 
waren,  welche  sich  durch  jenes  Amt  auf  die  Prätur  vorbereite- 
ten. So  wird  C.  Junius,  der  ivdex  quaestionis  in  dem  Processe 
gegen  Oppianicus,  von  Cicero^)  gewesener  Aedil,  in  der  Mei- 
nung der  Leute  schon  Prätor  genannt;  von  G.  Visellius  Varro 


a)  AscoD.  in  Mil.  p.  d9  creatasque  erat  L.  Domitius  Aenobarbus  quae- 
Btor.  Aliontm  qaoqne  ivdicum,  qui  de  ea  re  iudicarent ,  Pompeius  tales 
proponiit  u.  s.  w. 

b)  Gic.  p.  Clueni  29,  79  aedilicius,  iam  praetor  opinioDibus  hominnm 
oonstxtiitas. 
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heisst  es  bei  eben  demselben*),  er  sei  nach  der  curalischen 
Aedilität  index  quuestionis  gewesen,  von  C.  Cäsar,  er  habe  nach 
der  Aedilität  und  vor  der  Prätur  die  qiiaestio  de  sicanis  gelei- 
tet''), d.  h.  er  sei  index  quaestionis  gewesen.  Von  C.  Octavius. 
des  Kaiser  Augusts  Vater,  wird  in  einer  Inschrift*')  gesagt,  er 
sei  nach  Bekleidung  der  plebejischen  Aedilität  iudex  quaeMto- 
num  gewesen,  mit  einer  für  die  Bedeutung  des  Amtes  nirhl 
unwichtigen  Abänderung  des  Ausdruckes.  Unter  August  selbst 
wird  ein  gewisser  P.  Paquius  nach  dem  Tribunate  und  der  Aedi- 
lität und  vor  der  Prätur  iudex  quaestionis  genannt.'')  Indessen 
nicht  alle  diejenigen,  welche  zu  höheren  Aemteni  emporstiegen, 
bekleiden  die  Aedilität:  es  kann  daher  nicht  auffallen,  dass  zu- 
weilen Senatoren  auch  niederen  Ranges  eben  dasselbe  Amt  führ- 
ten. Zwei  Beispiele  dieser  Art  haben  wir  kurz  zuvor  ange- 
führt"^): in  dem  einen,  der  Zeit  nach  älteren,  war  Jemaod 
Quästor  und  dann  iudex  quaestionis^  nach  welchem  Amte  er 
sogleich  zur  Prätur  aufstieg,  in  dem  zweiten  jüngeren  fahrte  er 
dies  Amt  selbst  vor  der  Quästur,  war  aber,  da  es  von  ihm  heisst, 
er  sei  zuerst  von  dem  Volksstamme  der  Peligner  in  den  Senat 
gekommen,  wahrscheinlich  durch  Reichthum  und  Ansehen  aus- 
gezeichnet. Hierzu  kommt  ein  drittes  Beispiel  0  9  wo  das  Amt 
eines  iudex  quaestionis  vor  der  Quästur  erscheint,  wo  es  indessen 
zweifelhaft  ist ,  ob  dasselbe  in  der  Reihenfolge,  wie  es  verwaltet 
wurde,  aufgeführt  wird.  Diese  Stellung  des  iudex  quaesAmis 
zur  Zeit  der  Schwurgerichte  stimmt  mit  der,  als  es  noch  keine 


a)  Gic.  Brut.  76,  264  cum  post  curulem  aedilitatem  iudex  quaeitioDi^ 
esset. 

b)  Suet.  Caes.  11  in  exercenda   de   sicariis  qaaestione  eos  qaoqae  si- 
carlorum  numero  habuit,  qui  proscriptione  ob  relata  civium  Romanorani 

*    capita  pecuniam  ex  aerariö  acceperant,  quamquam  exoeptos  Gomelüs  i^ 
gibuB. 

c)  Corp.  luscr.   Lat.  I  p.  278  C.  Octavius  C.  f.  C.   n.  C.  pr.  pater 
Augosti  tr.  mil.  bis.  q.  aed.  pl.  cum  G.  Toranio  iudex  quaestionum. 

d)  OrelI.-Henzen  6450  P.  Paquius   —   tribuuus  plebis  aedüifi  comlis 
iudex  quaestionis  praetor  aerari. 

e)  S.  oben  S.  Ii2. 

f)  Orell.  3827  G.  Appuleius  M.  f.  Tappo  pr.  aed.  tr.  pl.  q.  iudex  qua^ 
stionis  rerum  capitalium. 
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gab:  voD  C.  Claudias  Pulcher,  der  vor  Sulla  lebte»),  heisst  es, 
er  sei  nach  der  curulischen  Aedilität  und  vor  der  Prätur  in 
VergiftuDgsprocessen  iiuiea)  quaestionis  gewesen,  und  ebenso  ge- 
langte M.  Fannius^),  der  nach  dem  gewöhnlichen  Verfahren 
imlex  quaestiania  über  Mord  gewesen  war,  alsbald  zur  Prätur. 
Es  bildete  sonach  das  Amt  desselben  eine  Stufe  unter  den 
gewöhnlichen  Ehrenstellen.  Seine  Dauer  konnte  sich  entweder 
auf  einen  einzelnen  Auftrag  beschränken,  oder  einen  einjährigen 
oder  mehrjährigen  Zeitraum  einnehmen.  Im  ersten  Falle  wäre 
der  iudex  quaestionis  für  einen  einzelnen  Process  ernannt  wor- 
den. Aber  diejenigen ,  von  denen  wir  hier  handeln ,  sind  ande- 
rer Art;  Einer  von  ihnen  C.  Claudius  heisst  allerdings  iudeo! 
qiiOMtionis  bei  Processen  über  Giftmord,  und  dieser  Name  hatte 
seine  Berechtigung,  auch  wenn  er  zufällig  diese  Processe  zu 
leiten  hatte,  nicht  ihrethalben  ausdrücklich  erwählt  war.  Aber 
die  anderen  heissen  iudicea  quaestionis^  ohne  Hinzufugung  der 
bestimmten  Processe,  welche  sie  leiteten:  hätten  sie  nur  einen 
besonderen  Zweck  gehabt,  so  würde  dieser,  wenigstens  zuweilen, 
genannt  werden.  In  zwei  Beispielen  heissen  sie  iudices  quae- 
Himum^  worin  ihre  Bestimmung  für  mehrere  Processe  liegt 
Noch  weitere  Auskunft  giebt  die  Kunde  von  C.  Junius,  dem  iur- 
(lex  quaestionis  in  Oppianicus'  Processe.  Er  hatte  die  Unter- 
suchung geführt,  Oppianicus  war  verurtheilt,  der  Process  gegen 
ihn  zu  Ende.  ^)  Da  erhob  sich  das  Gerücht,  Junius  sei  bestochen 
worden:  er  wurde  angeklagt  und  verurtheilt,  wie  Cicero  aus- 
drücklich hervorhebt,  noch  während  er  ivdex  qucLestmds  war. 
Wäre  Junius  nur  für  Oppianicus'  Process  oder  auch  nur  für  die 
anderen  mit  ihm  in  Verbindung  stehenden  Processe  zum  ivdeoß 
qmestionis  ernannt  worden,  so  hätte  sein  Amt  mit  Oppianicus' 
Verurtheilung  aufgehört:  da  es  fortdauerte,  muss  seine  Thätig- 
keit  eine  allgemeinere  gewesen  sein,  sein  Amt  einen  bestimmten 


a)  S.  oben  S.  140. 

b)  S.  oben  S.  140. 

c)  Gic  p.  Glaent.  33,  89  Condemnatus  est  G.  lunius,  qui  ei  quaestioni 
praeinerat;  adde  etiam  illad,  si  placet,  tum  est  condemuatas,  cum  esset 
iudex  quaestionis. 

IV.  10 
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längeren  oder  kürzeren  Zeitraum  gedauert  babeo.    Auch  die  Aus- 
dehnung dieses  Zeitraunaes   wird   bei  dieser  Gelegenheit  ange- 
geben.   Cicero  bemerkt,  Junius  sei  nicht  wegen  Bestechlichkeit 
angeklagt  worden*),  und  hätte  es  nicht  werden  können,  weil  er 
selbst   iuilex  quaesüonis  in  Processen   nach*  dem  ComelischeD 
Gesetze  über  Mord,  das   auch  die  Bestechlichkeit  der   lUchter 
umfasste^O,  war.    Hätte  dies  dennoch  geschehen  sollen,  so  bitte 
sein    Ankläger,  der  Volkstribun  Quinctius,  einige  Tage  warten 
müssen;  aber  dann  wäre  derselbe  ebenfalls  Privatmann  gewor- 
den.  Quinctius  habe  seine  Macht  als  Volkstribun  benutzen  wollen 
und  deshalb  eine  andere  Anklage  gegen  Junius  angestellt  Das 
Verhältniss  war  demnach  folgendes.    Oppianicus*  Verurtheilnng 
war  gegen  Ende  des  Jahres,  etwa  im  Monate  November  erfolgt 
Hätte  also  der  Volkstribun  Quinctius  den  Untersuchungsrichter 
Junius  wegen  Bestechlichkeit  vor  einem  Schwurgerichte  anklagen 
wollen,  so  hätte  er  bis  zum  Ablaufe  des  Jahres  warten  müsseii: 
dies  aber  wollte  er  nicht,  weil  er  dann  auch  sein  eigenes  Amt 
niedergelegt  haben  würde,  er   begann   deshalb  gegen  denselben 
eine  andere  Anklage.    £&  ergiebt  sich  zweifellos,  dass  das  Amt 
eines    Untersuchungsrichters   mit  dem  Jahresschlüsse  aoihörte, 
folglich  auch  mit  dem  Jahresanfänge  begann  und  überhaupt  jähr- 
lich war. 

Indessen  hiergegen  erhebt  man  Einwendungen,  die  von  eben 
demselben  Processe  gegen  C.  Junius  hergenommen  werden.^^ 
Man  sagt,  es  folge  aus  demselben,  erstlich,  dass  der  Unter- 
suchungsrichter, gleich  allen  anderen  Geschworenen,  bei  Krö- 
nung jedes  einzelnen  Processes  besonders  vereidigt  werden  musste. 
zweitens,  dass  der  Untersuchungsrichter  selbst  während  der  Zeit 
seiner  Amtsführung  criminell  angeklagt  werden  konnte,  während 
als  allgemeine  Regel  galt,  dass  kein  Beamter  vor  Ablauf  sdne« 


a)  Cic.  p  Cluent  33,  90  qua  de  re  lunius  causam  dixerit  Quem- 
cunque  rogaveris,  hoc  respondebit,  quod  pecuniam  acceperit,  quod  innoceo- 
tem  circumvenerit  Est  haec  opinio.  At  si  ita  esset  hac  ieg»  aecuntnis 
oportuit ,  qaa  accusatur  Habitus.  At  ipso  ea  lege  qiaerebait  Paiioos  dies 
expectasset  Quinctius.  At  neque  privatus  accusare  nee  sedata  iam  invidia 
volebat 

b)  S.  oben  S.  26. 
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Amtes  belangt  werden  durfte.  Diese  Einwendungen  sind  nicht 
richtig.  Cicero  sagt"),  C.  Junius  sei  mit  einer  Geldstrafe  belegt 
worden,  weil  er  auf  das  Gesetz  nicht  geschworen  hätte.  Cicero 
stellt  dies  ausdrücklich  der  Bestrafung  nach  dem  Cornelischen 
Gesetze,  welche  wegen  Bestechlichkeit  hätte  stattfinden  können, 
gegenüber.  Es  ist  eine  unbegründete  Behauptung,  ein  Beamter 
(iörfe  überhaupt  nicht  belangt  werden.  Vor  das  Schwurgericht 
darf  er  nicht  gestellt  werden;  aber  wenn  ihm  gesetzlich  bei 
Geldstrafe  verboten  ist  etwas  zu  thun  oder  zu  unterlassen,  und 
er  dies  dennoch  thut  oder  unterlässt ,  darf  diese  auch  während 
i»eiaes  Amtes  von  ihm  eingezogen  werden.  In  der  Bestrafung 
selbst  liegt  mithin  kein  Beweis  dafür,  dass  der  Untersuchungs- 
richter nicht  den  Charakter  eines  Beamten  gehabt  habe.  Den 
Schwur,  welchen  der  Untersuchungsrichter  auf  das  Gesetz  zu 
leisten  hatte,  erklärt  man  als  denjenigen,  der  vor  dem  Beginne 
eines  jeden  einzelnen  Processes  geleistet  werden  musste ;  daraus 
folgert  man,  der  Untersuchungsrichter  sei  für  den  einzelnen  Pro- 
ce.s8  ernannt  worden.  Indessen  Cicero  stellt  die  Unterlassung 
de8  Scbwures  als  etwas  Unbedeutendes  dar,  als  einen  Form- 
fehler, der  eigentlich  gar  nicht  hätte  bestraft  werden  müssen :  er 
deutet  an,  dass  zu  verschiedenen  Zeiten  verschiedene  Gesetze  zu 
beschwören  gewesen  wären:  das  kann  nicht  derjenige  Schwur 
^eio,  durch  welchen  der  Untersuchungsrichter  in  Eid  und  Pflicht 
genommen  wurde.  Ferner,  hätte  es  sich  um  solchen  Amtseid 
gehandelt,  so  wäre  nicht  der  Untersuchungsrichter,  sondern  der 
Beamte,  der  ihn  bestellt  hatte,  strafbar  gewesen:  es  musste  ein 
Kid  sein,  den  jener  selbständig,  im  Laufe  seiner  Amtsführung 
zu  leisten  hatte.  Dergleichen  lassen  sich  viele  denken.  Z.  B. 
für  jeden  Process  wurde  die  Decurie,  aus  welcher  die  Geschwo- 
renen erloost  und  verworfen  wurden,  angewiesen :  die  Verloosung 


a)  Cic.  p.  Cluent.  33,  91  Maltam  petivit  (Quiuetius).  Qua  lege?  Quod 
iD  legem  dod  iurasset,  quae  res  nemini  unquam  fraudi  fuit  et  quod  C.  Ver- 
las, praetor  urbanus,  homo  sanctus  et  diligens,  subsortitionem  eius  in  eo 
codice  non  haberet,  qui  tum  interlitus  pi*oferebatur.  —  His  de  causis  C,  lu- 
0108  condemnatus  est,  levissimis  et  infirmissiittis,  quäd  oninioo  in  iudicium 
afferri  non  oportuit;  ibid.  34,  92  si  in  aliquam  legem  aliquando  non  iura- 
^('rat ;  ibid.  35,  96  quod  in  legem  ilon  iurasset.    Yergl.  oben  S.  112. 
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nahm  der  ÜDiersuchangsrichter  vor  and  bei  derselben  mosste  er 
für  jeden  einzelnen  Proeess  schwören,  dass  er  gesetzlich  and 
ohne  böse  Absicht  verfahren  habe.  In  dem  Acilischen  Gesetze 
heisst  es,  der  Prätor  solle  bei  der  Aufstellung  der  jährlichen 
Richterliste,  die  Parteien  bei  der  Auswahl  der  Geschworenen 
für  ihren  Proeess  schwören.  Dies  war  ein  Schwor,  der  von  je- 
dem Vorsitzenden  eines  Schwurgerichtes,  mochte  es  ein  Prätor 
oder  nur  ein  Untersuchungsrichter  sein,  zu  leisten  war.  Ein 
solcher  war  von  Junius  bei  Oppianicus'  Processe  verabsaamt; 
dies  geht  aus  Ciceros  Zusatz,  der  städtische  Prätor  habe  Juoios* 
Nachloosung  nicht  in  seinen  Listen  gehabt,  hervor.  Also  wegen 
dieses  Formfehlers,  weil  der  Untersuchungsrichter  einen  bei  der 
Loosung  vom  Gesetze  geforderten  Eid  nicht  geleistet,  ver- 
bunden mit  dem  Umstände ,  dass  die  Auslassung  in  den  piito- 
rischen  Listen  einen  Betrug  anzudeuten  schien,  erfolgte  dessen 
Verurtheilung  zu  einer  Geldstrafe:  sie  hätte  eben  so  den  Prätor 
in  gleichem  Falle  getrofiPen. 

Die  Thätigkeit  des  Untersuchungsrichters  bestand,  wie  über- 
einstimmend anerkannt  wird,  in  der  Leitung  und  dem  Vorsitze 
eines  Gerichtshofes.  Von  C.  Junius  haben  wir  so  eben  seine 
Nachloosung  erwähnt,  auch  von  Q.  Gnrtius  heisst  es,  er  habe 
eine  Loosung  der  Geschworenen  vorgenommen.*)  Von  Jonias 
wurde  ferner  gesagt,  er  hätte  dem  Gerichtshofe  voi^estanden, 
die  Parteien  gefragt,  ob  die  Abstimmung  geheim  oder  öffentlich 
stattfinden  sollte^),  habe  dann  die  Abstimmung  geleitet""),  ton 
C.  Caesar**),  er  habe  eine  Untersuchung  über  Mord  gefuhrt,  wo- 
bei er  so  viel  Gewalt  hatte,  dass  er  diejenigen,  welche  während 
der  Proscriptionen  Geächtete  getödtet  hatten,  gegen  die  Conie- 
lischen  Gesetze  für  schuldig  erklärte.^)  Das  Acüische  Gesetz') 
schliesst  in  seinen  allgemeinen  Ausdrücken  sowohl  bei  dem 
Verfahren  während  des  Processes  als  auch  bei  der  Anklage  den 


a)  Cic.  in  Verr.  I,  61. 

b)  Cic.  p.  Glaent.  20,  55  an  der  S.  142  angefahrten  Stelle. 

c)  Cic.  p.  Cluent  29,  79. 

d)  S.  oben  S.  144. 

e)  Man  sehe  die  Stellen  oben  S.  137. 
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Untersacbungsrichter  mit  ein,  and  das  Gornelische  Gesetz,  das 
ihn  in  Bezug  auf  Bestechlichkeit  dem  Beamten  gleich  stellt,  er- 
kennt damit  seinen  Einfluss  auf  den  Process  an.  Der  Unter- 
suchangsrichter  hat  also  die  Leitung  des  Processes  vom  Beginne 
der  Anklage  bis  zur  Ausführung  des  Urtheilsspruches  und  zwar 
mit  einer  gewissen  Selbständigkeit:  sonst  würde  er  nicht  vom 
Gesetze  gleich  dem  Prätor  behandelt  werden.  Man  hatte  be- 
hauptet, der  Untersuchungsrichter  sei  neben  oder  vielmehr  unter 
dem  Prätor  bei  ein  und  denselben  Processen  thätig  gewesen**), 
und  dafür  einige  Beispiele  aus  den  Processen,  in  welchen  Ci- 
cero Reden  hielt,  angeführt  Indessen  diese  Beispiele  werden 
jetzt  richtiger  erklärt:  es  ist  kein  Fall  bekannt,  wo  Prätor  und 
Untersuchungsrichter  bei  einem  Processe  vorkommen. 

Der  Prätor  wurde  vom  Volke  gewählt:  von  wem  der  Un- 
tersuchungsrichter ernannt  wurde,  wird  nirgends  gesagt.  Ich 
sehe  nur  zwei  Möglichkeiten,  entweder  das  Volk  wählte  ihn  oder 
der  Senat.^)  Beides  geschah  bei  den  qiuießüoresj  welche  nach 
uralter  Sitte  für  die  Criminalgerichtsbarkeit  ernannt  wurden.*) 
Nimmt  man  das  erstere  an,  so  mnss  man  zugleich  eine  höhere 
Befdgniss  der  Untersuchungsrichter,  als  sie  hatten,  annehmen. 
Denn  das  Volk  pflegte  den  von  ihm  gewählten  Richtern  eine 
durch  Provocation  nicht  beschränkte  Gewalt  zu  übertragen,  und, 
wo  in  späterer  Zeit  eine  Wahl  durch  das  Volk  stattfand,  wie 
z.  B.  bei  Milos  Processe,  wurden  mindestens  gewesene  Prätoren 
gewählt  Dagegen  der  Senat  grifip  häufig  in  die  Vertheilung  der 
Ämtskreise  der  Richter  ein.  Wie  er  in  ausserordentlichen  Fällen 
den  Consuln  die  Richtergewalt  übertrug,  den  Prätoren  diese  oder 
jene  Untersuchung  anwies,  so  konnte  er  auch  zur  Aushülfe  der 
Prätoren  jährliche,  denselben  an  Rang  nahe  stehende  Beamte  er- 
nennen. Ich  vergleiche  diese  Untersuchungsrichter  mit  den  Le- 
gaten, welche  die  Prätoren  in  den  Provinzen  hatten.  Wie  diese 
entweder  vom  Senate  ernannt  oder  nach  einem  Senatsbeschlusse 
vom  Statthalter  ausgewählt  werden^),  so  geschieht  es  auch  mit 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  93. 

b)  Man  vergleiche  über  die  Wahl   von  Legaten  in  der  späteren  Zeit 
der  Republik  z.  B.  Cic.  epi»t.  I,  7,  10;  iu  Vat  15;  p.  Sest.  14. 
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den  Untersuchungsrichtern.  Es  machte  wenig  Unterschied,  ob 
der  Senat  oder  die  Prätoren  wählten.  Denn  grundsätzlich  nahm 
man  die  den  Prätoren  au  Rang  zunächst  stehenden  Senatoren. 
Aber  die  Bestätigung  oder  der  Auftrag  zum  Amte  erfolgte  durch 
den  Senat.  Legaten  konnte  man  sie  nicht  nennen,  weil  darin 
die  Andeutung  läge,  dass  sie  ihr  Amt  ausserhalb  Roms  verwal- 
teten: sie  erhielten  daher  ihren  Namen  von  den  ihnen  aufgetra- 
genen Geschäften. 

Ueber  den  Unterschied  zwischen  dem  Prätor  und  dem  Un- 
tersuchungsrichter sind  unsere  Nachrichten  dürftig.  Dieser  lei- 
tete die  Schwurgerichte :  die  Thätigkeit  der  Pmtoren  ging  wei- 
ter. Sie  hatten  auch  diejenigen  Fälle  zu  entscheiden,  in  welchen 
es  nicht  zum  Schwurgerichte,  zu  einem  eigentlich  so  genannten 
iudicium  kam ,  wo  beim  Eingeständnisse  des  Angeklagten  oder 
seiner  oifenbaren  Schuld  kein  Urtheil  nöthig  war.*)  Dass  mi 
Sulla,  der  den  beiden  städtischen  Prätoren  die  Criaünalgerichts- 
barkeit  abnahm  und  dafür  eigene  Prätoren  einsetzte,  dieser  Tbeil 
der  prätorischen  Thätigkeit  den  Untersuchungsrichtern,  überlassen 
wurde,  ist  nicht  wahrsclieinlich.  Vor  Sulla  mag  es  bei  der 
Menge  von  Geschäften,  welche  den  städtischen  Prätoren  oblagen, 
geschehen  sein  und  mau  kann  das  Beispiel  von  P.  Claudius  so 
erklären.^)  Aber  aus  den  Zeiten  nach  Sulla  geben  die  uns  be- 
kannten Beispiele  nur  auf  die  Leitung  der  Schwurgerichte.  Sie 
erforderte  wenig  Selbständigkeit,  es  kam  auf  genaue  Beobach- 
tung des  vom  Gesetze  bis  ins  Einzelne  hinein  vorgeschriebenen 
Verfahrens  an  und  der  Urtheilsspruch,  ob  schuldig  oder  unschul- 
dig, wurde  nach  der  Entscheidung  der  Geschworeneu  gefallt 
Dagegen  die  Entscheidung,  ob  Jemand  vor  das  Schwurgeiicfat 
zu  verweisen  war  oder  nicht,  verlangte  eine  selbständigere  Thä- 
tigkeit, eine  grössere  Würde,  wie  sie  nur  der  unter  Auspicien 
vom  Volke  erwählte  Prätor  haben  konnte.  Bei  Serv.  Suipiciiu, 
der  im  Jahre  55  v.  Chr.  Prätor  über  Staatsdiebstahl  war,  habt 
Cicero^)  diesen  Tbeil  der  Thätigkeit  besonders  hervor.    £s  \s>i 


a)  S.  Bd.  II,  1,  354  und  das  folgende  Gsij>iteL 

b)  S.  oben  S.  140. 

c)  Cic.  p,  Miu-.  20,  42. 
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also  wahrscheinlich,  dass  dieser  Theil  der  Griminalgericbtsbar- 
keit  dem  Prätor  ausschliesslich  verblieb  und  den  Untersuchungs- 
richtern nicht  anvertraut  wurde.  Es  kam  dabei  auch  auf  Ver- 
handlungen mit  anderen  Beamten,  namentlich  mit  den  Volkstri- 
bauen  an,  wie  sie  der  letztere  nicht  fuhren  konnte. 

Indessen  auch  in  der  Leitung  der  Schwurgerichte  war  der 
Untersuchungsrichter  nicht  unabhängig.  Das  Acilische  Gesetz 
über  Amtsverbrechen  macht  einen  Unterschied  zwischen  dem 
Prätor  und  dem  Untersuchungsrichter:  wo  es  von  der  Aufstellung 
der  jährlichen  Richterliste  bandelt") ,  nennt  es  ausdrücklich  den 
Prätor;  beim  späteren  Verfahren^)  braucht  es  den  allgemeinen 
Ausdruck  Richter,  unter  dem  auch  der  Untersuchungsrichter 
verstanden  werden  kann.  Beispiele,  wo  der  Prätor  in  die  An- 
ordnungen des  Untersuchungsrichters  eiugegrifiPen  hat,  sind  uns 
nicht  überliefert  und  mögen  selten  vorgekommen  sein;  aber 
möglich  waren  sie.  Denn  der  Prätor  war  der  höhere  Beamte 
und  seine  Thätigkeit  auf  die  Gerichtsbarkeit  gerichtet.  Insbe- 
sondere musste  die  Einwirkung  des  Prätors,  me  bei  der  Einlei- 
tung der  Proeesse,  so  auch  bei  der  Ausführung  des  Urtheils  her- 
vortreten. Der  Prätor  entschied  über  diejenigen  Fälle,  in  wel- 
chen kein  Schwurgericht  nöthig  war :  daraus  folgt,  dass  überhaupt 
jede  Anklage  zuerst  bei  ihm  angebracht  wurde.  Er  beurtheilte, 
ob  der  vorgetragene  Fall  eines  gerichtlichen  Urtheils,  mithin 
eines  Schwurgerichtes  bedurfte.  War  dies  nicht  der  Fall,  so 
entschied  er  selbst;  war  ein  Schwurgericht  nöthig,  so  verwies  er 
die  Anklage  an  dasselbe,  konnte  auch  die  Leitung  sowohl  bei 
Amts-  wie  bei  gemeinen  Verbrechen  übernehmen.  Die  Proeesse 
gegen  Sex.  Roscius  über  Mord  und  gegen  C.  Verres  über  Er- 
pressung wurden  beide  von  Prätoren  geleitet,  jener  von  C.  Fan- 
nius,  dieser  von  M.'  Acilius.  Der  Prätor  konnte  aber  die  Schwur- 
gerichte auch  einem  Untersuchungsrichter  überweisen,  wie  z.  B. 
C.  Junius  und  C.  Caesar  Schwurgerichte  über  Mord  leiteten, 
beide  ebenfalls  nach  dem  Cornelischen  Gesetze.  Diese  Ueber- 
weisung  an   die  Untersuchungsrichter   war   wahrscheinlich  das 


a)  Z.  XVIII  Praetor  qaei  legerit,  is. 

b)  Mau  sehe  die  8.  137  augefUhrteD  Stelleo. 
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Häufigste;  denn  die  Prätoren  hatten  noch  viele  andere  Geschäfte 
und  mochten  zu  den  zeitraubenden  Verhandlungen  vor  den  Ge- 
schworenen nicht  Müsse  haben.  Cicero»)  schildert  einmal,  wie 
der  bekannte  P.  Clodius  ein  Schwurgericht  gewaltsam  gestört 
habe:  die  Untersuchungsrichter,  sagt  er,  wurden  von  den  näch- 
sten Tribunalen  hinuntergetrieben.  Bei  der  Ausführung  des 
Urtheilsspruches  geschah  zwar  nach  Römischer  Sitte  das  Meiste 
durch  denjenigen,  welcher  denselben  gefällt  hatte;  aber  es. lasseo 
sich  doch  auch  Fälle  denken,  wo  der  Prätor  mit  seinem  imperium 
einschreiten  musste. 

Ueber  die  Vertheilung  der  Geschäfte  zwischen  den  Prätoren 
und  Untersuchungsrichtern  geht  die  allgemeine  Meinung  jetzt 
dahin  ^^),  dieselbe  sei  gleichmässig  unter  beide  erfolgt.  Jede 
quaestio,  sagt  man,  d.  h.  jede  Gattung  von  Verbrechen,  hatte 
ihren  besonderen  Vorsitzenden :  da  es  nun  mehr  quae^ones  gab, 
als  Prätoren  ,  so  nahm  man  die  Untersuchungsrichter  zu  Hülfe, 
und  unter  diese,  wie  unter  die  Prätoren,  wurden  beim  An&nge 
des  Jahres  die  quaestiones  verloost  Unmittelbare  Zeugnisse  bat 
man  für  diese  Annahme  nicht:  man  stützt  sie  auf  Folgerungen. 
In  den  uns  bekannten  Processen  erscheint  immer  als  Vorsitzen- 
der ein  Prätor  oder  ein  Untersuchungsrichter:  von  dem  Letzte- 
ren heisst  es,  er  habe  das  Verfahren  geleitet.  Folglich  hatte  er 
den  selbständigen  Vorsitz  in  einem  Schwurgerichte.  Des  Prätors 
Thätigkeit  bestand  auch  in  nichts  anderem:  demnach  wurden 
die  quaestiones  unter  beide  gleichmässig  veilheilt.  Die  Lacken 
in  dieser  Beweisführung  sind  ersichtlich.  Wenn  in  den  vier  uns 
überlieferten  Beispielen  nur  der  Prätor  oder  der  Untersuchungs- 
richter erscheint,  so  folgt  daraus  nicht,  dass  dies  immer  der 
Fall  war :  wenn  der  Untersuchungsrichter  das  Schwurgericht  lei- 
tet, so  folgt  daraus  keine  selbständige  Leitung:  noch  viel  weni- 
ger besteht  des  Prätors  Thätigkeit  ausschliesslich  in  der  Leitung 
der  Schwurgerichte ,  eben  so  wenig  hatte  jede  sogenannte  quä^- 
8tio  ihren  besonderen  Vorstand.  Unmöglich  aber  erscheint  eine 
solche  Gleichstellung  der  Prätoren  und  Untersuchungsrichter, 
wenn  man  diejenigen  Fälle  bedenkt,  in  denen  es  keines  Schwor- 


a)  Cic.  in  Vatin.  14,  34. 
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gerichtes  bedurfte.  Die  jährli('he  Verloosung  der  richterlichen 
Amtskreise  konnte  sich  nur  auf  die  Prätoreu,  nicht  auf  die  Un- 
tersachiuigsrichter  beziehen  und  der  Grund  für  die  Einsetzung  der 
letzteren  lag  nicht  in  der  Menge  der  Gerichtshöfe,  sondern  in  der 
Menge  der  einzelnen  Griminalprocesse.  Man  hat  ferner  behauptet, 
bei  den  Processen  über  Erpressung  kämen  Untersuchungsrichter 
nicht  vor.^)  Die  Thatsache  ist  richtig.  Allein  eben  so  wenig  lässt 
sich  ein  solcher  bei  den  übrigen  Amtsverbrechen,  bei  Fälschung  und 
Staatsdiebstahl  nachweisen.  Dennoch  wird  man  daraus  nicht 
schliessen  dürfen,  es  habe  bei  ihnen  keine  Untersuchungsrichter  ge- 
ben konlien.  Im  Allgemeinen  darf  man  annehmen,  dass  diese  selte- 
ner bei  Processen  über  Amtsverbrechen  eingetreten  sind:  denn 
sie  waren  weniger  zahlreich,  als  die  über  gemeine  Verbrechen, 
aasserdem  meist  von  politischer  Bedeutung.  Dass  sie  bei  ihnen 
aber  möglich  waren,  beweist  das  Acilische  Gesetz.') 

Es  gab,  wie  wir  oben  gezeigt,  nicht  in  ein  und  demselben 
Schwurgerichtsprocesse  einen  Prätor  und  einen  Untersuchungs- 
richter; aber  wohl  gab  es  beide  zusammen  in  ein  und  derselben 
quaegtio^  wenn  man  darunter  einen  Gerichtshof,  der  alle  Ver- 
brechen gleicher  Gattung  abzuurtheilen  hat,  versteht.  Vor  dem 
Gerichtshofe  über  Mord,  welchen  das  Cornelische  Gesetz  gegrün- 
det hatte,  leitete  den  Process  gegen  Sex.  Roscius  ein  Prätor, 
dagegen  den  gegen  Oppianicus  ein  Untersuchungsrichter.  Ent- 
weder wurden  nun  die  Untersuchungsrichter  den  prätorischen 
Ämtskreisen  beigegeben,  so  dass  sie  immer  nur  Processe  ein 
and  derselben  Gattung  leiteten,  oder  sie  wurden  als  Gehülfen 
der  Prätoren  im  Allgemeinen  erwählt  und  nach  Bedürfniss  ver- 
wandt. Ich  halte  das  Erstere  für  wahrscheinlicher,  nicht  bloss, 
weil  es  Römische  Sitte  ist,  allen  Beamten  einen  bestimmten 
Kreis  für  ihre  Thätigkeit  anzuweisen,  sondern  auch  wegen  einer 
Bemerkung  Ciceros.^)  C.  Junius  hatte  als  Untersuchungsrichter 
Oppianicus'  Verurtheilung  wegen  Giftmordes  ungerechter  Weise 
herbeigeführt    Cicero  sagt,  er  hätte  deswegen  nach  dem  Gorne- 


a)  S.  oben  S.  137. 

b)  Cic.   p.  Cluent  33,  90  At  ipse  ea  lege  quaerebat.     Paucos  dies 
expeciasset  Quinctius. 
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lischen  Gesetze  über  Mord,  das  die  Bestechlichkeit  der  Beamteo 
in  einem  CrimiDalprocesse  umfasste*),  angeklagt  werden  müsseo, 
diese  Anklage  sei  indessen  nicht  sogleich  möglich  gewesen,  weil 
Junius  selbst  nach  jenem  Cornelischeu  Gesetze  Untersuchungen 
führte.  Daraus  erkennt  man,  dass  derselbe  auch  nach  Beendi- 
gung von  Oppianicus'  Processe  bis  zum  Ablaufe  seines  Amts- 
Jahres  überhaupt  als  Untersuchungsrichter  über  Mord  und  Ver- 
giftung thätig  war.  Eben  derselbe  Untersuchungsrichter  wird, 
glaube  ich,  in  jener  Inschrift  bezeichnet,  welche  C.  Appulejo^ 
iudex  quaestionis  verum  capitalium  nennt^),  mit  einem  aller- 
dings einzeln  dastehenden  Ausdrucke.  Ueber  die  Zahl  der  jähr- 
lich erwählten  Untersuchungsrichter  wissen  wir  nichts:  wahr- 
scheinlich wechselte  sie  nach  Bedürfniss. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  unserer  Untersuchung  über  die 
für  die  Erkenntniss  der  Verwaltung  der  Griminalgerichtebarkeit 
nicht  unwichtigen  iudicea  qu<iestionis  zusammen.  Schon  m  alteu 
Zeiten  wurden  vielfach  für  die  Entscheidung  von  Crimioalpro- 
cessen  Privatleute  erwählt,  höheren  Ranges  und  höherer  Gewalt, 
wenn  sie  ihre  Vollmacht  vom  Volke  erhielten,  in  beiderlei  Hin- 
sicht niedriger  stehend,  wenn  sie  nur  vom  Senate  ernannt  wur- 
den. Sie  hiessen  eigentlich  qucieaitores.  Aber  es  fahrte  sieb 
für  dieselben,  wahrscheinlich  um  die  Verwechselung  mit  den 
Schatzbeamten  zu  venneiden,  auch  der  Name  iudeo!  quaentiom 
ein,  in  ebenso  allgemeiner  Bedeutung  für  jeden,  der  eine  Crinii- 
naluntersuchung  leitete.  Am  häufigsten  waren  natürlich  diejeni- 
gen, welche  der  Senat  zur  Unterstützung  der  mit  der  gesammteo 
Gerichtsbarkeit  in  Rom  betrauten  Prätoren  ernanute,  und  hätten 
wir  genauere  Kunde  von  der  damaligen  Römischen  Geschichte, 
so  würden  wir  ihnen  vielfach  begegnen.  Eine  besondere  Bedeu- 
tung gewannen  sie  bei  der  Einrichtung  der  Schwurgerichte,  und 
wurden  um  so  häufiger,  je  mehr  sich  die  ganze  CriminalgerieUs- 
barkeit  in  diesen  vereinte.  Jährlich  worden  sie  in  anbesümm- 
ter  Anzahl  aus  denjenigen  Senatoren,  welche  den  Prätereu  am 
nächsten  standen,   vom  Senate  ernannt:  in  der  Regel  gewesene 


a)  S.  oben  S.  26  und  146. 

b)  Mau  »ehe  obeu  S.  144. 
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AediIeD,  aber  auch  gewesene  Quästoren,  ja  selbst  Senatoren, 
welche  noch  keine  Aemter  bekleidet  hatten,  kamen  vor.  Ohne 
eigentlich  Beamte  (moffistrcUus)  zu  sein,  genossen  sie  doch  die 
Vortheile  derselben :  sie  waren ,  so  lange  sie  sich  im  Amte  be- 
fanden, von  Criminalanklagen  frei.  Sie  dienten  zur  Unterstfltzung 
der  Prätoren,  denen  ihre  Amtskreise  jährlich  angewiesen  wur- 
den ;  aber  ihre  Thätigkeit  scheint  sich  auf  die  Leitung  derjenigen 
Schwurgerichte,  welche  ihnen  die  Prätoren  tiberliesseu,  beschränkt 
zu  haben.  In  dieser  ihrer  Tliätigkeit  waren  sie  für  dasjenige, 
was  sie  thaten,  verantwortlich^  konnten  aber  dennoch  durch  die 
Prätoren,  welche  ihnen  ihren  Auftrag  gegeben  hatten,  überwacht 
werden.  Wir  kennen  sie  bis  in  die  Zeit  des  Kaisers  Augustus: 
später  kommen  sie  nicht  vor.  Durch  welche  Einrichtung  sie 
überflüssig  wurden  zu  untersuchen,  gehört  nicht  hierher,^) 


Neuntes  Capitel. 

Die  Geflchäflskreise  der  Prltorea  seit  den  Cümehschea  Gesetien,  sowohl 
te  städtisclieA  lud  Fremdenprltors  als  aiek  der  Mrlgea  mit  der  SIraf« 
Kerichtaterkelt  beschiftigteii.  Begriff  einer  quaestlo.  YerscU^dealielt 
der  Jetten.  lamen  der  fiescWtskreise.  Trennung  und  Zusammenlegong 
derselben.  Yertheilnng  unter  die  sechs  Pr&toren  durch  Solla.  Yerthei- 
liug  Im  Jahre  66  v.  Chr.  Die  Pritoren  und  Untersuchungsrichter  dieses 
Jahres.  Die  ferneren  Erwähnungen  von  prätorischen  imtskreisen  sind 
vereinzelt  und  gestatten  keine  allgemeinen  Felgerungen. 

Die  Prätoren  erfuhren  durch  Sullas  Gesetzgebung  eine  grosse 
Veränderung.  Nicht  nur  wurde  ihre  Zahl  vermehrt,  so  dass  es 
fortan  acht  waren*),  sondern  auch  ihre  Amtskreise  wesentlich 
geändert^)  Bis  auf  Sulla  war  die  Civil-  und  Criminalgerichts- 
barkeit  vereint  in  der  Hand  des  städtischen  und  des  Fremden- 
prätors  gewesen.  Sulla  beschränkte  beide  auf  die  Civilgerichts- 
barkeit,  a,us86r  dass  er  dem  städtischen  Prätor,  welcher  der 
vornelmiste  seiner  Collegen  »und  in  Abwesenheit  des  Gonsuls 
Vorsitzender  des  Senates  war,  die  Befugniss  iiess,  aus  den  Se- 


a)  Man  sehe  Bd.  II,  1,  325  flgd. 

b)  S.  ODsere  UntersucbuDgen  Bd.  I,  2,  103  flgd. 
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natoren  die  jährliche  Richterliste  zusamroenzustelleQ.*)  Ein  an- 
mittelbares  Zeugniss  für  diese  bedeutende  Veränderong  haben 
wir  nicht  Aber  da  der  städtische  Prätor  in  der  Zeit  vor  Sulla 
die  Criminalgerichtsbarkeit  hat,  in  der  späteren  Zeit  dagegen 
nur  als  Civilrichter  auftritt  und  sein  Edict  sich  nur  auf  diesen 
beschränkten  Geschäftskreis  bezieht,  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  Sulla  die  Befugnisse  der  Prätoren  neu  begrenzt 
hat.  Er  musste  es  thuu,  wenn  er  nicht  Zusammengehöriges 
zerreissen  und  den  fortan  nur  mit  den  Schwurgerichten  beschäf- 
tigten Prätoren  eine  untergeordnete  Thätigkeit  anweisen  wollte. 
Die  Criminalgerichtsbarkeit  wurde  unter  die  sechs  übrigen  Prä- 
toren, welche  alle,  ehe  sie  in  die  Provinzen  gingen,  ein  Amts- 
jahr in  der  Stadt  hatten,  vertheilt 

üeber  den  Begriff  einer  quaeatio  haben  wir  schon*»)  ge- 
sprochen. Unter  derselben  hat  man  sich  nicht  einen  durch  einen 
Vorsitzenden  oder  Geschworene  oder  sonstige  Unterbeamte  äusser- 
lich  hervortretenden  Gerichtshof  zu  denken,  der  immer  da  ge- 
wesen wäre  und  nur  auf  Beschäftigung  gewartet  hätte.  Die 
Römer  waren  nicht  so  verschwenderisch  in  ihrer  Staatseinrich- 
tung, um  vielfache  Beamte,  die  nicht  immerwährende  Thätigkeit 
gehabt  hätten,  zu  ernennen.  Man  erkennt  dies  aus  der  Aehn- 
lichkeit  mit  den  Beamten  der  Provinzen :  die  Zahl  der  erstereii 
reichte  kaum  für  die  Menge  der  letzteren  hin.  Nur  mit  Mnbe 
und  nach  langem  Drängen  der  Umstände  entschloss  man  sich 
die  Beamten  zu  vermehren.  Wenn  es  also  z.  B.  heisst,  es  habe 
eine  quaestio  über  Vatermord  gegeben^),  so  gab  es  nicht  einen 
besonderen  Vorsitzenden,  sei  es  Prätor  oder  Untersuchungsrichter, 
der  ausschliesslich  mit  der  Untersuchung  der  Processe  über  Vater- 
mord zu  thun  gehabt  hätte.  Mag  man  auch  an  die  Häufigkeit 
dieses  Verbrechens  in  Rom  glauben,  wozu  man  keinen  Grand 
hat,  so  würde  doch  die  Thätigkeit  eines  solchen  Vorsitzenden 
eine  äusserst  geringe  sein.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  so- 
genannten quaestio  über  Amtserscftleichung  oder  über  Gewalt- 
that :  es  konnten  Jahre  vorkommen ,  in  welchen  kein  derartiger 


a)  S.  oben  S.  98. 

b)  S.  obeu  S.  134. 
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Process  nöthig  war:  für  die  blosse  Möglichkeit  des  Vorkommens 
aber  richtete  man  nicht  einen  Gerichtshof  ein.  Von  dem  Be- 
stehen einer  quaestio  spricht  man  also  im  Römischen  Recht, 
wenn  durch  dasselbe  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  in  jedem 
Augenblicke,  wo  ein  derartiges  Verbrechen  vorgekommen  ist, 
einen  Gerichtshof  zusammenzustellen.  Dabei  ist  es  kein  characte- 
ristisches  Merkmal  einer  für  sich  bestehenden  quaestio^  dass  sie 
in  einem  besonderen  Gesetze  behandelt  wird,  z.  B.  gerade  über 
Vatermord  wurde  erst  später  ein  besonderes  Gesetz  erlassen.  Die 
Behandlung  in  Gesetzen  hängt  von  Zufälligkeiten  ab:  es  kann 
ein  Gesetz  mehrere  Verbrechen  enthalten,  wie  z.  B.  die  Gesetze 
vor  Sulla  über  alle  Amtsverbrechen  zusammen  handelten;  es  kann 
aber  auch  eine  einzelne  Gattung  eines  Verbrechens  in  einem  be- 
sonderen Gesetze  verboten  werden,  wie  es  z.  B.  bei  einer  Art 
von  Amtserschleichung  der  Fall  war.^)  Der  Begriff  quaestio  im 
Lateinischen  ist  ähnlich  unbestimmt,  wie  der  eines  „Gesetzes"'*), 
wie  der  einer  „Provinz".  Eine  einzelne  Stadt,  eine  Völkerschaft 
kann  Provinz  heissen,  und  wiederum  der  gesammte  Verwaltungs- 
bezirk, welchen  ein  einziger  Statthalter  regierte.  Hier  handelt 
es  sich  um  die  Amtsbezirke,  welche  ein  jeder  der  mit  der  Gri- 
minalgericbtsbarkeit  betrauten  Prätoren  zu  besorgen  hatte.  Im 
Laufe  weniger  Jahre  wurden  immer  mehr  Handlungen  vor  die 
Entscheidung  der  Schwurgerichte  gewiesen,  und  diejenige  Ein- 
tbeilung,  welche  Sulla  vornahm,  konnte  nicht  mehr  um  die  Zeit 
von  Ciceros  Consulat  gelten.  Im  Allgemeinen  wuchs  die  Zahl 
der  Schwurgerichte  über  Amtsverbrechen  unverhältnissmässig 
mehr  als  die  derjenigen  über  gemeine  Verbrechen.  Seit  nach 
Sulla  die  politischen  Kämpfe  wieder  erwachten,  erstand  auch 
von  Neuem  der  Streit  mit  dem  regierenden  Stande :  wie  die  Zeit 
von  G.  Gracchus  die  Amtsverbrechen  geschaffen,  so  liess  es  sich 
die  seit  Abschaffung  der  Sullanischen  Verfassung  angelegen  sein, 
dieselben  zu  vervielfältigen.  Massregeln  für  die  Sicherheit  des 
Lebens  und  des  Eigenthums  der  Bürger  zu  treffen,  dazu  hatte 
man  weder  Zeit  noch  Lust  In  Bezug  auf  den  Namen  der  prä- 
torischen  Amtsbezirke  ist  wieder  die  Aehnlichkeit  mit  den  aus- 


a)  VergL  oben  S.  31. 
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wärtigen  Provinzen  der  Prätoren  hervorzuheben.  Diese  wenl^-n 
nach  dem  Haupthinde,  welches  sie  enthalten,  genannt,  amfasst^n 
aber  nebenbei  noch  andere  Länder  und  Völker.  So  Macedonien, 
bei  welchem  Achaja  inbegriffen  ist,  so  Africa,  Asien,  Cilicien, 
Syrien.  Aehnlich  ist  die  Benennung  der  städtischen  Amtsbe- 
zirke der  Prätoren.  Wenn  es  heisst.  Jemand  habe  die  Leitung 
der  Gerichte  über  Erpressung  bekommen,  so  folgt  daraus  nicht. 
da«8  er  nicht  auch  andere  Gerichte  geleitet  hat,  und  wenn  be 
richtet  wird,  ein  Prätor  habe  einen  Process  über  Majestät^ 
verbrechen,  so  darf  man  trotzdem  annehmen,  er  habe  auch  ao- 
deren  Processen  vorgestanden.  Man  bat  dieses  Yerbältoiss 
vielfach  verkannt  und  aus  den  Nachrichten  über  den  Namen  der 
Amtskreise  unbegründete  Schlüsse  gezogen.  Wie  derselbe  amt- 
lich lautete,  wissen  wir  nicht:  im  gewöhnlichen  Leben  gab  mao 
nur  einen  Gerichtshof,  den  bedeutendsten,  am  häufigsten  vor- 
kommenden, an  und  verstand  dabei  stillschweigend  auch  die 
anderen,  welche  mit  demselben  verbunden  zu  werden  pflegten. 
Meistens  heisst  es  sogar  unr,  ein  Prätor  oder  Untersuchangs- 
richter  habe  über  dieses  oder  jenes  Verbrechen  gerichtet,  and 
daraus  lassen  sich  nur  unsichere  Schlüsse  ziehen.  Hierbei  \^ 
eine  Einschränkung  zu  machen.  Sulla  fand  die  Schwurgericlit« 
über  Amtsverbrecben  vor  und  fügte  selber  andere  über  gemeine 
Verbrechen  hinzu:  beide  Gruppen  von  Schwurgerichten  waren 
vielfach  von  einander  verschieden  in  Bezug  auf  das  Verfahren. 
Diese  Verschiedenheit  hat  sich  auch  bei  der  Vertheilung  der 
Amtskreise  erhalten:  es  findet  sich  kein  Fall,  dass  ein  einziger 
Prätor  zwei  Gerichtshöfe,  den  einen  aus  dieser,  den  anderen  ans 
jener  Gruppe,  leitete.  Wo  eine  Vereinigung  mehrerer  Gerichts" 
höfe  unter  einem  Prätor  stattfindet,  gehören  diese  immer  zu  ein 
und  derselben  Gruppe. 

Als  es  nur  zwei  städtische  Amtskreise  der  Prätoren,  ^ 
sogenannte  städtische  und  die  Fremden prätnr,  im  übrigen  ai^ 
wftrtige  Amtskreise  für  dieselben  gab,  war  bekanntlich  das  Ver- 
fahren so ,  dass  nach  der  Wahl  der  Prätore»  der  Senat  jährlich 
die  Abgrenzung  der  einzelnen  Amtskreise  feststellte  und  diese 
dann  durch  das  Loos  unter  die  Candidaten  vertheilt  wurden. 
Dies  Verfahren  wurde  auch   seit  Sulla  beibehalten.    Cicero  er- 
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zählt*),  im  Jahre  70  ▼.  Chr.  hätten  die  erwählten  Prätoren  ge- 
loost  und  iM.  Metellus  hätte  so  die  Leitung  der  Processe  über 
Erpressung  erhalten.  Daher  heisst  der  Amtskreis  eines  Prätors 
ebenso  wie  die  Provinzen,  ein  Loos  (sors).^)  Die  Vertheilung 
dieser  Loose  zur  Zeit,  wo  Sulla  Dictator  war,  macht  keine  be- 
sondere Schwierigkeit:  sie  muss  gegründet  werden  auf  Pompo- 
nius*  von  uns  erläuterte '')  Nachricht,  Sulla  habe  Schwurgerichte 
eingesetzt  und  vier  Prätorenstellen  zu  den  bestehenden  hinzuge- 
fögt  Er  setzte  die  Schwurgerichte  über  die  „gemeinen  Ver- 
brechen" ein :  folglich  sind  auch  die  vier  Prätorenstellen  auf  eben 
dieselben  Schwurgerichte  zu  beziehen.  Von  den  acht  Prätoren, 
welche  seit  Sulla  erwählt  wurden  und  ihr  erstes  Amtsjahr  in 
der  Stadt  zubrachten,  erloosten  also  zwei  die  städtische  und  die 
Fremdenprätur :  sie  wurden  nie  mehr  in  einer  Hand  vereinigt. 
Vier  Prätoren  erhielten  die  Gerichtsbarkeit  über  gemeine  Ver- 
brechen, die  beiden  letzten  die  über  Amtsverbrechen.  Die  wei- 
tere Vertheilung  lässt  sich,  weil  uns  alle  Kunde  fehlt,  nur  mit 
Wahrscheinlichkeit  angeben.  Bei  den  zwei  Prätoren  über  Amts- 
verbrechen war  es  natürlich,  dass  der  eine  die  Gerichte  über  die 
alten  Amtsverbrechen  leitete,  also  ausser  den  Erpressungen  auch 
z.  B.  über  Amtserschleichung  entschied,  der  zweite  über  Majestäts- 
verbrechen, worüber  Sulla  ein  genaueres  Gesetz  gegeben,  auch 
wohl  über  Gewaltthat  nach  dem  Plautischen  Gesetze  richtete. 
Leber  gemeine  Verbrechen  gab  es  drei  Gesetze  Sullas,  über 
Mord,  Fälschung  und  Staatsdiebstahl.  Für  eines  dieser  Ver- 
brechen waren  zwei  Prätoren  bestimmt,  ich  glaube  für  Mord, 
dessen  Begriff  nach  Sullas  Auffassung  sehr  umfassend  war.  Ich 
nehme  einen  Prätor  für  Mord ,  den  andern  für  Giftmord  an.^) 
Wenn  einer  dieser  Amtskreise  umfangreicher  war  als  der  an- 
dere ,  so  darf  dies  eben  so  wenig  befremden  als  dass  eine  aus- 
wärtige Provinz  grösser  ist  wie  die  andere.   Die  Untersnchnngs- 


a)  Cic.  iu  Verr.  Act  I,  8,  21  Ecce  autem  illis  ipsis  diebus  cam  prae- 
tores  designati  8ortirentar  et  M.  Metello  obtigisset,  ut  fs  de  pecunüs  repe- 
tundift  quaereret 

b)  Man  sehe  z.  B.  Cic.  p.  Mar.  20,  41. 

c)  S.  Bd.  il,  1,  343  flgd. 
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ricbter,   nach  Bedürfniss   erwählt,  (lienten  den  vielbeschäftigten 
Prätoren  zur  Aushülfe. 

Diese  Vertheilung  der  prätorischen  Amtskreise  in  der  Stadt 
mochte  im  Wesentlichen  bleiben,  als  bald  nach  Sullas  Tode  das 
Lutatiscbe  Gesetz  über  Gewaltthat  gegeben  und  dadurch  die 
Zahl  der  vor  das  Schwurgericht  gehörenden  gemeinen  Verbrechen 
vermehrt  wurde.  Aber  als  im  Jahre  70  v.  Chr.  die  Sullanische 
Verfassung  abgeschafft  war,  entbrannte  der  Kampf  gegen  die 
Regiening  von  Neuem*)  und  es  wurden  schärfere  Gesetze  über 
Amts  verbrechen  gegeben,  zuerst  im  Jahre  67  das  Calpurnische 
über  Amtserschleichung,  welches  durch  die  genauen  Bestimjniuh 
gen ,  die  es  enthielt,  zahlreiche  Processe  herbeiführte.  Ans  die- 
ser Zeit,  aus  dem  Jahre  66  v.  Chr.,  in  welchem  Cicero  selbst 
Prätor  war,  stammen  die  ausführlichsten  Nachrichten,  welche 
wir  über  die  Vertheilung  der  prätorischen  Amtskreise  besitzen« 
und  sind  bei  den  Untersuchungen,  welche  man  über  diesen  Ge- 
genstand anstellte,  zum  Anhalt  genommen  worden.^^) 

Cicero^)  spricht  über  die  Bedeutung  des  Gesetzes  im  Staats- 
leben. Alles,  sagt  er,  hinge  davon  ab,  so  auch  die  Schwurge- 
richte. Er  führt  dann  an  Q.  Naso,  der  im  Processe  gegen 
Cluentius  den  Vorsitz  führte,  M.  Plaetorius  und  C.  Flaminias, 
welche  die  quaestiones  über  Mord  hatten,  C.  Orchivius'  Gerichts- 
hof über  Staatsdiebstahl,  seinen  eigenen  über  Erpressung,  C. 
Aquilius'  über  Amtserschleichung,  und  fügt  hinzu,  die  übrigen 
Gerichtshöfe  beruhten  ebenfalls  auf  dem  Gesetze.  Es  handelt 
sich  um  das  Jahr  66  v.  Chr.  Dies  beweist  die  Erwähnang  von 
Ciceros  Vorsitz  in  den  Processen  über  Erpressung.  Denn  diesen, 
sagt  Cicero  selbst"") ,  habe  er  während  seiner  Prätur  geführt  In 
jenem  Jahre  war  von  den  an  der  ersten  Stelle  Erwähnten  Prä- 
tor C.  Orchivius:  ihn  nennt  Cicero  anderswo  seinen  CoUegen  und 
Untersuchungsrichter  in  einem  Processe  über  rückständige  Staate 
gelder**);  ferner  C.  Aquilius,  von  dem  Cicero  ebenfalls  als  von 


a)  S.  oben  S.  157. 

b)  Cic.  p.  Cluent  53  sq. 

c)  Cic.  p.  Rah.  Post  4,  9  Accusavi  de  pecunüs  repetundis,  iudex  sedi 
praetor  quaesivi. 

d)  Cic.  p.  Cluent  34,  94.    S.  oben  S.  85. 
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seinem  Coliegen  spricht.^)    Von  den  übrigen  wissen  wir  sonst 
nicht,  in  welcher  Eigenschaft  sie  Schwurgerichte  geleitet  haben. 
Am  meisten  erregte   Q.  Naso   Meinungsverschiedenheit.    Einige 
der  älteren  Gelehrten  nahmen  Q.  Voconius  Naso  als  Prätor  an^); 
andere  dagegen  hielten  denselben  nur  f&r  einen  iudeoj  qtiaestia^ 
nis^  glaubten  aber  zugleich,  in  Gluentius^  Processe  sei  ein  Prätor 
Q.  Naso  und  ein    ituiew  quaestianis  Q.  Voconius  beschäftigt  ge- 
wesen.   Dies  Letztere  wird  jetzt  mit  Recht  nicht  mehr  ange- 
nommen.   Es  muss  ein  und  dieselbe  Person  sein,  welche  Cicero 
im  Anfange  seiner  Bemerkungen  über  die  Bedeutung  der  Ge- 
setze als  Q.  Naso  anredet  und  an  die  er  sich  dann  am  Schlüsse 
derselben,  wo   er   die  Anwendung   auf  den  vorliegenden  Fall 
macht,  noch  einmal  mit  der  Bezeichnung  als  Q.  Voconius  wen- 
det.^)    Aber   ob   derselbe  Prätor  oder  nur  iudeas  qtiaestianum 
war,  ist  fraglich.^)    Das  Letztere,  sagt  man,  erhelle  aus  Cice- 
ros  Worten.     Derselbe    fuhrt   nämlich  das  Cornelische  Gesetz, 
nach  welchem  der  Process  gegen  Gluentius  erhoben  wurde,  wOrt^ 
lieh  an^):  der  iudew  guaesHanis  solle  mit  den  Richtern,  die  ihm 
zugefallen  seien,  eine  Untersuchung  über  Giftmord  halten.    Dann 
macht  Cicero  die  Anwendung,  in  dem  Processe  gegen  Cluentius 
sei  Q.  Voconius  der  iudea  ([uaeationis.    Soll  hierin  ein  Beweis 
dafar  liegen,  dass  Q.  Voconius  ein  Untersuchungsrichter  der  Art 
gewesen  ist,  wie  wir  sie  oben  kennen  gelernt,  noch  nicht  prä- 
torischen  Ranges,  Gehülfe  des  Prätors,  so  muss  das  Cornelische 
Gesetz  verordnet  haben,  dass  nur  ein  solcher,  in  keinem  Falle 
ein  Prätor  über  Giftmord  die  Untersuchung  führen  dürfe.    Dies 
kann  indessen   nicht   die  Absicht  des  Gesetzes   gewesen  sein. 
Man  müsste  sonst  annehmen,  der  Untersuchungsrichter  besitze 
irgend  eine  Besonderheit,  welche  ihn  zum  Vorsitze  in  Processen 
über  Giftmord  geschickter  mache  als  den  Prätor.    Wir  kennen 
aus  der  Zeit  der  Schwurgerichte  nur  drei  mit  Cluentius'  Sache 


a)  Cic,  Top.  7,  32;  de  off.  111,  14,  60. 

b)  Man  vergl.  Cic.  p.  Giueot.  53,  147  und  54,  148. 

c)  Cic.  p.  Ciuent  54,  148  lubet  lex  ea,  qua  lege  baec  quaestio  con- 
:itituta  est,  iudicem  quaestionis,  hoc  est  Q.  Vocoiiium,  cum  iis  iudicibus, 
qui  ei  obvenerint  (vos  appellat,  iudices)  quaerere  de  veneno. 
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in  Verbindung  stehende  Processe   über  Giftmord  und  in  ihnen 

führte  allerdings  ein  iuclex  quaestionis  die  Untersuchung;  aber 
früher  wurden  ähnliche  Processe  zuweilen  von  den  höchsten  Be- 
hörden geführt.»)  Sulla  kann  also  solche  Processe  nicht  fiir  s« 
unbedeutend  angesehen  haben,  dass  er  sie  ausdrücklich  und  als 
Nothwendigkeit  einem  iudeic  quaestionis  überwies.  Man  muss 
annehmen,  iudex  quaestioni^i  sei  in  den  Worten  des  Cornelischeu 
Gesetzes  allgemein  gesagt,  es  bedeute  jeden  Vorsitzenden  eines 
Schwurgerichtes,  mochte  derselbe  Prätor  oder  iudex  quaestiom 
im  engeren  Sinne  sein.^)  Man  hat  noch  eine  andere  Beweis- 
führung dafür  versucht,  dass  Q.  Voconius  Naso  nur  iudex  quae- 
stionis gewesen  sei.®^)  In  Sullas  Gesetze,  giebt  man  zu,  stani 
der  Prätor  oder  iudew  quctesüonis  solle  über  Giftmord  die  Unter- 
suchung führen,  ebenso  wie  es  in  den  Bestimmungen  über  Mord 
hiess*'),  Cicero  aber  habe  hier  den  Namen  des  ersteren  ausge- 
lassen ,  weil  Voconius  iudex  quaestionis  gewesen  imd  der  ganze 
Gerichtshof  über  Giftmord  in  jenem  Jahre  einem  solchen  zuge- 
fallen sei.  Abgesehen  davon,  dass  man  damit  dem  iudex  quae- 
stionis Anti)eil  am  Loosen  zuschreibt,  ist  diese  Erklärung  gegen 
die  Absicht  Ciceros.  Er  muss  einen  möglichst  allgemeinen  Au$^ 
druck  wählen  und  diesen  dann  auf  Gluentius^  Process  anwenden. 
Sagte  das  Cornelische  Gesetz,  ein  Prätor  oder  Untersuchung!^ 
richter  solle  die  Untersuchung  über  Giftmord  führen,  und  fahrte 
Cicero  dies  so  an,  dass  er  mit  Auslassung  des  Prätors  nur  den 
Untersuchungsrichter  erwähnte,  so  würde  darin  geradezu  eine 
Verfälschung  liegen.  Man  darf  somit  aus  Ciceros  Worten  nicht 
folgern,  Q.  Voconius  sei  iudex  quaestiams  gewesen :  er  kann  e^ 
gewesen  sein,  aber  eben  so  gut  Prätor.  Für  das  Letztere  spridit 
die  Erwähnung  der  Lictoren,  welche  Cicero"^)  ihm  beilegt  Mag 
man  den  Untersuchungsrichtern  Geschäfte,  wie  man  will,  zu- 


a)  Man  vergl.  Bd.  I,  2,  206  und  213. 

b)  S.  oben  S.  143. 

c)  Marcian  in  1. 1  §  2  Dig.  ad  legem  Gomel.  de  sie  (XLVIll,  8).  Ver^. 
oben  S.  138. 

d)  Cic.  p.  Claent.  53,  147  quid  sibi  aatem  ilit  scribae,  quid  lidorv^ 
quid  ceteri,  quos  apparere  huic  quaeatiooi  Video,  volaot? 
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schreiben:  es  ist  nicht  möglieh,  ihnen,  wenn  sie  noch  nicht  die 
Prätur  bekleidet  hatten,  Lictoren  beizulegen. 

Ausserdem  kennen  wir  als  Prätoren  des  Jahres  66  v.  Chr. 
C.  Antonius,  der  bekanntlich  Ciceros  College  in  der  Prätur  und 
dem  Consttlate  war"),  ferner  P.  Cassius,  bei  welchem  die  beiden 
Bruder  Cominius  den  C.  Cornelius  wegen  Majestätsverbrechen 
anklagten. *")  Nimmt  man  au,  alle  diejenigen,  deren  Gerichts- 
höfe Cicero  nennt,  seien  Prätoren  gewesen,  also  M.  Plaetorius, 
C.  Flaminius,  C.  Orchivius,  C.  Aquilius,  endlich  Q.  Voconius 
Naso,  so  erhält  mau  allerdings  acht  Prätoren,  die  regelmässige 
Zahl;  aber  sieben  von  diesen  würden  den  Vorsitz  in  den  Cri- 
minalgerichten  haben  und  nur  C.  Antonius  für  die  städtische 
und  die  Fremdenprätur  zusammen  übrig  bleiben.  Dies  ist  für 
die  Cornelische  Zeit  ohne  Beispiel  und  bei  der  Masse  von  Ge- 
schäften ,  welche  die  damals  mit  der  Civilgerichtsbarkeit  betrau- 
ten Prätorea  zu  besorgen  hatten,  nicht  anzunehmen.  Als  ein- 
ziges Auskuoftsmittel  schlug  man  vor^^),  Q.  Voconius  Naso  als 
eigentlich  städtischen  Prätor  zu  betrachten:  nebenher  habe  er 
die  Untersuchung  über  Giftmord  geführt.  Dies  wäre  ebenfalls 
eine  Ausnahme.  Wahrscheinlich  verwaltete  C.  Antonius  die' 
städtische  Prätur.  Es  werden  demselben  glänzende  Spiele  zuge- 
schrieben, welche  ihm  wesentlich  zur  Erlangung  des  Consulates 
geholfen  haben  sollen.'')  Diese  Spiele,  sagt  man,  habe  er  als 
Aedil  gegeben.^)  Indessen  die  Aedilität  kann  er  überhaupt  nicht 
bekleidet  haben.  Er  war  Volkstribun  71  v.  Chr.,  folglich  hätte 
er,  da  er  die  Prätur  im  Jahre  66  erhielt,  im  Jahre  69  Aedil  sein 
müssen.  Aber  in  ihm  gab  es  andere  Aediien  und  Antonius 
selbst  wurde  von  den  im  Jahre  70  erwählten  Censoren  aus  dem 
Seuate  gestossen,  ein  Beweis,  dass  er  kein  curulisches  Amt  be- 
kleidete. Mithin  war  er  überhaupt  nicht  Aedil.  Wenn  er  trotz- 
dem Spiele  gegeben  hat,  so  können  dies  nur  die  Apollinarspiele 
sein,  welche  er  als  städtischer  Prätor  im  Jahre  66  gab. 


a)  Man  sehe  besonders  Ascon.  in  Cic.  erat,  in  toga  cand.  p.  85  Orell. 

b)  Ascon.  in  Cornei.  p.  59  Orell. 

c)  Cic.  p.  Mur.  19,  40;  Pliu.   nat  hist.   XXXIII,  53;  Valer.  Max.  II, 
i  6. 
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Alle  Schwierigkeit  verschwindet,  wenn  man  M.  Plaetorius 
und  C.  Flaminius,  welche  den  Vorsitz  in  Processen  über  Mord 
geführt  haben  sollen,  für  Untersuchungsrichter  im  engeren  Sinoe 
und   nicht  für  Prätoren   hält,   eine  Annahme,  welche  sich  auch 
anderweitig  erweisen  lässt.    In  eben  derselben  Rede  gegen  Cluen- 
tius")   erwähnt  Cicero,    er  habe   vor  Kurzem  einen  ädilicisrhen 
Schreiber  M.  Matrinius,  der  von  den  Censoren  des  Jahres  70 
V.  Chr.,    L.  Gellius  Publicola  und  Cn.  Conielius  Lentulus,  mit 
einer  Ehrenstrafe  belegt  worden  war,   vor  den  Prätoren  M.  Jo- 
nius  und  Q.  Publicius  und   den  curulischen  Aedilen  M.  Plaeto- 
rius   und  C.  Flaminius  vertheidigt:  von  dem  Prätor  M.  Janloj 
wissen  wir'*),  dass  er  die  Apollinarspiele  gab,  folglich  städtischer 
Prätor  war.    Sollen   diese   beiden  curulischen  Aedilen  im  Jahre 
66,  wo  der  Process  gegen  Cluentius  gefuhrt  wurde,  Prätoren  ge- 
wesen sein,   so   muss  ihre  Aedilität  spätestens  in  das  Jahr  69 
fallen.    Zwei  Jahre  mussten   zwischen  Aedilität  und  Prätor  lie- 
gen, und  Cicero,  Aedil  69  v.  Chr.,  Prätor  66  v.  Chr.,  bekleidete 
alle  Aemter  in  den  frühesten  Terminen,  welche  das  Gesetz  er- 
laubte.    Indessen  im  Jahre  69  waren  nicht  jene  curolische  Aedi- 
len, sondern  M.  Cicero  und  M.  Caesonius.    Da  jene  beiden  ge- 
nannten Censoren    ihr  Amt   im  Laufe  des  Jahres   70  v.  Chr. 
antraten,   könnte   es  vielleicht  noch  als  möglich  erscheinen,  die 
fragliche  Aedilität  in  eben  demselben  Jahre  anzusetzen.    Man 
darf  es  indessen  nicht,  erstlich  weil  die  Censoren  in  jenem  Jahre 
nicht  dazu  kommen  konnten,  M.  Matrinius  mit  einer  £hrenstFäfe 
zu  belegen,  zweitens  weil  in  demselben  M.  Mummius  als  stidti- 
scher  Prätor  genannt  wird."^)   Mit  Recht  also  schreibt  man  Plae- 
torius' und  Flaminius'  Aedilität  einem   späteren  Jahre  zu,  am 
richtigsten  dem   Jahre  68  v.  Chr.     Denn  im  folgenden  Jahre 
wird  L.  Lucullus  als  Prätor  in  der  Stadt,   wahrscheinlich  ak 
eigentlich  städtischer  Prätor,  genannt.  "*)    Aber  in  beiden  Fällen, 
mochten  sie  68  oder  67  v.  Chr.  Aedilen  sein,  konnten  sie  im 


a)  Cic.  p.  Cluent.  46,  126. 

b)  aus  Plin.  nat.  bist  XXXV,  100. 

c)  von  Cic.  in  Verr.  III,  53,  123. 

d)  Dio  Cass.  XXXVI,  24. 
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Jahre  66  v.  Chr.  Dicht  die  Prätur  bekleiden.  Sie  waren  damals 
udilicischen  Ranges  und  ganz  eigentliche  Untersuchungsrichter, 
iudices  quaeatiorm. 

Wir  haben  also  im  Jahre  66  v,  Chr.  als  Prätoren  C.  An- 
tonius, welcher  die  städtische  Prätur  verwaltete;  den  Fremden- 
prätor  kennen  wir  nicht.  Ferner  fünf  mit  der  Criminalgerichts- 
barkeit  beschäftigte  Prätoren,  Q.  Voconius  Naso,  C.  Orchivius, 
M.  Cicero,  C.  Aquilius,  P.  Cassius.»)  Ueber  Amts  verbrechen 
richten  die  drei  letzten,  Cicero  über  Erpressung,  Cassius  über 
Majestäts verbrechen.  Bei  Aquilius  macht  Cicero  den  etwas  zwei- 
deutigen Zusatz:  „bei  ihm  wurde  jetzt  ein  Process  über  Amts- 
erschleichung verhandelt  Ich  beziehe  ihn  darauf,  dass  erst  im 
vorhergehenden  Jahre  das  Calpurnische  Gesetz  über  Amtser- 
schleichung gegeben  war:  es  hatte  eine  Menge  Processe  verur- 
sacht und  ans  diesem  Grunde  wurde  ausnahmsweise  gegen  die 
ffühere  Sitte  ein  dritter  Prätor  für  die  Amtsverbrechen  bestimmt: 
die  politischen  Rücksichten  überwogen  über  die  Sorge  für  Be- 
strafang  der  gemeinen  Verbrechen.  Denn  für  diese  blieben  auch 
nur  drei  Prätoren  übrig,  Q.  Voconius  für  Mord,  C.  Orchivius 
für  Staatsdiebstahl,  endlich  ein  uns  dem  Namen  nach  unbe- 
kannter für  Fälschung.  Dass  diese  mit  ihrer  persönlichen 
Wirksamkeit  nicht  ausreichten  und  namentlich  der  über  Mord 
nicht  alle  Processe  selbst  leiten  konnte,  beweist  die  Erwähnung 
der  beiden  Untersuchungsrichter  M.  Plaetorius  und  C.  Flamiuius. 
Die  allgemeine  Entscheidung  über  sämmtliche  Processe  wegen 
Mordes  und  Giftmordes  hatte  der  Prätor  Q.  Naso.  Er  konnte 
aber  auch  gewisse  Schwurgerichtsprocesse  persönlich  leiten  und 
that  dies  bei  dem  Processe  gegen  A.  Cluentius,  der  wegen  sei- 
ner Verbindung  mit  dem  übel  berüchtigten  Junianischen  Gerichte 
als  besonders  wichtig  erschien.  Für  die  übrigen,  welche  meist 
gemeine  Leute  betrafen,  unterstützten  ihn  die  beiden  Unter- 
suchungsrichter. Es  ist  möglich,  dass  es  in  diesem  Jahre  eben 
nur  diese  beiden  iudices  quaestionia  gegeben  hat:  wenigstens  ist 
es  bemerkenswerth,  dass  die  beiden,  wie  sie  zusammen  Aedilen 


a)  Vergl.  Bd.  II,  1,  328. 
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gewesen  waren,  so  auch  zusammen  als  Untersuchungsrichter  auf- 
treten. 

Im  Jahre  66  v.  Chr.  kennen  wir  demnach  vollständig  die 
Vertheilung  der  städtischen  Amtskreise  der  Prätoren:  die  auf 
die  Criminalgerichtsbarkeit  bezüglichen  führten  die  Namen  re- 
petundaruniy  maiestatWy  anibitus^  mit  welchem  letzteren  aber 
nach  Ciceros  Andeutung  noch  andere  Processe  verbunden  waren 
und  es  bleiben  die  über  Gewaltthat  (de  vi)  übrig.  Die  stailti- 
schen  Amtskreise  über  gemeine  Verbrechen  heissen  inter  sicor 
rio8,  peculatua  und  de  f also.  Dies  letztere,  wie  Cicero*)  sagt, 
häufige  und  täglich  vorkommende  Verbrechen  beschäftigte  einen 
besonderen  Prätor.  üeber  die  späteren  Jahre  haben  wir  keine 
genaueren  Nachrichten:  wir  hören  von  dem  Vorsitzenden  bei 
einem  oder  zwei  Processen,  sind  aber  nicht  im  Stande,  daraus 
einen  Schluss  auf  die  Vertheilung  sämmtlicher  Processe  unter 
die  Prätoren  zu  machen.  Wie  bei  den  auswärtigen  Provinzen 
der  Prätoren  kein  Jahr  dem  anderen  gleich  war,  so  schwankte 
die  Vertheilung  auch  der  Criminalgerichtsbarkeit  und  eben  des- 
halb bedurfte  es  jährlich  eines  besonderen  Senatsbeschlusses. 
Im  Allgemeinen,  glaube  ich,  hielt  man  die  Abweichung  von  der 
Sullanischen  Sitte,  welche  man  sich  einmal  erlaubt  hatte,  später 
fest:  man  nahm  für  die  immer  mehr  wachsende  Zahl  der  Pro- 
cesse über  Amtsverbrechen  drei  Prätoren.  Bei  den  gemeinen 
Verbrechen  war  es  bequemer,  die  Vorsitzenden  von  Schwurge- 
richten durch  Untersuchungsrichter  zu  ergänzen.  Man  bat  frei- 
lich noch  manche  Schwierigkeiten,  welche  unlösbar  schienen, 
gefunden.  Aus  dem  Jahre  56  v.  Chr.  kennen  war  zwei  Processe 
über  Gewaltthätigkeit,  in  welchen  beiden  Cicero  als  Vertheidiger 
auftrat.  Der  eine  fand  gegen  M.  Caelius,  der  andere  gegen  P. 
Sestius  statt:  in  jenem  war  der  Vorsitzende  des  Schwurgericht;*- 
hofes  der  Prätor  Cn.  Domitius  Calvinus*»),  in  diesem  der  Prfi- 
tor  M.  Aemilius  Scaurus.**)  Dies  erscheint  unerklärlich.  Denn 
alle  Processe  wegen  gleichen  Verbrechens  gehören  vor  ein  and 


a)  Cic.  de  deor.  nat.  II,  30.  * 

b)  Cic.  p.  Cael.  13,  32. 

c)  Cic.  p.  Sest.  47,  104;  54,  116. 
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denselben  Prätor.  P.  Sestius  war  Senator,  Gewaltthätigkeit  war 
bei  ihm  Amtsverbreclien  und  wurde  nach  dem  Plautisclien  Ge- 
setze bestraft;  dagegen  M.  Gaelius  war  Römischer  Ritter,  Ge- 
waltthätigkeit war  bei  ihm  ein  gemeines  Verbrechen  und  nach 
dem  Lntatischen  Gesetze  strafbar.^)  Folglich  waren  bei  beiden 
die  Schwurgerichte  und  deren  Vorsitzende  verschieden :  M.  Scau- 
rus  wird  noch  über  ein  anderes  Arotsverbrechen,  ich  glaube 
über  das  der  Gewaltthätigkeit  dem  Begriife  nach  nahestehende 
tnaiestcUis  die  Entscheidung  gehabt  haben.  Von  dem  Prätor 
Cd.  Doroitius  haben  wir  weitere  Nachricht.  Man  sollte  er- 
warten, er  hätte  die  Leitung  in  einem  anderen  Gerichte  über 
gemeine  Verbrechen  gehabt;  er  wird  aber  als  Vorsitzender  in 
einem  Processe  über  Amtserschleichung  genannt,  der  im  Februar 
des  Jahres  56  v.  Chr.  gegen  L.  Calpurnius  Bestia  geführt 
wurde ^),  verbindet  also  die  Entscheidung  über  ein  gemeines  Ver- 
brechen mit  der  über  ein  Amtsverbrechen.  Die  von  Sulla  ein- 
geführte Trennung  der  Amts-  und  gemeinen  Verbrechen  hörte 
uämlich  später  auf:  auch  hatten  die  Processe  über  Wahlumtriebe 
nach  dem  Calpurnischeu  Gesetze  eine  Ausnahmsstellung  und 
schon  66  v.  Chr.  sagt  Cicero  von  C.  Aquilius:  „Er  leitet  jetzt 
einen  Process  über  Amtserschleichung."*')  Verschieden  von  die- 
sen Auklagen  über  Amtserschleichung  waren  die  späteren  über 
Uenossenschaften :  dass  man  einen  besonderen  Prätor  dafür  er- 
nannte, war  unmöglich,  sie  mussten  mit  anderen  Anklagen  ver- 
banden werden.  So  finden  wir  es.  Im  Jahre  54  v.  Chr.  er- 
scheint C.  Alfius  Flavus  als  Prätor  über  Majestätsverbrechen  in 
A.  Gabinius'  Processe^),  und  ausserdem  über  unerlaubte  und 
darch  Klubs  unterstützte  Amtsbewerbung  in  Cn.  Plandus'  Pro- 
cesse. •)  In  der  That  waren  beide  Verbrechen  nahe  mit  einan- 
der verwandt  Man  führt  endlich  noch  an,  dass  im  Jahre  52 
V.  Chr.  in  zwei  Processen  über  Gewaltthätigkeit  nach  dem  Plau- 


a)  Vergl.  Bd.  II,  1,  275. 

b)  Cic.  ad  Q.  fr.  II,  3,  6;  Phil.  XI,  5. 

c)  S.  oben  S.  165. 

d)  Cic.  ad  Q.  fr.  III,  1,  7,  24;  UI,  3,  3. 

e)  Cic  p.  Plane.  17,  43  und  42,  104. 
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tischen  Gesetze  verschiedene  Vorsitzende  genannt  werden:  gegen 
Milo  führte  den  Vorsitz  der  Quästor  L.  Fabias,  gegen  M.  Saa- 
fejas  der  Quästor  Considius.*)  Für  jenes  Jahr  war  nänüicb 
durch  das  Pompejische  Gesetz  eine  bedeutende  Veränderang  im 
Processverfahren  eingeführt  worden.  Ausserdem  waren  weder 
Fabius  noch  Considius  Prätoren:  sie  werden  im  Allgemeinen 
Vorsitzende  genannt,  können  mithin  eben  so  gut  Untersuchungs- 
richter in  engerer  Bedeutung  des  Wortes  gewesen  sein.®) 

Es  verhielt  sich,  wie  schon  bemerkt,  mit  der  Vertheilung  der 
Crimiualgerichtsbarkeit  unter  die  Prätoren  ähnlich  wie  mit  der 
Vertheilung  der  auswärtigen  Provinzen.  Bei  aller  Verschieden- 
heit, welche  die  jährlich  wechselnden  Verhältnisse  brachten, 
herrschte  dennoch  ein  durch  die  Sitte  empfohlenes  Herkommen 
und  dieses  schrieb  sich  von  Sulla  her.  Man  muss  festhalten« 
erstlich,  dass  nur  die  Prätoren,  nicht  auch  die  Untersuchungs- 
richter  jährlich  um  die  einzelnen  Amtskreise  loosen,  zweitens, 
dass  diese  Amtskreise  nach  der  Menge  der  voraussichtlich  vor- 
kommenden Geschäfte  bestimmt  werden.  Es  konnte  ein  Ver- 
brechen für  sich  allein  einen  prätorischen  Amtskreis  bilden,  wie 
z.  B.  Mord,  Staatsdiebstahl  ihn  immer  gebildet  zu  haben  schei- 
nen; aber  es  konnten  auch  mehrere  zu  einem  Amtskreise  ver- 
einigt werden :  als  Name  für  denselben  wurde  trotzdem  dasjenige 
Verbrechen  gewählt,  das,  weil  es  die  meiste  Beschäftigung  ge- 
währte, den  Hauptbestandtheil  ausmachte.  Der  Ausdruck  ^^uai- 
8tio  hat  verschiedene  Bedeutungen.  Jedes  Verbrechen,  einen 
wie  grossen  oder  wie  kleinen  Umfang  es  haben  mag,  hat  seine 
quaestio,  in  so  fern  gesetzlich  bestimmt  ist,  dass  darüber  eine 
gerichtliche  Untersuchung  gehalten  werden  soll;  zweitens  hei^^^t 
die  Untersuchung,  welche  über  einen  einzelnen  Fall  geführt  wird, 
ebenfalls  quaestioy  und  drittens  endlich  kann  man  sagen,  diesem 
oder  jenem  Prätor  sei  die  quaestio  über  ein  Verbrechen  in  einein 
bestimmten  Jahre  zugefallen,  wobei  man  nicht  nur  an  dasjenige 
Verbrechen,  welches  durch  den  Namen  bezeichnet  wird,  sondern 
auch  an  die  etwaigen  anderen  zu  eben  demselben  Amtskreise 
gehörigen  Verbrechen  zu  denken  hat.    Die  Vermischung  dieser 


a)  AscoD.  in  Milon.  p.  54  und  55. 
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aas  der  Natar  der  Sache  hervorgehenden  Bedeatungeu  bat  die 
Gelehrten  irre  geführt  und  gemacht,  dass  sie  an  der  Erkennt- 
niss  der  prätorischen  Amtskreise  verzweifelten.  Dazu  hat  we- 
sentlich die  Annahme  beigetragen,  die  iudices  quaestionia  hätten 
an  der  jährlichen  Verloosung  der  Amtskreise  Theil  genommen. 
Wir  kennen  kein  Beispiel,  wo  aasdracklich  berichtet  wQrde,  die 
erste  Beschwerde  des  Anklägers  sei  an  den  Untersuchungsrichter 
gegangen :  er  wird  immer  erst  erwähnt ,  wenn  es  auf  die  Lei- 
tung der  Verhandlungen  des  Schwurgerichtes  ankommt  Es 
liegt  in  der  Natur  der  Sache ''),  dass  zuerst  entschieden  wurde, 
ob  die  Klage  überhaupt  annehmbar  sei,  sodann  ob  der  Ange- 
klagte gestand  oder  auf  frischer  That  ertappt  war:  erst  nach 
Entscheidung  dieser  Fragen  war  die  Einleitung  des  Verfahrens 
vor  dem  Schwurgerichte  zulässig  und  diese  Entscheidung  musste 
von  einem  Prätor  ausgehen.  Wie  in  den  Privatprocessen  der 
Urtheilsspruch  selbst  von  einem  Privatrichter  ausgeht,  dagegen 
die  Einleitung  des  Verfahrens  und  die  Stellung  der  gerichtlichen 
Frage  durch  den  Prätor  erfolgt:  ebenso  ist  es  bei  den  Criminal- 
verbrechen. 


Zehntes  Capitel. 

StelliBg  Sullas,  als  er  seine  Gesetze  gab.  Yergleich  mit  den  ZehmniB- 
Bern.  Snlia  gab  nnr  einzelne  Gesetze  nnd  schnf  kein  allgemeines  Gesetz- 
buch. Beziehnngen  anf  Mhere  Gesetze,  welche  bestehen  blieben.  Anord- 
nang  der  Snllanischen  Gesetze,  Hllschlich  hergeleitet  ans  der  Ordnung 
der  Digesten.    Zahl  der  von  Sulla  gegebenen  Strafgesetze. 

Die  Anordnungen,  welche  SuUa  in  der  Criminalrechtspflege 
traf,  waren  durchgreifender,  wie  irgend  andere,  welche  in  der 
Römischen  Republik  getroffen  worden  sind:  sie  lassen  sich  nur 
etwa  mit  denen  der  Zehnmänner  vergleichen.  Beide  Male  ging 
die  neue  Gesetzgebung  von  Beamten,  welche  mit  der  höchsten 
Gewalt  im  Staate  bekleidet  waren,  aus.  Die  Zehnmänner  hatten 
die  consularische  d.  h.  die  alte  königliche  Gewalt,  und  zwar  ohne 
Provocation,  der  Dictator  Sulla  hatte  durch  das  Valerische  Ge- 


a)  Vergl.  oben  S.  150. 
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setz,  welches  ihn  einsetzte,  zwar  nicht  diese  Entbindung  von 
der  Provocation  erhalten,  weil  dies  gegen  die  Freiheit  des  Rö- 
mischen Volkes  und  gegen  die  Gesetze  zu  Verstössen  schien, 
thatsächlich  aber  dieselbe  Gewalt,  weil  ihm  mit  ausdrucklichen 
Worten  die  Erlaubniss  gegeben  war,  zu  todten  und  zu  strafen, 
wen  und  wie  er  wollte.  Ja  seine  Gewalt  war  noch  grösser  als 
die  der  Zelinmänner.  Diese  hatten  zwar  die  höchste  richterliche, 
aber  nicht  die  gesetzgebende  Gewalt:  die  von  ihnen  abgefasst^^o 
Gesetze  erhielten  erst  durch  ihre  Annahme  beim  Volke  Gültig- 
keit. Dagegen  das  Valerische  Gesetz  über  Sullas  Dictatur  legte 
ihm  die  Machtvollkommenheit  bei,  alle  gesetzlichen  Bestimmao- 
gen  ohne  Befragung  des  Senates  oder  Volkes  zu  treffen:  was 
er  verordnete,  war  an  und  für  sich  Gesetz,  mit  derselben  Wir- 
kung, als  ob  es  von  den  gesetzmässigen  Gewalten  des  Staates 
bekräftigt  worden  wäre.  Sulla  scheint  indessen  von  dieser  ge- 
setzgebenden Gewalt  keinen  Gebrauch  gemacht  zu  haben:  so 
sehr  dies  auch  Form  sein  mochte,  Hess  er  dennoch  seine  Anord- 
nungen durch  Senat  und  Volk  nach  herkömmlicher  Sitte  bestä- 
tigen. Zu  beiden  Zeiten  war  also  die  oberste  Leitung  des  Staa- 
tes gleich  uneingeschränkt,  nur  bei  Sulla,  der  sie  in  sich  allein 
vereinte,  kräftiger  hervortretend.  Es  bedui-fte  dieser  uneiuge- 
schränkten  Macht,  nicht  bloss,  um  den  Staat  aus  den  Wirren, 
in  welche  er  gerathen  war,  zu  retten,  sondern  auch  um  eine 
neue  Gesetzgebung  zu  schaffen.  Ohne  dieselbe  ist  es  der  Re- 
publik nicht  gelungen ,  mehr  als  einzelne  Gesetze ,  denen  es  an 
Zusammenhang  und  innerer  Einheit  fehlt,  hervorzubringen.  Als 
Cäsar  während  seines  Consulates  ein  Gesetz  über  den  Staats- 
acker gab,  musste  er  dasselbe  so  einrichten,  dass  es  von  Seiten 
der  Optimaten,  welche  das  Uebergewicht  im  Senate  hatten,  kei- 
nen gerechten  Tadel  erfahren  konnte:  erst  später,  als  er  seine 
Gegner  aus  dem  Felde  geschlagen,  konnte  er  einen  bemerkeos- 
werthen  Zusatz  über  die  Vertheilung  des  Gampanischen  Ackers 
hinzufügen.  So  sehr  wurde  einer  der  fähigsten  Staatsmänner, 
der  seine  Gewalt  rücksichtslos  gebrauchte^  bei  nothwendigen 
Massregeln  in  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Gesetzgeboog  be- 
hindert Von  solchen  Fesseln  waren  die  Zehnmänner  und 
Sulla  frei. 
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Die  ersteren  amfassten  in  ihren  Gesetzen  das  gesammte 
Recht,  das  Privat-  wie  das  Criminalrecht,  die  zu  ihrer  Zeit  we- 
der äusserlich  noch  in  ihrer  inneren  Entwickelung  getrennt 
waren:  sie  ordneten  das  gesamrate  Processverfahren.  Nur  eine 
Lücke  Hessen  sie.  Das  Staatsrecht  konnten  sie  entweder  nicht 
vollenden  oder  was  sie  darin  beabsichtigten,  nicht  zur  Geltung 
bringen.  Deshalb  traten  nach  ihren)  Sturze  die  früheren  ricb- 
t4»rlichen  Behörden  wieder  ein  und  brachten  einen  grossen  Theil 
der  Unsicherheit,  welche  die  Zehnmänner  hatten  beseitigen 
wollen,  von  Neuem  in  die  Rechtspflege.  Sulla  war  in  dieser 
Beziehung  glücklicher.  Er  ging  von  der  Veränderung  des  Staats- 
rechtes aus,  konnte  also  die  richterlichen  Beamten,  wie  er  es 
für  gut  hielt,  gestalten.  Freilich  wissen  wir  nicht,  dass  er  etwas 
anderes  gethan  hat,  als  die  Civil-  und  Griminalrechtspfiege  äusser- 
lich  nach  den  Beamten,  welche  sie  leiteten,  trennen:  ausserdem 
hob  er  die  Gerichtsbarkeit  der  Volkstribunen  in  den  Volksver- 
sammlungen auf.  Dagegen  ihren  sonstigen  mittelbaren  Einfluss 
auf  die  Rechtspflege  liess  er  so,  wie  er  ihn  gefunden  hatte,  be- 
stehen. Im  Givilrechte  änderte  Sulla  nur  eins.  Bis  auf  ihn 
waren  zu  Privatrichtern  nur  Senatoren  genommen  worden:  er 
erlaubte  die  Wahl  aus  jedem  Stande.  Damit  deutete  er  an, 
dass  das  Richteramt  in  Givilproeessen  nicht  mehr  ein  untrenn- 
barer Bestandtheil  der  Regierung  sein  sollte,  und  trug  zur  spä- 
teren Verallgemeinerung  der  Rechtskenntnisse  bei.  Diese  Aen- 
derung  geschah  nicht  sowohl  aus  Fürsorge  für  das  Privatrecht 
als  in  Folge  der  Umgestaltung  des  Griminalrechtes.  Für  dieses 
stellte  er  den  Grundsatz  auf,  dass  jedes  Verbrechen,  wo  es  über- 
haupt des  Urtheilsspruches  bedurfte,  von  Geschworenen  entschie- 
den, diese  Geschworenen  aber  aus  dem  regierenden  Stande,  den 
Senatoren,  genommen  werden  sollten.  Bis  dahin  waren  die 
Schwurgerichte  eine  politische  Einrichtung  gewesen:  die  Amts- 
verbrechen, über  welche  sie  entschieden,  hatten  eine  politische 
ControUe  des  Senates  dargestellt,  die  Strafen,  wenngleich  eben 
HO  schwer  wie  die  späteren,  hatten  Staatszwecken  gedient.  Sulla 
wollte  diese  politische  GontroUe  aufheben  und  deshalb  sollten 
fortan  nur  Senatoren  über  die  Amtsverbrecben  der  Senatoren 
richten.    Aber  es  war  unmöglich,  die  Verderbtheit,  welche  unter 
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den  Beamten  eingerissen  waren,  zu  verkennen.  Er  verschärfte 
also  die  früheren  gesetzliehen  Bestimmungen  über  die  Beamku 
durch  sein  Majestütsgesetz,  welches  jede  Ueberschreitang  der 
Amtsbefugnisse  untersagte. 

Die  Zehnmänner  hatten  bei  ihrer  Gesetzgebung  das  Her- 
kommen festgestellt  und  nach  den  Bedürfnissen  ihrer  Zeit  geän- 
dert und  ergänzt.  Ebenso  verfuhr  Sulla.  Ueber  die  eigenüieheu 
Criminalverbrechen  gab  es  seit  den  zwölf  Tafeln  kaum  neae 
Gesetze:  nur  mittelbarer  Einfluss  war  auf  das  Verfahren  and 
die  Ausführung  der  Strafen  bei  Römischen  Bürgern  zur  Geltung 
gekommen.  Für  Nichtbürger  war  nichts  geschehen:  sie  waren 
der  Willkür  der  Beamten  Preis  gegeben  und  fanden  höchstens 
in  deren  gegenseitigen  Eifersucht  und  Einsprache  einigen  Schutz. 
Dieser  Zustand  verlangte  dringend  Abhülfe.  Indem  Sulla  die:»e 
brachte,  schloss  er  sich  den  herkömmlichen  Grundsätzen  des 
Römischen  Staatsrechtes,  sowie  dem  durch  längere  Zeit  erprob- 
ten Verfahren  vor  den  Schwurgerichten  an.  Seine  Gesetze  um- 
fassten  in  ihren  Verboten  Bürger  wie  Nichtbürger,  Freie  wie 
Sclaven.  Bei  dem  Processe  erst  trat  der  Unterschied  der  beiden 
Classen  hervor.  Die  Nichtbürger  waren  dem  Urtheile  des  Be- 
amten überlassen,  auch  wenn  ihre  Schuld  zweifelhaft  war,  bei 
den  Bürgern  wurden  die  Provocationsgesetze  aufrecht  erhalten: 
gestanden  sie  ihre  Schuld  ein  oder  war  dieselbe  offenbar,  so 
dass  nur  Böswilligkeit  beim  Abläugnen  erschien,  so  war  es  eben- 
falls Pflicht  des  Beamten,  die  gtsetzliche  Strafe  anzuwenden; 
läugneteu  sie  aber  und  war  ihre  Schuld  zweifelhaft,  so  hatte 
das  Schwurgericht  zu  entscheiden.  Es  durfte  die  volle  Strafe, 
welche  bei  offenbaren  Verbrechen  eintrat,  nie  verhängen:  da5 
konnte  nur  das  Volk  selbst.  Die  höchste  Strafe  des  Schwurge- 
richts war  Aechtung  und  Verlust  des  caput  Somit  hatte  die 
Sullaiiische  Gesetzgebung  in  ihrer  Beachtung  des  Provocations- 
rechtes  die  Folge,  dass  die  Strafen  für  Verbrechen  überhaupt 
milder  wurden.  Denn,  wenn  irgend  möglich,  läugnete  der  An- 
geklagte und  der  Beamte  selbst,  um  nicht  Verantwortung  auf 
sich  zu  laden,  war  geneigt,  die  Entscheidung  den  Gescbworeaen 
zu  überlassen.  Zu  diesem  Amte  des  Schwurgerichtes  selbst 
nahm  Sulla  nur  die  Senatoren.    Es  war  billig,  dass  er  dies  tbat, 
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and  keiD  Eingriff  in  bisher  besessene  Rechte,  vielmehr  ein  ent- 
schiedener Fortschritt.  Bisher  hatten  die  Senatoren,  welche 
Aemter  bekleideten,  einzeln  die  Entscheidung  gehabt:  von  jetzt 
an  wurde  der  Beamte  an  die  Meinung  Auserwählter  aus  dem 
ganzen  regierenden  Stande  gebunden.  Selbst  Sullas  politische 
Gegner  mnssten  diese  Einrichtung  billigen  und  konnten  den 
Nachtbeil,  dass  fortan  die  Controlle  des  regierenden  Standes 
durch  diesen  selbst  geführt  werden  sollte,  als  ausgeglichen  er- 
achten. 

Die  Gesetzgebung  Sullas  in  Bezug  auf  diese  „gemeinen 
Verbrechen"  war  nicht  nur  so  zweckmässig,  dass  sie  bis  in 
späte  Zeiten  des  Kaiserreiches  die  Grundlage  des  Rechtes  blieb, 
sondern  auch  so  umfassend,  dass  sie  keine  Erweiterung  erfahren 
bat  Nur  nach  politischer  Seite  hin  wurde  das  Majestätsgesetz 
auf  alle  Bürger  ausgedehnt  und  die  strenge  Gesetzgebung  über 
Ehebruch  geschaffen.  Die  Gesetze  zum  Schutze  des  Lebens  und 
Eigenthums  genügten.  Es  lehnten  sich  an  sie  spätere  Verord- 
nungen, welche  durch  das  Bedürfhiss  hervorgerufen  wurden,  in 
ähnlicher  Weise  an,  wie  einst  die  zwölf  Tafeln  erweitert  und 
fortgebildet  worden  waren.  Hätte  es  im  Charakter  der  Römi- 
schen Gesetzgebung  gelegen,  durch  allseitige  Bearbeitung  des 
Rechtes  ein  neues  allgemeines  Gesetzbuch  zu  schaffen,  so  würde 
Sulla  wahrscheinlich  ein  solches  Unternehmen  begonnen  haben: 
er  würde  das  Wenige,  was  zu  einem  vollständigen  Gesetzbuche 
des  Griminalrechtes 'fehlte,  ergänzt  und  alles  früher  bestehende 
Herkommen  aufgehoben  haben.  Indessen  selbst  die  Zehnmänner 
verfuhren  nicht  so:  es  wird  von  dem  Valerischen  Provocations- 
gesetze  berichtet,  das  sie  ausdrücklich  angeführt  haben  sollen, 
wahrscheinlich  haben  sie  noch  manche  andere  Gesetze  erwähnt 
Aebnlich  verfahr  Sulla.  Einzelne  frühere  gesetzliche  Bestim- 
mungen nahm  er  wörtlich  auf,  so  die  über  die  Bestechlichkeit 
der  Beamten,  von  denen  er  einen  Theil  aus  dem  Sempronischen 
Gesetze  über  Amtsverbrechen  in  sein  Gesetz  über  Mord  über- 
trug, so  die  schon  in  mehreren  früheren  Gesetzen  befindliche 
Bestimmung  über  die  Verantwortlichkeit  der  Theilnehmer  einer 
Erpressung.  Andere  der  frühereu  Gesetze  bestanden  auch  nach 
den  Cornelischen  fort,   so  die  allgemeinen  über  Amtsverbrecheu, 
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das  Plautische  über  Gewaltthat  und  mau  darf  anaehmen,  dass 
vielfach  andere  Zurückbeziehungen  stattfanden.  In  dem  Gesetze, 
durch  welches  den  feindlich  gesinnten  Städten  Italiens  das  Bür- 
gerrecht entzogen  wurde,  fügte  Sulla  eine  ausdrückliebe  Bezie- 
hung auf  andere  Gesetze  hinzu*):  „wenn  etwas  nicht  Recht  wäre 
gesetzlich  zu  bestimmen,  so  solle  davon  durch  das  gegenwärtige 
Gesetz  nichts  bestimmt  sein."  Aehnliche  Beziehungen  ableboen- 
der  oder  annehmender  Art  werden  auch  in  den  Criminalgesetzeu 
Sullas  vorgekommen  sein. 

Mau  hat  in  Bezug  auf  die  Ordnung  und  die  äussere  Form 
der  Cornelischeu  Gesetze  die  Vermuthung  aufgestellt,  die  Titel 
der  Digesten,  welche  von  den  einzelnen  Verbrechen  bandeln 
(Buch  48,  4 — 15)  oder  die  Volksbeschlüsse,  welche  in  den 
Aufschriften  dieser  Titel  genannt  sind,  folgten  in  derselben  Ord- 
nung auf  einander,  in  welcher  die  Criminalgesetze  Sullas  auf 
einander  folgten,  d.  h.  dem  Volke  vorgelegt  und  von  dem  Volke 
bekräftigt  wurden.  Daran  knüpft;e  man  noch  die  weitere  Ver- 
muthung, dass  auch  den  drei  ersten  Titeln  des  48.  Buches  der 
Digesten,  welche  über  Criminal verfahren  im  Allgemeinen,  über 
die  Anklage  und  über  die  Bewachung,  sowie  Vorfahruug  der 
Schuldigen  handeln,  ein  Cornelisches  Gesetz  über  die  Criminal- 
gerichte  zu  Grunde  liege.^)  Die  Anordnung  der  Gesetze  nacb 
deren  Annahme  durch  das  Volk  erregt  sehr  grosse  Bedenken. 
Mag  man  selbst  glauben,  dass  jede  einzelne  Bestimmung  Sullas 
über  die  Criminalgerichte  dem  Volke  vorgelegt  worden  ist  (und 
bei  manchen  wird  man  Zweifel  erheben  können) ,  so  erscheiot 
doch  die  Bestätigung  durch  das  Volk  als  der  Zeit  nacb  zoMig: 
Sulla  konnte  z.  B.  zuerst  das  Gesetz  über  Mord  geben  und  erst 
später  das  über  Majestätsverbrechen.  Er  konnte  auch  alle  Cri- 
minalgesetze durch  einen  einzigen  Volksbescbluss  bestätigen 
lassen :  da  er  gesetzlich  allmächtig  und  die  Bestätigung  durch 
das  Volk  leere  Form  war,  wird  dies  sogar  wahrscheinlich.  Es 
spricht  dafür  auch  die  Aehnlichkeit  mit  den  zwölf  Tafeln,    b- 


a)  Oic.  p.  Caec.  33,  95  hoc  tibi  respondeo,  ascripsisse  euDdem  SnUam 
in  eaudem  legem:  si  qaid  ius  non  esset  rogarier,  eius  ea  lege  Dibilum  n>- 
gatum. 
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dessen  oacb  der  ßestätiguug  durch  das  Volk  konnte  er  aas 
seinen  Gesetzen  eine  Art  von  Gesetzbuch  bilden  und  sie  in  einer 
bestimmten  inneren  Ordnung  öffentlich  bekannt  machen.  Da- 
durch konnte  sich  ebenfalls  ein  Herkommen  bilden  und  bis  in 
die  späten  Kaiserzeiten  fortpflanzen.  Dass  die  Ordnung  der  Di- 
gesten nicht  zufällig,  sondern  geschichtlich  begrandet  ist,  kann 
nicht  zweifelhaft  sein.  Sie  erscheint  ebenfalls  im  Theodosischen 
und  Justinianischen  Gesetzbache:  die  Möglichkeit  ihres  Ursprun- 
ges von  Sulla,  dessen  Gesetze  die  Grundlage  für  die  Criminal- 
gerichtsbarkeit  bei  den  gemeinen  Verbrechen  bildeten,  ist  nicht 
zu  läugnen. 

Dennoch  kann  jene  Vermuthuug  nicht  richtig  sein.  Die 
erste  Stelle  nehmen  in  den  Digesten  die  Majestätsverbrechen 
ein.  Dies  ist  in  der  Kaiserzeit  erklärlich,  wo  sie  ihre  häufigste 
Anwendung  in  Bezug  auf  den  Kaiser,  den  verkörperten  Begriff 
des  Romiseben  Volkes,  finden.  Alles,  was  ihn  verletzt,  ist  Ma- 
jestätsverbrechen: es  konnte  mit  Recht  an  die  Spitze  gestellt 
werden.  Vielleicht  konnte  es  auch  Sulla;  aber  dann  musste  er 
die  übrigen  Gesetze  gegen  Amtsverbrechen  folgen  lassen,  welche 
ein  gemeinsames  und  von  den  übrigen  Verbrechen  getrenntes 
Verfahren  vorschreiben.  Dies  geschieht  in  den  Digesten  nicht, 
sondern  es  folgen  die  Gesetze  gegen  £hebruch.  Auch  Sulla, 
sagt  man,  habe  ein  solches  Gesetz  gegeben,  und  wir  haben  eine 
Nachricht,  er  hätte  gesetzliche  Bestimmungen  über  die  £he  und 
die  Massigkeit  getroffen.")  Dies  bezieht  sich  indess  auf  ein 
Aofwandgesetz ,  von  dem  wir  bestimmtere  Kunde  haben:  ein 
Criminalgesetz  hat  darüber  erst  der  Kaiser  Augustus  gegeben. 
Sulla  also  konnte  in  den  Gesetzen  über  die  Schwurgerichte  die 
Verhältnisse  der  £he  nicht  behandeln  und  die  Ordnung  der  Di- 
gesten verräth  in  diesem  Punkte  ihren  Ursprung  in  der  Kaiser- 
zeit Ebenso  verhält  es  sich  bei  den  übrigen  Titeln.  Dass  Mord 
und  Fälschung  hinter  einander  erwähnt  oder  vielmehr  nur  durch 
Pompejus'  Gesetz  über  Vatermord  getrennt  werden,  liegt  in  der 
Natur  der  Sache.     Aber  das  Verbrechen   des  Staatsdiebstahls 


a)  Plui  Comp.  Lys.  et  Süll.  3  tou;  rcpi  Y^ji-tuv   xat   otucpoo'jvT^c  d^- 
T/YeiTo  v^fious  TOic  7:0X1x015. 
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wird  unter  den  Amtsverbrechen  aufgeführt,  was  in  den  Corne- 
lischen  Gesetzen  nicht  der  Fall  war.  Durch  die  Gesetzgebung 
des  Kaisers  Augustus,  welcher  zuerst  eine  systematische  Behand- 
lung des  Rechtes  vornahm,  veränderten  sich  die  Begriffe  des 
Majestätsverbrechens  wesentlich,  verwischte  sich  der  Unterschied 
der  Amts-  und  gemeinen  Verbrechen  vollständig,  kurz  wurde 
eine  andere  Anordnung  der  Gesetze  bedingt.  Der  Einfluss  der 
Comelischen  Gesetze,  als  der  zunächst  vorhergehenden  und  viele 
Theile  umfassenden,  war  untergeordnet  und  kaum  grösser 
als  derjenige,  welchen  die  zwölf  Tafeln  auf  Sullas  Crimioalge- 
setzgebung  gehabt  haben. 

üeber  einen  Theil  des  Verfahrens  in  Criminalprocessen 
scheint  Sulla  keine  Gesetze  gegeben  zu  haben,  nämlich  über 
denjenigen,  welcher  der  eigentlichen  gerichtlichen  Untersuchung 
vor  den  Geschworenen  vorherging.  Wir  haben  keine  Andeutung 
darüber,  dass  er  z.  B.  Anordnungen  über  die  erste  Anklage  bei 
dem  Prätor,  über  vorläufige  Verhaftung  des  Angeklagten  gab. 
Es  bedurfte  deren  auch  nicht.  Das  frühere  Herkommen,  das 
sich  durch  Vertrag  zwischen  Prätoren  und  Volkstribunen  gebil- 
det  hatte,  war  so  elastisch,  dass  es  sich  auch  für  die  Sullani- 
schen  Zeiten  schickte  und  bei  offenbarer  schwerer  Schuld  die 
Haft  des  Angeklagten,  bei  zweifelhafter  Schuld,  wo  nur  gerin- 
gere Strafe  eintreten  konnte,  die  Freiheit  desselben  gestattete. 
Eh  musste  Sulla  sogar  bedenklich  erscheinen,  hierüber  bestimmte 
gesetzliche  Vorschriften,  welche,  da  es  nicht  wie  später,  eioe 
höchste.  Alles  überragende^  Obrigkeit  gab,  leicht  zu  grossen 
Härten  führen  konnten,  zu  erlassen:  zudem  hatte  er  den  Volb- 
tribunen,  denen  er  sonst  die  meisten  politischen  Rechte  genom- 
men, gerade  diese  Thätigkeit  belassen.  Ueber  die  Vermebrung 
der  Prätorenstellen  in  Rom  und  die  demgemäss  erfolgte  WabI 
von  acht  Prätoren,  welche  ihr  erstes  Amtsjahr  in  Rom  verbrach- 
ten, erachtete  Sulla  schwerlich  ein  vom  Volke  bestätigtes  Ge- 
setz für  nothwendig.  Es  genügte  ein  Seuatsbeschluss ,  welcher 
die  Kosten  für  die  neuen  Prätorenstellen  anwies,  und  die  ^t- 
sächlich  durch  das  Volk  vollzogene  Wahl.  Auch  bei  der  frühe- 
ren Vermehrung  der  Prätoren  wird  uns  nur  die  Thatsache  ge- 
meldet.   Somit  bleibt  von  Gesetzen,  welche  das  Volk  genehmigte. 
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nur  übrig  erstens  das  Majestätsgesetz,  welches  Sulla  zur  £rgän- 
zang  der  Bestimmungen  über  Amtsyerbrechen  erliess,  femer  die 
drei  Gesetze  über  „gemeine  Verbrechen",  das  über  Mord,  zu 
welchem  auch  Vatermord  und  Injurien  gehörten,  das  über  Fäl- 
scbaog  und  das  über  Staatsdiebstahl.  Die  drei  letzteren  mögen 
zusammen  erlassen  worden  sein,  auch  gewissermassen  ein  Gan- 
zes gebildet  haben;  aber  von  den  Schriftstellern,  welche  z.  B. 
eiazeloe  Paragraphen  des  Gesetzes  über  Mord  anfuhren,  werden 
sie  abgesondert  betrachtet.  Zweifel  kann  es  erregen,  ob  Sulla 
ein  besonderes  Gesetz  über  die  Gerichte  (lex  wdiciaria)  erliess 
oder  ob  er  die  Bestimmungen  über  das  Verfahren  beim  Schwur- 
gerichte mit  dem  Gesetze  über  Majestätsverbrechen  einerseits 
und  mit  denen  über  gemeine  Verbrechen  andererseits  verband: 
im  letzteren  Falle  konnte  den  beiden  Gruppen  von  Verbrechen 
die  Verordnung  gemeinsam  sein,  dass  in  Zukunft  nur  Senatoren 
die  Schwurgerichte  verwalten  sollten.  Ich  entscheide  mich  für 
ein  allgemeines,  von  Sulla  erlassenes  Richtergesetz.  Es  wird 
zwar  nirgends  erwähnt ;  aber  auch  über  Staatsdiebstahl  wird  ein 
Comelisches  Gesetz,  das  es  dennoch  gegeben  hat,  nicht  genannt. 
Die  früheren  Gesetze  über  Schwurgerichte  hatten  meistentheils 
sowohl  den  Begriff  der  Verbrechen  als  die  Anordnung  des  Ver- 
fahrens behandelt.  Aber,  wenn  nicht  vorher  schon  bei  den  Sulla 
unmittelbar  vorhergehenden  Gesetzen  eine  Aenderung  eingetreten 
war,  sicherlif'/h  war  bei  Sulla,  der  die  gesammten  gemeinen  Ver- 
brechen zuerst  dem  Schwurgerichte  zuwies,  das  Verhältniss  ein 
verschiedenes.  Die  uns  überlieferte  Bestimmung*),  dass  Sena- 
toren als  Angeklagte  mehr  Geschworene  als  Leute  der  anderen 
Stände  verwerfen  dürften,  scheint  für  ein  Gesetz,  in  welchem 
Amts-  und  gemeine  Verbrechen  zusammen  behandelt  wurden,  zu 
sprechen.  Entscheidend  aber  ist  die  unveränderte  Beibehaltung 
der  Cornelischen  Gesetze  in  der  Kaiserzeit.  Hätten  dieselben 
ausser  den  Verbrechen  selbst  auch  das  Verfahren  behandelt,  so 
würden  sie,  als  der  Stand  der  Geschworenen  und  auch  viele  an- 
dere Theile  des  Verfahrens  geändert  worden  waren,  kaum  wei- 
ter als  Grundlage  des  Criminalrechtes  betrachtet  worden  sein. 

a)  S.  oben  S.  117. 
IV.  12 
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Also  fünf  Gesetze  genfigteo  Sulla  für  die  Veränderang  des  ge- 
sammten  Criminalrechtes:  eines  davon  behandelte  das  Verfabreo, 
vier  den  Begriff  neuer  Verbrechen,  welche  er  dem  Schwurgerichte 
zuwies.  Daneben  Hess  er  bestehen  das  allgemeine  Gesetz  über 
Amtsverbrechen,  wie  es  sich  seit  Calpnrnius  Piso  entwickelt 
hatte:  es  umfasste,  da  andere  Vergehungen  unter  den  Begriff 
der  verletzten  Majestät  fielen,  noch  Erpressung  und  Amtser- 
schleichung, seitdem  die  letztere  in  einem  besonderen  Gesetze 
ausführlicher  behandelt  wurde,  nur  die  Erpressung:  ferner  das 
Plautische  Gesetz  über  Gewaltthat  der  fieamten  und  Senatoren, 
das  bald  nach  seinem  Tode  durch  Q.  Lutatius  Catulus  auf  <lie 
übrigen  Staude  ausgedehnt  wurde. 


Dritter  Abschnitt. 

Von  L.  Sulla  bis  zum  Ende  des  Freistaates. 


Erstes  Capitel. 

Bestand  der  SoUanischoii  GerichtsTorfiusaDK  bis  nm  Jahre  70  ▼.  Chr. 
Klagen  Aber  dieselbe.  AendemDg  dnrch  WiederherstelluiK  der  tribniid- 
schea  Gewalt.  Damit  WiederherstelluiK  der  Gerichtsbarkeit  des  Volkes. 
lassToUer  Gebranch  derselben.  Richtergeseti  des  Prfttors  L  Anrelins 
Cotta.  Ueberliefenug  Aber  dasselbe  and  sein  Inhalt.  Die  Aerartribnnea. 
Ihr  Ursprung.  Sie  sind  eigentlich  Beamte  der  Tribns,  im  Anrelischen 
Gesetze  erscheinen  sie  als  Stand.  Termnthnng,  wie  dieser  Uebergang 
geschahen  ist.    Die  Aerartribnnen  anch  inm  Ritterstande  gerechnet. 

Die  Gesetzgebung  Sullas  blieb  unverändert  bestehen  bis  zum 
Jahre  70  v.  Chr. :  sie  erfuhr  nur  eine  Ergänzung  durch  das  Lu- 
tatische  Gesetz  über  Gewaltthat,  welches  wir  des  inneren  Zu- 
sammenhanges halber  ausser  der  chronologischen  Ordnung  be- 
handelt haben.'')  Wir  schreiben  dies  Lutatische  Gesetz  dem 
Ende  des  Jahres  78  v.  Chr.  zu,  desselben,  in  welchem  Sulla 
starb,  als  M.  Aemilius  Lepidus  einen  Aufstand  gegen  die  SuUa- 
nische  Verfassung  erregte  und  trotz  des  grossen  Anhanges,  wel- 
chen er  von  verschiedenen  Seiten  fand,  gestfirzt  wurde.  Die 
Absicht  des  Gesetzes  bestand  darin,  die  fiestimmungen  des  Plau- 
tischen Gesetzes  über  Gewaltthat,  welche  nur  von  Beamten  und 


a)  S.  Bd.  II,  1,  272. 

12* 
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Senatoren  galten,  auf  alle  Classen  der  Bevölkerung  zu  über- 
tragen. Er  schuf  also  ein  neues  gemeines  Verbrechen,  einen 
neuen  Gerichtshof,  der  aber  weder  mit  dem  alten  über  die  Ge- 
waltthätigkeit  derfieamten  bestehenden  verbunden  wurde')  noch 
einen  eigenen  Prätor  erhielt;  denn  das  Verbrechen  konnte  nicht 
häufig  vorkommen.  Der  Prätor,  welcher  über  Mord  richtete, 
scheint  erforderlichen  Falls  auch  das  Lutatische  Gesetz  zur  Aas- 
führung gebracht  zu  haben.  Es  wurde  durch  dieses  Gesetz  eine 
Lücke  in  der  Gesetzgebung  Sullas,  welche  sich  bei  Lepidns' 
Aufstande  fühlbar  gemacht  hatte,  ausgefüllt  Sulla  selbst  hatte 
gehoflft,  dass  die  Gewalt  der  Beamten  genügen  werde,  um  die 
nicht  regierenden  Stände  in  Schranken  zu  halten.  Dies  würde 
der  Fall  gewesen  sein,  wenn  die  alte  Griminalgerichtsbarkeit 
der  Beamten  in  Geltung  geblieben  wäre:  unter  den  alten  Ge- 
setzen fanden  sich  sehr  strenge  Bestimmungen,  um  die  politische 
Thätigkeit  der  Bürger  zu  zügeln  und  jeden  Ungehorsam  mit 
den  härtesten  Strafen  zu  ahnden.  Auch  war  die  alte  Gerichts- 
barkeit der  Beamten  nicht  abgesciiaift.  Sie  bestand  sogar  ange- 
schmälert fort,  da  es  auch  fernerhin  dem  Prätor  freistand,  bei 
geständigen  oder  auf  offenbarer  Schuld  ertappten  Angeklagten 
die  herkömmliche  Strafe  anzuwenden.  Aber  für  den  Fall,  dass 
die  Schuld  zweifelhaft  war,  galten  bei  gemeinen  Verbrechen  die 
Schwurgerichte  und  es  wäre  hart  gewesen,  bei  politischen  Ver- 
brechen, deren  Strafe  schwerer  sein  musste,  den  Beamten  allein 
entscheiden  zu  lassen,  die  Centurienversammlung  aber  konnte 
unmöglich  berufen  werden.  Es  bestand  also  eine  Lücke  der 
Gesetzgebung  für  die  Anwendung  der  Schwurgerichte,  und  diese 
füllte  das  Lutatische  Gesetz  aus. 

Im  Uebrigen  ruhte  die  Gesetzgebung  über  zehn  Jahre  lang. 
Sulla  hatte  den  Bedürfnissen  seiner  Zeit  entsprochen  und  seine 
Gesetze  genügten  sowohl  in  Bezug  auf  die  Bestimmung  der  Ver- 
brechen, als  auch  in  Bezug  auf  die  Anordnung  des  Verfahrens: 
der  bedeutende  Fortschritt,  der  durch  die  Ausdehnung  der 
Schwurgerichte  geschehen  war,  wurde  thatsSchlich  anerkannt 
Nur  ein  Punkt  war  es,  der  alsbald   bei  der  nadi  Sullas  Tode 


a)  S.  oben  S.  167. 
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eingetretenen  entgegengesetzten  Strömung  Unzufriedenheit  ver- 
anlasste, die  Znsammensetzung  der  Geschworenen.  Die  Sena- 
toren allein  bildeten  die  Schwurgerichte:  damit  war  die  Macht 
dieses  Standes  ausserordentlich  gewachsen  und  die  GontroUe  der 
Staatsverwaltung,  wie  C.  Gracchus  sie  früher  eingeführt  hatte, 
erloschen.  Es  war,  wie  man  vermuthen  darf,  namentlich  die 
politische  Seite  des  Schwurgerichtes,  in  so  fem  es  über  Amts- 
verbrechen  entschied,  welche  Aulass  zu  Klagen  gab.  Nicht  dar- 
über beschwerte  man  sich,  dass  über  Personen  nichtsenatorischen 
Standes  nur  Senatoren  richteten,  dass  diese  sich  bestechen  Hessen 
oder  sonst  parteiisch  urtheilten,  sondern  darüber,  dass  die  Be- 
amten im  Vertrauen  auf  den  Schutz^  welchen  sie  von  ihren  Stan- 
desgenossen  erwarteten,  auch  die  fieute  i^jit  denselben  theilend, 
die  Gewalt  sowohl  in  Rom,  noch  mehr  in  den  Provinzen  zur 
eigenen  Bereicherung  missbrauchten.  Den  stärksten  Ausdruck 
gab  Cicero  diesen  Klagen  in  deijenigen  Rede,  welche  er  in  Ver- 
res'  Processe  hielt  ^)  Um  die  Richter  in  demselben  zur  Strenge 
zu  veranlassen  und  den  Angeklagten  von  jedem  Versuche  der 
Bestechung  zurückzuschrecken,  schilt  er  auf  das  Heftigste  gegen 
die  aus  Senatoren  gebildeten  Schwurgerichte.  Er  behauptet,  in 
den  fünfzig  Jahren,  wo  seit  C.  Gracchus'  Gesetze  der  Ritterstand 
die  Geschworenen  lieferte,  sei  nicht  der  leiseste  Verdacht  vorge- 
kommen, dass  ein  Richter  sich  habe  bestechen  lassen.  Dies 
konnte  er  leicht  behaupten,  ohne  eine  Widerlegung  befurchten 
zu  müssen ;  denn  die  Ritter  standen  als  Geschworene  nicht  unter 
dem  Gesetze  über  Amts  verbrechen^)  und  eine  Bestrafung  war  bei 
ihnen  eben  so  unmöglich,  wie  bei  den  Senatoren  leicht  durch- 
zufahren. Dagegen  während  der  zehn  Jahre,  wo  die  Senatoren 
in  Folge  des  Gornelischen  Gesetzes  die  Schwurgerichte  besetzten, 
behauptet  Cicero,  seien  sieben  Fälle  von  Bestechung  der  Richter 
vorgekommen.  Die  beiden  letzten  Fälle  scheinen  sich  auf  den 
berüchtigten  Process  gegen  Oppianicus,  in  welchem  C.  Junius 
als  Untersuchungsrichter  den  Vorsitz  führte,  zu  beziehen.    An- 


a)  Gic.  in  Verr.  Act.  1,  13,  flgd.   Vergl.  auch  c.  15  an  der  später  an- 
zufahrenden Stelle. 

b)  S.  Bd.  11,  1,  245. 
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derswo  behauptet  Cicero  die  Unschuld  des  Untersuchungsrich- 
ters'') und  thut  wenigstens  überzeugend  dar,  dass  das  VerfahreD 
gegen  ihn  leidenschaftlich  und  aus  politischen  Granden  von 
den  Volkstribunen  angeregt  war.  Die  übrigen  fünf  Fälle  schei- 
nen sich  auf  Schwurgerichte  wegen  Amtsverbrechen  zu  beziebeo^ 
und  zwar  hauptsächlich  auf  solche,  die  in  den  Provinzen  gegen 
die  Bundesgenossen  begangen  worden  waren.  Dort  war  anch 
in  der  That  die  Gewalt  der  fieamten  am  zügellosesten :  in  Rom 
selbst  musste  die  Anwesenheit  vieler  gleichstehender  Beamt^o, 
unter  denen  immer  einzelne  Wohlgesinnte  waren ,  die  mit  dem 
Rechte  der  Hülfsleistung  ausgestatteten  Volkstribunen,  sowie  die 
öflfentliche  Meinung  überhaupt  von  entschiedenem  Einflüsse  sein. 
Wie  begründet  Cicer^s  Klagen  waren,  lässt  sich  schwer  ent- 
scheiden. Vergleicht  man  die  leidenschaftlichen,  in  bestimmter 
Absicht  gemachten  Auslassungen  des  Redners  mit  der  ruhigen 
Darstellung  des  Geschichtsschreibers  Appian^),  welcher  die  Fol- 
gen des  Sempronischen  Richtergesetzes  schildert,  so  wird  man 
erkennen,  dass,  mochten  die  Geschworenen  aus  den  Römischen 
Rittern  oder  aus  dem  Senate  entnommen  werden,  die  Folgen 
ähnlich  und  auf  keine  Weise  eine  unparteiische  Regierung  oDd 
Rechtspflege  mehr  zu  erreichen  war.  Aber  nach  dem  Sempro- 
nischen Gesetze  war  es  die  grössere  Menge,  welche  Vortheil 
und  Gewalt  erhielt:  Sulla  hatte  nur  einen  kleinen  Stand  erhoben. 
Die  politische  Strömung  war  gegen  das  von  Sulla  wieder  her- 
gestellte Vorrecht  des  Senates  und  sobald  die  democratiscbe 
Partei  genügend  erstarkt  war,  ging  sie  an  die  Umgestaltung  der 
Schwurgerichte. 

Das  gesammte  Volk  nahm  an  ihrem  Streben  Theil:  es 
wollte,  wenn  auch  nicht  Entfernung  der  Senatoren  aus  den  Ge- 
richten, so  doch  eine  ControUe,  welche  sowohl  über  Verwaltung 
als  über  Rechtspflege  von  Anderen,  als  dem  senatorischeu  Stande 
geübt  würde.  Aus  diesem  Grunde  wünschte  es  die  Wiederher- 
stellung der  tribunicischen  Gewalt :  es  war  auf  diese  Fordening 
durch  die  leidenschaftliche  Amtsführung  einiger  geschickten  Tri- 


a)  Gic.  p.  Clucut.  33  flgd.     Vergl.  oben  S.  112  und  129. 

b)  App.  beU.  civ.  I,  22.    Vergl.  Bd.  II,  1,  70. 
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buueo  bingeleitet  worden.*)  Als  Cd.  Pompejus  sich  gegen  finde 
des  Jahres  71  t.  Chr.  um  das  Consulat  bewarb,  erkannte  er, 
dass  die  Wiederherstellung  des  Tribunates,  so  wenig  er  sie  an 
sich  billigen  moefate,  nöth wendig  sei^):  er  beschloss  den  Dank 
für  die  Durchführung  einer  so  yolksthümlichen  Massregel  zu 
ernten.  Noch  ehe  er  sein  Consulat  antrat ,  hielt  er  eine  Volks- 
versammlung vor  der  Stadt;  denn  er  zog  erst  am  letzten  Tage 
des  Jahres  triumphirend  ein.<^)  In  dieser  Volksversammlung  er- 
klärte er,  die  allgemeine  Erwartung  bestätigend,  er  wolle  die 
tribunicische  Gewalt  wiederherstellen;  weniger  bestimmt  und  die 
Freiheit  des  Entschlusses  sich  vorbehaltend ,  sprach  er  über  die 
Gerichte:  die  Provinzen  würden  von  den  Statthaltern  verwüstet 
und  geplagt,  die  Gerichte  seien  scbimpdich  und  schmachvoll,  er 
wolle  auf  Abhülfe  dagegen  denken.'')  Pompejus  erfüllte  sein 
Versprechen  alsbald.  Uebereinstimmend  vrird  berichtet,  er  habe 
die  tribunicische  Gewalt  in  dem  vollen  Umfange,  wie  sie  vor 
Sulla  bestanden,  wieder  hergestellt *)  Er  war  der  eigentliche 
Urheber  des  Gesetzes ;  aber  sein  College  M.  Crassus  schloss  sich 
ihm  an  und  dasselbe  führte  den  Namen  der  beiden  Consuln:  es 
war  durchgebracht,  als  Cicero  seine  Anklage  gegen  C.  Verres 
begann. 

Dadurch  war  mit  einem  Male  die  Criminalrechtspflege  erwei- 
tert   Vor  SuUa  gab  es  neben  dem  althergebrachten  ordentlichen 


a)  Vergl.  Bd.  II,  1,  311. 

b)  Cic.  de  leg.  111,  11,  26  Pompeium  vero  quod  una  isla  in  re  noo 
Ita  valde  probas,  vix  satis  mihi  illud  videris  attendere ,  non  solum  ei  quid 
esset  optimom  videndam  fuisse,  sed  etiam  quid  necessariam.  Sensit  enim 
deberi  non  posse  huic  civitati  illam  potestatem. 

c)  Vellei.  II,  30. 

d)  Cic.  in  Verr.  Act.  I,  15,  45  Ipse  denique  Cn.  Pompeius,  cum  pri- 
mum  coDtionem  ad  arbem  consul  designatus  habuit,  ubi,  id  quod  maxime 
expectari  videbatui%  ostendit  se  tribuniciam  potestatem  restitutumm,  factus 
est  in  eo  strepitus  et  grata  contionis  admurmuratio.  Idem  in  eadem  con- 
tiooe  cum  dixisset  populatas  vexatasque  esse  provincias,  iudicia  autem 
turpia  ac  flagitiosa  fieri,  ei  rei  se  providere  ac  consulere  velle:  tnm  vero 
noD  strepitu,  sed  maximo  clamore  suam  populus  Romanus  significavit  vo- 
luntatem. 

e)  Plut.  Pomp.  22;  Liv.  cpit.  XCVII;  VelLIl,  30;  Pseudo-Ascon.  p.  103 
und  147. 
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Beamtengerichte  die  richterliche  Gewalt  der  Tribunen,  welche 
Jedermann  aus  dem  Volke,  sowohl  die  Regierenden  wie  die  Re- 
gierten, vor  das  Volk  laden  und  mit  einer  für  den  besonderen 
Fall  festzusetzenden  Strafe  belegen  konnten:  dadurch  übten  sie 
eine  ControUe  über  den  regierenden  Stand,  ergänzten  auch  die 
ordentliche,  in  ihrer  Entwickelung  zurückgebliebene  Gerichtsbar- 
keit Als  Sulla  den  Volkstribunen  diese  Macht  nahm,  ersetzte 
er  Beides,  indem  er  die  Schwurgerichte  über  Beamte  durch  sein 
Majestätsgesetz  erweiterte  und  die  über  gemeine  Verbrechen  um- 
schuf. Jetzt  wurde  die  Ergänzung  Sullas  beibehalten,  aber  trotz- 
dem die  alte  Schutzwehr  der  tribunicischen  Gerichtsbarkeit  er- 
neuert: es  beginnen  vom  Jahre  70  v.  Chr.  an  wieder  die 
Anklagen  vor  der  Volksversammlung  durch  die  Tribunen.*) 
War  ein  Beamter  in  einem  Schwurgerichte  wegen  Amtsverbrechen 
freigesprochen  worden,  so  konnte  er  wegen  eben  derselben  That 
von  einem  Tribunen  vor  dem  Volke  angeklagt  werden,  und  wenn 
er  ein  öffentliches  Aergerniss  veranlasst  hatte,  der  Verurtheilang 
sogar  zu  härterer  Strafe,  als  ihn  durch  die  Geschworenen  treffen 
durfte,  gewärtig  sein.  War  ein  Uebelthäter  durch  Besteehong 
der  Verurtheilung  entgangen,  so  konnte  ein  Tribun  ihn  vor  dem 
Volke  zur  Bestrafung  bringen.  Wie  sich  also  in  früherer  Zeit  wegen 
der  Mangelhaftigkeit  der  Beamtengerichte  die  ausserordentliche  Ge- 
richtsbarkeit der  Volkstribunen  gebildet  hatte,  so  wurde  dieselbe 
jetzt  wegen  der  Unzulänglichkeit  auch  der  Schwurgerichte  er- 
neuert. Es  zeigt  sich  ein  bemerkenswerthes  Streben,  eine  strenge 
Rechtspflege  herbeizuführen.  Immer  ist  nur  davon  die  Rede, 
Vorkehrungen  zu  treffen,  damit  kein  Schuldiger  der  Strafe  ent- 
gehe :  auf  ungerechte  Bestrafung  Unschuldiger  wird  nicht  geach- 
tet. Und  doch  kam  sie  ebenfalls  vor,  wie  Oppianicue'  Beispiel 
beweist,  welcher  wenigstens  in  der  öffentlichen  Meinung  für  oo- 
gerecht  bestraft  galt  Ein  sicheres  Zeichen,  dass  dies  selten 
vorkam,  dagegen  die  Freisprechung  reicher  und  mächtiger  Ver- 
brecher häufig  erfolgte  und  nicht  bloss  Unruhen  im  Innern,  son- 
dern auch  Beeinträchtigung  der  Herrschaft  nach  Aussen  berbä- 
zuführen  drohte. 


a)  Man  sehe  ein  Verzeichniss  der  uns  bekannten  Bd.  I,  2,  338  flgd. 
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Als  das  consiilarische  Gesetz  über  die  Wiederherstellnog 
der  tribuDicischen  Gewalt  von  Poinpejus  im  Senate  vorgelegt 
wurde,  machte  man  diesen  Gesichtspunkt,  die  Nothwendigkeit 
einer  Verbesserung  der  Rechtspflege,  namentlich  über  Amts  ver- 
brechen, besonders  geltend:  man  erkannte  an,  in  dieser  Bezie- 
hung sei  das  Verlangen  des  Volkes  begründet.*)  Q.  Catulus, 
einer  der  angesehensten  Senatoren,  äusserte  sich  dahin,  die  Se- 
natoren verwalteten  die  Schwurgerichte  schlecht  und  schimpflich : 
hätten  sie  darin  der  Meinung  des  Römischen  Volkes  Genfige 
leisten  können,  so  würde  dasselbe  die  tribunicische  Gewalt  nicht 
80  sehr  vermisst  haben.  Der  Senat  musste  die  Richtigkeit  die- 
ser Aeusserung  anerkennen:  die  Macht,  welche  das  Römische 
Volk  gegen  jeden  Einzelnen  der  Senatoren  gehabt  hatte  ^),  wurde 
wieder  anerkannt  Die  Berichte  der  Schriftsteller  sind  unvollstän- 
dig. Sie  erzählen  nur  von  der  Wiederherstellung  der  tribuni- 
cischen  Gewalt  durch  Pompejus;  aber  auch  die  der  Aedilen  zu 
Anklagen  vor  dem  Volke  wurde  wiederhergestellt,  die  ganze  Ge- 
setzgebung, wie  sie  über  die  Gerichtsbarkeit  der  Volksversamm- 
lung bestanden  hatte,  durch  Aufhebung  der  betreffenden  Come- 
lischen  Gesetze  erneuert.  Dies  beweist  die  Drohung  Ciceros 
gegen  Verres,  er  wolle  als  Aedil  ihn  im  Falle  der  Freisprechung 
vor  dem  Volke  wegen  perdueUio  belangen*'):  unter  der  Herr- 
schaft der  Sullanischen  Verfassung  hätte  er  das  nicht 'gekonnt 
Tribunen  und  Volk  gebrauchten  indess  ihre  wieder  errungene 
Gewalt  mit  grosser  Mässigung.  Waren  wirklich  die  Missbräuche 
in  der  Verwaltung  der  Schwurgerichte  durch  die  Senatoren  so 
schreiend  gewesen,  wie  Cicero  sie  darstellt,  so  musste  jetzt  eine 
Reihe  von  Anklagen  vor  dein  Volke  gegen  bestochene  Richter, 


a)  Cic.  in  Verr.  Act  I,  15,  44  Neque  hoc  Q.  Oatulum,  hominem  sapi- 
entissimum  atque  amplisBimum ,  fiigit,  qni  Cn.  Pompeio,  viro  fortissimo  et 
clarissimo,  de  tribonicia  potestate  referente  cum  esset  sententiam  rogatus, 
hoc  initio  est  summa  cum  auctoritate  usus :  patres  conscnptos  iudicia  male 
et  flagitiose  tueri:  quodsi  in  rebus  iudicandis  populi  Romani  existimatioui 
satis  facere  potuissent,  non  tanto  opere  homines  Äiisse  tribuniciam  potesta- 
tem  desideraturos. 

b)  Vergl.  Cic.  in  Verr.  Act  I,  Id,  38  sublata  populi  Romani  in  unum- 
qaemque  vestrnm  potestate. 

c)  Cic  in  Verr.  IIb.  I,  5,  13.    Vergl.  11,  1,  235. 
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sowie  gegen  ungerechte  Beamten  erfolgen.  Denn  die  Wieder- 
herstellung der  Volksgerichtsbarkeit  scheint  ohne  Bedingung  er- 
folgt zu  sein,  ohne  dass  dieselbe  etwa  auf  die  Zukunft  beschränkt 
wurde:  C.  Memmius  wurde  wegen  Handlungen,  welche  er 
sich  im  Auftrage  Sullas  erlaubt  hatte*),  und  C.  Rabirius  wegen 
Verbrechen  aus  noch  früherer  Zeit  vor  dem  Volke  belangt  lo- 
dessen  wir  hören  nicht  von  vielen  Processen,  welche  im  Jahre 
70  V.  Chr.  anhängig  gemacht  worden  wären:  Cicero  giebt,  wo 
er  die  Richter  in  Verres^  Processe  unter  Bitten  und  Drohaogen 
zur  Strenge  ermahnt,  keine  Andeutung  davon,  er  hofft  nur  far 
die  Zukunft  auf  Gerechtigkeit  in  den  Schwurgerichten.^)  Diese 
Mässigung  schreibe  ich  Pompejus'  Einflüsse  zu:  er  wollte  zwar 
des  Volkes  Dank  verdienen,  auch  wohl  für  die  Zukunft  die 
Rechtspflege  verbessern;  aber  erniedrigen  wollte  er  den  Senat 
nicht 

Es  konnte  scheinen,  als  ob  mit  der  erneuten  ControUe  aber 
die  senatorischen  Schwurgerichte  genug  geschehen  sei  und  das 
Richteramt  selbst  den  Senatoren  gelassen  werden  könnte.  In 
diesem  Sinne  spricht  wenigstens  Cicero  gegen  Verres.'')  Die 
Leute,  sagt  er,  seien  erwartungsvoll  und  passten  auf,  wie  die 
Senatoren  sich  jetzt  als  Richter  nehmen  würden :  es  werde  sich 
bei  diesem  Processe  entscheiden,  ob  die  Geschworenen  aus  einem 
anderen  Stande  genommen  werden  müssten  oder  nicht.  Es  gab 
wahrscheinlich  eine  grosse  Partei  unter  den  Senatoren,  welche 
sich  nur  deshalb  in  die  alte  tribunicische  Gewalt  gefugt  hatte, 
weil  sie  durch  diese  Massregel  ihr  Richteramt  zu  retten  hoffle. 
Aber  ihre  Hoffnung  war  vergeblich,  das  Streben  der  Volkspaitei 
ging  weiter  und  noch  im  Laufe  eben  desselben  Jahres  ging  unter 
Pompejus'  Mitwirkung  ein  Gesetz  des  Prätors  L.  Aurelius  Cotta 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  355. 

b)  Cic.  in  Verr.  Act  I,  16,  46  Vident  adhuc  post  legem  tribuoiciani 
onum  senatorem,  hominem  vel  tenuiBsimum,  esse  dainiiatom. 

c)  Cic.  in  Verr.  Act.  1,  16,  46  Nunc  autem  homines  in  specolis  sudI 
observant,  quemadmoduin  sese  miusquisque  vestrum  gerat  in  reüneodt 
religione  conservandisque  legibus,  und  nachher  §.  49  Hie  si  quid  entoffefi* 
Bum,  omnes  homines  non  iam  ex  eodem  ordine  alios  magis  idooeos,  qood 
fieri  non  potest,  sed  alium  omnino  oithnem  ad  res  indicandas  qnaereodiui 
arbiirabuntur.    Yergi.  div.  in  Q.  Caec.  3,  8 ;  in  Verr.  ill,  96,  233. 
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durchs  welches  die  Wahl  der  Gesühworenen  änderte.  Es  ging 
nicht  so  weit,  wie  früher  das  Sempronische,  dem  Senate  die 
Gerichte  zu  nehmen:  man  erkennt  aus  seinem  Inhalte,  sowohl, 
(lass  es  von  einem  camlischen  fiearoten,  nicht  von  einem  Volks- 
tribunen ausging,  als  auch  dass  sich  die  Ueberzeugung  Bahn 
gebrochen  hatte,  durch  vollständige  Unterdrückung  des  Senates 
könne  weder  dauernde  Ruhe  noch  gleichmässige  Rechtspflege 
geschaffen  werden.  Aber  die  Alleinherrschaft  des  Senates  in 
den  Gerichten  wurde  gebrochen. 

Der  Inhalt  des  Aurelisehen  Gesetzes  bezog  sich  nur  auf 
das  Comelische  Richtergesetz,  d.  h.  auf  die  Wahl  der  Geschwo- 
renen, ihre  Zusammensetzung,  Vertheilung  und  die  damit  zu- 
sammenhängenden Theile  des  Verfahrens.  Es  findet  sich  nicht 
die  leiseste  Spur,  dass  es  sich  auch  mit  dem  materiellen  Rechte 
beschäftigt  habe,  mit  der  Begriffsbestimmung  der  Verbrechen 
oder  der  Festsetzung  neuer  Strafen.  Etwas  flüchtig  berichtet 
Plutarch*)  über  das  Gesetz,  Pompejus  hätte  zugelassen,  dass  die 
Gerichte  wieder  durch  ein  Gesetz  auf  die  Ritter  übertragen  wur- 
den. Hätten  wir  keine  anderen  Nachrichten,  so  würden  wir  da- 
durch zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sein,  dass  das  Aurelische  Ge- 
setz dem  früheren  Sempronischen  ähnlich  gewesen  sei.  Andere 
Zeugnisse  sprechen  ähnlich.  Wo  Cicero  in  seinen  Verriuischen 
Reden  von  den  Vorbereitungen  für  das  Gesetz  spricht,  erzählt 
er,  man  wolle  die  Gerichte  wieder  dem  Ritterstande  übertragen 
und  erwähnt  den  anderen  Stand,  der  zum  Amte  der  Geschwo- 
renen berufen  werden  sollte.**)  Livius  und  Tacitus  nennen  auch 
nur  die  Römischen  Ritter.  <^)  Es  ist  ein  auffallendes  Beispiel, 
wie  sehr  die  abgekürzten  Nachrichten  der  Schriftsteller  zu  Irr- 


a)  Plat.  Pomp.  22  Tctc  hUa^  TccptelSev  au^ic  cCc  toiic  Ittti^sc  vö|jiijp  {jicxa- 

b)  Oic.  in  Yerr.  III,  96,  223  Quod  si  ita  est,  quid  possumus  contra 
illam  praetoTem  dicere,  qui  quotidie  templom  tenet,  qui  rempublicam  sistere 
oegat  poBse,  nisi  ad  equestrem  ordinem  iudicia  referantur?  Vergl.  die 
S.  186  angeführten  Stellen. 

c)  Liv.  per.  XGVII  Iudicia  quoqae  per  L.  Aurelium  Gottam  praetorem 
ad  equites  translata  sunt;  Tac.  Ann.  XI,  22  quamquam  eqaites  iudicia  re- 
ciperavissent;  Pseado-Asconias  p.  127  Orell.  L.  Aurelius  Cotta  legem  pro- 
malgarat  de  restituendis  iudiciis  equestri  ordini. 
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tbümern  Anlass  geben  können.  Genauer,  aber  doch  noch  nicht 
anschaulieh,  spricht  Cicero  in  seiner  Rede  für  Clüentius,  es  seien 
im  Jahre  70  v.  Chr.  die  Gerichte  unter  Senatoren  und  Ritter 
getheilt  worden,  und  Vellejus,  Cotta  hätte  das  Ricbteramt,  wel- 
ches Gracchus  von  dem  Senate  an  die  Ritter,  Sulla  wieder  von 
diesen  an  den  Senat  gebracht  hatte,  gleichmässig  auf  beide 
Stände  vertheilt.*)  Sie  erwähnen  zwei  Stände,  welche  zam 
Richteramte  berufen  worden  seien,  aber  sie  deuten  eine  gleich- 
massige  Vertheilung  unter  ihnen  an.  Damit  treten  sie  in  schein- 
baren Widerspruch  mit  den  ersteren  Nachrichten.  Nach  jenen 
soll  der  Ritterstand  nicht  bloss  die  Gerichte  wieder  gewonnen, 
sondern  auch  der  Senat  sie  verloren  haben ,  was  mindestens  auf 
ein  entscheidendes  Uebergewicht  der  Ritter  über  den  Senat  deu- 
tet, nach  diesen  soll  eine  gleichmässige  Vertheilung  stattgefon- 
den  haben.  Eine  Lösung  dieses  Widerspruches  würde  sehr 
schwierig  sein  und  der  Versuch  dazu  zu  dem  beliebten  Aas- 
kunftsmittel ,  die  Glaubwürdigkeit  der  einen  Classe  von  Nach- 
richten zu  läugnen,  führen,  wenn  uns  nicht  noch  weitere,  durch 
Beispiele  bestätigte  Nachrichten  erhalten  wären.  Sie  stammen  ans 
Ciceros  vortrefflichem  Erklärer  Asconius.**)  Er  sagt,  die  Ge- 
richte seien  unter  drei  Stände,  den  Senat,  die  Römischen  Ritter 
und  die  sogenannten  Aerartribunen  vertheilt  worden,  deutet  auch 
an,  diese  Vertheilung  sei  eine  gleichmässige  gewesen.  Mit  die- 
sem Zeugnisse  stimmen  andere  Erklärer  Ciceros  überein  ^),  auch 


a)  Cic.  p.  ClaeDt.  47,  150  Ipso  illo  tempore  iliis  ceDsoribus  erant  iu- 
dicia  cum  equestri  ordine  commuoicata:  Vellei.  II,  32  Per  idem  tempiu 
Cotta  iudicandi  munus,  quod  G.  Gracchus  ereptum  senatui  ad  eqoites. 
Sulla  ab  Ulis  ad  senatum  transtuierat,  aequ^liter  in  utrumque  ordin^n  par- 
titus  est.  Ebenso  der  Scholiast  Gronovs  zu  Cicero  p.  386  Orell.  L.  Aor^ 
lius  Cotta  legem  tulerat,  ut  equites  com  senatoribus  iudicareot 

b)  AscoD.  in  Pis.  p.  16  Legem  iudiciariam  ante  aliquot  annos,  qnilHt^ 
temporibns  accusatns  est  Verres  a  Cicerone ,  tulit  Aurelius  Cotta  praetor, 
qua  communicata  sunt  iudicia  senatui  et  equitibus  Romanis  et  tiitmiü^ 
aerariis ;  id.  in  Cornel.  p.  67  L.  Aurelius  Cotta,  qui  lege  sua  iudicia  iottf 
tres  ordines  communicavit,  senatum,  equites,  tribunos  aerarios;  id.  io  Cor- 
nel. p.  78  Aureiia  lege  communicata  esse  iudicia  inter  senatores  et  eqoe 
strem  ordinem  et  tribunos  aerarios. 

c)  Schol.  Gronov.  p.  339  Orell.  Hie  (L.  Aurelius  Cotta)  foit  anctor  in- 
diciariae  legis  Aureliae,  qua  senatoribus  abrogata  est  summa  potestas  itHÜ* 
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mittelbar  Cicero  selbst,  der  von  einer  dritten  Decurie,  welche 
durch  das  Aurelische  Gesetz  eingefährt  worden  sei,  spricht^) 
und  als  die  drei  fortan  zum  Richten  berufenen  Stände  aasdrück- 
licb  die  von  seinen  Erklärern  angegebenen  nennt.  ^)  Ueber  den 
luhalt  des  Gesetzes  selbst  kann  also  kein  Zweifel  sein.  Aber 
aach  die  Verschiedenheit  der  Berichte  darüber  hat  ihre  Berech- 
tigaog.  L.  Gotta  gehörte  zwar  zu  einem  adligen  Geschlechte 
Roms,  hing  aber  der  Volkspartei  an.^)  Sein  Vorschlag  ging 
ursprünglich  dahin,  wieder  dem  Ritterstande  die  Gerichte  anzu- 
vertrauen; aber  erfand  Widerstand  beim  Senate,  welcher  sich 
weder  verdrängen  lassen  noch  auch  wieder  unter  die  Botmässig- 
keit  des  Ritterstandes  begeben  wollte  und  namentlich  bei  der 
letzten  Forderung  den  Beifall  der  Unparteiischen  fand.  Lange 
schwankte  der  Streit  unentschieden  hin  und  her,  indem  Gotta 
auf  seinem,  dem  Sempronischen  ähnlichen  Gesetze  beharrte''), 
der  Senat  entschlossen  widerstand.  Am  Ende  fand  man  das 
Auskunftsmittel,  einen  dritten,  den  Rittern  nahe  stehenden  Stand 
hiozuzunehnaen ,  und  gleich  viel  Richter  aus  jedem  Stande  zu 
erwählen.  Es  berichten  also  der  Wahrheit  gemäss  sowohl  die- 
jenigen, welche  von  einer  Uebertragung  der  Gerichte  an  die  Rit- 
ter erzählen,  denn  die  Ritter  besassen  die  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln,  als  auch  diejenigen,  welche  von  einer  Vertheilung  der 
Gerichte  zwischen  Rittern  und  Senatoren  sprechen,  selbst  wenn 
sie  eine  gleiche  Vertheilung  andeuten.  Denn  es  waren  fortan 
in  jedem  Gerichtshofe  eben  so  viele  Ritter  wie  Senatoren.®) 


caadi  et  communicata  cum  (equiübus)  Romanis  et  (tribuuis)  aerariis,  ita  ut 
in  iudiciis  esset  minor  numerus  senatomm;  scbol.  Bob.  p.  229  lex 
Aarelia  iudiciaria  ita  cavebat ,  ut  ex  parte  tertia  senatores  iudicarent ,  ex 
partibus  duabus  tribuni  aeraiii  et  equites  Romani,  eiusdem  scilicet  ordinis 
viri ;  id.  p.  235  ad  iudicum  reiectionem,  quae  fiebat  secundum  legem  Aure- 
liam  ex  tribus  ordinibus,  senatomm,  equitum  Romanorum,  tnbunornm  aera- 
riorum.    Vergl.  Pseudo-Ascon.  p.  103;  Sallust  de  ord.  rep.  3. 

a)  Cic.  Phil.  I,  8,  20  At  quae  est  ista  teitia  decuria?  Centurionum, 
inquit.  Quid?  isti  ordini  iudicatus  lege  lulia,  etiam  ante  Pompeia,  Aurelia 
noQ  patebat? 

b)  Cic.  ad  Att  I,  16,  3. 

c)  Man  vergl.  Cic.  in  Verr.  II,  71,  174. 

d)  Man  sehe  besonders  Cic.  in  Verr.  Y,  69,  177,  der  diesen  Kampf 
out  Verres'  Piocesse  zusammenstellt. 
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Die  Senatoren,  welche  ein  Drittel  der  Geschworenen  liefern 
sollten,  sind  eben  dieselben,  welche  nach  dem  Cornelischen  Ge- 
setze allein  das  Richteramt  bekleidet  hatten,  d.  h.  welche  im 
Senate  sassen  oder  gesessen  hatten,  mit  Ausnahme  derer,  welche 
in  jedem  Jahre  ein  Amt  bekleideten  oder  sonst  zu  den  StaaU- 
geschäften  verwendet  wurden.  Unter  den  Römischen  Rittero 
sind  diejenigen  zu  verstehen,  welchen  Gracchus  einst  die  Ge- 
richte anvertraut  hatte,  d.  h.  welche  nicht  im  Senate  sasseo 
oder  gesessen  hatten  und  ein  Vermögen  von  vierhunderttaasend 
Sesterzen  oder  mehr  besassen.  Es  waren  thatsächlich  die  grossen 
Pächter  der  Staatseinkünfte,  deren  Reichthum  und  £influss  mit 
der  Erweiterung  der  Römischen  Herrschaft  gestiegen  war.  Die« 
deutet  Cicero,  wo  er  in  der  Rede  gegen  Verres  die  Verhandlim- 
gen  über  das  Aurelische  Gesetz  erwähnt ,  an.  ^)  So  weit  hatte 
Gotta  die  Wünsche  der  bisherigen  Inhaber  der  Richtergewalt 
erfüllt,  sowohl  die  Senatoren  des  Cornelischen  als  auch  die  Rit- 
ter des  Sempronischen  Gesetzes  zu  gleichen  Theilen  berücksich- 
tigt. Als  Schiedsrichter  zwischen  diesen  beiden  einander  wider- 
strebenden Elementen  fügte  er  als  Vertreter  der  Plebs  die  Aerar- 
tribunen  hinzu.  Die  Ueberlieferung  über  sie  ist  kärglich  und, 
während  die  älteren  Gelehrten  sich  in  mannigfachen  Irrthümern 
bewegten,  hat  man  erst  in  neuerer  Zeit  richtigere  Ansichten 
aufgestellt. 

Ueber  den  Ursprung  der  Aerartribunen  kann  kein  Zweifel 
sein.  Der  Name  kommt  von  den  Tribus  her  und  bedeutet  Be- 
amte der  Tribus,  welche  in  Fortsetzung  der  Gliederung  des  Ge- 
sammtvolkes  ein  Ganzes  für  sich  bildeten  und  Vorsteher  zur 
Leitung  desselben  haben  mussten.  Solche  Beamte  erwähnt  nach 
Servius  Tullius'  Verfassung  Dionysius  sowohl  in  den  städtischen 
wie  in  den  ländlichen  Tribus :  er  nennt  sie  Beamte,  Beamte  der 
Tribus ,  Beamte  des  Dorfes.  ^)    Als  ihre  Geschäfte  erwähnt  er; 


a)  Gic.  in  Verr.  II,  71,  174  At  quormn  iudicio  oondemnatuin?  Nen^i^ 
eorum ,  quos  11,  qui  severiora  ludicia  deslderant ,  arbitrantor  res  iodicare 
oportere,  publicaDorum  iudicio:  quos  videlicet  nunc  populus  iudioes  posat 
de  quibus,  ut  eos  iudioes  habeamus,  legem  ab  homine  non  oostri  geoerb. 
non  ex  equestri  ioco  profecto,  sed  nobilissimo  promuigatam  videnms. 

b)  Dionys.  IV,  14  und  15. 
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sie  sollten  die  WohDungen  und  Namen  ihrer  Tribusgenossen 
wissen,  sie,  wenn  es  nöthig  wäre,  auf  Gefahr  aufmerksam 
machen,  zu  den  Waffen  rufen,  Beiträge  zu  den  Staatslasten  von 
ihnen  einziehen.  Schwerlich  waren  das  ihre  einzigen  Geschäfte : 
sie  werden  nur  beispielsweise  angeführt  Die  Tribunen  waren 
im  Allgemeinen  Vorsteher  der  Tribus,  aber  örtliche:  sie  waren 
an  den  Wohnsitz  der  Tribus  gebunden.  Daraus  ergiebt  sich 
ihre  Verschiedenheit  von  den  Volkstribunen,  welche  in  dem 
Mittelpunkte  des  politischen  Lebens  verweilten,  sowie  von  den 
Militairtribunen,  welche  für  den  Dienst  ausser  Landes  bestimmt 
waren.  Dionysius  fügt  hinzu,  sie  seien  ein  jeder  über  eine  eigene 
Abtheilung  (oü(j.)Aop(a)  eingesetzt  worden.  Weil  er  mit  diesem 
Worte  sonst*)  auch  die  Censusclassen  bezeichnet,  hat  man  die 
Vermuthung  aufgestellt,  es  sei  für  jede  der  fünf  Glassen  einer 
Tribus,  und  zwar  wieder  gesondert  für  die  Aelteren  und  die 
Jangeren,  ein  besonderer  Tribun  aufgestellt  worden,  habe  also 
im  Ganzen  350  gegeben.^)  Diese  Vermuthung  ist  wenig  wahr- 
scheinlich. Denn  was  soll  eine  Abtheilung  nach  Aelteren  und 
Jüngeren  da  bedeuten,  wo  es  sich  nicht  um  den  Kriegsdienst 
handelt?  Ueberhaupt  waren  auch  die  Glassen  nicht  örtlich  ge- 
trennt Es  scheint  also,  dass  er  hier  das  Wort  Abtheilung  in 
einem  weiteren  Sinne  für  Steuergemeinschaft  überhaupt  gebraucht 
hat,  welche  örtlich  begranzt  gedacht  werden  kann.  Man  hat 
femer  die  Vermuthung  aufgestellt,  jene  Tribusvorsteher  seien 
gleichbedeutend  mit  den  curatares  tribuum^  welche  von  Varro^) 
in  der  Einleitungsformel  zum  Gensus  aus  den  Schriften  der  Gen- 
soren  und  sonst  ab  und  zu  genannt  werden.  Ich  kann  den  in- 
neren Zusammenhang,  welcher  dies  wahrscheinlich  machen  soll, 
nicht  entdecken.  Dionysius'  Tribusvorsteher  hängen  mit  der 
OertUchkeit  zusammen,  die  curatores  tribuum  erscheinen  nur  in 
Rom.  Bei  dem  Ueberflusse  an  Beauiten  in  den  Tribus  ist  es 
ebenso  möglich,  dass  für  die  Zwecke  der  Schätzung  besondere 
Beamten  von  oder  aus  der  Tribus  ernannt  wurden  und  es  nutzt 


a)  Blan  sehe  Dionys.  iV,  18. 

b)  Varro  de  liag.  lat.  VI,  86 ;  Unit  luacr.  104,  6. 
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nichts,  Vermathungen  aufzustellen ,  welche  sich  weder  beweisen 
lassen  noch  weitere  Aufklärung  geben.^) 

Dionysius  giebt  als  das  Amt  jener  Tribunen  an,  so  oft  es 
uöthig  wäre,  hätten  sie  die  Steuern  an  Geld  Mann  für  Haou 
einzutreiben.^)  Er  setzt  sie  also  in  die  genaueste  Beziehung  zu 
den  Tributzahlungen ,  welche  in  Erz  (ctea)  erfolgten :  dass  ihr 
Name  davon  herstammt,  kann  kein  Zweifel  sein.  Die  übrigen 
Schriftsteller,  welche  ihrer  erwähnen,  bestätigen  dies,  wenngleich 
sie  scheinbar  etwas  Verschiedenes  erwähnen.®)  Varro*»)  erklärt 
den  Namen  Tribut,  den  er  von  Tribus  herleitet:  von  ihm,  dem 
Tribute,  hätte  das  Geld,  was  angewiesen  war,  aäribidtmi  g^ 
heissen,  und  ebenfalls  von  ihm  diejenigen,  welchen  es  angewi^ 
sen  war,  Aerartribunen.  Seine  Erklärung  würde  anders  ausge- 
fallen sein,  hätte  er  nur  den  Beinamen  der  AerartribuDen 
erläutern  wollen.  Er  will  aber  auch  das  Wort  Tribun  erläutern 
und  leitet  es  von  dem  Tribute  ab,  was  schwerlich  gebilligt  wer- 
den wird.  Tribun  ist  der  natürliche  Name  für  den  Beamten  der 
Tribus.  Dass  sie  den  für  die  Soldaten  bestimmten  Sold  (aei 
militare)  verwalteten  und  vertheilten ,  wie  eine  Bemerkung  Ga- 
tes bei  Gellius  zeigt ""),  giebt  keinen  Beweis  dafür,  dass  ihr  Amt 
ausschliesslich  hierin  bestanden  habe.  Sie  heissen  im  Allge- 
meinen Geldtribuuen  und  dieser  Name,  wenngleich  nicht  ihr 
ganzes  Amt  umfassend,  war  zweckmässig  und  noth wendig,  um 
sie  von  den  anderen  Tribunen  zu  unterscheiden. 

Indessen  verschieden  von  diesen  Aerartribunen,  den  mit 
dem  Einsammeln  und  Auszahlen  der  Abgaben  beschäftigten  Be- 
amten der  Tribus,  sind  diejenigen,  welchen  das  Aurelische  Ge- 
setz die  Theilnahme  an  den  Schwurgerichten  bewilligte.  Die 
Letzteren  haben  mit  einem  Amte  nichts  zu  thun,  sie  bUden  einen 


a)  Dionys.  IV,  15  hiz6':t  XP*^^'  yi^ovzo  —  ;fp7)[i.dT«)v  eic^popac  xor  «>«?^ 
ixX^YCtv. 

b)  Varro  VI,  181  Ab  hoc  (tributo)  ea  quae  assignataerat,  attributam 
dictum,  ab  eo  qaoqae  quibus  attribata  erat  pecuoia  ut  militi  reddaot.  tn- 
bttni  aerarii  dicti.  Vergl.  Paul.  Diac.  p.  2  Müll.  Aerarii  tribuni  a  tribofaido 
aere  sunt  appellati. 

c)  Gell.  VII,  10  Verba  Gatonis  sunt  ex  primo  epistolicamm:  PigQOQ*^ 
capio  ob  aes  militare,  quod  aes  a  tribuno  aerario  miles  accipere  debebat 
vocabulum  seorsum  fit 


% 


Sie  wai'en  ein  Stand  mit  festgesetztem  Gensas.  193 

Stand,  der,  wie  der  Ritterstand,  auf  dem  bei  der  Schätzung  an- 
gegebenen Vermögen,  dem  Census,  beruht.  Seit  die  Geschwo- 
renen nicht  mehr  ausschliesslich  aus  dem  Senate  genommen 
wurden,  war  es  Grundsatz,  bei  denselben  den  Census  zur  Richt- 
schnur zu  nehmen,  welcher  für  die  politische  Gliederung  des 
Staates  die  Grundlage  bildete.  Als  M.  Antonius  im  Jahre  44 
V.  Chr.  ein  Richtergesetz  vorschlug,  nach  welchem  gewesene 
Hauptleute  und  Soldaten  in  die  Geschworenenliste  aufgenommen 
wurden,  erklärt  Cicero*),  Niemand  würde  das  billigen:  bei  einem 
Ricliter  müsse  man  nicht  nur  auf  die  Stellung,  sondern  auch 
auf  das  Vermögen  sehen.  Er  sagt  dabei  ausdrücklich,  das  Aure- 
lische  Gesetz  habe  für  die  zweite  und  dritte  Decurie  der  Rich- 
ter, die  des  Ritterstandes  und  der  Aerartribunen,  einen  Vermö- 
genscensus  vorgeschrieben,  dessen  Erfolg  die  Zulassung  eben 
jener  Stände  war.^)  Ein  alter  Erklärer  Ciceros  macht  bei  Ge- 
legenheit einer  Aeusserung  Ciceros,  dass  Jemand  fortan  nach 
dem  Aurelischen  Gesetze  nicht  Geschworener  sein  könne,  die 
Bemerkung,  wenn  er  eine  Summe  Geldes,  mit  der  er  bestochen 
sein  sollte,  herausgeben  müsste ,  würde  er  in  Armuth  versinken 
und  nicht  mehr  Geschworener  sein  können^):  er  sagt  also,  dass 
die  Aufnahme  in  die  jährliche  Richterliste  von  dem  Nachweise 
eines  bestimmten  Vermögens  abhänge.  Endlich  vom  Kaiser 
Augustns  erzählt  Sueton^),  er  habe  zu  den  drei  Richterdecurien 


a)  Gic.  Phil.  I,  8,  20  quicunque  ordinem  duxit,  iudicet  At  si  ferre- 
tis,  quicunque  equo  meruisset,  quod  est  lautius,  nemini  probaretis;  in  in- 
dice  enim  spectari  et  fortuna  debet  et  dignitas. 

b)  Gic.  ibid.  At  quae  est  ista  tertia  decuria?  Genturionum,  inquit 
Quid?  isti  ordini  indicatus  lege  lulia,  etiam  ante  Pompeia,  Aurelia  non 
patebat?  Gensus  praeiiniebatur,  inquit. 

c)  Schol.  Bob.  p.  340  zu  den  Worten  Giceros  ut  posthac  lege  Aurelia 
iudex  esse  non  possit:  Id  ergo  hie  negat  Tullius,  iudices  illos  pecuniam 
quam  acceperint  reddituros,  ne  postea  in  numero  iudicum  lege  Aurelia 
esse  non  possint,  sive  quod  se  pecuniam  reddendo  faterentur  esse  corru- 
ptos,  sive  quod  amissis  trecenis  vel  quadringenis  milibus,  quae  a  reo  acce- 
perant,  in  egestatem  revolverentur  ac  propterea  in  iudicum  (numerum  post- 
hac referri  non  possent). 

d)  Suet.  Oct.  32  ad  tres  iudicum  decurias  quartam  addidit  ex  infe- 
riore censu,  quae  ducenariorum  vocaretur  iudicaretque  de  levioribus 
sommis. 
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eine  vierte,  aus  einem  niederen  Census  erwählte,  hinzugefügt, 
um  über  leichtere  Geldsummen  zu  entscheiden.  Darin  liegt, 
dass  auch  die  drei  früheren  Decurien  auf  dem  Vermögen  bernb- 
ten.  Bei  den  Senatoren  und  Rittern  war  dies  der  Fall:  es  mass 
also  auch  bei  den  Aerartribuuen  ein  Census  vorgeschrieben  ge- 
wesen sein.  Sogar  auf  die  Hohe  dieses  Census  kann  man  aiu 
dieser  Nachricht  schliessen.  Die  Decurie  der  Römischen  Ritter 
hatte  einen  Census  von  vierhunderttausend  Sesterzen*),  die  vierte 
nach  Augustus*  Bestimmung  zweihunderttausend:  darnach  sind 
für  die  dritt«  in  der  Mitte  stehende  der  Aerartribunen  dreibau- 
derttausend  wahrscheinlich.^) 

Hier  ist  eine  Lücke  in  unserer  Kenntniss.  Wir  wissen  von 
den  Aerartribunen  der  alten  Zeit,  welche  Beamten  der  Tribus 
waren:  wir  hören  ferner  von  dem  Stande  der  durch  das  Aureli- 
sehe  Gesetz  zum  Richteramte  berufenen  Aerartribunen.  Die 
Verschiedenheit  springt  in  die  Augen;  dennoch  ist  auch  die  Aebih 
lichkeit  so  gross,  dass  ein  geschichtlicher  Zusammenhang  beider 
Arten  nothwendig  ist  Beides,  die  Verschiedenheit  und  die  Aebn* 
lichkeit,  ergiebt  sich  aus  anderen  Erwähnungen.  Bei  Saturni- 
nus'  Aufstande  im  Jahre  100  v.  Chr.  erzählt  Cicero''),  die  Bi>- 
mischen  Ritter  hätten  das  Wohl  des  Staates  vertheidigt  und  die 
Aerartribunen,  sowie  die  anderen  Stände  für  die  gemeinsame 
Freiheit  die  Wafien  ergriffen:  er  erkennt  damit  einen  dem  Rit- 
terstande ähnlichen  Stand  als  schon  vor  dem  Aurelischen  Gesetze 
bestehend  an.^^)  Sehr  lehrreich  ist  eine  andere  Nachricht  Cice- 
ros.  Er  spricht  von  den  Einwohnern  der  Präfectur  Atina,  die 
zahlreich  zum  Processe  ihres  Mitbürgers  Cn.  Plancius  nach  Rom 
gekommen  wären.  ^)    Er  erwähnt  zuerst  die  Einwohner  im  All- 


a)  S.  Bd.  11,  1,  119. 

b)  Cic.  p.  G.  Rab.  9,  27  Quid  de  Ulis  honestissimis  viris  atque  opti- 
mis  civibus,  equitibus  Romanis,  dicemus,  qui  tum  uua  cum  senatu  salaten 
reipablicae  defenderunt?  quid  de  tribuois  aerariis  ceterorumque  ordinum  om* 
nium  homiDibus,  qui  tum  arma  pro  communi  übertäte  cepeiiint? 

c)  Cic.  p.  Flaue.  8,  21  quam  quidem  nunc  multitudinem  videtis,  iu^* 
ces,  in  squalore  et  luctu  supplicem  vobis.  Ki  tot  equites  Romani,  tot  tn- 
buui  aei-arii  (uam  plebem  a  iudicio  dimisimus,  quae  cuncta  comitüs  adfoit) 
quid  roboriä,  quid  diguitatis  huius  petitioui  attuleruut? 
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gemeinen,  dann  die  einzelnen  Stände,  die  Römischen  Ritter,  die 
Aerartribunen ,  ivelche  zusammen  er  der  Plebs  von  Atina  ent- 
gegensetzt. Dies  sind  eben  dieselben  Aerartribunen,  welche  wir 
in  den  Richtergesetzen  gefunden  haben,  in  der  Mitte  stehend 
zwischen  den  Rittern  und  der  Plebs:  es  gab  sie  nicht  nur  in 
Rom,  sondern  auch  überall,  wo  überhaupt  Römische  Bürgerge- 
meiudeu  vorkamen.  Dagegen  verschieden  sind  jene  Beamten 
der  Tribus,  welche  Appian  im  Jahre  44  erwähnt*),  denen  Octa- 
viau  Geldsummen  gab,  um  sie  als  Legat  seines  Vaters  Cäsar 
an  die  einzelneu  Mitglieder  der  Tribus  zu  vertheilen.  Dies  sind 
wiridiche  Beamte,  welche  Geschäfte  haben,  erwählt  wahrschein- 
lich von  ihren  Tribusgenossen :  es  giebt  sie  nur  in  Rom ;  denn 
nur  dort  sind  die  Gassen  der  einzelnen  Tribus  und  nur  dem 
Volke  in  Rom  hatte  Cäsar  ein  Legat  vermacht  Die  geschicht- 
Hcben  Mittelglieder  zwischen  diesen  beiden  verschiedenen  Classen 
von  Leuten  fehlen  uns:  wie  die  ursprünglichen  örtlichen  Beam- 
ten der  Tribus  in  einen,  von  der  Menge  der  Bürger  verschiede- 
ueo,  durch  die  Grösse  seines  Vermögens  ausgezeichneten  Stand 
übeigegaugen  sind  und  sich  über  ganz  Italien  und  überall,  wo 
es  Römische  Bürger  gab,  verbreitet  haben,  und  dabei  doch  die 
Beamten  der  Tribus  fortbestanden  und  sich  in  Rom  vereinten, 
können  wir  nicht  durch  Zeugnisse  nachweisen. 

Ein  muthmassliches  Bild  wird  sich  indessen  von  diesem 
Hergange  machen  lassen.  Zu  Vorstehern  der  Tribus,  deren 
Zahl  nach  Zufälligkeiten,  auch  nach  der  Oeillichkeit  verschieden 
war,  konnte  man  nur  wohlhabende  Leute  nehmen.  Sie  hatten 
Tribut  zu  erheben,  Sold  auszuzahlen  und  hafteten  mit  ihrem  Ver- 
mögen für  jede  Unredlichkeit.  Nehmen  wir  an,  dass  für  sie 
ein  bestimmter  Census  festgesetzt  war:  dann  ergiebt  sich  die 
Möglichkeit,  wie  aus  dem  Amte  ein  Stand  hervorgehen  konnte. 
Der  Censor  verzeichnete  in  seinen  Listen  diejenigen,  aus  welchen 
nöthigen  Falles  die  Beamten  der  Tribus  gewählt  werden  konn- 
ten, und  er  behielt  diese  Sitte  bei,  auch  als  die  Beamten  nicht 
mehr  erwäUt  wurden.  Ihr  Amt  wurde  nämlich  mit  der  Zeit 
überflüssig.    Für  die  Sicherheit  der  auf  dem  Lande  wohnenden 


a)  App.  bell.  civ.  III,  23  (puAdp-^^oi;. 
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Bürger  vor  feindlichen  Ueberfällen  brauchte  nach  ÄasdehDimg 
der  Herrschaft  nicht  mehr  gesorgt  zu  werden,  die  Zahlnng  des 
Tributes  hörte  auf.  Das  Amt  der  Tribunen ,  einst  wichtig  und 
voll  von  Verantwortung,  sank  herab:  ich  glaube,  es  ging  allmälig 
in  das  der  Aufseher  der  Gaue  und  Stadtviertel  (n^agistri  pago- 
inim  et  vicorumjj  wie  wir  es  in  späterer  Zeit  kennen,  über^ 
Leute  ohne  Vermögen  verwalteten  es,  hauptsächlich  um  die  seit 
uralter  Zeit  damit  verbundenen  Opfer  für  die  grosse  Menge  des 
armen  Volkes  zu  besorgen.  Nichts  desto  weniger  blieb  die  be- 
zügliche Bemerkung  in  den  Censuslisten  und  musste  es  bleiben, 
da  die  Tributzahlungen  zwar  thatsächlich  aufhörten,  aber  gesetz- 
lich stets  wieder  erneuert  werden  konnten.  Es  verbreitete  sich 
diese  Mittelstufe  zwischen  dem  Ritterstande  und  der  armen  Plebs 
mit  der  Ausdehnung  des  Bürgerrechtes  über  Italien  und  gab  so 
dem  Gesetzgeber,  der  für  das  Richteramt  tiefer  in  das  Volk  bm- 
abgreifen  wollte,  Gelegenheit,  den  thatsächlich  schon  vorbande- 
nen  Stand  auch  äusserlich  anzuerkennen.^^)  Der  Uebergang  der 
Aerartribunen  von  Beamten  der  Tribus  zu  einem  bevorzugten 
Stande  der  Plebs  gehört  zu  den  mannigfachen  Verändenmgen« 
welche  die  wachsende  Macht  und  Grösse  des  Reiches,  nameut- 
lieh  aber  die  Aufhebung  der  direiten  Steuern  herbeiführte. 

Es  ist  nicht  zu  verwundern,  dass  die  späteren  Aerartribu- 
nen, welche  das  Aurelische  Gesetz  als  Geschworene  zuliess,  häofig 
unter  dem  Namen  der  Römischen  Ritter  mit  einbegriffen  wurden. 
Die  Letzteren  waren  grössten  Theils  die  Staatspächter,  die  Geld- 
männer des  alten  Rom.  Ihr  Vermögen  ging  oft  über  das  der 
Senatoren  hinaus.  Dennoch  waren  sie  von  diesen  scharf  ge- 
schieden ,  weil  sie  keine  Staatsämter  bekleideten  und  nicht  im 
Senate  sassen:  es  war  unmöglich,  dass  mau  unter  dem  Namen 
der  Ritter  auch  Senatoren,  und  umgekehrt  unter  dem  der 
Senatoren  auch  Ritter  Inbegriff.  Dagegen  zwischen  Rittern  and 
Aerartribunen  gab  es  keinen,  äusserlich  hervortretenden  Unter- 
schied. Die  Letzteren  hatten  auch  oft  mehr,  als  ihr  Stand  for- 
derte. Es  mochten  glückliche  Kleinhändler  sein,  4ie  sich  aas 
Zufall  nicht  in  die  grossen  Geldgeschäfte  einliessen.  Im  gemei- 
nen Leben  vermischte  man  also  die  Ritter  und  die  Angesehe- 
neren der  Aerartribunen:    es   lag  eine  Höflichkeit  darin,  den 
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Letzteren  den  Titel  Ritter,  auf  welchen  sie  unter  Umständen 
auch  gesetzlichen  Anspruch  machen  durften,  zu  geben.  Dies 
tritt  deutlich  hervor  in  Ciceros  Rede  für  L.  Flaccus,  für  welchen 
Senatoren,  Ritter  und  Aerartribunen  das  Schwurgericht  bildeten: 
und  doch  sagt  der  Redner*),  um  die  Gunst  der  Aerartribunen 
zu  gewinnen,  von  diesen  und  den  eigentlichen  Rittern  zusam- 
mengenommen, es  würden  fünfzig  der  Ersten  aus  dem  Ritter- 
stande die  Entscheidung  fällen.  Aehnlich  spricht  Cicero  in  sei- 
ner Vertheidigung  für  M.  Fontejus  nur  von  den  Senatoren  und 
Rittern  ;des  Römischen  Volkes,  welche  über  den  Angeklagten 
das  ürtheil  fällen  würden.**)  Der  Dictator  Cäsar  hob  dasAure- 
lische  Gesetz  auf  und  Hess  nur  Senatoren  und  Ritter  zum  Rich- 
teramte zu:  Dio  Cassius*'),  der  dies  erzählt,  bemerkt,  früher 
seien  mit  ihnen  Einige  auch  aus  der  Plebs  Richter  gewesen. 
Nur  Einige  sagt  er,  wenngleich  die  Aerartribunen  ein  Drittel 
der  Richter  bildeten;  die  Mehrzahl  von  ihnen  galt  im  gewöhn- 
lichen Leben  als  Ritter.  Daher  erscheinen  von  den  Nachrichten 
über  den  Inhalt  des  Aurelischen  Gesetzes  diejenigen,  welche  nur 
von  zwei  Richterständen  sprechen,  zwar  nicht  als  geschichtlich 
scharf  unterscheidend,  aber  sie  entsprechen  dem  gewöhnlichen 
Sprachgebrauche  und  sind  um  so  mehr  zu  entschuldigen,  als  es 
ihnen  darauf  ankam,  den  Gegensatz  zu  dem  früheren  Zustande, 
wo  die  Senatoren  allein  Richter  waren,  hervorzuheben.  Am  be- 
stimmtesten spricht  diese  Identität  der  Ritter  und  Aerartribunen 
ein  Scholiast  Ciceros  aus^):  er  erklärt  beide  für  Leute  eines 
Standes.  Es  wird  oft  vorgekommen  sein,  dass  Jemand  in  bei- 
den Decurien,  entweder  unter  den  Römischen  Rittern  oder  unter 
den  Aerartribunen,  Richter  sein  konnte. 


a)  Gic.  p.  Flacco  2,  4  ludicabitis  principes  eins  ordinis  (eqnestris) 
quinquaginta,  quid  cum  omnibus  senseritis. 

b)  Cic.  p.  Font  16,  36  si  hoc  ita  perlatum  erit  in  Galliam ,  senatores 
eqaitesque  populi  Romani  non  testimoniis  Galiorum,  sed  minis  commotos 
rem  ad  ülorum  libidinem  iudicasse. 

c)  Dio  Cass.  XLIII,  25  irpÖTCpov  ydp  xal  Ix  xoü  &fi.iXou  tivU  ouveYfvu)- 
cxov  auTolc. 

d)  Schol.  Bob.  p.  229.    Man  sehe  die  S.  189  angeführte  Stelle. 
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Zweites  Capitel. 

Die  Jährliche  Richterliste  nach  des  Airettsches  Gesetxe.  Ihre  AiftteUug 
dirch  dei  städtische!  Prätor,  der  ? on  ihm  zi  leistende  Eid.  Die  Thitig- 
keit  der  städtischen  anästoren  hei  der  Aiswahl  der  Ritter  od  Aenr- 
trihiuien.  EintheiliBg  aich  dieser  heideii  Stäade  im  Deeiriei.  Zahl  ier 
Richter  in  den  einzelnen  Processen.  Ansichten  der  Gelehrten  dartter 
widerleg;t.  Ansgleichug  der  Gerichte  iher  Amts-  nnd  gemeine  Terbrechm. 
Die  Zahl  der  Geschworenen  ist  immer  fünf  ind  siehenzig,  aber  that- 
sächlich  oft  geringer,  weil  nicht  alle  Geschworene  znm  Eradieinen  ui 
Abstimmen  gezwungen  werden.  Weitere  Aisgleichnng  des  Yerfthreas  bd 
Amts-  nnd  gemeinen  Yerbrechen.  Gomperendinatio  nnd  ampliatio  uSfi- 
hoben,  statt  deren  fortan  ein  einziger,  aber  nach  RedRrfUss  ansgedehater 
Termin.    Allgemeine  Bemerkungen  tber  das  Anrelische  Gesetz. 

Seit  drei  Stände  die  Gescliworenen  lieferteQ,  war  die  Äaf- 
stellung  der  jährlichen  Richterliste  mit  Schwierigkeit  verbandeD. 
Zwar  bei  demjenigen  Drittel  der  Geschworenen,  welches  der  Se- 
nat lieferte,  veranlasste  die  Wahl  nicht  grössere  Mühe  als  h\^ 
her:  es  traten  in  jedem  Jahre  nur  diejenigen  aus,  welche  ein 
Amt  erhielten,  für  Staatszwecke  verwendet  oder  durch  andere 
gesetzliche  Hindernisse  untauglich  wurden,  und  ebenso  wordeo 
diejenigen,  welche  nach  Niederlegung  eines  Amtes  in  den  Senat 
zurücktraten,  wieder  in  die  Richterliste  aufgenommen.  Der 
städtische  Prätor  hatte  dies  bisher  besorgt,  ans  keinem  anderen 
Grunde,  als  weil  derselbe  bei  Abwesenheit  oder  Besch&ftignng 
derConsuln  der  gesetzliche  Vorsitzende  des  Senates  war.*)  Auch 
fernerhin  war  dies  seine  Pflicht  und  zwar  für  alle  drei  Stände. 
Cicero  spricht  in  seiner  Rede  für  Cluentius,  also  im  Jahre  66 
V.  Chr.,  von  der  Wirkung  der  censorischen  nota:  auf  die  Fähig- 
keit zum  Richteramte ,  sagt  er,  sei  dieselbe  von  keinem  Ein- 
flüsse.*') „Die  städtischen  Prätoren,  welche  die  Verpflichtung 
haben,  eidlich  die  Besten  in  die  erlesenen  Richter  aufzunehmeD, 


a)  Vergl.  oben  S.  98, 


b)  Cic.  p.  Claent.  43,  121  Deiode  praetores  urbani,  qoi  iuiati  debeot 
Optimum  quemquc  in  selectos  iudices  reforre,  sibi  nunquam  ad  eam  rem 
ccnaoriam  ignomiiiiam  impedimcnto  esse  oportere  diixeinut 
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sind  niemals  der  Ansicht  gewesen,  dass  ihnen  dabei  die  von  den 
Censoren  verbängte  Ehrlosigkeit  ein  Hinderniss  sein  dürfe.'" 
Dies  ist  allgemein  gesagt,  bezieht  sich  aber  hauptsächlich  auf 
die  £rwählnng  aus  den  Rittern  und  Aerartribunen.  Denn  nur 
bei  diesen  kann  von  erlesenen  Richtern  die  Rede  sein;  die  Se- 
natoren werden  nicht  erlesen,  sie  sind,  sobald  sie  nicht  gesetz- 
lich behindert  sind,  vermöge  ihres  Standes  Richter. 

Als  C.  Gracchus  das  Richteramt  an  die  Ritter  fibertrug, 
stellte  er  selber  eine  stehende  Richterliste  auf:  an  ihre  Stelle 
trat  seit  dem  Acilischen  Gesetze  eine  jährlich  wechselnde,  von 
dem  für  die  Amtsverbrechen  bestimmten  Prätor  angelegte  Rieh- 
terliste.*)  Cotta  traf  eine  neue  Einrichtung  nicht  bloss  für  die 
Ritter,  sondern  auch  für  die  Aerartribunen.  Jährlich  musste  aus 
beiden  Ständen  von  dem  städtischen  Prätor  eine  neue  Liste  an- 
gelegt werden:  man  hatte  wahrscheinlich,  um  nicht  Einzelnen 
zu  grossen  Einfluss  zu  verleihen,  sogar  den  Grundsatz,  möglichst 
alle  Jahre  mit  den  Personen  zu  wechseln.  Derselbe  liegt  wenig- 
stens mittelbar  in  dem  Gebote,  jährlich  eine  neue  Liste  anzu- 
fertigen. Cicero^)  erwähnt  allgemeine,  dabei  zu  beobachtende 
gesetzliche  Vorschriften:  Cotta  hatte  sie  in  seinem  Gesetze  auf- 
geführt oder  wenigstens  auf  dieselben  Bezug  genommen.  Ver- 
letzte sie  der  städtische  Prätor,  so  verfiel  er  in  Strafe.  Aber 
auch  bei  genauester  Beachtung  blieb  ihm  in  der  Auswahl  ein 
weiter  Spielraum,  in  dem  er  nach  Gutdünken  wählen  oder  ver- 
werfen durfte.  Deshalb  war  ihm  ein  Eid  auferlegt,  dahin,  dass 
er  nach  bestem  Wissen  die  tauglichsten  Personen  in  die  Rich- 
terliste aufgenommen  habe:  sie  enthielt  wirklich  „auserlesene^' 
Richter,  ein  Ausdruck,  der  wahrscheinlich  vom  Aurelischen  Ge- 
setze herstammt  und  seitdem  ein  stehender  im  Römischen  Rechte 
geworden  ist.'^^) 

Aus  dem  Jahre  57  v.  Chr.   haben  wir  eine  höchst  merk- 
würdige Nachricht  bei   Dio  Cassius.    Es  handelte  sich  damals 


a)  S.  Bd.  II,  1,  118. 

b)  Cic.  p.  Cluent  43,  120  Quapropter  id  omnibus  legibus,  quibus  ex- 
ceptam  est ,  de  quibus  causis  aut  magistratum  capere  non  liceat  aut  iudl- 
cem  legi  aut  alteruin  accusare,  haec  igoominiae  causa  praetermissa  est 
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in  Rom  um  die  Zorückberufimg  Ciceros,  welche  die  heftigsten 
Parteikämpfe  veranlasste.  Für  dieselbe  war  der  eine  Consul  P. 
Lentulus  Spinther,  ausser  ihm  besonders  T.  Milo,  gegen  dieselbe 
der  andere  Consul  Q.  Metellus  Nepos,  ausserdem  der  berüch- 
tigte P.  Clodius,  der  die  Verbannung  Ciceros  bewirkt  hatte. 
Zwischen  Milo  und  Clodius  kam  es  zu  offenen  Thätlichkeiten. 
Da  klagte  der  Erstere  den  Letzteren ,  weil  er  die  für  den  ße- 
schluss  über  Ciceros  Zurückberufung  anberaumte  Volksversamm- 
lung durch  Gladiatorenbanden  gestört  hatte,  wegen  Gewaltthätig- 
keit  an  und  zwar  nach  dem  Plautischen  Gesetze.  Clodius  bewarb 
sich,  um  dem  Processe  zu  entgehen,  um  die  Aedilität  Aber 
der  Process,  sagt  Dio"),  konnte  auch  nicht  geführt  werden.  Dejin 
die  Quästoren,  durch  welche  die  Ausloosung  der  Richter  ge- 
schehen musste,  waren  noch  nicht  gewählt  worden  and  der  Con- 
sul Nepos  verbot  dem  Prätor  vor  ihrer  Ausloosung  einen  Pro- 
cess  zuzulassen.  Die  Wahl  der  Aedilen  musste  vor  der  der 
Prätoren  stattfinden  und  deshalb  geschah  diese  Verzögening. 
Dies  ist  eine  einzeln  stehende  Nachricht  und  doch  an  sich  glaub- 
würdig, weil  sie  nicht  eine  Ansicht  Dios,  sondern  geschichtliche 
Thatsachen,  welche  ohne  Beziehung  auf  den  Criminalprocess  er- 
zählt werden,  enthält.  Von  einer  Ausloosung  der  Richter  ist  die 
Rede.  Darunter  kann  diejenige,  welche  aus  der  allgemeinen 
Richterliste  für  den  einzelnen  Process  geschah,  nicht  verstanden 
werden.  Denn  es  heisst,  der  C^sul  habe  dem  Prätor  verboten, 
die  Klage  anzunehmen,  eher  die  Verloosung  geschehen  sei;  für 
den  einzelnen  Process  aber  geschah  die  Verloosung  erst,  nach- 
dem die  Anklage  angenommen  war.  Es  musste  also  von  einer 
Verloosung  die  Rede  sein,  welche  mit  der  Aufstellung  der  jähr- 
lichen allgemeinen  Richterliste  in  Verbindung  steht.  Von  einer 
solchen  aber  wissen  wir  nichts,  auch  von  der  Thätigkeit  der 
Quästoren  dabei  wird  nicht  erzählt  Der  städtische  Prätor,  sagt 
Cicero,  hätte  ohne  Verloosung,  nach  eigenem    Gutdünken  die 


a)  Dio  XXXDC,   7   i-^pd^a'zo   yop   a^TOv    6   MOIcüv   xal    o6x  ic^jaytv. 

iQpr^vTO,   xal    6   Nanouc  imlTzt  Ttji   OTpaTTjyij)    iKrfit\i.las  «po    t^c   x)vTjpibff«»» 
auTiöv  5{xTjv  iipociodat. 
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Ricbierliste  aufgestellt:  auf  diese  seine  in  gewisser  Beziehung 
freie  Tliätigkeit  geht  der  Eid,  welchen  er  dabei  zu  leisten  hatte. 
Eine  Veränderung  aber,  welche  in  der  Aufstellung  der  Richter- 
liste in  den  Jahren  von  66  bis  57  v.  Chr.  stattgefunden  hätte, 
wird  nicht  berichtet:  auch  das  Gesetz,  nach  welchem  Clodius' 
Process  gefuhrt  werden  sollte,  war  das  alte  Plautische,  noch  vor 
Sullas  Gesetzgebung  erlassene. 

Gäbe  es  Ciceros  Nachricht  nicht,  so  würde  man  Dios  hal- 
ber annehmen  müssen,  die  Quästoren  hätten  die  Aufstellung 
der  Richterliste  besorgt  Dies  wäre  aber  unwahrscheinlich.  Denn 
sie  hatten  sonst  nichts  mit  der  Griminalgerichtsbarkeit  zu  thun: 
ihre  Stellung  war  auch  zu  niedrig,  um  diejenigen  Richter  aus- 
zuwählen, welche  die  Entscheidung  über  die  Processe  in  Händen 
hatten.  Nach  dem  Charakter  der  Römischen  Verfassung  musste 
der  Prätor  die  jährliche  Richterliste  aufstellen :  ein  Prätor  hatte 
es  vor  Sulla  gethan.  Dennoch  lässt  sich  eine  Mitwirkung  auch 
der  Quästoren  dabei  denken.  Freilich  nicht  bei  dem  Stande  der 
Senatoren,  bei  welchem  auch  von  keiner  Ausloosung  die  Rede 
sein  kann.  Denn  alle  Senatoren  waren  nach  dem  Aurelischen 
Gesetze ,  sobald  sie  anderweitig  für  den  Staat  nicht  beschäftigt 
waren,  zum  Richteramte  verpflichtet.  Das  Verhältniss  der  bei- 
den anderen  Stände  war  verschieden.  Aus  ihnen  die  Richter- 
liste jährlich  zu  bilden,  war  nicht  nur  mühevoll,  sondern  auch 
sehr  verantwortlich  und  dabei  dem  Tadel  derjenigen,  welche  be- 
rücksichtigt oder  nicht  berücksichtigt  zu  werden  wünschten,  zu 
entgehen  war  schwer.  Der  Stand  der  Ritter  und  der  der  Aerar- 
tribunen  beruhte  auf  dem  Vermögen,  welches  durch  den  Census 
kund  wurde.  Es  musste  also  zuerst  eine  Liste  aller  zum  Rich- 
teramte Berechtigten  zusammengestellt  und  dann  daraus  die 
Wahl  getroffen  werden.  Es  ist  glaublich,  dass  diese  Zusammen- 
stellung Pflicht  der  beiden  städtischen  Quästoren  war.  Sie  hat- 
ten die  Schätzungslisten  der  Bürger  und  konnten  aus  ihnen  die 
Namen  deijenigen,  welche  in  Betracht  kamen,  zusammenstellen. 
Die  Auswahl  aus  diesem  allgemeinen  Verzeichnisse  war  nicht 
ihrem  Gutdünken  überlassen,  sondern  geschah  durch  das  Loos: 
so  wiu-de  eine  engere  Wahlliste  aufgestellt  und  dem  städtischen 
Prätor,  welcher  die  eigentliche  Wahl  hatte,  vorgelegt.    Er  war 
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es,  der  nach  seiDem  Gutdünken  und  den  gesetzlichen  VorschrifteD 
die  jährliche  Richterliste  der  Ritter  und  Aerartribunen  endgültii; 
feststellte  und  die  nach  dem  Senatsalbum  gefertigte  der  Sena- 
toren hinzufügte.  Die  Vorarbeiten  also  für  die  Richterliste  gin- 
gen von  den  städtischen  Quästoren  aus,  die  Feststellung  selh^t 
erfolgte  durch  den  städtischen  Prätor.  So  findet  eine  voll:>täo- 
dige  Uebereinstimmung  der  Zeugnisse  Ciceros  und  Dios  statt: 
der  letztere  liefert  einen  werthvoUen  Beitrag  zur  Erkenntoi<s 
der  Einzelheiten  bei  der  Aufstellung  der  jährlichen  Richterliste. 
Für  das  Jahr  57  v.  Chr.  waren  also  keine  Quästoren  erwählt, 
eine  Ausloosung  aus  dem  Verzeichnisse  der  Berechtigten  oiebt 
möglich:  der  städtische  Prätor  wollte,  die  Förmlichkeit  die.<er 
Vorarbeit  vernachlässigend ,  entweder  die  alte  Richterliste  beibe- 
halten oder  eine  neue  selbständig  aufstellen;  der  Consul  Nepo< 
aber  hinderte  dies,  um  den  Process  gegen  Clodius  unmöglich 
zu  machen.^) 

Die  Za*hl  der  Senatoren,  welche  in  der  jährlichen  Richter- 
liste standen ,  betrug  nach  dem  Comelischen  Gesetze  etwa  vier- 
hundert^) Das  Aurelische  Gesetz  konnte  sie  nicht  verringeni 
es  verlangte  eine  gleiche  Anzahl  von  senatorischen  Ricbtem. 
Demnach  umfassten  die  beiden  Richterlisten  der  Ritter  und  der 
Aerartribunen  eine  gleiche  Anzahl  von  Personen;  denn  die  Zahl 
der  Richter  aus  jedem  dieser  beiden  Stände  sollte  in  den  eiuzel- 
nen  Processen  der  der  Senatoren  gleich  sein.  Mithin  betrag  die 
Zahl  der  in  der  jährlichen  Gesammtliste  verzeichneten  Richter 
etwa  zwölfhundert.  Wahrscheinlich  verlangte  das  Gesetz,  der 
städtische  Prätor  sollte  eben  so  viele  Richter,  als  er  in  die  hio 
und  her  schwankende  Senatorenliste  aufnahm,  jährlich  aadi  aas 
den  Rittern  und  dann  aus  den  Aerartribunen  ernennen.  Die 
Senatoren  wurden  für  die  Zwecke  des  Criminalprocesses  durch 
Sulla  in  Decurien  abgetheilt:  sie  dienten  dazu,  eine  möglichst 
gleichmässige  Vertheilung  der  Richterpflicht  herbeizufuhren.  £^ 
gab**)  zehn  solcher  Decurien,  jede  zu  etwas  über  vierzig  Perso- 
nen :  sie  waren  mit  Nunmaern  bezeichnet  und  wurden  der  Beihe 


a)  S.  oben  S.  97. 

b)  S  oben  S.  99  flgd. 
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nach  zu  dem  Amte  der  Geschworenen  herangezogen.  In  dieser 
Einrichtung  änderte  Cotta  nichts:  er  bedurfte  auch  für  die  Menge 
der  Ritter  und  Aerartribunen  der  Unterabtheilung.  Nach  dem 
Aurelischen  Gesetze  spricht  man  von  den  Decurien  der  Römi- 
schen Ritter  und  der  Aerartribunen  in  gleicher  Weise ,  wie  frü- 
her von  denen  der  Senatoren.  Wenn  man  die  Mehrheit  ge- 
braucht, bezeichnet  man  den  gesammten,  in  der  Richterliste  ver- 
zeichneten Stand,  wenn  die  Einheit,  diejenige  Abtheilung  des- 
selben, welche  bei  einem  einzelnen  Processe  thätig  ist.  Folglich 
waren  in  der  jährlichen  Richterliste  die  Ritter  und  die  Aerartri- 
bunen in  ebenso  viele  und  ebenso  starke  Decurien  abgetheilt, 
wie  die  Senatoren,  ebenfalls  mit  Nummern  bezeichnet:  wahr- 
scheinlich nahm  der  städtische  Prätor  diese  Abtheilung  vor. 
War  nun  ein  Schwurgericht  ndthig,  so  gab  eben  derselbe  Prätor 
diejenige  Nummer  der  Decurie,  welche  an  der  Reihe  war,  und 
damit  waren  die  betreffenden  Senatoren,  Ritter  und  Aerartribu- 
nen, aus  welchen  die  Geschworenen  entnommen  werden  sollten, 
bestimmt  Es  musste  dann,  wie  früher  nach  dem  Gornelischen 
Gesetze,  die  Ausloosnng  der  Richter  stattfinden,  nöthigen  Falls, 
wenn  die  dazu  bestimmte  Decurie  zufälliger  Weise  nicht  Namen 
genug  enthielt,  die  Nachloosung  erfolgen,  damit  dann  durch  die 
Parteien  die  Verwerfung  eintreten  könne.  Wir  haben  keine 
Kunde,  dass  in  diesem  bisher  beobachteten  Verfahren  eine  Aen- 
derung  vorgenommen  wurde:  sie  konnte  keinesfalls  bedeutend 
sein  und  was  von  der  Decurie  der  Senatoren  allein  gegolten 
hatte,  liess  sich  auf  die  beiden,  von  jetzt  an  hinzutretenden  De- 
curien übertragen. 

Ueber  die  Zahl  der  Richter,  welche  nach  dem  Aurelischen 
Gesetze  in  jedem  einzelnen  Processe  entschieden,  haben  wir  nur 
eine  einzige  Kunde  aus  dem  Jahre  59  v.  Chr.  In  ihm  wurde 
L.  Valerius  Flaccus'  Process  wegen  Ei-pressung,  in  welchem  Ci- 
cero als  Vertheidiger  auftrat,  geführt.  Im  Beginne  seiner  Rede 
spricht  der  Redner  von  den  verschiedenen  Ständen  des  Römi- 
schen Volkes ,  welche  dem  Angeklagten  Hülfe  bringen  könnten : 
bei  der  Erw&hnung  der  Ritter  sagt  er,  fünfzig  der  Ersten  die- 
ses   Standes    würden    in    dem    vorliegenden   Processe    Richter 
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sein.'^)  Der  alte  Scholiast  macht  dazu  die  Bemerkung,  nach 
dem  Aiirelischen  Gesetze  seien  zu  einem  Drittel  die  Senatoren, 
zu  zwei  Dritteln  die  Aerartribunen  und  Römischen  Ritter,  Leute 
gleichen  Standes,  Geschworene  gewesen.  Daraus  folgt,  wie  wir 
früher  gezeigt*'),  dass  wenn  Ritter  und  Aerartribunen,  d.h.  zwei 
Drittel  der  Geschworenen,  zusammen  fnnfeig  waren,  das  ganze 
Richtercollegium  aus  fünf  und  siebenzig  Personen ,  jede  einzelne 
der  drei  Decurien  aus  fünf  und  zwanzig  bestand.  Hierbei  ent- 
stehen zwei  Fragen.  Erstlich,  Flaccus'  Process  findet  wegen 
Erpressung  statt :  man  könnte  also  sagen,  bei  diesem  wäre  aller- 
dings die  Zahl  von  fünf  und  siebenzig  Geschworenen  durch  das 
Aurelische  Gesetz  bestimmt  gewesen;  aber  wie  gross  dieselbe 
in  anderen  Griminalprocessen  gewesen  sei,  bliebe  unbestimmt. 
Zweitens  kann  man  nach  dem  Verhältnisse  des  Aurelischen  Ge- 
setzes zu  dem  früheren  Cornelischen  in  dieser  Beziehung  fragen, 
ob  das  erstere  die  Zahl  der  Geschworenen  in  den  einzelnen  Pro- 
cessen vermehrt  oder  verringert  habe.  Man  hat  beide  Fragen 
mit  einander  in  Verbindung  gesetzt.  Dass  eine  Vennebmng 
der  Geschworenen  eintreten  musste,  als  Ritter  und  Aerartribauen 
zu  den  Senatoren  hinzutraten,  war  natürlich.  In  Verres',  eben- 
falls über  Erpressungen  geführtem  Processe  glaubte  man  drei- 
zehn oder  etwas  mehr  Geschworene  zu  finden :  in  Flaccus  Pn^ 
cesse  über  eben  dasselbe  Verbrechen  gab  es  fünf  und  siebenzig. 
Man  vermuthete  also,  nach  dem  Cornelischen  Gesetze  seien  ffir 
Erpressungen  fünfzehn  Geschworene  bestimmt  gewesen,  osd 
diese  Zahl  von  L.  Cotta  auf  das  Fünffache,  d.  h.  fünf  und  si^ 
benzig  bestimmt  worden.  Ferner  in  dem  54  v.  Chr.  gegen  A. 
Gabinius  wegen  Majestätsverbrechen  nach  dem  Cornelischen  Ge- 
setze geführten  Processe  sollen  siebenzig  Richter  geurtbeilt  ha- 
ben®): daraus  schloss  man,  indem  man  ebenfalls  fünffache  Ver- 
mehrung annahm ,  rückwärts ,  Sulla  hätte  für  jenes  Verbrechen 
vierzehn  Geschworene  bestimmt.    Also  nach  dem  Cornelischen 


a)  Gic.  p.  Place.  2,  4  An  equites  Romanos  (implorem)?    lodicabitis 
principes  eins  ordinis  quinquaginta,  quid  cum  omnibus  senseritis. 

b)  Schol.  Bob.  p.  229.    Vergl.  oben  S.  197  und  189. 

c)  Cic.  ad  Att  IV,  16,  9. 
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Gesetze  sollte  die  Zahl  der  Geschworenen  nach  den  verschiede- 
nen Verbrechen  verschieden,  nach  dem  Äureliscben  Gesetze  die 
Zahl  überall  fünffach  so  gross,  also  wieder  in  den  verschiedenen 
Gerichtshöfen  verschieden  gewesen  seinJ*) 

Ich  finde  diese  Vermuthang  nicht  wahrscheinlich.  Wenn 
man  zu  dem  einen  Stande,  welcher  bisher  die  Geschworenen 
geliefert,  zwei  neue  Stände,  unter  sich  und  mit  dem  ersten  von 
gleicher  Berechtigung,  hinzunahm,  war  es  natürlich  die  Gesammt- 
zabl  der  Richter  in  den  einzelnen  Processen  zu  verdreifachen, 
uicbt  zu  verfünffachen,  zumal  die  Anzahl  des  ersten  Standes, 
der  Senatoren,  von  denen  man  keinen  Berechtigten  auslassen, 
denen  man  aber  auch  nicht  beliebig  neue  Mitglieder  hinzufügen 
konnte,  eine  feststehende  war.  Femer  ist  die  Annahme,  für 
jedes  Verbrechen  oder  für  jeden  Gerichtshof,  wie  man  sagt,  habe 
es  eine  verschiedene  Anzahl  von  Geschworenen  gegeben,  abzu- 
weisen. Wir  haben '^)  schon  den  Gedanken  von  einer  Trennung 
(ier  Gerichtshöfe  in  Bezug  auf  das  Verfahren  widerlegt:  er  ist 
weder  in  der  Ueberlieferung  noch  in  der  Wahrscheinlichkeit  der 
Verbältnisse  begründet.  Auch  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Ge- 
schworenen darf  man  einen  solchen  Unterschied  nicht  annehmen. 
Durch  ein  einzig  Gesetz  schuf  Sulla  die  Bestimmungen  über  die 
Wahl  und  Zahl  der  Geschworenen:  es  ist  unglaublich,  dass  er 
für  Majestätsverbrechen  eine  andere  Zahl  wie  für  Erpressung, 
für  Mord  eine  andere  wie  für  Fälschung  angesetzt  habe.  Aller- 
dings fand  sich  eine  Verschiedenheit  in  der  Zahl  der  Geschwo- 
renen^) bei  den  Processen  über  Amts  verbrechen  und  bei  denen 
über  gemeine  Verbrechen:  bei  jenen  betrug  dieselbe  etwa  fünf- 
zehn, bei  diesen  zwei  und  dreissig;  aber  dass  diese  Verschieden- 
heit weiter  sich  auf  die  einzelnen  Verbrechen  erstreckte,  davon 
haben  wir  keine  Spur.  Es  hingen  damit  noch  andere  Verschie- 
denheiten in  dem  Verfahren  bei  Amtsverbrechen  und  bei  gemei- 
nen Verbrechen  zusammen  und  diese  erklären  sich  durch  den 
verschiedenen  Ursprung,  welchen  die  beiden  Arten  des  Schwur- 
gerichtes in   Sullas  Gerichtsverfassung  hatten.    Die  Frage,  ob 


a)  S.  Bd.  U,  1,  103. 

b)  S.  oben  S.  120. 
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diese  Verschiedenheiten  auch  nach  dem  AoreliBchen  Gesetze  fort- 
bestanden, lässt  sich  nur  nach  Wahrscheinlichkeit  beantworteo. 
Denn  ein  Beispiel  eines  wegen  eines  gemeinen  Verbrechens  g^ 
führten  Processes,  das  eine  Verschiedenheit  von  der  bei  Amts- 
verbrechen gebräuchlichen  Anzahl  von  Geschworenen  zeigte,  ist 
uns  nicht  überliefert^^)  Indessen  aus  anderen  Gründen  ist  es 
wahrscheinlich,  dass  die  von  Sulla  eingeführte  Verschiedenkit 
des  Verfahrens  bei  den  beiden  Gruppen  von  Verbrechen  dunh 
das  Aurelische  Gesetz  aufgehoben  worden  ist  Erstlich  die  Ver- 
anlassung zu  derselben  lag,  wie  schon  bemerkt,  darin,  dass  über 
Senatoren  ihre  Standesgenosseu  entschieden,  gegen  deren  Ab- 
und  Zuneigung  Schutz  durch  ein  erweitertes  Recht  der  Verwer- 
fung gewährt  werden  musste.  Als  Kitter  und  Aerartribaoeo 
hinzutraten,  lag  bei  ihnen  die  Entscheidung:  wegen  des  zwi^'beu 
den  Stauden  bestehenden  natürlichen  Gegensatzes  stellten  sie, 
sobald  sie  parteiische  Begünstigung  oder  Feindseligkeit  bemerk- 
ten, durch  ihren  Einfluss  das  Gleichgewicht  her.  Zweitens  auch 
in  anderen  Beziehungen  wurde  das  Verfahren  des  Comeliscben 
Gesetzes  durch  das  Aurelische  geändert.  Nach  jenem  konute 
der  Angeklagte,  wenigstens  wenn  er  nicht  Senator  war,  geheime 
oder  öfientliche  Abstimmung  verlangen :  dieses  erlaubte  nor  die 
erstere.")  Nach  dem  Cornelischen  Gesetze  durfte  der  Ange- 
klagte, wenn  er  nicht  Senator  war,  nur  drei  Geschworene  ver- 
werfen^): dass  diese  Bestimmung  von  dem  Aurelischen  nicht 
beibehalten  wurde,  darf  man  schon  aus  Giceros  Ausdrucke  schlies- 
sen,  der  sie  in  der  Rede  gegen  Verres  mit  ironischem  Tadel  er- 
wähnt. Er  würde  ihn  nicht  ausgesprochen  haben,  wenn  nicht 
Aurelius  Cotta,  nach  dessen  Gesetze  er  seine  Rede  schrieb,  die 
senatorischen  mit  den  anderen  Angeklagten  gleich  gestellt  b&tte. 
Als  drei  Stände  richten,  wäre  ein  solcher  Vorzug  unbegründet 
gewesen.  Wir  werden  später  eine  weitere  Ausgleichung,  welche 
das  Aurelische  Gesetz  zwischen  den  beiden  Gruppen  von  Ver- 
brechen einführte,  erwähnen. 

ich  glaube  also,  dass  fortan  für  alle  Schwurgericfate,  über 


a)  S.  oben  S.  130. 

b)  S.  oben  S.  118. 
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welche  Verbrechen,  über  welche  Angeklagten  sie  auch  stattfin- 
den mochten,  eine  gleiche  Anzahl  von  Geschworenen  festgesetzt 
war.  Aber  welches  diese  Zahl  war,  kann  ungewiss  erscheinen, 
lü  dem  Processe  gegen  L.  Flaccus  über  Erpressung  vom  Jahre 
59  V.  Chr.  erwähnt  Cicero  fünf  und  siebenzig  Geschworene. 
Dagegen  ebenfalls  in  einem  Processe  wegen  Erpressung,  dem 
gegen  M.  Scaurus,  welchen  Cicero  im  Jahre  54  v.  Chr.  verthei- 
digte,  sagt  Asconius*),  es  hätten  ihre  Stimmen  abgegeben  zwei 
und  zwanzig  Senatoren,  drei  und  zwanzig  Ritter,  fünf  und  zwan- 
zig Tribunen,  also  zusammen  siebenzig  Richter,  in  der  Zwischen- 
zeit von  fünf  Jahren,  welche  zwischen  diesen  beiden  Processen 
liegt,  wurde  allerdings  ein  Richtergesetz  gegeben;  indessen  es 
veränderte,  wie  ersichtlich  ist,  die  Stände  der  Geschworenen 
nicht:  auch  dass  es  die  Zahl  der  Geschworenen  vermindert  habe, 
wird  nicht  berichtet.  Wir  haben  auch  ein  Beispiel  von  Un- 
gleichheit in  der  Zahl  der  Geschworenen  bei  Processen,  welche 
kurz  hinter  einander  geführt  worden  sind,  ohne  dass  irgend  ein 
auf  die  Gerichte  bezügliches  Gesetz  dazwischen  liegt.  In  seiner 
Kede  gegen  L.  Piso  spricht  Cicero  davon,  dass  nicht  in  gericht- 
licher Verurtheilung  ein  Unglück  liege,  sondern  im  Unrechtthun: 
es  seien  öfters  die  trefllichsten  Männer  verurtheilt,  dagegen  die 
grössten  Bösewichter  freigesprochen  worden.  Er  fthrt  fort**): 
„Soll  ich  abwarten,  bis  über  dich  fünf  und  siebenzig  Stimmtäfel^ 
chen  ausgezählt  werden,  da  über  dich  schon  längst  alle  Sterb- 
lichen jeder  Classe,  jedes  Alters  und  Standes  ihr  Urtheil  abge- 
geben haben?"  Cicero  spricht,  wie  der  Zusammenhang  beweist, 
von  einem  gerichtlichen  Urtheile,  das  gegen  Piso  gefällt  werden 
und  seinen  Sturz  herbeiführen  könnte :  fünf  und  siebenzig  Stimm- 
tafelchen werden  dabei  ausgezählt,  ebenso  viele  Richter  giebt  es 
also.  Diese  Stelle  bestätigt,  was  wir  über  die  durch  das  Aure- 
lische  Gesetz   herbeigeführte  Ausgleichung    der  Richterzahl   in 


a)  AscoD.  p.  30  Sententias  talerunt  senatores  duo  et  XX,  eqoites  tres 
et  XX,  tnbuni  aerarii  XXV,  ex  quibus  datnnavenint  senatores  IV,  equi- 
tes  II,  tribuni  II. 

b)  Cic.  in  Pis.  40,  96  An  ego  expectem,  dum  de  te  quinque  et  septu- 
aginta  tabellae  diribeantnr ,  de  quo  iam  pridem  omnes  mortales  omnium 
geuemm,  aetatum,  ordinum  iudicavei*unt? 
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den  Processen  über  Amts-  und  andere  Verbrechen  gesagt  haben, 
ferner  unsere  Behauptung ,  dass  auch  in  den  verschiedenen  Ge- 
richtshöfen, über  welches  Verbrechen  sie  auch  zu  entscheiden 
hatten,  immer  ein  und  dieselbe  Zahl  von  Geschworenen  thätig 
war.  Cicero  spricht  überhaupt  von  einer  gerichtlichen  Verur- 
theilung  Pisos:  ob  dieselbe  wegen  Erpressung,  oder  wegen  Ma- 
jestät s  verbrechen,  Gewaltthätigkeit  oder  Staatsdiebstahls  erfolgt 
ist  ihm  gleichgültig.  Um  jede  Verurtheilung  anzudeuten,  spricht 
er  von  fünf  und  siebenzig  Richtern:  folglich  muss  es  auch  io 
jedem  Gerichte  diese  Zahl  gegeben  haben.  Dies  geschah  im 
Jahre  55  v.  Chr.  Im  Jahre  darauf  aber  wurde  A.  Gabinius 
vor  Gericht  gestellt  wegen  Majestätsverbrechens :  es  vemrtheilteu 
ihn  zwei  und  dreissig  Richter,  acht  und  dreissig  sprachen  ihn 
frei,  im  Ganzen  hatten  siebenzig  über  ihn  die  Stimme  abge- 
geben. *) 

Wir  haben  also  einen  doppelten  Widerspruch;  denn  die 
Zeugnisse  sind  nicht  nur  bestimmt,  sondern  auch  critisch  gegen 
jede  Veränderung  geschützt.  Derselbe  löst  sich  durch  die  früher^) 
von  uns  gemachte  Bemerkung,  dass  die  Römer  beim  Schwur- 
gerichte in  Bezug  auf  die  Zahl  der  abstimmenden  Richter  wenig 
streng  waren.  £s  kam  vor,  dass  einer  oder  der  andere  bei 
einem  Theile  der  Verhandlungen  fehlte,  dass  er,  sei  es  zofillig« 
sei  es  absichtlich,  bei  der  Abstimmung  nicht  zugegen  war,  ooil 
der  Vorsitzende  führte  die  Verhandlungen  oder  die  Abstimmaog 
trotzdem  fort.  Selbst  wenn  ein  Geschworener  zugegen  war« 
stand  es  ihm  frei,  sich  der  Abstimmung  zu  enthalten:  deshalb 
galt  in  den  Processen  über  gemeine  Verbrechen  nach  den  Or- 
nelischen  Gesetzen*^),  über  Amts  verbrechen  nach  früheren  Ge- 
setzen"^), die  Bestimmung,  dass,  wenn  weniger  als  zwei  Drittel 
der  gesetzlichen  Zahl  der  Geschworenen  zum  Abgeben  des  Ir- 
theils  bereit  waren,   Vertagung  und  erneute  Verhandlung  statt- 


a)  Gic.  ad  Q.  fr.  III,  4,  1  qui  tarnen  (Gabinius)  illo  accusatore  üi»^ 
que  consilio  sententiis  condemnatus  sit  XXXJi,  cam  LXX  tolissent;  id.  ad 
Att  IV,  16,  9  Attamen  XXXII  condemnaruut,  XXXIIX  absolveront 

b)  S.  oben  S.  122. 

c)  S.  oben  S.  126. 

d)  S.  Bd.  II,  1,  154. 
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fand.  Wenn  ein  Geschworener  bei  der  Verhandlung  oder  Ab- 
stimmung fehlt,  wird  er  von  Cicero  nicht  getadelt,  wohl  aber, 
wenn  er  trotz  seines  Fehlens  bei  der  Verhandlung  bei  der  Ab- 
stimmung verurtheilt.*)  Sonach  war  es  möglich,  dass  durch 
Zafall  die  Zahl  der  Geschworenen  in  verschiedenen  Processen 
eine  verschiedene  war :  nur  zu  gross  durfte  der  Unterschied  nicht 
sein.  In  den  eben  angeführten  Beispielen,  welche  eine  Ver- 
schiedenheit der  Richterzahl  zeigen,  tritt  dies  deutlich  hervor. 
Wo  Cicero  siebenzig  Geschworene  nennt,  spricht  er  von  denjeni- 
gen, welche  wirklich  ihre  Stimmen  abgegeben  haben:  dies  be- 
weist sein  Ausdruck ,  dies '  das  Verhältniss  der  verurtheilenden 
und  der  freisprechenden  Stimmen,  welches  er  angiebt.  Dagegen, 
wo  er  fünf  und  siebenzig  Richter  erwähnt,  spricht  er  von  der 
Zahl  der  Geschworenen,  welche  bei  der  Verhandlung  des  Pro- 
cesses  zugegen  sein  konnte.  In  der  Rede  für  Flaccus  spricht 
Cicero  ohne  Beziehung  auf  die  Zahl  der  Geschworenen,  welche 
richten  würden,  nur  in  Bezug  auf  die,  welche  richten  könnten, 
von  fünf  und  siebenzig  Geschworenen,  in  der  Rede  gegen  Piso 
noch  allgemeiner,  ohne  anzudeuten,  wann  und  worüber  ein  Pro- 
cess  stattfinden  würde,  von  fünf  und  siebenzig  Richtern,  welche 
eine  Verurtheilung  aussprechen  könnten.  Deshalb  glaube  ich, 
hat  das  Aurelische  Gesetz  als  Zahl  der  Geschworenen,  welche 
nach  Verwerfung  durch  die  Parteien  übrig  bleiben  sollten,  fünf 
und  siebeDzig  festgesetzt,  und  zwar  dergestalt,  dass  ein  Drittel, 
also  fünf  und  zwanzig  aus  der  Decurie  der  Senatoren,  das 
zweite  Drittel  aus  der  der  Ritter,  das  letzte  Drittel  endlich  aus 
der  der  Aerartribunen  waren.  Jede  Decurie  enthielt  etwa  vier- 
zig Namen.  Das  Verhältniss  der  Geschworenen  sollte  dem  Grund- 
satze nach  in  jedem  Schwurgerichte  gleich  sein:  dass  es  bald 
nach  der  einen,  bald  nach  der  anderen  Seite  hin  ungleich  wurde, 
geschah  durch  die  Nachsicht  der  Römischen  Gerichtssitte  in  Be- 


a)  Cic.  p.  Caec.  10,  29  In  eum  quid  dicam  nisi  id  quod  negare  non 
possit,  venisse  in  consilium  pnblicae  quaestionis,  cum  eius  cousilii  iudex 
non  esset,  et  in  eo  consilio  cum  causam  non  audisset  et  potestas  esset  am- 
pliandi,  dixisse  sibi  liquere?  cum  de  incognita  re  iudicaro  voluisset,  maluisse 
condemoare  quam  absolvere? 

.V.  H 
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zag  aaf  die  tbatsächliche  Anwesenheit  der  für  den  einzeloeo 
Process  erwählten  Geschworenen.  In  Scaurus'  Processe  richteten 
22  Senatoren,  23  Ritter,  25  Aerartribunen :  der  Vorsitzende  Pra- 
tor  hatte  also  3  Senatoren  und  2  Ritter  entschuldigt  oder  ihre 
Abwesenheit  wenigstens  zugelassen.  Mehr  Aerartribunen  konn- 
ten es  nicht  sein,  wohl  aber  auch  von  Senatoren  und  Rittern  je 
25.  Dass  in  diesem  Processe  die  Zahl  der  Aerartribunen  voll- 
ständig, dagegen  die  der  Senatoren  geringer  als  selbst  die  der 
Ritter  war,  bewirkte  der  Zufall  und  eben  so  gut  hätte  die  Zahl 
der  Aerartribunen  die  kleinste  sein  können:  in  den  Processen, 
welche  nach  dem  Pompejischen  Gesetze  gegen  Milo  und  dessen 
Genossen  geführt  wurden  und  grundsätzlich  ebenfalls  ein  gleiches 
Verhältniss  zwischen  den  drei  Ständen  der  Geschworenen  bewah- 
ren sollten,  überwog  die  Zahl  der  Senatoren  und  die  der  Aerar- 
tribunen war  am  kleinsten.*) 

Die  Nachsicht  der  Römischen  Gerichtssitte  in  Bezug  auf  die 
Anwesenheit  und  das  Abstimmen  der  für  einen  Process  erwähl- 
ten Geschworenen  durfte  indessen  nicht  so  weit  gehen,  dass  jede 
beliebige  Zahl  von  Richtern  erlaubt  war:  der  Vorsitzende  hatte 
das  Recht,  die  berufenen  Geschworenen  zu  zügeln  (coercert), 
er  konnte  sie  zwingen,  anwesend  zu  sein  und  ihre  Stimmen  ab- 
zugeben. Es  war  noth wendig,  dass  das  Gesetz  die  niedrigste 
Zahl  der  Geschworenen,  deren  es  zu  einem  Urtheilssprucbe  be- 
durfte, angab.  Ich  vermuthe,  es  waren  dies  siebenzig.  Das 
war  ein  genügender  Spielraum,  um  die  Zufälligkeiten  bei  der 
Abwesenheit  der  Geschworenen  berücksichtigen  zu  können,  and 
nicht  so  gross,  um  das  Verhältniss  der  Stände  beim  Richter- 
amte wesentlich  zu  ändern.  Keinesfalls  konnte  die  Zahl  bis 
auf  etwa  fünfzig  schmelzen.  In  dem  Processe  gegen  Procilins, 
der  im  Jahre  54  v.  Chr.,  wie  es  scheint,  wegen  Majestätsver- 
brechen  geführt  wurde,  sollen,  wie  es  jetzt  in  Ciceros  Briefen 
an  Atticus  heisst,  fünfzig  Geschworene  geurtheilt  haben.  ^)   Ib- 


a)  AscoD.  p.  53  und  54. 

b)  Cic.  ad  Att  IV,  15,  4  Debemus  patrein  familias  domi  suae  ocri- 
dere  nolle,  neque  tameu  id  ipsum  abande;  Dam  absoWerunt  XXII,  «d- 
deinnaruüt  XXIIX. 
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dessen  defr  Text  von  diesen  Briefen  Giceros  ist  bekanntlich  oft 
unzuverlässig  und  jene  Zahlen  nur  mit  Zeichen  geschrieben:  es 
kann  nicht  als  kühn  gelten,  sie  zu  ändern.  Man  braucht  nur 
zu  der  Zahl  der  verurtheilenden  sowie  der  freisprechenden  Stim- 
men jedesmal  das  Zeichen  für  zehn  hinzuzufügen  und  es  er- 
scheint die  Zahl  siebenzig,  welche  wir  schon  zweimal  gefunden 
haben.  Der  Process  gegen  P.  Clodius  vom  Jahre  61  v.  Chr. 
wegen  religiösen  Incestes,  bei  dem  sechs  und  funüzig  Richter 
erscheinen*),  hatte  manche  Unregelmässigkeiten:  wir  werden  spä- 
ter nachweisen,  dass  derselbe  nach  diesem  Aurelischen  Gesetze 
erfolgte,  aber  dennoch  keinen  Beweis  gegen  die  von  uns  ange- 
nommeue  Zahl  von  Geschworenen  liefert ^^) 

Wir  haben  eine  gewisse  Ausgleichung  der  Verschiedenheiten, 
welche  nach  dem  Comelischen  Gesetze  zwischen  den  Processen 
über  Amtsverbrechen  und  denen  über  gemeine  Verbrechen  be- 
standen hatten,  theils  bewiesen,  theils  nach  Wahrscheinlichkeit 
angenommen.  Die  Volkspartei,  welche  mit  Pompejus'  Hülfe  das 
Volkstribunat  wieder  hergestellt  und  die  Censur  von  Neuem  ver- 
wirklicht hatte ,  muss  dabei  ihren  £influss  ausgeübt  haben :  die 
Begünstigungen,  welche  die  Senatoren  bei  den  Amts  verbrechen 
gehabt  hatten,  sollten  fortfallen,  der  ganze  Unterschied  zwischen 
Amts-  und  gemeinen  Verbrechen  verwischt  werden.  Die  wich- 
tigste Verschiedenheit  zwischen  den  Processen  der  beiden  Arten 
von  Verbrechern  bestand  darin,  dass  für  die  Amtsverbrechen  die 
comperendinado  ^  für  die  gemeinen  Verbrechen  die  ampliaüo 
galt^)  Dati  Aurelische  Gesetz  hob  die  comperendinaüo  auf. 
Im  Jahre  nach  dessen  Annahme  wurde  der  Process  gegen  M. 
Fontejus  wegen  Erpressung  geführt:  Cicero  vertheidigte  ihn. 
Derselbe  sagt  gegen  Ende  seiner  Rede,  wo  er  von  dem  treff- 
lichen Charakter  des  Angeklagten  spricht ""),  er  habe  jetzt,   wo 

a)  Cic.  ad  Att  1,  16,  5;  schol.  Ambros.  p.  330  und  338.  Wir  werden 
über  diesen  Process  später  im  6.  Capitel  sprechen. 

b)  Mau  sehe  oben  S.  125  und  früher  11,  1,  209. 

c)  Cic.  p.  Font  16,  37  de  quo  homine,  iudices  (iam  enim  mihi  videor 
hoc  prope  caasa  duabus  actionibus  perorata  debere  dicere)  de  quo  vos  ho- 
mine  ne  ab  inimicis  quidem  ullum  fictum  probrosum  non  modo  crimen, 
sed  ne  maledictum  qoidem  audistis;  id.  17,  40  M.  Fonteius  ita  duabus 
actiouibu»  accusatas  est,  ut  obiectum  nihil  sit 

14* 
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der  Prooess  in  zwei  VerhaDdluDgen  beinahe  zu  Ende  geführt 
sei,  die  Verpflichtung  es  auszusprechen,  dass  dem  Angeklagten 
nichts  Schimpfliches  von  seinen  Feinden  vorgeworfen  worden 
sei,  und  etwas  später,  M.  Fontejus  sei  in  zwei  VerhandlongeD 
angeklagt  worden ,  ohne  dass  ihm  ein  persönlicher  Vorwarf  ge- 
macht worden  sei.  Man  bezieht  die  zwei  Verhandlungen,  welche 
hier  erwähnt  werden,  auf  die  comperendinatio^  und  ohne  Zweifel 
sind  zwei  Anklage-,  sowie  zwei  Vertheidigungsreden  gegen  Fon- 
tejus gehalten  worden.  Dies  muss  bei  der  comperendinaiio, 
kann  aber  auch  bei  der  ampliaüo  geschehen;  folglich  ist,  wo 
zwei  Verhandlungen  erwähnt  werden,  sowohl  das  eine  wie  das 
andere  möglich.  Der  Ausdruck  Ciceros  spricht  aber  mehr  da- 
für, dass  die  comperendinatio  nicht  stattgefunden  hat  Der  Sinn 
seiner  Worte  an  der  zweiten  Stelle  ist  der,  die  Anklage  gegen 
Fontejus  sei  besonders  ausgedehnt,  besonders  ausfuhrlich  gewe- 
sen: trotzdem  dass  er  in  zwei  Verhandlungen  angeklagt  wordeo 
sei,  wäre  ihm  dennoch  keine  schimpfliche  Handlang  vorgeworfen 
worden.  Dies  konnte  Cicero  nicht  sagen,  wenn  bei  Fontejos' 
Processe  die  comperendinatio  galt  und  zwei  Verhandlungen  statt- 
finden massten:  es  musste  heissen,  in  beiden  Verhandlungen 
(utraijue  actione)  hätte  die  Anklage  keinen  schimpflichen  Vor- 
wurf gegen  Fontejus  vorgebracht  Aehnlich  ist  der  Sinn  an  der 
ersten  Stelle:  die  Vertheidigung,  sagt  Cicero,  sei  in  zwei  Ver- 
handlungen beinahe  zu  Ende  geführt:  mussten  es  so  viele  sein, 
80  konnte  er  nur  sagen,  die  Vertheidigung  sei  in  der  zweiten 
Verhandlung  (altera  actione)  beinahe  zu  Ende.  Kurz  an  beiden 
Stellen  musste  sich  eine  Beziehung  auf  die  gesetdich  festgesetzte 
Zahl  der  Verhandlungen  finden.  Da  sie  sich  nicht  findet,  galt 
die  comperendinatio  in  Fontejus^  Processe  nicht 

Sie  kann  aber  auch  in  den  späteren,  uns  bekannten  Pro- 
cessen ,  weder  denen  über  Erpressung  noch  denen  über  andere 
Amtsverbrechen  gegolten  haben.  Sie  wird  nicht  nur  in  den 
zahlreichen  Beispielen,  welche  uns  überliefert  sind,  niemals  er- 
wähnt, sondern  es  lassen  sich  sogar  aus  den  ausführlichen  Er- 
zählungen, welche  wir  über  einzelne  Processe  haben,  mittelbare 
Beweise  dagegen  entnehmen.  Ueber  M.  Scaurus'  Process  wegen 
Erpressung   besitzen  wir  Asconius'  genauen  und  ausführlichen 
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Beriebt  Er  giebt  eine  lange  Erzählung  von  der  Anklage ,  von 
dem  Vorsitzenden  des  Schwurgerichtes,  von  den  Anklägern,  von 
den  Anwälten,  von  denjenigen,  welche  sonst  Anklage  oder  Ver- 
theidigung  unterstützten,  von  den  Vorgängen  bei  der  Abgabe 
der  Stimmen,  von  der  Abstimmung  und  der  darauf  folgenden 
Verhandlung:  es  ist  kaum  zu  denken,  dass  er,  wenn  eine  comr- 
perendinaiio  stattgefunden  hätte,  über  die  Vorgänge  in  der 
Zwischenzeit  geschwiegen  haben  würde.  Gleich  ausfuhrlich  ist 
Asconius'  Bericht  über  C.  Cornelius'  Process  wegen  Majestäts- 
verbrechen. Vier  Tage  lang,  sagt  er»),  habe  Cicero  den  Ange- 
klagten vertheidigt  und  dann  seine  Vertheidigung  in  zwei  Reden 
zusammengestellt  Hätte  ein  vom  Gesetze  vorgeschriebener  zwei- 
ter Termin  stattgefunden,  so  konnte  Asconius  nicht  umhin,  diese 
comperendinatio  zu  erwähnen;  aber  er  spricht  nur  von  vier- 
tägigen Verhandlungen,  welche  ebenso  bei  einem,  wie  bei  meh- 
reren Terminen  möglich  waren.  Es  erscheint  seit  dem  Aureli- 
schen  Gesetze  keine  Spur  weiter,  welche  auf  die  Nothwendigkeit 
zweier  gesonderter  und  für  sich  bestehender  Termine  deutete: 
wir  werden  also  schliessen  müssen,  dass  Cotta,  als  er  in  ande- 
rer Beziehung  die  gemeinen  Verbrechen  den  Amtsverbrechen 
gleichstellte,  auch  in  dieser  Hinsicht  für  beide  ein  gleiches  Ver- 
fahren anordnete.  Servilius  Glaucia  hatte  die  comperevidinatio 
erfunden  als  Gegenmittel  gegen  die  bis  dahin  im  Uebermasse  ge- 
brauchte ampliatio:  Sulla  behielt  sie  bei,  um  nicht  den  Schein 
allzu  grosser  Parteilichkeit  zu  gewinnen,  Cotta,  welcher  durch 
die  Ausdehnung  des  Richteramtes  auf  alle  Stände  seine  Billig- 
keit bewährte,  durfte  den  angeklagten  Senatoren  eben  dieselbe 
Erleichterung,  welche  andere  Verbrecher  genossen,  zugestehen. 

Indessen  daraus,  dass  die  comperendinaüo  seit  dem  Aure- 
lischen  Gesetze  aufhörte,  folgt  nicht,  dass  die  ampliatio  eintrat 
Das  Wesen  der  letzteren  besteht  darin  ^),  dass  die  Geschwore- 
nen zweimal  ihre  Stimme  abgeben.  Zuerst  entscheiden  sie, 
nachdem  der  Vorsitzende  den  Termin  abgeschlossen,   darüber, 


a)  AscoD.  p.  62  Cicero  ipse  significat  quatriduo  Corneliom  defendisse, 
qaas  actiones  coDtulisse  eum  in  duas  orationes  apparet 

b)  S.  oben  S.  126. 
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ob  sie  das  Urtheil  fällen  wollen  d.  h.  ob  ihnen  die  Sache  klar 
ist  (liqnet).  Sind  zwei  Drittel  derselben  dafür,  so  wird  die  Ent- 
scheidung gefällt:  erklärt  sich  aber  mehr  als  ein  Drittel  alsom-h 
unklar  (non  liquet),  so  wird  ein  neuer  Termin  nach  bestimm- 
tem Zwischenräume  angesetzt  Ein  solches  Verfahren  erscbeiot 
seit  dem  Aurelischen  Gesetze  niemals.  Nirgends  wird  von  deo 
Geschworenen  gesagt,  sie  hätten  sich  für  Ansetzung  eines  neaen 
Termines  erklärt:  immer  ist  nur  davon  die  Rede,  dass  sie  frei- 
sprachen oder  verurtheilten.  Wir  haben  Beispiele  angefahrt  tod 
Processen,  deren  Einzelheiten  uns  berichtet  werden:  oft  waren 
es  Fälle ,  wo  die  Richter  frei  zu  sprechen  wünschten ,  aber  den 
Unwillen  der  öffentlichen  Meinung  furchten  mussten ;  dennoch  ist 
nie  die  Rede  davon,  dass  sie,  wie  früher  vor  dem  Servilischeo 
Gesetze,  durch  häufige  Vertagungen  den  Process  hinzogen,  die 
öffentliche  Meinung  sich  beruhigen  Hessen  und  am  Ende  anver- 
merkt die  Freisprechung  wagten.  Aehnlich  war  es  bei  F.  Clo- 
dius'  Processe  im  Jahre  61  v.  Chr.  Das  Verfahren  bei  ihm  war 
ebenso,  wie  es  bei  anderen  Processen  damals  üblich  war.  Die 
Richter  entschieden  ohne  Vertagung,  ohne  eine  mehr  als  ein- 
malige Verhandlung,  wenngleich  sie  bei  längerem  Hinziehen 
durch  ihre  Freisprechung  den  Unwillen  einer  grossen  und  mäch- 
tigen Partei  weit  weniger  erregt  haben  würden.  Es  hat  bei 
Clodius'  Processe  nur  eine  einzige  <ictio  stattgefunden.  Ich  glaube 
demnach,  dass  das  Aurelische  Gesetz  statt  der  comperendwo^ 
und  ampliatio^  welche  es  vorfand,  eine  einzige  actio  einfahrte, 
dass  die  Befugniss  der  Richter,  am  Ende  des  Termines  durch 
ihre  Abstimmung  einen  neuen  Termin  zu  veranlassen,  aofhört^* 
und  die  Noth wendigkeit,  ein  endgültiges  Urtheil  zu  sprechen, 
eintrat.  Aber  freilich  konnte  die  fortan  gestattete  actio  mehren? 
Tage  währen.  In  C.  Cornelius'  Processe  dauerte  die  Vertheidi- 
gung  durch  Cicero  vier  Tage:  die  Anklage  wird  eben  so  lange 
gewährt  haben.  In  M.  Fontejus'  Processe  dauerte  die  Anklage 
zwei  Tage,  die  Vertheidigung  ebenfalls.  Denn  so  moss  man 
jetzt  die  Stelle  Ciceros,  in  der*)  keine  Beziehung  auf  die  cmr 
perendinatio  liegt,  erklären:  sie  gewinnt  dadurch  einen  vollstän- 


a)  S.  oben  S.  211. 
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(lig  befriedigendeD  Sinn.  Das  Wort  actio  selbst  änderte  dabei 
seioe  Bedeutung.  Während  es  früher  im  Criminalprocesse  den 
abgesonderten  und,  wo  die  ampUatio  eintrat,  auch  mit  einer 
Abstimmung  der  Geschworenen  verbundenen  Termin  bezeichnete, 
wird  es  von  jetzt  an  für  die  Verhandlung  jedes  Tages  gebraucht : 
so  erscheint  es  unbezweifelt  in  der  über  C.  Cornelius'  Process 
handelnden  Stelle  aus  Asconius.*)  Das  Aurelische  Gesetz  bildet 
in  Bezug  auf  die  Menge  und  die  Dauer  der  Termine  den  notb«- 
wendigen  Uebergang  zu  Pompejns'  Gesetze,  welches  die  Länge 
des  einen  noch  gestatteten  Termines  in  enge  Grenzen  ein* 
schränkte.  Die  Veränderungen,  welche  Cotta  dadurch  in  den 
Verhandlungen  des  Processes  herbeiführte,  waren  weder  für 
Amts-  noch  für  gemeine  Processe  bedeutend.  Im  Allgemeinen 
erfolgte,  da  die  Parteien  stets  des  Schlusses  gewärtig  sein  muss- 
ten,  grössere  Zusammendrängung  der  Verhandlungen  und  der 
Vorsitzende,  in  dessen  Hand  von  jetzt  an  die  Entscheidung  über 
den  Schluss  lag,  war  sowohl  für  Härte  als  auch  für  zu  grosse 
Milde  verantwortlich.**) 

£8  waren  bedeutende  Veränderungen,  welche  das  Aurelische 
Gesetz  in  dem  Verfahren  der  Schwurgerichte  vornahm.  £s  war 
ausgegangen  von  dem  Streben,  die  Herrschaft  des  Senates  in 
den  Gerichten  aufzuheben  und  hatte  wahrscheinlich  anfangs  die 
Senatoren  gänzlich  von  der  Liste  der  Geschworenen  ausschliessen 
wollen.  Unterhandlungen  zwischen  den  Parteien  hatten  dazu 
geführt,  keinem  Stande  allein  die  Gerichte  zu  übertragen,  son- 
dern das  gesammte  Volk,  soweit  es  überhaupt  zum  Richteramte 
tauglich  erschien,  an  denselben  zu  betheiligen,  eine  Einrichtung, 
deren  Billigkeit  schon  aus  der  langen  Dauer  derselben  erhellt. 
Diese  Nachgiebigkeit  gegen  die  Wünsche  des  Senates  glich  das 
Volk  aus  durch  die  Gleichstellung  der  Processe  über  Amtsver- 
brechen mit  denen  über  gemeine  Verbrechen.  £s  bestand  fortan 
kein  Unterschied  zwischen  beiden  Classen,  ausser  in  der  öffent- 
lichen Meinung,  welche  es  verzeihen  konnte,  wenn  ein  Senator 
wegen  Erpressung  oder  Majestätsverbrechen  oder  Amtserschlei- 


a)  S.  oben  S.  213. 

b;  Vergl.  Bd.  II,  1,  210  flgd. 
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chuDg  verurtheilt  wurde,  aber  es  schimpflich  finden  mosste,  wenn 
ein  solcher  wegen  Mord  oder  Fälschung  vor  Gericht  gestellt 
wurde.  Die  Strafen  waren  in  beiden  Fällen  die  gleichen,  wenig- 
stens dem  Gesetze  nach.  In  der  That  bestand  ein  grosser  Un- 
terschied. Denn  ein  wegen  Amtsverbrechen  Angeklagter  kam 
stets  vor  das  Schwurgericht,  konnte  also  auch  im  schlimmsten 
Falle  höchstens  mit  Aechtung  bestraft  werden.  Er  läagnete 
seine  Schuld  und  von  ihrem  Rechte,  den  ofFenbaren,  wenngleich 
läugnenden  Verbrecher  mit  den  alten,  gesetzlich  festgesetzten 
Strafen  zu  belegen,  machten  die  Prätoren  wegen  des  hohen  Stan- 
des, zu  welchem  alle  Amtsverbrecher  gehörten,  keinen  Gebrauch. 
Welches  Aufsehen,  welchen  Unwillen  erregte  es,  als  Cicero  wäh- 
rend seines  Consulates  Senatoren,  welche  des  schlimmsten  Ma- 
jestätsverbrechens, der  schlimmsten  Gewaltthätigkeit  offenbar 
schuldig  waren,  am  Leben  strafte!  Man  verlangte  eigentlich, 
dass  sie  vor  ein  Schwurgericht  gestellt  würden  und  schlug  nur, 
weil  Gefahr  im  Verzuge  war,  Gefängniss,  um  sie  unschädlich  za 
machen,  vor.»)  Dagegen  bei  gemeinen  Verbrechen  und  Ver- 
brechern kam  das  alte  Römische  Gesetz,  geständige  oder  offen- 
bar schuldige  Verbrecher  ohne  gerichtliches  Verfohren  mit  Le- 
bensstrafe zu  belegen,  wirklich  zur  Anwendung.  Trotzdem  dass 
die  Volkstribunen  mildernd  einschreiten  und  namentlich  aach 
darauf  dringen  konnten,  dass  der  Angeklagte  vor  das  Schwur- 
gericht gestellt  würde,  darf  man  doch  annehmen,  dass  der  grösste 
Theil  der  Verbrecher  von  den  Beamten  selbständig  gestraft 
wurde:  nur  zweifelhafte  Fälle,  in  denen  wegen  der  Unsicherheit 
des  menschlichen  Urtheils  die  mildere  Strafe  der  Comelischen 
Gesetze  gerechtfertigt  war,  wurden  den  Geschworenen  zur  Ent- 
scheidung vorgelegf^) 


a)  Man  vergleiche  unsere  Darstellung  Bd.  I»  2,  411. 
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Drittes  Capitel. 

Erneute  Th&tigkeit  in  Gesetzen  wegen  Amtsverbrechen.  Das  Galpnrnisclie 
Gesetz  wegen  ambitns.  Der  ambltns  der  Mheren  Zelt  nnd  seine  Bestra- 
ftug.  Die  (resetze  vor  und  nach  Errichtung  der  Schwurgerichte.  Yeran- 
lassug  des  Calpnmischen  (»esetzes.  Sein  Inhalt.  Die  Hanptbestimmnn- 
gen  waren  gegen  die(rehflifen  der  Bewerber  sowohl  ans  dem  senatoriachen 
Stande  wie  ans  der  Plebs.  Die  bestochenen  W&hler  werden  nicht  be- 
straft. Strafen  der  Senatoren  nnd  der  divisores.  Belohnungen  der  glück- 
lichen Ankläger.  Die  Ehrenstellen  selbst  werden  durch  richterliche  Ent- 
scheidung nicht  verliehen. 

Durch  das  Aurelische  Gesetz  glaubte  man  einem  dringen- 
den fiedürfnisse  des  Staates  abgeholfen  und  die  Redlichkeit  der 
Beamten,  sowie  Recht  and  Gerechtigkeit  überhaupt  sicher  be- 
gründet zu  haben.  Wenn  man  die  Ausfahrungen  Ciceros  in  seiner 
gegen  Verres  gehaltenen  Rede*)  liest,  so  hat  man  ungefähr  die 
Gründe,  welche  die  Volkspartei  für  ihr  Verlangen  nach  Aende- 
rung  der  Schwurgerichte  anführte.  Indessen,  wenn  sie  wirklich 
die  Wohlfahrt  des  Staates  und  nicht  bloss  Parteizwecke  im  Auge 
hatte,  so  täuschte  sie  sich  in  ihren  Erwartungen.  Das  Uebel 
lag  tiefer :  Veränderung  in  dem  Stande  der  Geschworenen,  Ver- 
schärfung des  Verfahrens  oder  der  Strafen,  Vermehrung  der 
Gesetze  konnte  demselben  nicht  abhelfen.  Man  glaubte  jedoch, 
dies  sei  möglich  and  da  man  in  dem  Verfahren  nichts  zu  bessern 
wusste,  wandte  man  sich  dazu,  durch  neue  Gesetze  den  Kreis 
der  verbotenen  Handlungen  zu  erweitern.  Auch  bei  den  Corne- 
lischen  Gesetzen  über  Mord  hätte  man  Manches  zu  bessern  fin- 
den können ;  aber  auf  dergleichen  war  der  Sinn  der  Gesetzgeber 
nicht  gerichtet  Seit  der  Wiederherstellung  der  tribunicischen 
Gewalt  waren  die  alten  Parteikämpf^  mit  erneuter  Heftigkeit 
entbrannt:  alle  Leidenschaften  waren  entfesselt,  vor  Allem  das 
Streben  nach  Macht,  besonders  in  den  unterworfenen  Provinzen, 
in  denen  ausser  dem  Ruhme  die  reichsten  Belohnungen  an  Geld 
und  Gat  zu  gewinnen  waren.    Auf  die  Erlangung  der  Aemter 


a)  Cic.  in  Verr.  Act  I,  13  flgd.    Vergl.  oben  S.  181. 


218  Das  Calpuniische  Gesetz  über  ambihis. 

richtete  sich  der  Ehrgeiz:  der  amhitus^  der  zugleich  die  Ent- 
sittlichung des  Römischen  Volkes ,  welches  wenigstens  dem  Na- 
men nach  die  Regierung  führte,  beschleunigte,  war  dasjenige  Ver- 
brechen, welches  zunächst  Abhülfe  verlangte.  So  entstand  im 
Jahre  67  v.  Chr.  das  Calpurnische  Gesetz,  das  erste,  welches 
den  ambitus  ausschliesslich  behandelte,  und  für  denselben  in 
ähnlicher  Weise  eine  Gesetzgebung  begründete,  wie  ein  anderes 
Calpurnisches  Gesetz  die  Classe  der  Amtsverbrechen  überhaupt 
geschaffen  hatte. 

Freilich  hatte  es  das  Verbrechen  des  ambitus  schon  seit  den 
ältesten  Zeiten  gegeben:  wo  die  Wahl  von  der  Menge  des  Vol- 
kes vollzogen  wurde,  musste  es  alsbald  entstehen,  und  zwar 
um  so  mehr  als  es  sich,  seit  die  Plebejer  zu  den  höchsten 
Ehrenstellen  zugelassen  waren,  häufig  darum  handelte,  ob  ple- 
bejische oder  patricische  Beamte  gewählt  werden  sollten.  Die 
zwölf  Tafeln  enthielten  ein  Gesetz  gegen  ambitiis^):  Polybius, 
den  Carthagischen  Staat  mit  dem  Römischen  vergleichend,  be- 
merkt, in  jenem  würden  die  Beamten  durch  offenbare  Bestex^bung 
gewählt,  in  diesem  stehe  darauf  als  Strafe  der  Tod.  Dies  Ge- 
setz stammte  nicht  aus  Polybius'  Zeit,  sondern  aus  früherer 
Zeit,  wo  der  körperliche  Tod  die  einzige  Capitalstrafe  bildete: 
es  ist  aus  den  zwölf  Tafeln  entnommen  und  diese  wiederum  fan- 
den es  in  dem  alten  Herkommen  VDr.  £s  war  in  ein  und  dem- 
selben Gesetze  mit  dem  Verbote  der  Bestechlichkeit  der  Beam- 
ten verbunden.  Dies  ist  alte  Römische  Sitte,  welche  sich  bii^ 
zu  diesem  Calpurni sehen  Gesetze  durchaus,  und  auch  nach  dem- 
selben wenigstens  in  der  Theorie  der  Gesetzgeber  erhielt  Cicem 
in  seinem  Entwürfe  einer  Verfassung  verbindet  noch  Bestech- 
lichkeit des  Beamten  und  Amtserschleichung:  ein  und  dasselbe 
Verbot  und  ein  und  dasselbe  Strafmass  umfasst  beides.  Eben- 
dieselbe Verbindung  haWn  wir  in  den  Gesetzen  über  Amtsver- 
brechen bemerkt :  schon  das  erste  Calpurnische  Gesetz  aus  der 
Mitte  des  zweiten  Jahrhunderts  v.  Chr.  enthielt  Bestimmungen 
über  unrechtmässige  Bewerbung.  **)   Mithin  war  das  Calpurnische 


a)  Man  sehe  Bd.  I,  h  387. 

b)  S  Bd.  II,  1,  77  und  136. 
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Gesetz,  nber  welches  wir  jetzt  handeln,  nur  die  Ausfahrnng 
längst  vorhandener,  aber  für  die  Einzelheiten  nicht  ausreichen- 
der Bestimmungen.  Die  Gesetzgebung  über  Amtserschleichung 
war  gegen  die  über  andere  Amtsverbrechen  zurückgeblieben. 

Die  Strafe  der  zwölf  Tafeln  für  ungerechte  Amtsbewerbung 
war  sehr  hart:  ob  sie  jemals  verhängt  oder  ausgeführt  worden 
ist,  wissen  wir  nicht.  Aber  sie  galt  auch  nur  für  offenbare  Be- 
stechung der  Wähler  mit  Geld:  wer  dessen  geständig  oder  un- 
zweideutig überführt  war,  erlitt  den  Tod,  später  die  äusserste 
Capitalstrafe.  Dagegen  wer  läugnen  konnte,  wurde  milder  be- 
straft und  die  Beamten  werden  mit  ihren  eigenen  Standesge- 
nossen nicht  zu  hart  umgegangen  sein.  Wahrscheinlich  kam  auf 
diese  Weise  der  Griminalprocess  über  Bestechung  bei  Wahlen 
allmälig  ab,  trotzdem  dass  das  alte  Gesetz  und  mit  ihm  der 
Grundsatz  über  die  Bestrafung  bestehen  blieb.  Es  ist  die  roheste 
Art  der  Wahlumtriebe ,  wenn  die  Candidaten  den  Wählern  sel- 
ber Geld  geben:  man  gebrauchte  Unterhändler  und  gab  nicht 
Geld,  sondern  Geldeswerth:  dies  fiel  nicht  unter  das  Verbot  des 
alten  Gesetzes.  Gegen  diese  Umtriebe  gab  man  ab  und  zu  Ge- 
setze mit  einer  den  Zeitverhältnissen  angemessenen  Strafe :  wenn 
irgend  ein  besonderer  Unfug  eintrat,  konnte  die  tribunicische 
Gerichtsbarkeit  vor  dem  Volke  Abhülfe  schaffen  und  eine  ent- 
sprechende Strafe  verhängen.  Im  Jahre  432  v.  Clir.  beklagten 
sich  die  Vornehmen  unter  den  Plebejern,  dass  nicht  sie,  sondern 
nur  Patricier  zu  Militärtribunen  erwählt  würden;  sie  schoben 
die  Schuld  davon  auf  die  Künste  der  Patricier,  welche  durch 
Umtriebe  auf  die  Wähler  einwirkten,  und  verlangten  ein  Gesetz, 
dass  kein  Bewerber  durch  seine  glänzende  Kleidung  sich  be- 
merkbar machen  dürfe.*)  Darüber  entstand  ein  grosser  Streit: 
die  Volkstribuneu  setzten  am  Ende  das  Gesetz  durch.^)  Es 
kann  nicht  lange  gegolten  haben;  denn  bekanntlich  herrschte 
i^päter  allgemein  die  damals  verbotene  Sitte  und  Livius  selbst 
wundert  sich  über  die  Streitigkeiten,  welche  das  Gesetz  hervor- 
gerufen hatte. 


i)  Liv.  IV,  25  Placet  tolIeDdae  ambitionis  causa  tribunos  legem  pro- 
mulgare,  ne  cui  album  in  vestimentuiu  addere  petitioniB  liceret  causa. 
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Es  bezog  sich  auf  eine  Aeusserlichkeit  im  Auftreten  der 
Bewerber,  nicht  auf  die  Bewerbung  selbst.  Das  erste  Gesetz, 
welches  diese  selbst  betraf,  wurde,  wie  Livius")  ausdrücklich 
bemerkt,  im  Jahre  358  v.  Chr.  von  dem  Volkstribunen  C.  Poe- 
telius mit  Einstimmung  des  Senates  gegeben:  man  beabsichtigte 
durch  dasselbe  hauptsächlich  den  Ehrgeiz  unadliger  Bewerber, 
welche  auf  Märkten  und  anderen  Versammlungsorten  der  Plebs 
umherzugehen  pflegten,  zu  zügeln.  Durch  dieses  Gesetz  scheint 
der  Begriff  des  ambitus,  sowie  das  Wort  selbst,  entstanden  zu 
sein.  Die  zwölf  Tafeln  hatten  nur  Bestechung  gekannt  und  ver- 
boten: jetzt  hatte  sich,  seit  das  Consulat  den  Plebejern  eröffbet 
war,  die  Sitte  gebildet,  dass  Bewerber  bei  den  einzelnen  Bür- 
gern umhergingen  und  durch  Bitten  und  Versprechungen  Stim- 
men gewannen,  lieber  eine  durch  das  Pötelische  Gesetz  be- 
stimmte Strafe  wird  nicht  berichtet:  es  ist  selbst  denkbar,  dass 
kein  gerichtliches  Verfahren  festgesetzt  wurde.  Das  Gesetz 
konnte  die  Vorsitzenden  der  Wahlversammlung  ermächtigen,  die- 
jenigen Gaudidaten,  welche  die  verbotenen  Handluifgen  begingen, 
von  der  Wahl  auszuschliessen :  man  durfte  bei  den  Beamten, 
welche  einen  in  sich  geschlossenen,  patricischen  und  plebejischen, 
Adel  bildeten,  die  grösste  Strenge  voraussetzen.  Es  gelang, 
den  ambitiis,  das  Umhergehen  der  Bewerber,  zu  unterdrücken; 
aber  es  entstand  eine  schlimmere  Sitte.  Man  bildete  politische 
Clubbs,  welche,  ursprünglich  für  die  Wahlen  entstanden,  allmälig 
weiter  griffen.'  Wir  hören  von  ihnen  im  Jahre  314  v.  Chr.^) 
Der  Dictator  G.  Maenius  war  ernannt,  um  über  staatsgeftbrlicbe 
Verbindungen  eine  Untersuchung  zu  führen.  Man  hatte  damit 
eine  Verschwörung,  welche  in  Capua  gegen  die  Römische  Herr- 
schaft entstanden  war,  gemeint,  den  Auftrag  aber  in  dem  allge- 
meineren Ausdrucke  gegeben.  Der  Dictator  also,  nach  Vollen- 
dung seines  eigentlichen  Auftrages-,  zog  auch  die  Wahlclabbs  za 
Rom  in  den  Kreis  seiner  Untersuchung,  indem  er  sie  als  staatd- 
gefthrlich  bezeichnete  und  das   alte  durch  die  zwölf  Tafeln  er- 


a)  Liv.  VII,  15  De  ambitu  a  G.  Poetelio  tribono  plebis  anctoribns  pa* 
tribuB  tum  primmn  ad  populum  latum  est 

b)  Man  sehe  die  Erzählung  bei  Liv.  IX,  26,  und  veigl.  Bd.  l  2, 19< 
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lassene  Verbot  gegen  unerlaubte  Verbindungen  anwandte.*)  In- 
dessen er  drang  nicht  durch,  etliche  Theilnehmer  an  Verbindun- 
geo  wurden,  ohne  Zweifel  mit  Capitalstrafe,  bestraft,  aber  die 
Sitte  selbst  nicht   unterdrückt.     Es   bildeten  sich  allmälig  die 
vollständig   gegliederten    und   geschäftsmässigen    Verbindungen, 
welche  im  letzten  Jahrhundert  v.  Chr.  bei  Wahlen  erwähnt  wer- 
den.   Auch  andere  Mittel,  die  Gunst  der  Wähler  zu  gewinnen, 
kamen  auf:  es  wird  zunächst  ein  im  Jahre  181  v.  Chr.  von  den 
CoDsaln  P.  Cornelius  Cethegus  und  M.  ßaebius  gegebenes  Ge- 
setz ^^  genannt''),   dann  ein  anderes  von   150  v.  Chr.,  dessen 
Urheber  unbekannt  ist*^),   und  auch  in  der  Zwischenzeit  sollen 
sich  Senat  und  Volk  mit  Unterdrückung  des  ambüus  beschäftigt 
haben.**)    Ein  besonderes  Verfahren  kann  durch  diese  Gesetze 
nicht  vorgeschrieben  worden  sein.   Entweder  wurde  auf  die  Ver- 
gebungen der  Candidaten  Geldstrafe   gesetzt  und  dann  reichten 
die  Gerichte  vor  den  Prätoren  aus,  oder  es  wurden   die  Vor- 
sitzenden  der  Wahlversammlungen  angewiesen,   bestimmte  Vor- 
gänge nicht  zu  dulden.    Endlich  konnte  man  auch  durch  die  Art 
and  Weise  des  Abstimmens  auf  die  Verminderung  des  amMtiis 
hinwirken  :  derartige  Massregeln  waren  das  im  Jahre  139  v.  Chr. 
erlassene  Gesetz  über  die  geheime  Abstimmung,  und  ein  ande- 
res tribunicisches  von  ^*  Marius  im  Jahre  119  v.  Chr.,  der  un- 
ter andern  die  ßrücken,  über  die  man  zum  Abgeben  der  Stim- 
men gehen  musste,  verengte.*) 

Bei  Einsetzung  der  stehenden  Gerichtshöfe  verband  man 
Wahlumtriebe  mit  Erpressung  und  dem  Annehmen  von  Geschen- 
ken. Von  besonderen  Bestimmungen  über  ambitus  hören  wir 
nicht:  es  hiess  wohl  nur,  wer  gegen  die  bestehenden  Gesetze  bei 
den  Wahlen  Geld  gegeben  oder  andere  Umtriebe  gemacht  hätte, 


a)  S.  Bd.  1,  1,  384. 

b)  Liv.  XL,  19  Leges  de  ambitu  consales  ex  auctoritate  senatus  ad 
populoni  tolerant. 

c)  Liv.  per.  XLVII  Lex  de  ambitu  lata. 

d)  Nach  der  Andeutung  von  Obseq.  prodig.  12,  71  zum  Jahre  166 
V.  Chr.  Gomitia  com  ambitiosissime  fierent  et  ob  hoc  senatus  in  Capitolio 
haberetor,  milvus  etc. 

e)  Cic.  de  leg.  111,  17,  38.    Plut  Mar.  4.    Vergl.  II,  1,  76. 
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solle  vor  das  Schwurgericht  gestellt  werden.  Von  Strafe  oder 
Entfernung  von  einem  durch  das  Volk  übertragenen  Amte  konnte, 
so  lange  ein  Senatsausschuss  die  Entscheidung  hatte,  nicht  die 
Rede  sein:  der  Beamte,  welcher  bei  den  Wahlversammlungen 
den  Vorsitz  führte,  wies  unerlaubte  Bewerbung  zurück.  Seit 
C.  Gracchus'  Gesetze  trat  ebenso  wie  bei  den  anderen  Amts- 
verbrechen eine  Bestrafung  ein.  Sie  bestand  erstens  in  dem 
Verluste  des  Amtes,  zu  dessen  Erreichung  Jemand  Bestechung 
angewendet  hatte,  zweitens  in  einer  Geldstrafe,  welche  der  Be- 
stechung gleichkam.  Weitere  Strafen  sind  nicht  wahrscheinlich. 
Die  Gesetze  über  ambitus  erscheinen  als  streng  und  ins  Einzelne 
gehend,  im  Jahre  117  v.  Chr.  wurde  der  bekannte  C.  Marios, 
der  mit  vieler  Mühe  als  letzter  die  Prätur  erhalten  hatte,  ange- 
klagt. Der  Haupt  Verdachtsgrund  gegen  ihn  war,  dass  ein  Sclave 
seines  Freundes  Cassius  Sabaco  sich  unter  den  Abstimmenden 
innerhalb  der  Schranken  aufgehalten  hatte:  man  beschuldigte 
ihn  wahrscheinlich  ,  dass  er  Geld  vertheilt  habe,  Sabaco  selbst 
als  Zeuge  sagte  aus,  er  habe  sich  durch  seinen  Sclaven,  weil  er 
durstig  gewesen,  Wasser  bringen  lassen.  Marius  wurde  nach 
längeren  Verhandlungen  durch  Stimmengleichheit  freigesprochen. 
Die  späteren  Gesetze  über  Amtsverbrechen  scheinen  kein  beson- 
deres Augenmerk  auf  den  ambitus  gerichtet  zu  haben :  nur  von 
dem  Dictator  Sulla  ist  es  schwer  glaublich,  dass  er  ihn  unbe- 
achtet gelassen  haben  sollte.  Ohne  ein  besonderes  Criminalge- 
setz  zu  erlassen  oder  einen  Gerichtshof  dafür  niederzusetzen, 
gab  er  die  Bestimmung"),  dass  ein  Bewerber,  der  sich  Wabl- 
umtriebe  erlaubte,  von  den  Leitern  der  Wahlversammlungen  auf 
zehn  Jahre  zurückgestellt  werden  sollte.*^)  Aehnlich  machte  es 
später  Kaiser  Augustus :  er  hob  die  früheren  Gesetze  über  Amts- 
erschleichung auf  und  schloss  die  Candidaten,  welche  deren 
schuldig  waren ,  auf  fünf  Jahre  von  der  Bewerbung  um  Aem- 
ter  aus.**) 


a)  Siehe  unsere  Darstellung  Bd.  II,  1,  372. 

b)  Dio  Cass.  LIV,  16  *U  6'  ouv  AöyoucTo«  —  tou«  Uxdawnii  tivi; 
ittl  Tau  dp^aU  ^c  nisxt  Itt)  autiüv  eTp^e;  Suet.  Aug.  34  Leges  retractavit 
—   ut  —  de  ambittt. 
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Im  Jahre  67  y.  Chr.  stellte  sich  das  Bedüriiiiss  eines  neaen 
Gesetzes  über  Amtsbewerbung  deutlich  heraus.  Selbst  die  Gon- 
suln  jenes  Jahres,  namentlich  C.  Calpurnius  Piso  hatten  ihr 
Amt  aaf  angesetzliche  Weise  erhalten :  der  letztere  hatte  nur  mit 
Mühe  durch  Bestechung  und  andere  Mittel  durchgesetzt,  dass  er 
Dicht  angeklagt  wurde.  Zu  den  übrigen  Gründen,  welche  den 
amhitue  steigerten,  kam  noch  ein  besonderer.  Die  Censoren 
des  Jahres  70  hatten,  um  den  Senat  zu  säubern,  vier  und  sech- 
zig ans  demselben  entfernt*),  und  die  Ausgestossenen,  in  dem 
Bestreben,  durch  Bekleidung  von  Aemtern  wieder  in  den  Senat 
zu  gelaügen,  vermehiten  die  Zahl  der  Bewerber  ungewöhnlich.**) 
Deshalb  schlug  der  Volkstribun  G.  Gornelius  ein  Gesetz  mit  den 
schärfsten  Strafen  gegen  die  Bewerber  vor  und  fand  Beifall  da- 
mit beim  Volke.  Aber  der  Senat  war  dagegen :  bei  so  strengen 
Strafen,  dachte  er,  würden  entweder  keine  Anklagen  oder  doch 
nicht  Verurtheilungen  erfolgen ;  nur  durch  massige  Strafen  könne 
dem  Gesetze  Dauer  und  ausgedehnte  Wirksamkeit  gesichert 
werden.  Der  Senat  veranlasste  also  die  Consuln,  ihrerseits  ein 
Gesetz  auszuarbeiten  und,  da  M.'  Acilius  Glabrio  inzwischen  in 
seine  Provinz  Bithynien  ging,  gelang  es  dem  anderen  Consul 
C.  Calpurnius  Piso,  dasselbe  gegen  £nde  des  Jahres  durchzu- 
bringen.«) Freilich  machte  dies  Schwierigkeit.  Das  Volk,  von 
Einigen,  welche  bisher  aus  der  Beihülfe  bei  Bestechungen  Vor- 
theil  gezogen  hatten,  aufgeregt,  war  gegen  das  consularische 
Gesetz  und  verlangte  das  des  Tribunen,  durch  welches  nur  die 
Bewerber  getroffen  wurden.  Es  kam  zu  Unruhen  und  der  Con- 
sul sah  sich  genöthigt.  Alle,  welche  es  mit  dem  Staate  gut 
meinten,  aufzurufen:  so  gelang  es  ihm,  Gewalt  mit  Gewalt 
vertreibend,    die  Annahme   des   Gesetzes   zu    bewirken^),    das 


a)  Liv.  per.  XCVUl. 

b)  Man  sehe  die  Erzählung  bei  Die  Cass.  XXXVl,  21. 

c)  Man  vergleiche  Ascon.   p.  89  Orell.  Legem  Calpurniam  significat 
quam  C.  CalpnmiuB  Piso  ante  triennium  de  ambitu  tulerat. 

d)  Cic.  pro  Cornel.  apud  Ascon.  p.  74.   Quare  cnm  hxaic  populus  Ro- 

manus  videret  et  cum  a  tribunis  piebis  doceretor nisi  poena 

accessisset  in  divisores,  extinct ullo  modo  posse ;  legem  hanc  Cor- 

uelii  flagitabat,  illam  quae  ex  senatos  consulto  ferebatur,  repudiabat;  Cic. 
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schon  für  die  bis  dahin  aufgeschobenen*)  Wahlen  eben  dessel- 
ben Jahres  galt. 

Der  Inhalt  desselben  bezog  sich,  wie  der  Name  beweist, 
auf  das  Verbrechen  des  amhitus^  hatte  aber  mit  dem  deshalb 
anzustellenden  Processe  nichts  zu  thun.  Die  drei  Stände  der 
Geschworeneu,  welche  das  Aurelische  Gesetz  eingeführt  hatte, 
die  Erloosung  der  Decurien,  die  Vorsitzenden  des  Gerichtes,  die 
Verwerfung  der  Richter  durch  die  Parteien,  die  Anzahl  dersel- 
ben, die  Abstimmung,  kurz  das  ganze  Verfahren  blieb  unbe- 
rührt, war  also  das  gleiche  wie  bei  allen  übrigen  Criminalver- 
brechen.  Denn  wenn  bei  einem  Processe,  der  wegen  Amtser- 
schleichung nach  dem  Calpurnischen  Gesetze  geführt  wurde,  dem 
gegen  L.  Murena  im  Jahre  63  v.  Chr.,  ein  Anlasser  (custos) 
erwähnt  wird,  welcher  dem  Ankläger  vom  Angeklagten  beigeg^ 
ben  wurde,  damit  derselbe  nichts  Unerlaubtes  thue,  so  war  das 
eine  allgemeine  Bestimmung  für  alle  Criminalprocesse ,  einge- 
führt durch  ein  älteres  Gesetz  vielleicht  schon  vor  EinsetzoDg 
der  Schwurgerichte,  und  dies  deutet  Plutarch,  der  allein  ihn 
erwähnt,  an.**)  Das  Gesetz  umfasste  nur  zweierlei,  erstens  die 
Begriffsbestimmung  des  amhitus  und  die  Strafe:  durch  beides 
verdiente  es  sich  den  Beinamen  eines  sehr  strengen  Gesetzes, 
den  ihm  Cicero  giebt.®)  In  Bezug  auf  den  Begriff  des  ambiht 
mag  eine  Erweiterung  und  Verschärfung  auch  in  so  fem  eiDg^ 
treten  sein,  als  Handlungen,  welche  bisher  nicht  als  strafbar 
gegolten  hatten,  fortan  als  gesetzwidrig  bezeichnet  vmrden.  Allein 


in  Ooraei.  ibid.  p.  75  At  enim  cxtremi  ac  difficillimi  temporis  vocem  iOain. 
G.  Comeli,  consulem  mittere  coegisti :  qui  rempublicam  salvam  esse  veUeat, 
ut  ad  legem  accipiendam  adessent.  Dazu  Asconius:  Piso  qui  consol  eodem 
anno  fuit  quo  Cornelius  tribunus  piebis  erat,  cum  legem  de  ambitu  ex  se- 
natos  consiüto  graviorem,  quam  fuerat  antea,  fen-et  et  propter  moltikidioem 
divisorum,  qui  per  vim  adversabantur,  e  foro  eiectns  esset,  edixerat  id 
quod  Cicero  significat,  et  maiore  manu  stipatus  ad  legem  perfereodam  de- 
scenderat. 

a)  Dio  Cass.  XXXVl,  82  deutet  diesen  Au&chub  an. 

b)  Plut  Cat  min.  21  vdfxq»  li  tivi  tou  ^euyovtoc  dti  ^oXo««  t^p  "^" 
7)YÖp()>  (i(dvToc,  &oxt  fx^  XaOelv,  ä  ouv^Yet  xai  irapacxsudCerai  rp^  ^ 
xarr^Yoptav  u.  8.  w. 

c)  Cic.  p.  Mur.  23,  46  Erat  enim  severissime  scripta  (lex)  Calponun. 
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wir  können  solche  nicht  namhaft  machen,  ein  Beweis,  dass  sie 
Dicht  von  Bedeutung  waren.  Der  Hauptfortschritt  der  Gesetz- 
gebang  lag  in  zwei  Bestimmungen.  Erstens,  in  den  früheren 
Gesetzen,  welche  Bestechung  bei  den  Wahlen  zusammen  mit 
Bestechlichkeit  im  Amte  behandelt  hatten,  war,  wie  man  aus 
Ciceros  Aeusserung  erkennt*),  der  Ausdruck  ungefähr  der  ge- 
wesen, es  solle  Niemand  weder  beim  Bewerben  um  ein  Amt 
DOi'h  bei  der  Führung  desselben  Geld  und  Geschenke  weder 
annehmen  noch  geben.  Daraus  folgte,  dass  nur  die  Bewerber 
selbst  strafbar  waren,  etwaige  Gehülfen  bei  der  Ausübung  des 
Verbrechens  nicht.  Dies  änderte  sich  jetzt.  Wir  haben  sichere 
Nachricht,  dass  Leute  aus  der  Plebs,  welche  die  Bestechung 
unterstützt  hatten,  für  strafbar  erklärt  wurden:  unmöglich  also 
konnten  Senatoren,  welche  die  Wahlen  ungesetzmässig  beein- 
flassten,  straflos  bleiben.  Dass  sie  aber  in  ungesetzmässiger 
Weise  mitwirken  konnten  und  mitwirkten,  erkennt  man  aus 
einem  späteren  Senatsbeschlusse,  der  Nachsuchungen  nach  Gel- 
dern zur  Wahlbestechung  auch  bei  Beamten  gestattete.^)  Zum 
ersten  Male  wurden  also  jetzt  die  senatorischen  Gehülfen  des 
Candidaten  mit  Strafe  bedroht  und  wir  kennen  Processe,  welche 
aus  diesem  Grunde '  angestellt  wurden.  Zweitens  konnten  auch 
Leute  aus  der  Plebs  sich  des  ambitua  schuldig  machen,  als  Hel- 
fershelfer bei  der  durch  die  Bewerber  angeregten  Bestechung. 
Dies  ergiebt  sich  aus  dem,  was  der  Annahme  des  Gesetzes  vor- 
ausging. Der  Volkstribun  G.  Cornelius  hatte  durch  Schärfung 
der  Strafe  der  Candidaten  den  amhitus  unterdrücken  wollen, 
der  Senat  verlangte  Bestrafung  auch  der  Gehülfen  beim  Be- 
stechen, der  divisoresy  ohne  welche  es  den  Candidaten  nicht 
möglich  gewesen  wäre,  die  Bestechung  bei  den  Wahlen  vorzu- 
nehmen: daher  der  Zorn  des  Volkes,  das  durch  Aufruhr  die 
Annahme  des  Gesetzes    zu   hindern  suchte. '')     Eben  dasselbe 


a)  Man  sehe  die  S.  218  angefahrte  Stelle. 

b)  Man  sehe  unten  im  6.  Oapitel. 

c)  Hierauf  geht  das  Fragment  aus  Cic.  p.  Gomel.  p.  461  Orell.  Repu- 
gnare,  ut  divisores,  quos  honoris  sui  ministros  esse  voluerat,  lege  ambitus 
vellet  affligere.    Es  bezieht  sich  auf  C.  Piso,  der  bei  seiner  Wahl  uner- 

IV.  15 
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deutet  Cicero  an.'')  Er  sagt,  von  einem  späteren  Gesetze 
sprechend,  es  sei  durch  dasselbe  eine  härtere  Strafe  gegen  die 
Plebs  festgesetzt  worden :  folglich  gab  es  eine  solche,  wenn  gleich 
nicht  so  harte,  Strafe  schon  nach  dem  früheren,  dem  Calpur- 
nischen  Gesetze.  Dass  dieses  aber  zuerst  daran  dachte,  Leute 
aus  der  Plebs  zur  Verantwortung  zu  ziehen,  beweist  der  Wider- 
stand des  Volkes  und  die  Unruhen,  welche  die  bei  den  Bestechun- 
gen betheiligteu  Leute  aus  dem  Volke  erregten.  Auch  der 
ganze  Gang  der  bisherigen  Gesetzgebung  ist  ein  Beweis  dafür. 
Ein  besonderes,  über  amUtua  gegebenes  Gesetz  wird,  selten 
Schwurgerichte  gab,  nicht  erwähnt:  die  Bestimmungen  gegen 
Amtserschleichung  waren  mit  denen  über  Amtsverbrechen  ver- 
bunden :  sie  trafen  nur  Beamte  oder  Männer  senatorischen  Stan- 
des.    Sulla  und  L.  Aurelius  Cotta  änderten  hierin  nichts. 

Ciceros  Worte,  der  von  einer  gegen  die  Plebs  festgesetzten 
Strafe  spricht^),  sind  zweideutig.  Sie  beziehen  sich  auf  die  Ge- 
hülfen bei  der  Bestechung,  „welche  Geld  niederzulegen  oder 
aufzuheben  oder  anzunehmen  oder  zu  versprechen  oder  Mittels- 
personen oder  Unterhändler  zu  sein  pflegten  ^'^),  auf  jene  ganze 
Classe  von  Leuten,  welche  Cicero"^)  mit  einem  allgemeinen  Aus- 
drucke als  divisores  bezeichnete.  So  einflussreich  sie  bei  den 
W^ahlen  und  überhaupt  in  den  einzelnen  Tribns  sein  mochten, 
so  gehörten  sie  doch  zur  Plebs.  Bei  der  Bestechung  der  Rich- 
ter, so  lange  dieselben  nur  aus  dem  Senatorenstande  genommen 
wurden,    mochten  Senatoren  selbst  die  Rolle  der  Unterhändler 


laubte  Mittel  angewendet  hatte  nnd  trotzdem  die  dirisores  strafen  woUte. 
Eben  darauf  wird  man  also  auch  das  früher  aus  Cic.  p.  Coniel.  apud 
Ascon.  p.  74  angeführte  Fragment  zu  beziehen  haben,  aus  dem  mao  mit 
Unrecht  schioss,  auch  Comolius  hätte  sein  tribunicisches  Gesetz  gegen  die 

dirisores  gerichtet. 

a)  Cic.  p.  Mur.  23,  47  Poeua  gravier  in  plebem  tua  voce  efBagitau 
est:  commoti  animi  tenuiorum. 

b)  Cic.  p.  Mur.  23,  47  an  der  eben  angeführten  Stelle. 

c)  Cic.  in  Verr.  Act  I,  12,  36  qui  aut  deponere  aut  recipere  aat  acd- 
pere  aut  polliceri  aut  sequestres  aut  interpretes  oomimpendi  iadidi  so- 
lent  esse. 

d)  Man  sehe  die  S.  225  angeführten  Stellen. 
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äbernebmen*),  weil  sie  mit  Standesgenossen  zu  than  hatten; 
aber  wo  es  sich  um  die  Bestechung  der  grossen  Menge  han- 
delte, waren  Leute,  welche  selbst  zu  derselben  gehörten,  zur 
Vermittelung  nöthig.  Dass  das  Galpurnische  Gesetz  auch  die 
bestochenen  Wähler  bestrafte,  kann  ich  nicht  glauben:  es  er- 
scheint mir  als  nicht  Römisch,  die  Wähler  selbst  in  der  Aus- 
übung ihrer  Pflicht  den  Strafgesetzen  zu  unterwerfen.  Der  Be- 
weis dafar  liegt  erstens  in  dem  Stillschweigen  der  Schriftsteller, 
welche  nicht  die  leiseste  Andeutung  enthalten,  dass  ein  Bürger, 
der  sich  hatte  bestechen  lassen ,  dafür  zur  gerichtlichen  Verant- 
wortung gezogen  wurde.  Und  doch  ist  es  undenkbar,  dass  in 
den  Reden,  welche  Cicero  nach  dem  Erlasse  des  Calpurnischen 
Gesetzes  über  Amtserschleichung  hielt,  nicht  auch  die  Bestra- 
fung der  Wähler  erwähnt  werden  sollte,  wenn  eine  solche  mög- 
lich war:  die  Processe  mussten  sich  in  diesem  Falle  unendlich 
vervielfältigen,  als  Zeugen  über  Bestechung  konnten  nur  diejeni- 
gen, welche  nicht  Geld  angenommen  hatten,  auftreten,  kurz  das 
ganze  Verbrechen  des  ambitus  musste  ein  anderes  Ansehen  ge- 
winnen als  es  jetzt  hat:  es  konnte  selbst  nicht  mehr  den  Namen 
ambitua  behalten.  Auch  in  der  Kaiserzeit,  wo  wegen  Verände- 
rung der  Verfassung  bei  Municipalwahlen  allein  von  ambüue 
die  Rede  sein  konnte,  wird  nur  die  Bestrafung  der  Bewerber, 
nicht  auch  die  der  Wähler,  welche  sich  bestechen  Hessen,  er- 
wähnt^) Femer,  für  die  bestochenen  Wähler  lässt  sich  keine 
Art  der  Bestrafung  denken.  Geldstrafe  war  bei  Leuten,  welche 
meist  ohne  Besitz  waren,  nicht  anwendbar,  Gefängnisstrafe 
nicht  üblich,  Verlust  des  Stimmrechtes,  was  als  die  natürliche 
Strafe  der  Käuflichkeit  erscheint,  ist  gegen  die  Römische  Sitte, 
und  kein  Rechtslehrer  hat  denselben  je  als  möglich  erwähnt. 
Kurz,  die  Wähler  selbst  wurden  von  der  Gesetzgebung  als  nicht 
zurechnungsföhig  betrachtet:  sie  hatten  nicht  nur  unbeschränkte 
Freiheit  der  Wahl,  sondern  auch  die  Gründe  derselben  unter- 
lagen keiner  gesetzlichen  GontroUe:  jeder  Wähler  konnte,  ohne 
gesetzliche  Ahndung  zu  befürchten,  eingestehen,  dass  er  bestochen 


a)  Man  sehe  Cic.  p.  Oluent.  25  flgd. 

b)  Man  sehe  Dig.  de  lege  lulia  ambitus  (XLVllI,  14). 
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worden  sei.  Cicero  betrachtet  mit  einer  Art  mitleidiger  Ver- 
achtung die  Masse  des  Volkes  so,  dass  er  ihr  die  Vortbeile, 
welche  sie  aus  der  Bestechung  bei  den  Wahlen  zu  ziehen  pflegte, 
gönnt*)  und  ihren  Zorn  über  die  Beschränkung  der  Wahlum- 
triebe  gerechtfertigt  findet.  Wenn  dennoch  auch  die  Plebs  von 
dem  Calpurnischen  Gesetze  betroffen  worden  sein  soll,  kann  sich 
dies  nur  auf  die  aus  der  Plebs  genommenen  Gehülfen  des  Can- 
didaten,  ohne  welche  eine  Bestechung  nicht  durchzuführen  war, 
beziehen.  Man  muss  mit  dieser  Erweiterung  des  Gesetzes  die 
Bestimmungen  des  späteren  Julischen  Gesetzes  über  Erpressun- 
gen vergleichen,  nach  denen  ebenfalls  Begleiter  und  Gehülfeu  des 
senatorischen  Beamten  persönlich  verantwortlich  wurden. 

Das  Gesetz  über  Amtserschleichung  hatte  also  aufgehört, 
ausschliesslich  auf  Senatoren  oder  Beamte  anwendbar  zu  sein, 
es  war  auf  alle  diejenigen,  welche  etwas  in  dem  Gesetze  Ver- 
botenes thaten,  ausgedehnt,  der  Unterschied,  welcher  seit  Sulla 
zwischen  Amts-  und  gemeinen  Verbrechen  bestanden  batt«,  war 
auch  in  Bezug  auf  die  Begriffsbestimmung  des  Verbrechens  selbst 
verwischt:  es  konnte  nicht  mehr,  wie  dies  bei  den  alten  Ge- 
setzen über  Amtsverbrechen,  z.  B.  dem  Acilischen,  der  Fall 
war,  mit  Aufzählung  der  Beamten  und  Bezeichnung  der  Sena- 
toren beginnen,  sondern  musste  allgemein  erklären.  Jeder,  der 
bestimmte  Handlungen  sich  zu  Schulden  kommen  liesse,  solle 
in  Strafe  verfallen.  Denn  Leute  aus  der  Plebs,  welche  bei  der 
Bestechung  geholfen  hatten,  konnten  nicht  etwa  bloss  in  Folge 
der  Verurtheilung  eines  Bewerbers  angeklagt  werden,  nicht  bloss 
bei  der  litis  aestimatio  in  einem  ähnlichen  Verfahren,  wie  es 
bei  den  Processen  über  Erpressung  geschah,  zur  Rechenschaft 
gezogen  werden.  Selbständig,  ohne  gleichzeitige  Anklage 
der  Candidaten,  konnten  diinsores  vor  Gericht  gestellt  werden. 
Cicero  in  seiner  Vertheidigungsrede  für  den  eines  ähnlichen  Ver- 
brechens halber  angeklagten  Cn.  Plancius  erwähnt  zur  Veithei- 
lung bestimmte  Geldsummen  und  einen  Vertheiler  derselben, 
den  man   im  Flaminischen  Gircus  auf  der  Tbat  ertappt  hätte. 


a)  Man  vergleiche  die  ganze  Darstellung  Ciceros  p.  Mar.  23   und  33: 
p.  Plane.  4  sq." 
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Cicero  sagt*):  „wenn  dies  wirklich  ein  Vertheiler  war,  zumal 
im  Dienste  eines,  den  du  schon  als  Angeklagten  hattest,  wes- 
halb hast  du  ihn  nicht  angeklagt?  weshalb  dir  nicht  durch  seine 
Yerurtheilung  eine  Art  von  massgebendem  Urtheil  für  den  gegen- 
wärtigen Process  verschafil?"  Also  jeder  „Vertheiler"  konnte 
angeklagt  werden,  auch  ohne  dass  gegen  den  Bewerber  selbst 
ein  Process  erhoben  wurde:  es  waren  vollständig  von  einander 
unabhängige  Anklagen. 

In  Bezug  auf  die  Bewerber  konnte  keine  Erweiterung  des 
Gesetzes  stattfinden.  Schon  vorher  hatte  nicht  nur  der  glück- 
liche Candidat,  sondern  auch  der  unglückliche,  der  trotz  der 
Bestechung  eine  Ehrenstelle  nicht  erhalten  hatte,  angeklagt  wer- 
den können :  dies  beweisen  z.  B.  P.  Rutilius  Rufus  und  M.  Aemi- 
lius  Scaurus.  Beide  bewarben  sich  im  Jahre  108  v.  Chr.  um 
das  Consulat ;  als  der  letztere  es  erhalten,  wurde  er  von  Rutilius 
angeklagt,  aber  freigesprochen,  worauf  Scaurus  seinerseits  seinen 
unglücklichen  Mitbewerber  Rutilius  wegen  ambiti^  anklagte.**) 
Der  Grund  davon  lag  in  dem  Ausdrucke  des  alten  Gesetzes  über 
Amtsverbrechen,  welches  das  Annehmen  und  Geben  von  Ge- 
schenken während  der  Bewerbung  um  Ehrenstellen  verbot.®) 
Deshalb  kommen  auch  später  Fälle  vor,  wo  abgevnesene  Be- 
werber wegen  der  Mittel,  welcher  sie  sich  bei  der  Bewerbung 
bedient  hatten,  vor  Gericht  gezogen  wurden.  Ja  selbst  vor  der 
Entscheidung  durch  die  Wahlen  konnten  Anklagen  stattfinden: 
so  soll  es  im  Jahre  54  bei  den  ausserordentlichen  Umtrieben 
wegen  des  Consulates  geschehen  sein. 

Die  Strafen  des  Calpumischen  Gesetzes  waren  nach  den 
beiden  Classen  der  Angeklagten  verschieden.  Von  den  Candi- 
daten  erzählt  Dio  Cassius"^),  das  Gesetz  hätte  gegen  die  wegen 


a)  Cic.  p.  Plane.  23,  55  qoi  si  erat  divisor,  praesertim  eius,  quem  tu 
habebas  reum,  cur  abs  te  reos  dod  est  factas?  cur  non  eins  damnatiooe 
aliquid  ad  hoc  iudicium  praeiudicii  comparasti? 

b)  Cic.  Bmt  30,  113;  de  orat.  11,  69,  280. 

c)  S.  oben  S.  225. 

d)  Dio  Cas8.  XXXVl,  21  'Ei:l  |Aiv  ^  tou  'AxiXfou  tou  te  IKawvoc 
TaOra  te  o&c<i>c  iyi'^tto  %a\  xaxd  twv  Scxasfiou  irepl  xdc  «px^c  diXt9X0fJi£- 
vtt>v  ivofiodtryj^  icp6c  a6T<ttv  twv  OitdETiuv,  p.i/J'cf  dfp^etv  p-ift  ßouXe6ttv  9«p(i>v 
l».Tfiiya,  dXXd  xal  ^pi/^fioiTa  icpo^o^Xtoxdvtiv. 
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Bestechung  bei  den  Wahlen  Verurtheilten  dahin  gelautet,  sie  soll- 
ten weder  ein  Amt  führen  noch  Senatoren  sein  dürfen,  über- 
denf]  auch  eine  Geldstrafe  schuldig  sein:  damit  stimmen  die 
Scholiasten  Ciceros  überein.»)  Die  Nachrichten  sind  nur  in  so- 
fern etwas  ungenau,  als  sie  von  der  Geldstrafe  als  einer  hinzu- 
kommenden zu  sprechen  scheinen,  wodurch  man  auf  die  Ver- 
muthung  kommen  könnte,  Piso  habe  dieselbe  zuerst  eingeführt 
Dies  war  indessen  nicht  der  Fall.  Schon  in  den  ersten  Gesetzen 
über  Amtsverbrechen  im  Allgemeinen  musste  von  einer  Geld- 
busse die  Rede  sein.  Wenn  Bestechungen  bei  der  Wahl  ebenso 
bestraft  wurden  wie  Annahme  von  Geschenken  während  des 
Amtes,  so  mussten  auch  die  Strafen  gleich  sein  und  die  Geld- 
busse dafür  allmälig  steigen.^^)  Sulla  hatte  den  Verurtheilten 
die  weitere  Strafe  auferlegt^),  dass  sie  zehn  Jahre  lang  von  den 
Vorsitzenden  der  Wahlversammlung  nicht  als  Bewerber  zuge- 
lassen wurden:  dies  kam  bei  den  Meisten  einer  Ausschliessung 
von  den  Ehrenstellen  gleich.  Piso  belegte  sie  mit  einer  Art 
von  Ehrlosigkeit:  sie  verloren  nicht  bloss  ihren  Rang  als  Sena- 
toren, was  ihnen  auch  durch  die  Censoren  widerfahren  konnte, 
sondern  durften  denselben  auch  nicht  durch  neue  Bewerbung  um 
ein  senatorisches  Amt  wiedererwerben ,  was  den  durch  die  Cen- 
soren Bestraften  erlaubt  war.  Die  Strafe  war  hart,  erschien 
sogar  Vielen  als  zu  hart.  Im  Jahre  66  v.  Chr.  hatten  sich  P. 
Cornelius  Sulla  und  P.  Autronius  Paetus  um  das  Consulat  be- 
worben :  sie  wurden  zwar  erwählt,  aber  angeklagt  wegen  anM- 
tus  und  verurtheilt  verloren  sie  nicht  nur  ihr  Amt,  sondern 
auch  ihren  Rang  als  Senatoren  und  die  Möglichkeit,  ihn  durch 
neue  Bewerbung  wiederzuerlangen.  Deshalb  machte  am  Ende 
des  Jahres  64  der  Volkstribun  L.  Caecilius,  P.  Sullas  Bruder, 
den  Gesetzesvorschlag,  die  durch  das  Calpumische  Gesetz  ein- 
gefühi*te  Strafe   für  ambitus  aufzuheben  und  dieser  Aufhebung 


a)  Ascon.  in  Com.  p.  68  Lex  haec  Calpumia  de  ambitu  erat  Tolerat 
eam  ante  biennium  C  Oalpurnius  Piso  consal,  in  qua  praeter  alias  poenas 
pecuniaria  quoque  poeua  erat  adiecta.  Schol.  Bob.  p.  SÜSl  Aliquanto  postea 
severior  lex  Caipurnia  et  pecuoia  multavit  et  in  perpetaum  booortbits 
iussit  carere  damnatos.    Habebant  tarnen  licentiam  Romae  morandi. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  374  und  oben  S.  222. 
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zagleich  rückwirkende  Kraft  auf  die  beiden  wegen  ambitus  ver- 
artfaeilten  Consnln  zu  geben:  es  sollte  diejenige  Strafe,  welche 
Yor  Pisos  Gesetze  bestanden  hatte,  wieder  eingeführt  werden,  also 
die  beiden  Verurtheilten  ihren  Rang  als  Senatoren  zurückerhalten 
und  nach  Verlauf  von  zehn  Jahren  die  Möglichkeit  haben,  sich 
wieder  um  das  Gonsulat  zu  bewerben.  Indessen  diesem  Gaeci- 
lischen  Vorschlage  widersetzte  sich  Gicero  als  designirter  Gon- 
sul,  um  nicht  durch  Aufhebung  von  richterlichen  Urtheilen  den 
ganzen  Bestand  des  Staates  zu  gefährden.  Auch  der  Tribun 
bestand  nicht  auf  seinem  Antrage.*)  Die  senatorischen  Helfers- 
helfer der  Candidaten  konnten  nicht  geringer  als  diese  selbst 
bestraft  werden.  Wenn  das  Verbrechen  des  ambitus  einmal 
Ehrlosigkeit  brachte,  musste  sich  diese  auf  alle  Gehülfen,  welche 
überhaupt  an  Ehre  verlieren  konnten,  erstrecken.  £in  Beispiel 
solcher  Bestrafung  aus  republicanischer  Zeit  haben  wir  indessen 
Dicht  und  unter  den  Kaisern  wurden  die  früheren  Gesetze  ausser 
Gebrauch  gesetzt.  Auch  welches  die  Strafe  für  die  Gehülfen 
der  Bewerber  aus  der  Plebs  war,  wird  nicht  gesagt:  nur  heisst 
es,  sie  sei  milder  als  später  gewesen.  Ich  denke,  es  trat  bei 
ihnen  nur  eine  Geldstrafe  ein.  Denn  es  waren  meist  Leute, 
welche  gewerbsmässig  bei  allen  Wahlen  die  Bestechung  betrieben 
und  eine  gewisse  Wohlhabenheit  besitzen  mussten.  Als  Ver- 
schärfung konnte  später  Ausstossung  aus  der  Tribus  hinzukom- 
men.   Dadurch  wurde  ihrem  Erwerbe  ein  Ende  gemacht. 

Die  Ankläger  in  allen  Griminalprocessen  erhielten,  wenn  sie 
die  Verurtheilung  des  Schuldigen  durchgesetzt  hatten,  Belohnun- 
gen. Sie  waren  in  Ambitusprocessen  besonderer  Art.  Die  Be- 
werber sollten  gegenseitig  über  einander  eine  GontroUe  ausüben 
(lud  deshalb  war  bestimmt,  dass  die  wegen  ambitus  Verurtheil- 
ten, wenn  sie  einen  Anderen  wegen  ambitus  zur  gerichtlichen 
Verurtheilung  brachten,  Verzeihung  ihres  eigenen  Vergehens 
(restitutio)  erhalten  sollten.  Schon  die  früher  über  Amtserschlei- 
chang  geltenden  Gesetze  hatten  diesem  Grundsatze  gemäss  Be- 
lohnungen für  die  glücklichen  Ankläger  ausgesetzt.    Gicero  er- 


a)  Mao  sehe  Cic.  p.  Sulla  22  flgd.;  Dio  Cass.  XXXVII,  25. 
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zählt  im  Jahre  66  v.  Chr.  in  seiner  Rede  for  A.  Cluentins'),  von 
den  Richtern  des  berüchtigten  Jonianischen  RichtercoUegioms 
des  Jahres  74  seien  P.  Popilius  und  TL  Gutta  wegen  arnbituf 
augeklagt  und  verurtheilt  worden,  und  ihre  Ankläger,  welche 
selbst  wegen  eben  desselben  Verbrechens  verurtheilt  geweseu 
wären,  hätten  deshalb  Begnadigung  erhalten.  Diese  Processe 
müssen,  da  Pisos  Gesetz  erst  am  Ende  des  Jahres  67  v.  Chr. 
gegeben  wurde,  noch  nach  den  Bestimmungen  der  Sullanischen 
Verfassung  geführt  worden  sein.  Die  Begnadigung  konnte  also 
nur  darin  bestehen,  dass  den  glücklichen  Anklägern  jener  zehn- 
jährige Zeitraum,  den  sie  bis  zu  einer  neuen  Bewerbung  zo 
warten  hatten,  erlassen  wurde.  Vor  den  Sullauischen  Gesetzen, 
als  nur  Geldstrafe  auf  anibitus  stand,  konnte  den  Anklägern 
auch  nur  Geld  gewährt  werden.  Dagegen  jetzt,  wo  Verlust  des 
Ranges  die  Strafe  war,  musste  auch  die  Höhe  der  Belohnung 
wachsen.  Eine  bemerkeuswerthe  Nachricht  darüber  findet  sich 
bei  Cicero  in  seiner  56  v.  Chr.  gehaltenen  Rede  für  L.  Baibus. '') 
Die  Ankläger  hatten  demselben  vorgeworfen,  er  sei  auf  wenig 
ehrenvolle  Weise  in  die  Clustuminische  Tribus  gelangt:  Cicero 
antwortet,  dies  sei  eine  Belohnung  für  glückliche  Anklage  we- 
gen ambitua  geweseu  und  diese  Belohnung  dürfe  weniger  Hass 
und  Neid  erregen,  als  wenn  Leute  als  gesetzliche  Belohnung  ien 
Rang  eines  Prätors  oder  Senators  erhielten.  Cicero  spricht  im 
Allgemeinen  von  gesetzlichen  Belohnungen;  aber  er  meint  doch 
wohl  nur  diejenigen,  welche  in  Ambitusprocessen  zuerkannt 
wurden:  das  eine  auf  einen  anderen  Process  bezügliche  ähnliche 
Beispiel,  welches  uns  überliefert  wird  ^) ,  werden  wir  später  er- 
klären. Man  konnte  also  durch  glückliche  Anklage  wegen  Amts- 
erschleichung erreichen,  erstens  eine  andere  Tribus,  zweitens 
den  Rang  als  Senator,  drittens  den  Rang,  sowie  Sitz  und  Stimme 


a)  Cic.  p.  Cluent  36  98. 

b)  Cic.  p.  Balb.  25,  57  Obiectum  est  etiam,  quod  in  tribam  Ciastnmi- 
nam  pervenerit,  quod  hie  assecutos  est  legis  de  ambitu  praemio  mioiis 
invidioso  quam  qui  legum  praemiis  praetoriam  sententiaiii  et  praetextam 
togam  consequantur. 

c)  Bei  Dio  Caas.  3KXVI,  23. 
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als  Prätor.    Die  Belohnungen  richteten  sich  also*)  sowohl  nach 
dem  Stande  des  Verurtheilten  als  nach  dem  des  Anklägers.   War 
der  Letztere  Latiniscben  Rechtes,  so  wurde  er  Römischer  Bürger, 
war  er  Bürger ,   so  konnte  er  verlangen ,  statt  des  Angeklagten 
in  die  Tribus  desselben  einzutreten,  war  er  angesehener  Römi- 
scher Ritter,  so  wurden  ihm  die  äusseren  Ehren  eines  Senators, 
d.  h.  namentlich  das  Recht ,   die  toga  praetexta  zu  tragen ,  zu- 
erkannt; war  er  endlich  Senator  und  der  Angeklagte,  welchen 
er  zur  Verurtheilung  gebracht,  in  einem  höheren  Range  im  Se- 
nate, so  konnte  er  verlangen,  in  diesen  höheren  Rang,  welcher 
durch   die  Verurtheilung  erledigt  wurde,  einzutreten.     Das  Ge- 
setz verhiess   dem  Ankläger  ausserordentliche  Belohnungen  und 
enthielt    vielfache  darauf  bezügliche  Bestimmungen.     Zugleich 
aber  erscheint  auch  die  den  Richtern  ertheiite  Macht  sehr  gross. 
Wenn  die  Verurtheilung  ausgesprochen  war,  wurde  in  der  soge- 
nannten litis  aeatimatio  zuerst  die  Strafe  des  Verurtheilten  be- 
stimmt, sodann  über  die  Belohnungen  des  Anklägers  verhandelt. 
Es  fragte  sich,  ob  solche  zuerkannt  werden  sollten,  sodann  wenn 
mehrere  Ankläger  vorhanden  waren,    wem  von  ihnen,  endlich 
welche  Belohnungen,  wobei   vielfache  Entscheidungen   denkbar 
sind. 

Als  ein  natürliches  Verfahren  könnte  es  erscheinen,  wenn 
der  glückliche  Bewerber  um  ein  Amt  von  dem  unglücklichen 
der  Wahlbestechung  überführt  wird,  dem  letzteren  dasjenige  Amt, 
um  welches  beide  sich  bewarben,  zuzuerkennen.  Aber  bei  den 
Kömern  war  dies  nicht  der  Fall.  Der  Erfolg  einer  Verurtheilung 
des  zu.  einem  Amte  gewählten  Gandidaten  war  nur,  dass  die 
Wahl  ungültig  wurde  und  eine  neue  vorgenommen  wurde:  den 
Richtern  war  nicht  die  Macht  übertragen,  an  Stelle  des  allein 
berechtigten  Volkes  eine  Ehrenstelle  zu  verleihen.  Deshalb  heisst 
es  an  der  kurz  zuvor  erklärten  Stelle  Ciceros,  man  erlange  als 
Belohnung  den  Rang  eines  Prätors  und  die  äussere  Ehre  eines 
Senators:  die  Prätur  selbst  erlangt  man  nicht.  In  den  Reden, 
welche  Cicero  zur  Vertheidigung  in  Processen  über  amJnti^  hielt, 
ist    vielfach  von  dem.  Unglücke,  welches  den  Angeklagten  im 


a)  Vergl.  oben  bei  dem  Aciiischen  Gesetze  Bd.  11,  1,  175. 


234  Gesetzgeberische  Bestrebungen  der  Zeit 

Falle  der  Verurtheilung  treffen  würde,  die  Rede,  nie  davon, 
dass  der  Ankläger  an  seine  Stelle  treten  würde.  Der  sicherste 
Beweis  dafür  findet  sich  in  Ciceros  Rede  für  Murena«  Als  Grand 
für  die  Freisprechung  desselben  führt  er  das  Interesse  des  Staa- 
tes an:  es  müssten  bei  den  drohenden  Unruhen  der  Catilinarier 
am  ersten  Januar  des  folgenden  Jahres  zwei  Consoln  an  der 
Spitze  des  Staates  stehen.*)  So  hätte  er  nicht  sprechen  können, 
wenn  ohne  Weiteres  oder  durch  die  Entscheidung  der  Richter 
allein  der  bei  den  Wahlen  unglückliche,  aber  vor  Gericht  glück- 
liche Bewerber  an  die  Stelle  des  Verurtheilten  getreten  wäre. 
Man  scheint  allerdings  in  einem  Falle,  um  eine  raschere  Wahl 
für  die  gerichtlich  abgesetzten  Consuln  zu  ermöglichen,  beson- 
dere Massregeln  getroffen  zu  haben;  aber  dies  ist  von  einer 
Uebertragung  der  Wahlen  auf  die  Richter  verschieden. 


Viertes  Capitel. 

Bestreben  der  Zeit,  die  Gesetxe  über  imtserschleicbnDg  ansiubiMo. 
Processe  wegen  Anmassnng  des  Bftrgerrecbtes.  Process  gegen  Arcbias, 
die  Hachrichten  darüber ,  die  Zelt  desselben  nnd  die  Rede  Ciceros.  Pro- 
cess gegen  L.  Balbas.    Sein  Tbatbestand.    Es  sind  Griminalprocesse  nc 

Geschworenen  in  Folge  des  Papischen  Geseties.   Dessen  Inhalt 

• 

Die  Zeit,  welche  kurz  vor  Ciceros  Consulat  vorherging,  und 
das  Consulat  Ciceros  selbst  war  reich  an  Verhandlungen  über 
das  Verbrechen  des  ambitus:  die  Gesetzgebung  darüber  wurde 
damals  im  Wesentlichen  abgeschlossen.  Es  ist  eine  bemerkens- 
werthe  Erscheinung,  wie  in  der  Entwickelung  des  Römischen 
Criminalrechtes  jede  Zeit  ihre  besondere  Aufgabe  hat:  ein  be- 
stimmtes Bedfirfhiss  giebt  sich  kund ,  es  kann  nicht  mit  einem 
Male  befriedigt  werden,  weil  man  entweder  die  rechten  Wege 
dazu  nicht  weiss  oder  zu  viele  widerstrebende  Elemente  zu  über- 


a)  Gic  p.  Mut.  37,  80  Magni  interest,  iudices,  id  quod  ego  nol* 
tis  repugDantibas  egi  atque  pexfeci,  esse  Kalendis  laDuahis  in  repoblica 
duos  consules.  Vergl.  38,  82  flgd.  Auch  Die  Caas.  XXX VI,  f* 
sagt  aasdrücklich,  dass  im  Jahre  66  v.  Chr.  nach  Yerartheilaog  derer 
wählten  Ck>ii8uln  eine  neue  Wahl  stattgefunden  habe. 
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winden  sind,  es  dauert  etliche  Jahre,  ehe  der  gehörige  Ausdruck 
for  das  empfundene  Bednrfniss  gefunden  wird.    Wie  lange  währte 
es  in  alter  Zeit,  bis  man  die  persönliche  Freiheit  des  Römischen 
Bürgers  mit  den  nöthigen  Schutzwehren  umgeben  und  die  man- 
nigfachen Mittel  ausgebildet  hatte,  durch  welche  man,  ohne  den 
Beamten  Abbruch  zu  thun,  dem  Einzelnen  gegen  Willkür  und 
Gewalt  die  gebührende  Sicherheit  verschaffte!  Und  während  man 
(lamm  kämpfte,  traten  alle  übrigen  Aufgaben  des  Crimiualrech- 
tes  zurück.     Beim  Entstehen    der   Schwurgerichte  handelte  es 
sich  im  Wesentlichen  um  die  Unterdrückung  der  Habsucht  der 
Beamten:   daraus   ging  die  ganze  Gesetzgebung  über  die  Amts- 
verbrechen hervor  und   selbst  die  Kämpfe  um  das  Richteramt 
fanden  in  diesem  Streben  ihre  Berechtigung.     Darauf  folgte  das 
Majestätsverbrecheu ,  das  in  der  Sullanischen  Gesetzgebung  sei- 
nen Abschluss  fand.    So  also  war  die  Zeit  um  Giceros  Consulat 
mit  dem   Verbrechen   der  Amtserschleichung   vorzugsweise    be- 
schäftigt.  Indem  man  sich  dabei  bemühte,  bisher  nicht  verbotene 
Handlungen  den  Gerichten  zuzuweisen,  kam  man  dazu,  eine  neue 
Art  der  Untersuchung  einzuführen. 

Wir  besitzen  zwei  berühmte  Vertheidigungsreden  Ciceros, 
die  eine  für  den  Dichter  Archias,  die  andere  für  L.  Cornelius 
Baibus,  beide  sorgfältig  von  Cicero  ausgearbeitet,  jene,  um  die 
Dichtkunst  und  die  Wissenschaften  zu  verherrlichen,  auch  wohl 
den  Angeklagten  zu  einer  Lobrede  auf  seine  Thaten,  welche  der- 
selbe versprochen,  zu  veranlassen,  diese,  um  Pompejus  und  Cä- 
sar zu  verbinden  und  den  Angeklagten ,  einen  wenn  auch  nicht 
hochstehenden,  aber  doch  bereits  einflussreichen  Mann,  zu  ge- 
winnen. Beide  wurden  gehalten  in  Processen  um  das  Römische 
Bürgerrecht.  In  der  für  A.  Archias  erklärt  Cicero*) ,  er  spreche 
in  einer  gesetzmässigen  Untersuchung  und  einem  öffientlichen 
Gerichte,  die  Verhandlung  finde  vor  einem  Prätor  und  vor  Rich- 
tern statt.    Daraus  schloss  man,  ein  Schwurgericht  habe  aber 


a)  C!c.  p.  Arch.  2,  3  Sed  ne  cui  vestnim  minim  esse  videatnr,  me  in 
quaestione  legitima  et  in  iudicio  publice,  cum  res  agatur  apud  praetorem 
populi  Romani,  lectissimum  virum,  et  apud  severissimos  iudices  —  hoc  uti 
genere  diceiidi. 
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Arcbias  stattgefanden  und  es  habe  einen  besonderen  stehenden 
Gerichtshof  gegeben,  der  über  Anmassong  des  Bürgerrechtes 
entschied.®)  Den  neueren  Gelehrten  erschien  dieser  Schluss 
voreilig:  welches  Verfahren  in  den  beiden  Ciceronischen  Pro- 
cessen stattgefanden  habe,  machte  man  sich  nicht  klar. 

Die  Römer  waren  stets  freigiebig  mit  ihrem  Bürgerrechte 
und  ahmten  nicht  die  £nghei*zigkeit  Griechischer  Staaten  nach, 
welche  sich  gegen  die  übrige  Welt  abschlössen.  Im  Allgemeinen 
waren  die  Gensoren  berechtigt,  zu  entscheiden,  wer  Bürger  sei 
oder  nicht:  wen  sie  in  ihre  Listen  aufgenommen  hatten,  dem 
stellten  sie  damit  ein  Anerkenntniss  seines  Bürgerrechtes  aus. 
Dies  änderte  sich  etwas,  als  nach  Beendigung  des  zweiten  Puni- 
sehen  Krieges  Rom  unzweifelhaft  die  Weltherrschaft  hatte.  Die 
Stadt  wuchs  zusehends  und  entzog  den  übrigen  Städten  Italiens 
die  besten  Kräfte.  Der  Senat  gab  187  y.  Chr.  dem  städtischen 
Prätor  Q.  Terentius  Culleo  den  Auftrag,  alle  Bürger,  welche  sich 
seit  dem  Jahre  204  v.  Chr.  in  Rom  niedergelassen  hätten,  in 
ihre  Heimath  zurückzuschicken.*)  Einen  gleichen  Zweck  ver- 
folgten die  nächsten  Massregeln,  welche  der  Senat  oder  die 
Consuln  trafen  *"),  auch  das  Gesetz  des  Tribunen  M.  Junius  Pen- 
nus,  126  y.  Chr.,  welches  den  Fremden  den  Aufenthalt  in  der 
Stadt  untersagte,  damit  sich  dieselben  nicht  in  das  Büi^errecbt 
einschlichen.'')  Dagegen  den  Aufenthalt  in  der  Stadt  erlaubte 
das  Gesetz  der  beiden  Consuln  L.  Crassus  und  Q.  Scaevola,  traf 
aber  Anordnungen,  um  das  unbefugte  Anmassen  des  Butler- 
rechtes  zu  hindern"*):  es  soll  bedeutend  zur  Erbitterung  derlta- 
liker  und  zum  Ausbruche  des  Bürgerkrieges  beigetragen  haben. 
Seit  Italien  das  Bürgerrecht  hatte,  war  die  Politik  der  Rümer 
eine  andere:  Rom  war  Hauptstadt  Italiens  und  kein  Italiker 
wurde  gehindert,  in  derselben  seinen  Wohnsitz  zu  nehmen ;  aber 
die  ausserhalb  Italiens  wohnenden  Fremden  begannen  jetzt  in 


a)  Liv.  XXXIX,  3. 

b)  Liv.  XLI,  8;  XLII,  10. 

c)  Cic.  de  off.  III,  11,  17 ;  Brut  28,  109. 

d)  Cic.  de  off.  1.  1.;  Ascon.  in  Gomel.  p  67;  Cic.  p.  Sest  13,  30  imd 
schol.  Bob.  p.  Sest  p.  296;  Cic  p.  Balb.  21,  48  und  24,  54. 


A.  Licinius  Archias.  237 

gleicher  Weise  nach  Rom  za  streben,  wie  Mher  die  Italiker. 
Wir  wissen  nur  von  einem  einzigen  Gesetze,  das  gegen  sie  ge- 
geben wurde,  dem  des  Volkstribunen  C.  Papius  im  Jahre  65 
Y.  Chr.:  es  verbot  den  Fremden  den  Aufenthalt  in  Rom  und 
den  übrigen  Italischen  Städten.  Die  Bevölkerung  Italiens  sollte 
in  sich  gleichstehen  und  Freizügigkeit  besitzen;  sie  sollte  über 
die  anderen  Völker  herrschen,  aber  sich  von  denselben  unge- 
mischt erhalten.')  Nach  diesem  Gesetze  wurden  die  beiden 
Processe,  in  welchen  Cicero  seine  Reden  hielt,  geführt. 

A.  Licinius  Archias ,  aus  Antiochia  in  Syrien  gebürtig,  war 
ein  frühreifes  Dichtergenie,  besonders  ausgezeichnet  durch  die 
Fähigkeit,   aus  dem  Stegreife  zu  dichten.^)    Er  begab  sich  auf 
eine  Kunstreise,  um  Ehre  und  Geld  zu  erwerben.    Nachdem  er 
Asien  und  Griechenland  durchwandert,  kam  er  nach  Unteritalien, 
wo  damals  noch  unter  dem  Schutze  der  Römischen  Oberhoheit 
Griechisches  Leben  blühte.    Alle  Städte,  in  denen  er  sich  hören 
liess,  wetteiferten  ihm  ihr  Ehrenbürgerrecht  zu  ertheilen:  ihn 
selbst  zog  es  nach  Rom,  wo  er  im  Jahre  102  v.  Chr.  ankam. 
Dort  gewann  er  die  Gunst  der  ersten  Staatsmänner,  besonders 
aber  die  d«r  Luculler.    Er  begleitete  bald  nachher  L.  Lucullus, 
den  Vater  des  Ponticus ,  nach  dessen  Provinz  Sicilien,  kam  mit 
ihm  zurück  und  liess  sich  später  in  Heraclea  nieder,   wo  er 
durch  Lucullus'   Vermittelung    das   Ehrenbürgerrecht    erlangte. 
Während   des  Marsischen  Krieges  wurde  durch  das  Gesetz  der 
Volkstribunen  M.  Plautius  Silvanus  und  C.  Papirius  Carbo  im  Jahre 
89  V.  Chr.  auch  den  Ehrenbürgern  der  verbündeten  Griechischen 
Städte  Unteritaliens  das  Römische  Bürgerrecht  verliehen,  unter 
zwei  Bedingungen,  erstlich  wenn  sie  zur  Zeit  des  Gesetzerlasses 
ihren  Wohnsitz  in  Italien  hätten,  zweitens,  wenn  sie  sich  inner- 
halb 60  Tagen  bei  dem  städtischen  Prätor  meldeten.    Beide  Be- 
dingungen erfüllte  Archias.    Die  Aussage  der  Einwohner   von 
Heraclea,  sowie  von  M.  Lucullus,  welche   von  der  Ertheilung 
des  Ehrenbürgerrechtes  wussten,  ersetzten  die  schriftlichen,  in 


a)  Die  Cass.  XXXVII,  9;  Cic.  de  oflf.  III,  11,  47;  p.  Arcb.  5,  10;  p. 
Balb.  23,  52;  ad  AU.  lY,  16,  22;  schol.  Bob.  p.  354. 

b)  Man  vergl.  QuIdüI.  X,  7, 19. 


238  Die  äusseren  Umstände  und  die  Zeit  seines  Processes. 

den  Unruhen  der  Bürgerkriege  untergegangenen  Beweise.  Man 
muss  bezweifeln,  ob  die  Anklage  gegen  Archias  jemals  Aussielit 
auf  Erfolg  gehabt  hat.  Cicero  nennt  als  Ankläger  einen  sonst 
unbekannten  Gratius,  und  ein  Scholiast,  dessen  Glaubwürdigkeit 
zu  bezweifeln  wir  keinen  Grund  haben,  sagt,  er  habe  seine  An- 
klage auf  das  Papische  Gesetz  gestützt,  um  Archias'  Entfernang 
aus  Rom  zu  bewirken.*)  Eben  derselbe  sagt*»),  der  Vorsitzende 
des  Gerichtshofes,  welchen  Cicero  selbst  nicht  nennt,  sei  Q.  Tul- 
lius  Cicero  gewesen.  Dadurch  wird  die  Zeit  der  Anklage  be- 
stimmt, über  welche  wir  aus  der  Rede  selbst  nur  erfahren,  dass 
sie  nicht  lange  nach  Ciceros  Consulate  stattfand.  Der  Redner 
sagf^),  Archias  habe  ein  Gedicht  über  sein  Consulat  begonnen. 
Q.  Cicero  war  Prätor  im  Jahre  62  v.  Chr.,  dem  auf  das  Con- 
sulat seines  Bruders  folgenden.  Er  übernahm  nach  der  Prätor 
in  der  Stadt  die  Statthalterschaft  in  der  Provinz  Asien,  und 
zwar  kurz  vor  dem  15.  März  61  v.  Chr.*)  und  verwaltete  diese 
drei  Jahre ''),  so  dass  er  sie  im  April  des  Jahres  58  v.  Chr. 
verliess.  Q  Da  die  Prätoren  erst  nach  ihrem  städtischen  Amts- 
jahre eine  Provinz  erhalten,  so  ergiebt  sich  schon  hieraus  das 
Jahr  seiner.  Prätur.  Sein  Vorgänger  in  der  Provin?  war  L.  Va- 
lerius  Flaccus,  welcher  die  Statthalterschaft  nur  ein  Jahr  führte«); 
er  war  aber  städtischer  Prätor  im  Jahre  63  v.  Chr.  Auch  hier- 
aus geht  das  Jahr  von  Q.  Ciceros  Prätur,  an  der  einige  Ge- 
lehrte mit  Unrecht  gezweifelt  haben,  sicher  hervor.®) 

So  viel  lässt  sich  über  die  äusseren  Umstände,  unter  denen 


a)  Scbol.  Bob.  p.  354  reus  factus  est  lege  Papia,  quae  lata  fiierat  ad 
eos  coercendos,  qui  temere  et  illicite  civitatem  Romanam  usorpassent 

b)  Scbol.  Bob.  ibid.  Uanc  enim  causam  lege  Papia  de  civitate  Romaot 
apud  Q.  Ciceronem  dixit  Archias,  buius  M.  Tullii  fratrem,  und  Non  v«^ 
qaod  mentionem  facit  praetoris  ipsius,  id  est,  fratris  sui  Q.  Gioeroais,  qv 
iudicio  praeerat 

c)  Gic.  p.  Arch.  11,  28  Nam  quas  res  nos  in  consalatu  nostro  Tobis- 
cum  simol  pro  salute  huiusce  imperii  et  pro  vita  civium  proque  uoiTei» 
republica  gessimus,  attigit  hie  versibus  atqae  inchoavit. 

d)  Gic  ad  Att.  I,  15  init. 

e)  Gic.  ep.  U,  16,  4;  ad  Q.  fr.  I,  1  init 

f)  Gic.  ad  Att  EI,  9,  1. 

g)  Gic,  p.  Flacco  3,  6 ;  40,  100  und  an  mehreren  Stellen  dieser  Rede. 
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Cicero  seine  Vertheidigiuigsrede  hielt,  ennitteln.    Wahrschein- 
lich ist  es,  dass  die  Rede,  wie  wir  sie  besitzen,  nicht  von  Ci- 
cero gehalten   worden  ist     Der  Process  war  zu  unbedeutend. 
Kein  anderer  Vertheidiger  ausser  Cicero  war  aufgetreten,    kein 
anderer  Termin  gehalten  worden:   sonst  würde  Cicero  dies,   wie 
es  seine  Gewohnheit  ist,   erwähnt  haben.    Archias'  Bürgerrecht 
wurde  genügend  durch  die  Gesandten  der  Stadt  Heraclea,  durch 
das  Zeugniss  von  M.  LucuUus  und  die  Listen  des  Prätors  Q. 
Metellus  bewiesen:  Cicero,  der  damals  das  höchste  Ansehen  in 
der  Stadt  besass,  mag  allerdings  Einiges  dabei  gesprochen  haben, 
aber  schwerlich  so  viel  als  wir  jetzt  lesen.    In  der  uns  erhalte- 
nen Rede   ist  nach  dem  ersten  Drittel  ein  deutlich  hervortreten- 
der Abschnitt').    Bis  dahin  hat  er  über  Archias'  Leben  und  die 
Beweise  für  sein  Bürgerrecht  gehandelt:  auch  dieser  Theil  ist 
wahrscheinlich  später  umgearbeitet  worden,  aber  er  konnte  doch 
ungefähr  so  lauten.     Die  beiden  letzten  Drittel  sind  lose  mit 
dem  Vorhergehenden  verbunden:  sie  handeln  über  das  Lob  der 
Wissenschaften.     Dies   hat  Cicero   nur  geschrieben,    nicht  ge- 
sprochen.   Die  Rede  war  im  Alterthume  die  Form ,  in  die  nicht 
nur  Geschichtschreiber  ihre  Betrachtungen,  sondern  auch  Politiker 
ihre   staatlichen   Wünsche  und   Hoffnungen   einkleideten.     Wie 
wenig  Cicero  sich  bemühte,  eine  nur  einigermassen  genaue  Dar- 
stellung des  Processes  zu  geben,  sehen  wir  daraus,  dass  wir  über 
wichtige  Punkte  desselben  im  Unklaren  bleiben.    Dass  Q.  Cicero 
derjenige  Prätor  war,  vor  dem  die  Sache  verhandelt  wurde,  sagt 
der  Scboliast;   aber  welche  Prätur  er  bekleidete,   wissen  wir 
nicht    Wir  kennen  vier  Prätoren  jenes  Jahres,  C.  Julius  Cae- 
sar, und  denjenigen,  der  mit  demselben  das  Consulat  bekleidete, 
M.  Calpurnius,  dann  Q.  Cicero  und  C.  Vergilius,  der  mit  jenem 
öfters  College  war*^);  wahrscheinlich  war  auch  M.  Valerius  Mes- 
sala,  der  sich  wenigstens  im  vorigen  Jahre  um  dies  Amt  bewor- 
ben hatte,   Prätor. ^)    Aber  von  keinem  dieser  Prätoren  wissen 
wir,  welche  Beschäftigung  er  während  seines  Amtes  hatte  und 


a)  Bei  den  Worten  6,  12  Qaaeres  a  nobis,  Grati  u.  s.  w. 

b)  Cic.  p.  Plane.  40,  95. 

c)  Cic.  p.  Soll.  14,  41. 
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alle  Angaben  der  neueren  Gelehrten  beruhen  auf  grundloser  Ver- 
muthung.  Wenn  Orosius»)  von  Bibulus  erzählt,  er  habe  im 
Lande  der  Peligner,  und  von  Cicero,  er  habe  in  Bruttium  die 
Ueberreste  der  Catilinarischen  Verschwörung  ausgerottet,  so  kann 
man  daraus  keinen  Schluss  auf  die  prätorische  Provinz  Beider 
ziehen.  Die  Richter  nennt  Cicero  sehr  strenge*'),  er  spricht  von 
ihrer  Bildung,  davon,  dass  er  mit  ihrer  Hülfe  den  Staat  vor 
Catilina  gerettet <"):  alles  dies  giebt  keinen  Anhalt,  um  zu  ent- 
scheiden, ob  sie  Geschworene  waren  oder  nicht.  Auch  ob  es 
sich  bei  Archias  um  eine  Bestrafung  handelte,  bleibt  nach  der 
Rede  unsicher.  Cicero  bittet  am  Schlüsse  derselbenr  die  Richter"*), 
den  Angeklagten  im  Staate  zu  behalten,  ihn  nicht  durch  Zuiugen 
von  Unrecht  zu  verletzen,  sondern  durch  Freundlichkeit  zu  un- 
terstützen. Ob  er  im  Falle  der  Verurtheilung  nur  als  Nichtr 
bürger  aus  Rom  ausgewiesen  wurde  oder  noch  weitere  Strafe 
erfuhr,  wird  nicht  gesagt. 

Die  zweite  Rede  Ciceros,  welche  in  einem  Processe  über 
das  Bürgerrecht  gehalten  wurde,  war  die  für  L.  Cornelius  Bai- 
bus. Sie  ist  bedeutender,  wie  auch  Baibus  eine  grössere  Bedeu- 
tung im  Staate  hatte  als  Archias,  aber  für  die  Erkenntniss  des 
Process Verfahrens  nicht  reicher  an  Ergebnissen.  L.  Baibus,  aus 
angesehener  Familie  in  Gades  geboren,  erhielt  das  Römische 
Bürgerrecht  durch  Cn.  Pompejus  im  Jahre  72  v.  Chr. ,  als  der- 
selbe den  Aufstand  der  Marianer  in  Spanien  unterdrückt  und 
jene  Provinz  von  Neuem  bezwungen  hatte:  die  beiden  Coosuln 
jenes  Jahres  L.  Gellius  und  Cn.  Cornelius  Lentulus  gaben  das 
Gesetz,  es  sollten  diejenigen  Römische  Bürger  sein,  welche  Pom- 
pejus nach  dem  Gutachten  seines  Kriegsrathes  zu  solchen  er- 
nannt hätte.*)  Baibus.  schloss  sich  darauf  mit  Entschiedenheit 
den  Römischen  Interessen  an  und  befreundete  sich  besonders  mit 
den  Machthabern,  welche  fortan  thatsächlich  den  Staat  regierten. 


a)  Oros.  VI,  6  extr. 

b)  Cic.  p.  Arch.  2,  3  apud  severissimos  iudices. 

c)  Cic  ibid.  11,   28  qoas  res  nos  in  consulatu  nostro  vobiscnm   — 
gessimus. 

d)  Cic.  p.  iVrch.  12,  31. 

e)  Cic.  p.  Balbo  8,  19 ;  14,  32. 
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mit  Pompejus  und  Cäsar :  es  gelang  ihm  durch  Geschicklichkeit, 
Damentlich  in  Geldverhältnissen ,  Thätigkeit  und  Zuverlässigkeit 
das  Vertrauen  beider  in  hohem  Grade  zu  erwerben  und,  so  sehr 
er  auch    mit   Missgunst    seiner   eigenen    Landsleute  und   der 
Yornehmen  Römer   zu  kämpfen  hatte,  selber  zu  Reichthum  und 
Einfluss  zu  gelangen.    Dies  und  der  Hass,   welchen  viele  Vor- 
oehme  gegen  Cäsar  und  Pompejus,  seine  Beschützer,  hegten, 
zog  ihm   die  Anklage    wegen   widerrechtlicher  Anmassung   des 
Bürgerrechtes  zu.    Man  veranlasste  einen  ehemaligen  Gaditaner, 
dieselbe  zu  unternehmen*),  und  zwar  im  Jahre  56  v.  Chr.    Ci- 
cero erwähnt  in  seiner  Rede,   der  Senat  habe  Cäsar  durch  eine 
sehr  ehrenvolle  Art  des  Dankfestes  und  durch  die  ungewohnte 
Anzahl  von  Tagen,  welche  dasselbe  dauern  sollte,  ausgezeichnet.^) 
Dies  geschah,  als  Cäsar  nach  vollendetem  Feldzuge  des  Jahres 
57  V.  Chr.  in  die  Winterquartiere  gegangen  war,   d.  h.  im  An- 
fange des  Jahres  56. '')    Im  folgenden  Jahre  kann  die  Rede  nicht 
gehalten  sein,   weil  in  demselben   Pompejus  und  Crassus  zum 
zweiten    Male  Consuln  waren:   diese  ihre  Stellung  und  Macht 
hätte  von  Cicero,  der  ihre  Vertheidigung  von  Baibus  erwähnt, 
angefahrt  werden  müssen.    Der  Ankläger  also  behauptete,  Bai- 
bas hätte  nicht  mit  dem  Bürgerrechte  beschenkt  werden  dürfen, 
weil    er  aus  Gades,   einer  verbündeten  Stadt,  war:  diese  hätte 
zur  Annahme  des  Bürgerrechtes  ihre  Einwilligung  geben  müssen, 
habe   sie  aber  nicht  gegeben. '')     Er  stützte   sich  ebenfalls  auf 
das  Papische  Gesetz,  das  nicht  bloss  den  Römischen  Behörden 
erlaubte,  Nichtbürger  aus  der  Stadt  zu  verweisen,  sondern  auch 
den  auswärtigen  Gemeinden  gestattete,  ihre  Angehörigen,  welche 
sich    darcb    einen  Aufenthalt   in  Rom  in  das  Bürgerrecht  ein- 
schlichen,   wiederzufordern.    Denn  Cicero*)  erzählt  von   einem 


a)  Cic.  p.  Balb.  14,  32  Ignosco  tibi,  si  neque  Poenorum  iura  calles 
(reliqueras  enim  civitatem  tuam)  neque  nostras  potuisti  leges  inspicere: 
ipsae  enim   te  a  cognitione  sua  indicio  publice  repulerunt. 

b)  Cic.  ibid.  27,  61  C.  Gaesarem  senatus  et  genere  supplicationum  am- 
plissimo  omavit  et  numero  dierum  novo. 

c)  Dio  Cass.  XXXIX,  5;  Caes.  bell.  Gall.  U,  35;  Cic.  de  prov. 
cons.  11. 

d)  Cic  p.  Balb.  8, 19. 

e)  Cic.  p.  Balb.  23,  52. 
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äbnlicben  Falle,  wo  die  Mamertioer  eineo  gewissen  M.  Cassius 
als  ihnen  zugehörig  zurückforderten :  der  unterschied  der  beiden 
Fälle  bestand  nur  darin,  dass  die  Mamertiner  nach  Besehluss 
dos  Gemeinderathes  diese  Forderung  stellten,  dagegen  farGades 
ein  einzelner  Bürger  ohne  Auftrag  seiner  Gemeinde  die  Klage 
anstellte.  Die  Gaditaner  hatten  sogar  eine  Gesandtschaft  ge- 
schickt, um  Baibus  zu  unterstützen  und  dadurch  die  fehleDde 
Anerkeuüung  seines  Bürgerrechtes  oder  vielmehr  des  Römischen 
Gesetzes,  wonach  dasselbe  verliehen  worden  war,  zu  ersetzen. 

Die  Anklage  erscheint  als  unbegründet  in  rechtlicher  Be- 
ziehung, als  zuwiderlaufend  dem  Römischen  Gebrauche:  sie 
kann  nicht  mit  Aussicht  auf  Erfolg,  sondern  nur  mit  der  Ab- 
sicht, Baibus  und  seine  Xjöun  r  zu  kränken,  unternommen  wor- 
den sein.  Cicero  hatte  es  mit  seiner  Vertheidigung  leicht  Aber 
zu  bedauern  ist,  dass  er  keine  Andeutungen  über  das  Verfahren 
giebt.  Nicht  einmal  den  Prätor,  vor  dem  verhandelt  wurde, 
nennt  er:  nur  Ricliter  werden  angeredet,  ohne  indessen  näher 
bezeichnet  zu  werden.  Denn  unsicher  ist  die  Auslegung  derje- 
nigen Stelle,  wo  Cicero  erklärt,  für  seine  Auffassung  des  Rechts- 
verhältnisses die  Entscheidung  „von  Richtern,  welche  früher 
einer  Anklage  über  das  Bürgerrecht  vorstanden"'  anfuhren  zu 
wollen»)  und  dann  erzählt,  bei  dem  schon  erwähnten  Processe 
von  M.  Cassius  hätten  die  Richter  kein  Hehl  daraus  gemaebt, 
sondern  offen  davon  gesprochen,  wie  sie  entscheiden  wönleu. 
Später  nennt  Cicero  die  Richter  in  Processen  über  das  Bürger- 
recht ganz  allgemein  „diejenigen,  welche  über  eine  äholiche 
Sache  geurtheilt  haben."**)  In  Bezug  auf  den  Ausgang  dcsPru- 
cesses  sagt  Cicero,  der  Ankläger  beanti*age  gegen  Balbns  eine 
Strafe.  Des  Angeklagten  „Stellung",  heisst  es,  stehe  auf  dem 
Spiele,  es  handele  sich  um  „sein  oopu^.**^)    Dies  passt  nicht 


a)  Cic.  p.  balb.  23,  52  dabo  —  iudicum,  qai  huic  quaestioni  pne- 
faerunt  —  iudicium,  und  nachher  ludices  cum  prae  se  ferreat  palamque 
loquerentur,  quid  essent  lege  Papia  de  M.  Cassio  Mamertinis  repeteaftibiii 
iudicaturi,  Mamertini  publice  suseepta  causa  destiterunt. 

b)  Cic.  ibid.  28,  64  si  qui  de  re  simili  iudicarunt. 

c)  Cic.  p.  Balb.  3,  6  ut  in  Comelio  causa  ipsius  probetur,  poeaaqo^ 
ratur,  in  Pompeio  causa  laedatur,  poeoa  sit  oulla  uisi  famae:  sie  iiiooceo' 
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recht  auf  den  blossen  Verlust  des  Bürgerrechtes,  sondern  mehr  auf 
eine  ausserdem  noch  hinzukommende  Strafe:  wenngleich  Cicero 
später  nur  von  den  Folgen ,  welche  aus  einer  Verurtheilung  für 
(las  Römische  Recht,  von  der  Unannehmlichkeit,  die  Pompejus 
und  Cäsar  daraus  entstehen  würden,  spricht,  muss  man  dennoch 
anerkennen,  dass  die  Rede  für  Baibus  auf  einen  vor  Geschwore- 
nen verhandelten  Process  deutet. 

Zur  Gewissheit  wird  dies  erhoben  durch  eine  dritte  Erwäh- 
nuDg  des  Papischen  Gesetzes  bei  Cicero.  Im  Jahre  54  v.  Chr. 
erzählt  er  in  einem  Briefe  an  Atticus  von  A.  Gabinius'  Frei- 
sprechung durch  Geschworene  und  fügt  hinzu,  nach  seiner  Frei- 
sprechung hätten  andere  Richter,  ärgerlich  darüber,  einen  ge- 
wissen Antiochus  Gabinius,  einen  Freigelassenen  und  Amtsdiener 
jenes,  nach  dem  Papischen  Gesetze  verurtheilt.  ■)  Dies  Papische 
Gesetz  kann  nur  das  bei  Baibus'  und  Archias'  Processe  erwähnte 
über  das  Bürgerrecht  sein  und  unter  den  „anderen  Richtern" 
lassen  sich  nur  Geschworene,  welche  in  einer  anderen  Unter- 
suchung urtheilten  und  dadurch  von  den  Geschworenen  in  A. 
Gabinius"  Processe  verschieden  waren ,  verstehen.  Folglich 
konnte  nach  dem  Papischen  Gesetze  eine  Criminaluntersuchung 
vor  Geschworenen  stattfinden  und  Ciceros  Reden  für  Baibus  und 
Archias  sind  an  Geschworene  gehalten  worden.  Dies  wird  noch 
aus  einem  anderen  Umstände  wahrscheinlich.  Cicero  redet  seine 
Zuhörer  als  „Richter''  an,  mit  einem  an  sich  zweideutigen 
Worte.  Aber,  wenn  nicht  Geschworene  urtheilten,  musste  der 
städtische  oder  der  Fremdenprätor  entscheiden.  Dieser  hatte 
seinen  Beirath,  dessen  Mitglieder  ebenfalls  Richter  genannt  wur- 
den. Indessen  sie  hatten  eine  berathende,  nicht  entscheidende 
Stimme  und  der  Prätor  allein  war  für  das  Urtheil  verantwort- 
lich. Folglich  musste  der  Redner  diesen  allein  anreden :  so  that 
es  Cicero  später  in  seiner  Vertheidigung  für  Ligarius  und  Dejo- 


tissimi   hominis   fortauas,   praestantissimi    imperatoris  factum  condcmoari 
Volant.    Ergo  in  iudicium  caput  Gornelii,  factum  Pompeii  vocatur. 

a)  Cic.  ad  Att.  IV,  16,  12  Absoluto  Gabinio  stomachantes  alii  iudices 
bora  post  Antiochum  Gabinium  nescio  quem  e  Sopolidis  pictoribus,  liber- 
tum  acceusum  Gabinii,  lege  Papia  condemnarunt 
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tarus.  Im  damaligen  Römiscben  Rechte  findet  sich  keine  Mög- 
lichkeit, die  Richter  für  etwas  anderes,  als  for  Geschworene  zu 
erklären. 

Vom   Papischen  Gesetze  ist  nur  eine  Bestimmung  überlie- 
fert, dass  es  den  Aufenthalt  der  Nichtitaliker  in  Rom  verbot*) 
Auf  üebertretung  dieses  Verbotes  konnte  nur  Ausweisung  stehen, 
die  von  den  Beamten  vollzogen  wurde.   Behauptete  der  Betroffene 
sein  Bürgerrecht,  so  kam   es  zum  Processe  vor  Geschworenen. 
Dass  die  Schriftsteller  diese  Möglichkeit  nicht  besonders  erwäh- 
nen, ist   nicht  zu   veniv'undern.     Aber  es   lässt  sich   auch  eine 
Bestrafung  von  Nichtbürgern  denken,  wenn  dieselben  ein  Recht 
des  Bürgerthums  ausgeübt,  z.  B.  in  der  Volksversammlung  mit- 
gestimmt, sich  in  eine  Tribus  gedrängt.  Anderes,  als   ob  sie 
Bürger  wären,    gethan  hatten.     Auf  dergleichen  musste  Strafe 
stehen,   vielleicht  Vermögensverlust,  vielleicht  selbst  körpeiüche 
Strafe.    Archias  scheint  nur  wegen  seines  Aufenthaltes  in  Rom 
angeklagt    worden  zu  sein,   Baibus  noch  wegen  anderweitiger 
Anmassung  des  Bürgerrechtes :  deshalb  erwähnt  Cicero  in  seiner 
Rede  für  diesen  Bestrafung  und  Verlust    Welcher  Prätor  den 
Process  leitete,   wissen  wir  nicht,   sicherlich  einer  von  denen, 
welche  über  gemeine  Verbrechen  urtheilteu.    Denn  um  Senat(h 
ren  konnte  es  sich   dabei  nicht  handeln.    Das  Papische  Gesetz 
hing  mit  denen  über  Wahlumtriebe  zusammen :  man  wollte  da- 
durch die  Wahlversammlungen  von  unreinen  Elementen  säubern. 
Bemerkenswerth  aber  ist,  dass  man  auch  andere  Vergehoogen, 
als  die  gemeinen  Verbrechen,  über  welche  Sulla  Gesetze  gegeben 
hatte,  den  Schwurgerichten  zuzuweisen  begann.    Die  Amtsver- 
brechen hatte   man  schon  früher  durch  das  Peducäische  Gesetz 
erweitert  und  that  dies  später  noch  durch  andere  Gesetze. 


a)  Die  Cass.  XXXVII,  9;   Cic.    de  off.  in,  11,  47.     Vergleiche  oben 
S.  237. 
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Fünftes  Capitel. 

YerhaadlaDgen  Aber  die  Schärftng  der  Gesetze  gegen  Wahlumtriebe.  Das 
Ibiiilisehe  Gesetz  lud  seine  Bedentang,  nar  durch  Yermnthiing  za  erken- 
nen. SenatsbescUnss  gegen  die  Begleiter  der  Bewerber  and  darauf  ge- 
grSndetes  Fabisches  Gesetz.  lener  SenatsbescUnss  im  Jahre  64  v.  Chr. 
Tnllisches  Gesetz  und  der  ihm  vorhergehende  SenatsbescUnss.  Allge- 
meine Bemerkung  Ober  das  Yerhältniss  der  SenatsbescUflsse  und  der 
darnach  erlassenen  Gesetze.  Vier  Punkte  sind  im  Tullischen  Gesetze  neu, 
Aber  Einholen  und  Begleiten  der  Bewerber,  Ober  Spiele  und  Schmause- 
reien. Bestrafting  der  Bewerber  und  ihrer  Helfershelfer  erhöht.  Zeit- 
weise Yerbaunung  der  Ersteren.  Ausdruck  des  Gesetzes  in  Bezug  auf 
die  Strafen.  Schärfere  Bestimmungen  Ober  das  Yerfiihren.  YorscUäge, 
die  im  Senate  abgelehnt  und  in  das  Gesetz  nicht  auf||;enommen  wurden, 
namentlich  in  Bezug  auf  die  WaU  der  Bichter. 

Wir  kehren  zu  den  Gesetzen  über  Amtserschleichung  zu- 
rück. Trotzdem  dass  G.  Calpurnius  darüber  ein  strenges  Gesetz 
gegeben,  war  dem  Bedürfnisse  nicht  abgeholfen  und  dies  er- 
kannten nicht  bloss  die  Führer  der  Volkspartei,  sondern  auch 
der  Senat  selbst:  ja  dieser  scheint  sich  besonders  um  Unter- 
drückung des  übermässigen  ambitus  bemüht  zu  haben,  die  Masse 
des  Volkes  war  mit  den  Umtrieben  der  Bewerber,  durch  welche 
sie  gewann,  zufrieden  und  deren  Führer  hoflften  bei  grösserer 
Freiheit  desto  leichter  Ehrenstellen  und  die  Regierung  des  Staa- 
tes gewinnen  zu  können.  Schon  im  folgenden  Jahre,  66  v.  Chr., 
bedurfte  es  zur  Ergänzung  des  Calpurnischen  Gesetzes  neuer 
Bestimnaungen.  Cicero  in  seiner  Vertheidigungsrede  für  L.  Mu- 
rena  erwähnt  die  Senatsverhandlungen  des  Jahres  63  v.  Chr. 
über  die  Beschränkung  des  ambitus:  ein  Anhänger  der  Senats- 
partei, Ser.  Sulpicius,  erzählt  er»),  habe  verlangt  eine  Ver- 
mischung der  Stimmen,  Verlängerung  des  Manilischen  Gesetzes, 


a)  Cic.  p.  Mur.  23,  47  Gonfusionem  sufiragioram  postulasti,  proroga- 
tionem  legis  Maniliae,  aeqnationem  gratiae,  dignitatis,  Buffragioram.  Gra- 
viter  homiDes  honesti  atque  in  suis  civitatibos  et  monicipiis  gratiosi  tule- 
runt,  a  tali  viro  esse  puguatam,  nt  omnSs  et  dignitatis  et  gratiae  gradus 
toUerentur. 
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Gleichmachen  des  Einflusses,  der  Würdigkeit,  der  Stimmen, 
lieber  dieses  Verlangen  seien  ehrenwerthe  und  in  ihren  Ge- 
meinden und  Municipien  einflussreiche  Leute  unwillig  gewesen, 
sie  hätten  gezürnt,  dass  alle  Stufen  der  Würde  und  des  Ein- 
flusses aufgehoben  werden  sollten.  Die  Erklärung  dieser  Worte 
ist  sehr  schwierig  und  wird,  da  uns  alle  näheren  Nachrichten 
fehlen,  niemals  mit  Sicherheit  gegeben  werden  können :  nur  Ver- 
muthungen  sind  möglich.  Sie  sind  schon  von  anderen  Gelehrten 
versucht  worden,  aber  mit  wenig  Glück:  ich  gebe  eine  neue, 
welche  mir  als  wahrscheinlich  erscheint  Cicero  spricht  nur  von 
einer  einzigen  Sache,  welche  Sulpicius  verlangt  habe,  nur  eine 
einzige  Folge,  die  aus  der  Annahme  jener  Forderung  hervor- 
gehen würde,  wird  angegeben,  nämlich  die  Aufhebung  aller  Stu- 
fen der  Würde  und  des  Einflusses.  Mithin  bestand  das  Mani- 
lische  Gesetz  darin,  dass  die  Stimmen  mit  einander  vermischt 
und  Einfluss,  W^ürde  und  Abstimmung  unter  einander  gleich  ge- 
macht wurden.  Ferner  spricht  Cicero  von  der  Abstimmung 
(mffragia):  sie  findet  nur  in  Volksversammlungen  statt,  von 
Collegien  und  namentlich  von  Richtern  wird  dieser  Ausdruck 
nie  gebraucht.  Also  handelte  das  Manilische  Gesetz  davon,  dass 
bei  den  Wahlversammlungen  des  Volkes  die  bestehenden  Unter- 
schiede in  dem  Einflüsse  und  der  Würde  der  Abstimmenden 
aufgehoben  werden  sollten.  Es  konnte  sich  indessen  nicht  aof 
die  Wahlen  der  Beamten  überhaupt  beziehen:  das  wäre  eine  so 
wichtige  Massregel,  eine  solche  Aenderung  der  Verfassung  ge- 
wesen, dass  sie  nicht  nebenher  bei  Berathung  über  Ambitusge- 
setze  vorgeschlagen  werden  durfte,  sie  hätte  auch  nicht  nur  zeit- 
weise beantragt  werden  können.  Denn  es  heisst,  Servius  Sulpi- 
cius habe  die  Verlängerung  (prorogcUio)  des  Manilischen  Gesetzes 
verlangt^  mit  auifallendem  Ausdrucke,  der  nur  in  seltenen  Fällen 
anwendbar  sein  kann:  nur  ein  Gesetz,  das  für  bestimmte  Ver- 
hältnisse und  eine  bestimmte  Zeit  gegeben  ist,  bedarf  der  Ver- 
längerung. Das  Manilische  Gesetz  muss  auf  C.  Manilius,  den 
Volkstribunen  des  Jahres  66  v.  Chr.  zurückgeführt  wenlen:  dies 
nehmen  Alle  mit  Recht  an,  wir  kennen  wenigstens  in  jener  Zeit 
kein  anderes  Manilisches  Gesetz.  C.  Manilius  war  ein  unruhiger 
Tribun,  ohne  feste  politische  Grundsätze  und  nur  bemüht,  Aen- 
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derongen  in  dem  damaligen  Zustande  des  Staates,  den  er  als 
Quhaltbar  erkannt  hatte,  zu  veranlassen.    Sogleich  nach  Antritt 
seines  Amtes  gab  er  ein  Gesetz  über  das  Stimmrecht  der  Frei- 
gelassenen, die  es  fortan  gleich  ihren  Patronen  in  allen  Tribus 
haben  sollten:  es  gelang  ihm,  seinen  Vorschlag  am  letzten  Tage 
des  Jahres   durch   Volksabstimmung  bestätigen  zu  lassen.    In- 
dessen die  neuen  Consuln  widersetzten  sich  der  Anerkennung 
desselben  und  schon  am  ersten  Januar  wurde  er  durch  Senats- 
beseblnss  abgeschafft,  der  Tribun   selber  sollte,  wahrscheinlich 
vor  einem  Gerichte  des  Volkes,  angeklagt  werden.     Um  sich  zu 
retten,  suchte  Mauilius  durch  ein  anderes  Gesetz  Pompejus'  Schutz 
zu  gewinnen:  er  machte  den  Antrag,  diesem  den  Mithridatischen 
Krieg  zu  übertragen.    Dadurch  erwarb  er  sich  mächtige  Freunde 
und  die  Anklage  kam  nicht  zur  Ausführung.'^)     Eines  von  die- 
sen beiden  Gesetzen   kann  es  nicht  sein,  dessen  Verlängerung 
Solpioius  im  Senate  verlangte.    Zwar  handelte  das  erstere  über 
die  Abstimmung  der  Volksversammlung,  hatt«  auch  die  Absicht, 
gewisse  Unterschiede  des  Standes  aufzuheben ;  dennoch  kann  Ci- 
cero von  ihm  nicht  sprechen.    Denn  erstlich  kam   es  nicht  zu 
Stande,  mithin  kann  auch  von  einer  Verlängerung  desselben  nicht 
die  Rede  sein,  zweitens  begreift  man  nicht,  wie  es  zur  Verrin- 
gerung des  atnbitus  beitragen  konnte,  da  es  vielmehr  den  Can- 
didaten  grössere  Gelegenheit  gab,  durch  Bestechung  armer  Leute 
in  allen  Tribus  Einfluss  zu  gewinnen.    Drittens  konnte  ein  der 
Senatspartei  angehöriger  Staatsmann,   wie  Sulpicius,  einen  sol- 
chen Vorschlag,   selbst  im  Streben,  seinen  Mitbewerbern  unmit- 
telbar zu  schaden,  nicht  empfehlen. 

Indessen,  wenn  C.  Manilius  als  thätiger  Gesetzgeber  auf- 
trat, wenn  er  im  Verlaufe  seines  Amtes  das  Bestreben  hatte,  zu 
seiner  eigenen  Rettung  die  Geneigtheit  der  Mächtigen  zu  gewin- 
nen, so  darf  man  ihm  auch  jene  Massregel,  welche  Sulpicius 
erneuern  wollte,  zuschreiben:  sie  wurde  von  den  Schriftstellern 
nicht  erwähnt,  weil  sie  vorübergehende  Bedeutung  hatte.  Das 
Jahr  66  bot  einen  in  der  Römischen  Geschichte  unerhörten  Fall 


a)  Man  sehe  die  ausführliche  Erzählung  bei   Die  Gass.  XXXVI,  25; 
AscoD.  in  Gomel.  p.  64  und  65. 
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dar.  Es  bewarben  sich  in  ihm  um  das  Consulat  des  nächsten 
Jahres  P.  Cornelius  Sulla  und  P.  Autronius  Paetus.  Beide  wur- 
den gewählt,  aber  dann  wegen  Amtserschleichung  angeklagt, 
verurtbeilt  und  an  ihre  Stelle  L.  Aurelius  Cotta  und  L.  Manlios 
Torquatus  gewählt*)  Dies  Alles  geschah  mit  solcher  Schnellig- 
keit, dass  mit  dem  Beginne  des  Jahres  rechtmässige  Cousuln 
da  waren;  einer  Zwischenregierung  bedurfte  es  nicht  Diese 
Schnelligkeit  ist  sehr  auffallend.  Der  Kampf  um  das  Consulat 
selbst  muss  stark  gewesen  sein,  die  doppelte  Anklage  schwie- 
rig: es  hatte  dann  eine  neue  Meldung  der  Candidaten  für  das 
Consulat  erfolgen  müssen,  bei  welcher  Catilina,  weil  er  wegen 
Erpressungen  angeklagt  war,  zurückgewiesen  wurde;  dennoch 
war  die  neue  Consulwahl  schon  im  Monate  November  vollzogeu. 
Denn  im  Anfange  des  December  bildete  sich  eine  Verschwörung, 
um  die  endgültig  bestimmten  Consuln  zu  ermorden.^)  Es  ist 
wahrscheinlich,  dass  man,  um  diese  Schnelligkeit  zu  erreichen, 
besondere  Massregeln  ergriff  und  der  Volkstribun  C.  Manilins, 
der  in  Pompejus^  Interesse  die  regelmässige  Regierung  Roms  zu 
stützen  suchte,  war  dazu  geeignet,  sie  zu  veranlassen.  Welcher 
Art  dieselbe  waren,  kann  man  aus  Ciceros  wenigen  Worten  nicht 
erkennen  :  wahrscheinlich  gingen  sie  dahin,  dass  über  einen  Cau- 
didaten,  der  gegen  einen  später  wegen  ambitus  verurtheilten 
Mitbewerber  in  Centuriatcomitien  unterlegen  war,  es  bei  einer 
zweiten  Wahl  nicht  mehr  der  Centuriatcomitien,  sondern  nur 
der  Abstimmung  in  den  leichter  abzuhaltenden  TribuscomitieD 
bedürfen  sollte.  So  wurde  die  alte  Wahlart  der  obersten  Be- 
amten nicht  geändert,  dennoch  aber  eine  Erleichterung  in  den 
Fällen  von  gerichtlich  festgestellter  Amtserschleichung  geschaffen. 
Vielleicht  stützten  sich  selbst  die  Verschworenen,  welche  am 
ersten  Januar  65  v.  Chr.  die  Consuln  ermorden  wollten,  auf  den 
scheinbaren  Rechtsgrund ,  dass  dieselben  nicht  nach  alter  Sitte 
in  Centuriatcomitien  erwählt  wären.  Indessen  diese  Massregel, 
wie  sie  auch  beschaffen  gewesen  sein  mag,  sollte  nur  voruber- 


a)  DioCa8B.XXXVl,27  aXw«  xe  xal  ^ttcio^  «6tolav%^eT^a«v.  Vergl. 
oben  S.  233. 

b)  SaU.  Cat  18. 
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gebende  Dauer  haben.  Snlpicius  verlangte  die  Verlängerung 
derselben  im  Jahre  63  v.  Chr.,  sie  muss  also  bis  dahin  gegol- 
ten, mithin  im  Ganzen  für  drei  Jahre  erlassen  worden  sein :  bis 
dahin  hoffte  man  durch  Anwendung  strenger  Gesetze  den  am^ 
bitus  verringert  zu  haben.^) 

Freilich  ist  dies,  wie  schon  bemerkt,  nur  Vermuthung;  aber 
sicher  ist,  dass  im  Jahre  nach  dem  Erlasse  des  Calpurnischen 
Gesetzes  das  Bedürfniss  nach  neuen  Bestimmungen  sich  fühlbar 
machte.    Ebenso  war  es  im  nächstfolgenden  Jahre,  65  v.  Chr.: 
der  Senat  wünschte  die  Mittel,  wodurch  die  Candidaten  sich  die 
Gunst  der  Menge  zu  erschleichen  pflegten,  zu   verringern,   die 
Menge  selbst,  Volkstribunen  und  ehrgeizige  Candidaten  leisteten 
Widerstand.    Im  Senate  wurde  der  Vorschlag  gemacht,   einige 
Bestimmungen  des  Calpurnischen  Gesetzes,  welche  gewisse  Arten 
des  amhitua  gestatteten,   abzuschaffen.    In  seiner  65  v.  Chr.  ge- 
haltenen Vertheidigungsrede  für   C.  Cornelius   führt  Cicero  bei 
der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  des  Senates  an,  es  würden  von 
ihm   oft  Beschlüsse  gefasst  über  Abschaffung  einzelner  Bestim- 
mungen eines  Gesetzes,  wie  dies  kürzlich  in  Bezug  auf  das  Cal- 
purnische  Gesetz  geschehen  sei*)  und  der  Scholiast  bemerkt  dazu, 
es    beziehe  sich  dies  auf  das  vor  zwei  Jahren  gegebene  Calpur- 
uische  Gesetz  über  ambitus.    Da  das  Jahr  66  v.  Chr.  von  den 
Kämpfen  um  das  Consulat  und  den  damit  zusammenhängenden 
Processen  der  anfangs  erwählten  Consuln  eingenommen  ist,  setze 
ich  diesen  Senatsbeschluss  in  das  Jahr  65  v.  Chr. :   ich  glaube, 
dass  man  sogar  mit  Wahrscheinlichkeit  den  Punkt,   worin  das 
Calpumische  Gesetz   abgeändert  werden   sollte  und  abgeändert 
v^urde,  angeben  kann.    In  seiner  Rede  für  Murena  spricht  Ci- 
cero von  den  Diensten,  welche  die  Menge  der  armen  Bürger  den 
Candidaten  erweisen  kann ,  namentlich  dem  Begleiten  (sectari). 
Die  Armen,  sagt  er,  wünschten  diesen  Dienst  zu  leisten,  des- 
halb seien  sie  dem  Fabischen  Gesetze,  welches  über  die  Zahl 

a)  AscoD.  p.  68  Tertium  est  de  legum  derogationibns.  Quo  de  genere 
persaepe  senatns  consolta  fiant,  ut  nuper  de  ipsa  lege  Galpornia,  cui  de- 
rogaretur. 
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der  Begleiter  handele,  entgegengetreten")  und  suchten  es,  so 
gut  es  möglich  wäre,  zu  umgehen.  Dies  Fabische  Gesetz  ist 
sonst  unbekannt,  aber  irgend  ein  altes  Gesetz  kann  es  nicht 
sein.  Denn  Cicero  spricht  von  der  Menge  der  armen  Bürger, 
wie  es  sie  nur  zu  seiner  Zeit  gab.  Er  führt  überhaupt  keine 
dem  Calpurnischeu  Gesetze  vorhergehende  Verhandlung  über 
amhitus  an.  Deshalb  kann  das  Fabische  Gesetz  erst  jünger  als 
das  Calpurnische  sein.  Da  aber  der  demnächst  von  Cicero  er- 
wähnte Senatsbeschluss  in  das  Jahr  64  fallt,  bleibt  für  das  Fa- 
bische Gesetz  nur  65  v.  Chr.  übrig  und  es  liegt  die  Vermuthung 
nahe,  dass  der  in  eben  demselben  Jahre  erlassene  Senatsbescbloss, 
durch  welchen  eine  Bestimmung  des  Calpumischen  Gesetzes  ab- 
gesehaflfl  werden  sollte,  eben  diesem  Fabischen  voranging.  Die 
Zahl  der  Begleiter,  welche  mit  den  Candidaten  umherzog,  wuchs, 
da  Piso  diese  Art  des  amhitus  gestattet  hatte,  so  sehr,  dass  da- 
durch eine  Einschüchterung  der  unparteiischen  Büi^er  stattfand. 
Deshalb  fasste  der  Senat  den  Beschluss,  die  betreffende  Bestim- 
mung des  Calpumischen  Gesetzes  au&uheben  und  dieser  Be- 
schluss wurde  durch  irgend  einen,  sonst  unbekannten,  Volkstri- 
bunen  ausgeführt. 

Auch  das  Jahr  64  v.  Chr.  war  voll  von  Verkandlungen  über 
den  ambüvsy  dessen  Beschränkung  alle  Wohlgesinnten  für  notlh 
wendig  erachteten.  Cicero  selbst  erwähnt  zuerst  einen  Senats- 
beschluss über  das  Begleiten  der  Candidaten^),  der  anter  dem 
Vorsitze  des  Consuls  L.  Caesar  gefasst  worden  sei.  Er  hatte 
keine  weiteren  Folgen.  Denn  sonst  würde  Cicero  das  auf  ihn 
begründete  Gesetz  anfuhren.  Er  verbot  das  Miethen  von  Beglei- 
tern und  wurde  erst  im  folgenden  Jahre  zum  Gesetze  erhoben. 
Aber  noch  weitere  Verhandlungen  fanden  im  Senate  statt:  das 
Geben  von  Schauspielen  und  das  Einladen  des  Volkes  zu  Schmaa- 
sereien  wurde  gerügt,  und  Cicero  bemerkt,  die  Erwäbnung  die- 
ser Missbräiuthe  hätte  ihm  bei  der  Consolwahl  manche  Stimmai 


a)  Cic.  p.  Mar.  34,  71   itaque  et  legi  Fabiae,  quae  est  de  ciiuDen) 
sectatorum,  et  senatus  cousulto,  quod  est  a  L.  Caesare  factum,  restitenuit 

b)  Cic.  p.  Mur.  34,  71  an  der  so  eben  angeführten  Stelle. 
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entzogen.*)  Der  Senat  war  bei  der  immer  zunehmenden  Zfigel- 
losigkeit  der  Wahlen  der  Meinung,  ein  neues  Gesetz  über  am- 
Uttis  mit  verschärften  Strafen  sei  nothwendig'') :  er  wollte  dar- 
über einen  Besebluss  fassen ,  als  der  Volkstribun  Q.  Mucius 
Orestinus  Einsprueli  that :  worauf  Cicero  im  Senate  jene  Rede 
hielt,  welche  er  nachher  unter  dem  Namen  in  toga  Candida  her- 
ausgab. Alle  Verhandlungen  über  ambüua  waren  bis  zum  Jahre 
63  Y.  Chr.  aufgeschoben,  wo  es  bei  wachsendem  Unfuge,  der 
besonders  auch  durch  L.  Catilinas  Bewerbung  hervorgerufen 
wurde,  gelang  eine  gesetzliche  Bestimmung  zur  Erläuterung  und 
Verschärfung  des  Calpurnischen  Gesetzes  durchzubringen. 

Dies  ist  das  Tullische  Gesetz,  gegeben  von  dem  Redner  Ci- 
cero während  seines  Consulates:  es  beendete  die  Gesetzgebung 
der  Republik  über  ambitus^  indem  es  nicht  nur  die  Vergehen 
genauer  bestimmte,  sondern  auch  die  härteste  Strafe,  welche 
dafür  denkbar  war,  festsetzte:  wäre  es  mit  Strenge  durchgeführt 
worden,  so  hätten  Auftritte,  wie  wir  ihnen  später  mehrfach  be- 
gegnen, nicht  vorkommen  können."^)  Das  Gesetz  wurde,  wie  es 
bei  einem  consularischen  nothwendig  war,  nach  einem  Senats- 
bescblusse  gegeben  und  zwar  nicht  bloss  so,  dass  der  Senat  im 
Allgemeinen  ein  neues  und  strengeres  Gesetz  verlangte  und  dann 
die  Bestimmung   der  Einzelheiten    dem  Consul   überliess.     Es 


a)  Cic.  p.  Mar.  34,  72  admonitus  re  ipsa  recordor,  quantum  hae  con- 
riuestiones  in  senatu  babitae  punctorum  Dobis  detraxerint. 

b)  Ascon.  p.  83  Causa  orationis  huiasmodi  io  senatu  habendae  Cice- 
roni  fuit,  quod,  cum  in  dies  licentia  ambitus  augeretar  propter  praecipuam 
Catilinae  et  Antonii  aadaciam ,  ceusaerat  seuatus ,  ut  lex  ambitus  aucta 
etiam  cum  poena  ferretur  eique  rei  Q.  Mucius  Orestinus  tribunus  plebis 
intercesserat. 

c)  Es  wird  als  von  Cicero  herrührend  erwähnt  p.  Mur.  2,  3  Negat 
fuisse  rectum  Cato,  me  et  consulem  et  legis  ambitus  latorem  et  tarn  severe 
gesto  consulatu  causam  L.  Murenae  attingere;  ibid.  3,  5  Nam  quod  legem 
de  ambitu  tuli,  certe  ita  tuli;  ibid.  32,  67  Me  reprehendis  quod  idem  de- 
fendam  qui  lege  punierim;  in  Vat.  15,  37  Atque  iliud  etiam  audire  a  te 
cupio,  quare,  cum  legem  de  ambitu  tulerim  ex  senatus  consulto,  tulerim 
sine  vi,  tulerim  salvis  auspieiis,  salva  lege  Aelia  et  Fufia,  tu  eam  esse 
legem  uon  putes;  p.  Sest.  64,  133;  p.  Plane.  34,  83  Ilic  etiam  addidisti, 
me  idcirco  mea  lege  exilio  ambitum  sanxisse,  ut  miserabiliores  epilogos 
possem  dicere.  Cf.  Schol.  Bob.  p.  309  und  269  und  362^  Dio  Cass. 
XXXVII,  29. 
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wurden  vielmehr  die  Veräaderungen,  welche  man  wünschte, 
einzeln  und  ausführlich  im  Senate  besprochen:  was  sich  dann 
als  Ansicht  der  Mehrheit  ergab,  wurde  durch  Volksbeschluss 
zum  Gesetze  erhoben.  Eine  härtere  Strafe  für  die  Venirtheilt<*n 
hatte  der  Senat  schon  früher  verlangt ,  auch  einzelne  Arten  des 
amhitus  als  ungehörig  bezeichnet:  das  Tnllische  Gesetz  nahm 
alles  dieses  auf  und  umfasste  namentlich  auch,  das  Fabische 
Gesetz,  welches  kurz  zuvor  über  die  Zahl  der  Begleiter  von 
Candidaten  gehandelt  hatte.  Daher  kommt  es,  dass  Cicero  in 
seiner  Rede  für  Murena  selbst  da,  wo  er  im  Allgemeinen  da:: 
TuUische  Gesetz  erwähnt,  doch  für  die  Bedeutung  der  einzelnen 
Bestimmungen  auf  den  Senatsbeschluss  zurückgeht  und  nur  die 
Ausdrücke  dieses  anführt.»)  Der  Inhalt  des  Gesetzes  war  dem 
des  Senatsbeschlusses  gleich.  Indessen  ob  diese  Cebereinstim- 
mung  sich  auch  auf  die  Worte  erstreckte,  ist  zweifelhaft.  Im 
Senatsbeschlusse  biess  es:  „wenn  für  Geld  gedungene  Leute  den 
Candidaten  entgegen  gingen,  oder  ähnliche  Dienste  ihnen  erzeig- 
ten, so  scheint  dies  gegen  das  Calpurnische  Gesetz  zu  sein."*) 
Hieraus  zu  schliessen,  auch  das  Tullische  Gesetz  habe  sich  ge- 
nau an  das  Calpurnische  angeschlossen  und  sei  nur  als  Ergän- 
zung desselben  aufgetreten,  ist  nicht  nothwendig:  eine  solche 
Form  eines  Gesetzes  ist  uns  unbekannt  Man  darf  vielmehr 
annehmen ,  dass  Cicero  nur  den  Sinn  des  Senatsbeschlusses  in 
sein  Gesetz  aufnahm  und ,  wenngleich  er  dem  Wesen  nach  eine 
Ergänzung  des  Calpurnischen  Gesetzes  lieferte,  den  Worten  nach 
selbständige  Bestimmungen  traf.  Dieses  Beispiel  ist  für  Er- 
kenntniss  des  Verhältnisses,  das  zwischen  einem  durch  Volks- 
beschluss  bestätigten  Gesetze  und  dem  dazu  gehörigen  Senats- 
beschlusse  bestand,  nicht  unwichtig:  der  letztere  war  nicht  in 
derjenigen  äusseren  Form  abgefasst,  welche  in  dem  Gesetze  er- 
schien,  sondern  gleichsam  nur  eine  BevollmächtigUDg  för  den 


a)  Gic.  p.  Mar.  32,  67  flgd. 

b)  Cic.  1.  1.  Dixisti  senatus  consnltum  me  referente  esse  factum:  >i 
mercede  condacti  obviam  candidatis  issent ,  si  couducti  sectarentnr,  si  ^^ 
diatoribos  vulgo  locus  tributus,  prandia  si  vulgo  essent  data,  contra  legesi 
Calpurniam  factum  videri. 
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Beamten,  welchen  Inhalt  er  dem  Volke  vorlegen  sollte.  Jede 
der  beiden  Staatsgewalten  hatte  ihre  eigene  Form,  in  welche  sie 
ihre  Zustimmung  fasste.  Das  Galpurniscbe  Gesetz  wurde  von 
Cicero  in  seinem  neuen  Gesetze  erwähnt,  aber  wahrscheinlich 
erst  am  £nde  desselben,  nachdem  die  neuen  Bestimmungen  in 
der  herkömmlichen  Weise  vorgetragen  waren. 

Vier  Punkte   sind    es   in  Bezug    auf  die  Amtsbewerbung, 
welche   der  Senat  beschlossen   hatte  und  das  TuUische  Gesetz 
verordnete,   erstlich  über  das  Entgegenkommen   oder  Einholen 
der  Candidaten,  wenn  sie  vor  ihrer  Bewerbung  in  die  Stadt  ein- 
zogen,   zweitens  über  die  Begleiter  derselben  bei  ihrem  öiFent- 
lichen  Auftreten,  drittens  über  Spiele,  viertens  über  Gastmähler.*) 
In  allen  diesen  liegt  nur  eine  mittelbare  Bestechung:  und  sie 
war  durch  das  Galpurniscbe  Gesetz  nicht  verboten  worden.    Als 
Grundsatz  stellte  Cicero  für  die  zwei  ersten  Punkte  auf,  es  sollte 
von  dem  Candidaten  keine  Bezahlung  gegeben  werden.  Daneben 
galt  für  die  Begleiter  (aectatorea)  das  kurz  zuvor  gegebene  Fa- 
bische  Gesetz,   welches  im  Interesse   des  freien  Verkehrs  und 
der  öffentlichen  Ruhe  die  Zahl  derselben  beschränkte.    Die  Be- 
stimmung des  Gesetzes  war  billig,  doch  begreift  man,  wie  die 
Menge  des  Volkes  mit  derselben  unzufrieden  war:  es  wurde  ihr 
dadurch  ein  leichter  Erwerb  entzogen.    Dagegen  andere  Arten 
von  Aufinerksamkeit,  welche  arme  Bürger  den  Candidaten  er- 
zeigen konnten,  waren  auch  nach  dem  TuUischen  Gesetze  ohne 
Einschränkung  geblieben :  namentlich  die  Begrüssungen  des  Mor- 
gens  in  der  Wobnufig.    Sie  bildeten  sich   danach  weiter   aus, 
waren   auch    noch    in   der  Kaiserzeit    gewöhnlich    und    riefen 
die  durch  das  Herkommen  gebilligte  und  durch  das  Gesetz  ge- 
stattete  Wohlthätigkeit  von  Reicheren    gegen  Aermere   hervor. 
Es  ist  interessant,  über  diese  beiden  Punkte  die  Vertheidigung, 
welche  Cicero  für  L.  Murena  hielt,  zu  betrachten.^)    Die  An- 
kläger warfen  diesem  die  Menge  derjenigen  vor,  welche  ihn  bei 
seiner  Rückkehr  aus  der  Provinz,  da  er  sich  schon  öffentlich 
als  Bewerber  um  das  Gonsulat  erklärt  hatte,   einholten.    Cicero 


a)  Cic.  p.  Mar.  92,  67  an  der  eben  angefahrten  Stelle. 

b)  Cic.  p.  Mur.  c.  33  flgd. 
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giebt  die  Menge  derselben  zu,  gesteht,  dass  Viele  gebeten  wor- 
den seien,  es  zu  thun,  läugnet  aber,  dass  Marena  Jemanden 
dafür  bezahlt  habe.  Darauf  kam  es  nach  den  Worten  des  Ge- 
setzes an,  ebenso  wie  bei  den  Begleitern. 

In  Bezug  auf  die  Spiele,  welche  zum  Vergnügen  des  Vol- 
kes gegeben  zu  werden  pflegten,  enthielt  das  TuUische  Gesetz 
zwei  Bestimmungen.  Die  erste  war,  es  sollte  kein  Gandidat 
zwei  Jahre  vor  seiner  Bewerbung  Gladiatorenspiele  geben,  ausser 
in  Folge  eines  Testamentes  an  einem,  ohne  Kenntuiss  der  Be- 
werbung vorher  bestimmten  Tage.*)  Dies  Vrrbot  bezieht  sioli, 
wie  der  Zusatz  über  die  durch  jTestameut  gebotenen  Spiele  be- 
weist, nur  auf  Gladiatorenspiele,  welche  ausserordentlicher  Weise 
von  den  Candidaten  gegeben  zu  werden  plegteu,  nicht  auf  die 
anderen  Spiele,  welche  Aedilen  und  Prätoren  zu  geben  verpflich- 
tet waren.  Ferner  nicht  bloss  vor  der  Bewerbung  durfte  der 
Gandidat  keine  solchen  Spiele  geben,  sondern  auch  nach  der  Be- 
werbung nicht  innerhalb  zweier  Jahre:  sonst  würde  er  sie  bei 
der  Bewerbung  versprochen  haben.  So  wurde  den  Gandidaten 
oder  vielmehr  denen,  welche  die  Staatslaufbahn  einschlagen  woll- 
ten, überhaupt  die  Möglichkeit  entzogen,  durch  ausserordeotlidi^ 
Spiele  die  Gunst  der  Menge  zu  gewinnen.  In  seiner  Rede  för 
Murena  erwähnt  Gicero  diese  Bestimmung  nicht,  weil  es  ao- 
zweifelhaft  feststand,  dass  derselbe  keine  Gladiatorenspiele  zwei 
Jahre  vor  seiner  Bewerbung  um  das  Gonsulat  gegeben  batt«:. 
£r  gab  als  städtischer  Prätor  im  Juli  des  Jahres  65  v.  Chr.  die 
ApoUinarspiele^):  zwei  Jahre  später  hatte  sicherlich  schon  seine 
amtliche  Meldung  für  das  Gonsulat  stattgefundeü,  wenugleicb  die 
Wahlversammlung  selbst  aufgeschoben  wurde;  aber  das  Gesetz 
bezog  sich   nur  auf  ausserordentliche   Gladiatorenspiele.    ^^^ 


a)  Cic.  in  Vat  15,  37  cum  mea  lex  dilucide  vetet  bieonio,  qoo  qei^ 
petat  petiturusve  sit,  gladiatores  dare,  nisi  ex  testamento  praestitata  «ü^^ 
p.  Sest.  64,  133  qui  legem  meam  contemnat,  quae  dilucide  vetat  gladiatt«- 
res  biennio,  quo  quis  petierit  aat  petiturus  »t,  dare;  sdiol.  Kob.  p.  ^^ 
praescribebatur  enim  iuter  cetera,  ue  caadidatus  ante  bienuium,  quam  m^ 
gistratum  petiturus  esset,  munus  populo  edei-et,  propter  ambituni  sdÜ'^^- 
iie  hoc  ipso  popularis  aoimus  eblaoditus  desiguatioat  eins  succumberet 

b)  Cic.  p.  Mur.  19,  38.  ♦ 
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gBDaa  man  in  der  Auslegimg  der  Gesetzesworte  war,  beweisen 
auch  Ciceros  Worte  in  seiner  Vertbeidigungsrede  für  P.  Sestius. 
Er  erwähnt  dort,   P.  Vatinius  habe  sein  Gesetz  über  Amtser- 
sebleichang  verletzt,   indem  er  Gladiatoreuspiele  gegeben  habe, 
aud  führt  dann  dessen  Vertheidigung  an  ,  er  habe  nicht  Gladia- 
toren, sondern  Thierkämpfer  (bestiarii)  auftreten  lassen.    Cicero 
verspottet  zwar  diese   Vertheidigung,   als   dem  Geiste   des  Ge- 
setzes entgegen,  sie  beweist  indessen,   nicht  bloss  welches  die 
Ausdrücke    des  Gesetzes  waren,    sondern   auch    wie   sorgfältig 
man   sie   auslegte.»)     Die   zweite  Bestimmung  seines  Gesetzes 
musste  Cicero   bei  Murenas  Processe  erwähnen.    Der  Bewerber 
konnte  zu  Gladiatorenspielen,   welche   ein  Anderer  gab,   oder 
auch  zu  anderen  Spielen  dem   Volke  umsonst  Plätze  anweisen. 
Um  diese   Umgehung   des  Gesetzes  zu  hindern,   verbot  Cicero 
den  Candidaten,  an  Spielen,   wer  dieselben  auch  geben  mochte, 
allgemein  (wlgo)  Jedwedem  Plätze  umsonst  anzuweisen.    Eben 
desselben  Ausdruckes  bediente  er  sich  bei  der  vierten  Bestim- 
mung: der  Candidat  durfte  nicht  ein  Gastmahl  für  Jedermann 
aus  dem  Volke  geben.  ^)    Es  kam  also  auf  die  Erklärung  des 
Ausdrucks  wlgo  an,    und  darum  handelte  es  sich  bei  Murenas 
Processe.    Die  Ankläger  warfen  ihm   vor,  er  habe  ganzen  Tri- 
bns  Plätze  bei  Spielen  angewiesen   und   öffentliche  Gastmähler 
gegeben.*)    Cicero  gesteht,  dass  Murena  bei  seinen  Tribusge- 
uossen  und  allen  seinen  Freunden  Beides  gethan,  sein  Stiefsohn 
habe  auf  diese  Weise  die  Römischen  Ritter  gewonnen,  eine  Ver- 
wandte von  ihm^   die  älteste  der  Vestalischen  Jungfrauen,  habe 
an  Murena  die  Plätze  der  Vestalinnen  an  Gladiatorenspielen  ab- 
getreten, um  sie  an  Freunde  zu  vertheilen.    Aber  dergleichen, 
behauptet  Cicero,  sei  erlaubt  nach  dem  Gesetze  und  nothwendig 
nach  dem  Herkommen;  eine  allgemeine  Einladung  dagegen  an 
das  gesammte  Volk  für  Spiele  und  Gastmähler,  wie  das  Tulli- 
sche  Gesetz  sie   verbot,   habe  Murena  nicht  erlassen.     Cicero 


a)  Mau  sehe  Cic.  p.  Best  64,  134  flgd. 

b)  Cic.  p.  Mnr.  32,  67  an  der  S.  252  angeführteu  Stelle. 

c)  Cic.  p.  Mur.  34,  72  At  spectacula  sunt  tributim  data  et  ad  prandtum 
vulgo  vocati. 
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drang  mit  dieser  seiner  Ansieht  durch:  der  Angeklagte  wurde 
freigesprochen.  Man  erkennt,  dass  das  Tullische  Gesetz,  so  sehr 
es  auch  als  streng  gepriesen  oder  angefeindet  wurde,  nicht  im 
Stande  war,  Wahlumtriebe  und  Bestechung  zu  verhindern.  Es 
gerieth  in  Widerspruch  mit  dem  Geiste  der  Zeit:  das  herrschende 
Volk  in  Rom  verlangte  bei  den  Wahlen  bestimmte  materielle 
Vortheile  für  sich,  Vergnügen  oder  Unterhalt  oder  endlich  Geld, 
und  der  Senat,  so  ungern  er  es  that,  musste  sich  fügen.  Es 
war  das  ganze  System,  das  allmälig  fehlerhaft  geworden  war 
und  durch  einzelne  Gesetze  nicht  verbessert  werden  konnte. 

Die  Bestimmungen  des  Calpumischen  Gesetzes  über  die 
unmittelbare  Bestechung  durch  Geld  schienen  dem  Senate  zu 
genügen;  wenigstens  werden  keine,  durch  Ciceros  Gesetz  er- 
lassene, erwähnt.  Sie  waren  wohl  auch  so  streng,  dass  die  Can- 
didaten  sehr  vorsichtig  wurden:  seit  Murenas  Processe  ist  von 
solchen  Anklagen  nicht  die  Rede.  Dagegen  beschloss  der  Senat 
die  Strafen  zu  erhöhen.  Cicero  erzählt,  auf  Ser.  Sulpicius'  Ver- 
langen sei  eine  schwerere  Strafe  gegen  die  Plebs  bestimmt  wor- 
den.*) Dass  unter  der  Plebs  nicht  die  Wähler  ^selbst,  welche 
sich  bestechen  Hessen,  zu  verstehen  seien,  darüber  haben  vir 
schon  gesprochen^):  es  sind  die  Unterhändler  und  Vermittler, 
deren  sich  der  Candidat  zur  Bestechung  bedient  Früher  hatte 
sie  wahrscheinlich  Geldstrafe  getroffen,  im  Verhältniss  zu  den 
Bestechungen,  welche  sie  verübt:  von  jetzt  an  strafte  man  sie 
noch  weiter,  indem  man  sie,  wenigstens  zeitweise,  aus  den  Tri- 
bus  entfernte  und  ihnen  so  die  Vortheile -entzog,  welche  sie  in 
denselben  genossen.  Aber  dies  gilt  nur  für  die  von  dem  Cal- 
pumischen Gesetze  verbotene  unmittelbare  Bestechung:  bei  den 
die  mittelbare  Bestechung  betreffenden  Bestimmungen  des  Tolli- 
sehen  Gesetzes  wurden  die  Helfershelfer  der  Candidaten  nicht 
bestraft  Denn  in  seiner  Rede  für  Murena,  der  diese  verletzt 
haben  sollte,  ist  nur  von  dem  Bewerber  selbst  die  Rede :  Ciceru 
nennt  selbst  £inige,  welche  Murena  beim  Anweisen  von  Plätzen 


a)  Cic.  p.  Mar.  28,  47   Poena  gravier  in  plebem  taa  voce  efflagi- 
tata  est 

b)  S.  oben  S.  227. 
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für  Schauspiele  und  beim  Geben  von  Gastmählern  unterstützt 
hätten.  Wenn  diese  selbst  in  die  Gefahr  einer  Anklage  kom- 
men konnten,  durfte  er  es  nicht  thun. 

Für  die  Candidaten,  welche  sich  unerlaubte  Wahlumtriebe 
zu  Schulden   kommen  Hessen,   erhöhte  Ciceros  Gesetz  ebenfalls 
die  Strafe.    In  seiner  Rede  für  Murena  stellt  er  es  so  dar,  als 
ob  Ser.  Sulpicius  darauf  gedrungen,   der  übrige  Senat  sich  un- 
gern gefügt  und  namentlich  er  selbst,  Cicero,  als  Vorsitzender, 
gegen  seinen    eigenen  Nutzen   sich   dazu   entschlossen    habe.*) 
Dies  mag  wirklich  der  Fall  gewesen  sein.     Denn  Cicero,  der 
alle  Ehrenstellen  erreicht,   hatte  kein  Interesse  weiter   an   un- 
parteiischen Wahlversammlungen;   aber  eben  so  sicher  ist   es, 
dass  der  Senatsbeschluss  nicht  durchgegangen  wäre,  wenn  Ci- 
cero demselben  nicht  beigestimmt  hätte :  daher  denn  Dio  Cassius 
das  Hauptverdienst  der  ganzen  Massregel  Cicero  beilegt.^)    Die 
Strafe  also  für  die  verurtheilten  Candidaten  wurde  erhöht.    Es 
blieb  mitbin  die  Geldstrafe,  wie  sie  Pisos  Gesetz  bestimmt.   Sie 
konnte,  wenn  die  Anklage  auf  unmittelbare  Bestechung  lautete, 
leicht  angesetzt  werden.    Aber  wenn  die  Anklage  auf  die  mit- 
telbaren   Wahlumtriebe,    welche  erst  Ciceros    Gesetz  verboten 
hatte,   lautete,  so   glaube  ich,  fand  eine  Geldstrafe  nicht  statt: 
es  hätteD  sonst  die  Plätze,  welche  der  Candidat  umsonst  ange- 
wiesen,  die  Gastmähler,  die  er  gegeben,   der  Lohn,  den  er  für 
Eiuholen    und  Begleiten    gezahlt,   abgeschätzt  werden  müssen. 
Dies  war  schwer  möglich  und  in  der  Ansicht,  dass  es  nicht  ge- 
schehen, bestärkt  mich  Ciceros  Schweigen  in  der  Rede  für  Mu- 
rena, gegen  welchen,  so  viel  wir  wissen,  die  Anklage  nur  auf 
mittelbare  Wahlumtriebe  ging:  Vermögensverlust  wird  in  der- 
selben, auch  in  dem  sehr  erregten  Schluss werte  nicht  erwähnt. 


a)  Cic.  p.  Mur.  23,  47  exiliuin  in  nostrum  ordinem  (tua  voce  efßagi- 
tatum  est):  coocessit  senatus  postalationi  tuae,  sed  non  libenter  duriorem 
fortuDae  commoni  coDdicionem  te  auctore  constitait  —  Quid  ergo?  Haec 
qois  tolit?  Is  qui  auctoritati  senatus,  voluntati  tuae  paruit,  denique  is  tulit, 
ctti  minime  proderant 

b)  Dio  Cass.  XXXVII,  29  l5o?e  xf^  ßouX^  —  Uxa  £täv  ^uy^v  toü  Kix^ 

voi;  :rpO5vo(xo0eTfjaai. 
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Uagegen  in  jedem  Falle  trat  fortan  als  Strafe  Verbannang  ein. 
So  nennt  es  Cicero  an  verschiedenen  Stellen*):  Dio  Cassius 
sagt  genauer,  Verbannung  auf  zehn  Jahre.  So  lange  hatte  nach 
dem  Cornelischen  Gesetze  die  Zeit  gedauert,  während  der  we- 
gen ambitus  Verurtheilte  zur  Bewerbung  um  Aemter  nicht  zu- 
gelassen wurden:  Pisos  Gesetz  hatte  Verlust  des  Standes  hin- 
zugefügt, so  dass  der  Verurtheilte,  wenn  er  nach  zehn  Jahren 
wieder  Aemter  bekleiden  wollte,  in  der  Stufenleiter  derselben 
von  vom  anfangen  musste.  Von  jetzt  an  sollte  Verbannung  zd 
dem  Ausschluss  von  Aemtem  und  dem  Verlust  des  Ranges  hin- 
zutreten. Der  Grund  dieser  strengeren  Strafe  lag  ohne  Zweifel 
in  den  sehlimmen  Erfahrungen,  welche  man  namentlich  an  den 
im  Jahre  65  v.  Chr.  verurtheilten  zwei  Consuln  gemacht  hatte. 
Zuerst  hatten  dieselben  das  Calpurnische  Gesetz  umzostossen 
versucht*»),  dann  war  Autronius  Paetus  in  die  Verschwörung  Ca- 
tilinas  eingetreten,  P.  Sulla  in  denselben  Verdacht  gerathen  und 
nur  durch  Ciceros  Verwendung  gerettet  worden.  Einflussreicbe 
und  gewissenlose  Männer  in  einem  Gemeinwesen,  wie  es  damals 
das  Römische  war,  zu  Unzufriedenen  zu  machen,  ihnen  die  Hoff- 
nung auf  politische  Wirksamkeit  zu  nehmen  und  dabei  sie  den- 
noch im  Staate  zu  lassen  war  gefährlich.  Deshalb  erfand  man 
als  etwas  Neues  die  zehnjährige  Verbannung.  Bei  anderen  Ver- 
brechen kommt  dieselbe  nicht  vor,  ist  auch  sonst  von  den  Ro- 
mern nie  angewendet  worden :  man  hat  sie  der  öffentlichen  Ruhe 
und  Sicherheit  halber  dem  Attischen  Ostracismus  nachgebildet: 
sie  ist  vereinzelt  geblieben. 

Bei  dem  Tullischen  Gesetze  ist  noch  die  Art  und  Weise  za 
bemerken,  wie  die  Strafe  gegen  die  Uebertreter  ausgesprochen 
ist:  sie  wird  uns  hier  ausdrucklich  überliefert  und  lässt  den  Zu- 
sammenhang, in  welchem  die  jetzige  Gesetzgebung  über  ambüus 
mit  der  früheren  steht,  erkennen.    Nach  dem  Calpnmischen  Ge- 


a)  Cic.  p.  Mar.  23,  47  an  der  eben  angefahrten  Stelle;  ibid.  41,  89 
Ibit  igitur  in  exilium  miser,  u.  s.  w.;  p.  Plane.  34,  83  Hie  etiam  addi- 
disti ,  me  idcirco  mea  lege  exilio  ambitom  sanxisse,  ut  miserabiliores  epi- 
logos  possem  dicere. 

b)  S.  oben  S.  230. 
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setze  wnrde*)  nicht  bloss  der  glückliche,  sondern  aach  der  un- 
glückliche Bewerber  zur  Rechenschaft  gezogen:  dies  lag  daran, 
dass  früher  der  ambitus  mit  anderen  Amtsverbrechen  zusammen 
behandelt  worden  war.  Cicero  bestimmte  in  seinem  Gesetze 
Strafen  „gegen  den  Senatorenstand''  und  »gegen  die  Plebs". 
Es  biess  also  nicht  ein  Gandidat^  der  Bestechung  mittelbar  oder 
anmittelbar  geübt,  solle  bestraft  werden,  sondern  der  Senator 
oder  derjenige,  dessen  Vater  im  Senate  gesessen,  solle,  wenn  er 
bei  Wahlversammlungen  Geld  gebe  oder  Leute  miethe ,  mit  der 
Verbannung  bestraft  werden.  Die  Helfershelfer  des  Candidaten 
wurden  also,  wenn  sie  Senatoren  waren,  gleich  dem  Candidaten 
selbst  bestraft;  waren  sie  nicht  Senatoren ,  so  traf  sie  nur  die 
gegen  die  Plebs  festgesetzte  Strafe.  In  so  fern  behielten  die 
Gesetze  über  ambitus  auch  noch  femer  ihren  Charakter  als  aus- 
schliesslich gegen  den  Senatorenstand  gerichteter  Gesetze  bei. 

In  seiner  Rede  für  Murena  führt  Cicero  unter  den  Verän- 
derungen der  Gesetzgebung  über  ambitus  ^  welche  der  Senat  für 
das  TuUische  Gesetz  beschloss,  auch  Folgendes  an:  für  die  Ent- 
schuldigung mit  Krankheit  hätte  man  eine  Strafe  hinzugefügt 
und  dadurch  die  Neigung  Vieler  verscherzt,  welche  entweder 
gegen  den  Vortheil  ihrer  Gesundheit  sich  bemühen  oder  durch 
den  Nachtheil  einer  Krankheit  auch  die  übrigen  Genüsse  des 
Lebens  aufgeben  müssten.^)  Diese  Bemerkung  ist  sehr  dunkel 
und  hat  verschiedene  Deutungen  erfahren,  welche  nicht  annehm- 
bar erscheinen:  ich  schliesse  mich  folgender  Erklärung  an.^) 
Cicero  sagt.  Viele  seien  durch  die  Bestimmung  des  Gesetzes 
getroffen  worden:  folglich  können  dies  nicht  die  Angeklagten 
s^ein.  Denn  deren  giebt  es,  so  verbreitet  auch  der  ambitus  sein 
mag,  nicht  viele.  Man  kann  ihnen  auch  nicht  mit  dem  Ver- 
laste der  Genüsse  des  Lebens  drohen,  da  sie  die  Verbannung 
erleiden  sollen.  Wer  jene  Vielen  sind ,  zeigt  Ciceros  Ausdruck, 
sie  müssten  sich  bemühen,  sich  anstrengen.    Dies  passt  weder 


a)  S.  oben  S.  229. 

b)  Cic.  p.  Mut.  23,  47  morbi  excusationi  poena  addita  est:  voluntas 
offensa  multorum,  quibus  ant  contra  valetudinis  commodom  laboraudum 
est  aut  iocommodo  morbi  etiam  ceteri  vitae  fructus  relinquendi. 
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auf  die  Angeklagten,  noch  auf  die  Ankläger,  welche  um  ihres 
eigenen  Vortheils  halber  alle  Anstrengungen  unternehmen,  son- 
dern auf  Zeugen  und  Richter,  welche  nur  des  Staates  halber 
beim  Gerichte  zugegen  sind.  Sonst  nahm  man  die  Abwesen- 
heit der  Richter  bei  den  Processverhandlungen  leicht»):  auch 
bei  den  Zeugen  wird  man  nicht  strenger  gewesen  sein.  Beson- 
ders bei  Wahlbestechungen  wird  es  schwer  gewesen  sein,  die 
Zeugen  zur  Aussage  zu  bringen:  die  Gesetze  wurden  unwirk- 
sam, weil  die  Bestochenen  selbst  sich  den  Zeugenaussagen  ent- 
zogen. Dadurch  entstand  nicht  bloss  Zeitverlust,  der  bei  dem 
amhitus  leicht  Aufhören  des  Processes  herbeiführte,  sondern  oft 
die  Unmöglichkeit,  den  Schuldigen  zu  überführen.  Die  Richter 
selbst  mögen  sich  bei  der  Verbreitung  des  ambüus  und  dem 
Zeitgeiste,  welcher  dem  Uebel  förderlich  war,  ihrem  Amte  gern 
entzogen  haben.  Deshalb  bestimmte  Ciceros  Gesetz  für  Richter 
und  Zeugen,  welche  ihre  Abwesenheit  mit  Krankheit  entschol- 
digen  würden,  ausser  der  Geldstrafe,  welche  der  Beamte  ohne- 
dem verhängen  durfte,  noch  £hrenstrafen,  wahrscheinlich,  indem 
sie  für  unfähig  erklärt  werden  konnten,  Richter  oder  Zeogeo 
zu  sein.  Man  darf  annehmen ,  dass  sich  diese  Bestimmung  nmr 
auf  die  Ambitusprocesse  bezog,  nicht  bloss,  weil  das  Tollische 
Gesetz  sich  mit  diesen  ausschliesslich  beschäftigte,  sondern  auch 
weil  die  Verhältnisse  dabei  von  denen  der  anderen  Verbrechen 
verschieden  waren. 

Wir  kennen  beim  Tullischen  Gesetze,  was  uns  bei  keinem 
anderen  überliefert  wird,  nämlich  einen  Theil  der  Verhandlon* 
gen,  welche  vorher  im  Senate  stattfanden.  Cicero  wirft  in  sei- 
ner Rede  für  Murena  dem  Ankläger  Serv.  Sulpicius  vor,  er  habe 
durch  seine  Aeusserungen  im  Senate  viel  zur  Verschärfung  des 
Gesetzes  beigetragen  und  führt  dabei  nicht  nur  Bestimmungeo, 
welche  vom  Senate  angenommen  wurden  und  in  das  Gesetz 
fibergingen,  sondern  auch  andere  an,  welche  der  Senat  ver- 
warf. ^)  Es  sind  dies  zwei.  Die  erste  bezog  sich  auf  die  Ver- 
längerung des  Manilischen  Gesetzes,   wodurch   die  Emenuuog 


a)  S.  oben  S.  122. 

b)  Cic.  p.  Mur.  23,  47. 
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von  Beamten  an  Stelle  der  wegen  afnbitus  verurtheilten  erleich- 
tert werden  sollte.*)    Der  Senat  glaubte,  es  bedürfe  dieser  Ver- 
längerung nicht:  deshalb  führte  Cicero  als  Vertheidigungsgrund 
an,  der  Staat  bedürfe  beim  Beginne  des  Jahres  62  y.  Chr.  bei- 
der Consuln:  er  sah   die  Unmöglichkeit  ein,  nach  Beendigung 
des  Processes   die   gewöhnliche  Centurienversammlung   für   die 
Nachwahl  eines  Gonsuls  zu  halten.    Die  zweite  von  Serv.  Snl- 
picius  verlangte  Bestimmung  bezog  sich  auf  die  Wahl  der  Ge- 
schworenen.   Sulpicius  hatte  verlangt,  die  Richter  sollten  nicht 
durch  das  Loos  gezogen,  sondern  von  dem  Ankläger  vorgeschla- 
gen werden^):  der  Senat  ging  auf  diese  Forderung  nicht  ein. 
Das  Gesetz  enthielt  keine  Bestimmung  über  die  Wahl  der  Ge- 
schworenen und  es  blieb  dieselbe  so,  wie  sie  bei  den  übrigen 
Schwurgerichten  nach  dem  Aurelischen  Gesetze  war.    Wir  wer- 
den über  diese  von  dem  Ankläger  vorgeschlagenen  Richter,  die 
editicii  iudices^  wie  man  sie  nannte,   später  beim  Licinischen 
Gesetze,  welches  sie  im  Jahre  55  v.  Chr.  einführte,  zu  sprechen 
haben :  es  ist  bemerkenswerth,  dass  sie  damals  nicht  neu  erfun- 
den, sondern  aus  den  früher  im  Senate  behandelten  Vorschlägen 
entnommen  wurden.    Freilich  scheint  es,  dass  Sulpicius  nicht 
für  alle  Richter  die  neue  Wahlart  forderte.     In  der  Rede  für 
Mnrena  spricht  Cicero  überhaupt  von  Richtern,   welche  der  An- 
geKIagte   vorgeschlagen   habe:   die  natürliche,  wenngleich  nicht 
Dothwendige,  Erklärung  ist  dabei,  alle  Geschworenen  seien  so 
erwählt  worden.    Aber  in  seiner  neun  Jahre  später  gehaltenen 
Rede  für  Cn.  Plancius  macht  Cicero  eine  andere  Andeutung.^) 
Er  sagt,  kürzlich  hätten  die  berühmtesten  Bürger  die  Wahl  der 
Geschworenen  durch   die  Ankläger  allein,   also  ediUcii  iudwesj 


a)  Man  sehe  oben  S.  246. 

b)  Oic.  p.  Mur.  23,  47  Idem  editicios  iudices  esse  voluisti,  ut  odia 
occolta  civinm,  quae  tacitis  nunc  discordiis  continentur,  in  fortonas  optimi 
cuiasque  enimperent 

c)  Cic.  p.  Plane.  17,  41  An  vero  nuper  clarissimi  cives  nomen  editicii 
iudicis  Don  tolerant,  cum  ex  CXXY  iudieibus,  principibus  equestris  ordinis, 
quinque  et  LXX  reus  reiiceret,  quinquaginta  referret,  omniaque  potius  per- 
miscnerunt,  quam  ei  legi  condicionique  parerent:  nos  neque  ex  delectis 
iudieibus ,  sed  ex  omni  populo,  neque  editos  ad  reiieiendum,  sed  ab  accu- 
satore  constitutos  iadices  ita  feremus,  ut  neminem  reiiciamus? 


2f)2  Erklärung  von  Cioeru  [•n>  Pidn>'io. 

nicht  angeuommeu :  es  hätte  vuu  125  Rkhteni,  dea  Ersteo  de^ 
Ritterj^taiides,  der  Angekhiute  75  verwerfen  und  50  annebmfn 
sollen ;  dennoch  hätten  sie  lieber  alles  Mögliche  gethau,  als  äicli 
dieser  Bedingung  und  einem  solchen  Gesetze  zu  fügen.  Auf 
welche  Verhandlungen  sich  diese  Bemerkung  Ciceros  bezieht, 
sagte  der  Scholiast.  ludessen  seine  Worte  sind  uns  unvollstän- 
dig erhalten:  es  steht  jetzt  in  ihnen  nur,  Cicero  scheine  damit 
auf  eine  frühere  Zeit  zu  deuten ;  auf  welche  Zeit  er  deutet,  wird 
nicht  gesagt.»)  Somit  bleibt  der  Vermuthung  Spielraum  und 
man  entschied  sich  in  der  Mehrzahl  dafür,  Ciceros  Worte  be- 
zögen sich  auf  die  Senatsverhandlungen,  welche  dem  Tulliscbeu 
Gesetze  über  ambitus  vorhergingen.^)  Diese  Vermuthung  ist 
wahrscheinlich.  Auf  die  Zeit  vor  Sulla  können  sich  die  von  Ci- 
cero erwähnten  Verhandlungen  nicht  beziehen.  Denn  Cicero 
sagt  „kürzlich*',  und  dieses  kann  sich,  wo  von  den  in  kurzem 
Zeiträume  vielfach  veränderten  Schwurgerichten  die  Rede  ist. 
nicht  auf  die  vor  30  Jahren  geltenden  Gesetze  beziehen.  Zwei- 
tens sollen  „die  berühmtesten  Bürger'  das  fragliche  Gesetz  nicht 
angenommen  haben.  Dies  passt  nur  auf  Senatsverhandlungeo : 
die  tribunicischen  Gesetze  vor  Sulla  wurden  gegen  den  Willen 
des  Senates  erlassen.  Endlich  herrschte  bis  auf  Sulla  bei  der 
Wahl  der  Geschworenen  ein  älteres  System:  beide  Parteien 
schlugen  die  Richter  vor  und  beide  verwarfen  aus  den  Vorge- 
schlagenen die  gesetzliche  Zahl.  Auf  die  Zeit  der  Cornelischen 
Gesetze  können  sich  Ciceros  Worte  nicht  beziehen:  die  senato- 
rischen Richter  wurden  erloost.  An  die  Verbandlungen  um  das 
Aurelische  Gesetz  des  Jahres  70  v.  Chr.  könnte  man  vielleicht 
denken.  Indessen  bei  ihnen  gingen  die  weitesten  Forderuogeo 
der  Volkspartei  nur  auf  Veränderung  des  Standes  der  Geschwo- 
renen. Zudem  ist  es  undenkbar,  dass  man  jemals  beabsichtigt 
habe,  für  alle  Criminalprocesse  die  Geschworenen  vom  Ankläger 
allein  vorschlagen  zu  lassen:  nur  bei  denjenigen  Anklagen,  wo 
eine  Schuld  von  vorn  herein  wahrscheinlich  war,  lässt  sich  ein 
solches  Verfahren   rechtfertigen.     £s   passt  am  besten  für  die 


a)  Schol.  Bob.  p.  262  Et  iu  hac  parte  commemoratioiiem  videtur  fiaoere 
Tullius  eius  temporis  quo  Ser(via8  Sulpicius) 
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Processe  über  Amtsbewerbimg.  Aber  das  Calpurnische  Gesetz 
beschäftigte  sich,  so  viel  wir  hören,  mit  der  BegriiFsbestimmung 
des  ambitua:  erst  beim  Tallischen  verlangte  man  von  dem  An- 
kläger allein  vorgeschlagene  Richter,  ohne  sie  durchsetzen  zu 
können.  Dies  ist  die  früheste  Zeit,  aof  welche  Ciceros  Bemer- 
kung sich  beziehen  kann.  Freilich  bleibt  bei  den  vielen  Ver- 
handlungen,-welche  sowohl  über  ambitus  als  über  die  Geschwo- 
renengerichte im  Allgemeinen  stattfanden,  die  Möglichkeit,  dass 
auch  bei  anderer  Gelegenheit  der  Vorschlag  zu  editicii  iudices 
gemacht,  aber  abgelehnt  und  am  £nde  erst  durch  das  Licinische 
Gesetz  in  enger  Begrenzung  durchgeführt  wurde. 

Nach  Ciceros  Bericht  bestand  der  Vorschlag  darin,  dass  der 
Ankläger  125  Geschworene  und  zwar  die  ersten  des  Ritterstan- 
des  vorschlagen  und  der  Angeklagte  aus  ihnen  fünßsig  auswählen 
sollte.^)  Man  begreift  nicht,  wie  Cicero  von  den  ersten  des 
Ritterstandes  sprechen  kann,  da  zu  jener  Zeit  die  Geschworenen 
gleichmässig  ans  den  Senatoren,  Rittern  und  Aerartribunen  ge- 
nommen wurden.  Nur  die  Geschworenen  aus  den  beiden  letzten 
Ständen  können*)  als  Römische  Ritter  bezeichnet  werden,  die 
Senatoren  nicht.  Man  darf  auch  nicht  annehmen ,  dass  bei  ir- 
gend einem  einzelnen  Verbrechen  und  namentlich  dem  des  am^ 
hitvs  die  Geschworenen  nur  aus  Rittern  hätten  bestehen  sollen: 
wir  wissen  von  solcher  Absicht  nicht  und  es  konnte  solche  Ver- 
schiedenbeit  unter  den  Schwurgerichten  nie  geben.  ^)  Es  ist 
nur  die  Möglichkeit,  dass  der  von  Cicero  erwähnte  Vorschlag 
dabin  ging,  nur  bei  den  beiden  Decurien  der  Ritter  und 
der  Aerartribunen  sollten  editicii  iudices^  d.  h.  vom  Anklä- 
ger allein  vorgeschlagene  Richter  eintreten:  dagegen  die  Wahl 
der  senatorischen  Richter  blieb,  wie  sie  war.  Wahrscheinlich 
wird  diese  Annahme  dadurch,  dass  nach  jenem  Vorschlage  bei 
Cicero  als  endgültig  festgestellte  Zahl  der  Geschworenen  fünfzig 
sich  ergie6t  Das  Aurelische  Gesetz  verordnete  fünf  und  sieben- 
zig  Geschworene^)   und  diese  Zahl  galt  unzweifelhaft  bis  zum 


a)  S.  oben  S.  197. 

b)  Vergl.  Bd.  U,  1,  103. 

c)  S.  oben  S.  204. 
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Jahre  55  v.  Chr.  Mithin  bezeichnet  die  Zahl  ftinfeig  nur  zwei 
Drittel  der  damals  gesetzlichen  Geschworenen,  nur  zwei  Decu- 
rien:  eine  Decurie  fehlt  and  dies  muss  die  der  Senatoren  sein. 
Bei  ihr  konnte  in  der  That  eine  solche  Art  der  Einsetzung  nicht 
angewendet  werden.  Einmal  waren  die  Senatoren  mehr  wie  die 
anderen  Stände  in  Parteien  getheilt:  wenn  der  Ankläger  den 
Vorschlag  hatte,  so  blieb  auch  dem  unschuldigsten  Angeklagten, 
selbst  im  Falle  er  drei  Fünftel  der  vorgeschlagenen  Geschwore- 
nen verwerfen  durfte,  keine  Hoffnung  auf  Rettung.  Zweitens 
die  Zahl  der  Senatoren  war  beschränkt,  dagegen  die  Richter- 
liste der  anderen  Stände  konnte  man  leicht  vermehren  :  die  se- 
natorische Decurie  gewährte  nicht  die  Möglichkeit,  durch  den 
Ankläger  etwa  sechzig  Geschworene  vorschlagen  zu  lassen.  Diese 
Beschränkung  der  editicii  iudices  auf  Ritter  und  Aerartribonen 
ist  somit  höchst  wahrscheinlich,  dagegen  bleibt  die  Beziehung 
der  Nachricht  Ciceros  auf  die  dem  Tullischen  Gesetze  vorher- 
gehenden Senats  Verhandlungen,  wie  bemerkt,  unsicher.  Na- 
mentlich die  letzten  Worte  Ciceros,  man  hätte  lieber  alles 
Mögliche  gethan  als  diesen  Vorschlag  angenommen,  stimmen 
nicht  recht  zu  dem  Tullischen  Gesetze  selbst,  das  zwar  stren- 
ger als  die  früheren  war,  aber  doch  keine  „Vermischung  aller 
Verhältnisse '^  enthielt  Unsere  Kunde  auch  von  den  Vorgängen 
des  Jahres  63  v.  Chr.  ist  gering  und  lückenhaft. 


Sechstes  Capitel. 

H&ngel  der  Gesetie  Aber  Wahlumtriebe.  Anfidisches  Gesetx ,  nicht  alg^ 
nommen.  Erweiterung  der  Schwnrgerichtsprotesse  durch  das  Fitscke 
Gesetz  über  Religionsfk'eyel  vom  Jahre  61  y.  Chr.  Yeraalassimg  dessdbei 
durch  P.  Clodiiu'  üehermuth.  Yerhandlnngeii  im  Senate  und  deppeltt 
GesetKesYorschllge.  Es  ging  ein  allgemeines  Gesetz  durch.  P.  CMiis* 
Process.  Zahl  und  Abstimmung  der  Geschworenen,  weder  comperendinitii 
noch  ampliatio.  Umfang  des  Foflschen  Gesetzes.  Das  Ucinisch-Jnniscle 
Gesetz  vom  Jahre  62  v.  Chr.  über  die  Form  der  Gesetzgebung  erweitert 
ebenfalls  die  Beftignisse  der  Schwurgerichte. 

Wir  haben  das  Tullische  Gesetz  nach  seinem  Inhalte  und 
selbst  nach  seinen  Beweggründen,   welche  zum  Theil  bekannt 
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sind,   geschildert.    Es  konnte  dem  Unwesen*  der  Wablomtriebe 
nicht  abhelfen,  sondern  schuf  nur  neue  Mittel,   um  den  Staat 
durch  Processe  zu    zerrütten.     Ernstlich  an  seine  Ausführung 
dachte  vielleicht  Niemand:  als  in  eben  demselben  Jahre,  wo  es 
gegeben  war,  bei  der  Wahl  der  Consuln,  D.  Junius  Silanus  und 
L.  Licinius  Murena,  welche  ihre  Mitbewerber  besiegten ,   gegen 
dasselbe    zu  Verstössen  schienen,    schwur  zwar  M.  Cato,    der 
Vertheidiger    alter   Strenge,    er    wolle  Jeden,    der  gegen  das 
Gesetz  fehle,  gerichtlich  belangen,  Hess  sich  indessen  durch  seine 
Verwandtschaft  mit  Silanus  bewegen,  von  der  Anklage  gegen 
ihn  abzustehen  und  unterstützte  nur  die  Anklage  gegen  Murena. 
Dieser  aber  selbst  wurde  nicht  bloss  von  Cicero,  sondern  auch 
von   Q.   Hortensius   und   M.  Crassus    vertheidigt.     Persönliche 
Räcksichten   lähmten    die  Wirksamkeit    auch    dieses    Gesetzes, 
Verwandtschaft,  Freundschaft,  andere  Verbindungen  unter  dem 
Adel,   wie   sie  schon   seit  lange  den   Staat  zerrütteten.    Dazu 
kam,  wie  sich  aus  Ciceros  Rede  für  Murena  ergiebt,  die  Ueber- 
zeugung,   dass   eine  strenge  Durchfuhrung  des  Gesetzes  unmög- 
lich sei*),  dass  es  also  nach  dem  jedesmaligen  Nutzen  des  Staa- 
tes angewendet  werden  müsse:  Murena,  rühmt  sich  Cicero,  sei 
freigesprochen  worden,    damit  der  Staat  in  schwieriger  Lage 
das  neue  Jahr  nicht  mit  nur  einem  Consul  beginne.    Es  gab 
immer  Staatsmänner,   die  es  an  sich  für  Unrecht  hielten,  gegen 
andere  Gesetze  zu  Verstössen  und  Niemand  wagte  es,  ihre  Ver- 
letzung einzugestehen:  der  ambitus  galt  auch  in  seinen  schlimm- 
sten Formen  nicht  für  unsittlich  an  sich,  eine  Verurtheilung  des- 
halb nur   für    ein  Unglück.     Als  Cn.  Pompejus  im  Jahre  61 
V.  Chr.  an  die  Heimkehr  denkend  das  grösste  Interesse  an  der 
Consulwahl  hatte,  scheute  er  sich  nicht  vor  Bestechung  des  Vol- 
kes, um  seinem   Günstlinge  L.  Afranius  die  Stimmen  zu  ver- 
schaffen: der  damalige  Consul  M.  Piso  gab  sich  dazu  her,  in 
seinem  eigenen  Hause  die  divisores  zu  versammeln  und  mit  ihnen 
die  Art  und  Weise  der  Bestechung  im  Einzelnen   abzumachen. 
Er  konnte  dies  mit  grösserer  Sicherheit  als  ein  Anderer  thun, 
weil  die  Beamten  nicht  vor  Gericht  gestellt  werden  durften,  folg- 


a)  Vergl.  oben  S.  256. 
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lieh  auch  von  jeder  etwaigen  Haussuchung  frei  waren.  Dies 
indessen  schien  dem  Senate  zu  stark  und  ohne  den  Consul  na- 
mentlich zu  nennen,  fasste  er  zwei  Beschlüsse'),  erstlich  es  solle 
erlaubt  sein,  auch  bei  Beamten  Haussuchung  zu  halten,  zweitens 
wer  in  seinem  Hause  Geldvertheiler  beherberge,  handele  gegen 
den  Staat.*)  Der  erste  Beschluss  war  nicht  allgemein  für  alle 
gerichtlichen  Untersuchungen  gültig,  sondern  bezog  sich  nur  auf 
Wahlumtriebe.  Bei  ihnen  bestand  ein  Hauptbeweis  darin,  das 
zum  Vertheilen  unter  die  Tribus  bestimmte  Geld  bei  den  Leu- 
ten, welche  es  vertheilen  sollten,  zu  ertappen**):  es  erlaubte 
also  schon  das  Calpumische  Gesetz,  darnach  Haussuchung  za 
halten.  Die  Beamten  waren  natürlich  von  derselben  befreit  und 
den  Consuln  und  Prätoren  wenigstens  konnte  ein  Prätor  der- 
gleichen nicht  zumuthen.  Auch  der  Senat  durfte  es  gesetzlich 
nicht.  Dennoch  hatte  sein  Beschluss  so  viel  Gewicht,  dass  sie 
sich  freiwillig  fugen  mussten.  Der  zweite  Senatsbescfalnss  sollte 
nur  die  Missbilligung  des  Senates  ausdrücken:  eine  wirkliche 
Anklage  der  Beamten  konnte  durch  denselben  nicht  herbeigefGUirt 
werden. 

Indessen  in  diesem  Falle  ging  der  Senat  weiter.  Er  ver- 
anlasste einen  Volkstribunen  M.  Aufidius  Lurco  ein  neues  Ge- 
setz über  ainbitus  vorzuschlagen,  und  um  demselben  sogleich 
seine  Wirksamkeit  zu  sichern,  wurden  die  Consularcomiüeo 
aufgeschoben.  Das  Neue  im  Gesetze  bestand,  wie  Cicero  sagt')? 
in  der  Bestimmung:  wer  den  Tribus  Geld  bloss  versprScbe. 
aber  nicht  gäbe,  der  solle  straflos  bleiben ;  wer  aber  etwas  gftbe, 
der  solle  lebenslänglich  jeder  Tribus  3000  Sesterzen  zu  geben 
schuldig  sein.  Der  erste  Theil  dieser  Bestimmung  ist  lehrreich 
auch  für  die  früheren  Gesetze.  Sie  hatten  das  Versprechen  von 
Geld  an  die  W^ähler  bestraft ;  denn  sonst  würde  Cicero  nicht  die 


a)  Cic.  ad  Att.  I,  16,  12  Sed  senatus  consolta  dao  iam  facta  soot 
odiosa,  unum  ut  apud  magistratus  inquiri  liceret,  alterum,  cuius  domi  di- 
visores  babitareut,  adversus  rempublicam. 

b)  Man  vergleiche  die  Schilderuog  bei  Cic.  in  Verr.  Act  1, 8,  22  flgd. 

c)  Cic.  ad  Att  I,  16,  13  Novi  est  in  lege  hoc,  ut  qui  nummos  in  tri- 
bus proDuntiarit,  si  non  dederit,  iropune  sit;  sin  dederit,  ut,  quoad  viwi. 
singuUs  tribubus  US.  MMM  debeat 
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Bestimniang ,  dass  Versprechen  straflos  sein  sollten,  als  neu  be- 
zeichnen können.  Die  alten  Gesetze,  welche  das  Bestechen  zur 
Erlangung  eines  Amtes  gleich  dem  Bestocbenwerdeu  während 
des  Amtes  betrachteten,  konnten  das  Versprechen  von  Geld  nicht 
strafbar  finden :  wahrscheinlich  umging  man  in  jener  Zeit  haupt- 
sächlich auf  diese  Weise  das  Gesetz.  Erst  das  Calpurnische 
Gesetz  hat  den  Versuch  der  Bestechung,  d.  h.  das  Versprechen 
von  Geld,  für  strafbar  erklärt.  Wenn  jetzt  der  Tribun  Aufidius 
Lurco  dieses  Verbot  aufheben  und,  trotzdem  dass  seine  Absicht 
auf  grössere  Strenge  ging,  dennoch  scheinbar  grössere  Milde 
eintreten  lassen  wollte,  so  konnte  sein  Beweggrund  nur  darin 
liegen,  dass  er  das  Misstrauen  der  Wähler  zu  erregen  und  so 
deren  Mitwirkung  zur  Unterdrückung  des  amUtus  zu  gewinnen 
wünschte.  Wenn  Versprechungen  straflos  waren,  so  verloren 
sie  durch  die  masslose  Uebertreibung,  welche  bei  ihnen  eintreten 
mnsste,  ihren  W'erth.  Zudem  mag  es  sehr  schvnerig  gewesen 
sein ,  sie  festzustellen  und  namentlich  die  Höhe  derselben  so  zu 
bestimmen,  dass  darnach  die  Strafsumme  bemessen  werden 
konnte.  Diese  Schwierigkeit  hatte  den  zweiten  Theil  des  Aufi- 
dischen  Gesetzvorschlages  hervorgerufen,  der  eine  feste  Geld- 
strafe für  erwiesene  Bestechung  bestimmte,  damit  also  einen 
Theil  der  litia  aestimatio  unnütz  machte.  Freilich  ist  der  Sinn 
desselben  nicht  ganz  klar.  Ging  er  dahin,  dass,  wer  einer  ein- 
zelnen Tribus  Geld  gegeben  hätte,  als  Strafe  lebenslänglich 
3000  Sesterzen  an  diese  zu  zahlen  hatte?  oder  wurde  derjenige, 
welcher  auch  nur  eine  einzige  Tribus  bestochen  hatte,  als  Uebel- 
thäter  an  dem  ganzen  Volke  angesehen  und  hatte  demgemäss 
an  alle  fünf  und  dreissig  Tribus  jene  Geldbusse  zu  entrichten? 
Das  Erstere  halte  ich  für  wahrscheinlich:  es  kam  darauf  an, 
die  Mitglieder  der  Tribus  durch  die  Erregung  des  eigenen  In- 
teresses zur  Beobachtung  jeder  Bestechung  zu  veranlassen,  nicht 
durch  die  Höhe  der  Busse  die  Candidaten  zu  schrecken.  Fer- 
ner ist  zu  bemerken  die  lebenslängliche  Dauer  der  Geldbusse, 
die  ohne  Zweifel  jährlich  an  dem  Tage  der  Wahlversammlung, 
bei  welcher  der  Verurtheilte  die  Bestechung  geübt  hatte,  ent- 
richtet werden  sollte.    Man  darf  damit  die  Sitte  des  Kaisers 
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Augustus,  von  welcher  Sueton*)  erzählt,  vergleichen:  er  pflegte 
an  dem  Wahltage  seinen  beiden  Tribus,  der  Fabia  und  Scaptia, 
je  tausend  Sesterzen  zu  vertheilen,  damit  sie  keine  Bestechung 
von  einem  Gandidaten  annähmen.  Auch  beim  Aufidischen  Ge- 
setze wäre  die  Folge  gewesen,  dass  die  Wähler  allmälig  selber 
der  Bestechung  weniger  zugänglich  wurden.  Indessen  es  kam 
nicht  zur  Ausfuhrung  ^)  und  die  Bestimmungen,  welche  es  treffeD 
wollte,  wurden  nicht  erneuert. 

In  eben  demselben  Jahre,  in  welchem  dieser  vergeblidie 
Versuch  gemacht  wurde,  durch  ein  strengeres  Gesetz  das  Ueber- 
handnehmen  des  ambitus  zu  verhindern,  wurde  noch  ein  weite 
rer  Versuch  gemacht,  durch  ein  auf  die  Criminalgerichtsbarkeit 
bezügliches  Gesetz  einen  politischen  Zweck  zu  erreichen.  Anch 
dieser  Versuch  blieb  für  den  unmittelbaren  Fall,  von  welchem 
er  ausging,  ohne  Erfolg,  hat  aber  für  die  Gerichtsbarkeit  eine 
grosse  Bedeutung. '') 

Es  war  am  Ende  des  Jahres  62  v.  Chr.^),  als  der  bekannte 
P.  Clodius  sich  am  Feste  der  Bona  Dea,  welches  damals  in 
dem  Hause  des  Prätors  und  Oberpriesters  C.  Caesar  gefeiert 
wurde,  eine  arge  Verletzung  des  religiösen  Herkommens  erlaubte. 
Das  Fest  wurde  von  Frauen  gefeiert  und  kein  Mann  durfte  zor 
gegen  sein,  aber  Clodius  war  der  begünstigte  Liebhaber  tod 
Caesars  Frau  Pompeja:  er  wollt«  das  Fest  zu  einer  Zasammen- 
kunft  mit  derselben  benutzen  und  schlich  sich,  geleitet  von  einer 
Sclavin,  in  Frauenkleidern  ein.  Indessen  er  wurde  von  einer 
Dienerin  der  Mutter  Caesars  Aurelia  an  der  Stimme  als  Mann 
erkannt.  Sogleich  entstand  Aufregung  unter  den  Frauen,  welfbe 
mit  der  Festfeier  beschäftigt  waren:  die  Feier  wird  abgebrochen, 
Clodius  flüchtet  in  das  Zimmer  der  Sclavin,   welche  ibta  einge- 


a)  Suet.  Aug.  40  Multiplici  poena  coercito  ambitu  Fabiaois  et  Scaptieo- 
ßibus  tribulibus  suis  die  comitiorum ,  ne  quid  a  quoquam  candidftto  desi- 
derarent,  singula  milia  nummum  a  se  dividebat. 

b)  Dies  sagt  ausdrücklich  Cic.  ad  Att  1,  18,  3  Facto  se-DatosooD:^:' 
de  ambitu,  de  iudieiis,  nulla  lex  perlata,  exagitatus  senatus,  alieoati  eqfai- 
tes  Romani. 

c)  Vergl.  Bd.  I,  1,  119  flgd. 

d)  Cic.  ad  Att.  I,  12,  3. 
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lassen  hatte,  entkommt  aber^mit  Hülfe  derselben,  ohne  festge- 
halten oder  persönlich  erkannt  zu  werden.*)  Es  stand  also  nur 
fest,  dass  bei  der  Feier  ein  Mann  zugegen  gewesen  wäre  und  des- 
halb wurde  dieselbe  von  Neuem  vorgenommen.^)  Wer  derselbe 
gewesen  wäre,  stand  nicht  fest,  die  öffentliche  Meinung  jedoch 
bezeichnete  P.  Clodins  als  den  Uebelthäter.^)  Dieses  Gerüchtes 
bemächtigte  sich  die  politische  Parteileidenschaft  und  gab  Ver- 
anlassung zu  den  wichtigsten  Massregeln. 

Wäre  Clodius  festgehalten  oder  ohne  irgend  einen  Zweifel 
erkannt  worden,  so  hätte  wahrscheinlich  der  Oberpriester  mit 
dem  CoUegium  der  Priester  nach  alten  Satzungen  Strafe  verhängt 
und  vollzogen,  sicherlich  Lebensstrafe,  bei  der  keine  Möglichkeit 
der  Mildei-ung  stattfand.  Clodius  wäre  nichts  übrig  geblieben, 
als  sich  durch  freiwillige  Verbannung  zu  retten:  worauf  man 
wahrscheinlich  die  Sache  nicht  weiter  verfolgt  hätte.  Indessen 
Clodius'  Schuld  stand  nicht  fest  und  einen  Gerichtshof,  der  ent- 
weder selbständig  eine  Untersuchung  einleiten  oder  eine  von 
einem  Anderen  eingeleitete  Klage  annehmen  duri'te,  gab  es  nicht 
Das  Verbältniss  des  Oberpriesters  und  der  Vestalinnen,  welche 
von  demselben,  auch  wenn  ihre  Schuld  nicht  feststand,  zur  Unter- 
suchung gezogen  werden  konnten,  war  ein  anderes :  sie  standen 
in  dessen  väterlicher  Gewalt,  und  erst  als  ihre  Mitschuldigen 
konnten  die  Verführer  derselben  gerichtet  werden.  Aber  für 
die  Verletzung  des  Festes  der  bona  dea  gab  es  keinen  ordent- 
lichen Gerichtshof  und  es  ist  ein  Irrthum,  wenn  man  meint, 
Cäsar,  der  Oberpriester,  in  dessen  Hause  das  Fest  gefeiert  wor- 
den war,  hätte  eine  Klage  gegen  Clodius  anstellen  dürfen,  es 
aber  aus  Parteilichkeit  für  denselben  unterlassen.^)  Der  Beweis 
dafür  liegt  darin,  dass  Niemand  als  Ankläger  auftrat,  trotz  der 
erbitterten  Leidenschaftlichkeit,  welche  im  Senate  gegen  Clodius 
herrschte.    Es  blieb  nur  das  ausserordentliche  Gerichtsverfahren 


a)  Man  sehe  den  kurzen  Bericht   bei  Cic.  ad  Att.  I,  12,  3,   sodann 
hauptsächlich  Plat.  Gaes.  9;  Gic.  28. 

b)  Cic  ad  Att  1,  13,  3;  Dio  Gass.  XXX VIT,  46. 

c)  Suet  Gaes.  6  tarn  coustans  fama  erat,   ut  senatus  quaestioneni  de 
poUutis  sacris  decreverit 
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vor  dem  Volke  übrig.  Caesar,  dessen  Amt  alsbald  zu  Ende 
ging,  konnte  es  nicht  anstellen,  wohl  aber  irgend  ein  Volkstri- 
bun, indem  er  perdiieUionis  in  Centuriatcomitien  klagte.  Dass 
Niemand  dies  that,  lag  an  der  entschiedenen  Tbeilnahme,  welche 
Clodius  beim  Volke  fand:  jede  Anklage  vor  demselben  wäre 
misslungen. 

Deshalb  kam  die  Sache,  von  Q.  Cornificius  angeregt*),  im 
Senate  zur  Sprache,  und  der  erste  Schritt  war,  durch  dasColle- 
gium  der  Priester  amtlich  feststellen  zu  lassen,  ob  eine  strafbare 
Sünde  (nefas)  geschehen  sei.  Als  die  Priester  sich  dafür  er- 
klärt hatten,  beschloss  man  im  Senate,  einen  Gesetzentwurf 
über  die  Bestrafung  des  am  Feste  der  hona  dea  begangenen 
Frevels  an  das  Volk  zu  bringen,  und  beauftragte  die  beiden  Cod- 
suln,  denselben  auszuarbeiten  und  dem  Volke  vorzulegen.  Der 
Entwurf  bezog  sich  nur  auf  den  besonderen  Fall  und  hatte  keine 
allgemeine  Bedeutung.  Dies  erkennt  man,  zwar  nicht  aus  den 
kürzeren  Berichten  der  Geschichtschreiber,  aber  aus  der  Be- 
merkung Ciceros,  der  über  Clodius'  Process  mehrere  Briefe  an 
Atticus  schreibt:  er  sagt,  der  Senatsbeschluss  habe  über  den 
Ciodianischen  Religionsfrevel  gehandelt.*»)  Die  noth wendige  Be- 
stimmung dieses  Einzelgesetzes  war,  dass  aus  dem  damaligen 
CoUegium  ein  Prätor,  wahrscheinlich  durch  das  Leos,  ausge- 
wählt und  diesem  aufgetragen  wurde,  die  Geschworenen  beson-. 
ders  zu  erlesen.  Die  drei  Stände  waren  damals  im  Besitze  der 
Schwurgerichte,  mussten  also  auch  in  diesem  Falle  entscheiden. 
Aus  ihnen  sollte  sich  der  Prätor  besondere  Decurien  zusammen- 
stellen, bei  den  Rittern  und  Aerartribunen  natürlich  auch  ausser- 
halb der  Richterliste.  Aus  diesen,  vom  Prätor  besonders  zu- 
sammengesetzten Decurien  geschah  dann  durch  Loosoog  and 
Verwerfung  der  Parteien  die  endgültige  Aufstellung  der  Richter. 
Dieser  Gesetzentwurf  fand  bei  dem  einen  Gonsul  M.  Piso,  trotz- 
dem dass  er  ihn  beantragte,  Widerstand,  das  Volk,  durch  Clo- 
dius gewonnen ,   war  ihm  enschiedeu  entgegen ,  alle  Feinde  des 


a)  Cic.  ad  Att.  I,  13,  3. 

b)  Cic.  ad  Att  1,  14,  1  Id  aatem  erat  de  Clodiana  religioDe  ab  senatu 
constitatuio. 
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Senates,  anter  ihneo  Cd.  Pompejus  bekämpfken  ihn:  an   dem 
Tage  der  Abstimmung  kam  es  zu  Gewalttbätigkeiten  und  es  er- 
folgte keine  Entscheidung:  der  Senat  richtete  mit  einem  erneu- 
ten Bescblusse,v  worin  er  das  Gesetz  empfahl,  nichts  aus.*)     Da 
machte  Q.  Hortensius  einen   Vermittelungsvorscblag,  der  billig 
gegen  Clodius  war  und  auch  den  Wünschen  seiner  Gegner  ent- 
sprach.    Denn  diese  vertrauten  darauf,  dass,  sobald  nur  gericht- 
liche Untersuchung  erfolge,  Verurtheilung  eintreten  müsse.    Hor- 
tensius schlug  vor,   ein  allgemeines  Gesetz  de  religiane  zu  er- 
lassen*^), also  dahin  gehend,  dass  jeder,  der  überhaupt  gegen  die 
Religion  verstiesse,  vor  das  Schwurgericht  gestellt  werden  sollte. 
Die   Geschichtschreiber  gehen  auf  die  Einzelheiten  dieser  Ver- 
handlungen, also  auch  auf  den  Unterschied  der  beiden  Gesetze 
nicht  ein ;  aber  derselbe  ergiebt  sich  aus  den  verschiedenen  Be- 
richten Cie^ros  an  Atticus.*^)    Wo  er  von  der  Wahl  der  Geschwo- 
renen aus  dem  Volke  spricht,  nennt  er  als  Gegenstand  des  Pro- 
eesses  den  „Ciodianischen  Religionsfrever\  dagegen  das  zweite 
Gesetz,  sagt  er,  habe  gehandelt  über  „Religiousfrever'.^)    In 
diesen  Worten  ist  die  Verschiedenheit  der  beiden  Gesetze  deut- 
lich bezeichnet;   wer  die  Benennung  für  zufällig  erklären  will, 
muss  auf  die  Möglichkeit  der  Erkenntniss  der  Einzelheiten,  welche 
in  der  genauen  Auffassung  der  Berichte  liegt,   verzichten.    Der 
Ausweg,  welchen  Hortensius  traf,  war  geschickt,    in  der  Un- 
möglichkeit,  den  geschehenen  Religionsfrevel  zur   gerichtlichen 
Entscheidung  zu  bringen,  hatte  man  eine  Lücke  der  Gesetzgebung 
bemerkt:  es  war  zweckmässiger,  diese  überhaupt  auszufüllen, 
als  sich  auf  den  einzelneu  Fall  zu  beschränken  und  dadurch  für 
die  Zukunft  die  Möglichkeit  gleicher  Verlegenheit  herbeizuführen. 
Der  Volkstribun    Q.  Fufius  Galenus   übernahm  es,   Hortensius' 


a)  Man  vergleiche  die  anschauliche  Schilderung  bei  Gic.  ad  Att.  I, 
14,  5. 

b)  So  Dennt  es  Gic.  ad  Att  I,  16,  2  Postea  vero  quam  Hortensius  ez- 
cogitavit,  ut  legem  de  religione  Fuiius  tribnnus  plebis  ferret,  in  qua  nihil 
aliud  a  consulari  rogatione  differebat  nisi  iudicum  genus,  in  eo  autem  erant 
omnia. 

c)  Mau  sehe  Gic.  ad  Att.  I,  14,  1  und  I,  16,  2  an  den  eben  ange- 
führten Stellen. 
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Vermittelungsvorschlag,  welchem  der  Senat  sich  anschloss,  zur 
Ausführung  zu  bringen.  Sein  Gesetz  konnte  mit  dem  früheren 
in  dem  meisten  wesentlichen  Punkten  übereinstimmen^):  ver- 
schieden musste  sein  erstlich  die  Begriffsbestimmung  des  Ver- 
brechens, zweitens  die  Anordnung  des  Schwurgerichtes,  Das 
consularische  Einzelgesetz  liess  den  Vorsitzenden  Prütor  durch 
das  Loos  oder  das  Volk  wählen,  das  Fufische  überwies  ein  für 
allemal  die  Klagen  über  Religionsfrevel  an  einen  der  sechs  für 
die  Criminalgerichtsbarkeit  bestimmten  Prätoren.  Jenes  hies^ 
die  Geschworenen,  wenngleich  aus  den  gesetzliehen  drei  Stän- 
den, doch  ausserhalb  der  Richterliste  wählen,  dieses  behaudelte 
den  Religionsfrevel  gleich  allen  anderen  Verbrechen,  bestimmte 
also  als  Richter  die  aus  der  Richterliste  auf  gewöhnliche  Weise 
zu  entnehmenden  Geschworenen.  Nur  eines  wurde  vielleicht 
hinzugefügt,  dass  ein  solcher  Process  ausser  der  Ordnung  so- 
gleich geführt  werden  sollte,  eine  Bestimmung,  welche  für  viele 
Processe  über  Gewaltthätigkeit  galt.  Von  der  Strafe  hören  wir 
nichts;  aber  sie  musste  die  härteste  sein,  Aechtung  und  Ver- 
mögensverlust. 

Bei  diesen  Streitigkeiten  zwischen  dem  Senate  und  den 
Führern  der  Volkspartei  hatte  demnach  die  Billigkeit  und  der 
allgemeine  Nutzen  gesiegt.  Dass  dieser  Sieg  dennoch  zur  Nie- 
derlage des  Rechtes  aus8«:hlug,  lag  an  der  ganzen  £inrichtnDg 
des  Schwurgerichtsverfahrens.  Für  den  Senat  und  insbesondere 
für  Cicero  kam  Alles  darauf  an,  Clodius  verurtheilt  zu  sehen: 
deshalb  wünschten  sie  einen  Einzelgerichtshof,  auf  dessen  Zu- 
sammensetzung der  Prätor  einen  besonderen  Einfluss  üben  konnte. 
Das  gewöhnliche  Schwurgericht,  dessen  Geschworene  aus  der 
allgemeinen  Richterliste  entnommen  waren,  zeigte  sich  nachgiebig 
gegen  die  öffentliche  Meinung,  auch,  wie  es  heisst,  zugänglich 
für  Bestechung.  Clodius,  glaubte  man  allgemein,  sei  scholdig: 
aber  der  gerichtliche  Beweis  erheischt  grössere  Sicherheit  ab 
das  allgemeine  Gerücht.  Das  Volk  verzieh  Clodius  seine  Tiut^ 
und  zwar  um   so  mehr,  als  es  die  Erbitterung  seiner  G^er 


a)  So  spricht  sich  Cicero  ad  Att  I,  16,  2  an   der  eben  augc^ululeii 
SteUe  aus. 
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bemerkte.  Ich  übergehe  die  Einzelheiten  des  Processes,  welcher 
gegen  Clodius  geführt  wurde,  und  mache  nur  noch  auf  einen 
UmstäDd ,  der  unserer  Ansicht  über  das  Fufische  *Gesetz  zu  wi- 
dersprechen scheint  und  bisher  nicht  richtig  verstanden  worden 
ist,  aufmerksam.  Wenn  jenes  Gesetz  ein  allgemeines  war  und 
Keligionsfrevel  den  übrigen  Criminalverbrechen  gleichstellte,  auch 
das  gewöhnliche  Schwurgericht  einsetzte,  mnsste  es  auch  eben 
dieselbe  Zahl  von  Geschworenen,  welche  das  Aurelische  Gesetz 
überhaupt  kannte,  d.  h.  fünf  und  siebenzig,  anordnen.  Es  heisst 
aber,  Clodius  sei  mit  ein  und  dreissig  Stimmen  gegen  fünf  und 
zwanzig  freigesprochen  worden»):  wenn  vier  Stimmen  anders 
gewesen  wären,  so  würde  er  verurtheilt  worden  sein,  d.  h.  neun 
und  zwanzig  wäre  die  Mehrheit  gewesen.^)  Dies  scheint  dem 
Äurelischen  Gesetze  zu  widersprechen  und  ist  wahrscheinlich 
der  Haupt>grund  gewesen,  weshalb  die  neueren  Gelehrten  die 
Bedeutung  des  Fufischen  Gesetzes  als  eines  allgemeinen  verkann- 
teo.  Indessen  jener  Widerspruch  ist  nur  scheinbar.  Plutarch 
erzählt  zweimal*'),  die  Neigung  des  Volkes  für  Clodius  sei  so 
stark  hervorgetreten,  dass  die  Richter  nicht  gewagt  hätten,  ihn 
zu  verurtheilen :  auf  der  anderen  Seite  aber  hätten  dieselben  sich 
auch  vor  dem  Zorne  der  Senatspartei  gefürchtet.  Deshalb  hätten 
die  meisten  ihre  Stimmtäfelchen  verwischt  in  den  Buchstaben 
abgegeben.  Dennoch  hätte  es  geschienen,  dass  die  Freisprechen- 
deo  die  Mehrheit  hätten.  So  ist  der  Bericht  Plutarchs,  der  so 
viel  innere  Wahrscheinlichkeit  hat,  dass  er  trotz  Ciceros  Still- 
scbweigen  über  diesen  Punkt  nicht   angezweifelt  werden  darf. 


a)  Gic.  ad  Att  I,  16,  5  Ita  summe  discessu  bonorom,  pleno  foro  ser- 
vorum,  XXV  iudices  ita  fortes  tarnen  faerunt,  at  summe  preposito  pericule 
vel  perire  maluerint  quam  pcrdere  emnia;  XXXI  fuerunt,  quos  fames  ma- 
gis  quam  fama  commoverit;  schel.  Bob.  p.  330  und  338. 

b)  Gic  in  Gled.  p.  339  Quattuer  tibi  sententias  selas  ad  perniciem 
defuisse. 

c)  Plut.  Gaes.  10  dirocpEjyei  6'ouv  t6  lyxXTjfjL«,  täv  TtXefaxwv  SixaoTwv 
<rjYxe)rüfxivac  xoic  Ypafi.|i.a9i  xa«  yvcupiac  dTcoSdvxuiv,  dituic  fx^^xe  rcwpaxivöu- 
ve'j3(u9iv  iv  xoic  iroXXoIc  xaxai]^r^^iodp.evoi  (ai^x  diroX'joavxec  dlSo^i^ocuai  itapd 
TOI«  dp(axou;  Gic.  29  cpoß7]^ivxec  ot  Sixaoxal  cpuXax^v  Tiepitax^aavxo  xal 
x4c  S^Xxou«  ol  TiXelTcoi  TJYxe^^'Jlx^va;  xoT;  Ypdp.{JLaaiv  ^veyxav  •  %a)c  5i 
TiXeiove«  e6oSav  o(  dnoXuovxet  ysv^a^ai. 

IV.  18 
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Und  doch  erwähnt  auch  dieser  die  Drohungen  des  Volkes  und 
lobt  die  Unerschrockenheit  der  Richter,  welche  Clodius  zu  ver- 
urtheilen  wagten.  Durch  den  Bericht  Plutarchs  wird  jener  Wider- 
spruch gehoben.  Es  waren  75  Richter  als  Geschworene  einge- 
setzt: nehmen  wir  an,  dass  bei  der  Wichtigkeit  des  Proc«sses 
alle  gezwungen  wurden,  zugegen  zu  sein  und  ihre  Stimme  ab- 
zugeben*): dann  haben  19  ihre  Stiramtäfelchen  auf  beiden  Sei- 
ten so  verwischt,  dass  aus  ihnen  weder  eine  verurtheilende  noch 
freisprechende  Stimme  herausgelesen  werden  konnte.  Hieraus 
ergiebt  sich  zuvörderst,  dass  die  geheime  Abstimmung  mit  Tä- 
felchen damals  in  eben  derselben  Weise  stattfand ,  wie  wir  sie 
früher  in  dem  Acilischen  Gesetze  kennen  gelernt  haben.  ^)  Die 
Täfelchen  waren  von  Buchsbaumholz,  von  bestimmter  Grösse, 
auf  der  einen  Seite  mit  A,  auf  der  anderen  mit  G  beschrieben: 
eine  Seite  musste  der  Abstimmende  auslöschen.  Statt  dessen 
hatten  die  Geschworenen  bei  Clodius^  Processe  beide  Seiten  aus- 
gelöscht: ihre  Täfelchen  waren,  wie  es  hiess,  „ohne  Abstim- 
mung^' (sine  stiffroffio).  Plutarch  sagt,  die  meisten  hätten  dies 
so  gemacht;  dennoch  hätte  es  geschienen,  die  Freisprechenden 
bildeten  die  Mehrheit.  Diese  Nachricht  ist  mit  dem  von  Cicero 
mitgetheilteu  Ergebnisse  der  Abstimmung  zu  vereinen.  Die 
Mehrzahl  der  75  Geschworenen,  nehmen  wir  etwa  40  an,  hatten 
beide  Seiten  ihres  Täfelchens  verwischt;  aber  nur  bei  19  war 
dies  so  vollständig  geschehen,  dass  sich  durchaus  keine  Abstim* 
mung  ergab,  bei  den  21  anderen  wurde  von  dem  RichtercoUe- 
gium  die  eine  oder  die  andere  Seite  für  gültig  erklärt  Das 
Ergebniss  der  Abstimmung  wurde  grossen  Theils  dem  Zufidle 
verdankt.  Hätte  der  versitzende  Prätor  die  nöthige  Festigkeit 
gehabt,  so  hätte  dasselbe  leicht  anders  ausfallen  können :  er  war 
nicht  besser  als  die  meisten  der  Geschworenen  und  das  mag 
wohl  der  Grund  sein,  weshalb  Cicero  ihn  trotz  seiner  sonstigen 
Ausführlichkeit,  da  er  ihn  nicht  zu  tadeln  wagte,  gar  nicht 
nennt. 

Aus  Clodius'  Processe  ergiebt  sich  die  Richtigkeit  dessen* 


a)  Vergl.  oben  S.  120. 

b)  Mao  sehe  Bd.  II,  1,  155. 
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was  wir  früher  über  die  Abschaflung  der  comperendinatio  und 
amplicUio  durch  das  Aurelische  Gesetz  erwiesen  haben.*)  Weder 
jeue  noch  diese  fand  statt.  In  seiner  ausführlichen  Erzählung 
über  den  Process**)  spricht  Cicero  von  seiner  eigenen  Zeugen- 
aussage, welche  eine  lärmende  Freudenbezeugung  der  Senats- 
partei hervorrief.  Am  folgenden  Tage  beschliessen  die  Geschwo- 
renen, nicht  weiter  zusammenzukommen,  wenn  sie  nicht  eine 
militärische  Bedeckung  erhielten.  Die  Beschaffung  derselben 
dauert  zwei  Tage,  während  deren  nach  Ciceros  Darstellung  die 
Bestechung  der  Richter  geschieht.  Nach  dem  Wiederzusammen- 
treten des  Gerichtes  findet  ohne  weitere  Verhandlungen  sogleich 
die  entscheidende  Abstimmung  statt  Sonach  ist  kein  zweiter 
Termin  mit  erneuter  Anklage  und  Vertheidigung,  wie  er  bei 
der  comperendinatio  nöthig  war,  gehalten  worden.  Aber  auch 
die  amplicUio  konnte  bei  dem  Processe  keine  Geltung  haben. 
Denn  da  die  Richter  so  ungern  zum  Urtheile  schritten,  so  hätten 
sie  es,  wenn  ihnen  dies  freigestanden,  durch  öftere  Vertagung 
aufgeschoben,  die  Leidenschaften  sich  abkühlen  lassen  und  so 
Zeit  für  ein  ihrer  Gesinnung  entsprechendes  Urtheil  gewonnen. 
Da  sie  am  Schlüsse  des  Termines  sogleich  das  Urtheil  fällten, 
muss  man  daraus  schliesseu,  dass  sie  gezwungen  waren  es  zu 
fällen.  Noch  eine  weitere  Folgerung  lässt  sich  aus  dem  Ver- 
fahren bei  Glodius'  Processe  ziehen.  Wir  haben  bemerkt,  mit 
welcher  Leichtigkeit  man  die  Abwesenheit  von  Geschworenen 
bei  den  Verhandlungen  und  beim  Fällen  des  Urtheils  gestattete. 
Indessen  dies  konnte  naturgemäss  nur  in  geringem  Grade  der 
Fall  sein  und  der  Vorsitzende  hatte  als  Beamter  die  Macht, 
einem  Uebermasse  in  dieser  Beziehung  zu  begegnen.  Jetzt  sehen 
wir,  dass  selbst  die  anwesenden  Geschworenen  es  in  ihrer  Ge- 
walt hatten,  sich  der  Abstimmung  zu  entziehen:  sie  brauchten 
nur  beide  Seiten  des  Stimm täfelchens  auszulöschen,  dies  konnte 
der  Prätor  nicht  hindern.  Auch  hatte  es  das  Gesetz  vorgesehen. 
Die  Täfelchen  „ohne  Abstimmung''  wurden  für  ungültig  erklärt 
und   bei  der  Bestimmung  der  Mehrheit  nicht  mitgezählt    Denn 


a)  S.  oben  S.  211  flgd. 

b)  Bei  Gic.  ad  Att.  1,  16,  4  flgd. 
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hätte  man  dies  bei  Clodius'  Processe  gethan,  so  wäre  keine 
Mehrheit  für  die  Freisprechang  heraasgekommeu.  Indessen 
auch  diese  vom  Gesetze  verstattete  Freiheit  musste  ihre  Gren- 
zen haben :  sonst  wäre  es  möglich  gewesen ,  dass  eine  kleine 
Zahl  der  Geschworenen  die  Entscheidung  in  ihrer  Hand  gehabt 
hätte.  Es  konnte  nicht  die  Bestimmung  gelten,  dass,  so  viel 
oder  so  wenig  gültige  Stimmen  abgegeben  würden,  immer  die 
absolute  Mehrheit  der  vom  Gesetze  verordneten  75  Geschwore- 
nen, d.  h.  also  38,  die  Entscheidung  geben  sollten;  denn  bei 
Clodius  gaben  dieselbe  nur  31.  Dagegen  ist  es  wahrscheinlich, 
dass  zwei  Drittel  gültige  Stimmen  abgegeben  werden  mussten, 
um  eine  Entscheidung  herbeizuführen.  Diese  zwei  Drittel  fin- 
den sich  schon  im  Acilischen  Gesetze*)  und  wurden  bei  Clodius' 
Processe  herausgebracht  Was  geschehen  wäre,  wenn  nicht  so 
viel  gültige  Stimmen  zu  erlangen  waren,  wissen  wir  nicht:  vid- 
leicht  hörte  der  Process  ohne  Urtheil  auf. 

Fassen  wir  die  Absicht  des  Fufischen  Gesetzes  zusammen, 
so  war  dasselbe  durch  P.  Clodius^  Frevel  veranlasst,  behandelte 
aber  Religionsfrevel  überhaupt  und  man  darf  annehmen,  dass 
es  sich  nicht  nur  auf  Senatoren  und  Beamte,  ja  nicht  auf  Rö- 
mische Bürger  allein ,  sondern  überhaupt  auf  alle  Personen  be- 
zog, gleich  den  Cornelischen  Gesetzen  über  „gemeine  Verbrechen.*' 
Bis  dahin  waren  Religionsfrevel  anfänglich  von  dem  geLstlichen 
Gerichtshofe  der  Priester  geahndet  worden,  später,  seit  die  staat- 
liche Gewalt  zur  Geltung  kam,  durch  die  ausserordentliche  Ge- 
richtsbarkeit des  Volkes :  weniger  bedeutende  Fälle,  welche  kein 
Bedenken  erregten,  hatten  auch  wohl  die  Beamten  selbständig 
gestraft.  Jetzt  wurde  ein  auffallender  Frevel,  den  ein  hochge- 
stellter Mann  beging,  Veranlassung,  dass  ein  ordentliches  Ge- 
richtsverfahren vor  den  gewöhnlichen  Schwurgerichten  eingesetzt 
und  die  Oberhoheit  des  Staates  über  die  geistliche  Gewalt  in 
regelrechter  Weise  durchgeführt  wurde.  Man  folgte  dabei  dem 
Beispiele,  welches  der  Volkstribun  Sex.  Peducaeus  im  Jahre 
113  V.  Chr.  gegeben  hatte.  ^)    Einen  anderen  nach  diesem  Fofi- 


a)  S.  Bd.  II,  1,  158. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  218. 
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sehen  Gesetze  gefährten  Process  erkenne  ich  in  der  Anklage, 
welche  im  Jahre  52  v.  Chr.  gegen  A.  Gabinios  gerichtet  wurde. 
Er  hatte  als  Statthalter  Syriens  gegen  den  Spruch  der  Sibylli- 
nischen  Bücher  den  König  von  Aegypten  wieder  eingesetzt  und 
sich  dadurch  mannigfache  Anklagen  zugezogen.  Die  schlimmste 
erfolgte,  als  Pompejus  in  dem  genannten  Jahre  den  Staat  von 
allen  verderblichen  Elementen  zu  reinigen  suchte,  wegen  Gott- 
losigkeit*): er  hatte  gegen  das  Fufische  Gesetz  gesündigt. 

Es  war  eine  wichtige  Erweiterung  der  Schwurgerichte, 
welche  Q.  Fufius  herbeigeführt,  viel  wichtiger,  als  diejenige, 
welche  im  Jahre  65  v.  Chr.  durch  das  Papische  geschehen  war^), 
wichtiger  auch,  als  zwei  andere,  welche  ungefähr  zu  gleicher 
Zeit  eintraten.  Die  eine  derselben  war  folgende.  Das  Jahr  64 
V.  Chr.  war  reich  an  Gesetzen  und  Gesetzesvorschlägen  und 
man  fühlte  das  Bedürfniss,  für  die  ersteren  eine  bestimmte  Form, 
unter  der  allein  sie  als  gültig  angesehen  werden  sollten,  fest- 
zustellen. Deshalb  gaben  die  Consuln  jenes  Jahres,  L.  Murena 
und  D.  Silanus  ein  Gesetz,  welches  von  ihnen  das  Junische  und 
Licinische  heisst  Cicero  nennt  es  im  Jahre  43  v.  Chr.  neu 
und  erwähnt  eine  durch  dasselbe  verhängte  Strafe.^)  Er  sagt 
anderswo,  es  sei  von  den  Consuln  gegeben.^)  So  ist  die  Nach- 
richt des  Ciceronischen  Scholiasten,  es  sei  im  Jahre  64  v.  Chr. 
gegeben  worden,  vollkommen  glaublich:  ebenso  glaublich,  wenn 
er  als  seinen  Inhalt  angiebt,  es  habe  verboten,  ein  Gesetz  heim- 
lich in  das  Aerarium  zu  bringen  **),  weil  die  Gesetze  im  Aera- 
rium  niedergelegt  zu  werden  pflegten.^^)  Diese  Andeutung  ist 
zwar  etwas  unklar,  aber  der  Uebelstand  bei  der  Römischen  Ge- 
setzgebung bestand  darin,  dass  keine  Aufsicht  über  die  Gesetze, 


a)  App.  bell.  civ.  II,  24. 

b)  Man  sehe  oben  S.  244. 

c)  Cic.  Phil.  V,  3,  8  ubi  poena  recenti  lege  luoia  et  Licinia? 

d)  Cic.  p.  Sest.  64,  135  (admiror)  quod  se  statuit  omnino  consularem 
legem  Dullam  putare.  Gaeciliam  Didiam,  Liciniain  luniam  contempsit. 
Vergl.  ad  Att.  II,  9,  1. 

e)  Schol.  Bob.  p.  310  Licinia  vero  et  lonia  coDsulibus  auctoribus  Li- 
cinio  Mureoa  et  lunio  Silano  perlata  iUud  cavebat,  ne  dam  aerario  legem 
iDferh  liceret,  quoniam  leges  aerario  condebantur. 
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weder  währeud  sie  berathen  wurden,  noch  später,  wenn  sie  er- 
lassen waren,  stattfand,  ein  UebelsUmd,  über  den  Cicero  in  star- 
ken Ausdrücken  klagt») :  wir  kennen  sogar  ein  für  Roms  Schick- 
sal folgenschweres  Beispiel,  wo  eine  Nachlässigkeit  in  dieser 
Beziehung  die  bösesten  Verwickelungen  herbeiführte,**)  Einem 
Theile  dieser  Uebelstäude  scheint  das  Licinisch-Junische  Gesetz 
abgeholfen,  überhaupt  auch  andere  Unregelmässigkeiten  beim 
Erlasse  von  Gesetzen  verboten  zu  haben:  Cicero  erwähnt  es  in 
Verbindung  mit  einem  anderen  Gesetze,  welches  die  Bekannt- 
machung von  Gesetzesvorschlägen  während  dreier  Markttage 
vorschrieb.*")  Die  Zuwiderhandelnden  konnten  vor  dem  Schwur- 
gerichte angeklagt  werden:  eine  solche  Anklage  erwähnt  Cicero 
gegen  C.  Cato  im  Jahre  54  v.  Chr.  und  gegen  P.  Vatinius*^), 
und  Bestrafung  war,  wie  es  an  einer  anderen  Stelle  heisst,  die 
Folge  einer  Verurtheilung.  Ich  meine,  die  Consuln  Murena  und 
Silanus  erklärten  in  ihrem  Gesetze,  wer  dasselbe  verletze,  solle 
gleich  einem  Majestäts Verbrecher*),  oder,  da  die  Strafe  dafür 
vielleicht  zu  hart  erschien,  nach  dem  Plautischen  Gesetze  über 
Gewaltthat  bestraft  werden:  weitere  Bestimmungen  über  den 
Process  gaben  sie  nicht. 

Eine  ähnliche  Erweiterung  erfuhren  die  Verbrechen  de^ 
Schwurgerichtes  durch  das  Fufische  Gesetz,  von  dem  wir  als- 
bald sprechen  werden;  aber  es  ist  möglich,  dass  noch  andere 
Gesetze  eben  derselben  Art,  von  denen  nur  keine  Kunde  auf 
uns  gekommen  ist,  gegeben  wurden. 


a)  Cic.  de  leg.  111,  20. 

b)  Suet  Caes.  28. 

c)  Cic.  Phil.  V,  3,  8. 

d)  Cic.  ad  Att.  IV,  16,  5  Nunc  ad  ea,  quae  quaeris  de  0.  Catooe. 
Lege  lunia  et  LiciDia  scis  absolutum ,  Fufia  ego  tibi  niiDtio  absolatum  iri 
Deque  patronis  suis  tarn  libeDtibus  quam  accusatoribus.  Cic  in  Yat  li, 
33  Quaero  illud  etiam  ex  te,  quod  privatus  admisisti :  —  postolatasoe  sis  lege 
Licinia  et  lunia?  edixeritne  C.  Memmius  praetor  ex  ea  lege,  ut  adesses  die 
tricesimo? 

e)  Vergl.  Bd.  ü,  1,  886. 
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Siebentes  Capitel. 

Gesetze  des  Jahres  59  ?.  Chr.  P.  Yatinins*  Gesetz  ftber  die  Yerwerteng 
der  RichtercoUegien.  Ansichten  der  Gelehrten  darüber.  Ob  nnter  den 
Riehtercolleglen  die  forsitzenden  Pr&toren  inbegriffen  sind.  Eine  Stelle 
Cieeros  spricht  dagegen,  die  Erzihlnng  ftber  Yatinins*  eigenen  Process  da- 
flr.  Hnr  bei  den  kleineren  ünlstionen  war  die  Yerwerteng  erlaubt, 
schwankender  Änsdrnck  des  Gesetzes.  Was  nnter  dem  gegenseitigen 
Verwerfen  der  Richter  zn  verstehen  ist  nnd  wann  diese  Yerwerftingstatt- 
üuid.  Allgemeine  Bedentang  des  Yatinischen  Gesetzes.  Das  Fniische  Ge- 
setz ftber  die  Abstimmung  der  Richter. 

Die  Thätigkeit,  welche  die  antergebende  Republik  dem 
Schwurgericbte  zuwendete,  ist  sehr  bemerkenswerth.  Sie  be- 
weist, dass  mau  die  Mängel  desselben  erkannte  und  ernstlich 
bemäht  war,  ihnen  abzuhelfen:  man  hoffte,  dadurch  die  vielen 
Schäden  des  Staates,  welche  täglich  mehr  hervortraten,  zu  hei- 
len. Die  Verwerflichkeit  der  Mittel,  durch  welche  man  nach 
Ehrenstellen  jagte,  die  Bestechlichkeit  des  Volkes  selbst,  das 
anbekümmert  um  das  Staatswohl  augenblicklichen  Genuss  und 
Bequemlichkeit  des  Lebens  suchte,  die  Habgier,  mit  der  man 
die  Provinzen  und  unterworfenen  Völker  plünderte,  die  Parteiun- 
gen,  welche  im  Innern  die  Bürgerschaft  zerrütteten  und  statt 
einträchtiger  Beschlüsse  blutige  Fehden  hervorriefen,  alle  diese 
Uebel,  vermeinte  man,  könnten  bei  besserer  Anordnung  der  Ge- 
richte aufhören :  es  herrschte  auf  diesem  Gebiete  der  Criminal- 
gerichtsbarkeit  das  aufrichtige  Streben,  Verbesserungen  aufzu- 
finden und  durchzuführen.  Dass  dieses  gute  Früchte  trug,  ist 
nicht  zu  bezweifeln,  aber  freilich  nicht  die  erwarteten.  Weil 
man  den  Grund  der  herrschenden  Uebel  nicht  erkannt  hatte, 
war  es  nicht  möglich,  durch  Aenderungen  in  den  Schwurge- 
richten die  Krankheit  des  Staates  zu  heben.  Es  ist  fast  zu  be- 
dauern, dass  die  meisten  dieser  Bemühungen  der  untergehenden 
Republik  um  das  beste  Verfahren  in*  Strafsachen  ohne  dauernde 
Ergebnisse  geblieben  sind.  Die  Kaiserregierung  hatte  andere 
Bedürfnisse  und  konnte  von  dem ,   was  die  Republik  in  ihrem 
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Ringen  nach  möglichster  Vervollkommnung  der  Gerichte  geschaffen 
hatte,  nur  wenig  gebrauchen. 

Das  Jahr  59  v.  Chr.,  in  welchem  C.  Julius  Caesar  sein 
erstes  Consulat  bekleidete,  brachte  viele  Veränderungen  im  Rö- 
mischen Staate,  unter  andern  drei  Gesetze  über  die  Schwurge- 
richte, ein  consularisches  und  zwei  tribunicische.  Wir  beginnen 
mit  den  letzteren,  von  denen  das  bedeutendere  dasjenige  ist, 
welches  P.  Vatinius,  der  bekannte  Günstling  Cäsars,  im  Beginne 
seines  Amtes  vorschlug  und  bald  nachher  durchsetzt«.  Wir  be- 
sitzen über  dasselbe  leider  nur  eine  einzige  unmittelbare  Nach- 
richt, und  auch  diese  giebt  nur  unklare  Andeutungen,  nicht  eine 
geschichtliche  Darstellung  seines  Inhaltes.  In  der  Rede,  welche 
Cicero  bei  Gelegenheit  einer  Zeugenaussage  von  Vatinius  im 
Jahre  56  v.  Chr.  gegen  denselben  hielt,  erwähnt  er*)  ein  Ge- 
setz, das  Vatinius  während  seines  Tribunates  gegeben  habe  über 
die  Verwerfung  der  gegenseitigen  Richtercollegia.  Er  sagt,  es 
sei  billig,  d.  h.  dem  Angeklagten  günstig  gewesen  und  hätte 
eine  Wohlthat,  ebenfalls  für  den  Angeklagten,  enthalten:  femer, 
der  Tribun  habe  es  am  Anfange  seines  Amtes  vorgeschlagen, 
aber  dann  mit  dem  Durchbringen  desselben  gewartet,  bis  C.  An- 
tonius wegen  Erpressungen  bei  dem  Prätor  Cn.  Lentulus  Clo- 
dianus  angeklagt  worden  sei.  In  dem  Gesetze  aber  habe  ge- 
standen, dass  von  dem  Tage  der  Annahme  desselben  an  dessen 
Wirksamkeit  eintreten  sollte.  Das  Verständniss  des  Vatiniscben 
Gesetzes  beruht  somit  ausschliesslich  auf  dem  Ausdrucke  „Ver- 
werfung der  gegenseitigen  Richtercollegia.'"  Man  hat  gesagt, 
unter  RichtercoUegium  seien  alle  vom  Prätor  erbosten  Richter  zu 
verstehen:  das  Gesetz  habe  die  Bestimmung  getroffen,  einmal 
dürfe  der  Ankläger,  einmal  der  Angeklagte  alle  Richter  zusammen 


a)  Cic.  in  Vat.  11,  27  Et  quoniam  crcforo  usurpas  legem  te  de  alternis 
consiliis  reiieiendis  tulisse,  ut  omnes  intelligant  te  ne  recte  quidem  fiEurei? 
sine  scclere  potuisse ,  quaero ,  cum  lex  esset  aeqaa  promulgata  initio  ma- 
gistratus,  multas  iam  alias  tulisses,  expectarisne,  dum  C.  Antonius  reas 
fieret  apud  Cn.  Lentulum  Clodianum?  et  posteaquam  ille  est  reus  ÜBCtus, 
statim  tuleris  in  eum  qui  tuam  post  legem  reus  fiactus  esset,  nt  homo 
consularis  exclusus  miser  puncto  temporis  spoliaretur  beneficio  etaequitate 
legis  tuae? 
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verwerfen,  während  es  früher  den  Parteien  erlaubt  war,  nur  ein- 
zelne Richter  zu  verwerfen.  Dagegen  wendete  man  ein,  „gegen- 
seitige RiehtercoUegia"  verwerfen  könne  man  nicht  sagen,  wenn 
jede  der  Parteien  ein  Collegium  zurückweisen  dürfe:  es  liege 
darin  die  Andeutung,  dass  die  eine  Partei  das  Collegium  der 
anderen  verwerfe.  Das  RichtercoUegium  gehöre  einer  Partei,  sei 
das  einer  Partei,  wenn  dieselbe  aus  den  erbosten  Richtern  die 
ihr  vom  Gesetze  bewilligte  Zahl  verworfen  habe.  Z.  B.  in  dem 
Processe  Milos  heisse  RichtercoUegium  Milos  diejenige  Zahl  von 
Geschworenen,  welche  übrig  blieb,  nachdem  derselbe  aus  den 
vom  Prätor  erloosten  81  Richtern  die  ihm  vom  Gesetze  bewilligte 
Zahl  von  15  verworfen  hatte;  Collegium  des  Anklägers  heisse 
die  Zahl  von  51,  welche  durch  Verwerfung  der  anderen  15  dem 
Ankläger  verstatteten  entstehe.  Das  Vatinische  Gesetz,  sagt 
man  also,  habe  bestimmt,  dass  es  den  Parteien  einmal  freistehen 
sollte,  das  ganze  RichtercoUegium  zu  verwerfen,  worauf  dann 
die  Bildung  eines  neuen  RichtercoUegiums  von  vorn  angefangen 
wurde.^) 

Dem  Wortsinne  nach  sind  unter  dem  „RichtercoUegium'' 
nur  die  Geschworenen  zu  verstehen,  ohne  den  Vorsitzenden  Prä- 
tor. Die  Geschworenen  stehen  in  einem  natürlichen  Gegensatze 
zu  demjenigen,  welcher  zwar  den  Vorsitz  derselben  führt,  aber 
ohne  Einfluss  auf  die  Abstimmung  bleibt.  Ein  Scholiast  zu  der 
angegebenen  Stelle  Ciceros^)  giebt  als  Inhalt  deis  Vatinischen 
Gesetzes  an,  es  habe  über  die  Verwerfung  der  „gegenseitigen 
Kichter"  gehandelt.  Aehnlich  äussert  sich  Cicero  selbst  in  einer 
Rede,  welche  er  wenige  Jahre  nach  dem  Vatinischen  Gesetze 
für  Plancius  gehalten  hat.  ^)    Er  spricht  dort  von  dem  Licinischen 


a)  Schol.  Bob.  p.  321  Legem  quidem  hanc  non  improbabilem  videbatur 
P.  Vatinius  in  tribunatu  suo  perrogasse,  ut  alternorum  iadicom  reiectio 
fieret. 

b)  Cic.  p.  Plane.  15,  36  Neque  enim  quidquam  aliud  in  hac  lege  nisi 
editicios  iudices  es  secutus,  quod  geous  iudiciorum  si  est  aequum  ulia  in 
re  nisi  in  hac  tribuaria,  non  intelligo,  quam  ob  rem  senatos  hoc  uno  in 
genere  tribus  edi  voluerit  ab  accusatore  neque  eandem  editionem  transtu- 
lerit  in  ceteras  causas,  de  ipso  denique  ambitu  reiectionem  fieri  voluerit 
iudicum  alternorum. 
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Gesetze,  welches  bei  den  Processen  über  Genossenschaften  Ge- 
schworene bestimmte,  die  von  dem  Ankläger  allein  vorgeschlagen 
waren:  er  stellt  ihnen  gegenüber  die  Wahl  der  Geschworenen, 
wie  sie  bei  den  übrigen  Criminalprocessen  nach  dem  Vatinischen 
Gesetze  stattfand,  d.  h.  die  Verwerfung  der  „gegenseitigen  Rich- 
ter." Dieser  Gegensatz  zeigt,  dass  unter  den  „Riclitern"  der 
Vorsitzende  nicht  mit  inbegriifen  ist:  folglich  wird  auch  in  der 
Nachricht  des  Scholiasten  nur  an  die  Geschworenen  gedacht  und 
das  Vatinische  Gesetz  bezog  sich  auf  sie  allein.  Dies  wird  be- 
stätigt durch  M.  Scaurus'  Process  vom  Jahre  54  v.  Chr.  Cicero 
vertheidigte  ihn  und  wir  besitzen  Bruchstücke  seiner  Rede,  län- 
gere Stücke  aus  Asconius*  Commentar  darüber.  Der  Letztere 
führt  aus  der  damaligen  Zeitung  der  Stadt  Rom  über  die  Ein- 
leitung des  Processes  an ,  Scaurus  sei  augeklagt  worden  bei  M. 
Cato,  dem  Prätor  über  Erpressung.*)  Schon  diese,  aus  der 
besten  Quelle  stammende  Nachricht  spricht  gegen  die  Möglich- 
keit einer  Verwerfung  auch  der  dem  Schwurgerichte  Vorsitzen- 
den Prätoren.  Denn  dann  konnte  es  keinen  Prätor  für  Erpres- 
sungen, d.  h.  keinen,  der  während  seines  Amtsjahres  alle  Pro- 
cesse  über  dieses  Verbrechen  zu  leiten  hatte,  geben.  Alle  Prä- 
toren, ausser  dem  städtischen  und  dem  Fremdenprätor,  hätten, 
wie  sie  die  Entscheidung  der  Parteien  traf,  über  alle  Verbrechen 
zu  Gericht  sitzen  müssen.  Aber  weiter  heisst  es**),  der  Auge- 
klagte sei  in  grosser  Furcht  gewesen  vor  Cato,  welcher  den  Pro- 
cess geleitet,  wegen  dessen  Freundschaft  und  Verwandtschaft 
mit  dem  Ankläger.  Hätte  der  Angeklagte  das  Recht  gehabt^ 
den  Vorsitzenden  des  Schwurgerichtes  zu  verwerfen,  so  mnsste 
er  es  in  diesem  Falle  gebrauchen:  da  er  es  nicht  gethan,  kann 
er  auch  jenes  Recht  nicht  gehabt,  folglich  sich  Vatinios^  Gesetz 
nicht  auf  eine  Verwerfung  des  Vorsitzenden  bezogen  haben. 
Indessen  in  zwei  Stellen  Ciceros  scheint  von   einer  durcli 


a)  Ascon.  p.  19  Orell.  postolatus  est  apud  M.  Gatonem  praetorem  re 
petoDdanim,  ut  in  actis  scriptom  est,  postridie  Nonas  Quintiles. 

b)  Ascon.  ibid.  M.  Catonem  autem,  qui  id  iudiciam,  ut  dizimus,  extf> 
cebat,  metaebat  admodum  propter  amicitiam ,  quae  erat  ilii  cum  Triano 
(accuBatore). 
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die  Parteien   vollzogenen   Wahl  der  Vorsitzenden,   so  wie   von 
einer  Ausdehnung  des  Vatinischen  Gesetzes   auf  diese  die  Rede 
zu  sein.     Die  erste  ist  die  von  uns  schon  angeführte,  in  welcher 
sich   die   einzige   Erwähnung  des   Vatinischen   Gesetzes   findet. 
iMit  der  Durchbringung  desselben,  sagt  Cicero,  habe  Vatinius 
gewartet,  bis  C.  Antonius  bei  dem  Prätor  Cn.  Lentulus  Clodia- 
nus  angeklagt  war,  um  so  diesen  Process  von  der  Anwendung 
des  neuen  Gesetzes  auszuschliessen.     Vatinius  entschuldigt«  sich 
mit  seiner  Freundschaft  für  Q.  Fabius  Maximus,  den  Ankläger 
von  Antonius;   aber  Cicero  behauptet,  die  Pflichten  eines  An- 
klägers seien  verschieden  von  denen  eines  Gesetzgebers:  dieser 
habe  die  allgemeine  Billigkeit  berücksichtigen  müssen,  bei  jenem 
sei  Erbitterung  gegen  Antonius  natürlich.    Maximus,  heisst  es*), 
verdiene   das  höchste  Lob  dafür,   dass  er,  „nachdem  er  einmal 
die  Feindschaft  aufgenommen,  den  Process  übernommen,   den 
Untersuübongsrichter   und  das  Richtercolleginm  sich  ausgewählt, 
dem  Angeklagten  nicht  den  Vortheil  der  Verwerfung  gewähren 
wollte."     Hier  sind  zwei  Punkte,   welche  auf  Verwerfung  auch 
der  Prätoren  nach  dem  Vatinischen  Gesetze  zu  deuten  scheinen: 
erstlich  nennt  Cicero  ausdrücklich  den  Prätor,   bei  welchem  der 
Process  anhängig  gemacht  war;  zweitens  erwähnt  er,  wo  er  von 
der  Verwerfung  nach  dem  Vatinischen  Gesetze   spricht,  Unter- 
suchungsrichter und  Richtercolleginm.    Dennoch  liegt  in  beiden 
kein  Beweis.    Den  Prätor  nennt  Cicero,  um  das  Verbrechen, 
am   welches  es  sich   bei  der  Anklage  handelte,  zu  bezeichnen: 
Untersuchungsrichter  und  Geschworene  gehörten   nach  den  frü- 
heren Gesetzen  zusammen ,  nach  dem  Vatinischen  Gesetze  nicht 
mehr.     Wenn  es  heisst,  Q.  Maximus  habe  sich  Beide,  Unter- 
suchungsrichter und  Geschworene,   ausgesucht,  so  wechselte  der 
Prätor  in  jedem  Jahre:  der  Ankläger  kann  also  seine  Anklage 
verschieben ,  bis   er  einen  ihm  günstigen  Prätor  findet.    Ferner 
lässt  sich  ein  Process  über  Erpressung  leicht  entweder  in  einen 
Process  über  Majestätsverbrechen  oder  einen  über  Staatsdiebstahl 


a)  Cic  in  Vat.  11,  28  Nam  Maximi  qaidem  summa  laus  est,  sumptis 
iiiimicitiis,  soscepta  causa,  quaesitore  consilioque  delecto  reo  commodom 
reiectionis  dare  noluisse. 
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verwandeln:  der  Ankläger  wählte  den  einen  oder  den  anderen 
Grund  der  Anklage,  je  nachdem  ihm  der  eine  oder  der  andere 
Prätor  günstig  zu  sein  schien.  Ebenso  war  eine  Auswahl  unter 
den  Richtercollegien  möglich.  Die  Pflicht  des  Richtens  kam  der 
Reihe  nach  an  die  einzelnen  Decurien:  wenn  der  Ankläger  also 
für  die  Anbringung  seiner  Anklage  diejenige  Zeit  abwartete,  bis 
eine  bestimmte  ihm  günstig  gesinnte  Decurie  an  der  Reihe  war, 
traf  er  mittelbar  eine  Auswahl  unter  den  Richtercollegien.  Bei- 
des hatte  Q.  Maximus  in  seinem  Processe  gegen  C.  Antonius 
gethan:  Cicero  lobt  ihn  dafür,  ebenso  deshalb,  weil  er  die  Ver- 
schiebung des  Vatinischen  Gesetzes  bis  nach  seiner  Anklage 
veranlasst  hätte.  Nach  diesem  selber,  sagt  er,  hätte,  wenn  es 
auf  Antonius'  Process  Anwendung  gefunden  hätte,  eine  dem 
Angeklagten  günstige  Verwerfung  eintreten  können.  Darunter 
eine  Verwerfung  des  Prätors  und  der  Geschworenen  zu  verstehen 
ist  möglich ,  aber  nothwendig  nicht.  Der  Ausdruck  ist  richtig, 
auch  wenn  nach  Vatinius'  Bestimmung  nur  die  letzteren  verwor- 
fen werden  durften.  Mithin  liegt  in  diesem  Beispiele  kein  Be- 
weis gegen  das  eben  gewonnene  Ergebniss,  dass  das  Vatinische 
Gesetz  nur  die  Verwerfung  der  Geschworenen  betraf. 

Im  Verlauf  seiner  Rede  gegen  Vatinius  tadelt  Cicero  dessen 
Benehmen  im  Jahre  58 ,  wo  er  nach  Niederlegung  des  Tribaoa- 
tes  Privatmann  war.  Er  wurde  nach  dem  Licinischen  und  Ja- 
nischen Gesetze  angeklagt,  weil  er  während  seines  Amtes  nicht 
die  gehörigen  Formen  bei  dem  Erlassen  von  Gesetzen  beobachtet 
hatte.  ^)  Vatinius  war  in  Folge  seines  eigenen  Gesetzes  zam 
Legaten  Cäsars  ernannt  worden  und  hatte  Rom  verlassen:  er 
war  also  in  Staatsgeschäften  abwesend  und  einer  Anklage  Tor 
dem  Schwurgerichte  nicht  unterworfen.  Dennoch  benachriditigt, 
dass  er  angeklagt  sei,  kehrte  er  freiwillig  zurück  und  stellte  sich 
vor  Gericht.^)    Die  Anklage  gegen  ihn  erhob  ein  junger  Mann 


a)  Vergl.  oben  S.  277. 

b)  Cic.  in  Vat.  14,  34  Atquc  illiid  etiam  quaero,  cum,  posteaquam  e& 
postulatus,  ex  legatione  redieris,  ne  quis  te  iudicia  defiigere  arbitraretar, 
teque,  cum  tibi  utrom  velles  liceret,  dictitaris  causam  dicere  maluisse:  qui 
consentaneum  fderit,  cum  legationis  perfugio  uti  nolnisses,  appellaJtione  im- 
probissima  te  ad  auxilium  nefarium  confugisse? 
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C.  Licinius  Calvus*^),  und  zwar  vor  dem  Prätor  C.  Memmias 
Gemellus,  der  ihm  nach  dem  Gesetze  am  dreissigsten  Tage  einen 
Termin  ansetzte :  an  ihm  sollte  die  Bildung  des  Schwurgerichts- 
hofes vorgenommen  werden.  Was  für  ein  Prätor  Memmius  war, 
wird  nicht  erzählt;  die  Vermuthung,  er  sei  städtischer  oder 
Fremdenprätor  gewesen ,  ist  sehr  unsicher.^)  Als  vor  ihm  Va- 
tinius am  Tage  seines  Termines  erschienen  war,  entstand  ein 
Streit  zwischen  dem  Prätor  und  dem  Angeklagten  und  der  letz- 
tere rief  die  Hülfe  der  Volkstribunen,  namentlich  P.  Clodius'  an.*) 
Trotzdem  dass  der  Letztere  bereit  war,  dieselbe  zu  leisten,  Hess 
sich  der  Prätor,  vielleicht  wegen  des  Beistandes  der  übrigen  Tri- 
bunen nicht  zur  Nachgiebigkeit  bewegen.  Da  brauchten  Clodius 
und  Vatinius  Gewalt:  sie  stiegen  mit  einer  Rotte  auf  das  Tri- 
bunal des  Prätors,  vertrieben  ihn  und  störten  alle  übrigen  Ge- 
richte, welche  auf  dem  Markte  gehalten  wurden.  So  wurde  der 
Process  gegen  Vatinius  aufgehoben.  Denn  Memmius  that  nichts 
als  das  Geschehene  in  seinen  Acten  verzeichnen  und  eine  Er- 
neuerung desProcesses  fand  zunächst  nicht  statt.  ^)  Cicero  stellt 
mithin  das  Verhältniss  so  dar,  als  ob  Vatinius  jene  Gewaltthat 
begangen  hat,  um  nicht  auf  gesetzmässige  Weise  seinen  Process 
zuführen:  darin  findet  er  etwas  Unerhörtes,  etwas,  das  weder 
jemals  in  Rom  noch  in  einem  anderen  Staate  vorgekommen  sei. 
Wer  des  Redners  Weise  kennt,  wird  nicht  zweifeln,  dass  das 
Verhältniss  ein  anderes  war,  dass  Vatinius  sich  nicht  weigerte, 
sich  überhaupt  vor  Gericht  zu  stellen,  sondern  nur  dasjenige 
Gericht,  welches  von  dem  Prätor  eingesetzt  wurde,  nicht  aner- 
kennen wollte :  durch  seine  freiwillige  Rückkehr  nach  Rom  hatte 
er  genügend  seine  Bereitwilligkeit,  sich  gesetzmässig  zu  ver- 
theidigen,  bekundet. 


a)  Cic  in  Vat.  14,  33  Quaero  etiam  illud  ex  te,  quod  privatus  ad- 
misisti  —  postulatusne  Bis  lege  Licinia  et  lunia?  edixeritne  G.  Memmias 
praetor  ex  ea  lege,  ut  adesses  die  tricesimo  ?  cum  is  dies  venisset,  fecerisne 
qüod  in  hac  republica  Don  modo  factum  antea  nunquam,  sed  in  omni  me- 
moria est  omnino  Laauditum?  appeiiarisne  tribunos  plebis,  ne  causam  dice- 
res?  u.  s.  w. 

b)  Schol.  Bob.  310  Vatinius  cum  rens  de  ambitu  fieret,  appellavit  colle- 
gium  tribunonun  et  maxime  P.  Glodium,  quo  intercedente  effectum  est, 
ut  accusatio  quae  suscepta  fuerat,  non  posset  impleri. 
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Ueber  den  Grund  des  Streites  zwischen  dem  Prfitor  und 
dem  Angeklagten  würden  wir  nichts  sagen  können,  wenn  nicht 
der  Scholiast  zur  Rede  Ciceros  uns  nähere  Nachrichten  mit- 
theilte. Zwar  begeht  derselbe  einen  offenbaren  Irrthum  bei  sei- 
ner Angabe  über  den  Grund,  weshalb  Vatinius'  Anklage  statt- 
fand. Zur  Rede  für  Sestius,  wo  Cicero  Vatinius'  Gewaltthätig- 
keit  ebenfalls  erwähnt,  heisst  es  beim  Scholiasten"),  Vatinius 
sei  wegen  ambitus  angeklagt  worden,  zur  Rede  gegen  Vatinius'') 
anfänglich,  die  Anklage  sei  wegen  Genossenschaften  (de  sodit^ 
liciis)  erfolgt.  Dieser  letztere  Irrthum  ist  aus  einer  Verwechse- 
lung des  Licinisch-Junischen  Gesetzes  und  des  Licinischen,  über 
welches  wir  später  sprechen  werden,  entstanden,  der  erste  Irr- 
thum aus  einer  Verwechselung  dieser  ersten  Anklage  gegen  Va- 
tinius mit  der  späteren,  welche  wirklich  durchgeführt  wurde. 
Indessen  aus  diesen  Irrthümern,  welche  an  anderen  Stellen  be- 
gangen werden,  folgt  nicht,  dass  die  zur  Uauptstelle  gegebene 
Erklärung  unrichtig  ist.  Jene  entstanden  aus  einer  Verwechse- 
lung der  verschiedenen  Anklagen,  welche  gegen  Vatinius  erhoben 
wurden  oder  zweier  Gesetze  ähnlichen  Namens,  diese  enthält  be- 
stimmte Nachrichten,  welche  nur  aus  Quellen,  die  uns  nicht  zu 
Gebote  stehen,  geschöpft  werden  konnten.  £s  heisst  nämlich 
zu  den  von  Vatinius'  Gewaltthaten  handelnden  Worten  Ciceros^), 
P.  Vatinius  sei  von  G.  Licinius  wegen  Gewaltthat  (de  vi)  an- 
geklagt worden.  Diese  Nachricht  kann  man  als  richtig  anneh- 
men.   Man  braucht  nicht  zu  verstehen,  die  Anklage  sei  nach  dem 


a)  Schol.  Bob.  p.  310  an  der  eben  angefahrten  Stelle. 

b)  Scbol.  Bob.  p.  322  Crimine  de  sodaliciis  Vatinius  coeperat  accusaii 
de  quo  puniendo  iis  legibus  cavebatui*. 

c)  Scbol.  Bob.  p.  323  Haec  facta  sunt,  cum  reus  esset  de  vi  P.  Vati- 
nius, accusante  G.  Licinio.  Nam  cum  praetor  C.  Memmios  quaesitorem 
sortito  facere  vellet  et  Vatiuius  postuiai^et,  ut  ipse  et  accasator  suos  ma- 
tuas  reiectiones  de  quaestoribus  facerent  (ipsius  etenim  Vatinii  lege,  quam 
tderat  in  tribunatu,  non  satis  aperte  neque  distincte  apparebat,  utrum 
Sorte  quaesitor  esset  deligeudus  an  vero  mutua  inter  adversarios  facienda 
reiectio),  conspirati  quidam  pro  ipso  Vatinio  immissi  tribunal  escendeniut 
et  sortes,  quae  iutra  urnam  continebantur ,  dispergere  aggressi  sunt,  atque 
ita  effectum  est  gratiose  per  P.  Glodium,  ut  omnia  secundum  voluntatem 
suam  Vatinius  obtineret. 
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Plautischen  Gesetze  erfolgt,  Gewaltthat  bedeute  also  im  eigent- 
licheo  juristischen  Sinne  jenes  Verbrechen ,  nüt  dem  ein  beson- 
derer Prätor  beschäftigt  war,  sondern  vis  hat  allgemeinere  Be- 
deutung: wenn  Yatinius  beim  Durch  bringen  seiner  Gesetze  die 
bestehenden  Vorschriften  verletzte,  so  handelte  er  gewaltthätig, 
aod  das  Licinisch-Junische  Gesetz  hatte  bestimmt,  dass  der  Zu- 
widerbandelnde  als  der  Gewaltthat  schuldig  betrachtet  werden 
solle.*)  Weiter  sagt  der  Scholiast  über  den  Streit  des  Prätors 
uud  des  Angeklagteo,  der  erste  habe  den  Untersuchungsrichter  durch 
(las  Loos  ernennen  wollen,  Vatinius  dagegen  verlangt,  er  und  der 
Aukläger  sollten  in  Betreff  des  Untersuchungsrichters  eine  gegen- 
seitige Verwerfung  vornehmen.  Denn ,  fährt  der  Scholiast  fort. 
Dach  Vatinius'  eigenem  Gesetze,  das  er  in  seinem  Tribunate 
gegeben  hatte,  war  nicht  ersichtlich,  ob  der  Untersuchungsrichter 
durch  das  Loos  erwählt  oder  unter  den  Parteien  eine  gegen- 
seitige Verwerfung  vorgenommen  werden  sollte.  Da  der  Prätor 
trotz  der  Einmischung  der  Tribunen,  namentlich  von  P.  Glodius, 
nicht  nachgab,  brauchte  Vatinius  Gewalt 

Diese  Nachricht  stimmt  zur  Erzählung  Ciceros  selbst:  nach 
ihr  wollte  sich  Vatinius  nicht  dem  Gerichte  überhaupt  entziehen, 
sondern  nur  die  vom  Prätor  beliebte  Zusammensetzung  desselben 
nicht  annehmen.  Der  Scholiast  sagt  ferner,  der  Prätor  habe  bei 
der  Wahl  des  Vorsitzenden  das  Loos,  Vatinius  nach  seinem  Ge- 
setze Verwerfung  durch  die  Parteien  angewendet  wissen  wollen: 
jener  behauptete,  das  Vatinische  Gesetz  habe  über  den  gegen- 
wärtigen Fall  nichts  bestimmt,  dieser  dagegen,  es  bezöge  sich 
auch  hierauf.  Der  Prätor  verfuhr  mithin  nach  den  früheren  Ge- 
setzen und  zwar  nach  dem  Licinisch-Junischen,  das  also  die 
Wahl  des  Vorsitzenden  beim  Schwurgerichte  durch  das  Loos  be- 
stimmte. Es  gab  keinen  besonderen  Prätor  für  die  nach  dem 
Licinisch-Junischen  Gesetze  Angeklagten,  und  konnte  ihn  bei 
der  Seltenheit  der  Processe  nicht  geben:  der  Vorsitzende  sollte 
von  demjenigen  Prätor,  bei  welchem  die  Klage  angebracht  wurde, 
durch  das  Loos  bestimmt  werden.  Die  kleineren  qtiaestionesj 
welche  an  sich  nicht  einen  prätorischen  Amtskreis  ausmachten, 

a)  Mao  sehe  oben  S.  278. 
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konnten  allerdings  mit  den  grösseren  unter  ein  and  demselben 
Prätor  vereinigt  werden  und  wahrscheinlich  war  es  Anfangs  so 
geschehen.")  Aber  auch  die  bei  dem  Scboliasten  angedeutete 
Vertheilung,  dass  bei  kleineren  quaestiones  die  Leitung  der  Ver* 
handlungen  durch  das  Loos  bestimmt  wurde,  ist  denkbar  und 
wird,  da  wir  sonst  keine  Nachrichten  haben,  anzunehmen  sein. 
Mithin  wollte  C.  Memmius,  bei  welchem  Vatinius  verklagt  war, 
den  Vorsitzenden  durch  das  Loos  bestimmen,  bei  der  Bildung 
des  übrigen  Gerichtshofes  dann  nach  dem  neuen  Vatinischeu 
Gesetze  verfahren.  Dagegen  Vatinius  behauptete  die  Anwend- 
barkeit desselben  auch  auf  den  Vorsitzenden.  Hätte  es  über  den 
Vorsitzenden  ausdrückliche  Bestimmungen  enthalten,  so  wäre  es 
für  Memmius  unmöglich  gewesen,  dieselben  nicht  zu  beachten: 
es  hätte  kein  Streit  entstehen  können.  Dennoch  musste  es  mit- 
telbare Bestimmungen  enthalten,  welche  auf  den  Vorsitzenden 
gedeutet  werden  konnten:  sonst  hätte  Vatinius  zu  seiner  Forde- 
rung keinen  Anlass  gehabt,  und  solchen  unbestimmten  Ausdruck 
deutet  der  Scholiast  an.  Ich  vermuthe,  das  Vatinische  Gesetz 
hat  verordnet,  bei  denjenigen  Richtern  (iudices)  oder  Schwur- 
gerichtshöfen (consüia),  bei  denen  bisher  das  Loos  zur  Anwen- 
dung gekommen  wäre,  sollte  fortan  eine  gegenseitige  Verwer- 
fung durch  die  Parteien  stattfinden:  statt  des  Looses,  bei  dem 
manchmal  Parteilichkeiten  vorkommen  mochten,  sollte  fortan 
Verwerfung  durch  die  Parteien  eintreten.  Dann  konnte  sowohl 
C.  Memmius  die  Bezugnahme  des  Vatinischen  Gesetzes  auf  die 
Wahl  der  Vorsitzenden  läugnen  als  auch  P.  Vatinius  sie  für  die- 
jenigen Fälle  behaupten,  wo  die  Vorsitzenden  bisher  durch  das 
Loos  erwählt  worden  waren.  Dergleichen  Zweideutigkeiten  der 
Gesetze  kamen  trotz  der  Mühe,  die  man  sich  mit  dem  Ausdrucke 
gab,  auch  bei  den  Römern  vor :  bei  Vatinius^  Gesetze  haben  wir 
ein  ausdrückliches  Zeugniss  dafür. 

Wir  haben  also  eine  sichere  Nachricht,  dass  das  Vatiniscbe 
Gesetz  sich  nicht  auf  die  den  Schwurgerichten  versitzenden  Be- 
amten bezog,  daneben  eine  andere,  nicht  minder  glaubwürdige, 
dass  es  auf  dieselben  Anwendung   finden  konnte.    Beide  Naeb- 


a)  Vergl.  oben  S.  159. 
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richten  sind  za  vereinen.  Im  Allgemeinen  bezog  sich  dasselbe 
nicht  auf  die  Vorsitzenden  der  Schwurgerichte:  es  wurden  auch 
ferner,  wie  früher,  unter  den  für  die  Criminalgerichtsbarkeit 
bestimmten  Prätoren  die  Amtskreise  verloost,  und  bei  den  mei- 
sten Anklagen  war  dadurch  derjenige  Prfttor,  welcher  die  Klage 
annahm  und  das  Schwurgericht  leitete,  f&r  die  Dauer  eines  Jah- 
res bestimmt  Dagegen  bei  einigen  Arten  von  Processen,  die 
einen  geringeren  Umfang  hatten,  war  jeder  Prätor  zur  Annahme 
der  Klage  befugt:  er  hatte  dann  die  Verpflichtung,  den  Vorsitzen- 
den des  Gerichtes  zu  ernennen  und  er  that  es  früher  durch  das 
Leos,  seit  dem  Vatinischen  Gesetze  durch  gegenseitige  Verwer- 
fung der  Parteien.  Denn  dass  P.  Vatiiiius  in  seinem  Streite  mit 
C.  Memmius  siegte,  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Freilich  der 
Process  selbst,  bei  welchem  der  Streit  zum  Ausbruche  kam,  ge- 
langte nicht  zur  Ausführung;  aber  da  Vatinius'  Gesetz  eine  bil- 
lige Anordnung  traf  und  die  Volkstribunen  sich  für  die  ausge- 
dehntere Anwendung  derselben  erklärten,  darf  man  annehmen, 
dass  dieselbe  von  dem  späteren  Gerichtsgebrauche  gebilligt 
wurde.*) 

Mit  der  Sicherheit,  dass  die  Vorsitzenden  des  Schwurge- 
richtes nur  in  Ausnahmefällen  von  dem  Vatinischen  Gesetze 
betroffen  wurden ,  ist  für  die  Erkenntniss  der  sonstigen  Bedeu- 
tung desselben  wenig  gewonnen.  Es  fragt  sich,  was  die  „gegen- 
seitigen BichtercoUegien '',  wofür  Cicero  selbst  an  anderer  Stelle 
und  der  Scholiast  „gegenseitige  Richter'',  einmal  „wechselseitige 
Verwerfung''*)  sagt,  sind.  In  seiner  Anklage  gegen  Verres 
spricht  Cicero  von  den  Gerichtseinrichtungen  Siciliens:  er  sagt, 
wenn  ein  Privatmann  gegen  das  Volk  oder  das  Volk  gegen  einen 
Privatmann  eine  Klage  anstellt,  so  wird  der  Senat  aus  irgend 
einer  Gemeinde  als  Richter  gegeben,  nachdem  gegenseitige  Ge- 
meinden verworfen  worden  sind.^)  Zwar  ist  die  Anwendung 
dieser  Rechtsregel  auf  den  Process  des  Heraclius  von  Syracus, 


a)  Schol.  Bob.  p.  223.    Man  sehe  S.  286. 

b)  Gic.  in  Verr.  II,  13,  32  Quod  privatus  a  populo  petit  aut  populus 
a  private,  senatos  ex  aliqua  civitate  qui  iudicet  datur,  cum  alteraae  dvi- 
tates  reiectae  sunt 
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welchen  Cicero  demnächst  erzählt,  nicht  klar;  indessen  die  all- 
gemeine Bedeutung  kann  nur  sein,  dass  bei  Streitigkeiten  zwi- 
schen Privatleuten  und  einer  Gemeinde  der  Prätor  drei  Gemein- 
den vorschlägt,  zwei  von  diesen  durch  die  Parteien  verworfen 
und  aus  der  dritten  der  Senat  mit  der  Entscheidung  beauftragt 
wird.*)  Hier  ist  ebenfalls  von  „gegenseitigen  Gemeinden*  die 
Rede,  ohne  dass  irgend  eine  Beziehung  erkennbar  ist,  wonach 
die  Gemeinden  den  Parteien  angehörten,  so  dass  der  Kläger  die 
Gemeinde  des  Verklagten,  der  Verklagte  die  des  Klägers  ver- 
v^rfe.  Wollte  man  annehmen,  der  Vorschlag  von  zwei  GemeiD- 
den  sollte  von  den  Parteien  ausgehen ,  und  jede  Partei  jiabe  die 
Gemeinde  der  Gegenpartei  zu  verwerfen,  so  wäre  das  Verfahren 
unnützer  Weise  weitläuftig.  Der  Sinn  von  Ciceros  Worten  kann 
also  nur  sein,  jede  Partei,  erst  die  eine,  dann  die  andere,  habe 
eine  Gemeinde  zu  verwerfen.  In  gleicher  Weise  ist  die  Ver- 
werfung der  gegenseitigen  Kichtercollegien,  welche  Vatinios'  Ge- 
setz vorschrieb,  aufzufassen:  sie  besteht  darin,  dass  zuerst  die 
eine,  dann  die  andere  Partei  ein  Richtercollegium  verwarf.  Oboe 
Zweifel  entsteht  eine  Verbindung,  eine  Zusammengehörigkeit 
zwischen  einer  Partei  und  einem  Richtercollegium,  wenn  das 
letztere  mit  Hülfe  der  ersteren  gebildet  wird*);  aber  es  lassen 
sich  auch  mannigfache  andere  Verbindungen  denken,  and  selbst 
durch  die  Verwerfung  entstand  eine  solche:  dadurch  rechtfertigt 
sich  die  Ausdrucksweise,  nach  welcher  das  Adjectivuni  beinahe 
statt  des  Adverbiums  steht 

Die  Verwerfung  des  RichtercoUegiums  in  seiner  Gesammt- 
heit  kann  stattfinden,  entweder  nachdem  die  Verwerfung  im  Ein- 
zelnen durch  die  Parteien  geschehen  ist  oder  vorher.  Das  er- 
stere  nimmt  man  jetzt  an ,  das  zweite  halte  ich  für  richtig  ans 
zwei  Gründen.  £rstlich  wäre  es  eine  unnütze  Mühe,  welche 
man  dem  Prätor  auflegte,  Geschworene  zu  erloosen,  ebenso  an- 
nütze  Mühe,  dass  die  eine  Partei  aus  diesen  Erloosten  £inzebe 
verwarf,  wenn  es  der  Gegenpartei  freistand,  das  ganze  Colleginm 
zu  verwerfen.  Zweitens  kann  man  sich  für  solches  Verwerfen 
keine   vernünftige  Absicht   denken.     Man   scheint  zu  glauben, 


a)  Yersl.  oben  S.  281. 
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dadurch  hätte  eine  verständige  Verwerfiing  im  Einzelnen  herbei- 
geiuhrt  werden  sollen,  da  im  Falle  einer  parteiischen  Verwer- 
fiing das  Zurückweisen  des  ganzen  Schwurgerichtes  durch  die 
Gegenpartei  zu  fürchten  war.  Diese  Ansicht  geht  von  der  nicht 
richtigen  Annahme  aus,  dass  die  Verwerfung  einzelner  Richter 
ohne  Parteilichkeit  erfolgen  solle;  das  Gesetz  aber  erlaubt  Par- 
teilichkeit, es  will  durch  gleiche  Bewilligung  von  Parteilichkeit 
an  beide  Paileien  die  Gerechtigkeit  wahren.  Deshalb  musste 
die  Verwerfung  des  gesammten  Richtercollegiums  vor  der  Loo- 
sung  und  vor  der  Verwerfung  einzelner  Geschworenen  durch 
die  Parteien  erfolgen.  Das  Schwurgericht  wurde,  wie  früher, 
aus  den  drei  Ständen  gebildet:  die  drei  Richterlisten  der  Sena- 
toren, der  Ritter  und  der  Aerartribunen  enthielten  jede  zehn  De- 
curien.^)  Von  ihnen  wurden  je  drei,  also  eine  aus  jedem  Stande, 
zusammengestellt  und  bildeten  ein  RichtercoUegium  (consüium). 
Das  Loos  bestimmte  die  Nummer  eines  jeden  CoUegiums  und 
nach  dieser  Reihenfolge  wurde  jedes  bei  den  Schwurgerichten 
verwendet.  Vatiuius'  Aenderung  bestand  darin,  dass  er  diese 
durch  die  Nummer  bestimmte  Reihenfolge  aufhob.  Fortan  schlug 
der  Prätor  drei  Collegien  vor :  nach  Verwerfung  je  eines  durch 
die  Parteien  wurde  das  übrig  bleibende  zum  Richten  bestimmt. 
Demnächst  fand  in  früher  gewohnter  Weise  die  Ausloosung  der 
einzehien' Richter  und  die  Verwerfung  durch  die  Parteien  statt 
Das  Vatinische  Gesetz  brachte  mithin  nur  eine  unbedeutende 
Aenderung  in  dem  Griminalgerichts verfahren  hervor:  dass  es 
nicht  öfter  erwähnt  wird,  ist  natürlich.  £s  war  an  sich  weder 
dem  Ankläger  noch  dem  Angeklagten  besonders  günstig;  den- 
noch konnte  es  Cicero  günstig  für  den  Letzteren  nennen,  weil 
C.  Antonius'  Ankläger  sich  durch  geschickte  Auswahl  der  Zeit, 
wo  er  seine  Anklage  anbrachte,  Vortheile  gesichert  hatte,  welche 
ihm  bei  Anwendung  des  Vatinischen  Gesetzes  entgangen  wären. 
In  so  fern ,  weil  der  Ankläger  die  Zeit  der  Anklage  in  seiner 
Gewalt  hat,  kann  man  es  im  Allgemeinen  dem  Angeklagten 
günstig  nennen.  Die  allgemeine  Geltung  desselben  für  alle  Gri- 
minalgerichte  scheint  nicht  zu  bezweifeln.    Cicero  selbst  setzt 


a)  S.  oben  S.  203. 
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es  in  Verbindiing  mit  den  Gerichten  über  Erpressung,  sein  Sdio- 
liast  mit  denen  über  Gewaltthat  and  den  nach  dem  Licinisch- 
Joniscben  Gesetze  eingeleiteten  Anklagen.  Somit  ist  die  Gel- 
tang für  alle  Amtsverbrechen  sicher:  sie  wird  auch  dadarch 
wahrscheinlich,  dass  in  eben  demselben  Jahre  wie  Yatinias  des- 
sen Gönner  C.  Caesar  ein  Gesetz  über  Erpressung  gab.  Denn 
hätte  die  Bestimmung  über  die  Verwerfung  des  gesammten  Rieh- 
tercollegiums  nur  für  diesen  Fall  gegolten,  so  würde  sie  in  Cae- 
sars Gesetz  aufgenommen  worden  sein.  Aber  auch  für  die  ge- 
meinen Verbrechen  galt  Vatinius^  Gesetz.  Man  hatte  in  jener 
Zeit  das  Streben,  die  Unterschiede  zwischen  den  Processen  in 
gemeinen  und  in  Amtsverbrechen  auszugleichen.^)  Eben  so  we- 
nig scheint  es  zweifelhaft,  dass  Vatinius  eben  nur  den  einen 
von  uns  erläuterten  Punkt  in  dem  Strafverfahren  &iderte,  alles 
Uebrige,  sowohl  im  Verfahren  wie  in  der  Bestimmung  der  Ver- 
brechen, unverändert  liess.  Die  einzige  Nachricht,  welche  wir 
über  eine  grössere  Ausdehnung  des  Vatinischen  Gesetzes  bei 
Ciceros  Scholiasten ^)  haben,  beruht,  wie  schon  frühere  Gelehrte 
erkannt,  auf  einem  Irrthume.^) 

Das  Jahr  von  Caesars  Consulate  brachte  noch  ein  weiteres 
Gesetz  über  das  Strafverfahren,  gleich  unbedeutend  und  auf 
einen  einzelnen  Punkt  bezüglich.  Der  Prätor  Q.  Fufius  Cale- 
nus,  erzählt  Dio  Cassius*'),  gab  ein  Gesetz  über  die  Abstim- 
mung der  Geschworenen  in  den  Criminalprocessen.  Sie  bestan- 
den aus  den  drei  Ständen,  den  Senatoren,  Rittern  und  Aerar- 
tribunen:  das  Aurelische  Gesetz  bestimmte  zwar,  dass  die 
Mehrheit  aller  Stimmen  zusammen  entscheiden  soUte,  schrieb 
aber  sonst  nichts  über  das  Abgeben  der  Stimmen  vor.  Die 
Stimmtäfelchen  wurden  also  in  einer  einzigen  Urne  gesammelt, 
wovon  die  Folge  war,  dass  jeder  der  drei  Stände  die  vernünfti- 
gen Entscheidungen  sich,  die  schlechten  den  anderen  Ständen 
zuschrieb.  Calenus  bestimmte,  es  sollten  drei  Urnen  angestellt 
werden,  eine  für  jeden  Stand:  so  erfuhr  man  zwar  nicht  die 


a)  VergL  oben  S.  211. 

b)  SchoL  Bob.  p.  235. 

c)  Dio  Cass.  XXXYIII,  8. 
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MeiüUDg  des  einzelnen  Geschworenen,  aber  doch  die  jedes  Stan- 
des. Diese  Einrichtung  blieb  für  die  Folge:  bei  dem  im  Jahre 
54  V.  Chr.  geführten  Processe  gegen  M.  Scaums  und  dem  noch 
späteren  gegen  Milo  wird  ausdrücklich  berichtet,  wie  viel  Stim- 
men aus  jedem  Stande  freigesprochen,  wie  viel  verurtheilt  hät- 
ten^), während  wir  aus  früherer  Zeit  solche  Angaben  nicht  ha- 
ben.^) Die  Absicht  des  Gesetzes  war  nicht  blosse  Neugierde. 
Wenn  der  Verdacht  der  Bestechung,  in  der  damaligen  Zeit  nur 
zu  häufig,  vorlag,  so  Hessen  sich  aus  der  Zahl  derer ,  welche  in 
jedem  Stande  gestimmt  hatten,  Beweise  für  Schuld  oder  Un- 
schuld gewinnen.  Eine  vollständige  ControUe  der  Geschworenen 
war  bei  geheimer  Abstimmung  nicht  möglich ;  dennoch  verschaffte 
Calenus'  Gesetz  eine  gewisse  Art  der  Beaufsichtigung.  Dies 
war  der  Hauptinhalt  desselben;  aber  es  mag  noch  andere  Be- 
stimmungen ähnlicher  Art  getroffen  haben.  Dabei  kam  auch 
Androhung  von  Strafen  vor,  welche  wie  bei  dem  Junisch-Lici- 
nischen  Gesetze^)  von  dem  Schwurgerichte  verhängt  wurden. 
Ich  beziehe  darauf  die  Anklage  gegen  C.  Cato  vom  Jahre  54 
V.  Chr.,  welche  Cicero  erwähnt.*') 

Beide  Gesetze,  welche  wir  erwähnt,  gingen  aus  von  Anhän- 
gern des  Consuls  C.  Caesar,  der  damals  zuerst  seine  Verände- 
rungen in  der  Staatsverfassung  begann:  sie  hatten  also  sicher- 
lich seine  Zustimmung.  Fufius'  Gesetz  musste  ihm  angenehm 
sein,  weil  es  durch  den  Versuch,  die  Entscheidungen  der  Ge- 
schworenen zu  beaufsichtigen,  die  Unparteilichkeit  der  Gerichte 
förderte;  das  Vatinische  Gesetz  hinderte  wenigstens  nicht  Cä- 
sars  Absichten.  Beide  waren  Zugeständnisse,  welche  Cäsar  sei- 
nen Anhängern  machte,  um  auch  ihnen  Gelegenheit  zu  selbstän- 
digen Verdiensten  zu  verschaffen.  In  näherer  Verbindung  stehen 
sie  indessen  nicht  mit  Cäsars  Gesetzen,  das  Vatinische  nament- 
lich auch  nicht  mit  demjenigen  viel  wichtigeren  und  folgereiche- 
ren  Gesetze,   das  Vatinins  über  die  Verwaltung  Italiens,  die 


a)  Man  sehe  Ascoo.  p.  30,  54,  55. 

b)  Yergl.  oben  S.  275. 

c)  Cic.  ad  Att  IV,  16,  5. 
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Bildung  einer  Provinz  Gallia  Gisalpina  und  Illyricnm,  und  dk 
Uebertragung  der  Statthalterschaft  der  letzteren  an  Cäsar  gab. 


Achtes  Capitel. 

IH»  Jvlische  (resetz  über  Erpressung.  Seine  Dauer.  Es  kntpft  u  das 
alte  Galpumische  Cfesetz  an  und  bandelt  nur  tber  Erpressnng.  Teni- 
lAssung  desselben,  die  namentlicb  in  dem  Wunscbe  Hegt,  alle  TheilndiMr 
der  Staatsgewalt  lur  Recbenscbaft  lu  lieben.  Es  bezog  sich  auf  alle 
di<tfenigen,  welcbe  einen  Tbeil  der  Römiscben  Staatsgewalt,  sowoU  ii 
Rom  als  in  den  Provinzen,  austtbten.  Ausdruclt  des  Gesetzes,  der  ^ 
Erläuterung  durcb  einen  Senatsbescbluss  berbeifObrte,  und  sp&ter  ikI 
weitere  Ausdehnung  gestattete.  Verbot  von  Geschenken  an  Beamte  od 
Senatoren,  wobei  ein  ünterscbied  zwischen  den  Beamten  in  der  Stait  od 
denen  in  der  Provinz  hervortritt.  Die  Bestimmungen  des  Juliacben  Ce- 
setzes  hierüber  stammen  ans  älterer  Zeit.  Erpressung  der  Beamtei. 
unmittelbares  Verbot  derselben  im  Jnliscben  Gesetze  theils  in  allgemei- 
nen Ausdrücken,  theils  durch  Anführung  von  Einzelheiten.  Den  Senat!' 
ren  wird  aller  Handel  und  Erwerb  verboten.  Die  Mhere  Gesetzgebni 
darüber  und  ihre  Entwickelung.  Mittelbare  Verbote  der  Erpressung  diitk 
Bestimmung  der  von  den  Provinzen  zn  erfüllenden  Leistnngem.  ItaUos 
bevorzugte  Stellang  dabei.  Liefemngen  der  Provinzen  an  die  Baamtea 
Freie  Gesandtschaften  beschränkt.  Bestimmnngen  über  die  Beftignisse  da 
Statthalters  in  der  Provinz  und  Verhältniss  des  Jnliscben  Gesetzes  zn 
Comelischen  über  Majestätsverbrechen.  Andere  Anordnnngen  Cäsara  über 
die  Verwaltung  der  Provinzen.    Rechnnngslegung. 

Wichtiger  für  das  Criminalrecht  als  Vatinias'  und  Fufias 
Gesetze,  welcbe  nur  unbedeutende  Äeusserlichkeiten  in  der  Form 
des  Verfahrens  betrafen,  war  dasjenige  Gesetz,  welches  Cäsar 
selbst  während  seines  Consulates  über  Erpressungen  gab,  das 
Jalische  Gesetz  de  repetundw.  Es  entsprang  nicht  aus  dm 
Eifer  der  Parteileidenschaft,  sondern  aas  einem  Bedürfnisse  der 
Zeit,  das,  niemals  ausreichend  befriedigt,  damals  durch  die  Ver- 
änderung der  Verhältnisse  lebhafter  hervorgetreten  war :  es  sollte 
durchgehende  Rechtlichkeit  in  der  Verwaltung  herbeiiubreD. 
Dies  ist  der  Grund,  weshalb  es  von  den  Geschichtschreibeni 
mit  Stillschweigen  übergangen  wird :  selbst  Sueton  erwähnt  nicht 
den  Namen  desselben.  Sie  richten  ihr  Augenmerk  einzig  auf 
die  Umtriebe,  durch  welche  Cäsar  am  Ende  an  die  Spitze  de> 
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Staates  gelangte,  und  zu  ihnen  gehörte  dies  Gesetz,  welches  das 
Wohl  des  gesammten  Staates  beabsichtigte,  nicht.  Desto  häu- 
figer wird  es  von  den  Rechtsgelehrten  erwähnt:  es  ist  bis  in  die 
spätesten  Zeiten  des  Römischen  Reiches  die  Grundlage  geblieben, 
aaf  welche  sich  die  Lehre  von  dem  Verbrechen  der  Erpressung 
stützte  und  fortbildete,  es  ist  eben  dasselbe  Jnlische  Gesetz, 
welches  in  einem  Titel  der  Digesten  (48,  11)  erläutert  wird. 
Daher  verdient  es  eine  eingehende  Betrachtung  in  gleicher  Weise, 
wie  die  Cornelischen  Gesetze  über  die  gemeinen  Verbrechen^ 
welche  ebenfalls  fär  alle  Zeiten  des  Römischen  Reiches  Geltang 
gehabt  haben. 

Cäsars  Gesetz  wird  im  dritten  Jahre  nachdem  es  erlassen 
war,  namentlich  angeführt  als  Gesetz  über  Erpressungen  und 
eben  derselbe  Name  später  öfters  wiederholt*) :  es  ist  also  kein 
Zweifel,  dass  es,  mit  Ausschluss  anderer  Verbrechen,  über  Er- 
pressungen handelte  und  diesen  amtlichen  Namen  führte.  Es 
knüpfte  mithin  an  das  Calpurnische  Gesetz  vom  Jahre  149 
V.  Chr.  an.  Die  seitdem  erlassenen  Gesetze,  welche  man  ge- 
meinhin als  Erpressungsgesetze  auffasst,  hatten  dieses  Verbrechen 
nur  in  Verbindung  mit  den  anderen  Amtsverbrechen  behandelt 
und  namentlich  Bestimmungen  über  das  Verfahren  getroffen: 
der  Begriff  der  Erpressung  war  nicht  erweitert,  die  verbotenen 
Handlungen  nicht  näher  bestimmt  worden.  Auch  das  Junische 
Gesetz  scheint  sich  nicht  mit  Erpressungen  beschäftigt  zu  ha- 
ben.'')   Veranlassung  zu  einer  neuen  und  umfassenden  Behand- 


a)  Cic.  p.  Sest  64,  165  Etiamne  eius,  quem  sua  lege  et  suo  beneficio 
ornatum,  munitam,  armatum  seiet  (Yatinios)  gloriari,  G.  Gaesaris  legem 
de  pecuniis  repetandis  non  putat  esse  legem?  p.  Rab.  Post  6,  12  Datur 
tibi  tabella  iudici.  Qua  lege?  lulia  de  pecuniis  repetundis.  in  Pis.  21,  50 
quae  cum  plurimae  lege»  veteres,  tum  lex  Gomelia  maiestatis,  lulia  de 
pecuniis  repetundis  planissime  vetant  in  Vat  12,  29  Quae  cum  ita  sint, 
quaero  ex  te,  sisne  ex  pauperrimo  dives  ÜEU^tus  illo  ipso  anno,  quo  lex  lata 
est  de  pecuniis  repetundis  acerrima,  nt  omnes  intelligere  possent,  a  te 
non  modo  nostra  acta,  quos  tyrannos  vocas,  sed  etiam  amicissimi  tui 
(0.  Gaesaris)  legem  esse  contemptam.  Dazu  Schol.  Bob.  p.  321  £o,  inquit, 
anno  ditatus  est,  quo  lex  de  pecuniis  repetundis  lata  est  ab  ipso  scilicet 
Caesare. 

b)  Man  sehe  Bd.  II,  1,  52. 
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long  dieses  Verbrechens  fand  Cäsar  genagend  in  der  Habsucht 
und  Bestechlichkeit  der  Beamten,  die  zu  seiner  Zeit'  nicht  ge- 
ringer waren  als  früher.  Wir  haben  aas  derselben  kein  Bild 
über  die  Amtsführang  der  Statthalter,  wie  es  uns  Cicero  in  sei- 
nen Reden  gegen  Verres  schildert:  wenngleich  es  für  den  Zweck 
der  Anklage  and  in  rednerischem  Schmucke  übertrieben  ist, 
lehrt  es  dennoch,  wie  sehr  selbst  ein  Versuch,  grössere  Redlicb- 
keit  in  der  Verwaltung  herbeizuführen,  als  der  Mühe  werth  er- 
scheinen musste.  Wir  haben  keinen  Grund  zu  glauben,  dass 
seit  Verres'  berüchtigtem  Processe  die  öffentliche  Unbescholteo- 
heit  gestiegen  sei.  Wie  die  übrigen  Amtsverbrechen  sich  mein- 
ten und  immer  neue  Wege  aufgefunden  wurden,  um  der  Strenge 
erneuter  Gesetze  zu  entgehen ,  so  musste  auch  das  Streben ,  die 
Macht  im  Staate  zur  Bereicherung  zu  benutzen,  wachsen:  das 
alte  Calpumische,  vor  beinahe  hundert  Jahren  erlassene,  Gesetz 
konnte  nicht  mehr  genügen.  Schon  hierdurch  konnte  Cäsar 
bewogen  werden,  ein  neues  Gesetz  gegen  die  Bestechlichkeit 
der  Beamten  zu  geben.  Denn  er  erkannte,  dass  die  Ausbeutang 
der  Bundesgenossen  und  Unterthanen  Roms  nicht  fortgehen  köDDe, 
ohne  den  Bestand  des  Reiches  selbst  zu  gefihrden.*)  Schon 
damals  hatte  er  vielleicht  beschlossen ,  den  Einfluss,  welchen  er 
im  Staate  zu  gewinnen  wünschte,  auf  den  bisher  unterdrückten 
Theil  der  Bevölkerung,  die  Provinzen,  zu  gründen.  Wsdirschäii- 
lich  jedoch  haben  ihn  diese  Erwägungen  allein  nicht  dazu  be- 
wogen, eine  so  umfassende  Gesetzgebung,  wie  sie  sein  Erpres- 
sungsgesetz darbietet,  zu  unternehmen.  Es  kam  dazu  ein 
anderer  Grund,  hergenommen  ebenfalls  von  der  BiUigkeit  and 
mit  den  allgemeinen  politischen  Zwecken,  welche  er  verfolgte, 
in  Verbindung  stehend. 

Das  Calpurnische  Gesetz  hatte  sich  nur  auf  Senatoren  be- 
zogen :  über  sie  allein  konnten  die  Senatsausschüsse,  welche  da- 
mals die  Entscheidung  fällten,  Gewalt  haben.  Ihm  hatten  sieb 
die  späteren  Gesetze,  welche  im  Allgemeinen  die  Schwurgericht« 
behandelten,  angeschlossen:  der  Ausdruck  in  ihnen  lautete  so, 
wie  wir  ihn  aus  den  Ueberbleibseln  des  Acilischen  Gesetzes  ken- 


a)  Vergl.  U,  1,  186  und  214. 
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neD.*)    £8  worden  zuerst  alle  senatorischen  Aemter,  deren  In- 
haber zeitweise   ans  dem  Senate  austraten,  dann  die  Senatoren 
selbst,  endlich  einige  Aemter,  welche  die  erste  Stufe  zu  den 
£brenstellen  bildeten,   genannt:  nur  auf  sie  bezogen   sich  die 
Schwurgerichte  vor  Sulla.    Dieser  selbst  befestigte  den  Unter- 
schied zwischen   den  Amtsverbrechen   und  den  gemeinen  Ver- 
brechen, indem  er   far  dieselben  gesonderte  Formen   des  Ver- 
fahrens bestehen  liess.    Das  Aurelische  Gesetz  hob  diese  Ver- 
schiedenheit auf:  das  Calpumische  über  Amtserschleichung  dehnte 
den  Begriff  von  Amtsverbrechen  zuerst  auf  andere  Glassen  der 
Bevölkerung  aus.    Aehnlich  machte  es  Cäsar  bei  seinem  Gesetze 
aber  Erpressung:  er  umfasste  mit  demselben  nicht  nur  die  Se^ 
natoren  und  senatorischen  Beamten,   sondern  auch  andere  Per- 
sonen,  welche  einen  Theil  der  Staatsgewalt  übten.    Dies  war 
an  sich  billig,  es  diente  aber  auch  den  politischen  Zwecken  Gä- 
sars,   welcher  die  Macht  des  Senates  zu  vermindern  und  ihn 
nicht  als  allein  regierenden   Stand  zu  belassen  wünschte.    Er 
bewirkte  dadurch  zugleich,  dass  dieses  Gesetz   auch  nach  dem 
Aufhören  der  Republik   bei  gänzlich  veränderten  Verhältnissen 
bestehen   und  die  Grundlage  für  die  Auslegung  der  Rechtsge- 
lehrten bleiben  konnte. 

In  den  Auszügen  aus  Marcian  heisst  es,  das  Julische  Er- 
pressungsgesetz beziehe  sich  auf  diejenigen  Gelder,  welche  Je- 
mand in  einem  Amte,  einer  Gewalt,  einer  Besorgung,  einer  Ge- 
sandtschaft oder  in  irgend  einer  anderen  Pflicht,  Geschäft  oder 
Dienste  des  Staates  genommen  hätte  oder  wenn  er  zur  Beglei- 
tung (cohora)  Jemandes  gehöre^),  und  die  letztere  Bestimmung, 
dass  auch  die  Mitglieder  der  sogenannten  Gehörte  von  dem  Ge- 
setze betroffen  würden,  wiederholt  ausdrücklich  Macer®),   wenn- 


a)  Man  sehe  Bd.  II,  1,  183. 

b)  Marcian  1.  1  Dig.  de  lege  lul.  repei  (XLYIII,  11)  Lex  lulia  repe- 
tundarom  pertinet  ad  eas  pecnnias ,  quas  quis  in  magistratu,  potestate,  ca- 
ratione,  legatione  vel  quo  alle  officio,  miinere,  ministeriove  pablico  oeperit 
vel  cum  ex  cohorte  cmns  eomm  est. 

c)  Macer  1.  5  Dig.  h.  t  In  comites  quoqae  iudicmn  ex  bac  lege  indi- 
cium  dator. 
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gleich  er  an  anderer  Stelle*)  nur  allgemein  von  denen,  wekk; 
irgend  eine  Gewalt  hätten,  spricht  Der  Ausdruck  ist  verscbk- 
den  von  dem  der  früheren  Gesetze  über  AmtsverbrecheiL  In 
diesen  werden  einzelne  bestimmte  senatorische  Aemter  attfg^ 
zählt,  hier  werden  durch  Häufung  von  Substantiven  alle  diejti- 
nigen,  welche  an  der  Staatsregierung  Theil  haben,  umfasst- 
eben  diese  Häufung  ist  ein  Beweis,  dass  Marcian  uns  Worte  de$ 
Gesetzes  selbst  mittheilt  Gäbe  er  nur  den  Sinn  desselben,  seine 
eigene  oder  anderer  Rechtsgelehrten  AuiFassung,  so  würde  er 
einfacher  sprechen,  etwa  wie  Macer,  welcher  den  Inhaber  iigeed 
einer  Gewalt  nennt  Dennoch  giebt  Marcian  die  Gesetzeswom 
nicht  vollständig.  Kaum  die  Senatoren  werden  in  denjenigen, 
welche  er  anführt,  bezeichnet  und  keiner  seiner  Ausdrücke,  we- 
der Amt  noch  Dienst  noch  die  anderen,  passen  auf  dieselben 
genau.  Die  früheren  Gesetze  aber  hatten  auch  die  Söhne  aod 
Väter  von  Senatoren  umfasst  Cäsar  hat  sie  ebenfalls  als  sei- 
nem Gesetze  unterworfen  genannt  Denn  dasselbe  band,  vi« 
wir  ausCiceros  Zeugnisse  wissen,  den  senaterischen  Stand,  il 
die  Senatoren  selbst  und  ihre  Angehörigen:  es  galt  unverändeit 
auch  in  der  Kaiserzeit  und  in  ihr  werden  z.  B.  die  Frauen  von 
Senatoren  als  demselben  unterworfen  genannt^)  Mithin  gieU 
Marcian  die  Ausdrücke  des  Gesetzes  nur  theilweise  wieder.  Nacb 
dem  Julischen  Erpressungsgesetze  wurde  im  Jahre  54  A.  Gabi- 
nius  verurtheilt  und  an  diesen  Process  schloss  sich  der  g^o 
G.  Rabirius  Postumus,  welchen  Cicero  vertheidigte.  In  seiotr 
Rede  behauptet  derselbe,  Postumus  werde  von  dem  Gesetze  niete 
betroffen ,  da  er  Römischer  Ritter  sei. '')  Dieser  Stand,  sagt  er. 
sei  immer   von  den  Gesetzen  über  Amtsverbrechen  frei  geweseo 


a)  Macer  1.  3  Dig.  h.  t.  Leg^  lulia  repetandaram  tenetur,  qai  (& 
aliquam  poteBtatem  haberet,  pecuniam  ob  iudicandam  deceroeodiuD^«' 
acceperit 

b)  Z.  B.  Sosia  Galla,  die  Frau  vou  C.  Sllius,  dem  Statthalter  des  obe- 
ren Germaniens,  bei  Tac.  Ann.  IV,  19;  Paxaea,  die  Frau  von  Pompoma? 
Labeo,  bei  Tac.  Ann.  VI,  29;  Die  Cas8.  LVIII,  24. 

c)  Cic.  p.  C.  Rab.  5,  12  Datur  tibi  tabeUa  iudici.  Qua  lege?  lui» 
de  pecuniis  repetundis.  Quo  de  reo?  De  equite  Romano.  At  iste  url* 
lege  ea  non  tenetur. 
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und  er  ermahnt  die  Richter,  ihn  nicht  för  die  Zukunft  davon 
abhängig  zu  machen.  Dagegen  die  Senatoren,  deutet  er  an*), 
würden  als  solche  von  dem  Julischen  Gesetze  betroffen.  Cicero 
sehliesst  diesen  Abschnitt  seiner  Rede  mit  den  Worten :  „Denn 
wenn  Postumus  zu  Schaden  kommt,  der  weder  Tribun  noch 
Präfect  noch  aus  Italien  mitgekommener  Begleiter  noch  Freund 
von  Gabinius  war,  wie  werden  sich  fortan  Leute  Eures  Stan- 
des, die  •in  derartige  Sachen  mit  unseren  Beamten  verwickelt 
sind,  vertheidigen  können?'"'')  Hieraus  folgt  mittelbar,  dass 
Römische  Ritter,  welche  Tribunen  oder  Präfecten  oder  ans  Ita- 
lien mitgekommene  Begleiter  oder  in  dauernder  Eigenschaft  nach 
Römischem  Ausdrucke  Freunde  des  Beamten  waren,  in  dem  Ju- 
Uen  Gesetze  genannt  wurden.  Dennoch  können  diese  Aus- 
drücke „Tribun,  Präfect,  aus  Italien  mitgekommener  Begleiter" 
nicht  in  dem  Gesetze  gestanden  haben.  Denn  Cicero  erzählt 
kurz  zuvor,  im  Jahre  55  v.  Chr.  habe  der  Consul  Cn.  Pompejus 
im  Senate  einen  Vortrag  über  dieses  Gesetz  gehalten  und  dabei 
hätten  sich  nur  wenige  Stimmen  dafür  erhoben,  dass  alle  Tri- 
bunen, Präfecten,  Schreiber  und  Begleiter  des  Beamten  von  dem 
Gesetze  betroffen  werden  sollten,  die  Mehrheit  des  Senates  und 
die  damaligen  Richter  hätten  sich  gegen  eine  so  strenge  Aus- 
^^gung  desselben  erklärt. °)  Man  hat  dies  so  gedeutet,  es  sei 
im  Senate  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  Begleiter  des 
Ernten,  wenn  sie  auf  Befehl  desselben  handelten,  gleich  ihm 
^^h  dem  Julischen  Gesetze  bestraft  werden  sollten:  die  Mehr- 
heit des  Senates  habe  sich  dafor  entschieden,  die  Begleiter  soU- 
^Q  nur,  wenn  sie  auf  eigene  Rechnung  Unrecht  thäten,  gestraft 


a)  Man  sehe  besonders  c.  7,  16. 

h)  Cic  1.  1.  7,  19  Nam  si  Postumo  fraudi  fuerit,  qui  nee  tribunus  nee 
pi^fectus  nee  ex  Italia  comes  nee  familiaris  Gabinii  fuit,  qoonam  se  modo 
^^fendent  postbac  qui  vestri  ordinis  cum  magistratibus  nostris  fiierint  bis 
^^sis  implicati? 

<^)  Cic.  LI.  6,  13  Nam  cum  optimo  et  praestantissimo   consule  Gn. 

^n>peio  de  hac  ipsa  quaestione  referente  existerent  nbnnnllae,  sed  per- 

paocae  tamen  acerbae  sententiae,  quae  censerent,  ut  tribuni,  nt  praefecti, 

.    ^bae,  ut  comites  omnes  magistratuum  lege  bac  tenerentur ,  vos ,  vos, 

'Dquam,  ipsi  et  senatos  frequens  restitit 
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werden.®)  Diese  Erkläning  entspricht  weder  Ciceros  Worten 
noch  dem  Sachverhalte.  Cicero  sagt,  die  Frage  sei  gewesen,  ob 
alle  Begleiter  des  Beamten  verantwortlich  wären,  man  entschied, 
nur  ein  Theil  derselben  sei  es:  über  Fälle,  in  denen  sie  es  wä- 
ren oder  nicht  wären,  handelt«  man  nicht  Femer  erklärte  das 
ganze  Gesetz  nur  diejenigen  for  strafbar,  welche  för  ihr  Unrecht- 
thun  Geld  genommen  hätten.  Es  kam  also  nicht  darauf  an,  ob 
die  Begleiter  auf  Befehl  ihres  Vorgesetzten  oder  auf  eigene  Hand 
gehandelt  hatten:  sie  waren  schuldig,  sobald  sie  für  ihr  Tboo 
Geld  genommen  hatten. 

Wären  in  dem  Gesetze  „Tribunen,  Präfecten,  Schreiber,  Be- 
gleiter^' genannt  gewesen,  so  konnte  kein  Zweifel  darüber  sein, 
dass  alle  dergleichen  Leute  verantwortlich  seien ,  und  eine  Be- 
rathung  darüber  im  Senate  war  unzulässig.  Es  musste  ein 
Ausdruck  gebraucht  sein,  der  es  fraglich  liess,  ob  alle  oder  nicht 
alle  gemeint  seien,  und  ich  finde  keinen  anderen  als  den  sonst 
bei  den  Beamten  der  Provinzen  gebräuchlichen  „Cohorte."  Es 
hiess  also  etwa,  es  sollten  unter  das  Gesetz  fallen  diejenigeo 
„welche  zur  Gehörte  eines  der  mit  einem  Amte  oder  Dienst« 
oder  sonstigen  Geschäfte  Beauftragten  gehörten"  und  eben  dieser 
Ausdruck  wird  dem  Julischen  Gesetze  von  Marcian  zugeschri^ 
ben.  *)  Dabei  war  es  fraglich,  wer  zur  Cohorte  gehörte  und  dar- 
über äusserte  sich  der  Senat  Einige  meinten,  alle  Gehälfen 
des  Beamten  seien  verantwortlich.  Dies  wurde  verworfen.  Mm 
fögte  bei  Tribunen,  Präfecten,  Schreibern,  Begleitern  Beschränkun- 
gen hinzu.  Welcher  Art  sie  bei  den  übrigen  Classen  von  Ge- 
hülfen waren,  ist  unbekannt,  bei  den  sogenannten  Begleitern 
scheint  es  nach  Ciceros  Ausdrucke*»),  dass  man  bestimmte,  die- 
jenigen, welche  der  Beamte  aus  Italien  mitgenommen  hätte, 
sollten  verantwortlich  sein,  andere  dagegen  nicht  Bei  diesem 
Ausdrucke  des  Gesetzes  hatte  man  den  Vortheil,  den  jedesmali- 
gen Bedürfhissen  der  Zeit  Rechnung  tragen  zu  können.  Mochte 
auch  der  Senat  im  Jahre  55  bei  der  Erläuterung  der  Geseties- 
worte  enge  Gränzen  ziehen ,  eine  spätere  Zeit  konnte  sie ,  ohne 


a)  Man  sehe  seine  Worte  oben  S.  297. 

b)  Cic.  1.  1.  7,  19,  welche  Stelle  S.  299  angeführt  ist 
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ein  Deues  Gesetz  zu  veranlassen,  erweitern  and  hat  es  unter 
den  Kaisern  gethan.  Einen  Beweis  davon  liefert  der  berübnate,  ' 
unter  Trajan  gegen  Caecilius  Glassicus  gef&brte  Process.  In 
ihm  wurden  angeklagt  ausser  dem  Statthalter  selbst,  wenngleich 
derselbe  schon  verstorben  war,  die  „Genossen  und  Diener''  des- 
selben, wie  Plinius  sagt  *)  Es  werden  dann  einzeln  genannt  die 
Fraa  des  Statthalters  Gasta^),  seine  Tochter ""),  sein  Schwieger- 
sohn^): sie  waren  auch  nach  den  früheren  Gesetzen  verantwort- 
lich, weil  sie  senatorischen  Standes  waren.  Wenn  es  bei  Cäsar 
auch  nur  hiess,  wie  in  den  alten  Gesetzen  über  Amtsverbrechen  % 
80  fanden  die  ßechtsgelehrten  darin  die  Bezeichnung  auch  der 
Weiblichen  Angehörigen  von.  Senatoren.  Ausserdem  wurde  an- 
geklagt StiUonius  Priscus,  der  Tribun  einer  Gehörte  unter  Glas- 
sicus Q:  er  würde  auch  nach  Giceros  Auslegung  vom  Julischen 
Gesetze  betroffen  worden  sein.  Dagegen  zwei  andere  von  Glas- 
sicus' Genossen  hätte  Gicero  von  der  Anklage  ausgeschlossen, 
Baebius  Probus  und  Fabius.^)  Es  waren  zwei  Spanier,  also 
nicht  „Begleiter  aus  Italien."  Sie  vertheidigten  sich  damit,  sie 
seien  aus  der  Provinz  und  hätten  als  solche  die  Befehle  des 
Statthalters  ausfahren  müssen:  Plinius  selbst,  der  sie  anklagte, 
Ahlte,  dass  ihre  Lage  von  der  der  übri'^en  Angeklagten  ver- 
schieden sei,  und  begann  mit  einer  juristischen  Auseinander- 
setzung, dass  der  „Diener"  auch  Theilnehmer  am  Verbrechen 
wäre.  Aus  diesem  Hergange  lässt  sich  zweierlei  schliessen. 
Erstlich  wird  bestätigt,  was  wir  so  eben  anderweitig  erwiesen, 
dass  die  Worte  des  Julischen  Gesetzes  allgemein  waren:  sonst 
wäre  weder  der  Beiden  Vertheidigung  möglich,  noch  Plinius' 
Auseinandersetzung  nöthig   gewesen.     Zweitens   gab  es   bisher 


a)  Piin.  ep.  III,  9,  6  Addideniut  Baetici,   quod  simul  socios  ministros- 
que  Glassici  detuleruot  nomlDatünque  in  eos  inquisitionem  postulaverunt. 

b)  Plin.  1.  1.  §  29. 

c)  Piin.  L  1.  §  20. 

d)  Plin.  L  L  §  18. 

e)  Lex.  Acil.  Z.  II  qneive  filius  eorum  quoius  erit  queive  quoiusve  patef 
seDator  siet    Vergl.  1.  84   und  146  Dig.  de  verb.  signif.  (L,  16). 

f )  Plin.  l.  1.  §  18. 

g)  Siehe  Plin.  1.  1.  §  12  flgd. 
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keine  von  Rechtsgelehrten  oder  Tom  Senate  ausgegangene  Aus- 
legang  der  ursprünglichen  Gesetzes  worte:  sonst  hätten  ebenfalls 
Yertbeidigung  und  Anklage  anders  lauten  müssen.  Von  die- 
sem Processe  an  stand  es  erst  durch  die  Entscheidung  des  Se- 
nates fest,  dass  alle  Theilnehmer  an  Erpressungen,  von  welchem 
Stande  sie  auch  sein  mochten,  personlich  verantwortlich  wSroi, 
und  deshalb  führt  Plinius  an  einer  anderen  Stelle  diese  Ausle- 
gung der  Gesetzesworte  als  hauptsächlichsten  Erfolg  des  Prth 
cesses  an.*)  Hiernach  bezeichnete  das  Julische  Gesetz  als  die 
wegen  Erpressung  anklagbaren  Personen  erstens  nach  gewolm- 
ter  Weise  der  früheren  Gesetze  die  Inhaber  der  senatorisehen 
Aemter,  Consuln,  Prätoren  u.  s.  \,^  dann  die  Senatoren  selbst 
und  ihre  Angehörigen,  drittens  alle  die,  welche  ein  öffenüicbes 
Amt  irgend  einer  Art  bekleideten,  endlich  die  Gehülfen  eiofö 
der  in  dem  Früheren  Bezeichneten.  In  dieser  scheinbar  geringen 
Veränderung  lag  ein  bedeutender  Fortschritt :  es  war  das  Aner- 
kenntniss,  dass  aucb  diejenigen,  welche  nicht  zum  Senate  ge- 
hörten, Theil  an  der  Staatsverwaltung  haben  könnten.  Sie  wa- 
ren an  sich  und  als  Stand  durch  die  Vorschriften  des  Gesetzes 
nicht  gebunden,  sondern  nur  so  oft  und  so  lange  sie  einen  Theil 
der  öffentlichen  Macht  ausübten. 

Die  früheren  Gesetze  hatten  die  Beamten  der  Stadt  Born 
und  der  Provinzen  nicht  getrennt;  auch  das  Julische  that  es  im 
Allgemeinen  nicht,  wie  sich  aus  der  Aufeählung  der  nach  dem- 
selben verantwortlichen  Personen  ergiebt,  einige  Bestimmoogeo 
mussten  jedoch  entweder  ausschliesslich  oder  hauptsächlidi  üof 
die  eine  oder  die  andere  Glasse  von  Beamten  gehen.  Man  kano 
unter  den  Verboten  des  Gesetzes  die  unmittelbaren,  durch  weiche 
gewisse  Arten  des  Geldempfangens  als  ungesetzlich  bezeichnet 
werden,  und  die  mittelbaren,  durch  welche  das  Mass  der  Lei* 
stungen  an  den  Beamten  festgestellt  wird ,  unterscheiden.  Von 
der  ersten   Art  werden    uns   zwei  Bestimmungen    überliefert 


a)  PliiL  ep.  VI,  29,  8  Adfui  rarsus  iisdem  (Baeticis)  qaerentibas  ^ 
Gaecilio  Claasico.  Qoaesitam  est,  an  provinciales,  ut  socios  ministiosqoc 
procoQsulis,  plecti  oporteret:  poenas  laerant. 
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VenulejuB  sagt*),  es  stände  in  dem  Juliseben  Gesetze,  die  städti- 
schen Beamten  sollten  sicli  alles  schmutzigen  Benehmens  ent- 
halten und  nicht  mehr  als  Geschenk  oder  Gabe  während  eines 
Jahres  annehmen  als  was  den  Werth  von  hundert  Goldstücken 
hätte.  Üer  erste  Theil  dieses  Verbotes  kann  nicht  Gesetzes- 
worte enthalten:  wir  finden  niemals  in  den  Criminalgesetzen 
solche  allgemein  gehaltene  Gebote  philosophischen  Inhalts. 
Wahrscheinlich  stammt  er  aus  der  Auslegung  eines  späteren 
Kechtsgelehrten  oder  ^inem  kaiserlichen  Erlasse.  Auch  im  zwei- 
ten Theile  des  Verbotes  stammt  der  Ausdruck  „hundert  Gold- 
stücke'' nicht  von  Cäsar:  zu  seiner  Zeit  rechnete  man  nicht  so, 
es  ist  wahrscheinlich,  dass ^derselbe  10000  Sesterze  gesagt  hat, 
welchem  Ausdrucke  wir  in  dem  Erpressungsgesetze  der  ersten 
Kaiserzeit  begegnen.  Es  fragt  sich  indess  nach  der  Veranlassung 
des  ersten  Verbotes,  mag  die  Abfassung  auch  in  anderen  Wor- 
ten erfolgt  sein.  Es  heisst,  die  städtischen  Beamten  (urbani 
moffistrcUus)  sollten  sich  jedes  schmutzigen,  niedrigen  Beneh- 
mens enthalten:  darunter  werden  die  Inhaber  der  grossen  Staats- 
ämter, die  Consuln,  Prätoren,  Aedilen,  auch  wohl  Quästoren 
verstanden.  Zwischen  ihnen  also  und  den  übrigen  Beamten, 
namentlich  denen  der  Provinzen,  muss  ein  Unterschied  bestan- 
den haben.  Es  wird  uns  von  einem  alten  Plebiscite  berichtet^), 
welches  den  Statthaltern  die  Annahme  von  Geschenken  verbot, 
ausser  Esswaaren,  die  in  den  nächsten  Tagen  verzehrt  wurden. 
Damit  ist  wahrscheinlich  das  Galpumische  Gesetz  gemeint.  Diese 
Bestimmiing  wird  in  den  Digesten  als  gültig  erwähnt,  sie  be- 
stand folglich  auch  nach  dem  Julischen  Gesetze,  das  sie  ent- 
weder unmittelbar  aufnahm,  oder,  wie  wahrscheinlicher,  durch 
Bezugnahme  auf  das  ältere  Gesetz  mittelbar  bestätigte.  Hier 
heisst  es,  die  Statthalter  sollen,  ausser  ganz  unbedeutenden  Ga- 
ben einer  besonderen  Art,  kein  Geschenk  annehmen;  dagegen 
die  städtischen  Beamten  dürfen  Geschenke  nehmen,  nur  unter 


a)  Yenuleios  §  2  1.  6  Dig.  h.  t.  Lege  lulia  repetondamm  cavetar  — 
ntque  urbani  magistratos  ab  omni  sorde  se  ahstineant  neve  plus  doni  mu- 
neriBve  in  anno  accipiant  quam  quod  sit  aureorum  centom. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  41. 
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hundert  Goldstücken  während  eines  Jahres.  Ulpian  in  seineiD 
Buche  über  die  Pflicht  des  Proconsuls*)  bespricht  diese  Verord- 
nungen in  Bezug  auf  die  Statthalter.  Auf  kleine  Geschenke 
(ocenia)^  deren  Ablehnung  von  Stolz  zeugen  würde,  sagt  er,  be- 
zögen sich  dieselben  nicht,  aber  es  sei  bei  denselben  Mass  zu 
halten,  damit  sie  nicht  zu  wirklichen  Geschenken  ausarteten. 
Für  diese  Auslegung  beruft  er  sich  auf  einen  £rlass  der  Kaiser 
Severus  und  Antoninus,  erwähnt  auch,  in  der  amtlichen  Instruction 
für  die  Statthalter  heisse  es  zwar,  weder  der  Proconsul  selbst 
noch  der  Inhaber  eines  anderen  Amtes  dürfe  eine  Gabe  odff 
Geschenk  anuehmen,  aber  dies  beziehe  sich  nicht  auf  solche 
xenia.  Unter  Kaiser  Trajan  haben  wir  Nachricht  von  einem 
Processe,  bei  dem  es  sich  um  die  Annahme  von  Geschenken  io 
der  Provinz  handelte,  und  diese  Nachricht  bestätigt  die  Angaben 
der  Rechtsgelehrten.  Julius  Bassus,  Statthalter  von  Bithynien, 
wurde  angeklagt,  hauptsächlich  weil  er  Geschenke  angenommen 
hatte.  Er  gestand  die  Thatsache,  erklärte  aber,  es  seien  Ge- 
schenke von  Freunden  an  seinem  Geburtstage  und  an  den  Sa- 
tumalien  gewesen:  die  Ankläger  nannten  es  Diebstähle  und 
Räubereien,  behaupteten  auch,  das  Julische  Gesetz  verbiete  selbst 
Geschenke  anzunehmen:  von  dem  Betrage  der  Geschenke  ist 
weder  bei  Anklage  noch  Vertheidigung  die  Rede.  Der  Senat  in 
seiner  Entscheidung  erkannte  an ,  dass  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes in  diesem  Falle  hart  sei.  Er  bestimmte  die  Zurückgabe 
der  Geschenke,  liess  aber  keine  Strafe  eintreten.**) 

Der  Grund  für  diese  verschiedene  Behandlung  der  städti- 
schen und  auswärtigen  Beamten  scheint  in  ihrer  verschiedeneo 
Stellung  zu  liegen.  In  den  Provinzen  sind  die  Beamten  nur 
Beamte,  sie  haben  keine  Verbindungen  der  Verwandtschaft  oder 
Freundschaft,  alles  was  sie  thun,  hat  einen  unmittelbar  amtlichen 
Charakter.  Dagegen  in  der  Stadt  haben  sie  auch  ausser  ihrem 
Amte  viele  Beziehungen.  Da  e&  also  Grundsatz  war,  dass  Nie- 
mand für  eine  Amtshandlung  etwas  annehmen  durfte,  so  folgte 
daraus,  dass  in  der  Provinz  jedes  Geschenk  an  den  Beamten 


a)  Man  sehe  §  3  1.  6  Dig.  de  off.  procos.  (I,  16). 

b)  Man  sehe  die  ErzähluDg  bei  Pliu.  ep.  lY,  9. 
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verboten  war:  in  der  Stadt  konnte  es  unter. gewissen  Bedingun- 
gen gestattet  werden.  Dieser  Bedingungen  sind  zwei.  Erstlich 
soll  das  Band  der  Verwandscbaft  durch  ein  solches  Verbot  nicht 
aufgelöst  werden :  es  heisst  also,  für  die  Verhältnisse  unter  Ehe- 
gatten und  näheren  Verwandten  als  Vettern  gelte  dasselbe  nicht*) : 
von  ihnen  darf  der  Beamte  Geschenke  ohne  Beschränkung  an- 
*  nehmen.  Zweitens  von  anderen  Personen  nur  im  jährlichen  Ge- 
sammtbetrage  von  100  Goldstücken.  Dieser  Ausdruck  einer 
Geldsumme  rührt  nicht  vom  Julischen  Gesetze  her.  Wir  kennen 
aus  Tacitus^)  die  Verhandlungen,  welche  im  Jahre  47  n.  Chr. 
unter  Kaiser  Claudius  im  Senate  über  die  Belohnungen  der  An- 
wälte stattfanden.  Man  verlangte  von  vielen  Seiten  die  Ab- 
schaffdng  derselben,  in  Gemässheit  des  alten  Gincischen  Gesetzes, 
welches  für  die  Führung  von  Processen  überhaupt  Geld  oder  Ge- 
schenke anzunehmen  verbot  Die  Mehrheit  wollte  sich  dafür 
entscheiden,  jede  Annahme  von  Geschenken  als  nach  dem  Er- 
pressungsgesetze strafbar  zu  betrachten:  der  Kaiser  milderte 
den  Senatsbeschluss ,  indem  er  erstens  für  die  Vergangenheit 
Verzeihung  ertheilte,  zweitens  als  höchstes  Mass  für  ein  Geschenk 
10000  Sesterzen  für  jeden  Process  bestimmte.  Dieses  Mass 
wurde  nach  den  Bestimmungen  des  Julischen  Gesetzes  festge- 
stellt. Während  das  Cincische  Gesetz  den  Advocaten  jedes  Ge- 
schenk verbot,  erklärte  der  Kaiser,  es  solle  für  die  Vertheidiger 
in  Processen  fortan  das  Julische  Erpressungsgesetz  gelten,  nur 
mit  der  Abänderung,  dass,  während  dasselbe  den  Betrag  der 
Geschenke  für  den  Zeitraum  eines  Jahres  angab,  bei  der  Ver- 
tbeidigung  zehntausend  Sesterzen  für  jeden  einzelnen  Process 
gelten  sollten.  Claudius  hob  das  Cincische  Gesetz  in  gewisser 
Beziehung  auf  und  führte  dafür  das  Julische  mit  einiger  Abän- 
derung ein. 

Aus  dieser  Erwähnung  und  Anwendung  des  Julischen  Ge- 
setzes bei  den  Bestimmungen  über  Vertheidiger  in  Processen 
ergiebt  sich,  dass  es  eine  weitere  Ausdehnung  hatte  als  unsere 


a)  Mardan.  §  1  1.  1  Big.  h.  t  Ezcipit  lex,  a  quibus  licet  accipere, 
a  sobrinis,  propioreve  gradu  cognatis  suis,  uzore.^ 

b)  Tac.  Ann.  XI,  5  flgd. 

IV.  20 
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Recbtsqaellen  angeben.  Diese  sprechen  von  den  städtischen  Be- 
amten (mdgistratu^)  ^  welche  nicht  Geschenke  über  himdeit 
Goldstücke  anuehmen  dürfen,  ferner  von  den  mit  irgend  eiDem 
Amte  in  der  Provinz  Betrauten,  welche  kein  Geschenk  aDoeh- 
men  dürfen.  Nicht  von  Beamten  allein  gelten  diese  Bestimmun- 
gen, sondern  von  Senatoren  überhaupt,  welche  nach  Römischer 
Auffassung  als  regierender  Stand  eine  Art  dauerndes  Amt  be- ' 
kleiden.  Denn  bei  den  Senatsverhandlungen  über  die  Belohoun- 
gen  von  Vertheidigem  ist  von  Beamten  nicht  die  Rede  und  audi 
das  Cincische  Gesetz  handelte  nicht  über  sie  allein.  Aber  woU 
wird  immer  an  Personen  senatorischen  Standes  gedacht,  mögen 
sie  eine  Ehrenstelle  oder  ein  Amt  bekleiden  oder  nicht  Mithin 
lautete  die  Bestimmung  des  Julischen  Gesetzes  so,  in  der  Stadt 
Rom  dürften  Beamte  und  Senatoren  nur  Gaben  oder  Geschenke 
unter  dem  jährlichen  Betrage  von  zehntausend  Sesterzen,  in  den 
Provinzen  dagegen  überhaupt  gar  keine  Geschenke  annehmen, 
ausser  Esswaaren,  welche  alsbald  verzehrt  würden. 

Dies  Gebot  des  Julischen  Gesetzes  ist  nicht  neu.  Für  den 
allgemeinen  Römischen  Grundsatz,  dass  Beamte  keine  Geschenke 
annehmen  dürfen,  zeugt  die  Vorschrift,  welche  Cicero  in  seinem 
Entwürfe  einer  Musterverfassung  giebt.*)  Man  soll,  sagt  er, 
kein  Geschenk  nehmen  weder  bei  der  Führung  noch  nach  der 
Führung  eines  Amtes :  er  umfasst  dabei,  indem  er  die  Zeit  nach 
Ablauf  des  Amtes  nennt,  sogar  den  ganzen  regierenden  Stand, 
die  Senatoren  überhaupt  Cicero  hätte  diesen  Satz  nicht  ao^ 
stellt,  wenn  er  ihn  nicht  in  der  Römischen  Sitte  begründet  ge- 
funden hätte.  Er  begegnet  uns  in  dem  Acilischen  Gesetze,  ist 
wohl  aber  schon  in  dem  Calpurnischen  ausgesprochen  worden: 
aus  Zufall  ist  bei  diesem  nur  der  eine  Theil  desselben,  wdcber 
den  Beamten  der  Provinzen  Geschenke  verbot,  bei  jenem  der- 
jenige Theil,  welcher  den  städtischen  Beamten  ein  Mass  vor- 
schrieb, erhalten.^)  Man  darf  noch  weiter  gehen  und  annehmen, 
dass   schon  ältere   Verordnungen   den  Eigennutz   der  Beamten 


a)  Gic.  de  leg.  III,  4,  11  Donuni  ne  capiunto  Deve  danto  neve  peteoda 
neve  gerenda  neve  gesta  potestate. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  137  und  40. 
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einschränkten:  sie  warden  dnrch  die  späteren  Gesetze  über 
Amtsverbrechen  fortgebildet.  Namentlich  hat  man  solche  Fort- 
bildung in  der  Bestimmung  des  Masses  der  gesetzlich  erlaubten 
Geschenke  zu  finden  geglaubt  Früher  bei  einfacheren  Verhält- 
nissen und  geringerer  Wohlhabenheit,  meinte  man,  habe  ein  ge^ 
ringeres  Mass  gegolten,  durch  das  Julische  Gesetz  sei  es  erhöht 
worden :  man  wollte  sogar  den  Betrag  dieses  geringeren  Masses 
aufgefunden  haben.  *)  Die  Richtigkeit  dieser  Folgerung  kann  ich 
nicht  anerkennen.  Seit  dem  Dictator  Cäsar  stiegen  die  Reich- 
thümer  des  Staates  und  der  Einzelnen  immer  mehr;  dennoch 
blieb  das  Mass  des  Julischen  Gesetzes  unverändert  Mit  gleichem 
Rechte  konnte  es  sich  schon  im  Acilischen  und  Calpnrnischen 
Gesetze  finden. 

Von  den  Geschenken,  welche  den  Beamten  und  dem  regie- 
renden Stande  freiwillig  und  ohne  die  Forderung  einer  Pflicht- 
verletzung gegeben  werden,  sind  verschieden  die  Erpressungen. 
Lateinisch  hat  man  dafür  keinen  besonderen  Ausdruck :  sowohl 
Geschenke  als  auch  Erpressungen  fallen  unter  einen  und  den- 
selben Begriif  von  Geldern ,  welche  zurückgefordert  werden  dür- 
fen und  müssen  (pecuniae  repetundae).  Man  bediente  sich  einer 
Häufung  von  gleichartigen  und  doch  wieder  unter  einander  etwas 
verschiedenen  Verba ,  um  den  Begriff'  zu  umschreiben.    In  dem 
Acilischen  Gesetze  wird   von  demjenigen  gesprochen,  was  von 
dem  Beamten  „fortgebracht,  genommen,  erzwungen,  verschafil 
oder  entwendet''  sei.^)  Beim  Julischen  Gesetze  hat  man  von  diesen 
Ausdrücken  keine  Ueberlieferung;  dennoch  darf  man  nicht  zweifeln, 
dass  sie  auch  in  ihm  angewendet  worden  sind,   um  den  Begriff 
im  Allgemeinen  zu  bezeichnen.     Eigenthumlich  aber  war  dem 
neuen  Gesetze,  dass  es  in  das  Einzelne  eingehend  manches,  was 
bisher  noch  nicht  ausdrücklich  verboten  gewesen  war,  erwähnte. 
Das  Galpumische  erste  Gesetz  hatte  ebenfalls  Einzelheiten  ange- 
führt, aber  seitdem  hatten  die  Verhältnisse  sich  mannigfach  um- 
gestaltet  Das  neue  Gesetz  enthielt  auch  einen  allgemeinen  Aus- 


a)  Man  sehe  11,  1  Anm.  66. 

b)  Lex  Acil.  Z.  ill  ablatum,  captom,  coactom,  conciliatam  aversumve. 
Vergl.  11,  1,  139. 
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druck :  „wer  das  ihm  übertragene  Staatsamt  für  Geld  zu  Grunde 
richtet,  wird  nach  dem  Erpressungsgesetze*)  angeklagt'',  „wer 
etwas  thut,  was  nicht  seine  Pflicht  ist,  oder  nicht  thut,  was 
seine  Pflicht  ist,"'*)  So  lauten  die  Regeln  der  Rechtsgelehrten, 
welche  in  einem  allgemeinen  Ausdrucke  des  Gesetzes  ihren  Grund 
haben.  Aber  ausserdem  heisst  es:  „wer  in  einem  öifentlicheu 
Amte,  um  ein  Urtheil  zu  fällen  oder  eine  Entscheidung  zu  geben, 
Geld  angenommen  hätte,  falle  unter  das  Julische  Gesetz''^),  eben- 
falls noch  in  allgemeinerem  Ausdrucke  für  die  Hauptthätigkeit 
eines  Beamten.  Genauer  ins  Einzelne  geht:  „wer  Geld  ange- 
nommen hat,  um  Jemanden  zur  Zeugenaussage  vorzuladen  odei 
nicht  vorzuladen."^)  Wenn  das  Gesetz  diese  Einzelheit  beson- 
ders erwähnte,  musste  es,  um  die  gesammte  Thätigkeit  eines 
Richters  zu  umfassen,  ausfuhrlich  sein.  Wirklich  werden  als 
Worte  desselben  angeführt,  es  solle  Niemand  etwas  annehmen, 
„um  einen  Richter  oder  Schiedsrichter  zu  geben,  zu  verändern 
oder  zu  befehlen,  dass  er  richte,  auch  nicht,  um  ihm  nicht  zu 
geben,  nicht  zu  verändern,  nicht  zu  befehlen ,  dass  er  richte: 
noch  um  einen  Menschen  in  das  öffentliche  Gefängniss  zu  wer- 
fen, ihn  zu  fesseln  oder  seine  Fesselung  zu  befehlen  oder  ihn 
aus  den  Fesseln  zu  entlassen :  noch  um  einen  Menschen  zu  ver- 
urtheilen  oder  nicht  zu  verurtheilen,  noch  um  den  Process  ab- 
zuschätzen oder  um  ein  Urtheil  über  das  captd  oder  Geld  zn 
fällen  oder  nicht  zu  fällen."^)    Dies  ist  ein  zusammenhängendes 


a)  Papio.  1.  9  Dig.  h.  t  Qui  maous  publice  mandatuin  accepta  pecu- 
nia  raperunt,  cnmine  repetondaram  postalantar. 

b)  Venuleias  1.  4  Dig.  b.  t  Yel  quo  magis  aut  minus  quid  ex  officio 
guo  faceret. 

c)  Macer  1.  3  Dig.  h.  t.  Lege  Julia  repetundarum  tenetur,  qui  cm 
aLiquam  potestatem  haberet,  pecuniam  ob  iudicandum  decemÖDdumTe 
acceperit 

d)  Yenulei.  1.  6  Dig.  h.  t  Eadem  lege  tenentur,  qui  ob  denundaDdun 
vel  noQ  denunciaDdum  testimonium  pecuniam  acceperint. 

e)  Macer  1.  7  Dig.  b.  t  Lex  lulia  de  repetundis  praecipit,  ne  qais  ob 
iudicem  arbitromve  dandum ,  mutandum,  iubendumve  ut  iudicct ,  ncTe  ob 
Qon  dandum,  non  mutandum,  non  iubendum  ut  iudicet:  neve  ob  homiD^ 
in  vincula  publica  coniiciendum,  vinciendum,  vincirive  iubendum  exre  vin- 
culis  dimittendum:  neve  quis  ob  hominem  condemnandum  absolvendofif^ ' 
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Stück  aas  dem  Jalischen  Gesetze,  welches  mit  dem  eben  erwähn- 
ten über  die  Vorladang  zur  Zeugenaussage  in  naher  Verbindung 
stand.    Es  bezieht  sich  in  Rom  auf  die  Pflichten  des  Prätors,  in 
der  Provinz    auf  die   des  Statthalters:  es  umfasst  in  gleicher 
Weise  die  Thätigkeit  in  Civil-,  wie  die  in  Criminalprocessen. 
Auf  die  ersteren  geht  der  Anfang,  wo  der  Beamte  nur  den  Rich- 
ter bestellt  und  mit  Anweisung  versieht:  das  Uebrige  bezieht 
sieb  auf  den  Griminalprocess,  erstlich  auf  die  Untersuchungshaft 
und  die  Art  und  Weise  derselben,  zweitens  auf  das  Urtheil, 
welches  der  Beamte  selbständig  über  Nichtbürger  oder  über  ge- 
standige und  auf  der  That  ertappte  Verbrecher  fällen  darf,  drit- 
tens auf  die  Bestrafung  im  Falle  des  selbständigen  Urtheils  oder 
auf  die  Verweisung  vor  das  Schwurgericht.    Trotz  dieser  Aus- 
führlichkeit ist  es  dennoch  möglich,  dass  einzelne  zu  dem  Bruch- 
stücke gehörige  Verbote  uns  nicht  überliefert  sind,  entweder  der 
Kürze  halber  oder  weil  sie  unter  den  Kaisem  unnöthig  wurden. 
Auf  eine   verschiedene,  in  der  Staatsverwaltung  hervortre- 
tende Thätigkeit  des  Beamten  bezieht  sich  ein  anderes  uns  er- 
haltenes Bruchstück*),  das  aber  nicht  zusammenzuhängen,  son- 
dern aus  abgerissenen  Stellen  zusammengesetzt  zu  sein  scheint 
^Niemand    soll  wegen   der  Auswahl   oder  der  Entlassung  von 
Soldaten  Lohn   annehmen  ^\   mit  bemerkenswerthem  Ausdrucke, 
der  sich   auf  den  Gewinn,  welcher  durch  Einziehung  der  Sol- 
datenlöhnung gemacht  werden  konnte,  zu  beziehen  scheint.   Aus 
Ciceros  Reden  gegen  Verres   ist  bekannt^),  dass  gewissenlose 
Statthalter  den  unterworfenen  Staaten  für  Geld  die  Stellung  von 
Soldaten  zu  erlassen ,  auch  die  wirklich  gestellten  Soldaten  wie- 
der zu  entlassen  und  ihren  Sold  zu  unterschlagen  pflegten :  noch 
mehr  gehört  hierher,  was  Cicero  in  seiner  Rede  für  Murena  er- 
wähnt^),  derselbe  habe,  zum  Statthalter  Galliens  ernannt,  eine 


neve   ob   litem  aestimaDdam  indiciomve  capitis  pecooiaeve  faciendum  vel 
noD  faciendum  aliquid  acceperit 

a)  Venulei.  §  2  1.  6  Dig.  h.  t.  Lege  lulia  repetundarum  cavetur,  ne 
quis  ob  militem  legendum  mittendumve  aes  accipiat,  neve  quid  ob  senten- 
tiam  in  seuatu  consiliove  publice  diceodam  peconiam  accipiat,  vel  obaccu- 
sandum  vel  oon  accusandum. 

b)  Cic.  in  Verr.  V,  24  flgd. 

c)  Cic.  p.  Mur.  20,  42. 
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Soldatenauiiihebuiig  in  Umbrien  gehalten  und  die  ihm  vom  Staate 
gegebene  Gelegenheit  benutzt,   am  sich  dorvh  Freigebigkeit  die 
Stimmen  der  dortigen  Tribos  zu  verschaffen.     Dies  lobt  Cicero: 
hätte  Murena  bei  dieser  Aushebung  Geld  genommen,  so  würde 
er  gegen  das  Gesetz  über  Erpressung  Verstössen  haben.     ,,Nie- 
mand  soll   für  die  Meinung,  welche  er  im  Senate  oder  einer 
öffentlichen   Rathsversammlung   abgiebt,    Geld  annehmen.**    h 
seiner  Rede  für  C.  Rabirius  erwähnt  Cicero*)  das  Gerächt,  der 
Senat  sei  bestochen  worden :  er  erklärt  es  für  verkehrt,  dass  die 
Bestechenden  vor  Gericht  gezogen  wurden,  der  bestochene  Se- 
nat nicht     Cnd   mit  Recht:  der  Bestechende   war,    sobald  ei 
nicht  senatorischen  Rang  hatte,  nach  dem  Julischen  Gesetze  nicht 
strafbar,  wohl  aber  jeder  Senator,  der,  um  eine  l)estimmte  Mei- 
nung zu  äussern,  nur  das  Geringste  annahm.   Das  Gesetz  nannte 
aber  auch  jede  öffentliche  Rathsversammlung  (consüium  pubU- 
cum).    Darunter  verstand  es  also  z.  B.  die  Schwui^erichte.   Ein 
Senator,  der  sich  als  Geschworener  bestechen  liess,  war  nach 
dem  Julischen  Erpressungsgesetze  strafbar,  die  anderen  Stände 
nicht.     Auch  die  Volksversammlungen  gehören  hierher.     Ein 
Beamter,  der  sie  hält,   ein  Senator,  der  in  ihnen  spricht,  darf 
dafür  kein  Geld  nehmen,  ein  Verbot,  das  freilich  Ton  den  ein- 
flussreichsten  Volksfohrem  übertreten  wurde.  ^)     Auch  „ wegen 
Anklagen  oder  nicht  Anklagen''  darf  ein  Senator  kein  Geld  neh- 
men.    Dies  passt  auf  Beamte  z.  B.  Volkstribunen ,  welche  un- 
mittelbar vor  dem  Volke  anklagen  können,  aber  auch  auf  andere 
Senatoren ,  in   so  fem  die  wichtigeren  politischen  Processe  too 
ihnen  erhoben  zu  werden  pflegen.    Die  Vertheidigung  in  Proces- 
sen  lässt  das  Gesetz  mit  Absicht  aus;  doch  auch   sie  wurde 
später   in  gewisser  Beziehung  mit  dem  Erpressungsgesetze  in 
Verbindung  gebracht"^) 

Also  alle  Amtshandlungen  wollte  das  Gesetz  um£BSseu  and 


a)  Cic  p.  G.  Rab.  3,  5  Hinc  primom  exoritor  crimen  illud:  seoatom 
corruptom  esse  dicunt  0  di  inunortales!  —  Oorraptores  oostii  cansm 
dicunt,  DOS  qni  corrapti  snmas,  dod  dieunos. 

b)  Tac.  Ann.  Xl,  7  Prompta  sibi  exempla,  quaotis  meroedibns  P.  Clo- 
dins  aut  G.  Gorio  concionari  soliti  sint. 

c)  VergL  oben  S.  305. 
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gerade  darin  bestand  der  Fortschritt,  dass  es  sich  bemühte,  die 
einzelnen  Fälle,  bei   denen  Bestechung  stattfinden  konnte,  auf- 
zuzahlen.   Es  muss   in  dieser  Hinsicht  seinen  Zweck  erreicht 
haben.    Denn   während  bei  anderen  auch  in  der  Kaiserzeit  gül- 
tigen Gesetzen,  z.  B.  den  Cornelischen  über  gemeine  Verbrechen, 
die  spätere  Gesetzgebung  manche  Lücken  auszufüllen,  die  Rechts- 
gelebrten  ein  weites  Feld  für  Auslegung  auszubeuten  hatten,  ist 
uns  in  Bezug  auf  das  Julische  Gesetz  über  Erpressung  nichts 
derartiges  bekannt,    in  diesen  Fällen  also,   bei  allen  Ämtshand- 
longen  ist  jede  Annahme   von  Geld  oder  Geldeswerth  verboten' 
Dies  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  ergiebt  sich  mittelbar  aus 
den  Worten  des  Gesetzes,    wenn  sie  ohne  Hinzufügung   einer 
Einschränkung  die  Annahme  von  Geld  verbieten,  wird  aber  auch 
noch  ausdrücklich  erwähnt*)    Dieses  Verbot  ist  mithin  zu  tren- 
nen von  dem ,  Geschenke  über  ein  gewisses  Mass  anzunehmen : 
wir  haben  dasselbe  von  dem  Bestreben  hergeleitet,  jede  Möglich- 
keit einer  Bestechung  zu  hindern,  auch  daraus  die  eigenthümliche 
Erscheinang  erklärt,  dass  in  der  Stadt  Geschenke  an  Beamte 
bis  zu  einer  gewissen  Höhe  erlaubt  waren,  in  der  Provinz  nicht 
Ohne  Zweifel  trug  dieser  Grund  dazu  bei,  um  das  Verbot  auf- 
recht zu    erhalten;  entstanden   aber  ist  es  wahrscheinlich  aus 
einem    anderen  Grunde.     Es  wird   in  unseren  RechtsqueUen^) 
verbunden  mit  der  anderen   Vorschrift  des  Julischen  Gesetzes, 
die  städtischen  Beamten  sollten  sich  jedes  schmutzigen  Beneh- 
mens   enthalten.    Wenngleich   dies    nicht   Gesetzesworte   selbst 
sind,  so    bezieben  sie  sich  doch  auf  eine  bestimmte  Vorschrift 
Die  Recbtsquellen  der  Kaiserzeit  erzählen  von  den  Privilegien 
derjenigen,  welche  Seeschüfe  für  die  Zufuhr  von  Getreide  nach 
Italien  bauen ^):  die  Senatoren,  bemerken  sie,  hätten  diese  Pri- 


a)  Von  Macer  in  §  1  1.  7  Dig.  h.  t  Apparet  antem,  quod  lex  ab  ex- 
ceptis  quidem  (d.  h.  von  nahen  Verwandten)  in  infinitum  capere  permittit, 
ab  his  aatem,  qui  hoc  capite  enumerantar  (d.  h.  bei  denen,  wobei  es 
»ich  um  Amtspflichten  handelt)  a  uollo  neqne  ullam  qnantitatem  capere 
pennittit. 

b)  Venulei.  §  2  I.  6  Dig.  b.  t  an  der  S.  303  angeführten  Stelle. 

c)  Scaevola  1.  3  Dig.  de  vacat  (L,  6)  Senatores  antem  hanc  vacatio- 
nem  habere  non  possunt,  quod  nee  habere  illis  navem  ex  lege  Inlia  repe- 
tundarom  licet 
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vilegien  nicht,  weil  sie  nach  dem  Julischen  Gesetze  über  Er- 
pressung gar   kein  Schiff  besitzen  dürften.    Dies  war  also  eine 
ausdrückliebe  Bestimmung  des  Julischen  Gesetzes  und  zwar  eine 
neue,  in  den  früheren  Gesetzen  über  Erpressung  nicht  enthaltene. 
Denn  Cicero  in  seiner  Rede  gegen  Verres  erzählt,  derselbe  habe 
sich  in  Messana  ein  grosses  Seeschiff  bauen  lassen  und  zwar  auf 
Kosten  der  Stadt  Messana.    Nur  dies  Letztere,  dass  er  dazu  Geld 
von  den  Bundesgenossen  erpresst  habe,  wirft  er  ihm  vor.   Frei- 
lich, sagt  er^),  könne  man  nach  strenger  Römischer  Sitte  Vene« 
auch  daraus  einen  Vorwurf  machen,  dass  er  überhaupt  ein  See- 
schiff sich  habe  bauen  lassen;  indessen  er  wolle  auf  diesen  Vor- 
wurf, der  sich  auf  ein  altes  und,   wie  man  sagte,  abgestorbenes 
Gesetz  gründe,  nicht  eingehen.    So  konnte  Cicero  nicht  sprechen, 
wenn  das  erste  Calpurnische  Gesetz  über  Erpressungen  oder  die 
späteren,  welche  dasselbe  ergänzten,  diese  Bestimmung  enthalten 
hätten:  er  musste  dann  auf  diesen  Punkt,  der,  wenn  bewiesen, 
nothwendiger  Weise  Verurtheilung  zur  Folge  hatte,  ein  -bedeuten- 
des Gewicht  legen.    Folglich  hat  das  Julische  Gesetz  zuerst  un- 
ter den   Gesetzen    über  Erpressung  den  Senatoren  den  Besitz 
eines  SeeschifiFes  verboten. 

Mit  dieser  Bestimmung  nahm  Cäsar,  wie  Cicero  sagt,  ein 
altes  und  in  Vergessenheit  gerathenes  Gesetz  wieder  aufl  Es 
war  im  Jahre  218  v.  Chr.  von  dem  Volkstribunen  Q.  Claudios 
gegeben  worden,  sehr  gegen  den  Wunsch  des  Senates,  aber  mit 
dem  Beifalle  des  Volkes:  „kein  Senator  oder  der,  dessen  Vater 
ein  Senator  wäre,  sollte  ein  Seeschiff  von  mehr  als  dreihundeit 
Amphoren  Inhalt  besitzen''^);  denn  ein  so  grosses  schien  fBrdie 
Verschiffung  des  ländlichen  Ertrages  genügend.    Dagegen  jeder 


a)  Cic.  in  Verr.  V,  18,  45  Noli  metuere,  Hortensi,  ne  quaeraiii,  qni 
licnerit  aedificare  navem  senatori.  Antiquae  sunt  istae  leges  et  moitoae, 
quemadmodum  tu  soles  dicerc,  quae  vetant 

b)  Liv.  XXI,  63  (C.  Flaminius  consul)  invisus  etiam  patribos  ob  w>sm 
legem,  quam  Q.  Claadius  tribonus  plebis  adversns  senaUim  atque  odo  ps- 
trum  adiuvante  C.  Flaminio  tulerat,  ne  quis  Senator  cnive  Senator  pater 
fdisset,  maritimam  navem,  quae  plus  quam  trecentarom  amphoiamm  essci, 
haberet  Id  satis  habitnm  ad  fructas  ex  agris  vectandos,  qaaestas  omnis 
patriboB  indecoros  visus. 


> 


Verbot  des  Handels  für  SeDatoren.  313 

Erwerb,  sagt  Livios,  erschien  för  die  Senatoren  als  unanstän- 
dig.   Die  Absicht  des  Claudischen  Gesetzes  ging  also  dahin,  den 
Senatoren  jeden  Handel  zu  verbieten  und  dadurch  dem  Stande 
Zeit  und  Unparteilichkeit  für  die  Führung  der  Staatsgesch&fte 
zu  verschaffen.^^)    Das  Gesetz  hatte  die  beabsichtigte  Wiricung 
und  die  früheren  Gesetzgeber  über  Erpressung  hatten  keine  Ver- 
anlassung   gehabt,   darauf  zurückzukommen.     Dagegen,   wahr- 
scheinlich seit  Sulla  den  Senat  aus  den  durch  Handel  reich  ge- 
wordenen Ritterfamilien  ergänzt,  auch  für  stetigen  Zufluss  aus 
denselben  gesorgt  hatte,  scheint  bei  den  Senatoren  wieder  das 
Streben,  durch  Handel  ihren  Reichthum  zu  erhalten  und  zu  meh- 
ren, erwacht  zu  sein,  und*  Cäsar  nahm  daraus  Veranlassung, 
das  alte  Verbot  zu  erneuern.    Er  setzte  es  in  Verbindung  mit 
dem  Verbote  der  Annahme  von  Geschenken,  welches  eben&lls 
ursprünglich  erlassen   war,   um  den  Senatoren  andere  Quellen 
eines  für  sie  unanständigen  und  für  das  Volk  drückenden  Er- 
werbes   zu  verschliessen.  <^)     In  Bezug  auf  die  Personen  nahm 
Cäsar  keine  Erweiterung   des  alten  Claudischen  Gesetzes '  vor. 
Wenn  er  allen  Beamten,  wess  Standes  sie  auch  sein  mochten, 
den  Besitz  von  Seeschiffen  verboten  hätte,  müssten  unsere  Rechts- 
quellen als  von  den  Privilegien  für  Seeschiffahrt  ausgeschlossen 
nicht  bloss  die  Senatoren,  sondern  überhaupt  die  Beamten  an- 
geben.    Cäsar  behielt  also  die  Beschränkung  auf  Senatoren  und 
deren  Söhne  bei:  wohl  aber  fügte  er  für  dieselben  noch  weitere 
Verbote  hinzu  über  den  Betrieb  jedes  Handels,  jedes  Erwerbes, 
der  des  Standes  für  unwürdig  und  gemein  galt.    Dies  bedeutet 
der  allgemein   gehaltene   Ausdruck   des    Rechtsgelehrten:   „die 
städtischen  Beamten  sollten  sich  jedes  niedrigen  Benehmens  ent- 
halten.^^    Näheres  hierüber  wissen  wir  nicht.    Was  die  frühere 
Zeit  durch  Sitte  oder  auch  durch  Gesetze  für  die  Aufrechterhal- 
tung der   senatorischen  Würde  verordnet,  für  dessen  Uebertre- 
tung  es  vielleicht  zum  Theil  auch  Strafen,  aber  in  einem  Civil- 
verfahren  festgesetzt  hatte,  das  schärfte  Cäsar  durch  Aufnahme 
in  sein  Gesetz  über  Erpressung.     Die  spätere  Zeit  ging  weiter: 
man   betrachtete  das  Verbot  des  Handels  für  Senatoren  nicht 


a)  Man  sehe  besonders  Liv.  XXXIV,  4. 


y 
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bIos8  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Unanständigkeit,  sondern  aid: 
als  nothwendig,  um  die  Unterthanen  vor  gewinnsüchtigen  Be- 
drückungen zu  schützen.  Man  hatte  einen  Anhalt  dafür  in  dem 
ersten  Galpurnischen  Gesetze,  das  gewisse  Arten  von  Kauf  und 
Verkauf  in  den  Provinzen  verbot')  Die  Kaiser  wünschten  allen 
Zusammenhang  zwischen  den  regierten  Provinzen  und  den  Be- 
amten zu  lösen.  Die  Letzteren  durften  in  der  Provinz,  in  wel- 
cher sie  thätig  waren,  nicht  nur  kein  Grundstück  erwerben "}, 
sondern  es  heisst  sogar  allgemein  von  allen  Sachen,  ein  voo 
einem  Beamten  in  seiner  Provinz  geschehener  Kauf  sei  ungälor 
und  das  Kaufgeld  fiele  dem  Staatsschatze  zu.  Dagegen  trat  m 
so  fern  eine  Erleichterung  ein ,  als  das  Verbot  des  Handels  üid 
der  Besitz  eines  Seeschiffes  den  Beamten,  in  so  fern  sie  nicht 
Senatoren  waren,  auf  den  Umfang  der  Provinz,  in  welcher  sie 
weilten,  beschränkt  wurde.  ^) 

Von  ganz  besonderer  Ausführlichkeit  waren  die  Bestimman- 
gen  des  Julischen  Gesetzes,  welche  jede  mittelbare  Erpressaiur 
durch  die  Beamten  der  Provinzen  hindern  sollten.  In  Rom  n- 
ren  dergleichen  Gebote  nicht  nöthig,  weil  bei  der  AnwesenbÄ: 
vieler  Beamten  Jeder,  der  sich  bedrückt  glaubte,  leicht  Abhälfe 
erlangen  konnte.  In  den  Provinzen  dagegen,  wo  der  Beamte 
die  einzige  und  unumschränkte  Macht  besass,  war  diese  scboo 
seit  langer  Zeit  von  den  Meisten  zur  Bereicherung  benutzt  win- 
den. Ein  allgemeines  Gesetz  über  die  Leistungen  der  Provinzen 
war  nicht  möglich.  Denn  ihre  Verwaltung  war  viel&ch  T«f- 
schieden:  die  eine  hatte  von  jeher  den  Beamten  mehr  geleistet 
als  die  andere.*^)  Dennoch  Hessen  sich  einige  allgemeine  Ver- 
ordnungen über  das  dem  Beamten  nicht  Erlaubte  aufteilen  aod 


a)  S.  Bd.  II,  1,  40  und  vergl.  Gic.  in  Verr.  IV,  5. 

b)  Modestin  in  1.  62  Dig.  de  contrah.  empt  (XVIII,  1):  Qoi  offiiü 
causa  in  provincia  agit  vel  militat,  praedia  comparare  in  eadem  proviocu 
Qon  polest,  praeterquam  si  paterna  eins  a  fisco  distrahantor. 

c)  Hermogen.  1.  46  §  2  Dig.  de  iure  fisci  (XLIX,  14)  Quod  a  p^K^i(ie 
seu  procuratore  vel  quolibet  alio  in  ea  provincia,  in  qua  admioistrat,  licet 
per  suppositam  personam,  comparatam  est,  infirmato  contractu  visdicttcr 
et  aestimatio  eins  fisco  infertur.  Nam  et  navem  in  eadem  provinda,  ti 
qna  administrat,  aedificare  prohibetur. 

d)  Vex^l.  Bd.  11,  1,  37  bei  dem  Galpurnischen  Gesetze. 
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ausserdem  VorBchriften  über  die  Forderungen,  welche  derselbe 
auf  seinen  Reisen  nach  der  Provinz  und  in  derselben  machen 
durfte,  geben.  Cicero  spricht  in  seinen  Briefen  viel  von  seiner 
Verwaltung  der  Provinz  Gilicien,  wohin  er  im  Anfange  des  Jah- 
res 51  v.  Chr.,  also  wenige  Jahre  nach  dem  Erlasse  des  Juli- 
schen  Gesetzes  abging.  Er  hatte  beschlossen,  ein  Muster  der 
Enthaltsamkeit  und  alt  Römischer  Rechtlichkeit  aufzustellen:  um 
nicht  durch  den  Aufwand,  den  er  für  sich  und  seine  Begleiter 
grossen  Theils  aus  eigenem  Vermögen  bestritt,  allzu  viel  Scha- 
den zu  leiden ,  wünschte  er  die  Provinz  höchstens  ein  Jahr  lang 
zu  behalten.  Von  seiner  Reise  in  Italien  bis  zum  Hafen  Brun- 
disium  erzählt  er  zwar*),  aber  ohne  zu  erwähnen,  dass  er  frei- 
gebig gewesen  sei  und  den  Städten  die  Lasten,  welche  sie  zu 
tragen  hatten,  erleichtert  oder  erlassen  habe.  Ich  vermuthe,  dass 
die  Lage  Italiens  damals  in  Bezug  auf  die  Lieferungen  an  die 
durchreisenden  Beamten  eine  bevorzugte  war.  Es  hatte  durch- 
gängig das  Bürgerrecht  und  musste  schon  deshalb  auch  sach- 
liche Vortheile  vor  den  übrigen  Provinzen  voraus  haben.  Zudem 
hatten  alle  Statthalter  durch  Italien  zu  gehen,  ehe  sie  in  ihren 
Amtsbezirk  kamen:  die  Last  von  Naturallieferungen  wäre  uner- 
träglich gewesen.  Ich  vermuthe  daher,  dass  dieselben  in  Italien 
für  die  nur  durchreisenden  Beamten  abgeschafft  waren  und  die- 
sen dafür  aus  dem  Staatsschatze  Entschädigung  gewährt  wurde. 
Dass  dies  eine  ganz  neue  Einrichtung  Cäsars  war,  glaube  ich 
nicht;  aber  er  mochte  Veränderungen,  wie  sie  für  seine  Zeiten 
zweckmässig  waren,  vornehmen  und  Alles  genauer  bestimmen. 
Als  Cicero  Italien  verlassen  hatte,  schreibt  er  auf  der  Reise 
ans  Athen:  „Bis  jetzt  kein  Aufwand  für  mich  von  Seiten  der 
Staaten  oder  von  Privatleuten  noch  für  irgend  jemand  meiner 
Begleiter.  Wir  nehmen  nichts  nach  dem  Julischen  Gesetze  an, 
nichts  von  einem  Gastfreunde.'' ^)  Das  Recht,  Wohnung  und 
Lieferungen  zu  verlangen ,  hatte  also  angefangen ,  und  das  Juli- 


a)  Cic.  ad  Att  V,  5  und  6  und  7. 

b)  Cic.  ad  Att  V,  10,  2  Adhuc  samptus  nee  in  me  aut  publice  aut 
privatiiD  nee  in  quemquam  comitum.  Nihil  accipitur  lege  lolia,  nihil  ab 
hoBpite. 
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sehe  Gesetz  hatte  vorgeschrieben,  was  im  Einzelnen  za  leisten 
war :  Cicero  verlangte  es  nicht,  um  sich  bei  den  Griechen  einen 
guten  Namen  zu  machen.  In  seiner  Provinz  selbst  war  Cicero 
und  seine  Begleiter  genöthigt,  etwas  anzunehmen ;  aber  sie  er- 
schöpften bei  Weitem  nicht  Alles,  was  ihnen  durch  das  Julische 
Gesetz  erlaubt  wurde.*)  üeber  Obdach,  Wohnung,  Holz,  Futter 
für  die  Zugthiere  enthielt  das  Julische  Gesetz  Bestimmungen,  in 
welchen  Fällen  und  für  wie  lange  und  für  wen  Lieferungen 
durch  die  Provinzen  stattfinden  sollten,  und  mochte  dabei  aadi 
wegen  der  Verschiedenartigkeit  der  Verhältnisse  ein  gewisser 
Spielraum  gelassen  werden,  so  war  dennoch  allzugrossen  Er- 
pressungen vorgebeugt.  Nicht  nur  den  Statthaltern  selbst  war 
so  eine  feste  Norm  vorgeschrieben,  sondern  allen  Beamten.  Es 
war  nothwendig,  dass  Cäsar  auch  über  die  sogenannten  freien 
Gesandtschaften  (liherae  legatumes)  Bestimmungen  traf,  zumal 
da  dieselben  gerade  in  seiner  Zeit  ein  Gegenstand  der  Verhand- 
lungen gewesen  waren.  Ein  Senator,  also  ein  Mitglied  des 
regierenden  Standes,  der  namentlich  über  die  Provinzen  verfugte, 
nahm  bei  jeder  Anwesenheit  in  diesen  Vorrechte  und  Vortheile 
in  Anspruch.  Cicero  rügt  es  als  etwas  Ungewöhnliches,  dass 
ihm,  als  er  in  Sicilien  Beweise  in  Verres'  Processe  sammelt«, 
von  denjenigen  Gemeinden,  welche  demselben  freundlich  waren, 
keine  Aufmerksamkeit  erwiesen ,  namentlich  keine  Wohnung  an- 
geboten worden  war^) :  er  spricht  deshalb  nicht  undeutlich  Dro- 
hungen aus.  Um  diese  Vortheile  als  ein  Recht  in  Auspracli 
nehmen  zu  dürfen,  hatte  der  Senat  die  Sitte  eingeführt,  denjeu- 
gen  Senatoren,  welche  in  eigenen  Angelegenheiten  die  ProvinzeD 


a)  Cic.  ad  Att  V,  16,  3  Seite  non  modo  nos  foenum  aut  qood  lege 
lulia  dari  seiet ,  non  accipere .  sed  ne  ligna  quidem ,  nee  praeter  quattoor 
lectos  et  tectum  accipere  quicquam,  multis  locis  ne  tectnm  quidem,  el  in 
tabemacalo  manere  plerumque;  ibid.  Y,  21,  5  Cave  putes  quicquam  booi* 
nes  magis  unquam  esse  miratos  quam  nollam  teruncium  me  obtioeote  pro- 
vinciam  sumptus  factum  esse  nee  in  rem  publicam  nee  in  qaemquam  m^o- 
rum,  praeterquam  in  L.  Tullituu  legatum.  Is  ceteroqui  abstinens,  sedluli« 
lege,  transitans,  semel  tantum  in  diero,  non,  ut  alii  solebant,  omnibos  vicis 
(praeter  eom  semel  nemo  accepit)  fäcit  ut  mihi  excipiendos  sit,  cumtenm- 
dum  nego  somptus  factum. 

b)  8.  Bd.  U,  1,  38. 
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besuchten,  einen  scheinbaren  Staatsauftrag  als  „ Gesandten'^  zu 
geben,  in  welchem  Falle  sie  nicht  nur  Unverletzlich  keit  f&r  ihre 
Person,  sondern  auch  grosse  Vortheile  fär  Bequemlichkeit  und 
Wohlfeilheit  des  Reisens  genossen.  Diese  freien  Gesandten  stan- 
den als  Senatoren  unter  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über 
Erpressung.  Aber  es  erschien  überhaupt  als  ein  Missbrauch, 
solche  Scheinaufträge  zu  ertheilen:  sie  führten  zu  arger  Be- 
drückung. Deshalb  wollte  ihn  Cicero  in  seinem  Consulate  ab- 
schafTen;  als  er  Widerstand  dabei  fand,  veranlasste  er  wenig- 
stens einen  Senatsbeschluss,  eine  solche  freie  Gesandtschaft  sollte 
nur  auf  ein  Jahr  ertheilt  werden*),  wobei  es  möglich  war,  nach 
Ablauf  dieser  Frist  dieselbe  zu  verlängern.  Wir  haben  eine  Nach- 
richt, dass  ein  Julisches  Gesetz  eben  denselben  Gegenstand  be- 
handelte: im  Jahre  44  v.  Chr.  meldet  Cicero^),  er  sei  von  dem 
CoDSul  P.  Dolabella  zu  seinem  Legaten  ernannt  worden  und 
freut  sich,  dass  er  dadurch  auf  fünf  Jahre  volle  Freiheit  erhalten 
habe,  in  Rom  oder  ausserhalb  zu  verweilen.  £ine  „freie  Ge- 
sandtschaft'', auf  die  er  auch  hätte  Anspruch  machen  können, 
sagt  er,  sei  ihm  nicht  so  angenehm:  sie  dauere  nach  dem  Juli- 
schen  Gesetze  nur  ein  Jahr  und  es  lasse  sich  nicht  leicht  wei- 
tere Zeit  hinzufügen.  Darnach  muss  man  annehmen,  Cäsar 
habe  in  seinem  Gesetze  den  Missbrauch  der  freien  Gesandt- 
schaften zwar  nicht  aufgehoben,  aber  beschränkt,  wahrschein- 
lich, wie  Cicero,  auf  ein  Jahr,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass 
er,  was  früher  freier  Wille  des  Senates  gewesen  war,  also  von 
demselben  auch  geändert  werden  konnte,  gesetzlich  feststellte 
und  Strafe  für  den  übertretenden  Beamten  hinzufügte:  vieUeicht 
erschwerte  er  auch  eine  etwaige  Verlängerung.^^*) 

Auch  für  das  sonstige  Verhalten  in  der  Provinz  schrieb  das 
Julische  Gesetz  dem  Statthalter  genau  die  Grenzen  seiner  Pflicht 
vor:  „Ans  der  Provinz  zu  gehen,  sagt  Cicero^),  das  Heer  hin- 


a)  Man  sehe  Cic.  de  leg.  lU,  8,*  18. 

b)  Gic  ad  Att  XY,  11,  4. 

c)  Cic.  in  Pis.  21,  50  mitte  exire  de  provincia,  educere  exercitam,  bellum 
saa  sponte  gerere,  in  regnum  iniussu  populi  Romani  aut  senatus  accedere, 
quae  com  plurimae  leges  veteres,  tum  lex  Cornelia  maiestatis,  lulia  de  pe- 
cuDÜä  repetundis  planissime  vetat 


318  ^^  Gesetz  über  Erpressung  und  das  Majestätsgesetz. 

auszufahren,  auf  eigene  Hand  Krieg  zu  fuhren,  ein  Königreich 
ohne  Befehl  des  Römischen  Volkes  oder  des  Senates  zu  betre- 
ten'' verbietet  das  Julische  Gesetz  auf  das  Deutlichste:  es  wer- 
den also  diese  Ausdrücke  selbst  in  demselben  vorgekommen 
sein.  Eben  dieselben  Verbote  fanden  sich  in  dem  Cornelischen 
Majestätsgesetze^)  und  es  fragt  sich,  weshalb  sie  Cäsar  von  Neuem 
in  sein  Gesetz  aufgenommen.  Der  Grund  liegt  in  der  ve^s€hi^ 
denen  Absicht  der  beiden  Gesetze,  aus  welcher  sich  auch  ein 
verschiedener  Umfang  der  in  beiden  erlassenen  Verbote  ergiebt 
Das  Cornelische  Gesetz  verbot  das  üeberschreiten  der  Amtsbe- 
fugnisse, aber  nur,  in  so  fern  darin  eine  Verletzung  der  Hoheit 
des  Volkes,  welches  die  Befugnisse  der  Beamten  abgegrenzt 
hatte,  lag:  wer  also  sein  Amt  überschritt,  und  dadurch  die 
Hoheit  des  Volkes  nicht  verminderte,  sondern  vergrösserte,  hatte 
das  Gesetz  nicht  übertreten.  Der  Angeklagte  konnte  die  That- 
sache  einer  Ueberschreitung  seiner  Amtsbefiignisse  zugeben  imd 
dennoch  freigesprochen  werden  und  wir  haben  ein  Beispiel  von 
einem  ähnlichen  Processe,  wo  die  Vertheidigung  so  geführt  wurde 
und  Freisprechung  eintrat^)  Dagegen  bei  dem  Julischen  Gesetze 
über  Erpressung  kam  es  darauf  an,  ob  der  Beamte  Geld  oder 
Geldeswerth  gewonnen  hatte,  und  die  einzelnen  Bestimmungen 
geben  nur  die  Gelegenheiten  an,  bei  denen  solcher  Gewinn  ge- 
macht werden  konnte.  Hatte  also  z.  B.  Jemand  die  Grenzen 
seiner  Provinz  eigenmächtig  überschritten  und  Krieg  begODDeo, 
ohne  bestochen  zu  sein  und  ohne  Gewinn  daraus  zu  ziehen,  so 
musste  er,  selbst  wenn  er  unglücklich  gewesen  war,  nach  dem  i^ 
sehen  Gesetze  über  Erpressungen  freigesprochen  werden.  Ein  B^ 
spiel  wird  dies  erläutern.  Im  Jahre  54  v.  Chr.  kam  A.  Gabinios  aas 
seiner  Provinz  Syrien  heim:  er  hatte  den  Unwillen  Aller  er- 
regt, weil  er  ohne  Befehl  des  Senates  oder  Volkes  sein  Heer 
nach  Aegypten  geführt,  Alexandria  genommen  und  den  König 
Ptolemaeus  Auletes  vrieder  eingesetzt  hatte.  Er  wurde  nach  dem 
Cornelischen  Majestätsgesetze  angeklagt,  aber  freigesprochen. 
Zwar  die  Ueberschreitung  seiner  Amtsbefngnisse  gestand  er  ein, 


a)  Vergl.  U,  1,  378. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  232. 
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behauptete  aber,  die  Majestät  des  Römischen  Volkes  nicht  ver- 
mindert, sondern  vermehrt  zu  haben:  er  hatte  die  Feinde  be- 
siegt  und  die  Römische  Macht  aasgedehnt.  In  so  fern  war  seine 
Freisprechung  begründet.  Indessen  er  wurde  zum  zweiten  Male 
nach  dem  Julischen  Gesetze  wegen  Erpressung  belangt  und  hier 
mit  Recht  verurtheilt.  Denn  dass  er  für  seinen  glücklichen  Feld- 
zug  in  Aegypten  Geld  erhalten  hatte,  stand  fest.»)  Mithin  wurde 
durch  die  Aufnahme  dieser  Bestimmungen  in  das  Gesetz  über 
Erpressung  der  Kreis  der  von  den  Geschworenen  abzuurtheilen- 
den  Amtsverbrechen  wesentlich  erweitert.*^)  Es  gab  freilich 
noch  eine  dritte  Möglichkeit  Es  konnte  Jemand  seine  Amts- 
befiignisse  überschreiten,  zur  Vermehrung  der  Majestät  des  Vol- 
kes und  ohne  Geldgewinn.  Dies  war  später  bei  Cäsar  der  Fall. 
Es  erschien  nicht  als  strafwürdig. 

Namentlich  gebot  das  Julische  Gesetz  den  Statthaltern ,  die 
Rechte  der  Staaten  und  Gemeinden,  welche  in  dem  Umkreise 
ihrer  Provinz  lagen,  zu  achten  und  nicht  durch  Beobachtung 
oder  Missachtung  derselben  Gewinn  zu  machen.  Cicero  führt 
es  als  höchst  tadelnswerth  an,  dass  durch  ein  besonderes  Gesetz 
an  L.  Piso,  den  Statthalter  Mac^doniens,  das  Recht,  über  die 
Einkünfte  der  freien  Städte  zu  entscheiden,  verliehen  wurde :  da- 
durch, behauptet  er,  werde  das  Julische  Gesetz  umgestossen.**) 
Cicero  verheimlicht  absichtlich  den  durch  Cäsar  herbeigeführten 
Fortschritt  Früher  hatten  nur  Senatsbeschlüsse  diese  üeber- 
scbreitung  ihrer  Macht  den  Statthaltern  verboten :  folglich  konnte 
auch  der  Senat  davon  entbinden.  Von  Cäsar  an  bedurft«  es 
dazu  eines  besonderen  Gesetzes.  Cicero  zählt  in  seiner  Rede 
gegen  L.  Piso  noch  Vieles  auf,  wobei  derselbe  in  Macedonien 
seine  Habsucht  bewiesen  hätte,  dass  er  bei  der  Vertheilung  der 
Winterlager  seines  Heeres  Geld   genommen,    dass   er  bei  der 


a)  Dio  Gass.  XXXIX,  55  und  62;  Gic.  ad  Att.  IV,  16;  ad  Q.  fr.  III,  4. 

b)  Gic.  de  dorn.  9,  23  Quid?  ~  L.  Pisoni  nenne  nominatim  populos 
liberos,  muitis  senatos  consultis,  etiam  recenti  lege  generi  ipsius  (Gaesaris) 
liberatos,  vinctos  et  constrictos  tradidisti  ?  de  prov.  cons.  4, 8  Emisti  grandi 
pecania  (Piso),  at  tibi  de  pecuniis  creditis  ins  in  liberos  populos  contra 
seDatos  consulta  et  contra  legem  generi  tui  dicere  liceret.  Vergl.  Gic.  in 
Pis.  16,  37;  21,  49;  de  prov.  cons.  3,  5. 
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Schätzung  des  ihm  zu  liefernden  Getreides  betrüglich  verfahien 
und  drei  Jahre  lang  allein  in  seiner  Provinz  Getreide  geschätzt 
und  verkauft:,  dass  er  Bewilligungen  aller  Art  gemacht,  dass  er 
Gemeinden  und  Privatleuten  ihre  Rechte  genommen  habe:  Alles 
dieses,  fügt  der  Redner  hinzu,  sei  im  Julischen  Gesetze  sorgsam 
verboten  gewesen.*)  Eine  besondere  Art  des  ünterschleifes  er- 
wähnen die  Rechtsquellen,  wenn  die  Beamten  öffentliche  Arbei- 
ten als  ausgeführt,  Getreide  als  geliefert,  Ausbesserungen  ab 
vollendet  in  ihre  Rechnungen  stellten,  ehe  als  Alles  dies  wirk- 
lich vollendet  oder  abgeliefert  war.^)-  Es  war  eine  alte  Sitte, 
dass  die  unterworfenen  Gemeinden  und  Staaten  dem  Statthalter, 
der  einen  Sieg  erfochten  hatte,  goldene  Kränze  darbrachten  oder 
statt  deren  Geld  steuerten:  dies  Geld  gehörte  zwar  dem  Römi- 
schen Volke,  nicht  dem  Statthalter,  durfte  jedoch  von  diesem 
zu  gemeinnützigen  Zwecken  verwendet  werden.^)  Es  mochte 
auch  damit  Missbrauch  getrieben  worden  sein.  Also  verordnete 
Cäsar,  es  sollte  nur  von  den  Gemeinden  bewilligt  und  vom  Statt- 
halter angenommen  werden  dürfen,  wenn  ihm  in  gehöriger  Form 
vom  Senate  ein  Triumph  bewilligt  wäre."*) 

Um  eine  wirksamere  Controlle  der  Verwaltung  herbeizniub- 
ren,  waren  im  Julischen  Gesetze  genaue  Bestimmungen  über  die 
Rechnungslegung  der  Statthalter  hinzugefugt  Seine  Legaten, 
hiess  es,  dürfe  derselbe  nicht  vor  sich  aus  der  Provinz  ent- 
lassen®) ,  damit  nämlich   nicht  durch  die  Abreise  derselben  die 


a)  Man  sehe  Gic.  in  Pis.  35,86,  besoDders  90:  Mitto  diplomata  totain 
provincia  passim  data,  mitto  numeram  navium  sammamque  praedae,  mitto 
rationem  exacti  imperatique  framenti,  mitto  ereptam  libertatem  populis  ac 
singolis,  qui  erant  affecti  praemiis  nominatim,  quorom  nihil  est,  qaod  noo 
Bit  lege  Julia  ne  fieri  liceat,  sancitum  diligenter.    Vergl.  de  prov.  coos.S,& 

b)  Macer  1.  7  §  2  Dig.  h.  t  Illud  quoque  cavetor  ne  in  aooeptnm  i^ 
feratur  opus  publicum  fiaciendum,  frumentom  pablice  dandum ,  probandtUD^ 
apprebendendam,  sarta  tecta  tuenda,  anteqoam  perfecta,  probata,  pFaestita 
legerunt 

c)  Gic  de  leg.  agr.  U,  22,  59. 

d;  Gic  in  Pis.  37,  90  Mitto  aurum  coronariom,  qnod  te  dintissBi^ 
torsit,  com  modo  velles,  modo  noUes.  Lex  enim  generi  toi  et  deceni  ^ 
te  accipere  vetabat  nisi  decreto  triumpho. 

e)  Ulpian  I.  10,  2  Dig.  de  offic  procos.  (I,  16)  Legataa  auum  oe  afltt 
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RechnungsablegoDg  uninöglich  würde.  Die  Rechnung  selbst 
mosste  in  drei  gleichlautenden  Exemplaren  angefertigt  wer- 
den, von  denen  zwei  in  den  beiden  Hauptstädten  der  Pro- 
vinz niedergelegt,  das  dritte  sogleich  dem  Staatsschatze  über- 
geben wurde,  um  dort  durchgesehen  und  aufbewahrt  zu  werden. 
Diese  Vorschriften  beobachtete  Cicero  nach  seiner  Provinzialver- 
waltung.*)  Sie  können  indess  nicht  für  alle  Beamten  gegolten 
haben.  Cato  wenigstens,  der  im  Jahre  nach  dem  Julischen  Ge- 
setze in  ausserordentlicher  Sendung  nach  Cypem  geschickt  wurde, 
um  dies  Land  und  die  Schätze  des  verstorbenen  Königs  einzu- 
ziehen, fertigte  nur  zwei  Exemplare  seiner  Rechnung  an  und 
nahm  beide  nach  Rom.  Als  beide  unterweges  durch  Zufall  zu 
Grunde  gegangen  waren,  wurde  ihm  dadurch  die  Möglichkeit 
genommen,  das  erwartete  Lob  für  seine  strenge  Pflichterfüllung 
einzuernten.^) 


se  de  provincia  dimittat,   et  lege  lalia  repetandaniui  et  rescripto  divi  Ha- 
driani  —  admonetnr. 

a)  Cic  ep.  V,  20,  2;  II,  17,  2;  ad  Att  VI,  6,  7. 

b)  Flut  Gat.  88;  Die  CasB.  XXXIX,  23. 


IV. 
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Neuntes  Capitel. 

Das  Julische  Gesetz  handelte  nicht  über  das  YeriSihren:  nur  im  die  Be- 
drftcknng  der  Pro?inzen  zn  Terringem,  enthielt  es  Bestimmnigen,  wdcke 
die  Befngniss  des  Ankl&gers ,  Zengen  ans  den  ProTinzen  zi  benifei,  ni 
die  Zahl  seiner  Begleiter  anf  seiner  Untersichingsreise  in  deiselka 
beschränkte.  Alf  Eitlastnngszeigen  bezog  es  sich  nicht,  ferordiiagia 
des  Gesetzes  Aber  die  Theilnehmer  an  Yerbrechen,  Aber  caliuia  uA 
praevaricatio  des  Anklägers.  Die  Griminalklage  gegen  die  Erben  wiri 
gestattet.  Die  Strafen  des  Jilischen  Gesetzes.  Yerschledene  Ansichtei 
darüber.  Das  Jilische  Gesetz  ud  die  ftrflheren  Gesetze  Aber  Amtsver- 
brechen,  welche  verschiedene  Yerbrechen  behandelten,  also  aich  ¥er8€hi^ 
dene  Strafen  gestatteten.  Yergleich  mit  der  Kaiseneit  Zerstdmg  des 
allgemeinen  Gesetzes  Aber  Amtsverbrechei  dirch  Einzelgesetze.  Ii  Folge 
des  Jilischen  Gesetzes  kam  das  allgemeine  Gesetz  ab  ud  die  Strafet 
desselben  sind  fAr  das  Jilische  nicht  massgebend.  Beispiele  Ton  Bestra* 
fting  nach  dem  Jilischen  Gesetze  in  repiblicanischer  Zeit:  sie  zeigea 
fAr  nicht  capitale  Strafe,  aber  fAr  Ehrlosigkeit  Beispiele  der  Kaiserzeit 
Die  Höhe  der  Geldstrafe  verschieden,  bis  zim  yierfkchen  Betrage,  der 
allm&lig  allgemein  wirde.  Belohningen  der  Ankläger.  Allgamelü 
Schildering  des  Jilischen  Gesetzes,  DirchfAhnng  desselben,  Yerhältiiis 
ZI  dem  ftrAheren  Gesetze  Aber  Amtsverbrechen.    Die  Idee  eines  regieree- 

den  Standes  erlischt. 

Die  Aufsicht  über  die  Yerwaltang  der  Provinzen  verlangte 
ausführliche  Vorschriften;  aber  gleiche  Grundsätze  galten  bei 
den  stadtischen  Beamten.  Ob  sie  auch  hier  im  Einzelnen  dircb 
neue  gesetzliche  Bestimmungen  durchgeführt  wurden ,  oder,  weil 
es  ältere  Gesetze  gab,  eine  Beziehung  auf  diese  genügte,  wissen 
wir  uicht.^^)  Jedenfalls  war  das  Julische  Gesetz  fortan  das- 
jenige, nach  welchem  die  Rechtlichkeit  aller  Beamten  beurtheih 
wurde  und  die  classischen  Recbtslehrer  schreiben  ihm  eine  all- 
gemeine Bedeutung  zu.  Für  die  Form  des  Verfahrens  führte 
es  keine  Veränderung  ein.  Die  drei  Stände,  Senatoren,  Ritter, 
Aerartribunen  lieferten  die  Geschworenen ,  die  Zahl  derselben  in 
den  einzelnen  Processen  war  eben  dieselbe  wie  bei  anderen  An- 
klagen, es  fand  weder  comperendinatio  noch  ampliaHoy  sondern 
ein  einziger  Termin,  dessen  Länge  sich  nach  dem  Umfange  der 
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Klage  richtete,  statt:  kurz,  Cäsar  liess  sich  auf  keine  Bestim- 
mung über  das  Verfahren  ein,  er  nahm  das  damals  bestehende 
an.  Man  glaubt,  im  Julischen  Gesetze  habe  gestanden,  was  M. 
Gaelius  in  einem  Briefe  an  Cicero  über  einen  Process  gegen  M. 
Servilius,  der  wegen  falscher  Anklage  (praevaricatio)  belangt 
wurde,  erzählt  Dort  wird  das  101.  Capitel  des  Gesetzes  ange- 
führt, in  dem  gestanden  hätte:  „was  von  den  Richtern  die  Mehr- 
heit geurtheilt  hätte,  das  soll  Recht  und  gültig  sein.''*)  Es  ist 
allerdings  wahrscheinlich,  dass  dies  Gesetz,  wenngleich  sein 
Name  nicht  genannt  wird,  das  Julische  über  Erpressung  war: 
es  musste,  wenn  es  darüber  Bestimmungen  traf,  nothwendiger 
Weise  auch  über  die  falsche  Anklage  wegen  Erpressung,  über 
die  Abschätzung  des  Processes,  über  andere  mit  der  Hauptan- 
klage zusammenhängende  Entscheidungen  handeln.  Aber  dass 
es  die  Form  des  Verfahrens  im  Uebrigen  auch  nur  erwähnte, 
folgt  daraus  nicht,  und  die  von  Caelius  angefahrte  Bestimmung 
ist  die  in  allen  Schwurgerichten  herkömmliche.  In  eben  dem- 
selben Jahre,  wo  Cäsar  sein  Gesetz  gab,  wurden  zwei  andere 
auf  das  Verfahren  bezügliche  Gesetze  von  seinen  Freunden  ge- 
geben, das  Fufische  und  das  Vatinische. '^)  Wurden  sie  vor  dem 
seinigen  gegeben,  so  hätte  er  sie  umstossen  müssen ;  gingen  sie 
nach  dem  Julischen  durch,  so  wäre  dieses,  wenn  es  ebenfalls 
das  Verfahren  behandelte,  abgeändert  worden :  Beides  passt  nicht 
zur  Stellung  Cäsars  zu  seinen  Freunden.  In  früherer  Zeit  hatte 
die  Volkspartei  zm*  Schädigung  des  Senates  durchgesetzt,  dass 
in  den  Processen  über  Amtsverbrechen  eine  zweimalige  Ver- 
handlung (actio)  ^  die  comperendinatio  ^  eingeführt  wurde.  Das 
Aurelische  Gesetz  hatte  dies  abgeschaffte)  und  Cäsar  hütete  sich 
durch  eine  ähnliche  Massregel  den  Kampf  der  Parteien  hervor- 
zurufen. Fortan  heisst  actio  nicht  der  einzelne  Termin  eines 
Processes,  sondern  der  ganze  Process  selbst.   Unter  Kaiser  Tra- 


a)  Cic.  ep.  Vlll,  8,  3  Postquam  discessit  et  pro  absoluto  Ser\'iliu8 
haben  coeptos  est  legisque  unum  et  centesimum  caput  legit,  in  quo  ita 
erat:  quod  eorum  iudicum  maior  pars  iudicarit,  id  ins  ratuinque  esto,  in 
tabulas  absolutum  non  rettalit,  ordinum  iudicia  perscripsit. 

b)  8.  oben  S.  279  flgd. 

c)  S.  oben  S.  211. 
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jin  schildert  Plinius  einen  grossen  Process,  der  gegen  einen 
Statthalter  Spaniens  und  dessen  Genossen  im  Senate  geführt 
wurde:  wegen  der  Menge  der  Schuldigen  theilte  er  seine  An- 
klage in  mehrere  Processe,  von  denen  der  erste  gegen  den  Statt- 
halter selbst,  der  zweite  gegen  zwei  Theilnehmer,  der  dritte 
gegen  mehrere  Theilnehmer  zusammen  stattfand:  jeder  Process 
sehloss  mit  einem  Urtheilspruche.  Diese  einzelnen  Processe  nennt 
er  actiones.*)  Gäsars  Absiebt  war,  den  Anlass  zu  politischem 
Streite,  welcher  in  allen  Gesetzen  über  das  Verfahren  hervor- 
trat, zu  vermeiden.*^) 

Nur  über  dasjenige,  was  im  eigentlichsten  Sinne  zu  den 
Verbrechen  über  Erpressungen  gehörte,  handelte  er,  und  ver- 
folgte dabei  den  Zweck,  den  Schutz  der  Bürger  und  Unterthanen 
gegen  Bedrückungen  möglichst  weit  auszudehnen.  Aus  diesem 
Gesichtspunkte  sind  die  Bestimmungen,  welche  über  die  Art 
und  Weise  der  Anklage  gegeben  wurden,  zu  beurtheilen.  Eigen- 
thümlich  war  es  nämlich  diesem  Verbrechen,  erstens,  dass  es 
meist  bei  vielen  einzelnen  Thatsachen  begangen  wurde:  wer  sein 
Amt  zu  Geldgewinn  missbrauchte,  that  dies  in  der  Regel  nicht 
einmal,  sondern  in  vielen  Fällen.  Ferner  das  Verbrechen  konnte 
in  entfernten  Provinzen  begangen  werden.  Der  Ankläger  hatte 
diese  zu  bereisen ,  um  die  Beweise  und  Zeugen  für  seine  An- 
klagen zu  sammeln.  Die  Kosten  dieser  Reise  bestritt  der  An- 
kläger zunächst  selber,  es  war  aber  natürlich,  dass  er  dieselben, 
im  Falle  er  glücklich  war,  von  der  Provinz,  deren  Sache  er 
führte,  zurückerstattet  bekam.  Er  erhielt  überdem  durch  das 
Gesetz  VoUmacht  für  das  Aufsuchen  von  Urkunden  und  Bewei- 
sen: im  Besitze  dieser  Vollmacht  konnte  er  einschüchtern,  Ge- 
walt brauchen,  auf  mannigfache  Weise  drücken.  In  seiner  Ver- 
theidigungsrede  für  L.  Flaccus  beklagt  sich  Cicero  über  den 
Ankläger  C.  Laelius,  er  sei  nicht  mit  einer  „Begleitung"',  son- 
dern mit  einem  „Heere '^  in  der  Provinz  umhergezogen,  habe 
Gewalt  gebraucht,  Thätlichkeiten  verübt :  das  Gerede  darüber  sei 
80  arg  geworden,  dass  es  Cäsar  bewogen  hätte,  in  seinem  eben 


a)  Plin.  ep.  III,  9,  19  Actione  tertia  commodissimum  putavimus  plures 
coogregare.    Vergl.  oben  S.  213. 
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erscheinenden  Gesetze  für  den  die  Untersuchung  führenden  An- 
kläger eine  bestimmte  Zahl  von  Begleitern  festzusetzen.^)  Denn 
dass  unter  dem  „eben  erlassenen  und  neuen''  Gesetze  dies  Juli- 
sehe,  und  nicht,  wie  ein  Scholiast  Ciceros  meint,  das  Fufische 
oder  Vatinische  zu  verstehen  ist,  nimmt  man  mit  Recht  an. ^) 
Weitere  Kunde  über  eine  ähnliche  Bestimmung  wird  uns  durch 
die  zufällige  Nachricht  von  einer  Ausdrucksweise,  deren  sich 
der  Ankläger  in  M.  Scaurus'  Processe  (54  v.  Chr.)  bediente- 
Er  sagte,  er  dürfe  nach  dem  Gesetze  hundert  und  zwanzig  Per- 
sonen zur  Zeugenaussage  vorladen:  aber  er  wolle  in  die  Frei- 
sprechung des  Angeklagten  willigen,  wenn  er  nur  so  viele  Per- 
sonen namhaft  machen  könne,  denen  er  in  der  Provinz  nichts 
genommen  hätte. '')  Man  darf  hieraus  schliessen,  dass  Cäsar  um- 
fangreiche Bestimmungen  erliess  über  die  Art  und  Weise  der 
Anklage,  über  die  Vollmacht  für  den  Ankläger,  über  die  Rechte, 
welche  er  in  der  Provinz  in  Anspruch  nehmen  durfte,  wen  er 
nach  Rom  vorladen  durfte,  wer  die  Kosten  dafür  zu  tragen 
hatte,  über  viele  ähnliche  Dinge,  die,  so  unbedeutend  sie  an 
sich  erscheinen,  doch  einer  gesetzlichen  Regelung  bedurften. 
Cäsars  Absicht  dabei  war,  jede  Bedrückung  der  Unterthanen  zu 
hindern.  Denn  darauf,  nicht  etwa  auf  etwaige  Abkürzung  des 
Processes  bezieht  sich  auch  die  Vorschrift  über  die  Zahl  der 
Zeugen.  Dies  erkennt  man  deutlich  aus  einem  für  uns  merk- 
würdigen Mangel  des  Gesetzes.  Nur  von  Belastungszeugen  han- 
delte es,  von  den  Entlastungszeugen  nicht.  Diese  mochte  der 
Angeklagte  stellen,  wie  und  wann  er  konnte,  die  Kosten  dafür 
hatte  er  selbst  zu  tragen.  Unter  Trajan  beschwerten  sich  die 
Bitbynier  über  ihren  ehemaligen  Proconsul  Rufus  Varenus:  sie 
verlangten  eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  denselben.  Va- 
renus hatte  nichts  dagegen,  forderte  aber  seinerseits,  es  sollte 
auch  ihm  erlaubt  sein,  der  Vertheidigung  halber  Zeugen  aus  der 


a)  Cic.  p.  Flacc.  6,  13  Tantum  a  vobis  petam,  iudioes,  ut,  si  quid 
ipsi  audistis  communl  fama  atque  sermone  de  vi,  de  manu,  de  armis,  de 
copiis,  memineritis:  quarum  rerum  invidia  lege  hac  recenti  ac  nova  certus 
est  inquisitori  comitum  numerus  constitutus. 

b)  Schol.  Bob.  p.  235.    VergL  oben  S.  292  flgd. 

c)  Val.  Max.  VUI,  1,  10. 
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Provinz  vorzuladen.  Dagegen  sprachen  die  Bithynier.  Sie  hät- 
ten es  nicht  gekonnt,  wenn  das  Julische  Gesetz  es  erlaubt  hätte. 
Ihre  Einrede  wäre  auch  nicht  erklärlich,  wenn  nicht  die  Beru- 
fung der  Entlastungszeugen  der  Provinz  Kosten  und  Belästigung 
verursacht  hätte.  Am  Ende  wurde  des  Angeklagten  Forderung 
bewilligt :  er  erlaugte  die  Sache,  die,  wie  Plinius  sich  ausdrückt, 
„weder  im  Gesetze  vorhergesehen  noch  recht  gebräuchlich,  aber 
doch  gerecht  war.''^)  Nach  dem  Julischen  Gesetze  also  musste 
der  Angeklagte  für  die  Vertheidigung  selbst  sorgen.  Schwer- 
lich hatte  der  Prätor  die  Machtvollkommenheit,  auch  ihm  auf 
Kosten  der  Provinz  die  Vertheidigung  zu  erleichtern.  Erst  als 
in  der  Kaiserzeit  der  Senat  diese  Processe  in  seiner  Gewalt 
hatte  und  freiere  Befugniss  übte,  half  er,  wo  es  noth wendig  er- 
schien, dem  Mangel  des  Gesetzes  ab. 

Bezeichnend  für  den  Charakter  des  Julischen  Gesetzes  ist 
die  Nachricht,  welche  man  in  Ciceros  Rede  für  C.  Rabirios 
Postumus  findet.  Der  Process  gegen  Postumus  hing  mit  dem 
gegen  A.  Gabinius,  der  wegen  Erpressung  verurtheilt  war,  zu- 
sammen. Die  Geldstrafe  hatte  aus  Gabinius^  Gütern  nicht  her- 
ausgebracht werden  können  und  man  behauptete,  ein  Theil  des 
erpressten  Geldes  sei  an  Postumus  gekommen :  deshalb  wurde 
dieser  vor  eben  denselben  Richtern,  welche  über  Gabinius  zu  Ge- 
richt gesessen,  belangt,  natürlich  nicht,  um  die  Strafe  des  Juliseben 
Gesetzes  zu  erleiden,  sondern  um  zur  Herausgabe  des  von  Gabi- 
nius herrührenden  Geldes  gezwungen  zu  werden.  Dies,  behaup- 
tet Cicero;  sei  nicht  Recht.  Die  Bestimmung  des  Julischen  Ge- 
setzes über  die  Heranziehung  derer,  an  welche  das  Geld  gelangt 
sei,  wäre  nicht  neu:  sie  fände  sich  schon,  und  zwar  mit  eben 
denselben  Worten,  im  Cornelischen  und  , Servilischeu  Gesetze, 
folglich  müsse  auch  die  bei  der  Auslegung  dieser  Gesetze  be- 
folgte Gerichtssitte  gelten,  wonach  nur  die  bei  der  Abschätzung 
des  Processes  Genannten  zur  Herausgabe  der  etwa  fehlenden 
Geldstrafe  herangezogen  würden,  Postumus  aber  sei  bei  Gabinios' 


'  a)  Pliu.  cp.  V,  20,  7  hnpetraviuius  rem  nee  lege  comprebensam  oec 
satis  ositatam,  iustam  tarnen.  Man  vergleiche  die  weiteren  VerbainUimgeo 
über  diese  Sache  bei  Plin.  ep.  VI,  5  und  13  und  29;  VI,  6  und  10. 
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Proceese  durchaus  nicht  erwähnt  worden.*)  Also  Cäsar  hatte 
die  Bestimmung  über  die  Verpflichtung  der  Besitzer  erpressten 
Geldes  ausdrucklich  in  sein  Gesetz  aufgenommen.  Er  wollte 
ein  vollständiges  Gesetz  geben,  so  dass  fortan  alle  frühereu  Ge- 
setze über  Erpressungen  abgeschafft  würden  und  nur  sein  eige- 
nes in  Geltung  wäre :  er  hat  nicht  auf  frühere  Gesetze  verwie- 
sen, sondern  sie  ersetzt  und  daher  findet  sich  weder  in  späteren 
Gesetzen  noch  in  den  classischen  Rechtsquellen  eine  Hinweisung 
auf  dieselben,  sie  waren  durch  das  Julische  abgeschaflft.  Aehn- 
licb  verhielt  es  sich  mit  anderen  Klagen,  welche  mit  einem  Pro- 
cesse  über  Erpressungen  eben  so  gut  in  Verbindung  stehen  wie 
mit  den  übrigen  Griminalprocessen,  nämlich  den  Processen  über 
wissentlich  falsche  Anklage  (calumnia)  und  dem  über  absichtr 
lieh  schlecht  geführte  Anklage  (praevaricatio).  Von  der  erste- 
ren  haben  wir  einen  Fall  in  dem  Nachspiele  des  Processes  gegen 
M.  Scaurus^),  ohne  indessen  ausdrückliche  Kunde  zu  haben, 
dass  es  nach  dem  Jnlischen  Gesetze  geführt  wurde.  Dies  ist 
jedoch  wahrscheinlich.  Von  der  absichtlich  schlechten  Anklage, 
der  praevaricaiioj  kennen  wir  aus  der  republicanischen  Zeit  kei- 
nen Fall;  aber  ein  solcher  kam  unter  Trajan  bei  dem  grossen 
Processe  gegen  Caecilius  Classicus,  den  Plinius  beschreibt,  vor. 
Auch  seine  Frau  Casta  wurde  dabei  wegen  Erpressung  belangt, 
ihr  Ankläger  aber  Norbanus  Licinianus  kam  in  den  Verdacht, 
als  ob  er  die  Anklage  gegen  sie  absichtlich  schlecht  führe.  Pli- 
nius sagt  dabei,  das  Gesetz,  also  das  Julische,  verlange,  zuerst 
solle  die  Verhandlung  gegen  den  eigentlichen  Angeklagten  zu 
Ende  geführt  und  dann  erst  die  Untersuchung  wegen  praevari- 
catio vorgenommen  werden."^)  Aber  dies  war  auch  bei  allen 
anderen  Schwurgerichten  der  Fall.  Also  Neues  oder  von  ande- 
ren Schwurgerichten  Abweichendes  verordnete  Cäsars  Gesetz  in 
beiden  Beziehungen  nicht.    Neu  dagegen  war  eine  andere  Be- 


a)  Cic.  pro  C.  Rab.  4,  8  flgd.    Vergl.  II,  1,'  201  und  359. 

b)  AscoD.  in  Scaur.  30  Orell. 

c)  Plin.  ep.  III,  9,  30  £st  lege  cautum,  ut  reos  ante  peragatur,  tum 
de  praevaricatione  quaeratur,  quia  opüme  ex  accusatione  ipsa  accosatoris 
fides  aestimator. 
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Stimmung  Cäsars,  die  nicht  auf  Scbärfdng  des  Verfahrens  be- 
rechnet war,  sondern  in  der  natürlichen  Rechtsentwickelang  lag. 
Es  heisst,  nach  dem  Julischen  Gesetze  würde  auch  gegen  (üe 
Erben  eine  Klage  gewährt,   aber  nur  ein  Jahr  lang  nach  dem 
Tode  des  Schuldigen.*)    In  den  früheren  Gesetzen  über  Erpres- 
sung hatte   eine   solche  Bestimmung   gefehlt.     Starb  also  der 
Schuldige,  ehe  die  Anklage  gegen  ihn  erhoben  war,  so  fehlte  es 
an  der  Person,  gegen  welche  dieselbe  gerichtet  werden  konnte: 
es  fand  weder  ein  iudicium  noch  eine  litis  aeatimatio  statt,  die 
Erben  waren  sicher,  wenigstens  vor  dem  Criminalgerichte.  Denn 
der  Schade  selbst  konnte  auch  noch  vor  dem  Civilgerichte  ein- 
geklagt werden.    Ja  man  hatte  dies  noch  ausgedehnt    Sobald 
Jemand  vor  der  Verurtheilung ,  wenn  auch  nach  Einleitung  der 
Anklage  starb,  war  sein  Vermögen  geschützt     Wir  haben  die 
Erzählung  von  der  Erpressungsklage,  welche  gegen  C.  Licinios 
Macer   nach  Verwaltung    einer   prätorischen  Provinz   vor   dem 
Prätor   Cicero    (66  v.   Chr.)   erhoben   wurde.    Der  Angeklagte 
hatte  anfangs  auf  Freisprechung  gehofit  und  war  vom  Gerichte 
nach  Hause  gegangen,  um   eine  weisse  Toga,  als  Zeichen  der 
Freude,  anzulegen  und  so  auf  den  Markt  zurückzukommen.    Da 
meldete  ihm  sein  Freund  und  Gönner  M.  Crassus,  alle  Stimmen 
der  Geschworenen  seien  gegen  ihn  ausgefallen  und   der  Prätor 
schicke  sich  an,  in  Folge  dessen  die  Verurtheilung  auszusprechen. 
Macer  sandte  sofort  einen  Freund  zum  Gerichte  mit  der  Nach- 
richt, er  sei  als  Angeklagter,  nicht  als  Verurtbeilter  gestorben, 
deshalb  dürften  seine  Güter  nicht  eingezogen  werden :  er  selbst 
erdrosselte  sich  inzwischen.    Cicero  sprach  auf  diese  Kunde  die 
Verurtheilung  nicht  aus:  es  fand  also  auch  keine  lüis(»esHmaao 
statt  und  der  Ankläger  erhielt  keine  Entschädigung.  Es  scheint, 
dass  Cicero  die  Verurtheilung  auch  hätte  aussprechen  können, 


a)  Scaevola  1.  2  Dig.  h.  t  Datur  ex  hac  lege  et  in  heredes  actio  in- 
tra  annum  dumtaxat  a  morte  eins  qui  argaebator.  Blan  vergl.  Modestin. 
1.  20  Dig.  de  accus.  (XLVIII,  2)  £x  iudicionim  pablicorom  admissis  aod 
alias  transeunt  adversus  heredes  poenae  bononun  ademptionis  quam  si 
lis  contestata  et  condemnatio  faerit  secuta  excepto  repetondarum  et  maie* 
statis  iadicio,  quac  etiam  mortuis  reis,  cum  quibus  nihil  actum  est,  adbnc 
exerceri  placuit. 
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dann  wären  die  Gfiter  des  Verurtheilten  verfallen  gewesen.  Es 
konnte  fraglich  sein,  ob  das  ürtheil  durch  die  Abstimmung  der 
Geschworenen  oder  durch  die  Verkündigung  des  Prätors  voll- 
zogen wurde.  Cicero,  so  streng  er  sonst  während  des  Processes 
gewesen  war,  schloss  sich  hier  der  milderen  Auffassung  an.*) 
Nach  dem  Julischen  Gesetze  wäre  dieser  Vorgang  unmöglich 
gewesen:  der  Selbstmord  vor  der  Verurtheilung  hätte  Macer 
nichts  genützt  Wäre  er  auch  vor  der  Erhebung  der  Anklage 
gestorben,  so  hätte  diese  dennoch  ein  Jahr  lang  gegen  die  Er- 
ben mit  gleichem  Erfolge  wie  gegen  ihn  selbst  gerichtet  werden 
können.  Ein  Beispiel  •  einer  solchen  gegen  einen  Verstorbenen 
geführten  Anklage  über  Erpressung  giebt  der  Process  gegen 
Caecilius  Classicus,  Statthalter  des  Bätischen  Spaniens,  welchen 
der  jüngere  Plinius  ausführlich  beschreibt.  Er  erwähnt  dabei, 
diese  Anklage  eines  Verstorbenen  sei  zwar  durch  die  Gesetze 
gestattet,  aber  ausser  Gebrauch  gekommen  gewesen  und  erst 
damals  nach  langer  Zwischenzeit  wieder  eingeführt  worden.^) 
Dass  indessen  bei  solcher  Anklage  dennoch  eine  geringere  Geld- 
strafe als  bei  der  gegen  einen  Lebenden  stattfand,  werden  wir 
später  bemerken. 

Eine  weitere  Einsicht  in  den  Charakter  des  Julischen  Ge- 
setzes gewinnt  man  durch  eine  Betrachtung  der  Strafen,  welche 
es  verordnete.  Darüber  besteht  eine  verschiedene  Ansicht  Die 
einen  zählen  zuerst  die  kleineren  Strafen,  welche  verhängt  wur- 
den ,  auf,  fügen  aber  hinzu,  für  die  schwereren  Repetundenver- 
gehen  hätte  daneben  auch  die  Strafe  der  Verbannung  bestanden. 
Sie  berufen  sich  erstens  auf  eine  Stelle  Juvenals,  in  der  von  der 
Verbannung  eines  zu  seiner  Zeit  wegen  Erpressung  Verurtheilten 
die  Rede  ist®),  zweitens  auf  die  vielen  Fälle,  in  denen  solche 
Verurtheilte  in  die  Verbannung  gegangen  sind.  Die  anderen 
nehmen  an,  nur  Ehrenstrafen   hätte  Cäsar  auf  Erpressung  ge- 


a)  Man   sehe  die  Erzählimg   bei  Val.  Max.  IX,  12,  7  und  vergleiche 
damit  Cic.  ad  Att  1,  4,  2;  Plut  Cic.  9. 

b)  Pilo.  ep.  m,  9,  6  flgd.  Provisum  hoc  legibus,   intermissum  tarnen 
et  post  longam  intercapedinem  tunc  reductum. 

c)  Invenal.  I,  47. 
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setzt,  Verbannung  in  keinem  Falle.  Sie  stützen  sich  dabei  auf 
die  Natur  des  Verbrechens,  das  nicht  so  gross  war,  um  eine  8o 
schwere  Strafe  zu  rechtfertigen ,  und  auf  unzweideutige  Tjmi- 
nisse  unserer  Rechtsquellen.  Aber  sie  sind  nicht  im  Stande  zu 
erklären,  in  wie  fern  vor  dem  Julischen  Gesetze  unzweifelhaft 
die  Verbannung  gegen  die  der  Erpressung  Schuldigen  oft  aus- 
gesprochen worden  ist,  zumal  da  sie  zugleich  an  allmälige  Ver- 
schärfung der  Strafen  durch  die  auf  einander  folgenden  Gesetze 
glauben.*^) 

Das  erste  Galpumische  Gesetz  handelte  nur  über  Erpres- 
sungen, bestimmte  aber  keine  Strafe  irgend  einer  Art:  es  gab 
nur  die  Fälle  an,  in  denen  der  Senat  verpflichtet  wurde,  das 
von  den  Beamten  erpresste  Geld  den  Beschädigten  wieder  za 
verschaffen.  Das  Junische,  uns  wenig  bekannte,  schuf  den  Be- 
griff des  Amtsverbrechens,  welchen  C.  Gracchus  aufnahm.  Er 
setzte  zuerst  eigentliche  Geschworenengerichte  ein,  Gerichte, 
welche  nicht  nur  das  Unrecht  wieder  gut  zu  machen,  sondern 
auch  die  üebelthäter  zu  strafen  hatten.  Dazu  richtete  er  einen 
Gerichtshof  ein ,  der  zur  Verbannung,  zum  Verluste  der  Güter, 
mithin  zu  den  härtesten  Strafen,*  welche  ohne  die  Volksversamm- 
lung durch  gerichtliches  Urtheil  verhängt  werden  durften,  Ter- 
urtheilte.*)  Vor  ihn  kamen  alle  Amtsverbrechen  ohne  Unterschied, 
sowohl  wenn  ein  Senator  sich  hatte  bestechen  lassen,  um  eine 
an  sich  gleichgültige  Sache  zu  thun  oder  nicht  zu  thun,  als  auch 
wenn  er  den  Staat  betrogen  oder  die  Unterthanen  gedrückt,  als 
auch  wenn  er  wissentlich  einen  Unschuldigen  für  Geld  hatte 
hinrichten  lasseti.  Für  diese  verschiedenen  Stufen  der  Schuld 
musste  es  verschiedene  Strafen  gebeny  und  wir  wissen ,  dass 
z.  B.  derjenige,  der  einen  Unschuldigen  für  Geld  getödtet  hatte, 
die  härteste  Strafe  erfuhr,  haben  Beispiele,  dass  Andere,  die 
wegen  Erpressungen  verurtheilt  waren,  mit  Geldstrafe,  ohne 
Einbusse  an  ihrer  Ehre,  davon  kamen.  Das  Gesetz  setzte  far 
bestimmte  Glassen  von  Amtsverbrechen  bestimmte  Strafen  fest 
Die  Form,  in  der  dies  geschah,  ist  uns  nicht  genau  bekannt  und 
auch   die  Bruchstücke  des  Acilischen   Gesetzes   geben  darüber 


a)  S.  Bd.  II,  1,  81  flgd. 
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keine  Auskunft.    Der  Ankläger  hatte  die  Punkte,   worauf  seine 
Anklage  ging,   schriftlich  anzugeben.    Er  konnte  einen  einzigen 
Punkt  bezeichnen:  dann  war  für  denselben  in  den  Gesetzen  die 
Strafe    bestimmt  und    das    Urtheil  der  Geschworenen  einfach. 
Aber  er  konnte  auch  mehrere  Punkte  zugleich  angeben.    Z.  B. 
Verres  wurde  von  Cicero  nicht  einfach  wegen  Erpressung  be- 
langt, die  er  zurückerstatten  sollte.    In  seiner  ersten,  auf  diesen 
Process  bezugliotien  Rede,  der  sogenannten   divinatioj   spricht 
Cicero  nur  von  Verres'  Erpressungen  und  erwähnt,  dass  er  des- 
wegen Entschädigung  von  ihm   verlange.*)    Dort  kam  es  ihm 
darauf  an,  sein  Recht  auf  die  Anklage  zu  erweisen:  er  stützt 
es  hauptsächlich  darauf,  dass  er  der  von  den  Siciliern  erkorene 
Ankläger  sei,  für  die  Provinzen  aber  sei  der  auf  Erpressungen 
bezügliche   Theil  des  Gesetzes  hauptsächlich  und  ursprünglich 
gegeben:  folglich  müssten  auch  deren   Wünsche  in   Bezug  auf 
den  Ankläger,  im  vorliegenden  Falle   die  Wahl  der  Sicilier  be- 
rücksichtigt   werden.     Später,    wo   Cicero    den   Inhalt    seiner 
Anklage  zusammenfasst^),  sagt  er:  „G.  Verres   habe    vielfach 
zügellos,  vielfach  grausam  gegen  Römische  Bürger  und  Bundes- 
genossen, viel&ch  gegen  Götter  und  Menschen  schändlich  ver- 
fahren, ganz  besonders  aber  habe  er  ausserdem  vierhundert  tau- 
send Sesterzen  aus  Sicilien  gegen  die  Gesetze  davon  getragen.^' 
Er  legt  auch  hier  Gewicht  auf  die  Erpressungen ,  weil  in  Folge 
deren  eine  besondere  Geldstrafe  auferlegt  und  dadurch  seinen 
Auftraggebern,  den  Siciliern,  Genugthuung  verschaift   wurde; 
aber   unzweifelhaft  erwähnt  er  als  Anklagepunkte  auch  die  Be- 
schuldigungen der  Grausamkeit  und  Ruchlosigkeit.    Dass  er  be- 
absichtigte, auch  diese  zur  Geltung  zu  bringen,  ergiebt  sich  auch 
aus  seinen  öfteren  Aeusserungen ,  er  wolle  Verres,  wenn  der- 
selbe nach  dem  allgemeinen  Gesetze  über  Amts  verbrechen  frei- 
gesprochen würde,  als  Majestäts Verbrecher  und  wegen  Staats- 


a)  Cic.  div.  5,  17. 

b}  Cic  in  Verr.  Act.  1,  18,  56  Dicimos  C.  Verrem  cum  multa  libidi- 
nose,  mnlta  crudeliter  in  cives  Romanos  atque  socios,  multa  in  deos  homi- 
nesque  neforie  fecerit,  tum  praeterea  quadringentiens  sestertium  ex  Sicilia 
contra  leges  abstulisse. 
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diebstahls  belangen.*)    Mit  einer  Strafe  für  Verres,  wie  sie  auf 
Erpressung  allein  stand,  konnte  er  nicht  zufrieden  sein,  wenn- 
gleich es  an  sich  möglich  war,  dass  derselbe  von  den  anderen 
Verbrechen  losgesprochen,   aber   wegen  Erpressung  verurtheilt 
wurde.    Wie  mit  Verres'  Processe,  so  verhielt  es  sich  auch  mit 
den  übrigen,  welche  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  über  Amts- 
verbrechen  angestellt  wurden :  die  Geschworenen  in  ihnen  konn- 
ten durch  die  Anklage  selbst  gezwungen  werden,  bald  auf  eine 
höhere,  bald  auf  eine  niedere  Strafe  zu  erkennen.    Wenn  aach 
die  Anklage  ursprünglich  nicht  solche  Punkte  bezeichnete,  auf 
welchen   eine    härtere  Strafe  stand,  konnte  dennoch  das  Urtbeil 
auf  solche  lauten.    Ergab  sich  im  Laufe  der  Untersuchung  z.  6., 
dass  Jemand  nicht  nur  sich  hatte  bestechen  lassen,  sondern  für 
Geld  Unschuldige   verurtheilt  oder  andere  Verbrechen  begangen 
hatte,   so  erforderte  die  Gerechtigkeit  Eingehen  des  Gerichtes 
auf  die  schwereren,   zu  Tage  tretenden  Anschuldigungen.    Der 
Ankläger  selbst  wird  immer  bereit  gewesen  sein,  seine  Anklage 
zu  verschärfen  und  dies  stand  ihm   eben  so  frei ,    wie  es  ihm 
erlaubt  war,   sie  zu  mildern  oder  aufeugeben.     Aus  der  Zeit 
der  Kaiser,  wo  der  Senat  über  diese  Anklagen  entschied,  sind 
solche   Veränderungen    oder   vielmehr  Verschärfungen   bekannt 
So  geschah  es  unter  Augustus  bei  Volesus  Messalla,  dem  Pro- 
consul  Asiens^),  so  unter  Tiberius  bei  C.  Silanus,   einem  ande- 
ren Proconsul  Asiens. '')    Aber  dass  ebendasselbe  auch  zur  Zeit 
der  Republik  bei  Anklagen  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  über 
Amts  verbrechen  geschehen  ist,  beweist  die  Aehnlichkeit  der  Be- 
fugniss,    welche   damals    die  Geschworenen,  später  der  Senat 
hatte.    Namentlich,   glaube  ich,  ist  der  berühmte  Process  gegen 
P.  Rutilius  im  Jahre  92  v.  Chr.  so  verlaufen:  er  hatte  sich  aller- 
dings unbestechlich  gezeigt,  aber  doch  manche  Verbrechen  be- 
gangen"^), wegen  deren  er  von  den  auf  ihn  erzürnten  Rittern 
mit  Verbannung  bestraft  wurde. 


a)  Cic.  in  Verr.  lib.  I,  4  flgd. 

b)  Tac  Ann.  III,  68;  Senec.  de  ira  II,  5. 

c)  Tac.  Ann.  III,  68. 

d)  Cic.  p.  Font.  13,  28. 
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In  den  meisten  Fällen  verbanden  sich  mit  den  Anschuldi- 
gungen wegen  Erpressung  noch  andere,  auf  welchen  härtere 
Strafe  stand.  Wer  einmal  auf  unerlaubten  Gewinn  ausging,  der 
zeigte  auch  Grausamkeit,  schaltete  eigenmächtig  mit  den  Ge- 
setzen, verurtheilte  Unschuldige,  kurz  beging  Sachen,  welche 
härter  als  blosse  Bedrückung  der  Provinzen  bestraft  werden 
mussten.  in  der  Kaiserzeit  war  die  Aufsicht  über  die  Statthalter 
schärfer  und  die  Verwaltung  besser  als  früher.  Dennoch  blieb 
eine  Anklage  wegen  Erpressung  meist  nicht  allein:  es  kamen 
Anklagen,  entweder  wegen  Grausamkeit  oder  verletzter  Majestät 
oder  wegen  anderer  Verbrechen  hinzu.  In  der  republicanischen 
Zeit  verleitete  die  Selbständigkeit  der  Verwaltung,  für  welche  sie 
erst  nach  Niederlegung  ihres  Amtes  Rechenschaft  schuldig  wa- 
ren, die  Statthalter  viel  leichter  zu  Ausschreitungen  aller  Art. 
Bei  solcher  gemischten  Anklage,  wie  wir  sie  nennen  wollen, 
konnte  ein  doppeltes  Urtheil  der  Geschworenen  nothwendig  sein. 
Die  Strafe  war  entweder  capital,  oder  sie  war  zwar  auch  mit 
Verlust  an  Ehre  verbunden,  bestand  aber  wesentlich  in  Geld- 
strafe oder  sie  umfasste  Beides.  Nach  der  Verurtheilung  des 
Angeklagten  folgte  also  b^i  der  litis  aesiimatio  die  Entscheidung, 
ob  eine  höhere  Strafe  oder  nur  Geldbusse  zu  verhängen  sei. 
Man  kann  dabei  Beispiele  aus  der  Kaiserzeit  vergleichen:  der 
Senat,  welcher  das  Urtheil  fällte,  konnte  damals  wieder,  wie  in 
alter  Zeit,  „gemischte  Anklagen''  in  ein  und  demselben  Processe 
bebandeln.  In  der  Regel  wurde  in  den  Anklagen  zu  den  Be- 
schuldigungen wegen  Erpressungen  auch  die  wegen  Majestäts- 
verbrechen hinzugefügt,  was,  wie  Tacitus  sagt,  „damals  die  Er- 
gänzung aller  Anklagen  war.''*)  Im  Jahre  15  n.  Chr.  wurde 
der  Statthalter  Bithyniens  Granius  Marcellus  angeklagt.  Tacitus 
erzählt^)  seinen  Process  malerisch,  nach  seiner  Sitte,  und  ohne 
den  Verlauf  genau  darzustellen.  Die  Anklage  lautete  auf  Ma- 
jestätsverbrechen und  auf  Erpressung :  jenes  war  ein  capitales 
Verbrechen,  dieses  nicht    Bei  der  Abstimmung  wurde  zuerst 


a)  Tac.  AüD.  111,  38  quod  tarn  omnium  accusationum  complemeDtum 
erat 

b)  Tac  Ann.  I,  74. 
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der  erste  Punkt  verneinend  entschieden,  dann  der  zweite  be- 
jahend: es  fand  also  nachher  noch  die  Bestimmung  der  Geld- 
strafe in  der  litis  aestimatio  statt  Aehnlich  geschab  es  bei  Cae- 
sius  Cordus ,  dem  Statthalter  der  Provinz  Greta  und  Cyrene. 
Seine  Anklage  lautete  auf  Majestätsverbrechen  und  Erpressung: 
wegen  jener  wurde  er  freigesprochen,  wegen  dieser  verurtheilt, 
die  Verurtheilung  verzögerte  sich  indessen,  weil  erst  Zeugen 
aus  der  Provinz  berufen  werden  mussten,  um  ein  Jahr.*)  Um- 
gekehrt bei  Silius,  dessen  Anklage  ebenfalls  auf  Majestätsver- 
brechen und  Erpressung  lautete.  Er  wurde  der  ersteren  schal- 
dig  befunden  und  von  der  geringereu  Strafe,  welche  auf  Erpres- 
sung stand,  war  daher  nicht  die  Rede.^) 

In  dieser  Weise  umfasste  also  das  Sempronische  Gesetz 
alle  Amts  verbrechen ,  Erpressung,  Amtserschleichung,  andere 
schwerere  Uebelthaten  und  die  Strafen,  welche  es  bestimmte, 
waren  verschieden.  Eben  denselben  Charakter  hatten  die  zu- 
nächst folgenden  Gesetze,  welche  sonst  im  Verfahren  uud  in  der 
Begriffsbestimmung  Manches  änderten  und  ergänzten.  Das  Plan- 
tische über  Gewaltthat  und  das  Appulejische  über  Majestätsver- 
brechen  begannen  die  Zerstörung  jenes  allgemeinen  Gesetzes. 
Sie  wählten  aus  demselben  einen  einzelnen  Begriff,  welcher  in 
ihm  gleichsam  versteckt  gelegen  hatte  und  deshalb  nicht 
zur  vollen  Anwendung  gekommen  war,  heraus,  entwickelten 
denselben,  führten  ihn  im  Einzelnen  aus.  Wer  nach  einem  von 
ihnen  angeklagt  wurde,  konnte  idcht  in  ein  und  demselben  Pro- 
cesse  auch  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  belangt  werden :  dazu 
gehörte  eine  neue,  besondere  Anklage.  Es  entstanden,  wenn 
man  es  so  nennen  will,  verschiedene  Gerichtshöfe.  Sulla  führte 
die  Zerstörung  des  allgemeinen  Gesetzes  durch  sein  grosses  Ma- 
jestätsgesetz weiter.  Indem  er  jede  Amtsüberschreitung  verbot, 
engte  er  den  Kreis  derjenigen  Verbrechen,  welche  dem  allge- 
meinen Gesetze  eigenthümlich  waren,  ein.  Eben  dasselbe  Ziel 
verfolgte  er  durch  einen  Paragraphen  des  Gesetzes  über  Moni, 
in  welchem  er  den  Beamten,  der  sich  zur  capitalen  Bestrafung 


a)  Man  sehe  Tac.  III,  38  und  70. 

b)  Tac.  Ann.  IV,  18  flgd. 
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eines  Unschuldigeii  bestechen  liess,  des  Mordes  ftr  schuldig  er* 
klärte.  Dennoch  liess  er  das  allgemeine  Gesetz  bestehen:  wir 
haben  unzweifelhafte  Beispiele,  dass  wegen  Erpressung  Ange- 
klagte nach  ihm  die  härteste  Bestrafung  erfuhren,  besonders  in 
dem  uns  genauer  bekannten  Processe  gegen  C.  Verres.  Der  An- 
kläger hatte  demnach  in  vielen  Fällen  die  Wahl,  entweder  nach 
dem  Comelischen  oder  nach  dem  alten,  allgemeinen  anzuklagen. 
Der  Grund,  weshalb  Sulla  dieses  doppelte  Verfahren  bestehen 
liess,  lag,  ausser  der  Scheu  vor  zu  vielen  Aenderungen,  in  dem 
Wunsche,  bei  zweifelhaften  Fällen  ein  Gesetz  zu  habeu,  das  här- 
tere oder  mildere  Strafen  gestattete.  Denn  den  Grundsatz,  das 
Mass  der  Strafe  in  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes  zu  legen, 
behielt  er  in  seinen  Gesetzen  über  gemeine  Verbrechen  bei.  Das 
Aurelische  Gesetz,  welches  den  Unterschied  zwischen  Amts-  und 
gemeinen  Verbrechen  in  Bezug  auf  das  Verfahren  aufhob,  liess 
die  bisherige  Gerichtsverfassung  unverändert.  Aber  das  Calpur- 
nische  Gesetz  aber  Amtserschleichung  that  einen  weiteren  Schritt 
zur  Abschaffung  des  allgemeinen  Gesetzes  über  Amtsverbrechen, 
and  das  Julische  über  Erpressung  vollendete  dieselbe.  Ohne 
gesetzlich  aufgehoben  zu  werden,  kam  dasselbe  thatsächlich  ausser 
Gebrauch.  Alle  Verbrechen,  welche  ein  Beamter  begehen  konnte,' 
fielen,  wenn  man  von  der  Amtserschleichung  und  Gewaltthätig- 
keit  absieht,  entweder  unter  das  Cornelische  über  Majestätsver- 
brechen, wenn  sie  nicht  mit  Geldgewinn  verbunden  waren,  oder, 
wenn  sie  damit  verknüpft  gewesen  waren,  unter  das  neue  Juli- 
sche. Der  Ankläger  konnte  wählen,  nach  welchem  er  anklagen 
wollte ,  konnte  auch  nach  beiden  anklagen ,  aber  in  verschiede- 
nen Processen.  Das  alte  allgemeine  Gesetz  über  Amtsverbrechen, 
obwohl  nicht  aufgehoben,  kam  ab,  erstens  weil  die  neuen  Gesetze 
die  einzelnen  Fälle  von  Verbrechen  genauer  angaben,  mithin  die 
Möglichkeit,  einen  Schuldigen  zur  Verurtheilung  zu  bringen, 
grösser  war,  zweitens  weil,  wenn  die  einzelnen  Arten  von  Ver- 
brechen geschieden  wurden,  die  Menge  der  Processe  vor  einem 
Gerichtshofe  kleiner,  die  Entscheidung  derselben  also  rascher 
war.  Drittens  enthielt  das  neue  Erpressungsgesetz  z.  B.  genaue 
Bestimmungen  über  die  in  der  Provinz  zu  fuhrende  Untersuchung, 
und  zwar  zur  Erleichterung  der  Unterthanen.    Diese  hatten  das 
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Interesse,  das  neue  Gesetz  in' Anwendung  zu  bringen.  Das  alte 
gewährte  zwar  die  Möglichkeit,  eine  härtere  Bestrafung  des 
Schuldigen  in  einem  einzigen  Frocesse  herbeizufuhren;  aber  dies 
war  für  die  Unterthanen  Nebensache.  Die  Hauptsache,  dieEnt- 
Schädigung  für  die  Erpressung  erhielten  sie  leichter,  vielleicht 
sogar  reichlicher  durch  das  neue  Gesetz. 

Man  thut  mithin  Unrecht,  von  den  harten  Strafen,  welche 
früher  über  die  wegen  Erpressung  Angeklagten  verhängt  wur- 
den, auf  die  Strafen  des  Julischen  Gesetzes  zu  schliesseu;  ebenso 
darf  man  keinen  Rückschritt  in  der  Gesetzgebung  annehmen, 
wenn  man  die  mildere  Strafe  des  Julischen  Gesetzes  mit  den 
härteren  früher  Verurtheilter  vergleicht  Das  Julische  Gesetz 
handelte  nur  über  Erpressungen ,  es  betrachtete  jede  That  nur, 
insofern  damit  ein  unerlaubter  Gewinn  verbunden  war  und  nnr 
diesen  strafte  es.  War  die  verübte  That  an  sich  schlecht,  so 
stand  es  dem  Ankläger  frei,  einen  neuen  Process  anzustrengen, 
entweder  auf  Majestätsverbrechen  oder  nach  dem  Gesetze  über 
Mord  und  in  beiden  Fällen  ward  dem  Uebelthäter  der  verdiente 
Lohn.  An  sich  war  unerlaubter  Gewinn  nicht  so  starker  Strafe 
werth.  Capital  konnte  sie  nicht  sein.  Dies  ergiebt  sich  aus  der 
£rklärung  der  classischen  Rechtslehrer,  dass  ein  wegen  Erpres- 
sung Verurtheilter  weder  Zeugniss  ablegen,  noch  eine  öffentliche 
Anklage  anstellen  dürfe*) :  bei  dem  Verluste  des  caput  hätte  sich 
dies  von  selbst  verstanden.  Dazu  stimmen  auch  die  Strafen  der 
nach  dem  Julischen  Gesetze  Verurtheilten.  A.  Gabinius  wurde 
im  Jahre  54  v.  Chr. ,  weil  er  von  dem  Könige  von  Aegypten 
Geschenke  angenommen  und  auch  sonst  seine  Provinz  Syrien 
geplündert  hatte,  verurtheilt  Er  lebte  allerdings,  wie  Dio  Gas- 
sius  erzählt^) ,  nach  seiner  Verurtheilung  in  der  Verbannung; 
aber  dass  er  diese  Strafe  erlitt,  weil  er  Erpressungen  begangen, 
setzt  derselbe  nicht  hinzu.    Genauer  berichtet  Appian®),  er  sei 


a)  Man  sehe  die  Beweise  dafür  unten  S.  338. 

b)  Dio  Cass.  XXXIX,  63  töte  (aIv  ((pu^cv  <üXo*jc,   ScTrsp  clicov,  -^orcpov 

c)  App.    bell.   civ.  U,  24   xai   Faß^ytoc    (^dXu>)  icapcrwofxta;   &fAO^    xat 
^ocßefac  —  Faßtvto'j  hk  xal  ö^^fAeuai«  fjv  inX  tq  f^rt*   Etwas  weniger  SOTR- 
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im  Jahre  52  nach  dem  damals  eben  erlassenen  Gesetze  wegen 
Gesetzlosigkeit  und  Gottlosigkeit  angeklagt  und  deshalb  zur  Ver- 
bannung und  dem  Verluste  seines  Vermögens  verurtheilt  wor- 
den. Hieraus  lässt  sich  sogar  ein  entscheidender  Grund  her- 
nehmen, dass  ein  wegen  Erpressung  Verurtheilter  nicht  verbannt 
wurde,  sondern  in  Rom  blieb.  Wir  kennen  gegen  A.  Gabinius 
drei  Anklagen,  welche  durch  seinen  aus  Habsucht  unternomme- 
nen Feldzug  in  Aegypten  veranlasst  wurden.  Die  erste  ging 
auf  Majestätsverbrechen  nach  dem  Cornelischen  Gesetze:  in  ihr 
wurde  er  freigesprochen.*)  Die  zweite  lautete  auf  Eispressung 
nach  dem  Julischen  Gesetze:  sie  ist  uns  hauptsächlich  bekannt 
durch  Ciceros  Vertheidigungsrede  für  C.  Rabirius,  der  in  Folge 
von  Gabinius'  Verurtheilung  angeklagt  wurde.  ^)  Die  dritte  An- 
klage endlich  fand  erst  etwas  später  nach  dem  Pompejischen 
Gesetze  wegen  Gottlosigkeit  statt,  weil  Gabinius  gegen  den  Aus- 
spruch der  Sibyllinischen  Bücher  nach  Aegypten  gezogen  war.^) 
Wäre  Gabinius  im  zweiten  Processe  zur  Verbannung  verurtheilt 
worden,  so  würde  der  dritte,  zwei  Jahre  später  begonnene,  ohne 
Zweck  und  sogar  unmöglich  gewesen  sein.  Nur  weil  Ga- 
binius trotz  der  Missethaten,  die  man  ihm  zuschrieb,  in  Rom 
und,  wenngleich  bürgerlich  ehrlos,  doch  in  ziemlichem  Ansehen 
lebte,  wurde  er  zum  dritten  Male  angeklagt  —  zugleich  ein  Bei- 
spiel, wie  man  bei  der  damaligen  Gerichtsverfassung  im  Stande 
war,  durch  erneuerte  Anklagen  am  Ende  den  Schiddigen  zur 
gebührenden  Bestrafung  zu  bringen.  Als  ein  einziges  allgemei- 
nes Gesetz  für  Amts  verbrechen  galt,  wäre  dies  nicht  möglich 
gewesen.  Von  G.  Claudius,  der  wegen  seiner  Regierung  iu 
Asien  während  des  Jahres  55  v.  Chr.  angeklagt  wurde,  wissen 
wir  zwar,  dass  er  verurtheilt  wurde  •*),  aber  sonst  nichts  weiter. 
Nur  durch  weitläuftige  Schlüsse  können  wir  zu  dem  Ergebnisse 


fältig  oder  vielmehr  kürzer  zusammengezogen  hei&st  es  App.  Syr.  51   U7:6 

a)  Gic.  ad  Q.  fr.  III,  4;  ad  Ati  IV,  16;  Die  Cass.  XXXIX,  55  und  62. 
Yergl.  II,  1,  382  und  oben  S.  318. 

b)  S.  oben  S.  326. 

c)  Vergl.  oben  S.  277. 

d)  Gic.  epist.  VIll,  8,  2. 

IT.  22 
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gelangen ,  dass  er  nach    seiner  Verurtheilang  in  Rom ,  aber  in 
Ehrlosigkeit  lebte.^*)    Dies  sind  die  Beispiele  von  Verurtheilun- 
gen  nach  dem  Julischeu  Gesetze  über  Erpressungen,  welche  uns 
aus  republicanischer  Zeit  überliefert  werden :  sie  sprechen  gegen 
die   capitale  Bestrafung  des  Verurtheilten.    Mehr  Beispiele  ken- 
nen  wir  aus  der  Zeit  der  Kaiser.    Aber  der  Senat,  welcher  da- 
mals das  Richteramt  führte,  hatte  eine  weitere  fiefagniss  als 
früher  die  Geschworenen:   es  war  ihm  gestattet,   in  jedem  ein- 
zelneu Falle  nach  den  Umständen  einen  mildereu  oder  bärtereo 
Spruch  zu  thun.*)    Er  hatte  in  gewisser  Beziehung  wiederum  eben 
dieselbe  Macht,   welche  die  Geschworenen  einst  nach  dem  alten 
Sempronischen  allgemeinen  Gesetze  über  Amtsverbrecbeu  gehabt 
hatten.    Dennoch  würde  es  möglich  sein,  aus  den  gewöhnlichen 
Fällen,    wo  kein  Grund  zur  Milderung  oder  Schärfung  des  Ur- 
tbeils  vorlag,  die  Strafe  des  Gesetzes  herauszufinden.    Aber  wir 
bedürfen  dessen  nicht :  die  von  uus  angeführten  Gründe  sprechen 
deutlich  gegen   die  Verbannung   als   Strafe   des  Juliseben  Ge- 
setzes. 

Indesseu  ein  gewisser  Grad  der  Ehrlosigkeit  war  mit  der 
Verurtbeilung  verbunden.  Ein  Rechtsgelehrter  der  Kaiserzeit 
sagt^),  ein  nach  dem  Julischen  Gesetze  Verurtheilter  dürfe  nicht 
öiTentlich  Zeugniss  ablegen,  nicht  Geschworener  sein,  nicht  eine 
öffentliche  Anklage  erheben.  Dies  mag  nicht  wörtlich  so  im 
Gesetze  gestanden  haben:  es  war  eine  Folgerung  aus  den  Be- 
stimmungen desselben,  welche  über  den  Verurtheilten  Ehrlosig- 
keit verhängten.  Man  dehnte  dies  sogar  aus :  nicht  bloss  öffent- 
liches Zeugniss  darf  ein  Verurtheilter  uicht  ablegen,  sondern 
auch  in  Privatsachen  hat  er  keine  Glaubwürdigkeit  Dies  spricht 
Ulpian  als  seine  Meinung,  Paulus  als  unzweifelhaft  aus.^)    Das 


a)  Plin.  ep.  IV,  9,  17  cum  putaret  licere  senatui,  sicut  licet,  el  miti- 
gare  leges  et  intendere. 

b)  Venuleius  1.  6  §  1  Dig.  b.  t  Hac  lege  damnatus  testimoDium  pu- 
blice dicere  aut  iudex  esse  postulareve  probibetur. 

c)  Ulpian  1.  20,  5  Dig.  qui  testam.  facere  poss.  (XXVIII,  1)  fiiuB, 
qui  lege  repetundamm  damnatus  est,  ad  testamentum  adhiberi  uon  posse 
ezistimo,  quoniam  in  iudicium  testis  esse  vetatur;  Paul.  1.  15  Dig.  detesti- 
bus  (XXII,  5)  Repetuudarum  damuatus  nee  ad  testamentum  nee  ad  tesd- 
mouium  adhiberi  potest. 
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Letztere  stand  also  nicht  ausdrücklich  im  Gesetze,  sondern  war 
nur  Auslegung  der  Rechtsgelehrten.  Aber  das  Erstere  stand 
wirklich  darin,  weil  diese  Worte  einem  anderen  Rechtsgelehrten 
als  Grundlage  dienten,  um  daraus  zu  schliessen,  dass  ein  Sena- 
tor, der  wegen  schlechten  Lebenswandels  aus  dem  Senate  ent- 
fernt wäre,  weder  Richter  noch  Zeuge  sein  dürfe.*)  Hieraus 
ergiebt  sich  die  weitere  Bestrafung  des  Verurtheilten,  welche 
ebenfalls  im  Gesetze  bestimmt  angegeben  sein  musste.  Die  An- 
geklagten sind  Beamte,  entweder  senatorischen  Ranges  oder 
nicht  Senatoren.  Es  war  unmöglich,  diejenigen,  denen  man  die 
Fähigkeit  zu  Zeugen  und  Geschworenen  absprach,  als  Beamte 
zu  lassen.  Sie  verloren  also  das  Amt  und  die  Fähigkeit  ein 
neues  zu  erlangen.  Verschieden  war  einst  die  Strafe  der  wegen 
Amtserschleichung  Verartheilten  gewesen:  sie  verloren  ebenfalls 
ihren  Rang,  behielten  aber  die  Fälligkeit,  ihn  durch  Führung 
eines  neuen  Amtes  wieder  zu  erlangen.^)  Es  kann  kein  Zwei- 
fel sein,  dass  das  Julische  Gesetz  auch  den  nichtsenatorischen 
Beamten  ausdrücklich  die  Fähigkeit  absprach,  ein  neues  Amt 
als  Schreiber,  Präfect,  Freund  oder  Begleiter  eines  Beamten  in 
der  Provinz  zu  bekleiden;  indessen  wir  haben  davon  keine 
Nachricht.  Die  Senatoren  wurden  aus  dem  Senate  entfernt  und 
durften  in  denselben  nicht  wieder  eintreten,  also  sich  auch  nicht 
um  ein  senatorisches  Amt  bewerben.  Darüber  giebt  es  weitere 
Nachrichten.  Bei  dem  schon  erwähnten  Processe  gegen  Caecilius 
Glassictts,  den  Statthalter  des  Bätischen  Spaniens,  erzählt  Pli- 
nias^),  der  die  Anklage  führte,  er  sei  zur  Annahme  derselben 
bewogen  worden,  weil  Glassicus  selbst  gestorben  sei:-  dadurch 
sei*  die  Gefahr  eines  Senators  entfernt  worden,  d.  h.  die  Mög- 
lichkeit, dass  der  schuldige  Senator  aus  dem  Senate  ausgestossen 


a)  Marcian  1.  2  Dig.  de  senat  (1,  9)  Gassius  Longinas  non  putat  ei 
permittendum,  qui  propter  tnrpitudinem  senatu  motus  nee  restitutus  est, 
iudicare  vel  testimonium  dicere,  quia  lex  lulia  repetundarum  hoc  fieri 
vetat. 

b)  S.  oben  S.  258. 

c)  Plin.  ep.  HI,  4,  7  Ducebar  etiam,  qnod  decesserat  Glassicus  amo- 
tumqae  erat,  quod  in  eiusmodi  causis  solet  esse  tristissimum ,  pericuium 
senatoris.    Yergl.  oben  S.  329. 

22' 
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wurde.     Ein    ebenfalls   schon    erwähnter  Process  wurde  gegen 
Julius  Bassus,  den  Statthalter  Bithyniens  geführt,  der  ohne  Un- 
recht zu  thun,  nur  freiwillige  Geschenke  angenommen  hatte.  Einige 
aus  dem  Senate   betrachteten  ihn  als   schuldig  nach  dem  Juli- 
schen  Gesetze,  die  Mehrheit  nahm  Milderungsgründe  an  und  be- 
stimmte, er  solle  seine  Würde  behalten,  dagegen  nach  dem  Aus- 
falle der  litis  aestimatio  das  Empfangene  wiedergeben.»)    Folglich 
bestund  die  im  Gesetze  bestimmte  Strafe  im  Verluste  des  seaa- 
torischen  Standes.   Etwas  Neues  erfährt  man  aus  einem  dritten, 
unter  Trajan  geführten  Processe.     Marius  Priscus,  ein  Pi-ocou- 
sul  Africas,  wurde  angeklagt :  er  bekannte  sich  schuldig  und  bat 
um  Abschätzung   des   Processes.^)    Da  erklärten  die  Ankläger, 
er  wäre  schuldiger,  weil  er  wegen  Verurtheilung,  ja  sogar  Tödtuug 
Unschuldiger  Geld  genommen  hätte.   Bei  der  Verhandlung  darüber, 
erzählt  Plinius^),  stand  der  Angeklagte  da,  „eben  noch  Consular, 
eben  einer  von  den  Septemviri  Epulones^  jetzt  keines  toq  beiden 
mehr.^^  Dadurch  also,  dass  Marius  Priscus  sich  schuldig  bekannt,  hatte 
er  seinen  Rang,  welchen  er  als  gewesener  Consul  besessen,  auch 
seine  Priesterstelle  verloren.    Denn  Priester,  auch  der  geringsten 
Art,  konnte   ein  Ehrloser  nicht  bleiben.    Auch  die  weitere  Er- 
zählung über  Priscus'  Process   giebt  über  die  im  Julischen  Ge- 
setze  bestimmte  Strafe  Aufschluss.    Bei  der  Abstimmung  ent- 
schied  sich   die    Mehrheit   für  strengere  Bestrafung,    dagegen 
Pompejus  CoUega  schlug  vor,  „es  gegen  Marius  Priscus  bei  der 
Strafe  für  Erpressung,  welche  er  schon  erlitten  hatte,  bewenden 
zu    lassen.-' <^)     Mithin  sagt  Plinius  ausdrücklich,   Ausstossnng 
aus  dem.  Senate  und  Priesteramte  sei  die  im  Julischen  Erpres- 
sungsgesetze bestimmte  alleinige  Strafe.    Im  Jahre  59  n.  Chr. 


a)  Plin.  ep.  IV,  9,  16  Gensuit  Baebius  Macer,  codsuI  designatos,  legf 
repetandaram  Bassum  teneri,  Caepio  llispo,  salva  dignitate  iudices  dandos. 
Vergl.  oben  S.  304. 

b)  Plin.  ep.  II,  11,  2  Marius  Priscus  aecusantibos  Afris,  quibos  pro- 
consnl  praefait,  omissa  defeasione  iudices  petiit. 

c)  Plin.  cp.  II,  11,  12  stabat  modo  consularis,  modo  septemrir  epolo 
num,  iam  neutrum. 

d)  Pliu.  II,  11,  20  Pompeius  GoUega  —  Marium  repetondarum  poeoa^, 
quam  iam  passus  esset,  ceusuit  reliuquendum. 
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wurde  Cossutianus  Capito  von  der  Provinz  Gilicien  wegen  seiner 
Verwaltung  angeklagt:  er  gab  die  Vertheidigung  auf,  erzählt 
Tacitus,  und  wurde  für  schuldig  befunden  nach  dem  Erpressungs- 
gesetze. Worin  die  Strafe  bestand,  berichtet  Tacitus  zum  Jahre 
62  n.  Chr.,  Cossutianus  Capito  habe  durch  die  Bitten  seines 
Schwiegervaters  seinen  Senatorenrang  vom  Kaiser  wieder  er- 
langt.») Die  Geldstrafe  hatte  Capito  bei  seiner  Verurtheilung 
auch  entrichtet.  Im  Jahre  70  n.  Chr.  wurden  die  Senatoren, 
Cadius  Rufus,  Paedius  Bhiesus  und  Scaevinus  Pomptinus,  welche 
unter  Claudius  und  Nero  wegen  Erpressungen  vemrtheilt  waren, 
wieder  in  den  Senat  aufgenommen  *"):  ihre  Strafe  also  war  die 
Ausstossung  aus  demselben  gewesen.  Der  spätere  Kaiser  Otho, 
wird  erzählt,  hatte  bei  Nero  so  grossen  Einfluss ,  dass  er  einen 
wegen  Erpressung  verurtheilten  Consularen,  dem  er  Begnadigung 
ausgewirkt  hatte,  in  den  Senat  zur  Danksagung  einführte,  ehe 
dieselbe  noch  vollständig  ausgefertigt  war.^)  Ebenfalls  unter 
Nero  wurde  ein  anderer  nach  dem  Julischen  Gesetze  Verurtheil- 
ter  bei  seiner  Begnadigung  wieder  in  den  Senat  aufgenommen.  ^) 
Diese  Beispiele  beweisen,  dass  die  Strafe  des  Julischen  Gesetzes 
in  dem  Verluste  des  Ranges,  den  Jemand  inne  hatte ,  und  der 
Unfähigkeit,  denselben  wiederzuerlangen,  bestand.^^) 

Diese  Ehrenstrafe,  der  Verlust  des  Amtes  und  die  Unfähig- 
keit zu  einem  anderen  Amte,  traf  jeden  nach  dem  Julischen 
Gesetze  Verurtheilten,  mochte  er  viel  oder  wenig  erpresst,  nur 
Geschenke  angenommen  oder  für  unerlaubte  Handlungen  Geld- 
gewinn gemacht  haben.  Dazu  kam  die  in  der  litia  aeatimcUio 
festzusetzende  Geldstrafe:  sie  richtete  sich  nach  der  Grösse  der 
Schuld   und   deshalb  war  für  ihre  Feststellung  ein  besonderes 


a)  Tac  Ann.  Xlll,  33  defeDsionem  omisit  ac  lege  repetuDdaruni  da- 
moatas  est;  id.  XiV,  48  Cossatiano  Gapitone,  qui  Duper  senatorium  ordiuem 
precibuB  Tigeilini  soceri  sui  receperat 

b)  Tac.  Hist  I,  77  Redditus  Gadio  Rufe,  Paedio  Blaeso,  Scaevioo 
Pomptino  Benatorius  locus.  Repetnndarum  criminibus  sub  Claudio  ac  Ne- 
roue  ceciderant 

c)  Suet.  Oth.  2  Ac  tantum  potentia  valuit,  ut  damoatum  repetundis 
coDsularem  virum,  ingens  praemium  pactus,  priusquam  plane  restitntionem 
ei  impetrasset,  iion  dubitaret  in  senatum  ad  agendas  gi*atias  introducere. 

d)  Tac.  Ann.  XUI,  82. 
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Verfahren  bestimmt.  Wir  haben  über  dasselbe  schon  bei  frühe- 
ren Gelegenheiten  gesprochen,  bei  dem  Acilischen  Gesetze»),  aus 
dem  uns  einige,  freilich  zerrissene,  Bruchstücke  über  die  Ab- 
schätzung des  Processes  erhalten  sind,  sodann  bei  Widerlegung 
der  Ansicht,  es  habe  ein  besonderes  Cornelisches  Erpressungs- 
gesetz mit  verschärften  Bestimmungen  über  die  Geldstrafe  ge- 
geben.^) Von  Cäsar  nimmt  man  allgemein  an,  er  habe  die 
Geldstrafe  von  Neuem  erhöht,  und  zwar  durchgehend»  auf  das 
Vierfache  der  erpressten  Gelder  angesetzt.^®)  Als  Beweis  fuhrt 
man  an  kaiserliche  Verordnimgen  aus  dem  £nde  des  vierten 
Jahrhunderts  und  aus  späterer  Zeit,  in  denen  es  heisst,  die  Statt- 
halter von  Provinzen  sollten  Alles,  was  sie  den  Unterthaoen 
widerrechtlich  genommen  hätten,  und  auch  für  ihre  Untergebe- 
nen den  vierfachen  Werth  ersetzen.^)  Es  findet  sich  sogar  die 
Bestimmung,  dass  von  dieser  vierfachen  Strafsumme  die  Hälfte 
an  den  ungerechter  W^eise  Beraubten,  die  andere  Hälfte  an  den 
kaiserlichen  S<;hatz  fallen  solL^)  Aus  diesen  ausdrücklichen 
Zeugnissen  ist  es  sicher,  dass  in  der  späteren  Kaiserzeit  bei  Er- 
.  Pressungen  von  Beamten  vierfacher  Ersatz  stattfand;  aber  dass 
dieses  Strafmass  von  Cäsar  herrührte,  ist  nicht  gewiss.  Wie 
man  eine  Erhöhung  desselben  seit  den  ersten  Gesetzen  über 
Amtsverbrechen  bis  auf  Cäsar  annimmt,  so  konnte  eine  solche 
auch  in  den  vielfach  veränderten  Verhältnissen  der  Kaiserzeit  ein- 
treten. Wir  können  sogar  mit  Wahrscheinlichkeit  die  Zeit  nach- 
weisen, in  welcher  dieses  Strafmass  aufkam.    Denn  Marcian') 


a)  S.  Bd.  11,  ],  164. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  360  und  364. 

c)  1.  1  lust.  Cod.  ad  legein  lul.  repet.  (IX,  27)  Ducem  qui  male  egit 
ad  provinciam,  quam  niidaverit,  cum  custodia  competenti  ire  praedpimus, 
ut  noD  solum  quod  eius  non  dicam  domesticus,  sed  manipularias  et  mi* 
nister  a<xeperit,  verum  etiam  quod  ipse  a  provincialibus  rapuent  aut  sasto- 
lerit,  in  quadruplum  exolvat  invitus.  Vergl  1.  6  eod.  tit  a.  £.  Man  sehe 
auch  Nov.  CXXIV,  2, 

d)  1.  3  last.  Cod.  de  adsessoribus  (I,  51)  Ea  in  quadruplum  restitui 
iubemus,  quae  docebuntur  ablata,  ut  dupluro  spoliatus  accipiat  et  dapliun 
noster  fiscus  adquirat 

e)  1.  46  Marciau  Dig.  de  contrahenda  empt.  (XVIII,  1)  Non  licet  ex 
officio,  quod  admiuistrat  quis,  emere  quid  vel  per  se  vel  per  aüam  peno- 
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erwähnt ,  weoQ  ein  fieamter  sein  Amt  zum  Einkauf  von  etwas 
missbrauche,  so  verliere  er  das  Gekaufte  und  habe  die  vierfache 
Strafe  zu  zahlen,  nach  einer  Verordnung  des  Kaisers  Severus. 
Wäre  dies  die  Strafe  des  Julischen  Gesetzes  über  Erpressung 
gewesen,  so  bedurfte  es  dieser  kaiserlichen  Verordnung  nicht; 
denn  solch  ein  Kauf  war  als  Erpressung  verboten*):  es  hätte 
auch  heissen  können,  die  Strafe  des  Julischen  Gesetzes  solle 
für  diesen  Fall  angewendet  werden.  Von  Severus'  Zeit  an  also 
wurde  die  Strafe  des  vierfachen  Ersatzes  weiter  ausgedehnt:  sie 
wurde  allmälig  die  aligemeine  für  alle  Erpressungen.  Denn  für 
einzelne  Fälle  mag  sie  auch  schon  früher  bestanden  haben,  wenn 
anders  wir  der  Nachricht  eines  Scholiasten  trauen  dürfen.^) 
Als  mittelbaren  Beweis  für  das  vierfache  Strafgeld  des  Julischen 
Gesetzes  führt  man  auch  eine,  wie  es  heisst*"),  von  Augustus 
erlassene  Verordnung  an,  die  Anwälte  sollten  die  Vertheidigung 
unentgeltlich  führen  oder  den  vierfachen  Ersatz  für  den  erhalte- 
nen Lohn  als  Busse  zahlen.  Unter  Kaiser  Claudius,  erzählt*')  Ta- 
citus,  war  man  im  Senate  erbittert  über  die  Habgier  und  Treu- 
losigkeit der  Advocaten  und  verlangte  „das  Cincische  Gesetz, 
durch  welches  seit  alter  Zeit  verboten  wird,  dass  Jemand  wegen 
der  Vertheidigung  in  einem  Processe  Geld  oder  ein  Geschenk 
annehme."  Tacitus  erwähnt  das  Cincische  Gesetz  nur,  weil  es 
zuerst  den  Grundsatz  der  unentgeltlichen  Vertheidigung  aufge- 
stellt hatte,  und  nicht,  weil  es  damals  noch  in  Geltung  war. 
Es  waren  seitdem  andere  Gesetze  über  eben  denselben  Punkt 
gegeben.  Dies  erhellt  aus  Tacitus'  weiterer  Erzählung.  Der 
Senat  wollte  nämlich  den  Beschluss  fassen,  diejenigen,  welche 
Geschenke  angenommen  hätten,  sollten  nach  dem  Julischen  Er- 


oam:  alioquin   non  taotom  rem  amittit,  sed  et  in  quadruplum  convenitar 
secanduiD  constitutioDem  Severi  et  AntoDini. 

a)  Vergl.  oben  S.  311. 

b)  S.  die  Bd.  II,  1,  360  angeführte  und  erklärte  Stelle. 

c)  Die   Gass.  LIV,  18  touc   ^i^Topa;   dp.io9el    auva^opcitiv    r^    TtTpstTiXct- 
910V  5oov  a\  Xc^ßtuaiv  ixT{vciv  ix^Xcuoc. 

d)  Tac.  Ann.  XI,  5  flgd.    Noch   genauer  giebt  den  Inhalt  des  Senats- 
beBcbinsse«  Plin.  ep.  V,  21,  4  flgd.  an.    Vergl.  oben  S.  303. 
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preBSUDgsgesetze  bestraft  \i'erdeo.*)  Der  SeDatsbeschluss  sollte 
nicht  eine  Erläuterung  des  Gesetzes  sein  und  nur  für  die  Folge 
gelten,  sondern  auch  schon  geschehene  Vertheidigungen  sollten 
nach  ihm  vor  Gericht  gezogen  werden :  folglich  gründete  er  sich 
auf  das  Julische  Erpressungsgesetz  oder  eine  schon  früher  er- 
lassene Erklärung  desselben.  Da  wir  Nachricht  von  Augusts 
Verordnung  haben,  wird  das  Letztere  der  Fall  sein:  unter 
Augustns  war  ein  Senatsbeschluss  in  dem  angegebenen  Sinne  er- 
lassen worden,  er  war  in  Vergessenheit  gerathen  und  wurde  von 
Claudius  erneuert.  Augusts  Verordnung  selbst  aber  konnte  er- 
lassen sein,  entweder  weil  das  Julische  Gesetz  sich  nicht  auf 
die  Advocaten  bezog,  oder  weil  eine  Veränderung,  z.  B.  etwa  in 
der  Strafe,  eintreten  sollte.  Das  Letzte  ist  unwahrscbeinlicb, 
weil,  wenn  den  Advocaten  einmal  das  Annehmen  von  Geld  ver- 
boten war,  es  dem  Kaiser  nicht  darauf  ankommen  konnte,  die 
Strafsumme  zu  erhöhen:  die  sonstige  Strafe  des  Gesetzes  ge- 
nügte. Das  Erste  ist  also  wahrscheinlich.  Denn  Bezahlung  der 
Advocaten  konnte,  streng  genommen,  nicht  mit  der  Annahme 
von  Geschenken  gleich  gestellt  werden:  es  war  Mühe  und  Ar- 
beit mit  dem  Führen  der  Processe  verbunden.  Cäsar  also  hatte 
in  seinem  Gesetze  nichts  von  den  Advocaten  gesagt,  Augustus 
erweiterte  den  Paragraphen  des  Julischen  Gesetzes  über  die  An- 
nahme von  Geschenken,  indem  er  ihn  auf  die  Advocaten  aus- 
dehnte, ganz  im  Einklänge  mit  der  Römischen  Auffassung,  welche 
die  Vertretung  der  Plebs  durch  die  Senatoren  vor  Gericht  als 
Ehrensache  betrachtete.  Aber  Augustus  konnte  nicht  ein  Straf- 
mass für  Advocaten  aufstellen,  wie  es  sonst  nicht  im  Gesetze 
vorkam:  folglich  muss  das  Julische  Gesetz  selbst  vierfachen  Er- 
satz ausgesprochen  haben.  Indessen  nicht  allgemein  für  alle 
Fälle:  sonst  würde  ihn  nicht  Dio  Cassius  ausdrücklich  hervor- 
gehoben haben.  Galt  vierfacher  Ersatz  im  Julischen  Gesetze 
überhaupt,  so  genügte  die  Bemerkung,  Augustus  habe  die  Ge- 
schenke an  Advocaten  unter  das  Julische  Gesetz  gestellt 


a)  Tac.  1.  1.  parabatur  sententia,  qua  lege  repetondarom  tenerentar, 
ni  Suillius  et  Cossutianus  —  circumsistant  Gaesarem  ante  aibta  dßf/tt- 
cantes. 
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E8  einlebt  sich  hieraus,  dass  dasselbe  nicht  in  allen  Fällen 
einen  gleichen  Ersatz  des  Erpressten  vorschrieb.*)  Einfachen 
und  zweifachen  Ersatz  bestimmte  das  Acilische  Gesetz;  ein  vier- 
facher wurde  wahrscheinlich  in  eiuigen  Fällen  durch  das  Jnlische 
Gesetz  bestimmt.  In  Beispielen  lässt  sich  nur  ein  einfacher 
Ersatz  nachweisen.  In  dem  Processe  gegen  Caecilius  Classicus, 
den  Statthalter  des  Bätischen  Spaniens,  lautete  das  Urtheil, 
Classicus'  Vermögen,  welches  er  vor  seiner  Provinzialverwaltung 
gehabt  hätte,  sollte  von  dem  übrigen  getrennt,  jenes  seiner 
Tochter,  dieses  den  Beraubten  gegeben,  ausserdem  das  Geld, 
welches  er  während  seiner  Verwaltung  zur  Ablösung  seiner 
Schulden  bezahlt  hatte,  wieder  eingefordert  werden.^)  Dies  ist 
also  einfecher  Ersatz  der  Erpressung  und  dass  die  Klage  nach 
dem  Tode  des  Schuldigen  geschah,  macht  keinen  Unterschied. "*) 
Auch  den  Process  gegen  Marius  Priscus,  den  Proconsul  Africas, 
haben  wir  erwähnt  Er  wurde  namentlich  beschuldigt  sieben- 
hunderttausend Sesterzen  für  die  Verurtheilung  eines  Römischen 
Ritters  empfangen  zu  haben.  Sein  Urtheil  lautete  in  Bezug  auf 
die  Geldstrafe,  jene  siebenhunderttausend  Sesterzen  sollten  für 
den  Staatsschatz  eingezogen  werden.^)  Hierin  stimmten  alle 
Senatoren  überein,  während  über  die  sonstige  Strafe  Meinungs- 
verschiedenheit geherrscht  hatte :  es  handelte  sich  um  den  schlimm- 
sten Fall  der  Erpressung,  wo  dem  Senate  selbst  Erhöhung  der 
Strafe  freigestanden  hätte.  Bei  dem  Processe  von  Julius  Bassus, 
der,  ohne  Unrecht  zu  thun,  nur  Geschenke  angenommen  hatte, 
kennen  wir  allerdings  den  Betrag  der  Geldstrafe  nicht;  aber 
die  Wahrscheinlichkeit  ist  für  einfache  Rückgabe  der  Geschenke.«) 
Sonach  steht  es  fest,  dass  in  vielen  Fällen  das  Julische  Gesetz 
als  Geldstrafe  nur  den  einfachen  Ersatz  des  Erpressten  verord- 
nete: eine  Verschärfung  gegen  die  früheren  Gesetze  lässt  sich 
nicht  nachweisen.    Aber  allerdings  herrschte  in  der  Gesetzge- 


a)  S.  oben  Bd.  II,  1,  164,  ebenso  S.  360. 

b)  Plin.  ep.  UI,  9,  17.    Yergl.  oben  S.  301,  327  und  339. 

c)  S.  oben  S.  327. 

d>  Plin.  II,  11,  19.    Vergl.  oben  S.  26  flgd.  und  340. 
e)  Plin.  IV,  9,  oben  S.  301 
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buDg  eine  Neigung,  die  Geldstrafe  zu  erhöhen:  dafür  zeugt 
Augusts  Verordnung  gegen  die  Advocaten,  dafür  Severus'  Be- 
stimmung; am  Ende  wurde  in  der  Kaiserzeit  für  alle  Erpres- 
sungen der  vierfache  Ersatz  bestimmt.  Noch  ein. anderer  Grund- 
satz findet  sich  in  den  Rechtsquellen  über  die  Geldstrafe'): 
Geschenke  an  den  Proconsul  oder  Prätor  gegen  das  Erpressungs- 
gesetz konnten  nicht  durch  Verjährung  in  dessen  rechtlichen 
Besitz  übergehen.  Ich  glaube,  derselbe  stammt  aus  der  Aus- 
legung der  Rechtsgelehrten  und  fand  sich  nicht  im  Gesetze.  In 
diesem  konnte  eine  Bestimmung  über  etwaige  Veijährnng  des 
Verbrechens  stehen.  Sie  galt  für  Erpressung  eben  so  wenig  wie 
für  andere  Verbrechen,  und,  wenn  dies  nicht  der  Fall  war,  so 
war  natürlich,  dass  dieselbe  auch  nicht  für  Geschenke  eintrat. 
Es  liegt  in  diesem,  durch  einen  bestimmten  Fall  hervorgerufenen, 
Ausspruche  der  Rechtsgelehrten  die  Andeutung,  dass  es  sich  bei 
einem  Processe  wegen  Annahme  von  Geschenken  nur  am  Rück- 
gabe derselben,  nicht  um  mehriache  Geldstrafe  handelte  und 
diese  Andeutung  bleibt  bestehen,  selbst  bei  der  Annahme,  jener 
Ausspruch,  der  in  Paulus'  Schrift  über  das  prätorische  Edict 
stand ,  sei  zunächst  in  Bezug  auf  eine  etwaige  Civilklage  gegen 
den  Beamten  getbau  worden.  Denn  er  wurde  in  die  Erläute- 
rungen zum  Julischen  Erpressungsgesetze  aufgenommen. 

Ueber  die  Belohnungen  der  Ankläger  haben  wir  bei  diesem 
Julischen  Gesetze  keine  Nachricht:  nur  eine  leise  Andeutung 
giebt  Plinius*»),  der  berichtet,  durch  Sucht  nach  Erwerb  seien 
die  Ankläger  von  Julius  Bassus  bewogen  werden.  Es  lässt  sich 
nicht  bestreiten,  dass  sie  überhaupt  gegeben  worden  sind,  we- 
nigstens in  einigen  Fällen.  Wo  Plinius  von  seinem  Processe 
gegen  Caecilius  Classicus  ei-zählt,  erwähnt  er  zuletzt,  der  Senat 
hätte  seine  Thätigkeit,  Gewissenhaftigkeit  und  Standhaftigkeit 
auf  das  Vollständigste  anerkannt,  und  das  sei  eine  würdige  und 
die   einzige  angemessene  Belohnung   so  grosser  Mühe.^)    Eine 


a)  Paulus  I.  8  Dig.  h.  t.  Quod  contra  legem  repetundamm  procoosali 
vel  praetori  donatum  est,  non  poterit  usucapi. 

b)  Plin.  ep.  IV,  9,  5  dicerem  de  conspiratione  delatorom,  quam  h 
quaestu  habebant. 

c)  Plin.  ep.  m,  9,  23.    Vergl.  oben  S.  346. 
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BelohnuDg  an  Ehre  hat  er  nicht  erhalten;  denn  er  würde  sie 
erwähnt  haben,  auch  keine  an  Geld.  Diese  konnte  er  selbst 
vielleicht  zu  verschweigen  wünschen;  aber  es  war  kein  Geld 
zur  Belohnung  da :  der  Ersatz  war  einfach  und  ihn  erhielten  die 
Beschädigten.  Auch  in  Marias  Priscus'  Processe  geschah  für 
die  Ankläger  Plinius  und  Tacitus,  welche  die  Verbannung  des 
Angeklagten  aus  Italien  durchgesetzt  hatten,  nichts  weiter,  als 
dass  der  Senat  ihre  Thätigkeit  lobend  anerkannte.'^)  Somit  war 
die  Möglichkeit,  Belohnungen  durch  die  Anklagen  wegen  Er- 
pressung zu  gewinnen,  gering:  wahrscheinlich  beabsichtigte  dies 
das  Gesetz.  Die  Beschädigten  selbst  sollten  sich  nach  Rom 
wenden  und  sie  fanden  genug  Belohnung  in  der  Wiedererlangung 
ihres  Eigenthums.  Es  war  ein  Unterschied  zwischen  dem  Ver- 
brechen der  Erpressung  und  z.  B.  dem  Majestätsverbrechen. 
Dieses  war  allgemein  gefährlich  und  deshalb  musste  der  Anklä- 
ger dabei  vom  Staate  eine  Belohnung  erhalten,  jenes  ging  nur 
die  Einzelnen  an.  Man  darf  auch  nicht  die  früheren  allgemei- 
nen Gesetze  über  Amtsverbrechen  vergleichen:  sie  handelten 
ober  viele  andere  Verbrechen,  bei  denen  Belohnungen  für  An- 
kläger Döthig  waren. 

Cicero  lobt  dies  Julische  Gesetz  an  verschiedenen  Stellen: 
er  nennt  es  „sehr  gut'',  „sehr  scharf',  er  sagt,  in  ihm  sei  Vieles 
strenger  und  rechtlicher  abgefasst  als  in  den  alten  Gesetzen.^) 
Aber  dieses  Lob  gestattet  keinen  Scbluss  auf  den  Charakter 
des  Gesetzes  und  wer  daraus  folgern  wollte,  Alles  im  Julischen 
Gesetze  sei  strenger  gewesen  als  in  den  früheren,  Verbote,  Stra- 
fen, Belohnungen,  würde  zu  falscher  Ansicht  gelangen.  Es  war 
kein  Parteigesetz  <^),  erlassen  etwa  zur  Unterdrückung  des  Se- 
nates, wie  es  das  Sempronische  und  andere  der  folgenden  über 
Amtsverbrechen  gewesen  waren.  Dann  hätte  es  alsbald  seine 
Gegenwirkung  gefunden  und  nicht  lange  Zeit  unter  völlig  ver- 


a)  Plin.  ep.  II,  11,  19.     Vergl.  oben  S.  345. 

b)  Cic.  p.  Sest  64,  135  haec  optima  lex ;  in  Vat  12,  29  lex  lata  est 
de  pecuniis  repetondis  acerrima;  pro  G.  Rab.  4,  8  Si  est  hoc  novam  in 
lege  lolia,  sicuti  multa  sunt  severius  scripta  quam  in  antiqois  legibus  et 
sanctius. 

c)  S.  oben  S.  294. 
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änderten  Verhältnissen  bestanden.  Cäsar  wünschte  ein  Bedarf- 
niss  des  gesamnateu  Staates  zu  befriedigen  und  Recht  uud  Ge- 
rechtigkeit, welche  immer  tiefer  sanken,  zu  fördern.  Als  er 
sein  Ackergesetz  gab,  hatte  er  vorher  mit  den  bedeutendsten 
Staatsmännern  verhandelt,  um  ihren  Rath  und  Beistand  zu  er- 
langen.*) Als  er  es  abgefasst,  legte  er  es  mit  ausführlicher  Be- 
gründung im  Senate  vor,  setzte  den  Nothstand  Italiens  ausein- 
ander und  legte  die  Mittel,  welche  er  dagegen  ersonnen,  zur 
Berathung  vor^) :  erst  als  er  hier  abgewiesen  war  und  statt 
sachlicher  Gegengründe  erbitterten  und  von  blindem  Parteigeiste 
eingegebenen  Widerstand  erfuhr,  setzte  er  Senat  und  Optimaten 
bei  Seite  und  wendete  sich  unmittelbar  an  das  Volk.  Ebendas- 
selbe, glaube -ich,  hat  Cäsar  mit  seinem  Erpressungsgesetze  ge- 
than:  nur  fand  er  hierbei  nicht  den  gleichen  Widerstand,  ent^ 
weder  weil  die  Macht  der  Optimaten  schon  durch  andere  Gesetze 
gebrochen  war,  oder  weil  die  Verständigen  unter  ihnen  die  Nütz- 
lichkeit der  neuen  Massregel  erkannten.  Wir  hören  nichts  von 
Kämpfen  um  dies  Julische  Gesetz. 

Der  Hauptgrund,  weshalb  die  früheren  Gesetze  nur  wenig 
auf  die  Rechtlichkeit  der  Verwaltung  eingewirkt  hatten,  lag  in 
ihrem   politischen  Charakter:    Politik    und  Gerechtigkeit  li^en 
auf  getrennten  Gebieten :  sie  sind  mit  einander  in  ein  und  dem- 
selben Gesetze  nicht  vereinbar.    C.  Gracchus  hatte  bei  der  Ein- 
setzung der  Schwurgerichte  die  Absicht,  die  Macht  des  Senates 
zu  schwächen  und  die  ControUe  der  Verwaltung  an  den  nicht 
regierenden  Stand  zu  übertragen:  eben  dieselbe  Absicht  hatten 
die  späteren  Volkstribunen  bei   ihren  Verschärfungen  des  Sem- 
pronischen Gesetzes  verfolgt.     Sulla  machte  sich  in  Bezug  auf 
die  Amtsverbrechen  von  politischen  Zwecken  frei:   er  legte  nur 
die  ControUe  der  Regierung  in  den  regierenden  Stand   selbst. 
Deshalb  gab  in  früherer  Zeit  Beliebtheit  oder  Unbeliebtheit  bei 
den  Römischen  Rittern,  als  den  damaligen  Geschworenen,  den 
Ausschlag  über  Schuld   oder  Unschuld  in  den  Processen  über 
Erpressung,    nach  dem  Comelischen  Gesetze  der  Einflnss  bei 


a)  Gic.  ad  Att.  II,  3. 

b)  Die  Oass.  XXXVIIl,  2  flgd. 
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den  Senatoreri.  Wir  hören  von  Fällen,  wo  rechtschaffene  Be- 
amte, weil  sie  den  selbstsüchtigen  Interessen  der  Ritter  entgegen- 
getreten waren,  verartheilt,  and  wiederam  von  anderen  Fällen, 
wo  schuldige  Beamten  von  Senatoren,  mit  welchen  sie  ihren 
Raub  getheilt  hatten,  losgesprochen  wurden.  Politische  Gründe 
entschieden  in  beiden  Fällen.  Dadurch  gewöhnte  man  sich,  eine 
Verurtheilung  wegen  Erpressung  als  politisches  Unglück  anzu- 
sehen, das  allerdijigs  Verlust  an  äusserer  Ehre  und  Vermögen 
brachte,  aber  von  der  allgemeinen  Meinung  nicht  verurtheilt 
wurde.  Diesem  Zustande,  der  für  das  Reich  selbst  verderblich 
werden  musste*),  wünschte  Cäsar  ein  Ende  zu  machen  und  er 
konnte  den  Versuch  dazu  wagen,  weil  das  Aurelische  Richter- 
gesetz vorangegangen  war.  Es  hatte  alle  drei  Stände,  Senato- 
ren, Ritter  und  Plebs,  gleichmässig  zum  Schwurgerichte  berufen, 
femer  den  Unterschied  zwischen  Amts-  und  gemeinen  Verbrechen 
aufgehoben  und  dadurch  den  politischen  Charakter  der  ersteren 
vermindert  Cäsar  folgte  bei  seinem  Erpressungsgesetze  der 
natürlichen  Rechtsentwickelung. 

Er  fasste  das  Verbrechen  der  Erpressung  getrennt  von 
allen  anderen  Verbrechen  auf.  Er  betrachtete  jede  Amtshand- 
lung nur  aus  dem  Gesichtspunkte,  ob  bei  ihr  ein  Geldgewinn 
des  Beamten  stattgefunden  hätte  oder  nicht.  Er  fragte  nicht,  ob 
derselbe  dabei  etwa  die  Majestät  des  Volkes  verletzt  und  die 
Befugnisse  seines  Amtes  überschritten,  ob  er  gewaltthätig  ge- 
handelt, ob  er  den  Nutzen  des  Staates  gefördert  habe  oder  nicht, 
sondern  einfach  und  allein,  ob  er  dafür  bezahlt  worden  sei.  Die 
noth wendige  Folge  war  in  Bezug  auf  die  Straffälligen ,  dass  der 
Begriff  der  Beamten  nicht  auf  die  obersten  Inhaber  einer  Ehren- 
stelle oder  die  Statthalter  einer  Provinz  beschränkt,  sondern  auf 
Alle,  welche  eine  selbständige  Stellung  hatten,  aasgedehnt  wurde : 
dies  geschah  schon  von  Cäsar,  in  noch  höherem  Grade  von  den 
folgenden  Zeiten.  Eine  weitere  Folge  war  die  Einheit  und 
verhältnissmässige  Milde  der  Strafe.  Früher,  als  die  Amtshand- 
lungen nach  verschiedenen  Seiten  in  Betracht  kamen,  mussten 
auch  die  Strafen  verschieden  sein.    War  eine  That,  abgesehen 


a).  Vergl.  oben  S.  296. 
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von  dem  GeldgewioDe,  z.  B.  ein  Majestätsverbrecben  gewesen, 
so  mussten  die  Richter  anch  hierauf  ihr  Augenmerk  richten,  also 
eine  härtere  Strafe  verhängen,  als  wenn  es  sieh  um  eine  an 
sich  gleichgültige  That  handelte.  Nach  dem  neuen  Gesetze 
konnte  auch  die  Strafe  nur  eine  einzige  sein :  sie  bestand  in  dem 
Verluste  des  Amtes  und  in  der  Unfähigkeit,  ein  ähnliches  wie- 
der zu  bekleiden.  Ferner,  als  Grundsatz  des  Römischen  Rechtes 
wird  in  dem  Acilischen  Gesetze  ausgesprochen,  dass,  wer  nach 
demselben  gerichtet  worden  sei,  nif,ht  zum  zweiten  Male  ange- 
klagt werden  dürfe:  daraus  war  sogar  die  Noth wendigkeit,  in 
ein  und  demselben  Gerichte  alle  Seiten  eines  Verbrechens  zu 
berücksichtigen,  entsprungen.  Als  neben  dem  ursprünglicben 
Verantwortlichkeitsgesetze  allmäiig  andere  Gesetze,  über  Gewalt- 
that,  über  Verletzung  der  Majestät,  über  Amtserschleichung  ent- 
standen, deutete  man  jenen  Grundsatz  dahin,  dass  vor  diesen 
£inzelgerichtshöfen  allerdings  eine  neue  Klage  gegen  die  vor 
dem  allgemeinen  Gerichtshofe  Abgeurtheilten  angestellt  werden 
dürfe:  dafür  sind  theils  andere  Beispiele,' theils  besonders  die 
Reden  Ciceros  bei  Verres^  Anklage*)  beweisend.  Indessen  so 
entstand  ein  Missverständniss.  Es  konnte  Jemand  z.  B.  wegen 
Amtserschleichung  sowohl  vor  dem  allgemeinen  Gerichtshofe  als 
auch  vor  dem  besonderen,  für  dieses  einzelne  Verbrechen  beste- 
henden angeklagt  worden,  die  Strafe  vor  jenem  eine  härtere 
sein,  selbst  Verbannung,  vor  diesem  war  sie  viel  leichter.  Die- 
ses Missverhältniss  hob  Cäsar  auf,  indem  er  durch  sein  Einzei- 
gesetz  der  Wirksamkeit  des  allgemeinen  Verantwortlichkeitsge- 
setzes den  Boden  entzog.  Die  Entscheidung  der  Geschworenen 
wurde  einfacher  und  leichter.  Wenn  Jemand  z.  B.,  nach  dem 
Julischen  Gesetze  wegen  Erpressung  belangt,  nachwies,  dass 
das  von  ihm  unterschlagene  Geld  Eigenthum  nicht  eines  Einzel- 
nen, sondern  Staatsgut  sei,  so  musste  er  freigesprochen  werden. 
Ebenso  konnte  er  eingestehen,  seine  Handlung  enthalte  Verrin- 
gerung der  Majestät:  sobald  sie  nur  nicht  mit  Geldgewinn  ver- 
bunden war,  musste  er  freigesprochen  werden  und  es  bedurfte 
einer  neuen  Anklage  vor  einem  anderen  Gerichtshofe,   um  ihn 


a)  S.  oben  S.  331. 
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znr  Bestrafung  zu  bringen.  So  förderte  das  Jalische  Gesetz 
Einfachheit,  Zweckmässigkeit  und  eben  dadurch  Gerechtigkeit, 
welche  wiederam  mächtig  auf  die  Rechtlichkeit  der  Regierung 
einwirkte.  £s  war  kein  Gewinn,  dass  unter  den  Kaisern  das 
alte  System,  vor  einem  einzigen  Gerichtshofe,  der  fortan  durch 
den  Senat  gebildet  wurde,  mehrere  Amtsverbrechen  zur  Anklage 
zu  bringen,  erneuert  wurde.  Die  Gerichtsbarkeit  würde  darun- 
ter wesentlich  gelitten  haben,  wenn  nicht  die  auf  das  Gemein- 
wohl gerichtete  Macht  des  Herrschers  hindernd  dazwischen  ge- 
treten wäre.  Selbst  so  sind  die  Ausschreitungen,  welche  nament- 
lich durch  die  Vereinigung  des  Majestätsverbrechens  mit  den 
Erpressungsklagen  vorkamen*)  und  von  Tacitus  so  ergreifend 
geschildert  werden,  diesem  Abweichen  von  der  durch  Cäsar 
vollendeten  Gerichtsverfassung  zuzuschreiben. 

Auch  eine  wichtige  politische  Bedeutung  hat  Cäsars  Gesetz 
über  Erpressung.  Es  vernichtete  die  schon  viel&ch  erschütterte 
Idee  eines  regierenden  Standes  und  in  so  fern  stimmt  es  mit 
Cäsars  ganzem  politischen  Streben  überein :  es  beruhte  auf  der 
ErkeDntniss  der  Nothwendigkeit  und  ist  nicht  aus  den  ehrgeizi- 
gen Absichten  eines  nach  der  Alleinherrschaft  Trachtenden  her- 
zuleiten. Das  Julische  Gesetz  bildet  in  dieser  Hinsicht  gewisser- 
massen  den  Abschluss  der  von  C.  Gracchus  begonnenen  Gesetz- 
gebung. Dieser  hatte  den  regierenden  Stand  anerkannt,  aber 
derControUe  der  Nichtregierenden  unterworfen,  Sulla  ihn  wieder 
unabhängig  hingestellt,  Cäsar  vernichtete  den  letzten  Rest  dieser 
zur  allgemeinen  ControUe  der  Verwaltung  geschaffenen  Gesetze 
und  es  ist  bemerkenswerth,  dass  dieser  Abschluss  durch  ein 
Gesetz  über  eben  dasselbe  Verbrechen  erfolgte,  das  seit  dem 
ersten  Calpurnischen  Gesetze  den  Anlass  zur  Einsetzung  der 
Schwurgerichte  gegeben  hatte. 


a)  Tac.  Ann.  111,  88.    S.  oben  S.  333. 
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Zehntes  Capitel. 

Unruhen  Im  Jahre  nach  Cäsars  Consnlat.  Das  Pomp^ische  RichtergeseU. 
Nachrichten  darttber.  Es  enthielt  Bestimmnngen  tt^er  die  Aaswahl  der 
Geschworenen.  Absicht  desselben  war,  die  Pflichten  nnd  Lasten  des  Ge- 
schworenendienstes allgemeiner  in  machen.  Es  bexog  sich  nur  anf  die 
Ritter  nndAerartribnnen:  von  ihnen  sollte  eine  gleiche  Zahl  aus  Jeder  Tri* 
bas  genommen  werden.  Yermathong  Aber  diese  Zahl.  Abthaüing  der 
Geschworenen  nach  Tribas  nnd  Decnrien.  Andere  Hassregeln,  um  des 
Geschworenendienst  abwechseln  xa  lassen.  Pompcyisches  Gasets  Aber 
Yatermord.  Es  bezog  sich  nnr  anf  den  Begriff  desselben,  den  es  auf  alle 
nahen  Verwandten  aasdehnte.  Die  vier  Glassen  derselben  and  Bemer* 
hangen  darüber.  Die  Genossen  der  That  gleich  dem  Thiter  gestraft 

Während  Cäsar  nacli  dem  Ablaufe  sei&es  Consolates  in  Gallien 
die  Grenzen  des  Reiches  erweiterte,  herrschte  in  Rom  Hader  and 
Parteikampf:  unter  den  Beamten  der  nächsten  Jahre  besass  Nie- 
mand Ansehen  und  Einsieht  genug,  um  entweder  strenge  Hand- 
habung der  Gesetze  herbeizuführen,  oder,  wo  diese  nicht  aus- 
reichten, durch  neue  Anordnungen  der  Zerrüttung  vorzubeugen. 
Anklagen  wurden  genug  erhoben  und  Geschworene,  sowie  An- 
wälte waren  in  voller  Thätigkeit;  aber  Alles  wurde  nach  poli- 
tischen Rücksichten  behandelt  und  bei  dem  Streben,  den  Gegner 
zu  verdrängen,  dachte  Niemand  an  das  allgemeine  Wohl.  Auch 
die  niedere  Volksklasse  war  auf  den  politischen  Kampfplatz  ge- 
treten. Sie  war  organisirt  worden  durch  P.  Clodius'  Gesetz  über 
die  Zünfte,  welches  im  Gegensatze  zu  den  alten  Kömischen  Re- 
gierungsgrundsätzen unbeschränkte  Bildung  aller  Arten  von  po- 
litischen Vereinen  gestattete.  Die  Folge  waren  ununterbrochene 
Unruhen :  nicht  mehr  mit  den  verfstssungsmässigen  Mitteln  des 
weltlichen  und  geistlichen  Einspruches  wurde  gekämpft,  nicht 
Gründe  angeführt,  nicht  versteckte  Künste  angewendet,  sondern 
offene  Gewalt  geübt.  Für  das  Jahr  55  v.  Chr.  wünschten  Cä- 
sars Genossen  und  Nebenbuhler,  Cn.  Pompejus  und  M.  Crassos 
das  Gonsulat,  nicht  sowohl  wegen  der  einjährigen  Gewalt,  welche 
ihnen  dasselbe  in  der  Stadt  verlieh,  als  um  in  Folge  davon  Pro- 
vinzen und  Heere  in  gleicher  Ausdehnung  und  für  gleiche  Zeit- 
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dauer,  vfie  Cäsar  sie  besass,  zu  erhalten.  Sie  hinderten  also 
die  Wahlversammlungen  und  das  Jahr  55  begann  ohne  curuli- 
sche  Beamte,  also  auch  ohne  Gerichte.  Denn  die  alten  Schwur- 
gerichte hatten  mit  dem  Ablaufe  des  Jahres  ihre  Befugniss  ver- 
loren, die  neuen  waren  noch  nicht  eingerichtet,  ja  selbst  die 
allgemeine  Liste  der  Geschworenen  noch  nicht  gesetzmässig  auf- 
gestellt Hierin  fanden  Pompejus  und  Grassus,  als  sie  nach 
gewaltthätiger  Verdrängung  ihrer  Mitbewerber  das  gewünschte 
Consulat  erhalten  hatten,  Veranlassung,  jener  ein  Gesetz  über 
die  Gerichte  (leaa  iudiciaria)^  dieser  eines  über  Genossenschaften 
(lex  de  sodaliciis)  zu  geben.  Beide  Gesetze  haben  weder  eine 
bedeutende  Wichtigkeit  noch  lange  Dauer  gehabt;  dennoch  ist 
es  nöthig  den  Versuch  zu  wagen,  ihren  Inhalt  wenigstens  unge- 
fähr festzustellen,  ein  Versuch,  der  grosse  Schwierigkeiten  dar- 
bietet, sowohl  weil  dieUeberlieferung  dürftig  und  lückenhaft  ist, 
als  auch  weil  beide  Gesetze  Einzelheiten  des  Gerichtsverfahrens 
zum  Gegenstande  hatten,  welche  selbst  bei  sonst  ausführlicher 
Leberlieferung  übergangen  zu  werden  pflegen. 

Ueber  Pompejus'  Gesetz  haben  wir  nur  eine  einzige  zuver- 
lässige Nachricht ,  bei  Cicero  in  seiner  Rede  gegen  L.  Piso :  sie 
ist  in  eben  demselben  Jahre  gehalten,  wo  Pompejus  sein  Gesetz 
gab,  aber  etwas  später,  als  dieses.  Cicero  also  sagt,  seinem 
Gegner  mit  gerichtlicher  Anklage  drohend"):  „Merkst  du,  welche 
Richter  wir  fortan  haben  werden,  da  ein  Richtergesetz  gegeben 
worden  ist?  Weder  wird  jeder,  der  es  will,  gewählt,  noch  jeder, 
der  es  nicht  will,  nicht  gewählt  werden.  Niemand  wird  in  je- 
nen Stand  hineingebracht.  Niemand  herausgenommen  werden. 
Geschworene  werden  diejenigen  sein,  welche  das  Gesetz  selbst, 
nicht  welche  die  Willkür  der  Leute  ausgewählt  hat.''  Dazu 
macht  der  Scholiast  Asconius  eine  Bemerkung.  £r  erzählt  zu- 
erst von  dem  Aurelischen  Gesetze,  durch  welches  die  drei  Stände 


a)  Cic.  in  Pis.  39,  94  Ecquid  vides,  ecquid  sentis,  lege  iudiciaria  lata 
quos  posthac  iadices  siraus  habituri  ?  Neque  legetor  quisquis  voluerit  neque 
quisquis  Doluerit  non  legetur.  Nulli  coDÜcientar  in  illum  ordinem,  nulli 
eximentur.  —  ludices  iudicabunt  ii,  quos  lex  ipsa,  uon  quos  homiuum  libido 
delegerit 

IV.  23 
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der  Geschworenen  eingeführt  wunlen,  dann  fügt  er  hinzu'^«  wie- 
derum hätte  dann  Pompejus  in  seinem  zweiten  Consnlate  eiueu 
Gesetzeävorschlag  gemacht,  dass  aus  dem  höchsten  Censns  aas 
den  Centarien  anders  als  früher  erwählte  Richter,  ebenfalls  jedcM'b 
ans  jenen  drei  Ständen,  die  Geschworenen  bilden  sollten.  Hier- 
nach steht  also  Pompejus  als  Urheber,  das  Jahr  55  v.  Chr.  als 
Entstehungszeit,  die  Schwurgerichte  als  Gegenstand  des  neaeu 
Gesetzes  fest  Die  Zusammenstellung  mit  dem  Aorelisehen  Ge- 
setze deutet  zweierlei  an,  erstens  dass  Pompejus  nor  über  die 
Auswahl  der  Geschworenen  handelte,  zweitens,  dass  er  dabei 
die  gesammten  Schwurgerichte  umfasste.  Beides  liegt  auch  in 
Ciceros  Worten.  Er  spricht  über  die  Geschworenen,  welche 
künftig  entscheiden  würden ,  meint  aber  dabei  nicht  einen  ein- 
zelnen Process,  sondern  droht  seinem  Gegner  im  AllgemeineD 
mit  allen  möglichen  Anklagen,  wie  er  Ihm  denn  auch  vorher 
Verbrechen  verschiedener  Art  vorgeworfen  hatte.  Hätte  sich 
Pompejus'  Gesetz  auf  neue  Begrii&bestimmung  von  VerbreeheD 
eingelassen,  so  würde  es  bei  den  mannigfachen  Processen,  welche 
uns  aus  der  nächsten  Zeit  überliefert  sind,  erwähnt  werden, 
dies  geschiebt  aber  nicht.  Es  war  ferner  unmöglich,  für  eine 
Gattung  von  Schwurgerichtsprocessen  eine  andere  Art  von  Ge- 
schworenen anzuwenden  als  für  die  andere,  für  Majestätsver- 
brechen etwa  andere  als  für  Erpressung. 

Pompejus'  Gesetz  beschränkte  sich  auf  Bestimmungen  über 
die  Geschworenen.  Es  behielt  die  drei  Stände  des  Aurelischen 
Gesetzes  bei :  dies  sagt  Asconius,  es  wird  bestätigt  durch  Cicero^), 
sowie  durch  Beispiele  von  Processen,  in  welchen  genau  die  Stini- 
menzahl  der  Senatoren,  der  Kitter  und  der  Aerartribnnen  berich- 
tet wird,  so  bei  dem  von  M.  Scaurus,  bei  denen,  welche  nach 
P.  Clodius^  Ermordung  geführt  wurden.     Somit  galt  auch  das 


a)  AscoD.  p.  16  Kursus  deinde  Poinpeius  in  consulatu  secundo,  qw* 
haec  oratio  dicta  est,  promulgavit,  ut  amplissimo  ex  censn  ex  centarib 
alitor  quam  antea  lecti  iudices,  aeque  tarnen  ex  illis  tribus  ordinilras,  r» 
iudicareDt. 

b)  Oic.  Phil.  1,  8,  20  Quid?  isti  ordini  (centuriontiiD)  iadicatos  iegf 
lulia,  etiam  ante  Pompeia,  Aurelia  uon  patebat? 
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Fufische  Gesetz,  *)  Aber  auch  die  Zahl  der  Geschworenen,  welche 
in  den  einzelnen  Processen  entschieden,  blieb  dieselbe.  Dies  er- 
giebt  sich  aus  M.  Scaurus'  Processe  vom  Jahre  54  v.  Chr.,  in 
welchem  zwei  und  zwanzig  Senatoren,  drei  und  zwanzig  Ritter, 
fünf  und  zwanzig  Aerartribunen  die  Entscheidung  gaben.  ^)  Die 
Gesammtzahl  betrug  also  siebenzig,  genau  dieselbe,  welche  wir 
früher  gefunden  haben:  die  eigentliche  Zahl  der  Geschworeneu 
für  den  einzelnen  Process  war  fünf  und  siebenzig  und  galt  seit 
dem  Aurelischen  Gesetze  in  allen  Processen.*')  Pompejus'  Ge- 
setz, das  sich  auf  die  einzelnen  Verbrechen,  über  welche  Schwur- 
gerichte stattfanden,  nicht  einliess,  konnte  keine  Verschiedenheit 
einführen.  Auch  das  Vatinische  Gesetz  über  die  Verwerfung 
der  Geschworenen  durch  die  Parteien  liess  Pompejus  in  Geltung : 
Cicero  erwähnt  es  in  seiner  Rede  für  Piancius**),  mit  der  An- 
deutung, dass  es  im  Jahre  55  v.  Chr.  als  auch  für  die  Folge  gültig 
erklärt  wurde.  Wenn  aber  die  Zahl  der  für  den  einzelnen  Pro- 
cess bestimmten  Geschworenen,  wenn  die  Verwerfung  durch  die 
Parteien  nach  Pompejus'  Gesetze  die  gleiche  war,  wie  früher,  so 
folgt  daraus,  dass  auch  die  Zahl  der  in  der  allgemeinen  Richter- 
liste enthaltenen  Personen  dieselbe  blieb.  Denn  einen  neuen 
Gerichtshof  hat  Pompejus  nicht  eingerichtet.  Sonach  bleibt  als 
Gegenstand  seines  Gesetzes  nur  die  Art  und  Weise  übrig,  wie 
die  jährliche  allgemeine  Liste  der  Geschworenen  aufgestellt  wer- 
den sollte.  Die  anderen  auf  die  Schwurgerichte  bezüglichen 
Gegenstände  hat  Pompejus  nicht  berührt  oder  höchstens  durch 
einen  allgemeinen  Ausdruck  insgesammt  bestätigt. 

Damit  stimmt  Ascouius'  Aeusserung,  Pompejus*  Gesetz  sei 
dahin  gegangen,  dass  die  Geschworeneu  zur  Aburtheilung  der 
Processe  anders  als  bisher  gewählt,  d.  h.  dass  die  jährliche 
Richterliste  anders  abgeiasst  werden  sollte.  Sie  bestand  auch 
fernerhin  aus  den  drei  Ständen,  zuerst  also  aus  Senatoren.  Bei 
diesen    war   früher  keine  besondere    Auswahl    gewesen.     Der 


a)  S.  über  dasselbe  oben  S.  292. 

b)  Aseou.  in  Scaur.  p.  30. 

c)  Mau  sehe  unsere  Auseinandersetzung  S.  207. 

d)  Cic.  p.  Plane.  15,  36.    S.  oben  S.  281. 

23* 
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stadtische  Prator  hatte  diejenigeD ,  welche  kein  Amt  bekleideteu 
oder  sonst  nicht  im  öifentlichen  Dienste  beschäftigt  waren,  jäbilidi 
verzeichnet,  in  zehn  Decurien  eingetheilt  and  diese  mit  Nammern 
bezeichnet  In  diesem  Verfahren  konnte  kaum  etwas  geändert 
werden.  Es  lässt  sich  vielleicht  eine  strengere  Bestimmong  den- 
ken  über  diejenigen,  welche  entschuldigt  waren;  aber  von  we- 
sentlichem Einflüsse  konnte  dies  nicht  sein:  auch  der  städtische 
Prätor  war  der  natürliche  Beamte  für  dies  Geschäft,  ich  glaabe 
also,  dass  Pompejus'  Gesetz  sich  nicht  auf  die  Decurien  der  Se- 
natoren bezogen  hat:  es  handelte  nur  über  diejenigen  Geschwo- 
renen ,  wo  eine  wirkliche  Auswahl  nöthig  war,  d.  h.  über  die 
Römischen  Ritter  und  die  Aerartribunen.  Trotzdem  konnte  Ci- 
cero als  Inhalt  des  Gesetzes  ßestimmungen  über  die  Au&teUang  ^ 
der  Richterliste  angeben,  weil  diese  natürlicher  Weise  nur 
da  gelten  konnten,  wo  man  ihrer  bedurfte.  Cicero  sagt,  fortan 
solle  dabei  nicht  die  Willkür  des  Beamten  entscheiden,  sondern 
das  Gesetz.  Dies  begreift  man:  bisher  war  für  die  Römischen 
Ritter  ein  bestimmtes  Vermögen  und  eben  ihr  Stand  als  Ritter 
die  Bedingung  der  Auswahl  gewesen;  aber  da  es  viele  gab, 
welche  die  Bedingung  erfüllten,  war  die  Auswahl  des  Einzelnen 
aus  diesen  Vielen  der  beliebigen  Entscheidung  des  Beamten  an- 
heim  gefallen.  Ebenso  war  es  mit  den  Aerartribunen  gewesen. 
Mit  dem  Amte  eines  Geschworenen  ist  nicht  bloss  Ehre  verbun- 
den und  Macht,  sondern  auch  Pflichten  und  zwar  oft  sehr  lästige. 
Die  grossen  politischen  Processe  kosteten  viel  Zeit  und  mussten 
für  Römische  Ritter  beschwerlich  sein :  sie  verwickelten  in  politische 
Händel,  um  so  mehr,  da  bei  der  Entscheidung  nur  selten  die 
Gerechtigkeit,  sondern  politische  Ansichten  als  entscheidend  gal- 
ten. Dies  musste  ehrenwerthen  Leuten,  welche  die  Fruchte  ihrer 
Thätigkeit  gemessen  wollten,  unangenehm  sein:  sie  zogen  sieb 
von  der  Pflicht  als  Geschworene  so  viel  als  möglich  zurück 
Endlich  kommt  dazu  eine  andere  Seite  des  politischen  Gesichts- 
punktes. An  Leuten  von  unabhängiger  Meinung  oder  gar  ent- 
gegengesetzter politischer  Ansicht  konnte  den  Prätoren  nichts 
gelegen  sein :  sie  verloren  dadurch  an  Macht.  Dies  glich  sieh 
zwar,  da  Leute  verschiedener  Parteien  zur  Prätur  gelangten,  im 
Laufe  der  Zeit  aus,  da  so  bald  die  eine,   bald  die  andere  poii- 
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tische  Partei  unter  den  Geschworenen  vorherrschte;  ist  aber 
doch  nicht  bloss  für  den  einzelnen  Process;  sondern  auch  für 
das  einzelne  Jahr  von  grosser  Bedeutung.  Kurz  es  hatte  sich 
eine  bestimmte  Glasse  von  Leuten  unter  den  Rittern  und  Aerar- 
tribnnen  gebildet,  welche  vorzugsweise  den  Dienst  als  Geschwo- 
rene versahen.  Die  Erfahrung  aller  Länder,  in  welchen  Schwur- 
gerichte bestehen,  lehrt,  dass  dies  nur  zu  leicht  geschieht  und 
dass  es  in  Rom  damals  der  Fall  war,  beweist  die  nicht  viel 
spätere  Verordnung  Cäsars,  der  als  Dictator  den  dritten  Stand 
der  Geschworenen  wieder  aufhob,  nicht  aus  Hass  gegen  das  nie- 
dere Volk,  bei  dem  er  im  Gegentheil  beliebt  war,  sondern  um 
dem  handwerksmässigen  Geschworenendienste  entgegen  zu  treten. 
Es  war  also  das  Verhältniss  so,  wie  Cicero  es  andeutete:  es 
wurde  in  die  Richterliste  gewählt,  wer  es  wünschte  und  wer  es 
nicht  wünschte,  wurde  nicht  gewählt  Damit  aber  war  dem 
Staate  und  dem  Ansehen  der  Schwurgerichte  selbst  nicht  gedient 
Pompejus  schränkte  die  Willkür  der  Beamten  ein,  in- 
dem er  möglichst  genau  im  Einzelnen  bestimmte,  wer  gewählt 
werden  sollte.  Die  erste  darauf  abzielende  neue  Bestimmung 
war ,  dass  fortan  aus  jeder  Tribus  gleich  viel  Geschworene  ent- 
nommen werden  sollten.  Seit  überhaupt  eine  jährliche  Richter- 
liste aus  Bürgern  nicht  senatorischen  Standes  aufgestellt  vmrde, 
d.  h.  seit  dem  Acilischen  Gesetze^),  war  dieselbe  nach  den  Tri- 
bus geordnet  gewesen;  aber  nirgends  wird  uns  eine  Nachricht, 
dass  jede  Tribus  eine  gleiche  Zahl  liefern  musste.  Von  jetzt  an 
war  dies  der  Fall.  Der  Beweis  davon  liegt  in  den  Bestimmun- 
gen des  Licinischen  Gesetzes.  Es  handelte  zwar  nur  über  ein 
einzelnes  Verbrechen,  aber  es  ist  undenkbar,  dass  es  wegen  die- 
ses einzigen,  noch  dazu  selten  vorkommenden  und  damals  durch 
besondere  Umstände  hervorgerufenen  Verbrechens  eine  eigene 
jährliche  Richterliste  verordnet  haben  sollte.  Es  heisst  aber  im 
Licinischen  Gesetze,  es  sollten  als  Richter  vier  Tribus  von  dem 
Ankläger  vorgeschlagen  und  davon  durch  den  Ankläger  eine 
verworfen  werden.  Wäre  die  Zahl  der  Geschworenen  aus  jeder 
Tribus  zufällig  oder  ungleich  gewesen,  so  wäre  für  den  Process 


a)  Lex  Acilia  Z.  XIV.    S.  Bd.  II,  1,  120. 
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nach  dem  Licinischen  Gesetze  die  Zahl  der  Richter  ebenfalls  eine 
zufällige  oder  ungleiche  geworden:  dies  hat  Niemand  augeuom- 
men  und  kann  es  nicht  annehmen.  Ferner  muss  aber  auch  die 
Zahl  der  Geschworenen  aus  drei  Tribus  so  gross  sein,  dass  aus 
ihnen  ein  Richtercollegium  in  derjenigen  Stärke  gebildet  werden 
kann,  wie  es  damals  üblich  war :  dies  folgt  aus  der  nothwendigen 
üebereiustimmung  der  Processe  nach  dem  Licinischen  Gesetze 
mit  den  übrigen  Criminalprocessen.  Die  Zahl  der  Senatoren, 
welche  jährlich  in  die  Richterliste  aufgenommen  werden  konnten, 
betrug  etwa  400:  nehmen  wir  an,  zwischen  350  und  420.*) 
Eben  so  gross  musste  die  Zahl  der  Geschworenen  aus  den  Rit- 
tern, eben  so  gross  die  aus  den  Aerartribunen  sein.  Bei  der 
ersten  Annahme  würde  die  Zahl  der  Ritter  und  der  Aerartribuiieu 
aus  jeder  Tribus  10,  bei  der  zweiten  Annahme  12  betragen. 
Grösser  oder  geringer  kann  man  sie  wegen  der  nothwendigen 
Uebereinstimmung  mit  den  Senatoren  nicht  annehmen.  Beide 
Zahlen  stimmen  ungefähr  zu  dem  Verfahren,  welches  das  Lici- 
nische  Gesetz  vorschrieb.  Drei  Tribus  sollen  die  Entscheidung 
haben :  waren  zehn  Geschworene  aus  jeder  Tribus ,  so  hatte  je- 
der Stand  30  Geschworene,  waren  es  zwölf,  36  Geschworene: 
beide  Zahlen  konnten  durch  Ausscheidung  der  wegen  Verwandt- 
schaft oder  Geschäfte  oder  Krankheit  Entschuldigten,  auch  ohne 
dass  eine  besondere  Verwerfung  durch  die  Parteien  geschah,  auf 
die  gesetzmässige  Zahl  von  25  Geschworenen  aus  jedem  Stande 
vermindert  werden,  ich  halte  indessen  die  erstere,  also  350,  fiir 
wahrscheinlicher,  erstens,  weil  die  runde  Zahl  10  für  jede  Tri- 
bus annehmbarer  erscheint  als  12,  sodann  aus  einem  Grunde, 
welcher  erst  später,  bei  der  Darstellung  eines  anderen  Pompe- 
jischen  Gesetzes^)  entwickelt  werden  kann. 

Die  Decurien  bestanden  auch  nach  Pompejus^  Gesetze.^)  Das 
Licinische  Gesetz  allein  befahl  für  die  nach  ihm  geführten  Pro- 
cesse drei  Tribus  von  Geschworenen  zu  wählen,  in  den  übrigen 


a)  Vergleiche  oben  die  Berechnungen  S.  202  flgd.  und  eine  Nachricht  über 
das  Pompejische  Gesetz  im  15.  Capitel. 

b)  S.  unten  Cap.  15. 

c)  VergL  oben  S.  99  flgd. 
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Processeo  wurden  die  Geschworenen  nach  der  Nummer  ihrer 
Decurie  vereinbart:  folglich  bestand  eine  Verbindung  der  De- 
curien und  Tribus  in  der  Richterliste  und  sie  ist  wohl  denkbar 

• 

Die  Liste  war  nach  den  zehn  Decurien  angelegt,  jede  Decurie 
enthielt  Sj  Tribus.  Dann  konnte  die  Wahl  für  den  einzelnen 
Process  entweder  nach  Decurien  oder  nach  Tribus  erfolgen:  das 
erstere  war  das  bei  Weitem  gewöhnlichste,  das  letztere  fand 
nur  bei  dem  einzigen  Amtsverbrechen,  über  welches  das  Lici- 
Dische  Gesetz  handelte,  statt.  Asconius  sagt,  Pompejus  habe 
verordnet,  die  Richterliste  „aus  dem  höchsten  Census  aus  den 
Centurien  anders  als  bisher'  anzufertigen*^):  er  deutet  also  an, 
<lass  auch  früher  der  Census  beobachtet  wurde.  Seine  Worte 
stimmen  zu  unserer  Darstellung.  Die  Centurien  sind  Unterab- 
theilungen der  Tribus,  gemacht  nach  dem  Census:  die  Ritter 
und  Aerartribunen  befanden  sich  in  den  Centurien,  welche  den 
höchsten  Census  hatten.  Zu  bedauern  ist,  dass  er  nicht  den 
Census,  den  Pompejus  für  die  Fähigkeit  zum  Richteramte  an- 
setzte, nennt:  so  bleiben  wir  auf  die  Vermuthungen,  welche  wir 
früher^)  angeführt  haben,  hingewiesen.  Möglich,  dass  Pompejus 
diesen  Census  erniedrigte:  Cicero  sagt"")  wenigstens,  dass  nach 
demselben  auch  gewesene  Centurionen  als  Richter  hätten  ein- 
treten können  und  das  war  kein  hoher  Rang. 

Wenn  Pompejus  erreichen  wollte,  dass  nicht  die  Willkür 
des  Beamten,  sondern  das  Gesetz  selbst  die  Wahl  der  Geschwo- 
renen ordnete,  so  genügte  jene  eine  Bestimmung,  aus  jeder  Tri- 
bus gleich  viele  zu  erwählen,  nicht.  Alle  statistischen  Berech- 
nimgen  über  die  Verhältnisse  des  Alterthums  sind  sehr  unsicher, 
dennoch  muss  man  dergleichen  ab  und  zu  wagen.  Man  fragt, 
wie  gross  war  die  Zahl  der  aus  dem  Ritterstande  und  den  Aerar- 
tribunen für  das  Geschworenenamt  Wahlfähigen.  Hierbei  kommt 
ein  bisher  noch  nicht  berücksichtigter  Punkt  in  Betracht. 
C.  Gracchus  wählte  die  Geschworenen  nur  aus  den  in  Rom  an- 
sässigen Rittern,  ebenso  die  zunächst  folgenden  Gesetzgeber  und 


a)  Man  sehe  seine  Worte  S.  354. 

b)  S.  Bd.  II,  1,  119. 

c)  Cic.  Phil.  I,  8,  20  au  der  S.  354  angefahrten  Stelle. 
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im  Acilischen  Gesetze  wird  dies  ausdrücklich  als  Bedingung  der 
Wählbarkeit  anerkannt*)  Bis  Italien  das  volle  Bürgerrecht  er- 
hielt, trat  darin  keine  Aenderung  ein,  beim  Cornelischen  Gesetze, 
das  nur  Senatoren  zuliess,  kam  es  hierauf  nicht  an ;  aber  beim 
Aurelischen  Gesetze  konnte  die  alte  Beschränkung  auf  Rom  schwer- 
lich aufrecht  erhalten  werden.  Daher  war  eben  jenes  grosse, 
von  uns  berührte,  Missverhältniss  entstanden,  dass  die  Prätoren 
aus  Gunst  oder  Parteisucht  nur  einen  kleinen  Theil  der  Wähl- 
baren zum  Geschworenenamte  heranzogen.  Bei  Sullas  Aecb- 
tung  wurden  zuerst  auf  die  Listen  der  zum  Tode  VemrtheilteD 
gesetzt  40  Senatoren  und  1600  Ritter.^)  Es  war,  da  es  damals 
wenig  über  300  Senatoren  gab,  etwa  der  achte  Theil  derselben: 
nehmen  wir  für  die  Ritter,  unter  denen  mehr  Gegner  Sullas  und 
der  Senatspartei  sein  mochten,  ein  etwas  ungünstigeres  Verhält- 
niss  an,  so  mag  der  5.  Theil  derselben  geächtet  worden  sein.  Dann 
gab  es  damals  etwa  8000  Römische  Ritter  und  mögen  von  die- 
sen auch  3000  solche  gewesen  sein,  welche  das  spätere  Gesetz 
als  Aerartribunen  in  die  Richterliste  aufnahm ''),  so  blieben  im- 
mer noch  5000  Ritter  übrig.  Bei  der  Aechtung  der  Triumvim, 
welche  hauptsächlich  die  alten,  im  Staate  mächtigen  Geschlechter 
zu  vernichten  suchten,  war  das  Verhältniss  anders.  Es  sollen 
300  Senatoren  geblieben  sein,  eine  glaubwürdige  Zahl,  wenn 
man  die  Erzählung  bei  Appian  vergleicht"^):  das  war  etwa  der 
dritte  Theil  des  von  Cäsar  stark  vermehrten  Senates,  die  Zahl 
der  getödteten  Römischen  Ritter  wird  auf  2000  angegeben.  Neh- 
men wir  darnach  die  Gesammtzahl  der  Ritter  zu  10000  an,  was 
massig  ist,  da  der  Wohlstand  in  der  Zwischenzeit  ausserordent- 
lich gestiegen  war :  von  diesen  mögen  etwa  4000  auch  für  Aerar- 
tribunen haben  gelten  können.  Trotz  dieser  ungefähren  und 
unsicheren  Zahlen  ergiebt  sich,  dass  die  Zahl  von  etwa  350  m 
die  Richterliste  aufzunehmenden  Römischen  Rittern  g^en  die 
Gesammtzahl  derselben  eine  sehr  kleine  war,  und  noch  kleiner 


a)  Man  sehe  lex  Acilia  Z.  XIll  and  XVII. 

b)  App.  bell.  civ.  I,  95. 

c)  Vergl.  oben  S.  197. 

d)  Flut.  Cic.  46,  Brut  27,  Anton.  20;  App.  bell  civ.  IV,  7. 
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musste  bei  den  Äerartribnnen  die  Zahl  der  Gewählten  gegen  die 
der  Wählbaren  sein.  Hätte  also  Pompejus  nur  eine  gleiche  An- 
zahl von  Geschworenen  aus  jeder  Tribus  vorgeschrieben,  so  wäre 
der  Willkür  der  Beamten  immer  noch  ein  sehr  bedeutender  Spiel- 
raum geblieben.  Es  lassen  sich  aber  manche  andere  Vorkehrun- 
gen,  welche  er  treffen  konnte,  denken:  vor  Allem  musste  er  be- 
stimmen, dass  Niemand  mehrere  Jahre  hinter  einander  Geschwo- 
rener sein  dürfe,  was  ohnehin  bei  dem  Systeme  einer  jährlichen 
Richterliste  der  Grundgedanke  war.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  er 
habe  verordnet,  Niemand  solle  innerhalb  fünf  Jahren  wieder  Ge- 
schworener werden,  so  mussten  die  meisten  Wahlfähigen  auch 
am  £nde  gewählt  werden  und  die  Willkür  der  Beamten  war 
ausserordentlich  eingeschränkt 

Man  hat  gesagt,  Pompejus  habe  mit  seinem  Gesetze  poli- 
tische Zwecke  verfolgt  und  durch  die  veränderte  Wahlform  der 
Geschworenen  den  Widerstand  der  Mittelclassen  gegen  die  neue 
Regierung  der  verbündeten  Gewalthaber  brechen  wollen.*^)  Ich 
finde  zu  solcher  Behauptung  keinen  Grund,  ich  sehe  sogar  nicht, 
in  wie  fern,  selbst  wenn  sie  begründet  wäre,  dadurch  der  etwaige 
Widerstand  eines  Theiles  der  Bevölkerung  hätte  aufhören  kön- 
nen. Keines  von  den  Gesetzen,  welche  Pompejus  über  das  Ge- 
richtswesen gab,  diente  Parteizwecken :  sie  suchten  vielmehr  alle 
den  stark  hervortretenden  Mängeln  der  Gerichtsverfassung  oder 
des  Rechtes  abzuhelfen. 

Wir  fügen  zu  diesem  Gesetze,  welches  Cn.  Pompejus  in 
seinem  zweiten  Consulate  über  die  Aufstellung  der  jährlichen 
Richterliste  gab,  dasjenige,  welches  er  über  Vatermord  erlassen 
haben  soll.  Man  schreibt  es  allgemein  eben  derselben  Zeit  zu, 
ohne  einen  besonderen  Grund  in  der  Ueberlieferung.  Denn  es 
wird  nur  in  den  Rechtsquellen  erwähnt.  Dennoch  ist  jene  An- 
nahme wahrscheinlich,  da  Pompejus  in  seinem  dritten  Consulate 
nur  Ausnahmegesetze  gegeben  hat.  üeber  die  Veranlassung 
wissen  wir  nichts:  sie  muss  in  der  damaligen  Zerrüttung  der 
Familienverhältnisse  gelegen  haben.  Pompejus'  Gesetz  war  eine 
Erweiterung  des  Cornelischen ,  in  so  fern  es  den  Begriff  des 
Vatermordes,  welchen  Sulla  auf  den  Mord  der  Eltern  beschränkt 
hatte,  auf  den  anderer  Verwandten  ausdehnte.   In  Bezug  auf  die 
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Strafe  traf  Pompejus  keine  Veränderuug;  denn  es  heisst  iu  dem 
uns  erhaltenen  Auszuge  aus  dem  Gesetze,  der  Schuldige  solle  in 
diejenige  Strafe  verfallen,  welche  nach  dem  Cornelischen  Gesetz»? 
über  Mord  bestimmt  sei*") :  diese  Strafe  hatte  schon  Sulla  fest- 
gesetzt. Auch  über  ein  besonderes  Verfahren  wird  uns  nicht« 
gemeldet.  Ich  habe  deshalb  früher^)  ausgeführt,  um  den  Erla<s 
eines  Einzelgesetzes  über  Vatermord  zu  verstehen,  müsse  man 
in  dem  Begriffe  des  Mordes  selbst  eine  Verschärfung  iu  dem 
Verhältnisse  der  Kinder  zu  ihren  Eltern  annehmen  und  die  Ver- 
muthung  aufgestellt,  der  Unterschied  zwischen  Vatermord  ud<1 
gewöhnlichem  Morde  bestehe  darin,  dass  dieser  nur  stattfindet 
sobald  die  böse  Absicht  nachgewiesen  wird,  jener  dagegen,  m- 
bald  die  Tödtung  des  Vaters,  selbst  ohne  vorhergehende  Absiehu 
nur  durch  Verschuldung  geschehen  ist.  Zur  Bestätigung  dieser 
Vermuthung  habe  ich  die  Aeusserung  eines  Kechtsgelehrten  aber 
Giftmord  gegen  die  Eltern  angeführt:  es  lässt  sich  noch  Anderes 
anführen.  Nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  kann  ein  Ver- 
rückter  keinen  Mord  begehen^):  dieser  Grundsatz  ei^ebt  sieb 
aus  dem  Begriffe  des  Mordes  mit  Nothwendigkeit  und  mus^tt" 
von  Anfang  an  gelten.  Dennoch  wird  von  einem  Falle  aoter 
Marc  Aurel  berichtet**) ,  wo  die  Kaiser  besonders  ent«chiedeo. 
Jemand,  der  im  Wahnsinne  seine  Mutter  getödtet  hatte,  äolle 
nicht  bestraft  werden.  Es  war  also  dieser,  beim  gewöhnlichen 
Morde  unzweifelhafte  Fall  beim  Vatermorde  zweifelhaft,  man  kann 
nur  annehmen,  weil  bei  dem  letzteren  die  Ausdrücke  des  G^ 
setzes  den  nicht  beabsichtigten  Todtschlag  dem  beabsicbtigteD 
Morde  gleichstellten. 

Deshalb  waren  auch  die  Worte  des  Gesetzes  anders  beim 
Vatermorde  als  beim  gewöhnlichen  Morde.  Bei  diesem  werden 
zwei  Hauptgattungen  von  Verbrechern  unterschieden ,  diejeoigeo. 


a)  Marcian  1.  1  Dig.  de  lege  Poinpeia  de  parricidis  (XLVIll,  9,  u 
poena  ea  teneatur,  quae  est  lege  Cornelia  de  sicariis. 

b)  Man  sehe  die  Auseinandersetzung  oben  S.  56. 

c)  Modestin.  1.  12  Dig.  ad  legem  Corn.  de  sie.  (XLVllI,  8). 

d)  Modestin.  1.  9  Dig.  h.  t  Sane  si  per  fiirorem  aliquis  parenteni  cc-t»- 
derit,  impunitus  erit,  ut  divi  fratres  rescripserunt  super  eo,  qui  per  fim^ 
rem  matrem  necaverat. 
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welche  des  Tödtens  halber  eine  Waffe  hatten  und  diejenigen, 
welche  tödteten,  in  so  fern  dies  in  böser  Absicht  geschah.*) 
Ebenso  heisst  es  beim  gewöhnlichen  Giftmorde,  wer  um  einen 
Menschen  umzubringen  Gift  hat  oder  bereitet,  solle  bestraft  wer- 
den. **)  Die  böse  Absicht  wird  als  wesentliches  Merkmal  des 
Verbrechens  aufgestellt.  Dagegen  in  dem  Gesetze  über  Vater- 
mord heisst  es  nur,  wer  getödtet  hat,  solle  schuldig  sein*'),  und 
wir  haben  keinen  ^rund  anzunehmen,  die  Andeutung  der  Ab- 
siebt bei  der  Tödtung  sei  zufällig  ausgelassen:  es  ist  dies  schon 
deshalb  nicht  möglich,  weil  von  der  Absicht  unmittelbar  nach- 
her, aber  bei  Bezeichnung  anderer  Personen  die  Rede  ist.  Mit- 
hin kam  es  bei  dem  Vatermorde  nur  auf  die  That,  auf  das 
Tödten,  an,  die  Absicht  der  That  brauchte  nicht  nachgewiesen 
zu  werden :  daraus  ergeben  sich  viele  Fälle,  in  denen  Vatermord, 
aber  nicht  gewöhnlicher  Mord  stattfand  und  man  begreift,  wes- 
halb Sulla  und  nach  ihm  Pompejus  ein  besonderes  Gesetz  er- 
liessen,  während  sie  doch  als  Strafe  eben  nur  diejenige  bestimm- 
ten, welche  auf  dem  gewöhnlichen  Morde  stand. 

In  dieser  Beziehung  also  schloss  sich  Pompejus  dem  frühe- 
ren Cornelischen  Gesetze  an,  ebenso  in  der  Eigen thümlichkeit 
des  Verfahrens,  dass  der  Process  über  Vatermord  sogleich  und 
ununterbrochen  geführt  wurde.**)  Dagegen  dehnte  er  den  Be- 
griff des  Vatermordes  auf  den  Mord  anderer  Verwandten  aus. 
Ein  langes  Verzeichniss  derselben  geben  unsere  Rechtsquellen: 
es  muss  aus  dem  Gesetze  selbst  entnommen  sein.  Denn  es  hat 
in  sich  eine  organische  Gliederung,  welche  seine  Vollständigkeit 
bezeugt.     Wir  unterscheiden  in  demselben  vier  Gruppen.    Die 


a)  Man  sehe  oben  S.  9  flgd. 

b)  Oben  S.  19. 

c)  Marcian  1.  1  Dig.  h.  t.  Lege  Pompeia  de  parricidÜB  cavetur,  si  quis 
patrem,  matrem,  avum,  aviam,  fratrem,  sororem,  patruelem,  matruelem, 
patruam,  avimculum,  amitam,  consobrinum,  consobrinam,  uxorem,  virum, 
genemm,  socrum,  vitricum,  privignum,  privignam,  patronam,  patronam  occi- 
derit,  cuiusvc  dolo  malo  id  factum  erit,  ut  poena  ea  teneatar,  quae  est 
legis  Corneliae  de  sicariis.  Viel  kürzer  sagt  Paulus  V,  24  Lege  Pompeia 
de  parricidiis  tenetur,  qui  patrem,  matrem,  avum,  aviam,  fratrem,  sororem, 
patronam,  patronam  occiderit 

d)  S.  oben  S.  58. 
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erste  urofasst  die  nächsten  Verwandten  aufsteigender  Linie,  Va- 
ter, Mutter,  Grossvater,  Grossmutter.  Hier  sinfl  zwei  Bemer- 
kungen zu  machen.  Erstlich,  die  entsprechenden  Verwandten 
in  absteigender  Linie,  Sohn,  Tochter,  Enkel,  Enkelin  sind  nicht 
genannt,  aus  verschiedenen  Gründen.  Auf  Sohn  und  Tochter 
bezieht  sich  das  Gesetz  nicht,  weil  das  in  der  väterlichen  Ge- 
walt liegende  Recht  des  Vaters,  seinen  Sohn  zu  strafen  und 
selbst  zu  tödten,  nicht  aufgehoben  werden  soll :  das  Gesetz  er- 
kennt es  mittelbar  an  und  es  galt  bekanntlich  noch  lange  Zeit 
hindurch.  Selbst  die  Rechtsquellen  führen  in  Verbindung  mit 
dem  Pompejischen  Gesetze  einen  unter  Kaiser  Hadrian  vorge- 
kommenen Fall  an,  der  einen  Vater,  welcher  einen  schuldigen 
Sohn  auf  der  Jagd  getödtet,  mit  Relegation  bestrafte»):  er  er- 
kannte durch  diese  Strafe  ein  Versehen  des  Vaters,  aber  nicht 
einen  Mord  an.  Dagegen  die  Mutter,  so  wie  Grossvater  and 
Grossmutter  haben  nicht  das  in  altem  Herkommen  liegende 
Recht,  ihre  Kinder  oder  Enkel  zu  tödten,  sie  stehen  aber  auch 
nicht  unter  den  Bestimmungen  des  Pompejischen  Gesetzes,  son- 
dern nur  unter  denen,  welche  über  Mord  im  Allgemeinen  gelten. 
Aus  diesem  Gedanken,  dass  die  Mutter  und  die  Grosseltern  zwar 
nicht  das  Recht  haben ,  ihre  Kinder  und  Enkel  zu  tödten,  aber 
doch  auch  kein  parHcidium  dadurch  begehen,  ist  die  Bemer- 
kung, welche  Marcian  den  Worten  des  Pompejischen  Gesetzes 
unmittelbar  hinzufügt,  zu  erklären^):  „Aber  sowohl  die  Mutter, 
welche  ihren  Sohn  oder  ihre  Tochter  getödtet  hat,  als  auch  der 
Grossvater,  welcher  seinen  Enkel  getödtet  hat,  stehen  unter  dem 
Cornelischen  Gesetze  über  Mord."  Es  ist  zu  ihrer  Schuld  die 
böse  Absicht  nothwendig.  Dieser  Zusatz  des  Rechtsgelehrten 
beweist,  dass  unter  dem  Tödten  (occidere)  beim  Vatermorde 
etwas  anderes  zu  verstehen  ist,  als  beim  gewöhnlichen  Monle: 
sonst  würde  es  gleichgültig  sein,  ob  die  Mutter  und  die  Gross- 
eitern  in  dem  Pompejischen  Gesetze  genannt  wären  oder  nicht 
Zweitens  entstand  die  Frage,  ob  bei  Adoption  oder  bei  natür- 


a)  Marcian  1.  5  Dig.  b.  t. 

b)  Marcian  1.  1  Dig.  h.  t.  Sed  et  mater  quae  filium  filiamve  occiderit 
eius  (Corneliae)  legis  poena  afficitar  et  avus  qui  nepotem  occiderit. 
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lieber,  nicht  ehelicher,  Vaterschaft  ein  parricidium  begründet 
würde.  Dass'es  gegen  den  Vater  und  diejenigen  Verwandten, 
in  deren  Familie  der  Adoptirte  aufgenommen  wurde ,  begangen 
werden  konnte,  ist  nach  den  Rechtsgrundsätzen  über  Adoption 
nicht  zweifelhaft^);  aber  gegen  die  Mutter  und  deren  Verwandte 
konnte  es  streng  genommen  nicht  stattfinden.  Bei  natürlichen 
Kindern  war  ursprünglich  ein  parricidium  nicht  möglich ,  doch 
ging  die  Neigung  der  Zeit  und  die  Auslegung  der  Rechtsge- 
lehrten dahin,  auch  hier  strengere  Grundsätze  aufeustellen  und 
die  natürlichen  Bande  des  Blutes  gesetzlich  fester  zu  knüpfen.^^^) 
Die  zweite  Gruppe  umfasst  die  Verwandten  der  Seitenlinien 
and  geht  bis  zum  cansobrinus :  Marcian  bemerkt  dazu^),  es 
würden  dabei  diejenigen ,  welche  in  gleicher  oder  näherer  Ver- 
wandtschaft ständen,  eingeschlossen.  Dies  rührt  wahrscheinlich 
von  der  Auslegung  der  Rechtsgelehrten  her,  welche  auch  bei 
der  dritten  Gruppe  der  Verwandten  thätig  war.  Sie  enthält  alle 
diejenigen,  welche  durch  Heirath  gewonnen  werden  und  es  ist 
bei  ihnen  merkwürdig,  dass  die  Stiefmutter  ausgelassen,  dagegen 
der  Stiefvater  erwähnt  wird.  Dies  kann  nicht  Zufall  sein,  es 
lag  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers,  welche  indessen  durch  die 
Auslegung  der  späteren  Rechtsgelehrten  vereitelt  wurde. '')  Ihnen 
ist  es  auch  zuzuschreiben,  dass  man  in  späteren  Zeiten  die  Ver- 
lobung so  betrachtete,  als  ob  sie  eine  durch  dieses  Gesetz  ge- 
schützte Verwandtschaft  begründe.  Die  vierte  Gruppe  endlich 
bezieht  sich  auf  das  Patronatsverhältniss.  Darunter  ist  nicht 
das  alte  Verhältniss  zwischen  patroni  und  clientesj  wie  es  seit 
dem  Beginne  der  Römischen  Geschichte  meist  moralische,  doch 
auch  einige  rechtliche  Verbindlichkeiten  begründet  hatte,  zu  ver- 
stehen. Sollte  dies  der  Fall  sein,  so  müssten  auch  die  Clienten 
in  dem  Gesetze  erwähnt  werden :  die  alten  Verpflichtungen  waren 
gegenseitig.  £s  ist  also  nur  an  die  Besitzer  von  Sclaven  zu 
denken,  welche  diese  freigelassen  haben :  sie  mussten  gegen  die 


a)  Man  sehe  dieselben  1.  23  Dig.  de  adopt.  (I,  7). 

b)  Marcian  1.  3  Dig.  h.  t 

c)  Marcian  1.  3  Dig.  h.  t  Sed  et  novercae  et  sponsae  personae  omis- 
sae  sunt:  sententia  tarnen  legis  coutineutur.     Vergl.  1.  4. 
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Undankbarkeit  ihrer  ehemaligen  Sclaven  geschützt  werden,  and 
zwar  um  so  mehr,  als  die  Freigelassenen  gi*ossen  7heils  in  dem 
Hause  ihres  ehemaligen  Herrn  verblieben.  Das  Pompejische  Ge- 
setz gründete  sich  hier  auf  die  in  den  geselligen  Zuständen  lie- 
gende Nothwendigkeit. 

Indessen  ausser  den  Thätern  selbst,  welche  ein  pcurriadium 
begingen,  umfasste  das  Gesetz  auch  ihre  Genossen:  es  beisst, 
es  solle  derjenige  schuldig  sein,  durch  dessen  böse  Absicht  Je- 
mand ein  pat^cidium  begangen  hätte.*)  Die  Digesten  selbst 
geben  in  ihren  Auszügen  Anleitung  zum  Verständnisse  dieser 
Bestimmung.  Die  Rechtsgelehrten,  heisst  es  in  ihnen ^),  ent- 
schieden sich  dafür,  dass  nicht  nur  die  Vatermörder  selbst,  son- 
dern auch  ihre  Mitwisser  die  Strafe  des  Vatermordes  zu  erlei- 
den haben  und  dies  beziehe  sich  also  auch  auf  ausserhalb  der 
Verwandtschaft  stehende  Personen.  Indessen  unter  Mitwissenden 
sind  nicht  diejenigen,  welche  bloss  um  die  That  wissen,  sondern 
welche  dabei  behülflich  sind,  zu  verstehen.  Dies  ergiebt  sieb 
aus  einem  angeführten  Beispiele. '')  £in  Sohn  hatte  seinen  Va- 
ter mit  Gift  getOdtet  und  zwar  mit  Hülfe  eines  Arztes:  der 
Bruder  des  Mörders  hatte  um  dessen  Absicht  gewusst,  ohne  ir- 
gend wie  dazu  behülflich  zu  sein,  sie  aber  dem  Vater  nicht  au- 
gezeigt. Folglich  wuide  der  Arzt  hingerichtet  und  erlitt  die 
Strafe  der  verurtheilten  Vatermörder,  der  Bruder  wurde  nur  re- 
legirt,  ausserordentlicher  Weise.  Denn  nach  dem  Pompejischeu 
Gesetze  selbst  war  er  nicht  schuldig.  Ebenso  wird  der  Fall 
angeführt^),  dass  der  Gläubiger  eines  Sohnes  denselben  über- 
redet, seinen  Vater  zu  tödten,  und  ihm  Geld  zum  Ankaufe  voo 
Gift  oder  Dingung  von  Mördern  giebt ;  dann  verfällt  nicht  oar 
der  Gläubiger,  sondern  auch  alle  übrigen,  welche  bei  der  Au- 
schaffiing  des  Geldes   geholfen  haben,    in  die  Strafe  des  Vater- 


a)  S.  die  oben  S.  363  angeführte  Stelle. 

b)  Ulpian  1.  6  Dig.  h.  t.  Utrum  qui  occiderant  pareutes,  an  etiam 
conscii  poena  parricidii  afficiantur,  quaeri  potest:  et  ait  Harcianus  etiau 
conscios  eadem  poena  afficiendos,  non  solum  parricidas.  Proinde  cooscii 
otiam  extranei  eadem  poena  afficiendi  sunt. 

c)  ScaevoL  1.  2  Dig.  h.  t. 

d)  Ulpian  1.  7  Dig.  h.  t. 
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mordes.  Immer  ist  die  böse  Absicht,  die  Hülfe  bei  der  That 
entscheidend  :rdai)D  aber  tritt  die  volle  Strafe,  wie  bei  demThä- 
ter  selbst,  ein.  In  dem  Coruelischen  Gesetze  über  gewöhnlichen 
Mord  findet  sich  solche  Bestimmung  nicht,  ausser  dass  beim 
Giftmorde  alle  Helfer  der  That  gleich  dem  Thäter  selbst  gestraft 
werden. 

£s  scheint  nicht,  dass  diese  Bestimmung  über  die  Gehülfeu 
der  That  schon  in  Sullas  Gesetze  war:  Pompejus  würde  also 
ausserdem,  dass  er  den  Begrift*  des  Vatermordes  auf  alle  nahen 
Verwandten  ausdehnte,  auch  noch  die  Hülfe  bei  der  That  der 
That  selbst  gleich  gestellt  haben.  Die  Strafe  hat  er  nicht  ge- 
ändert :  namentlich  auch  die  uralte  religiöse  Strafe  des  Einsackens 
weder  aufgehoben  noch  ausgedehnt.  Dies  ergiebt  sich  aus  den 
überlieferten  Beispielen  auf  das  Unzweideutigste.") 


Eiiftes  Capitel. 

Das  Ucinische  Gesetz  ttber  Genossenschafteii.  Heinangsverschiedeiihelt 
Aber  dessen  Inhalt.  Widerlegung  der  Gründe,  welche  fttr  die  Gleichartig- 
keit des  ambitns  nnd  der  Genossenschaften  angefiihrt  werden.  Verwandt« 
schalt  derselben  mit  der  Gewaltthätigkeit.  Der  dem  Licinischen  Gesetze 
vorhergehende  Senatsbeschlnss.  Yersehiedenheit  des  ambitns  und  der 
Genossenschaften:  YertheUen  oder  Yersprechen  von  Geld,  Abtheilnng  des 
Volkes  in  Decnrien.  Bedeutung  der  Tribns  fttr  die  Wahlen.  Die  Strafe 
des  Licinischen  Gesetzes.  Widerlegung  der  von  Ciceros  Scholiasten  über 
dasselbe  gegebenen  Nachricht.  Die  politischen  Vereine  in  Rom :  ihre  Ent- 
stehung nnd  Entwickelnng,  ihr  Hissbrauch  durch  P.  Clodius.  Der  Senat 
158t  die  bestehenden  auf  nnd  verbietet  neue.  Darauf  gründet  sich  das 
Lidnische  Gesetz,  das  einzige  Römische  Vereinsgesetz.  Unabhängigkeit 
des  Verbrechens  der  Genossenschaften  von  denk  ambitns,  erwiesen  durch 
Beispiele  von  Processen.  Weshalb  das  Ucinische  Gesetz  die  Strafe  der 
Gewaltth&tigkeit  bestimmte.    Darstellung  der  Ergebnisse. 

Das  zweite  Gesetz,  welches  im  Jahre  55  v.  Chr.  von  den 
Consuln  gegeben  wurde,  war  das  Licinische  über  Genossen- 
schaften  (Ux  lAcinia  de  sodaliciisj.     So   wird   es  ausdrücklich 


a)  Vergl.  oben  S.  54 
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genannt.*)  Beide  Consoln  bemuhten  sich,  es  zu  Stande  zu  brin- 
gen ;  beiden  gemeinschaftlich  werden  von  Dio  Cassins  Massregeln 
zur  strengeren  Bestrafung  der  Wahlumtriebe  zugeschrieben.'') 
Aber  M.  Crassus  hatte  die  £hre,  es  allein  durchzusetzen  and 
ihm  seinen  Namen  zu  geben:  er  heisst  dessen  Urheber^)  and 
der  Scholiast  Ciceros  sagt  bestimmt,  er  habe  es  als  College  vou 
Cn.  Pompejus  in  seinem  Consulate  gegeben.^)  Wir  kennen  es 
hauptsächlich  durch  Ciceros  berühmte  Vertheidigungsrede  für 
Cn.  Plancius  und  es  ist  deshalb  vielfach  und  mit  grosser  Gründ- 
lichkeit behandelt  worden.  Dennoch  sind  selbst  Hauptsachen 
bestritten,  Anderes  wenig  aufgeklärt."*) 

Cn.  Plancius,  welchen  Cicero  vertheidigte,  sollte  das  Ver- 
brechen „der  Genossenschaften''  bei  der  Bewerbung  um  die  ca- 
rulische  Aedilität  begangen  haben  und  wurde  deshalb  von  sei- 
nem unglücklichen  Mitbewerber  M.  Juventius  Laterensis  nach  dem 
Licinischen  Gesetze  angeklagt.  Darnach  lag  es  nahe,  das  Ver- 
brechen der  Genossenschaften  mit  dem  der  Wahlumtriebe  zu- 
sammenzustellen und  ein  gewisser  Zusammenhang  zwischen  bei- 
den ist  nothwendig.  Nur  in  so  fern  herrscht  Meinungsverschie- 
denheit, dass  die  Einen  die  Genossenschaften  für  eine  Abart 
der  Gewaltthat  erklären  und  den  Zusammenbang  mit  den  Wahl- 
umtrieben als  möglich,  nicht  als  nothwendig  annehmen,  die  An- 
deren dagegen  die  Genossenschaften  als  Unterabtheilung  der 
Wahlumtriebe  ansehen  und  ihr  Vorkommen  nur  bei  diesen  für 
möglich  halten.  Die  letztere  Meinung**^)  stützt  sich  zuvörderst 
auf  die  eben  benutzte  Stelle  aus  Dio  Cassius ""),  in  der  es  mit 


a)  Cic.  p.  Plane.  15,  36  Sed  aliquando  veniamus  ad  causam,  in  qiu 
tu  nomine  legis  Liciuiae,  quae  est  de  sodaliciis,  omnes  ambitus  leges  com- 
plexus  es. 

b)  Dio  Cass.  XXXIX,  37  nixpciTepa  ^TiiTi(Aia  xotc  SexdCouoi  Tivac  izi- 
xa^av,  dicicep  toi  auxoi  ifXaxxov,  Jti  o6  ^pi^fxaaiv,  dXXd  ßi^  tijv  dpxV  tÖ./,9t- 
oav,  d(AapT($vTec. 

c)  Cic.  p.  Plane.  20,  49  quae  comitia  primum  habere  coepit  coDi>i>] 
cum  Omnibus  in  rebus  summa  auctoritate  tum  harum  ipsarum  legom  am- 
bitus auctor. 

d)  Schol.  Bob.  p.  253  Reus  de  sodaliciis  petitus  est  (Cn.  Plancius] 
lege  Lieinia,  quam  M.  Licinius  Crassus  Pompei  Magni  collega  in  consulatu 
suo  pertulit 

e)  Dio  Cass.  XXXIX,  37. 
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Bezug  auf  das  Licinische  Gesetz  heisst,  die  Consuln  hätten  schär- 
fere Strafen  gegen  diejenigen  bestimmt,  welche  Leute  bestächen, 
als  ob  sie  selbst  ein  geringeres  Verbrechen  begangen  hätten, 
weil  sie  ihr  Amt  nicht  mit  Geld,  sondern  mit  Gewalt  bekommen 
hatten.  Hier  sagt  man,  werde  die  Bestechung  der  Gewalt  bei 
den  Wahlumtrieben  entgegengesetzt;  folglich  beziehe  sich  das 
Licinische  Gesetz  auf  Bestechung  durch  Geld.  Dieser  Schluss 
ist  nicht  richtig:  man  beachtet  nicht  den  Unterschied,  der  zwi- 
schen Pompejus'  und  Crassus'  Bewerbung  und  der  anderer  Can- 
didaten  stattgefunden  hatte,  verwechselt  auch  die  theilweise  An- 
wendung des  Gesetzes  mit  seinem  Gesammtinhalte.  Pompejus 
und  Crassus  waren  Consuln  geworden  durch  die  Soldaten,  welche 
aus  Cäsars  Heer  zu  der  Wahlversammlung  nach  Rom  gekommen 
waren.*)  Von  Bestechung  war  bei  ihnen  nicht  die  Rede  ge- 
wesen: durch  militärische  Gewalt  hatten  sie  die  Wähler  theils 
eingeschfichtert,  theils  verdrängt  und  die  Mehrheit  der  Stimmen 
gewonnen.  Davon  sind  die  Genossenschaften  sehr  verschieden: 
auch  sie  können  Gewalt  anwenden,  aber  nicht  militärische,  und 
gewonnen  werden  sie  durch  Bestechung;  Geldgewinn  ist  ihr 
Zweck ,  Gewaltthat  nöthigen  Falls  ihr  Mittel.  Femer  Dio  sagt, 
die  Consuln  hätten  für  Wahlbestechungen  schärfere  Strafen  be- 
stimmt und  deutet  damit  auf  das  Licinische  Gesetz.  Hieraus 
darf  man  folgern,  dass  dieses  sich  auf  Wahlbestechungen  bezog, 
dass  es  sich  auf  sie  allein  beschränkte,  nicht:  Dio  hebt  die  auf- 
fallenden Gegensätze  in  dem  Verfahren  der  Consuln  hervor.  Sie 
hatten  das  Consulat  selber  auf  unrechtmässige  Weise  erlangt 
und  doch  gaben  sie  ein  Gesetz,  wodurch  gegen  solche,  welche 
bei  Wahlen  Bestechung  geübt,  die  schärfsten  Strafen  verhängt 
wurden:  sie  lebten  selbst  in  Ueppigkeit  und  Scbwelgerei  und 
wollten  dennoch  ein  Gesetz  gegen  Aufwand  geben.  Nimmt  man 
an,  Dio  habe  den  Gesammtinhalt  des  Licinischen  Gesetzes  an- 
geben wollen ,  so  muss  man  schliessen ,  dasselbe  habe  sich  auf 
ambitus  überhaupt  bezogen  und  für  jede  Art  desselben  die  schärf- 
sten Strafen  bestimmt :  dies  aber  ist  gegen  alle  Ueberlieferung. 
Weiter  führt  man  als  Beweis,  dass  das  Verbrechen  der  Ge- 


a)  Dio  Gass.  XXXIX,  31. 
IV.  24 
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nossenschaften   in  der  Bestechung  bei   Wahlen  bestände,  eine 
Stelle  aus  Ciceros  Rede  für  Plancius  an.    Dort  wird  der  Grund, 
weshalb  für  diese  Art  von  Process  allein  die  Geschworenen  nach 
den  Tribus  gewählt  und   verworfen  wurden,   erläutert  und  die 
Ansicht  des  Senates  darüber  erwähnt    Diese  ging  dahin*):  wer 
vermittelst  einer  Genossenschaft  eine  Tribus  bestäche,  der  müsse 
den  zu  der  betreffenden  Tribus  gehörigen  Leuten  am  meisten 
bekannt  sein.    Hieraus  folgt  wiederum,  dass  die  GenossenschafteD 
zur  Bestechung  bei  Wahlen  dienten,  aber  keinesweges,  dass  sie 
allein  dazu  dienten.    Jener  Grund  konnte  im  Senate  angefahrt 
werden ,  auch  wenn  die  Genossenschaften  nur  zum  Theil  jenen 
Zweck  hatten:  dies  genügte,  um  auch  für  andere  Fälle,  wo  sie 
verschiedenen  Zwecken  dienten,  ein  gleiches  Verfahren  einzu- 
setzen.    £ben   dies  gilt  von  einer  zweiten  Stelle  Ciceros  aus 
seiner  vor  Erlass  des  Licinischen  Gesetzes  gehaltenen  Rede  for 
M.  Caelius.     Dieser   war  wegen  Gewaltthat  angeklagt^);  aber 
man  warf  ihm  auch  cmMJbus^  sowie  „Genossen  und  Unterhändler' 
vor.    Cicero  antwortet,  er  könne  jener  Vorwürfe  eines  „unend- 
lichen ambittuT  nicht  schuldig  sein,  weil  er  selbst  einen  Ande- 
ren wegen  ambitua  angeklagt  hätte.  ^)    Es  gab  damals  noch  kein 
besonderes  Verbrechen  der  Genossenschaften;   dennoch  wird  es 
in  Verbindung  mit  dem   ambitue  erwähnt    Es  kann  also  mit 
demselben   in  Verbindung  stehen,   aber  es  braucht  nicht  darauf 
beschränkt  zu  sein:  es  handelt  sich  bei  Cicero  um  die  Anwen- 
dung, welche  Caelius  von  den  Genossenschaften  bei  einer  Wahl- 
versammlung gemacht  hatte. 

Alle  diese  Beweise  zeugen  nur  dafür,  dass.  das  „Verbrechen 
der  Genossenschaften''  mit  der  Bestechung  bei  Wahlen  zusammen- 


a)  Cic.  p.  Plane.  15,  87  Hoc  igitnr  seDsimns:  cmusconque  tribos  la^ 
gitor  esset  per  haue  consensioDem ,  quae  magis  honeste  quam  vere  sodali- 
tas  Dominaretar ,  quam  quisque  tribom  turpi  largitione  corromperet,  eam 
maxime  iis  homiDibus,  qui  eins  tribos  essent,  esse  notom. 

b)  S.  II,  1,  273  flgd. 

c)  Cic.  p.  Gael.  7,  16  Qaod  haud  scio  an  de  ambita  et  de  criminibas 
istis  sodalimn  ac  sequestrium,  quoniam  huc  incidi,  simiüter  respODdaidixm 
pntem.  Nonquam  enim  tarn  Caelius  amens  fuisset,  ut,  si  se  isto  infinito 
ambita  commacolasset^  ambitas  alterom  accosaret    YergL  32,  78. 
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hing;  dass  dasselbe  aber  an  sich  einen  weiteren  Umfang  hatte, 
dafür  spricht  erstlich  die  Trennung  der  Anklage  wegen  Genossen- 
schaften von  der  wegen  amMtus:  es  bestand  far  jede  ein  beson- 
derer Gerichtshof.  Nicht  nur  die  Geschworenen  wurden  bei  der 
einen  anders  erwählt  wie  bei  der  anderen,  sondern  auch  die 
Vorsitzenden  des  Gerichtes  waren  verschieden.  Wir  haben  Bei- 
spiele, dass  Jemand  wegen  ein  und  derselben  Bewerbung  zuerst 
wegen  ambitusy  sodann  wegen  Genossenschaften  belangt  wurde. 
Wären  die  letzteren  wirklich  nur  eine  Unterabtheilung  des  erste- 
ren  gewesen,  so  konnte  dies  Verhältniss  nicht  bestehen.  Der 
ambittia  ging  immer  auf  Bestechung :  man  kann  eine  unmittel- 
bare und  mittelbare  unterscheiden,  zu  jener  gehört  Vertheilen 
von  Geld  oder  Geschenken,  zu  dieser  Spiele  und  Gastmähler. 
Aber  Bestechung  bildete  immer  das  Wesen  des  ambüusy  schon 
von  dem  ersten  Galpumischen  Gesetze  an.  Wenn  jetzt  wiederum 
nur  eine  andere  Art  der  Bestechung  in  den  Kreis  der  Schwur- 
gerichte gezogen  werden  sollte,  so  war  es  natürlich,  dies  in  einem 
Gesetze  über  ambitua  zu  thun,  wobei  man  nach  der  Aehnlich- 
keit  anderer  Gesetze  selbst  die  Strafe  höher  als  bei  dem  gewöhn- 
lichen ambitus  festsetzen  konnte.  Cicero  trennt  das  Verbrechen 
der  Genossenschaften  bestimmt  von  dem  des  ambUus.  In  seiner 
Rede  für  Plancius  sagt  er*)  nach  Widerlegung  einiger  unbedeu- 
tenden und  nicht  zur  Sache  gehörigen  Beschuldigungen,  er  wolle 
jetzt  endlich  zur  Sache  kommen,  „in  welcher  der  Ankläger  un- 
ter dem  Namen  des  Liciuischen  Gesetzes  über  Genossenschaften 
alle  Gesetze  über  Wahlumtriebe  umfasst  habe.''  Der  Sinn  der 
Stelle  wird  von  den  Erklärern  richtig  angegeben:  der  Ankläger 
hatte  eigentlich  keinen  Grund,  nach  dem  Liciuischen  Gesetze 
anzuklagen;  er  wählte  es  nur,  um  alle  gesetzlichen  Härten, 
welche  bei  Wahlumtrieben  vorkommen  konnten,  in  Anwendung 
zu  bringen.  Hierin  liegt  ein  Zeugniss,  dass  das  Verbrechen  der 
Genossenschaften    bei    den   Wahlen    begangen   werden  konnte. 


a)  Cic.  p.  Plane.  15,  36  Sed  aliquando  veniamus  ad  causam ,  in  qua 
tu  nomine  legis  Liciniae,  quae  est  de  sodalicüs,  omnes  ambitus  leges  com- 
plezus  es. 
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Cicero  spricht*)  dann  über  die  von  dem  Angeklagten  einseitig 
aufgestellten  Geschworenen:  diese  seien  nur  billig  bei  einer  mit 
den  Tribus  zusammenhängenden  Sache  und  deshalb  habe  sie  der 
Senat  bei  allen  anderen  Processen  nicht  eingeführt,  auch  nicht 
beim  amhitus  selber.  Das  Verbrechen  der  Genossenschaften 
wird  also  den  übrigen  Verbrechen,  für  welche  es  besondere  Ge- 
richtshöfe gab,  gleichgestellt  und  nur  eine  Verwandtschaft  des- 
selben mit  dem  des  amhitus  angedeutet,  dennoch  aber  auch  von 
ihm  getrennt  Ebendies  thut  Cicero  an  einer  anderen  Stelle. 
Der  Ankläger,  sagt  er**),  bringe  nicht  Rechtes,  was  nachdem 
Licinischen  Gesetze  strafbar  wäre,  vor,  sondern  begnüge  sich 
mit  den  gewöhnlichen  Anschuldigungen  wegen  ambüus.  Die 
Verwandtschaft  zwischen  diesem  und  den  Genossenschaften  be- 
steht, dennoch  giebt  es  zwischen  beiden  einen  wesentlichen  Un- 
terschied. Wenn  also  Cicero  an  einer  dritten  Stelle  M.  Crassas, 
der  dies  Gesetz  über  sodalida  gegeben,  als  „Urheber  eben  die- 
ser Gesetze  über  ambüus''  bezeichnet®),  so  meint  er  nicht,  das 
Licinische  Gesetz  handele  im  eigentlichen  Sinne  über  ambitus, 
sondern  er  nimmt  ambüus  im  weiteren  Sinne  als  Wahlumtriebe, 
bei  denen  die  Genossenschaften  benutzt,  auf  die  sie  aber  nicht 
ausschliesslich  beschränkt  waren.  "^) 

Die  nächste  Verwandtschaft  hat  das  Verbrechen  der  Ge- 
nossenschaften mit  dem  der  Gewaltthat.  Die  Strafe  für  jenes 
war  eben  dieselbe,  welche  schon  lange  für  Gewaltthat  bestand 
und   war  mit  Rücksicht  hierauf  gewählt.    Bei  Paulus  **),  in  sei- 


a)  Gic.  p.  Plane.  1.  1.  Neque  eniiji  qaidquam  aliud  in  hac  lege  oi&i 
editicios  iudices  es  secutus:  quod  genus  iudiciorum  si  est  aeqaom  oUa 
in  re  nisi  in  hac  tribuaria ,  non  inteliigo ,  quam  ob  rem  senatns  hoc  ono 
in  genere  tribus  edi  voluerit  ab  accusatore  neque  eandem  editionem 
transtulerit  in  ceteras  causas,  de  ipso  denique  ambitu  reiection^n  fieri  vo- 
luerit iudicum  altemorum. 

b)  Gic.  p.  Plane.  19,  47  Itaque  baesitantem  te  in  hoc  sodalidoroffl 
tribuario  crimine  ad  communem  ambitus  causam  contulisti. 

c)  Gic.  p.  Plane.  20,  49  bai'um  ipsarum  legum  ambitus  auctor. 

d)  Paul.  V,  80  Ad  legem  luliam  ambitus.  Petitums  magistratom  ve! 
provinciae  sacerdotium  si  turbam  suf&agiorum  causa  condnxefit,  servos 
advocaverit,  aliamve  quam  multitudinem  conduxerit,  convictus  ut  vis  pnbli- 
cae  reus,  in  insulam  deportatur.  Vergl.  1,  2  Dig.  de  colleg.  (XLVU,  22,^ 
welche  Stelle  wir  später  anfuhren  werden. 
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nem  Titel  zum  Jalischen  Gesetze  über  Amtserschleichung,  heisst 
es:  „Wenn  Jemand  beim  Bewerben  um  ein  Amt  oder  ein  Prie- 
sterthum  der  Provinz  eine  Schaar  der  Stimmen  halber  gemiethet, 
Sclaven  herbeigerufen,  oder  irgend  eine  andere  Menge  zusammen- 
gebracht hat,  so  wird  er,  überfuhrt,  wie  ein  der  öffentlichen  Ge- 
walttbat  Schuldiger  auf  eine  Insel  verwiesen.'*  Dies  ist  der 
unter  den  Kaisern  gebliebene  Rest  des  Licinischen  Gesetzes  über 
Genossenschaften.  Kaiser  Augusts  Gesetz  über  Amtserschlei- 
chung war  durch  Veränderung  der  Wahlversammlungen  ausser 
Gebrauch  gekommen :  es  blieb  nur  eine  Geldstrafe  für  ungesetz- 
liche Bewerbung  um  Municipalümter.*)  In  diesem  Julischen 
Gesetze  selbst  hatte  sich  diese  Bestimmung  nicht  gefunden, 
sonst  würde  Paulus  eine  Andeutung  darüber  machen :  auch  war 
die  von  Augustus  für  Wahlumtriebe  der  Gandidaten  festgesetzte 
Strafe  viel  geringer.^)  Aber  auch  in  dem  Julischen  Gesetze 
über  öffentliche  Gewaltthat  stand  diese  Bestimmung  nicht  In 
den  Auszügen,  welche  die  Digesten  davon  geben,  wird  nichts 
derartiges  erwähnt,  und  Paulus  sagt  ausdrücklich,  der  Schuldige 
solle,  als  ob  er  wegen  öffentlicher  Gewaltthat  angeklagt  wäre, 
gestraft  werden.  Mithin  ist  es  eine  einzelne  Bestimmung,  zu 
der  das  Licinische  Gesetz  zusammengeschrumpft  war.  Denn 
Augustus  änderte  das  Verfahren  vor  Gericht,  die  Verhältnisse 
der  Genossenschaften,  die  Art  der  Wahl:  die  letztere  wurde  von 
seinen  Nachfolgern  noch  mehr  zum  blossen  Scheine  gemacht 
Dennoch  liegt  in  diesem  letzten  Reste  etwas  von  dem  Licini- 
schen Gesetze,  erstens  die  Begriffsbestimmung  des  Verbrechens, 
zweitens  die  Strafe. 

Jedem  consularischen  Gesetze  geht  ein  Senatsbeschluss  vor- 
her."^) Auch  Cicero  in  seiner  Rede  für  Plancius  erwähnt  öftiers 
die  Verhandlungen  des  Senates,  welche  dem  Licinischen  Gesetze 
vorangegangen  wären:  er  will  aus  ihnen  beweisen,  welche  Be- 
weggründe man  zu  dem  Gesetze  gehabt  hätte  und  wie  dessen 
Bestimmungen  aufgefasst  werden  müssten.    Er  erwähnt  sie  nur 


a)  Dig.  de  lege  lulia  ambitos  (XLVUI,  14). 

b)  Man  sehe  obra  bei  dem  Gaipumischen  Gesetze  S.  222. 

c)  S.  oben  S.  251  flgd 
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in  Bezug  auf  die  bei  diesem  Processe  eigenthümliche  Art  von 
Geschworenen*):  dies  können  also  nur  diejenigen  sein,  welche 
vor  dem  Erlasse  des  Pompejischen  Gesetzes  stattfanden.  Wäh- 
rend man  bei  den  übrigen  Processen  eine  gleiche  Auswahl  der 
Richter  für  den  einzelnen  Fall  bestimmte,  setzte  man  für  das 
Verbrechen  der  Genossenschaften  eine  besondere  Art  und  Weise 
fest,  welche  aber  erst  nach  dem  Pompejischen  Gesetze  möglich 
war.^)  Es  fehlt  also  noch  ein  weiterer  Senatsbeschluss ,  durch 
welchen  Grassus  überhaupt  veranlasst  wurde,  ein  Gesetz  gegen 
die  Genossenschaften  zu  geben.  Es  kann  nicht  derjenige  sein, 
den  Cicero  als  im  Monate  Februar  des  Jahres  55  v.  Chr.  gefasst 
erwähnt^);  denn  dieser  handelte  über  den  ambitus  und  scheint 
sich  auf  Anordnungen  bezogen  zu  haben,  durch  welche  die  Wahl 
von  Pompejus  und  Grassus  für  dieses  Jahr  ermöglicht  wurde. 
Wir  kennen  indessen  zufällig  noch  einen  Senatsbeschluss  vom 
Februar  des  vorhergehenden  Jahres  und  zwar  des  Inhaltes,  es 
sollten  die  Genossenschaften  und  die  in  Decurien  vertheilteu 
Personen  auseinandergehen  und  es  sollte  ein  Gesetz  über  sie 
gegeben  werden,  dergestalt,  dass  diejenigen,  welche  nicht  aus- 
einandergegangen wären,  in  diejenige  Strafe,  welche  für  Gewalt- 
that  bestände,  verfallen  sollten."^)  Dieser  Senatsbeschluss  kann 
nicht  derjenige  sein,  nach  welchem  die  Einzelheiten  des  Licini- 
sehen  Gesetzes  geregelt  wurden :  dies  konnte  erst  geschehen,  seit 
durch  Pompejus'  Gesetz  eine  neue  Anordnung  der  jährlichen 
Richterliste  eingeführt  war.  Wohl  aber  konnte  es  derjenige 
sein,  durch  welchen  Grassus  überhaupt  bewogen  wurde,  über 
Genossenschaften  ein  Gesetz  zu  erlassen.  Diese  Möglichkeit, 
welche  man  früher  annahm ,  hat  man  in  neuerer  Zeit  geläugnet 
Man  nahm  Anstoss  erstens  an  der  Länge  der  Zeit,  welche  zwi- 
schen diesem  Senatsbeschlusse  und  dem  Erlasse  des  LidnischeD 
Gesetzes   verstrichen  ist:  dabei   bedachte  man  nicht,  dass  die 


a)  Gic.  p.  Plane.  15,  36  und  37;  16,  39;  17,  41;  18,  44  und  45. 

b)  Vergleiche  oben  S.  357. 

c)  Cic.  ad  Q.  fr.  U,  9,  3. 

d)  Gic.  ad  Q.  fr.  II,  3,  5  Eodem  die  senatus  consultom  factam  est, 
ut  sodalitates  decuriatique  discederent  lezque  de  iis  ferretur,  at,  qoi  noo 
discessissent,  ea  poena,  quae  est  de  vi.  tenerentur. 
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Hälft«  des  Jahres  56  v.  Chr.  und  der  Anfang  des  folgenden  von 
den  erbittertsten  Kämpfen  um  die  Gonsolwahlen  eingenommen 
worden,  wobei  keine  Zeit  für  Gesetzgebung  blieb  and  der  Wi- 
derstand der  dem  Gesetze  abgeneigten  Volksmassen  nicht  über- 
wanden werden  konnte.  Dies  gelang  erst  Gonsaln  von  solchem 
Einflösse,  wie  ihn  Pompejns  and  Crassas  b^sassen.  Zweitens 
sagte  man,  der  Inhalt  des  Senatsbescblusses  and  des  Gesetzes 
sei  verschieden  gewesen :  jener  habe  sich  auf  die  politischen  Ge- 
nossenschaften und  aaf  deren  Auflösang  bezogen,  dieses  auf  den 
ambUu8  and  die  Bewerber  allein.  Wir  werden  erweisen,  dass 
weder  der  Senatsbeschlass  noch  das  Gesetz  sich  auf  jenen  ver- 
meintlichen Inhalt  beschränkte,  sondern  dass  beide  Berührangs- 
pankte  hatten  und  mit  einander  in  Verbindung  zu  setzen  sind.^^^) 
So  viel  ergiebt  sich  schon  jetzt,  dass  der  Senatsbescbluss  eben 
dieselbe  Strafe  verbängte,  wie  sie  Paulus  bei  denen,  welche  sich 
vermittelst  Genossenschaften  bewarben,  vorschreibt  Selbst  die 
Art  und  Weise,  wie  sie  verhängt  wird,  ist  eine  gleiche:  Paulus 
sagt,  der  Schuldige  solle  wie  ein  wegen  Gewaltthat  Verurtheilter 
gestraft  werden;  der  Senat  beschloss,  nicht  dass  die  Schuldigen 
wegen  Gewaltthat  vor  Gericht  gestellt  werden,  sondern  diejenige 
Strafe  leiden  sollten,  welche  für  Gewaltthat  bestimmt  wäre. 
Beide  Male  wird  das  Verbrechen  von  dem  der  Gewaltthat  ge- 
trennt, die  Strafe  aber  von  gleicher  Höhe  festgesetzt  Femer 
der  Senatsbescbluss  handelt  über  „Genossenschaften ''  und  „in 
Decurien  abgetheilte  Mitglieder'':  eben  diese  Ausdrücke  finden 
sich  in  dem  Verbote  des  Licinischen  Gesetzes.  Dies  führt  zu 
der  Vermuthung,  dass  Senatsbescbluss,  Gesetz  und  Paulus'  Vor- 
schrift Aeusserungen  ein  und  derselben  gesetzgeberischen  Mass- 
regel sind.  Zur  Gewissheit  wird  sich  diese  Vermuthung  führen 
lassen,  wenn  wir  nach  den  Andeutungen  Ciceros  in  seiner  Rede 
für  Plancius  den  Inhalt  des  Licinischen  Gesetzes  als  gleichlautend 
mit  dem  sowohl  des  Senatsbeschlusses  als  auch  der  Vorschrift 
bei  Paulus  erweisen. 

Cicero  spricht  in  seiner  Rede  über  das  eigentliche  Ver- 
brechen, um  das  es  sich  nach  dem  Licinischen  Gesetze  handelte, 
nur  wenig:  er  thut  dies  bekanntlich,  sei  es  aus  anderer  Absicht, 
sei  es  weil  er  die  allgemeine  Vertheidigung  übernommen  hatte, 
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häufig.  Er  sagt  zuerst,  Niemand  von  den  Richtern  wurde  glau- 
ben, Plancius  sei  Mittelsperson  (Sequester)  gewesen:  dagegen, 
dass  er  beliebt  und  einflussreich  gewesen  sei,  würden  Alle  gern 
hören,  auch  er  selbst  eingestehen*),  ohne  damit  den  Verdacht 
zu  gewähren,  als  habe  Plancius  auch  nur  gegen  die  Gesetze  über 
Wablumtriebe  gefehlt  Im  Licinischen  Gesetze  stand  also,  der 
Candidat  dürfe  nicht  Mittelsperson  sein.  So  heisst  in  der  Rö- 
mischen Gerichtssprache  derjenige,  bei  welchem  die  streitige 
Sache  bis  zur  Entscheidung  niedergelegt  wird,  d.  h.  also  bei 
Wahlbestechungen  derjenige,  bei  welchem  das  zur  Bestecbong 
versprochene  Geld  bis  zur  Vollziehung  der  Wahlen  niedergelegt 
wird.  Der  Candidat  selbst  muss  bei  dem  Verbrechen  der  Ge- 
nossenschaften diese  Mittelsperson  sein,  und  deshalb  behauptete 
der  Ankläger,  Plancius  sei  von  der  Teretiniscben  Tribus,  zu 
welcher  er  selbst  gehörte,  der  Verkäufer,  Bestecher,  Mittelsper- 
son gewesen^),  d.  h.  er  habe  bei  sich  das  für  die  Stimmen  der 
Tribus  bestimmte  Geld  niedergelegt,  sie  dadurch  bestochen,  sie 
dann  an  seinen  Mitbewerber  verkauft.  Dagegen  bei  dem  ge- 
wöhnlichen ambitas  hatte  man  andere  Mittelspersonen,  weshalb 
Cicero,  wo  er  von  diesem  spricht,  den  Ankläger  anfFordert  an- 
zugeben, durch  welche  Mittelsperson,  durch  welchen  Vertheiler 
er  jede  Tribus  bestochen  habe.^)  Mithin  war  es  eine  wesent- 
liche Bedingung  für  das  Verbrechen  der  Genossenschaften,  dass 
der  Candidat  persönlich  mit  den  Tribus  in  Verbindung  getreten 
war ;  wer  sich  einer  anderen  Mittelsperson  bedient  hatte,  konnte 
nur  wegen  gewöhnlichen  ambüus  belangt  werden. 

Also  dass  Plancius  Einfluss  gehabt  und  ausgeübt  hat,  ge- 
steht Cicero  ein.    Aber  die  Abtheilung  der  Tribusgenossen  in 


a)  Cic  p.  Plane.  18,  44  Etenim  qois  te  tum  audiret  illomm  aat  quid 
diceres?  Sequestrenme  Plancium?  Respuerent  aores,  nemo  agnosceret,  re> 
pudiarent.  An  gratiosom?  Uli  libenter  audirent,  nos  non  timide  confite- 
remur. 

b)  Cic.  p.  Plane.  16,  38  Goins  tu  tribus  venditorem  et  corruptorem  et 
sequestrem  Plancium  faisse  clamitas,  eam  tribom  profecto  —  edere  de- 
buisti. 

c)  Cic.  p.  Plane.  19,  48  Quam  tibi  commodum  est,  tribom  onam  de- 
lige:  tu  doce  id  quod  debes,  per  quem  sequestrem,  quo  divisore  cor- 
rupta  Bit. 
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Decarien,  sagt  er,  die  Vertheilung  des  Volkes,  die  Fesselung 
der  Stimmen  durch  Geld  haben  die  Strenge  des  Senates  und 
den  Zorn  aller  Wohlgesinnten  aufgeregt.*)  Von  diesen  drei 
Ausdrücken  ist  der  letzte  rhetorisch:  er  stand  gewiss  nicht  im 
Gesetze.  Der  zweite  stand  vielleicht,  der  erste  gewiss  darin. 
Denn  Cicero  fahrt  fort,  der  Ankläger  solle  beweisen,  dass  Plan- 
cius  Abtheilnngen  von  Decurien  gebildet,  Leute  gesammelt  habe, 
Mittelsperson  gewesen  sei,  Geld  verheissen,  vertheilt  habe.  Auch 
hier  kam  es  zur  Feststellung  der  Schuld  nach  dem  Liciuischen 
Gesetze  darauf  an ,  zu  beweisen ,  dass  Plancius  alles  dieses  per- 
sönlich gethan  habe.  Von  den  Mittelspersonen  haben  wir  dies 
gezeigt,  von  dem  Vertheilen  von  Geld  ergiebt  es  sich  aus  der 
angeführten  Stelle  Ciceros  eben£alls:  man  wird  es  also  bei  dem 
Eintheilen  in  Decurien,  dem  Sammeln  von  Leuten,  dem  Ver- 
sprechen von  Geld  als  wesentlich  annehmen  müssen.  Wie  es 
nicht  zum  Verbrechen  der  Genossenschaften  gehörte,  andere  Mit- 
telspersonen und  andere  Geldvertheiler  zu  benutzen,  so  verbot 
das  Licinische  Gesetz  auch  nicht  das  Benutzen  der  schon  beste- 
henden Decurien  und  Abtheilungen,  sondern  das  Bilden  neuer. 
Noch  deutlicher  lässt  sich  dies  aus  demjenigen  folgern ,  was  Ci- 
cero unmittelbar  weiter  sagt  Er  giebt  zu^),  Plancius  sei  selbst 
einflussreich  gewesen,  habe  auch  viele  einflussreiche  Anhänger 
gehabt;  diese  dürfe  man  jedoch  nicht GQuo8aen(8odales)  nennen, 
sonst  beflecke  mau  dienstbeflissene  Freunde  mit  verbrecherischem 
Namen.  Also  der  Ausdruck  „Genossen"'  kam  in  dem  Liciui- 
schen Gesetze  vor:  wer  sie  hatte  oder  sich  verschaffte,  wurde 
für  schuldig  erklärt.  Cicero  erläutert  dies  noch  genauer.  Plan- 
cius, sagt  er,  sei  einflussreich  und  habe  viele  Freunde,  weil  er 
Vielen  Wohlthaten  erzeigt,  für  Viele  Bürgschaft  übernommen. 


a)  Cic  p.  Plane.  18,  45  Decariatio  tribulium,  descriptio  populi,  suffra- 
gia  largitioDe  devincta  severitatem  senatus  et  bonorum  omnium  iram  ac 
dolorem  excitaront.  Haec  doce,  haec  profer,  huc  incumbe,  Laterensis, 
decuriasse  Plancium,  conscripsisse ,  seqüestrem  fuisse,  pronmitiasse,  di- 
visisse. 

b)  Gic.  p.  Plane.  19, 46  Ego  Planeium,  Laterensis,  et  ipsum  gratiosum 
esse  dico  et  babuisse  in  petitione  multos  cupidos  soi  gratiosos,  quos  tu  si 
Bodales  vocas,  offieiosam  amicitiam  nomine  inqpiinas  criminoso. 
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Vielen  Arbeit  verschafft  habe.  Aber  alles  dies  werde  im  Ge- 
setze Dicht  verboten.  Der  Ankläger  müsse  beweisen,  dass  er 
Geschenke  gemacht,  Leute  gesammelt,  die  Tribasgenosseo  in 
Decurien  abgetheilt  habe.")  Den  gesetzlich  erlaubten  Mitteln, 
durch  welche  man  sich  Freunde  verschafft,  werden  hier  die  in 
dem  Licinischen  Gesetze  verbotenen  entgegengestellt:  sie  beste- 
hen darin,  dass  man  bei  sich  Geld  niederlegt,  dass  man,  wie  es 
an  der  früher  erläuterten  Stelle  heisst,  verheisst,  oder  darin, 
dass  man  Schenkungen  macht  oder  Geld  vertheilt.  Femer  den 
Freunden,  welche  man  formlos  um  sich  schaart,  werden  ent- 
gegengesetzt die  Leute,  welche  man  um  sich  sammelt,  indem 
man  sie  zu  besonderen  Zwecken  in  Decurien  abtheilt  Zu  be- 
merken ist  hierbei  der  Ausdruck  „die  Tribusgenossen  in  Decu- 
rien abtheilen",  der  auch  schon  an  einer  früheren  Stelle^)  vor- 
kommt. Da  Cicero  an  den  früheren  Stellen  nur  allgemein  von 
den  Abtheilungen  der  Decurien  spricht,  kann  dies  hier  nicht 
den  Sinn  haben,  dass  Plancius  die  Mitglieder  seiner  eigenen 
Tribus  in  Decurien  abgetheilt  haben  sollte,  sondern  nur  den  all- 
gemeinen, es  sei  verboten,  die  Mitglieder  ein  und  derselben  Tri- 
bus in  Decurien  zu  theilen.  Es  muss  wesentlich  und  in  dem 
Gesetze  selbst  ausgesprochen  gewesen  sein,  diese  bestimmte  Ait 
von  Decurien,  welche  innerhalb  der  Tribus  gebildet  wurden, 
sollte  verboten  sein. 

Dies  ist  nicht  ohne  Bedeutung.  Auch  an  anderen  Stelleo 
erwähnt  Cicero*')  die  Verbindung  der  „Genossenschaften"  mit 
den  Tribus.  Denn  diese  Eintheilung  des  Volkes  wird  bei  allen 
Wahlversammlungen  allein  als  massgebend  erwähnt  Die  Can- 
didaten  richteten  ihre  herkömmlichen  Bitten  an  das  Volk  tribus- 
weise ,  sowohl  bei  der  Bewerbung  um  die  Aedilität  wie  bei  der 
um   das  Consulat''),   und  die  Kaiser   richteten   ihre  amtUchen 


a)  Gic.  19,  47  doce  sequestrem  ftiisse,  largitam  esse,  conacripsisse»  tri- 
bules  decuriavisse. 

b)  Gic.  p.  Plane.  18,  45  an  der  S.  377  angefahrten  Stelle. 

c)  Gic.  p.  Plane.  15,  36  in  hac  re  tribuaria;   ibid.  19,  47  tribuarinm 
crimen  sodaliciorum. 

d)  Gic.  p.  Plane.  10,  24;  p.  Mil.  9,  26. 


Verbote  des  Licinischen  Gesetzes.  379 

Eropfehlangsschreiben  an  die  Tribas.^  Spiele  und  andere  Ge- 
schenke an  das  Volk  wurden  tribusweise  gegeben^),  Geld  zur 
Bestechnng  tribusweise  versprochen  und  ausgezahlt«") :  kurz  die 
Tribus  ist  diejenige  Abtheilung  des  Volkes,  welche  bei  den  ge- 
setzlichen und  ungesetzlichen  Bemühungen  der  Gandidaten  um 
die  Volksgunst  allein  zur  Geltung  kommt.^^^)  Daraus  erklärt 
sich,  weshalb  das  Gesetz  die  £intheilung  der  Mitglieder  einer 
Tribus  in  Genossenschaften  verbieten  konnte.  Bestanden  diese 
aus  Mitgliedern  verschiedener  Tribus,  so  konnten  sie  keinen  po- 
litischen unmittelbaren  Einfluss  ausüben,  waren  ungefährlich  und 
gestattet;  dagegen  sobald  in  ein  und  derselben  Tribus  Mitglieder 
in  nicht  amtliche  Abtheilungen  vereinigt  wurden,  entstand  ein 
von  dem  Gesetze  verbotener  Einfluss.  Fassen  wir  das  aus  der 
Erklärung  der  Ciceronischen  Stellen  gewonnene  Ergebniss  zu- 
sammen, so  war  in  dem  Licinischen  Gesetze  verboten  das  Zu- 
sammenbringen von  „Genossen^'  (sodalea) ,  welches  geschab,  in- 
dem man  in  den  einzelnen  Tribus  Menschen  sammelte  und 
verzeichnete  (conacribere)  y  dann  die  gesammelten  in  Abtheilun- 
gen von  ungefähr  je  zehn  vertheilte  (decuriare)  und  auf  diese 
Weise  das  gesammte  Volk  eintheilte  (populum  deacribere).  Als 
Mittel,  wodurch  man  die  Genossen  sammelte,  wird  genannt  das 
Niederlegen  von  Geld,  das  nach  dem  Ausfalle  der  Wahl  bezahlt 
wird  (sequsstrem  essej^  das  Versprechen  desselben  (pranuntiare)^ 
das  Vertheilen  desselben  (diindere).  Aber  dass  dies  das  einzige 
Mittel  war,  wird  nicht  angedeutet  noch  ist  es  an  sich  wahrschein- 
lich. Es  lassen  sich  auch  andere  Mittel  denken,  durch  welche 
Genossenschaften  gebildet  wurden:  Bestechung  war  nur  das  häu- 
figste und  erfolgreichste.  Als  charakteristisches  Merkmal  einer 
Genossenschaft  erscheint  die  Zusammengehörigkeit  zu  ein  und 
derselben  Tribus,  als  Zweck  Einwirkung  bei  den  Wahlen.  Aber 
dass  dies  der  einzige  Zweck  war,  folgt  daraus  nicht,  in  der 
Rede  ftir  Plancius,  der  wegen  seiner  Wahl  zum  Aedil  angeklagt 
war,  hatte  Cicero  nur  zur  Erwähnung  dieses  einen  Zweckes  Ver- 


a)  Säet  Caes.  41. 

b)  Cic.  p.  Mut.  32, 67 ;  34,  72.    Q.  Cic.  de  pet  cos.  11.    Vergl.  S.  255. 

c)  Vergl.  obeo  S.  266. 
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anlassung;  aber  es  lässt  sich  denken,  dass  solche  Genossen- 
schaft von  gleich  mächtigem  £inflasse  beim  Durchbringen  von 
Gesetzen,  bei  allen  möglichen  politischen  Verhandlungen  war. 

Als  Strafe  nach  dem  Licinischen  Gesetze  wird  von  Cicero*) 
Verbannung  genannt.  Man  zweifelt,  ob  darunter  ewige  Verban- 
nung oder  ähnlich,  wie  bei  dem  Tullischen  Gesetze  über  Wahl- 
umtriebe**), nur  auf  zehn  Jahre  zu  verstehen  ist."®)  Man  darf 
nur  an  jene  denken.  Abgesehen  von  den  Gründen,  welche  wir 
später  dafür  anführen  werden ,  spricht  Cicero  es  vielfach  aas, 
das  Verbrechen  der  Genossenschaften  wäre  schwerer  als  das  der 
Wahlumtriebe  und  gerade  seiner  Gefährlichkeit  halber  war  für 
dasselbe  die  strengste  Form  des  Gerichtsverfahrens  angenommen 
worden.  Im  Verlaufe  seiner  Rede  stellt  Cicero  die  Güter,  welche 
bei  dem  Ausgange  des  Processes  von  Seiten  des  Anklägers  und 
des  Angeklagten  auf  dem  Spiele  ständen,  einander  gegenüber: 
bei  Jenem,  sagt  er,  handele  es  sich  um  Ruf,  Anerkennung, 
Aedilität,  bei  Diesem  um  Rettung,  Vaterland,  Vermögen.'')  So 
konnte  er  sich  nicht  ausdrücken,  wenn  nicht  die  Strafe  wirklich 
in  immerwährender  Verbannung  bestand.  Aber  ausserdem  kam, 
wie  der  Ausdruck  „Vermögen'^  beweist,  eine  Geldstrafe  hinzu, 
die  in  der  litis  aestimatio  nach  der  Grösse  der  aufgewendeten 
Bestechung  bemessen  wurde.  Die  Strafe  war  härter  als  die- 
jenige, welche  auf  dem  Verbrechen  des  blossen  ambiitis  stand. 

Der  Scholiast  Ciceros,  welchen  wir  zur  Rede  für  Plancios 
besitzen,  macht  eine  Bemerkung  über  den  Inhalt  des  Licinischen 
Gesetzes ''):  es  hätte  eine  Untersuchung  gegen  diejenigen  Candi- 
daten  verordnet,  welche  sich  Genossen  verschafft  hätten,  haapt- 


a)  Gic.  p.  Plane.  3,  8  Tum  enim  magistratum  non  gerebat  is,  qoi 
ceperat,  si  patres  auctores  non  erant  facti,  nunc  postolatur  a  nobis,  ut  eius 
ezilio,  qoi  creatos  sit,  iudiciom  populi  Romani  reprehendatis. 

b)  S.  oben  S.  257. 

c)  Cic.  p.  Plane.  33,  79  Agitur  Stadium  tuum  vel  etiam,  si  vis,  existi- 
matio,  laus,  aedilitas;  at  Gn.  Plancii  salus,  patria,  fortuoae. 

d)  Schol.  Bob.  p.  253  M.  Liciuius  Grassus  —  in  consulata  sao  perta- 
lit,  ut  severissime  quaereretur  iu  eos  candidatos,  qui  sibi  coaciliassoDt 
(sodales)  ea  potissimum  de  causa,  ut  per  illos  pecuniam  tribolibos  disper- 
tireot  ac  sibi  mutuo  eadem  sufiragationis  emptae  praesidia  communi- 
carent. 
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Sächlich  ans  dem  Grunde,  nm  durch  sie  Geld  an  die  Tribusge- 
Dossen  zu  vertheilen  und  sich  gegenseitig  eben  dieselben  Hülfs- 
mittel  einer  erkauften  Unterstützung  bei  den  Wahlen  mitzutheilen. 
Mag  man  diese  Angabe,  bei  welcher  überdem  der  Ausdruck  selbst 
mangelhaft  ist  und  einer  Ergänzung  bedarf,  auiFassen,  wie  man 
will,  immer  kommt  man  auf  einen  verkehrten  Sinn.  Erstlich 
gegen  die  Candidaten,  sagt  der  Scholiast,  habe  Crassus  eine 
Untersuchung  angeordnet.  Dass  diese  von  dem  Licinischen  Ge- 
setze betroffen  wurden ,  erhellt  auf  das  Offenbarste  aus  Giceros 
Rede:  Plancius  war  wegen  Genossenschaften  angeklagt,  wegen 
dessen,  was  er  als  Candidat  gethan  hatte.  Aber^der  Scholiast 
scheint  zu  meinen,  die  Candidaten  allein  hätten  nach  dem  Lici- 
nischen Gesetze  angeklagt  werden  dürfen,  und  dies  ist  unwahr- 
scheinlich. In  dem  letzten  Gesetze  über  Wahlumtriebe  wurden 
nicht  nur  die  Bewerber,  sondern  auch  die  Helfershelfer  aus  der 
Plebs  für  strafbar  erklärt.*)  Hatte  die  Gesetzgebung  nach  lan- 
gem Streite  und  nach  hartnäckigem  Widerstände  der  Plebs  ein- 
mal den  Grundsatz  angenommen ,  dass  nicht  nur  die  Bewerber, 
sondern  auch  deren  Werkzeuge  straffällig  seien,  so  war  es  nicht 
folgerichtig,  bei  einem  Gesetze  über  Genossenschaften  die  Can- 
didaten wiederum  allein  verantwortlich  zu  machen.  Zweitens 
der  Hauptzweck  bei  Bildung  der  Genossenschaften  soll  nach  dem 
Scholiasten  sein,  durch  sie  die  Tribusgenossen  zu  bestechen. 
Aber  dies  war  auch  der  Zweck  des  gewöhnlichen  Verbrechens 
des  amhitua  gewesen.  Er  war  schon  seit  lange  nicht  durch  die 
Candidaten  selbst,  sondern  durch  die  sogenannten  Vertheiler 
(divisorea)  und  Mittelspersonen  (sequeetres)  geübt  werden:  das 
waren  Leute,  welche  mit  einander  in  handwerksmässiger  Ver- 
bindung standen.  Darnach  ergiebt  sich  kein  Unterschied  zwi- 
schen dem  ambüus  und  den  Genossenschaften.  Drittens  endlich 
soll  der  zweite  Hauptzweck  der  Genossenschaften  der  gewesen 
sein,  dass  die  Candidaten  sich  gegenseitig  mit  ihren  erkauften 
Stimmen  unterstützten.  Auch  dies  ist  unrichtig.  Es  ist  das 
sogenannte  Zusammentreten  (cotüo)  der  Candidaten,  wenn  zwei 
oder  mehrere  sich  verbanden,  um  sich  gegenseitig  ihre  Stimmen 


a)  S.  oben  S.  225. 
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abzutreten.^^^)  Mag  man  die  Nachricht  des  Scholiasten  wenden, 
wie  man  will,  man  wird  ans  ihr  keine  Aufklärung  über  das 
Verbrechen  der  Genossenschaften  gewinni^n:  sie  scheint  aus  den 
nur  halb  verstandenen  Worten  Ciceros  selbst  genommen  zu  sein: 
auch  die  Einleitung  zur  Rede,  welche  der  Scholiast  giebt,  ent- 
hält keine,  nicht  von  Cicero  selbst  gegebene  Nachricht 

Schon  in  alter  Zeit  hören  wir  in  Rom  von  Verbindungen, 
welche  sich  behufs  der  Wahlen  bildeten:  dies  war,  je  mehr  das 
Volk  sich  seiner  Macht  bewusst  wurde,  desto  häufiger.  Aber 
die  Regierung  schritt  dagegen  ein.  Man  nannte  es  Verschwö- 
rungen und  betrachtete  diese  als  staatsgefährlicb.  Im  Jahre 
314  V.  Chr.  kam  es  zur  Kunde  des  Senates,  dass  solche  Ver- 
schwörungen sich  in  Capua  gebildet  hätten ,  und  der  Senat  er- 
nannte zur  Untersuchung  derselben  den  Dictator  C.  Maenius. 
Dieser  unterdrückte  alsbald  die  politischen  Verbindungen  in 
Capua,  dehnte  aber  seine  Macht  auch  auf  Rom  aus,  indem  er 
erklärte,  alle  irgendwo  gefährlichen  Verbindungen  und  Verschwö- 
rungen seien  ihm  zur  Untersuchung  übertragen  und  auch  Ver- 
bindungen zur  Erlangung  von  Ehrenstellen  seien  staatsgefährlich. 
Dagegen  erhoben  sich  die  Adligen:  das  sei  nur  eine  Beschuldi- 
gung passend  für  Emporkömmlinge ,  nicht  für  sie ,  die  sie  zum 
Bekleiden  der  Ehrenstellen  berufen  wären.*)  Sie  setzten  ihre 
Ansicht  durch,  der  Dictator  legte  sein  Amt  nieder  und  es  wurde 
fortan  stillschweigend  anerkannt,  dass  Verbindungen  der  Vor- 
nehmen, um  dem  Einen  ein  Amt  zu  verschaffen,  den  Anderen 
davon  auszuschliessen ,  erlaubt  wären.  Ein  aristocratischer 
Staat,  wie  der  Römische,  konnte  solcher  Parteien  und  Coterien 
innerhalb  des  regierenden  Standes  nicht  entbehren.  Wir  hören 
von  ihnen  in  der  letzten  Zeit  der  Republik  bald  unter  diesem, 
bald  unter  jenem  Namen.  Q.  Cicero  schreibt  an  seinen  Bru- 
der^) :  „In  den  letzten  zwei  Jahren  hast  du  dir  vier  Genossen- 
schaften von  Leuten ,  welche  für  den  Ehrgeiz  sehr  einflossreicli 


a)  Liv.  IX,  26.     Vei^l.  Bd.  I,  2,  19  und  oben  S.  218. 

b)  Q.  Gic.  de  pei  cos.  5,  19  Hoc  biennio  quattuor  sodalitates  bomi- 
Dum  ad  ambitionem  gratiosissimoram  tibi  obligasti,  M.  Fundanii,  Q.  Gallü. 
C.  Cornelii,  C.  Orchivii. 
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sind,  verbnDden,  die  des  M.  Fandanins,  des  Q.  Gallius,  G.  Cor- 
nelias, G.  Orchivius.'^   Er  nennt  sie  Genossenschaften,  aber  ohne 
mit  diesem  Worte  den  schlimmen  Sinn  za  verbinden,   welchen 
es    später   durch  das  Licinische  Gesetz  erhielt.     Wenn  Cicero 
im  Jahre  54  v.  Chr.  von  drei  Parteien  (facüones)  spricht*) ,  so 
meint  er  damit  weder  eine  eigentlich  so  zn  nennende  politische 
Partei,  noch  eine  länger  dauernde  Verbindung,  sondern  eine  für 
einen  bestimmten  Zweck  zusammen  getretene  Gesellschaft  von 
Vornehmen,   deren  Leitung  einer  hatte.    Pompejus,   Cäsar  und 
Crassus  bildeten  das  uneigentlich  so  genannte  Triumvirat:  sie 
schlössen  einen  schriftlichen  Vertrag  und  bekräftigten  denselben 
durch  gegenseitige  Eide:  darauf,  sagt  Dio^),  handelten  auch  ihre 
Freundeskreise    einträchtig  zusammen.     Jeder   derselben   hatte 
also  einen  Anhang  von  Freunden,  Cicero  konnte  ihn  sehr  gut 
„Genossenschaft"'  (aodalüaa)  nennen,  aber  dies  war  verschieden 
von  den  gesetzlich  verbotenen  Vereinen.     Kein  Gesetz   konnte 
dergleichen  Verbindungen    von  Freunden    verbieten,    sie  lagen 
von   Anfang   an   in   den   Römischen    Sitten,    welche   seit   den 
ältesten  Zeiten  das  Verhältniss  von  piUroni  und  clierUes  kannten 
und  dasselbe  mit  einigen  Veränderungen  stets  beibehalten  haben. 
Auch  andere,  politische  Vereine   bildeten  sich  gegen  Ende 
der  Republik.    Früher  hatte  die  Macht  der  Beamten  gegen  die- 
selben  ausgereicht,   auch  Sullas    strenge  Verfassung  sie  unter- 
drückt   Als  aber  seit  Aufhebung  derselben  der  politische  Hader 
von  Neuem  erwachte,  hören  wir  plötzlich   von  CoUegien,  wie 
nian  sie  nannte,  d.  h.  von  Vereinen  ärmerer  Leute,  welche  eine 
bestimmte  Organisation  annahmen  und  politische  Zwecke  ver- 
folgten.   Im  Jahre  68  v.  Chr.  wurden  sie  durch   einen  Senats- 
beschluss  aufgehoben  und  nur  wenige,  seit  Alters  hergebrachte 
und    bestimmte   nützliche  Zwecke   verfolgende,   beibehalten.^^^) 
Dies   beschränkte   die   Mittel    zur   politischen  Aufregung;  aber 
P.  Clodius  in  seinem  Tribunate  stellte  durch  ein  Gesetz  das  un- 


a)  Cic.  ad  Q.  fr.  III,  1,  6,  15  Gabiniom  tres  adhuc  factiones  posta- 
laot,  L.  Lentolas,  flaminis  filius,  qui  iam  de  maiestate  postulavit,  Ti.  Nero 
cam  bonis  sabscriptoribas,  G.  Memmios  tribunus  pl.  cum  L.  Gapitone. 

b)  Bio  GasB.  XXXVII,  57  ou(i.^povT]odvTuiv    hk  ixe(vci>v  xal  Td  iTaiptxd 
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beschränkte  Vereiosrecht  wieder  her*):  es  durfte  seitdem  auch 
nicht  willkürlich  durch  Massregeln  der  Beamten  beeinträchtigt 
werden.  Es  folgte  ein  ausserordentlich  reges  politisches  Trei- 
ben, an  welchem  selbst  die  untersten  Schichten  der  Bevölkerung 
Antheil  nahmen.  Clodius  bediente  sich  desselben,  um  Unruhen 
zu  erregen  und  Gewaltthaten  aller  Art  zu  verüben:  erst  seit 
dieser  Zeit  hören  wir  von  staatsgefährlichen  politischen  Vereinen. 
Cicero  erzählt^),  Clodius  habe  während  seines  Tribuuates,  das 
Gesetz  über  die  Freiheit  der  sogenannten  Gollegien  missbrauchend, 
Aushebungen  unter  den  Sclaven  veranstaltet,  districtweise  Leute 
gesammelt  und  verzeichnet,  dann  in  Decurien  eingetheilt  und  zu 
Gewaltthätigkeiten,  zu  Mord  und  Plünderung  aufgeregt:  er  sagt, 
Clodius  habe  Heere  von  verderbten  Leuten  in  Decurien  und  an- 
deren Abtheilungen  geordnet  gehabt®);  er  hebt  es  als  besonders 
verderblich  hervor,  dass  nicht  nur  freie  Leute,  sondern  auch 
Sclaven,  welche  keinen  Theil  am  Staate  haben  sollten,  in  die- 
sen Vereinen  waren '^),  ja  er  deutet  an,  dass  sie  hauptsächlich 
aus  ihnen  bestanden.  Clodius'  Gesetz,  welches  die  coüegia  aUer 
Art  gestattete ,  hatte  zu  diesem  offenbaren  Unfuge  Anlass  gege- 
ben: jeden  politischen  Verein  nannte  man  ein  coüegium.  Nach 
Clodius'  Tribunat  mag  dieses  unruhige  Treiben  der  politischen 
Vereine  nachgelassen  haben,  zumal  da  überhaupt  ein  Umschwung 
in  der  öffentlichen  Meinung  stattfand;  dennoch  bestanden  die 
Vereine  fort  und  warteten  nur  auf  neue  Gelegenheit  zum  Her- 
vortreten.   Deshalb  fasste  der  Senat  im  Jahre  56,  zwei  Jahre 


a)  Abcod.  in  Pis.  p.  8;  Die  XXXVIII,  13. 

b)  Cic.  p.  Sest.  11,  34  Isdemque  consalibus  inspectautibus  servorum 
delectus  habebatur  pro  tribunali  Aurelio  nomine  collegiorum,  com  vicatim 
homines  conscriberentur,  ad  vim,  ad  manus,  ad  caedem,  ad  direptionem 
incitarentor ;  ibid.  25,  55. 

c)  Gic.  de  dorn.  5,  13  cum  desperatis  ducibus  decuriatos  ac  descriptoä 
haberes  exercitus  perditonim. 

d)  Gic.  de  dom.  21,  54  Gum  in  tribunali  Aurelio  conscribebas  palan 
non  modo  liberos,  sed  etiam  servos  ex  omnibus  vicis  concitatos,  viin  tum 
videlicet  non  parabas?  post  red.  in  sen.  13,  33  servos  simulatione  coUe- 
gioram  nominatim  esse  conscriptos;  in  Pis.  5,  11  Pro  Aurelio  tribonaK  — 
dilectus  servorom  habebatur;  ibid.  10,23  cum  servorum  dilectus  baberetor 
in  foro. 
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nach  der  Anerkennung  des  anbeschränkten  Vereinsrechtes ,  den 
von  uns  schon  erwähnten*)  Beschluss,  die  „Genossenschaften 
und  in  Decurien  abgetheilten  Vereine"  sollten  sich  auflösen. 
Clodins'  Gesetz  hatte  alle  coüeffia  gestattet,  der  Senat  hob  die 
Genossenschaften  auf;  Clodius  hatte,  wie  Cicero  sagt,  die  Er- 
laubniss,  Collegien  zu  stiften,  gemissbraucht,  der  Senat  wollte 
diesen  Missbranch  abschaffen  und  für  die  Zukunft  verhüten.  Es 
muss  also  einen  Unterschied  zwischen  den  coUegia  und  den  so-- 
dalüates,  den  in  Decurien  getheilten  Vereinen,  gegeben  und  der 
Senat  bestimmte  Grenzen  gezogen  haben.  Ueber  diese  Grenzen 
haben  wir  nur  zwei  Andeutungen.  Cicero  beklagt  sich,  Clodius 
habe  auch  Sclaven  in  seine  Vereine  aufgenommen.  Dies  wurde 
durch  den  Senatsbeschluss  wahrscheinlich  verboten,  wenigstens  be- 
stimmt, dass  nicht  Freie  und  Sclaven  zusammen  in  ein  und  densel- 
ben Vereinen  sein  sollten.  Denn  sonst  vnrd  man  auch  Sclaven  die 
Wohlthaten  der  Vereinigung  nicht  missgönnt  haben  und  es  hat 
dergleichen  in  späterer  Zeit  gegeben.  Femer  Tribusgenossen 
in  Decurien  abzutheilen  erklärt  Cicero  för  ein  Vergehen  gegen 
das  Licinische  Gesetz.  Also  innerhalb  ein  und  derselben  Tribus 
Vereine  zu  bilden  verbot  der  Senat.  Denn  dadurch  erhielt  jeder 
Verein  eine  politische  Bedeutung:  wer  innerhalb  der  Tribus  als 
Privatmann  Abtheilungen  macht,  kann  nur  die  Absicht  haben, 
ungesetzlichen  Einfluss  zu  gewinnen.  Sicherlich  indessen  enthielt 
der  Senatsbeschluss  noch  andere  Unterschiede:  namentlich  waren 
die  zu  religiösen  Zwecken  bestimmten  Vereine,  auf  welche  der 
Name  Collegien  sich  eigentlich  bezog,  mit  wenigen  Ausnahmen 
erlaubt.  Auch  zwischen  den  „Genossenschaften"  und  den  in 
Decurien  abgetheilten  Theilnehmem  mag  ein  Unterschied  bestan- 
den haben:  jene  scheinen  sich  auf  Vereine  aus  höher  stehenden 
Bürgern,  diese  auf  die  ärmsten  Klassen  zu  beziehen. 

Cicero  fuhrt  als  Inhalt  des  Senats beschlusses  an,  die  Ge- 
nossenschaften sollten  sich  auflösen  und  es  sollte  ein  Gesetz 
über  sie  gegeben  werden,  dergestalt,  dass  diejenigen,  welche 
sich  nicht  aufgelöst  hätten ,  wegen  Gewaltthat  bestraft  wurden. 
Dies  konnte  nicht  der  einzige  Inhalt  des  Beschlusses  sein.    An- 

a)  S.  oben  S.  374. 
rv.  25 
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genommeD,  die  bestehenden  Genossenschaften  hätten  sich  aufge- 
löst:  so  konnte  ein  zweiter  Clodius  erstehen,  der  eine  Menge 
neuer  errichtete.    Dies    konnte  der  Senat  nicht  erlauben  wollen. 
Von  Cäsar  erzählt  Sueton,  er  habe  alle  CoUegien  ausser  deu 
althergebrachten  zerstört,  von  Augustas,  er  habe  die  Collegien 
ausser  den  alten  und  gesetzmässigen  aufgelöst.*)    Damit  meint 
er  nicht  bloss,  sie  hätten  die  bestehenden  aufgelöst,  sondern  auch, 
sie  hätten  das  Entstehen  neuer  und  ähnlicher  verboten.    Eben  dies 
that    der   Senat      Er   löste  die  bestehenden   Genossenschaften, 
welche  er  für  staatsge^rlich  hielt,   auf  und  verbot  die  Bildung 
neuer:  er  verlangte  ein  Gesetz,   welches  sowohl,  wenn  die  be- 
stehenden  sich  bis   zu  einem  bestimmten  Termine  nicht  aufge- 
löst hätten,  als  auch  wenn  sich  neue  gebildet  hätten,  die  Strafe  der 
Gewaltthätigkeit  verhängte.     Denn  in  beiden  Fällen  musste  die 
Strafe  gleich  sein  und  ebenfalls  für  gleich  schuldig  mussten  die- 
jenigen  erklärt  werden,   welche    an  der  Spitze  der   Genossen- 
schaften standen   oder  neue  stifteten  und  welche  hervorragende 
Theilnehmer ,  z.  B.  Beamte,  derselben  waren.    Dies  ergiebt  sich 
theils  aus  den  Worten  Ciceros,  theils  aus  der  Aehnlichkeit  oiit 
den  Gesetzen  über  Wahlbestechung,  welche  ebenfalls  die  Helfers- 
helfer bei  Bestechungen  bestraften. 

Dazu  bedurfte  es  eines  neuen  Gesetzes.  Das  Verbrechen 
der  Genossenschaften  war  allerdings  oft  mit  dem  des  gewöhn- 
lichen amhüua  verbunden,  z.  B.  in  Cn.  Plancius'  Processe  und 
ein  paar  anderen  Anklagen,  welche  in  Folge  von  Wahlen  ange- 
stellt worden  sein  sollen.  Wenn  es  Vereine  gab,  so  war  es 
natürlich,  dass  dieselben  den  jährlich  wiederkehrenden  Wahl- 
versammlungen, bei  welchen  die  Bewerber  alle  Mittel  anzuwen- 
den pflegten,  eine  besondere  Thätigkeit  widmeten.  Indessen  Clo- 
dius hatte  die  von  ihm  gebildeten  Genossenschaften  auch  zun 
Durchbringen  von  Gesetzen,  zur  Erregung  der  öfFentlidien  Mei- 
nung, zu  Unruhen,  Raub  und  Plünderung  benutzt,  und  August* 
Verbot  der  Vereine  wurde  dadurch  veranlasst,  dass  sehr  viele 
Parteien  unter  dem  Namen  eines  neuen  Gollegiums  zur  gemeifi- 


a)  Suei  Gaes.  42  Cnncta  coUegia  praeter  antiquitas  constituta  distiaxit; 
Aug.  32  collegia  praeter  antiqua  et  legitima  dissolvit 
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schaftlichen  DurchfübruDg  aller  möglichen  Scbandthaten  cDtstan- 
(leD*):  auch  unter  der  Monarchie  fanden  die  Genossenschaften 
noch  ein  weites  Feld  für  ihre  Thätigkeit  Jedoch  selbst  bei  den 
Wahlversammlungen  war  der  amUtus  und  das  Verbrechen  der 
Genossenschaften  verschieden.  Jener  bestand  immer  darin,  dass 
der  Bewerber  die  Wähler  durch  Geld  oder  Geschenke  bestach. 
Dies  fand  bei  dem  Verbrechen  der  Genossenschaften  nicht  statt. 
Der  Bewerber  bildete  Vereine  innerhalb  der  Tribus,  mit  der 
wahren  Absicht,  sich  Stimmen  zu  verschaffen,  aber  unter  anderem 
Vorwande.  Er  mochte  Theilnehmer  für  seinen  Verein  auch  durch 
Geld  gewinnen ;  aber  bei  einer  etwaigen  Anklage  wegen  ambitua 
konnte  er  beweisen,  dass  er  sein  Geld  für  einen  anderen  Zweck 
gegeben  hatte,  war  also  schuldlos.  Wollte  man  nicht  alle  Frei- 
gebigkeit des  regierenden  Standes  gegen  die  Regierten  verbieten, 
so  konnte  man  mit  den  gewöhnlichen  Gesetzen  über  amhitua 
diejenigen,  welche  sich  der  Genossenschaften  bedienten,  nicht 
treffien. 

Dafür,  dass  das  Verbrechen  der  Genossenschaften  gänzlich 
unabhängig  von  den  Wahlen  ist,  folglich  auch  nicht  bloss  wäh- 
rend der  Umtriebe  bei  den  Wahlen  verübt  werden  kann,  zeugen 
auch  die  wenigen  Processe,  welche  uns  überliefert  sind.  Im 
Juli  des  Jahres  54  v.  Chr.  spricht  Cicero  von  der  Vertheidigung, 
welche  er  für  C.  Messius  zu  führen  habe:  die  Anklage  lautete, 
wie  die  Form  des  Verfahrens  beweist,  auf  Genossenschaften.*») 
Messius,  Volkstribun  im  Jahre  57,  war,  wie  es  heisst,  als  Legat 
zu  Cäsar  abgereist,  trotzdem  lud  ihn  der  Vorsitzende  Prätor  vor 
Gericht  und  der  Process  wurde  geführt.  Wenn  Messius  Legat 
Cäsars  war,  so  konnte  er  nicht  Beamter  sein,  folglich  war  er 
bei  den  im  Jahre  55  für  das  folgende  Jahr  gehaltenen  Wahlver- 
saaunlungen  als  Candidat  unbetheiligt.  Wegen  der  Vorgänge 
bei  einer  früheren  Wahl  konnte  er  nicht  angeklagt  werden,  weil 
damals  noch   nicht  das  Licinische  Gesetz   gegolten  hatte,  und 


a)  Suet  Aug.  82. 

b)  Cic  ad  Att.  IV,  15,  9  Messius  defendebatar  a  nobis,  e  legatione 
revocatas;  nam  eam  Caesari  legarat  Appius.  Servilius  edixit  ut  adesset. 
Tribus  habet  Pomptinam,  Velioam,  Maeciam. 

25* 
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die  Wahlen  fär  das  Jahr  53  hatten  im  Juli  des  vorhergehenden 
Jahres  noch  nicht  begonnen.  Wenn  man  die  Genossenschaften 
durchaus  mit  Wahlen  in  Verbindung  bringen  wollte,  bliebe  nur 
übrig  anzunehmen,  Messius  sei  als  Theilnehmer  an  den  Wahl- 
umtrieben eines  Candidaten  vom  Jahre  55  angeklagt  worden. 
Aber  auch  dies  ist  im  höchsten  Grade  unwahrscheinlich.  Denn 
man  würde  dann  mit  der  Anklage  nicht  bis  in  die  Mitte  des 
Jahres  54,  wo  neue  W^ahlen  vor  der  Thür  standen,  gewartet 
haben.  Mithin  wurde  Messius  vor  Gericht  gestellt,  weil  er  einen 
im  Licinischen  Gesetze  verbotenen  Verein  gestiftet  hatte,  viel- 
leicht, um  sich  dessen  einmal  später  bei  den  Wahlen  zu  bedie- 
nen, zunächst  aber  nur  wegen  der  Stiftung  selbst.  In  seiner 
Rede  fiir  Plancius»)  erwähnt  Cicero  einen  zunächst  vorhergegan- 
genen Process  über  Genossensch#ten  und  der  Scholiast  be- 
merkt **),  es  sei  der  gegen  P.  Vatinius  gemeint,  d.  h.  deijenige, 
welchen  C.  Licinius  Calvus  anstrengte  und  bei  welchem  Cicero 
die  Vertheidigung  zu  fiihren  veranlasst  wurde.  *^)  Prätor  aber 
war  Vatinius  im  Jahre  55  gewesen,  gewählt  in  eben  demselbeo 
Jahre,  weil  die  Wahlen  früher  nicht  zu  Stande  gekommen  wa- 
ren. Erst  im  Jahre  55  selbst  wurden  die  Consuln  gewählt  und 
von  ihnen  hielt  Pompejus  dann  die  Wahlversammlang  für  die 
Prätoren,  nachdem  er  vorher  einen  Senatsbeschluss  veranlasst 
hatte,  die  gewählten  Prätoren  sollten  sogleich  ihr  Amt  antreten, 
ohne  die  gesetzmässige  Zeit  abzuwarten,  in  der  sie  vor  Antritt 
des  Amtes  wegen  Bestechung  hätten  vor  Gericht  gezogen  wer- 
den können.  Als  Pompejus  und  seine  Anhänger,  heisst  es  bei 
Plutarch**),  durch  diesen  Senatsbeschluss  den  Vortheil  erlangt 
hatten,  auch  nicht  vor  Gericht  gezogen  werden  zu  dürfen,  be- 
förderten sie  durch  Bestechungen,  wen  sie  wollten,  zur  Prätur. 
Also  eine  Anklage  wegen  Wahlumtriebe  war  bei  Vatinius  nicht 
möglich  und  bezögen  sich  die  Genossenschaften  nur  auf  die  Wahl 


a)  Gic.  p.  Plane.  16,  40. 

b)  Schol.  Bob.  p.  262  lam  de  sodaliciis  causam  dixerat  F.  Vatinias 
eodem  defendente  M.  Oicerono. 

c)  Tac.  dialog.  de  erat  21;  Cic  ad  Q.  fr.  II,  16,  a 

d)  Plut.  Cat  min.  42;  Pomp.  52;  Liv.  per,  CV. 
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so  wäre  ihrethalben  keine  Anklage  angestellt  worden.  Da  sie 
aber  stattgefunden  hat,  ergiebt  sich,  dass  dies  Verbrechen  mit 
den  Wahlen  nicht  in  nothwendiger  Verbindung  stand.  Ganz 
ähnlich  verhielt  es  sich  mit  M.  Valerius  MessaUa.  Er  war  Con- 
sul  im  Jahre  53  v.  Chr.  und  sollte  sogleich  vor  dem  Amtsan- 
tritte wegen  Wahlumtriebe  belangt  werden.  Indessen  kam  die 
Anklage  damals  nicht  zu  Stande:  erst  im  Jahre  51  wurde  er 
nach  dem  Licinischen  Gesetze  angeklagt.*)  Dass  gegen  ihn  eine 
Anklage  auch  wegen  ambitus,  trotzdem  dass  seine  Amtszeit 
schon  längst  vorüber  war,  erhoben  wurde,  lag  an  den  besonderen 
Bestimmungen  des  damals  erlassenen  Pompejisehen  Gesetzes. 

Also  mit  den  W^len  und  den  Umtrieben,  welche  bei  den- 
selben vorkamen,  steht  das  Verbrechen  der  Genossenschaften 
nicht  in  nothwendiger  Verbindung:  es  kann  zu  jeder  Zeit  be- 
gangen, zu  jeder  Zeit,  unabhängig  von  den  Wahlumtrieben,  zur 
Anklage  gebracht  werden.  Man  konnte  es  nicht  den  Verbrechen 
über  Gewaltthat,  für  welche  es  schon  zwei  Gesetze  gab^),  unter- 
ordnen. Denn  es  wird  bei  ihm  keine  Gewalt  verübt.  Weder 
werden  bewafihete  Haufen  versammelt,  noch  Plätze  in  der  Stadt 
besetzt,  noch  sonst,  was  in  den  Gesetzen  über  Gewalt  verboten 
war,  begangen.  Der  Begriff  der  Gewalt  Hess  sich  nicht  so  er- 
weitern, dass  er  auf  die  Bildung  von  Genossenschaften  anwend- 
bar wurde :  selbst  die  Absicht  der  Gewaltthat  oder  der  Versuch, 
^ie  zu  üben,  konnte  bei  denselben  nicht  nachgewiesen  werden. 
Dennoch  lag  unzweifelhaft  in  solchen  politischen  Vereinen  ein 
£Iement,  welches  unwillkürlich  zur  Gewaltthat  führte.  Z.  B. 
bei  Wahlen  suchten  die  Mitglieder  eines  Vereines  die  Unpartei- 
ischen wo  möglich  durch  üeberredung  zu  gewinnen;  gelang  dies 
nicht,  so  brauchten  sie  Einschüchterung,  schadeten  ihren  Geg- 
nern in  anderen  Verhältnissen,  verdrängten  sie  von  dem  Orte 
der  Wahl:  von  selbst,  ohne  besondere  Absicht  von  der  einen 
oder  anderen  Seite,  entstanden  Gewaltthätigkeiten.  Daraus  be- 
greift man,  dass ,  wenngleich  der  Begriff  des  neuen  Verbrechens 
von  dem  der  Gewaltthat  verschieden  war,   dennoch  eine  Ver- 


a)  Cic.  ad  Q.  fr.  UI,  3,  2;  HI,  9,  2;  epist  VIII,  2,  1. 
bi  S.  Bd.  11,  1,  271  ügd. 
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wandtschaft  zwischen  beiden  beBtand.  Der  Gesetzgeber  hatte 
seinen  guten  Grund,  die  Strafe  für  Gewaltthat  auf  das  Verbrechen 
der  Genossenschaften  zu  übertragen.  Dabei  wurde  gewisser- 
massen  der  Versuch  zur  That  gleich  der  That  selber  betrachtet 
und  bestrafL  Wer  einen  politischen  verbotenen  Verein  stiftete, 
war  schuldig;  aber  ebenso,  wer  die  Vorbereitungen  zur  Stiftang 
traf,  wer  deshalb  Geld  vertheilte,  wer  Leute  sammelte  und  ver- 
zeichnete, wer  Decurien  bildete,  aus  welchen  Handlungen  erst 
allmälig  eine  Genossenschaft  hervorging. 

Dies  waren  die  Erwägungen,  welche  im  Anfange  des  Jahres 
56  V.  Chr.  den  Senat  leiteten,  als  er  beschloss,  die  Genossen- 
schaften und  in  Decurien  getheilten  Vereine  sollten  sich  auflösen 
und  die  auf  Gewaltthat  stehende  Strafe  wider  die  dagegen  Han- 
delnden bestimmte.  Die  Zusammengehörigkeit  dieses  Senats- 
beschlusses  mit  dem  Licinischen  Gesetze  springt  in  die  Augen: 
Alles,  was  jener  für  nothwendig  erklärt  hatte,  leistete  dieses. 
Der  Begriff  des  Verbrechens  ist  in  beiden  der  gleiche,  ebenso 
die  Ausdrücke  für  die  verbotenen  Vereine,  die  Personen,  welche 
verantwortlich  gemacht  werden,  die  Strafe.  Dass  es  einige  Zeit 
dauerte,  ehe  der  Senatsbescbluss  zum  Gesetze  erhoben  wurde,  ist 
nicht  zu  verwundern^).  Als  im  folgenden  Jahre  Pompejus  nnd 
Crassus  ihre  Wahl  zum  Consulate  durchgesetzt  hatten,  verhan- 
delte man  sogleich  über  die  Ausführung  des  Senatsbeschlusses. 
Aber  man  verband  damit  die  Frage  über  eine  veränderte  Auf* 
Stellung  der  jährlichen  Kichterliste.  Diese  Frage  wurde  gelöst 
durch  das  Pompejische  Gesetz,  wobei  mau  für  die  Processe  aber 
staatsgefährliche  Vereine  nach  längeren  Verbandlungen  im  Se- 
nate eine  eigenthümliche  Auswahl  der  Geschworenen  festsetzte. 
So  kam  das  Licinische  Gesetz  zu  Stande.  Es  ist  ein  Vereins- 
gesetz und  zwar  das  einzige,  welches  die  Römische  Geschichte 
kennt.  Es  war  nothwendig  geworden,  seit  P.  Glodius  durch  sein 
Gesetz  über  die  CoUegien  die  Freiheit,  Vereine  aller  Art  zu  bil- 
den, anerkannt  hatte.  Bis  dahin  war  diese  Frage  auf  dem  Ver- 
waltungswege durch  die  Beamten  geregelt  worden:  sie  hatten 
staatsgefährliche  Vereine  aufgelöst  und  dawider  Handelnde  mit 


a)  Vergl.  oben  S.  374. 
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den  ihnen   selbständig  zu  Gebote   stehenden  Strafen  gezügelt. 
Seit  Clodius'  Massregei  und  dem  Missbrauche,  den  er  selbst  da- 
mit getrieben,    bedurfte  es    einer   gesetzlichen   Unterscheidung 
zwischen  erlaubten  und  unerlaubten  Vereinen  und  zugleich  eines 
Gerichtes  über  die  Verhinderung  und  Bestrafung  der  letzteren. 
Leider  sind  unsere  Nachrichten  mangelhaft;  aber  wenngleich  sie 
nicht  zur  Erkenntniss  der  Einzelheiten  aasreichen,   genügen  sie 
(loch,  um  den  Charakter  und  die  Absicht  des  ganzen  Gesetzes 
zu  bestimmen.     Unter  den  Kaisern,  wo  die  politische  Thätigkeit 
des  Volkes  auf  den  Schein  beschränkt  wurde,   konnte  das  Lici- 
niäche  Gesetz   keine  Anwendung  finden:  man  bedurfte  desselben 
nicht.    Vermöge  der  ihm  beigelegten  censorischen  Gewalt  löste 
der  Kaiser  alle   missliebigen   Vereine  auf,  und  der  Geist  der 
Zeit  führte  das  natürliche  Bedürfniss  der  Menschen,  ihre  Ange- 
legenheiten in  Vereinen  zu  besprechen  und  zu  leiten,  zur  Ver- 
ehrung and  Verherrlichuig  der  Kaiser,   welche  keine  politische 
Thätigkeit  von  Genossenschaften  aufkommen  liess.   In  Rom  hört 
man  nichts    weiter   von  dem   Licinischen  Gesetze:  ausserhalb 
Roms  schrumpfte  es  in  Bezug  auf  die  Wahlen  zu  der  Vorschrift 
bei  Paulus  zusammen*),  welche  bei  Wahlen  das  Zusammenschaa- 
ren  von  W^ählern,  Sclaven  oder  überhaupt  von  Menschen  unter 
Androhung  der  Strafe  für  Gewaltthat   verbot    Für  andere  Ver- 
bältnisse galt  die  ähnliche  Regel,  welche  Ulpian  in  seinem  Buche 
über   die  Pflicht  des  Proconsuls   erwähnt^),  jeder  welcher  ein 
unerlaubtes  CoUegium  stifte,  verfalle  in  diejenige  Strafe,  welche 
den  träfe,  der  nach  gerichtlicher  Entscheidung  öffentliche  Orte 
oder  Tempel   mit  Bewaffneten  besetzt  hätte,  d.  h.  in  die  Strafe 
der  Gewaltthat.    Die  Strafe  also,  welche  der  Senat  im  Jahre  56 
verlangt  und  das  Licinische  Gesetz  eingeführt  hatte,  blieb  immer 
gültig. 


a)  S.  oben  S.  372. 

b)  Ulpian  1.  2  Dig.  de  colleg.  (XLVll,  22)  Quisquis  illicitam  coliegium 
usurpaverit,  ea  poena  teDetui*,  qua  teneutur  qui  hominibus  annatis  loca 
publica  vel  templa  occapasse  iudieati  sunt 
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Zwölftes  Capitel. 

Der  Process  ttber  Genossenschafteii  nach  dem  Uciiiisclieii  Gesetze.  Yir- 
geschlagene  (editicii)  Richter.  Bedeatang  des  Wortes.  Gründe,  weshalb 
für  die  Genossenschaften  vorgeschlagene  Richter  gewählt  wurden.  Die 
senatorischen  Geschworenen  werden  nicht  ge&ndert,  sondern  nur  tic 
Ritter  und  Aerartribnnen.  Hihere  Schilderung  des  Verfahrens  bei  der 
Wahl  der  Richter  und  ihre  Zahl.  Vereinbarung  des  Vorsitzenden.  Der 
Process  kann  gegen  solche ,  welche  im  Staatsdienste  abwesend  sind ,  ui 
gegen  Jeden  aus  dem  Volke  angestellt  werden. 

Das  Process  verfahren  über  Genossenschaften,  wie  es  durch 
das  Licinische  Gesetz  angeordnet  war,  hatte  manche  Eigentbüm- 
lichkeiten.  Sie  bezieben  sich  erstens  auf  die  Einsetzung  der 
Geschworenen ,  zweitens  auf  den  Vorsitzenden ,  welcher  die  ge- 
richtlichen Verhandlungen  leitete,  drittens  auf  einige  Bestimmun- 
gen über  die  Zulässigkeit  der  Anklage.  Fast  unsere  einzige 
Quelle  für  die  Erkenntniss  dieser  Eigentbümlichkeiten  ist  Cice- 
ros  Rede  für  Plancius:  sie  hat  deshalb  die  Gelehrten  vielfach 
beschäftigt,  die  Ansichten,  welche  früher  irrig  waren,  haben'  sich 
allmälig  geklärt  und  es  bleibt  nur  noch  wenig  zu  berichtigeo 
übrig."9) 

Ueber  die  Wahl  der  Richter  in  einem  Processe  wegen  Ge- 
nossenschaften spricht  Cicero  ausführlich.  Der  Ankläger,  sagt 
er*),  habe  diese  Anklage  nur  deshalb  erhoben,  weil  in  dieseis 
einzigen  Falle  die  Geschworenen  editicü  seien :  bei  allen  übrigen 
Processen,  selbst  bei  dem  wegen  Wahlumtriebe,  finde  eine  Ver- 
werfung der  Richter  durch  die  Parteien,  wie  sie  das  Vatiniscbe 
Gesetz  eingeführt  hatte,  statt.*»)  Der  Ausdruck  editicii  iudices 
bezeichnet  die  Gattung  der  Richter ,  während  die  in  einem  ein- 


a)  Cic.  p.  Plane.  15,  36  Neque  enim  quidquam  aliud  in  hac  lege  Disi 
editicios  iudices  es  secutus :  quod  genus  iudiciorom  si  est  aeqaum  nila  in 
re  nisi  in  bac  tribuaria,  dod  intelligo,  quam  ob  rem  senatas  hoc  ono  in 
genere  tribus  edi  volucrit  ab  accusatore  neque  eaudem  editionem  transtole- 
rit  in  ceteras  causas,  de  ipso  denique  ambitu  reiectionem  fieri  volnerit  iu- 
dicum  alternorum. 

b)  Vergl.  oben  S.  280. 
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zelneD  Falle  so  ernannten  Richter  ediH  iudices  heissen.  Dies 
deutet  Cicero  an  der  eben  angeführten  Stelle  an,  noch  yerständ- 
licber  später  an  einer  anderen  Stelle*),  wo  er  davon  spricht, 
der  Senat  habe  bei  seinen  Verhandlungen  über  die  Processe  we- 
gen ambitus  nicht  editidi  iudices  haben  wollen,  d.  h.  die  Art 
und  Weise  der  Wahl  in  allen  derartigen  Processen  verworfen, 
und  dann  die  in  Plancius'  Processe  entscheidenden  Geschworenen 
als  ediH  iudices  bezeichnet  Es  heissen  aber  editidi  itidices^ 
wie  die  Nachricht  eines  alten  Scholiasten  besagt  i") ,  diejenigen, 
welche  eine  Partei  ernennt.  Die  älteste  Art,  die  Geschworenen 
zu  ernennen,  bestand  darin,  dass  jede  der  Parteien,  sowohl  der 
Ankläger  wie  der  Angeklagte,  eine  bestimmte  Anzahl  vorschlug, 
aus  der  dann  der  Gegner  wieder  eine  bestimmte  Zahl  verwarf: 
sie  erscheint  in  den  Bruchstücken  des  Acilischen  Gesetzes.  Spä- 
ter nach  Sullas  Einrichtung  gab  der  Prätor  nach  der  Reihen- 
folge eine  Anzahl  von  Geschworenen,  Decurien  genannt,  aus 
der  mit  Hülfe  des  Looses  und  der  Parteien  diejenigen,  welche 
richten  sollten,  ernannt  wurden.  Diese  Art  und  Weise  war  mit 
denjenigen  Abänderungen,  welche  das  Vatinische  Gesetz  brachte, 
bisher  beibehalten  worden  und  galt  auch  fernerhin.  Nur  für 
den  Process  über  Genossenschaften  versuchte  man  eine  andere 
Art  der  Geschworenen:  man  hat  sie  nie  auf  andere  Processe 
übertragen.  Sie  ist  also  eine  vereinzelte  Erscheinung  im  Römi- 
schen Rechte  geblieben  und  erlosch  alsbald  mit  dem  Processe 
über  Genossenschaften.  An  sich  lässt  sich  eine  doppelte  Art 
von  „vorgeschlagenen  Richtern"  denken,  je  nachdem  der  Vor- 
schlag von  dem  Ankläger  oder  dem  Angeklagten  ausgeht  In- 
dessen die  letztere  Gattung  ist  nicht  in  Anwendung  gebracht 
worden :  sie  erschien  zu  milde  und  das  Römische  Recht  hat  im- 
mer  den  Grundsatz  gehabt,  den  Ankläger  zu  begünstigen:  da- 
durch sollte  das  Verbrechen  gehindert  und  die  Gerechtigkeit  ge- 


a)  Gic.  p.  Plaoc.  17,  41  Ab  vero  nuper  clarissimi  cives  nomen  edi- 
ticii  iudicis  non  tulerunt  —  nos  neque  ex  delectis  iudicibas  oeque  editos 
ad  reiiciendom,  sed  ab  accusatore  constitutos  iudices  ita  feremus,  ut  nemi- 
nem reiiciamus?  Yergl.  über  diese  Stelle  oben  S.  261. 

b)  Serv.  ad  Verg.  Belog.  III,  ÖO  editicius  iudex  est,  quem  una  pars 
eligit. 
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fördert  werden.  Also  in  dem  Processe  wegen  Genossenschaften 
schlug  der  Ankläger  die  Geschworenen  vor.  Man  hatte  früher 
angenommen,  in  dem  Begriffe  der  „vorgeschlagenen  Richter'  liege 
zugleich,  dass  von  denselben  keiner  durch  den  Angeklagten  ver- 
worfen werden  dürfe :  jetzt  hat  man  das  Irrige  dieser  Annahme 
erkannt.  Abgesehen  von  der  entschiedenen  Unbilligkeit,  welche 
in  solchem  Verfahren  liegen  würde,  deutet  Cicero  mehrfach  an, 
dass  auch  bei  „vorgeschlagenen  Richtern"  eine  Verwerfung  durch 
den  Angeklagten  dankbar  ist  Er  führt  bei  der  Erwähnung  der 
Senatsverhandlungen  über  das  Verbrechen  des  ambüus  den  Vor- 
schlag von  Servius  Sulpicius  an»),  es  sollten  „vorgeschlagene 
Richter"  eintreten,  dergestalt,  dass  der  Ankläger  125  ernennen, 
der  Angeklagte  davon  75  verwerfen  sollte.  Hier  heissen  die 
Richter  „vorgeschlagen",  trotzdem  dass  der  Angeklagte  drei  Fünf- 
tel derselben  verwirft.  Ferner  unterscheidet  Cicero  an  eben  der- 
selben Stelle  die  „zum  Verwerfen  vorgeschlagenen  Richter"  und 
die  „von  dem  Ankläger  eingesetzten",  giebt  also  bei  den  vorge- 
schlagenen die  Möglichkeit  der  Verwerfung  als  charakteristisches 
Merkmal  an.  Endlich  führt  er  sogar  einen  Process  wegen  Ge- 
nossenschaften, den  von  P.  Vatinius,  an*»),  in  welchem  der  An- 
geklagte fünf  von  den  vorgeschlagenen  Richtern  verworfen  habe. 
Also  auch  bei  „vorgeschlagenen"  Richtern  konnte  Verwerfimg 
durch  den  Angeklagten  eintreten. 

Das  Licinische  Gesetz  verbot  politische  Vereine  und  insbe- 
sondere solche,  welche  innerhalb  einer  Tribus  gebildet  wurden 
und  ihre  Thätigkeit  in  denjenigen  Verhältnissen  üben  soliteu, 
wo  nach  den  Staatsgesetzen  die  Tribus  entscheidend  auftrat. 
Natürlich  also  mussten  die  Genossen  einer  Tribus  am  besten 
wissen,  ob  in  derjenigen  politischen  Abtheilung,  zu  welcher  sie 
selbst  gehörten,  irgend  ein  ungesetzmässiger  Einfluss  durch  einen 
verbotenen  Verein  geübt  worden  war:  bei  Abstimmungen  und 
Wahlen  zeigte  sich  für  die  Anwesenden  leicht,  ob  durch  Geld, 
Gewalt  oder  Einschüchterung  die  Einwirkung  einer  „Genossen- 
schaft" stattgefunden  hatte.    Diesen  Gesichtspunkt  fasste,   wie 


a)  Gic.  p.  Plane.  17,  41.    S.  oben  S.  263. 

b)  Cic.  p.  Plane.  16,  40.    Vergl.  oben  S.  388. 


Zweck  der  edilicU  ivdices.  395 

Cicero  sagt*),  der  Senat  auf,  als  er  über  die  Form  des  Ver- 
fahrens bei  dem  Verbrechen  der  Genossenschaften  berieth.  Ein 
für  die  Römische  Rechtspflege  höchst  charakteristischer  Gesichts- 
punkt. Wir  nach  unserer  juristisch  gebildeten  Anschauung  ver- 
langen, dass  der  Richter  und  namentlich  der  Geschworene  keine 
Kenntniss  von  Hause  zum  Gerichte  mitbringt:  er  soll  sich  so- 
gar während  des  Gerichtes  selbst  vor  allen  von  auswärts  kom- 
menden Eindrücken  hüten.  Erst  durch  die  Verhandlungen  soll 
ihm  eine  bestimmte  Ueberzeugung  entstehen  und  nur  aus  den 
Verhandlungen.  Die  Römer  dagegen  wählten  mit  Absicht  die- 
jenigen Geschworenen,  welche  durch  ihre  aussergerichtlichen  Ver- 
hältnisse, ja  selbst  durch  Leidenschaften  geleitet  wurden.  Cicero 
beklagt  sich  auf  das  Stärkste ,  dass  der  Ankläger  in  Plancius' 
Processe  Richter,  welche  unparteiisch  entschieden,  gewählt  habe: 
dies,  sagt  er,  sei  zwar  nicht  ungesetzlich ,  aber  gegen  den  Sinn 
des  Gesetzes. 

Aus  diesem  Grunde  also  beschloss  der  Senat  und  Grassus 
nahm  diesen  Beschluss  in  sein  Gesetz  auf,  der  von  dem  Ankläger 
zu  machende  Vorschlag  der  Geschworenen  solle  tribusweise 
stattfinden,  d.  h.  die  Geschworenen  sollten  nicht  gleichmässig 
oder  beliebig  aus  allen  Tribus,  sondern  aus  t)estimmten  Tribus 
entnomnaen  werden.  Man  dachte  zunächst  an  diejenigen  Tri- 
bus, in  denen  verbotene  Genossenschaften  thätig  gewesen  sein 
sollten,  und  hatte  deshalb  dem  Ankläger  den  Vorschlag  über- 
tragen. Hierbei  entsteht  zunächst  eine  Schwierigkeit  in  Betreff 
der  Geschworenen  senatorischen  Standes.  Wir  finden  sie  in 
späteren  Processen ,  z.  B.  in  denen ,  welche  sich  an  Milos  Pro- 
cess  knüpften.  **)  In  einem  Processe  über  Genossenschaften  wer- 
den sie  nicht  angeführt,  aber  es  lässt  sich  nicht  annehmen,  dass 
sie  bei  denselben  nicht  betheiligt  gewesen  wären.  Wenn  bei 
allen  übrigen  Verbrechen,  welche  vor  das  Schwurgericht  kamen, 
der  Senat  vertreten  war,  musste  er  es  auch  bei  dem  über  poli- 
tische Vereine  sein:  seine  Ausschliessung  dabei  ist  eben  so  we- 
nig denkbar,  wie  man  glauben  kann,  dass  zur  Zeit,  wo  die  Ge- 


a)  Cic.  p.  Plane.  15,  37. 

b)  AscoD.  in  Mil.  p.  54. 
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schworeDen  aus  den  Römischen  Rittern  ausschliesslich  entnommen 
wurden,  ein  Theil  der  Schwurgerichte  von  Senatoren  und  Rittern 
gemeinschaftlich  besetzt  wurde.  Mithin  sollte  auch  nach  dem 
Licinischen  Gesetze  ein  Drittel  der  Richter  aus  Senatoren  be- 
stehen. Auf  diese  aber  passt  der  tribusweise  zu  machende 
Vorschlag  durch  den  Ankläger  nicht.  Es  ist  uns  keine  Bestim- 
mung bekannt,  dass  jede  Tribus  ihre  Vertreter  im  Senate  haben 
sollte  oder  gar  eine  gleiche  Anzahl.  Von  dem  älteren  Senate 
ergiebt  sich  dies  von  selbst.  Als  Sulla  denselben  ergänzte,  soll 
er  allerdings  die  einzelnen  Tribus  über  die  Aufzunehmenden 
haben  abstimmen  lassen^);  aber  eine  gleiche  Zahl  aus  jeder  ist 
selbst  hierbei  nicht  denkbar.  Auch  wenn  dieselbe  ursprungUch 
gleich  gewesen  wäre,  wurden  dennoch  die  für  das  Richteramt 
Brauchbaren  durch  die  Wahl  zu  Ehrenstellen,  durch  das  Bedüif- 
niss  der  Regierung,  durch  andere  Umstände,  d.  h.  im  Allgemei- 
nen,'durch  den  Zufall  begränzt  und  es  konnte  geschehen,  dass 
aus  einigen  Tribus  nur  sehr  wenige  oder  keine  senatorischen 
Richter  zu  Gebote  standen.  Aus  diesem  Grunde  konnte  sieb 
der  tribusweise  Vorschlag  der  Geschworenen  nicht  auf  die  Sena- 
toren beziehen,  ebenso  wenig,  wie  das  Pompejische  Gesetz  über 
die  jährliche  Richterliste  die  Senatoren  betraf.^)  Die  ganze 
Einrichtung  der  „vorgeschlagenen  Richter''  bezog  sich  nur  auf 
jene  zwei  Drittheile  der  Geschworenen,  welche  aus  den  Römi- 
schen Rittern  und  den  Aerartribunen  entnommen  wurden.  Cicero 
spricht  allerdings  im  Allgemeinen  von  den  Geschworenen.  Allein 
es  kommt  ihm  darauf  an,  die  Härte  des  Verfahrens  gegen  Plan- 
cius  hervorzuheben  und  er  übt  bei  der  Auslassung  der  Senato- 
ren keine  grössere  Uebertreibung  als  überhaupt  bei  der  Schil- 
derung des  Verfahrens.  Die  Entscheidung  des  Processes  liegt 
überdem  bei  den  „vorgeschlagenen  Richtern'',  welche  zwei  Dht- 
theile  des  Schwurgerichtes  ausmachen :  Cicero  hatte  eine  gewisse 
Berechtigung,  sie  allein  zu  erwähnen. 

Also   die    senatorischen  Geschworenen    wurden  auch  nach 
dem   Licinischen  Gesetze  in  herkömmlicher   und   bei  anderen 


a)  S.  oben  S.  d5. 

b)  S.  oben  S.  366. 
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Processen  üblicher  Weise  ernannt:  bei  den  Rittern  und  Aerar- 
tribunen  fand  tribasweiser  Vorschlag  statt  Der  Ankläger  schlug 
vier  Tribus  vor  und  eine  davon  durfte  der  Angeklagte  verwer- 
fen: in  Plancius'  Processe  nennt  Cicero*)  die  einzelnen  Tribus 
und  wir  kennen  sie  auch  noch  in  einem  anderen  Falle.  ^)  Es 
fragt  sich,  was  man  sich  unter  diesen  drei,  für  den  Process  be- 
stimmten Tribus  zu  denken  hat.  Die  Meisten  glauben,  man 
habe  darunter  ein  alle  Tribusgenossen  enthaltendes  Verzeichniss 
zu  verstehen :  aus  diesen  drei  Verzeichnissen  habe  dann  der 
Ankläger  weiter  die  einzelnen  Geschworenen,  bei  denen  dem 
Angeklagten  kein  Verwerfungsrecht  zustand,  in  bestimmter  An- 
zahl bezeichnet.  Von  einer  solchen  neuen  Einsetzung  der  Rich- 
ter lesen  wir  bei  Cicero  nichts :  man  nimmt  sie  nur  an.  Weil  die 
Richter  einseitig  von  dem  Ankläger  vorgeschlagen  sein  sollen. 
Eben  so  wenig  wird  von  einer  durch  den  Prätor  vorgenommenen 
Verloosung  aus  den  Mitgliedern  der  Tribus,  welche  Andere  ver- 
muthen,  berichtet.  Die  erste  Annahme  einer  Erwählung  durch 
den  Ankläger  würde  das  höchste  Mass  der  Ungerechtigkeit  sein : 
sie  würde,  da  der  Ankläger  alle  seine  Freunde  und  alle  Feinde 
des  Angeklagten  erlesen  durfte,  ein  Gericht  zu  Stande  bringen, 
vor  dem  Freisprechung  unmöglich  war.  Ausserdem  ist  die  An- 
nahme, dass  der  Ankläger  vier  Tribus  des  Römischen  Volkes 
vorgeschlagen  und  aus  dreien  derselben  irgendwie,  sei  es  durch 
Loosung  des  Prätors  oder  durch  Auswahl  des  Anklägers,  die  end- 
gültige Festsetzung  der  Geschworenen  stattgefunden  habe,  aus 
zwei  Gründen  unzulässig.  Erstens ,  wenn  die  jährliche  Richter- 
liste für  alle  anderen  Verbrechen  von  Senatoren  oder  gewöhn- 
lichen Römischen  Bürgern  Geltung  hatte,  kann  man  nicht  bei 
dem  einen  Verbrechen  der  Genossenschaften  plötzlich  wieder 
auf  die  gesammteu  Bürger  zurückgegangen  sein:  dadurch  wäre 
unendliche  Verwirrung  und  Ungerechtigkeit  entstanden.    Zwei- 


a)  Cic.  p.  Plane.  16,  38  Quid  Plancio  cum  Lemonia?  qnid  cum  Oufen- 
tioa?  quid  com  CluBtumioa?  Nam  Maeciam  non  qaae  iudicaret  sed  qaae 
reiiceretor  esse  volaisti. 

b)  Cic.  ad  Att  IV,  15,  9  Messius  defendebator  a  nobis  —  Tribus  ha- 
bet Pomptinam,  Velioam,  Maeciam.    Vergi.  oben  S.  387. 
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tens  die  Bestimmung  der  für  jedes  Jahr  berufeneu  Bürger  k 
die  Pflicht  eines  Beamten,  welche  grosse  Sorgfalt,  mannigfache 
Vorbereitung  und  die  Gewalt  eines  Amtes  erheischt :  selbst  die 
Thätigkeit  eines  Quästors  wurde,  wie  wir  bemerkt •),  dabeiin 
Ansprach  genommen.  Sie  kann  von  einem  Privatmanne,  wie  es 
der  Ankläger  war,  auf  keine  Weise  geübt  werden,  würde  aa<*h 
für  den  Prätor,  welcher  den  Process  zu  leiten  hat,  zu  weitläaftig 
sein.  Cicero  giebt  an  zwei  Stellen  Andeutungen  darüber,  welche 
Tribus  der  Ankläger  vorschlug.  An  der  ersten  Stelle**)  sprickt 
er  über  die  Härte,  welche  in  den  „vorgeschlagenen  Richten' 
liegt  und  sagt:  „du  willst  aus  dem  ganzen  Volke  Freunde  \v£ 
dir  oder  Feinde  von  mir  oder  die  auswählen,  welche  du  für  m- 
erbittlich,  für  unmenschlich,  für  grausam  hältst?''  Dass  diese 
Worte  sich  auf  die  politischen  Tribus  beziehen  können ,  ist  od- 
läugbar;  aber  dass  sie  sich  darauf  beziehen  müssen,  nicht  zu 
erweisen.  Will  man  sie  nach  ihrer  genauen  Bedeutung  anf&ssen. 
so  muss  man  zugleich  annehmen,  dass  für  das  Verbrechen  der 
Genossenschaften  auch  die  sonst  geltende  Beschränkung  der  Ge- 
ßchworenen  auf  Ritter  und  Aerartribunen  aufgehoben  war  odg 
die  Richter  von  dem  Ankläger  aus  allen  Bürgern  ohne  Unter- 
schied des  Standes  und  Vermögens  erwählt  werden  durften,  was 
ein  Unding  ist.  Da  man  also  jedenfalls  eine  nicht  wörtlichi: 
Erklärung  annehmen  muss,  kann  man  auch  an  eine  kleine  rhe- 
torische Uebertreibung  Ciceros  glauben.  Auch  die  in  35  Tribüi 
getheilte  Richterliste  stellt  in  gewisser  Beziehung  das  gao^ 
Volk  dar  und  der  Redner  wählte  diesen  Ausdruck,  um  die  Strengt 
des  Gesetzes  hervorzuheben.  In  welcher  Tribus  der  Richterli:^te 
der  Ankläger  entweder  die  meisten  seiner  Freunde  oder  von  ^»^ 
Angeklagten  Feinden  oder  sons;t  von  strengen  Männern  faDii. 
die  schlug  er  vor.  Bestätigt  wird  diese  Erklärung  durch  die 
zweite  Stelle  Ciceros.  Er  hat  von  der  Verwerfung  der  »voij[e- 
schlagenen  Richter''  durch  den  ^enat  für  die  Ambitusprocesse 


a)  S.  oben  S.  200. 

b)  Cic.  p.  Plane  16,  40  Tu  deligas  ex  omni  populo  aat  amicos  tnos 
ant  inimicos  meos  aut  denique  eos,  quos  inexorabiles,  quos  mhaiiuuK^> 
quos  crudeles  existimes? 
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gesprochen  und  fährt  fort*):  „Wir  sollen  Richter  nicht  aus  den 
erwählten  Richtern,  sondern  aus  dem  ganzen  Volke  ertragen, 
ohne  sie  verwerfen  zu  dürfen."  Er  setzt  also  dem  ganzen  Volke 
die  „erwählten  Richter''  (deUcü  iudices)  entgegen.  Wären  dies 
die  in  der  Richterliste  befindlichen  Richter,  so  würden  unter 
dem  ganzen  Volke  die  politischen  Tribus  zu  verstehen  sein. 
Aber  die  Geschworenen  der  Richterliste  heissen  „ausgewählt" 
(selecti)^  dagegen  „gewählt"  heissen  die  aus  der  Richterliste  für 
den  einzelnen  Fall  bestimmten.^^)  Der  Gegensatz  wird  also  bei 
Cicero  auf  der  einen  Seite  gebildet  durch  die  für  den  einzelnen 
Process  erlesenen  Richter;  er  wird  auf  der  anderen  Seite  wahr- 
scheinlicher in  der  Richterliste  als  in  dem  ganzen,  Richter  und 
Nichtrichter  umfassenden,  Volke  liegen. 

Darnach  ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  das  Licinische  Gesetz 
gebot,  der  Ankläger  solle  aus  der  jährlichen  Richterliste  vier 
Tribus  vorschlagen,  der  Angeklagte  eine  derselben  verwerfen: 
die  drei  übrigen  Tribus  gaben  die  für  den  einzelnen  Process  er- 
forderlichen Geschworenen.  Das  Licinische  Gesetz  setzt  eine 
Dach  den  Tribus  abgetheilte  Richterliste  voraus,  und  ferner, 
dass  in  diesen  Tribusabtheilungen  eine  gleiche  Anzahl  von  Rich- 
tern stand,  endlich,  dass  drei  von  diesen  Tribus  ungefähr  die- 
jenige Zahl  enthielten,  welcher  es  für  den  einzelnen  Process  be- 
durfte. Diese  Erwägungen  haben  wir  benutzt**),  um  die  Bestim- 
mungen des  Pompejischen  Gesetzes  aufzufinden.  Denn  dies  und 
das  Licinische  Gesetz  wurden  im  Senate  zusammen  berathen 
und  in  engster  Beziehung  zu  einander  festgestellt.  Die  Richter- 
liste enthielt  in  jeder  Tribus  zehn  Personen  aus  den  Rittern  und 
zehn  aus  den  Aerartribunen,  also  drei  Tribus  zusammen  dreissig 
Ritter  und  dreissig  Aerartribunen.  Hier  ist  eine  Lücke  in  un- 
serer Kenntniss  und  war,  wie  es  scheint,  eine  Lücke  auch  im 
Licinischen  Gesetze,  das  wenigstens  keine  bestimmte  Verordnung 
gab.    Die  Gesammtzahl  der  Geschworenen  in  dem  Processe  über 


a)  Cic.  p.  Plane.  17,  41  nos  neque  ex  delectis  iudicibus ,  sed  ex  omni 
popolo,  neque  editos  ad  reiiciendum,  sed  ab  accusatore  constitutos  iadices 
ita  feremus,  ut  neminem  reiiciamus  ?  Vergl.  S.  393. 

b)  S.  oben  S.  357. 
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Genossenschaften  war  so  gross  wie  in  den  übrigen  Processen, 
betrag  also  75,  für  jeden  Stand  25.  Grösser  durfte  die  Zahl 
nicht  sein,  wohl  aber  etwas  kleiner:  drei  Tribns  aber  enthielten 
dreissig  Personen.  Darüber,  wie  diese  Zahl  von  dreissig  auf 
fünf  und  zwanzig  gebracht  wurde,  sagt  Cicero  unmittelbar 
nichts,  giebt  aber  doch  eine  kleine  Andeutung.  Wo  er  von  dtr 
Härte  des  Verfahrens,  die  in  den  „vorgeschlagenen  Richtern^ 
liegt,  spricht,  sagt  er  zum  Ankläger  gewendet*) :  „da  willst  mi^^h 
zwingen,  vor  ihnen  die  Vertheidigung  zu  fahren,  ohne  aach  mr 
fünf  Richter  verwerfen  zu  dürfen,  was  bei  dem  letzten  Ange- 
klagten nach  der  Ansicht  des  Collegiums  bestimmt  wurde?'*  D« 
letzte  Angeklagte  muss  nothwendiger  Weise  ein  wegen  Genossen- 
schaften vor  Gericht  gestellter  sein  und  der  Scholiast^)  bemerkt 
dies  wirklich  und  nennt  P.  Vatinias.  Bei  seinem  Processe  hattt 
also  nach  Feststellung  der  drei  Tribas  noch  eine  Verwerfong 
von  fünf  Richtern  durch  den  Angeklagten  stattgefunden,  man 
kann  nur  annehmen,  um  die  in  den  Richtertribus  befindlichen 
dreissig  Geschworenen  auf  die  gesetzmässigen  fünf  and  zwanzig 
zu  verringern.  Eine  Bestimmung  darüber  gab  es  im  Gesetze 
nicht:  sonst  hätte  die  Verwerfung  auch  bei  Plancius'  Proces.^ 
stattfinden  müssen  und  es  bei  P.  Vatinius  nicht  eines  besonderen 
Beschlusses  der  Richter  bedurft.  Das  Gesetz  verordnete  mitbic 
nichts  über  die  Verringerung  der  in  den  Tribus  befindlichen  G^ 
schworenen  auf  fünf  und  zwanzig.  In  der  Regel  bedurfte  ^ 
keiner  besonderen  Massregel  deshalb:  unter  den  dreissig  Mit- 
gliedern der  Tribus  gab  es  fünf,  die  aus  verschiedenen  Grundtc 
entweder  für  den  vorliegenden  Fall  unbrauchbar  waren  oder 
entlassen  werden  mussten.  So  war  es  bei  Cn.  Plancius'  Pro- 
cesse, wo  ohne  Verwerfung  durch  den  Angeklagten  aus  den 
drei  Tribus  nur  25  Ritter  und  25  Aerartribunen  eintraten,  fh- 
gegen  bei  P.  Vatinius'  Processe  waren  ausnahmsweise  alle  dreissig 
Richter,  entweder  Ritter  oder  Aerartribunen  oder  beide,  zum 


a)  Cic.  p.  Plane.  16,  40  apud  eos  me  ne  quinque  quidem  reiectis,  qi">^ 
in  proximo  reo  de  consilii  sententia  constitutum  est,  cogas  causam  de  ^^r- 
tunis  omnibuB  dicere? 

b)  Schol.  Bob.  p.  262. 
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Gerichte  tanglicb  and  bereit  gewesen.  Der  Prätor  hatte  bei 
diesem  im  Gesetze  nicht  vorhergesehenen  Falle  die  Geschwore- 
nen befragt  und  diese  für  eine  Verwerfung  durch  den  Ange- 
klagten gestimmt. 

£ine  besondere  Härte  des  Verfahrens  lag,  wenn  man  un- 
parteiisch sein  will,  im  Licinischen  Gesetze  nicht,  zumal  wenn 
die  Ricbterliste,  wie  es  Pompejns  vorgeschrieben  hatte ,  sorgsam 
und  ohne  Begünstigung  irgend  welcher  aussergerichtlichen  In- 
teressen aufgestellt  war :  immer  hatte  der  Angeklagte  das  Recht, 
ein  Yiertheil  der  vorgeschlagenen  Richter  zu  verwerfen.  Das 
Schlimmste  war  der  Name  der  „vorgeschlagenen"  oder  ,,angege- 
benen'^  Richter  und  ihn  hat  Cicero  rednerisch  benutzt,  um  das 
Mitgefühl  seiner  Richter  zu  erregen.  Man  muss  sich  wundern, 
dass  er  bei  dem  Vorsitzenden  des  Processes  nicht  etwas  Aehn- 
liches  gethan  hat:  auch  über  ihn  scheint  das  Licinische  Gesetz 
£igenthümliches  verordnet  zu  haben.  Dass  es  ein  anderer  war,' 
als  derjenige,  welcher  die  Processe  über  Wahlumtriebe,  auch  ein 
anderer  als  derjenige,  welcher  die  über  Gewaltthat  leitete,  er- 
giebt  sich  aus  den  Erwähnungen  der  in  Folge  von  Clodius'  Er- 
mordung geführten  Processe.*)  Dennoch  gab  es  nicht  einen 
besonderen  Vorsitzenden  für  das  Verbrechen  der  Genossenschaf- 
ten. Den  Procsss  gegen  Cn.  Plancius  im  Jahre  54  v.  Chr.  lei- 
tete  C.  Alfius  Flavus,  damals  Prätor;  von  ihm  aber  heisst  es^), 
es  sei  bei  ihm  A.  Gabinius  wegen  Majestätsverbrechen  ange- 
klagt worden.  In  eben  dasselbe  Jahr  fällt  der  Process  gegen 
C.  Messius  wegen  Genossenschaften  *')  und  er  fand  vor  P.  Ser- 
vilius  Isauricus  statt,  der  damals  Prätor  war.^)  Wir  haben  also 
in  ein  und  demselben  Jahre  zwei  Processe  über  Genossenschaf- 
ten, welche  vor  verschiedenen  Prätoren  geführt  wurden  und  diese 
Prätoren  leiteten  ausserdem  noch  andere  Processe.  Mithin  sind 
nur  zwei  Fälle  denkbar.   Entweder  vereinigten  sich  die  Parteien 


a)  Mao  sehe  Ascon.  p.  54. 

b)  Cic.  ad  Q.  fr.  III,  1,  24  Gabinius  a.  d.  IUI  Ral.  Oct.  nocta  in  ur- 
bem  introivit  et  hodie  h.  YUl  cum  edicto  G.  Alfii  de  maiestate  enm  adesse 
oporteret,  concursu  magno  et  odio  universi  populi  paene  afflictus  est. 

c)  Cic  ad  Att  IV,  15,  9.    Vergl.  oben  S.  387. 

d)  Cic.  ad  Q.  fr.  III,  4,  6. 

IV.  26 
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aber  den   Vorsitzenden  Prätor   oder    derselbe  wurde  von  eiM 
Partei  einseitig  ernannt     Das  Letztere  darf  man   nicht  auneb- 
men.    Denn  Cicero  in  seiner  Rede  für  Plancias  äussert*),  weoD 
der  Angeklagte  einen  Untersuchungsrichter  zn  erwählen  gehallt 
hätte,  würde  er  gerade  den  C.  Alfius,   den  er  jetzt  hätte,  dazu 
erwählt  haben.     Darnach    wählte  der   Angeklagte    den  Unter- 
snchongsrichter  nicht    Aber  eben  so  wenig  der  Ankläger;  desc 
Cicero  würde  dann  bestimmt  ausgesprochen  haben ,   derselbe  >r 
ihm,   wenngleich  von  seinem  Gegner. erwählt,  dennoch  geneb. 
Es   bleibt  somit  nur  übrig,   dass  eine  Vereinigung  unter  k. 
Parteien  stattfand  und  dies  stimmt  mit  dem  früheren  Vatiniscbh* 
Gesetze,  das  die  gegenseitige  Verwerfung  nicht  nur  der  Gesch«^^ 
renen,  sondern   in  denjenigen  Processen,  für  welche  es  nk-iü 
eigene  Prätoren  gab,  auch  der  Untersuchungsrichter  gestattete.^, 
Crassus   hatte  dies  Gesetz  nur  in  Bezug  auf  die  Geschworenen 
geändert,  in  Bezug  auf  den  versitzenden  Prätor  beibehalten.    In 
Bezug  auf  die  Anklage  wegen  Genossenschaften  liess  das  Gesetz 
wahrscheinlich  die  Auswahl  unter  allen  Prätoren. 

Ueber  das  Verfahren  nach  dem  Licinischen  Gesetze  hören 
wir  zweierlei.  Erstens  gewährte  es  dem  glücklichen  Ankläger 
Belohnungen^)  und  diese  konnten  nicht  in  Geld  allein  bestehen 
da  der  Verurtheilte  neben  dem  Vermögen  auch  Rang  und  fihr^ 
verlor.  Zweitens  C.  Messius  wurde  angeklagt,  während  er  (.i- 
sars  Legat  und  von  Rom  abwesend  war."^)  Er  kam  nicht  frti- 
willig  zurück,  sondern  musste  sich,  wie  Cicero  andeutet,  ai 
Geheiss  des  Prätors  stellen.  Dies  ist  abweichend  von  dem  soa< 
bei  Schwurgerichten  üblichen  Herkommen,  nach  welchem  iic 
jenigen,  welche  in  Staatsge8chäfl;en  abwesend  sind,  nicht  ang^ 
klagt  werden  dürfen.  Aber  es  stimmt  mit  dem  Verfahren  bei 
Processen  über  Gewaltthätigkeit ,   welche  auch  an  Festtagen  ge- 


a)  Cic.  p.  Plane.  17,  43  si  quaesitor  huic  edendus  fiiisset,  quem  taa- 
dem  potius  quam  hunc  C.  Alfium,  qaem  habet,  cui  notissimus  esse  d^tr**^. 
vicinum,  tribulem,  gravissimum  hominem  iustissimumque  edidisset? 

b)  S.  oben  S.  283  flgd. 

c)  Ascon.  p.  54  Milo  apud  Favonium  quaestorem  de  sodalicüs  daznfit 
tos  est  accusante  P.  Fdvio  Nerato,  cui  lege  praemium  datnm  est 

d)  Cic.  ad  Att.  lY,  15,  9  an  der  S.  387  angeführten  SteUe. 
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fahrt  werden*):  man  wird  also  anzanehmen  haben,  dass  das 
Gesetz,  wie  es  die  Strafe  für  Genossenschaften  von  jenem  Ver- 
brechen hernahm,  so  auch  andere  Anordnungen  über  die  weitere 
Fübrong  des  Processes  übertrug.  Aber  dass  es  die  Klage  auch 
gegen  Beamte  gestattete,  folgt  daraus  nicht.  Es  fand  in  diesem 
Falle  ein  Unterschied  zwischen  den  wirklichen  Beamten  und  den 
sonst  im  Staatsdienste  Abwesenden  statt. 

Ich  habe  den  Begriff  des  Verbrechens  der  Genossenschaften, 
der  in   den  letzten   und  unruhigsten  Zeiten  der  Republik  sich 
bildete,  festgestellt,  die  Absicht  des  Senates  und  des  Gesetz- 
gebers bei  seiner  Bestrafung  erläutert,  das  Gerichtsverfahren  in 
seiner   von  allen   übrigen  Schwurgerichten  abweichenden  Eigen- 
thümlicbkeit  geschildert.    Das  Verbrechen  war  ohne  Zweifel  ein 
politisches,  aber  es  war  kein  Amtsverbrechen:  es  konnte  nicht 
von  Beamten  oder  Senatoren  allein  begangen  werden,   sondern 
jeder,    der  einen  hervorragenden  Antheil  an  der  Bildung  von 
Genossenschaften  nahm,   machte  sich  dessen  schuldig.     So  sehr 
hatte  sich  der  in  den  Anfängen  der  Schwurgerichte  entstandene 
und  von  Sulla  beibehaltene  Begriff  der  Amtsverbrechen  verwischt, 
ähnlich   wie  auch  das  Verbrechen  der  Wahlumtriebe,  das  selbst 
nach  dem  Galpurnischen  Gesetze  noch  dem  regierenden  Stande 
eigenthümlich  blieb,  auf  die  Plebs  ausgedehnt  worden  war.    Da- 
rin  lag  ein  Anerkenntniss,   dass  die  Leitung  des  Staates  nicht 
mehr  •ausschliesslich  in   den  Händen   des  Senates  lag,  sondern 
auch  audere  Theile  des  Volkes  bei  derselben  wesentlich  wirksam 
waren.     Dies  zeigt  sich  selbst  in  der  Art  und  Weise.,   wie  das 
Gesetz   zu  Stande  kam.    Der  Senat  war  es,  welcher  den  An- 
stoss    dazu  gab,   der  Senat  berieth  über  das  Verfahren  dabei 
und  seinem  Beschlüsse  verdankte  man  die  Strenge,  mit  der  über 
juristische  Beweise  hinaus  der  Schuldige  zur  Bestrafung  gebracht 
werden  sollte.    Auch  die  Gesetze  über  Wahlumtriebe  waren  meist 
vom  Senate  ausgegangen,  die  Masse  des  Volkes  hatte  sich  ihnen 
widersetzt,  wie  sie  gegen  das  Licinische  Gesetz  war,  das  ihr 
nicht  nar  mannigfache  äussere  Vortheile,  sondern  auch  eine  auf- 
regende und  angenehme  Theilnahme  an  den  öffentlichen  Ange- 


a)  S.  Bd.  n,  1,  277. 

26* 
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legenheiten  entzog.  Aber  das  Interesse  des  Staates  verlangte 
die  Auflösung  der  politischen  Vereine,  deren  Thätigkeit  zu  offen- 
barer Gewaltthat  führte.  Denn  nicht  zu  Gunsten  einer  einzelnen 
Partei  oder  der  damaligen  drei  Machthaber  wurde  das  Licinische 
Gesetz  erlassen,  sondern  es  war  wirklich  ein  erneuter  Versuch, 
die  von  den  Vorfahren  überkommene  Staatsform  aus  den  immer 
mächtiger  werdenden  Stürmen,  welche  jede  Regierung  unmöglich 
zu  machen  drohten,  zu  retten. 


Dreizehntes  Capitel. 

Ungesetslicher  Zustand  in  Rom.  Das  HanptAbel  lag  in  den  Wahlnntrie- 
ben.  Terwirrong  am  Anfluige  des  Jahres  52  ▼.  Chr.  P.  Clodios  durch 
T.  Milo  ermordet.  Weitere  Gowaltth&tigkeiten.  Milit&rische  Hassregdi. 
Pompcjas  besetzt  die  Stadt  nnd  wird  sun  alleinigen  Consnl  eraannt 
Pompc(|üs'  Crewalt  ist  dictatorisob  nnd  seine  Ernennung  erfolgte  nicht 
dnrch  das  Volk,  sondern  dnrcb  einen  Zwiscbenkönig.  Es  gab  neben  iki 
w&brend  des  ganzen  Jahres  keine  Beamten.  Pompcjas  schUgt  nene  6^ 
setze  im  Senate  vor:  Terbandlnngen  darüber.  Bekanntmachnng  derselbei 
nnd  Widerstand  beim  Volke.  Sie  werden  angenommen. 

Die  Hoffnungen,  welche  man  auf  das  Pompejische  Gesetz 
über  die  gerechtere  Auswahl  der  Geschworenen  und  auf  das 
Licinische  über  Unterdrückung  der  politischen  Vereine  gesetzt 
hatte,  erfüllten  sich  nicht.  Das  Uebel  lag  in  der  Verdorbenheit 
der  regierenden  Glasse,  in  deren  Händen  die  Masse  der  Büi^ 
ein  Werkzeug  zur  Befriedigung  der  eigenen  Leidenschaften  war. 
Ruhe  und  Gesetzlichkeit  traten  nicht  eher  ein,  als  bis  alle  Staats- 
männer jener  Zeit  in  wechselseitigem  Kampfe  untergegangen 
waren  und  ein  neues,  in  der  Schule  herber  äusserer  Noth  erzo- 
genes Geschlecht  die  Erkenntniss  gewonnen  hatte,  dass  ohne  die 
Wahrung  der  Rechte  Anderer  auch  die  eigene  Wohlfahrt  nicht 
gedeihen  könne.  Es  mussten  neue  Elemente  aus  Italien  und 
den  Provinzen  herangezogen  werden,  um  das  ersterbende  Römi- 
sche Leben  zu  erfrischen.  Wir  kommen  zu  den  letzten  Kämpfen 
des  erlöschenden  Freistaates.  Alle  Mittel  der  Gesetze  und  Ge- 
e  waren  erschöpft:  es  blieb  nur  übrig,  die  Unterstutzong 
Militärgewalt  zu  benutzen    und   mit  ihrer  Hülfe  die  Ver- 
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brechen,  welcher  man  auf  keine  andere  Weise  Herr  werden 
konnte,  zu  unterdrücken.  Dadurch  wahrte  man  den  Schein  der 
Gesetzlichkeit,  das  Verfahren  selbst  entbehrte  der  Gerechtigkeit. 
Es  war  die  Vorbereitung  für  die  darauf  folgenden  Zustände,  wo 
statt  der  Gesetze  die  Militärgewalt  herrschte  und  am  Ende  die 
Ordnung  des  Staates  wiederherstellte. 

Die  Gesetze  waren  so  vielfach  und  so  streng,  die  Feindschaften 
unter  den  Regierenden  so  zahlreich,  die  Belohnungen  der  An- 
kläger so  gross,  dass  jeder  Uebelthäter  der  Bestrafung  sicher 
war,  sobald  die  Möglichkeit  der  Anklage  gegen  ihn  vorlag.  Die 
Möglichkeit  aber  beruhte  darauf,  dass  er  nicht  Beamter  war; 
denn  diese  waren  nach  dem  Hauptgrundsatze  des  Staates  den 
Gerichten  unerreichbar.  Abgesehen  also  von  anderen  Gründen 
strebten  Alle  schon  aus  Sorge  für  ihre  Sicherheit  nach  Ehren- 
stellen und  zwar  wo  möglich  dergestalt,  dass  sie  dieselben  un- 
mittelbar nach  der  Wahl  antraten.  Dadurch  entgingen  sie  der 
Gefahr,  für  die  Mittel,  welche  sie  bei  der  Bewerbung  benutzten, 
angeklagt  zu  werden  und  nicht  nur  das  Ziel  ihres  Ehrgeizes, 
sondern  auch  alle  Hoffnung  auf  eine  künftige  Staatslaufbahn  zu 
verlieren.  Schon  im  Jahre  55  v.  Chr.,  als  Pompejus  sich  mit 
Crassus  um  das  zweite  Gonsulat  bewarb  und  deshalb  die  Wahl- 
versammlungen des  Jahres  verschoben  wurden,  hatte  man  über 
die  mittelbare  Verletzung  der  Gesetze,  welche  in  dieser  Verspä- 
tung lag,  im  Senate  verhandelt.")  Was  damals  als  Ausnahme  be- 
willigt worden  war,  wurde  Regel.  Selbst  für  das  Jahr  54  v.  Chr. 
waren,  trotzdem  dass  Pompejus  und  Crassus,  die  Urheber  der 
strengsten  Gesetze,  die  oberste  Gewalt  gehabt  hatten,  die  Wah- 
len nicht  zu  gehöriger  Zeit  gehalten  worden.  Erst  im  December 
sprach  man  von  den  Wahlversammlungen  fürdieConsuln'»),  und 
wenngleich  diese  höchsten  Beamten  so  zeitig  ernannt  waren,  dass 
sie  mit  dem  Beginne  des  neuen  Jahres  ohne  Zwischenregierung  ihr 
Amt  antreten  konnten,  verzögerten  sich  doch  die  Wahlen  der  anderen 
Beamten  so,  dass  wir  noch  im  Monate  März  von  ihrer  Erwählung 


a)  Man  sehe  die  Erwähnung  des  Senatsheschlusses  bei  Gic.  ad  Q.  fr. 
11,  9,  3. 

b)  Cic.  ad  Att.  IV,  13. 
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hören.*)  Sie  mussten  sogleich  nach  der  Wahl  antreten  und  da- 
durch wurde  die  Möglichkeit,  sie  wegen  der  bei  ihrer  Wahl  ge- 
brauchten Mittel  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  vereitelt  För  da^ 
Jahr  53  v.  Chr.  trat  noch  grössere  Unordnung  ein.  Die  Wahl 
der  Consuln  verzögerte  sich  bis  in  den  siebenten  Monat  ihres 
Amtsjahres  und  erst  am  Ende  des  achten  Monats  waren  alle 
herkömmlichen  Beamten  erwählt.^)  Die  Bestechungen  und  G^ 
waltthätigkeiten  bei  der  oft  verzögerten  Wahl  waren  offenkundk 
gewesen  und  wurden  zum  Theil  später  bestraft;  damals  gab« 
indessen  keine  Möglichkeit,  ein  gerichtliches  Verfahren  daräbtf 
zu  veranlassen.  Auch  das  Jahr  52  begann  ohne  curulische  6e 
amte:  die  vorigen  Consuln  hatten  trotz  des  von  ihnen  veranlass- 
ten Senatsbeschlusses,  dass  die  Beamten  erst  fünf  Jahre  nacb 
ihrer  städtischen  Amtszeit  eine  Provinz  erhalten  sollten,  kAnt 
Wahlen  zu  Stande  gebracht:  Bestechung  und  Gewalt  herrschte 
offen,  der  Consul  Cn.  Domitius  Calvinus  selbst  wurde  verwun- 
det. Es  gab  also  am  Anfange  des  Jahres  52  v.  Chr.  weder 
Consuln  noch  Prätoren '');  selbst  ein  Zwischenkönig  hatte  nicht 
ernannt  werden  können,  weil  Pompejus  und  der  Volkstribun  T. 
Munatius  die  Berufung  der  Patricier  zur  Wahl  desselben  hinder- 
ten. Es  herrschte  vollständige  Anarchie:  die  Volks  tri  bunen  aileb 
führten  ihr  Amt  und  erledigten  die  nothwendigsten  Geschäfte 
Gerichte  gab  es  nicht:  weder  die  Richterliste  war  aufgestellt 
noch  die  Leitung  der  einzelnen  Gerichtshöfe  verloost  werden 
Da  trat  eine  Catastrophe  ein.  Am  20.  Januar  (dem  13.  vi? 
den  Kaienden  des  Februar)^)  begegneten  sich  die  beiden  poli- 
tischen Gegner  T.  Annius  Milo  und  P.  Clodius,  jener  nach  sei- 
ner Heimathstadt  Lanuvium  reisend,  dieser  von  Aricia  nach 
Rom  zurückkehrend,  auf  der  Appischen  Strasse  etwas  jensfit^ 
Bovillae.  Beide  hatten  Begleiter  bei  sich,  darunter  nach  dama- 
liger Sitte  Bewaffiiete.    Unter  diesen  entstand  ein  Wortgezänk, 


a)  Cic.  ad  Q.  fr.  II,  13,  3. 

b)  Denn  von  sieben  Monaten  spricht  Dio  Cass.  XL,  45  und  acht  Mw- 
nate  sagt  App.  bell.  civ.  11,  19,  sei  die  Stadt  ohne  Beamte  gewesen. 

c)  Dio  Cass.  XL,  46;  Plut.  Pomp.  54;  Ascou.  p.  32. 

d)  Man  sehe  die  ausführliche  Erzählung  bei  Ascon.  p.  32. 
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von  Worten  kam  es  zu  Thätlichkeiten  und  Clodius  wurde  ver- 
wandet. £r  wurde  von  den  Seinen  in  einen  Laden  von  Bovillae 
gebracht.  Als  Milo  von  der  Verwundung  erfuhr,  erkannte  er 
die  ihm  drohende  Gefahr:  seih  Sclave.  hatte  die  That  gethan 
und  wenn  er  selber  deshalb  vor  Gerieht  gezogen  wurde,  hatte 
er  eben  dieselbe  Strafe  zu  befürchten,  wie  wenn  er  seinen  Gegner 
erschlagen  hätte.  Dazu  kam  die  politische  Erbitterung.  Milo 
kehrte  mit  den  Seinen  um,  Clodius  wurde  aus  seinem  Verstecke 
gezogen  und  mit  vielen  Wunden  ermordet 

Die  Erschütterung,  welche  die  That  in  Rom  hervorbrachte, 
war  ungeheuer.  Milo  war,  wie  er  es  beabsichtigt  hatte,  nach 
Lanuvium  gegangen  und  hielt  sich  zunächst  fern.  Clodius'  Leich- 
nam wurde  auf  der  Strasse  liegend  von  einem  zufällig  des  We- 
ges kommenden  Senator  Sex.  Tedius  gefunden  und  bei  Einbruch 
der  Nacht  nach  Rom  geschafft.  Eine  Volksmenge  sammelte  sich 
alsbald  in  Clodius'  Hause  auf  dem  Palatin,  aber  erst  am  fol- 
genden Morgen  erschienen  die  beiden  Volkstribunen  T.  Munatius 
Plauens  und  Q.  Pompejus  Rufns.  Sie  hatten,  da  die  Volkstri- 
bunen die  einzigen  damaligen  Beamten  waren,  amtliche  Veran- 
lassung, auf  die  Kunde  von  dem  geschehenen  Verbrechen  sich 
persönlich  hinzubegeben ;  aber  sie  benutzten  ihr  Amt  zur  Erre- 
gung der  politischen  Leidenschaften  und  gaben  dadurch  den 
Standpunkt  an,  von  dem  aus  die  That  fortan  betrachtet  wurde. 
Nach  unseren  Begriffen  handelte  es  sich  um  ein  gemeines  Ver- 
brechen, dessen  Beweggründe  allerdings  politischer  Natur  waren, 
und  auch  nach  den  Römischen  Gesetzen  war  es  möglich,  diesen 
^Standpunkt  einzunehmen.  Das  Cornelische  Gesetz  umfasste  nicht 
nur  diejenigen,  welche  in  räuberischer  Absicht  Waffen  trügen, 
sondern  alle,  welche  um  den  Tod  Jemandes  herbeizuführen,  sich 
derselben  bedient  hätten :  die  politischen  Gründe  der  That  brauch- 
ten nicht  berücksichtigt  zu  werden.  Dennoch  werden  diese  allein 
von  Anfang  an  hervorgehoben  und  des  Comelischen  Gesetzes 
geschieht  nur  leise  Erwähnung.  Die  genannten  Volkstribunen 
waren  Feinde  Milos  und  begünstigten  dessen  Nebenbuhler  um 
das  Consulat.  Sie  Hessen  also  den  Leichnam  auf  den  nahen 
Markt  schaffen,  stellton  ihn  auf  der  Rednerbühne  aus  und  er- 
bitterten  die  Menge  gegen  Milo.     Diese  Hess  sich  leicht  hin- 
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reissen :  unter  Führung  des  Schreibers  Sex.  Glodius  brachte  sk 
den  Leichnam  in  die  Curie,  errichtete  aus  Bänken,  Tischen  uoi 
Schriften  einen  Scheiterhaufen,  und  verbrannte  so  den  TodUn: 
das  Feuer  verzehrte  die  Curie  und  beschädigte  die  umliegendes 
Gebäude,  besonders  die  Porcische  Basilica.  Zu  der  ersten  Co- 
that  war  eine  neue  gefügt,  und  zwar  eine  solche,  welche  der 
gesammten  Stadt  mit  unmittelbarem  Untergange  drohte:  sie  war 
von  der  Volksmenge  ausgegangen,  aber  diese  war  erregt  wordd 
durch  Clodius'  Anhänger  und,  wenn  man  früher  nur  Milos  Par- 
tei angeklagt  hatte,  so  musste  man  jetzt  in  noch  höherem  Grau; 
Clodius'  Freunde  schuldig  finden.  Der  politische  Charakter  dtfr 
Verbrechen  trat  immer  deutlicher  hervor. 

Die  Unthaten  von  Clodius'  Anhängern  veranlassten  die  er- 
sten Massregeln  zur  Wiederherstellung  der  Regierung.  Noch  am 
Abende  desselben  Tages,  wo  die  Leichenfeier  stattgefunden,  ver- 
sammelten sich  die  Patricier  und  ernannten  M.  Aemilius  Lepi- 
dus  zum  Zwischen  könig.  Milos  Feinde  glaubten  den  Zeitpankt 
günstig,  um  ihn  von  dem  Consulate  zu  verdrängen.  Sie  zogen 
vor  das  Haus  des  Zwischenkönigs  und  verlangten  augenblickliebe 
Wahl  der  Consuln.  Dies  war  ungesetzlich  und  Lepidus  verwei- 
gerte es.  Deshalb  wurde  sein  Haus  vom  Pöbel  angegriffen  uud 
würde  zerstört  worden  sein,  wenn  sich  nicht  Milos  Anbäoger 
gesammelt,  der  anderen  Partei  entgegengetreten  wären  und  aoci) 
einen  Angriff  auf  Milos  Haus  abgeschlagen  hätten.*)  Milo  seib^^ 
kam  auf  die  Kunde  von  dem  Unwillen,  welchen  der  Brand  der 
Curie  erregt  hatte,  in  die  Stadt  zurück  bei  Anbruch  der  Nacbi 
während  die  Curie  noch  brannte^),  und  setzte  seine  BewerbaDj 
um  das  Consulat  fort  Er  erklärte,  er  sei  zuerst  von  ClodiQ> 
angegriffen  worden  und  der  Mord  desselben  sei  Nothwehr  ge- 
wesen. So  begannen  die  Wahlumtriebe  von  Neuem  und  jedes 
gerichtliche  Verfahren  über  Clodius'  Ermordung  war  unmöglich. 
Milos  Plan  war,  auf  jeden  Fall  das  Consulat  zu  erringeo  and 
dadurch  Sicherheit  vor  gerichtlicher  Untersuchung  zu  gewinnen. 


a)  Man  sehe   die  Erzählung  in  Asconias'  ErklSrung  zu  Cic  p.  Mil- 
5,  13  p.  43. 

b)  Cic.  p.  Mil.  23,  61. 
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Er  Yertheilte  oiFen  Geld  an  die  Tribas  und  seine  bewaflEheten 
Banden  wurden  taglich  mit  denen  seiner  Gegner  handgemein,  so 
dass  Wahlversammlungen  unmöglich  waren.  Die  Zwischenkönige, 
von  denen  einer  auf  den  anderen  folgte,  waren  ohnmächtig. 
Endlich  beschloss  der  »Senat,  die  militärischen  Massregeln,  mit 
welchen  er  schon  früher  gedroht  hatte*),  wirklich  zu  ergreifen: 
er  bevollmächtigte  die  vorhandenen  Beamten,  den  Zwischen könig 
und  die  Volkstribunen,  ausserdem  Gn.  Pompejus,  der  zu  diesem 
Behufe  beauftragt  wurde,  in  ganz  Italien  Aushebungen  zu  halten.^) 
Pompejus  befolgte  die  Aufträge  des  Senates  auf  das  Schnellste. 
Er  verbot  zuerst  das  Tragen  von  WaflFen  in  der  Stadt*^),  das 
nach  dem  Cornelischen  Gesetze,  sobald  es  nicht  zum  Angriffe, 
sondern  zur  Vertheidigung  geschah,  gestattet  war,  sammelte  dann 
Soldaten  und  die  Ruhe  kehrte,  als  die  Stadt  militärisch  besetzt 
war,  zurück.  Damit  war  die  Möglichkeit  zu  gerichtlichen  Ver- 
handlungen über  die  Verbrechen  gegeben.  Es  bildeten  sich  zwei 
Genossenschaften,  um  Clodius'  Ermordung  vor  Gericht  zu  brin- 
gen. Die  eine  wurde  von  den  beiden  Neffen  des  Ermordeten, 
welche  beide  Appius  Claudius  hiessen,  gebildet,  die  andere  be- 
stand aus  zwei  Valeriem,  Nepos  und  Leo,  und  L.  Herennius  Bal- 
bns.  Beide  Vereinigungen  wandten  sich  an  Pompejus  mit  dem 
Gesuche,  dass  ihnen  die  Sclaven  Milos  und  seiner  Gemahlin 
Fausta  zum  peinlichen  Verhöre  ausgeliefert  würden".  Dies  waren 
die  Vorbereitungen  zur  Anklage  vor  dem  Schwurgerichte :  diese 
selbst  konnte  noch  nicht  erhoben  werden,  weil  weder  die  Vor- 
sitzenden noch  die  Geschworenen  ernannt  waren:  erst  nach  die- 
sen Ernennungen  konnte  die  Verhandlung  über  die  Wahl  der 
Ankläger  und  demnächst  die  Anklage  stattfinden.  Wenn  die 
Ankläger  diese  Vorbereitungen  trafen,  mussten  sich  auch  Milo 
und  seine  Anhänger  rüsten.    Sie  wollten  ebenfalls  eine  Anklage 


a)  Die  Gafis.  XL,  49  und  50. 

b)  AscoD.  p.  35  Itaque  primo  factum  erat  senatasconsaUuin,  at  interrex 
et  tribuni  plebis  et  Cd.  PompeiuB,  qui  pro  consule  ad  urbem  erat,  vide- 
rent,  ne  quid  detrimenti  respublica  caperet,  dilectos  autem  Pompeias  tota 
Italia  baberet.  Gic  p.  Mil.  23,  61.  lieber  die  Wirknogeo  dieses  Senats- 
beschlosaes  vergl.  Bd.  I,  2,  402. 

c)  Plin.  nat  bist.  XXXIV,  139. 
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gegen  Clodius'  Anhänger  erheben  und  der  Volkstribun  M.  Cae- 
lius  verlangte  Clodius'  und  seiner  Begleiter  Sclaven,  ein  ande- 
rer die* von  P.  Plautius  Hypsaeus,  dem  Mitbewerber  Milos  um 
das  Consulat,  und  Q.  Poinpejus  Rufus,  unter  dessen  Leitung 
Clodius'  Leichnam  auf  die  Rednerbühne  gebracht  worden  viKt, 
zum  peinlichen  Verhöre :  wahrscheinlich  sollten  Klagen  über  Ge- 
waltthätigkeit  erhoben  werden.  Ueber  diese  Forderungen  fanden 
Verhandluniicn  vor  Pompejus  statt.  Was  Clodius'  Begleiter  und 
Hypsaeus  und  Rufus  antworteteu ,  wissen  wir  nicht.  Milo  lie.<> 
durch  seinen  Vertheidiger  entgegnen,  seine  ehemaligen  Sclaveo 
seien  jetzt  freie  Leute.  Denn  er  hatte  sie  nach  Clodius'  Ermor- 
dung freigelassen.  Einen  weiteren  Erfolg  hatten  die  Vorberei- 
tungen zu  gerichtlicher  Anklage  nicht.  Die  Streitigkeiten  der 
Bewerber  um  das  Consulat  begannen  von  Neuem  und  es  drängte 
sich  allen  Wohlgesinnten  die  Ueberzeugung  auf,  dass  ohne  eiue 
unumschränkte  Gewaltherrschaft  die  Ruhe  nicht  wiederhergestellt 
werden  könne.  Man  verlangte  die  Dictatur  und  trug  dieselbe 
Pompejus  an,  der  sie  unter  dem  Scheine  eines  Ablehnenden  heftig 
wünschte  und  die  Unruhen  absichtlich  gesteigert  hatte.  Indessen 
der  Senat  konnte  sich  zu  einer  Dictatur,  wahrscheinlich  in  Er- 
innerung an  die  Sullanische,  nicht  entschliessen.  Man  beschloss 
lieber  von  der  bisherigen  Verfassung  abzuweichen  und  Pompe- 
jus zum  aUeiuigen  Consul  zu  ernennen.  M.  Bibulus  machte  im 
Senate  diesen  Vorschlag,  der,  als  ihn  M.  Gato  gebilligt,  von 
Allen  angenommen  wurde.  So  wurde  gegen  Ende  des  Schalt- 
monats (a.  d,  V  Kai.  Mart  mense  intercalario)  Pompejus  zum 
alleinigen  Gonsul  ernannt.  Die  Verwirrung  hatte  über  zwei 
Monate  gedauert 

Es  ist  wichtig,  den  Umfang  der  an  Pompejus  übertragenen 
Gewalt  zu  bestimmen :  daraus  lässt  sich  ein  Schluss  auf  die  Ge- 
setze, welche  er  gab,  und  die  Gerichte,  welche  er  einsetzte, 
machen.  Appian  sagt*),  er  sei  zum  alleinigen  Consul  erwählt 
worden,  damit  er  die  Gewalt  eines  Dictators  hätte,  aber  die 
Verantwortlichkeit  eines  Consuls :  er  sollte  allein  regieren.  Da&s 


a)  App.  bell.  civ.  11,  23  S;rotov   eTXovto  X^P^>    ouvdp^^ou,   o>5   «>  ^'/J*'- 
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nnter  dieser  allelDigen  Regierung  zu  verstehen  ist,  er  sollte  allein 
Consul  sein,  ist  nicht  zweifelhaft;  fraglich  aber  kann  es  sein, 
ob  die  anderen  Beamten,  Prätoren,  Aedilen,  Quästoren  ernannt 
wurden  oder  nicht.  Man  nimmt  jetzt  stillschweigend,  ohne  auf 
eine  Erörterung  dieser  Frage  einzugehen,  an,  sie  seien,  wie  ge- 
wöhnlich, ernannt  worden:  die  einzige  Ausnahmein  diesem  Jalire 
sei  gewesen,  dass  nicht  gleich  Anfangs  zwei,  sondern  Pompejus 
allein  das  Consulat  erhielt J^^)  Dies  ist  nicht  richtig:  es  wurde 
vielmehr  Pompejus  dergestalt  zum  alleinigen  Consul  ernannt, 
dass  während  des  ganzen  Jahres  52  v.  Chr.  kein  curulischer 
Beamter  gewählt  wurde  und  neben  Pompejus  nur  die  Volkstri- 
bunen, als  durch  Wahlversammlungen  ernannt,  bestanden.  Am 
ausführlichsten  berichtet  über  die  ausserordentliche  an  Pompejus 
übertragene  Gewalt  Plutarch  in  Pompejus'  Leben») :  er  giebt  fol- 
gendes als  Inhalt  des  Senatsbeschlusses  an,  den  Bibulus  vor- 
schlug und  der  Senat  auf  Catos  Zureden  genehmigte.  Pompejus 
sollte  allein  zum  Consul  erwählt  werden,  jedoch  dergestalt,  dass, 
wenn  er  selbst  einen  zweiten  Consul  wünschen  sollte,  er  ihn, 
Dicht  früher  als  nach  zwei  Monaten,  sich  aussuchen  und  wählen 
sollte.  Diesen  Senatsbeschluss  erhob  das  Volk  zum  Gesetze  und 
in  Folge  davon  wurde  Pompejus  durch  den  Zwischenkönig  Sul- 
picins  zum  Consul  eingesetzt.  Die  anderen  Schriftsteller  fügen 
zu  diesen  Nachrichten  nichts  hinzu:  sie  sprechen  nur  im  Allge- 
meinen, der  von  Bibulus  ausgegangene  Vorschlag,  Pompejus  zum 
alleinigen  Consul  zu  ernennen,  sei  vom  Senate,  welcher  die  ge- 
waltsam^e  Ernennung  zum  Dictator  befürchtete,  angenommen 
worden.^)  Sueton  fügt  hinzu ""),  einige  Volkstribunen  hätten  be- 
absichtigt, dem  Pompejus  als  CoUegen  Cäsar  hinzuzufügen;  die- 
ser aber  habe  selbst  den  Vorschlag  zurückgewiesen  und  dafür 
andere  Begünstigungen  verlangt.    Dies  muss  sich  auf  Verhand- 


a)  Plut  Pomp.   54  SeSa{A^v7)c    hi  xf^c    ßouXijc   xal   ^T]cpioa{jL^vT]c ,  ^tcu>c 

fXTj  docTTOv  Suo7v  |j.7]votv  SoxifAdaac  IXoixo,  xaraora^clc  ouxtuc  xal  diroSst^delc 
$id  l^ouXitixfou  fjieooßaoiX^ujc  uiraTOc,  i^ontic^eTO  cot. 

b)  Dio  Cass.  XL,  50;   Plut  Gae8..28;   Cai  47;  Liv.  per.  GVIl;  Zon. 
X,  7. 

c)  Suet  Caes.  28. 
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loDgen,  i^elche  dem  Senatsbeschlasse  vorhergingeD,  beziehen. 
Pompejus'  namentliche  Erwähnung  im  Senatsbeschlusse  wird  von 
Sueton  bestätigt. 

Eine  Wahlversammlung  also  selbst  zum  Consulate  fand  ßr 
das  Jahr  52  v.  Chr.  nicht  statt.  Nachdem  der  Senatsbeschloss 
voih  Volke  angenommen  war,  folgte  alles  Uebrige  von  selbst. 
Den  Namen  Dictator  wollte  man  Pompejus  nicht  zugestehen  und 
begründete  dies  mit  der  Verantwortlichkeit  desselben ;  aber  die 
Gewalt  eines  Dictators  gewährte  man  ihm.  Darauf  deutet  selbst 
die  Art  der  Erwählung.  Sie  erfolgte  unmittelbar  durch  deo 
Zwischeukönig,  wie  die  Dictatoren  nicht  durch  das  Volk,  son- 
dern durch  einen  Beamten  ernannt  wurden.  Pompejus'  Gewalt 
war  sogar  in  zwei  Beziehungen  grösser  als  die  eines  gewöhn- 
lichen Dictators.  Dieser  wurde  höchstens  auf  sechs  Monate  er- 
nannt, dagegen  Pompejus  bis  zu  Ende  des  Jahres,  d.  h.  auf  et- 
was mehr  als  zehn  Monate.  Ein  Dictator  ferner  war  verpflichtet, 
sich  einen  Reiterobersteu  zu  ernennen,  Pompejus  sollte  zwei  Mo- 
nate lang  durchaus  allein  herrschen  und  es  war  folgerecht,  dass 
man  ihm  die  etwaige  Wahl  eines  Gollegen  nach  dieser  Zeit 
selbständig,  ohne  Befragung  des  Volkes,  überliess.  Noch  Ande- 
res muss  in  dem  Senatsbeschlusse  über  Pompejus'  ausserordent- 
liche Gewalt  bestimmt  gewesen  sein,  z.  B.  dass  er  sein  Amt 
unmittelbar  nach  der  Ernennung  durch  den  Zwischen  könig  an- 
treten solle ""):  ich  vermuthe  sogar,  dass  sie  ausdrücklich  ab 
eine  durch  die  Gesetze  nicht  beschränkte  und  auch  zum  Ge- 
brauche der  Waffen  befugte  bezeichnet  war.  Als  Pompejus  bei 
der  Annahme  der  von  ihm  vorgeschlagenen  Gesetze  vor  dem  Volke 
Schwierigkeiten  fand,  drohte  er,  er  wolle,  wenn  er  gezwungen 
würde,  den  Staat  mit  den  Waffen  vertheidigen*'):  zu  dieser  Dro- 
hung, welche  jeden  Widerstand  niederschlug,  muss  er  befogt 
gewesen  sein. 

Zu  dieser  ausserordentlichen  dictatorischen  Gewalt  stimmt 


a)  Abcod.  p.  37  statim  consulatam  iniit 

b)  Abcod.  1.  1.  Cum-pertinaciuB  legem  Caelius  (tr.  pl.)  vitaperaret,  ea 
processit  irae  Pompeius,  ut  diceret,  si  coactus  esset,  aimis  se  rempablicafli 
defensorum. 
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es,  dass  für  das  Jahr  52  keine  weiteren  Beamten  ernannt  wur- 
den,  ausser  den  niederen,  wie  den  Dreimännern,  den  Gehülfen 
in  Capitalsachen ,  welche  ausdrücklich  genannt  werden»)  und 
wahrscheinlich  seit  Anfange  des  Jahres  bestanden.  Nach  altem 
Romischen  Herkommen  gab  es  neben  den  Dictatoren  keine  an- 
deren fieamten  und  dass  sie  unter  Sullas  Dictatur  erwählt  wur- 
den, wird  als  etwas  Besonderes  angemerkt:  es  geschah,  weil 
jene  Dictatur  eine  lebenslängliche  war.  Bei  Pompejus  gab  es 
keinen  solchen  Grund.  Man  verbot  ihm  innerhalb  zweier  Mo- 
nate sich  einen  CoUegen  zu  wählen:  man  konnte  ihm  also  un- 
möglich z.  B.  Prätoren  beigesellen,  welche  ihm  auf  vielfache 
Weise  entgegen  wirken  konnten,  namentlich  in  den  Gerichten, 
aof  welche  es  damals  besonders  ankam.  Wirklich  wird  uns 
auch  kein  Beamter  im  Jahre  52  namhaft  gemacht,  trotzdem  dass 
wir  namentlich  von  Asconius  eine  ausführliche  Schilderung  aller 
mit  Milos  Processe  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse  haben. 
Wir  finden  sogar,  dass  prätorische  Aemter  in  jenem  Jahre  von 
Leuten,  welche  nicht  die  Prätur  bekleideten,  verwaltet  wurden. 
Asconius  nennt  uns^)  die  Namen  der  Vorsteher  in  den  Gerichts- 
höfen, vor  welchen  Milo  und  einer  seiner  Genossen  angeklagt 
wurden.  Er  giebt  ihnen  den  Titel  Quästoren,  der  an  sich  zwei- 
deutig ist  und  im  weiteren  Sinne  für  jeden  Untersuchungsrich- 
ter, mag  er  Prätor  sein  oder  nicht,  passt.  Aber  er  nennt  unter 
ihnen  zuerst  M.  Favonius,  der  sich  erst  im  folgenden  Jahre  ver- 
geblich um  die  Prätur  bewarb  °),  ferner  M.  Considius  Nonianus, 
der  nach  dem  Plautischen  Gesetze  über  Gewaltthätigkeit  gerich- 
tet haben  soll.  Er  hatte  im  Jahre  49  das  diesseitige  Gallien 
zur  Provinz  erhalten^),  als  er  aber  dieselbe  wegen  Ausbruches  des 
Bürgerkrieges  nicht  in  Besitz  nehmen  konnte,  einen  Oberbefehl 
bei  Capua  angenommen.  In  dieser  letzteren  Stelle  wird  er  von  Ci- 
cero Proprätor  genannt ''),  was  bei  Anderen,  welche  damals  als 
Privatleute  eine  Provinz  erhalten  und  nicht  angetreten  hatten, 


a)  Ascon.  1.  1.  p.  38. 

b)  AscoD.  p.  54  und  55. 

c)  Cic.  epist  VIII,  9,  5     Vergl.  oben  S.  402. 

d)  Cic.  epist.  XVI,  12,  3. 

e)  Cic.  ad  Att.  VUI,  IIB,  2. 
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nicht  geschieht.  Er  muss  in  dem  vorhergehenden  Jahre,  50 
V.  Chr.,  die  Prätar  bekleidet  haben,  war  also,  als  er  im  Jahre 
52  den  Gerichtshof  über  Gewaltthätigkeit  leitete,  nicht  Prätor. 
Da  wir  mithin  bei  Favonius  and  M.  Considias  nachweisen  kön- 
nen, dass  sie  im  Jahre  52  nicht  die  Prätur  bekleideten ,  werden 
wir  mit  höchster  Wahrscheinlichkeit  annehmen  können,  da^s 
auch  die  beiden  Uebrigen,  welche  von  Asconius  Untersuchungs- 
richter (quaestores)  genannt  werden,  A.  Manlius  Torquatus  und  L. 
Fabius,  nicht  Prätoren  waren,  sondern  absichtlich  als  Quästoreo 
bezeichnet  werden,  um  ihre  ausserordentliche  ßefugniss  anzu- 
deuten. Wenn  es  aber  in  jenem  Jahre  überhaupt  Prätoren  gab. 
so  mussten  sie  vor  allen  Dingen  dazu  verwendet  werden,  am 
die  Leitung  der  Griminalgerichtshöfe  zu  übemehmen.^^) 

Man  kann  fragen,  wie  die  vielfachen  anderen  Geschäfte  der 
Beamten  während  des  Jahres,  wo  Pompejus  unter  dem  Namen 
eines  Consuls  dictatorische  Gewalt  übte,  verwaltet  worden  smd. 
Man  muss  annehmen,  durch  solche,  welche  Pompejus  ernannt 
hatte:  welchen  amtlichen  Titel  dieselben  führten,  wissen  wir 
nicht  Auch  im  vorhergehenden  Jahre  hatte  sieben  Monate  lang 
eine  vorläufige  Verwaltung  eben  derselben  Aemter  stattgefunden. 
£ine  ganz  neue  Ansicht  aber  gewinnt  man  über  die  Bedeutung 
von  Pompejus*  Gesetzen,  wenn  man  erwägt,  dass  es  damals 
ausser  ihm  selber  keinen  Beamten  im  Staate  gab  und  geben 
sollte:  die  Schriftsteller,  welche  erzählen,  er  hätte  allein  Beam- 
ter sein  sollen*),  sind  nach  dem  engsten  Sinne  ihrer  Worten 
erklären:  er  sollte  für  das  Jahr  52  v.  Chr.  der  einzige  Beamte 
sein.  Gegen  £nde  des  Schaltmonats  fand  in  Folge  des  von  dem 
Volke  angenommenen  Gesetzes  Pompejus'  Ernennung  durch  den 
Zwischenkönig  statt  und  er  trat  sein  Amt  unmittelbar  an  eben 
demselben  Tage  an.  Am  dritten  Tage  nachher  hielt  Pompejus 
im  Senate  einen  Vortrag  über  neue  Gesetze,  welche  nöthig  wa- 
ren ,  und  machte  seine  Vorschläge.  Die  Verhandlungen  im  Se- 
nate waren  nicht  ohne  Schwierigkeit  und  veranlassten  eingehende 
Berathungen.    Zuerst  handelte  es  sich  darum,  wie  Clodius' Moni 


a)  So  App.  bell.  civ.  11,  23 ;  Flut.  Pomp.  54  an  den  S.  410  flgd.  vi^ 
fahrten  Stellen.    . 
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zu  betrachten  sei.  In  der  Senatssitznng  am  letzten  Februar  kam 
man  zu  dem  Beschlüsse,  P.  Clodius*  Mord  und  der  firand  der 
Curie  und  die  Bestürmung  des  Hauses  des  Zwischenkönigs  M. 
Lepidus  seien  gegen  den  Staat  geschehen*),  d.  h.  alle  diese  ün- 
thaten  seien  nicht  als  gemeine  Verbrechen,  sondern  als  politische 
anzusehen.^)  Milo  hatte  den  Mord  aus  politischem  Hasse  be- 
gangen und  die  anderen  Gewaltthaten  waren  ebenfalls  geschehen, 
um  einen  politischen  Zweck,  die  Wahl  der  Feinde  Milos  zum 
Consulate  durchzusetzen.  Es  konnte  zweifelhaft  sein,  ob  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  eine  Bestrafung  der  Schuldigen  aus- 
fahrbar sei.  Deshalb  drang  Pompejus  auf  ein  neues  Gesetz  für 
den  besonderen  Fall.  Der  Senat  aber  wünschte  die  Beibehaltung 
der  alten  Gesetze  und  gestand  nur  eine  ausserordentliche  Be- 
handlung desselben ,  d.  h.  ein  Gericht,  welches  ausser  der  Rei- 
henfolge der  übrigen  Processe  über  Clodius'  Ermordung  und  die 
damit  zusammenhängenden  Verbrechen  entscheiden  sollte,  zu. 
Besonders  Q.  Hortensius  rieth  zu  diesem  Mittelwege  °)  und  der 
Senat  wollte  ihm  folgen.**)  Da  verlangte  Q.  Fufius  Calenus*) 
die  Theilung  des  Vorschlages,  dergestalt,  dass  besonders  abge- 
stimmt werden  sollte,  ob  ausser  der  Reihe  und  ob  nach  den  al- 
ten  Gesetzen  Gericht  gehalten  werden  solle.  Der  erste  Theil 
wurde  angenommen,  gegen  den  zweiten  erhob  T.  Munatius  Plan- 
cus  und  nach  ihm  auch  C.  Sallustius  Einspruch.  Es  kam  also 
darüber  kein  Senatsbeschluss  zu  Stande  und  auch  spätere  Ver- 
handlungen führten  zu  keinem  Ergebnisse.  Cicero  sagt  aus- 
drücklich, die  ausserordentliche  Untersuchung,  wie  sie  nach  Pom- 


a)  AscoD.  p.  44  cogDOvi  pridie  Kai.  Mart.  S.  0.  esse  factum ,  F.  Clo- 
dii  caedem  et  inceodium  curiae  et  oppugoatioDem  aedium  M.  Lepidi  con- 
tra rempublicam  factam;  Cic.  p.  Mil.  5,  12  Sequi tur  illud,  quod  a  Milonis 
inimicis  saepissime  dicitur,  caedem,  in  qua  F.  Glodius  occisus  est,  sena- 
tum iudicasse  contra  rempublicam  esse  factam. 

b)  S.  oben  S.  407. 

c)  AscoD.  p.  4ö  aus  dem  Berichte  des  Volkstribunen  Munatius  Flancus 
an  das  Volk:  Q.  Hortensium  dixisse,  ut  extra  ordinem  quaereretur  apud 
quaestorem. 

d)  Cic.  p.  Mil.  6,  14  Decernebat  enim,  ut  veteribus  legibus,  tantum 
modo  extra  ordinem  quaereretur. 

e)  Man  vergleiche  Asconius'  Bemerkung  p.  44  zu  Cic.  p.  Mil.  6,  14. 
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pejus*  Gesetze  geführt  wurde,  sei  Tom  Seoate  nicht  gebilligt  wor- 
den»): er  war  nur  für  einen  nach  den  alten  Gesetzen,  aber 
ausser  der  Reihe  einzuleitenden  Process.  Hätte  er  sich  bestimmt 
gegen  ein  neues  Gesetz  ausgesprochen,  so  würde  Pompejus  es 
schwerlich  gegeben  haben;  ebensowenig^  wenn  seine  Ansicht 
über  die  Beobachtung  der  alten  Gesetze  za  einem  Beschlüsse  er- 
hoben worden  wäre.  Aber  jetzt  hatte  Pompejus  freie  Hand. 
Er  hatte  den  Senat  sich  aussprechen  lassen,  er  hatte  den  Stand 
der  Parteien  kennen  gelernt,  war  aber  in  dem,  was  er  dem  Volke 
vorschlagen  wollte,  nicht  gebunden. 

Zweitens  kamen  im  Senate  zur  Sprache  die  gesetzliches 
Vorkehrungen,  welche  Pompejus  treffen  wollte,  um  die  Wieder- 
kehr der  Unruhen,  welche  den  Staat  in  den  letzten  Jahren  zer- 
rüttet hatten,  zu  verhüten.  Es  waren  die  Ehrenstellen  und  die 
Wahlversammlungen,  an  welche  sich  alle  Unordnung  knüpfte 
und  Pompejus  wollte  deshalb  in  die  Vergangenheit  zurückgreifeu, 
um  die  Schuldigen  zu  strafen  und  dadurch  für  die  Zukunft  von 
ähnlichen  Versuchen  abzuschrecken.  Genaueres  über  die  Be- 
schlüsse des  Senates  wissen  wir  nicht;  aber  sie  können  aacii 
hierüber  nicht  entscheidend  gewesen  sein.  M.  Cato  stellte  sich 
Pompejus'  Vorhaben,  die  Vergangenheit  in  den  Kreis  seines  neuen 
Gesetzes  zu  ziehen,  entgegen:  das  Geschehene,  sagte  er,  solle 
Pompejus  ruhen  lassen  und  sein  Augenmerk  nur  auf  die  Zu- 
kunft richten.  Denn  erstlich  sei  es  schwer,  für  die  Veigaogeo- 
heit  eine  Grenze  zu  setzen^  bis  wie  weit  sie  zur  Strafe  gezoga 
werden  sollte,  zweitens  sei  es  unbillig,  die  Schuldigen  nach  eioem 
Gesetze,  das  sie  nicht  überschritten  und  gegen  das  sie  nicht  ge- 
fehlt hätten ,  zu  bestrafen.  *")  Wenn  Cato  diese  Meinung  hatte, 
wird  er  sie  auch  im  Senate  geäussert  und  durch  sein  Ansehen 
grossen  Anhang  gefunden  haben.  Es  gab  aber,  abgesehen  von 
denjenigen,  welche  selbst  Bestrafung  zu  fürchten  hatten.  Andere, 


a)  Gic.  p.  Mil.  5,  13  Hanc  vero  quaestionem ,  etsi  dod  est  iniqaa. 
nonquam  tarnen  senatas  constituendam  putavit,  und  6, 14  Qaodsi  perfario- 
Bom  illam  tribontun  senatui  quod  sentiebat  perficere  licuisset,  novarnqna^ 
stionem  nollam  haberemus.  —  Divisa  sententia  est  postolante  nescio  quo 
—   Sic  reÜqua  auctoritas  senatas  empta  intercessione  sablata  est 

b)  Plut  Cat  min.  48. 


Pompejos  erlässt  seine  Gesetze.  417 

welche  das  GerichtsTerfahreD ,  wie  Pompejos  es  vorschlug,  an 
sich  für   uDgerecht  hielten.     Deshalb  ist  es  unwahrscheinlich, 
dass  der  Senat  Pompejus^   Gesetz  annahm:  Cicero   sagt*),  es 
würde,  wenn  es  nach  dem  Wunsche  des  Senates  gegangen  wäre, 
keine  neue  Untersuchung  stattgefunden  haben,   also  auch  keine 
über  Wahlumtriebe.    Dennoch  muss  der  Senat  anerkannt  haben, 
dass  Abhülfe  gegen  die  Wahlumtriebe  nothwendig  sei,  auch  sich 
nicht  bestimmt  gegen  die  von  Pompejus  vorgeschlagenen  Mass- 
regeln   ausgesprochen   haben:   gegen  den  entschiedenen  Willen 
des  Senates  gab  er  seine  Gesetze  nicht,  aber  es  war  auch  nicht 
Döthig,  dass  der  Senat  alle  Einzelheiten  des  Gesetzes  angenom- 
men hatte.    Der  Senat  glaubte,  wenn  durch  militärische  Gewalt 
eine  Zeit  lang  Ruhe  herbeigeführt  worden  sei,    könne  der  Staat 
wieder  auf  verfassungsmässige  Weise  regiert  werden.    Pompejus 
glaubte   dies  nicht:  er  hielt  eine  gewaltsame  Entfernung  aller 
unruhigen  Elemente  aus  dem  Staate  für  nothwendig.    Ueber  die 
Nothwendigkeit  einer  Abhülfe  herrschte  keine  Meinungsverschie- 
denheit.   Im  Uebrigen  musste  sich  der  Senat  in  Pompejus^  Willen 
fugen. 

Derselbe  machte  im  Anfange  des  Monat  März  seine  Gesetze 
öffentlich  bekannt  und  auf  herkömmliche  Weise  wurden  sie  be- 
rathen  und  vom  Volke  angenommen.  Denn  Asconius  erwähnt 
dabei  keine  Abweichung  von  der  Sitte,  er  gebraucht  sogar  die 
Ausdrücke  promulgare  und  p€rferre^\  wie  sie  bei  sonstigen  Ge- 
setzen üblich  sind.  Indessen  erfolgte  die  Annahme  nicht  ohne 
Widerstand.  Denn  die  Menge  des  Volkes  war  allen  strengen 
Massregeln  geg^n  Wahlumtriebe  abgeneigt*^).  Der  Widerspruch, 
der  im  Senate  durchgefallen  war,  verpflanzte  sich  in  die  Ver- 
handlungen des  Volkes.  Clodius'  eigene  Anhänger  fürchteten  die 
Folgen  von  Pompejus'  Gesetze  und  waren  der  Ordnung  abgeneigt 
Schon  während  der  Senatsverhandlung  hören  wir  von  einer 
Volksversammlung,  welche  der  Volkstribun  T.  Munatius  Plauens 


a)  Cic.  p.  Mi].  6,  14  an  der  eben  aDgefuhrten  Stelle. 

b)  AscoD.   p.  37   duas  (leges)  ex  senatos  consulto  promulgavit;  p.  39 
perlata  deinde  lege  Pompeii. 

c)  Vergl  oben  S.  403. 
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hielt*):  er  schalt  auf  die  Senatspartei,  konnte  aber  Pompejas' 
Absichten  nicht  billigen.    Nach  der  öffentlichen  Bekanntmachung 
der  Gesetze'  erhob  sich  noch  stärkerer  Widerstand  von  Seiten 
Milos   und  seiner  Freunde.    Einer  seiner  eifrigsten  Anhänger, 
der  Volkstribun  M.  Caelius  machte  zwei  Einwendungen.  *»)   Erst- 
lich behauptete  er,   in  dem  ersten  Gesetze  liege  ein  Privilegium 
gegen  Milo,  wie  es  nach  den  Grundgesetzen  des  Staates  verbo- 
ten war.*')    Dies  war  ein  sehr  streitiger  Einwand,  der  bei  Rö- 
mischen   Rechtsgelehrten   keinen    Beifall   finden   konnte.     Denn 
dass  Milo,  wenn  er  Clodius  ermordet   hatte,  damit  eines  Ver- 
brechens schuldig  war,  stand  fest;   auch  wurde  die  Strafe  nicht 
verschärft.    Es  handelte  sich  nur  um  die  Veränderung  des  Ver- 
fahrens  und  eine  solche  wurde  von  den  Römern  vielfach  vorge- 
nommen,  wenn  z.  B.   ausserordentliche  Untersuchungen  einge- 
setzt   wurden.     Die  Gerichtsbarkeit  des  Volkes  selbst   beruhte 
auf  dem  Grundsatze,  dass  es  erlaubt  wäre,  einen  Verbrecher 
dem  gewöhnlichen  Richter  zu  entziehen.    Daher  konnte  Pompe- 
jus'  Gesetz   über  Clodius'  Ermordung  mit  viel  weniger  Recht 
ein  Privilegium   genannt  werden,  als  z.  B.  einst  das  Clodische^ 
qach   welchem  Cicero    verbannt  wurde;  denn  dies  erhielt  rück- 
wirkende Kraft.**)   Der  zweite  von  Caelius  vorgebrachte  Einwapd 
war,  die  Processe  würden  bei  dem  durch  Pompejus  vorgeschrie- 
benen Verfahren   überstürzt.     Dies   konnte  allerdings  geschehen 
und  ist  wirklich  geschehen;  aber  unmittelbar  im  Gesetze  lag  e^ 
'nicht:  es  gewährte  der  Vertheidigung  Raum  und  Freiheit  genug. 
Man  kann  also  Pompejus  nicht  tadeln,    dass  er  auf  diese  Ein- 
wände nicht  hörte,  ihnen  sogar  mit  Drohungen  gegenüber  trat") 
und  die  Annahme  seines  Gesetzes  trotz  der  im  Senate  entgegen 
stehenden  Parteien  und  trotz  des  Widerwillens  im  Volke  erzwang. 
Er  hätte,  wenn  Gewaltthat  und  Verletzung  der  Verfassung  in 


a)  Ascon.  p.  44. 

b)  Ascon.  p.  37  His  legibus  obsistere  M.  Caelius,  tribuous  piebis  stn- 
diosissimus  Milonis,  conatus  est,  quod  et  Privilegium  diceret  in  Miionem 
ferri  et  iudicia  praecipitari. 

c)  Man  sehe  Bd.  1,  1,  367  flgd.,  besonders  368. 

d)  Man  sehe  Bd.  1,  2,  419.    Vergl.  Gell.  X.  20. 
e;  Ascon.  p.  37  an  der  S.  412  angeführten  Stelle. 
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seinem  Charakter  gelegen  hätte,  eine  unumschränkte  dictatori- 
sche  Gewalt,  wie  sie  einst  Sulla  mit  dem  Rechte  der  Gesetz- 
gebung besessen,  erhalten  können:  er  wollte  wenigstens  das 
einzige  Mittel,  welches  ihm  für  die  Rettung  des  Staates  übrig  zu 
sein  schien,  selbst  gegen  die  Wünsche  sonst  gutgesinnter  Bür- 
ger zur  Anwendung  bringen  und,  wie  Catos  Rede  bei  der  Em- 
pfehlung der  Wahl  eines  einzigen  Consuls  beweist*),  erwartete 
man  derartiges  allgemein.  Es  bedurfte  eines  einzigen  durch- 
greifenden Willens.  Die  Annahme  der  Pompejischen  Gesetze  er- 
folgte in  den  letzten  Tagen  des  Monats  März :  schon  am  4.  April 
war  in  Folge  derselben  der  Termin  gegen  Milo  angesetzt 

Vierzehntes  Capitel. 

Pompejus  gab  im  Jahre  52  v.  Chr.  nur  ein  einziges  Gesetz,  das  aber  zwei 
Hanpttheile  hatte.  Der  erste  Theil  enthielt  zwei  Bestimmungen  Aber 
neue  dem  Schwurgerichte  zu  überweisende  Verbrechen,  erstens  Aber  Clo- 
diüs'  Ermordung.  Sie  wird  als  politisches  Verbrechen  behandelt ,  Strafe. 
Die  zweite  Bestimmung  betraf  die  Wahlnmtriebe  und  zwar  seit  dem  Jahre 
70  ▼.  Chr.  Pomp^us'  Absicht  dab|L  Folgerung  über  die  sonstigen  Pro- 
cesse  wegen  ambitns,  sowie  über  die  Dauer  der  beiden  Pompcijischen  Be- 
stimmungen, welche  nur  bis  zum  Ende  des  Jahres  galten.  Der  zweite 
Hanpttheil  des  Pompejischen  Gesetzes  handelte  über  das  Verfahren.  Seine 
allgemeine  Bedeutung  für  alle  Verbrechen ,  aber  Einschränkung  auf  das 
Jahr  52.  Es  ist  mithin  ein  Ausnahmegesetz  für  eine  bestimmte  Zeit. 

Zwei  Gesetze,  sagt  Asconius,  gab  Pompejus**):  das  eine 
handelte  über  Gewaltthat,  das  andere  aber  Wahlumtriebe;  auch 
Dio  erwähnt*^)  Pompejus'  Gesetze,  nach  denen  schärfere  Gerichte 
gehalten  worden  seien,  und  ebenso  Plutarch.^)  Damit  stimmt 
es,  dass  eben  derselbe  Asconius  später,   wo  er  von  Milos  Pro- 


a)  Plut  Cat.  min.  47  j  Pomp.  54. 

b)  AscoD.  p.  37  Duas  (leges)  ex  senatusconsulto  promulgavit,  alteram 
de  vi,  qua  nominatim  caedcm  in  Appia  via  factam  et  incendium  curiae  et 
domum  M.  Lepidi  interregis  oppugnatam  comprehendit,  alteram  de  ambita, 
pocnam  graviorem  et  formam  iadicioriim  breviorem. 

c)  Dio  Cass.  XL,    52  tA  dtxaon^pia  dxpiß^orepov    ^x  tüjv  to'>  nofi-TO]- 

d)  Plut.  Pomp.  55  vdjjLouc  ypd^aq  xatf   o^j;  al  xpCaei;  iYtvovTo. 
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cesse  spricht,  nur  ein  Gesetz  erwähnt*)  und  auch  Cicero  in  sei- 
ner Rede  für  Milo  von  einem  an  das  Volk  gebrachten  Antrage 
spricht.  *")  Damach  scheint  Pompejus  wirklich  mehrere  Gesetze 
erlassen  zu  haben,  von  denen  eines  sieh  auf  Clodius'  Ermordung 
bezog.  Man  begreift  diese  Verschiedenheit  mehrerer  Pompeji- 
schen  Gesetze  schwer.  Denn  sie  wurden  zusammen  im  Senate 
berathen,  zusammen  dem  Volke  vorgeschlagen,  zusammen  von 
demselben  angenommen.  Die  Verschiedenheit  könnte  sich  also 
nur  darauf  beziehen,  dass  jedes  seinen  besonderen  Titel  hatte, 
jedes  für  sich  ein  Ganzes  ausmachte.  Aber  auch  dies  ist  nicbt 
recht  denkbar.  Das  Verfahren  nach  dem  Gesetze  über  Gewalt- 
that  war  das  gleiche  wie  nach  dem  über  Wahlumtriebe,  uod 
zwar  ein  von  dem  früheren  Verfahren  verschiedenes.  Man  müsste 
also  annehmen,  Pompejus  habe  die  gleichen  Bestimmungen  über 
das  Verfahren  zweimal  abgefasst,  zuerst  in  dem  Gesetze  über 
Gewaltthat,  dann  in  dem  über  Wahlumtriebe :  eine  unnütze  Weit- 
läuftigkeit.  Sodann  gab  Pompejus,  wie  sich  später  zeigen  wird, 
viele  gleichartige  Bestimmungen  über  das  Verfahren  auch  bei 
anderen  Processen:  sie  konnten  zyreckmässiger  Weise  weder  dem 
Gesetze  über  Gewaltthat  noch  dem  über  Wahlumtriebe  beigefügt 
werden ,  und  viel  eher  konnte  man  drei  Gesetze  annehmen,  voo 
denen  zwei  die  von  Asconius  genannten  wären,  das  dritte  über 
das  Verfahren  bei  allen  Processen  handelte.  Diesen  Ungehörig- 
keiten entgeht  man  durch  die  Annahme ,  dass  Pompejus  nur  ein 
einziges  Gesetz  gegeben  hat.  Die  alten  Schriftsteller  sind  in 
ihrem  Gebrauche  der  Einheit  und  der  Mehrheit  des  Worte«  „Ge- 
setz^' so  schwankend,  dass  man  daraus  keine  Schlüsse  ziehen 
darf*^):  bald  verstehen  sie  unter  Gesetz  ein  grosses  zusammeo- 
hängendes  Ganze,  selbst  wenn  es  nicht  zu  gleicher  Zeit  erlassen 
worden  ist,  bald  einen  einzelnen  Paragraphen.  Nur  Asconius 
bestimmte  Erwähnung  von  zwei  Gesetzen  macht  Schwierigkeit: 
sie  findet  indessen  ihre  genügende  Erklärung. 


a)  Ascon.  p.  39  Perlata  deinde  lege  Pompeii,  und  weiter  im  Veriaafi? 
seiner  Erzählung. 

b)  Gic.  p.  Mil.  6,  16  At  enim  Gn.  Pompeius  rogatione  sua  et  de  re  et 
de  causa  iudicavit 

c)  Vergl.  oben  S.  31. 
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Pompejus'  Gesetz  zerfiel  in  zwei  Haupttheile.  Der  erste 
handelte  über  die  neuen  Begriffe  von  Verbrechen,  welche  aufge- 
stellt wurden,  der  zweite  von  dem  Verfahren,  welches  stattfinden 
sollte.  Der  erste  umfasst  zwei  neue  „Gesetze",  wie  Asconius 
sagt,  d.  h.  zwei  Bestimmungen  über  Verbrechen,  welche  auf 
eine  besondere  Weise  vor  Gericht  kommen  sollten.  Dass  diese 
nach  Lateinischem  Sprachgebrauche  Gesetze  genannt  werden  dür- 
fen, ist  zweifellos;  wenn  also  Pompejus  nur  zwei  derartige  er- 
liess,  begreift  man,  weshalb  Asconius  von  zwei  Gesetzen  sprach. 
Das  erste  dieser  Gesetze  handelte  über  Gewaltthat  und  umfasste, 
wie  Asconius  sich  ausdrückt '^) ,  den  auf  der  Appischen  Strasse 
geschehenen  Mord  und  den  Brand  der  Curie  und  die  Bestür- 
mung des  Hauses  des  Zwischenkönigs  M.  Lepidus:  es  nannte 
diese  Sachen  ausdrücklich.  Pompejus  gab  nicht  ein  allgemeines 
Gesetz  über  Gewaltthat  und  erwähnte  dabei  unter  andern  die 
mit  Clodius^  Ermordung  zusammenhängenden  Verbrechen.  Hätte 
er  dies  gethan ,  so  würden  wir  in  der  Folge  etwas  von  einem 
Pompejischen  Gesetze  über  Gewaltthat  hören.  Aber  dies  ist 
nicht  der  Fall.  Die  früheren  Gesetze  über  Gewaltthat  bestan- 
den sogar  noch  weiter  fort,  das  Plautische  und  Lutatische.  Milo 
wurde  zu  gleicher  Zeit  nach  dem  Pompejischen  Gesetze  und 
nach  dem  Plautischen  wegen  Gewaltthat  angeklagt  und  sein  Ge- 
nosse M.  Saufejus  ebenfalls. '')  Also  ein  allgemeines  Gesetz  über 
Gewaltthat,  welches  die  anderen  etwa  überflüssig  machte  oder 
eine  wesentliche  Ergänzung  zu  denselben  lieferte,  hat  Pompejus 
nicht  gegeben:  er  beschränkte  sich  auf  den  vorliegenden  Fall. 
Sein  Gesetz  erklärte  die  Theilnehmer  an  Clodius'  Ermordung, 
an  dem  Brande  der  Curie,  an  der  Bestürmung  des  Hauses  des 
Zwischenkönigs  für  schuldig  der  Gewaltthat.  Aus  dem  Verfah- 
ren, welches  es  verordnete,  erkennt  man,  dass  es  ein  Ausnahme- 
gesetz sein  sollte:  es  konnte  keine  allgemein  gültigen  Bestim- 
mungen  enthalten.  Nicht  um  die  Verfassung  zu  ordnen,  war 
Pompejus  zum  alleinigen  Consul  erwählt  worden,  sondern  um 
die  gegenwärtigen  üebel,  welche  augenblickliche  Unordnung  er- 


a)  Ascon.  p.  37  an  der  so  eben  angefahrten  Stelle. 

b)  Ascon.  p.  40  and  54. 
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zeugt  hatten ,  zu  beseitigen.  Ein  anderer  Sinn  kann  selbst  in 
Asconius'  Worten  nicht  liegen.  Denn  ein  Gesetz,  das  allgemeine 
Vorschriften  über  Gewaltthat  gäbe  und  dann  noch  im  Besonde- 
ren über  Clodius'  Ermordung  handelte,  würde  der  nöthigen  Ein- 
heit entbehren.*^)  Richtiger  drückt  sich  Cicero  selbst  aus*), 
Pompejus  hätte  ein  Gesetz  über  den  auf  der  Appischen  Strasse 
geschehenen  Mord  gegeben,  wobei  er,  da  er  nur  Milo  verthei- 
digte,  die  Erwähnung  der  anderen  von  Pompejus  genannten  Ver- 
brechen überging. 

Pompejus  schloss  sich  in  seinem  Gesetze  an  den  Senatsb^ 
schluss  an,  der  Clodius'  Ermordung  selbst  und  die  damit  zusam- 
menhängenden Verbrechen  als  gegen  den  Staat  gerichtet  aner- 
kannt hatte.  ^)  Dadurch  wurde  zuerst  die  politische  Bedeutung 
derselben  ausgesprochen  und  die  Anwendung  des  Cornelischen 
Gesetzes  über  Mord  unmöglich  gemacht.  Ferner  lag  darin  die 
Anerkennung,  dass  die  Theilnehmer  aller  jener  Verbrechen  gleich 
schuldig  wären,  die  Mörder  von  Clodius  in  nicht  höherem  Grade 
als  diejenigen ,  welche  bei  dem  Brande  der  Curie  oder  dem  Un- 
fuge  in  M.  Lepidus'  Hause  mitgewirkt  hatten.  Milos  und  Clo- 
dius' Anhänger  mochten  im  Einzelnen ,  der  eine  mehr ,  der  an- 
dere weniger  schuldig  sein :  ihren  Absichten  nach  hatten  sie  das 
Grösste  gegen  den  Staat  verbrochen.  Milo  selbst,  M  Saufejus 
und  einige  seiner  Freunde  konnten  vielleicht  mit  Erfolg  wegen 
Mord  angeklagt  werden:  wenngleich  der  Erfolg  dennoch  zweifel- 
haft blieb.  Denn  Clodius'  Ermordung  war  unzweifelhaft  aus 
politischen  Gründen  erfolgt.  Aber  viele  Theilnehmer  an  der 
Brandstiftung  und  den  Gewaltthätigkeiten  mussten  nach  den  be 
stehenden  Gesetzen  straflos  ausgehen:  sie  hatten  weder  Waffen 
gehabt,  noch  Plätze  in  der  Stadt  militärisch  besetzt,  noch  ande- 
res gethan,  das  nach  strenger  Erklärung  in  den  Begriff  des  über 
Gewaltthat  gegebenen  Plautischen  oder  Lutatischen  Gesetzes 
passte.  Alle  diese  Ungleichheiten  und  Schwierigkeiten  vermied 
Pompejus  durch  sein  Ausnahmegesetz,  in  welchem  er  alle  Theil- 


a)  Cic.  p.  Mil.  6,  15  At  eoim  Cn.  Pompeius  rogatione  sua  et  de  re  et 
de  causa  iudicavit;  tidit  enim  de  caede,  quae  in  Appia  via  £au^  esset 

b)  S.  oben  S.  415. 
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oehmer  der  namhaft  gemachten  Ereignisse  für  gleich  schuldig 
der  höchsten  im  Staate  zu  begehenden  Verbrechen  erklärte.   Müo, 
der  Clodius  getödtet,  war  nicht  in  höherem  Grade  schuldig,  als 
der  Volkstribun,   der  zuerst  Clodius'  Leichnam  auf  den  Markt 
gebracht  und  dadurch  die  Leidenschaften  des  Volkes  entzündet 
hatte,  oder  als  die  anderen  Volksfnhrer,  welohe  dazu  gerathen 
hatten,  den  Zwischenkönig  mit  Gewalt  zur  Ernennung  vonCon- 
sttln  zu  zwingen.    Daher  wurden  Milos  und  Clodius"  Anhänger 
gleichmässig  von  Pompejus'  Gesetze  getroffen :  der  grösste  Theil 
der  Verurtheilten  gehörte  sogar,  wie  Asconius  bemerkt*),  zu  den 
letzteren.    Denn  Milo  schien  vielfach  nur  zur  Abwehr  von  Clo- 
dius zu  Gewaltthätigkeiten  seine  Zuflucht  genommen  zu  haben. 
Die  Strafe,    welche  Pompejus  verhängte,  war  die  härteste, 
welche  überhaupt  durch  Schwurgerichte  verhängt  werden  durfte, 
Aechtung  der  Person  und  Verlust  des  Vermögens.     Dass  Milo 
nach    seiner   Verurtheilung  in   die   Verbannung  gehen   musste, 
zeigt  schon  der  Schluss  von  Ciceros  Rede  für  ihn:  dass  seine 
Güter  öffentlich  verkauft  wurden,  sagt  Asconius.*")    Dass  diese 
Strafe,   wo  so   viele  Unthaten  zusammen  kamen,  gerecht  war, 
kann  man  nicht  läugnen,  aber  es  fragt  sich,  ob  sie  härter  war, 
als  die  früher  auf  Gewaltthätigkeit   stehende  Strafe.    Asconius 
sagt  im  Allgemeinen  <") ,  Pompejus  habe  eine  härtere  Strafe  be^ 
stimmt:    seine  Worte  beziehen   sich  naturgemäss  auch  auf  die 
wegen  Clodius'  Ermordung  Verurtheilten.    Deshalb  hat  die  grös- 
sere Härte  wohl  in   dem  Vermögensverluste  bestanden.    Denn 
Verbannung  traf  den  nach  dem  Plautischen  Gesetze  Verurtheilten 
schon   früher.     Erst  das  Julische  Gesetz  setzte  auf  öffentliche 
Gewaltthätigkeit  Aechtung,  auf  Privatgawaltthätigkeit  Ehrlosig- 
keit und  Verlust  des  dritten  Theiles  des  Vermögens**) :  die  frü- 
heren Gesetze,  welche  diesen  Unterschied  in  der  Gewaltthätigkeit 


a)  Ascon.  p.  55  Molti  practerea  et  praesentes  et  com  citati  non  re- 
spondissent,  damnati  sunt,  ex  quibus  maxima  pars  GlodiaDonini. 

b)  Ascon.  p.  54  Bona  eins  propter  alieni  aeris  magnitudinem  scmuncia 
venierunt. 

c)  Ascon.  p.  37  an  der  S.  419  angefahrten  Stelle. 

d)  1.  10  §  2  Dig.  ad  leg.  lul.  de  vi  pubL  (XLVIIl,  6;   und  1.  1  Dig. 
ad  leg.  lul.  de  vi  priv.  (XLVin,  7). 
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noch  nicht  machten,  werden  eine  geringere  Strafe  bestimmt 
haben.  Ausserdem  aber  ist  es  bemerkens werth ,  dass  Pompejos 
Gesetz  ohne  Unterschied  des  Standes  alle  Schuldigen  traf:  es 
wurde  nach  ihm  Milo,  ein  gewesener  Prätor,  aber  auch  der 
Schreiber  Sex.  Clodins  verurtheilt.  So  sehr  also  war  damab 
der  Yon  Sulla  beibehaltene  Unterschied  zwischen  Amts-  und  ge- 
meinen Verbrechen  erloschen.  Weil  Pompejus  ihn  nicht  maebec 
wollte,  hatte  er  noth wendiger  Weise  ein  Ausnahmegesetz  erlas- 
sen müssen.  Denn  von  den  bisherigen  Gesetzen  über  Gewät- 
that  bezog  sich  das  Plautische  auf  Senatoren,  das  Lutatiscbe  am 
Leute  nicht  senatorischen  Standes.*)  Zu  Pompejus'  Zeit  dachte 
man  nicht  mehr  daran,  diesen  Unterschied  aufrecht  zu  erhalten. 
Der  zweite  Paragraph  des  Pompejischen  Gesetzes  handelte 
über  Wahlumtriebe  (de  ambitu).  So  berichtet  kurz  Asconios.^; 
Auch  aus  Dio  Cassius*^)  erfahren  wir  nur,  dass  damals  viele 
Processe  über  Wahlumtriebe  stattfanden  und  Pompejus  Einige? 
über  die  Ankläger  verordnet  hatte.  Wir  würden  nicht  im  Stande 
sein,  den  Inhalt  des  Pompejischen  Gesetzes  in  dieser  Beziehon^ 
anzugeben,  wenn  nicht  Appian  Auskunft  gäbe.  Derselbe  er- 
zählt *^),  Pompejus  habe  das  Gesetz  gegeben,  seit  seinem  ersten 
Consulate  (70  v.  Chr.)  bis  auf  die  Gegenwart  solle ,  wer  wolle. 
Rechenschaft  verlangen,  d.  h.  wegen  der  seit  jener  Zeit  gesche* 
henen  Wahlumtriebe  Anklage  erheben.  Dies,  fährt  qt  fort,  sei 
eine  Zeit  gewesen  von  etwas  weniger  als  zwanzig  Jahren  (geois 
achtzehn  Jahre),  in  der  auch  Cäsar  Consul  geworden  war.  h 
also  die  Freunde  Cäsars  argwöhnten,  Pompejus  habe,  um  diess 
beschimpfen  und  stürzen  zu  können,  einen  so  langen  ZeitraoQ 
der  Vergangenheit  umfasst,  und  ihn  aufforderten,  lieber  die  Ge- 
genwart in  Ordnung  zu  bringen  als  wegen  der  Vergangenheit 
so  bedeutenden  Männern  lästig  zu  fallen  und  unter  anderen  aach 
Cäsar  nannten,  so  sei  Pompejus  in  Bezug  auf  Cäsar  böse  ge- 
worden: er  sei  über  jeden  Verdacht  erhaben.    Auch  PompejiLN' 


a)  S.  Bd.  II,  1,  264  flgd. 

b)  Ascon.  p.  37  an  der  S.  419  angefahrten  •  Stelle. 

c)  Dio  Cass.  XL,  52. 

d)  App.  bell.  dv.  U,  23. 
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eigenes  zweites  Gonsulat  werde  von  jenem  Zeiträume  mnfasst 
Deswegen,  behauptete  er,  sei  er  auf  lange  Zeit  zurückgegangen, 
weil  er  den  seit  langer  Zeit  geschädigten  Staat  ordentlich  wie- 
der aufrichten  wolle.  Nach  diesen  Worten  habe  er  das  Gesetz, 
so  wie  er  es  vorgeschlagen  hatte,  durchgesetzt*^)  Bestätigt 
wird  diese  Erzählung  Appians  durch  Plutarch,  der  berichtet*), 
auch  Cato  habe  Pompejus  abgerathen,  auf  die  Vergangenheit 
zurückzugehen.  Ob  er  damit  etwas  ausgerichtet,  setzt  er  nicht 
hinzu;  aber  Appians  Bericht,  dass  der  ursprüngliche  Vorschlag 
zum  Gesetz  erhoben  worden  sei,  ist  bestimmt  und  wir  dürfen 
darnach  als  Inhalt  des  zweiten  Paragraphen  in  Pompejus^  Gesetz 
aonehmen,  alle  Candidaten  seit  70  v.  Chr.  sollten  wegen  ihrer 
Bewerbungen  vor  Gericht  gezogen  werden  können. 

Hieraus  erst  ergiebt  sich  die  ganze  Bedeutung  von  Pompe- 
jus' Gesetz  und  seine  Machtstellung  überhaupt.  Der  Staat  be- 
fand sich  am  Rande  des  Abgrundes  durch  den  unsinnigen  Ehr- 
geiz der  regierenden  Classe,  die  vor  keinem  Mittel  zurückschreckte, 
um  Ehrenstellen  und  Aemter  zu  erlangen,  die  durch  Plünderung 
der  Provinzen  sich  die  Mittel  zur  Freigebigkeit  in  Rom  zu  ver- 
sebaffen suchte,  die  am  Ende  auch  rücksichtslos  Gewalt  anwen- 
dete, um  zum  Ziele  zu  gelangen.  Deshalb  liess  sich  Pompejus 
zuerst  zum  alleinigen  Beamten,  wählen :  es  durfte  Niemand  neben 
ihm  geben,  wenn  nicht  etliche  von  der  Rechenschaft,  die  im 
Allgemeinen  gefordert  wurde,  ausgenommen  werden  sollten.  Dann 
ordnete  er  durch  sein  Gesetz  eine  gründliche  Reinigung  der  Be- 
amten an :  jeder,  der  sich  irgend  etwas  hatte  zu  Schulden  kom- 
men lassen,  wurde  vor  Gericht  gezogen  und  die  Processe  mit 
äusserster  Strenge  geführt,  auch  Strafen  verhängt,  welche  die 
Schuldigen  für  immer  vom  Staate  ausschlössen.  Pompejus  durfte 
hoffen,  nach  solcher  Musterung  die  tauglichen  Elemente  des  re- 
gierenden Standes  wieder  zur  Geltung  zu  bringen.  Freilich  mag 
er  auch  seine  ausserordentliche  Macht  dazu  benutzt  haben,  um 
sich  unter  den  Beamten  und  im  Senate  ergebene  Anhänger  zu 
schaffen  für  den  mit  Cäsar  bevorstehenden  Kampf:  es  erscheint 
wenigstens  der  Senat  später  als  durchaus  Pompejanisch ,    und 


a)  Flui  Gat  48. 
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Cäsar  verstärkte  seine  Macht  durch  die  Begnadigung  der  nach 
Pompejus'  Gesetze  Verurtheilten.  Indessen  dieser  Nachtheil  war 
unvermeidlich:  er  liefert  den  neuen  Beweis,  dass  der  Römische 
Staat  nicht  mehr  ohne  die  überwiegende  Macht  eines  Einzelnen 
bestehen  konnte. 

Wir  halben  den  Inhalt  von  Pompejus'  Gesetze  über  Wahlum- 
triebe angegeben,  und  zwar  den  ganzen  Inhalt.  Denn  davoD, 
dass  er  ausserdem  noch  den  Begriff  des  Verbrechens  genauer 
bestimmt  und  Handlungen,  welche  früher  erlaubt  waren,  for 
unerlaubt  erklärt  habe,  findet  sich  keine  Spur.  Es  wäre  im 
auch  eine  undenkbare  Ungerechtigkeit  gewesen.  Es  war  schon 
hart  genug,  dass  er  vergangene  Verbrechen  in  strengerem  Ge- 
richtsverfahren und  mit  härteren  Strafen  ahndete,  als  die  Ver- 
brecher vermuthet  hatten,  und  nicht  ohne  Grund  wies  Cato  aaf 
diese  Unbilligkeit  hin.  Indessen  sie  mochte  durch  die  Noth  der 
Umstände  entschuldigt  werden,  und  immerhin  hatten  die  vor 
Gericht  Geladenen  das  Bewusstsein,  dass  sie  Unrecht  begangen 
hatten.  Glücklich  waren  demnach  diejenigen,  welche  schon  frü- 
her wegen  Wahlumtriebe  verurtheilt  worden  waren:  sie  waren 
mit  den  gelinderen  Strafen  fortgekommen,  welche  das  Calpur- 
nische  und  später  das  TuUische  Gesetz  verhängt  hatte :  sie  konn- 
ten jetzt  nicht  wieder  vor  Gericht,  gezogen  werden.  Denn  Pona- 
pejus  erhöhte  die  Strafe.*)  Sie  hatte  zuletzt  in  zeitweiser  Ver- 
bannung bestanden*"):  sie  konnte  jetzt  nur  auf  immerwährendt! 
Verbannung  lauten ,  zu  der  freilich  noch  eine  nach  der  Grösse 
des  Vergehens  abzuschätzende  Geldstrafe  hinzukam.  Dagegeo 
f^nd  jetzt  eine  andere  Milderung  des  Gesetzes  statt.  Wir  haben 
bemerkt*^),  dass  von  den  letzten  Gesetzen  über  Amtsyerbrecben 
auch  die  Helfershelfer  der  Bewerber  aus  der  Plebs  betroffen  wur- 
den. Dass  sich  auf  sie  auch  Pompejus'  Gesetz  bezog,  ist  nicht 
wahrscheinlich.  Wenn  die  unlauteren  Elemente  aus  dem  regie- 
renden  Stande  ausgeschieden  waren,  erlosch  die  Thätigkeit  jener 


a)  AscoD.  p.  37  an  der  S.  419  angefahrten  Stelle. 

b)  S.  oben  S.  257. 

c)  S.  oben  S.  256. 
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Helfershelfer  von  selbst,  und  wir  kennen  auch  kein  Beispiel  eines 
damals  geführten  derartigen  Processes. 

Ans  der  Bestimmung  des  Pompejischen  Gesetzes  ergeben 
sich  zwei  Bemerkungen,  von  denen  die  eine  alle  Gesetze  über 
Wahlumtriebe  trifft,  die  andere  Pompejus'  Gesetz  selbst  erläu- 
tert. Es  heisst,  er  habe  verordnet,  alle  Bewerber  seit  dem  Jahre 
70  V.  Chr.  sollten  vor  Gericht  gezogen  werden  können.  Man 
fragt,  weshalb  er  diese  rückwirkende  Kraft  seines  Gesetzes  er- 
wähnte, weshalb  er  nicht  bloss  bestimmte,  fortan  solle  jeder 
Caudidat  in  die  Strafe  seines  Gesetzes  verfallen.  Cäsars  Freunde 
beschweren  sich  über  den  langen,  rückwärts  reichenden  Termin. 
Wenn  Cäsar  sich  bei  seiner  Wahl  zum  Consul  Bestechungen  er- 
laubt hatte,  stand  es  dann  nicht  auch  ohne  ausdrückliche  Er- 
wähnung der  rückwirkenden  Kraft  der  Pompejischen  Bestimmung 
Jedem  frei,  ihn  deshalb  zu  belangen?  Man  muss  annehmen, 
es  sei  nicht  möglich  gewesen  und  nach  den  gewöhnlichen  Ge- 
setzen über  Amtserschleichung  sei  eine  schnelle  Verjährung  ein- 
getreten. Ein  Bewerber  konnte  nur  angeklagt  werden,  bis  er 
das  Amt,  um  welches  er  sich  beworben,  angetreten  hatte,  nach- 
her nicht  mehr,  selbst  nicht  nachdem  er  dasselbe  niedergelegt 
hatte.  Wie  mit  den  glücklichen  Bewerbern ,  so  verhielt  es  sich 
auch  mit  den  unglücklichen,  so  mit  den  Helfershelfern  dersel- 
ben: die  Processe  über  Amtserschleichung  fanden  also  nur  von 
der  Zeit  der  Wahlversammlungen  an  bis  zu  dem  Amtsantritte 
der  betreffenden  Beamten  statt.  Dies  ist  die  nothwendige  Vor- 
aussetzung, unter  der  allein  die  Bestimmung  von  der  rückwir- 
kenden Kraft  des  Pompejischen  Gesetzes  verständlich  ist.  Selbst 
eine  etwas  länget  dauernde  Verjährung  für  das  gewöhnliche  Ver- 
fahren bei  Wahlumtrieben  ist  nicht  anzunehmen.  Denn  Pompe- 
jus  antwortete  Cäsars  Freunden,  auch  sein  eigenes  zweites  Con- 
sulat  falle  unter  sein  Gesetz.    Dies  hatte  er  drei  Jahre  vor  sei- 

« 

nem  dritten  geführt,  und  er  konnte  sich  vor  Cäsars  Freunden 
nicht  rechtfertigen,  wenn  nach  den  alten  Gesetzen  zwar  sein 
eigenes  Consulat,  aber  nicht  das  vier  Jahre  vor  dem  seinen  ge- 
fahrte Consulat  Cäsars  der  Möglichkeit  der  Bestrafung  unterlegen 
hätte.  Dann  wäre  seine  Absicht,  Cäsar  zu  schaden,  offenbar 
gewesen. 
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Zweitens,  Pompejus  masste,  wenn  er  die  Zeit  achtzehi 
Jahre  rückwärts  in  seinem  Gesetze  umfasste,  zugleich  einen  Ter- 
min bestimmen,  bis  zu  welchem  solche  Anklagen  vorzabringefi 
seien.  Seine  Absicht  war,  den  Staat  zu  reinigen  und  ihn  dann 
wieder  der  gewöhnlichen  Verfassung  zu  überlassen.  Er  konnte 
deshalb  nicht  verordnen,  es  solle  von  jetzt  an  überhaupt  erlaubt 
sein,  alle  Bewerber  seit  seinem  ersten  Consulate  zur  Rech^- 
Schaft  zu  ziehen.  Dann  wäre  die  Unruhe  niemals  aas  da 
Staate  gewichen.  Er  hätte  auch  diesen  Zweck  auf  das  Vollsyi- 
digste  und  ohne  das  gehässige  Mittel  einer  rückwirkenden  Knä 
seines  Gesetzes  erreicht,  wenn  er  das  Wesen  der  Anklagen  übe 
Wahlumtriebe  in  so  fern  geändert  hätte,  dass  er  für  dieselbea 
die  in  kurzer  Frist  eintretende  Veijährung  aufhob.  Da  er  ffir 
die  Zeit  rückwärts  einen  Termin  festsetzte,  musste  er  auch  für 
die  Geltung  der  rückwirkenden  Kraft  einen  Termin  bestimmen. 
Auch  für  die  Anklagen  über  Clodius^  Ermordung  und  die  damit 
zusammenhängenden  Verbrechen  war  eine  Grenze  nothwendis^ 
Es  konnte  diese  Einzeluntersuchung  nicht  von  jetzt  an  einen 
immerwährenden  Theil  des  Römischen  Criminalprocesses  bilden 
Die  Grenze  dieser  Einzeluntersuchung  wird  eben  dieselbe  sein. 
wie  diejenige,  welche  für  die  Anklagen  über  Wahlumtriebe  galt 
Sie  ging  bis  in  den  Monat  December  hinein;  denn  die  beiden 
Volkstribunen  Q.  Pompejus  Rufus  und  T.  Munatius  Planca\ 
welche  die  Gewaltthätigkeiten  der  Glodianer  angeführt  hattea. 
wurden ,  als  sie  am  10.  December  ihr  Amt  niedergelegt  bäte 
deshalb  angeklagt  und  verurtheilt  Somit  ging  der  Termin  bi" 
zum  Ende  des  Jahres  52  v.  Chr.  Bis  dahin  dauerte  die  mili- 
tärische Gewalt,  welche  Pompejus  in  Folge  eines  besonderen 
Senatsbeschlusses  in  der  Stadt  hatte,  bis  dahin  konnte  er  den 
Gerichten  Ruhe  und  Sicherheit  gewähre»,  bis  dahin  ging  die 
Befugniss  der  Geschworenen ,  bis  dahin  die  der  Vorsitzenden  in 
den  Gerichtshöfen.  Nachher  hören  wir  weder  von  Anklagen  vt?- 
gen  Clodius'  Ermordung  noch  von  solchen  wegen  Wahlumtriel)^ 
nach  dem  Pompejischen  Gesetze. 

Wir  haben  also  zwei  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  welche 
Ausnahmen  von  dem  gewöhnlichen  Gerichtsverfahren  eiofübrteiu 
aber  Ausnahmen  verschiedener  Art.    Die  erste  führte  far  einen 
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besonders  namhaft  gemachten  Fall  ein  ausser  der  Reihe  statt- 
findendes Verfahren  ein,  and  dies  war  nur  möglich,  wenn  ein 
besonderer  Gerichtshof  eingesetzt  wurde  mit  einem  eigenen  Vor- 
sitzenden, der  jede  Anklage  sogleich  annahm  und  den  ent- 
sprechenden Process  einleitete.  Dieser  Gerichtshof  hiess  der 
über  den  auf  der  Äppischen  Strasse  geschehenen  Mord,  und, 
wenngleich  er  für  verwandt  mit  dem  über  Gewaltthat  bestehenden 
erklärt  war,  blieben  docb  daneben  die  beiden  auf  älteren  Gesetzen 
beruhenden  Untersuchungen  über  Gewaltthat  unverändert.*)  Die 
zweite  Pompejisehe  Bestimmung  betraf  die  zeitweise  Umwand- 
lung des  Gesetzes  über  Wahlumtriebe,  die  rückwirkende  Kraft 
desselben  und  die  härtere  Strafe.  Folglich  hörte  für  die  Zeit, 
wo  dieselbe  galt,  d.  h.  bis  zu  Ende  des  Jahres  52  v.  Chr.,  das 
sonstige  Gesetz  über  Wahlumtriebe  auf  und  erhielt  erst  wieder 
vom  Jahre  51  an  Geltung.  Es  gab  also  für  das  erstere  Jahr 
nur  einen  einzigen  Gerichtshof  über  Wahlumtriebe,  nur  einen 
einzigen  Untersuchungsrichter  und  es  war  unmöglich,  dass  Je- 
mand wegen  dieses  Verbrechens  zugleich  nach  dem  Pompejischen 
und  etwa  dem  Galpurnischen  belangt  wurde :  das  letztere  war 
in  dem  ersteren  enthalten. 

Von  nachhaltigerer  Wichtigkeit  als  diese  auf  vorübergehende 
Zustände  bezüglichen  Bestimmungen  waren,  wie  man  meint,  die 
Veränderungen,  welche  Pompejus  in  dem  Verfahren  vornahm. 
Mit  dem  Gesetze  über  Wahlumtriebe  oder  mit  dem  über  Clodius' 
Ermordung,  glaubt  man,  seien  allgemeine  Bestimmungen  für 
alle  Gerichte  verbunden  gewesen:  Pompejus'  Gesetz  habe  neben 
dem  Einzelchardkter  noch  einen  allgemeinen  gehabt.  Man  ging 
sogar  so  weit,  ein  besonderes  Richtergesetz  von  ihm  anzunehmen, 
unter  dem  man  sich  ein  auf  das  Verfahren  bezügliches  dachte. 
Diesen  Gedanken,  der  auf  einer  weder  begründeten  noch  zu  be- 
gründenden Vermuthung  beruht,  haben  freilich  die  Meisten  nicht 
gebilligt,  aber  eine  Bedeutung  des  Pompejischen  Gesetzes  für 
alle  Gerichte  nehmen  sie  an.  In  der  Ausdehnung  dieser  Bedeu- 
tung weichen  die  Meinungen  wieder  von  einander  ab.  Einige 
setzen  Pompejus'  Gesetz  unmittelbar  mit  der  unter  den  Kaisern 


a)  Ascon.  p.  54  und  55.    Vergl.  oben  S.  421. 
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bestehenden  Gerichtsverfassung  in  Verbindung,  andere  meinen, 
es  habe  keinen  Bestand  gehabt  und  sei  bald  nachher,  als  der 
Zweck,  weshalb  es  erlassen  wurde,  erfüllt  war,  ausser  Gebrauch 
gekommen.^^) 

Die  allgemeine  Geltung  des  Pompejischen  Gesetzes  begrün- 
det man  durch  zwei  Nachrichten.  Tacitus  in  seiner  Schrift  über 
die  gesunkene  Beredsamkeit  spricht  über  die  den  Rednern  gün- 
stigen Gerichtsverhältnisse  der  Republik :  die  Zahl  der  Tage, 
welche  die  Verhandlungen  einnehmen  sollten,  und  die  der  An- 
wälte sei  nicht  bestimmt  gewesen.  Zuerst  hätte  Cn.  Porapejus 
in  seinem  dritten  Consulate  diese  Verhältnisse  gebunden  und 
der  Beredsamkeit  Zügel  angelegt,  so  jedoch,  dass  Alles  auf  dem 
Markte,  Alles  nach  den  Gesetzen,  Alles  vor  den  Prätoren  ver- 
handelt wurde.  *)  Wenn  man  aus  dieser  Nachricht  auf  die  .all- 
gemeine Geltung  des  Pompejischen  Gesetzes  schliesst,  so  legt 
man  hinein,  was  Tacitus  nicht  meinte.  Er  erzählt  weder,  Pom- 
pejus'  Einrichtungen,  welcher  Art  sie  auch  sein  mochten,  seien 
dauernd  gewesen,  noch,  sie  hätten  sich  auf  alle  Processe  er- 
streckt. Wenn  er  auch  nur  für  ein  einziges  Verbrechen  und  für 
ein  einziges  Jahr  ein  abgekürztes  Verfahren  einführte,  so  war 
er  der  erste,  welcher  die  gerichtliche  Beredsamkeit  einschränkte 
und  ein  Beispiel  gab,  das  später  Nachahmung  fand.  Also  Ta- 
citus' Nachricht  beweist  nichts.  Dio  Cassius'  Erzählung  ist  voll- 
ständiger. ^)  Sehr  viele,  sagt  er,  seien  zui*  Rechenschaft  gezogen 
worden,  hauptsächlich  weil  die  Gerichte  nach  den  Pompejiseheo 
Gesetzen  genauer  gehalten  wurden.  Denn  erstlich  stellte  Potn- 
pejus  die  Geschworenenliste,  aus  der  die  Richter  für  den  einzel- 
nen Process  erloost  werden  mussten,  selbst  auf,  zweitens  be- 
gränzte  er  die  Zahl  der  beiderseitigen  Redner,  damit  nicht  die 
Richter  durch  ihre  Menge  in  Unruhe  und  Verwirrung  gebracht 
würden.  Drittens  als  Zeit  bestimmte  er  für  den  Ankläger  zwei, 
für  den  Vertheidiger  drei  Stunden.    Endlich  Lobredner  (laudor 


a)  Tac.  de  orat-  38  primus  haec  tertio  coosolatu  Cd.  Pompeius  astriniit 
impoBuitque  veluti  frenos  eloquentiae,  ita  tarnen  ut  onmia  in  foro,  omnia 
legibus,  omnia  apad  praetores  gerereotur. 

b)  Dio  Gass.  XL,  52. 
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torea)  verbot  er  den  Aogeklagten  gänzlich.  Dies,  fahrt  er  fort*), 
und  einiges  Andere  wurde  gleichmässig  für  alieProcesse  verord- 
net, gegen  diejenigen,  welche  bei  Wahlen  Bestechungen  geübt, 
traf  er  in  Bezug  auf  .die  Ankläger  noch  eine  besondere  Auord- 
nuDg.  Unter  „allen  Processen"  oder  „Gerichten"  versteht  Dio 
nicht  alle  einer  Gattung,  wie  z.  ß.  etwa  über  Wahluni triebe, 
sondern  alle  über  Verbrechen  und  vor  dem  Schwurgerichte  über- 
haupt: dies  ergiebt  sich  theils  aus  der  Sache  selbst,  theils  aus 
den  Processen  über  Wahlbestechung,  welche  besonders  heraus- 
gehoben werden.  Mithin  haben  wir  ein  zweifelloses  Zeugniss, 
dass  Pompejus  für  alle  Schwurgerichtshöfe  neue  und  abgekürzte 
Formen  schuf:  die  Anordnungen  über  die  Richterliste,  über  die 
Zahl  der  Redner,  über  die  Zeitdauer  der  Anklage  und  Verthei- 
digung,  über  das  Verbot  von  Lobrednem  galten  für  alle  von  Ge- 
schworenen entschiedenen  Processe.  Darnach  steht  die  allgemeine 
Bedeutung  des  Pompejischen  Gesetzes  ausser  Frage.  Sie  wird 
mittelbar  durch  Thatsachen  bestätigt.  Pompejus'  Neuerung  be- 
stand hauptsächlich  in  bedeutender  Abkürzung  der  einzelnen 
Fristen  und  somit  des  ganzen  Processes.  Milo  aber  wurde,  wie 
Asconius  erzählt  *"),  nicht  bloss  wegen  Glodius' Ermordung,  nicht 
bloss  wegen  Wahlumtriebe,  sondern  auch  wegen  Genossenschaften 
und  wegen  Gewaltthat  nach  dem  Plautischen  Gesetze  angeklagt 
und  innerhalb  weniger  Tage  verurtheilt.  Nach  dem  älteren  Ver- 
fahren hätten  diese  letzten  Processe  nicht  so  rasch  beendigt 
werden  können.  Appian*')  sagt,  in  Folge  von  Pompejus'  Ge- 
setze seien  Processe  sowohl  über  andere  Verbrechen,  als  ganz 
besonders  über  Bestechlichkeit  und  W^ahlumtriebe  gehalten  wor- 
den und  zählt  unter  den  damals  Verurtheilten  einen  wegen  Be- 
stechlichkeit, einen  anderen  wegen  Gesetzlosigkeit  und  Gottlosig- 
keit verurtheilten  auf.**) 

Indessen  diese  allgemeine  Bedeutung  des  Pompejischen  Ge- 


a)  Dio  1.  1.   xal   tauta   ^l^v   dXXa   t^  xtva  xotol  itavtcuv  6fi.o{u)c  twv  hi- 

b)  Ascon.  p.  54. 

c)  App.  bell.  civ.  II,  23  *0  8^  nop-m^ioc  5fxac  TüpoOxfftei  täv  tc   dfXXwv 
dfjL3pTT](x<iT(uv  %al  fidXtoTa  0(upo6oxtac  xal  $exaafxou. 

d)  App.  belL  civ.  U,  24. 
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setzes,  welche  ausser  Zweifel  ist,  muss  eigenthümlicher  Art  ge- 
wesen sein.    Cäsar  erzählt*),   bei  seiner  ersten  Anwesenheit  in 
Rom  als  Alleinherrscher  noch  während  des  Krieges  mit  Pompe- 
jus  habe  er  etliche,  die  nach  dem  Pompejischen  Gesetze  zu  je- 
ner Zeit  wegen  Wahlumtriebe  verurtheilt  waren,   als  Pompejus 
Soldaten  in  der  Stadt  hatte  und  die  Processe  immer  an  einem 
Tage   beendet  wurden,  durch  das  Volk  begnadigen  lassen.   Er 
tadelt  die  Einschüchterung  der  Richter  durch  Soldaten  und  die 
Ueberstürzung  der  Gerichte.    Sein  Tadel  ist  nur  zu  verstehen, 
wenn   es    derartige  Gerichte  im  Jahre  49  v.  Chr.  nicht  mehr  iu 
Rom  gab:   hätten  sie  damals  noch  bestanden  und  von  Pompeju>' 
drittem  Consulate  an  bis  zum  Bürgerkiiege  Geltung  gehabt,  ^o 
musste   er  nicht  nur  Begnadigungen  Einzelner,   sondern  ein  an- 
deres Richtergesetz  eintreten  lassen.     Die  rückwirkende  Kraft 
des  Pompejischen  Gesetzes  über  Wahlumtriebe  galt  nur  für  das 
Jahr   52  v.  Chr.**);  jetzt  kommen  wir   zu  der  Folgerung,  dass 
das   in   eben  demselben  Gesetze  vorgeschriebene  Verfahren  im 
Jahre  49  aufgehört  hatte.     Während  des  Bürgerkrieges  war  kein 
Richtergesetz  gegeben  worden,  eben  so  wenig  kennen  wir  eines 
vorher:  daraus  folgt,  dass  die  Abkürzung  des  Verfahrens  bei 
Processen  über  Wahlumtriebe  nur  bis  zum  Ende  des  Jahres  52,  bis 
zu  demselben  Termine,  wo  die  rückwirkende  Kraft  des  Gesetzes 
erlosch,  gegolten  hat  und  dies  in  dem  Gesetze  selbst  bestimmt 
war.    War  dies  bei  dem  Verbrechen  der  W^ahlumtriebe,  welchem 
Pompejus   eine  besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet  hatte,  d&* 
Fall,  so  kann  es  bei  den  übrigen  Gerichtshöfen  nicht  anders  ge- 
wesen sein.     Wir  haben  dafür  einen  bestimmten  Beweis.    Asco- 
nius^)  erzählt  von  dem  Processe  des  wegen  Erpressung  im  Jahre 
54  V.  Chr.  verklagten  M.  Aemilius  Scaurus,  derselbe  hätte  sechs 
Vertheidiger  gehabt,  während  bis  dahin  selten  Jemand  mehr  als 
vier  gehabt  hätte:  erst  später  nach  den  Bürgerkriegen  vor  dem 
Julischen  Gesetze  des  Kaisers  Augustus  sei   man   bis  zu  zwölf 
Anwälten  gekommen.    Er  giebt  also  ausdrücklich  an  und  zwar 


a)  Gaes.  bell.  civ.  III,  1. 

b)  S.  oben  S.  428. 

c)  Ascon.  p.  20. 
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allgemein  f&r  alle  Schwurgerichte,  die  Zahl  der  Anwälte  sei  ge- 
setzlich nicht  bestimmt  gewesen  und  so  sei  sie  allmälig  ge- 
wachsen. Dagegen  Pompejus  hat  sie,  wie  Dio  Gassius  sagt*), 
begrenzt.  Sein  Gesetz  kann  also  keinen  Bestand  gehabt  haben: 
die  Abkürzung  des  Verfahrens,  welche  es  einführte,  galt  nur  für 
das  Jahr  52  v.  Chr.^26) 

Hieraus  ergeben  sich  Pompejus'  allgemeine  Bestimmungen 
über  Criminalverbrechen.  Es  gab  für  das  Jahr  52  keine  richter- 
lichen Beamte  im  Staate  und  es  sollte  keine  geben,  Pompejus 
selbst  die  alleinige  Gewalt  haben.  Es  gab  noch  keine  Geschwo- 
renen. Schon  deshalb  bedurfte  es  eines  Gesetzes.  Es  sollten 
aber  sehr  zahlreiche  und  wichtige  Processe  geführt  und  der  Staat 
durch  Ausscheiden  der  unreinen  Elemente  des  regierenden  Stan- 
des gesäubert  werden,  das  Verfahren  also  rasch  und  streng  sein. 
Deshalb  änderte  Pompejus  in  seinem  Gesetze,  nachdem  er  in 
den  ersten  beiden  Paragraphen  desselben  die  nöthigen  Anord- 
nungen über  die  Bestrafung  von  Glodius'  Ermordung,  sowie  über 
das  Verbrechen  der  Wahlumtriebe  erlassen  hatte,  in  den  folgen- 
den Paragraphen  das  Processverfahren  nach  diesen  beiden  Ge- 
sichtspunkten. Es  musste  in  Bezug  auf  die  Vorsitzenden  und 
Geschworenen  damit  in  Uebereinstimmung  gebracht  werden,  dass 
möglichst  viele  Processe  rasch  zu  Ende  kamen  und  die  Möglich- 
keit der  Bestechung  oder  Einschüchterung  wegfiel.  Den  Begri£f 
der  Verbrechen  selbst  zu  ändern  war  eben  so  wenig  nöthig  wie 
bei  dem  der  Wahlumtriebe.  Die  bei  diesem  nöthige  Bestimmung 
über  die  rückwirkende  Kraft  war  bei  den  anderen  Verbrechen, 
bei  welchen  nie  eine  Verjährung  gegolten  hatte,  unnütz.  Mithin 
war  das  Pompejische  Gesetz,  wenngleich  für  alle  Criminalver- 
brechen gültig,  dennoch  ein  Ausnahmegesetz  für  das  Jahr  52 
V.  Chr.,  hervorgerufen  durch  die  eigenthümlichen  Verhältnisse 
desselben  und  durch  den  Wunsch  einer  gründlichen  Reinigung 
des  regierenden  Standes.  Es  erlosch  mit  dem  Amtsantritte  der 
Consuln  des  Jahres  51  und  es  blieb  nichts  von  ihm  übrig  als 
das  Beispiel  einer  raschen  und  fast  militärischen  Rechtspflege, 


a)  Dio  Cass.  XL,  52.    Vergl.  S.  431. 
IV.  28 
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welches  auf  die  spätere  Gestaltang  des  Criminalprocesses  von 
bedeutendem  Einflüsse  war. 


Fünfzehntes  Capitel. 

Die  Bestimmungen  des  Pompi^ischen  Cresetzes  Aber  das  Verfahren.  Atcb 
Beamte  und  im  Staatsdienste  Abwesende  können  angeklagt  werden.  Be- 
lohnungen der  Ankläger  werden  auf  besondere  Weise  festgesetzt.  Die 
Torsitzenden  der  Gerichtshöfe.  Der  über  Clodius*  Ermordung  wurde  ? om 
Volke  erwählt.  Die  der  flbrigen  Gerichtshöfe,  von  Pompgus  ernannt, 
sind  iudices  quaestionis.  Die  Geschworenen  des  Pompidischen  Gesetzes. 
Die  Richterliste  wird  für  das  Jahr  52  v.  Chr.  von  Pompi^us  selbst  au(||^ 
stellt  und  zwar  für  alle  Processe.  Die  Richterliste  Jenes  Jahres  bestaai 
aus  360  Personen  im  Ganzen ,  gleichmässig  aus  den  drei  Ständen  genom- 
men: die  Auswahl  für  den  einzelnen  Process  war  bei  allen  Verbrechen, 
auch  bei  dem  der  Genossenschaften,  auf  gleiche  Weise.  UrtheU  Cäsars 
über  das  Verfahren  nach  dem  Pompejischen  Gesetze.  Ein  Tag  diente  für 
das  Verfahren  in  iudicio.  Die  Tage  für  die  Verhandlung  des  Processes 
waren  bestimmt,  d.  h.  die  seit  dem  ersten  Termine  des  Anklägers  md 
des  Angeklagten.  Meinungsverschiedenheit  über  diese  Dauer,  nid  Schwie- 
rigkeiten, welche  Asconius'  Erzählung  über  Hilos  Process  darbietet.  Die 
Dauer  des  ganzen  Processes  beträgt  fünf  Tage ,  wovon  vier  auf  das  Ver- 
fahren in  iure  und  einer  auf  das  in  iudicio  kommt. 

Das  Ausnabmeverfahreti  des  FoiBpejischen  Gesetzes  ist  na- 
mentlich durch  die  Berichte,  welche  wir  von  Milos  Processe  ha- 
ben, selbst  in  seineu  Einzelheiten  bekannt.  In  Bezog  auf  die 
Angeklagten  verordnet  es  nichts  Neues,  mit  Ausnahme  eine:^ 
einzigen  Punktes.  Die  gewöhnlichen  Gesetze  nahmen  alle  Be- 
amten und  solche,  die  wegen  Staatsgeschäfte  abwesend  waren, 
von  der  Anklage  aus.  Pompejus,  der  seinem  Gesetze  über  Wahl- 
amtriebe  eine  auf  achtzehn  Jahre  zurückwirkende  Kraft  gab  und 
dadurch  durchgebende  Musterung  des  Beamtenstandes  herbeifüh- 
ren wollte,  konnte  diese  Ausnahme  nicht  anerkennen:  er  be- 
stimmte, wenigstens  für  das  Verbrechen  der  Wahlumtriebe,  dass 
Jeder,  mochte  er  ein  Amt  bekleiden  oder  nicht,  zur  Rechenschaft 
sollte  gezogen  werden  können.  Dies  ergiebt  sich  aus  den  Ver- 
handlungen vor  Annahme  des  Gesetzes:  bei  ihnen  sprachen  Cä- 
sars Freunde  die  Befürchtung  aus,  das  Gesetz  möchte  gegen 
diesen  gekehrt  werden,  und  doch  war  er  noch  bis  zum  Jahre 
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50  V.  Chr.  Statthalter  der  grössten  Provinzen  und  mit  den 
wichtigsten  Kriegen  beschäftigt  Er  musste  besolden  können, 
nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  wenigstens  zurückgenifen  zu 
werden  und,  wenn  er  auch  der  Verurtheilnng  entging,  doch  seine 
Statthalterschaft  zu  verlieren.  Pompejus  antwortet  auf  diese 
Einwendungen*) ,  auch  sein  eigenes  zweites  Consulat  falle  unter 
das  Gesetz;  also  musste  er,  trotzdem  dass  er  damals  alleiniger 
Consul  war,  dennoch  angeklagt  werden  können.  Bei  seinem 
dritten  Cousulate,  das  er  nicht  durch  die  Wahl  des  Volkes,  son- 
dern durch  ein  Gesetz  erhalten  hatte,  konnte  von  Wahlumtrie- 
ben nicht  die  Rede  sein.  Also  sowohl  Pompejus  wie  Cäsar  durf- 
ten im  Jahre  52  v.  Chr.  wegen  ainbitus  vor  Gericht  gezogen 
werden.  Metellus  Scipio,  Pompejus'  Schwiegervater,  hatte  bei 
den  Wahlen  für  das  Jahr  52  gleiche  Schuld  auf  sich  geladen 
wie  die  Uebrigen  und  er  wurde  deshalb  von  G.  Memmius  nach 
dem  Pompejischen  Gesetze  angeklagt.  Pompejus  konnte  ihn  nur 
retten,  indem  er  die  Richter  für  ihn  bat,  worauf  der  Ankläger 
freiwillig  die  Anklage  aufgab.^)  Er  machte  ihn  am  1.  August 
zu  seinem  CoUegen  im  Consulate:  hätte  er  ihn  dadurch  vor  der 
Anklage  zu  schützen  vermocht,  so  hinderte  ihn  nichts,  ihn  schon 
früher  dazu  zu  machen.  Dennoch  musste  Pompejus  auch  hier- 
bei eine  Ausnahme  machen :  die  geheiligteu  Beamten  der  Plebs 
durfte  er  nicht  den  Anklagen  unterwerfen.  Die  beiden  Volks- 
tribunen Q.  Pompejus  Rufus  und  T.  Muuatius  Plancus  blieben 
während  ihres  Amtes  unbelästigt  und  wurden  erst  nach  Nieder- 
legung desselben  wegen  offenbarer  Theilnahme  an  den  Unruhen 
nach  Clodius'  Ermordung  verurtheilt 

Ueber  die  Ankläger  gab  Pompejus   nur  eine   einzige  neue 
Bestimmung.'')    Gegen  die,  welche  sich  bei  Wahlen  Bestechun- 


a)  Vergl.  oben  S.  427.     Vergl  auch  S.  402. 

b)  Dio  Gas».  XL,  53;  App.  bell.  civ.  11,  24;  Plut.  Pomp.  55  und  Cat 
48 ;  Val.  Max.  IX,  5,  3. 

c)  Dio  Gass.  XL,  52  lolc  hk  $)}  rdc  dp^dfcc  SexdlCouat  r.a\  touc  npoeaAco- 
xdtac  iirl  xo6t({>  Tivt  xaTTjXcipGus  ^ti^otvjocv,  j^Xov  a^Coiv  oux  ikdyiaro'^  iipo- 
tt*{c  •  ti  jap  TIC  ^jTot  6'jo  TÄv  6(Aofa)v  täv  Te  IXarrdvoiv  ^  %a\  Iva  täv 
p.ctC<$v(f)v  7^  T^c  xa^'  eottiTÖv  akCac  elXcv,  ddeiav  cbptaxCTO.  Vergl.  App. 
bell.  civ.  II,  24  a.  E. 

28* 


436  Die  Belohnang  der  Ankläger. 

gen  erlaubt  hatten ,  sagt  Dio ,  stellte  er  aacb  die  fraber  deshalb 
VerortbeilteD  als  Ankläger  auf,  indem  er  ihnen  eine  nicht  ge- 
ringe Belohnong  verhiess.  Denn  wenn  Jemand  entweder  zwei 
wegen  gleicher  und  geringerer  oder  auch  einen  wegen  gr(toerer 
Schuld,  als  er  selbst  begangen,  zur  Verurtheilnng  brachte,  er- 
hielt er  Straflosigkeit  Dieser  Bericht  ist  für  uns  nicht  recht 
verständlich,  vielleicht  auch  nicht  ganz  genau.  Man  fragt,  was 
eine  grössere,  was  eine  geringere  Schuld  war  und  ob  dieses  Mass 
der  Schuld  in  dem  Nachverfahren  eines  mit  einer  Verurtheilung 
beschlossenen  Processes  durch  richterliches  Urtheil  festgestellt 
wurde.  Als  das  Natürlichste,  was  mit  den  sonstigen  Grund- 
sätzen bei  der  Belohnung  von  glücklichen  Anklägern  überein- 
stimmt*), erscheint,  dass  das  Mass  der  Schuld  nach  dem  Range 
des  Verurtheilten  bemessen  wurde.  Wer  einen  gewesenen  Con- 
sul  der  Wahl  Umtriebe  überführte,  hatte  eine  grössere  Schuld 
nachgewiesen  als  wer  einen  gewesenen  Prätor  zur  Verurtheilung 
brachte,  und  so  weiter  nach  der  Stufeuleiter  der  Ehrenstellen. 
Aber  mit  dieser  Auffassung  passen  Dios  Worte  nicht :  sie  sprechen 
ausdrücklich  von  einer  Grösse  der  Schuld.  £s  passt  dazu  auch 
nicht  das  einzige  uns  überlieferte  Beispiel  einer  solchen  nach 
dem  Pompejischen  Gesetze  erstrebten  Belohnung.  C.  Memmins 
war,  wie  Appian  erzählt^),  wegen  der  Wahlumtriebe,  welche  er 
sich  als  Bewerber  um  das  Consulat  erlaubt  hatte,  vemrtheilt 
Da  nun  Pompejus^  Gesetz  erlaubte,  von  der  Verurtheilung  los- 
zukommen, wenn  man  einen  anderen  wegen  Wahlumtriebe  zur 
Verurtheilung  brachte,  klagte  er  Pompejus'  Schwiegervater  Me- 
tellus  Scipio  wegen  Wahlbestechungen  an,  stand  aber,  da  er  die 
Erfolglosigkeit  der  Anklage  vorhersah,  davon  ab.  Dennoch  hatte 
er  gehofft,  durch  dieselbe  Straflosigkeit  zu  erhalten :  aber  er  und 
Metellus  waren  beide  Prätoren  gewesen,  hatten  beide  bei  der 
Bewerbung  um  das  Consulat  sich  schuldig  gemacht  Wäre  es 
nach  dem  Range  des  Angeklagten  gegangen,  so  wäre  erst  die 
Verurtheilung  von  zwei  gewesenen  Prätoren  zur  Begnadigung 
von  G.  Memmius  genügend  gewesen.    Es  musste   mithin  wirk- 


a)  Man  vergl.  unsere  AuseinasderBetzang  oben  S.  2S2. 

b)  App.  bell.  civ.  U,  24.    Vergl.  oben  S.  435. 
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lieb  auf  die  Grösse  der  Schuld  ankommen :  diese  hoffte  Memmins 
bei  Metellus  Scipio  dergestalt  nachzuweisen,  dass  seide  eigene 
Verschuldung  geringer  erschien,  er  mithin  durch  eine  einzige 
Anidage  Straflosigkeit  erlaugte.  Dann  aber  bedarfte  es  für  die 
Abmessung  der  Schuld  eines  besonderen  richterlichen  Urtheils 
und  die  Grundsätze,  welche  dabei  zur  Anwendung  kamen,  sind 
uns  nicht  bekannt  Wahrscheinlich  bestand  in  diesem  neuen 
Systeme  der  Abschätzung  der  Schuld  sogar  die  Verschiedenheit 
des  Pompejischen  Gesetzes  von  den  übrigen,  welche  über  Wahl* 
Umtriebe  gebandelt  hatten.  Auch  diese  hatten  dem  siegreichen 
Ankläger  als  Belohnung  Straflosigkeit  zugesichert,  wenn  er  ver- 
urtheilt  war,  Beförderung  in  Rang  und  Ehre,  wenn  er  im  Voll- 
besitze aller  Rechte  war.*)  Das  Zuerkennen  der  Belohnungen 
war  ebenfalls  durch  die  Richter  geschehen,  aber  ohne  eine  jedes- 
mal einti*etende  Schätzung  der  Schuld,  welche  eine  leichtere  Zu- 
erkennung  der  Belohnungen  gestatten  mochte.  Dass  diese  sich 
nach  Pompejus'  Gesetze  nur  auf  Straflosigkeit  für  etwa  Verur- 
theilte  beschränkten,  darf  man  aus  Dios  Worten  nicht  schliessen. 
Es  Hess  für  den  Process  über  Wahlumtriebe  ebenso  die  anderen, 
durch  frühere  Gesetze  verheissenen  Belohnungen  bestehen,  wie 
bei  den  Processen  über  Gewaltthat  und  Genossenschaften,  bei 
denen  solche  ausdrücklich  erwähnt  werden.^) 

üeber  die  Vorsitzenden  der  Schwurgerichte  war  in  doppel- 
ter Hinsicht  eine  gesetzliche  Vorschrift  nothwendig.  Erstlich 
eine  ausserordentliche  Untersuchung  war  angeordnet  über  Glo- 
dius'  Ermordung  und  die  damit  in  Zusammenhang  stehenden 
Ereignisse:  für  diese  bedurfte  es,  da  sie  ausser  der  Reihe  der 
übrigen  Verbrechen  vor  Gericht  kommen  sollten,  eines  besonde- 
ren Vorsitzenden.  Pompejus^  Gesetz  bestimmte,  er  sollte  durch 
die  Wahlversammlung  des  Volkes  aus  den  gewesenen  Consuln 
erwählt  werden.  *')    Einen  gewesenen  Consul  verlangte  Pompejus, 


a)  S.  oben  S.  232. 

b)  Ascon.  p.  54  lila  quoque  lege  accusator  eius  (Milonis)  foit  Appius 
Glaadios  et  cum  ei  praemium  lege  daretur,  negavit  se  eo  nti.  —  Post  pau- 
C06  dies  quoqae  Milo  apud  Favoniam  quaestorem  de  sodaliciis  damnatus 
est  accosante  P.  Falvio  Nerato,  cui  lege  praemium  datum  est 

c)  Ascon.  p.  39  Perlatä  deinde   lege  Pompeii,   in    qua   id   quoque 
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wie  Cicero  sagt*),  weil  er  es  für  die  Pflicht  der  Ersten  im  Staate 
hielt,  dem  Leichtsinne  der  grossen  Menge  nnd  der  Unbesonnen* 
heit  der  Verderbten  entgegenzutreten,  d.  h.  ein  Consolar  sollte 
im  Stande  sein,  sowohl  Clodius'  als  Milos  Genossen,  za  denen 
die  angesehensten  Männer  gehörten,  entgegenzutreten.  Die  Wahl- 
versammlung hielt  Pompejus  selbst,  unmittelbar  nach  der  An- 
nahme seines  Gesetzes,  und  schlug  L.  Domifius  Aenobarbos, 
Consul  des  Jahres  54  v.  Chr.,  vor,  einen  unparteiischen  Mann, 
der  auch  in  dem  späteren  Kriege  zwischen  Cäsar  und  Pompejus 
eine  unabhängige  Stellung  bewahrte  und  die  Republik  und  die 
Rechte  des  Staates  vertrat.  Er  wurde  gewählt:  sein  Amt  be- 
gann sogleich  und  dauerte,  so  lange  Pompejus'  Gesetz  galt,  d.  h. 
bis  zu  Ende  des  Jahres:  seine  Befugniss  war  die  gleiche  wie 
die  aller  Vorsitzenden  eines  Schwurgerichtes. 

Die  übrigen  Gerichte  waren  die  gewöhnlichen,  nur  dass 
das  über  Wahlumtriebe  eine  etwas  erweiterte  Befugniss  erhalten 
hatte.  Es  kann  auffallen,  dass  Pompejus  für  diese-s  keinen  be- 
sonderen Vorsitzenden  durch  das  Volk  ernennen  liess.  Wahr- 
scheinlich wollte  er  es,  trotz  der  erweiterten  Befugniss  und 
trotz  der  härteren  Strafe,  dennoch  nicht  besonders  hervorbeben. 
Es  ist  sicher,  dass  es  sich  in  Bezug  auf  den  Vorsitzenden  von 
den  übrigen  Gerichten  nicht  unterschieden  hat  Für  die  Anord- 
nung aller  Gerichte  aber  war  eine  ausserordentliche  gesetzliche 
Bestimmung  nöthig.  Denn  Pompejus  war  alleiniger  Consul,  er 
hatte  dictatorische  Gewalt,  es  sollte  neben  ihm  keine  anderen 
Beamten  geben,  und  dennoch  konnte  er  nicht  alle  Geschäfte  allein 
versehen.  Ein  Herkommen,  wie  es  bei  solcher  Gelegenheit  ge- 
halten werden  sollte,  gab  es  nicht.  Während  der  letzten  Dicta- 
tur,  der  Sullas,  waren  die  gewöhnlichen  Beamten,  sogar  in  ver- 
stärkter Zahl,  für  die  Verwaltung  der  Gerichte  gewählt  worden: 
die  früheren  Dictaturen,   die  entweder  auf  kurze  Zeit  gegolten 


scriptum  erat,  ut  quaestor  suffragio  popali  ex  iis,  qui  consoles  faeraot,  crea- 
retur,  statim  comitia  habuit  creatusque  erat  L.  Domitius  Aeoobarbus 
quaestor. 

a)  Cic.  p.  Mil.  8,  22  Tulit,  ut  conBularem  neeesse  esset,  credo,  qwnd 
principum  munus  esse  ducebat  resistere  et  levitad  multitadinis  et  perdito- 
nim  temeritati. 
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oder  in  kriegerischer  Zeit,  wo  die  Rechtspflege  von  selbst  auf- 
hörte, bestanden  hatten,  konnten  nicht  massgebend  sein,  zumal 
da  seitdem  durch  Einsetzung  der  Schwurgerichte  der  Bedarf  an 
richterlichen  Beamten  ausserordentlich  gewachsen  war.  Deshalb 
glaube  ich,  dass  in  dem  Gesetze,  wodurch  Pompejus  die  consu- 
larische  Gewalt  erhielt,  zugleich  die  Art  und  Weise  angegeben 
wurde,  wie  dieser  nothwendige  Bedarf  an  prätorischen  Beamten 
für  das  Jahr  52  v.  Chr.  zu  beschaffen  sei.  Man  übertrug  Pom- 
pejus die  Ernennung  derselben,  unter  eigener  Verantwortung. 
Denn  dieser  war  der  oberste  Richter  im  Staate:  dies  beweist 
schon  die  Aufstellung  der  Richterliste,  welche  sonst  von  dem 
städtischen  Prator,  als  ursprünglichen  und  obersten  Richter,  aus- 
zugehen pflegte.  Asconius  fuhrt  vier  Vorsitzende  von  Schwur- 
gerichten an*),  M.  Favonius  über  Genossenschaften,  A.  Manlius 
Torquatus  über  Wahlumtriebe,  L.  Fabius  und  M.  Gonsidius  No- 
oianus  über  Gewaltthätigkeit.  Er  nennt  alle  Untersuchungsrich- 
ter (quaestares) y  deutet  also  damit  an,  dass  die  Gewalt  aller, 
somit  auch  die  Art  ihrer  Ernennung  eine  gleiche  war.  Von 
zweien  derselben  haben  wir  nachgewiesen^),  dass  sie  nicht  Prä- 
toren waren,  aber  der  Prätur  nahe  standen,  namentlich  dass 
Favonius  die  Aedilität  bekleidet  hatte.  Sie  können  nicht  vom 
Volke  ernannt  worden  sein.  Denn  sollte  einmal  Volkswahl  statt- 
finden, so  würden  Prätoren  erwählt  worden  sein:  M.  Favonius, 
A.  Torquatus,  M.  Gonsidius  standen  der  Prätur  nahe  und  er- 
langten sie  bald  darauf  wirklich.  Es  war  nach  den  genauen 
Berichten,  welche  uns  Asconius  über  Milos  Process  giebt,  auch 
keine  Zeit  für  eine  Volkswahl.  Pompejus  konnte  keine  Anord- 
nungen über  die  Gerichte  des  Jahres  52  eher  treffen ,  als  bis 
sein  Gesetz  über  die  von  ihm  beabsichtigten  Ausnahmegerichte 
durc.hgegangen  war.  Als  dies  geschehen,  hielt  er  unmittelbar 
die  Wahlversammlung  über  die  Ernennung  des  Vorsitzenden  in 
den  Processen  über  Olodius'  Ermordung*'):  darauf  fand  sogleich 
die  Anklage  Milos  vor  diesem  statt,  zu  gleicher  Zeit  aber  auch 


a)  Ascon.  p.  54  und  55. 

b)  S.  oben  S.  413. 

c)  Vergl.  oben  S.  438. 
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die  Anklage  desselben  vor  den  qudesUyrea  der  gewöhnlichen  G^ 
richte.  Denn  es  heisst,  Milo  sei  auf  ein  und  denselben  Tag  m 
das  Gericht  wegen  Glodias'  Ermordong  und  vor  das  wegea 
Wahlumtriebe  geladen  worden:  folglich  hatte  auch  die EinleituDg 
der  Anklage  an  dem  gleichen  Tage  stattgefunden.  Zwisdien 
dieser  Einleitung  der  Anklage  und  dem  Durchgehen  des  Pomf«- 
jischen  Gesetzes  war  aber  keine  Zeit  zu  weiteren  VolkswahleD 
als  der  des  einen  Vorsitzenden  L.  Domitius:  ein  Act  folgte,  wie 
Asconius  sagt,  unmittelbar  nach  dem  anderen.  Eben  so  wenk 
hat  eine  Wahl  durch  den  Senat  stattgefunden :  er  wird  in  Asc»> 
nius'  Erzählung  ausser  bei  den  Berathungen  über  die  Geset» 
nicht  weiter  erwähnt.  Mithin  geschah  die  Ernennung  der^Mir- 
sitores  durch  Pom pejus  selbst,  in  Gemässheit  der  Vollmacht 
welche  er  als  alleiniger  Consul  erhalten  hatte.  Ein  Dictator  er- 
nannte sich  sonst  selbständig  seinen  Reiterobersten:  jetzt,  wo 
mehrere  Gehülfen  nöthig  waren,  ernannte  Fompejns  sich  gleich- 
sam Legaten,  in  solcher  Anzahl,  wie  sie  das  Bedürfniss  und  die 
Sitte  verlangte.  Er  band  sich  an  das  Herkommen.  Die  Unter- 
suchungsrichter  (iudices  quaestionum)  ^  die  Gehülfen  der  Prtto- 
ren,  wurden  auch  in  gewöhnlichen  Zeiten  aus  gewesenen  Aedi- 
len  entnommen.»)  Ein  solcher  gewesener  Aedil  war  der  vod 
Pompejus  ernannte  M.  Favonius,  wahrscheinlich  auch  M.  CoDsi- 
dius.  Gleichen  Rang  und  gleiche  Stellung  werden  wir  deo 
übrigen  quaesitores  zuschreiben  müssen.  Die  Vertheilung  der 
Geschäfte  unter  ihnen  brauchte  nicht  eben  dieselbe  zu  sein,  wie 
zu  anderen  Zeiten,  und  daraus,  dass  zwei  von  ihnen,  M.  Cöd- 
sidius  und  L.  Fabius  über  Gewaltthat  nach  dem  Plautiscb«B 
Gesetze  richteten,  wird  sicih  kein  Schluss  auf  sonstige  Verhält- 
nisse machen  lassen. 

Heber  die  Geschworenen  des  Jahres  52  v.  Chr.  habeo  wir 
einige  sehr  interessante  Nachrichten.  Asconius  hat  von  Pompe- 
jus' Gesetze,  welches  die  Bestrafung  der  Verbrechen  bei  Clodias 
Ermordung  verordnete,  gesprochen:  er  fugt,  im  Rückblicke  arf 
den  obersten  Richter,  den  durch  Volkswahl  ernannten  Vorsitzen- 
den des  Gerichtshofes,  hinzu:  „Auch  von  den  anderen  Richtern. 


a)  S.  oben  S.  137  flgd. 
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welche  über  diese  Sache  richten  sollten,  stellte  Pompejns  solche 
auf,  dass  es  feststand,  es  seien  niemals  weder  berühmtere  noch 
unbestechlichere  Männer  aufgestellt  worden.''*)  Dies  ist  von 
der  Richterliste  zn  verstehen,  aas  der  die  Geschworenen  f3r  den 
einzelnen  Process  erloost  wurden.  Von  dieser  Erloosung  spricht 
Asconius  später^):  es  worden  81  erloost,  aus  denen  nach  der 
Verwerfung  durch  die  Parteien  51  dasUrtbeil  fällten:  es  waren 
Senatoren,  Römische  Ritter  und  Aerartribunen ,  also  die  drei 
Stände,  welche  das  Aurelische  Gesetz  eingeführt  hatte,  gleich- 
massig  unter  ihnen  vertreten.*^)  Es  kann  indessen  fraglich 
sein,  ob  Pompejus  für  die  Glodianischen  Processe  eine  besondere 
Richterliste  aufgestellt  oder  die  gewöhnliche,  für  alle  Processe 
des  Jahres  52  v.  Chr.  aufgestellte,  auch  fär  sie  hat  gelten  lassen. 
Äebnlich  hatte  es  sich  einst  in  dem  Processe  gegen  P.  Clodius 
Aber  Religions Verletzung"^)  darum  gehandelt,  ob  ausserordentliche 
Geschworene  die  Entscheidung  haben  sollten  oder  aus  den  ge- 
wöhnlichen Geschworenen  nur  ein  ausserordentliches  Gericht  zu- 
sammengestellt werden  sollte:  die  letztere  Ansicht  hatte  nur 
durch  die  Ränke  der  Clodianer  gesiegt.  Pompejus  konnte  im 
Jahre  52  nicht  in  die  Versuchung  kommen,  für  die  Glodiani- 
schen Processe  eine  besondere  Richterliste  aufstellen  zu  wollen. 
Denn  er  fand  keine  gewöhnliche  Richterliste  vor:  er  hatte  sie 
ebenfalls  aufzustellen  und  brauchte  für  die  Entscheidung  über 
Clodius'  Mord  nicht  strengere  Richter  zu  wünschen  als  für  die 
Processe  über  Amtserschleichung  oder  andere  Verbrechen,  wegen 
deren  er  Senatoren  von  der  Regierung  entfernen  wollte.  Diese 
Einheit  der  Richterliste  deuten  unsere  Nachrichten  an.  Asconius 
selbst**)  sagt,  beide  Gesetze,  d.  h.  wie  er  es  versteht,  der  Para- 
graph über  Glodius'  Ermordung  und  der  über  Wahlumtriebe, 
hätten  das  gleiche  gerichtliche  Verfahren  vorgeschrieben,  folglich 
auch  die  gleiche  Ricbterliste :  wenn  aber  diese  für  diese  beiden 


a)  AscoD.  p.  39  Aliorum  quoque  iudicam,  qui  de  ea  re  iudicareot, 
Pompeins  tales  proposoit,  ut  Dunqnam  neqne  clariores  viros  neque  sanctio- 
res  propositos  esse  constaret. 

b)  AscoD.  p.  41  a.  £. 

c)  Vergl.  oben  S.  272. 

d)  AscoD.  p.  37. 
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Verbrechen  galt,  war  sie  far  alle  massgebeod.  Dio  Cassias 
spricht  von  den  Processen  über  Wahlumtriebe:  sie  seien  sehr 
zahlreich  gewesen,  hanptsächlich  weil  nach  den  Pompejiseben 
Gesetzen  die  Gerichte  genauer  gebildet  wnrden.  Denn  er  hätte 
alle  Personen,  aus  denen  die  jedesmaligen  Geschworenen  erloost 
werden  roussten,  selbst  erlesen.*)  Dann  fuhrt  Dio  die  weiteren 
Veränderungen  im  Verfahren  an  und  schliesst  mit  der  Nach- 
richt, alle  diese  Anordnungen  seien  allen  damals  geführten  Pro- 
cessen gemeinsam  gewesen.  Dabei  lässt  sich  eine  für  Clodias 
Ermordung  besonders  aufgestellte  Richterliste  nicht  denken. 
Vellejus  erwähnt^)  die  von  Pompejus  vorgenommene  Aufstelloug 
der  Richterliste  als  ein  bekanntes  geschichtliches  £rei(i:niss,  das 
keiner  näheren  Bestimmung  bedürfe.  Er  könnte  es  nicht  thun, 
wenn  eine  doppelte  Aufstellung  stattgefunden  hätte. 

Mithin  gab  es  für  alle  Processe  des  Jahres  52  v.  Chr.  eine 
einzige  allgemeine  Richterliste:  aus  ihr  wurden  sowohl  für  die 
Ciodianischen,  wie  far  alle  übrigen  Processe  jenes  Jahres  die 
Geschworenen  erwählt.  Pompejus  hätte  sogleich  nachdem  er  zum 
alleinigen  Consul  ernannt  war,  eine  Richterliste  aufstellen  kön* 
nen,  natürlich  nach  den  bisherigen  gesetzlichen  Vorschriften. 
Es  hätten  sogleich  Criminalprocesse  nach  dem  durch  die  frohe- 
ren Gesetze  bestimmten  Verfahren  beginnen  können.  Indessen 
dies  war  nicht  seine  Absicht:  weil  er  das  gesammte  Verfahren 
ändern  wollte,  gab  er  sein  Gesetz,  welches  auch  BestimmuDgen 
über  die  Richterliste  des  Jahres  52  enthielt  Vellejus  erzählt 
gelegentlich  von  seinem  Grossvater  C.  Vellejus,  der  bei  Cn.  Pom- 
pejus ,  später  bei  M.  Brutus  und  Ti.  Nero  pra^edus  fabrum 
war :  er  sagt^),  derselbe  sei  an  sehr  geehrter  Stelle  von  Cn.  Pom- 
pejus unter  jenen  dreihundertsechzig  Richtern  erlesen  worden. 
Er  kann  hiermit  nur  diejenige  Aufstellung  der  Ricbterliste  mei- 
nen, welche  Pompejus  in  seinem  dritten  Consulate  in  Folge  sei- 


a)  Dio  Cass.  XL,  52  icdvrac  tc  ydp  touc  ofvSpac.  i^  «ov  to'jc  ^lYaogv?«; 

b)  Man  sehe  die  alsbald  anzuführende  Stelle. 

c)  Vellei.  II,  76  G.  Velleius  honoratissimo   inter  illos  treoeotos   sex»- 
giuta  iadices  loco  a  Co.  Pompeio  lectus. 
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Des  AusnabmegeBetzes  vornahm.  Denn  Pompejus,  der  nie  Prä- 
tor  war,  bat  keine  weitere  Gelegenheit  gehabt,  Richter  aaszu- 
wählen.  Vellejns  gehörte  zum  Stande  der  Römischen  Ritter  oder 
wahrscheinlicher  noch  der  Aerartribnnen :  als  solcher  von  Pom- 
pejns  in  jenem  Jahre,  wo  es  auf  besonders  sorgfältige  Aaswahl 
der  Richter  ankam,  erlesen  zn  werden,  war  in  der  That  eine 
Ehre.  Unter  diesen  dreihnndertsechzig  Personen  ist  die  Ge* 
sammtzahl  der  in  der  Richterliste  aufgeführten  Personen,  nicht 
etwa  bloss  die  Anzahl  der  aus  dem  Stande  der  Ritter  oder  Aerar- 
tribunen  erlesenen  Geschworenen  zu  verstehen.  Dies  beweist 
Platarch.*)  Er  erzählt,  dass  Pompejus  seinen  wegen  Wahlnm- 
triebe  von  G.  Memmius  angeklagten  Schwiegervater  Metellus 
Scipio  za  retten  wünschte  and  deshalb  alle  dreihandert  und 
sechzig  Richter  in  sein  Haus  einlud:  er  bat  sie,  seinem  Ver- 
wandten zu  helfen  und  erreichte  seinen  Zweck :  der  Ankläger 
selbst  liess  seine  Anklage  fallen.  Hier  müssen  die  Geschwore- 
nen aus  allen  drei  Ständen  gemeint  sein;  denn  jeder  derselben 
hatte  bei  der  Entscheidung  der  Processe  gleich  viel  Geltung. 
Man  hat  noch  eine  dritte  Nachricht  über  die  Anzahl  der  Ge- 
schworenen, nämlich  in  einem  Seuatsbeschlusse  des  Monats  Sep- 
tember des  Jahres  51  v.  Chr.,  welchen  M.  Caelius  in  einem  Briefe 
an  Cicero  rnittheilt^)  Der  Senatsbeschluss  bestimmt,  dass  die 
Gonsuln  des  Jahves  50  vom  1.  März  an  sogleich  über  die  con- 
sularischen  Provinzen  an  den  Senat  berichten  sollten  und  räumt 
alle  etwaigen  Hindernisse  eines  solchen  Berichtes  aus  dem  Wege, 
anter  anilern  auch  den,  der  aus  zu  geringem  Besuche  der  Se- 
nats Versammlung  entstehen  könnte:  die  Gonsuln  sollten  die  £r- 
laubniss  haben,  diejenigen  Senatoren,  welche  zu  den  dreihundert 
Richtern  gehörten,  abzuberufen.  Diese  dreihundert  Richter,  nahm 
man  an,  seien  jene  dreihundert  und  sechzig  durch  das  Pompe- 
jische  Gesetz  eingeführten,  und  entweder  sei  die  Zahl  in  unse- 
ren Ausgaben  zu  verbessern  oder  Cicero  oder  Cälius  habe  der 
Kürze  halber  eine  runde  Zahl  gewählt^^)    Die  letztere' Annahme 


a)  Flut.  Pomp.  55.    Vergl.  oben  S.  435. 

b)  Gic.  ep.  YIIl,  8,  5  et   cum  de  ea  re  ad  senatum  referretur  a  cos., 
qui  eortim  in  COC  iudicibus  essent,  eos  adducere  liceret. 


444  Erklärung  einer  Stelle  Ciceros. 

ist  unzulässig,  weil  es  sich  um  ein  amtliches  Actenstück,  in 
welchem  von  runden  Zahlen  nicht  die  Rede  sein  kann,  handelt, 
die  Veränderung  der  Zahl,  da  die  Handschriften  nicht  schwan- 
ken, eine  Verfälschung.  Die  Voraussetzung,  dass  die  dreihun- 
dert Richter  des  Senatsbeschlusses  gleichbedeutend  sein  sollen 
mit  den  dreihundertsechzig  Richtern  des  Pompejiseben  Gesetzes 
ist  nicht  begründet.  Der  Senat  erlaubt  den  Consuln ,  diejenigen 
Senatoren,  welche  bei  Schwurgerichten  beschäftigt  sind,  zu  den 
Senatssitzungen  über  die  consnlarischen  Provinzen  herbeizuholen: 
er  kann  also  sagen,  jene  Senatoren  befänden  sich  unter  der 
Gesammtzahl  der  Richter,  aber  mit  gleichem  Rechte  auch,  sie 
befänden  sich  unter  der  Zahl  der  für  jedes  Jahr  zam  Richten 
bestimmten  Senatoren:  beide  Ausdrucksweisen  sind  gleich  gut 
Die  erstere  ist  indessen  nicht  anzunehmen ,  eben  weil  die  Zahl 
von  dreihundert  nicht  passt.  Denn  so  wenig  Personen  aus  allen 
drei  Ständen  zusammengenommen  hat  es  nie  in  der  Richter- 
liste gegeben.  Versteht  man  dagegen  diese  uns  überlieferte  Zahl 
von  den  in  der  allgemeinen  Richterliste  befindlichen  SenatoreD 
allein,  so  kommt  man  mit  keinem  Zeugnisse  in  Widersprach,  es 
liegt  dann  in  den  Worten  des  Senatsbeschlusses  eine  auiMende 
Bestätigung  der  früher  von  uns  durch  andere  Gründe  bewiesenen 
Thatsache'),  dass  Pompejus^  Gesetz  nur  für  das  Jahr  52  v.  Chr. 
galt  und  mit  dem  1.  Januar  des  Jahres  51  die  frühere  Gerichts- 
ordnung wieder  eintrat.  Nach  dieser,  wie  sie  ebenfalls  durch 
ein  älteres  Pompejisches  Gesetz  geordnet  war,  gab  es^)  350  Per- 
sonen aus  jedem  Stande  oder  vielmehr  aus  dem  der  Ritter  and 
der  Aerartribunen  in  der  jährlichen  Richterliste  und  damit  lässt 
sich  die  Zahl  von  300  Senatoren,  welche  in  derselben  waren, 
sehr  wohl  vereinen.  Entweder  gab  es  in  der  Richterliste  einige 
Senatoren  weniger  als  Ritter  und  Aerartribunen,  oder  man  nannte 
diejenigen  Senatoren,  welche  in  der  Richterliste  waren,  die  drei- 
hundert Richter,  trotzdem  dass  es  350  waren.  £s  war  ein  her- 
kömmlicher Ausdruck,   bei  welchem  man   die  überschiessende 


a)  Man  sehe  oben  S.  432. 

b)  S.  oben  S.  358. 
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Zahl  nicht  berücksichtigte ,   ähnlich  wie  es  bei  dem  Namen  der 
Decurien  der  Fall  war.*) 

Nach  dem  Pompejischen  Ausnahmegesetze  bestand  also  die 
allgemeine  Richterliste  des  Jahres  52  v.  Chr.  ans  360  Personen, 
wahrscheinlich  gleichmässig  aus  den  drei  Ständen,  mithin  aus 
120  Senatoren,  120  Rittern,  120  Aerartribunen.  Man  begreift 
die  von  Vellejus  hervorgehobene  £hre,  welche  darin  lag,  aus 
der  grossen  Zahl  von  Rittern  und  Aerartribunen  in  diesen  klei- 
nen Kreis  erwählt  zu  werden,  man  begreift  die  Rede,  dass  nur 
die  Trefflichsten  aus  den  zum  Geschworenendienste  berufenen 
Ständen  erlesen  waren.'')  Denn  nur  ungefähr  ein  Drittel,  der 
sonst  üblichen  Zahl  hatte  Pompejus  ernannt.  Der  Grund  davon 
konnte  nur  in  dem  Wunsche  liegen ,  wirklich  unabhängige  und 
tüchtige  Männer  zu  wählen,  welche  ebenso  für  Bestechung  wie 
für  jede  andere  Art  von  £influss  unzugänglich  waren.  Pompe- 
jus hatte  die  Absicht,  das  Richteramt,  welches  schon  in  Ver- 
ruf gekommen  war,  wieder  zu  Ehren  zu  bringen  und  durch  das- 
selbe den  ganzen  regierenden  Stand  von  den  unreinen  und  un- 
ruhigen Elementen,  welche  dem  Staate  die  höchste  Gefahr  ge- 
bracht hatten,  zu  reinigen.®)  Er  wollte  nicht  bloss  Freunde  oder 
Anhänger  von  sich  ernennen:  dies  beweist  schon  M.  Catos  Bei- 
spiel, der  zu  den  senatohschen  Richtern  gehörte^)  und  bei  der 
bekannten  Strenge  und  OiFenheit  seines  Charakters  seinen  un- 
abhängigen Sinn  rücksichtslos  gezeigt  hatte.®)  Aus  dieser  ge- 
ringen Anzahl  der  Richter  aber  ergaben  sich,  da  sich  mehr  Pro- 
cesse  als  gewöhnlich  voraussehen  Hessen,  bedeutende  Verände- 
rungen in  dem  Verfahren.  Entweder  musste  die  Zahl  der  für 
den  einzelnen  Process  erforderlichen  Geschworenen  bedeutend 
verringert  oder  die  Dauer  der  Processe  sehr  verkürzt  werden. 
Pompejus  wandte  beides  an,  aber  das  Letzte  mehr  als  das  Erste. 
Es  waren  Ausnahmegerichte,  welche  er  schaffen  wollte,  und  des- 


a)  Vergl.  S.  102  flgd. 

b)  AscoD.  p.  49  an  der  S.  441  angefahrten  Stelle.    Gic.  p.  Mil.  8,  21 
Itaque  delegit  (Pompeius)  ex  florentissimis  ordinibus  ipsa  lomina. 

c)  Vergl.  oben  S.  433. 

d)  Cic.  p.  Mil.  9,  26;  16,  44:  22,  58;  Ascon.  p.  53. 

e)  Flut  Cat.  48. 
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halb  hob  er  das  frühere  Verfahren  für  eine  Zeit  lang  anl    Am 
deutlichsteD  tritt  dies  bei  den  Processen  über  Genossenschaften, 
für  welche  das   Licinische  Gesetz  ein  eigenthümliches,  auf  die 
Tribus   gegründetes   Verfahren  eingeführt  hatte,   hervor.     Nach 
Pompejus'   neuem  Gesetze    konnte  dasselbe   nicht    fortbestehen. 
Drei  Tribus,   hiess  es  im  Licinischen  Gesetze,   sollten  die  Ge- 
schworenen  für  einen  Process  über  Genossenschaften  liefern^): 
jetzt  gab  es  in  der  Kichterliste  120  Kitter  und  120  Aerartriba- 
nen,  d.  h.,  wenn  man  sie  sich  gleiehmässig  vertheilt  denkt,  un- 
gefähr 3  bis  4  Ritter  und  ebensoviel  Aerartribunen  aus  jeder 
Tribus.     Daraus   würde  sich  für  jeden  Process  über  Genossen- 
schaften als  Gesammtzahl  der  Geschworenen  etwa  27  bis  36  er- 
geben, mithin  15  bis  14  weniger  als  bei  den  übrigen  Processen 
nothwendig  waren.    An   eine  solche  Absonderheit  dieses  einzi- 
gen Processes  darf  man  nicht  glauben,  man  muss  vielmehr  an- 
nehmen, dass  Pompejus'  Gesetz,  wie  es  die  frühere  Processord- 
nung  überhaupt  aufhob,  so  auch  das  Licinische  Gesetz  in  Bezug 
auf  die  Eigenthümlichkeit  des  Verfahrens  für  das  Jahr  52  besei- 
tigte.   Der  Process  gegen  Milo  über  Genossenschaften,  welchen 
P.  Fulvius  Neratus  erhob  ^),  wurde  nicht  bloss  in  eben  denselben 
Fristen ,   mit  eben  denselben  Formen  geführt ,  wie  die  übrigen 
damaligen  Criminalprocesse ,    sondern  auch  vor  GeschworeDen, 
welche  in  gleicher  Weise  aus  der  Richterliste  durch  das  Loos 
erlesen    und   durch    die  Parteien  verworfen  waren.     Pompejus' 
Ausnahmegesetz  galt  für  das  Jahr  52  v.  Chr.  gleiehmässig  für 
alle  Processe. 

Eine  interessante  Schilderung  des  Verfahrens  nach  dem 
Pompejischen  Ausnahmegesetze  haben  wir  bei  Cäsar.'')  Er  er- 
zählt, dass  er  im  Jahre  49  v.  Chr.  einige  wegen  Wahlumtriebe 
nach  dem  Pompejischen  Gesetze  Verurtheilte  durch  das  Volk  in 


a)  Vcrgl.  oben  S.  399. 

b)  Ascon.  p.  54. 

c)  Caes.  bell.  civ.  111,  1  Itemque  praetoribus  tribonisqne  plebis  roga- 
tiones  ad  populum  fereotibos  nonnulloB  ambitus  Pompeia  lege  damnalt» 
illis  temporibuB,  quibas  in  urbe  praesidia  legionnm  Pompeins  haboerat 
quae  iudicia  aliis  andientibus  iudicibus,  alüs  aententiam  ferentibns  singul^ 
diebus  eraut  perfecta,  in  integnim  restitoit. 
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Tributcomitien  begDadigen  Hess,  nnd  ffihrt  für  seine  Massregel 
drei  flntschuldigungsgründe  an.  Erstlich  habe  damals  Pompejns 
die  Stadt  mit  Legionen  militärisch  besetzt  gehabt:  er  that  dies 
vermöge  besonderer  Bevollmächtigang  durch  den  Senat  schon 
vor  seiner  £rw&hlung  zum  alleinigen  Consal.*)  Aber  auch  nach 
Antritt  seines  Amtes  behielt  er  die  Soldaten  in  der  Stadt  and 
gebraachte  sie  namentlich,  um  die  Gerichte  vor  jeder  Störung  durch 
das  erpegte  Volk  zu  schützen,  wie  uns  dies  bei  dem  gegen  Milo 
geführten  Processe  gemeldet  wird.  Cäsar  stellt  dies  als  eine 
Einschüchterung  der  Richter,  als  eine  Beeinträchtigung  des  Vol- 
kes dar,  thut  aber  darin  Unrecht.  Die  militärische  Macht  war 
nothwendig,  um  die  Ruhe  zu  erhalten.  Wie  wenig  die  wirk- 
lichen Rechte  des  Volkes  gekränkt  wurden,  beweist  nicht  bloss 
der  Widerstand,  welchen  Pompejus'  Gesetz  vor  seiner  Annahme 
zu  überwinden  hatte,  sondern  audi  die  Vorgänge  z.  6.  bei  Milos 
Processe.  Vor  dem  entscheidenden  Tage  des  Gerichtes  und  nach 
dem  Zeugenverhöre  hielt  der  Tribun  T.  Munatius  am  Abende 
eine  Volksversammlung**),  worin  er  die  Versammelten  auffor- 
derte, beim  Gerichte  zahlreich  zu  erscheinen  und  den  Ange- 
klagten nicht  entrinnen  zu  lassen.  Die  Betrachtungsweise  Cäsars 
also  ist  in  diesem  Punkte  parteiisch,  die  Thatsache,  welche  er 
erwähnt,  richtig.  Zweitens  führt  er  als  Grund  für  die  Begnadi- 
gung der  Verurtheilten  an,  andere  Richter  hätten  gehört  als 
nachher  das  Urtheil  gesprochen.  Auch  hier  kann  Cäsars 
Betrachtungsweise  eine  eigenthümliche  sein,  die  Thatsache  selbst 
niuss  wahr  sein.  Drittens  endlich  erwähnt  er,  die  Processe  seien 
jeder  an  einem  einzigen  Tage  abgemacht  worden.  W^oUte  man 
dies  so  verstehen,  der  ganze  Process  von  der  ersten  Anklage  an 
bis  zur  Verurtheilung  hätte  nur  einen  einzigen  Tag  gedauert, 
so  käme  man  in  offenen  Widerspruch  mit  den  bei  Milos  Processe 
uns  sicher  überlieferten  Thatsachen.  Man  muss  den  Ausdruck 
Process  (mdicium)  im  engeren  Sinne  als  denjenigen  Theil  fas- 
sen, der  in  dem  eigentlich  so  genannten  Verfahren  in  vadido 
besteht.    Dann  ist  die  Thatsache  richtig.     Cäsars  Tadel  bezieht 


a)  S.  oben  S.  409. 

b)  Ascoo.  p.  41. 
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sich  eben  aaf  das  Ausnahmeverfahren,  welches  Pompejas  ange- 
ordnet hatte:  er  schliesst  sich  den  Ansichten  seiner  Anhänger, 
welche  dem  ganzen  Pompejischen  Gesetze  entgegen  getreten  wa- 
ren, an. 

Scheiden  wir  also,  wie  es  überhaupt  im  Römischen  Rechte 
nothwendig  ist,  das  Verfahren  nach  dem  Pompejischen  Gesetze  in 
das  in  iure  und  in  das  in  iudicio.  Zwischen  beiden  bestand 
ein  uothwendiger  und  vom  Gesetze  selbst  gebotener  Zusammeu- 
hang.  Cicero  entschuldigt  sich  in  einem  Briefe  an  Atticos'), 
dass  er  einen  Process  des  Freigelassenen  Phamea  nicht,  wie  er 
versprochen,  geführt  hatte.  Dieser  kam  zu  ihm  und  verlangte 
seine  Vertheidigung  in  einem  Privatprocesse  gerade  für  den  Tag, 
wo  der  entscheidende  Termin  über  den  nach  dem  Pompejischeo 
Gesetze  angeklagten  P.  Sestius,  einen  vertrauten  Freund  Cice- 
ros,  stattfinden  sollte.  Cicero  entschuldigte  sich  also  bei  Pha- 
mea. „Denn  eine  Vorschiebung,  ssNgt  er,  in  dem  Criminalpro- 
cesse  war  unmöglich.  Du  weisst,  dass  die  Tage  jener  nach 
dem  Pompejischen  Gesetze  geführten  Processe  vorher  bestimmt 
waren.''  Wenn  die  Anklage  geschehen  war,  so  folgte  daraus 
mit  Nothwendigkeit  die  Zeit  des  Termines,  au  welchem  das 
Urtheil  gefällt  wurde.  Der  Vorsitzende  durfte  keinen  Aufechab 
eintreten  lassen.  Wäre  dies  nicht  eine  Eigentbümlichkeit  de:$ 
Pompejischen  Gesetzes  gewesen,  eine  Abweichung  von  dem  sonst 
üblichen  Criminalproeesse,  so  hätte  es  Cicero  nicht  erwähnt: 
Atticus  hätte,  sobald  er  von  der  Anklage  gegen  Sestius  ge- 
hört, sogleich  von  selbst  die  Nothwendigkeit  des  entscheidenden 
Termines  erkannt.  Da  Cicero  aber  das  Pompejiscbe  Gesetz  aus- 
drücklich erwähnt,  muss  dieses  besondere  Bestimmungen  ent- 
halten haben.  Um  sie  zu  finden,  gehen  wir  auf  den  Proces^ 
wegen  Clodius'  Ermordung  ein.  Denn  über  ihn  haben  wir  aus- 
führliche, wenngleich  nicht  ganz  deutliche  Nachrichten. 

Eine  bestimmte  Dauer  des  Processes  war  von  dem  Gesetze 


a)  Cic.  ad  Att  XIII,  49,  1  Is  ad  me  venit  dixitque  iudicem  operan 
dare  sibi  constituisse  eo  die  ipso ,  qao  de  Sestio  nostro  lege  Pompeta  u 
consilium  iri  neces&e  erat.  Scis  enim  dies  illorum  iudicioram  praestitota» 
fuisse.     Veigl.  epist.  VII,  24,  2. 
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Yorgeschrieben.    Aber  diese  Zeit  ging  nicht  von  dem  Tage  an, 
wo  der  Ankläger  zuerst  seine  Anzeige  machte  und  die  Einlei- 
tung des  Processes  verlangte.    Dies  ergiebt  sich  aas  den  gegen 
Milo  angestellten  Processen.    Das  Pompejische  Gesetz  war  gegen 
£nde  M&rz  darchgegangen*),  der  Vorsitzende  für  die  Processe 
über  Clodius'  Ermordong  erwählt,    die  Richterliste  aufgestellt: 
soglejlch,  sagt  Asconius^),  wurde  Milo  angeklagt  wegen  Clodius' 
Ermordung,    und    ebenso  wegen  Wahlumtriebe,   ferner  wegen 
Gewaltthätigkeit  und  wegen  Genossenschaften.    Als  Termin  für 
das  Erscheinen  des  Angeklagten  wurde  bei  den  beiden  Processen 
über  Clodius'  Ermordung   und    wegen  Wahlumtriebe    ein    und 
derselbe   Tag  angesetzt,  der  4.  April   (pridie  Nonas  Apriles). 
Deshalb  schickte  Milo  zu  dem  Processe  über  Wahlumtriebe  seine 
Freunde  und  bat  um  Aufschub  desselben,  weil  er  an  eben  dem- 
selben Tage  vor  dem  anderen  Gerichtshofe  zu  erscheinen  habe. 
Der  Aufschub   wurde  ihm  bis  nach  Beendigung  des  Processes 
über  Clodius'  Ermordung  bewilligt:  er  hätte  nicht  bewilligt  wer- 
den können,   wenn  das  Gesetz  einen  kurzen  Zeitraum  zwischen 
dem  Vorfordern  des  Angeklagten  und  dem  Erscheinen  desselben 
vor  Gericht  bestimmt  hätte.    Für  die  beiden  anderen  Anklagen 
wegen  Gewaltthätigkeit  und  Genossenschaften  wissen  wir  zwar 
nicht  den  Termin ,   an  welchem  Milo  vorgeladen  war ;  er  wurde 
aber  sicherlich,  wenngleich  die  Anklage  zugleich  mit  der  ersten 
über   Clodius'  Ermordung  oder  wenigstens  unmittelbar  nachher 
erhoben  worden  war ,   von  Anfang  an  nach  der  ersten  Anklage 
festgesetzt     Mithin  gab  das  Gesetz  dem  Vorsitzenden  der  Ge- 
richtshöfe einen  gewissen  Spielraum,  innerhalb  dessen   er  den 
Umständen  nach  den  ersten  Termin,  an  welchem  der  Angeklagte 
zu  erscheinen  hatte,  ansetzen  durfte.    Es  wich  insofern  von  den 
früheren  Gesetzen  ab,  als  es  schon   einen  sehr  nahen  Termin, 
etwa  den  dritten  Tag,  gestattete,  aber  auch  einen  weiteren  musste 
es   erlauben.     Denn   innerhalb   dieses  Zeitraumes  mussten  von 
den  Parteien  die  Vorbereitungen  für  den  Process  geschehen  und 
diese  konnten,  wo  es  auf  Herbeischaffen  besonderer  Zeugen  und 


iV. 


a)  S.  oben  S.  417. 

b)  Aflcon.  p.  39  a,  £. 
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Beweise  ankam,  längere  Zeit  erfordern.  Ebenfalls  musste  wäh- 
rend dieses  Zeitraums  eine  etwaige  Entscheidung  über  die  An- 
kläger (divinatio)  getroffen  werden.  Diese  konnte  zwar,  wie 
es  bei  Milos  Processe  über  Wahlumtriebe  der  Fall  war,  rasch, 
vielleicht  an  dem  Tage  der  Anklage  selbst,  geschehen,  konnte 
aber  auch  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen.  Bei  P.  Sestios 
kurz  zuvor*)  erwähnten  Processe  stellte  also  Phamea  an  Cicero 
die  Bitte  um  Vertheidigung  in  einem  anderen  Privatprocesse, 
als  für  Sestius  schon  der  erste  wirkliche  Termin  der  Anklage 
und  Zeugenvernehmung  gehalten  worden  war  und  die  weiteren 
Termine  gesetzlich  geregelt  waren.  Dagegen  Pompejus'  Schwie- 
gervater Metellus  Scipio  war  von  C.  Memmius  nur  vorgefordert 
worden,  hatte  auch  den  ersten  Termin  der  Verhandlung  ange- 
setzt erhalten,  als  Pompejus  einschritt  und  um  die  Gunst  der 
Richter  warb.**)  Sein  Gesetz  war  strenger  als  die  früheren,  in 
so  fern  es  die  schnelle  Beendigung  jedes  Processes  gestattete 
und  z.  B.  eimöglichte ,  dass  die  Volkstribunen  des  Jahres  52. 
nachdem  sie  am  10.  December  ihr  Amt  niedergelegt  hatten,  vor 
dem  Beginne  des  neuen  Jahres  verurtheilt  wurden,  aber  es  war 
nicht  so  unbillig,  die  Möglichkeit  der  Vertheidigung  abzu- 
schneiden. 

Also  die  „vom  Pompejischen  Gesetze  vorherbestimmteil 
Tage",  wie  Cicero  sich  ausdrückt,  begannen  von  dem  ersten  Ter- 
mine, den  der  Angeklagte  mit  dem  Ankläger  zusammen  hatte: 
von  da  an  war  die  Dauer  des  Processes  gesetzlich  vorgeschrie- 
ben: er  konnte  weder  mehr  noch  weniger  Tage  dauern.  Schon 
früher  mochten  einzelne  Crimiualprocessc ,  namentlich  über  ge- 
meine Verbrechen,  nicht  länger  gedauert  haben ;  aber  weil  kehie 
gesetzliche  Beschränkung  stattfand ,  hatten  alle  wichtigeren  und 
politischen  Processe  eine  viel  längere  Zeit  in  Ansprach  genom- 
men.' Die  Bestimmungen  des  Pompejischen  Gesetzes  könneo 
wir  nur  aus  Asconius'  ausführlichen  Nachrichten  über  Milos 
Process  erkennen.  Aber  auch  sie  haben  zu  Meinungsverschie- 
denheiten Anlass  gegeben,  und  diese  wurden  vermehrt  durch  eine 


a)  S.  oben  S.  448. 

b)  Plut.  Pomp.  56.    VergL  oben  S.  443. 
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Verschiedenheit  der  Lesart  bei  Asconius.  Derselbe  giebt  näm- 
lich im  Anfange  seiner  Erklärung  der  Ciceronischen  Rede  als 
Tag,  an  dem  sie  gehalten  worden  sei,  den  8.  April  an*),  später 
im  Verlaute  seiner  Erzählung  als  Tag  der  Schlussverhandlung, 
an  welchem  jedenfalls  Cicero  seine  Rede  gehalten  hat,  den 
11.  April.  ^)  Eine  dieser  beiden  Angaben  muss  auf  einem  Feh- 
ler beruhen.  Fast  alle  Gelehrte  haben  sich  ffir  die  erstere,  den 
8.  April,  ausgesprochen  und  sie  wird  durch  eine  Bemerkung  Ci- 
ceros  selber  in  der  uns  erhaltenen  Rede  bestätigt.  Er  sagt  näm- 
lich''), der  gegenwärtige  Tag,  an  dem  er  spreche,  sei  der  102. 
seit  Clodins'  Tode.  Dies  stimmt  nicht,  wenn  man  drei  Tage 
weiter  bis  zum  11.  April  zählt.^^)  Es  würde  allenfalls  stimmen, 
wenn  man  als  Schlusstermin  des  Processes  den  9.  April  annähme 
und  dies  ist  der  Grund  gewesen,  weshalb  man  beide  Angaben 
von  Asconius  für  irrthümlich  erklärt  und  eine  sechstägige  Dauer 
des  Processes  vom  4.  bis  9.  April  angenommen  hat  Dies  ist 
nicht  zu  billigen  und  beruht  auf  irrthumlicher  Erklärung  von 
Asconius'  Bericht  Dieser  ist  in  der  That  nicht  ganz  klar  und 
war  Veranlassung,  dass  auch  diejenigen,  welche  am  8.  April  als 
dem  Schlusstage  des  Processes  gegen  Milo  festhielten,  darüber 
uneinig  waren,  ob  die  Verhandlungen  selbst  vier  oder  fünf  Tage 
gedauert  haben.  Man  beachtete  nicht  die  dem  Processe  gegen 
Milo  eigenthumlichen  Verhältnisse,  welche  ihn  in  gewisser  Be- 
ziehung von  den  anderen  nach  Pompejus'  Gesetze  geführten  Pro- 
cessen unterscheiden.**) 

Eine  allgemeine  Schilderung  des  Verfahrens  giebt  Asconius, 
wo  er  von  der  Beantragung  desselben  beim  Volke  spricht^) 
Das  Gesetz,  sagt  er,  befahl  zuerst  die  Zeugen  aufzustellen,  dann 


a)  Ascon.  p.  31  Hanc  dixit  Gn.  Pompeio  111  consule  a.  d.  VI  Id. 
April. 

b)  Ascon.  p.  41  Postero  die,  qui  fait  a.  d.  III  Idus  Aprilis,  clausae 
fuerunt  tota  urbe  tabernae  u.  s.  w. 

c)  Cic.  p.  Mil.  35,  98  centesima  lux  est  haec  ab  interitu  P.  Clodii  et, 
opiüor,  altera. 

d)  Ascon.  p.  37  Utraque  enim  lex  prius  testes  dari,  deinde  uno  die 
atque  eodem  et  ab  accasatore  et  ab  reo  perorari  iabebat,  ita  ut  duae  ho- 
rae  accusatori,  tres  reo  darentur. 
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dass  an  einem  und  demselben  Tage  sowohl  von  dem  Ankläger  wie 
von  dem  Angeklagten  die  Reden  beendet  würden.  Er  stimmt 
in  dem  zweiten  Merkmale,  das  er  angiebt,  mit  Cäsars  von  uns 
angeführten*)  Urtheile  über  die  Pompejischen  Gerichte  übercin. 
Auch  dieser  sagt,  das  Gericht  selbst,  d.  h.  das  eigentliche  Ver- 
fahren in  indicio,  habe  nur  einen  Tag  gedauert.  Als  anderes 
Merkmal  aber  fügt  Asconius  hinzu,  das  ZeugenverhOr  habe  vor- 
her stiittgefunden ,  also  in  iure.  Dies  ist  sehr  charakteristisch. 
Denn  bei  dem  gewöhnlichen  Verfahren  fand  dasselbe  in  iudieio 
statt  und  Pompejus  musste  in  Folge  dieser  Anordnung  noch 
eine  weitere  Aenderung  vornehmen.  Für  die  Zeitdauer  des  Pro- 
cesses  erfahren  wir  aus  dieser  allgemeinen  Schilderung  nichts. 
Nur  den  letzten  Tag,  d.  h.  also  in  Milos  Processe  den  8.  April, 
werden  wir  aussondern  können  und  für  sich  betrachten.  Hier 
handelt  es  sich  zunächst  über  das  Verfahren  in  iure. 

Darüber  giebt  Asconius,  nachdem  er  von  dem  ersten  Ter- 
mine  gesprochen  und  ehe  er  die  besonderen  Vorgänge  bei  Milos 
Processe  schildert,  Auskunft.  Der  Ankläger  und  Milo  sind  am 
4.  April  vor  dem  Untersuchungsrichter  L.  Domitius  erschienen 
und  haben  zuerst  eine  Verhandlung  über  Zeugen,  welche  dem 
Ankläger  zu  Gebote  gestellt  werden  sollen.  Darauf  begann  das 
Zeugen  verhör.  „Denn  das  Gesetz,  sagt  Asconius*"),  befahl,  dass 
vor  Verhandlung  der  Sache  die  Zeugen  während  dreier  Tage 
verhört  würden  und  die  Richter  ihre  Aussagen  bestätigten,  am 
vierten  Tage  alle  auf  den  folgenden  Tag  vorgeladen  und  in  Ge- 
genwart des  Anklägers  vthd  des  Angeklagten  die  Kugeln,  auf 
denen  die  Namen  der  Richter  standen,  gleich  gemacht  würden." 
Dann  folgt  wiederum  der  folgende  Tag,  an  welchem  das  Ver- 
fahren in  iudieio  stattfand.  Hier  werden  deutlich  vier  Tage  auf- 
gezählt, drei,  an  denen  das  Zeugen  verhör  stattfand,  der  vierte, 
an  dem  andere  Vorbereitungen  für  das  Verfahren  in  iudieio  ge- 


a)  S.  oben  S.  446. 

b)  Ascon.  p.  40  lex,  ut  supra  diiümus,  iubebat,  ut  prios  quam  causa 
ageretar,  testcs  per  triduiim  audirentur,  dicta  eorum  iadices  confinnamit 
quarta  die  adesse  omnes  in  diem  posterum  iuberentor  ac  coram  accosa* 
tore  ac  reo  pilae,  in  quibas  uomina  iudicum  inscripta  essent,  aeqnareotar. 
deia  rursus  postera  die  u.  s.  w. 
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troffen  wurden.  Dieses  letztere  mit  einbegriffen  wurde  also  der 
gesammte  Proeess  fünf  Tage  währen.  Mit  diesen  Vorschriften 
des  Gesetzes  scheint  die  £rzählung,  welche  Asconius  demnächst 
über  Milos  Proeess  giebt,  nicht  zu  stimmen;  aber  es  ist  nur 
eine  kleine  Ungenanigkeit,  welche  diese  scheinbare  Verschieden- 

« 

heit  hervorbringt.  Am  ersten  Tage,  sagt  er'^),  trat  einer  von 
Clodins'  Begleitern  Cassinins  Schola  als  Zeuge  auf.  Bei  seinem 
Kreuzverhöre  durch  Milos  Anwalt  entstand  solches  Lärmen  von 
Seiten  der  Clodianer,  dass  Domitius  selbst  und  Milo  und  dessen 
Anwalt  militärische  Hülfe  von  Pompejus  erbaten.  Wahrschein- 
lich also  wurde  für  jenen  ersten  Tag  die  weitere  Verhandlung 
ausgesetzt.  Am  folgenden  Tage  erschien  Pompejus  mit  Solda- 
ten, die  Clodianer  waren  erschreckt  und  das  Zeugenverhör  ging 
„zwei  Tage  lang''  ruhig  vor  sich.  Asconius  nennt  dann  die 
Zeugen,  welche  auftraten,  zuletzt  Clodius'  Schwiegermutter  Sem- 
pronia  und  seine  Gattin  Fulvia.  Er  fährt  fort^) :  „Als  um  die 
zehnte  Stunde  das  Gericht  entlassen  war,  ermahnte  T.  Munatius 
das  Volk  in  einer  Versammlung,  es  sollte  am  folgenden  Tage 
zahlreich  erscheinen  und  Milo  nicht  entrinnen  lassen.''  Darauf 
werden  die  Ereignisse  an  dem  entscheidenden  Gerichtstage,  dem 
8.  April,  berichtet.  Hier  fehlt  die  Erwähnung  des  vierten  Tages 
und  es  sieht  aus,  als  ob  Munatius  seine  Volksversammlung  am 
dritten  Tage  unmittelbar  nachdem  die  letzten  Zeugen  gesprochen, 
gehalten  habe  und  der  vierte  Tag  der  entscheidende  des  Urtheils 
gewesen  sei.  Aber  dann  würde  ein  Widerspruch  entstehen  nicht 
bloss  mit  Asconius*  eigener  Erzählung,  sondern  auch  mit  der 
Thatsache,  dass  zwischen  dem  4.  und  8.  April  fünf  Tage  liegen. 
Hätte  man  in  der  handschriftlichen  Ueberlieferung  einen  Anlass, 
Asconius'  Worte  an  der  einen  oder  der  anderen  Stelle  zu  ändern, 
so  würde  sich  wohl  eine  tadellose  Erzählung  herstellen  lassen. 
^^  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  wird  man  die  Uebereinstimmung 
von  Asconius   mit  sich  selbst  durch  Erklärung  suchen  müssen, 


&)  Ascon.  p.  41. 

b)  Ascon.  L  l.  Dimisso  circa  horam  decimam  iudicio  T.  Munatius  pro 
contione  populom  adhortatas  est,  ut  postero  die  frequens  adesset  et  elabi 
Milonem  non  pateretar  u.  s.  w. 
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wobei  freilieb  zu  bedauern  bleibt,  dass  derselbe  nicht  durch  be- 
stimmteren Ausdruck  jeder  Zweideutigkeit  vorgebeugt  hat 

Das  Gesetz  gebot,  das  Zeugen  verhör  solle  vor  dem  eigent- 
lichen Termine  stattfinden  und  drei  Tage  dauern*),  femer  am 
vierten  Tage  sollten  weitere  bestimmt  namhaft  gemachte  Vorbe- 
reitungen für  den  Process  getroffen  werden.  In  diesen  Worten 
liegt  nicht,  dass  das  Verhör  an  den  ersten  drei  Tagen  des  Pn>- 
cesses  gehalten  werden  muss :  es  kann  auch  an  den  drei  letzten 
des  Verfahrens  in  iure^  also  am  zweiten,  dritten,  vierten  Tage 
stattfinden,  nur  müssen  an  dem  vierten  Tage  noch  ausserdem 
die  anderen  nothwendigen  Vorbereitungen  geschehen.  Nun  war 
bei  Milos  Processe  die  Eigenthümlichkeit,  dass  sich  über  die  Zn- 
lässigkeit  der  Zeugen  ein  Streit  zwischen  den  Parteien  erhob: 
der  Ankläger  verlangte  die  Sclaven  Milos  zur  peinlichen  Frage, 
Milo  aber  hatte  sie  freigelassen.  Dies  war  im  Römischen  Rechte 
eine  sehr  wichtige  Frage,  schon  einmal  vor  Pompejus  angeregt, 
aber  damals  nicht  entschieden.^)  Es  fanden  dabei  die  Reden 
der  beiderseitigen  Anwälte  statt  und  ehe  Domitius  nach  Anhö- 
rung seines  RichtercoUegiums  entscheiden  konnte,  der  Ankläger 
solle  aus  der  Zahl  jener  Sclaven,  so  viele  er  wolle,  angeben, 
das  Gericht  werde  dann  die  Befragung  derselben  anordnen 
—  ehe  es  zu  diesem  Ergebnisse  kam,  konnte  ein  grosser  Theü 
des  Termines  verflossen  sein  und  ^  sich  nicht  mehr  lohnen, 
mit  dem  Zeugenverhöre  zu  beginnen.  Dann  nahm  dasselbe  den 
2.,  3.  und  4.  des  ganzen  Processes  ein  und  am  4.  geschahen 
zugleich  die  weiteren  Vorbereitungen  für  das  Verfuhren  in  iudi- 
cio.  Asconius  tritt  dieser  Erklärung  nicht  entgegen:  er  sagt 
nachdem  er  von  dem  Streite  über  Milos  Sclaven  gesprochen^): 
„Darauf  wurden  die  Zeugen  vorgeladen.''  Dies  kann  heissen: 
„an  eben  demselben  Tage,  wo  die  Entscheidung  über  das  Ver- 
hör der  Sclaven  gefällt  war'',  aber  eben  so  gut:  „am  folgenden 
Tage."     Der  Ausdruck  ist  unbestimmt.    Im  Verlaufe  seiner  Er- 


a)  AscoD.  p.  40  an  der  zuvor  S.  452  angeführten  Stelle. 

b)  Ascon.  p.  36.    S.  oben  S.  409. 

c)  Ascon.  p.  40  Gitati  deinde  testes  secondum  legem,  quae,  at  snpra 
diximus,  iubebat.    Vergl.  die  weiteren  Worte  S.  452. 
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Zählung  über  das  Zeugenverhör  würde  dann  Asconius  unter  dem 
„ersten  Tage"*)  den  ersten  des  Verhöres,  nicht  des  Processes 
verstehen.  Das  Ergebniss  ist  somit:  der  ganze  Process  dauerte 
nach  dem  Pompejischen  Gesetze  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
als  fünf  Tage :  an  den  vier  ersten  fand  das  Verfahren  in  iure 
statt,  am  fünften  das  in  iudicio.  Das  Zeugen  verhör  konnte 
am  1.,  2.  und  3.,  aber  je  nach  Umständen  auch  am  2.,  3.  und 
4.  gehalten  werden.  Der  Anfang  des  Processes  gegen  Milo  fand 
am  4.  April  statt,  der  Schlusstermin,  an  welchem  die  Verurthei- 
Inng  erfolgte,  am  8.  April. 


Sechzehntes  Capitel. 

Tielfoches  Zasammenfallen  der  gerichtlichen  Yerhandlangen.  Wer  die 
Richter  bei  dem  Yerfohren  in  iure  waren.  Das  Zengenverhör  des  Yor- 
▼erfthrens.  BesUtignng  der  Zeagenanssagen  darch  die  Richter.  Sie  wer- 
den beim  Hanpttermine  vorgelesen.  Ugenthttmlichkeiten  des  Zengenver- 
hörs.  Yorbereitnngen  für  den  Haapttermin.  Der  Haapttermin  danert 
einen  Tag,  Eintheilnng  desselben.  Aaswahl  der  Geschworenen,  Abstim- 
mung derselben.  Zahl  der  Anwälte  verringert,  Lobredner  verboten.  All- 
gemeine Schildemng  des  Pompejischen  Gesetzes. 

Wir  haben  bisher  Bestimmungen  des  Pompejischen  Gesetzes 
kennen  gelernt  über  die  Ankläger,  die  Angeklagten,  die  Vor- 
sitzenden, die  Geschworenen,  endlich  die  Dauer  des  Processes. 
Um  seine  Eigenthümlichkeit  ganz  zu  erkennen  und  namentlich 
den  Grandsatz,  welchen  es  zuerst  in  den  Kömischen  Criminal- 
process  einführte,  zu  verstehen,  ist  es  nöthig,  in  die  Einzelheiten 
desselben  noch  weiter  einzugehen. 

Es  fanden  nach  Annahme  des  Pompejischen  Gesetzes  viele 
Processe  statt:  an  den  Missethaten,  welche  mit  Clodius'  Ermor- 
dung zusammenhingen,  hatten  sich  Viele  betheiligt,  es  waren 
überhaupt  seit  drei  Monaten  keine  Criminalprocesse  geführt  wor- 
den. Gegen  Milo  selbst  wurden  sogleich  vier  Processe  eingelei- 
tet, gegen  seinen  Genossen  M.  Saufejus  zwei**),  wegen  Clodius' 


a)  Ascon.  p.  41  Primo  die  datus  erat  in  Milonem  testis. 

b)  Abcod.  p.  54. 
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Ermordung  und  der  daraof  folgeuden  Unruhen  wurden  Vkie 
theils  anwesend  theils  abwesend,  da  sie  sich  zu  den  Tenninei 
nicht  gestellt  hatten,  verurtheilt ")  Andere  Schriftsteller  spreeheo 
im  Allgemeinen  von  vielen  Processen,  die  damals  gehalten  wor- 
den seien.  ^)  Cicero  gedenkt  mit  grosser  Befriedigung  der  Zeit 
des  Pompejischen  Gesetzes.  „Am  meisten,  sagt  er^),  zeigte  sict 
die  Uebung  von  mir  und  von  Q.  Hortensius  kurz  ehe  die  Be- 
redsamkeit durch  die  Waffen  erschreckt ,  plötzlich  schwieg  une 
verstummte,  wo  wir,  als  nach  Pompejus'  Gesetze  drei  Stundet 
zur  Vertheidigung  bewilligt  waren ,  zu  ganz  ähnlichen  oder  vid- 
mehr  gleichen  Processen  täglich  dennoch  neu  kamen."^  Ak') 
täglich  fanden  Schlusstermine  von  Processen  statt,  bei  deiKu 
Cicero  und  Hortensius  ihre  Beredsamkeit  zeigen  konnten,  hmt- 
halb  der  Gerichtshöfe,  welche  jeder  über  ein  besonderes  Ver- 
brechen richteten,  gab  es  eine  bestimmte  Reihenfolge  der  Pro- 
cesse: sie  richtete  sich  nach  der  Anmeldung  derselben.  Aber 
verschiedene  Gerichtshöfe  und  ihre  Vorsitzenden  konnten  n 
gleicher  Zeit  tagen,  zu  gleicher  Zeit  das  Verfahren  in  iure  uod 
auch  das  in  ivdicio  leiten.  Wäre  tei  den  beiden  gegen  Mi!o 
anhängig  gemachten  Processen,  wegen  Clodius'  Ermordung  oBii 
wegen  Wahlumtriebe,  nicht  aus  äusseren  Gründen  eine  Aeode- 
rung  eingetreten,  so  würde  selbst  gegen  ein  und  denselben  Aih 
geklagten  an  gleichen  Tagen  ein  doppelter  Process  geführt  wor- 
den sein."^)  Nun  bestand  die  Richterliste  des  Jahres  52  v.  Chr. 
aus  360  Personen '') :  es  fragt  sich ,  wie  dieselben  auf  die  zu; 
Theil  zu  gleicher  Zeit  geführten  Processe  vertheilt  wurden. 

Wir  finden  darüber  in  Asconius'  Erzählung  folgende  Nach- 
richten.   Bei  der  Anmeldung  der  Anklage  kann  eine  Entscbei- 


a)  Ascon.  p.  55  Multi  practcrea  et  praesentes  et  cum  citati  ooo  rt- 
spondissent,  damDati  sunt 

b)  App.  bell.  civ.  IF,  24  xal  rAf^^oc  f^v  a6T{xa  (txwv  icoix{X«i>;  D» 
Gass.  XL,  53  *AXXoi  xe  ouv  im  to6tou  ttoXXoI  xal  IdXiooav  o.  s.  w. 

c)  Gic.  Brut  94,  324  Maxime  vero  perspecta  est  ntriusqae  Dostrun 
exercitatio  pauIo  ante  quam  perterritum  armis  hoc  Studium  nostrom  co9- 
ticuit  subito  et  obmutuit,  cum  lege  Pompeia  ternis  horis  ad  dicendom  dati» 
ad  causas  simillimas  inter  se  vel  potins  easdem  novi  veniehamus  qootidK* 

d)  S.  oben  S.  449. 

e)  S.  oben  S.  442. 
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dang  daraber  stattfinden,  wer  zur  Anklage  zugelassen  wird  (dir- 
vinatio):  diese  Entscheidung  geht,  wenn  wir  nach  der  Analogie 
des  gewöhnlichen  Criminal Verfahrens  artheilen,  von  dem  Vor- 
sitzenden und  seinen  Richtern  aus.  Am  ersten  Tage  des  Pro- 
cesses  gegen  Milo  kam  die  Frage  wegen  des  Verhöres  der 
Sclaven  Milos  zur  Verhandlung:  die  Entscheidung  wurde  von 
dem  Vorsitzenden  „nach  der  Meinung  der  Richter"  gegeben. 
Während  des  Zeugenverhöres  sind  ebenfalls  Richter  zugegen; 
denn  das  Gesetz  gebot,  sie  sollten  die  Aussagen  der  Zeugen 
^bekräftigen ''  und  nach .  Beendigung  des  Zeugenverhöres  wurden 
die  Richter  entlassen.*)  Am  fünften  Tage,  dem  Haapttermine, 
wird  die  Verhandlung  mit  der  Erloosung  von  81  Geschworenen 
begonnen,  nach  den  Reden  der  Parteien  werden  30  derselben 
verworfen  und  der  Rest  von  51  fällt  das  Urtheil.  Es  war  also 
die  Zahl  der  in  dem  einzelnen  Processe  richtenden  Geschwore- 
nen gegen  früher  vermindert,  aber  doch  nicht  so  sehr,  wie  es 
im  Verhftltniss  zu  der  Verringerung  der  gesammten  Richterliste 
hätte  geschehen  müssen.  Es  konnten  nicht  mehr  als  vier  Haupt- 
termine zusammen  abgehalten  werden  und  wahrscheinlich  gab  es 
in  dem  Gesetze  Bestimmungen,  welche  den  Vorzug  des  einen 
Gerichtshofes  vor  dem  andern  regelten. 

Indessen  wenn  auch  das  Zusammenfallen  von  vielen  Haupt- 
terminen mit  Rücksicht  auf  die  beschränkte  Richterliste  vermie- 
den wurde,  so  musste  es  dennoch  vielfach  vorkommen,  dass  ein 
Haupttermin  des  einen  Processes  mit  dem  Zeugenverhöre  eines 
anderen  oder  selbst  einer  Anklage  zusammentraf:  die  Unter- 
sachungsrichter  aber  sollen  auch  bei  diesem  Verfahren  in  iure 
Richter  bei  sich  gehabt  und  ein  Gericht  gebildet  haben.  Wer 
diese  Richter  waren,  sagt  Asconius  nicht.  Jene  Gesammtzahl 
von  360  Richtern  kann  es  unmöglich  sein.  Dies  wäre  eine  Ver- 
schwendung von  Kraft  gewesen  und  hätte  nur  gestattet,  einen 
Process  nach  dem  andern  vorzunehmen.    Es  bleibt  nur  die  Mög- 


a)  Ascon.  p.  52  Idem  T.  Munatiiis  Plancos,  ut  saepe  diximos,  post  audita 
et  obsignata  t^tium  verba  dimissosqae  interiin  iudices  vocata  contione  co- 
hortatos  erat  popalum,  ut  clusis  tabernis  postero  die  ad  indicium  adesset 
nee  pateretar  elabi  MüoDem. 
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lichkeit,  dass  eiue  kleiDere  Anzahl  von  Richtern,  entweder  aus 
der  Richterliste  oder  aasserhalb  derselben  erlesen,  den  Beirath 
des  Untersuchnugsricbters  bildete.  Das  Letztere  darf  man  nicht 
annehmen ;  denn  sonst  wäre  die  Entscheidung  über  die  wich* 
tigsten  Fragen  in  die  Hände  von  Leuten  gekommen,  denen  Pom- 
pejus  nicht  die  nöthige  Festigkeit  und  Rechtschaifenheit  zutraute: 
es  wäre  dann  zweckmässiger  gewesen,  die  Richterliste  zu  er* 
weitern J^^)  Auch  Cäsars  ürtheil')  über  die  Pompejiscben  Ge- 
richte wäre  bei  dieser  Ansicht  nicht  verständlich.  Wenn  er 
sagt,  andere  Richter  hätten  gehört  als  das  Urtheil  gefällt,  so 
muss  er  den  Ausdruck  „Richter'^  im  eigentlichen  Sinne  verste- 
hen, als  Personen,  welche  für  das  Jahr  52  durch  Pompejos'  Aus- 
wahl zum  Richten  erlesen  waren.  Nur  so,  wenn  die  Beisitzer 
des  Untersuchungsrichters  zur  Richterliste  gehörten,  gab  das 
ganze  Verfahren  die  genügende  Gewähr  für  Gerechtigkeit  Weift 
aber  die  Wahl  der  Richter  bei  dem  Verfahren  in  iure  aus  der 
allgemeinen  Richterliste  von  360  Personen  geschah,  so  mnsste 
dieselbe  durch  die  Untersuchungsrichter  vorgenommen  werden: 
Pompejus  selbst  hatte  mit  den  Gerichten  weiter  nichts  zu  thun: 
es  mnsste  ein  vielfacher  Wechsel  in  den  Beisitzern  eintreten. 
Bei  den  Hauptterminen,  welche,  wie  Cicero  sagt,  täglich  statt- 
fanden, wurden  eine  Menge  Geschworene  verbraucht:  nehmen 
wir  an,  dass  im  Ganzen  daneben  noch  etwa  6  bis  8  Processe 
vor  verschiedenen  Gerichtshöfen  in  verschiedenen  Stadien  der 
Vorverhandlungen  waren,  so  ergiebt  sich,  dass  die  Zahl  der 
Beisitzer  in  diesen  nicht  eben  bedeutend  sein  konnte  und  ver- 
schiedentlich, vielleicht  sogar  in  ein  und  denselben  Processen 
wechselte.  Dies  würde  unerträglich  gewesen  sein,  wenn  der 
Schwerpunkt  des  Verfahrens  auf  den  Beisitzern  geruht  hätte. 
Aber  dies  war  nicht  der  Fall.  Sie  wurden  nicht  vereidigt:  wir 
haben  keine  Nachricht  davon  und  die  Aehnlichkeit  mit  dem  Vor- 
verfahren in  den  gewöhnlichen  Crimiiialprocessen,  z.  B.  der  so- 
genannten divinatio^  spricht  dafür,  dass  sie,  ohne  besonders  in 
Pflicht  genommen  zu  sein,  nur  zum  Rechtsbeistande  der  Unter- 
suchungsrichter  dienten.     Diese   trugen    selbst    die   eigentliche 

a)  Man  sehe  die  oben  S.  446  angeführten  Worte. 
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Verantwortung  für  alle  Entscheidungen ,  welche  sie  fällten :  nur 
zur  moralischen  Erleichterung  waren  ihnen  die  Beisitzer  beige- 
geben, in  ähnlicher  Weise,  wie  alle  Recht  sprechenden  Beamten 
ihren  selbstgewählten  Beirath,  auch  wo  derselbe  nicht  gesetzlich 
angeordnet  war,  hinzuzuziehen  pflegten.  Selbst  Asconius  deutet 
dieses  Yerhältniss  der  Untersuchungsrichter  zu  ihren  Beisitzern 
an,  wenn  er  sagt,  Domitius  habe  in  der  Voruntersuchung  bei 
Milos  Processe  über  die  peinliche  Frage  der  Sclaven  Milos  „nach 
der  Meinung  der  Richter  das  Urtheil  gesprochen."  So  würde  er 
sich  über  das  Urtheil  in  dem  Haupttermine  nicht  ausgedrückt 
haben. 

Mithin  waren  die  Richter,  vor  denen  das  Zeugenverhör  statt- 
fand, wesentlich  verschieden  von  denjenigen,  welche  das  Schul- 
dig oder  Unschuldig  aussprachen:  möglicher  Weise  konnte  sich 
Aiin  einziger  von  den  ersten  unter  den  letzteren  befinden.  Dies 
war  die  Hauptneuerung,  welche  Pompejus,  um  das  eigentliche 
gerichtliche  Verfahren  abzukürzen  und  auf  einen  einzigen  Tag 
zu  beschränken,  anordnete.-  Auch  bei  dem  gewöhnlichen  Straf- 
verfahren fand  eine  Vernehmung  der  Zeugen  in  der  Vorunter- 
suchung statt;  aber  das  Hauptverhör,  welches  allein  den  Mass- 
stab für  die  endliche  Entscheidung  gab,  fand  im  Beisein  der 
zum  Urtheile  berufenen  Richter  statt.  Dies  ist  es,  was  Cäsar 
in  seiner  Beurtheilung  der  Pompejischen  Gerichte  tadelt:  diejeni- 
gen Geschworenen,  welche  die  Entscheidung  fällten,  hatten,  we- 
nigstens in  ihrer  Gesammtheit,  keinen  einzigen  Zeugen  selbst 
gehört.  Pompejus  hob  das  durchaus  mündliche  Verfahren,  wel- 
ches in  den  Schwurgerichtsprocessen  gegolten  hatte,  auf  und 
fahrte  ein  zum  Theil  schriftliches  Verfahren,  ein  Sprechen  des 
Urtheiles  nach  vorliegenden  Aufzeichnungen  ein.  Asconius^  Be- 
schreibung von  Milos  Processe  giebt  uns  darüber  Kunde.  Er 
sagt,  die  Zeugen  sollten  drei  Tage  lang  gehört  werden  und  die 
Richter  die  Aussagen  derselben  bestätigen"),  und  an  einer  an- 
deren Stelle*»),  „die  Worte  der  Zeugen  seien  gehört  und  besie- 


a)  Ascon.  p.  40  testes  per  triduum   audirentur,   dicta  eonim  iudices 
coniirmarent.    VergL  die  ganze  Stelle  S.  452. 

b)  Ascon.  p.  52  an  der  S.  457  angeführten  Stelle. 
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gelt  wordeo.''  Man  verstand  diese  Nachricht  bisher  nicht  rieh- 
tigJ32)  Entweder  wollte  man  die  uns  überlieferten  Worte  än- 
dern, oder  man  nahm  an^  Asconius  meine,  die  Richter  soUteD 
die  Glaubwürdigkeit  der  Zeugnisse  prüfen  und  darnach  die  Zu- 
lässigkeit  der  Zeugen  bestimmen.  Ohne  Zweifel  haben  die  Rich- 
ter auch  darüber  zu  entscheiden,  aber  dies  geschieht,  ehe  die 
Aussagen  gethan  werden  und  dabei  dienen  als  Masstab  die  äusse- 
ren Verhältnisse  der  Zeugen ,  nicht  der  Inhalt  ihrer  Aussagen. 
Man  muss  vielmehr  so  erklären,  die  Richter  hatten  die  Aus- 
sagen der  Zeugen  zu  bekräftigen,  d.  h.  zu  bekräftigen,  dass  sie 
wirklich  ausgesagt  hätten,  was  sie  ausgesagt  haben  sollten.  Ueber 
das  Zeugenverhör  wurden  schriftliche  Aufzeichnungen  vorgenom- 
men, ebenso  über  die  Ergebnisse  des  Kreuzverhörs.  Am  Ende 
des  Zeugen  Verhörs  hatten  die  Richter  zu  bescheinigen,  dass  die 
Zeugen  wirklich  diejenigen  Aussagen  gemacht,  welche  in  deA 
Protocolle  verzeichnet  standen,  und  diese  Bescheinigung  geschah 
nach  Römischer  Sitte  durch  Beidrückung  der  Siegel. 

Asconius  hat  bei  dieser  wichtigen  Nachricht  einen  wesent- 
lichen Punkt  mit  Stillschweigen  übergangen,  der,  wenn  er  ihn 
erwähnt  hätte,  jedes  Verkennen  der  charakteristischen  Eigen- 
thfimlichkeit  des  Pompejischen  Processes  und  Gesetzes  verhütet 
hätte.  Die  Bestätigung  der  schriftlichen  Protocolle  über  das 
Zeugenverhör  findet  sich  bei  den  gewöhnlichen  Processen,  wie 
sie  nach  den  früheren  Gesetzen  geführt  wurden,  nicht:  Aufzeich- 
nungen fanden  allerdings  statt,  sie  wurden  aufbewahrt  und  konn- 
ten zu  jeder  späteren  Zeit  benutzt  werden ;  aber  die  Bestätigung 
durch  die  Richter  fehlte.  Sie  war  unnütz,  da  das  Verhör  vor 
dem  entscheidenden  Richtercollegium  geschah,  wobei  jeder  der 
Geschworenen  die  Aussagen  der  Zeugen  vernahm  und  die  Glaub- 
würdigkeit derselben  prüfen  konnte.  Asconius  würde  die  Be- 
stätigung nicht  erwähnt  haben,  wenn  sie  nicht  im  Pompejischen 
Gesetze  als  etwas  Besonderes  geboten  worden  wäre.  Man  fragt 
nach  dem  Zwecke  derselben.  Wie  Asconius  das  Verfahren  im 
Milonischen  Processe  schildert,  ist  dasselbe  unbegreiflich.  Das 
Vorverfahren  und  mit  ihm  das  Zeugen  verhör,  d.  h.  die  ganze 
Beweisaufnahme,  der  wichtigste  Theil  des  Processes,  wie  die 
Mten  selbst  erkannten  und  vielfach  aussprachen,  findet  vor  Ridh 
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lern  statt,  welche  von  den  Geschworenen  des  Hanpttermines  ver- 
schieden sind:  es  ist  möglich,  dass  kein  einziger  Yon  ihnen 
darch  das  Loos  zum  Fällen  des  Urtheils  berufen  wird.  An  dem 
Haupttermine  selbst  erwähnt  Asconius  die  Erloosung  der  Rich- 
ter, die  Reden  der  Anwälte,  das  Sprechen  des  Urtheils,  weiter 
nichts.  Dadurch  fallen  die  beiden  Theile  des  Processes  aus  ein- 
ander. Der  erste  hat  keinen  Zweck,  die  Ergebnisse  desselben 
werden  nicht  verwerthet :  der  zweite  ist  unverständlich.  Denn 
die  Geschworenen ,  welche  bisher  noch  nichts  von  der  Sache  er- 
fahren haben,  können  doch  nicht  nach  den  Reden  des  Anklägers 
und  des  Vertheidigers  ihr  Urtheil  fallen.  Es  fehlt  ihnen  das, 
was  die  Grundlage  jedes  Urtheils  bilden  muss,  das  Ergebniss 
der  Beweisaufnahme.  Dies  wird  ihnen  dadurch  gegeben ,  dass 
das  Protocoll  über  das  Zeugen  verhör,  wie  es  in  dem  Vorver- 
fehren  von  den  Richtern  bestätigt  war,  vorgelesen  wurde:  die 
Bestätigung  selbst  war  erfolgt,  damit  an  der  Richtigkeit  des 
Protocolles  und  der  in  ihm  enthaltenen  Zeugenaussagen  kein  Zwei- 
fel bleiben  könnte.  Möglicher  Weise  wurde  selbst  die  Form  des 
Protocolles  für  den  besonderen  Zweck  des  Vorlesens  eingerich- 
tet, dieses  selbst  aber  geschah  an  derjenigen  Stelle,  wo  bei  dem 
gewöhnlichen  "^.Processe  das  Zeugenverhör  zu  erfolgen  pflegte. 
Statt  dieses  selbst  vor  den  Geschworenen  zu  halten,  hatte  Pom- 
pejus  der  Zeitersparniss  halber  das  Verlesen  des  Protocolles  an- 
geordnet. Asconius  erwähnt  dies  nicht,  weil  er  es  für  selbst- 
verständlich hielt;  aber  dass  die  neueren  Rechtsgelehrten  trotz 
ihres  Strebens,  Pompejus'  Aenderuugen  zu  verstehen,  es  nicht 
bemerkt  haben,  ist  auffallend.  Sie  konnten  in  Folge  dieses 
Uebersehens  weder  die  eigenthümlichen  Bestimmungen  des  Pom- 
pejischen  Gesetzes,  noch  den  Einfluss,  welchen  dieselben  auf  die 
spätere  Gestaltung  des  Criminalprocesses  ausübten,  erkennen. 

Es  handelte  sich  im  'Vorverfahren  zunächst  um  die  Vorbe- 
reitungen für  das  Zeugenverhör  und  die  Beweisaufnahme :  Asco- 
nius theilt  uns  einen  darauf  bezüglichen  Punkt,  der  bei  Milos 
Processe  zur  Sprache  (kam,  mit.  Schon  früher,  als  Pompejus 
eben  mit  militärischem  Oberbefehle  bekleidet  war,  hatten  Clo- 
dius'  Freunde  sich  an  denselben  gewendet,  um  die  Auslieferung 
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von  Milos  Sclaven  zum  peinlichen  Verhöre  zu  verlangen.  *)   Sir 
hatten  ihre  Forderung  nicht  durchgesetzt.  Jetzt  stellte  der  ihm 
Appius  als  Ankläger  Milos  ebendieselbe  Forderung  an  L.  Donu- 
tius,  den  Vorsitzenden  des  Gerichtshofes  über  Clodios"  Ennor- 
düng.    Die  Forderung  war  ungewöhnlich,  aber  nicht  unmöglich 
zu  erfüllen.    Ein  alter  Senatsbeschluss,  wie  Tacitus  sagt*"),  ver- 
bot die  peinliche  Befragung  der  Sclaven  gegen  ihre  Herren,  nicht 
nur  bei  Griminalklagen ,  sondern  Oberhaupt.    Es  wurden  davoc 
Ausnahmen  gemacht  bei  Incest^),   auch  in  einzelnen  Fällen,  «^ 
wahrscheinlich  der  Senat  es  beschlossen  hatte.  "*)     Im  AllgeiD^i- 
nen    wurde    der  alte  Grundsatz  festgehalten '')  und   die  Kaiser 
Augustus  und  Tiberius  erfuhren  grossen  Tadel,  dass  sie  doni 
einen  Kunstgriff  eine  Umgehung  des  alten   Gesetzes  lehrten.'] 
Pompejus  hatte  in  seinem  Gesetze  keinen  neuen  Grundsatz  auf* 
gestellt,  für  die  Processe  über  Clodius^  Ermordung,  so  sehrsi« 
auch   als   staatsgeiährlich  angesehen  wurden,   keine  Ansnahme 
angenommen ,  den  streitigen  Punkt  wahrscheinlich  gar  nicht  er- 
wähnt.    Dies    ergiebt  sich    aus  dem   Erfolge  jener  Forderaog. 
Hätte  Pompejus'   Gesetz  die  Folterung  der  Sclaven   gegen  ihre 
Herren  gestattet,  so  lag  die  Folgerung  nahe,  diejenigen  Sclaveo, 
welche   nach  der  That  freigelassen  waren,   noch  als  Sclaven  zo 
betrachten,  eine  Folgerung,  welche  im  späteren  Römischen  Rechte 
wirklich  gemacht  wurde. ^)    Milo  erklärte  nämlich,  die  verlang- 
ten Sclaven  seien  freie  Leute  und  ständen  nicht  in  seiner  Ge 
walt :  Domitius  nahm  dies  an  und  wies  das  Verlangen,  die  ehe- 
maligen  Sclaven    durch  Milo  zur  peinlichen  Frage  gestellt  zo 
haben,  zurück.    Dagegen  forderte  er  den  Ankläger  auf,  diejeni- 
gen Sclaven,   deren  Aussagen  er  wünschte,  namhaft  zu  macbefl 
und  versprach  seine  Hülfe ,  um  dieselben  au&usuchen  und  zoo 


a)  Vergl.  oben  S.  409. 

b)  Tac.  Ann.  II,  30. 

C)  Gic.  p.  Mil.  22,  59;  Dig.  39,  8;  18,  4  und  5  ad  leg.  luI.  de  aduJt 
(XLVIII,  5.) 

d)  Cic.  oi-at.  pari  38,  118. 

6)  Cic.  p.  Sex.  Rose.  41,  119;  p.  Mil.  22,  59. 

f)  Dio  Cass.  LV,  5;  Tac.  Ann.  II,  30. 

g)  MaD  sehe  1,  13  Dig.  de  quaest.  (XLVIII,  18). 
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Zeugnisse  zu  zwingen.*)  Ob  in  Folge  dieser  Entscheidung  ehe- 
malige Sclaven  Milos  Zeugnis»  ablegten,  wissen  wir  nicht;  aber 
sicherlich  wurden  sie  nicht  als  Sclaven  gefoltert,  sondern  sprachen 
als  freie  Leute.**) 

Also  in  Bezug  auf  das  Zeugenverhör  enthielt  das  Pompe- 
jische  Gesetz  weder  für  die  Vorsitzenden  noch  für  die  Zeugen 
selbst  besondere  Bestimmungen.  Die  Sclaven  des  ermordeten 
Clodius  wurden  peinlich  befragt,  aber,  wie  es  Sitte  war,  nicht 
vor  dem  Gerichtshofe,  sondern  in  dem  Atrium  Libertatis^):  ihre 
Aussagen  wurden  den  Protocollen  über  das  sonstige  Zeugenver- 
hör hinzugefugt.  Bei  diesem  selber  fand  keine  weitere  Beschrän- 
kung statt  als  die  der  Zeitdauer,  nicht  dass,  wie  sonst  bei  Pro- 
cessen über  Erpressung^),  die  Zahl  der  Zeugen  bestimmt 
gewesen  wäre.  Es  werden  uns  bei  Milos  Processe  nur  Be- 
lastungszeugen genannt^),  ich  glaube,  zufällig.  Es  hat  auch 
Entlastungszeugen  gegeben.  Cicero  in  seiner  Rede^  beruft  sich 
für  die  Behauptung,  dass  Clodius  absichtlich  den  Kampf  mit 
Milo  begonnen  habe,  auf  eine  von  Q.  Petilius  und  M.  Cato  ge- 
hörte Aeusserung  desselben,  Milo  werde  in  drei  Tagen  umkom- 
men: jene  beiden  Zeugen  waren  Richter  im  Processe  und  wahr- 
scheinlich hat  Cicero  sie,  um  sie  nicht  zur  Richterpflicht  un&hig 
zu  machen,  im  Zeugenverhöre  nicht  erscheinen  lassen.  Indessen 
andere  Zeugen,  welche  zu  Gunsten  Milos  aussagten,  liess  er 
auftreten.  Die  Ordnung  des  Verhöres  wurde  vom  Vorsitzenden 
bestimmt«):  bei  ihm  meldeten  die  Parteien  ihre  Zeugen  an  und 
er  bestimmte  die  Reihenfolge  des  Verhöres.    Dabei  ist  bemer- 


a)  Dies  ist  der  Sinn  der  Worte  bei  Ascod.  p.  40  Domitius  ex  senten- 
tia  iudicam  proauotiavit,  ut  ex  servorum  eorum  numero  accusator  qnot 
vellet  ederet. 

b)  Gic.  p.  Mi].  22,  58  Quos  nisi  manumisisset,  tormentis  etiam  dedendi 
faerant  conservatores  domiDi. 

c)  Gic.  p.  Mil.  22,  59  Sed  quaestiooes  urgent  Milouem,  quae  sunt 
habitae  nunc  in  atrio  Libertatis. 

d)  S.  oben  S.  325. 

e)  Ascon.  p.  41. 

f)  Gic.  p.  Mil.  16,  44.    Vergl.  Ascon.  p.  53. 

g)  Darauf  bezieht  sich  Gic.  p.  Mil.  22,  59  der  Ausdruck  in  Bezug  auf 
Clodius'  Sclaven :  Quis  eos  postulavit? 
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kenswertb,  dass  Belastungs-  nnd  EnÜastangszeagen  mit  einan- 
der gemischt,  nach  den  Punkten,  am  welche  es  sich  handelte, 
geordnet  auftraten;  denn  es  begann  Glodius'  Freund  Cassinias 
Schola  und  es  schlössen  dessen  Schwiegermutter  Sempronia  und 
dessen  Gattin  Fulvia.  Diejenige  Partei,  welche  einen  Zeugen 
angemeldet,  stellte  die  Fragen  an  denselben,  die  Gegenpartei 
hatte  unmittelbar  nachher  das  Recht  des  Kreuzverhörs,  welches 
am  ersten  Tage  den  Aufruhr  der  Glodianer  herbeiführte.  lo 
allen  diesen  Vorgängen  entdecken  wir  nichts  von  dem  gewöhn- 
lichen Processgange  Abweichendes :  nur  die  Beschränkung  auf 
drei  Tage  war  Pompejus'  Gesetze  eigenthümlich. 

£ben  so  wenig  zeigt  sich  eine  Besonderheit  in  den  beiden 
Acten,  welche  den  Beschluss  der  Vorverhandlung  bilden.  Asoo- 
nius  sagt,  am  vierten  Tage  hätten  alle  Richter  den  Befehl  er- 
halten, am  folgenden  Tage  zu  erscheinen.  Trotzdem  dass  iei 
Tag  des  Haupttermines  gesetzlich  bestimmt  war  und  aus  den  Vor- 
verhandlungen mit  Nothwendigkeit  folgte,  war  dennoch  eine  La- 
dung der  gesammten  Geschworenen  erforderlich ,  weil  sich  erst 
beim  Zeugenverhöre  herausstellte,  ob  der  Angeklagte  seinen  Pro- 
cess  wirklich  bis  zu  Ende  fuhren  würde.  Der  zweite  Act,  wel- 
cher die  Vorverhandlungen  schloss,  war  das  Gleichmachen  der 
Kugeln,  auf  welchen  die  Namen  der  Geschworenen  standen*): 
es  geschah  in  Gegenwart  des  Anklägers  und  des  Angeklagten. 
Dieser  Ausdruck  „die  Kugeln  gleichmachen'^  (piUu  aeguare) 
findet  sich  nur  noch  einmal  in  dem  Bruchstücke  eines  Gesetzes, 
welches  über 'den  Criminalprocess  handelte.^)  Der  Graccbiscben 
oder  nächsten  Zeit  gehört  es  schwerlich  an ;  denn  damals  fand 
noch  keine  Erloosung  der  Geschworenen  statt:  wahrscheinlich 
erst  der  Zeit  seit  Sulla.  Häufiger  findet  der  Ausdruck  „die 
Loose  gleichmachen'^  sich  beim  Loosen  im  gewöhnlichen  Leben^), 
bei  Orakeln"^),  bei  Volksversammlungen.^)    Er  bezeichnet  deo 


a)  Ascon.  p.  40  ac  coram  accusatore  ac  reo  pilae,  in  qoibas  nomiDa 
indicom  inscripta  essent,  aequarentor. 

b)  Corp.  InBcr.  Lat  208. 
0)  Plaut  Gas.  II,  6,  35. 

d)  Cic.  de  divin.  I,  18,  84. 

e)  Ascon.  zu  Cic.  in  Gern.  1  p.  70  Grell. 
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der  Loosung  selbst  immittelbar  vorhergehenden  Act,  welcher  jede 
TäuBchnng  verhüten  soll.  Die  Loose  müssen  gleich  an  Gestalt 
sein,  damit  nicht  der  Ziehende  die  einzelnen  unterscheiden  kann. 
Davon  kommt  der  Ausdruck  her;  er  umfasst  aber  mehr.  Die 
Loose  müssen  auch  gezählt  und  nachgesehen  werden,  ob  sie  die 
Namen,  welche  sie  enthalten  sollen,  wirklich  enthalten.  Ob  bei 
den  Loosungen  in  Griminalprocessen  immer  Kugeln  angewendet 
wurden,  wissen  vnr  nicht  Wenn  es  geschah,  so  konnte  vom 
„Gleichmachen^'  eigentlich  nicht  die  Rede  sein:  man  behielt  nur 
den  Ausdruck,  der  sich  von  anders  gestalteten  Loosen  herschrieb, 
bei.  Wichtig  aber  war  auch  bei  Kugeb  das  Einzählen,  das 
Vergleichen  mit  der  Richterliste,  die  Prüfung,  ob  die  Namen 
deutlich  verzeichnet  waren:  Ankläger  und  Angeklagter  sollten 
zugegen  sein,  um  sich  zu  überzeugen,  dass  kein  Betrug  ge- 
schehe.*^) Die  Einzahlung  der  Loose,  wie  wir  es  etwa  nach 
unseren  heutigen  Sitten  nennen  würden,  musste  in  drei  Urnen 
geschehen,  abgesondert  für  Senatoren,  Ritter  und  Aerartribunen. 
Denn  sonst  liesse  es  sich  nicht  erklären,  dass  am  folgenden 
Tage  eine  gleiche  Anzahl  aus  den  drei  Ständen  gezogen  wurde. 
Die  Urnen  mit  den  eingezählten  Kugeln  wurden  dann  von  den 
beiden  Parteien  versiegelt  und  für  den  Haupttermin  aufbewahrt. 
Damit  waren  die  Vorbereitungen  für  das  Gericht  selbst  voll- 
endet 

Für  den  Haupttermin  hatte  das  Pompejische  Gesetz  zuerst 
die  allgemeine  Zeitbeschränkung  angeordnet,  dass  er  innerhalb 
eines  einzigen  Tages  beendet  werden  soUte.  Es  hatte  dieselbe 
hergenommen  von  den  Volksgerichten,  deren  Haupttermin  auch 
nur  einen  Tag  dauerte:  verstrich  derselbe  ohne  Urtheil,  so  fiel 
die  Anklage,  der  Angeklagte  war  losgesprochen  und  durfte 
nicht  wieder  vor  Gericht  gestellt  werden.*)  Cäsar  tadelt  diese 
Beschleunigung,  aber  doch  nur  in  Verbindung  mit  dem  zweiten 
Punkte,  dass  die  Geschworenen,  welche  das  Urtheil  fällten,  der 
Beweisaufnahme  nicht  beiwohnten.  Das  Volk  dagegen ,  welches 
entschied,  hatte  schon  an  den  vorhergehenden  Terminen  die 
Möglichkeit  gehabt,  Zeugen  und  Beweise  persönlich  zu  verneh- 


a)  MaD  sehe  Bd.  I,  2,  266. 
IV.  30 
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men.  Um  aber  diese  Beendigung  des  Gerichtes  an  einem  Tap 
durchzuführen,  hatte  Pompejus  die  Zeit  der  Anklage  and  der 
Vertheidigung  ausdrücklich  beschränkt:  die  erstere  sollte,  wie 
Asconius  und  Dio  Cassius  berichten*),  zwei,  die  VeräieidigoDg 
drei  Stunden  währen.  Damach  war  die  Zeiteintheilung  des 
Haupttermines  folgende.  Zuerst  geschah  die  Bildung  des  Ge- 
schworenengerichtes durch  Erloosung  aus  den  am  Torbergebeo- 
den  Tage  bereit  gemachten  Urnen,  und  bei  der  Loosung  wnrd^ 
auch  etwaige  Entschuldigungen  der  Geschworenen  wegen  Krank- 
heit ,  Geschäfte  oder  Verwandtschaft  mit  einer  der  Parteien  ge- 
prüft In  Milos  Processe,  sagt  Asconius,  begann  die  Anklage 
innerhalb  der  zweiten  Stunde.^)  Nehmen  wir  anderthalb  Stnih 
den  für  die  Bildung  des  Gerichtshofes.  °)  Es  folgte  Anklage  odq 
Vertheidigung,  zusammen  mit  fanf  Stunden,  dann  das  Veileaen 
der  an  den  vorigen  Tagen  geschehenen  Beweisaufnahme :  setzen 
wir  dafür  auch  zwei  Stunden  an,  so  bleibt  für  die  Verwerinnf 
der  Geschworenen  durch  die  Parteien,  für  die  Beeidigung  m 
Abstimmung  der  Richter,  für  das  Verkündigen  des  Urtheils  Zeit 
genug.  Mit  der  zehnten  Stunde  war  das  Gericht,  wie  gewöho- 
lich,  beendet 

Nach  dem  früheren  Verfahren  fand  ein  Schwanken  in  der 
Zahl  der  Geschworenen,  welche  ihre  Stimme  abgaben,  statt 
Eigentlich  sollten  es  fünf  und  siebenzig  sein;  aber  bei  P.  C\^ 
dius'  Processe  hatten  wenig  über  fünfzig  das  Urtheil  gefSÜlt ; 
Ein  ßolches  Schwanken  konnte  nach  Pompejus'  Gesetze  nicii: 
eintreten.  Ein  und  achtzig  Geschworene  sollten  beim  BegioDf 
des  Haupttermines  erloost  werden,  durch  den  Vorsitzenden  glaube 
ich,  d.  h.  also  27  aus  jedem  Stande.  Diese  Anzahl  musste  zu- 
gegen sein  und  den  Verhandlungen  beiwohnen:  der  Vorsitzende 


a)  Ascon.  p.  40  und  42;  Dio  Cass.  XL,  52;  Oic.  de  fin.  IV,  1,  1  niic 
ego  te  hac  nova  lege  videam  eodem  die  accusatori  respondere  et  tntini 
horis  perorare. 

b)  Ascon.  p.  42  Tum  intra  horam  secnndam  accnsatores  ooepavA 
dicere. 

c)  Ascon.  p.  40  qui  numerus  cum  sorte  obtigisset,  ipsi  protious  sessoD 
irent 

d)  Man  sehe  oben  S.  273. 
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musste  verpflichtet  sein,  die  Anwesenheit  Aller  za  erzwingen. 
Also  während  der  Reden  des  Anklägers,  des  Angeklagten,  wäh- 
rend des  Verlesens  der  Beweisaufnahme  waren  ein  und  achtzig 
Geschworene  zugegen.  Dann  folgte  die  Verwerfung  durch  die 
Parteien :  jede  durfte  fünf  aus  jedem  Stande,  zusammen  fünfzehn 
verwerfen ,  dadurch  wurde  die  Zahl  der  Geschworenen  auf  ein 
und  fünfzig  gebracht  Bei  dem  am  Ende  des  Jahres  52  geführ- 
ten Processe  von  T.  Munatius  Plancus  war  M.  Cato  unter  den 
ein  und  achtzig  durch  das  Loos  erlesenen  Richtern  und  sprach 
sich  offen  gegen  die  Empfehlung  des  Angeklagten  durch  Pom- 
pejus  aus.  Deshalb  wurde  er  „nach  den  Reden^'*),  d.  h.  nach- 
dem der  Herold  das  übliche  „sie  haben  gesprochen'^  (dixerurU) 
ausgerufen  hatte,  von  dem  Angeklagten  verworfen.  Unter  den 
ein  und  fünfzig  Geschworenen,  welche  zur  Abstimmung  schritten, 
befanden  sich  siebzehn  Senatoren ,  ebensoviele  Römische  Ritter 
und  Aerartribunen.  Die  Zahl  aus  jedem  der  drei  Stände  musste 
eine  gleiche  sein.  Deshalb  halte  ich  die  Zahlen  der  Abstim- 
menden, welche  uns  bei  Milos  und  M.  Saufejus'  Processe  von 
Asconius  überliefert  sind,  nicht  für  richtig:  nach  ihnen  müssten 
18  Senatoren  und  nur  16  Aerartribunen  das  Urtheil  gefällt  ha- 
ben. Eine  solche  Ungleichheit  in  den  Ständen  konnte  allerdings 
früher  vorkommen,  weil  damals  nicht  alle  zum  Stimmen  berech- 
tigten Geschworenen  auch  wirklich  stimmten:  nach  Pompejus' 
Gesetze  war  sie  unmöglich.  Die  Abschreiber  haben  bei  Asco- 
nius einen  Irrthum  begangen,  es  muss  ein  Zahlzeichen  von  der 
Zahl  der  Senatoren  fortgenommen  und  der  der  Aerartribunen 
zugelegt  werden,  so  dass  die  Geschworenen  aus  den  drei  Stän- 
den gleichmässig  siebzehn  betragen.^)     Nach   der   Verwerfung 


a)  Plnt  Gat.  48;  Die  Cass.  XL,  55. 

b)  Es  heisst  bei  Asconius  p.  53  Senatores  condemnavemnt  XII,  absol- 
venmt  VI,  eqnites  condemnavenmt  XIII,  absolverunt  IUI,  tribuni  aerarii 
condemnavenint  XIII,  absolverunt  III,  und  nachher  p.  54  Condemnaverunt 
senatores  X,  absolveruDt  VIII,  condemnaverunt  equites  Romani  Villi,  ab- 
solverunt VIII,  sed  ex  tribunis  aerariis  X  absolverunt,  VI  condemnaverunt. 
Es  muss  an  der  ersten  Stelle  wahrscheinlich  Senatores  condemnaverunt 
XI,  absolverunt  VI  und  tribuni  aerarii  condemnaverunt  XIII,  absolverunt 
IUI  heissen;  an  der  zweiten  Stelle  sicherlich  Condemnaverunt  senatores  X, 

30* 
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durch  die  Parteien  wurde  zur  Abstimmung  geschritten.  Ein 
Loosen  um  die  Reihenfolge  des  Abstimmens  ist  bei  geheimer 
Abstimmung  ohne  Bedeutung.  Die  Geschworenen  traten  einzeln 
vor,  leisteten  den  Eid  und  gaben  das  Stimmtäfelchen  ab,  das 
wahrscheinlich  tcben  so  beschaffen  war,  wie  wir  es  bei  dem  Ad- 
lischen  Gesetze  kennen  gelernt  haben.*)  Vellejus  erzählt^),  Cato 
habe  in  offen  abgegebener  Stimme  Milo  freigesprochen:  er  hatte 
also  den  Buchstaben  A,  welchen  er  auf  seinem  Täfelchen  stehen 
Hess,  seinen  Mitrichtern  gezeigt  oder  sie  ihn  wenigstens  sehen 
lassen.  Darauf  bezieht  sich  auch  eine  Aeusserung  in  Asconius 
Berichte.  <")  Hätte  Cato  unter  den  Ersten  seine  Stimme  abgegeben, 
so  würde  sein  Beispiel  Nachfolger  gefunden  haben  und  Milo  viel- 
leicht freigesprochen  worden  sein:  aber  er  stimmte  unter  den 
Letzten  und  übte  keinen  Einfiuss.  Die  Stimmtäfelchen  wurden 
von  jedem  Stande  in  eine  besondere  Urne  gelegt:  sonst  würde 
in  unseren  Nachrichten  nicht  die  Zahl  derer,  welche  in  jedem 
Stande  verurtheilten  oder  freisprachen,  angegeben  werden.  Bei 
allem  diesen  war  Pompejus  von  dem  gewöhnlichen  Gerichts- 
brauche nur  in  so  weit  abgewichen,  als  es  für  seinen  Zweck, 
den  Process  in  einem  einzigen  Tage  beendigt  zu  sehen,  noth- 
wendig  war. 

Dagegen  in  der  Zahl  derjenigen,  welche  als  Ankläger  und 
Vertheidiger  auftreten  durften,  nahm  Pompejus  eine  Beschränkung 
vor.  Im  Jahre  54  v.  Chr.,  wissen  wir**),  waren  der  Verthei- 
diger in  der  Regel  vier,  selten  mehr;  dennoch  war  die  Neigung 
vorhanden,  mehr  hinzuzuziehen  und  die  Zahl  stieg  nach  den 
Bürgerkriegen  bis  auf  zwölf.  Pompejus  setzte  eine  bestimmte 
Zahl  fest,  trotzdem  dass  er  schon  die  Zeit  der  Vertheidigung  be- 


absolvenmt  YII  und  ex  tribunis  aerariis  XI   sJ)solverant,  YI  condenma- 
veront, 

a)  S.  Bd.  n,  1,  155. 

b)  Yell.  n,  47  Quem  quidem  (Milonem)  M.  Gate  palam  lata  absolrit 
sententia:  qui  si  matnrius  tulisset,  non  defuissent,  qui  sequerentor  ex- 
emplum. 

c)  Ascon.  p.  53  Fueront  qui  crederent,  M.  Gatonis  sententia  enm  esse 
absolatmn. 

d)  Ascon.  in  Scaur.  p.  20. 
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schränkt  hatte,  weil  sonst  unter  dem  Namen  der  Vertheidignng 
das  ganze  Unwesen  der  Empfehlung  durch  einfiussreicbe  Män- 
ner, das  er  beseitigen  wollte,  wieder  eingebrochen  wäre.    Dio 
Cassius  sagt*) ,  Pompejus  habe  die  Zahl  der  Anwälte  för  beide 
Parteien  verringert,  damit  nicht  durch  die  Menge  derselben  die 
Richter  in  Verwirrung  gebracht   und  erschreckt  würden.     Wie 
viele  er  erlaubt  hat,  wird  nicht  gesagt.   Asconius  erzählt^),  Milo 
sei  wegen  Clodius^  Ermordung  von  den  beiden  Neffen  desselben, 
Appins  Clodius,  angeklagt  worden ,  später ''),  in  dem  Hauptter- 
mine seien  ala  Ankläger  aufgetreten  der  ältere  Appius  Claudius, 
M.  Antonius  und  F.  Valerius  Nepos.     Hiernach  ist  es  sicher, 
dass    er  wenigstens   drei  Anwälte   für  die  Anklage  gestattete. 
Aber  es  scheint,  dass  er  die  sogenannten  sicbdoriptarea ^  d.  h. 
diejenigen,  welche  die  Anklage  unterstützten,  von  den  im  Ter- 
mine auftretenden  Rednern  unterschied  und  sein  Verbot  nur  auf 
die  Letzteren  bezog.    Auch  M.  Antonius  und  P.  Valerius  gehör- 
ten zu  den  eubscriptarea.    Hätte  Pompejus  auch  diese  mit  sei- 
ner Beschränkung  gemeint,  so  hätte  er  vier  Ankläger  gestattet 
und  dies  war,  wie  wir  eben  gesehen,  die  damals  gewöhnliche 
Zahl.    £s  lag  kein  Grund  vor,  die  Zahl  der  Theilnehmer  an 
einer  Anklage  zu  beschränken:   es  gab  dabei  so  viele  lästige 
und  zeitraubende  Geschäfte,  dass  immer  einige  untergeordnete 
Gehülfen  nöthig  waren,  welche  vor  Gericht  selbst  nicht  hervor- 
traten.    Verschieden  davon  waren  die  Anwälte  (paiironi)^  welche 
vor  den  Richtern  sprachen  und  welche  durch  persönliche  Würde 
oder   Beredsamkeit  auf  das  Urtheil  Einfluss   ausüben  konnten. 
Im  Processe  Milos  wegen  Amtserschleichung  werden  als  Anklä- 
ger genannt  eben  jener  ältere  Appius  Claudius  und  als  seine 
Gebülfen  P.  Valerius  Leo  und  Cn.  Domitius :  wäre   es  zu  einer 
Schlusssitzung  gekommen,   so  würden   vielleicht   alle  drei   ge- 
sprochen haben.    Milos  Freund  M.  Saufejus  wurde  ebenfalls  von 
drei  Anklägern  vor  Gericht  gezogen  und  Asconius^)  scheint  an- 


a)  Dio  Gass.  XL,  52. 

b)  Ascon.  p.  40. 

c)  AscoD.  p.  42. 

d)  Ascon.  p.  54  Accusavenint  eum  L.  Cassius,  L.  Fulcinius  C.  f.,  G. 
Valerius. 
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zudeuten,  dass  alle  drei  Reden  gehalten  haben.    Dagegen  Sa 
Clodius  hatte  nur  zwei  Ankläger*)  und  eben  so   viele  wollten 
in  Milos  Processe  wegen  Gewaltthätigkeit  auftreten.     Also  drei 
Ankläger  gestattete  Pompejus  als  höchste  Zahl,  folglich  wenig- 
stens eben   so  viele  Vertheidiger.    Freilich  lassen  sieb  dieselben 
nirgends  nachweisen.    Milo  hatte  anfangs,   ehe  Pompejus*  Ge- 
setz gegeben  wurde,  zahlreiche  Vertheidiger  gefunden :  Asconias") 
nennt  sechs,  die  seinen  Beistand  bildeten,  als  es  sich  vor  Pom- 
pejus' Richterstuhle  um  die  Auslieferung  seiner  Sclaven  handelte 
Bei  dem  wirklichen  Processe  werden  nur  Cicero  und  M.  Mar- 
cellus  als  thätig  beim  Kreuzverhöre  der  Zeugen  genannt :  in  der 
Schlusssitzung  sprach  bekanntlich  Cicero  allein,  was  aber  als  et- 
was Besonderes  angeführt  wird.    In  M.  Saufejus'  Processe  traten 
Cicero  und  M.  Caelius  als  Vertheidiger  auf  und  eben  so  viele 
erwähnt   Cicero  in  anderen,   nach  Pompejus'  Gesetze  gefahiten 
Processen.*^)     Von  diesen  Anwälten  verschieden  sind  die  sog^ 
nannten  Lobredner  (latidatores)^  die  oft  in  grosser  Anzahl  theils 
persönlich  theils  schriftlich  sich  für  den  Angeklagten  zu  verwen- 
den pflegten.     Diese  Sitte  verbot  Pompejus  als  einen  Missbraneh 
gänzlich."*)     Daher  denn  M.  Cato  als  Richter  in  T.   Munatins 
Plauens'  Processe  sich  gegen  das  schriftliche  Lob,  das  PompeJQ> 
dem  Angeklagten   gegen   sein   eigenes  Gesetz  gewährte,  Dach- 
drücklich  erklärte.®) 

Dies  ist  das  berühmte  Gesetz,  durch  welches  Cn.  Pompejm 
im  Jahre  52  v.  Chr.  den  Staat  vor  innerem  Zerfalle  rettete  nn<t 
sich  den  aufrichtigen  Dank  aller  Wohlgesinnten  erwarb.  Dit 
Wahlumtriebe  hatten  alle  Verhältnisse  zerrüttet;  denn  das  Volk, 
besitzlos  und  dem  Vergnügen  ergeben,  stand  allen  Eünflässeo 
der  Bewerber  offen  und  diese  selbst,  in  der  Aussicht  auf  Provio- 
zen  und  Gelderwerb,  verschmähten  keine  Mittel,  um  trotz  der 
strengen  Gesetze,  welche  die  Redlichkeit  der  Wahlen  sichern 
sollten,  zu  Ehrenstellen  zu  gelangen.    Am  Ende  kam  keine  Re- 

a)  Ascon.  p.  55. 

b)  AscoD.  p.  35. 

c)  Cic.  Brut.  94  324.    Vergl.  oben  S.  4ö6. 

d)  Dio  Gass.  XL,  52. 

e)  Dio  Gass.  XL,  55;  Plut.  Pomp.  55  und  Gat  iS. 
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giening  mehr  zu  Stande  und  Clodius'  Ermordung  zeigte  deutlich, 
dass  politischer  Ehrgeiz  selbst  das  Leben  der  am  Höchsten  ge- 
stellten Bürger  gefährdete.  Bei  geringerer  innerer  Zerrüttung 
hatte  man  in  früheren  Zeiten  einen  Dictator  erwählt.  Aber  in 
ErinneruDg  an  Sullas  Schreckensherrschaft  fürchtete  man  den- 
selben und  wählte  Cn.  Pompejns,  den  einzigen  Bürger,  der  An- 
sehen und  Macht  genug  besass,  um  die  Ruhe  wiederherzustellen, 
zum  alleinigen  Gonsul  für  das  Jahr  52  v.  Chr.  Es  gab  neben 
ihm  während  des  ganzen  Jahres  keinen  curulischen  Beamten  in 
der  Stadt:  er  hatte  nicht  nur  den  militärischen  Oberbefehl  und 
die  Vollmacht,  überall  mit  Gewalt  der  Waffen  die  Ruhe  herzu- 
stellen, sondern  war  auch  der  alleinige  Gerichtsherr.  Als  solcher 
ernannte  er,  in  Berücksichtigung  der  alten  Sitte,  die  Unter- 
suchungsrichter, welche  die  Verbrechen  entweder  selbst  strafen 
oder  zur  Entscheidung  der  Schwurgerichte  bringen  sollten.  Als 
solcher  gab  er  auch  sein  Gesetz,  bei  dem  er  einen  doppelten 
Zweck  im  Auge  haben  musste,  erstens  Clodius^  Ermordung  und 
die  anderen  damit  in  Verbindung  stehenden  Missethaten  zu  stra- 
fen, zweitens  die  Wiederkehr  der  Unruhen,  welche  zu  denselben 
geführt  hatten,  zu  verhüten.  Das  Letztere  sollte  durch  eine 
Entfernung  aller  deijenigen  Elemente  geschehen,  welche  in  dem 
regierenden  Stande  durch  Wahlumtriebe  oder  andere  Amtsyer- 
brechen  den  Staat  zerrüttet  hatten.  Es  war  wiederum  eine  Art 
von  Aechtung,  die  er  vornahm:  nur  sollte  sie  nach  Recht  und 
Gesetz  geschehen.  Dadurch  vermied  Pompejus  die  Unthaten 
der  früheren  Sullanischen  Aechtung.  Verbannung  und  Vermö- 
geusverlust  waren  die  höchsten  Strafen,  das  Leben  wurde  ge- 
schont Der  Missbrauch  der  Aechtung  zur  Befriedigung  person- 
licher Rache  und  politischer  Leidenschaft  fiel  fort  Es  kamen 
allerdings  auch  jetzt  Ungerechtigkeiten  vor;  aber  sie  bestanden 
darin,  dass  Schuldige,  wie  z.  B.  Pompejus'  Schwiegervater,  ver- 
schont, nicht  dass  Unschuldige  bestraft  wurden.  Cäsar  fand  bei 
seiner  bald  darauf  eintretenden  Alleinherrschaft  nur  Einzelne, 
welche  ihm  politische  Dienste  geleistet  hatten,  als  geeignet  zur 
Begnadigung  vor. 

Zu  diesem  Zwecke  traf  Pompejus  in  seinem  Gesetze  zwei 
auf  das  materielle  Recht  bezügliche  Bestimmungen.    Die  erste 
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bandelte  über  Glodius'  Ermordung.  Alle  Tbeilnehmer  daran, 
sowie  an  dem  Brande  der  Curie  und  an  den  Gewaltthätigkeiteo 
gegen  den  Zwischenkänig  sollten  als  schuldig  der  Gewaltthat 
bestraft,  für  sie  ein  besonderer  Gerichtshof  unter  einem  eigends 
dafür  aus  den  Consularen  ernannten  und  vom  Volke  erwählten 
Vorsitzenden  eingesetzt  werden.  Zweitens  die  bei  den  Processen 
über  Wahlumtriebe  bestehende  Verjährung  sollte  aufgehoben 
werden  und  es  Jederman  freistehen,  jeden  seit  20  Jahren  Schul- 
digen vor  Gericht  zu  ziehen.  Die  über  Wahlumtriebe  bestehen- 
den Gesetze  wurden  dabei  nicht  verändert,  ausser  dass,  um  mehr 
Ankläger  zu  gewinnen,  für  die  wegen  Wahlumtriebe  Verurthdl- 
ten  Begnadigung  als  Belohnung  einer  glücklichen  Anklage  hin- 
gestellt wurde.  Mit  diesen  nicht  bedeutenden  Zusätzen  zum  alten 
Rechte  glaubte  Pompejus  den  Staat  retten  und  den  regierenden 
Stand  säubern  zu  können,  vorausgesetzt  dass  das  Verfahren  ge- 
ändert würde:  auf  diese  Aenderung  des  Verfahrens,  die  wäh- 
rend des  ganzen  Jahres  52  gelten  sollte,  bezog  sich  sein  übriges 
Gesetz.  Er  verringerte  die  Richterliste  bis  auf  360  Personen 
und  stellte  sie  selbst  auf,  indem  er  nur  die  Tüchtigsten  ans 
den  drei  zum  Richterdienste  berechtigten  Ständen  erlas.  Die 
Zeit  des  Verfahrens  war  genau  begrenzt.  Das  Vorverfahren  tn 
iure^  für  welches  der  Vorsitzende  verantwortlich  war  und  zu 
dem  er  sich  einen  Beirath  aus  den  Geschworenen  wählte,  sollte 
vier  Tage  dauern  und  drei  davon  wurden  für  die  Beweisaufnahme 
bestimmt.  Das  Verfahren  in  iudicio  schloss  sich  unmittelbar 
am  fünften  Tage  an  und  musste  an  diesem  beendet  werden.  Zu 
diesem  Behufe  wurde  eine  Art  von  schriftlichem  Verüahren  in 
Anwendung  gebracht  Zuerst  wurden  an  dem  Haupttermine 
81  Geschworene  durch  das  Loos  erwählt,  es  folgte  die  Anklage 
zwei  Stunden  lang,  dann  die  Vertheidigung  während  dreier 
Stunden,  beide  nur  durch  höchstens  drei  Anwälte  und  mit  Aw^ 
schluss  aller  Lobredner,  welche  sonst  die  Geschworenen  vei^ 
wirrt  und  ihr  Urtheil  bestimmt  hatten.  Daran  schloss  sich  die 
Verlesung  der  an  den  drei  früheren  Tagen  schriftlich  abgefitssten 
und  von  den  dabei  anwesenden  Geschworenen  als  riditig  bezeng- 
ten  Beweisaufnahme.  Darauf  wurden  dreissig  Geschworene,  fonf 
aus  jedem  Stande,  von  den  beiden  Parteien  verworfen,  die  übrig 
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bleibeodeo  Geschworenen  traten  einzeln  hervor,  leisteten  den  Rich- 
tereid und  gaben  ihr  Stimmtäfelchen ,  auf  dem  sie  entweder  C 
oder  A  hatten  stehen  lassen,  ab.  Wahrscheinlich  stimmten  zu- 
erst die  Senatoren,  dann  die  Ritter  und  Aerartribunen ;  denn  die 
Stimmen  jedes  Standes  wurden  in  einer  besonderen  Urne  ge- 
sammelt. Aber  die  Entscheidung  erfolgte  nach  der  absoluten 
Mehrheit  aller  drei  Stände  zusammen  und  wurde  von  dem  Vor- 
sitzenden verkündet.  Weitere  Verhandlungen  über  Belohnung 
und  Bestrafung  der  Ankläger  konnten  auch  an  einem  folgenden 
Tdge  stattfinden. 

Siebzehntes  Capitel. 

Bis  auf  C&sars  Bflrgerkrieg  wurde  kein  neaes  (lesetx  Ober  Grimiiialgerichte 
erlassen.  Yerordnangen  des  Dictators  Cäsar.  Der  Stand  der  Aerartribanen 
unter  den  Geschworenen  wird  anfgehoben.  Die  Jnlischen  Gesetze  rühren 
vom  Kaiser  Angnstos  her.  Yerordnangen  Cäsars  über  Gewaltthat,  Maje- 
st&ts-  nnd  andere  Yerbrecben.  Sie  bezogen  sich  nur  auf  die  Strafen  der 
Terbrechen,  namentlich  anf  die  Strafe  der  Yerbannang,  welche  geschärft 
wnrde,  nnd  hatten  einen  polizeilichen  Charakter.  Der  Entworf  eines  all- 
gemeinen Gesetzbuches  wnrde  nicht  ansgefährt.  H.  Antonius'  Richterge- 
setz fährt  wieder  eine  dritte  Decurie  ein:  ein  zweites  Gesetz  gestattet 
hl  gewissen  Fällen  die  Berufung  an  das  Yolk.  Beide  wurden  im  Jahre 
43  aufgehoben.  Das  Pedische  Gesetz  gegen  die  Mörder  Cäsars :  sein  In- 
halt und  seine  Gesetzmässigkeit. 

Es  lässt  sich  schwer  entscheiden,  ob  das  Pompejische  Ge- 
setz den  Zweck,  um  dessen  halber  es  gegeben  war,  vollständig 
erfüllt  haben  würde.  Sein  Erfolg  wurde  nach  zwei  Jahren  durch 
den  Bürgerkrieg  Cäsars  unterbrochen  und  wenn  in  diesen  zwei 
Jahren  Ruhe  im  Inneren  herrschte,  so  kann  dieselbe  mit  eben  so 
viel  Recht  von  der  Alleinherrschaft  der  Pompejanischen,  ein  ein- 
ziges Ziel  verfolgenden  Partei,  als  von  den  Nachwirkungen  der 
durch  Pompejus'  Ausnahmegesetz  herbeigeführten  Säuberung  des 
regierenden  Standes  hergeleitet  werden.  Die  nächstfolgende  Zeit 
hatte  eine  andere  Aufgabe  als  die  Verbesserung  der  Rechts- 
pflege: es  bandelte  sich  um  die  Herrschaft  des  Reiches  und  um 
die  Aenderung  der  ganzen  Verfassung.  Von  Gesetzen  über  das 
Criminalrecht  ist  also  weder  in  den  beiden  Jahren  vor  dem  Aus- 


474  Richtergesetz  des  Dictators  Cäsar. 

brache  des  Bürgerkrieges  die  Rede  noch  während  desselben,  so 
lange  der  Kampf  daaerte  und  der  Sieg  unentschieden  war.  Als 
Cäsar  im  Jahre  46  v.  Chr.  nach  Niederwerfung  der  letzten 
Ueberreste  der  Pompejanischen  Partei,  wie  er  damals  meint«, 
nach  Rom  zurückkehrte,  begann  er  seine  Verbesserungen  in  der 
Verfassung  und  zu  ihnen  gehörten  auch  Bestimmungen  über  die 
Schwurgerichte. 

Die  wichtigste  derselben  betraf  die  Zusammensetzung  der 
Geschworenen.  „Die  Gerichte,  sagt  Dio  Cassius»),  übergab  er 
den  Senatoren  und  Rittern  allein,  damit  immer  der  reinste 
Theil  des  Volkes  Richter  wäre."  Weitere  Aufklärung  giebt  Sue- 
tons  Nachricht^),  Cäsar  habe  die  Aerartribunen  aufgehoben  und 
die  Geschworenen  nur  aus  Senatoren  und  Rittern  zusammenge- 
setzt Dies  sind,  wenn  wir  von  einer  kurzen  Andeutung  bei 
Cicero®)  absehen,  alle  Erwähnungen  dieses  wichtigen  Gesetzes 
und  sie  geben  nur  unvollkommene  Kunde.  Das  Aurelische  Ge- 
setz, welches  die  drei  Stände  der  Geschworenen  eingeführt  hatte, 
wurde  aufgehoben ;  aber  wjelche  Veränderungen  zugleich  eintrateo, 
wissen  wir  nicht.  Früher  hatte  die  Zahl  der  Richter  in  jedem 
einzelnen  Processe  75  betragen,  d.  h.  25  aus  jedem  Stande. 
Liess  Cäsar  nun  bloss  den  dritten  Stand  fortfallen,  so  blieben 
für  jeden  Process  50  Geschworene  übrig.  Aber  möglich  ist  es 
auch,  dass  er  die  jährliche  Richterliste  aus  den  fortan  wählbaren 
Ständen  vergrössert  und  demgemäss  die  Zahl  der  Geschworenen 
in  den  einzelnen  Processen  erhöht  hat  Denn  er  nahm  bekannt- 
lich sehr  Viele  in  den  Senatorenstand  auf,  theils  um  seine  An- 
hänger zu  belohnen,  theils  um  in  dem  regierenden  Stande  die 
unbestrittene  Mehrheit  zu  haben.  Richtete  sich  also  die  Zahl 
der  Geschworenen  nach  der  Zahl  der  Senatoren ,  so  wurde  die- 
selbe erhöht  Indessen  wir  haben  über  diese  Verhältnisse  keine 
Kunde :  selbst  ob  der  von  Dio  Cassius  angeführte  Grund  für  das 


a)  Dio  Cass.  XLIII,  25  TCt  re  ydp  Sixaar/jpta  tote  tc  ßouXnralc  xat 
Tolc  Inteuat  (jl^voic  iit^Tpc^ev ,  Sircuc  t6  xadaptoTSTOv  ^xt  f&dXtora  del  Itxi- 
Cot*  icpÖTCpov  ydp  xat  ix  xoü  6fLtXou  xtv^c  9uvSie7{vu)oxov  aicroic. 

b)  Säet.  Gaes.  41  ludicia  ad  duo  genera  iudicum  redegit,  eqnestns 
ordinis  ac  senatorii,  tribunos  aerarios,  quod  erat  tertiam,  sustolit 

c)  Cic.  Phil.  1,  8,  19. 
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neue  Gesetz  wirklich  für  Cäsar  bestimmend  war  oder  nur  von 
dem  Schriftsteller  aus  allgemeiner  Betrachtung  hinzugefügt  wurde, 
mnss  zweifelhaft  sein.  Fast  scheint  das  Letztere  der  Fall  zu 
sein:  die  letzten  Worte,  früher  wären  einige  auch  aus  der  Plebs 
unter  den  Geschworenen  gewesen*),  deuten  darauf.*^*) 

In  den  Titeln  des  48.  Buchs  der  Digesten,  welches  Auszüge 
aus  den  noch  gültigen  Strafgesetzen  enthält,  werden  öfters  Juli- 
sehe  Gesetze  genannt.  Dieser  Name  ist  gemeinsam  denjenigen 
Gesetzen,  welche  der  Kaiser  Äugustus,  sowie  denen,  welche  der 
Dictator  Cäsar  gegeben  hat.  Es  ist  nicht  zweifelhaft  und  allge- 
mein angenommen,  dass  das  im  5.  Titel  angeführte  Julischß 
Gesetz  über  Ehebruch  auf  den  Kaiser  Äugustus  zurückzufuhren 
ist,  und  ebenso  dass  das  im  11.  Titel  angeführte  Julische  Ge- 
setz über  Erpressungen  von  Cäsar  herrührt  und  eben  dasselbe 
ist,  welches  wir  oben  erläutert  haben.  Um  so  mehr  wird  es 
fraglich,  wem  die  anderen  dort  erwähnten  Julischen  Gesetze, 
das  über  Majestätsverbrechen,  die  über  öffentliche  und  Privat- 
gewaltthätigkeit,  das  über  Getreidewesen,  das  über  Staatsdieb- 
stahl, das  über  Wahlumtriebe,  zuzuschreiben  sind.  Darüber 
gehen  die  Meinungen  sehr  auseinander.  Entweder  meint  man, 
die  Gesetze  über  Gewaltthat,  über  Majestätsverbrechen,  auch 
wohl  über  Staatsdiebstahl  rührten  von  Cäsar  her  und  seien  von 
Äugustus  bei  seiner  Neugestaltung  der  Strafrechtspfiege,  ent- 
weder unverändert  oder  mit  geringen  Aenderungen,  aufgenommen 
worden ,  ähnlich  wie  es  mit  drei  Cornelischen  und  einem  Pom- 
pejischen  Gesetze  geschah,  oder  man  glaubt,  sowohl  Cäsar  als 
Äugustus  hätten  über  Gewaltthat  und  Majestätsverbrechen  Ge- 
setze gegeben,  oder  endlich  man  schreibt  die  Gesetze,  deren 
Auszüge  uns  in  den  Digesten  vorliegen,  lediglich  dem  Kaiser 
Äugustus  zu.^^)  Um  diese  Frage  vollständig  zu  entscheiden, 
bedarf  es  einer  Untersuchung  über  die  Gesetze  des  Kaisers 
Äugustus,  welche  dem  gegenwärtigen  Buche  fem  liegt.  Ich 
spreche  hier  nur  die  auf  bestimmte  Thatsachen  gegründete  Ueber- 
zeugung  aus,  dass  die  in  den  Digesten  angeführten  Julischen 
Gesetze  mit  Ausnahme  dessen  über  Erpressung  alle  und  nament- 


a)  Vergl.  deren  Erklärung  oben  S.  1%. 
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lieh  die  über  Gewalttbat  und  über  Majestätsverbrechen,  von 
dem  Kaiser  Angnstus  berrühren:  dazu  allein  passt  ihr  Inhalt 
and  ihr  Charakter. 

Allerdings  gab  Cäsar  auch  gesetzliche  Bestimmungen  über 
Gewalttbat  und  Majestäts?erbrechen,  aber  sie  bezogen  sich  we- 
der auf  den  Begriff  des  Verbrechens  noch  aaf  das  Verfohren, 
sondern  waren  anderer  Art  Wir  haben  darüber  folgende  Nach- 
richten. '  Cicero  spricht  in  seiner  ersten  Philippischen  Rede  von 
M.  Antonios'  Anordnungen,  wodurch  Cäsars  Gesetze  anfgehobcB 
worden  waren.  Er  erwähnt*),  Antonius  habe  den  w^en  Ge- 
walttbat und  Majestätsverbrechen  Verurtheilten  Bemiung  an  das 
Volk  gestattet  Dies  sei  gegen  die  Gesetze  Cäsars^  welche  ge- 
böten, demjenigen,  der  wegen  Gewalttbat  und  ebenso  demjeni- 
gen, der  wegen  Majestätsverbrechen  verurtheilt  sei,  Feuer  und 
Wasser  zu  versagen.*»)  Hier  haben  wir  die  Nachricht,  Cäsar 
habe  in  Bezug  auf  die  beiden  Verbrechen  der  Gewalttbat  und 
der  verletzten  Majestät  ein  Gesetz  gegeben.  Aber  dies  war 
nicht  ein  Gesetz,  wie  später  die  des  Kaisers  Augustus  oder  frü- 
her das  Plautische  oder  Lutatische  oder  Comelische,  so  dass 
zuerst  der  Begriff  des  Verbrechens  aufgestellt,  dann  Besonder- 
heiten im  Verfahren  geboten,  am  Ende  die  Strafe  angegeben 
vmrde.  Dies  sagt  Cicero  nicht,  er  giebt  vielmehr  als  Inhalt  des- 
selben nur  eine  Veränderung  in  der  Strafe  an.  Er  spricht  an- 
fimgs  gegen  die  Zweckmässigkeit  von  Antonius'  Massregel  über- 
haupt, das  Recht  der  Provocation  sei  verkehrt®),  es  würden  da- 
durch zwei  der  heilsamsten  Gesetze  und  Untersuchungen  aufge- 
hoben; aber  dass  diese  Gesetze  und  Untersuchungen  von  Cä- 
sar herrührten,  meint  er  nicht:  erst  im  Folgenden  beginnt  er 
von  dem  Gegensatze  zu  sprechen,  in  den  Antonius  zu  Cäsars 
Anordnungen  trete.   Wie  Antonius  selbst  deswegen,  weil  er  den 


a)  Gic.  Phil.  I,  9,  21  Altera  promulgata  lex  est^  ut  de  vi  et  maiestatis 
damnati  ad  populum  provocent,  si  velint 

b)  ibid.  I,  9,  23  Quid?  quod  obrogatur  legibus  CaesaiiB,  qnae  iabeflt 
ei,  qui  de  vi,  itemque  ei,  qui  maiestatis  danmatus  sit,  aqaa  et  igni  inter- 
dici,  quibos  cum  provocatio  datur,  nonne  acta  Gaesaris  rescindantur? 

c)  ibid.  9,  22  Noa  igitor  provocatio  ista  lege  datur,  sed  duae  maxioe 
saltttares  leges  quaestiouesque  tolluntur. 
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wegen  jener  Verbrechen  Verurtheilten  die  Provocation  gestattete, 
nicht  ein  Gesetz  ähnlich  dem  Gomelischen  oder  Plantischen  gab, 
ebenso  wenig  hat  es  Cäsar  gegeben :  'Wäre  es  der  Fall  gewesen, 
80  hätte  Cicero  ganz  anders  sprechen  müssen. 

Wir  können  den  Charakter  von  Cäsars  Gesetz  angeben. 
Unter  den  Massregeln,  welche  Cäsar  als  Alleinherrscher  in  Rom 
traf,  führt  Saeton  Folgendes  an*):  „Die  Strafen  für  Missethaten 
vermehrte  er  und  da  die  Wohlhabenden  desto  leichter  Verbrechen 
begingen,  weil  sie  mit  Beibehaltung  ihres  Vermögens  in  die 
Verbannung  gingen,  strafte  er  die  Vatermörder,  wie  Cicero 
schreibt,  um  alle  Güter,  die  übrigen  um  die  Hälfte."  Hier  ist 
der  Ausdruck  „wie  Cicero  schreibt"  zu.  bemerken:  er  hat  den 
Erklärern  sogar  vielfachen  Anstoss  gewährt  und  unbegründete 
Verbesserungsvorschläge  hervorgerufen.  Er  lässt  sich  nicht  er- 
klären, wenn  man  annimmt,  Cäsars  Anordnung  habe  noch  unter 
den  Kaisern  bestanden.  Sie  muss  vielmehr  durch  das  allge- 
meine, von  Augustus  erlassene,  Strafgesetz  abgeschafit  worden 
sein:  sonst  hätte  sie  Sueton  aus  dem  Leben  und  eigener  Erfah- 
rung gekannt,  nicht  aus  den  Schriften  Ciceros.  Cäsar  also  gab 
eine  Bestimmung  über  die  Bestrafung  der  Vatermörder,  und  zwar 
deijenigen,  welche  wegen  Vatermord  gerichtlich  verurtheilt  wa- 
ren, nicht  derer,  welche  dieses  Verbrechen  gestanden  oder  auf 
frischer  That  ertappt  wurden,  also  nicht  vor  Gericht  gestellt  zu 
werden  brauchten.  Denn  diese  erlitten  Todesstrafe,  zum  Theil 
sogar  jene  barbarische,  durch  uralte  Sitte  eingeführte.^)  Cäsar 
also  gab  das  Gesetz,  die  wegen  Vatermord  Verurtheilten  sollten 
ausser  mit  der  Verbannung,  auch  mit  dem  Verluste  ihres  gan- 
zen Vermögens  bestraft  werden.  Daraus  darf  man  nicht  schliessen, 
Cäsar  habe  ein  Gesetz  über  Vatermord  gegeben.  Denn,  wie 
der  9.  Titel  des  48.  Buches  der  Digesten  beweist,  galt  über  die- 
ses Verbrechen  das  Pompejische  Gesetz  bis  in  die  spätesten  Zeiten 


a)  Suet.  Gaes.  42  Poenas  facinorum  auxit  et  cum  locapletes  eo  faciljus 
scelere  se  obligarent,  quod  integris  patrimoDÜs  exulabant,  parricidas,  ut 
Cicero  scripsit,  bonis  omoibus,  reliquos  dimidia  parte  multavit  Ins  labo- 
riosissime  ac  severissime  dixit  Repetundarum  convictos  etiam  ordiDe  se- 
natorio  movit. 

b)  Yergl.  oben  S.  66  flgd. 
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des  Kaiserreiches*).  Mithin  hat  weder  Gfisars  Bestimmang  iber 
die  Strafe  der  Vatermörder,  noch  Aagustus'  weitere  Anordn«^ 
eben  darüber  die  Geltung  des  Pompejischen  Gesetzes  gehindeit: 
sie  bezogen  sich  beide  eben  nur  auf  die  Bestrafung,  auf  ai? 
Ausführung  des  von  den  Richtern  gefällten  Urtheils.  tiimm 
ergiebt  sich ,  dass  man  aus  den  Bestimmungen ,  welche  Cisar 
über  die  Bestrafung  der  wegen  Gewalttbat  und  Majestitsver- 
brechen  Verurtheilten  traf,  nicht  folgern  darf,  derselbe  habe  über- 
haupt ein  Gesetz  über  jene  beiden  Verbrechen  gegeben.  Ckar 
sagt  nur,  er  habe  eine  andere  Strafe  eingeführt  Eben  dBssd^ 
wird  in  Bezug  auf  die  Vatermörder  von  ihm  berichtet  Weu 
die  Veränderung  der  Strafe  in  dem  letzteren  Falle  keinen  Eii- 
fluss  auf  das  Gesetz  über  Vatennord  ausübte,  kann  mao  bei 
Gewaltthat  und  Majestätsverbrechen  kein  anderes  Verhältnbs 
annehmen. 

Verfolgen  wir  Suetons  Nachricht  weiter.    Die  Vatermörder 
sollten   nach  Cäsar  ihr  ganzes  Vermögen  verlieren,  d.  h.  dir 
Vatermörder  im  weiteren  Sinne,   wie  ihn  Pompejus''  Gesetz  fe^- 
gestellt  hatte. ^)    Die  Uebrigen,  heisst  es,  sollten  die  Hälfte  des 
Vermögens  verlieren.    Unter  diesen  Uebrigen  kann  Sueton  oicbt 
alle  wegen  Criminalverbrechen   Verurtheilten   verstehen.    IVßD 
z.  B.   die  des  Staatsdiebstahls  oder  der  Erpressung  Scholdigto 
mussten  nach    der  Grösse  des   begangenen  Diebstahls  bestraf! 
werden,   die   wegen  Wahlumtriebe  Verurtheilten  erfuhren  eiüf 
gelinde  Strafe :  es  wäre  wunderlich  gewesen ,   wenn  es  fortan  b 
allen    Criminalprocessen    ausser    dem     über    Vatennord   otr 
eine  einzige  Strafe  hätte  geben  sollen.   Wollte  man  dagegen  aar 
aä  die  übrigen  Mörder  denken ,  so  würde  man  den  Begriff  2a 
eng  fassen.    Denn    die   der  Gewaltthat  und  der  Majestät^vrf- 
brechen  Schuldigen  soll  Cäsar  mit  der  Strafe  der  Aechtnog  b^ 
legt  haben  und  damit  musste  ein  Vermögensverlnst  verbuBd^i 
sein.    Mithin  kann  man  unter  den  Uebrigen  nur  diejenigen  ver- 
stehen, welche  wegen  anderer  Verbrechen  als  wegen  VatcimoM 
zul*  Verbannung  verurtheilt  wurden,  oder,   um  dem  Gericht  w 


a)  Man  sehe  oben  S.  361  flgd. 

b)  Man  sehe  oben  S.  364. 
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entgehen,  freiwillig  die  VerbannuDg  wählten.  Sie  hatten  bisher 
keinen  Vermögensverlast  erlitten:  Cäsar  bestimmte,  sie  sollten 
fortan  die  Hälfte  des  Vermögens  verlieren.  Hier  ist  der  Punkt, 
wo  die  Nachrichten  Suetons  und  Giceros  zusammentreffen  und 
sich  gegenseitig  erläutern.  Der  £rstere  sagt,  alle  zur  Verban- 
nung Verurtheilten  ausser  den  Vatermördern  hätten  die  Hälfte 
ihres  Vermögens  verloren,  der  Letztere,  die  wegen  Gewaltthat 
und  wegen  Majestätsverbrechen  Verurtheilten  wären  mit  Unter- 
sagung von  Wasser  und  Feuer  bestraft  worden:  man  darf 
schliessen,  dass  die  Untersagung  von  Wasser  und  Feuer  in  der 
Verbannung  aus  dem  Römischen  Gebiete  und  dem  Verluste  der 
Hälfte  des  Vermögens  bestand. 

Sueton  fährt  in  seinem  Berichte  über  Cäsars  Anordnungen 
in  Betreff  der  Gerichte  so  fort:  „Recht  sprach  er  auf  das  Müh- 
samste und  Strengste.  Die  der  Erpressung  Ueberfübrten  ent- 
fernte er  auch  aus  dem  Senatorenstande.''  Die  früheren  Worte 
bezogen  sich  auf  die  Criminalgerichtsbarkeit,  diese  auf  die  Civil- 
gericbtsbarkeit :  dies  beweist  der  Ausdruck  Rechtsprechen  selbst 
Also  die  der  Erpressung  Ueberfübrten  sind  verschieden  von  de- 
nen,'welche  von  einem  Schwurgerichte  wegen  Erpressung  ver- 
ortheilt  sind.  Neben  dem  Criminalprocesse  über  Erpressung 
gab  es  noch  ein  Verfahren  des  Bürgers  gegen  den  Beamten, 
welcher  widerrechtlich  Geld  abgenommen  hatte:  dies  war  auch 
durch  das  Julische  Gesetz  nicht  aufgehoben  worden.*)  Ausserdem 
hatte  Cäsars  Alleinherrschaft  die  Verhältnisse  geändert.  Er 
verwaltete  viele  Provinzen  nur  durch  seine  Legaten  und  besass 
auch  sonst  Gewalt  genug  im  Staate,  um  seinen  Willen  überall 
durchzusetzen.  Es  war  für  die  Einwohner  der  Provinzen,  welche 
sich  von.  den  Statthaltern  beschwert  glaubten ,  das  Leichteste 
und  Bequemste,  statt  an  die  Gerichte  sich  unmittelbar  persön- 
lich an  ihn  zu  wenden.  Hatte  sich  so  entweder  durch  Givilkla- 
gen  bei  dem  Prätor  oder  durch  die  vor  ihm  selbst  geführte  Un- 
tersuchung die  Erpressung  eines  Beamten  herausgestellt,  so  ent- 
fernte Cäsar  den  Schuldigen,  ausserdem  dass  er  ihn  zum  Ersätze 


a)  Man  vergleiche   oDsere  Auseinandersetzang  über  diese  Form  des 
Civilprocesses  S.  44. 
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aDhielt,   auch  ans  dem  Senate,   nnd  zwar  T^rm^e  der  cenaofi- 
sehen  Gewalt,  welche  ihm  übertragen  war.    Er  hatte  dies  nicht 
gethan ,   wenn  nicht  eben  dies  die  Strafe  der  von  dem  Schwur- 
gerichte wegen  Erpressong  vemrtheilten  Beamten  gewesen  wire.') 
Man  wird  mithin  ans  Suetons  Nachricht  schliessen  müssen,  dass 
Cäsar  die  Strafe  far  Erpressung,  welche  er  selber  während  sei- 
nes ersten  Consalates  bestimmt  hatte,  später  als  Alleinherrscher 
nicht  erhöhte.     Bei  einem  anderen  Verbrechen   hat  er  »e  so- 
gar verringert    Dio  Cassins  erwähnt  unter  den  Massregeln  Ci- 
sars,  welche  zn  nachtheiligem  Gerede  Anlass  gaben,  aach  &e^), 
er  habe  den  wegen  Bestechung  bei  Wahlen  Vemrtheilten  erlaubt, 
sich  in  Italien  aufzuhalten.    Die  Erklärer  beziehen  dies  nicht 
richtig  auf  die  Begnadigungen,  welche  er  Verurtheilten  in  Theil 
werden  liess.    Denn  über  sie  spricht  Dio  Cassins  kurz  vorher: 
sie    wurden   vollständig  begnadigt   und    zwar   durch    Volksbe- 
schluss.'')     Hier  dagegen  spricht  Dio  von  der  Strafe,   welche 
Cäsar  auf  Wahlumtriebe  setzte,  von  eben  demselben  Gesetze, 
welches  Sueton  und   Cicero  erwähnen.    In  Folge  davon   konnte 
er  auch  den  schon  früher  Verurtheilten  die  Milde  der  Verban- 
nung nur  aus  Rom  zu  Theil  werden  lassen. 

Fassen  wir  die  zerstreuten  Nachrichten  über  Cäsars  Gesetz 
zusammen,  so  bezog  sich  dasselbe  nicht  auf  die  Begrifisbestinh 
mung  der  Verbrechen,  nicht  auf  das  Verfahren,  sondern  nur  aaf 
die  Strafen  der  von  den  Schwurgerichten  Verurtheilten.  Es  war, 
wenn  man  den  Namen  eines  Richtergesetzes  im  engsten  Sinne 
fassen  will,  nicht  ein  Ricbtergesetz ,  sondern  vielmehr  ein  poli- 
zeiliches über  die  Ausführung  der  von  den  Richtern  verhängten 
Strafen.  Es  hatte  bisher  unter  der  Republik  eine  grosse  Lässig- 
keit in  der  Vollziehung  der  Strafen  geherrscht  Alles  hatte  sich 
auf  die  Politik  gerichtet:  man  kümmerte  sich  also  nur  darum, 
dass  die  Verurtheilten  ihre  politischen  Rechte  verloren,  nament- 
lich die  Beamten  ihren  Rang  als  Senatoren  und  die  Möglicb- 


a)  Yergl.  oben  beim  Julischen  Gesetze  S.  329. 

b)  Dio  Cass.  XLIll,  27  ^xi  toT«   6exaa|jiou  iiz    ipyrfi  iitfiltiia.  iXwsi 

c)  S.  oben  S.  446. 
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keit,  denselben  wieder  zu  gewinnen.  Aber  an  Bestraiiing  oder 
sittlicher  Besserung  der  Verbrecher  oder  auch  nur  an  Ausschei- 
dung der  unreinen  Elemente  der  Gesellschaft  lag  Niemanden. 
Es  mögen  zum  Theil  arge  Zustände  in  dieser  Beziehung  geherrscht 
haben  und  Cäsar  fühlte,  als  er  die  Alleinherrschaft  sicher  ge- 
wonnen hatte,  die  Verpflichtung,  für  diese  sittliche  Hebung  der 
Römischen  Gesellschaft  zu  sorgen.  Aus  diesem  Gesichtspunkte 
entsprang  sein  Gesetz  über  die  Strafen  der  Verbrecher  und  aus 
dem  gleichen  entstanden  später  ähnliche  Verordnungen  des  Kai- 
sers  Augustns.  Ob  Cäsar  über  diejenigen  Verurtheilten ,  welche 
nicht  Verbannung  traf,  Bestimmungen  gab,  darüber  haben  wir 
keine  Nachricht,  und  ich  glaube  es  nicht.  Unter  denen,  welche 
Verbannung  traf,  kamen  am  Mildesten  die  wegen  Wahlumtriebe 
Verurtheilten  fort:  sie  wurden  nur  aus  Rom  ausgeschlossen, 
durften  aber  in  Italien  leben.  Folglich  wurden  alle  übrigen 
Verbannten  aus  Italien  ausgeschlossen.  Dazu  kam  bei  den 
Vatermördern  Verlust  des  ganzen  Vermögens,  bei  den  übrigen, 
d.  h.  also  den  nach  dem  Cornelischen  Gesetze  wegen  Mord,  so 
wie  den  wegen  Gewaltthat  und  Majestäts?erbrechen  Verurtheilten, 
Verlust  des  halben  Vermögens,  welche  Strafe  man  damals  eben- 
falls Aechtung,  Ausschliessung  von  VtTasser  und  Feuer  (aquae  et 
ignis  interdictio)  nannte.  Hierbei  bleibt  nur  eine  Frage.  Ueber 
Gewaltthat  gab  es  zwei  Gesetze,  das  Plautische  gegen  Beamte 
und  Senatoren,  das  Lutatische  gegen  andere  Bürger.*)  Dass 
die  Verschärfung  der  Strafe  sich  auf  beide  Gesetze  bezog,  ist 
nicht  wahrscheinlich.  Cicero,  welcher  von  der  durch  Antonius 
erfolgten  Aufhebung  des  Cäsarischen  Gesetzes  über  Gewaltthat 
und  damit  der  Abschaffung  des  ganzen  Gerichtshofes  über  Ge- 
waltthat spricht,  sagt,  das  hiesse  die  jungen  Männer  auffordern, 
unruhige,  aufrührerische  und  verderbliche  Bürger  zu  sein^):  er 
denkt  an  junge  Senatoren,  welche  durch  gewaltthätige  Mass- 
regeln Aufsehen  zu  erregen  und  Gewalt  zu  erlangen  trachteten. 
Mithin  bezog  sich  Cäsars  Bestimmung  auf  das  Plautische  Gesetz. 


a)  Mao  sehe  oben  II,  1, 271. 

b)  Gic.  Phil.  I,  9,  22  Quid  est  aliad  hortari  adolesceDtes,  ut  turbulenti, 
ut  sediüosi,  ut  pemiciosi  cives  velint  esse?  ■■ 

IV.  31 
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In  den  aDderen  Fällen  der  Gewaltthat  bestimmte  Cäsar  vak- 
scheinlich  eine  geringere  Strafe  und  dies  wurde  für  den  Kaisri 
Augnstus  Veranlassung,  die  ganze  Gesetzgebung  über  Gevah- 
that  umzuändern  und  namentlich  die  öffentliche  Gewaltthat  ^ioo 
der  Privatgewaltthat  zu  trennen :  nur  für  die  erstere  wurde  dk 
Strafe  der  Aechtung  bestimmt. 

Dies  sind  des  Dictators  Cäsar  Verordnungen  über  das  Cri- 
minalrecht.  Sie  waren  in  gewisser  Beziehung  wichtig  und  wohl- 
tbätig  und  berechtigten  Cicero,  von  dessen  „Richtergesetzen"  zn 
sprechen.*)  Aber,  hätte  er  länger  gelebt,  so  würde  er  noch  viel 
grössere  Veränderungen  vorgenommen  und  das  ganze  CriminaK 
recht,  welches  zum  Theil  auf  Herkommen,  zum  Theil  auf  viel- 
fachen einzelnen  Gesetzen  beruhte,  zusammenge&sst  und  gleich- 
massig  behandelt  haben.  Es  heisst,  er  habe  so  das  „bärger- 
liche  Recht''  zusammenstellen  wollen.*")  Darunter  war  aack 
das  Criminalrecht  mit  inbegriffen.  Seine  Entwürfe  worden  durch 
seinen  Tod  unterbrochen  und  von  Augustus  nur  tbeilveis^ 
ausgeführt  Die  Zeit,  welche  zunächst  nach  seinem  Tode  folgte, 
war  zu  unruhig  für  geordnete  Gesetzgebung.  Die  Waffen  herrsch- 
ten, nicht  die  Gerichte  und  wer  die  Macht  besass,  mochte  wohl 
Massregeln  treffen,  um  sich  seine  Stellung  zu  erhalten  oder  zu 
befestigen,  aber  an  das  allgemeine  Beste  dachte  er  nicht  Die$ 
war  zuerst  bei  M.  Antonius  der  Fall,  auf  welchen  nach  Cäsai^ 
Ermordung  dessen  Machtfülle  überging.  Er  gab  ein  Ricbter- 
gesetz,  durch  welches  er  wiederum  einen  dritten  Stand  zu  des 
Geschworenen  hinzufügte.  Seine  Absicht  dabei  war,  sich  ood 
seine  Anhänger  bei  einer  Anklage,  welche  etwa  voi^ebracht  wer- 
den könnte,  gegen  Verurtheilung  zu  schützen.  So  sagt  wenig- 
stens Cicero.^)    Cäsar  hatte  die  Aerartribunen  als  Geschworene 


a)  Cic.  Pbil.  I,  8,  19  Quid?  lege,  quae  promdgata  est  de  tertia  de^ 
curia,  nonoe  omnes  iudiciariae  leges  Caesaris  dissolvuotur  ? 

b)  Suet  Caes.  44  ius  civile  ad  certum  modum  redigere  (destinahaf 
atque  ex  immens a  diffusaque  legum  copia  optima  quaeque  et  necessaria  t> 
paucissimos  conferre  libros. 

c)  Cic.  Phil.  I,  8,  20  Aiiter  enim  nostri  negaot  posse  se  salvos  esse; 
ibid.  y,  6,  15  Scelerom  magnitado,  conscientia  maleficiorum ,  direptio  tm 
pecuniae,  cuius  ratio  in*aede  Qpis  confecta  est,  hanc  tertiam  decoiisB 
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aufgehoben,  Antonius  führte  wieder  eine  dritte  Decurie  ein,  d.  b. 
bestimmte,  sie  sollte  in  gleicher  Anzahl,  wie  die  der  Senatoren 
und  der  Ritter  in  den  Gerichten  hinzutreten.  Sie  sollte  nicht, 
wie  es  bei  der  zweiten  Decurie  der  Ritter  geschah,  na<;h  dem 
Vermögen  erwählt  werden,  sondern  unabhängig  da?on.  Cicero 
nennt  als  solche,  die  darin  aufgenommen  werden  sollten,  zuerst 
gewesene  Hauptleute*),  welche  früher  nur,  wenn  sie  das  genü- 
gende Vermögen  besassen,  unter  den  Richtern  sein  konnten :  von 
jetzt  an  sollten  sie  an  sich  wählbar  sein.  Diese  Hauptleute  wa- 
ren in  dem  Gesetze  ausdrücklich  genannt,  erlesen  aber  hatte 
Antonius  in  Folge  desselben  Veteranen  der  fünften  aus  trans- 
alpinischen Galliern  errichteten  Legion,  welche  Cäsar  mit  dem 
Bürgerrechte  beschenkt  hatte  ^),  ferner  Würfelspieler  und  andere 
Personen,  welche  nicht  geborene  Römische  Bürger  waren  und 
von  denen  Cicero  behauptet,  sie  seien  zum  Theil  in  Gerichten 
bestraft  und  verbannt  worden. '')  Darnach  lässt  sich  schwer  sa- 
gen, welche  Bestimmungen  das  Antonische  Gesetz  enthielt  Es 
konnte  nicht  bloss  Berufsstände,  wenn  man  sich  so  ausdrücken 
will,  bezeichnen.  Wenn  es  nach  Ciceros  Nachricht  das  Ver- 
mögen nicht  berücksichtigte,  bleibt  nur  übrig,  dass  es  im 
Allgemeinen  Leute  aus  der  Plebs,  welche  weder  Senatoren  noch 
Römische  Ritter  wären ,  für  wählbar  in  der  dritten  Decurie  er- 
klärte nnd  nur  die  einzige  Bedingung  hinzufügte,  dass  sie  Rö- 
mische Bürger  sein  müssten.  Dann  allein  hatte  Antonius  die 
Möglichkeit,  alle  die  von  Cicero  erwähnten  Personen  zu  er- 
lesen. 


excogitavit,  nee  ante  t^rpes  iadices  quaesiti  quam  bonestis  ludicibas  nocen* 
tium  Salus  desperata  est. 

a)  Gic.  Phil.  I,  8,  20  At  qoae  est  ista  tertia  decuria?  CentarioDum, 
inquit  Quid  ?  Isti  ordini  iudicatus  lege  lolia,  etiam  ante  Pompeia,  Aurelia 
noD  patebat?  Gensus  praeiiniebatur,  inquit  Non  centurioni  quidem  solum, 
sed  equiti  etiam  Romano.  Itaque  viri  fortissimi  atque  honestissimi,  qui 
ordines  duxerunt,  res  et  iudicaot  et  iadicaverunt  Non  quaero,  inquit, 
istos:  quicunqae  ordines  duxit,  iudicet 

b)  Gic.  1.  1.  addo  etiam  iudices  manipulares  ex  legione  Alaudarum. 

c)  Gic.  Phil.  V,  5,  12  Antesignaoos  et  manipulares  et  Alauda«  iudices 
se  constituisse  dicebat.  At  ille  legit  aleatores,  legit  exules,  legit  Graecos 
u.  s.  w. 
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Cicero  behauptet,  Antonius  habe  durch  sein  Ricbterges^ 
die  Anordnungen  Cäsars  aufgehoben.*)  Ohne  Zweifel  that  ^ 
dies;  aber  yielleicht  hatte  Cäsar  die  Absicht  gehabt,  wiederam 
eine  dritte  Decurie  einzurichten ,  wie  bekanntlich  Aagustus  die 
niederen  Stände  zum  Geschworeneiidienste  heranzog.  Er  hatte, 
als  er  die  Aerartribunen,  weil  sie  sich  mit  seinen  sonstigen  Ein- 
richtungen nicht  vertrugen,  aufhob,  sich  die  Errichtung  einer 
neuen  Decurie  vorbehalten.  Auffallend  ist  wenigstens  die  Leick- 
tigkeit,  mit  welcher  Antonius  sein  Gesetz  ins  Leben  rief.  B^i 
der  Ermordung  Cäsars  waren  die  Gerichtsverhältnisse  for  da^ 
Jahr  44  v.  Chr.  vollständig  geordnet,  die  Richterliste  aufgestellt 
die  Prätoren  vertheilt,  die  Gerichtshöfe  in  Thätigkeit  Antonios 
konnte  sein  Richtergesetz  etwa  im  Monate  Mai  durchbringen, 
vieUeicht  erst  später.  Früher  pflegten  die  Gesetzgeber  bei  ähn- 
lichen Veränderungen  die  Gerichte  des  laufenden  Jahres  nicht 
anzutasten,  sondern  nur  zu  bestimmen,  dass  die  neue  Ordnung 
für  die  Folge,  d.  h.  von  dem  Beginne  des  nächstfolgenden  Jah- 
res an,  gelten  solle. ^)  Dies  that  Antonius  nicht:  er  wollte  sei- 
ner Anhänger  halber  unmittelbare  Aenderung  der  Gerichte.  Als 
Cicero  seine  erste  Philippische  Rede  am  2.  September  hielt, 
war  Antonius'  Gesetz  vollzogen.  Mithin  verordnete  es  schon  for 
das  laufende  Jahr  das  Hinzutreten  der  dritten  Decurie  zu  den 
beiden  bestehenden.  Von  weiteren  Veränderungen  in  der  Zahl 
der  Geschworenen  oder  der  Ordnung  des  Verfahrens  hören  wir 
nicht:  wahrscheinlich  fanden  keine  statt.  Dm  diese  eilige  Ein- 
führung seines  neuen  Gesetzes  zu  fördern  und  seine  Wirksam- 
keit zu  sichern,  hatte  Antonius  in  demselben  bestimmt,  dass  er 
selbst  für  das  laufende  Jahr  die  Auswahl  der  dritten  Decniie 
und  die  Ergänzung  der  schon  bestehenden  tmd  in  den  öSent- 
lichen  Acten  verzeichneten^)  Richterliste  besorgen  sollte.  Cicero 
unterscheidet  ausdrücklich  zwischen  denen ,  welche  Antonius  io 
seinem  Gesetze  als  wählbar  bezeichnete ,   und  denen ,  welche  er 


a)  Cic.  Phil.  I,  8,  19  an  der  S.  482  angeführten  Stelle. 

b)  Vergl.  U,  1,  191. 

c)  Cic.  Phil.  V,  5)  15  Hos  ille  demens  iudices  legisset,  honun  nomiBa 
ad  aerariom  detolisset  o.  s.  w. 
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zur  Ausfühnrng  desselben  erlas.*)  Für  die  späteren  Jahre  er- 
hielt natürlich  der  städtische  Prätor,  me  es  Sitte  war,  wieder 
die  Pflicht,  die  ganze  Richterliste  anzufertigen. 

Die  Einführung  des  neuen  Gesetzes  war  eilig  gewesen,  seine 
Dauer  war  sehr  kurz.  Es  fiel  mit  Antonius'  Alleinherrschaft  und 
kam  schon  im  folgenden  Jahre  nicht  mehr  zur  Anwendung. 
Schon  am  1.  Januar  erklärte  Cicero,  Antonius'  Gesetze  seien 
gegen  die  Auspicien  gegeben,  es  seien  nicht  Gesetze  und  es 
bedürfe  nicht  eines  besonderen  Beschlusses,  um  sie  aufzuheben.^) 
Die  neuen  Consuln^)  und  andere  angesehene  Männer^)  unter- 
stützten Cicero  dabei.  Im  Anfange  Februars  stellte  Antonius 
anter  den  Friedensbedingungen  ausdrücklich  die,  sein  Richter- 
gesetz solle  nicht  abgeschafil  werden*):  man  ging  damals  damit 
um,  dies  durch  einen  förmlichen  Beschluss  zu  thun  und  beob- 
achtete es  inzwischen  nicht.  Dieser  Beschluss  wurde  später 
wirklich  gefasst:  im  Monate  März  erklärt  Cicero  0  9  Antonius' 
Verordnungen  seien  aufgehoben,  seine  Gesetze  abgeschafft.  Trotz- 
dem meinen  Viele,  Antonius'  Richtergesetz  sei  später  nach  dem 
Sturze  der  Senatspartei  und  der  Errichtung  des  Triumvirats  wie- 
der eingeführt  worden.  Denn  unter  Augustus  wird  eine  dritte 
Decurie  der  Richter  als  bestehend  erwähnt^).  Dies  ist  nicht 
glaublich.  Die  Eigenthümlichkeit  des  Antonischen  Gesetzes  be- 
stand in  der  Aufhebung  des  Census  für  die  dritte  Decurie, 
Augustus  aber  nahm  sogar  für  die  von  ihm  errichtete  vierte  De- 
curie den  Census  als  Richtschnur.  Aber,  wenngleich  das  An- 
tonische Gesetz  nicht  wiederhergestellt  wurde,  konnte  es  doch 
die  dritte  Decurie  werden,  selbst  wenn  man  nicht  die  von  Cäsar 
beseitigten  Aerartribunen  annahm.^^) 

Noch  ein  zweites  auf  die  Schwurgerichte  bezügliches  Richter- 
gesetz gab  M.  Antonius:  wir  haben  über  dasselbe  leider  nur 


a)  Gic.  PhlL  V,  5,  12  an  der  ebeu  angeführten  Stelle. 

b)  Cic.  PhU.  V,  4,  10  und  6,  16. 

c)  Die  Cass.  XLVI,  86. 

d)  Cic  epist  XII,  14,  6. 

e)  Cic.  Phil.  VIII,  9,  27. 

f )  Cic.  Phü.  XUI,  3,  5. 

g)  Suet.  Oct.  32. 
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einen  einzigen  Bericht  in  einer  Philippiscben  Rede  Ciceros,  der 
um  so  mehr  eine  genaue   Betrachtung  verdient,    als  er  darrk 
Parteileidenschaft  entstellt  ist.    Cäsar  hatte  das  Gesetz  gegeben'l 
die  wegen  Gewaltthat  und  Majestätsverbrechen  in  Schworgericlh 
ten  Verurtheilten  sollten  geächtet  werden  und  mit  dieser  Aefb- 
tung  war  der  Verlust  des  halben  Vermögens  verbunden:  aii<*li 
in  der  Aechtung  selbst,  in  dem  Verbote,  den  Verurtheilten  Was?<»r 
und  Feuer  zu  gewähren,  lag  eine  Verschärfung  der  Verbannung. 
Antonius   bestimmte  nun,   die   wegen  jener  Verbrechen  Verur- 
theilten sollten,   wenn  sie  wollten,  Berufung  an  das  Volk  ein- 
legen dürfen.^)    Gegen  dies   Gesetz  macht  Cicero  folgende  B^ 
merknngen.     Erstlich,  sagt  er,  bei  dem  gegenwärtigen  Zustawif 
des  Staates,    wo  Alles  mit  Waft'en  ausgeführt  werde,   habe  da5 
Gesetz  keinen  thatsäcblichen  Nutzen,'  sondern  beabsichtige  nur 
eine  Auflösung  der  Gesetze.    Zweitens  sei  es  nicht  volksthum- 
lich.    Denn  in  der  jetzigen  Noth  seien  alle  Burger  übereinstim- 
mend  der  Ansicht,   es    komme  zunächst  auf  die  Rettung  des 
Staates  an.    Drittens  sei  es  schimpflich,  dass  deijeoige,  welcher 
die  Majestät  des  Volkes  verringert  habe,  wiederum  sich  an  dif 
Gewaltthat  wenden  solle,  wegen  welcher  er  verurtheilt  sei.   Vier- 
tens  komme  es  einer  Aufhebung  der  Gesetze  über  Gewaltthat 
und  Majestäts verbrechen   gleich:    kein  Ankläger  werde  so  ver- 
rückt sein,  um   sich   einer  gedungenen   Menge  entgegenstellet 
zu  wollen,  kein  Richter  so  kühn,  um  sich  sogleich  vor  bezahlte 
Tagelöhner  schleppen   zu  lassen.    Endlich  würden  durch  die5^> 
Gesetz  die  Anordnungen  Cäsars  aufgehoben.     Aus  diesen  Be- 
merkungen ergiebt  sich,  dass  Antonius  sein  Gesetz  aus  Strebeo 
nach  Volksthümlicbkeit    gegeben    hatte.     Es    sollte,    wenn  die 
Verurtheilung  durch  den  Vorsitzenden  des  Schwurgerichtes  mit 
Hülfe  der  Geschworenen  geschehen  war,  die  Volksversammlaog 
der  Centurien    zur   zweiten    endgültigen  Entscheidung  berofefl 
werden.     Den  Vorsitz   in  derselben  führte  wieder  der  PrStor, 
welcher  das  Schwurgericht  geleitet  hatte,  der  Ankläger  vertrat 


a)  S.  oben  S.  479. 

b)  Gic.  Phil.  I,  9,  21  Altera  promulgata  lex  est,  nt  ei  de  vi  et  lBli^ 
statis  damnati  ad  popolam  provoceot,  si  veliot 
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von  Neoem  seine  Anklage.  Alle  Unruhen,  alle  Störungen,  welche 
bei  einer  Volksversammlung  vorzukommen  pflegten,  liessen  sich 
bei  diesem  zweiten  Gerichte  voraussehen.  Antonius  selbst  musste 
dies  erkennen,  aber  neben  dem  Scheine  der  Yolksthümlichkeit 
kam  es  ihm  darauf  an,  Processe  über  Gewaltthat  und  Majestäts- 
verbrecbeu  so  gut  wie  unmöglich  zu  machen. 

Die  Gründe,  welche  Antonius  bei  Einbringung  seines  Ge- 
setzes geltend  machte,  ergeben  sich  aus  den  früheren  Provoca- 
tionsgesetzen.  Das  letzte  derselben  war  das  Glodische,  bei  Ci- 
ceros  Verbannung  erlassene  gewesen*) :  es  bestimmte,  dass  jeder, 
der  einen  Bürger  ohne  Verurtheilung  durch  das  Volk  getödtet 
hätte,  bestraft  werden  sollte.  Die  älteren  Gesetze  hatten  nur 
für  diejenigen  Angeklagten,  welche  weder  gestanden  noch  auf 
frischer  That  ertappt  waren,  bei  denen  es  also  eines  gericht- 
lichen Urtheils  bedurfte,  gesorgt:  Clodius  hob  zuerst  diesen  Un- 
terschied auf  und  verbot  die  Hinrichtung  bei  allen  Römischen 
Bürgern,  auch  bei  denjenigen,  welche  ihre  Schuld  gestanden, 
ohne  Einwilligung  des  Volkes.  Antonius  ging  einen  Schritt  wei- 
ter und  bestimmte,  dass  bei  den  Verbrechen  der  Gewaltthat  und 
der  verringerten  Majestät  auch  eine  Aechtung  nicht  ohne  Ein- 
willigung des  Volkes  stattfinden  und  deshalb  bei  den  durch  das 
Schwurgericht  Verurtheilten  eine  solche  Einwilligung  einzuholen 
sei.  Denn  geständige  Verbrecher  gab  es  bei  diesen  Anklagen 
nicht  und  von  einer  Ergreifung  auf  frischer  That  konnte  auch 
nicht  die  Rede  sein,  wo  es  sich  darum  handelte,  ob  eine  Hand- 
lung als  Gewaltthat  oder  Majestätsverbrechen  anzusehen  sei. 
Cäsar  hatte  die  Verbannung  so  geschärft,  dass  sie,  abgesehen 
von  dem  Vermögensverluste,  Todesgefahr  brachte.  Wenn  der- 
jenige, dem  Wasser  und  Feuer  zu  reichen  verboten  war,  sich 
nicht  alsbald  in  einen  anderen  Staat  als  den  Römischen  rettete, 
so  lief  er  Gefahr  umzukommen  und  von  dem  Ersten  Besten 
ungestraft  getödtet  zu  werden.  Weil  also  die  von  Cäsar  einge- 
führte Aechtung  der  körperlichen  Hinrichtung  nahe  kam,  des- 
halb verbot  Antonius  bei  zwei  Verbrechen  die  Ausführung  der- 
selben ohne  Befragung  des  Volkes.     Sein  Gesetz  knüpft  sich 


a)  Yergl.  darüber  Bd.  I,  2,  417  flgd. 
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natargemäss  an  das  zunächst  vorhergehende  von  P.  Godiiis.  h 
bewies  dabei  eine  kluge  Mässigung.    Cäsar  hatte  die  Aeditani 
eingeführt  gleichmässig  bei  Mördern  und  den  w^en  Gewaltkbt 
und  Majestätsverbrechen  Verurtheilten.    Hätte  Antonios  eben  so 
gleichmässig  für  alle  drei  Arten  von  Verbrechen   die  Einvillh 
gung  des  Volkes  für  nothwendig  erklärt,  so  wurde  er  mit  Reckt 
Anstojss  erregt  haben :  er  überliess  also  die  gemeinen  Verbrecher 
ihrem  Schicksale  vor  dem  Richter  und  nahm  nur  die  politisciieD 
Verbrecher  in   Schutz,    denen   er   eioe  der  Hinrichtung  gleick 
kommende  Strafe   nicht  ohne  Einwilligung  des  Volkes  auflegeo 
lassen  wollte.    Dies   war  eine  volksthümliche  Massregel:  weoii 
sie  die  Anklagen  über  Gewaltthat  und  Majestätsverbrechen  über- 
haupt hinderte  oder  erschwerte,  so  erreichte  Antouius  nebeobei 
für   sich  und  seine  Anbänger  Straflosigkeit    Allerdings  fobrtr 
er  damit  zwei  neue,    bisher  unbekannte  Grundsätze  in  das  fil- 
mische Griminalrecht  ein.    Erstlich  keines  der  früheren  Provir 
cationsgesetze  hatte  einen  Unterschied  zwischen  den  Verbrecba 
bei  denen  Berufung  an  das  Volk  stattfinden  oder  nicht  stattb- 
den  sollte,  gemacht :  nur  auf  die  Strafen ,  nicht  auf  die  GrfiiMlc 
derselben  kam  es  an.    Antonius  übertrug   den  Unterechied  der 
gemeinen  und  der  politischen  Verbrechen,  welchen  Sulla  erhs- 
den,  die  spätere  Zeit  wieder,  aufgehoben  hatte,  auf  das  Ptoto- 
cationsrecht    Zweitens  zum  ersten  Male  bei  Antonios  erscbeiot 
die  Idee  einer  zweiten  Instanz,   welche  es  sonst  im  Rdmiscben 
Rechte  nicht  giebt  und  die  auch  nicht  in  dem  Provocatioosver- 
fahren  liegt    Aber  diese  Idee  ist  sehr  unentwickelt    Die  Ceo- 
turienversammlung  hatte  nicht  das  Recht,    den  Angeklagten  zu 
verurtheilen  oder  freizusprechen,  sondern,  wenn  derselbe  vom 
Gerichte  verurtheilt  war,  wurde  sie  in  Bezug  auf  die  Strafe  be- 
fragt   Gab  sie  ihre  Einwilligung,  so  wurde  die  Aechtong,  ^^ 
sie  inCäsars  Gesetze  bestimmt  war,  vollzogen;  versagte  sie  ib- 
gegen  dieselbe,  so  fand  zwar  keine  Aechtung  statt,  aber  die  Ter- 
urtheilung  und  die  Folgen  derselben,  die  gewöhnliche  Vertomoo^ 
und  die  Entschädigung  für  den  etwa  angerichteten  Schaden  bbeb 
bestehen.    Antonius^  Gesetz  bezog  sich  nur  auf  das  eben  Tor- 
hergegangene  Gesetz  Gäsars  und  gab  die  näheren  Bestiniffliu>- 
gen,  unter  denen   dasselbe  für  die  Verbrechen  der  Gewilttltft 
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and  der  verringerten  Majestät  zur  Ausführung  kommen  sollte. 
Diese  Bedeutung  desselben  ergiebt  sich  aus  den  Gegenbemer- 
kungen Ciceros,  welche  ihm  nur  Gäsars  über  die  Strafe  handeln- 
des Gesetz  gegenüberstellen.^^) 

Wir  würden  über  Antonius'  Massregel  sicherer  nrtheilen 
können,  wenn  sie  länger  gegolten  hätte  oder  uns  irgend  ein  Fall, 
bei  dem  sie  zur  Anwendung  gekommen,  überliefert  wäre.  In- 
dessen fand ,  wie  Cicero  andeutet ,  keioe  Berufung  an  das  Volk 
statt  und  wurde  überhaupt  kein  Process  über  Gewaltthat  oder 
Majesiätsverbrechen  anhängig  gemacht.  Der  Gedanke  von  An- 
tonius' Gesetz  war,  wie  sein  Charakter  überhaupt,  geistreich, 
leidenschaftlich,  aber  ohne  tieferen  Gehalt.  Es  wurde  mit  dei; 
übrigen  Antonischen  Gesetzen  mit  dem  £nde  des  Jahres  4A 
V.  Chr.  beseitigt,  und  unter  den  Friedensbedingungen,  welche 
er  im  Jahre  43  dem  Senate  stellte,  findet  sich  keine  Erwäh- 
nung, dass  er  auf  Beibehaltung  desselben  gedrungen.  Die  ganze 
Zeit  war  für  politische  Processe  ungeeignet  und  als  die  Ruhe 
nach  blutigen  Kämpfen  hergestellt  war,  dachte  man  an  alles 
Andere  eher  als  daran ,  irgend  eine  Berufung  an  das  Volk  ein- 
zuführen. Antonius'  Versuch,  offenbar  so  schnell  aufgegeben 
wie  ins  Leben  geführt,  blieb  ohne  Folgen  und  deshalb  haben 
wir  ihn,  wo  wir  von  den  älteren  Provocationsgesetzen  sprachen^), 
nicht  erwähnt. 

Wir  kommen  zum  letzten  Gesetze,  welches  unter  der  Re- 
publik gegen  Criminalverbrechen  gegeben  wurde,  dem  Pedischen 
vom  Jahre  43  v.  Chr.  Octavian  hatte  nach  D.  Brutus'  Nieder- 
lage und  Tod  das  durch  das  Hinscheiden  von  Hirtius  und  Pansa 
erledigte  Consulat  erzwungen,  und  dasselbe  am  19.  August  mit 
Q.  Pedius  angetreten.  Er  besass  die  höchste  Gewalt  in  Rom 
und  hatte  die  Stadt  mit  Truppen  besetzt,  überdem  gewann  er 
die  Gunst  der  Menge  durch  Auszahlung  «der  ihr  vom  Dictator 
vermachten  Legate,  welche  er  angeblich  aus  dem  eigenen  Ver- 
mögen, in  der  That  aus  dem  öffentlichen  Schatze  entnahm.  Im 
Vertrauen  auf  diese  seine  Stellung  beschloss  er  die  ihm  durch 
seine  so  eben  vom  Volke  bestätigte  Adoption  auferlegte  Pflicht 


a)  Maa  sehe  Bd.  I,  2,  77  uod  417. 
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zu  erfüllen  und  die  Ermordung  des  Dictators  Cäsar  zu  TicbeL 
Gewalt  zu  brauchen  hatte  er  keine  gesetzliche  Vollmacht,  «k 
sie  der  Dictator  Sulla  einst  gehabt  hatte  und  er  selbst  spfiter 
als  Triumvir  erhielt:  auch  konnte  er  sich  dieselbe  nicht  geb^n 
lassen,  da  er  in  Rücksicht  auf  die  vielen  ihn  umringenden  Feinde 
den  Schein  der  Gesetzlichkeit  zu  wahren  hatte.  Er  setzte  al^< 
ein  gesetzmässiges  Gericht  ein  und  rühmt  sich  dessen  in  im 
von  ihm  aufgesetzten  Verzeichnisse  seiner  Thateo.*)  Die  e^ 
wohnlichen  Gesetze  reichten  für  seinen  Zweck  nicht  aus.  Er- 
stens gewährten  dieselben  für  die  Führung  der  Processe  mch 
Zeit  als  Octavian  missen  konnte,  und  wenn  er  die  Processen 
seiner  Abwesenheit  führen  Hess,  musste  er  befürchten,  dass  ifi 
der  nicht  von  Soldaten  besetzten  Stadt  neue  Unruhen  aus- 
brächen oder  die  Angeklai-ten  freigesprochen  würden.  Z«^- 
tens  war  ein  grosser  Tiieil  derselben  von  Rom  im  Staatsdieo:^ 
abwesend,  zum  Theil  im  Besitze  von  Provinzen  und  Heeren:  ir 
die  gewöhnlichen  Gerichte  waren  sie  bis  nach  ihrer  Zorackksiit 
in  Rom  unerreichbar.  Das  Haupthindemiss  jedoch  g^eo  dk 
Anwendung  der  gewöhnlichen  Gerichte  lag  in  der  allgenmnei 
Amnestie,  welche  am  17.  Mäi*z  des  Jahres  44  durch  Senate  uq<1 
Volksbeschluss  erlassen  worden  war:  in  ihr  hiess  es,  dass  «^ 
gen  Gäsars  Ermordung  kein  Process  angestellt  werden  sollte.  ^ 
Darnach  war  es  schwerlich  zu  rechtfertigen,  dass  man  überhaa)*» 
auf  Thatsachen,  welche  in  Vergessenheit  begraben^ sein  soUtdi. 
zurückkam:  sollte  dies  aber  geschehen,  so  war  ein  besonderer 
Beschluss  des  Volkes  nothwendig,  welches  allein  im  Stande  var. 
die  von  ihm  bewilligte  Amnestie  ganz  oder  theilweise  zurück- 
zunehmen. 

Das  Pedische,  von  Octavian  veranlasste  Gesetz,  das  öbn- 
gens  in  beschleunigter  Weise  und  ohne  Beobachtung  der  sonst 
üblichen  Frist  angenommen  sein  muss,  ähnlich  wie  später  <lti 
Gesetz  über  das  Triumvirat''),  war  im  Wesentlichen  dem  Pom- 
pejiseben,   welches  über  Clodius'  Ermordung  erlassen  woniefl 


a)  Index  rerum  a  se  gestaruin  I,  10  iudicüs  legitimis  nltos. 

b)  App.  bell  civ.  II,  135  und  142;  Dio  Gaas.  XLIV,  34. 

c)  App.  bell.  civ.  IV,  7. 
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war,  Dachgebildet :  es  widersprach  der  allgemeinen  Gerechtigkeit 
noch  weniger.  Denn  es  stellte  nur  für  einen  einzigen  Fall  Aus- 
nahmegerichte auf  und  der  Meuchelmord  Gäsars,  des  geheiligten 
Staatsoberhauptes,  verlaugte  strengere  Bestrafung  als  Glodius' 
im  Streite  der  Parteileidenschaft  erfolgte  Tödtung.  Ohne  Zwei- 
fel enthielt  der  Eingang  des  Pedischen  Gesetzes  einen  Hinweis 
auf  die  dem  Ermordeten  gesetzlich  beigelegte  Unverletzlichkeit 
uud  Heiligkeit,  sowie  auf  die  Abscheulichkeit  der  That:  deshalb 
setzte  es  eine  ausser  der  Ordnung  zu  führende  Untersuchung 
(quaestio)  ein.  Wie  Pompejus  bei  der  Ausführung  seines  Ge- 
setzes die  Ruhe  durch  militärische  Veranstaltungen  gesichert 
hatte,  so,  heisst  es,  habe  Octavian  die  Gerichte  beaufsichtigt"), 
im  Falle  von  Ruhestörung  zur  Hülfsleistung  bereit.  Ein  beson- 
derer Vorsitzender  der  Gerichte  wird  uns  nicht  genannt.  Aber 
da  dieselben  ausser  der  Reihe  stattfinden  sollten,  musste  es 
einen  solchen  geben.  Ich  vermuthe,  es  war  der  Consul  Q.  Pe- 
dius  selbst:  ein  anderer  würde  genannt  werden.  Auch  eine  be- 
sondere Liste  der  Geschworenen  wurde  für  diese  Processe  auf- 
gestellt, nach  des  Dictators  Cäsar  Gesetze,  aus  Senatoren  und  Rit- 
tern. Die  gewöhnliche  Richterliste  konnte  schon  wegen  der 
Kriegsunruhen ,  welche  den  einen  hierhin,  den  andern  dorthin 
zerstreut  hatten,  nicht  zur  Anwendung  kommen.  Ueber  das 
Verfahren  haben  wir  nur  eine  Nachricht^),  dass  nämlich  der 
Process  an  einem  einzigen  Tage  abgemacht  werden  musste.  Dies 
war  ebenso  bei  den  Pompejischen  Gerichten  gewesen,  folglich 
war  auch  das  übrige  Verfahren  das  gleiche.  Nur  stellte  sich 
von  den  nach  dem  Pedischen  Gesetze  Angeklagten  Niemand. 
Alle  waren  entweder  schon  abwesend  oder  entfernten  sich  bei 
ihrer  Anklage  aus  Rom.*")  Jedem  Einzelneu  wurde  also  au 
eiuem  bestimmten  Tage  sein  Process  angesetzt,  die  Richter  er- 
bost, als  der  Angeklagte  nicht  erschien,  abgestimmt  und  die 


a)  App.  bell.  civ.  III,  95  l^popwvToc  xd  Sixaan^pia  to'j  Kaioapoc.  Vergl. 
Dio  Cass.  XLVI,  49  a.  E. 

b)  App.  1.  I.  itäat  $'  6pt9^e{o72(  uir6  xTjpuyfAaTt  fjitac  i^jp-^pac  e2c  xpfoiv. 

c)  Dio  Cass.  XLVI,  48  ofre  yotp  irXetouc  aiTöv  dTrc^piouv  —  xal  ol 
icapdvTEc  oISt  dm^vTT^aav  0ir6  toO  Hom^  xal  Tcpoc^Ti  xal  SiaXal^dvTtc  ^^t- 
X<upT20av. 
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gesetzliche  Strafe  ausgesprochen.  Ein  bemerkenswertfaes  Be- 
spiel von  dem  Verfahren,  wie  es  nach  damaligen  Gesetzen  gef» 
die  nicht  erscheinenden  Angeklagten  beobachtet  wordeJ^ 

Auch  in  Bezag  auf  diejenigen,  welche  angeklagt  wenkü 
sollten,  wiederholte  das  Pedische  Gesetz  die  Bestimmaogen  (k^ 
früheren  Pompejischen.  Dieses  hatte  nicht  nur  die  Theilnelimfr 
an  Clodius'  Ermordung  für  strafwürdig  erklärt,  sondern  aucl 
die  damit  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse  unafasst.  Ebern 
bezog  sich  Pedius'  Gesetz  erstens  auf  diejenigen,  welciie  UaiKi 
an  Cäsar  gelegt  hatten,  zweitens  auf  alle  Tbeilnebmer  an  der 
Verschwörung  gegen  ihn,  drittens  auf  viele  andere ,  welche  aä 
den  darauf  folgenden  Ereignissen  in  Verbindung  standen,  äeiy 
wenn  sie  zur  Zeit  der  That  nicht  in  Rom  gewesen  waren.', 
Bei  diesem  Umfange  des  Gesetzes  war  es  nicht  zu  Terwuoddi, 
dass  auch  Sex.  Pompejus  nach  ihm  angeklagt  wurde.  ^)  Daki 
war  eine  Abweichung  vom  gewöhnlichen  Verfahren,  wie  sie  lis 
ebenfalls  schon  Pompejus  zugelassen  hatte,  noth wendig.  Ii^ 
Meisten  der  Schuldigen  waren  von  Rom  abwesend,  zum  Theü 
im  Besitze  von  Heeren  und  Provinzen,  welche  ihnen  ihre  An- 
hänger verliehen  hatten.  Das  Gesell  enthielt  also  die  Bestim- 
mung, dass  Alle  ohne  Unterschied  angeklagt  werden  kcmBteo. 
selbst  diejenigen,  welche  Ehrenstellen  bekleideten  oder  im  Staal^ 
dienste  abwesend  waren.  Für  die  letzteren  freilich,  sowie  fnr 
die  sonst  zufällig  abwesenden  musste  die  Fürsorge  getroffs 
werden ,  dass  ihnen  auf  ihr  Verlangen  die  Frist  verlängert  iioJ 
erst  dann  ein  Termin  angesetzt  werden  konnte,  wenn  ihr  Er- 
scheinen in  Rom  möglich  war.  Indessen  Niemand  der  Abve- 
senden  stellte  dies  Verlangen,  folglich  wurden  sie  abwesend  ^cr- 
urtheilt.  Eine  Verletzung  der  Form  fand  nicht  statt  Für  die 
Ankläger  und  Vertheidiger  war  wahrscheinlich  ebenso,  wieio 
Pompejischen  Gesetze,  eine  Zahl  festgesetzt  Von  den  letzteres 
hören  wir  nicht,  weil  keine  Vertheidigung  statf&nd.    Von  An- 


a)  Die  1.  1.   o^x  '^no>c  ot  tc  «{txd^etpe;   toü  Kafoapoc  ytvtffUvM  ^^  ^ 

Ka^oapt,  dlX  oiih'  ^v  t^  tiöXci  tÖtc  yg  ^vtcc  'iJXmoav. 

b)  Dio  1.  1. 
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klägern  werden  zwei  genannt  im  Processe  gegen  C.  Cassios, 
den  M.  Agrippa  mit  Unterstützung  von  Vellejus  Capito  an- 
klagte.*) Wahrscheinlich  aber  konnten  es  auch  drei  sein.  Als 
Belohnungen  der  Ankläger  werden  angegeben^)  Geld  aus  dem 
Vermögen  des  Vemrtheilten,  Ehren  und  Aemter,  wenn  die  Ver- 
urtheilten  solche  gehabt  hatten,  endlich  Freiheit  vom  Kriegsdienste 
für  sich,  die  Söhne  und  Enkel.  In  diesen  Belohnungen  liegt 
nichts  Ungewöhnliches,  nichts  Gesetzwidriges. 

Die  Strafe  bestand  in  Aechtung  und  Vermögens  Verlust®) 
Dies  ist  nach  des  Dictators  Cäsar  Gesetze"*)  die  Strafe  der  Vater- 
mörder. So  mussten  die  Verschworenen,  wenn  sie  überhaupt 
strafbar  erschienen,  betrachtet  werden:  schon  Cicero  hatte  dies 
erkannt,  ja  er  hatte  sie  für  mehr  als  Vatermörder  erklärt*) 
Octavian  schloss  sich  auch  hierin  den  bestehenden  Gesetzen  an. 
Hinrichtung  der  Verschworenen  beantragte  er  nicht:  diese  war 
überhaupt  seit  Clodius'  Gesetze  aufgehoben  O?  wenigstens  für  die 
gerichtlich  Verurtheilten,  weil  alle  Gesetze  über  Verbrechen  als 
höchste  Strafe  nur  die  Aechtung  kannten.  Aber  in  ihr  liegt 
dennoch  auch  der  körperliche  Tod.  Den  Geächteten  darf  Nie- 
mand unterstützen,  wohl  aber  Jederman  ungestraft  tödten  und 
Octavian  benut2;te  dies,  indem  er  alle  Verurtheilte ,  sobald  sie 
in  seine  Hände  fielen,  tödten  liess.  Keiner  entging  dem  Ver- 
derben bis  auf  Cn.  Domitius  Ahenobarbus ,  der  fälschlich  ange- 
klagt worden  war  und  deshalb  später  begnadigt  wurde,  s^)  Die 
Abstimmung  der  Geschworenen  erfolgte  durch  Täfelchen. "»)  Wenn 
es  heisst^),  einige  hätten  ihre  Abstimmung  mit  dem  Pedischen 
Gesetze,  nach  welchem  die  Angeklagten  zweifellos  schuldig  waren. 


a)  Vellei.  II,  69 ;  Plut.  Brut  27. 

b)  Bei  Die  Cass.  XLVI,  49. 

c)  Vellei.  II,  69  lege  Pedia,  quam  consul  Pedius,  collega  Gaesaris,  tule- 
nit,  Omnibus,  qui  Gaesarem  patrem  interfecerant,  damnatis  aqua  ignique 
interdictum  erat    Dio  Gass.  XLVI,  48  a.  £. 

d)  Vergl.  oben  S.  479. 

e)  Gic.  PhU.  II,  13,  31. 

f)  Man  sehe  Bd.  I,  2,  417. 

g)  Suet  Ner.  3. 

h)  App.  bell  civ.  IV,  27. 
i)  Bei  Dio  Gass.  XLVI,  49. 
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andere  mit  der  durch  Octaviaos  Militärmacht  gebotenen  Notb- 
wendigkeit  begründet^  oder  einer  der  Geschworenen,  P.  Siliciii&, 
habe  den  Angeklagten  offen  losgesprochen*),  so  ist  dies  eben  so 
zu  erklären,  wie  M.  Catos  Abstimmung  bei  Milos  Processe.^) 
Es  war  den  Geschworenen  unverwehrt,  bei  dem  Abgeben  ihres 
Täfelchens  jede  beliebige  Aeusserung  zu  thun,  wie  denn  einer 
derselben  die  Uebrigen  offen  zur  Verurtheilung  der  Angeklagten 
aufgefordert  und  deshalb  später  bei  anderer  Verschuldung  von 
Octavian  Gnade  gefunden  haben  soU.^) 


Achtzehntes  Capitel. 
Schilderung  des  TerUufes  der  Römischeii  Schwnrgerickte. 

Unsere  Darstellung  der  Schwurgerichte  umfasst  keinen 
grossen  Zeitraum  der  Römischen  Geschichte.  Wenig  mehr  als 
hundert  Jahre  verstrichen  seit  dem  ersten  Gesetze,  welches  die 
Einsetzung  einer  Art  von  Schwurgericht  zur  Folge  hatte,  bis 
zum  Untergänge  der  Republik.  Während  dieses  Zeitraumes 
herrschte  eine  ausserordentliche  Thätigkeit  auf  diesem  Felde  der 
Gesetzgebung  und  die  Schwurgerichte  machten  alle  Stufen  d^ 
Entwickelung  von  den  ersten  unscheinbaren  Anfängen  bis  zum 
HOhenpunkte  ihrer  Bedeutung  durch,  von  dem  aus  sie  allmälig 
wieder  abnahmen,  um  in  den  Gerichten  der  kaiserlichen  Beam- 
ten unterzugehen.  Wir  haben  in  ihrer  Entwickelung  drei  Epochen 
unterschieden.  Die  erste  geht  bis  auf  Sullas  Dictatur.  In  ihr 
beziehen  sich  die  Schwurgerichte  nur  auf  einen  Theil  des  Rech- 
tes, welches  sich  erst  seit  C.  Gracchus  als  Strafrecht  gestaltete. 
Sie  haben  nur  politische  Bedeutung,  umfassen  nur  Amtsver- 
brechen,  das  Verfahren  und  die  Geschworenen  selbst  werden 
je  nach  dem  Einflüsse  der  jedesmal  herrschenden  Parteien  bald 
so  bald  anders  gebildet;  dennoch  nützten  diese  Kämpfe  der 
politischen  Gewalten,  man  lernte  die  verschiedenen  Formen  ken- 


a)  Die  Cass.  XL  VI,  49;  App.  bell.  civ.  III,  96;  IV,  27. 

b)  S.  oben  S.  468. 

c)  App.  bell.  civ.  V,  48. 
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neu  und  es  bildete  sich  ein  fester  Kern,  der  immer  gültig  blieb. 
Während  der  zweiten  Epoche  von  L.  Sulla  bis  auf  das  Aure- 
liscbe  Gesetz  umfassten  die  Schwurgerichte  alle  Verbrechen, 
sowohl  die  Amts-,  wie  die  gemeinen  Verbrechen.  Für  die  letz- 
teren, in  so  fern  sie  überhaupt  eines  gerichtlichen  ürtheils  be- 
durften, d.  h.  wenn  die  Verbrecher  nicht  geständig  oder  nicht 
auf  frischer  That  ergriffen  waren,  hörte  die  Gerichtsbarkeit  der 
Beamten  auf.  Das  Amt  der  Geschworenen  war  ein  Theil  der 
Regierungsgewalt  und  die  Verschiedenheit  der  beiden,  unter  dem 
Schwurgerichte  vereinten  Arten  von  Verbrechen,  prägte  sich  in 
mannigfacher  Verschiedenheit  des  Verfahrens  aus.  Für  die  Be- 
griffsbestimmung der  gemeinen  Verbrechen  wurden  dabei  die- 
jenigen Grundlagen  gelegt,  welche  für  die  ganze  Folgezeit  ihre 
Entwickelung  bedingten:  dies  war  der  Hauptnutzen,  welchen 
sie  aus  ihrer  Verbindung  mit  den  Amtsverbrechen  zogen.  In 
der  dritten  Epoche  endlich  stellte  das  Schwurgericht  wirklich 
das  Römische  Volk  dar,  der  Unterschied  zwischen  Amts-  und 
gemeinen  Verbrechen  erlosch  und  jene  wurden  durch  grossartige 
Gesetze  ähnlich  wie  die  gemeinen  Verbrechen  ihrem  Begriffe 
nach  bestimmt.  Es  war  folgerichtig,  am  Ende  dieser  Zeit,  als 
die  Bedeutung  der  Geschworenen  der  des  Volkes  entsprach,  auch 
die  Strafen  so  zu  erhöhen,  dass  sie  den  früher  von  dem  Volke 
allein  verhängten  fast  gleich  kamen. 

Der  Ursprung  der  Schwurgerichte  war  bei  den  Römern  an- 
ders wie  bei  den  modernen  Völkern.  Die  Idee  einer  Vertretung 
der  Menge  durch  Wenige  war  jenen  fremd :  sie  konnte  sich  bei 
den  Gerichten  nur  langsam  und  doch  nur  unvollkommen  bilden. 
Man  hatte  andere  Mittel  gefunden,  um  die  verfassungsmässige 
Gewalt  des  Volkes  bei  der  Griminalgerichtsbarkeit  bequem 
eintreten  zu  lassen  oder  zu  ersetzen.  Die  Mitwirkung  der  Volks- 
tribunen, welche  ihrer  Einsetzung  nach  die  Interessen  der  Re- 
gierten gegen  die  Regierenden  vertraten,  die  Veränderung  der 
Strafen ,  endlich  die  durch  die  Volkstribunen  geleitete  unmittel- 
bare Gerichtsbarkeit  des  Volkes  machten,  dass  die  Beamten- 
gerichte dem  Bedürfhisse  genügten  und  keinen  Wunsch  nach 
Einsetzung  von  Schwurgerichten,  welche  dem  Römischen  Wesen 
widersprochen  haben   würden,   aufkommen  Uessen.     Ueber4em 
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gab  es  eine  alte,    von  der  legis  actio  sacramento  hergeDomneK 
Form,  in  der  Römische  Bürger  ihr  Recht  gegen  die  Beamten  in 
civilrechtlichen  Wege  geltend  machen  konnten.    Von  ganz  ande- 
rer Seite,   von  einer  Behörde,  welche  ihrer  Natur  naci  fSrdk 
Besorgung  ihrer  Amtspflichten  theilbar  war,  musste  derAnstoss 
zur  Veränderung  der  Gerichte  ausgehen.    Der  Senat  hatte  äe 
Verwaltung  der  Provinzen,  er  bildete  den  einflnssreichen  luti 
bestimmenden  Beirath   der  Beamten.    Klagen  also  der  regiertrfi 
Unterthanen  gegen  die  Beamten  wurden  bei  ihm  angebracht  und 
er  hatte   die  verfassungsmässige  Gewalt,  Beschwerden,  wekfer 
er  für  begründet  hielt,   abzuhelfen:  er  konnte  die  Beamten  ab- 
berufen und  ihren  Nachfolgern  besondere  Auftrage  geben.  Id 
seiner  Gesammtheit  indessen  war  er  nicht  im  Stande,  die  Eb- 
zelheiten  von  Beschwerden  zu  prüfen:  er  übertrug,    um  seice 
Beschlüsse  voi;zubereiten,  die  Untersuchung  Ausschüssen,  wel(ir 
nach   den   überhaupt  im  Römischen  Staatsleben    hergebraeteo 
Formen  als  recuperatares  prüften  und  entschieden.    Als  häif 
Unbestimmtheit  der  Gesetzgebung  die  Klagen  gegen  die  \tnat 
tung  der  Beamten  häufiger  wurden,  gab 

L,  C<üpurniu8  Piso^  der  Volkstribun,  im  Jabre  149  v.  Ckr. 
ein  Gesetz,  wodurch  er  bestimmte,  was  der  Beamte  zu  fordm 
habe  und  was  nach  Ablauf  der  Amtszeit  von  ihm  znrfickgefor- 
dert  werden  dürfe.  Es  hiess  mit  passendem  Namen  das  Gesetz 
über  zurückzufordernde  Gelder  (lex  de  pecuniis  r^etvnd^) 
Ueber  die  Art  und  Weise  des  Zurückforderns  enthielt  es  nicbts. 
Aber  der  Senat,  um  der  Absicht  des  Gesetzgebers  entgegenza- 
kommen,  errichtete  einen  stehenden  Ausschuss  für  die  Coter- 
suchung  aller  in  Folge  des  Gesetzes  aus  den  Provinzen  eingehqi' 
den  Klagen  (quaesüo  perpebm  de  pecuniie  repetundis) ,  i-  ^■ 
er  bestimmte  einen  Beamten,  der,  so  oft  es  nöthig  war,  durtli 
Vorschlag  und  Verwerfung  der  Parteien  einen  Gerichtshof  bild^ 
sollte.  Die  Form  des  Verfahrens  blieb  dieselbe  wie  früher  vor 
den  recuperatoresy  ein  Einmischen  des  gesammten  Senates  tot- 
behalten,  das  Ergebniss  war  nicht  Strafe,  sondern  nur  Erstat- 
tung des  ungesetzlich  Genommenen.  Da  die  Hülfe ,  weldie  & 
Regierten  durch  diese  Einrichtung  gegen  die  Beamten  eriuelteo. 
Beifall  fand,  dehnte  ein  anderes  Gesetz  von 
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M,  JuniuSy  ebenfalls  eioeni  Volkstribunen  aus  unbekann- 
tem Jahre,  dieselbe  weiter  aus,  indem  es  alle  Vergehen  Ton  Be- 
amten umfasste,  vielleicht  auch  dem  Senatsausschusse  eine  Art 
von  Strafbefugniss  beilegte. 

C.  Oracchusy  der  Volkstribun  des  Jahres  122  v.  Chr.,  grün- 
dete durch  sein  Richtergesetz  eigentliche  Schwurgerichte.  Seine 
Absicht  war  eine  politische.  Um  die  Macht  des  regierenden 
Standes  zu  brechen,  schuf  er  eine  Gontrolle  desselben  und  über- 
trug dieselbe  dem  Ritterstande,  d.  h.  einer  von  ihm  selbst  aus- 
gewählten Anzahl  der  wohlhabendsten,  nicht  zum  Senate  gehö- 
rigen fiürger.  Sie  wurden  bevollmächtigt,  Strafen  zu  verhängen, 
sowohl  an  Geld  und  Ehre,  als  auch  Verbannung,  je  nach  der 
Grösse  der  Schuld:  die  Abschätzung  des  Processes  (Ulis  aeatir- 
maiio)  entschied  über  das  Strafmass.  Es  war  ein  eiAziger  Ge- 
richtshof über  alle  Amts  verbrechen,  der  Vorsitzende  desselben 
der  Fremdenprätor.  Die  Auswahl  der  Geschworenen  für  den 
einzelnen  Process  geschah  durch  die  Parteien  und  es  blieben 
manche  Formen  des  früheren  recuperatorischen  Verfahrens  be- 
stehen. Die  Ritter  missbrauchten  ihre  Gontrolle  der  Regierung 
zur  Unterdrückung  derselben  und  es  bedurfte  eines  neuen  Ge- 
setzes, um  der  Tyrannei  der  von  C.  Gracchus  ernannten  Richter 
zu  steuern. 

M,*  AcUius  gab  dasselbe  etwa  im  Jahre  118  v.  Ohr.  und 
es  ist  uns  in  bedeutenden,  wenngleich  sehr  lückenhaften  Bruch- 
stücken erhalten.  Es  umfasste  alle  Amtsverbrechen,  gestattete 
also  auch  alle  den  Schwurgerichten  überlassene  Strafen.  Sein 
Hauptverdienst  bestand  in  der  Einführung  einer  jährlichen  Rich- 
terliste, welche  aus  den  nicht  senatorischen  Familien,  welche 
ritterlichen  Gensus  hatten,  gebildet  wurde.  Die  Auswahl  der 
Geschworenen  für  den  einzelnen  Process  geschah,  wie  bisher, 
durch  Vorschlag  und  Verwerfung  der  Parteien.  Aber  ausser- 
dem stellte  es  viele  Einzelheiten  des  Verfahrens  fest,  worüber 
bisher  nur  das  Herkommen  gegolten  hatte.  Es  führte  zuerst 
einen  besonderen  Prätor  ein,  dessen  Amt  nur  in  der  Leitung  der 
Schwurgerichte  bestand. 

Q.  Servilim  Caepio^  Gonsul  im  Jahre  106  v.  Ghr.,  liess  die 
übrigen  Bestimmungen  der  bisherigen  Gesetze  unverändert,  nahm 
IV.  32 
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aber  dem  Ritterstande  die  aUeinige  Richterpflicht,  indem  er  auch 
Senatoren  zu  Geschworenen  wählte.  Sein  Gesetz  wnrde  nach 
etwa  einjährigem  Bestehen  durch 

O.  Servilius  Gianda^  den  Volkstribunen  des  Jahres  104 
V.  Chr.,  abgeschaüL  Er  umfasste  ebenfalls  alle  vor  das  Schwur- 
gericht gehörige  Aratsverbrechen  und  stellte  die  Römischen  Rit- 
ter als  alleinige  Geschworene  wieder  her.  Ausserdem  erleich- 
terte er  die  Eintreibung  der  Strafgelder,  verschärfte  auch  das 
Verfahren,  indem  er  die  Belohnungen  der  Ankläger  erhöhte  und 
die  Notb wendigkeit  von  zwei  Terminen  einführte. 

Neben  diesen  Streitigkeiten  um  das  Richteramt  ging  das 
Streben  der  Volkspartei,  welche  den  Senat  und  die  Beamten  ein- 
zuschränken wünschte,  dahin,  den  Kreis  der  vor  das  Schwurge- 
richt gehörigen  Verbrechen  von  Beamten  zu  erweitem.  Des- 
halb gab 

Sex,  Pedv>caeus^  der  Volkstribun  vom  Jahre  113  v.  Chr., 
ein  Gesetz  gegen  den  Incest  der  Vestalischen  Jungfrauen  und 
deren  Verfuhrer,  das,  von  einem  besonderen  Falle  ausgegangen 
und  seinethalben  einen  eigenen  Untersuchungsrichter  ernennend, 
dennoch  auch  für  die  Folge  dauernde  Geltung  hatte.  Des- 
halb gab 

C,  Mamüius  Limetanua^  Volkstribun  im  Jahre  110 v.Chr., 
ein  Sondergesetz  gegen  die  von  Jugurtha  bestochenen  Beamten. 
Es  setzte  besondere  Gerichtshöfe  ein,  erlosch  aber  mit  dem  An- 
lasse, der  es  hervorgerufen  hatte.  Es  diente  als  Vorgang  so- 
wohl für  die  zunächst  folgenden  Gesetze,  welche  die  Begriffe 
neuer,  bis  dahin  noch  nicht  vor  dem  Schwurgerichte  strafbarer 
Verbrechen  aufstellten,  als  auch  für  spätere  Gesetze,  welche  für 
besondere,  schwere  Fälle  besondere  Gerichtshöfe  ernannten.  Zu- 
nächst gab 

L.  Apptdejus  Saburninus^  Volkstribun  im  Jahre  102  v.  Chr., 
das  erste  Gesetz  gegen  Majestätsverbrechen.  Es  war  ein  neuer 
BegriiF,  den  er  aufstellte,  und  deshalb  noch  unentwickelt,  unbe- 
stimmt und  vieldeutig,  ein  trefflicher  Gegenstand  für  die  Anwälte 
und  Redner.  Seine  Bedeutung  ging  indessen  nur  auf  Vergehen 
im  Innern  des  Staates  und  sollte  namentlich  den  Volkstribunen 
wirksameren  Schutz  verleihen.    Erst 
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Q.  Varius^  Volkstribun  im  Jahre  90  v.  Chr.,  wandte  ihn 
auf  die  äusseren  Verbältnisse  des  Staates  an  und  bestimmte, 
dass,  wer  die  Interessen  desselben  äusseren  Feinden  gegenüber 
verletzt  hätte,  der  verringerten  Majestät  des  Volkes  schuldig 
sein  sollte.  Für  diese  neuen  Processe  wurde  ein  zweiter  Prätor 
zum  Vorsitzenden  bestimmt.  Der  Kampf  um  das  Amt  der  Ge- 
schworenen hatte  eine  Weile  geruht  und  als 

M.  lAvius  Drusus^  Volkstribun  im  Jahre  91  v.  Chr.,  den 
Versuch  machte,  die  bisher  von  einem  verschiedenen  Stande 
gefahrte  ControUe  der  Regierung  wenigstens  zum  Theil  in  die- 
selbe zu  verlegen,  misslang  derselbe.  Sein  Gesetz ,  dass  Sena- 
toren und  Ritter  in  dauernder  Richterliste  zu  Geschworenen  be- 
rufen, aber  daf&r  gleicbmässig  verantwortlich  gemacht  werden 
sollten,  wurde  durch  allseitige  Uebereinstimmung  der  Parteien 
in  eben  demselben  Jahre,  wo  es  angenommen  worden  war,  wie- 
der aufgehoben.    Erst   als   die  Italischen  Bundesgenossen   das 

volle  Bürgerrecht  erhalten  hatten,  gelang  es 

•  

Jf.  PUmtius  Süvanusj  dem  Volkstribunen  vom  Jahre  89 
V.  Chr.,  ein  neues  Richtergesetz  zu  geben.  Es  hob  alle  Be- 
schränkungen auf  und  bestimmte  die  jährliche  Wahl  von  15  Ge- 
schworenen aus  jeder  Tribus  durch  die  Tribus  selbst.  So  hatte 
das  Volk  die  Entscheidung  darüber,  wem  es  die  Controlle  der 
Regierung  anvertrauen  wollte  und  die  Geschworenen  waren  Ver- 
treter des  Volkes.  Aber  eben  dasselbe  Gesetz  nahm  auch  eine 
Erweiterung  der  Rechtsbegriffe  vor.  Es  schuf  das  Amtsver- 
brechen der  Gewaltthätigkeit,  von  dem  alle  Beamten  und  auch 
die  Volkstribunen  selbst  geüt)ffen  wurden.  Es  war  ein  zeitr 
gemässes  Gesetz,  das  bei  den  vielen  fremden  Elementen,  welche 
der  Staat  so  eben  aufgenommen  hatte,  die  Ausartung  der  un- 
vermeidlichen politischen  Kämpfe  in  blutige  Gewaltthaten  hin- 
dern sollte.  Freilich  misslang  dieser  Zweck.  Der  Bürgerkrieg 
brach  aus  und  selbst  als  die  Volkspartei  allein  am  Ruder  war, 
herrschte  mehr  die  Gewalt  der  Waffen  als  Gesetz  und  Gerichte. 
Noch  schlimmere  Verwirrung  richtete  der  Entscheidungskampf 
mit  Sulla  an,  sowie  die  Bestrafung  der  besiegten  Partei :  als  end- 
lich Sulla  unbeschränkter  Herr  geworden,  hatte  er  nicht  nur 
volle   Gewalt,   frei  nach  dem  Besten  des  Staates  zu  schaffen, 

32* 


500  Verlauf  der  Römischen  Schwurgerichte. 

sondern  er  fand  auch  die  dringende  Nothwendigkeit  vor,  auf  neuen 
Grundlagen  ein  neues  Gebäude  der  Gesetze  und  Gerichte  zu 
gründen. 

Sulla  ordnete  zuerst  die  Verfassung.  Er  hob  die  Allgewalt 
der  Volkstribünen  auf:  sie  verloren  das  Recht,  entscheidende 
Volksversammlungen  zu  halten,  somit  sowohl  die  gesetzgebende 
als  auch  die  richterliche  Gewalt,  welche  letztere  sie  zur  Con- 
trolle  der  Staatsverwaltung  und  zur  Ergänzung  der  bestehenden 
Gerichte  geübt  hatten.  Sie  verloren  ebenfalls  das  Recht  des 
Einspruches  vor  dem  Volke  und  im  Senate  hatte  ihr  Veto  nur 
aufschiebende  Kraft.  Dagegen  ihr  Einspruch  gegen  die  Beamten 
blieb  bestehen  und  diente  auch  femer  zur  Ergänzung  und  Rege- 
lung des  Rechtes.  Die  Gewalt  des  Senates  wurde  erhöht:  von 
ihm  ging  alle  Gesetzgebung  aus,  er  vereinte  in  sich  mit  d^ 
Verwaltung  auch  die  Rechtspflege:  nur  die  Formen  für  die  bei- 
den Zweige  der  Thätigkeit  waren  verschieden.  Seine  Zahl  wurde 
durch  die  Aufnahme  von  dreihundert  Römischen  Rittern  erhöht 
und  für  stetigen  Zufluss  aus  diesem  Stande  gesorgt  Auch  die 
Verhältnisse  der  eigentlich  richterlichen  Beamten,  der  Prfitoren, 
wurden  vielfach  verändert.  Ihre  Zahl  wurde  vermehrt:  es  wa- 
ren fortan  jährlich  acht,  welche  regelmässig  ihr  Amtsjahr  zuerst 
in  Rom  hatten.  Die  Amtskreise  der  Prätoren  wurden  verschie- 
den von  der  früheren  Zeit  bestimmt.  Die  Griminalgerichtsbar- 
keit  war  fortan  von  der  Civilgerichtsbarkeit  auch  in  den  Perso- 
nen der  Prätoren  getrennt.  Die  letztere  allein  stand  unter  dem 
städtischen  und  Fremdenprätor  und  dabei  trat  die  Erleichterung 
für  die  Senatoren  ein,  dass  zu  Privatrichtem  auch  Leute  ande- 
ren Standes  als  aus  dem  Senate  zugelassen  wurden.  Die  Cri- 
minalgerichtsbarkeit  wurde  so  getheilt,  dass  zwei  Prätoren  über 
Amtsverbrechen,  vier  über  gemeine  Verbrechen  entschieden, 
d.  h.  im  Falle  des  Eingeständnisses  oder  der  Ergreifung  anf 
frischer  That  selbständig  das  Urtheil  fällten  und  die  Strafe  ver- 
hängten, wenn  ein  richterliches  Urtheil  nöthig  war,  das  Schwur- 
gericht beriefen  und  leiteten.  Denn  Sulla  achtete  das  malte 
Provocationsrecht  der  Römischen  Bürger:  er  erhöhte  die  richter- 
liche Gewalt  an  sich  nicht  und  die  höchste  Strafe ,  welche  das 
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Schwurgericht  verhängen  durfte,  war  die  bürgerliche  Aechtung 
und  Vermögensverlust. 

Die  Hauptveränderung,  welche  Sulla  in  dem  Römischen 
Gerichtsverfahren  vornahm,  bestand  darin,  dass  er  die  gemeinen 
Verbrechen,  d.  h.  diejenigen,  welche  von  allen  Bürgern  begangen 
werden  konnten,  dem  Schwurgerichte  zuwies  und  dessen  Wirk- 
samkeit dadurch  vergrösserte.  Bisher  waren  dieselben  von  den 
Beamten  entschieden  worden,  selbständig,  wenn  sie  Nichtbürger 
oder  geständige  und  auf  der  That  ergriifene  Bürger  betrafen, 
mit  Hinzuziehung  des  Volkes  oder  der  dasselbe  vertretenden  tri- 
bunicischen  Gewalt  in  den  anderen  Fällen.  Von  jetzt  an  traten 
in  den  letzteren  die  Schwurgerichte  ein.  Vor  diese  gehörten 
also  zwei  Gruppen  von  Verbrechen,  die  Amtsverbrechen,  über 
welche  Geschworene  schon  seit  längerer  Zeit  entschieden  hatten, 
und  die  von  Sulla  zuerst  dorthin  gewiesenen  gemeinen  Ver- 
brechen. Die  Proscriptionen  Sullas  fanden  nach  Kriegsrecht 
statt  und  erhielten  erst  durch  das  Valerische  Gesetz,  welches 
die  Dictatur  mit  besonderen  Befugnissen  bekleidete ,  einen  ge- 
setzlichen Charakter:  ihr  Schlusstermin  war  der  1.  Juli  81 
V.  Chr.  Es  folgte  eine  Zeit  des  Schwankens  zwischen  Willkür 
und  Gesetzlichkeit:  sie  diente  dazu,  um  die  grossen  Gesetze 
über  die  Gerichte  durchzuführen.  Die  Wirksamkeit  der  neuen 
Gerichtsordnung  begann  am  1.  Januar  80  v.  Chr. 

Ueber  die  Am  tsverbrechen  hat  Sulla  nur  ein  Gesetz  gege- 
ben. Das  allgemeine  Gesetz  liess  er  so,  wie  es  sich  in  den 
Streitigkeiten  des  Senates  und  der  Volkspartei  entwickelt  hatte, 
bestehen,  ebenso  das  Plautische  Gesetz  über  Gewaltthätigkeit 
Dagegen  die  bisherigen  Gesetze  über  Majestätsverbrechen  arbei- 
tete er  um  und  schuf  daraus  ein  neues  Majestätsgesetz,  welches 
die  Befugnisse  der  Beamten  nach  allen  Seiten  hin  begrenzte 
und  namentlich  auch  ihre  Verhältnisse  im  Kriege  und  in  der 
Provinz  bestimmte:  es  war  ein  möglichst  alle  Einzelheiten  um- 
fassendes Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  der  Beamten,  wel- 
ches nach  den  verschiedenen  Graden  der  Schuld  Strafen  bis 
zu  den  höchsten,  die  überhaupt  verhängt  werden  durften,  auf- 
stellte. 

Ueber   die  gemeinen    Verbrechen  gab  Sulla  drei  Gesetze. 
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Das  bedeutendste  ist  das  über  Mord.  Es  umfasste  alle  Ver- 
brechen, wodurch  dem  Leben  der  Menschen  zu  nahe  getreten 
werden  kann,  unmittelbar  oder  mittelbar,  durch  eine  Waffe  ir- 
gend einer  Art,  durch  Gift,  durch  Ränke  oder  falsches  Zeugniss 
vor  Gericht,  durch  willkürliche  Beraubung  der  Freiheit  Es 
stellte  die  Absicht  der  That  gleich,  erkannte  aber  auch  den  Be- 
griff der  milder  zu  bestrafenden  Verschuldung  an  und  enthielt 
deshalb  einen  Abschnitt  über  thätliche  Injurien ,  welche  je  nach 
dem  Grade  der  Schuld  durch  höhere  oder  geringere  Strafe  ge- 
büsst  wurden.  Einen  besonderen  Abschnitt  bildete  auch  der 
Vatermord,  dessen  Begriff  weiter  und  strenger  gefasst  war  als 
der  des  gewöhnlichen  Mordes.  Das  zweite  Gesetz  Sullas  han- 
delte über  Fälschung.  Es  ging  von  den  Testamenten  aas,  um- 
fasste  aber  auch  die  Verfälschung  von  Münzen,  Urkunden  und 
anderen  Schriftstücken,  in  gewisser  Beziehung  auch  falsches 
Zeugniss.  Das  dritte  Gesetz  behandelte  den  Staatsdiebstahl,  d.  h. 
Veruntreuung  aller  Arten  von  Eigenthum  des  Römischen  Volkes: 
es  gehörte  dazu  auch  Tempelraub  und  Unterschlagen  rückstän- 
diger Gelder.  Mit  diesen  Gesetzen  umfasste  Sulla  den  ganzen 
Kreis  der  gemeinen  Verbrecnen:  er  gab  sie  für  alle  Einwohner 
des  Römischen  Reiches,  ohne  damit  jedoch  das  bisher  übliche 
Verfahren  gegen  die  verschiedenen  Classen  derselben  zu  ändern 
und  namentlich,  ohne  die  Beschränkung  der  Schwurgerichte  aof 
Römische  Bürger  aufzuheben. 

Geschworene  waren,  nach  Sullas  Einrichtung  nur  Senatoren. 
Zu  diesem  Behufe  wurde  der  Senat  in  zehn  Decurien  getheilt, 
jede  von  etwas  mehr  als  vierzig  Mitgli(;dern ,  die  bei  dem  An- 
tritte eines  Amtes  ausschieden,  nach  Ablauf  desselben  wieder 
eintraten.  Jede  Decurie  hatte  ihre  Nummer  und  nach  der  Rei- 
henfolge derselben  wurde  von  dem  städtischen  Prätor  für  den 
Dienst  in  einem  einzelnen  Processe  die  Decurie  angewiesen :  war 
sie  zufällig  zu  schwach,  so  konnte  aus  einer  anderen  Decurie 
eine  Nachloosung  von  Geschworenen,  bis  die  genügende  Anzahl 
vorhanden  war,  stattfinden.  Aus  dieser  vom  städtischen  Prätor 
angewiesenen  und  nöthigen  Falles  ergänzten  Decurie  geschah 
die  Einsetzung  der  Geschworenen  für  den  einzelnen  Process 
durch  den  Vorsitzenden  Prätor  vermittelst  des  Looses  und  Ver- 
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Werfens  der  Parteien.  Das  fernere  Verfahren  war  bei  Amts- 
verbrechen  anders  als  bei  gemeinen  Verbrechen.  Senatoren 
hatten  das  Recht,  mehrere  Geschworene,  wahrscheinlich  sechs, 
zu  verwerfen,  andere  Bürger,  sowohl  als  Ankläger  wie  als  An- 
geklagte, nur  drei:  bei  Amtsverbrechen  betrag  die  Zahl  der  das 
Urtheil  lallenden  Senatoren  etwa  fünfzehn,  bei  gemeinen  Ver- 
brechen etwa  zwei  und  dreissig.  Bei  jenen  fand  die  comperen- 
dinaüo  statt,  d.  h.  zwei  nothwendige  Termine,  an  deren  letzten 
erst  das  Urtheil  gefällt  wurde,  bei  diesen  die  ampliatio:  es 
konnte  die  Entscheidung  beim  ersten  Termine  erfolgen  oder  be- 
liebig viele  andere  angesetzt  werden:  daher  bei  der  Entschei- 
dung ein  Drittel  der  Geschworenen  nicht  mitwirken  und  die 
Verurtheilung  oder  Freisprechung  durch  die  relative  Mehrheit 
der  Gesammtzahl  erfolgen  konnte.  Bei  Amtsverbrechen  war 
die  Abstimmung  geheim,  bei  gemeinen  Verbrechen  nach  dem 
Wunsche  des  Angeklagten  geheim  oder  öffentlich.  Noch  in  an- 
deren Einrichtungen  trat  der  verschiedene  Ursprung,  den  Amts- 
und gemeine  Verbrechen  hatten,  hervor. 

Die  Leitung  des  Verfahrens  vor  dem  Schwurgerichte  hatten 
die  dazu  bestimmten  Prätoren;  aber  da  sie  nicht  ausreichten, 
gab  es  zu  ihrer  Unterstützung  sogenannte  Untersuchungsrichter, 
deren  Ursprung  sich  aus  alter  Zeit  herschreibt.  Sie  waren  in  der 
Regel  ädilicischen  Ranges,  wurden  von  dem  Senate  auf  ein  Jahr 
erwählt  und  in  Vertretung  der  Prätoren  mit  besonderen  Pro- 
cessen beauftragt.  Ihre  Gewalt  war  in  dem  ihnen  aufgetragenen 
Amte  gleich  der  prätorischen ,  aber  an  sich  geringer.  An  der 
Verloosung  der  jährlichen  prätorischen  Amtskreise  nahmen  sie 
nicht  Theil.  Diese  scheint  nach  Sullas  Einrichtung  so  gewesen 
zu  sein,  dass  von  den  zwei  für  die  Amtsverbrechen  bestimmten 
Prätoren  der  eine  den  allgemeinen  Schwurgerichtshof  über  Amts- 
verbrechen, der  andere  den  über  Majestätsverbrechen  und  den 
über  Gewaltthat  leitete.  Von  den  vier  Prätoren  über  gemeine 
Verbrechen  entschieden  zwei  über  Mord,  einer  über  Fälschung, 
einer  über  Staatsdiebstahl.  Aber  diese  Kreise  konnten  jährlich 
nach  Bedürfniss  anders  gestaltet  werden  und  erfuhren  durch  die 
nach  Sulla  eintretenden  Verzweigungen  der  Amtsverbrechen  viel- 
fache Aenderung. 
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Sullas  politische  AnordnoDgen  erhielten  sich  nur  bis  im 
Jahre  70  v.  Chr.  und  mit  ihnen  fielen  seine  Gesetze  über  (b 
Verfahren  vor  dem  Schwurgerichte.  Aber  seine  EinnchtuK^ 
dass  zweifelhafte  Processe  über  gemeine  Verbrechen  van  6^ 
schworenen  abgeurtheilt  wurden,  blieb  dauernd,  sein  Gesetz  über 
Majestätsverbrechen  währte  bis  zum  Ende  der  Republik,  seiDe 
Gesetze  über  gemeine  Verbrechen  sind  immer  die  Grandlage  des 
Römischen  Strafrechtes  geblieben. 

Die  Unruhen  nach  Sullas  Tode  veranlassten  das  Gesetz 
des  Consuls 

Q.  Lutativs  CattUus  im  Jahre  78  v.  Chr.,  welches^  im 
Geiste  der  Sullanischen  Gesetzgebung  erlassen,  die  Bestinunon- 
gen  des  Plautischen  Gesetzes  über  Gewaltthätigkeit  auf  alle  die- 
jenigen Einwohner,  welche  nicht  zum  regierenden  Stande  ^ 
hörten,  übertrug  und  dadurch  ein  neues  „gemeines  Verbrecbeo* 
schuf.  Im  Wesentlichen  blieb  Sullas  Ver&ssung  and  Gerichts- 
ordnung bestehen,  bis 

On.  Pompyua  im  Jahre  70  v.  Chr.  die  tribunicisehe  Ge 
walt  und  damit  die  durch  die  Volkstribunen  ausgeübte  Gerichte 
barkeit  der  Volksversammlung  wiederherstellte.  In  eben  deoh 
selben  Jahre  kam  des  Prätors 

L.  Aureliue  Cotta  Richtergesetz  durch  Vermittelung  der 
Parteien  zu  Stande.  Es  übertrug  das  Richteramt  den  drei  Stin* 
den  gleichmässig,  indem  es  zu  der  bestehenden  Decorie  der  ^ 
natoren  eine  zweite  von  Römischen  Rittern  und  zur  Vertretang 
der  unteren  Schichten  der  Bevölkerung  eine  dritte  von  Aerar- 
tribunen  fügte.  Es  fahrte  zugleich  eine  Ausgleichung  zwischen 
dem  Verfahren  bei  gemeinen  und  bei  Amtsverbrecben  herbei: 
die  Zahl  der  Geschworenen ,  die  Dauer  und  Zahl  der  TermiDe, 
das  Recht  der  Verwerfung,  die  Abstimmung  waren  fortan  bä 
allen  Processen,  welche  vor  das  Schwurgericht  kamen,  gläck 
Mit  diesem  Gesetze  war  die  Republik  in  Bezug  auf  das  Ver- 
fahren vor  dem  Schwurgerichte  im  Wesentlichen  zufrieden:  eine 
bedeutende  Thätigkeit  wandte  man  indessen  der  genaueren  Be- 
griffsbestimmung der  Verbrechen,  der  sorgfältigeren  Untersebei- 
düng  zwischen  Recht  und  Unrecht,  der  Aufstellung  neuer  Ge- 
richtshöfe, am  Ende  auch  der  Erhöhung  und  strengeren  Doith- 
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fabrang  der  Strafen  za.  Zanächst  var  es  das  Verbrechen  der 
Wablamtriebe ,  das  Abhülfe  forderte.  Es  war  bisher  in  dem 
allgemeinen  Gesetze  über  Amtsverbrechen  enthalten  gewesen, 
aber 

C.  Calpumiua  Piso  ^  Consul  im  Jahre  67  v.  Chr.,  gab  ein 
eigenes  Gesetz  darüber,  das  zaerst  die  Gehülfen  der  Bewerber, 
sowohl  die  senatorischen  Standes  als  auch  die  gewerbsmässigen 
aus  der  Plebs  verantwortlich  machte.  Für  die  Senatoren  wurde 
als  Strafe  Verlust  der  Ehre  und  des  Ranges  bestimmt  Etwas 
später  fiillt  das  Gesetz  von 

C.  Papius,  Volkstribunen  im  Jahre  65  v.  Chr.,  welcher  die 
Nichtitaliker  vom  Bürgerrechte  ausschloss  und  für  diejenigen, 
welche  sich  widerrechtlich  dasselbe  anmassten,  ein  Verfahren 
vor  Geschworenen  einsetzte.  Eine  fernere  Erweiterung  der  Schwur- 
gerichte geschah  durch 

L.  lAciniua  Murena  und  2>.  Junitis  Süanus^  Consuln  des 
Jahres  62  v.  Chr.,  welche,  als  sie  Bestimmungen  über  das  Er- 
lassen und  Bekanntmachen  von  Gesetzen  trafen,  zugleich  ver- 
ordneten, dass  Zuwiderhandelnde  vor  das  Schwurgericht  gestellt 
werden  sollten,  dann  durch 

Q.  Fufius  (Menüs j  Volkstribunen  im  Jahre  61  v.  Chr.,  der 
auf  Veranlassung  eines  besonderen  Falles  ein  allgemeines  Gesetz 
über  Religionsfrevel  erliess  und  eine  betreffende  Untersuchung 
darüber  anordnete. 

Nebenher  gingen  die  Bemühungen,  durch  strengere  Gesetze 
und  Strafen  den  überhand  nehmenden  Wahlumtrieben  zu  steuern: 
es  war  der  Senat  und  seine  Partei,  die  unter  dem  Widerstände 
des  Volkes  und  einiger  Ehi^eizigen  das  bestehende  System  zu 
verbessern  suchten.  Es  kam  zu  mehreren  Senatsbeschlüssen 
und  zu  dem  Gesetze,  welches 

Jf.  TuUius  Oicero  als  Consul  63  v.  Chr.  gab.  Es  bezog 
sich  hauptsächlich  auf  die  mittelbare  Bestechung  des  Volkes 
und  verordnete  zeitweise  Verbannung  der  Verurtheilten.  Es 
wäre  zu  noch  strengeren  Massregeln  gekommen,  wenn  nicht  die 
damaligen  Machthaber  des  Staates,  Cäsar,  Pompejus  und  Cras- 
^us,  in  der  Erkenntniss,  dass  die  Schäden  des  Staates  tiefer 
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lagen,  entgegengetreten  wftren.    Sie  suchten  durch  eigene,  um- 
fafisendere  Gesetze  zu'  helfen.    Zuerst  gab 

C  Julius  Cäaar^  Consul  im  Jahre  59  v.  Chr.,  ein  Gesetz 
über  Erpressung,  im  Anschlüsse  an  das  alte  Calpurnische ,  das 
zuerst  die  Bildung  stehender  Gerichtshöfe  hervorgerufen  hatte. 
Er  löste  dadurch  den  allgemeinen  Gerichtshof  über  Amtsver- 
brechen  auf  und  machte  Erpressung,  bisher  ein  Amtsverbrechen, 
zu  einem  gemeinen  Verbrechen.  Sein  Gesetz  hat  während  der 
ganzen  Kaiserzeit  gegolten.  Es  verbot  theils  unmittelbar  jeden 
ungerechten  Gelderwerb,  theils  beförderte  es  mittelbar  die  Recht- 
lichkeit, indem  es  sorgfältige  Bestimmungen  über  die  Leistun- 
gen der  Unterthanen,  die  Forderungen  der  Beamten  und  ihre 
Rechnungslegung  traf.  Als  Strafe  bestimmte  es  ausser  Geld- 
busse Unfähigkeit  zu  Aemtern.  Es  war  ein  wohlthätiges  und 
die  Rechtlichkeit  der  Verwaltung  bezweckendes  Gesetz.  Auf 
das  Verfahren  vor  dem  Schwurgerichte  bezog  es  sich  nicht 
Dieses  wurde  zu  gleicher  Zeit  in  einigen,  nicht  eben  wesent- 
lichen Punkten  geändert,  durch 

P.  Vaüniusy  der  ein  Gesetz  über  die  Auswahl  der  Richter 
für  den  einzelnen  Process  gab:  die  Decurien  der  Geschwore- 
nen und  in  gewissen  Fällen  auch  die  Vorsitzenden  des  Gerich- 
tes, sollten  fortan  durch  die  Parteien  vereinbart  werden,  femer 
durch  den  Prätor 

Q.  Fufiu8  Ccdenus^  welcher  die  gesonderte  Abstimmung 
der  drei  Stände  unter  den  Geschworenen  verordnete,  auch  an- 
dere Bestimmungen  machte,  deren  Verletzung  er  dem  Schwur- 
gerichte zur  Bestrafung  zuwies. 

Die  Zeit  unmittelbar  nach  Cäsars  Consulate  ist  durch  heftige 
und  gewaltthätige  Parteikämpfe  ausgefüllt:  sie  wurden  durch 
Pompejus'  überragenden  Einfluss  zum  Stillstande  gebracht,  der 
in  Rom  eine  gleiche  Macht  zu  vereinigen  trachtete,  wie  sie  sein 
Nebenbuhler  Cäsar  durch  seine  Siege  in  Gallien  gewann.  In 
seinem  zweiten  Consulate  gab 

Oa.  Pomipyua  im  Jahre  55  v.  Chr.  zwei  Gesetze,  beide 
ohne  eigentlich  politische  Bedeutung,  nur  auf  zuverlässige  Ge- 
richte und  die  Verbesserung  der  Sitten  abzweckend.  Das  dne 
handelte  über  Vatermord  und  erweiterte  den  von  Sulla  aii%e- 
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stellten  Begriff  durch  Ausdehnung  auf  alle  nahen  Verwandte. 
Das  zweite  behandelte  die  Aufstellung  der  jährlichen  ^Richter- 
liste:  es  trat  ihrer  parteiischen  Anfertigung  entgegen.  Fortan 
sollten  von  Rittern  und  Aerartribunen  zehn  aus  jeder  Tribus 
erlesen  werden:  auch  wurde  durch  bestimmten  Wechsel  für  die 
billige  Vertheilung  der  Richterpflicht  gesorgt.    Pompejus'  College 

M.  Lunnius  Orassus  gab  ein  Gesetz  über  Genossenschaften. 
Es  ist  das  einzige  richterliche  Gesetz  über  politische  Vereine, 
welches  die  Republik  kennt.  Bis  dahin  waren  dieselben  an  sich 
nicht  vor  das  Schwurgericht  gekommen:  nur  wenn  durch  sie 
andere  Verbrechen  veranlasst  worden  waren,  hatten  die  Ge- 
schworenen mittelbar  ujit  ihnen  zu  thun  gehabt.  Grassus  be- 
stimmte den  Begriff  der  verbotenen  Vereine  und  setzte  dann  für 
die  Stifter  derselben  die  höchste  Strafe  fest.  Er  verordnete  zu- 
gleich for  den  Process  eine  eigenthümliche  Auswahl  der  Geschwo- 
renen aus  der  Richterliste :  der  Ankläger  schlug  vier  Tribus  der- 
selben vor  und  der  Angeklagte  durfte  eine  derselben  verwerfen. 

Hierdurch  wurden  einzelne  Uebelstände  beseitigt,  die  ganze 
Krankheit  des  Staates  nicht  gehoben.  Die  Parteien  traten  be- 
sonders in  den  Wahlen  immer  heftiger  hervor  und  machten 
die  Bildung  einer  gesetzmässigen  Regierung  unmöglich.  Im 
Anfange  des  Jahres  52  v.  Chr.  befand  sich  die  Stadt  in  Anarchie, 
als  P.  Clodius'  Ermordung  durch  T.  Milo  eine  Katastrophe  her- 
beiführte. Pompejus  wurde  in  Folge  davon  zum  alleinigen  Con- 
sul  mit  dictatorischer  Gewalt  und  ohne  Volkswahl  ernannt, 
auch  ihm  die  militärische  Besetzung  der  Stadt  aufgetragen:  es 
gab  neben  ihm  während  des  ganzen  Jahres  keinen  curulischen 
Beamten  ausser  dem  CoUegen,  welchen  er  sich  seit  dem  Monate 
August  selbst  erwählt  hatte.  Pompejus  musste  also  für  die 
Rechtspflege  Sorge  tragen.  Er  that  dies  durch  ein  nur  für  je- 
nes Jahr  gültiges  Gesetz,  in  dem  er  zugleich  zwei  andere  Ab- 
sichten ausführte,  erstens  Glodius' Ermordung  und  die  mit  der- 
selben  in  Verbindung  stehenden  Verbrechen  zu  strafen  und 
zweitens  durch  gerichtliche  Verurtheilung  eine  Reinigung  des 
regierenden  Standes  herbeizufahren.  Das  Pompejische  Gesetz 
gründete  also  einen  Sondergerichtshof  mit  einem  vom  Volk^  ge- 
wählten Vorsitzenden,  erlaubte  die  Anklage  aller  seit  achtzehn 
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Jahren  wegen  Wahlnmtriebe  Schnldigen  und  fahrte  endM  fir 
alle  Processe  jenes  Jahres  ein  abgekürztes  Ver&hren  dn,  bd 
dem  die  Verhandlungen  von  dem  ersten  Termine  an  nurfiaf 
Tage ,  der  entscheidende  Tennin  selbst  nur  einen  Tag  daaeik, 
die  Richterliste  aus  360,  von  Pompejus  selbst  sorgsam  erleseDen 
Geschworenen  bestand,  die  Zahl  der  Anwälte  bestimmt  und  jde 
Beeinflussung  der  Richter  verboten  war. 

Der  Erfolg  dieses  für  das  Jahr  52  v.  Chr.  gültigen  Aus- 
nahmegesetzes war  für  die  zwei  Jahre  des  Friedens,  velebe 
folgten ,  innere  Ruhe  und  unumschränkte  Herrschaft  der  Pompe- 
janiscben  Partei.  Sie  fiel  durch  die  Gewalt  der  Waffen  and 
während  des  Bürgerkrieges  dachte  Niemand  an  Gesetze.  Ak 
Cäsar  Herr  des  Staates  geworden  war,  gab  er  zwei  Gesetze, 
eines  über  die  Geschworenen,  wodurch  er  die  dritte  Decorif 
der  Aerartribunen  aufhob,  das  zweite  über  die  AasführuDg  der 
gerichtlich  ausgesprochenen-  Verbannung.  Beide  Gesetze  schaffic 
M.  Antonius  im  Jahre  44  v.  Chr.  ab,  indem  er  eine  dritte  De- 
curie  der  Geschworenen  aus  der  Plebs,  ohne  Beobachtung  de^ 
Census  nur  nach  unbestimmten  Berufsclassen  einrichtete  und  dh 
Ausführung  der  Cäsarischen  Strafe  der  Verbannaog  bei  politi- 
schen Verbrechern  an  die  Einwilligung  der  VolksversammloDf 
knüpfte.  Indessen  Antonius'  beide  Gesetze  wurden  im  An&ogc 
des  Jahres  43  v.  Chr.  wieder  abgeschafft  und  in  eben  jenem 
Jahre  wurde  das  letzte  richterliche  Gesetz  der  Republik  eriasses* 
welches 

Q.  Pedius^  der  Consul,  auf  Octavians  Veranlassung  über 
des  Dictators  Cäsar  Ermordung  gab.  Es  war  dem  Pompejiscbei 
Ausnahmegesetze  nachgebildet,  betrachtete  alle  Thäter  und  Mit- 
wisser als  Vatermörder  und  liess  über  sie  die  von  Cäsar  fir 
dieses  Verbrechen  bestimmte  Strafe  durch  gerichtliches  UrtbeS 
verhängen. 

Die  umfangreiche  Gesetzgebung ,  deren  Verlauf  wir  ge^il* 
dort,  entsprang  aus  dem  Streben  nach  gesetzmässiger  Freifaeit 
sie  endete  mit  unerträglicher  Tyrannei:  das  Calpumische  Geseti 
hatte  die  Absicht,  den  besiegten  Völkern  Schutz  gegen  di« 
äussprste  Unterdrückung  zu  gewähren ,  das  Pediscbe  zwang  dk 
Beherrscher  der  Welt  Leute ,  welche  sie  bewunderten  oder  ve- 
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nigstens  entschuldigten,  ohne  Gehör  und  ohne  Vertheidigung  zu 
den  grausamsten  Strafen  zu  verurtheilen.  Die  Gesetzgeber  hat- 
ten alle  ihre  Erfindungskraft  angestrengt,  um  die  Willkür  der 
Beamten  zu  zügeln  und  eine  beständio^e  ControUe  der  Regierung 
herbeizuführen :  die  letzten  Gesetze  hatten  eine  fast '  unum- 
schränkte Gewalt  in  die  Hände  der  Machthaber  gelegt,  deren 
Grenzen  nur  in  ihrer  eigenen  Mässigung  lagen.  Man  hatte 
untereinander  eifersüchtig  dahin  gestrebt,  keinem  Stande  einen 
Vorzug  vor  dem  anderen  einzuräumen  und  man  endete  damit, 
sich  gleichmässig  dem  unbeschränkten  Willen  eines  Einzelnen 
zu  fügen.  Ein  leitender  Grundsatz  der  Gesetzgebung  war  ge^ 
wesen,  die  Strafen  zu  mildem  und  namentlich  die  Todesstrafe 
thatsächlich  abzuschaffen:  der  Erfolg  war,  dass  die  Art  und 
Weise,  wie  die  höchste  Strafe  ausgeführt  wurde,  in  das  Belie- 
ben von  Privatpersonen  kam  und  zur  Entfesselung  der  schlimm- 
sten Leidenschaften  bei  dem  ganzen  Volke  Veranlassung  gab. 
Die  Nothwendigkeit  der  Geschichte  ist  mächtiger  als  die  Be- 
strebungen der  Menschen,  die  weder  die  Bedürfnisse  ihrer  Zeit 
erkennen  noch  den  Erfolg  ihrer  Bemühungen  vorhersehen. 

Die  Geschichte  des  Römischen  Schwurgerichtes  während 
der  Republik  zeigt  das  vergebliche  Ringen  eines  grossen  und 
mit  ausserordentlicher  practischen  Tüchtigkeit  begabten  Volkes. 
Es  gab  Gesetz  auf  Gesetz  gegen  die  Unredlichkeit  der  Beamten 
und  die  Beamten  wurden  nicht  redlich :  es  verbot  jede  Gewalt- 
that  und  das  Recht  des  Stärkeren  herrschte:  es  häufte  Strafe 
auf  Strafe ,  um  durch  die  Wahlen  die  Besten  an  die  Spitze  des 
Staates  zu  bringen  und  es  erreichte  Verderbniss  bei  den  Wählen- 
den, Ränke  bei  den  Gewählten.  Die  Römischen  Schwurgerichte 
sind  ein  Versuch,  Recht  und  Gerechtigkeit  zu  fördern.  Der 
Grund  ihres  theilweisen  Misslingens  liegt  in  ihrem  politischen 
Charakter.  Um  die  Neigung  der  unterworfenen  Völker  zu  ge- 
winnen und  die  Herrschaft  zu  befestigen ,  setzte  der  Senat  die 
stehenden  Gerichtshöfe  ein:  um  die  Macht  des  Senates  zu 
brechen,  gründete  C.  Gracchus  das  Schwurgericht:  politische 
Beweggründe  leiteten  Sulla,  leiteten  Pompejus.  Man  strebte  nicht 
nabh  der  Gerechtigkeit  an  sich,  daher  verwischte  sich  die  Idee 
der  Gerechtigkeit,  von  der  man  in  dem  Bewusstsein  der  Redner 
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nod  ScbrifUteller  jener  Zeit  mir  wenig  findet  Politik  vod 
Recht  scbliesseo  einander  nicht  ans,  aber  einseitiges  Streben 
nach  jener  liess  das  andere  nicht  erreichen.  Die  Politik  ist 
yeränderlich  und  politische  Einrichtungen  unterUegeo  einem 
schnellen  Wechsel.  Nor  diejenigen  Strafgesetze  habm  cane  lange 
Daner  gehabt,  welche  der  Politik  fem  blieben,  die  Gimelisehen 
über  gemeine  Verbrecben,  das  Jolische  über  Erpressong. 


Anmerkungen. 


1)  Mit  den  von  uns  aogefohrten  Worten  Giceros  und  den  Betrach- 
tangen, welche  wir  darüber  angestellt  haben,  scheint  in  Widersprach 
zu  stehen  eine  Nachricht  in  der  Gollat  I,  3.  Es  heisst  dort:  CapUe  pnmo 
tegit  Corneliae  de  tieariis  cavetur,  ut  is  praetor  iudexve  quaestionis,  cm  Morte 
obvenerit  quaestio  de  sieariisy  eius.  quod  in  urbe  Roma  propiutve  milie  passui 
factum  Sit,  uii  quaerat  cum  iudicibtu ,  qui  ei  ex  lege  sorte  obvenerint ,  de 
capite  eius,  qui  cum  telo  ambulaverit  xl  8.  w.  Diese  Worte  handeln  aller- 
dings von  Mord,  während  die  ans  Cicero  angefahrten  von  Yergiftnng 
sprechen ;  aber  es  ist  an  möglich  anzunehmen,  dass  Sullas  Gesetz  bei  jenem 
Verbrechen  anders  gelautet  habe  als  bei  diesem.  In  der  Collatio  also 
wird  die  Befhgniss  des  PrStors  oder  Vorstehers  des  Gerichtshofes  ausdrück- 
lich auf  die  Stadt  Rom  und  deren  Umkreis  innerhalb  tausend  Schritte, 
so  weit  das  Weichbild  der  Stadt  reichte,  beschränkt,  innerhalb  dieser  ört- 
lichen Grenzen  aber  auf  alle  Stände  und  Glassen  der  Bevölkerung  ausge- 
dehnt Diese  Worte  können  indessen  dem  Gornelischen  Gesetze  nicht  an- 
gehört haben.  Denn  es  wurde  aus  ihnen  folgen ,  dass  Römische  Bürger, 
welche  ausserhalb  Roms  wohnten,  nicht  vor  das  Römische  Schwurgericht 
hätten  kommen  können,  und  es  würde  damit  eine  nur  Örtliche  Begränzung 
der  Gerichtszuständigkeit  angenommen  werden,  wie  sie  während  der  Re- 
publik nicht  stattgefunden  hat  Es  muss  also  dies  ein  Zusatz  der  späteren 
Kaiserzeit  sein,  als  nach  Veränderung  der  Gerichtsverfassung  die  Stadt 
Rom  einen  eigenen  Gerichtssprengel  bildete.  Diese  Annahme  ist  um  so 
wahrscheinlicher,  als,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergeben  wird,  die  an- 
geführten Worte  Ulpians  auch  sonst  noch  öfters  von  denen  des  Gesetzes 
abweichen. 

2)  Diese  Darstellung  weicht  von  der  gewöhnlichen,  wie  sie  sich  z.  B. 
am  kürzesten  bei  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  416  findet,  ab.  Rein 
nimmt  an,  die  iex  Cornelia  sei  erst  in  der  Raiserzeit  zu  einem  allgemeinen 
Gesetze  über  Mord  erhoben  worden  und  deshalb  sei  das  Wort  homidda 
und  komicidium  angekommen.  Ich  kann  dies  nicht  glauben.  Die  allge- 
meine Beziehung  auf  Mord  liegt  in  den  Worten  des  Gesetzes^ die  uns  über- 
liefert sind,  und  der  Name  de  sicariii,  den  es  führte;  kommt  nur  von  einem 
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mangelnden  eigentlichen  Ausdrucke  för  Mörder  her,  einem  Maogd,  da 
abgeholfen  wurde,  ohne  die  Bedeutung  des  Gesetzes  zu  ändent 

3)  Man  sehe  besonders  die  Ausführung  bei  Rein  Römisches  Cnmiiai- 
recht  S.  41J  flgd. ,  der  die  Meinungen  der  früheren  Gelehrten  ziuaoiffia- 

4)  Dies  was  die  Meinung  von  K.  F.  Rosshirt  Lehrbuch  des  GrimiD^- 
rechts  S.  136.  Beweise  konnte  derselbe  nicht  anfuhren ,  sondern  dot  m 
der  allgemeinen  Absicht  des  Cornelischen  Gesetzes  einen  Schluss  liefacc 
Eine  bedeutendere  Streitfrage  erhob  sich  über  das  Verhältniss  des  Gone- 
lischen  Gesetzes  und  der  Gesetze  über  Gewaltthätigkeit,  nach  deoea  noter 
Umständen  ebenfalls  Brandstiftung  bestraft  werden  konnte.  Die  Meiouic 
der  Gelehrten,  dass  schon  in  dem  Plautischen  Gesetze  von  BrandstÜt&B^ 
die  Rede  gewesen  sei ,  wird  von  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  767  ge- 
nügend widerlegt  Nach  unserer  Darstellung  des  Inhaltes  des  Plaatisebni 
nur  auf  Beamten  bezüglichen  Gesetzes  wird  man  noch  weniger  daran  glat- 
ben  können.  Unbegründet  scheint  die  Annahme  Reins,  dass  nor  tna^* 
halb  Roms  und  seiner  Bannmeile  Brandstiftung  nach  dem  Goroeliscb^ 
Gesetze  bestraft  wordeq  sei.  Sie  beruht  auf  den  in  Anm.  1  aogefohit^:: 
Worten  aus  Gollat.  I,  3,  die  späteren  Ursprunges  sind. 

5;  Dies  ist  die,    allerdings  nur  kurz  angedeutete  Ansicht  von  Fr. D 

Sanio  Observatiottum  ad  legem  Corneliam  de  iicariis  particula  prior,  Re^»- 

montii  1827,  p.  5.    Sie  ist  indessen  angenommen  worden  von  Rein  flm 
sehes  Griminalrecht  S.  416. 

6)  Die  früheren  Rechtsgelehrten  haben  die  beiden  Paragraf^o  d» 
Gornelischen  Gesetzes  über  die  Strafbarkeit  von  Privatpersonen  bei  mm 
Griminalprocesse  und  die  der  Beamten  nicht  geschieden :  sie  erscfaeioeo  is 
unklarer  Anschauung  verwischt  z.  B.  bei  Sanio  a.  a.  0.  p.  XIX.  Ras 
a.  a.  0.  S.  410  flgd.  hat  allerdings  die  Verschiedenheit  anerkannt,  aber 
nicht  durchgeföhrt  Das  Verhältniss  aber  des  Gornelischen  Gesetzes  hiff- 
bei  zu  dem  fniheren  Sempronischen  und  auch  dem  Livischen  war  bisbe 
nicht  erörtert  Es  konnte  auch  nicht  erkannt  werden ,  da  man  die  Bedet- 
tung  der  früheren,  nur  auf  Amtsverbrechen  bezüglichen  Gesetze  bislnr 
noch  nicht  aufgefunden  hatte. 

7)  Diese  Ansicht  wird  z.  B.  noch  ausgesprochen  von  Rein  Römisch 
Griminalrecht  S.  412.  Er  selbst  sagt,  Giceros  Auslegung  werde  durch  di^ 
Pandectenstellen  gerechtfertigt;  aber  andere  Gelehrte  haben  dieselbe  & 
gezwungen  und  unrichtig  erklärt  Ich  glaube  das  Verhältniss  richtiger  aof- 
gefasst  zu  haben.  Wie  ganz  anders  würden  wir  zu  nrtheilen  im  Stande 
sein ,  wenn  wir  nicht  bloss  Giceros  Vertheidigung,  sondern  auch  die  An- 
klagerede übrig  hätten! 

7  a)  Ueber  das  Fabische  Gesetz  vergleiche  man  Rein  Römisches  Cnmi- 
nalrecht  S.  386  flgd.,  der  auch  die  Entwickelung  desselben  in  der  Kai^r- 
zeit  weiter  verfolgt.  Meine  Darstellung  weicht  in  wesentlichen  Puokteii 
von  der  Meinung  der  Gelehrten  ab ,  z.  B.  in  der  Strafbestimmung  und  is 
der  Begründung,  weshalb  ein  Gapitel  des  Gesetzes  von  Sulla  wiederholt  vnrdc 
Die  Meinung,  dass  das  Gomelische  Gesetz  über  Fälschungen  die  To^ 
strafe  wegen  plagium  festsetzte,  wurde  von  Schnlting  Jnrispnid.  antejos^a. 
p.  783  aufgestellt  und  von  den  späteren  Gelehrten  angenommen. 

8)  Eine  nicht  richtige  Ansicht  über  diese  Processe  gegen  die  ytida 
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Geächteter  bringt  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  415  vor.  Er  meint, 
Cäsar  habe  den  Grundsatz  aufgestellt,  sie  seien  strafbar,  und  hätte  sie  des- 
halb venirtheilt.  Dies  war,  da  das  Sullaoische  Gesetz  sehr  bestimmt  lau- 
tete, unmöglich:  Cäsar  hatte  als  Vorsitzender  eines  Gerichtshofes  nicht 
neue  Gesetze  zu  machen,  sondern  nur  die  bestehenden  in  Anwendung  zu 
bringen.  Dass  der  Fall  von  L.  Luscius  anders  sein  musste,  beweist  das 
Beispiel  L.  Catitinas.  Auch  er  hatte  mehrere  Geächtete  ermordet  und 
wurde  deshalb  nach  jenem  als  Mörder  angeklagt,  aber  freigesprochen  (Dio 
Cass.  XXXVll,  10).  Wahrscheinlich  also  hatte  Luscius  unter  dem  Vor- 
geben, Geächtete  zu  tödten,  solche,  die  nicht  geächtet  waren,  getödtet,  sie 
vielleicht  nur  nachher  und  auf  ungesetzliche  Weise  auf  die  Proscriptions- 
liste  setzen  lassen.  Wenn  man  die  von  Cicero  bei  S.  Roscius'  Vertheidi- 
gung  erzählten  Geschichten  bedenkt,  wird  man  einen  solchen  Vorgang 
wahrscheinlich  finden.  Cäsar  Hess  nur  den  Vorwand,  welchen  der  ange- 
klagte Luscius  zu  seiner  Entschuldigung  vorbrachte,  nicht  gelten  und 
erschien  dadurch  den  heimlichen  Anhängern  der  Volkspartei  als 
Freund,  den  strengen  Anhängern  der  Sullanischen  Verfassung  süs  Gegner. 
Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  den  Belohnungen  für  die  Ermordung  Geäch- 
teter. Die  nach  SuUas  Gesetze  gegebenen  konnte  man  unmöglich  zurück- 
fordern; aber  es  waren  viele  auch  wider  Sullas  Gesetze  gegeben  worden 
und  diese  zog  Cato  wieder  ein.  Die  Ermordung  von  Lucretius  Ofella  (Dio 
Cass.  XXXVII,  10;  Ascon.  p.  91)  gehört  nicht  hierher.  Sein  Mörder  L. 
Bellienus  wurde  vom  Gerichte  gesetzmässig  verurtheilt  Denn  Ofella  war 
nicht  geächtet  gewesen.  Es  handelte  sich  dabei  um  die  Frage,  in  wie  fern 
der  Centurio  in  Friedenszeiten  den  Befehlen  des  Dictators  zu  gehorchen 
gehabt  hatte.  Gesetzmässig  wäre  die  Ermordung  gewesen  ,  wenn  *  sie 
durch  die  Lictoren  des  Dictators  stattgefunden  hätte. 

9)  So  drückt  sich  der  neueste  Gelehrte,  der  diese  Sachen  untersucht 
hat,  aus,  Rudorff  Römische  Rechtsgeschicbte  I,  100. 

10)  Ein  Verzeichniss  von  Gelehrten,  welche  der  einen  oder  der  anderen 
Ansicht  folgten,  findet  man  bei  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  372.  Von 
denen,  welche  die  Klage  de  iniuriis  für  eine  Privatklage  halten,  ist  beson- 
ders zu  bemerken  Ferratius  epistol.  I,  15  p.  68.  Er  stützt  sich  auf  Nie. 
Gruchius  de  comitiis  üb.  I  (p.  654  in  Graevii  Thesaur.  antiq.  Rom.  I), 
sagt  auch,  alle  Gelehrte  seiner  Zeit  seien  dieser  Meinung.  Gruchius  aber 
führt  als  Beweis  an  die  Stelle  von  Paulus  1.  42,  1  Dig.  de  procuratoribus 
(III,  3)  /id  aciionem  iniurinrum  ex  lege  Cornelia  procurator  dari  potesi; 
nam   eist    pro  publica  uUlilale  ezercetur,  privala  iamen  est,    welche   Stelle 

wir  später  erklären  werden,  ferner  Cic.  de  invent.  II,  20,  59,  die  wir  eben- 
falls bei  der  Frage,  wohin  das  iudidum  iniuriarum  gehört,  berühren  wer- 
den. Ferratius  scheint  die  Anklage  nach  dem  (^melischen  Gesetze  für 
dieselbe  zu  halten,  welche  nach  dem  prätorischen  Edicte  stattfond  und 
eine  besonders  für  den  einzelnen  Fall  zu  bestimmende  Geldstrafe  zur  Folge 
hatte.  Rein  selbst  a.  a.  0.  fahrt  zwar  einige  der  auch  von  uns  beigebrach- 
ten Gründe  dafür  all,  dass  die  Klage  iniuriarwn  einen  Criminalprocess  be- 
gründe ,  ist  aber  dennoch  schwankend.  Rudorff  endlich  Römische  Rechts- 
geschichte I,  101  hält  die  Klage  für  ein  gemischtes  iudicium  publicum  ex 
re  prinaia:  wir  werden  zeigen,  dass  er  in  gewisser  Beziehung  Recht  hat, 
sie  von  den  übrigen  Crimmalklagen  zu  trennen. 

IV.  33 
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11)  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte   I,  101   Dimmt  andi  Pasqök 
(famoti  Ubelli)  als  voD  dem  Gorneiischen  Gesetze  verboten  an.  Er  hat 
sich   auf  Horat.  Sat  II ,  1 ,  80 ,   wo  nicht  von  dem  Gorneiischen  Gesetie: 
sondern  nur  von  der  Klage   nach  dem   prätorischen  Edicte  die  Bede  i^ 
dann  auf  Ulpian  in  1.  5,  9  Dig.  de  inioriis  (XL VII,  10)   $t  ^w*  Ainn 
aä  infamiam  alicuius  periinen$em  scripseril,  compo$uerit,  edtderii  ioUvt  »^» 
fecerit ,    ^uo  quid  eorum  fierei ,    eiiamti  altenut  momine  ediderii  rel  nae  Kt- 
miney  tili  de  ea  re  agere  liceret  ^  et  ti  condemnahis  $ii  qui  iä  fetii,  inlai»' 
bilis  ex  lege  esse  iubefur.    Hier  versteht  Rudorff  unter  iex  das  Oonielkfke 
Gesetz.    Dagegen  spricht  zweierlei.    Erstens  bezeichnet  Ulpiaa  in  deo  fri 
heren  Paragraphen  dasselbe  immer   mit  hac  lege  oder  setzt  den  Suan 
des  Urhebers  hinzu     Lex   ohne  Zusatz  bedeutet  die  zwölf  TaMn.   Zwei- 
tens die  Strafe  der  Intestabilität  ist  für  Sullas  2^it  unerhört,   aber  fnr  ix 
der  Zehnmänner  bekannt    Es  ist  mithin  kein  Grund,  wegen  dieser  ein». 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  auf  die  zwölf  Tafeln  bezäglichen  Nacfariäi 
einen  Inhalt  des  Gorneiischen  Gesetzes  anzunehmen,  welcher  dem  Cfaanktpr 
desselben  und  den  sonstigen  Nachrichten  widerspricht. 

12)  Man  findet  die  Meinungen  der  älteren  Gelehrten  erwähnt  Im  Keb 
Römisches  Griminalrecht  S.  370,  und  von  neueren  sehe  mau  Rodorf  Bö- 
mische  Rechtsgeschichte  I,  101.  Die  Stelle  der  Institutionen  Jastiafia 
und  ihre  Umschreibung  durch  Theophitus  hatte  schon  Eraesti  im  h^ 
legum  zu  Gicero  geschickt  benutzt 

13)  Man  sehe  Z.  B.  Sanio  Ohserpntionum  ad  legem  (^omeliam  de  ncfr* 
pari,  prior  p.  XXXIII  und  Rein  Römisches  Griminalredit  S.  456.  W» 
der  Letztere  meiut,  es  sei  der  Vatermord  in  dem  allgemeinen  Gesetze  üb« 
Mord  vielleicht  nur  ganz  beiläufig  erwähnt  worden ,  so  ist  diese  AnnaliBc 
aus  zwei  Gründen  unmöglich.  Erstens  würde  es  verkehrt  sein,  etms  £ti- 
zelnes,  das  unter  den  Begriff  des  Allgemeinen  föUt,  besonders  zu  erwikDes. 
wenn  nicht  auch  etwas  Besonderes  in  Bezug  auf  dasselbe  angeordo^  ^ 
Zweitens  schliesst  die  ausdruckliche  Anfuhrung  bei  Pomponins  eine  bi3i 
beiläufige  Erwähnung  aus.  Die  im  Folgenden  von  uns  bekämpfte  Äosid»* 
der  Gelehrten  über  die  Strafe  der  Vatermörder  findet  sich  am  kürmta 
auseinandergesetzt  bei  Rein  a.  a.  0. 

14)  Wir  haben  die  gewöhnlichen  Ansichten  der  Gelehrten  enniiot 
Einzeln  kommen  auch  andere  Meinungen  vor:  z.  B.  Schrader  zu  deolfiiö' 
tutionen  p.  765  glaubt,  das  Gornelische  Gesetz  habe  für  einige  Aiteo  ds 
Yatermordes  die  Strafe  des  Säckeus,  für  andere  nur  Aechtung  bestiiDot 
was  Rein  a.  a.  0.  S.  456  für  nicht  unmöglich  erklärt,  sobald  ein  htsoa^ 
res  Gapitel  des  Gorneiischen  Gesetzes  von  Vatermord  handelte.    F.  Cn)pp 

de  praecepti»    iuris  Romani  circa  poenam  conatus ,    Heidelberg  1813,  U>  ^ 

meint,  das  Gornelische  Gesetz  habe  Mord  und  Vatermord  aof  gleiche  Wei» 
mit  Aechtung  bestraft  und  erst  die  Kaiserzeit  Verschiedenheit  der  Stnfea 
eingeführt.  Dagegen  erklärt  sich  Rein  auf  das  Bestimmteste.  Es  f^ 
noch  einige  ähnliche  Meinungsverschiedenheiten  unter  den  Gelehrten,  veldK 
beweisen,  dass  vielen  die  gewöhnliche  Erklärung  der  Giceronischen  SteDes 
zweifelhaft  erschien,  und  meist  liegt  ihnen  etwas  Wahres  zu  Grunde.  ^ 
halten  indessen .  da  wir  unsere  Ansicht  theils  in  Bd.  1,  2,  174  bewiesa 
haben,  theils  noch  weiter  hier  ausführen,  ein  Eingehen  auf  die  bish^H^ 
Meinungen  der  Gelehrten  für  unnötbig. 
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15)  Diese  Stelle  Ciceros  macht  8cheinl>ar  einige  Schwierigkeit  und  ins- 
besoDdere  scheint  sie  die  Meinung  derjenigen  zu  bestätigen ,  welche  für 
Vatermord  in  jedem  Falle  eine  verschiedene  Strafe,  wie  für  Mord  über- 
haupt, annehmen.  Denn  es  heisst  indignum  fadmu  euae  ea  poena  afßci 
eum,  qua  pnrricidae  itfficinntur.  Dagegen  ist  ZU  bemerken,  dass  dieser  Fall 
in  die  vorsullanische  Zeit  föllt  Es  wird  aber  verglichen  mit  einander  die 
Strafe  für  Giftmischerei  mit  der  für  Vatermord.  Nun  ist  es  also  möglich, 
dass  vor  Sulla  z.  B.  ein  Versuch  von  Giftmischerei  nicht  mit  dem  Tode, 
dagegen  der  Versuch  des  Vatermbrdes  mit  dem  Tode  bestraft  wurde:  es 
würde  also  eine  Verschiedenheit  der  Strafen  für  beide  Fälle  bestehen,  ohne 
dass  man  deswegen  anzunehmen  braucht,  an  Vatermördern  sei,  mochten 
sie  geständig  sein  oder  nicht,  immer  die  Strafe  des  Säckens  vollzogen 
worden.  Dies  ist  eine  Möglichkeit  der  Erklärung.  Eine  andere  ist, 
wenn  man  annimmt,  es  handele  sich  bei  Cicero  wirklich  um  einen  gestän- 
digen oder  auf  offenbarer  That  ergriffenen  Verbrecher:  in  welchem  Falle 
die  Todesstrafe  nach  der  Sitte  aller  Zeiten  bei  einem  Vatermörder  schimpf- 
licher war  als  bei  jedem  anderen  Verbrecher. 

16)  Eine  reiche  Literatur  findet  man  angeführt  bei  Rein  Römisches 
Criminalrecht  S.  774  flgd.  Wir  werden  unserem  Zwecke  gemäss  nur  auf 
einzelne  von  den  neueren  Gelehrten  angestellte  Ansichten  näher  eingehen 
können. 

17)  So  behauptet  es  wenigstens  Rein  Römisches  Ciiminalrecht  S.  784, 
während  z.  B.  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  1,  92  die  Urkunden  neben 
den  Testamenten  schon  in  dem  Gomelischen  Gesetze  annimmt.  Dass  sie 
darin  genannt  wurden,  scheint  keinem  Zweifel  unterworfen;  aber  die  spä- 
tere Zeit  mag  in  der  Erklärung  des  Gesetzes  viel  weiter  gegangen  sein. 

18)  Die  Gelehrten  haben  sich  bemüht,  die  einzelnen  von  den  Rechts- 
lehrem  gebrauchten  Ausdrucke  zu  erläutern.  Man  sehe  die  Zusammen- 
stellung bei  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  780.  Aber  man  darf  nicht 
annehmen ,  dass  alle  von  ihnen  angeführten  Worte  von  Sulla  herrühren : 
die  Methoden,  Münzen  zu  verfälschen,  vervielföltigten  sich  Inder  Kaiser- 
zeit und  mit  ihnen  hielt  die  Erklärung  der  Rechtslehrer  gleichen  Schritt. 
Dies  deutet  Ulpian  selbst  an,  wenn  er  sagt,  im  Gomelischen  Gesetze  »liege 
der  Sinn",  dass.  auch  der  betrügliche  Kauf  und  Verkauf  falscher  Münzen 
verboten  sei. 

19)  Man  sehe  z.  B.  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  789.  Er  setzt 
hinzu,  der  Senatsbeschluss  sei  nicht  zum  Gesetze  erhoben  worden.  Dessen 
bedurfte  es  nicht  Denn  es  sollte  nicht  ein  neues  Gesetz  hervorgerufen, 
sondern  nur  die  Beamten  veranlasst  werden,  die  bestehenden  anzuwenden. 
Es  konnte  indessen  der  Senatsbeschluss  eine  Art  von  Erklärung  des  Cor- 
nelischen  Gesetzes  geben,  indem  z.  B.  der  Senat  erklärte,  wer  die  Richter 
besteche  in  einem  Capitalprocesse,  der  gebe  den  Anlass  zum  Tode  Jeman- 
des (man  sehe  oben  S.  23)  und  sei  folglich  als  Mörder  zu  bestrafen.  In 
diesem  Falle  wäre  die  Erwähnung  des  Senatsbeschlusses  ohne  allen  Ein- 
fluBS  auf  die  Bestimmung  des  Inhaltes  des  Fälschungsgesetzes. 

20)  Man  findet  die  erwähnten  Beispiele  angeführt  bei  Rein  Römisches 
Criminalrecht  S.  689.  Ueber  den  Process  von  P.  Lentulus  Snra  (Cic.  ad 
Att  1,  16,  9 ;  Plnt.  Cic.  17),  welchen  Rein  ebenMs  als  Peculatsprocess 
betrachtet,  wissen   wir  durchaus  nichts,  und  C.  Verres  hat  vor  der  be- 
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kannten  Anklage  dorch  Cicero  keinen  Process  irgend  einer  Art  in  besüki 
gehabt. 

21)  Eßerbei  entsteht  der  Widersprach  mit  Papinian  I.  81  Dig.de&itis 

(XLYII,  2)  Oh  peeuniam  civitaU  subtraciam  actione  furti,  non  crimmepem- 
laius  ienetur.  Ich  glaube,  dass  man  diesen  Widersprach  mit  Ron  R&k- 
sches  Oriminalrecht  S.  675  historisch  lösen  muss,  indem  man  annimmt,  bis 
auf  Trajan  habe  das  Eigenthum  der  Gemeinden  nicht  als  StaatsagffftoD 
gegolten.  Wie  man  ihn  aber  auch  lösen  mag,  dass  wShiend  der  RepobGi 
von  Staatsdiebstahl  bei  Gemeindevermögen  nicht  die  Rede  war,  ist  sklier. 

22)  Rein  Römisches  Oriminalrecht  S.  695  erklärt  das  crumen  dt  resüim 
als  Veruntreuung  von  Seiten  der  Cassenbeamten.  Diese  Einsdirankong  aif 
eine  bestimmte  Classe  von  Beamten  liegt  nicht  im  Gesetze:  sie  wird  sa^pt 
durch  den  Process  von  Faust^  Sulla,  welchen  wir  demnächst  ennSbuä 
werden,  deutlich  widerlegt 

23)  Ehemals  verstand  man  diese  Stelle  auch  von  einem  vierfk^ 
Schadenersatze.  Indessen  dieser  Sinn  kann  in  den  Worten  nicht  Ik^ 
und  schon  Schulting  ad  Paulum  V,  27  in  lurifpmd  anieiuMtm.  p.  5S4  ff> 
kannte  das  Richtigie.    Vergl.  Rein  Römisches  Oriminalrecht  S.  697. 

24)  Ein  album  iudicum  nehmen  als  nothwendig  an  Geib  ROmisete 
Criminalprocess  S.  209 ,  0.  T.  Zumpt  de  Ugibut  nuUciisque  re^ehmdana 
p.  37  und  W.  Wilmanns  in  einer  Abhandlung  Ueber  die  Gerichtshöfe  ^ 
rend  des  Bestehens  der  lex  Cornelia  iudiciaria  im  Rheinischen  MbsC^ 
1864  S.  530.  Früher  haUe  man  dies  zum  Theil  bezweifelt,  Walter  G^ 
schichte  des  Römischen  Rechtes  II  §  835;  Rein  in  Paulys  Realencyelopi^ 
IV,  359;  Th.  Mommsen  in  der  Jenaischen  Literatur-Zeitung  1843  nr.  ^ 

25)  So  thut  es  Nie.  Madvig  de  iribwüt  aerarüt  in  seinen  0/v«m«^ 
academica  altera  p.  261 ,  ohne'  indessen  einen  Grund  anzufahren.  Er  er- 
klärt nur,  man  sehe  aus  der  Stelle  Oiceros,  dass  es  nur  zwei  Decurien  gegebe& 
habe.  Früher  hatte  J.  T.  Krebs  über  die  Decurien  eine  besondere  Ab- 
handlung geschrieben,  die  sich  in  seinen  Opuscula  (Lips.  1778)  fioöft. 
Sie  geht,  wie  Madvig  richtig  bemerkt,  von  einer  Verwechselung  mitdiPB 
späteren  Decurien  aus  und  enthält  über  das  Römische  GerichtsweGen  vieie 
jetzt  längst  beseitigte  Irrthümer:  ich  habe  sie  deshalb  nicht  berocksicfatigL 

26)  Dies  thim  Graevius  zu  Oic.  in  Verr.  1,  61  extr.  und  G.  T.  Zonp: 

de    legibus    iudiciisque   refietvndarum   p.   37,    der   Letztere    freilich,  vie  a 

ausdrücklich  hinzufugt,  nur  als  mögliche  Vermuthung.  Er  meint,  vi^ 
ersten  Decurie  seien  Oonsulare,  in  der  zweiten  gewesene  Prätoren,  in  öer 
dritten  diejenigen,  welche  die  anderen  Aemter  bekleidet  haden,  geveses. 
aber  ausserdem  seien  jeder  Decurie  einfache  Senatoren,  welche  kein  int 
bekleidet,  beigegeben  gewesen.  Dass  diese  YertheUung  nicht  stattgdoD^^ 
haben  kann,  beweist  Wilmanns  a.  a.  0.  S.  531  aus  den  in  Verres'  Frocesse 
richtenden  Geschworenen.  Die  Vermuthung,  eine  Decurie  habe  ein  it^ 
lang  für  jeden  Gerichtshof  gedient ,  wurde  zuerst  angestellt  von  Geib  R^ 
mischer  Oriminalprocess  S.  214,  aber  ohne  Angabe  von  Gründen:  weiter 
wurde  sie  ausgeführt  von  Wilmanns  a.  a.  0.  S.  532.  Er  sagt»  sie  sei  nicht 
im  Geringsten  zu  bezweifeln;  denn  bloss  mit  dieser  Annahnte  Uessea  sieb 
die  Nachrichten,  welche  uns  überliefert  sind,  auf  ungezwungene  Weise  ver 
einen.  Am  deutlichsten  dafür  spreche  die  Anmerkung  des  SdioL  GroH*- 
zu  Oic.  in  Verr.   I,  6:    Per   deeurias   erat    tenalus   diwm». 
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prneior  liabai,  ui  ex  hac  iudicei  reiicerentur.  Ich  finde  in  dieser  Stelle 
nicht  einen  Beweis  for  die  angestellte  Vermnthnng,  sondern  gegen  die- 
selbe. Es  handelt  sich  um  den  Beweis  von  zweierlei,  erstens  darüber, 
dass  die  Decurie  für  einen  Gerichtshof  gedient  habe,  nnd  zweitens,  dass 
sie  während  eines  ganzen  Jahres  dafür  gedient  habe.  Das  erste  geht  ans 
der  Stelle  des  Scholiasten  hervor,  von  dem  zweiten  gerade  das  Gegeotheil. 
Denn  wenn  der  Prfitor  eine  Decurie  gab,  so  kann  dies  nur  von  dem  ein- 
zelnen Processe  verstanden  werden,  für  welchen  eine  Decurie  angewiesen 
wurde,  nicht  davon,  dass  eine  Decurie  ein  ganzes  Jahr  lang  für  ein  und 
denselben  Gerichtshof  bestimmt  gewesen  wäre,  in  welchem  Falle  ein  An- 
weisen  durch  den  Prätor  nnnütz  war.  Später  führt  Wilmanns  S.  583  einen 
wirklichen  Beweis  dafür  an,  dass  die  Richterdecurie  nicht  für  den  einzel- 
nen Process,  sondern  für  alle  Processe,  die  in  einer  und  derselben  quaesHo 
geführt  wurden,  alljährlich  durch  das  Loos  bestimmt  wurde:  er  wird  da- 
von hergenommen,  dass  drei  Vergiftungsprocesse  hinter  einander  von  ein 
nnd  derselben  Decurie  entschieden  wurden.  Wir  werden  denselben  später 
widerlegen.  Es  bleibt  somit  nur  die  Behauptung  übrig,  bloss  mit  dieser 
Annahme  Hessen  sich  die  uns  überlieferten  Nachrichten  ungezwungen  ver- 
einen. Ich  werde  zeigen,  dass  dies  nicht  der  Fall  ist,  dass  vielmehr  aus 
der  Betrachtung  der  Ueberlieferung  eine  andere  Vermuthung  begründet 
wird. 

21)  Livius  nennt  hundert  Senatoren  und  zehn  Decurien  von  je  zehn 
Mitgliedem,  Dionysius  zweihundert  Senatoren,  lässt  aber  die  Zahl  der  De- 
curien unbestimmt  Dies  kommt  daher,  weil  Livius  die  nach  dem  Friedens- 
BcbluBse  mit  den  Sabinem  vorgenommene  Verdoppelung  des  Senates  nicht 
erwähnt  Dennoch  zählt  eben  derselbe  nach  der  durch  Tarquinius  Priscus 
geschehenen  Hinzufügung  von  hundert  Senatoren  (I,  35)  hn  Ganzen  drei- 
hundert (II,  1).  Ob  Livius  die  Zahl  von  zehn  Decurien,  welche  er  angiebt, 
überliefert  oder  durch  eigene  Berechnung  fand,  lasse  ich  dahingestellt  sein. 
Aber  der  Name  Decurie  selbst,  als  eines  Ganzen  von  zehn  Einheiten,  weist 
auf  eine  ursprüngliche  Zahl  von  hundert  Senatoren.  Diese  konnten  selbst 
nach  Hinzutritt  von  anderen  hundert  Sabinischen  Senatoren  gewisse  Vor- 
rechte behalten  und  das  Motiv  für  die  Eintheilong  des  gesammten  Senates 
abgeben :  an  je  zehn  ursprüngliche  Senatoren  schlössen  sich  je  zehn  Sabi- 
niscbe  an.  Deshalb,  glaube  ich,  nahm  auch  Dionysius,  wenngleich  er  dies 
nicht  ausdrücklich  sagt,  zehn  Decurien  an.  Es  lässt  sich  dies  selbst  auf 
die  Sullanische  Zeit  übertragen.  Zuerst  wurde  der  ursprüngliche,  kaum 
dreihundert  Mitglieder  umfassende  Senat  in  zehn  Decurien  getheilt:  dann 
war  der  Name  Decurie  nicht  unpassend.  Daran  schlössen  sich  die  Decu- 
rien der  neu  in  den  Senat  aufgenommenen  Ritter,  ohne  dass  man  den  Na- 
men der  Decurien  änderte.  Vielleicht  noch  weitere  Folgerungen  lassen 
sich  hier  anschliessen.  Die  Zahl  der  Geschworenen  betrug,  wie  wir  er- 
weisen werden,  bei  Amtsverbrechen  etwa  die  Hälfte  der  bei  gemeinen  Ver- 
brechen thätigen.  Möglicherweise  beabsichtigte  also  Sulla  als  Geschworene 
über  Amtsverbrechen  nur  Mitglieder  des  alten ,  ursprünglichen  Senates  zu- 
zulassen, während  über  gemeine  Verbrechen  die  lüten  und  die  neuen  Se- 
natoren gemeinsam  richten  sollten.  Indessen  diese  Vermuthung  lässt  sich 
bei  der  mangelhaften  Ueberlieferung,  welche  uns  zu  Gebote  steht,  nicht 
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erweisen :  auch  musste  eine  solche  Einrichtong  allmfilig  von  selbst  eriSsdn. 
indem  die  neuen  Senatoren  allmälig  zu  Ehrenstellen  gelangten. 

28)  Man  sehe  z.  B.  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  215;  Wilnonu 
a.  a.  0.  S.  535;  C.  T.  Zumpt  a.  a.  0.  p.  37;  Rein  in  Panlys  ReaknfTdo- 
pädie  IV,  358. 

29)  Geib  Römischer  Griminalprocess  S.  214  erklärt  die  Stelle  bei  Ck 
in  Vcrr.  II,  31,  77  (wir  fahren  sie  S.  106  an),  wo  es  heisst,  Yerr»  würde, 
in  dem  Processe  freigesprochen ,  seinen  Sitz  in  der  deeuria  »itera  kidicm 
einnehmen,  dahin,  dies  beziehe  sich  auf  das  Aurelische  Gesetz,  nach  w^ 
chem  Senatoren,  Ritter  und  Plebejer  Geschworene  waren :  folglich  sei  unter 
der  zweiten  Decurie  die  der  Senatoren  zu  verstehen.  Er  ist  geiriif€ad 
widerlegt  worden  von  G.  T.  Zumpt  a.  a.  0.  p.  37,  auch  von  Wilmaaas  i 
a.  0.  S.  540.  Aber  auch  sprachlich  ist  sdne  Ansicht  nicht  zu  billigpa. 
Der  Stand  (ordo)  der  Senatoren  kann  nicht  schlechtweg  deeuria  geoiact 
werden. 

30)  Wilmanos  a.  a.  0.  S.  358  macht  auf  die  Meinung  von  F.  Waher 
Geschichte  des  Römischen  Rechtes  I  §  129  aufmerksam,  der  ans  dem  Scbol 
Gronov.  p.  392  Grell,  fölschlich  schliesst,  der  Senat  sei  überhaupt  wsi 
nicht  bloss  für  die  Zwecke  des  Schwurgerichtes  in  zehn  Decnrieo  ab^ 
theiit  gewesen  und  merkwürdiger  Weise  auch  den  Namen  Decurie  von  (Js- 
Eintheilung  in  zehn  Theile  ableiten  will.  Dies  ist  eben  so  unbegrwidfi 
wie  seine  Annahme,  jede  Decurie  habe  aus  zwei  und  dreissig  Per»:^ 
bestanden  und  der  ganze  Senat  zu  Sullas  Zeit  aus  dreihundert  and  zve- 
zig.  Indessen  hat  sich  durch  jene  Annahme  auch  Rudorff  Römische  Rdcifö- 
geschichte  II,  340  täuschen  lassen:  auch  er  glaubt,  die  Decurie  seider 
zehnte  Theil  des  Senates. 

31)  Ich  folge  in  der  Lesart  dieser  Stelle  der  besten  LagomarsioisdieB 
Handschrift,  welche  habemus  hat  und  für  iudex  obUnei  das  Fehlerhafte  n- 
delicet,  das  aber  auf  iudex  obtinet  fahrt.  Die  übrigen  Handschriften  gfbei 
habebitnus  und  ohtinehit  und  dies  zogen  die  Herausgeber  vor.  Sie  beadi- 
teten  nicht  den  Unterschied,  der  zwischen  diesen  beiden  ersten  Fragen  ond 
der  folgenden  iudirabit  besteht.  Yerres  ist  während  seines  Processes  viii- 
lich  Richter,  er  steht  in  den  Decurien ;  aber  sein  Amt  als  solcher  buui  er 
erst  fuhren,  wenn  er  freigesprochen  wird. 

32)  Eine  andere  Erklärung  hat  kürzlich  Wilmanns  a.  a.  0.  S.  541  aaf- 
gestellt  Er  erwähnt,  dass  über  einen  Beamten,  der  sich  in  GapitalsadHS 
bestechen  Hess,  nach  der  Uz  Cornelin  de  sicartu  e(  rene/tcu  gerichtet  wurtk. 
und  vermuthet,  dass  im  album  iudieum  die  Decurie,  welche  für  die  f^a^ 
in  diesen  Sachen  bestimmt  war,  an  zweiter  Stelle  stand.  Welchen  Gevüu 
man  von  dieser  Vermuthung  hat,  sehe  ich  nicht  ein.  Sie  beruht  damf 
dass  jede  Decurie  ihre  bestimmte  quaeitio  gehabt  habe.  Gesetzt  dies  vire 
richtig,  so  begreift  man  nicht,  weshalb  die  quaetHo  de  ncnriu  (dena  n 
dieser  musste  doch  ein  Process  gegen  einen  bestodienen  Beamten  geJiöra) 
der  zweiten  Decurie  eigenthümlich  sein  sollte.  Bemerkenswerth  ist  ood 
der  Schluss  von  Giceros  Worten  hie  de  eapite  libero  iudicttbit?  Man  köBole 
darin  die  Andeutung  finden,  dass  die  zweite  Richterdecurie  über  pmax 
Verbrechen  zu  ent^^cheiden  hatte;  denn  nur  bei  diesen  kamen  Urtheik 
über  „Freie"  im  Allgemeinen  vor.  Aber  vorher  §  77  sagt  Gicero  vod  Ver- 
res'  Richterthätigkeit  sprechend  sententiam  de  eapite  dru  Rowutm  ferti,  tte 
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im  eogen  Sinne  genommen  nur  auf  die  Amtsverbrechen  passt  Indessen 
ich  glaube  nicht,  dass  Cicero  an  diese  Unterscheidung  dachte:  er  wählte 
jedesmal  den  Ausdruck,  der  ihm  gerade  passend  erschien,  und  an  der  spä- 
teren Stelle  ist  das  „Entscheiden  über  einen  freien  Mann",  weil  es  mehr 
umfosst,  stärker  und  gegen  Verres  vorwurfsvoller.  Dennoch  aber  darf  man 
aus  dieser  Abwechselung  in  den  Ausdrücken  folgern,  was  wir  in  unserer 
Darstellung  auf  andere  Weise  bewiesen  haben,  dass  die  Decunen,  je  nach- 
dem es  der  Zufall  mit  sich  brachte,  sowohl  über  Amts-  als  über  gemeine 
Verbrechen  zu  Gericht  sassen.  Der  Ausdruck  decuriam  senaioriam  obii" 
nere  könnte  auffallend  erscheinen,  ist  aber  genügend  von  N.  Madvig  Opusc. 
acad.  alter,  p.  261  durch  Hinweis  auf  Cic.  de  off.  II,  12,  43  tmmerum  obU^ 
nent  iure  cae$orum  erläutert  worden. 

33)  Diese  Bemerkung  über  die  Worte  des  Scholiasten  macht  Wihnanns 
a.  a.  0.  S.  533.  Er  unterschätzt  indessen  den  Werth  des  ersten  Theiles, 
dem  er  mannigfache  Irrthümer  vorwirft:  namentlich,  sagt  er,  sei  falsch  die 
Ansicht  von  der  ungleichen  Zahl  der  Richter;  denn  in  Oppianicus*  Pro- 
cesse  hätte  dieselbe  32  betragen.  Darüber  werde  ich  später  sprechen;  aber 
die  Worte  sind  eben  so  wenig  richtig  im  zweiten ,  wie  im  ersten  Theile. 
Denn  was  kann  ungeschickter  sein ,  als  sein  Ausdruck ,  der  Prätor  hätte 
die  Decurie  gegeben,  damit  aus  ihr  die  Richter  verworfen  würden?  Der 
Zweck  des  Gebens  war  offenbar  der,  dass  die  betreffende  Decurie  das 
Urtheil  im  Processe  f&llen  sollte. 

34)  Dieser  Punkt  über  die  Einheit  der  Richterdecurie  in  den  drei  von 
Cicero  erwähnten  Processen  wegen  Vergiftung  ist  von  Wilmanns  a.  a.  0. 
S.  533  behandelt  worden :  er  liefert  ihm  den  Hauptbeweis  dafür,  dass  es  in 
jedem  Jahre  eine  einzige  Decurie  für  jeden  Gerichtshof  gegeben  habe. 
Wir  haben  deshalb  auf  die  Widerlegung  desselben  ausführlich  eingehen 
naüssen. 

35)  Dies  ist  die  Ansicht  von  Wilmanns  a.  a.  0.  S.  534.  Sein  Beweis 
beruht  auf  fsüscher  Auffassung  von  Ciceros  Worten.  Er  sagt,  diejenigen,  welche 
versprochen  hatten  die  Richter  zu  bestechen,  wären  bei  ihrem  Contracte 
geblieben,  obwohl  schon  die  sortitio  nicht  günstig  ausgefallen  war.  Dies 
ist  aber  eine  unbegründete  Voraussetzung.  Der  Vertrag  wurde  nach  Ci- 
cero aufgekündigt,  weil  sowohl  sortUio  als  reieciio  ungünstig  für  Verres 
war.  Daher  ist  der  Schluss  bei  Wilmanns,  der  Gedanke  wäre  unsinnig, 
wenn  beides  an  einem  Tage  vor  sich  gegangen  wäre,  nicht  richtig. 

36)  Man  sehe  z.  B.  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  310,  der,  um 
seine  Erklärung  mit  dem  Wesen  des  Schwurgerichtes  zu  vereinen,  gezwun- 
gen war,  eine  vielfache  subsoriitio  anzunehmen  und  dadurch  noch  grössere 
Verwirrung  herbeiführte.  Der  jetzt  herrschenden  Meinung  ist  nur  Walter 
Geschichte  des  Römischen  Rechts  nicht  beigetreten ,  der  auch  in  der 
neuesten  Ausgabe  seines  Buches  (Bonn  1861)  II,  501  daran  festhält,  nach 
der  reitciio  habe  eine  sub$ort%i%o  stattgefunden,  d.  h.  eine  Ergänzung  durch 
neues  Ansloosen. 

37)  Die  ausführlichste  Darstellung  dieses  Junianischen  Processes  findet 
sich  bei  Wilmanns  a.  a.  0.  S.  535.  Nur  Einiges  findet  sich  darin,  was 
ich  nicht  billige,  und  dazu  gehört  auch  dieser  Punkt  über  die  in  dieser 
Hinsicht  beschränkte  Befugniss  eines  iudex  quaett\oni$,  welchen  ich  deshalb 
besonders  berücksichtigt  habe. 
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38)  Die  Erklärung  dieser  Stelle  Ciceros  machie  den  Gdehrten  «bt- 
mals  viel  Schwierigkeit,   nicht  bloss  weil  der  flEdsche  Asoonius  in  seiiea 
Erläuterungen  derselben,  p.  201  Orell.,   von  der  verkehrten  IfeiDiiig,  die 
iubtortiHo  geschehe  an  Stelle  der  von   den  Parteien  verworfenen  Bkh^^ 
ausgeht,  sondern  auch  weil  man  eine  unrichtige  Ansicht  von  deo  «Am 
fuaesiionit  hatte,  eine  Ansicht,  welche  durch  eine  fiEÜsche  Lesart  bäCioe» 
(Q.  Curtntm  iudicem  qHmesiionis  suae)  unterstützt  vrurde.     Nie  lUdTig  n 
seiner  Abhandlung   Ditputaiio   critica    de  Q^  Asconü  Pedumi  comwuntank 
(Havniae  1828)  hat  zuerst  die  richtige  Ansidit  angestellt,  und  sie  fiadet 
sich  auch  in  G.  T.  Zumpts  Ausgabe  der  Verrinischen  Reden  p.  2S4.  Des- 
noch  kommen  die  Gelehrten  noch  zuweilen  auf  die  alten  Inthmner  snräck, 
wie  z.  B    in   der  zweiten  OrelUschen  Ausgabe  der  Gesammtwerke  Oiccns 
G.  A.  Jordan  in  der  Stelle  Giceros  die  unhaltbare  Lesart  mdirem  fwmntU- 
nis  suae  ohne  weitere  Erklärung  beibehalten  und  ausserdem  die  ganze  StfUe 
ÜAst  unverständlich  gemacht  hat    Wilmanns  a.  a.  0.  S.  537  hat  die  richtir 
Erklärung  gegeben,  nur  dass  er  den  B^riff  der  subsortitio  noch  nicfat  pa 
genau  festgestellt  hat 

39)  So  nahm  es  früher  Manutius  ao.  Gegen  ihn  trat  Ferratins  epistol 
I,  1  p.  3  in  sehr  verständiger  Auseinandersetzung,  wie  sie  sich  aach  be 
Wilmanns  a.  a.  0.  S.  535  findet,  auf.  In  der  Stelle  bei  Cic  in  Verr.  II 
31,  77,  auf  welche  unsere  Untersuchung  sich  gründet,  haben  alle  Hu^ 
Schriften  de  se  komines,  si  gut  exira  isium  ordinem  nrnt,  quihvt  —  fatmt 
poiettatemy  —  nolunt  iudicare.  Ich  kann  diese  Worte  nicht  für  riekti| 
halten.  Denn  was  soll  heissen  st  qui  $unti  Gab  es  etwa  Wenige  ansser- 
halb  des  Senatorenstandes?  Oder  wurden  Wenige,  ausser  Senatoren,  äuge 
klagt?  Sicherlich  weit  mehr,  die  nicht  Senatoren  waren,  als  Senatom. 
Ich  glaube  deshalb,  es  muss  si,  als  aus  Verdoppelung  des  vorheigebeodes 
Gonsonanten  entstanden,  ausgelassen  werden. 

40)  Die  richtige  Ansicht  über  die  von  Verres  verworfenen  sechs  G^ 
schworenen  sprach  Ferratius  epist  I,  1  p.  3  aus,  die  späteren  Gelehiten 
haben  kleine  Irrthümer  begangen.  G.  T.  Zumpt  de  legibus  iudicOsgue  rept- 
tundarum  p.  45  glaubt.  Sex.  Peducaeus,  Q.  Gonsidius,  Q.  Junius  seien  rc« 
Verres  verworfen  worden.  Es  heisst  in  iBezug  auf  sie,  Verres  sei  von  sei* 
nem  Anwalte  gefragt  worden,  weshalb  er  sie  hätte  verwerfen  lassen.  Also 
hatte  sie  Gicero  nicht  verworfen.  Denn  der  Angeklagte  hat  nicht  du 
Recht,  die  Verwerfung  durch  den  Ankläger  zu  hindern:  es  kann  mitiiio 
von  jenem  nicht  heissen ,  er  habe  diesem  erlaubt,  einen  Geschworenen  ZQ 
verwerfen.  Dagegen  ist  der  Ausdruck  Giceros  passend,  wenn  man  an  Ver- 
res* Verhältniss  zu  seinem  Anwalte  Q.  Hortensius  denkt.  Der  Letztere  ver- 
warf  im  Namen  des  Angeklagten,  natürlich  aber  nach  Verabredung  mit 
demselben:  Gicero  also  konnte  sagen,  Verres  habe  zugelassen,  dass  Hor- 
tensius Geschworene  verwarf.  Wilmanns  a.  a.  0.  S.  534  erkannte  dieses 
Irrthum  bei  G.  T.  Zumpt ,  beging  aber  selbst  einen  anderen ,  indem  er  P- 
Galba  ausliess.  An  die  Möglichkeit  eines  unbeschränkten  Verwer^ons^' 
rechtes  der  Senatoren  glaubte  Geib  Römischer  Griminalprocess  S.  909- 

41)  Man  vergleiche  G.  T.  Zumpt  a.  a.  0.  p.  45.  Dagegen  Wilmamis 
a.  a.  0.  S.  539  giebt  keine  Verschiedenheit  der  Richteranzahl  in  Verres' 
und  Oppianicus' Processen  zu:  er  betrachtet  Giceros  Ausdruck :  «beioabedss 
ganze  Richtercollegium ''  als  blosse  rhetorische  Uebertreibnng. 
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42)  Man  sehe  Geib  Römischer  Criminalprocess  S.  361 ,  der  sich  frei, 
lieh  bei  dem  Mangel  an  Beispielen  über  alle  Arten  von  Processen  nur 
unbestimmt  äussert 

43)  Freilich  ist  die  Meinung  der  Gelehrten  jetzt  eine  andere.  Dru- 
mann  Römische  Geschichte  V,  346  nimmt  an,  die  Rede  für  Q.  Roscius  sei 
68  y.  Chr.  gehalten,  folglich  der  Process,  in  dem  C.  Clavius  Richter  war, 
in  die  Zeit  gefallen,  wo  Sullas  Gesetze  aufgehoben  waren  und  in  Folge 
des  Aurelischen  Gesetzes  auch  Römische  Ritter  zum  Amte  des  Richters 
Zutritt  hatten.  Der  Grund  für  diese  Meinung  liegt  indessen  nur  in  der 
Annahme,  dass  das  Amt  der  Richter  in  den  Schwurgerichten  nothwendiger 
Weise  mit  dem  der  Richter  in  Frivatprocessen  verbunden  gewesen  sei: 
einer  Annahme,  welche  durch  keine  Beweise  daigethan  werden  kann  und 
nach  unserer,  auf  bestimmte  Zeugnisse  gestützten  Darstellung  über  die 
Entstehung  der  Schwurgerichte  kaum  noch  Vertheidiger  finden  wird.  In 
den  Ältesten  Zeiten  hatte  allerdings  das  Richteramt,  mochte  es  in  Privat- 
oder in  Griminalprocessen  geführt  werden,  als  ein  einziges  und  als  Aus- 
fluss  der  in  dem  Senate  vereinten  Regierungsgewalt  gegolten;  aber  die 
Gerichte,  die  0.  Gracchus  den  Rittern  übertrug,  nicht  bloss  als  die  Schwur-, 
sondern  überhaupt  als  alle  Gerichte,  folglich  auch  die  Privatgerichte 
zu  verstehen,  ist  durchaus  kein  Grund:  ja  man  kann  bei  solcher  Auf- 
fassung die  Absicht  des  Sempronischen  Gesetzes  nicht  verstehen.  Die 
Gelehrten  Hessen  sich  durch  die  Verhältnisse  der  Kaiserzeit  täuschen ,  in 
denen  die  Privatrichter  aus  der  Richterliste  entnommen  wurden;  aber  da- 
mals war  die  GerichtsverfGusung  von  der  republicanischen  verschieden. 
Gegen  die  Meinung,  dass  Cicero  im  Jahre  68  die  Rede  für  Q.  Roscius  ge- 
halten ,  spricht  entschieden  sein  Ausdruck  adoietcenUa ,  den  er  Ib,  44  von 
seinem  Alter  gebraucht  So  konnte  er  von  sich  kurz  vor  seiner  Prätur 
nicht  sprechen.  Ich  stimme  also  ganz  mit  Ferratius  epist  IV,  2  p.  235 
überein,  der  ausserdem  12,  33  zur  Unterstützung  seiner  Meinung  anführt 
Dort  wird  die  Wohlfeilheit  der  Güter  zu  der  Zeit,  wo  ein  dem  Processe 
vorhergehendes  Abkommen  getroffen  wurde,  erwähnt,  d.  h.  die^Zeit  der 
Snllanischen. Proscription.  Damit  ist  die  Zeit,  in  welcher  die  Veränderung 
mit  den  Privatrichtem  vor  sich  ging,  bestimmt  Dass  in  der  letzten  Zeit 
der  Republik  überhaupt  das  Vorrecht  des  Senates,  die  Privatstreitigkeiten 
zu  entscheiden,  nicht  bestehen  konnte,  sahen,  ohne  auf  die  Einzelheiten 
einzugehen,  andere  Gelehrte  aus  allgemeinen  Gründen  ein,  z.  B.  Keller 
Der  Römische  Civilprocess  S.  45. 

44)  Ich  gebe  hier  die  Ansicht  von  Creib  Geschichte  des  Römischen 
Criminalprocesses  S.  174,  der  allein  sich  auf  eine  Darstellung  des  allge- 
meinen Criminalprocesses  eingelassen  hat  Der  Widerspruch,  der  bei  ihm 
zwischen  seiner  allgemeinen  Ansicht  über  die  Zerstückelung  desselben  und 
dem  Versuche,  trotzdem  für  alle  Processe  gültige  Regeln  aufzustellen 
herrscht,  tritt  noch  auMliger  in  den  Handbüchern  hervor,  z.  B.  bei  Ru- 
dorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  72  flgd.,  wo  gar  kein  Zusammenhang 
zwischen  den  einzelnen  qwiationes  angegeben  und  dennoch  allgemeine  Ge- 
setze über  die  Gerichte  erwähnt  werden. 

45)  Dies  ist  die  Behauptung  von  Th.  Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat 
I  p.  280.  Er  giebt  also  damit  zu,  dass  die  übrigen  Beweise ,  welche  man 
für  das  frühere  Bestehen  eines  Schwurgerichtes  über  Mord  anführte,  unzu- 
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reichend  sind;  ich  bin,  wie  sich  aas  meiner  Darstellnng  II,  1,  55  opd^. 
eben  derselben  Meinnng,  erkenne  aber  freilich  auch  in  der  Inschrift  Ireinn 
Beweis. 

46)  Diese  Idee  hat  gehabt  Th.  Mommsen  in  N.  Jenaer  Lit  Zeftung 
•1843  No.  63,  sie  aber  mehr  angedeutet,  als  ausgeführt  Eine  Shotidw 
Andeutung  hat  G.  T.  Zumpt  De  leg,  iudidhque  rep.  p.  22  gemacht  Eine 
scheinbare  Unterstützung  dieser  Ansicht  findet  sich  bei  Psendo-Asooniiis 
zu  Cic.  in  Verr.  I,  61  p.  201  Orell. ,  wo  es  von  Junius'  Processe  heisst 
Damnato  Oppianico  cum  in  inridia  res  esset  —  ei  princeps  Uiorum  iwfiaai 
damnatut  esset  lumut.  Schon  Sigonius  de  iudtcm  II,  5  p.  349  meiste,  der 
iudex  quaestionts  werde  hier  prince/ts  iudicum  genannt  und  man  könoedies 
von  dem  Obmanne  der  Richter  Verstehen.  Indessen  jenes  sogenannten  Asco- 
nius*  Glaubwürdigkeit  ist  sehr  gering:  er  sagt  auch  nicht,  Janins  sei  der 
pi-inceps  jener  Richter  gewesen,  sondern  nur,  er  sei  zuerst  von  jenen  Bidr 
tern  venutheilt  worden.  So  war  es  bekanntlich:  zuerst  warde  Joniio,  der 
Vorsitzende  des  Gerichtshofes,  später  einzelne  Geschworene  vemitfaeh. 
Deber  die  Stellung  des  iudex  quaestionis  zu  den  Geschworenen  wird  ii 
jenen  Worten  nichts  berichtet. 

47)  Diese  Einwendungen  machte  hauptsächlich  Geib  Rdmiscfaer  Cr- 
minalprocess  S.  189 ;  sie  werden  aber  auch  von  anderen  Gelehrten  aage- 
nommen.    Man  sehe  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  36&. 

48)  Ich  weiss  nicht ,  aus  welchem  Grunde  Madvig  de  Asconio  p.  1^4 
diesen  iudex  quaestionis  nicht  gelten  lassen  wiU.  Er  meint,  Snetons  Worte 
bezögen  sich  auf  das  Richteramt  in  Rabirius'  Processe  (vergl.  Bd.  1, 2, 39f,. 
Dies  ist  aber  unmöglich ;  denn  Appulejus  war  nicht  bei  einer  ProscripdaD 
getödtet  worden  und  der  Process  über  seine  Ermordung  hatte  mit  dn 
Oomelischen  Gesetzen  nichts  zu  thun. 

49)  Diese  Meinung  hatte  Sigonius  de  iudieüs  II,  5  p.  547  ani^s^ätelh 
und  drei  Beispiele  angeführt,  in  Verres'  Processe  als  Prätor  BL'  Adlios 
Glabrio,  als  Untersuchungsrichter  Q.  Gurtius,  in  Oppianicus'  Processe  als 
Prätor  Yerres,  als  Untersuchungsrichter  0.  Junius,  in  Clueotias'  Processe 
als  Prätor  Q.  Naso,  als  Untersuchungsrichter  Q.  Voconius.  Indessen  X. 
Madvig  de  Asconio  Pediano  (Havniae  1828)  p.  128  zeigte,  dass  in  den 
letzten  Processe  Q.  Voconius  Naso  ein  und  dieselbe  Person  ist:  in  Vems 
Processe  war  Q.  Curtius  Untersuchungsrichter  einer  anderen  q^ätt^* 
(S.  oben  Anm.  98),  bei  Oppianicus'  Anklage  war  Verres  städtischer  M- 
tor  und  hatte  als  solcher  mit  der  Ausloosung  der  Richter^  aber  nichts  mit 
der  Leitung  des  Processes  zu  thun,  s.  oben  S.  136.  Veiigl.  Geib  Rfimiseber 
Criminalprocess  S.  189. 

50)  Geib  a.  a.  0.  S.  193  sagt,  nach  der  Natur  der  Sache  liesseo  acb 
nur  zwei  Möglichkeiten  denken:  entweder  seien  die  Untersuchnngsriditer 
vom  Volke  oder  von  den  Prätoren  selbst  gewählt  worden;  er  ent- 
scheidet sich  dann  für  die  zweite  Möglichkeit  Ich  halte  dieselbe  inr 
durchaus  unwahrscheinlich.  Denn  selbständig  ernannten  Consuln,  Prälom 
und  andere  vom  Volke  erwählte  Beamte  nur  solche  Unterbeamte,  für  dereo 
Verhalten/  sie  persönlich  verantwortlich  waren  und  welche  keine  onabbio- 
gige  Thätigkeit  hatten.  Ich  weiss  nicht,  weshalb  Geib  nicht  auch  so  die 
Möglichkeit  einer  Wahl  durch  den  Senat  dachte ,  der  so  hänfig  Richter 
für  die  Entscheidungen  von   Criminalprocessen  ernannt  hat    Madvig  d« 
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Asconio  Pediano  p.  125  nimmt  ohne  Bedenken  an,  die  Untersuchnngsrichter 
seien  vom  Volke  ernannt  worden.  Aber  Gründe  führt  er  nicht  an,  erkennt 
auch  nicht  den  Zasammenhang  derselben  mit  den  früheren  quaetuoret, 

51 1  Am  ausführlichsten  findet  man  diese  Ansicht  dargestellt  von  Geib 
Römischer  Griminalprocess  S.  489  flgd.  Aber  schon  Madvig  de  Asconio 
Pediano  p.  130  hatte  sie  aufgestellt  und  sie  wird  auch  von  Rein  in  Paulys 
Realencyclopädie  IV,  363  und  Anderen  angenommen. 

52)  So  giebt  Mommsen  in  der  Jenaer  Literatur -S^itung  1843  No.  65 
kurz  an,  wo  er  seine  Ansicht  über  die  iudices  quaestionis  mehr  andeutet 
als  ausfuhrt. 

53)  Die  Literatur  über  die  \ud\cet  quaeßtionis  ist,  wie  wir  schon  be- 
merkt, sehr  bedeutend  und  ich  habe  nicht  die  Absicht,  die  Meinungen  der 
einzelnen  Gelehrten  näher  zu  beleuchten;  Einiges  jedoch  ist  unerlässlich. 
Von  nachtheiligem  Einflüsse  war  die  verkehrte  Erklärung,  welche  der  falsche 
Asconius  zu  Gic  in  Verr.  I,  61  extr.  (p.  201  ed.  Grell.)  gab.  Er  spricht 
undeutlich  und  verworren,  kommt  aber  doch  darauf  hinaus,  der  dort  er- 
wähnte Untersuchungsrichter  Q.  Gurtius  sei  eine  Art  dienender  Gehülfe 
des  Prätors  M.*  Acilius  in  der  Leitung  des  Processes  gewesen.  Dies  nahm 
Sigonius  <fe  iudiciis  II,  5  an.  machte  auch  etliche,  jetzt  erkannte,  Versehen; 
aber  er  bemerkte,  der  Untersuchungsrichter  sei  eine  Art  Beamter,  sei  cum 
potesiaie  gewesen,  der  dem  Prätor  Hülfe  geleistet  habe.  Ferratius  epist. 
I,  4  bracht^  zuerst  die  Idee  auf,  der  iudex  quaestionis  habe  immer  auf 
das  Gesetz,  nach  welchem  das  Schwurgericht  gehalten  wurde,  schwören 
müssen,  er  habe  während  seiner  Amtsführung  verklagt  werden  können:  et 
glaubte,  Q.  Gurtius  habe  in  Verres'  Processe  neben  M.'  Acilius  Einiges, 
namentlich  die  »ubsoriitio  besorgt  Dennoch  schreibt  er  dem  Untersuchungs- 
richter in  Abwesenheit  des  Prätors  die  Leitung  des  Processes  zu:  ich  bin 
nicht  im  Stande,  aus  seiner  meist  critischen  Untersuchung  ein  klares  Bild 
zu  gewinnen.  Garatoni  in  seinem  ausführlichen  Excurse  zu  Gic  p.  Gluent. 
53  n.  III  stellt  die  Meinung  auf,  es  seien  jährlich  so  viele  iudices  quaesiio^ 
nis  erwählt  worden  als  es  quaestiones  gab,  sechs  von  ihnen  seien  Gehülfen 
der  Prätoren,  welche  quaestiones  erloost  hatten,  die  übrigen  selbständige 
Leiter  ihrer  Schwurgerichte  gewesen.  Auf  eine  Widerlegung  dieser  An- 
sicht brauchen  wir  nicht  einzugehen.  N.  Madvig  de  Asconio  Pediano  (Hav- 
niae  1828)  p.  121  flgd.  hat  das  Verdienst,  nicht  nur  etliche  Irrthümer 
der  früheren  Gelehrten  aufgedeckt,  sondern  auch  zuerst  alle  Nachrichten 
über  die  iudices  quftesHonum  zusammengestellt  zu  haben ,  ausser  dass  er 
über  die  Inschriften  in  damaliger  Zeit  kein  richtiges  Urtheil  haben  konnte. 
Er  bewies,  dass  in  den  Schwurgerichten  entweder  Prätoren  oder  Unter- 
suchungsrichter den  Vorsitz  hatten.  Den  Grand  der  letzteren  fiand  er 
darin,  dass  es  sowohl  vor  wie  nach  Sulla  mehr  quaestiones  perpetuae  als 
Prätoren  gab:  diejenigen  also,  für  welche  es  keine  Prätoren  gab,  wurden 
Untersuchungsrichtern,  welche  das  Volk  gewählt,  übergeben.  Dieser  An- 
sicht schlössen  sich  Geib  Römischer  Griminalprocess  S.  186,  im  Ganzen 
auch  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  363  an. 

54)  Wie  es  z.  B.  Göttling  Geschichte  der  Römischen  Staatsveilsssung 
S.  470  annimmt,  der  zehn  solcher  quaestiones  perpeiuae  au&ählt,  de  repe- 
tundis ,  maiesiatii ,  de  sicariis  et  veneßcis,  de  parricuüo,  peculatus,  ambitus. 
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de  fitimmw  aduUerinis,  de  faltu,  de  m  pHbliea,  endlich  vielleicht  de  timirtts, 
wenn  diese,  woran  Göttling  zweifelte,  zu  den  mdidit  pubücis  gehörte. 

55)  Die  Gelehrten,  welche  über  die  Vertheilung  der  Schwurgerichte 
unter  die  Prätoren  handeln,  haben  diese  Verschiedenheit  zwischen  d^ 
Gesetzen  und  den  Processen  nicht  beachtet  Z.  B.  Ferratius  epistol  I,  15 
unternimmt  über  diesen  Gegenstand  eine  gelehrte  und  gründliche  Unter- 
suchung. Er  beginnt  p.  62  mit  der  Bemerkung,  A.  Gluentius  sei  wegen 
Giftmord  angeklagt  worden:  in  der  Rede  Ciceros  selbst  aber  (53,  147) 
heisse  es,  M.  Plaetorius  und  0.  Flaminius  hfitten  in  jenem  Jahre  Procease 
über  Mord  geleitet  Ferratius  folgert  daraus  so:  PaM  igitw  diversM  fmue 
Cornelias  leges  de  ticftriis  et  vene/UU^  cum  et  diversne  fuaestionet  foreni^ 
singulae  auiem  quaestioneM  »inguiis  legibus  conftiiuereniur.  Nein,  ÖMi  ist 
nicht  klar.  Die  Behandlung  in  ein  und  demselben  Gesetze  giebt  keinen 
Beweis  für  nur  einen  bestehenden  Gerichtshof  und  zwei  verschiedene  Ge- 
richtshöfe zeugen  nicht  für  zwei  verschiedene  Gesetze. 

56)  Pithoeus  zu  Collatio  Mosair.  ei  ßoman.  legum  I,  3  hielt  es  für 
wahrscheinlich,  dass  über  Mord  und  Vergiftung,  wenngleich  beide  Ver- 
brechen in  einem  einzigen  Gomelischen  Gesetze  behandelt  wurden,  ileanoch 
zwei  verschiedene  Gerichtshöfe  bestanden  und  zwei  verschiedene  Prätoren 
entschieden.  Garatoni  in  seinem  Bxcurse  zu  Cic.  p.  Cluent  53  n.  I  h&lt 
dies  für  sicher.  Aber  als  Grund  fuhren  Beide  nur  diese  Stelle  Ciceroß 
an,  in  der  ein  Vorsitzender  eines  Schwurgerichtes  über  Giftmord,  zwei  von 
Gerichten  über  Mord  erwähnt  werden.  Ausserdem  sprechen  Beide  allge- 
mein, als  ob  diese  Eintheilung  immer  bestanden  hätte.  Meine  Ansicht 
weicht  also  hiervon  bedeutend  ab.  Ich  halte  weder  jene  Eintheilung  für 
dauernd  noch  stütze  ich  sie  auf  die  Giceronische  Stelle,  welche  eine  gani 
andere  Erklärung  verlangt. 

57)  Die  Hauptuntersuchung  hierüber  hat  Garatoni  im  Anschlüsse  an 
Cic.  p.  Cluent  53  gefuhrt  (Cic.  opera  ed.  Neapel.  IV,  486  flgd.),  Ferra- 
tius epist  I,  15  p.  65  hatte  seine  Ansicht  kurz  ausgesprochen,  ebenso 
andere  Gelehrte:  W.  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  VI,  347  stellt  Ver- 
schiedenes zusammen,  ohne  eine  eigene  Meinung  zu  begründen. 

58)  Man  sehe  besonders  Ferratius  epist  I,  7  p.  19,  der  ausführlich 
über  die  Erklärung  der  ganzen  Ciceronischen  Stelle  handelt 

59)  Für  einen  iudex  q^ineHionis  hielt  Q.  Voconius  z.  B.  Garatoni  a.  a.  0. 
p.  493,  aber  er  glaubte  dennoch,  wiewohl  ungern,  an  die  Verschiedenheit 
von  Q.  Voconius  und  Q.  Naso  und  zwar  wegen  falscher  Erklärung  vod 
Cicero  p.  Flacco  21,  50.  Dort  wird  Q,  Naso,  vir  omatunmus,  ^i  praetor 
fuerat,  als  Privatrichter  im  Jahre  61  v.  Chr.  erwähnt:  in  ihm  erkannte 
Garateni  den  Vorsitzenden  des  Processes  gegen  Cluentitts  und  meinte,  er 
sei  Prätor  der  Provinz  Asien  in  jenem  Jahre  gewesen  und  zwar  vor 
L.  Flaccus,  der  dasselbe  62  v.  Chr.  regierte.  Nun  kennen  wir  ans 
Cic.  p.  Flacco  31,  76  die  beiden  nächsten  Vorgänger  von  Flaccoä, 
Naso  müsste  also  höchstens  65  v.  Chr.  in  Asien ,  66  in  Rom  Prätor  g^ 
wesen  sein.  Aber  dadurch  erhält  Garatoni,  da  er  alle  übrigen  von  Cicero 
genannten  Vorsitzenden  for  Prätoren  erklärt  und  wir  ausserdem  noch  i^ 
andere  Prätoren  desselben  Jahres  namentlich  kennen ,  zwar  das  voUstäD- 
dige  Prätoren-Collegium  des  Jahres  66  v.  Chr.,  aber  in  ihm  nur  den  eioeo 
C.  Antonius,  der  Fremdenprätor  gewesen  wäre.    Es  fehlt  der  praeior  «r 
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hamu.  Dafür  erklärt  er  Q.  Naso  nnd  nimmt  neben  ihm  als  iudex  ^nae- 
siioiiu  in  CluentioB'  Processe  jenen  angeblichen  Q.  Voconins  an.  Wir  wer- 
den die  Schwierigkeit,  welche  Garatoni  in  dem  Fehlen  des  städtischen 
Prätors  für  66  v.  Ohr.  erkannte,  später  anf  andere  Weise  heben.  In- 
zwischen hat  Madvig  de  Asconio  Pediano  p.  129  die  Glaubwürdigkeit  von 
Garatonis  Folgerungen  durch  die  Bemerkung  erschüttert,  dass  in  den  Wor- 
ten Giceros  qui  /iraeior  fuerat  keine  Beziehung  auf  einen  Priltor  Asiens, 
sondern  auf  einen  Prätor  überhaupt  liegt,  femer  durch  den  Nachweis,  dass 
Cicero  in  seiner  Rede  für  Cluentius  nur  von  einem  einzigen  Vorsitzenden 
Q.  Voconius  Naso  spricht  Dies  richtige  Ergebniss  wird  jetzt  von  den 
Gelehrten  angenommen,  z.  B.  von  Geib  Römischer  Griminalprocess  S.  189, 
Rein  a.  a.  0.  Aber  Madvig  hält  jenen  Q.  Voconius  Naso  für  einen  iudex 
quaesiioms  und  sein  Beweis  dafür  ist  unzureichend:  er  ist  überdem  auf 
die  Schwierigkeit,  welche  Garatoni  ganz  mit  Grund  in  der  Zahl  der  von 
Cicero  angeblich  genannten  Prätoren  femd,  nicht  eingegangen. 

60)  Dies  thut  Garatoni  in  seinem  Exeurse  p.  493  no.  IX.  Er  f&hlte 
wohl  die  Nothwendigkeit ,  durch  irgend  eine  Art  von  Beweis  darzuthun, 
dass  Q.  Voconius  nur  iudex  quaesiionis  gewesen  sei  und  sah  ein,  dass 
dieser  in  dem  Ausdrucke  selber  nicht  läge. 

61)  Dies  that  Garatoni  a.  a.  0.  S.  497,  der  in  seinen  Ansichten  hin- 
und  herschwankend  alles  Mögliche  versuchte  nnd  dennoch  am  Ende 
fehl  griff. 

62)  Man  sehe  z.  B.  Drumann  Römische  Geschichte  I,  588:  ich 
kenne  keine  abweichende  Ansicht  lieber  G.  Antonius*  Volkstribunat  sehe 
man  Mommsen  im  Corp.  Inscr.  Lat  I  p.  115  und  171.  Gegen  Antonius* 
städtische  Prätur  hat  man  Zweifel  erregt,  weil  sein  CoUege  G.  Aquilius, 
durch  Rechtskunde  ausgezeichnet,  die  Formeln  über  dolus  maUis  angestellt 
haben  soll:  dies,  glaubte  man,  habe  er  als  städtischer  Prätor  gethan.  In- 
dessen ein  Beispiel,  dass  der  städtische  Prätor  zugleich  Criminalrichter 
war,  ist  nicht  bekannt:  viel  eher  konnte  Aquilius,  auch  ohne  städtischer 
Prätor  zu  sein,  jene  Formeln  aufstellen. 

63)  Wir  haben  diejenigen  Fälle  erläutert,  welche  Rein  in  Paulys  Real- 
encyclopädie  VI,  348  anfahrt  und  für  die  er  keine  gehörige  Erklärung  weiss. 
Frühere  Gelehrte  hatten  ebendieselben  an  verschiedenen  Stellen  behandelt, 
namentlich  Ferratius  in  seinen  Briefen. 

64)  Diese  Vermnthungen  sind  von  K.  S.  Zachariae  in  seiner  Mono- 
graphie über  L.  Cornelius  Sulla  als  Grdner  des  Römischen  Freistaates 
(Heidelberg  1834)  II,  35  aufgestellt  und  mehr  geistreich  besprochen  als 
wissenschaftlich  im  Einzelnen  begründet  worden. 

65)  Ueber  die  Verschiedenheit  der  Ueberlieferung  in  Bezug  auf  das 
Aurelische  Gesetz  spricht  auch  Madvig  in  seiner  Abhandlung  De  trUmnis 
aerarOs  (zuerst  1838  herausgegeben,  dann  in  den  Ofßuscuia  acadetniea 
altera  j  Havniae  1842,  p.  242  flgd.)  und  zwar  p.  257.  Er  erkennt  richtig, 
dass  ein  Widersprach  der  Ueberlieferung  nicht  besteht,  urtheilt  aber  den- 
noch zu  streng  über  Vellejus  und  Plutarch.  Wenn  der  letztere  so  sprechen 
soll,  als  ob  die  Senatoren  das  Richteramt  ganz  verloren  hätten,  so  ist  das 
die  von  den  (}elehrten  in  seine  Worte  gelegte  Erklärung:  er  selbst  meint 
nur,  sie  hätten  die  Alleinherrschaft  oder  das  Uebergewicht  in  den  Gerich- 
ten verloren.    Velleios  aber,  der  von  der  gleichen  Vertheihmg  der  Gerichte 
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zwischen  Senat  und  Ritter  spricht,  hat  buchstäblich  Recht,  er  lässt  nur 
die  Aerartribunen  aus.  Die  neueren  Gelehrten  gehen  von  dem  Grundsätze 
aus,  es  müsste  genau  das  Einzelne  berichtet  werden:  die  alten  Geschichts- 
schreiber dagegen  schrieben  nicht  für  Alterthumsforscher  und  wählten 
den  Standpunkt  ihrer  Darstellung  bald  von  diesem,  bald  von  jenem  Ge- 
sichtspunkte. 

66)  Wir  haben  in  der  vorigen  Anmerkung  die  Arbeit  Madvigs,  welcher 
zuerst  richtigere  Ansichteo  über  die  Aerartribunen  aufstellte,  erwähnt 
Weitere  Untersuchungen  stellte  Th.  Mommsen  Die  Römischen  Tribus  (AI- 
tona  1844),  namentlich  S.  44  flgd.  an,  und  wir  werden  Öfters  auf  seine  Er- 
gebnisse einzugehen  haben.  Die  von  uns  erwähnte  Vermuthung  wird  S.  22 
aufgestellt. 

67)  Mommsen  a.  a.  0.  hatte  jene  Vermuthung  über  die  Tribusvor- 
steher  bei  Dionysius  und  die  cumtore»  ivibuum  aufgestellt,  und  zwar,  wie 
es  S.  46  ausdrücklich  heisst,  als  Vermuthung.  Indessen  nahm  sie  Rein  in 
Paulys  Realencyclopädie  VJ,  2093  als  bewiesen  an,  änderte  aber  doch  we- 
sentlich daran.  Er  meint,  einige  der  Tribusvorsteher  {tribum  aerarii)  hät- 
ten sich  immer  mehr  von  ihren  Collegen  gesondert  und  weil  sie  mit  6ei 
Soldzahlung  beschäftigt  waren ,  ihren  alten  Namen  beibehalten ;  die  ande- 
ren hätten  den  Namen  curaioret  iribuum  bekommen.  Dies  lässt  sich  noch 
weniger  mit  Gründen  oder  Zeugnissen  darthun.  Andere  ebenso  unbegrün- 
dete Vermuthungen  über  die  Aerartribunen  findet  man  bei  Rein  a.  a.  0. 
erwähnt 

68)  Dieser  Widerspruch  wird  hervorgehoben  von  Rein  a.  a.  0.  und 
damit  angenommen,  die  Aerartribunen  hätten  nur  von  den  Soldzahlungeo 
ihren  Namen. 

69)  Dass  zu  der  Glasse  der  Aerartribunen  ausschliesslich  ein  bestimm- 
tes Vermögen  gehörte ,  bewies  Madvig  a.  a.  0.  p.  254  und  ich  habe  die 
von  ihm  angeführten  Beweise  und  Zeugnisse  wiedergegeben. 

70)  Madvig  a.  a.  0.  p.  258  hatte  erklärt,  bei  Saturninus'  Aufstände 
hätte  sich  diejenige  Glasse  von  Bürgern  für  den  Senat  erhoben,  wetehe 
jetzt,  d.  h.  zur  Zeit,  wo  Gicero  den  G.  Rabirius  vertheidigte,  63  v.  Chr^ 
Aerartribunen  hiessen :  er  wollte  nicht  anerkennen,  dass  es  schon  vor  dem 
Aurelischen  Gesetze  Aerartribunen  gegeben  habe.  Diese  Erklärung  wird 
von  Mommsen  a.  a.  0.  S.  52  richtig  widerlegt. 

71)  Dionysius  IV,  14  und  15  erwähnt,  wie  wir  in  unserer  DarsteUaog 
bemerkt,  diese  tribuni  avrarii  bei  der  Schilderung  von  Servios  Tullius' 
Gesetzgebung.  Er  hat  von  den  örtlichen  Tribus  gesprochen  und  erwähnt 
dann  die  Unterabtheilungen  und  die  Vorsteher  derselben,  welche  wir 
für  die  tribwu  aerarii  erklären,  eben  weil  sie,  ausser  daas  sie  über- 
haupt die  Aufsicht  über  ihre  Abtheilung  führten,  insbesondere  auch  den 
Tribut  einzuziehen  hatten.  Dionysius  selbst  nennt  sie  an  der  ersten  Stelle 
cpuXdp^ou«  Yj  xiu{jkdpyouc,  an  der  zweiten  Stelle  nur  ctp^ovra«.  An  der  er- 
steren  Stelle  liegt  in  dem  doppelten  Namen  ein  gewisser  Widerspmeb. 
Denn  ;p6Xap^oc  ist  ohne  Zweifel  iribunusf  dagegen  xtufjiafi)roc  entspricht  dem 
späteren  magitier  vici  oder  /tagi.  Die  Stellung  der  letzteren  war  in  der 
späteren  Republik  bekanntlich  eine  sehr  niedrige  und  wurde  um  so  nie- 
^ixifSBTy  je  grösser  die  besitzlose  Menge  in  d^  Stadt  wurde.  Wenn  Diony- 
sius sagt  irUmni  oder  magistri  vieorum,  SO  deutet  er  damit  aeioe  Üont- 
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schiedenheit,  wie  er  sie  nenneD  sollte,  an.  Die  Geschäfte,  welche  er  ihnen 
zuweist,  bestehen  in  der  Feier  der  Opfer,  welche  dte  späteren  maguhi  vi- 
comrn  hatten,  und  in  der  Tbätigkeit  bei  der  Aushebnng  und  der  Einzie- 
hung des  Tributes,  welche  später  fortfielen.  Er  scheint  anzudeuten,  dass 
die  späteren  mtigisiri  vicorum  und  pagorum  aus  den  früheren  iribuni  her- 
vorgegangen sind.  Dies  ist  sehr  glaublich.  Ein  Römisches  Amt,  zumal 
wenn  es  mit  Opfern  verbunden  .war,  hörte  nicht  auf,  aber  es  konnte  seinen 
Charakter,  seinen  Wirkungskreis,  seine  Stellung  ändern.  Eine  solche  Aen- 
derong  musste  mit  den  ursprünglichen  Aerartribunen  eintreten ,  als  ihre 
wichtigsten  Geschäfte,  die  Hälfeleistung  bei  der  Aushebnng,  noch  mehr  als 
die  Einziehung  des  Tributes,  welche  von  Seiten  des  Beamten  einen  Ver- 
mögensnachweis erforderte,  aufhörte.  Eine  andere,  nicht  richtige  Ansicht 
von  der  Stelle  bei  Diooysius  hat  Mommsen  a.  a.  0.  S.  30;  er  musste  sie 
haben,  weil  er  die  tnimm  aerarii  und  curatores  tribuum  für  gleichbedeu- 
tend hält. 

72)  Ich  habe  die  Stelle  Giceros  etwas  ausiuhrlicher  erläutert,  weil  die 
Erklärer  den  Begriff  der  telecti  iuHices  nicht  scharf  genug  auffassen,  we- 
nigstens dieselben  nicht  bestimmt  von  den  für  den  einzelnen  Process  ei^ 
loosten  Richtern  scheiden.  Uebrigens  sehe  ich,  dass  man  in  neuen  Aus- 
gaben Giceros  lecio$  iudices  schreibt,  das  allerdings  in  den  hauptsächlichsten 
Handschriften  steht.  Aber  es  ist  ein  Schreibfehler.  Den  Beweis  dafür 
geben  die  Inschriften,  welche  meist  von  aeUeti,  zuweilen  von  decii,  nie- 
mals von  iecti  iudices  sprechen. 

73)  Fabricius  zur  angeführten  Stelle  Dios  denkt  verkehrter  Weise  an 
die  Quästoren  oder  vielmehr  an  die  gewesenen  Quästoren,  welche  bis  auf 
Augustus  (Suet  Oct.  36)  den  Gerichten  der  Gentumvim  vorstanden.  Als 
ob  die  Letzteren  jemals  etwas  mit  Griminalverbrechen  zu  thun  gehabt 
hätten!  Madvig  de  tribunis  aerariis  p.  245  erkannte  die  Verkehrtheit  die- 
ser Anführung  und  bemerkte  zuerst  die  Wichtigkeit  von  Dios  Nachricht, 
hielt  sie  auch  für  glaublich.  Er  fügte  jedoch  keine  rechte  Erklärung 
hinzu,  sondern  bemerkte  nur,  die  Quästoren  hätten  im  Aerarium  die  Rich- 
terlisten in  ihrer  Obhut  gehabt. 

74)  Diese  Ansicht  ist  von  G.  T.  Zumpt  in  der  schon  Öfters  angeführ- 
ten Abhandlung  De  leyilm*  iudidiMque  repetundarum  p.  56  au%estellt  wor- 
den, aber  freilich  nur  als  Vermutiiung.  Sonst  finde  ich  über  die  Zahl 
der  Geschworenen  nach  dem  Aurelischen  Gesetze  keine  Meinungen  bei  den 
neueren  Gelehrten,  nur  einige  Bemerkungen  bei  Madvig  de  tribunis  aera- 
riis p.  263  und  bei  Göttling  Geschichte  der  Römischen  Staatsverfassung 
S.  477. 

75)  Denn  wenn  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  432  meint,  Procilius 
bei  Cic.  ad  Att  IV,  15,  4  sei  wegen  Mord  vor  Gericht  gestellt  worden, 
so  steht  das  mit  Procilius'  Stande,  der  Volkstribun  gewesen  war,  und  mit 
Giceros  Worten  in  Widerspruch. 

76)  Einige  Bemerkungen  über  die  Zahl  der  Geschworenen  nach  dem 
Aurelischen  Gesetze  macht  Madvig  de  tribunis  aerariis  p.  262.  Er  meint, 
aber  freilich  zweifelnd,  bei  Scaurus'  Processe  seien  der  Aerartribunen  24 
gewesen  und  aus  einer  Art  von  Aberglauben  habe  man  es  so  eingerichtet» 
dass  die  Zahl  der  Richter  aus  einem  Stande  immer  um  eins  geringer  war 
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ab  die  aus  dem  anderen.  Indessen  Madvig  hat  diese  Ansicht  nur  gelegent^ 
lieh  geäussert  und  keine  besondere  Untersuchui^  daraber  angestellt 

77)  Es  findet  sich  noch  eine  Erwähnung  eines  Aurelischen  Gesetses 

bei  Gic.  ad  Q.  fr.  I,  3,  8  lllud  cavelo  (^et  eo  jntio  per  Pomponium  faren^ 
dum  tilti  e$te  iptuin  llorlensium),  ne  ille  rerxuM,  qui  in  te  erat  coUatus,  cum 
aedilUatem  peiebaß,  de  lege  Aurelia,  faUo  ieslimonio  eonfirmeiur.  Man  be- 
zieht diese  Worte,  weil  in  ihnen  auch  von  Q.  Giceros  Bewerbung  um  die 
Aedilität  die  Rede  ist,  auf  ein  Gesetz  über  Amtserschleichung,  gegeben  von 
irgend  einem  unbekannten  Aurelius.  Indessen  ein  solches  wird  niigends 
erwähnt,  zudem  ist  die  Vermathung,  dass  es  über  Amtserschleichung  ge- 
handelt habe,  sehr  unsicher.  Es  kann  eben  so  gut  dies  Aurelische  Gesetz, 
welches  im  Uebrigen  nur  das  Verfahren  im  Schwurgerichte  behandelte, 
gemeint  sein. 

78)  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  706  sagt,  die  Militairtribunen 
L.  Piuarius,  L.  Furius,  Sp.  Postumius  hätten  das  Gesetz  gegeben,  und  man 
pflegt  es  (siehe  z.  B.  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  1,  80)  lex  P'maria 

zu  nennen.     Denn  Livius  a.  a.  0.  sagt   Vicere  lamen  irilntm.  ui  legem  per- 

ferrent.  Indessen  er  versteht  darunter,  wie  Pighius  Annales  I,  179  be- 
m^kt,  nicht  die  Militär- ,  sondern  die  Volkstribunen :  diese  hatten  ein  In- 
teresse daran,  die  patricischen  Militärtribunen  und  die  Patricier  überhaupt 
waren  dagegen.  Man  veiigl.  die  Einleitung  zu  meiner  Ausgabe  von  Cicero 
p.  Murena  (Berol.  1859)  S.  XVIU. 

79)  Aus  Livius*  Ausdrucke  scheint  hervorzugehen,  dass  jeder  Consul 
für  sich  ein  Gesetz  gab;  aber  was  die  Gelehrten  (z.  B.  Rudorff  Römische 
Rechtsgeschichte  I,  80)  über  den  Inhalt  derselben  sagen,  beruht  auf  unbe- 
stimmter Vermuthung.  Der  alte  Gate  soll  eine  Rede  de  amkUu  gehalten 
(Priscian  I  p.  208)  und  ebenfalls  gegen  eine  lex  BaeLia  gesprochen 
(Festus  s.  V.  rogat  p.  282;  Non.  s.  v.  largi  p.  749),  ein  Bäbisches 
Gesetz  überdem  über  die  Zahl  der  Prätoren  gehandelt  haben  (Liv.  XL,  44). 
Diese  Nachrichten  verband  man  und  bezog  sie  auf  das  eine  consularische 
Gesetz  de  amhitu,  ohne  damit  irgend  etwas  for  die  Erkenntniss  desselben 
zu  gewinnen. 

80)  Zuerst  stellte  diese  Meinung  auf  Th.  Mommsen  de  collegüM  ei  so- 
daUciis  Romanorum  p.  44  und  ihm  folgte  S.  H.  Rinkes  de  crnmne  am&t/Ni 
et  de  sodaHcüt  (Lugd.  Bat  1854)  p.  52.  Auch  ich  selber  habe  mich  dieser 
Meinung  angeschlossen  a.  a.  G.  p.  XIX. 

81)  In  der  Einleitung  zur  Rede  Giceros  pro  Murena  p.  XX  habe  ich 
angenommen,  die  Geldstrafe  habe  das  2?2^ache  der  Bestechung  betragen, 
weil  ich  auch  für  Erpressung  diese  Höhe  der  Geldbusse  annahm.  Jetit 
indessen  habe  ich  die  Unsicherheit  dieser  Vermuthung  erkannt,  vergL  oben 
II,  1, 164.  Ich  wage  jedoch  nicht,  über  die  Geldstrafe  bei  Besiedlungen  eine 
Meinung  zu  äussern. 

82)  Dies  ist  die  Ansicht  von  Ferratius  epist  I,  15  p.  66  und  V,  6 
p.  328.  Die  neueren  Gelehrten  haben  sie  indess  nicht  angenommen,  son- 
dern die  Untersuchungen  über  das  Bürgerrecht  als  besonders  für  sich  be- 
stehend betrachtet  Man  sehe  z.  B.  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  782; 
Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  32. 

83)  Man  sehe  Dmmann  Geschichte  Roms  VI,  721 ,  der  aulebct  dieses 
Punkt  erörtert  hat    Nur  eine  Angabe  scheint  vielleicht  mit  der  Annahme, 
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die  Rede  sei  im  Jahre  62  gehalten,  nicht  im  Einklänge  zu  stehen.  Cicero 
sagt  10,24  Noaier  hie  Magnus  ^  qui  cum  vir  tute  foriunam  adaequavit,  nonne 
Theophanem  Mytilenaeum,  tcripiorem  rerum  suarum,  in  contione  militum 
civitate  dontnit?  Hieraus  ^hliesst  Ferratius  epist.  V,  6  p.  328,  die  Rede 
sei  in  Anwesenheit  von  Pompejus  gehalten,  Pompejus  aber  feierte  seinen 
Triumph,  wie  die  Fasten  erweisen,  erst  am  Ende  September  des  Jahres 
61  V.  Chr.  Der  Schlnss  ist  deshalb  nicht  richtig,  weil  Ate  nicht  bloss  von 
Anwesenden,  sondern  überhaupt  von  denen,  welche  dem  Redenden  nahe 
stehen,  gesagt  wird.  Cicero  konnte  also  hie  Magnus  von  Pompejus  sagen, 
auch  wenn  derselbe  damals  viel  besprochen  und  auf  der  Rückkehr  be- 
griffen war. 

84)  Ich  habe  diese  Yermuthung  schon  in  der  Einleitung  zu  meiner 
Ausgabe  der  Rede  Ciceros  pro  Murena  p.  XXXIV  ausgeführt.  Ich  habe 
seitdem  keinen  Grund  gefunden,  von  derselben  abzugehen. 

85)  Ich  habe  dieselbe  schon  zu  Cicero  pro  Murena  p.  XXVIII  und  86 
auseinandergesetzt  und  wiederhole  hier  nur  das  dort  Gesagte. 

86)  Diese  Vermuthung  ging  aus  von  Garatoni  zu  Cic.  p.  Plane.  1.  1. 
und  demgemäss  wurden  die  fehlenden  Worte  in  der  Anmerkung  des  Scho- 
liasten  von  Niebuh r  ergänzt  Seitdem  ist  diese  Meinung  allgemein:  nur 
Geib  Römisches  Criminalrecht  S.  315  ergänzt  quo  Servilius  Glauda  legem 
de  peeuniis  repeiundis  tultt  und  versteht  unter  dem  Servilischen  Gesetze 
dasjenige,  dessen  Bruchstücke  uns  erhalten  sind.  Da  wir  erwiesen,  dass 
dieselben  dem  Acilischen  Gesetze  angehören  und  sich  nicht  auf  Repetun- 
den  ausschliesslich  beziehen,  ist  es  nicht  nöthig,  diese  Ansicht,  die  auch 
aus  anderen  vielfachen  Gründen  verwerflich  ist,  zu  widerlegen.  Sie  wurde 
auch  alsbald  von  Th.  Mommsen  de  collegiis  et  sodaiicm  Romanorum  p.  64 
widerlegt 

87)  Ciceros  Worte  quinquaginta  referret  müssen  diesen  Sinn  haben, 
der  Angeklagte  solle  aus  den  125  vom  Ankläger  angegebenen  Geschwore- 
nen fünfzig  als  Richter  für  den  bevorstehenden  Process  bezeichnen. 
Denn  ganz  verkehrt  war  die  von  Ernesti  und  Garatoni  aufgestellte  An- 
sicht, referre  heisse  „an  Stelle  der  verworfenen  75  Geschworenen  neue  50 
ernennen."  Diese  Emennungsart  der  für  den  Process  bestimmten  Richter 
wäre  für  den  Augeklagten  nicht  hart,  sondern  ihm  sehr  günstig  gewesen: 
dies  könnten  nicht  ediiicii  iudices  heissen :  es  wäre  ein  bei  der  Einsetzung 
eines  Gerichtshofes  überhaupt  unmögliches  Verfahren.  Es  würde  darauf 
hinauskommen,  dass  die  Hälfte  der  Geschworenen  vom  Ankläger,  die  an- 
dere Hälfte  vom  Angeklagten  ernannt  würde:  so  müsste  in  dem  Gesetze 
die  Vorschrift  lauten  und  die  fünf  und  siebenzig  vom  Ankläger  vorgeschla- 
genen Geschworenen,  welche  der  Angeklagte  verwerfen  durfte,  wären  un- 
nutz vorgeschlagen.  Die  Erklärung  entsprang  aus  falscher  Auffassung  des 
Wortes  referre.  Aber  auch  diejenigen,  welche  den  allgemeinen  Sinn  der 
Stelle  richtig   verstehen,   erklären  referre  nicht  richtig.    Es  heisst  weder, 

wie  Orelli  will,    acceplum  referre,    noch,  wie  W^mder,  in  codicem  referre: 

weder  die  eine  noch  die  andere  Bedeutung  hat  es,  wenn  es  allein  steht. 
Bekannt  ist  in  der  Gerichtssprache  der  Ausdruck  ferre  iudicfm  alicui  Je- 
mandem einen  Richter  vorschlagen.  Naturgemäss  sagt  man  von  dem  Geg- 
ner, welchem  ein  solcher  Vorschlag  gemacht  wird,  referre  iu^cem,  sobald 
er  seinerseits  einen  Richter  vorschlfigt,  und  wenn  das  Gesetz  lautet,  dto 
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Gegenvonchlag  «olle  du-  aus  den  nierst  vorgeschlagenen  Richteni  gemacht 
werden,  so  erhält  man  die  for  die  Ciceroniscbe  Stelle  passende  Einricbtoog. 
Cicero  trennt  in  seinen  Worten  die  Thätigkeit  des  Angeklagten  bei  der 
Feststellung  der  Geschworenen  in  zwei  Theile,  in  das  reücere  und  das 
referre,  und  dies  ist  ohne  Zweifel  nicht  unrichtig.  Eigentlich  aber  übt  da* 
Angeklagte  nur  eine  einzige  Thätigkeit  Denn  indem  er  refert ,  übt  er 
zugleich  das  Recht  des  Yerwerfens.  Wahrscheinlich  erhielt  der  Angeklagte 
an  einem  Termine  die  von  dem  Ankläger  angefertigte  Liste  der  von  dem- 
selben vorgeschlagenen  125  Geschworenen  und  brachte  an  dem  folgenden 
Termine  die  von  ihm  gefertigte  Liste  der  ans  jener  erwählten  und  fol^ch 
zum  Richten  bestimmten  fünfzig  Geschworenen  mit  Man  findet  die  ver- 
schiedenen Ansichten  der  Erklärer  zusammengestellt  von  E.  Wunder  in 
seinem  Commentare  zu  Giceros  Rede  pro  Plancio  p.  129. 

88)  Die  Handschrift  hat  euiusmodi  dnisora  habiiare$tiy  woraas  der 
neueste  Herausgeber  Fr.  Hofinann  mit  Benutzung  von  Lambins  Vobesse- 
rung  qm  domi  diiuora  haherent  gemadht  hat  Ich  glaube,  man  darf  kaH- 
iareni  beibehalten:  es  liegt  darin  nicht  nur  das  einmalige  Verweilen  der 
dititores,  sondern  deren  stetiges  Verweilen :  sie  machten  das  Haus  za  ihrem 
Standquartier.  Der  Ausdruck  ist  allerdings  auffiBÜlend,  aber  wohl  zu  recht- 
fertigen. 

89)  Dies  scheint  Drumann  Geschichte  Roms  II,  206  anzun^men:  er 
meint,  Cäsar  als  persönlich  Beleidigter  hätte  klagbar  werden  kOnnea  und 
man  hätte  es  gewünscht:  er  würde  die  Verlegenheit  geendigt  und  in  die 
Volkspartei  einen  Riss  gebracht  haben.  In  den  alten  Schriftetelleni  finde 
ich  keinen  Grund  zu  dieser  Annahme,  ausser  bei  Dio  Cass.  XXXVü,  45, 
der  von  Cäsar  sagt  ^xeivvj  [xh  (KXu>5tu))  ouSiv  ivexcEXsac.  Indessen  dies 
bezieht  sich  nicht  auf  eine  Anklage,  sondern  auf  die  Zeugenaussage,  bei 
der  Cäsar  nicht  gegen  Clodius  auftrat 

90)  Plutarch  Caes.  10  eYpa«j/aro  jxiv  oSv  tov  KXcutiov  th  täv  dijjjLdpjftu» 
daeßcta;  erwähnt  nur  das  zweite  von  Q.  Fufius  gegebene  Gesetz  und  be- 
richtet in  so  fem  ungenau,  als  er  dessen  allgemeine  Bedeutung  nicht  er- 
wähnt: ja  es  möchte  nach  seinen  Worten  scheinen,  als  ob  eine  Klage  vor 
dem  Volke  anhängig  gemacht  worden  sei,  wenn  nicht  die  folgende  Erzäh- 
lung deutlich  auf  ein  Schwurgericht  wiese.  Diese  Ungenauigkeit  ist  ans 
dem  Streben  nach  Kürze  entstanden.  An  der  zweiten  Stelle  Cicero  28, 
die  freilich  eine  Lücke  enthält,  spricht  Plutarch  ähnlich.  Dio  Cassius 
XXXVII,  46  erzählt  gar  nicht  von  dem  Gesetze,  sondern  berichtet  nur 
Einzelheiten  des  Processes.  Daraus  sind  dann  manche  Irrthfimer  der  neue- 
ren Gelehrten  hervorgegangen.  Z.  B.  die  Darstellung  bei  Drumann  Rö- 
mische Geschichte  II,  207  ist  unrichtig,  so  ausfuhrlich  sie  audi  ist  Er  ^aobt, 
der  Senat  sei  bei  dem  ersten  consularischen  Gesetze  nur  von  dem  Wunsche 
geleitet  gewesen,  unerschrockene  und  unbestechliche  Richter  zu  gewinnen, 
erkennt  also  gar  nicht,  was  den  von  Parteileidenschaft  und  persönlichem 
Hasse  eingegebenen  Ausdrucken  Ciceros  zu  Grunde  liegt  Aehnüdi  ist 
die  Anschauung  anderer  Gelehrten.  Der  Beweis,  den  ich  über  den  Unter- 
schied des  consularischen  und  des  tribunicischen  Gesetzes  aus  dem  Be- 
richte Cioeros  geführt,  wird  nicht  erschüttert  durch  die  Worte,  in  denen 
derselbe  ad  Att.  I,  12,  3  von  dem  ersteren  Gesetzesvorsehlage  spricht  Er 
sagt  In  hae  tmma  PUo  amiciiia  P.  Chäii  äucius  opermm  dai,  ui  ea  r^gmUo, 
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quam  ipse  feri  ei  feri  ex  senaiut  consvlto  et  de  reUgione,  antiqueiur ;  aber 
meint  damit  nicht,  das  consularische  Gesetz  habe  den  Titel  de  religione 
geführt,  sondern  nur,  es  habe  iiber  einen  religiösen  Gegenstand  gehandelt 
und  hätte  deshalb  von  dem  Gonsul  mit  grösserer  Scheu  behandelt  werden 
mässen. 

91)  Ich  folge  der  Verbesserang  Halms  ne  dam  aerario  legem  inferri 
liceret,  die  freilich  auch  wenig  hilft.  Denn  ob  das  Niederlegen  im  Aera- 
rium  heimlich  oder  öffentlich  geschah,  machte  wenig  Unterschied.  Man 
vergleiche  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  365. 

92)  Die  erste  Ansicht  wird  ausgesprochen  von  Emesti  in  dem  Index 
Itgum  seiner  Ausgabe  Giceros:  sie  wird  wiederholt  von  Geib  Römisches 
Griminalrecht  S.  310,  nur  dass  er  noch  seine  falschen  Ansichten  über  die 
tubtorittio  einmischt  Die  andere  Ansicht  ist  aufgestellt  von  G.  T.  Zumpt 
de  legibus  iudiciisque  repeiundarvm  p.  59.  Die  übrigen  Gelehrten,  weh^e 
über  das  Vatinische  Gesetz  zu  sprechen  haben,  äussern  sich  sehr  kurz 
und  unbestimmt,  so  W.  Rein  in  Paulys  Realencyclopädie  IV,  1004 ;  Rudorff* 
Römische  Rechtsgeschichte  I,  94;  Drumann  Römische  Geschichte  III,  215. 

93)  Der  Beweis  dafür,  dass  G.  Galvns  diese  Anklage  schon  im  Jahre 
58  V.  Ghr.  unternahm,  liegt  in  dem  Zeugnisse  des  Scholiasten,  das  wur 
angefuhrt  haben.  Die  Gelehrten  sind  uneinig  darüber,  wie  oft  Vatinius 
von  Galvus  angeklagt  worden  ist:  während  einige,  z.  B.  Meyer  Orai  Rom. 
fragm.  ed.  II  p.  474,  eine  dreimalige  Anklage  annehmen,  glaubt  Mommsen 
de  sodaliciis  p.  70  nur  an  eine  zweimalige.  Ich  halte  die  erste  Ansicht 
für  richtig.  Von  der  ersten  Anklage  haben  wir  gesprochen.  Die  zweite 
im  Jahre  56  v.  Ghr.  wird  von  Gicero  in  Vai  4,  10  erwähnt  Duo  sunt 
tempora,  quibus  nosirorum  ctvitifii  tpecteniur  iudicia  de  nobis,  unum  honoris, 
alterum  salutis,  —  De  te  autem  komines  quid  sentiant,  in  honore  experti 
Mumus ,  in  salute  expectamus.  Die  letzten  Worte  gehen ,  wie  Gicero  selbst 
bemerkt,  auf  eine  Anklage  vor  Gericht.  Die  natürliche  Erklärung  ergiebt, 
dass  damit  eine  wirklich  erfolgte  Anklage,  nicht  bloss  eine  Drohung  ge- 
meint ist ;  denn  Gicero  sagt,  er  sei  in  Erwartung,  ob  Vatinius  freigesprochen 
oder  verurtheilt  werden  würde.  Allerdings  spricht  Gie«ro  ad  Q.  fr,  II,  4,  1 
von  einer  blossen  Drohung  Quin  etiam  Paulus  noster  cum  testis  productus 
esset  in  Sestiwn,  conßnnavit  se  nomen  Vatinii  delaturum,  si  Macer  Licinius 
cunctaretur,  et  Macer  a  Sestii  subselliis  surrexit  ac  se  Uli  non  defuturum 
affirmavit,  und  zwar  eben  zur  Zeit  von  Sestius*  Processe,  während  dessen 
bekanntlich  die  inierrogaiio  in  Vaiinium  gehalten  wurde:  ja  Gicero  spricht 
sogar  in  den  vorhergehenden  Worten  Vatinium,  a  quo  palam  oppugnabatur 
(Sesiius),    arbitratu    nostro    concidimus    diis    hominibusque  plaudentibus    von 

dieser  inierrogaiio.  Dennoch  ist  der  Schlnss,  es  habe  eine  Drohung  mit 
einer  Anklage,  nicht  diese  selbst  stattgefunden,  unbegründet.  Gicero  be- 
richtet die  Vorfölle  bei  Sestius'  Processe  nicht  genau  nach  der  Zeitfolge: 
dies  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  er  seinen  Brief  init  der  Nachricht 
von  dessen  Freisprechung  eröffnet  Das  Zeugenverhör  dauerte  mehrere 
Tage:  an  einem  der  ersten  sprach  Paulus  seine  Drohung  aus  und  G.  Ma- 
cer, seinem  Versprechen  getreu,  that  alsbald  die  ersten  Schritte  zu  Vati- 
nius' Anklage,  welche  Gicero  in  seiner  am  Ende  des  Zeugenverhöres  ge- 
haltenen Rede  als  geschehen  erwähnen  konnte.  Ausdrücklich  nennt  sie 
als  geschehen  der  Scholiast  p.  316  adhuc  damnatioms  eius  nuiare  fortunam : 
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reu$  potiuUttus   erat  aceusalore  C.  Licimo  Caho.     Ihn  eines  Intlnnis  n 

beschuldigen ,  dazu  berechtigen  Giceros  briefliche  NachrichteD  nicht  Die 
dritte  Anklage  gegen  Vatinius  fiand  durch  G.  Macer  im  Jahre  54  sba 
Ueber  den  Gegenstand  der  verschiedenen  Anklagen  handeln  wir  nkbt:  es 
kam  zunächst  darauf  an,  diese  selber  richtig  zu  unterscheiden. 

94)  Wir  kennen  von  den  Prätoren  dieses  Jahres  ausser  Hemniiin  wSh 
L.  Domitius  Ahenobarbus,  P.  Lentulus  Grus,  L.  Flavius,  P.  Nigidios  Figo- 
lus,  aber  von  keinem  den  Amtskreis.  Wenn  Pighius  Annales  IIl,  960  ms 
Ascon.  in  Mil.  p.  47  schliessen  will,  L.  Flavius  habe  die  ^uae»^  vuer 
iicarioi  gehabt,  so  beruht  dies  auf  einem  Irrthume.  Wir  wissen  nur,  dm 
G.  Memmius  und  L.  Domitius  den  Gonsul  des  vorigen  Jahres  G.  der 
zu  einer  Untersuchung  vor  dem  Senate  ziehen  wollten  (Soet  Gaes.  & 
und  überhaupt  im  Senate  heftig  gegen  denselben  auftraten ,  trotsdem  d» 
die  regierenden  Gonsuln  denselben  vertheidigten  (Schol.  Bob.  Gic.  p.  29< 
Orell.).  Daraus  kann  man  vielleicht  schliessen,  dass  beide  die  nicht  m 
den  Schwuiigerichten  beschäftigten  Prätoren  waren;  aber  welchen  Ants- 
kreis  jeder  von  ihnen  hatte,  ist  unbekannt.  Pigh.  1.  1.  359  macht  L  Do- 
mitius, andere  G.  Memmius  zum  städtischen  Prätor. 

95)  Einige  richtige  Ideen  über  die  Erklärung  der  Stelle  Gic^os  ood 
die  Anmerkung  des  Scholiasten  finden  sich  bei  W.  Rein  in  Paolys  Realencr- 
clopädie  IV,  365,  namentlich  dass  eine  Anklage  nach  dem  Licinisch-Joi- 
schen  Gesetze  verschieden  war  von  den  anderen  Anklagen.  Die  weitm 
Ausfuhrung  bei  Rein  kann  ich  freilich  nicht  billigen:  er  sucht  zn  bewei- 
sen, dass  die  von  dem  Scholiasten  erwähnten  quaetitoreß  nicht  w^r«* 
quaetiionis  seien  und  dass  es  folglich  nicht  bei  ein  und  demselben  Ge- 
richtshofe einen  Prätor  und  iudicet  qunesiionum  gegeben  habe,  ein  mmütier 
Streit  bei  unberechtigter  Annahme.  Aber  daher  kam  es ,  dass  er  die  Be- 
deutung des  Vatinischen  Gresetzes  verkannte. 

96)  Eine  genügende  Erklärung  von  Giceros  Worten  vermisse  ich  ifl 
den  Ausgaben ,  auch  G.  T.  Zimipt  a.  a.  0.  p.  277  macht  nur  auf  «imb 
Theil  der  Schwierigkeiten  aufoierksam.  Wie  er  cum  altemae  eitUmie*  rt- 
Uctae  sunt  verstanden  hat,  erkennt  man  nicht.    Hotomanns  Erklärung  ^ 

vitateM  dixit  pro  civet,  SensuM  e$t  cum  peiitor  iudices  ex  res  citiiate,  rett 
contra  iudices  ex  aetoris  ciiitate  datot  reiecisset  ist  mir  unverständlicfa. 
Nicht  um  die  Verwerfung  einzelner  Bürger  handelt  es  sich,  sondern  ua 
die  von  Gemeinden.  Denn  der  Senat  irgend  einer  Gemeinde  hatte  ibub«' 
das  Richteramt. 

97)  Zu  Gic.  p.  Place.  6,  13,  wo  von  dem  Julischen  Gesetze  über  £r* 
Pressungen  die  Rede  ist,  heisst  es  bei  dem  Scholiasten:  Legem  Mf^trümoi 

videtur  significare  sive  a  P,  Vatinio  tribuno  piekis  sive  a  Q.  Fufio  CeU»» 
perlatam:  pertinebat  autem  ad  iudirum  reiectionem,  quae  ßebnt  semiHhi* 
legem  Aureliam  ex  tribus  ordinibus,  senalorumj  equitum  Romanorum,  fri^ 
norum  aerariorum.  Diese  Bemerkung  ist  sehr  verkehrt,  wie  überhaupt  der 
ganze  Scholiast  zu  Giceros  Rede  für  Fiaccus  wenig  werth  ist  und  deo 
Scholiasten  zu  den  übrigen  Reden  sehr  nachsteht. 

98)  Frühere  Gelehrte  bezogen  Dies  Nachricht  auf  die  Abstimmung  io 
Volksversammlungen ;  die  richtige  Erklärung  findet  sich  indessen  schon  io 
Orell.  Gnom.  Tüll.  Index  leg.  p.  179.  Vergl.  W.  Rein  in  Paulys  Resl«- 
cydopädie  IV,  972.    Wir  haben  keine  Angaben  über  die  AbstimiBiuig  der 
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eiozelneD  Stände  vor  dem  Fnfischen  Gesetze,  d.  h.  es  konnte  nicht  amt- 
lich festgestellt  werden,  wie  jeder  Stand  gestimmt  hätte.  Dies  schUesst 
indessen  nicht  aus,  dass  man  nicht  auch  früher  schon  ungeföhr  hätte 
wissen  können ,  wie  jeder  Stand  stimmte.  Auf  solche  ungefähre  Angabe 
sind  die  Worte  Ciceros  in  seiner  Rede  in  ioga  Candida  nebst  Asconius' 
Bemerkung  p.  90  zu  beziehen.  Man  darf  aus  der  „Urne  der  Senatoren", 
welche  Asconius  erwähnt,  nicht  schliessen,  dass  dieser  Stand  oder  alle 
Stände  schon  früher  besonders  gestimmt  haben. 

99)  Diese  Lösung  der  in  Ciceros  Erzählung  liegenden  Schwierigkeit 

ist    von    C.  T.  Zumpt   de  legihus  iudic'iistiue  repelunäamm  p.  64    aufgestellt 

worden.  Eine  andere  Lösung  versuchte  Rein  Römisches  Griminalrecht 
S.  626.  Er  meint,  in  dem  Gesetze,  wie  es  Cäsar  zuerst  gab,  seien  die 
triintni,  yraefecii  u.  s.  w.  nicht  genannt  gewesen,  später  aber  durch  Ge- 
richtsgebrauch und  juristische  Auslegung  hineingebracht  worden.  Aber 
ein  solches  Hineinbringen  in  das  Gesetz  selbst  ist  unmöglich,  auch  deuten 
Ciceros  Worte  nicht  auf  später  eingetretene  Veränderung. 

100)  Man  pflegt  auf  dieses  Claudische  Gesetz  noch  eine  andere  Nach- 
richt zu  beziehen.  Sueton  Dom.  9  zählt  unter  den  guten  Regentenhand- 
langen Domitians  auch  die  auf,  er  habe  den  Schreibern  der  Quästoren, 
welche,  zwar  nach  allgemeiner  Sitte,  aber  gegen  das  Clodische  Gesetz, 
Geldgeschäfte  trieben,  Verzeihung  für  die  Vergangenheit  gewährt,  für  die 
Zukunft  also  wieder  dergleichen  Handel  verboten.  Ich  glaube  nicht,  dass 
dieses  Clodische  Gesetz  einen  Theil  jenes  alten  Claudischen,  von  welchem 
Livius  erzählt,  ausmacht.  Es  heisst  das  Clodische  und  diesen  Namen 
darf  man  nicht  auf  jede  von  einem  Claudier  beantragte  Massregel  über- 
tragen. Aber  abgesehen  davon  handelte  das  Gesetz  bei  Livius  nur  von 
Senatoren,  es  war  dem  Senate  unangenehm,  es  sollte  dessen  Würde  er- 
höhen :  es  kann  also  nicht  eine  Bestimmung  enthalten  haben,  welche  Leute 
aus  dem  Volke  traf  und  diesen  einen  vielleicht  zum  Unterhalte  nöthigen 
Erwerbszweig  untersagte.  Sonst  wird  das  Clodische  Gesetz  nicht  erwähnt: 
es  wird  nichts  übrig  bleiben,  als  es  dem  bekannten  P.  Clodius,  dem  Feinde 
Ciceros,  zuzuschreiben.  Unter  seinen  vielen  Massregeln  kann  auch  diese 
wohlthätige  und  der  Menge  des  Volkes  gewiss  angenehme  gewesen  sein: 
sie  wird  nur  deshalb  nicht  erwähnt,  weil  sie  durchaus  zweckmässig  war. 
Wir  besitzen  ein  höchst  merkwürdiges  Bruchstück  eines  Gesetzes  über  die 
Schreiber  und  Unterbeamten  der  städtischen  Quästoren,  im  Corp.  Inscr. 
Lat.  I,  202.  Dasselbe,  wie  es  von  dem  neuesten  Herausgeber  geschieht, 
einem  Gesetze  des  Dictators  Sulla  zuzuschreiben,  dazu  giebt  es  keinen 
Grund.  Mit  gleichem ,  ja  mit  grösserem  Rechte  kann  man  darin  das  Clo- 
dische Gesetz  erkennen,  das  dann  über  die  Wahl  und  Besoldung  der 
quästorischen  Unterbeamten  gehandelt  und  dabei  den  Schreibern  Geldge- 
schäfte verboten  hat. 

101)  So  viel  ich  weiss,  hat  man  bisher  Cäsars  Bestimmungen  über 
die  liberae  le^aiione*  nicht  mit  seinem  Gesetze  über  Erpressungen  in  Ver- 
bindung gesetzt  Man  machte  daraus  ein  eigenes  Gesetz,  so  Emesti  im 
Index  legum  zu  Cicero.  Aber  der  Gegenstand  gehörte  zu  denen,  über  welche 
Cäsar  bei' den  Erpressungen  handeln  musste.  Cicero  sagt  habent,  opinor, 
liberae  legationet  definiium   tempus    lege  luHa,     Er  WUSSte,   dass  davon  in 
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dem  JoliäohpD  Gesetze    die  Rede  war ,    aber  nicht   eeoaa  die  Worte  joA 
BestimmDogen. 

102;  Man  vergleiche  hiermit  die  BemerkojigeD  voo  C.  T.  Znmpt  dt 
leyihus  iu<iicüfq»e  re/tetunJantin  p.  63,  der  die  irrigen  Ansichten  früherer 
Gelehrt/'D  in  di<*ser  Beziehung  widerlegt.  Ich  habe  die  Folgerungen  aus 
den   gleichlautenden  Verboten  der  beiden  Gesetze  noch  weiter  ansgefnhrt 

103;  Ich  hat>e  in  Anm.  100  von  einem  Clodiscbeo  Gesetze  gesprochen. 
welchem  den  Beamten  des  Staatsi^chatzes  Geldgeschäfte  verbot,  also  einen 
verwandten  Gegenstand  behandelte.  Es  beisst  in  allen  Handschriften  das 
CMi»«:he.  Wäre  dies  nicht  der  Fall ,  so  konnte  man  &st  auf  die  Ver- 
muthuijg  kommen ,  es  sei  bei  Sueton  contra  luUam  legem  zu  schreiben. 
Dadurch  i»ürde  man  eine  bestimmte  Nachricht  von  GSsars  Anordnaogea 
über  die  stadtittchen  Beamten  gewinnen. 

104 j  Ich  finde  allerdings  von  den  Gelehrten  Einiges  angeführt,  das 
sich  auf  die  Form  des  Verfahrens  bezieht  C.  T.  Zompt  de  legibus  imdk" 
riisque  repetundarum  p.  60  sagt,  die  Geschworenen  seien  aus  den  drei 
Ständen  des  Aurelischen  Gesetzes  genommen  worden.  Ohne  Zweifel;  aber 
nicht,  weil  dieses  Aurelische  Gesetz  sich  nicht  von  selbst  auf  die  Anklage 
wegen  Erpressung  bezogen  hätte:  Cäsar  handelte  nber  die  Wahl  der  Ge- 
schworenen nicht.  Femer  sagt  Zumpt,  weil  in  dem  Processe  von  BL  Scao- 
ruB  sicbenzig  Richter  das  Urtheil  fällten,  schiene  diese  Zahl  von  OSsar 
far  den  Process  über  Erpressung  bestimmt  und  dabei  noch  nähere  An- 
ordnungen über  die  Vertheilung  dieser  Zahl  unter  die  drei  Stände  ge- 
troffen worden  zu  sein.  Ich  habe  über  diesen  Punkt  früher  S.  20B  ge- 
sprochen und  gezeigt,  dass  nach  dem  Aurelischen  Gesetze  die  gleiche  Zahl 
von  Geschworenen  in  allen  Schwurgerichten  entschied:  Cäsar  hat  darüber 
nichts  verordnet.  Zumpt  nimmt  endlich  auch  an,  die  ttomperendinutio  sei 
von  Cäsar  beibehalten  worden.  Dass  dies  nicht  der  Fall  war,  ist  oben 
S.  211  und  früher  S.  125  gezeigt  worden.  W.  Rein  in  seinem  Griminal- 
rechte  S.  629  führt  noch  andere  processualische  Bestimmungen  des  Juli- 
sehen  Gesetzes  an.  Das  eigentliche  iudicxum,  sagt  er,  und  die  litis  aesti- 
mtUio  seien  in  demselben  noch  von  einander  getrennt  gewesen.  Ein  offen- 
bares Missverständniss :  sie  sind  bei  allen  Processen  immer  getrennt  gewesen 
und  geblieben.  Femer,  es  sei  wieder  bestimmt  worden,  dass  jede  Anklage 
gegen  Provinzialstatthalter  zuerst  an  den  Senat  zu  bringen  sei.  Dies  ge- 
schah vor  C.  Gracchus;  seitdem  die  eigentlichen  Schwurgerichte  eingesetzt 
wurden,  nie.  Rein  verwechselte  Anklagen  mit  den  Wünschen  und  Forde- 
rungen der  Provinzen.  Der  Senat  hatte  die  Aufsicht  über  diese,  konnte 
also  im  Wege  der  Verwaltung  Anordnungen  treffen,  auch  den  Stattbalton 
Aufträge  ertheilen;  aber  Anklagen  gegen  dieselben  fanden  ohne  seine  Ein- 
willigung oder  Befragung  statt  Wenn  Dio  Cass.  XXXIX,  61  bei  den 
Klagen  über  A.  Gabinius,  der  Aegypten  eigenmächtig  bekriegt  hatte,  doi 
Senat  erwähnt,  so  handelte  es  sich  damals  um  ein  ausserordentliches,  vor 
dem  Volke  zu  führendes  Verfahren  und  dass  dabei  eine  Mitwirkung  des 
Senates  eintreten  kann,  ist  natürlich. 

105)  Dio  erste  Ansicht  wurde  von  W.  Rein  Römisches  Criminafarecht 
S.  630  aufgestellt  und  von  ihm  auch  trotz  des  Widerspruches,  weldien 
er  fand,  festgehalten.  Die  zweite  Ansicht  sprach  schon  früher  Lipsios  m 
Tac.  Ann.  XIV,  28  aus:  sie  wurde  angenommen  von  C.  T.  Zumpt  de 
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iudiciuque  repeiundantm  p.  64 ,  auch  kurz  von  Rudorff  Römische  Rechts- 
geschicbte  I,  79.  Eine  ausführlichere  Begründung  und  einen  Vergleich  der 
Strafe  des  Juliseben  Gesetzes  mit  der  der  früheren  vermissen  wir.  Sie 
konnten  nicht  gegeben  werden,  weil  man  den  Charakter  der  früheren  Re- 
petundengesetze  verkannte. 

106)  Und  doch  kann  man  vielleicht  in  den  wenigen  Nachrichten,  welche 
wir  über  denselben  haben,  eine  Bestätigung  der  auf  dem  Verbrechen  der 
Erpressung  stehenden  Strafen  finden.  Die  Verurtheilten  erlitten,  wie  wir 
nachher  zeigen  werden,  Ehrlosigkeit,  wozu  gehörte,  dass  sie  keine  Anklage 
anstellen  durften.  Man  nimmt  an ,  C.  Claudius ,  der  Bruder  des  berüch- 
tigten P.  Clodius,  sei  im  Jahre  ö2,  als  dieser  sein  Bruder  von  Milo  er- 
mordet wurde,  schon  gestorben  gewesen  und  schliesst  dies  aus  Ascon. 
p.  36,  der  erzählt,  nach  dem  Morde  von  P.  Clodius  hätten  seine  beiden 
Neffen  Appius,  die  Söhne  von  C.  Claudius,  der  ein  Bruder  von  Clodius 
gewesen  war,  die  Auslieferung  der  bei  dem  Morde  betheiligten  Sclaven 
verlangt  Die  Worte  sind  folgende:  potiuiateruni  —  familiam  MUoim  — 
exkibendam  duo  adoiescentuli ,  qui  Appii  Clandii  ambo  appellabaniur ^  ^iii 
eranl  C.  Claudxi  fHii,  qui  fraier  fueral  Clodü,  et  ob  id  Uli  patrui  nti  mor~ 
lern,  veiul  nuctore  fralre,  pertequebanlur.    Aus  den  Worten  qui  fraier  fue- 

rat  schliessen  Drumann  Römische  Geschichte  11,  199  und  C.  T.  Zumpt 
de  legibus  iudiciisque  repeiundarum  p.  67,  C.  Claudius  sei  damals  todt  ge- 
wesen. Nicht  richtig.  Auch  P.  Clodias  war  todt  und  auch  deswegen 
konnte  das  Plusquamperfectum  stehen.  Nein,  C.  Claudius  lebte.  Man 
beachte  die  Worte  auctore  fratre,  Sie  bedeuten ,  der  Bruder  des  ermor- 
deten Publius,  eben  jener  C.  Claudius,  forderte  als  nächster  Anverwandter 
das  Recht,  den  Mord  rächen  zu  dürfen.  Aber  er  konnte  es  selbst  nicht 
thun,  weil  er  durch  seine  Verurtheilung  die  Fähigkeit  zu  öffentlicher  An- 
klage verloren  hatte:  statt  seiner  traten  seine  beiden  Söhne  ein.  Aber 
er  musste  leben,  und  zwar  in  Rom,  und  nicht  in  der  Verbannung. 

107)  Ich  führe   nicht   als  unmittelbaren  Beweis  an  Sueton  Caes.  43 

Repeiundarum   cotwiciot    eiiam   ordiue  senaiorio   movii,  welche   Stelle  Z.  B. 

von  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  630  und  Lipsius  zu  Tac.  Ann.  XIV, 
28  angeführt  wird.    Ihre  richtige  Erklärung  findet  sich  bei  C.  T.  Zumpt 

de  legibus  iudiciisque  repelundat-um  p.  41.  Sie  bezieht  sich  nicht  darauf, 
dass  Cäsar  in  seinem  Gesetze  bestimmt  hätte,  die  darnach  Verurtheilten 
sollten  aus  dem  Senate  ausgestossen  werden.  Denn  es  heisst  nicht  damna- 
tos,  sondern  convictos.  Vielmehr  spricht  Sueton  von  denjenigen  Beamten, 
die  in  Privatprocessen  von  Römischen  Bürgern  wegen  Erpressung  belaugt 
waren,  die  das  von  ihnen  unrechtmässiger  Weise  genommene  Geld  zurück- 
gaben. Sie  wurden  eigentlich  gar  nicht  bestraft,  aber  von  Cäsar  ausser- 
ordentlicher Weise  vermöge  der  censorischen,  ihm  übertragenen  Gewalt 
aus  dem  Senate  entfernt  Ein  mittelbarer  Beweis  für  den  Inhalt  des  Juli- 
schen  Gesetzes  liegt  freilich  auch  in  dieser  Nachricht.  Cäsar  verfügte  die 
Ausstossung  aus  dem  Senate,  um  die  gleich  Schuldigen  und  nur  zufälliger 
Weise  nicht  eben  so  Bestraften  den  nach  seinem  Gesetze  Verurtheilten 
gleich  zu  stellen. 

108)  Dies  ist  die  Meinung  von  W.  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  680, 
auch  in  Paulys  Realencyclopädie  VI,  452,  C.  T.  Zumpt  de  legibus  iiudiciit^ 
que  repeiundarum  p.  66,  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  79  und  ad 
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legem  Aciliam  de  pecuniis  repeiundis  p.  499.  Als  Beweise  werden  bald  i» 
eine,  bald  die  andere  der  von  uns  berücksichtigten  Stellen  angeführt  Bd 
eben  denselben  Gelehrten  möge  man  auch  die  bisherige  Ansicht  ober  dk 
Belohnung  der  Ankläger  nachsehen:  sie  gründet  sich  auf  die  Gleichiitif- 
keit  des  Julischen  und  der  früheren  Gesetze,  z.  B.  des  Acilischen  usdSer- 
yilischen.    Ich  habe  die  Verschiedenheit  dieser  Gesetze  erwiesen. 

109)  So  meint  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  94,  ohne  jtkA 
Beweise  anzuführen  oder  anfuhren  zu  können.  Er  meint  auch,  ea  w 
von  Pompejus  ein  höherer  Census  bestimmt  worden.  Dies  darf  man  ass 
Asconius'  Worten  ex  amplinimo  censu  nicht  schliessen.  Auch  DnuBasi 
Römische  Geschichte  IV,  519  hat  ähnliche  Ansichten  über  dies  Gcseo. 
welche  er  eben  so  wenig  begründet:  er  sucht  überall  nur  zu  zeigen,  das^ 
Pompejus  nach  der  Alleinherrschaft  gestrebt  habe. 

110)  Man  sehe  z.  B.   die  ausführlichen  Erörterungen    bei  Solonaoc 

Pereira  de  parricidü  crimine  II,  3    ( Olio  thesaurus  itir.  V  p.    1056)   Und  die 

kurzen  Andeutungen  bei  neueren  Rechtslehrem ,  Wächter  Lehrbuch  dp« 
Römisch -Deutschen  Strafrechts  II,  139,  Heflter  Lehrbuch  des  gemfiDet 
Deutschen  Strafrechts  §  252,  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  457. 

111)  Zum  besonderen  Gegenstande  der  Untersuchung  machten  dieses 
Licinische  Gesetz  E.  Wunder  in  den  Prolegomena  seiner  Ausgabe  von  Ci' 
ccros  Rede  für  Plancius  (Lipsiae  1830)  p.  LXXII  sq.,  Tb.  Mommsen  V« 
collegiu  ei  todaliciit  (Kiliae  1843)  p.  42  sq. ,  S.  IL  Rinkes  du/miaho  it 
crimine  atnbilu»  et  de  sodaiiciit  (Lugduni  Bat   1854)  p.  141  flgd.    Ich  habe 

dieselben  gewissenhaft  benutzt,  wenn  auch  nicht  in  allen  Einzelheiten  die 
Verschiedenheit  der  Ansichten  angegeben. 

112)  Sie  ist  zuerst  aufgestellt  worden  von  Mommsen  a.  a.  O.  and  wiid 
jetzt  im  Allgemeinen  angenommen,  so  von  Rein  Römisches  Criminalrecht 
S.  714.  Einiges  dagegen  hat  erinnert  Rinkes  a  a.  0.,  aber  seine  Dar- 
stellung entbehrt  der  Klarheit,  so  dass  man  sie  nicht  recht  benutieo 
kann. 

113)  Wunder  a.  a  0.  p,  LXXIII  schliesst  aus  diesen  Worten  Ciceros. 
Crassus  habe  wohl  auch  Gesetze  über  ambitus  im  engeren  Sinne  gegebeo- 
Von  solchen  Gesetzen  findet  sich  indessen  keine  Spur  und  Mommsen 
a  a.  0.  p.  43  beweist,  dass  auch  in  Ciceros  Worten  kein  Grund  zu  soicber 
Vermuthung  liegt 

114)  Die  Zusammengehörigkeit  des  Senatsbeschlusses  und  des  Gesetzes 
leugnete  Mommsen  a.  a  0.  p.  45  aus  den  von  uns  angeführten  GröBdeo. 
Seine  Beweisführung  bewegt  sich  im  Kreise.  Er  sagt  Sctum  omuet  f» 
verum  novarvm  moHendarum  causa  coissent^  Ua  reot  feciiy  si  non  di*ca*^' 

teni  tempesiive  Dies  sagt  der  Bericht  über  den  Senatsbeschlnss  bei  Ci- 
cero nicht.  Er  handelt  nach  ihm  über  alle  möglichen  sodaliiates  und  di- 
curiat't.  Die  Bestimmung  über  die  Strafe  wird  auch  nur  als  eine  von 
mehrereo  angeführt.  Das  Licinische  Gesetz  soll  sich  nur  auf  amh^iva  ainl 
nur  auf  die  Bewerber  beziehen.  Dies  lässt  sich  nicht  erweisen.  Mommseo 
nimmt  seine  Behauptungen  von  dem  Inhalte  des  Senatsbeschlusses  qb^ 
des  Gesetzes  als  erwiesen  an,  schliesst  aus  den  Behauptungen  auf  die  Fer- 
schiedenbeit  beider  und  beweist  endlich  aus  dieser  Verschiedenheit  vieder 
den  Inhalt 
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115)  Man  vergleiche  die  Erläuterangen  von  Mommsen  a.  a.  0.  S.  47  flgd., 
wo  die  in  der  Natur  der  Sache  Hegende  Veranlhssung  erwähnt  wird. 

116)  Wunder  a.  a.  0.  p.  LXXX  neigt  zu  der  Annahme,  die  Verban- 
nung sei  zehnjährig  gewesen  und  die  Gefährlichkeit  des  Verbrechens  werde 
nur  durch  die  Schärfe  des  Verfahrens  angedeutet  Dies  ist  eine  nicht 
richtige  Ansicht:  bei  grosseren  Verbrechen  ist  grössere  Strafe  und  grossere 
SorgfiEÜt  in  der  Auffindung  derselben  vereint.  Auch  Mommsen  a.  a.  0. 
p.  70  giebt  die  Möglichkeit  nur  zehnjähriger  Verbannung  zu,  fugt  aber 
auch  Geldstrafe  hinzu. 

117)  Man  sehe  die  überzeugende  Auseinandersetzung  bei  Wunder  a.  a  0. 
p.  LXXV  und  Mommsen  p.  53,  der  zwar  die  Unzulänglichkeit  der  Nach- 
richt des  Scholiasten  erkennt,  dennoch  aber  demselben  ein  bedeutendes 
Gewicht  beilegt  und  ihm  namentlich  die  Ansicht  entlehnt,  dass  die  Can- 
didaten  allein  von  dem  Licinischen  Gesetze  betroffen  worden  seien. 

118)  Man  findet  das  Nähere  ausführlich  dargestellt  bei  Mommsen 
a.  a.  0.  S.  73  flgd.  Das  Hanptergebniss  aus  Mommsens  Untersuchungen 
kann  ich  nicht  annehmen.  Er  scheint  mir  darin  Unrecht  zu  haben,  dass 
er  die  Genossenschaften  nur  auf  die  Wahlen  bezieht.  Er  sagt  femer 
p.  60,  Cicero  erwähne  als  Verbrechen  nur  die  Tribusgenossen  verzeichnen 
und  in  Decurien  abtheilen,  der  Scholiast  dagegen,  eine  Genossenschaft  bil- 
den zur  Bestechung  der  Tribus:  beides  sei  zu  verbinden  Die  Eintheilung 
in  Decurien  und  das  Sammeln  von  Theilnehmem  geschähe  am  leichtesten 
durch  eine  Genossenschaft.  Ganz  richtig  bemerkt  'er  einen  Unterschied 
zwischen  sodaliiaut  und  decuriati;  aber  er  urtheilt  über  jene  doch  nicht 
richtig,  wenn  er  darunter  Vereine  unter  den  vornehmsten  Bürgern ,  den 
Bewerbern  um  Ehrenstellen,  versteht.  Wenngleich  ich  die  von  ihm  ange- 
stellten Bemerkungen  dankbar  benutzt  habe,  habe  ich  doch  in  den  meisten 
Punkten  mich  seiner  Erklärung  nicht  anschliessen  können. 

119)  Die  Meinungen  der  älteren  Gelehrten,  wie  Sigonius  undManutius, 
enthielten  manches  Irrige.  Zuerst  stellte  richtigere  Ansichten  auf  Ed.  Wun- 
der in  der  Vorrede  seiner  Ausgabe  der  Rede  Giceros  für  Cn.  Plancius 
p.  LXXVI  sq.,  jedoch  noch  mit  solcher  Unsicherheit,  dass  er  in  dem  Oom- 
mentare  p.  127  einen  Theil  derselben  zu  verbessern  hatte.  Später  sprach 
über  denselben  Gegenstand  Th.  Mommsen  a.  a.  0.  p.  61,  nach  ihm  Rin- 
kes a.  a.  0.  p.  150,  ohne  Besonderes  vorzubringen.  Geib  Römischer  Ori- 
minalprocess  S.  314,  der  Mommsens  Arbeit  noch  nicht  kannte,  suchte  dennoch 
Einiges  richtiger  darzustellen.  Alle  diese  Erörterungen  haben  indess  den 
Mangel,  dass  sie  die  durch  das  Pompejische  Richtergesetz  eingeführte  Ver- 
ändeping  in  der  Aufstellung  der  jährlichen  Richterliste  nicht  in  den  Kreis 
ihrer  Betrachtung  ziehen,  und  doch  deutet  Cicero  die  Verbindung,  welche 
zwischen  dem  Verfahren  des  Licinischen  Gesetzes  und  dem  Pompejischen 
Gesetze  bestand,  deutlich  an. 

120)  Die  in  der  jährlichen  Liste  enthaltenen  Richter  hiessen  bekannt- 
lich selecti.  Dass  die  far  den  einzelnen  Fall  erwählten  Richter  delecti 
hiessen,  beweist  Mommsen  a.  a.  0.  p.  65  mit  einigen  Stellen  Ciceros, 
p.  S.  Rose.  3,  8  qui  e  civitale  in  senatum  propler  dignitatem,  ex  tenaiu  in  hoe 
constliuM  deiecU  ettU  propier  $everitaiem;  ibid.  52,  151  ad  eumne  rem  de^ 
leeii  eitii,  ui  eos  eondemnaretis ,  quoM  secioreM  ae  «tcarii  tubuläre  non  po- 
tuuieni?  p.  Mnr.  89,  88  äeUeti  tmpUMtimu  ex  ordimhut  viri;  in  Vat  11,  28 
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quaetiiore  eoruilioque  deleeio ;  p.  Soll.  33,  92  nuliees  —  ah  ocnuaUrikmM 
delecii  ad  tpem  acerbUatis.  Nach  den  UotersuchuDgen  Hommsens  hitte 
man  annehmen  dürfen,  dass  die  Wahl  der  Richter  in  dem  Processe  aber 
Genossenschaften  von  den  Gelehrten  richtig  erkannt  würde.  DeDooch  be- 
gegnet man  noch  vielen  Schwankungen.  So  hält  es  W.  Rein  in  Panlvs 
Realencyclopädie  Yl,  1256  für  noch  fraglich,  ob  unter  den  Tribns  die  po- 
litischen Abtheilungen  des  Volkes  oder  die  der  Ricfaterliste  zu  verstehen 
sind,  und  selbst  Rudorff  Römische  Recht«geschichte  11,  340  spricht  so  un- 
bestimmt, dass  man  den  Mangel  einer  klaren  Erkenntniss  bemerkt.  De^ 
halb  war  es  nothwendig,  eine  ausfuhrliche  Erklärung  des  Ver&hreos  zu 
geben. 

121)  Ich  finde  diesen  Punkt  nirgends  besonders  erwähnt,  man  sehe 
z.  B.  Drumann  Römische  Geschichte  II,  349;  lY,  529.  Er  setxt  stillschwei- 
gend voraus,  dass  nach  der  Wahl  des  einen  Consuls  später  die  Wahles 
der  übrigen  Beamten,  wie  gewöhnlich,  abgehalten  wurden.  Daher  nimmt 
er  denn  auch  an,  dass  wenigstens  ein  Theil  der  von  Asconius  erwfihnten 
Vorsteher  von  Gerichtshöfen  Prätoren  waren.  Wie  wichtig  die  richtige 
Auflassung  von  Pompejus'  drittem  Oonsulate  auch  für  die  politische  Ge- 
schichte ist,  leuchtet  ein. 

122)  Hiernach  wird  man  also  die  Gelehrten,  welche  die  Geschichte 
dieses  Jahres  geschrieben  haben,  berichtigen.  Sie  erkennen  unbedeok- 
lich  in  denen,  welche  Asconius  Quästoren  nennt,  Prätoren,  ja  Pigkitis 
Ann.  III,  411  geht  so  weit,  deshalb  den  Quästor  Favonius  für  verschiedeo 
von  dem  bekannten  Favonius,  dem  Freunde  Catos,  zu  halten.  Dies  weisi 
Drumann  Römische  Geschichte  III,  36  mit  Recht  zurück. 

123)  Wir  haben  eine  ausführliche  Besprechung  des  Pompejisciien  Ge- 
setzes über  Gewaltthat  von  Wächter  im  Neuen  Archiv  des  Criminalieefates 
XIII,  26  flgd.,  dem  sich  Rein  Römisches  Chminalrecht  S.  740  anschliessl 
Beide  erkennen,  dass  Pompejus'  Gesetz  sich  auf  einen  einzelnen  Fall  bezog 
und  vorübergehende  Geltimg  hatte;  sie  heben  aber  dennoch  nicht  genügend 
den  Charakter  desselben  hervor,  wenn  sie  sagen,  es  habe  de  vi  i^aodelt. 
Dies  war  nur  in  so  fern  der  Fall ,  als  sie  jede  Theilnahme  an  den  beson- 
ders angeführten  Thaten  für  vis  erklärten.  Also  nur  uneigentiich  konnte 
Pompejus'  Gesetz  eines  «über  Gewaltthat"  genannt  werden  und  Asconius 
gab  ihm  diesen  Namen  nur  der  Kürze  halber.  Die  anderen  Gesetze  über 
Gewaltthat  wurden  durch  dasselbe  nicht  einen  Augenblick  lang  berühii. 

124)  Drumann  Römische  Geschichte  II,  351  und  Rein  Römisches  Gri- 
minalrecht  S.  718  behaupten,  Pompejus  habe  diese  anfängliche  Bestimmung 
über  das  Zurückgehen  bis  auf  sein  erstes  Gonsulat  später  auf  die  Vor- 
stellung der  Freunde  Cäsars  geändert  und  sein  Gesetz  sei  nur  bis  auf  sein 
zweites  Gonsulat  (55  v.  Chr.)  zurückgegangen.  Ich  finde  durchaus  keinen 
Grund  für  diese  Behauptung:  sie  muss  auf  irgend  einem  Miasverst&ndnisse 
beruhen. 

125)  Ein  eigenes  Pompejisches  Gesetz  de  iudicü*  nahm  an  GL  A.  G. 
Klenze  fragmenia  legis  Sei-viiiae  proleg,  p.  IV  not  5  und  p.  XVI ,  ebenso 
G.  Beier  in  seiner  Ausgabe  von  Gicero  de  officiis  zu  111,  10,  43l  Da  diese 
Meinung  nicht  Beifall  gefunden,  ist  es  nicht  nöthig,  auf  dieselbe  näher 
einzugehen.  Eine  allgemeine  Geltung  des  Pompejischen  Gesetzes  für  das 
Verfahren  in  allen  Schwurgerichten,  ohne   indessen  auf  die  EinselbeiteD 
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D&her  einzugehen,  nehmen  an  N.  Madvig  de  triintm»  aerarüs  p.  6;  Gött- 
ling  Römische  Staatsverfassung  S.  483;  Ed.  Osenbruggen  Ciceros  Rede  für 
Milo,  Einleitung  S.  44;  Rein  Römisches  Criminalrecht  S.  718.  Auch  Ra- 
dorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  S.  88  und  94  erwähnt  Pompejus'  pro- 
cessualische  Bestimmungen  als  allgemein  gültig  und  als  Vorbild  für  die 
Vorschriften  der  Kaiserzeit.  Geib  Römischer  Grimiualprocess  S.  311  er- 
kennt zwar  die  allgemeine  Geltung  des  Pompejischen  Gesetzes  an,  glaubt 
aber,  es  sei  bald  nachher  auf  irgend  eine  Weise  ausser  Gebrauch  gekom- 
men. Eine  solche  Annahme  ist  ungehörig  und  erweckt  die  Idee,  als  ob 
die  Römer  durchaus  nicht  gesetzlich  verfahren  wären,  sondern  nach  Be. 
lieben  Gesetze  beobachtet  oder  nicht  beobachtet  hätten. 

126)  Diese  Stelle  von  Asconius  ist  schon  von  Geib  a.  a.  0.  benutzt 
worden.  Andere  Beweise  ergeben  sich  noch  aus  dem  übrigen  Verehren, 
welches  Pompejus  einführte:  es  ist  nicht  nöthig,  auf  dieselben  hier  näher 
einzugehen.  G.  T.  Zumpt  iie  legibus  iudiciisque  repeiundarum  p.  69  er- 
kennt den  Widerspruch  zwischen  Asconius'  Bemerkung  und  Dio  Gassius' 
Zeugnisse,  glaubt  aber,  der  Letztere  habe  sich  nachlässiger  ausgedrückt: 
Pompejus  habe  in  seinem  Gesetze  überhaupt  nur  die  Processe  über  am- 
biiut  und  vis  behandelt:  erst  in  späterer  Zeit  seien  seine  Einrichtungen  auch 
auf  die  anderen  Processe  übertragen  worden.  Eine  Widerlegung  dieser 
Ansicht  ist  nach  unserer  Eröiierung  annöthig. 

127)  Man  hat  bezweifelt,  ob  Pompejus  die  Richterliste  selbständig 
aufgestellt  oder  sie  durch  Volkswahl  habe  bestätigen  lassen.  Man  ver- 
stand Pomponius'  Ausdruck  proposwi  als  „vorschlagen."  Dass  dies  nicht 
richtig  ist,  hat  Osenbruggen  in  der  Einleitung  seiner  Ausgabe  von  Gicero 
pro  Milone  bewiesen.  Pro/towit  heisst,  er  fertigte  sie  an  und  stellte  sie 
öffentlich  ans.    Man  vergleiche  in  dem  Acilischen  Gesetze  oben  II,  1,  120. 

128)  Manutius  in  seiner  Erklärung  der  Giceronischen  Stelle  schwankte; 
aber  die  neueren  Herausgeber  empfehlen  die  Veränderung  der  handschrift- 
lichen Lesart,  während  Drumann  Römische  Geschichte  II,  364  dreihundert 
als  runde  Zahl  annimmt  Eine  solche  Annahme  wäre  vielleicht  möglich, 
wenn  es  sich  um  Giceros  oder  Gälius'  Worte  handelte:  in  einem  Senats- 
beschlusse  ist  eine  genaue  Bezeichnung  notb wendig. 

129)  Ich  bediene  mich  der  Tafeln,  welche  Leverrier  im  Anhange  zum 
2.  Bande  von  Kaiser  Napoleons  Geschichte  Julius  Gäsars  geliefert  hat,  um 
die  Angaben  nach  altrömischem  Kalender  auf  die  des  verbesserten  Julia- 
nischen zurückzuführen:  sie  sind  in  mancher  Beziehung  richtiger  als  die 
früheren,  von  G.  F.  Korb  im  6.  Bande  der  Ausgabe  Giceros  von  Orelli 
gelieferten.  Freilich  in  der  Berechnung  des  Zwischenraumes  zwischen 
Glodius'  Eimordung  und  Milos  Gerichtstag  stimmen  beide  Tafeln  überein. 
Wir  haben  noch  eine  merkwürdige  Zeitangabe  über  Glodius'  Ermordung. 
Gicero  an  Att  V,  13  schreibt  im  Jahre  51  v  Ghr.,  er  sei  in  Ephesus 
angekommen  am  12.  Juli,  660  Tage  nach  dem  Kampfe  bei  Bovillae,  bei 
dem  GlodiuK  getödtet  wurde.  Diese  Angabe  gehört  mit  zu  denen,  welche 
bei  der  Redaction  des  alten  Römischen  Kalenders  massgebend  sind. 

130)  Sechs  Tage  als  Zeitdauer  des  Processes  gegen  Milo  nimmt  J.  P. 
Brewer  in  seiner  Uebersetzung  von  Giceros  Rede  for  Miio  (Düsseldorf  1830) 
S.  XXX  an:  er  schreibt  demgemäss  bei  Asconius  an  beiden  Stellen  a.  d, 
V  Id.  Aprii,   Seine  Vermuthung  ist  genügend  widerlegt  von  E.  Osenbruggen 
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in  seiner  Ausgabe  S.  32,  der  selber  eine  fönftSgige  l>aner  der  Yerhand- 
luDgeD  annimmt.  Dagegen  Drumann  Römische  Geschichte  II,  366  glaubt 
nur  an  viertägige  Dauer  derselben.  Er  ISsst  einen  Tag  des  Processes  ohne 
besondere  Verhandlungen  verstreichen.  Wir  gehen,  da  wir  Asconius'  Nach- 
richten genau  erklären ,  auf  eine  Widerlegung  entgegenstehender  Ansichten 
nicht  weiter  ein. 

131)  N.  Madvig  (ße  tribun%$  aerarüs  in  Opusc.  Acad.  II,  248)  erkannte 
die  Schwierigkeiten ,  welche  in  der  Anwesenheit  der  Richter  beim  Zeugen- 
verhöre  und  der  nachher  erst  beim  Haupttermine  stattfindenden  Ausloosung 
liegen.  Er  sagt,  es  sei  Vieles  im  Pompejischeu  Gesetze  dunkel  und  un- 
sicher, und  hat  die  ganze  Sache  offenbar  nicht  genauer  untersucht.  Denn, 
wenn  er,  trotzdem  er  die  allgemeine  Bedeutung  des  Pompejischen  Gesetzen 
anerkennt,  dennoch  für  die  Processe  über  Glodius*  Ermordung  eine  eigene, 
von  Pom pejus  aufgestellte  Richterliste  annimmt,  geräth  er  mit  sich  selbst 
in  Widerspruch.  Osenbrfiggen  a.  a.  0.  S.  47  glaubt  ganz  richtig,  der 
Untersuchungsrichter  habe  die  einleitenden  Verhandlungen  mit  einem 
Beirathe  selbstgewählter  Richter,  aber  solcher,  die  in  der  Richterliste  stan- 
den, gefuhrt. 

132)  Die  meisten  neueren  Gelehrten,  wie  Geib  Römischer  Crimioai- 
process  S.  Sil,  Göttling  Geschichte  der  Römischen  Staatsverfassung S. 483, 
Walter  Geschichte  des  Römischen  Rechtes  §  581  übergehen  Ascontus'  Nach- 
richt mit  Stillschweigen.  Nur  Osenbrüggen  zu  Gicero3  Rede  pro  Milone 
S.  24  spricht  über  dieselbe.  Er  nennt  sie  unklar,  giebt  dann  die  enrShnte 
Erklärung,  ist  aber  selbst  mit  derselben  so  wenig  zufrieden,  dass  er  die 
Vermuthung  ausspricht,  es  müsse  vielleicht  dicta  comm  iudieibMt  conßrma- 
rentur  heissen,  eine  Vermuthung,  welche  ebenso  überflüssig  wie  an  sich 
unrichtig  ist  Manutius  hatte  früher  conMignarnU  statt  eonfirmartHt  ver- 
muthet,  ebenfalls  unrichtig.  Denn  es  kam  nicht  auf  das  Ao&eichnen  an, 
sondern  auf  die  Bestätigung,  dass  die  Aufzeichnungen  richtig  wären. 

133)  Die  Erklärung,  welche  die  neueren  Gelehrten  von  pilns  aequare 
gaben,  war  zum  Theil  wunderlich.  Man  meinte,  es  heisse,  die  Urnen 
schütteln,  oder  die  Zahl  der  Loose  gleich  machen;  noch  wunderlicher  sind 
die  Erklärungen  von  Göttling  Geschichte  der  Römischen  Staatsverfessung 
8.  483.  Im  Ganzen  das  Richtige  trifft  Osenbrüggen  in  der  Einleitung  zu 
Cic.  p.  Mil.  p.  24.  Nur  fasst  er  den  Ausdruck  zu  eng.  Ursprunglich 
mochte  er  sich  auf  das  wirkliche  äusserliche  Gleichmachen  beziehen,  wurde 
aber  dann  auch  auf  Anderes,  was  dem  Ziehen  der  Loose  vorbeigehen  musste, 
ausgedehnt. 

134)  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  1,  94  meint,  dieses  Julische 
Gesetz  habe  auch  die  republicanische  Ueberzahl  der  Anwälte  bei  Orimmal- 
Processen  beschränkt  und  beruft  sich  dafür  auf  Ascon.  p.  20  po$i  btlU 
ewilia  ante  legem  iuliam  ad  duodenos  patronos  e»t  pervenlum.    Dies  ist  ein 

Irrthum.     Unter  dem  Julischen  Gesetze  wird  dort  Kaiser  Augostos'  Gesetz 
über  die  Griminal-  und  Givilgerichte  verstanden. 

135)  Die  Meinungen  der  früheren  Gelehrten  findet  man  vollständig 
gesammelt  bei  Rein  Römisches  Griminalrecht  S.  516  and  742.  Mao  ver- 
gleiche damit  Rudorff  Römische  Rechtsgeschichte  I,  88,  85,  91. 

186)  Unter  den  neueren  Gelehrten  ist,  wenn  ich  nicht  irre,  C.  T.  Zumpt 
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de  legihui  wdiciia^ue  repeiundarum  lü,  4  der  Einzige ,  welcher  die  einfocbe 
Wiederherstellung  des  Antonischen  Gesetzes  annimmt  Gründe  fuhrt  er  in- 
dessen  nicht  an.  Die  üeberlieferung  lässt  uns  hier  im  Stiche  und  man 
kann  nur  der  Wahrscheinlichkeit  folgen. 

137)  Drumann  in  seiner  Römischen  Geschichte  I,  116  sagt  nur  wenig 
über  dies  Antonische  Provocationsgesetz ;  dagegen  III,  622  schliesst  er 
aus  demselben,  die  Provocation  sei  vorher  nicht  gestattet  gewesen  und 
meint,  das  Verbot  derselben  sei  vom  Dictator  Cäsar  ausgegangen.  Wäre 
die  letztere  Behauptung  richtig,  so  wäre  Alles,  was  wir  nicht  nur  über 
die  Provocation,  sondern  auch  was  wir  über  die  Schwurgerichte  wissen 
und  hören,  umgestürzt  Bei  den  ziemlich  zahlreichen  Fällen  von  Pro- 
cessen über  Gewaltthat  und  Majestätsverbrechen,  welche  uns  überliefert 
werden,  ist  nie  von  der  Provocation  die  Rede.  Drumanns  Scl^uss  ist 
durchaus  unberechtigt  Ich  benutze  die  Gelegenheit,  wo  ich  zum  letzten 
Male  von  der  Provocation  zu  handeln  habe,  um  eine,  freilich  unbedeutende, 
literarische  Kleinigkeit  nachzuholen.  In  seinem  wenig  eingehenden  Be- 
richte über  den  ersten  Band  meines  Griminalrechtes  im  Philologus  1867 
S.  677  flgd.  tadelt  £.  Herzog  S.  678,  dass  ich  in  I,  1,  88  die  Auffassung 
der  Provocation  als  einer  Begnadigung  abgewiesen  habe,  und  beruft  sich 
auf  einen  Aufsatz  von  ihm  im  Rheinischen  Museum  1859  S.  115,  in  welchem 
er  den  Begriff  der  Begnadigung  in  der  Königszeit  anders  und  richtiger  be- 
gründet habe.  Ich  habe  jenen  Aufsatz  wahrscheinlich  gekannt,  aber  es 
wohl  nicht  der  Mühe  werth  gehalten,  ihn  zu  berücksichtigen.  Jene  Be- 
gründung der  Provocation  unter  den  Königen  in  der  Königszeit  ist  fol- 
gende. Der  alte  Missethäter  Pomponius  de  origine  iuris  1  sagt,  um  die 
Wirksamkeit  der  ersten  Könige  zu  charakterisiren  omnia  manu  a  regibus 
gubernahaniur.  Daraus  macht  Herzog  eine  Manus,  die  man  dem  Staats- 
oberhaupte gegeben  habe.  Diese  „Manus  ist  nicht  bloss  eine  Gewalt,  die 
ausgeübt  werden  darf,  sondern  die  auch  unter  Umständen  ausgeübt  werden 
muss."  „Der  König  ist  genöthigt,  seine  Gewalt  gegen  offene  Verbrechen 
auszuüben:  in  dem  Processe  gegen  den  Horatier,  der  ein  offenes  Ver- 
brechen begangen  hat,  kann  der  König  seine  Gewalt  nicht  ruhen  lassen. 
Um  die  Strafe  nicht  zu  vollstrecken,  bedarf  es  eines  ausdrücklichen  Be- 
Schlusses  der  Corien,  welche  erlauben,  die  Manus,  die  sie  übertragen 
haben,  zu  sistiren.^'  Abgesehen  von  dem  abgeschmackten  Ausdrucke  der 
Manus,  welche  Begründung  der  Provocation  als  Begnadigung  findet  sich 
hierin?  Ich  sehe  nur  eine  weitschweifige  und  nichts  erklärende  Umschrei- 
bung des  gegen  den  Horatier  angewendeten  Verfahrens.  Dass  die  Gewalt 
der  Könige  auf  die  Gonsuln  überging  und  erst  nach  und  nach  geschmälert 
wurde,  dass  trotzdem  der  Begriff  der  Begnadigung,  als  des  Erlasses  einer 
noch  nicht  angetretenen  Strafe,  in  der  ganzen  Republik  unbekannt  ist 
und  erst,  wie  ausdrücklich  überliefert  wird,  Behufs  Uebertragung  an 
Augustus  erfunden  wurde,  weiss  Herzog  nicht.  Mit  einem  unklaren  Be- 
griffe und  einigen  nichtssagenden  Redensarten  glaubt  er  den  wichtigsten 
Grundsatz  des  Römischen  Rechtes  erklärt  zu  haben. 

138)  In  den  gewöhnlichen  Darstellungen  über  das  Verfahren  nach  dem 
Pedischen  Gesetze  finden  sich  mancherlei  Irrthümer.  So  sagt  Drumann 
Römische   Geschichte  I,  339,   die  Richter  seien  nicht  nach  Gäsars,   noch 
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weniger  nach  Antonius'  Gesetze  sasaminengetreten,  sondern  hätten  aas  einer 
nach  Octavians  Wahl  errichteten  Commission  bestanden.  Dies  wird  nir- 
gends berichtet,  sondern  ist  eine  mit  dem  ganzen  Criminalverfahren  der 
damaligen  Zeit  im  stärksten  Widerspruche  stehende  Vennuthnng.  Alle 
Beklagte,  sagt  Drumann,  seien  auf  einen  Tag  vorgeladen  worden.  Dies  ist 
ein  Missverständniss  von  Appian  bell.  civ.  III,  95.  Dieses  und  Aehnliches 
weiter  zu  widerlegen  erschien  nicht  nöthig. 


Drock  von  J*  F.  Stsreke  in  Berlin. 


